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Staatsrat. — Der Staatsrath Ift, wie fchon fein Name fagt, der 
Rath, der in hoͤchſter Inftanz das Wohl und die Intereſſen des Staa» 
tes berathen und für deſſen Wohl forgen und deshalb keinem Staate 
fehlen fol und der That nach fehlen kann; mag fein Name, feine 
Mahl und übrige Organifation fein, welche fie will. Gewöhnlich vers 
fieht man deshalb darunter zunaͤchſt den oberften Verwaltungsrath, 
Minifterrath, als Gegenfag der legislativen Körper und des Cabinets⸗ 
ober Privatrathes des Kürften, - und es verfteht ſich von felbft, daß in 
ſolchem Sinne alle Grunbfäge über die Verantwortlichkeit der Staates 
beamten in ganz befonderem Sinne von biefem oberften Verwaltungs⸗ 
rathe gelten muͤſſen; tie biefes in den meilten Berfaffungen, mit unges 
mwöhnlicher Sorge und Vorſicht aber in den Verfaffungen von Norwe⸗ 
gen und Schweden vorgefehen ift. Eine ganz befondere, hiervon ter 
fentlich verfchiedene, erft der neueren Zeit angehörende und dem ſchon aͤlte⸗ 
ten franzöfifchen Conseil d’etat nachgebildete Erfcheinung ift der neben 
bem oberften Verwaltungs: oder Minifterrathe gewöhnlich aus einer Vers 
einigung beflelben mit den übrigen Chefs der Landesbehörden und fon= 
fligen intelligenteren und erfahrenften Staatsbeamten zufammengefegte, 
in diefer feiner Zufammenfegung aber mehr mandelbare und ber unbes 
dingten Wahl der Regierung anheim gegebene Staats: oder Geheime: 
rath, mie wir folhen in vielen beutfchen Ländern (Preußen, Deffen, 
Baiern u. f. m.) feiner Hauptbefliimmung nad ohne Antheil an ber 
Verwaltung, . lediglich als berathende Behörde und hohen Rath des 
Zürften zu Begutachtung und Vorbereitung wichtiger Fragen der Ges 
fe&gebung und Staatsvermaltung, finden, und mer möchte zweifeln, 
dag für ſolche allein ſchon wichtige Beftimmung bie Vereinigung aller 
Sntelligenzen und Erfahrungen des Landes, und wenn auch nur im 
Sinne der Regierung, hödhft nüglic und weiſe fein könnte! Eine ans 
bere Frage aber ift es, ob es nicht räthlih wäre, die Miffion biefes 
befonderen Staats» oder geheimen Fürftenrathes auch hierauf lediglich, zu 
beſchraͤnken, und die manniofachen, für bie Geſetzgebung und Rechts: 
fprehung fo einflußreichen weiteren Functionen, als entfcheibende und 
in letzter Inſtanz entfcheidende Behörde, momit wir in ben meiften 
Staaten dieſen befonderen Staatsrath betraut finden, wie namentlich 
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a. Stantdreht. — Staatsſchulden. 


‚ in allen Gompetenzconflicten zwiſchen ben Gerichten und Verwaltungs: 
behörden, oder in allen fogenannten Adminiftrativjuftizfadhen (nach der 
Praris- diefer Staaten gemöhnlihd Verwandlung der fiscalifchen, fo wie 
der Privatzehenten und Schanfmeidberechtigungen in Grundrenten, Ent: 
ſchaͤdigungsklagen wegen erlittenen Wildſchadens, Gemeinheitätheilungs- 
fahen, einfchließlich dee erblihen Theilung der Allmenden, Streitigkei⸗ 
ten über Gemarkungsgrenzen u. ſ. m.), hiervon gänzlich zu trennen und 
jene, bie Entiheibung dee Competenzconflicte, der Legislation und für 
dringende Fälle dem ftändigen Ausfchuffe dee Stände, diefe, die Ent 
fheidung in fogenannten Xdminiftrativjuftigfachen, aber den gewöhnlichen 
Gerichten zu übertragen; oder aber, wenn man biefes nicht will, alle 
Sarantieen des Nichteramtes auf die mit folcher ‚wichtigen Miſſion 
betrauten Staatsmänner, was bis jegt in der Negel nicht der Fall, 
volftändig zu übertragen; wie das Eine oder Andere einem möglichft 
volftändigen Staatsorganismus ficher mehr entfprechen würde. 


Bed. 

Staatsrecht, ſ. Staatswiffenfhaft. 

Staatsſchulden. (DBergl. die Artikel „Credit, oͤffentlicher“, 
und, Amortiſation“.) — Die Schuldenmaſſe der heutigen Staaten, zumal 
der reichſten, civiliſirteſten und maͤchtigſten, hat eine in der fruͤheren 
Staatengeſchichte unerhoͤrte Höhe erreicht; es greift dieſes Schuldenwe⸗ 
fen fo tief und nach allen Seiten in bie wirthſchaftlichen und ſittlichen 
Verhältniffe der Völker ein, und übt auf ben Staatshaushalt, die Po: 
litik und die internationalen Beziehungen einen fo. mächtigen Ein 
fluß aus, daß es mit Recht die größte Aufmerkfamkeit des Staatsman⸗ 
nes, des Hiftorikers. und überhaupt jedes denkenden Bürgers in Anſpruch 
nimmt. 

Der Grund, aus welhem bie Schulden der heutigen Staaten zu 
ber enormen Höhe angewachſen find, auf der wir fie finden*), ift ei⸗ 
nestheils hauptſaͤchlich der große Aufwand, den die jegige Kriege 
führung mit ſich bringt, anderntheil® aber der große Credit der 
Staaten, der es ben Regierungen möglih gemacht hat, mit Vermei⸗ 
dung der früheren barbarifchen Bedruͤckung und Beraubung von Feind 
und Freund, und mit vergleichungsweife geringen Koften in Eurzer Zeit 
bie größten Summen auf dem Wege bes freien Vertrags aufzunehmen. 

Allein nicht nur die Noth hat in ber neueren Zeit die Schulden 
der Staaten gefteigert, auch zu nüglihen friedlichen Zweden, zur Er: 


H Engliſche Staateſchuld (1839) . . 793,760,883 Pf. St. 


infen /0 30, 20,000 3 z 
Gefammte Staatsaußgaben . . 651,319,113 = = 
Franzdſiſche Schuld (1840) . . 4,457 Mill. Free. 
Ausgaben des Amortifationsfonde 240 s = 
Geſammte Staatsauszaben , - 1175 ⸗ ⸗ 


Defterreihifche verzinsliche Schuld (nad) 
Schubert) . . . . . cc. 942 Mill. FI. 
Preußiſche Schuld een cc. 147 Mil. Thlr. 


Staatöfchulden. | 5 


bauung von Straßen, Candim, Eifenbahnen, wird immer mehr von 
dem öffentlichen Credit Gebrauch gemacht. 

Die große Macht des Credits der civilifiteren Staaten aber beruht 
theils auf den Reihhthumsfortfchritten der Völker, welche die Mittel für 
bie Anlchen felbft bieten und zum Mindeften für die Möglichkeit der 
Verzinfung ber aufgenommenen Anlehen Buͤrgſchaft leiſten; theils im 
dem geftiegenen Bertrauen der Gapitaliften in den Willen der Regie— 
rungen, die eingegangenen Verbinblichleiten aus Gründen des Rechts 
und der Klugheit zu erfüllen; zum Theil endlich auf der Ausbildung 
bes Verkehrs mit Staatspapieren, ber ben fpeculicenden Geldhändlern 
hohe Gewinnſte in Ausficht flellt, den kleineren Gapitaliften aber ben 
beliebigen Umſatz der Papiere gegen baares Geld erleichtert. 

Obgleich die Schuldenlaft der Stanten eine Thatfache ‚geworden if; 
die ohne bie tiefite Verlegung der Privatrechte und ohne die hoͤchſte 
Schwächung bes Creditd nicht abgefchüttelt werben Tann, fo ziemt es 
fi) doch, die Frage aufzumerfen, ob das Recht es geftatte, eine Schuld, 
welche die lebende Generation contrahirt, die fie ihres Intereffes willen, 
durch ihren Uebermuth ober ihre Schwäche auf den Staat gemwälzt hat, 
den kommenden Geſchlechtern zuzuſchieben? und ferner: ob es klug 
gehandelt ſei, durch Einraͤumung des Rechts, zahlloſe Wechſel auf die 
Zukunft auszuſtellen, die ehrgeizigen Plane von Fuͤrſten oder Miniſtern 
zu unterſtuͤtzen? zu einer endloſen Verlängerung der Voͤlkerconflicte bei⸗ 
zutragen ? 

Diefe Fragen find mehrfady aufgetworfen worden, und felbft ber 
ehrgeizigfte Mann des Jahrhunderts hat die Anficht ausgeſprochen: 
es fei das Schuldenmachen immoralifh und traurig zugleich; es belafte 
zum Voraus die PFünftigen Generationen und opfere der Gegenwart 
das Theuerfte, was die Menfchen haben, das Mohlfein ihrer Kinder; 
ed untergrabe unmerflid das Gebäude der bürgerlichen Gefellfhaft und 
überantworte die eine Generation den Verwuͤnſchungen der künftigen. 
Allein oft zwingt die Macht der Umftände zu Anftrengungen, zu tels 
chen die angefpannteften Kräfte ber Gegenwart nicht hinreichen; oft nd: 
thigt die Waffe, die der Feind feinerfeits mit Schulden fchmiedete, den 
Angegriffenen, zu gleihem Hülfgmittel zu greifen ; oft haͤngt Wohlftand, 
Ehre, Unabhängigkeit eines Volks von der Benugung jenes Hülfsmits 
tels ab. 

So fern überhaupt Zwecke, bie auch ben Fünftigen Generationen. 
zu Gute fommen, nur mit zeftöcender Schwächung des Wohlftands der 
Väter erreicht werben können, fo ft e8 gerecht, auch die Kinder und. 
Enkel, die Erben der Väter, zum Voraus in Anfprud zu nehmen. 
Wie hoch aber im Außerften Fall ein Staat mit Schulden belaftet mer: 
den Eönne, ohne daß ducch fie der Mohlfland an feinen Wurzeln ange- 
griffen wird, läßt fi nicht im Allgemeinen beflimmen. Den Drud, 
den die zur Verzinfung und allmäligen Schuldenabtragung erforderliche 
Steuerlaft in Verbindung mit den übrigen Staatsabgaben auf die 
Steuerpflichtigen für die Zukunft ausüben wird, kann hierüber allein 
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Staatsrath. — Der Staatsrath iſt, wie ſchon ſein Name ſagt, der 
Rath, der in hoͤchſter Inſtanz das Wohl und die Intereſſen des Staa⸗ 
tes berathen und fuͤr deſſen Wohl ſorgen und deshalb keinem Staate 
fehlen ſoll und der That nach fehlen kann; mag ſein Name, ſeine 
Wahl und uͤbrige Organiſation ſein, welche ſie will. Gewoͤhnlich ver⸗ 
ſteht man deshalb darunter zundchft den oberften Verwaltungsrath, 
Minifterrath, als Gegenfag der legislativen Körper und des Cabinets⸗ 
ober Privatrathes des Kürften, - und es verfteht fi von felbft, daß in 
ſolchem Sinne alle Grundfäge über die Verantwortlichkeit der Staat: 
beamten in ganz befonderem Sinne von biefem oberften Vermaltungss 
tathe gelten müflen; wie diefes in den meiften Verfaffungen, mit unges 
wöhnlicher Sorge und Vorſicht aber in den Verfaffungen von Norwe⸗ 
gen und Schweden vorgefehen iſt. Eine ganz befondere, hiervon tver 
fentlich verfchiedene, erft der neueren Zeit angehörende und dem ſchon aͤlte⸗ 
ten franzöfifchen Conseil d’etat nachgebildete Erfcheinung ift der neben 
bem oberfien Verwaltungs⸗ oder Minifterrathe gewoͤhnlich aus einer Vers 
einigung deſſelben mit den übrigen Chefs der Landesbehörden und ſon⸗ 
fligen intelligenteren und erfahrenften Staatsbeamten zufammengefeßte, 
in diefer feinee Zufammenfegung aber mehr mwandelbare und der unbe: 
bingten Wahl der Regierung anheim gegebene Staats- oder Geheime⸗ 
rath, wie wir ſolchen in vielen deutſchen Laͤndern (Preußen, Heſſen, 
Baiern u. ſ. w.) ſeiner Hauptbeſtimmung nach ohne Antheil an der 
Verwaltung, lediglich als berathende Behoͤrde und hohen Rath des 
Fuͤrſten zu Begutachtung und Vorbereitung wichtiger Fragen der Ge⸗ 
ſetgebung und Staatsverwaltung, finden, und wer moͤchte zweifeln, 
daß fuͤr ſolche allein ſchon wichtige Beſtimmung die Vereinigung aller 
Intelligenzen und Erfahrungen des Landes, und wenn auch nur im 
Sinne der Regierung, hoͤchſt nuͤtzlich und weiſe ſein koͤnnte! Eine an⸗ 
dere Frage aber iſt es, ob es nicht raͤthlich waͤre, die Miſſion dieſes 
beſonderen Staats⸗ oder geheimen Fuͤrſtenrathes auch hierauf lediglich zu 
beſchraͤnkẽn, und die mannigfachen, für die Geſetzgebung und Rechts⸗ 
fprehung fo einflußreichen meiteren Sunctionen, als entfcheidende und 
in letzter Inſtanz entfcheidende Behörde, womit wir in ben meiften 
Staaten biefen befonderen Staatsrath betraut finden, „pie namentlich 
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- 


d. 


2Staatsrecht. — Staatsſchulden. 


in allen Competenzconflicten zwiſchen ben Gerichten und Verwaltungs⸗ 
behörden, oder in allen ſogenannten Adminiſtrativjuſtizſachen (nad) der 
Praxis diefer Staaten gemöhnlih Verwandlung der fiscalifchen, fo wie 
der Privatzehenten und Schaafweibberehhtigungen in Grundrenten, Ent⸗ 
ſchaͤdigungsklagen wegen erlittenen Wildfhabens, Gemeinheitstheilungs- 
ſachen, einfchließlich der erblihen Zheilung der Allmenden, Streitigkei- 
ten über Gemarkungsgrenzen u. f. w.), hiervon gänzlich zu trennen und 
jene, bie Enticheidung bee Competenzconflicte, der Kegislation und für 
dringende Fälle dem ftändigen Ausfchuffe der Stände, diefe, bie Ents 
fcheidung in fogenannten Adminiftrativjuftigfachen, aber den gewöhnlichen 
Gerichten zu übertragen; oder aber, wenn man biefes nicht will, alle 
Garantien des Richteramtes auf die mit folher ‚wichtigen Miffion 
betrauten Staatsmänner, mas bis jest in ber Regel nicht ber Fall, 
volftändig zu übertragen; tie das Eine ober Andere einem möglichft 


. vollftändigen Staatsorganismus ficher mehr entfprechen wuͤrde. 


Bed. 
Staatsredht,f. Staatswiffenfhaft. 
Staatsfhulden. (Vergl. die Artikel ‚Credit, öffentlicher”, 
und „Amortifation”.) — Die Schuldenmaffe der heutigen Staaten, zumal 
der reichſten, civilificteften und mädhtigften, hat eine in ber früheren 


* Staatengefchichte unerhörte Höhe erreicht; es greift dieſes Schuldenmes 


fen fo tief und nad) allen Seiten in die wirthſchaftlichen und fittlichen 
Verhältniffe der Völker ein, und übt auf den Staatshaushalt, die Po: 
litik und die internationalen Beziehungen einen fo. mächtigen Ein- 
fluß aus, daß es mit Recht die größte Aufmerkfamfeit des Staateman- 
nes, des Hiftorikers. und überhaupt jedes denkenden Bürgers in Anſpruch 
nimmt. 

Der Grund, aus welchem bie Schulden der heutigen Staaten zu 
dee enormen Höhe angewachſen find, auf der wir fie finden*), ift ei- 
nestheils Hauptfäclich der große Aufwand, den bie jetzige Kriegs 
führung mit ſich bringt, anderntheil® aber der große Credit ber 
Staaten, ber es den Regierungen möglih gemacht hat, mit Vermei⸗ 
dung der früheren barbarifhen Bedruͤckung und Beraubung von Feind 
und Freund, und mit vergleichungsweife geringen Koften in Eurzer Zeit 
die größten Summen auf dem Wege des freien Vertrags aufzunehmen. 

Allein nicht nur die Moth hat in der neueren Zeit die Schulden 
der Staaten gefteigert, auch zu nüglichen friedlichen Zwecken, zur Er: 


‚ *) Englifde Staatsſchuld (1839) . . 793,760,833 Pf. Et. 


Zinſen - ‚720,00 = = 
Gefammte Staatsausgaben . .  51,319,113 s =: 
Franzdſiſche Schuld (1840) . . 4,457 MU. Fres. 
Ausgaben bed Amortifationsfonds 240 ss = 


Geſammte Staatsausgaben . . 1175 = ⸗ 
Oeſterreichiſche verzinsliche Schuld (nach 
bert) . . . . . cc. 942 Mill. FI. 


Schu 
Preußiſche Schub ee cc. 147 Mil. Thlr. 
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bauung von Straßen, Ganaͤlen, Eiſenbahnen, wird immer mehr von 
dem öffentlichen Credit Gebraudy gemacht. 

Die große Macht des Credits der civilifitteren Staaten aber beruht 
theils auf den Reihthumsfortfchritten der Völker, welche die Mittel für 
die Anlehen felbft bieten und zum Mindeſten für die Möglichkeit der 
Verzinfung der aufgenommenen Antehen Bürgfchaft leiſten; theils in 
dem gefliegenen Vertrauen ber Capitaliften in ben Willen der Megies 
rungen, die eingegangenen Werbindlichkeiten aus Gründen des Rechts 
und der Kivgheit zu erfüllen; zum Theil endlich auf der Ausbildung 
Des Verkehrs mit Staatspapieren, ber den fpeculicenden Geldhaͤndlern 
hohe Gewinnſte in Ausfiht ſtellt, den Bleineren Capitaliften aber den 
beliebigen Umſatz der Papiere gegen baares Geld erleichtert. 

Obgleich die Schuldenlaft der Staaten eine Thatfache geworden iſt 
Die ohne die tiefite Verlegung ber Privatrechte und ohne bie höchfte -. 
Schwähung des Credits nicht abgefchüttelt werben kann, fo ziemt es 
ſich doch, die Frage aufzumerfen, ob das Recht es geftatte, eine Schuld, 
welche die lebende Generation contrahirt, die fie ihres Intereffes willen, _ 
durch ihren Uebermuth oder ihre Schwäche auf den Staat gewälzt hat, 
den tommenden Gefchlechtern zuzufchieben? und ferner: ob es klug 
gehandelt fei, durch Einrdumung des Rechts, zahliofe MWechfel auf die 
Zukunft auszuftellen, bie ehrgeizigen Plane von Fürften oder Miniftern 
zu unterflügen? zu einer endlofen Verlängerung der Wölkerconflicte beis 
zutragen ? 

Diefe Fragen find mehrfach aufgeworfen worden, und felbft ber 
ebrgeizigfte Mann bed SFahrhunberts hat die Anficht ausgeſprochen: 
es fei das Schuldenmachen immoralifh und traurig zugleich; es belafte 
zum Woraus die Tünftigen Generationen und opfere der Gegenwart 
das Theuerfte, was die Menfhen haben, das MWohlfein ihrer Kinder; 
es untergrabe unmerklich das Gebäude ber bürgerlichen Gefellfhaft und 
überantiworte die eine Generation den Verwünfchungen der fünftigen. 
Allein oft zwingt die Macht ber Umftände zu Anftrengungen, zu tele 
chen die angefpannteften Kräfte der Gegenwart nicht hinreichen ; oft nd 
thigt die Waffe, die der Feind feinerfeits mit Schulden ſchmiedete, den 
Angegriffenen, zu gleichem Hülfgmittel zu greifen; oft hängt Wohlftand, 
Ehre, Unabhängigkeit eines Volks von der Benusung jenes Hülfsmits 
tels ab. 

So fern überhaupt Zwecke, die auch den Fünftigen Generationen. 
zu Gute fommen, nur mit zeiftörender Schwächung des Wohlftands der 
Väter erreicht werben koͤnnen, fo tft es gerecht, aud die Kinder und. 
Enkel, die Erben der Väter, zum Voraus in Anfprud zu nehmen. 
Wie hoch aber im Außerften Sal ein Staat mit Schulden belaftet wer: 
ben Eönne, ohne daß durch fie der MWohlftand an feinen Wurzeln ange: 
griffen wird, laͤßt fich nicht im Allgemeinen beflimmen. Den Drud, 
den die zur Versinfung und allmäligen Schuldenabtragung erforderliche 
Steuerlaft in Verbindung mit den übrigen Staatsabgaben auf die 
Steuerpflichtigen für die Zukunft ausüben wird, ann hierüber allein 
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Staͤatsrath. — Der Staactsrath iſt, wie ſchon fein Name ſagt, der 
Rath, der in hoͤchſter Inſtanz das Wohl und die Intereſſen des Staa⸗ 
tes berathen und fuͤr deſſen Wohl ſorgen und deshalb keinem Staate 
fehlen ſoll und der That nach fehlen kann; mag ſein Name, ſeine 
Wahl und uͤbrige Organiſation ſein, welche ſie will. Gewoͤhnlich ver⸗ 
ſteht man deshalb darunter zunaͤchſt den oberſten Verwaltungsrath, 
Miniſterrath, als Gegenſatz der legislativen Koͤrper und des Cabinets⸗ 
oder Privatrathes des Fürften,- und es verſteht ſich von ſelbſt, daß in 
folhem Sinne alle Grundfäge über die Verantwortlichkeit der Staats: 
beamten in ganz befonderem Sinne von bdiefem oberften Verwaltungs⸗ 
rathe gelten müflen; wie biefes in ben meiften Verfaffungen, mit unges 
mwöhnlichee Sorge und Vorſicht aber in den Verfaffungen von Norwe⸗ 
gen und Schmweben vorgefehen iſt. ine ganz befondere, hiervon we⸗ 
fentlich verfchiedene, erft der neueren Zeit angehörende und dem ſchon aͤlte⸗ 
ten franzöfifchen Conseil d’etat nachgebildete Erfcheinung ift der neben 
bem obersten Verwaltungs: oder Minifterrathe gewoͤhnlich aus einer Ver: 
einigung beffelben mit ben übrigen Chefs ber Landesbehörden und fon= 
fligen intelligenteren und erfahrenften Staatsbeamten zufammengefeste, 
in diefer feiner Zufammenfegung aber mehr mwandelbare und ber unbe: 
bingten Wahl der Regierung anheim gegebene Staats- oder Geheime: 
rath, wie wir folhen in vielen beutfchen Ländern (Preußen, Heffen, 
Batern u. f. 10.) feinee Hauptbeflimmung nad) ohne Antheil an ber 
Verwaltung, . lediglich als berathende Behörde und hohen Kath des 
Fuͤrſten zu Begutachtung und Vorbereitung wichtiger Fragen der Ges 
feggebung und Staatövermaltung, finden, und wer möchte zweifeln, 
daß für ſolche allein fehon wichtige Beſtimmung bie Vereinigung aller 
Ssntelligenzen und Erfahrungen des Landes, und wenn auch nur im 
Sinne ber Regierung, hböchft nüglich und meife fein könnte! Eine ans 
bere Stage aber ift es, ob es nicht räthlicd wäre, die Miſſion dieſes 
befonderen Staats» oder geheimen Fürftenrathes auch hierauf lediglich zu 
befhränfin, und bie mannigfadhen, für die Gefeßgebung und Rechts 
fprehung fo einflußreichen weiteren Sunctionen, als entfcheidende und 
in letzter Inſtanz entfcheidende Behoͤrde, momit wir in ben meiften 
Staatm diefen befonderen Staatsrath betraut finden, vwie namentlich 
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a. Stantöreht. — Staatsſchulden. 


in allen Competenzconflicten zwifchen den Gerichten und Verwaltungs: 
behoͤrden, oder in allen fogenannten Adminiſtrativjuſtizſachen (nach ber 
Praxis diefer Staaten gewoͤhnlich Verwandlung der fiscalifchen, fo wie 
ber Privatzehenten und Schaafweibberechtigungen in Grundrenten, Ent⸗ 
ſchaͤdigungsklagen wegen erlittenen Wildſchadens, Gemeinheitstheilungs: 
ſachen, einſchließlich der erblihen Zheilung der Allmenden, Streitigkei⸗ 
ten über Gemarkungsgrenzen u. ſ. w.), hiervon gänzlich zu trennen und 
jene, bie Entſcheidung bee Competenzconflicte, der Legislation und für 
dringende Fälle dem ſtaͤndigen Ausfchuffe der Stände, diefe, die Ent 
fheidung in fogenannten Adminiſtrativjuſtizſachen, aber den gewöhnlichen 
Gerichten zu Übertragen; ober aber, wenn man diefes nicht will, alle 
Sarantieen des Richteramtes auf die mit folher ‚wichtigen Miffion 
betrauten Staatsmänner, was bis jest in ber Regel nicht der Fall, 
volftändig zu übertragen; tie das Eine oder Andere einem möglichft 
vollftändigen Staatsorganiemus ficher mehr entfprechen würde. 


Bed. 
Staatsrecht, ſ. Staatswiffenfhaft. 
Staatsſchulden. GVergl. bie Artikel „Credit, oͤffentlicher“, 
und, Amortiſation“.) — Die Schuldenmaſſe der heutigen Staaten, zumal 
der veichften, civilificteften und mädhtigften, bat eine in der früheren 


* Stantengefchichte unerhörte Höhe erreicht; es greift diefes Schuldenme- 


fen fo tief und nad) allen Seiten in die wirthfchaftlihen und fittlichen 
Verhältniffe der Völker ein, und übt auf den Staatshaushalt, die Po: 
litik und bie internationalen Beziehungen einen fo. mächtigen Ein- 
fluß aus, daß es mit Recht die größte Aufmerkfamfeit des Staatsman- 
nes, des Hiftorikers. und überhaupt jedes denkenden Bürgers in Anſpruch 
nimmt. 

Der Grund, aus welchem bie Schulben der heutigen Staaten zu 
der enormen Höhe angewachſen find, auf der wir fie finden*), ift ei⸗ 
nestheild Hauptfählic, der große Aufwand, den die jegige Krieg: 
führung mit fi bringt, anderntheils aber der große Credit ber 
Staaten, der es ben Regierungen möglich gemacht hat, mit Vermei⸗ 
dung der früheren barbarifchen Bebrüdung und Beraubung von Feind 
und Freund, und mit vergleihungsweife geringen Koften in Eurzer Zeit 
die größten Summen auf dem Wege des freien Vertrags aufzunehmen. 

Allein nicht nur die Noth bat in der neueren Zeit bie Schulden 
der Staaten gefteigert, auch zu nüglichen friedlichen Zwecken, zur Er: 


, 9) Englifche Staatsſchuld (1839) . . 793,760,833 Pf. Et. 


Binfen ‚. . 90, / * 2 
Geſammte Staatsausgaben. . 51,319, 118 s = 
Franzdſiſche Schuld (1840) 4,457 Mill. Fres. 
Ausgaben des Amortiſationsfonds 240 s = 
Gefammte Staatsausgaben -. . 1,175 = ⸗ 
Defterreichifche verzineliche Schuld (nach 
Schubert). cc. 942 Mill. Fl. 


Preußiſche Schud. cc. 147 Mil. Thlr. 
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bauung von Straßen, Candim, Eifenbahnen, wird immer mehr von 


dem Öffentlichen Credit Gebraudy gemacht. 


Die große Macht des Credits der civilificteren Staaten aber beruht 
theils auf den Reihthumsfortfchritten der Völker, welche die Mittel für 
die Anlehen felbft bieten und zum Minbeften für die Möglichkeit der 
Verzinfung ber aufgenommenen Antehen Bürgfchaft leiften; theils in 
dem gefliegenen Vertrauen ber Gapitaliften in den Willen der Regie⸗ 
rungen, die eingegangenen Werbindlichleiten aus Gründen des Rechts 
und der Klugheit zu erfüllen; zum Theil endlich auf der Ausbildung 
des Verkehrs mit Staatspapieren, ber ben fpeculicenden Geldhaͤndlern 
hohe Gewinnſte in Ausfiht ftelt, den Bleineren Gapitaliften aber den 
beliebigen Umfag ber Papiere gegen baares Gelb erleichtert. 

Obgleich die Schuldenlaft der Staaten eine Thatfache geworden If; 
bie ohne die tiefite Verlegung der Privatrechte und ohne die höchfte -. 
Schwächung bes Credits nicht abgefchüttelt werben kann, fo ziemt es 
ſich doch, die Frage aufzumerfen, ob das Recht es geftatte, eine Schuld, 
welche bie lebende Generation contrahirt, die fie ihres Intereffes willen, 
durch ihren Uebermuth oder ihre Schwäche auf den Staat gemälzt hat, 
den tommenden Geſchlechtern zuzufchieben? und ferner: ob es ug 
gehandelt fei, durch Einrdumung des Rechts, zahliofe Wechfel auf bie 
Zufmft auszuftellen, die ehrgeizigen Plane von Fürften oder Miniftern 
zu unterflügen? zu einer endlofen Verlängerung der Wölkerconflicte beis 
zutragen ? 

Diefe Fragen find mehrfach aufgeworfen worden, und felbft ber 
ehrgeizigfte Dann bes Jahrhunderts hat die Anficht ausgeſprochen: 
es fei das Schuldenmachen immoraliſch und traurig zugleich; es belafte 
zum Voraus die Fünftigen Generationen und opfere der Gegenwart 
das Theuerfle, was die Menfchen haben, das Mohlfein ihrer Kinder; 
es untergrabe unmerklich da8 Gebäude der bürgerlichen Gejellfhaft und 
überantworte die eine Generation den Verwuͤnſchungen der fünftigen. 
Allein oft zwingt die Macht ber Umftände zu Anftrengungen, zu wel⸗ 
chen die angefpannteften Kräfte der Gegenwart nicht hinreichen ;_ oft nd- 
thigt die Waffe, die ber Feind feinerfeit8 mit Schulden fchmiedete, den 
Angegriffenen, zu gleichem Hülfsmittel zu greifen; oft hangt Wohlftand, 
Ehre, Unabhängigkeit eines Volks von der Benusung jenes Hülfsmits 
tels ab. 

So fern überhaupt Imede, die auch ben Fünftigen Generationen. 
zu Gute fommen, nur mit zeiftörender Schwächung des Wohlftands ber 
Väter erreicht werben können, fo ft es gerecht, auch die Kinder und . 
Enkel, die Erben der Väter, zum Voraus in Anſpruch zu nehmen. 
Wie hoch aber im Außerften Sal ein Staat mit Schulden belaftet wer: 
den koͤnne, ohne daß duch fie der MWohlftand an feinen Wurzeln ange: 
griffen wird, laͤßt fi nicht im Allgemeinen beflimmen. Den Drud, 
den die zur Verzinſung und allmäligen Schuldenabtragung erforderliche 
Steurlaft in Verbindung mit ben übrigen Staatsabgaben auf die 
Steuerpflicgtigen für die Zukunft ausüben wird, kann hierüber allein 
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entſcheiden. Bei der anzuſtellenden Wahrſcheinlichkeitsrechnung darf 
nicht uͤberſehen werden, daß mit der vielleicht zu hoffenden Vermehrung 

der Einkuͤnfte auch die ordentlichen oͤffentlichen Beduͤrfniſſe ſteigen, und 
daß auch der Zukunft Ausgaben warten, die ſie zu außerordentlichen 
Anſtrengungen noͤthigen⸗ 

In der Befuͤrchtung, daß dennoch die Leichtigkeit fuͤr die Regie⸗ 
rungen, ſich des oͤffentlichen Credits zu bedienen, die Geneigtheit der 
Volksvertreter, die Laſten zeitlich zu mildern, und bie Schwierigkeit, 
die Grenzen bes rechten Maßes zu erkennen, zum Mißbrauche führe, 
hat man vorgefchlagen, auch diejenigen Öffentlihen WBebürfniffe, welche 
offenbar nicht ſogleich aus dem bisponibeln Einkommen ber Steuer« 
pflichtigen erhoben werben koͤnnen, body auf diefelben umzulegen, und 
ihnen zu überlaffen, ſich felbft durch Anlehen zu helfen. ebenfalls 
flünde die Vermittelung der Anlehen durch die Gemeinden und Amtes 
corporationen zu Gebote, wodurch menigftens die Regierung ber laͤ⸗ 
fligen Schuldenverwaltung, der unmittelbaren Aufnahme, Verzinſung 
und Abzahlung der Schulden überhoben, die Erhöhung der Staats: 
fteuern für Schuldzwecke vermieden und einem leichtfinnigen Schulden: 
machen größere Schwierigkeiten in ben Weg gelegt werben würden. 


Man hat diefen Vorfdylag mit dem melteren Grunde unterftüßt, 
bag bie Bemühungen der einzelnen Privaten oder Corporationen, ſich 
ihrer Schulden zu entledigen, zu größeren Anftrengungen und größerer 
. Sparfamfeit und damit zu rafcherer Abtragung der Schulden führen 
würde, - 


Allein eine kurze Betrachtung überzeugt von ber Unhaltbarkeit def- 
feiben. 

Es ift unmöglich, die Steuern völlig gleichmäßig, ſei e8 nach dem 
Vermögen oder Einkommen, auf die Steuerpflichtigen zu vertheilen; 
denn eine genaue Kenntniß ihres Vermögens oder Einfommens zu er: 
langen, ift die Regierung nicht im Stande. Sind die Steuern mäßig, 
fo übt auch einige Ungleichheit ber Laſten einen geringen Drud aus; 
je mehr aber ihr Betrag ftelgt, deſto mehr fleigt die Härte ber Un: 
gleichheit, defto fchreiender wird die Verlegung bes Rechts, deſto zerſtoͤ⸗ 
render wirft die Abgabe auf Induſtrie und Wohlſtand. Man vermeif't 
bie Einzelnen auf ihren Privateredit. Wie ungleich ift aber diefer Cre⸗ 
bit? wie ungleich würde die Laft der Abgaben ſchon durch jene Verfchie: 
denheit des Credits vertheilt werben? Der zum Voraus in übler Vers 
mögenslage DBefindlihe würde boppelt hart auch hierdurch getroffen. 
Wie fehr endlich würde ber Gelbbedarf und die Nachfrage von taufend 
einzelnen Privatperfonen, befonders während öffentliche Galamitäten den 
Gapitalmarkt ftören, den Zinsfuß im die Höhe treiben? Die Lage ber 
Sache würde durch die Uebermälzung der Schulden auf die einzelnen 
‚Gemeinden etwas geändert. Allein auch bier wuͤrde die Ungleichheit 
. des Credits die Laſten ungleich vertigilen, die Menge der Nachfra⸗ 

genden den Zinsfuß fleigern, die Vervielfachung der Sculdverwaltung 
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biefelbe vertheuern, und die Verſchiedenhelt bes Ablöpmgsverfohrens it 
Ungleichheit in der Abgabenlaft ber einzelnen Gemeinden für eine lange 
Zukunft zus Folge baden. 

Wenn es hiernach nicht nie zweckmaͤßig erſcheint, außerordentliche 
Staatsbeduͤrfniſſe ſogleich von den einzelnen Privaten oder —— 
nen zu erheben, fo kann die Stage fein, ob nicht durch vorſorgliche Ans 


fommlung eines Staatsſchatzes ber Mothwenbigkeit, zu Schulden 


die Zuflucht zu nehmen, überhaupt ausgernichen werben inne? Allein 
auch biefe Frage ift zu verneinen. Die Anfammiung eines Schatzes 
nöthigt zu Erhöhung ber jährlihen Abgaben ber Bürger, entzieht alfe 
einen Theil des Volkseinkommens der nüslichen Verwendung durch bie 


leßteren, und verwandelt ihn in ein tobtes Capital. Das Stre⸗ 


ben, den Staatsſchatz zu vermehren, macht bie eine Regierung geisig bei 
Ausgaben für nöthige und nuͤtzliche Zwecke, die andere verleitet ber 
Schag zu ehrgeizigen Planen und unnügen Ausgaben; für ben Feind 
bildet er eine Lockſpeiſe und liefert ihm leicht Millionen in bie Hände; 
endlich reicht bei den jegigen Koften ber Kriegführung ein noch fo reich 
licher Schatz nicht hin, diefe Koſten zu dedien, und man ift daher den⸗ 
noch genoͤthigt, zu anderen Mitteln zu greifen. 

Es erſcheint hiernad) die Benusung des Staats credits als das 
zwedmäßiofte Mittel, außerordentliche Bebürfniffe zu decken, ſobalb 
die Kräfte dee Gegenwart auf eine zerrüttende Weiſe angefpannt werben 
müffen. Bon diefem Mittel kann aber tn zweierlei Formen Gebrauch 


gemacht werben. Man kann nämlich entweder Papiergeld ausgeben, . 


oder förmliche verzinsliche Anlehen aufnehmen. 

Indem ber Staat fi) des Mittels der Ausgabe von Papiergeld 
bedient, fo contrahirt er bei dem Publicum eine Schuld, die ben gros 
fen Vorzug der Unverzinslichkeit hat, für die Gegenwart und Zukunft 
alfo den Steuerpflichtigen Leine Zinfenlaft aufbürbdet, die Capitalien des 
Volks ihrer bisherigen Beſtimmung nicht entzieht und, fo fern die Pas 
piere fortwährend Credit genießen, gar nicht mehr zurüdbezahlt zu wers 
den braucht, während das Papiergeld zugleich im Verkehre den Dienſt 
des baaren Geldes leiſtet. Allein mag man auch in Zeiten eines feſten 
Staatscredits für die Ausgabe von Staatspapiergeld ſtimmen, fo iſt 
doch die Stage, ob die Zeit außerordentlicher Bebürfniffe hierzu geeignet 
fei? Diefe Frage muß beftimmt -verneint werden. Denn von dem 
Berfprehen einer Einlöfung der Papiere kann in einer Zeit, in ber 
man aus Mangel an baarem Geld zur Ausgabe von Papiergeld fidy 
entfchließt, keine Mede fein, ohne biefe aber hält es unter gefahrvollen 
politifhen Verhältniffen ſchwer, den Credit deffelben aufrecht zu erhal» 
ten. Diefes wird auch von den Freunden des Papiergeldes zugegeben. 
Allein fie behanpten, daß, wenn bereit8 vor dem Eintritt außerordentlis 
cher Bebürfniffe Papiergeld im Umlaufe gemwefen, das Publicum an 
baffelbe gewöhnt und mit feinen Vortheilen vertraut geworden fei, jene 
Bedürfniffe ſich leiht Durch Vermehrung bes Papiergeldes unvers 
merkt decken laſſen. (S. z. B. Theobald, Art. „Creditſyſtem“.) Es ift 





8 Staatsſchulden. 
aber zweierlei wohl zu bedenken. Auch das in frieblichen Zelten In 
Umlauf gebrachte und nicht im Uebermaß außgegebene Papiergeld hat in - 
Zeiten öffentlicher Calamitaͤten die bärtefle Probe zu beftehen, und laͤuft 
gerade in einer Zeit, in melcher von einer Einlöfung, fo fern fie ges 
fordert würde, am Wenigſten die Rede fein kann, am Meiſten Gefahr, 
im Grebit zu finden. Sodann if eine beträchtliche Vermehrung des 
circulirenden Papiergeldes unter ſchwierigen Umftänden vorzüglic, geeig⸗ 
net, eine Geldkriſe hervorzubringen und den Staat in Verlegenheiten 
zu flürgen. Zwang zur Annahme kann nur auf biejenigen wirken, 
weiche zum Voraus feftgefegte Leiflungen vom Staat zu empfangen has 
. ben, und Bann bei allgemein gefuntenem Werth bed Geldes ohne bie 
größte und ungerechtefte Härte nicht fortbauert. Je mehr daher ber 
Werth bes Papiergeldes ſinkt, deſto höher fteigen bie Staatsausgaben 5 
das Beduͤrfniß der Creirung weiteren Papiergeldes tritt ein, und biefe 
Vermehrung ber Gelbmenge bewirkt weitere Entwerthung defjelben. 
Hiernach erfcheint bie Benugung des Gtantscreditd zur Aufs 
nahme verzinslicher Anlehen als das zweckmaͤßigſte Mittel, um 
in Zeiten oͤffentlicher Calamitaͤten diejenigen außerordentlichen Beduͤrf⸗ 
niſſe zu decken, wozu die Benutzung der ordentlichen Einnahmequellen 
des Staats auch bei moͤglichſter Beiziehung derſelben nicht hinreicht. 
Bon dieſem Mittel nun haben bie Staaten in der neueren Zeit nach 
Erſchoͤpfung aller übrigen mehr oder teniger zweckmaͤßig gewählten - 
Huͤlfsquellen in ausgebehntem Maße Gebrauch gemacht. Der Haupt⸗ 
nugen aber, ber aus ber Möglichkeit der Aufnahme folder Anlehen 
entfpringt , iſt folgender. Der Staat wirb in die Lage verfeßt, die zw 
Beſtreitung bee außerordentlichen Beduͤrfniſſe im Augenblid erforderlis 
hen Mittel da zu erheben, wo fie entbehrlih find, wo fie freimillig 
dargeboten werben; fie werben vielleicht felbft von den Ausländern 
bargebracht ; die Laften aber, welche in Zeiten, in benen ber Verkehr 
ohnedies mandye Stodung erleidet, und die perfönlichen Kräfte ber 
Bürger ungewöhnlich in Anſpruch genommen werden, in hohem Grab 
hemmend und zerftörend wirken und allgemeine Mißſtimmung unter dem 
Volke verbreiten würden, werden bucch ihre Vertheilung auf eine dns 
gere Zeitreihe leichter getragen. An biefen Hauptvortheil aber knuͤpft 
fi noch eine Reihe von Nebenvortheiln. Die Staatsſchuldſcheine, 
welhe in den Verkehr kommen und den Werth der dargeliehenen 
Summen repräfentiten, erfegen zwar nicht, wie irrthuͤmlich behauptet 
worden ift, den Werth jener Summen felbft, fondern fie find in ber 
Regel traurige Erinnerungen an zerftörte Werthe gleichen Betrags; aber 
fie bieten den Gapitaliften erroünfchte Gelegenheit, angefammelte Capitas 
lien ficher und nusbringend anzulegen. Diefe Gelegenheit, in Berbins 
bung mit ber Leichtigkeit, durch Verkauf der Obligationen ſchnell wieder 
In den Beſitz des baaren Geldes zu gelangen, und mit ber Hoffnung 
von Gewinn aus dem Courfe, fördert die Sparfamkeit. Die Betheilis 
gung. einer großen Anzahl von Bürgern an Staatsanlehen knuͤpft fie 
durdy ein unmittelbares Intereffe an bie beftehenbe öffentliche Ordnung 
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und veranloft fie, für Die Aufrechthaltung berfelben Partei zu ergreifen. 


treibt fie aber.audy an, alle wichtigeren Handlungen ber Regierung einer 


Prüfung zu untertwerfen, und nöthigt diefelbe, dee Aufrechthale  - 


genauen 
tung des Credits willen, bee oͤffentlichen Meinung Aufmerkfamkett zu 


ſchenken, das Schaͤdliche zu unterlaffen, das Gute zu thun. Gie zwingt . | 


namentlich, Klarheit, Ordnung und Sparfamleit in den Staatshaushalt 
einzuführen, bemfelben größere Deffentlichkeit zu geben und endlich 
mehr ober weniger eine Controle deſſelben, ihres eigenen Intereſſes und 
Credits willen, eintreten zu laffen. Wie endlich überhaupt die Verknuͤ⸗ 
pfung ber materiellen Intereſſen ber Völker unter einander dieſelben 
fidy gegenfeitig befreundet und die ficherfien Bürgfchaften bes Friedens 
gewährt, fo trägt audy das Schuldenwefen ber Staaten durch ben wech⸗ 
felfeitigen Credit, den die Angehörigen: verfchiedener Staaten auswaͤrti⸗ 
gen Regierungen gewähren, zur Aufrechthaltung eines freundfchaftlichen 
Verhältniffes bei, Indem es die Zahl der Stimmen zu Gunften bes 
Friedens vermehrt. Es fehlen indeß auch nicht Schattenfeiten. 
Die Schulden der Staaten noͤthigen zur Erhoͤhung der jaͤhrlichen Ab⸗ 
gabenlaſt der Buͤrger, mindeſtens zum Zweck der unverſchieblichen Zin⸗ 
ſenzahlung; bei gutem Haushalt aber auch zu allmaͤliger Abzahlung 
der Capitalien. Je hoͤher aber die Abgaben der Buͤrger ſteigen, deſto 
mehr werden ihre Mittel zu perſoͤnlichem Genuß, zu hoͤherer Ausbil⸗ 
dung, zu Erweiterung ihrer Production geſchwaͤcht, deſto mehr wird 
ihre Concurrenz mit Fremden im Ins und Ausland erſchwert, deſto 
druͤckender die unvermeidliche Ungleichheit der Steuern, deſto fchmerer 
die Steuererhebung, deſto frenger und verlegender nothmwendig bas Vers 
fahren bei derfelben, deſto mehr ift der Staat gezwungen, auch zu fols 
hen Steuern zu greifen, melde bie große Maſſe der Bevölkerung trefs 
fen, bie nothwendigſten Lebensmittel vertheuern und den Zuſtand ber 
sinterfien Glaffen unmittelbar verfchlechtern. Die Zinfenfumme, welche 
das Einkommen ber Steuerpflichtigen fehmälert, ohne daß menigften® 
das unproductiv verzehrte, vielleicht felbft im Ausland ausgegebene Cas ' 
pital eine Quelle neuer Bereicherung für fie geworden ift, fließt zum 
Zheil in die Hände von Ausländern, zum Theil inländifhen Glaͤubi⸗ 
gern zu, bie müßig ihre Renten verzehren. Eine große Staatsfchuld 
bewirkt daher eine DVertheilung des Volkseinkommens, wodurch dafjelbe 
entweder dem Volke gar nicht zu Gute kommt, vber eher einer unpros 
ductiven Verwendung anheimfällt. Sie fchafft eine Claſſe von Rent⸗ 
nern, bie in gleihem Maße wahrfcheinlic ſich gar nicht gebildet ha⸗ 
ben würde. Bei den Schwankungen bes Staatscredits und den damit 
zufammenhängenden Schwankungen bes Capitalwerths der Dbligatios 
nen ruft fie das Börfenfpiel in's Leben, das jene Schwankungen 
vermehrt, eine große Summe von Gapitalien in eine unproductive Cir⸗ 
culation hineinzieht, eine Dienge tüchtiger geiftiger Kräfte von einer nüßs 
licheren Thaͤtigkeit abwendet, Eolofjale Reichthuͤmer in ben Händen Eins 
zelner auf Koften Anderer anhäuft und Geldmaͤchte im Staate fchafft, 
die auf das Öffentliche Leben, namentlich in fchwierigen Zeitmomenten, 
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einen oft entſcheidenden Einfluß auszuüben und zu ihrem Vortheil bie 
Hülfsquellen des Volks auszubeuten im Stande find. Eine große 
Staatsfhuld hemmt endlid die Regierung‘ in allen ihren Bewegungen, 
ſowohl was die inneren Angelegenheiten, als was bie auswärtige Polis 
tie betrifft, und ſchwaͤcht ihre Hälfsmittel für kuͤnftige außerordentliche 
Bebürfniffe. 

Vergleicht man hiernady die Vortheile des Staatsſchuldenweſens 
mit feinen Nachtheilen, fo kann kein Zweifel darüber fein, daß es nicht 
abfolut als etwas MWünfchenswerthes zu betrachten iſt, Staatsſchulden 
zu habm. Selbft die zu productiven Zmeden aufgenommenen 
Anlehen, an fih, und fo fern fie nicht zu Meberfchreitung des rechten 
Maßes in ben Ausgaben und Unternehmungen führen, unverwerflid, 
3. B. Anlehen zur Anlage von Straßen, Candien, Eifenbahnen und 
dergleichen, koͤnnen, wie die norbamerifanifchen Staaten warnend beweis . 
fen, eine große Laft für Gegenwart und Zukunft werden. Denn bie 
mit dem mohltlingenden Namen „probuctive Schulden’ richtig 
bezeichneten Anlehen wandeln fi in deftructive um, fobald die Las 
ften, bie fie dem Volke auflegen, die Vortheile überwiegen, die fie dem 
Staate bringen. Allerdings find die Laften nur tempordr, die Vortheile 
bleibend und mit ber Zeit vielleicht wachſend; aber die Ungunft der Zeis 
ten kann auch die Laſten verlängern und fleigern unb neue Laften auf 

die alten häufen. Denn die Beiten des unverfümmerten friedlichen 
Kortfchritteß find Eurz zugemeffen in der Gefchichte, und „nach 25 Fries 
densjahren kocht das Blut wieder in den Adern ber Völker.‘ 

Man unterfcheidet zweierlei Arten von Staatsfchulden, die ſchwe⸗ 
bende-und die fundirte Schub. Die ſchwebende Schuld befteht 
aus denjenigen-Anlehben, welche nur auf Eurze Zeit, gewöhnlich nur auf 
die Dauer eines Jahres gemacht werden, und blos bazu bienen, klei⸗ 
nere Ausfälle in den Einnahmen, zu deren Dedung der Refervefonde 
nicht hinceicht,, zu berichtigen, die Ordnung im Staatshaushalt aufs 
echt zu erhalten. Sie find als Anlehen der Sinanzverwaltung zu 
betrachten, werden mittelft dee laufenden Einkünfte verzinft und abges 
tragen und nicht in den allgemeinen Schuldentilgungsplan aufgenommen. - 
Die Form, in der die Aufnahme diefer Anlehen Statt finder, ift ents 
weder bie Ausgabe verzinslicher Obligationen, häufig auch verzings 
licher Saffenanmwetfungen (Bons royaux, Exchequer bills, Scyags 
tammerfcheine). Können fie nicht mit den ordentlihen Staatseinkünften 
getilgt werben, fo zwingen fie immer aufs Neue zu Anlehen. Dies 
beingt dem Staate den Nachtheil, daß er, fobald der politifhe Horizont 
ſich ein wenig trübt, höheren Forderungen der Gapitaliften fid) immer aufs 
Neue ausfekt. Um diefes zu vermeiden, iſt es am Beſten, fie in bie 
folgende. Art von Anlehen umzumandeln, fobald man-einfieht, baß bie 
ordentlichen Einkünfte zu ihrer Abtragung nicht hinreichen. Theile weil 
fie die Schuldenmaffe des Staats zu vermehren drohen, theild weil fie 
bie Weberfchreitung des ordentlichen Maßes von Aufwand begünftigen, 
it es vathfam, fie fo wenig als möglich auflommen zu laſſen. 
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Die fundirte Schuld iſt nicht blos ein voräbergehendes Anlchen 
der Finanzverwaltung, fondern jener Haupttheil ber Schulden, welcher 
duch befonderen Beſchluß der gefeßgebenden Gewalt ale Staats: 
ſchuld anerkannt, in den Schüldentilgungeplan aufgenommm und auf 
einen befonderen Zilgungsfonds angemwiefen if. Die Contrahirung 
diefer Staatsanlehen bat bei ben verfchiedenen Staaten unter den mans 
nigfachfien Formen Statt gefunden; im Allgemeinen entweder in der 
Art, dag ihre Heimzahlung innerhalb einer beftimmten kuͤrzeren ober 
längeren Zeit verfprodhen, ober baß bie Heimzahlung ganz In das Bes 
lieben des Staats geftell, den Glaͤubigern das Recht zur Rüdforderung 
des Capitals nicht geftattet, fondern nur eine jährliche Zinfenzahlung zus 
gefagt wird. Ein unbebingtes Recht der Auflündigung kann ben Gläus 
bigern nicht eingerdumt werben, weil hierburdy leicht die Drbnung im 

taatshaushalt, geftdrt, die Verwaltung gerade unter ben ſchwierigſten 
Umftänden in die größten Verlegenheiten verfegt und genöthigt werben 
koͤnnte, alte Schulden durch neue Loftbarere Anlchen zu deden. Aber 
auch die Feſtſetzung von Ruͤckzahlungsterminen überhaupt hat ben 
Nachtheil, daß auf die Verfallzeit große Summen angefammelt werben 
müflen, baß die Heimzahlung diefee Summen den Gläubigen ſelbſt 
oft Verlegenheiten bereitet, und daß, wenn bie Einkünfte des Staats 
bei fonftigen dringenden Ausgaben nicht hinreichen, zu Abzahlung, der 
alten Schulden mit mehr oder weniger Koften neue gemacht werden 
müffen, um nicht durch mwortbrüdige Einftellung der Schuldentilgung 
dem Credit zu fchaden. Die größeren Staaten haben baher in ber 
neueren Zeit bei ihren großen Anlehen meift gar Feine Heimzahlung ber 
Capitalien mehr zugefagt,, fondern lediglich Zinfen oder fogenannte im: 
mermwährende Renten verfprochen. \ 

Zu den älteren Formen der Anlehen mit beftimmter Heimzahlungsftift 
gehören neben den ganz einfachen Arten bie gegen Zeits und Leibrens 
ten. 1) Die Zeitrenten, Annuitdten auf 25, 50, 100 Zahre. Der 
Staat verfpricht mit der jährlichen Zinfenzahlung regelmäßig bie Helms 
zahlung eines Theils bes Capitals, der natürlich um fo größer fein muß, 
in je kuͤrzerer Zeit die ganze Schuld abgelöftt werden fol. Der Schuls 
bentilgungsplan ift daher zum Voraus gegeben, bie jährlihe Ausgabe 
für Zinfenzahlung und Schuldentilgung genau beflimmt, und die ganze 
Schuld erlifht innerhalb eines beflimmten Zeitraums. Diefe Art von 
Anlehen hat den Nachtheil, daß fie Beine Reduction des Zinsfußes zus 
lafjen, und daß, weil die Kleinheit bed Capitalbetrags, welcher in ber 
Mehrzahl der Fälle dem Gläubiger mit dem Zins zuruͤckbezahlt wird, 
die Wiederanlage beffelben erfchmwert, im Ganzen beträchtliche Capitals 
fummen einer unproductiven Verwendung anheimfallen. Die Annuitds 
ten find endlich im Verkehr weniger gefucht, weil fie wenig zu Specus 
Iationen Anlaß geben. 2) Eine befondere Art von Zeitrenten find bie 
lebenslänglichen oder Leibrenten. Sie werben nad) der wahrſcheinli⸗ 
hen Lebensdtuer der Darleiher berechnet. Bei der Berechnung ber 
mittleren Lebensdauer berfeiben iſt zu berüdfichtigen, daß fie der vers 
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moͤglicheren Claſſe von Staatsbuͤrgern angehören. Je größer die 
Zahl der Darleiher iſt, deſto ſicherer laſſen ſich auf das Gefetz ber 
Wahrſcheinlichkeit Berechnungen bauen. Ällein auch dieſe Rentenſchul⸗ 
den geben leicht zu muͤßiger Verzehrung von Capitalien und zu einem 
herzlofen Egoismus den Erben gegenüber Anlaß; ber Zweck der Verfor- 
gung ber Familie aber wird beffer durch die Etwerbung eine® Capitals 
für den Todesfall des Familienvater, durch die fogenannte Lebens» 
verfiherung erreicht. Auch finanziell find fie wenig empfehlende 
werth, weil fie in der naͤchſten Zeit nad; der Aufnahme ber Anlehen 
die größten Ausgaben verurfahen, Zinfenrebuctionen unmöglich machen 
und überhaupt dem’ Staate den Spielraum in feiner Finanzoperation 
beſchraͤnken. 3) Zontinen, fo genannt von ihrem Verbreiter Tonti, 
find Leibrenten in größeren aus Altersgenoffen gebildeten Grfellfchaften 
in der Art beftellt, daß die fämmtlichen Mitgliedern vom Anfang an 
bezahlten Renten fortbegahlt werden, fo lange nod ein einziges Mit: 
glied am Leben ift, fo daß die Ueberlebenden bie Renten der verſtorbe⸗ 
nen Geſellſchaftsglieder erben. . 

Der Reiz zum Eintritt in ſolche Geſellſchaften iſt um fo größer, 
als mit dem Glüd einer langen Lebensdauer, das Jeder hofft, auch die 
einer fleten bedeutenden DVerbefferung der dußeren Glüdsumftinde ver: 
bunden if. Die Berechnung der Zontine Tann nicht, wie bei Leibrenz 
ten, auf die wahrſcheinliche durchſchnittliche Lebensdauer des einzelnen 
Mentnerd gegründet, fondern die Zontinenrente muß nad) der wahr— 
ſcheinlichen längften Lebensdauer ſaͤmmtlicher in eine Altersgefellfchaft 
vereinigten Zontinengläubiger berechnet werden. Auch diefe Form ber 
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des Anlehens, jenes, um ben Reiz zum Darleiben zu fleigern, biefes, 
um durch Verfchiebung der Auszahlung der Gewinnſte an Zwifchenzins 
fen zu gewinnen. (Höchfter Lotteriegewinn in Baden 60,000 Fl., in 
Defterreidh 320,000 FL.) Die Gewinnfte werben in der Regel fo ges 
bildet, daß man bie Zinfen aus ben Anlehen erſt zur Zeit der Ruͤcker⸗ 
flattung des Capital ausbezahlt und den ber Schuldentilgungscaffe zus 
fallenden Zwifchenzins zu Lotterieprämien verwendet. Der Vortheil dies 
ſer Anlehen für den Staat befteht in ber niedrigeren Verzinfung, wozu 
fih wahrſcheinlich die Gapitaliften in der Hoffnung von Sewinnften vers 
ſtehen. Dagegen iſt er genöthigt, jedes Jahr eine beflimmte Summe 
von Capitalien abzulöfen; aud find "Zinfenrebuctionen ausgeſchloſſen. 
Ueberdies fledt der Ausdehnung biefer Anlehen die begrenzte Zahl fols 
cher Gapitaliften, welche auf eine längere Reihe von Sahren ben Zins 
fengenuß entbehren Sinnen, eine engere ‚Grenze. So konnte 3.3. das 
zweite oͤſterreichiſche Lotterleanlehen nur gegen das Verfprechen ber jährs 
chen Derzinfung ausgeführt werden. Volkswirthſchaftlich iſt das ges 
zwungme Gapitalifiren ein Bortheilz eine minder vortheilhafte Seite 
diefer Anlehen aber ift, daß fie den Sinn für’s Gluͤcksſpiel nähren und 
zu mandherlei ſchaͤdlichen Speculationen Anlaß geben, da der Cours ber 
Loofe nicht blos durch die Schwankungen bes Staatscrebitd, fondern 
auch durch den Zinſenzuwachs, durch die Zeit ber Ziehungen, durch bie 
höheren oder niedrigeren Lotteriegewinnfte, die in Ausficht fliehen, haͤu⸗ 
figeren Veränderungen ausgefegt ift, als gewöhnliche Staatsobligationen, 
und die Vorfpiegelung von Gemwinnften, die Zinfenberechnung und bergl. 
zu Uebervortheilungen häufige Gelegenheit bietet. 

Bei den Anlehen ohne befliimmte Heimzahlungsfrift 
laſſen fi) wieder diejenigen unterfcheiden, deren Rüdzahlung dem vollen 
aufgenommenen Capitalbetrage nad), wenn auch ohne Zeitbeflimmung, 
zugefagt wird, unb jene, bei welchen lediglich eine Rentenzahlung — 
eine fogenannte immerwährende Rente — verfprochen wird, deren freien 
Ruͤckkauf auf der Börfe der Staat fi vorbehält. Bei einer Lleineren 
Schuld, bei geringerem Capitalreichthum des Landes und bei einfacheren 
volkswirthſchaftlichen Verhaͤltniſſen iſt derjenigen Form der Anlehen der 
Vorzug zu geben, bei welcher, wenn auch ohne beflimmte Heimzahs 
lungsfrift, die Rüdzahlung des aufgenommenen Gapitals, Tobald die 
Kräfte dee Finanzen ausreichen, zugefagt wird. Die Gonftituirung von 
fogenannten immerwährenden Renten aber mag ben Vorzug verdienen, 
wenn bie Abtragung der Schuld in Folge der Größe derfelben und ber 
Tonftign Ausgaben der Staatscafje in ungemiffer Kerne liegt, dem 
Staat alfo in feinen Finanzoperationen der freiefte Spielraum gewährt 
werden muß, wenn den Gläubigern weniger an einer baldigen Ruͤck⸗ 
zablung bes Capitals, als an einer ficheren jährlichen Verzinſung geles 
gen ift, und wenn vorausfichtlid ein fo Lebhafter Verkehr mit Staats: 
papieren ſich bildet, daß der Verkauf der Papiere auf ber Börfe für 
den Einzelnen die Einloͤſung durch den Staat geoßentheild erfegt. Da 
die Renten (in der Regel) nur im Wege bes freien Verkehrs zurüdges 
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tauft werben‘, dem Inhaber eines Staatspapiers alſo das Capital nur 
dann zuräcbegahle wird, wenn er ſelbſt es wuͤnſcht; da fie ferner ſich 
mehr zu Speculationen eignen, als die einfachen Capitalverſchreibun⸗ 
gen, fo tft es moͤglich daß der Staat gerade dann, wenn er die Heim. - 
zahlung gar nicht in Ausficht ſtellt, die Anlehen unter guͤnſtigeren Bes 
dingungen exhält. . 

Nach dem Vorbilde von England find bei der Aufnahme ber neues 
ven Staatsanlehen häufig größere Nominalfummen verfchrieben 
worden, als die Capitaliften wirklich eingezahft haben, um fie übers 
haupt zu Darlehen und namentlich zw geringeren Zinsforderungen zu 
betvegen. Auch bei blofen Rentenverfchreibungen kommen folhe Vers 
ſchreibungen von Nominalfummen vor. Man hat als Vortheile biefer 
Operation die Möglichkeit der Verfchleierung eines höheren als bes ges 
ſeblich geflatteten Zinfenverfprechene, die Erleichterung der Unterhande 
lungen und des Uebereintommens mit den Wapftaliften und nament« 
lich die Erlangung von Anlehen zu reell niebrigerem Zins» 
fuße betrachtet, da die Staatspapiere diefer Art, weil fie ben Bes 
megungen bes Courfes, namentlich dem Steigen deffelben, einen gros 
fen Spieltaum bieten, zu Speculationen befonders geeignet und das " 
her bet den Geldhändfern beliebter find. Man hat hierbei auf fols 
gende Weife calculirt. Wenn in Folge ber Werfchreibung eines größeren 
als des wirklich empfangenen Capitals jährlich z. B. eine Million 
an Zinſen erfpart wird, fo kann dieſe Milton zur Schuldentilgung 
verwendet werben. Mach einer gemiffen Reihe von Jahren ift jene 
Summe, die man über die empfangene zuruͤckſuzahlen verfprochen, mit» 
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oder bie Zinfen bis auf jenen Betrag reducirt werben koͤnnten, den man bei 
Sentrahirung des Anlehens zu zahlen ſich verpflichtete, während die Er« 
ſchwerung der Schulbentilgung fortbauert. Wenn daher die Wahrfcheins 
Ichleit vorhanden ift, bie Zinfen in einer nicht fehr entfernten Zukunft 
zebucieen zu koͤnnen, fo Bann der Vortheil der Zinfenerfparniß leicht 
weit aufgetvogen werben durch die Laſt, die ſich der Staat durch Erſchwe⸗ 
rung der Schuldentilgung aufbürbdet. Die Verfchreibung eines größeren 
Nominalcapitals ift daher nicht räthlih, wenn zu hoffen flcht, daß eine 
Mebuction der Zinfen in einem Fürzeren Zeitraum eintreten Tann, ale 
derjenige ift, in melchem fi durch die Zinfenerfparniß der Mehrbetrag 
der verfchriebenen Gapitalfumme abtragen läßt. - 

Man hat öfters die Frage aufgeworfen, ob es zweckmaͤßiger fei, 
die Anlehen im Ins oder im Auslande aufzunehmen? In mercantiliftis 
ſchem Geifte hat man häufig die Aufnahme von Anlehen im Auslande 
unbedingt für nadhtheilig erachtet, weil durch die Zinfenzahlung alljähre 
lich große Geldfummen in das Ausland gehen umd hierdurch bie Nas 
tionalmittel allmälig erfchöpft werben müffen, Anleihen auf immerwäh- 
tende Menten nammtlih den Staat zu einem dauernden Tribut an das 
Ausland verpflichten und der Veräußerung einer Provinz an das Aus⸗ 
land ähnlich fein. Auch neuerlich hat der Präfident ber Vereinigten 
Staaten von Nordamerika (van Burn, Botfchaft von 1840) in fols 
gender Weiſe fi über die Nachtheile der Verfhuldung an Ausländer 
ausgefprochen : „Bereits find die Hülfsquellen verfchiebener Staaten 
der Union den Unterthanen fremder Regierungen mit 12 Mil. Doll. 
jährlihen Zinfenbelaufs verfchrieben. — — Die baraus erwachfende 
Anmaßlichkeit der Fremden, unfere inneren Angelegenheiten zu bekritteln, 
wenn nicht zu controliren, follte uns zu ernfllihem Nachdenken, wenn 
nicht zu DBeforgniffen Anlaß geben. ... Wie darf ein freies Volk, 
wenn ed anders vermeidlich, fi) ber Nothwendigkeit biosftellen, über 
feinen Frieden, feine Ehre, feine Sicherheit unterhandeln zu müffen 
mit den Unterthanen fremder Regierungen, die, wie fehr fie auch ges 
neigt fein mögen, einen freundfchaftlichen Verkehr mit uns zu unterhals 
ten, doch immer in Folge ihrer eigenen Zuftände gegen politifche Inſti⸗ 
tutionen , wie bie unferen, feindfelige Gefinnungen nähren.” Es kann 
feinem Zweifel unterliegen, daß die Aufnahme ber Gelder im Inlande 
den Vorzug verdient, wenn ein Ueberfluß von inländifchen Gapitalien' 
vorliegt, der Zinsfuß niedriger ſteht und überdies die Gapitalien der 
Ausländer höher verzinf’t werden müßten. Stellt man bie Obligationen 
auf den Inhaber, fo läßt fi ein da und. dort eintretender Mangel 
an Gapitalien in den Gewerben durch ben Abfa& der Obligationen in 
das Ausland erfegen. Steht aber der Binsfuß im Inlande hoch, bie 
tem fi) im Auslande Capitalien zu niedrigeren Zinfen, wäre durch Auf⸗ 
nahme berfelben in dem Inlanbde eine fchäblihe Schwähung und Stoͤ⸗ 
rung der Induſtrie zu befücchten,, fo Tann über die volkswirthſchaftliche 
und finanzielle Nüglichkeit der Herbeiziehung fremder Capitalien ebenfalls 
kein Zweifel fein, um fo weniger, als diejenigen Inländer, welche 
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moͤglicheren Claſſe von Staatsbuͤrgern angehören. Je größer bie 
Zahl der Darleiher iſt, deſto ſicherer laſſen ſich auf das Geſetz der 
Wahrſcheinlichkeit Berechnungen bauen. Allein auch dieſe Rentenſchul⸗ 
den geben leicht zu muͤßiger Verzehrung von Capitalien und zu einem 
herzloſen Egoismus den Erben gegenuͤber Anlaß; der Zweck der Verſor⸗ 
gung der Familie aber wird beſſer durch die Erwerbung eines Capitals 
für den Todesfall des Familienvaters, durch die ſogenannte Lebens⸗ 
verfidherung erreiht. Auch finanziell find fie menig empfehlends 
werth, weil fie in ber naͤchſten Zeit nad) bee Aufnahme der Anlchen 
bie größten Ausgaben verurfachen, Zinfenreductionen unmoͤglich machen 
und überhaupt dem’ Staate den Spielraum in feiner Finanzoperation 
befchränten. 3) Zontinen, fo genannt von ihrem Verbreiter Zonti, 

find Leibrenten in. größeren aus Altersgenofjen gebildeten Giſeuſchaften 
in der Art beſtellt, daß die ſaͤmmtlichen Mitgliedern vom Anfang an 
bezahlten Renten fortbezahlt werden, fo lange noch ein einziges Mit- 
glied am Leben ift, fo daß die Ueberlebenden die Renten der verflorbes 
nen Gefellfchaftsglieder erben. 

Der Reiz zum Eintritt in folche Gefellfchaften iſt um fo größer, 
als mit dem Gluͤck einer langen Lebensdauer, das Jeder hofft, auch die 
einer fteten bedeutenden Verbeſſerung der dußeren Gluͤcksumſtaͤnde ver: 
bunden if. Die Berechnung der Zontine kann nicht, wie bei Leibren- 
ten, auf die wahrfcheinliche durchfchnittliche Lebensdauer des einzelnen 
Rentners gegründet, fondern bie Zontinenrente muß nad ber wahr—⸗ 
ſcheinlichen Iängften Lebensdauer ſaͤmmtlicher in eine Altersgefellfchaft 
vereinigten Zontinengläubiger berechnet werden. Auch biefe Sorm der 
Anlehen ift bei Staatsanlehen Iängft aufgegeben (1770 in Frankreich 
für immer abgefhafft), da ein die gewöhnliche höchfte Lebensdauer 
überfchreitendes Alter einzelner Gefellfchaftsmitglieder den Staat große 
Opfer koſtet und im Webrigen volkswirthſchaftlich, fittlih und finanziell 
die Nachtheile der Leibrenten zum Xheil in verſtaͤrktem Maße ein⸗ 
treten. 

Eine eigene Art von Anlehen mit beſtimmter Heimzahlungs⸗ 
friſt bilden die in der neueſten Zeit, beſonders in Deutſchland, mehr: 
fach in Anwendung gebrachten Lotterieanlehen. (Baieriſche An: 
lehen von 1812, oͤſterreichiſche Anlehen von 1820, 1821 und 1834, 
badiſches von 1820, hannöverifches von 1822, großherzoglich heſ⸗ 
ſiſches von 1825, preußiſches von 1832 u. f. f.) Die Einrich⸗ 
tung berfelben ift im MWefentlichen folgende. Das ganze Anlehen 
wird in ‚eine Anzahl von Obligationen (Loofen) von gleihem Betrag 
(Naffau 25 Fl., Großh. Baden und Heffen 50 Fl., preußifche Sees 
bandlungsgefelifhaft 25 Thlr., Defterreih 100, 250, 500 Fl. u. f. m.) 
abgetheilt und der Zilgungsplan zum Voraus feftgefest, fo daß von 
Periode zu Periode, 3. B. von Jahr zu Sahr, eine gemiffe Anzahl 
von Obligationen abgelöft wird, die durch's Loos beflimmt werden. 
Mit jeder Ausloofung werden höhere und niederere Gewinnſte verbun: 
ben, die höchflen gewöhnlich in ber erflen und legten Zeit der Dauer 
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des Anlehens, jenes, um den Reiz zum Darleihen zu ſteigern, dieſes, 
um durch Verſchiebung der Auszahlung ber Gewinnſte an Zwiſchenzin⸗ 
fen zu gewinnen: (Höchfter Lotteriegewinn in Baden 60,000 Fl., im 
Deſterreich 320,000 HL) Die Gewinnfle werden in der Regel fo ges 
bildet, daß man bie Zinſen aus den Anlehen erft zur Zeit der Ruͤcker⸗ 
ftattung des Capital ausbezahlt und ben ber Schuldentilgungscaffe zus 
fallenden Zwifchenzins zu Lotterieprämien verwendet. Der Vortheil dies 
fer Anlehen für den Staat befteht in ber niedrigeren Verzinfung, wozu 
ſich wahrſcheinlich die Gapitaliften in der Hoffnung von Sewinnften vers 
ſtehen. Dagegen ift er genöthigt, jebes Jahr eine beftimmte Summe 
von Capitalien abzulöfen; aud find "Zinfenrebuctionen ausgefchloffen. 
Ueberdies fiedt der Ausdehnung dieſer Anlehen die begrenzte Zahl fols 
cher Gapitaliften, welche auf eine längere Reihe von Jahren den Zins 
Tengenuß entbehren koͤnnen, eine engere Grenze. So konnte 3.3. das 
zweite öfterreichifche Lotterleanlehen nur gegen das Verfprechen ber jaͤhr⸗ 
lichen Verzinſung ausgeführt werben. Volkswirthſchaftlich iſt das ges 
zwungene Gapitalifiren ein Vortheil; eine minder vortheilhafte Seite 
diefer Anlehen aber ift, daß fie den Sinn für's Gluͤcksſpiel nähren und 
zu mancherlei [hädlihen Speculationen Anlaß geben, da ber Cours der 
Loofe nicht blos durch die Schwankungen bes Staatscredits, ſondern 
auch durch den Zinſenzuwachs, durch die Zeit ber Biehungen, durch bie 
höheren ober niedrigeren Lotteriegewinnfte, die in Ausficht flehen, haus 
figeren Veränderungen ausgefegt if, als gewoͤhnliche Staatsobligationen, 
und bie Vorfpiegelung von Gewinnſten, die Zinfenberechnung und bdergl. 
zu UWebervortheilungen häufige Gelegenheit bietet. 

Bei den Anlehen ohne befimmte Heimzahlungsfrift 
Lafien ſich wieder diejenigen unterfcheiden, deren Ruͤckzahlung dem vollen 
aufgenommenen Gapitalbetrage nad), wenn aud) ohne Zeitbeftimmung, 
zugefagt wird, und jene, bei welchen Tediglich eine Nentenzahlung — 
eine fogenannte immerwaͤhrende Rente — verfprochen wird, deren freien 
Ruͤckkauf auf der Börfe der Staat ſich vorbehält. Bei einer Bleineren 
Schuld, bei geringerem Capitalreichthum des Landes und bei einfacheren 
volkswirthſchaftlichen Verhaͤltniſſen iſt derjenigen Form der Antehen der 
Vorzug zu geben, bei welcher, wenn auch ohne beflimmte Heimzah⸗ 
lungsfrift, die Rüdzahlung des aufgenommenen Capitals, fobald bie 
Kräfte der Finanzen ausreichen, zugefagt wird. Die Gonflituirung von 
fogenannten immerwährenden Renten aber mag den Vorzug verdienen, 
wenn bie Abtragung ber Schuld in Folge der Größe derfelben und ber 
ſonſtigen Ausgaben der Staatscaffe in ungemiffer Ferne liegt, dem 
Staat alfo in feinen Sinanzoperationen der freiefte Spielraum gemährt 
werben muß, wenn den Gläubigern weniger an einer baldigen Rüds 
zahlung bes Gapitald, als an einer ficheren jährlichen Verzinſung geles 
gen ift, und wenn vorausfidtlid ein fo Lebhafter Verkehr mit Stante: 
papieren fich bildet, daB ber Verkauf der Papiere auf der Boͤrſe für 
den Einzelnen die Einlöfung durch den Staat großentheils erfegt. Da 
bie Renten (in der Regel) nur im Wege bes freien Verkehrs zurüdiges 


dingungen erhält. 
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kauft werben‘, dem Inhaber eines Staatspapiers alſo das Capital nur 


dam zuruͤckbezahlt wird, wenn er ſelbſt es wuͤnſcht; da fie ferner ſich 
mehr zu Speculationen eignen, als die einfachen Gapitalverfchreibuns 
gen, fo tft es möglich, baß der Staat .gerabe dann, wenn er die Heims 
zahlung gar nicht in Ausficht ſtellt, die Anlehen unter günftigeren Bes 

Nach dem Vorbilde von England find bei der Aufnahme der neues 
ven Staatsanlehen häufig größere Nominalfummen verfchrieben 
worden, als die Gapitaliften wirklich eingezahft haben, um fie über 
haupt zu Darlehen und namentlid zu geringeren Zinsforberungen zu 


bewegen. Auch bei blofen Nentenverfchreibungen kommen folhe Vers 


fhreibungen von Nominalfummen vor. Man hat als Vorthelle diefer 
Operation die Möglichkeit ber Verſchleierung eines höheren als des ges 
feglich geftatteten Zinfenverfprechens, die Erleichterung ber Unterhand« 


lungen und des Uebereintommens mit den Tapitaliſten und naments 


ih die Erlangung von Anlehen zu reell niebrigerem Zins: 


fuße betrachtet, da die Staatöpapiere biefer Art, weil fie ben Bes 


wegungen bes Courſes, namentlid dem Steigen deffelben, einen gro⸗ 
en Spielraum bieten, zw Speculationen befonders geeignet unb das 
her bei den Geldhänblern beliebter find. Man bat hierbei auf fol- 
gende Weife calculirt. Werm in Folge der Verſchreibung eines größeren 
als des wirklich empfangenen Kapitals jährlich 3. B. - eine Million 
an Zinfen erfpart wird, fo ann biefe Million zur Schuldentilgung 
verwendet werden. Nach einer gewiffen Reihe von Jahren ift jene 
Summe, die man über die empfangene zuruͤckzuzahlen verfprochen, mits 
teift derjenigen Summe getilgt, die man an ben Binfen erfpart hat 
und zur Schufdentilgung verwenden Eonnte; und es bleibt nun nod) 


der Reſt oder der wirklich empfangene heil des Capitald zur Zilgung 


übrig, um bavon die geringere verfprochene Zinfenfumme zu entrichten. 
Benugt man auch ferner die Zinfenerfparniß zur Schulbentilgung, fo 


kann hierdurch allmälig die ganze Schuld getilgt werben. Hätte man 


urfprüngli nur die wirklich empfangene Gapitalfumme verfchrieben, 
aber höhere Zinfen verfprochen, fo wuͤrde fich bei der gleichen jährlichen. 
Ausgabe bie Schuld niemals im Geringften vermindert haben. Diefe 
Rechnung iſt vollkommen richtig, nenn durch die DVerfchreibung eines 
höheren Nominalcapitale wirklich ein niedrigerer Zins ausges 
wirkt worden if. So lange ber Cours der Staatspapiere über den 
Betrag bee empfangenen Capitalfummen nicht fleigt, mird neben dem 
Vortheile geringerer Zinfen auch die Helmzahlung der Schuld dur) 
Ruͤckkauf der Papiere nach dem Börfenpreife nicht erfchmwert. Anders 
geſtaltet ſich das Verhaͤltniß, wenn dee Cours der Papiere ſteigt, ober, 
wovon biefes Steigen ben Beweis liefert, wenn ſich die Gapitaliften, 
welche Stautspaptere kaufen, mit niedrigeren Zinfen begnügen. Hiermit 
teitt eine Erſchwerung der Schuldentilgung ein, und der bisher genofs 
fene Vortheil der Werpflichtung zu geringeren Zinſen vermindert ſich 
und hört auf, fobald Capitalien‘ zu gleich niederen Zinfen aufgenommen 
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oder die Binfen bis auf jenen Betrag rebucirt werden könnten, ben man bei 
Gontrahirung des Anlehens zu zahlen ſich verpflichtete, während die Er⸗ 
ſchwerung der Schuldentilgung fortdauert. Wenn daher die Wahrfcheins 
lichkeit vorhanden ift, die Zinfen in einer nicht fehr entfernten Zukunft 
rebuciren zu koͤnnen, fo kann ber Vortheil der Zinfenerfparniß leicht 
weit aufgewogen werden durch die Laft, bie ſich der Staat durch Erſchwe⸗ 
rung der Schuldentilgung aufbürdet. Die Verfchreibung eines größeren 
Nominalcapitals ift daher nicht räthlich, wenn zu hoffen fleht, daß eine 
Meduction ber Zinfen in einem kürzeren Zeitraum eintreten kann, ale 
derjenige ift, in welchem ſich durch die BZinfenerfparniß der Mehrbetrag. 
der verfchriebenen Gapitalfumme abtragen läßt. - 

Man bat öfters die Frage. aufgeworfen, ob es zmedmäßiger fei, 
die Anlehen im Ins oder im Auslande aufzunehmen? In mercantiliftis 
ſchem Geifte hat man Häufig bie Aufnahme von Anlehen Im Auslande 
unbedingt für nachtheilig erachtet, weil durch bie Zinfenzahlung alljähre - 
lich große Geldfummen in das Ausland gehen und hierburd bie Nas 
tionalmittel allmälig erfchöpfe werden müffen, Anleihen auf immerwaͤh⸗ 
rende Renten namentlidy den Staat zu einem dauernden Tribut an das 
Ausland verpflichten und ber Verdußerung einer Provinz an das Aus⸗ 
land ähnlich feien. Auch neuerlich bat der Präfident der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika (van Buren, Botſchaft von 1840) in fols 
gender Weife fih über die Nachtheile der Verſchuldung an Ausländer 
ausgefprochen : „Bereits find die Hülfsquellen verſchiedener Staaten 
der Union den Untertbanen fremder Regierungen mit 12 Mit. Doll. 
jährlichen Zinfenbelaufs verfchrieben. — — Die daraus ermachfende 
Anmaßlichkeit der Fremden, unfere inneren Angelegenheiten zu bekritteln, 
wenn nicht zu controliten, follte uns zu ernfllihem Nachdenken, wenn 
nit zu Beforgniffen Anlaß geben. .. . Wie darf ein freies Volk, 
wenn ed anders vermeidlich, ſich ber Nothwendigkeit biosftellen, über 
feinen Frieden, feine Ehre, feine Sicherheit unterhandeln zu müffen 
mit den Unterthanen fremder Regierungen, die, wie fehr fie auch ges 
neigt fein mögen, einen freuimbdfchaftlichen Verkehr mit uns zu unterhals 
ten, doch immer in Folge ihrer eigenen Zuftände gegen politifche Inſti⸗ 
tutionen , wie die unferen, feindfelige Gefinnungen nähren.’ Cs kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Aufnahme der Gelder im Inlande 
ben Vorzug verdient, wenn ein Ueberfluß von inländifchen Capitalien' 
vorliegt, ber Zinsfuß niedriger flieht und überdies die Capitalien ber 
Ausländer höher verzinf’t werben müßten. Stellt man bie Obligationen 
auf ben Inhaber, fo läßt ſich ein dba und dort eintretender Mangel 
an Gapitalien in den Gewerben durch den Abfag der Obligationen in 
das Ausland erfegen. Steht aber ber Binsfuß im Inlande hoch, bier 
ten fi) im Auslande Gapitalien zu niedrigeren Zinfen, waͤre durch Auf⸗ 
nahme derfelben in dem Inlande eine fchäblihe Schwaͤchung und Stoͤ⸗ 
rung dee Induſtrie zu befücchten, fo Tann über bie volkswirthfchaftliche 
und finanzielle Nuͤtzlichkeit der Herbeiziehung fremder Gapitalien ebenfalls 
ein Zweifel fein, um fo weniger, als diejenigen Inlaͤnder, welche 
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Staatspapiere zu kaufen mwünfchen, hiervon keineswegs ausgefchloffen 


find, obgleich fi) bie Regierung zunddft an auswärtige Bankierhäufer 
"wendet. Wenn aud, eine beträchtliche Zinfenfumme jdhrlih in das 


Ausland fließt, die in ben inlaͤndiſchen Gewerben fortwirtenden Capita- 
lien gleichen Betrags aber mehr als diefe Zinfenfumme einbringen, fo 
liegt dee Bortheil der Aufnahme fremder Anlchen zu Zag. Ohne alle 
Störung des inländifchen Geldmarkts kann Bein größeres Anlehen übers 
haupt zu Stande kommen, ba ſowohl der Wechfel in der Anlage und 
Verwendung ber Gelder, als ein flarker Geldzufluß von Außen feine 
Mirkungen nothwendig dußert. Uebrigens laſſen fi) bei einem hohen 
Zinsfuß aus einer Vermehrung der Geldmenge des Landes mit mehr 
Wahrſcheinlichkeit gute als ſchlimme Wirkungen hoffen. Was die mehr 
politifchen als flaatswirthfchaftlihen Einmürfe gegen Anlehen im Auss 
lande betrifft, fo haben fie. befonderes Gewicht in einem Lande, deſſen 
Geldweſen hauptfählid auf Papiercirculation beruht, und befs 
fen auf Schulden gegründete Unternehmungen vielfady in Schteinbeleien 
ausgeartet find. Die hieraus entfprungenen Nachtheile aber warnen 
nur vor gleicher Ausdehnung des Bankſyſtems und vor gewagten Uns 
ternehmungen, mahnen mehr vom Schuldenmadjen überhaupt ab und 
muntern zu baldiger Abtragung der vorhandenen auf, als daß fie bie 
Goncurtenz ber Ausländer bei Anlehen ausfchließen würden, bei welchen 
eine Theilnahme berfelben überwiegende flaatsmwicthfchaftliche Wortheile 
bietet, denn das Schuldenwefen bringt nicht nur den Staat in ein Abs 
hängigkfeitverhältniß gegenüber von den Borgern, ſondern umgekehrt 
auch dieſe von jenem. 

Es ift eine mwefentliche Bedingung der Ordnung im Staatöhauss 
halt und der Aufrechthaltung des Staatseredits, daß die Verzinſung 
und Tilgung der Schulden auf zmedimäßige Weife geregelt und ficher 
geftellt wird. Zu diefem Ende find hauptſaͤchlich folgende Anordnungen 
von Wichtigkeit. Vor Allem iſt die Entiwerfung einer genauen Weber: 
fit über die gefammte Staatsfhuldb nad ber Zeit der Ent- 
flehung und der rechtlichen Verfchiebenheit der einzelnen Theile derfelben 
erforderlih, um hiernach den Plan zur Schulbentilgung entwerfen zu 
Cönnen. Die Nothmwendigkeit einer allmdligen Tilgung der Staates 
{Huld aber, wenn auch zum Thell wider den Wunſch der Staats: 
oläubiger, iſt für fih Mar, will nit der Staat fi endlid mit 
einer alle feine Bewegungen hemmenden Schuld und mit einer uners 
träglichen Zinfenlaft beladen und dadurch feinen Grebit für die Zukunft 
ſchwaͤchen. 

Bei Entwerfung des Schuldentilgungsplans iſt einestheils auf die 
Steuerkraͤfte des Volks, anderntheils darauf Ruͤckſicht zu nehmen, daß 
im Laufe der Zeit moͤglicher Weiſe Ereigniſſe eintreten koͤnnen, welche 
die fernere Bezahlung der urſpruͤnglich zur Schuldentilgung beſtimmten 
Summe ſehr erſchweren und bei hohen Tilgungsſummen leicht zu Ab⸗ 
weichungen von dem Plane oder zur Aufnahme neuer Schulden zwin⸗ 


gen, eine Operation, bie.in keinem Betracht weder der Staatscaſſe, 
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noch dem Staatscredit froinmt. Man darf ſich daher durch ben Plan 
nicht allzu fehe auf eine Längere Zeit hinaus binden; es iſt vielmehr 
ratbfam, als Regel nur ein Minimum der Tilgung, 3. B. 4 Procmt 
der Schuld, feftzuftellen und im Uebrigen ſich einen freieren Spielraum 
vorzubehalten. Bon ber Beabfichtigung einer größeren ober geringeren 
Belchleunigung der Schuldentilgung hängt es ab, ob man die von Ans 
fang an zur SIchuldentilgung beftimmte Summe auch fpäter,. nachdem 
ein Theil der Schuld abgelöft ift, alfo auch deren Werzinfung aufges 
. hört hat, dazu verwenden, ober ob man aud die Erfparniß an den 
Binfen aus der getilgten Schuld zur Tilgung benugen will. Wird 
jährlih 1 Procent zur Schuldentilgung und bie Binfenerfpamiß in 
Kolge der Tilgung zue meiteren Schuldenzahlung beftimmt, fo kann 


nad ber Berechnung des Engländers Dr. Price jede fünfprocentige 


Schuld in 35 Jahren heimbezahlt werden. 
Wie fehr auch die Ausficht auf eine ſolche baldige Abzahlung ber 
Staatsſchuld auffordert, die Tilgung ber Schuld zu befchleunigen, fo 
hätt doch der Eintritt neuer VBebürfniffe und das Verlangen der Bürs 
ger nach Steuererleichterung häufig von ber Fefthaltung eines nach jes 
ner Berechnung geregelten Planes ab; und es ift daher namentlih im 
Bezug auf bie durd die Zilgung gemachte Zinfenerfparniß väthlich, ſich 
nicht buch den Tilgungsplan zu binden, meil ein Abgehen von bems 
felben dem Credit leicht fchadet; bie Aufnahme neuer Schulden, um alte 
zu decken, aber nicht nur eine unndge und Eoftbare Operation ift, fons 
dern gewoͤhnlich felbft zur Vergrößerung der Staatsſchuld führt. 
. Diejenigen Anlehen, welche der Staat dem vollen Nominalbetrag 
nach erhalten hat, find duch Rüdzahlung der wirklich empfange⸗ 
nen Summe, biejenigen aber, bei welchen ber Staat nicht den vollen 
Nominalbetrag empfangen, find dur freien Ruͤckkauf der Papiere 
nad dem Börfenpreife zu tilgen, fo lange berfelbe das Pari nicht 
überfchritten hat. Beſteht ein höherer Cours, fo muß entmeber bie 
Tilgung der betreffenden Papiere eingeftellt werden, oder die Heimzah⸗ 
Iung nady dem Nominalbetrag eintreten. Was bie Reihenfolge ber 
Tilgung betrifft, fo verfleht es fih, daß die Amortifationscaffe nad) 
Berichtigung der vertragsmäßigen jährlichen Abloͤſungen, mie bei Leibs 
renten, Lotterieanlehen u. f. f., zunaͤchſt die nad Betrag, Zinsfuß und 
fonfligen Berhältniffen Iäftigeren Schulden abträgt, fobann die aufs 
gekündigten nach der Zeitfolge; die Heimzahlung ber übrigen gefchieht 
am Beſten nady dem Looſe, jedoch In der Art, bag man, wo möglich, 
das Loos nicht in Bezug auf die ganze Schuldmaffe, fondern nur in Bezug 
auf beftimmte Altersclaffen eintreten Läßt, um nicht bei jeder Ausloofung 
die ſaͤmmtlichen Gläubiger in Unruhe zu verfegen. - Die Nachfrage der 
Amortifationscaffe nach Staatspapieren auf der Boͤrſe hat den befonbes 
ven Werth, daß fie den Inhabern von Staatsobligationen, die ben 
Umfag derfelben gegen baares Gelb wuͤnſchen, jederzeit hierzu Gelegens 
beit bietet, baß fie durch ihre Nachfrage bem Sinken bes Courſes ents 
gegenwirkt und zur Beliebtheit der Staatspapiere beiträgt. Hierdurch 
Staats sLeriton. XV. 2% 
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ift fie namentlich) auch eine Stüge des Staatscredits. Je größer ber 
Sonde der Amortifationscaffe im Laufe der Zeit wird, befto mehr kann 
fie auf den Cours der Staatspapiere einwirden. Zur Erleichterung ber 
Steuerpflichtigen oder zur Beſchleunigung der Schuldentilgung trägt «6 
in hohem Grade bei, wenn eine Reduction ber Binfen der Stagts: 
fhuld vorgenommen werden Bann. Dies leuchtet ein, wenn man bes 
denkt, daß nur eine Verminderung der Binfen um 4 Procent bei einer 
Schuld von 50 oder 100 Mill. 51. 250,000, beziehungsweife 500,000 
gi. beträgt. Eine ſolche Zinfenrebuction wird, mie fchon oben bemerkt 
wurde, unmöglich bei Annuitdten, Leibrenten, Zontinen, bei Lotterie 
anlehen und bei Perpetuitäten ohne Werfchreibung eines beflimmten 
Capitals; fie wird erfchwert durch die Verfchreibung eines höheren No⸗ 
minalcapitale, als wirklich eingezahlt worden iſt. Hat der Staat bie 
Verzinſung des Nominalcapitals mit 5 Procent verfprochen, fo kann ex 
erft, wenn der Cours ber 5 Procent über 100 geftiegen ift, eine Res 
buction mit Wortheil vornehmen. Denn früher koͤnnte er ſich zwangs⸗ 
weiſe der alten Schuld nur durch Heimzahlung bes verfchriebenen Nos 
minalcapitals entlebigen, unb würde baher verlieren, anftatt zu 
eroinnen. Stehen bie 5 Procent auf 100, fo beweift dies, daß ber 
ind, mit welchem ſich die Capitahiften aus Staatsanlehen begnügen, 5 
von 100 beträgt; fünfprocentige Anlehen aber aufzunehmen, um fünfe 
procentige abzulöfen, wäre finnlos. Erſt wenn der Zinsfuß noch weiter 
berabgeht, kann alfo der Staat mit Vortheil eine Zinfenreduction durd) 
Ummandlung ber verfchriebenen Schuld in eine neue vornehmen. Haͤtte 
der Staat urfprünglic nur das wirklich empfangene Capital, aber 3.8. 
8 Procent Zinfen verfchrieben, fo wuͤrde er jedes. Sinken bes Zinsfußes 
zur Binfenreduction unter fonft günftigen Verhältniffen benugen Finnen. 
Hierauf gründet fi) das fchon oben ausgeführte Bedenken, das ſich ges 
gen die Verfchreibung eines höheren Nominalcapitald erheben Iäßt. 

‚Es hat indeſſen an Einmwürfen gegen das Recht des Staats, Zins 
fenreductionen vorzunehmen, nicht gefehlt; überdies hat man fie vielfach 
als unbillige und unkluge Mafregeln barzuftellen geſucht. Was ben 
Rechtspunct betrifft, fo wurde bereits bemerkt, daß Reductionen als 
lerbings bei Zeit» und Leibrenten, bei Lotterieaniehen und bei Anlehen 
auf fogenannte Perpetuitdten ohne Verfchreibung eines beſtimmten Ca⸗ 
pitals ausgefchloffen find. Bei legteren ift nur ein Rüdlauf der Pas 
piere auf der Boͤrſe und nach dem Boͤrſenpreiſe rechtlich möglih. Hoͤch⸗ 
flens auf dem Wege der Erpropriation koͤnnte eine zwangsweiſe Abloͤ⸗ 
fung der immerwährenden Renten gegen volle Entfhädigung Statt fins 
den. Anders bei fogenannten immermährenden Renten, bei welchen ein 
beftimmtes Nominalcapital verfchrieben ift, und nod mehr bei anderen 
einfachen verzinslichen Anlehen. Wenn auch bei jenen ber Ausbrud 
„immerwährende Renten” das Recht bes Staats zur zwangsweiſen Heim: 
zahlung der Schuld als zweifelhaft erfcheinen Läßt, fo wird doch dieſer Zwei⸗ 
fel durch die Verfchreibung eines beftimmten Nominalcapitals gehoben; 
benn biefe Verfchreibung würde gar Leinen Sinn haben, wenn nicht 
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den, daß ber Staat gegen bie verfchriebene Summe bie Schulb abzuzah⸗ 
Ien befugt fein foll. 

Hat man audy dem Stante das Recht zur Zinfenrebuction zuges 
fanden, fo ift fie doch vielfach aus Gründen der Billigkeit und Politik 
als verwerflidy dargeftellt worden. Man bat gefragt, ob nicht die Ent: 
behrung,, die den Staatsgläubigern auferlegt werde, die Vortheile übers 
wiege, welche den einzelnen Steuerpflihtigen durch eine Beine Steuer⸗ 
erleichterung zu Gute kommen? man hat barauf hingewiefen, daß nicht 
nur bie Reichften, fondern audy minder Vermögliche Gläubiger des 
Staats feien, daß felbft die Sparcaffengelder der ärmeren Claſſen, bie 
Gelder der Vormundſchaften und Stiftungen häufig gegen Staatsobli⸗ 
gationen umgefegt worden; insbefondere aber hat man auf den Nach⸗ 
theil aufmerkfam gemacht, ber für den Staatscredit erwachſe, 
wenn die Regierung jede Gelegenheit ergreife, um ihren Gläubigern, die 
ihr zur Zeit der Noth zu Hülfe gekommen, an ihren Zinſen abzubres 
hen. Es laͤßt ſich nicht in Abrebe ftellen, daß eine Reduction ber Zins 
fen einer größeren oder geringeren Anzahl von Staatsgläubigern ſchmerzliche 
Entbehrungen auflegt, daß fie für manche nügliche und wohlthätige Zwecke 
die Mittel ſchmaͤlert. Allein nicht blos für das Intereſſe der Mentner, 
fondern auch für das der Steuerpflichtigen hat ber Staat zu forgen 
die Pflicht. Wenn bort für die minder vermöglihen Rentner Billigs 
Zeit in Anſpruch genommen wird, fo muß fie hier auch für bie aͤrmere 
arbeitende Claſſe gefordert werben, und wohin die Entſcheidung ſich zu 
neigen hat, kann keinen Augenblick zweifelhaft fein, unter ber Vorauss 


fegung, daß eine Zinfenreduction nur dann vorgenommen wird, wenn . ' 


überhaupt ber Zinsfuß in dem Verkehre herabgegangen iſt, wenn alle 
Gapitaliften, wie die Gläubiger des Staats, fidy mit niedrigeren Binfen 
begnügen müffen. Zu einer befonderen Bevorzugung der Staats: 
gläubiger auf Koften der Steuerpflichtigen aber iſt kein Grund vorhans 
den. Auch aus Rüdfiht auf den Staatscre dit laͤßt fich eine folche 
Bevorzugung nicht rechtfertigen. Denn bei fünftigen Anlehen fteigern 
die Gapitaliften ihre Forderungen jedenfalls fo hoch fie können, und 
die Erleichterung der Steuerpflichtign und die Beſchleunigung ber 
Schuldentilgung iſt vielmehr geeignet, den Staatscredit zu erhöhen, an: 
ſtatt ihn zu ſchwaͤchen. 

Uebrigen® fordert es allerdings die Klugheit, daß ber Staat bei der 
Reduction von den Vortheilen, die der Gapitalmarkt bietet, nur auf 
eine Weiſe Gebrauch macht, die von der Maſſe der Staatsgläubiger 
bei unbefangener Ueberlegung als nicht unbillig anerkamt werden muß, 
wobei befonder& zu berüdfichtigen Ift, daß die Staatsgläubiger ihrerſeits 
ein Recht zur Aufkuͤndigung nicht haben, alfo auh dann, wenn fie 
ihre Gapitalien anderswo nüßlicher unterzubringen vermächten, von dies 
fer Gelegenheit nicht umter allen Umftänden Gebrauch zu madhen im 
Stande find; daß ein unnatürliches Herabbräden bes Zinsfußes durch 
Sinanzkünfte den Preis des Eigenthums in die Höhe treibt, ein fpäte- 
sed Steigen ber Binfen.aber jenen Preis wieder herabdraͤct, wodurch 
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leicht große Störungen in den Vermoͤgens⸗ und Creditverhaͤltniſſen ber 
Landleute hervorgebracht werben; daß enblich bei ber etwa fpäter eintres 
tenden Nothwendigkeit, Gelber zu höheren Zinfen aufzunehmen, ber 
Cours der Alteren niedriger verzinf'ten Obligationen zum Nachtheile ber 
Stäubiger und des Staatscredits einem Sinken unterworfen ifl. 
Iſt die Schuldenmaffe des Staats zu einer folhen Höhe angewachſen, 
daß die gegen die Gläubiger eingegangenen Verbindlichkeiten nicht mehr 
erfüllt werden Eönnen, fo muß ein partielle oder allgemeiner Staats» 
bankerott eintreten. Fuͤr die verfchledenften Formen, unter welchen 
die Regierungen ſich der Erfülung ihrer Verpflichtungen gegen bie 
Staatsgläubiger entzogen haben, fehlt es leider nicht an Beiſpielen in 
der Geſchichte. Bald bat man die Schulden mit verfchlechterter Muͤnze, 
mit mehr oder weniger werthlofem Papiergeld getilgt, bald die Verzins 
fung eingeftellt, oder die Zinfen eigenmächtig rebuciet, bald einen Theil 
oder die ganze Schuld geradezu für erloſchen erklärt. Um die Maßre⸗ 
gel eines Stantsbankerotts, wenn auch nicht zu rechtfertigen, fo doch 
zu vertheidigen und zu befhhönigen, hat es am Advocaten nicht gefehlt. 
Man bat geltend gemacht, daß ein WBankerott das Nationalvermögen 
nicht vermindere, ba den Steuerpflichtigen zu Gute fomme, was bie 
Capitaliften verlieren, daß ber Verluſt ber Ausländer fogar ein Gewinn — 
für das Volksvermoͤgen fe, daß die Schmälerung der Einkünfte ber 
Gapitaliften bee Volkswirthſchaft wenig Schaden bringe, ba fie 
vielmehr müßige Zehrgg in .thätige Arbeiter ummandle, auch der Nach 
theil für den Staatsktebit ſei nicht hoch anzufchlagen, da die Mens 
ſchen vergeßlich feien, und, mie die tägliche Erfahrung Iehre, die Regies 
rungen, nachdem fie kaum von Bankerotten fich erholt, die größten 
Summen wieber angeborgt erhalten. Es ift wahr, daß das Nationals 
vermögen durch einen Staatebankerott unmittelbar nicht vermindert wird; 
denn bie von dem Staate aufgenommenen Summen find in ber Regel 
zur Zeit des Einteitts deffelben Längft verzehrt, und der Bankerott bes 
wirft daher zunaͤchſt nur eine Aenderung in ber Vertheilung bes 
Privatvermögens und Einkommens. Aber eben biefe Aenderung wirkt . 
mittelbar, indem fie die Vermögens > und Eintommensverhältniffe 
ftört, vielfach zerförend auf ben Werth des Vermögens und auf bie 
Probuctionsverhältniffe ein, und kann daher, auch ganz abgefehen von 
dem Recdhtspuncte, keineswegs als volkswirthſchaftlich gleichgültig betrachs 
tet werden. Wenn der Bankerott einzelne Bankierhaͤuſer flürzt und 
bamit der Fall einer Reihe von technifhen und Handelsgewerben zu« 
fammenbängt, fo erleidet dadurch leicht eine Reihe von productiven 
Kräften und Gapitalien eine beträchtliche Werthverminderung, die einer. 
Zerftörung von Wermögensbeitandtheilen der Wirkung nach ganz gleichs 
tommen Tann, und die nicht nothwendig durch die den Steuerpflichtiz 
gen zu Theil werdenden Vortheile wieder aufgemogen wird. Wenn 
ferner für manche Staatögläubiger der Verluft ihrer Renten allerdings 
ein Antrieb zur größeren Ermwerbethätigkeit fein mag, fo fit Dagegen auf 
bie fchreiende Werlegung bes Rechts, auf bie große Zahl minder vers 
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wöglicher, ſparſamer und thaͤtiger Glaͤubiger des Staats und auf die 
eben erwähnten Störungen ber Erwerbsthaͤtigkeit hinzuweiſen. Was 
endlich ben Einfluß ber Staatsbankerotte auf ben öffentlichen Grebit 
und auf bie Öffentliche Moral betrifft, fo kann auch dieſe nachtheilige 
Wirkung nicht hoch gehug angefchlagen werben. Denn die Menfchen 
vergefien am Wenigften die Verlegung ihrer materiellen Intereſſen. 

Fuͤr die Megierungen aber, deren wichtigfte Aufgabe es iſt, Mecht 
umb Eigenthum zu fchügen, deren feitefte Stäge in dem Vertrauen ber 
Völker beruht, iſt es erſtes Geſetz der Moral und Politik: ihre eigenen 
Berpflihtungen mit Reblichkeit und Pünctlichkeit zu erfüllen. ' 

, Justitia fundamentum regnorum ! 

Literatur: Nebenius, der Öffentliche Credit (Carlsruhe, 1829, 
2. Ausg.) ; Zacharid, über das Schuldenweſen der Staaten des heutigen 
Europa (Leipz., 1830); Fulda, ber Staatscredit (Tüb., 1832); Vers 
nouli, Beiträge zur richtigen Würdigung der Staatsanleihen (1833) ; 
Baumflark, über Staatscrebit, Staatsf[hulden und Staatspapiere (Hei 
beib., 1833) 5 Ueber ben Staatscredit. Won einem ruffifchen Staatsmanne 
(keipz., 1840); ferner: die finanzwiffenfchaftlihen Werke von Jacob, _ 
Malchus, Rau; Gefchichtliches, |. bei Nebenius, in der erften Aus⸗ 
gabe, Malchus, und in ber Iegtgenannten Schrift des Ruffenz 
GStatiftifches in den Art. „England” ; „Frankreich“; „Defterreich” ; „Preu⸗ 
Sen” u. f. w. Dr. W. Schuͤz. 
Staatsſervituten, ſ. völkerrechtliche Dienſtbar⸗ 
eiten. 

Staatsſouveraͤnetaͤtsrechte, f. Staatsverfaffung. 

Staatöverfaffung. Der Staat. Entftehung, Grund⸗ 
beftanbdtheile, Begriff, Idee und Zwed des Staateb. 
Eintheilung der Staaten, Geſammtwille; Souverds 
netät des Staats, der VBerfaffung, der Conftitution 
und der. Regierung. Die befte Berfaffung — I Die 
schten Quellen und die rehte Methode der Unterfus 
hung. — 1) Der wahre Gegenſtand und Zwed der Rechts⸗ 
und Staatslehre. — Nächft der Familie die allgemeinfte, zugleich 
aber die hoͤchſte, allumfaſſendſte und einflußreichfte aller menſchlichen 
, Einrichtungen ift der Staat. Wie die Zuftände der Völker überhaupt 
verfchieden find, bald mehr, bald weniger entwickelt, fo haben natürlich 
auch ihre Staatsverhältniffe verfchiedene Stufen ber Entwidelung. 
Schon hierdurch wirb der Begriff und die Lehre vom Staate verfchies 
ben. Die Einen faffen nur die hoͤchſten Entwidelungsftufen des Lebens 
in's Auge, die Anderen entlehnen ihre Begriffe und Gefege von uns 
vollkommenen Anfängen ober von Ausartungen berfelben. Die Vers 
ſchiedenheit der Begriffe und Lehren vom Staate vermehrt fi, vollends 
durch die verfchiedenen gelehrten Stanbpuncte, von welchen die Schrifts 
fleler bei ihren Entwidelungen ausgehen. Blos aus naturgefeglichen 
oder nur aus hiſtoriſchen Erfahrungsfägen entwideln die Einen, und 
wergefien bie Freiheit und bie fittlihen Geſetze. Nur aus reinen 
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Vernunftfägen, aus ben verfchiebenften Grundprincipien ber wechfelnden 
individuellen philofophifhen Schulſyſteme, meift aus rationaliſtiſchen fors 
malen Sägen und Abftractionen, conſtruiren die Anderen ihre Iuftigen 
Geruͤſte, unb vergefien den Inhalt, die lebendigen natürlichen, ges 
ſchichtlichen fittlichen Kräfte, Geſetze und Aufgaben. 

Da, wo die Völker fi) eines freien gefunden Staatslebens ers 
freuen, vermittelt diefes Leben felbft, wenigſtens großentheils, für die 
Anmenbung ‚gefünbere, vielfeitigere praktiſche Anfichten. Wo aber fo, 
wie leider meiſt in Deutfchland, biefes Leben noch fehlt, da erzeugen 
‚jene einfeitigen Lehren Streit und Zerftörung, mindeſtens verberbliche 
Hemmungen ber harmonifchen vernünftigen Lebensthätigkeiten und Ents 
widelungen. — So entftanden vorzüglich in unſerem heutigen Deutfchs 
land jene ſchon oben (Bb. I, S. 1) gefchilderte Mufterlarte und 
Sprachverwirrung der entgegengefegteften Rechts⸗ und Staatslehren, von 
welchen jede neben vielem Falſchen nur etwa eine Seite ber Wahrheit, 
und auch biefe oft nicht allgemeinverftändlih gidt und bemeift. Es 
entftand eine völlige Ungewißheit felbft über die erften Hauptfragen bes 
Staatziebens. Es entflanden aber auch zugleich jene jammervolle Laͤh⸗ 
mung und Verwirrung, jene ſchmachvolle Zerftüdelung, auswärtige Uns 
terdrüdung und Verfümmerung unferes Staatslebens, von deren traus 
tigen und gefährlichen Exfcheinungen und Nachwirkungen wir uns felbft 
duch die größten Anftrengungen nad) dem furdhtbaren Ungtüd bis jest 
leider noch keineswegs befreien Tonnten. 

Für eine glüdliche Löfung des großen Streits iſt wohl vor Allem 
die Frage in's Auge zu fallen: was ift ber eigentlihe Gegens 
fand und Zwed unferer Forfhung? Die richtige Beantmortung 
diefer Srage muß ung auch zu der richtigen Quelle und Methode 
binführen. 

Mir fuchen nun aber keineswegs eine rein philofophifche, eine rein 
metaphpfifch oder religiös = moralifche fubjective Lehre. Wir fuchen 
niht ein folhes Lehrgebäude, welches nur ben fubiectiven 
Standpuncten, Anſchauungen und Gefühlen unferer befonberen res 
ligiöſen Glaubensgenoffen oder unferer individuellen 
Philoſophenſchule entfpreche, oder welches etwa unfere geifligen 
Kräfte erfreulich befchäftige und entwickele. Nein, wir fuhen Geſetze, 
wir fuchen die allgemeinen objectiven praftifhen Gefege 
Der ganzen Staatsgefellfchaft oder die allgemein und Aus 
Berlich erfenn= und bemweisbaren gültigen, aͤußerlich ers 
jwingbaren Gefege für das Handeln aller freien Bürger 
in den gemeinfhaftlihen flaatsgefellfhaftlihen Vers 
bältniffen und für deren gemeinfhaftlihe Beflimmung. 

2) Die rehten Quellen. Objectiv oder allgemein er= 
Tenn= und beweisbar aber und zur Begründung gemeinfhafte 
licher praktiſcher Rechtsfäge tauglich find nun nad) dem früher Aus⸗ 
geführten (Bd. I, &. 14, Bd. XII, 487) nidjt die rein metaphys 
fifhen, religiöfen, moralifhen, fondern nur bie logiſchen, 


Stanföverfaffung. | 23 


methematifchen ımb Erfahrungswahrheiten und erfah⸗ 
tungsmäßig (wie namentlicd, im Friebens⸗ und Hülfsvereine) aners 
Tannte moralifche Wahrheiten mit ihren logiſchen Folges 
fügen. Diefe bilden nad) dem Obigen bie unmittelbare und naͤch ſte 
Due für die Erkenntniß der Gefege bes Staatslebens und ihrer 
Rechtes und politifchen Wiſſenſchaft. Wer Allen beweifen — allen Freien 
äußerlich gültige Geſetze bemeifen — will, der muß von Sägen aus⸗ 
gehen, die Allen erkennbar, Allen gewiß find. (Vergl. nachher II, 8.) 
3) Die rechte Methobe. Was aber ift nun wohl bie richtige 
Methode der Entwidelung biefer objectiven Geſetze, ober 
der objectiven Hauptgrundfäge bes finatögefellfchaftlichen Lebens, 
woraus die Gefege fi) Logifch ableiten lafien? Ariftoteles, der in 
feiner Staatslehre bekanntlich eben fo wie bie größten praktifchen Staates 
männer des Alterthums und bee Neuzeit, bie claffifchen römifchen Zus 
riften und bie britifhen Staatsmaͤnner von dem in ber Erfahrung und 
wenigſtens in ber verfaffungsmäßigen freien Anerkennung ihres Volks 
Gegebenen ausging und Ipgifch folgerte *), ſtellt an die Spige feiner 
Politik (im 1. Cap.) bie Worte: „So wie man alles Zufammenges ‘ 
„feste nicht richtig erkennen kann, bis man es in feine dußeren Bes 
„ſtandtheile auflöft, fo werden wir auch das Weſen bes Staats nur 
„duch Unterfuchung feiner kleinſten Beftandtheile erfennen. Und dann 
„werben wir fehen, daß Alles, was Andere für einerlei halten (mie Haus⸗ 
gefeufchaften und Königsherrfchaft und Staaten), unter ſich verfchieden 
„ft, und in wie fern es möglich ift, daß jede Verwaltung biefer Gefells 
„(haften auf Grundfäge einer Kunft zurkcdigeführt werden könne.’ Er 
fordert dann nody (f. auch Cap. 2), daß man zum richtigen Begriff 
ber Geſellſchaften vor Allem aud nad) ihrer und ihrer Glieder Nas 
tur, Bedürfniffen und Anertennungen Entflehung, Grundgefeg und 
Endzwed ihrer Vereinigung auffuche. Zumal aber für wahrhaft obs 
jective Ertenntniffe von dem aus naturgefeglihen, biftorifchen und 
freien Beftandtheilen zufammengefegten Leben ber Staatsgefelfhaft und 
von ihren aͤußerlich allgemeingültigen Gefegen erfcheint als durchaus uns 
tauglidy die Methode unferer deutfchen philofophifchen Staatslehre. Hier 
HE untauglid jene zunaͤchſt aus dem fubjectiven Geiſte erfchafs 
fene rein pbilofophifhe, apriorifh und funthetifh cons 
Kruirende Methode, melde eine höchfte angeblich reine Vernunft⸗ 
wahrheit an die Spitze ftelt, von ihre aus zu dem Zufammengefegs 
tn, Aeußeren und Befonderen, alfo von dem Grunbprincipe zu den 
Folgeſaͤtzen fortfchreitet. Nein, unferem Zweck entfpricht jene zunaͤchſt 
vom objectiv Gegebenen ausgehende hiſtoriſch⸗ (ober vollſtaͤndi⸗ 
ger: anthropologiſch⸗hiſtoriſhh)philoſophiſche, analytiſch ent⸗ 
wickelnde Methode der erſten praktiſchen Staatsweiſen. Dieſe 
Methode faßt das in der Natur und Geſchichte gegebene ganze zuſam⸗ 
mengeſetzte Staatsleben auf, und ſucht durch Aufloͤſung und Verglei⸗ 
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chung ſeiner beſonderen Beſtandtheile und Verhaͤltniſſe durch logiſche 
Zuruͤckfuͤhrung derſelben auf das ihnen zu Grunde liegende, in ihnen 
ſich offenbarende und ſie verbindende Allgemeine dieſes Letztere zu finden. 
Sie ſucht, von den Folgeſaͤtzen ruͤckwaͤrts ſchließend, zu gemeinſchaftlichen 
hoͤchſten Grundſaͤtzen zu gelangen. So ſucht ſie die naturgeſetzli⸗ 
hen und hiſtoriſchen Grundgeſetze, wie bie anerkannten Vers 
.nunftideen und Zwecke ber Völker zu finden. 

U. Hiftorifhsphilofophifhe, analytiſche Entwides 
kung des Weſens und der höchſten Grundbfäge bes 
Staats 1) Erfahbrungsmäßige und genetifhe Betrach— 
tung bes Staats und feiner drei verfhiedenen Verfafs 
fungen. — Faſſen wie nun auf jenem hiſtoriſch-philoſophi⸗ 
hen Wege das Staatsleben der Völker zuerft nach feiner naturgefeglis 
chen und hiftorifhen Entmwidelung auf, fo tritt uns zunaͤchſt auch bei- 
diefer wichtigſten menfchlichen Einrichtung, eben fo wie im ganzen menſch⸗ 
lichen Leben, ein allgemeines Wadhsthum, eine naturges 
fegtihe, biftorifhe Fortbewegung und Stufenfolge ber 
Entwidelungen von roheren Anfängen zu höherer Ver: 
vollftommnung (oftmals audh wieder ein Verfall) entges 
gen. Bel Allem, was wir im Raum und Zeit werben und fidy ents 
wideln fehen, bei Pflanze, Thier und Menſch, im Leben der Einzels 
nen, ber Voͤlker und der Voͤlkerſpſteme, erfcheinen uns erfahrungsmäs 
fig nachweisbar die Perioden: I. des Anfangs, Aufkeimens, ber Kinds 
beit; II. des Auffhwungs zur Höheren Entwidelung oder der Bluͤthe, 
des Juͤnglingsalters; III. der Reife, dee Männlichkeit; IV. oft auch. bie 
bes Zuruͤckſinkens, Verwelkens, Erſtarrens, des Greiſenalters. Wir 
finden namentlich auch fuͤr das Staatsleben drei entſprechende, 
zunaͤchſt den Perioden des einzelnen Menſchenlebens analoge Entwicke⸗ 
lungsſtufen und Verſchiedenheiten des Staatslebens naturgeſetzlich und 
hiſtoriſch gegeben, naͤmlich *): 

1) Die Periode der Kindheit, der zwar nicht ausſchließli⸗ 
hen, aber boh überwiegenden Herrfchaft der niederen Natur, 
ber finnlihen egoiftifhen Triebe und Geſetze, melde im 
Staatsleben die Vorherrſchaft fauftrechtlicher und bdespotifcher Gewalt, 
das despotifhe Grundgefes oder die despotifhe Verfaſ⸗ 
fung begründet. Es ift die auf finnlicher Genußſucht oder Furcht, 
auf finnlichee Trägheit, Gewohnheit oder Feigheit beruhende Herrſchaft 
und Knechtſchaft, es ift die Vorherrfchaft der von der Willfür der Ges 
malt abhängigen Geſetze oder Befehle (DOrdres). In der Kindheit ber 
Einzelnen wie ber Völker ift ſchon naturgefeglich oder anthro> 
pologiſch diefe Vorherrfchaft begründet. Denn menn ber göttliche 
Geiſt in einen finnlichen dußeren Körper eintritt und eine ſelbſtſtaͤn⸗ 





*) &. oben Bd. IV, 292. VI, 726. Anderwaͤrts (Letzte Gründe von 
Recht, Staat, Strafe 1813 und Syſtem 1829 Bd. 1—213 u. 288) ſtellte ich 
biefe Perioden ausführlicher auch hiſtoriſch dar. ' 
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dige ſinnlich⸗vernuͤnftige Seele zur Regierung dieſes Lebens ſich bilden 
foß, fo iſt es für die Entwickelung feiner Erſchemung unter ben Ges 
fegen von Raum und Zeit natürlich, daß, fo lange bie Organe 
und Sähigkeiten für das höhere göttliche Leben noch nicht aus⸗ 
gebildet, geübt und gefräftigt find, das leibliche Leben, bie 
Sinnlichkeit, leibliches Wahsthum, Ernährung und die darauf gerich» 
tete niedere felbftfüchtige Richtung vorherrfchen. Für den Staat aber 
oder für das gemeinfhaftlihe Geſellſchaftsleben beftehen bie 
Organe und Kräfte des höhern Lebens in Uebung geiftiger und fittlicher 
gefellfchaftlicher Faͤhigkeiten und Einrichtungen, in Religton und Kirche, 
in Kunft, Wiffenfhaft und Schule, in Gonftitution und Gericht und 
anderen Snftitutionen. Hiſtoriſſch aber beftätigt ſich überall dieſes Ges 
fe. In der Kindheit ber Einzelnen wie der Völker werden ihnen faft 
nur bie Forderungen der finnlichen Triebe und des Egoismus laut. 
Ein Wefen, oft mehr durch Anlagen zu dem, was ed werden Tann, 
als durch das, was es ift, von dem Thiere unterfchieden, läßt es burdy 
Bedürfniffe und ſinnliche Triebe, durch Zrägheit, blinde Gewohnheit 
und Moth den Blick blos an die Erde feffeln. Wenn auch zumeilen 
ein Strahl göttlichen Lichts in ihm aufflammt, fo ift er vorübergehend 
tie ber Wetterſtrahl in finfteree Naht, und ein Licht, es auf feinen 
Wegen zu leiten. Wenn aber bei uns heute im Leben bes Kindes und 
Sünglinge, weil daffelbe beherrfcht und geleitet ift von Erwachſenen, 
bie ein höheres Gefeg geltend machen, bie Gefege ber beiden unteren 
Culturſtufen nicht fo rein zur Herrſchaft kommen, fo tritt diefe reiner 
hervor in einem in den niederen Perioden befindlichen Volke, unter laus 
ter Kindern oder Sünglingen. 

Befriedigung feiner finnlihen Triebe und Neigungen ift bes Kins 
des hoͤchſtes Gefeg und Recht. Es find freilich nicht die Gefege, welche 
nah unferer Vernunft gelten follten — wohl aber die, 
welche natürlich und factiſch vorherrſchen. Wie der Menfch aber 
fetbft jest vom Geſetze der Sinnlichkeit und Selbſtſucht beherrfcht wird, 
fo behandelt er nach diefem Geſetze auc, feine Mitmenfchen. So meit- 
finnlicher Zrieb und Gewalt, fo weit Lift und Kraft und Mittel reis 
hen, muͤſſen fie feinen egoiftifhen Zwecken ſich fügen, wie er ben ih⸗ 
rigen ſich fügt, wenn er der Schwächere wird. 

So, bei folder wenigftens thatfächlichen Anerkennung der Sinns 
lichkeit und egoiftifhen Willkür entſteht, was man Fauſtrecht und 
Recht des Stärkeren genannt hat, vielleicht beffer Recht der Sinnlich⸗ 
feit oder der Selbſtſucht nennen würde; denn nur fie find die Grunds 
lagen, vermittelft deren der Mächtigere zur Herrfchaft, dee Schmwächere 
zum Gehorfam gebracht oder die gemeinfchaftliche Fehde fortgeführt wird. 
Auch ift, fo wie ja ſelbſt beim Thiere, fo vollends bei dem Menfchen 
nicht blos phyſiſche Stärke, fondern Lift die vorzüglichfte Waffe- Ihr 
bienen jest die Verftandesträfte, und vorzüglich burdy fie wird die Herrfchaft 
über größere Güter und Kräfte, werden die mächtigen finnlihen Bande 
der Traͤgheit und Gewohnheit die Mittel der Herrſchaft. Zunaͤchſt bes 
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gruͤndet dieſes Geſetz despotiſches Recht des ſtaͤrkeren, mittelreicheren 
Mannes und Vaters gegen die ſchwaͤcheren Frauen, Kinder, Schuͤtz⸗ 
linge, Knechte. In ſeiner Erſcheinung zeigt ſich dieſer Zuſtand oft, und 
namentlich in ſogenannten patriarchaliſchen Verhaͤltniſſen, gemildert durch 
bie ſinnlichen Triebe und Inſtincte ſelbſt, fo wie durch erwachende befs 
ſere Gefuͤhle, durch Gewohnheits⸗ und Traͤgheitstriebe und durch Dans 
gel an Ausbildung und Anreizungen fuͤr manche druͤckendere Einrichtung 
ſpaͤterer Despotie. Dieſes Herrſchaftsrecht vererbt vermittelſt der Ge⸗ 
wohnheit, Traͤgheit und Beduͤrftigkeit leicht auf den, der nach dem Va⸗ 
ter zuerſt Gewalt und Gewohnheit des Herrſchens und des Gehorchtwer⸗ 
dens erwarb, auf ben Erſtgeborenen, „bie erſte Kraft” (5 Moſ. 21,16), 
und wählt dann, wie 3. B. bei ben Voͤlkern des mittleren Aſiens, 
durch die natürliche Bevorzugung der Nachkommen bes Exftgeborenen 
leicht zur Stammes: und Hordenherrfchaft an, und diefe verwandelt ſich 
bei Eroberung cultivirter Reiche, und wo fonft das Beduͤrfniß verfchiedener 
Rebensbefchäftigungen eintritt, in Kaftenherrfhaft unter Vorherrfchaft 
ber begünftigten flärkeren Kriegerkafte. In einer mehr gebildeten Geſtalt 
entftand die Despotie bei ſolchen Einfällen jener Horden bes mittleren 
und nörblicheren Afiens in früher civilifirte oft, füb= und weflafiatis 
ſche Reihe und in europäifche Länder, in der roheften aber in jenen 
ſcheußlichen Negerftaaten des inneren Afrikas, deren Fuͤrſten ihre eigenem 
Unterthanen als Steuern einziehen und einfangen und ale Sklaven vers N" 
Zaufen, und die, um Alle in finnlicher Furcht und Abhängigkeit gu ers 
halten, methodiſch graufame Blutbäder veranftalten, deren Ruhm, wie 
Ritter (Erb. I, 297) vom König von Dahomey berichtet, in dem 
Ausſpruche befteht: „Der König geht im Blute von feinem Throne bis 
„zu feinem Grabe und begießt jedes Jahr die Gräber feiner Vorfahren 
„mit Menſchenblut.“ 

Die Despotie kann, da ſie oͤfter im Greiſenalter der Völker zus 
ruͤckkehrt und oft auch nur für Uebergangszeiten eintritt, in einer zah⸗ 
meren, aber moralifch gleich) verderblihen Geftalt auch durch blofe Ents 
fittlichung der Völker entftehen. Sie kann fidy hier fo bilden, daß, wie 
Hobbes feinen Staat fhildert und wie e8 das Greifenalter Roms 
barftellt, nady langem Fauſtrecht und nad) vermwildernden Buͤrgerkriegen 
die Mehrzahl, des Kampfes müde, fi millig einem Despoten, einem 
Ziberius oder Napoleon, unterwirft, indem fie nad) der Begrüns 
dung des monardifchen Rechts von Hobbes: „einen privilegitten Raͤu⸗ 
„ber oder Mörder fo vielen vorzieht”, oder indem fie hier der trägen 
Muhe, des Brots und der Circusfpiele, dort aber der Beute und der 
NRuhmsgenüffe, die der Despot gewährt, fic erfreut. Zumeilen bildet 
fi die Despotie dadurch, daB nach Zerfall blinden theokratiſchen Glaus 
bens, ehe die Freiheit zum Siege kommen Eonnte, ein meltlicher Fuͤrſt 
fi) des Erbes der Prieſter bemichtigt, aus felbftfüchtiger Freude am 
abfoluten Herrſcherthum die Vollsunmündigkeit zu erhalten und ein 
ſtuartiſches göttliches Recht über fie zu erwerben ſucht. Es bildet ſich 
dann, fo wie zum Theil nach,der Reformation, ein vormundfchaftlicher 
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Despotismus durch Mißbrauch religiöfen Wahns, durch bie Traͤgheit 
und den begünftigten Sinnengenuß, durdy Corruption ber unmündigen 
Bürger, durch Avilirung der Beamten, durch Wahrheitsunterbrüdung 
und Polizeigewalt. Durch dieſe Mittel wird biefer vormundſchaftliche 
Abfolutismus fo lange behauptet, bis entweder das Volt in Nichtsnus « 
tzigkeit zu Grunde geht, ober in englifchen, franzöfifchen und fpanifchen 
Revolutionen fi) mit ſchweren langen Opfern bie Freiheit erfämpft. 
Siegt aber biefer Abfolutismus bleibend, alsdann werben, fo wie im 
römifchen Reiche, alle Drgane und Kräfte des höheren Lebens verfälfcht, 
geſchwaͤcht, unterbrüdt, und das Volt — oft ohne bie Höhe des Man 
nesalters und bie Herrfchaft ber Freiheit erlebt zu haben — fällt einem 
ſcheußlichen kindiſchen Steifenalter, zulegt innerer Auflöfung und dußes 
rer Unterjochung anheim. 

Daß das einzelne Menſchenleben regelmäßig ſtirbt, iſt naturgefegs 
lich, daß es einem wieder kindiſch, ſinnlich und felbftfüchtig werdenden 
Greifenalter anheim fällt , fehen wir oft, Gottlob nicht immer. Es iſt 
alsdann natürlich, wenn die Organe des höheren Menſchenlebens Kraft 
und Herrfchaft verlieren. Daß es nun oft ähnlich, ift im Voͤlkerleben, 
diefes zeigt die Geſchichte; bag es immer fo fein müffe, das barf man 
nicht, ber Gefchichte vorgreifend, behaupten. Ein Volksleben kann 
phyfiſch fi) verjuͤngen und durch die göttliche Kraft hriftlicher Res 
ligion, Zugend und Weisheit fich felbft und die Organe des höheren 
Lebens vor ben Verderbniſſen des Lurus und allzu großer Verfeinerung 
und Zerfplitterung, vor Corruption und Unterjohung fhügen. Je⸗ 
denfalls aber gehen das Aufgeben ber Tugend und ber Vers 
Luft der Freiheit bei den Völkern ſtets gleichen Schritt. Tritt aber 
ein ſolches wieder kindiſch werdendes Greifenalter ein, alsdann iſt dieſer 
Rechts⸗ und Staatszuftand bes Volkes, außerdem, daß Lift bier mehr 
herrſcht als Körperftärke, und außer der übertänchten Außenfeite, von 
dem ber Kindheit vorzüglich dadurch verfchieden, daß dieſe Immer ſtei⸗ 
gend zum Beſſeren empor, das Greifenalter abwärts zum Grabe geht. 
— Ueberall aber ift das Grund: oder Berfaffungs-, bag Ver⸗ 
einigungsgefeg und ber Endzweck der bespotifhen 
Staatseinrihtung: das Gefeg der Sinnlichkeit, und 
Selbfifuht und feine Erfüllung zur Befriedigung der 
ſelbſtſüchtigen Triebe, zuerft des Staͤrkſten, bes Despoten, 
dann der anderen Mächtigen, der Höflinge und ber herrfchenden Kafte, 
der Satrapen und Beamten, ſtufenweiſe herunter, bis zulegt den Uns 
terften nicht viel mehr bleibt, als blinder Gehorfam zur Befeitigung 
finnlicher Furcht, der Genuß träger Ruhe ober optatifche Mittel vom 
Bergeffen ihrer Schmach. 

Srundgefeglih anerfannte und verbürgte rechtliche reis 
beit befteht in der Despotie nicht, nicht einmal Privatfreiheit oder ges 
heiligte freie Perföntichkeit und wahres Privateigenthbum. Hier, wo Alle 
Sklaven zuerft ihrer eigenen, dann frember Sinnlichkeit und Selbſt⸗ 
fucht find, ftehen Menſchen und Sachen in dem Dbereigenthum be6 
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Maͤchtigeren, bes Despoten, bes Eroberers und Oberlehnsherrn. Daher 
ſchon der richtige Name: Despotie, Eigenthumsgewalt. Der Despot, 
ber fih nah Arifloteles (Polit. 3,6) in fo weit um die Intereſſen 
feiner Unterthanen betümmert, als ohne Sklaven kein Here fein kann, und 
der. ihnen zur nothwendigen Bearbeitung Sachen Iehnsweife überläßt, 
zieht diefe als Peculien oder nad) Obereigenthumsrecht beliebig wieder 
zuruͤck, in Bantam als allgemeiner Erbe, in der Türkei durch gefor⸗ 
derte Geſchenke, in der roͤmiſchen Kaiferdespotie durch Confiscation vers 
mittelft der Delatoren und der servitus poenae, Nach Herodot nann- 
ten die Perfer ſich ſelbſt „Sklaven“ des Könige. „Ein Mongole, 
„welcher ben andern am Schopf nimmt, ift flrafbar, nicht weil er dem 
„Andern wehe thut, ſondgn weil der Schopf dem Fuͤrſten gehoͤrt.“ 
(Heeren Bd.l, 479). „Mein Rüden iſt herrſchaftlich,“ ſagte die mit 
Schlägen bedrohte ruſſiſche Leibeigene. Hier gilt alſo die Hugo'ſche 
Theorie der Aufhebung alles Privatrechts; daher wird denn immer mehr, 
und ſo weit es bequem iſt, jedes Vergehen Majeſtaͤtsbeleidigung, ſo 
wie in China und zum Theil ſchon unter Roms Imperatoren. Ges 
gen andere Sklaven fehügt deshalb auch oft der Despot das factifche 
Befischum, doch kann er e8 nicht einmal gegen die Uebermacht ber 
Mächtigeren und Meicheren und gegen bie Eorruption der Gerichte irgend 
ducchgreifend ſchuͤtzen. 

Nur von Vorherrfhaft, aber nicht von Alleinherrſchaft ift bei allen 
drei Verfaffungsgefegen die Rebe. Alſo Einnen z. B. unter der. Vor⸗ 
herrſchaft der Despotie einzelne für ſich dem theofratifchen Glaubens: 
oder dem Bernunftgefeg huldigende Bürger leben, in Conflicten mit der 
Despotie auch fterben. Es können, ber Despotie für die Collifion 
untergeordnet, auc theilmeife theofratifche oder vernunftrechtliche 
Mechtöverhäftniffe beitehen, eben fo tie meift in den höheren Culturſtu⸗ 
fen der Völker Reſte ihres voheren despotifchen Zuftandes, 3. B. Pris 
vatſklaverei und despotifcye Kamiliens und Patronatsrechte, übrig bleiben. 
Aud) aus dee Kindheit des Einzelnen geht ja in das Sünglingsleben. 
manches Kindifche über. Und in Ausnahmefällen und im Einzelnen 
zeigt auch das Leben bes vernünftigen Mannes Sinnlihes. Um toie 
vielmehr wird das reichere, zufammengefegtere Staatsleben mande 
Miſchung zeigen, Reſte früherer, wie Vorbereitungen fpäterer Perio⸗ 
den. Diefes kann zumeilen, 3. B. bei den bald mehr finnlich sdespoti> 
fhen, bald mehr theofratifchen fogenannten patriacchalifhen Verhaͤlt⸗ 
niffen die Erkenntniß des eigentlich vorherrfchenden Grundgeſetzes er⸗ 
ſchweren. Iſt's ja doch oft fchwer, in Mittelzuftänden das Sünglinges 
und Kindesalter, ja das Thier⸗ und Pflanzens und Mineralreich zu 
ſcheiden. Doch kann e8 gefchehen, und Niemand leugnet die allgemein 
weſentlichen Unterfcheidungsmerfmale, felbft wenn es Zmitter gäbe. ' 
Auch ſteht die Freiheit und Individualität, welche jedes Volks- 
leben innerhalb der naturgefeglihen Grundform diefer 
Stufenfolge entwideln kann, bdiefer feloft nicht im Wege. Auch 
ber einzelne Menſch unterfcheidet ſich ale Kind, Süngling, Mann durch 
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feinen Freiheitsgebrauch von anderen Menfchen, und doch hat Seber nae 
turgefe glich ein kindiſches, jugendliche und Mannesalter mit feinen 


gen. 

Naturgefeglich aber ift es, daß in einer beflimmten 
Beitnur eines ber drei allein möglichen und ſich unter einander 
wiberflreitenden Grundgefege, nur entweder das Gefeg der 
Sinnlichkeit, oder eines der beiden anderen Geſetze ber zwei folgenden 
Perioden, das bes blinden Glaubens oder das ber. frei prüfen» 
den firtlihen Vernunft, in dem Einzelnen und in dem Staate 
die Vorherrſchaft behaupte und nah immer größerer Vorherrſchaft 
firebe. Diefes ift oben (Bd. VI, 726) bewiefen, Hiſtoriſch nachge⸗“. 

wieſen wurde ebenfalls oben fchon bie ftufenweife Vorherrfchaft der drei 
Perioden und Berfaffungen bei ben germanifchen Völkern, die des 
despotifhen‘ Rechts in der Gründung ihrer großen Reiche, 
oder des Kauftrehts und der rohen Seubaldespotie und 
Anarchie, die des theokratiſchen in ber Hierarchie des Mits 
telalters, bie des. Vernunftrechts in ber neueren Zeit (Bd. IV, 
292). Bei anderen Völkern wies ich fje anderwärts nah. (Letzte 
Srünbde S. 270— 590.) Sie ift die Quelle und der Erflärungss 
grund aller Erfcheinungen bes Staatslebens. Für die roͤmiſche 
Staats⸗ und Rechtsgeſchichte fchildert fie kurz, aber treffend in feiner 
Darftellung des Bildungsganges des römifhen Rechte dee große Taci⸗ 
tus, biefer, tiefbliddendfte aller Gefchichtfchreiber, der nad Joh. Muͤl⸗ 
ler“s Auédruck Alles reducirt, weil er Alles durchſchaut. Die despoti⸗ 
ſche Willkuͤrherrſchaft im Anfange, von welcher fo viele Spuren in's 
ſpaͤtere roͤmiſche Recht hinuͤberragten, bezeichnet ee (Ann. 8, 26) mit den 
Worten: „Unter Romulus herrſchte die Willkuͤr (Nobis Romulus, ut 
Ebitum, imperitaverat).“ Von der theokratiſchen Periode, von welcher dafs 
felbe gilt, fagte ee: „Hierauf bändigte Numa das Volk durch Aber: 
glauben (Dein Numa *) populum religionibus devinsit).” Die Bor: 
berefchaft der vernunfrechtlichen Sreiheit aber und ben Kampf für fie 
bezeichnen feine Worte: „Servius Tullius (dee Stifter der Volkes 
comitien nach Genturien ftatt der priefterlich ariftofratifchen Curien) 
babe bie freien und gleichen Verfaſſungsrechte begründet (quibus etiam 
reges optemperarent).‘ „Gegen die jest entftandenen renctionären Ums . 
triebe (factiones) bes prieflerlihen Adels habe zum Schutz der Freiheit 
und Einigung (tuendae libertatis et firmandae concordiae) das Volt 


2) Merkwürdiger Weife wollte Numa, wie Mofes, feine Theokratie 
nur für bie theotratifhe Vebergangsperiode bes Volks; und fo, wie Mos 
fes durch fein Inftitut der Propheten und Anderes, fo forgte Numa durch 
feine für die fpätere Zeit feines Volks nichergelegte männlidhg Weisheitslchre. 
As aber die Zeit der Erdffnung Fam, fand der ariftofratifche Senat, der viel 
theofratifchen Aberalauben zur Stüge feiner Macht gebrauchte, daß die aufges 
Härte (mahrfcheinlich zu Einem Gott zurädführende) Lehre des puthagordifchen 
Beifen diefen Aberglauben — oder wie man fagte — die Staatöreligion ge: „ 
fübrbe, und — verbrannte fie aldbald. 


v 
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gekaͤmpft und Vieles errungen (mie durch ben Auszug auf ben heiligen 
Berg das Veto feiner Tribunen, bie plebejifhen Comitien und ben be= 
ſchwornen Grundvertrag, leges sacratas). Endlich aber habe es durch 
die XII Tafeln, nad) prüfender Vergleihung fremder Rechte, bie 
Vollendung bee Vorherrſchaft des freien und gleihen Rechts 
(finis aequi juris) befeftigt.” 

....2) Die Periode bes Jünglingsalters, oder ber Vorherr: 
(haft des Gefühle und der Phantafie und bes auf ihr beruhenden blins 
den Glaubens an fortdauernde aͤußere finnliche Offenbarung bes 
göttlichen Willens über alle menfhlihen Verhaͤltniſſe, und an die un« 
fehlbare priefterliche Auslegung und Handhabung diefer Offenbarung. 
Kür die gefeufchaftlichen Verhaͤltniſſe entſteht unter der Vorherrſchaft 
foihen blinden Glaubens das theokratiſche oder göttlih geof⸗ 
fenbarte Rechts: und Verfaffungsgefes, die Zeit der Leitung 
der gefellfchaftlihen Verhältniffe durch bie fortdauernde äußere Dffenbas 
rung, durch ihre Orakel, Gottesurtheile, Augurien und Propheten, durch 
inſpirirte unfehlbare Statthalter und Priefter. So z. B. bei ben Ins 
diern nach ben Sefegen des Menu, bei den Perfern nad den Gefegen 
bes Zoroafter, beiden Hebrdern unter Mofes, bei den Gries 

chen im heroifchen Zeitalter und, mie ſchon erwähnt, bei den Römern 
unter Numa, bei den Germanen in ber Hierarchie des Mittelalters. 
Auch die Vorherrfchaft dieſes Geſetzes tft in bee naturgefeglichen 
und hiſtoriſchen Entwidelung der mittleren Zeit bes Lebens der Eins 
zelnen und ber Völker begründet. Bei ber nur allmäligen Reife 
ber Organe und Fähigkeiten für das Höhere iſt e8 natürlich, daß zwi⸗ 
fhen den Perioden der vorherrfchenden Sinnlichkeit und ber Herrfchaft 
bes rein Geiftigen in einer mittleren Zeit Sinnliches mit dem Geis 
fligen fih mifche, diefes in nody finnlihen Hüllen erfcheine. Immer 
mehr veift jest, nach Befriedigung ber bringendften niederen Beduͤrfniſſe 
und bei höherer Ausbildung der ebleren natürlichen und kuͤnſtlichen Or⸗ 
gane und Faͤhigkeiten, der heranwachſende Menfh und das Volk einer 
höheren Beflimmung entgegen. Fruͤher allein auf das Irdiſche und Sinnlihe 
gerichtet, wenden fie allmdlig, duch, gluͤckliche Anregung und Mittheilung 
beftimmt, den Bli nad) Oben. Smmer heller fallen die Strahlen des 
göttlichen Lichts in ihre empfängliche Bruft, bis endlich die Gottheit mit 
lebendigem Glauben ihr ganzes Weſen ergreift und ſich unterordnet. Aber 
der noch fo eben im Sinnlichen verlorene Menfh und die Organe und 
Kräfte feines geiftigen Lebens find noch zu ſchwach und ungeuͤbt, um 
Sinnliches und Geiftiges völlig zu fondern, um das Göttliche rein gei⸗ 
flig und in feinem eigenen Innern, in feiner Vernunft, zu erfaffen. Je 
ſchwaͤcher et aber fich felbft erkennt, deſto tiefer fühlt er feine Abhän- 
gigteit von der geoffenbarten Gottheit. Er thut Eeinen Schritt, ohne 
berall ihre nahes Walten, ihr wundervolles Wirken zu ahnen, zu bes 
laufen. Innig ſchmiegt er ſich an fie an, ſucht ihren Beifall, fürchtet 
ihren Zorn und huldigt ihrem Willen als feinem hoͤchſten umfafjenden 
Lebensgefeg. Aber wie ihm von Außen bie Gottheit entgegentam, fo 
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fucht er fie au nur von Außen. Vernunft und Gewiffen find ihm - 
noch nicht ihre Dolmetfcher. Die Gottheit muß ihm finnlich fpres 
den, ſich offenbaren. Wundervolle Erfcheinungen, der Mund ber 

- Brakel und die Priefterfchaft thun den göttlichen Willen kund und lei— 
ten fein Leben. Recht Tann jegt nur fein, was biefem ſtets neu ſich 
Außerlich offenbarenden göttlihen Willen gemäß if. 
Inneres und Aeußeres, Froͤmmigkeit ober Glaube und Tugend, beide 
und weltliches Recht, Erkennen und Glauben, verſchmelzen fich daher, 
wie fie e8 3. B. bei den Hebräern gänzlich fogar in der Sprache thas 
tm. Der innerfte Glaube ift Gerechtigkeit, und Unglaube, heut zu 
Tage bürgerlich völlig vorwurfslos, iſt hoͤchſtes weltliches Staatsverbres 
chen, ſo wie die nur aͤußerliche Handlung und Reinigung gottesdienſtlich 
und fromm iſt*). Durch bie beſchraͤnkte ſinnliche Auffaſſung bekommt 
die Gottheit ſinnliche Geſtaltung, wird gewoͤhnlich auch Nationalgott⸗ 
heit, den Staat regierender Koͤnig. An ihren ſinnlichen, oft kuͤnſtleriſchen 
und poetiſchen, der Vorherrſchaft von Phantaſie und Gefühl naͤhrenden 
Cultus, an ihre Orakel und Altdre, ihre Tempel und Feſte knuͤpft fich, 
wie in den theoktatifhen Zeiten der Hebrder, Phönicier, Gries 
Gen, Lateiner, das Befellfhaftsband. Bei der Vorherrfchaft bes 
Höheren aber und feiner durchgehenden Verfhmelzung mit Sinnlichem 
führt jest felbft die Befriedigung finnlicher Triebe und Bebürfniffe ſtets 
den Menſchen auf Gott zuräd. Alle Gaben empfängt er aus ber 
Hand eines Gottes und denkt feiner bei deren Genuffe, zieht die Götter 
zu feinem Mahle nieder, bereitet ihnen felbft Freude und „ſuͤßen Ges 
auf” durch ihre Opfer, opfert felbft noch mit finnlicher Liebe einer 
Gottheit. 

Das Grund: ober Verfaffungs:, das Vereinigungss 
gefes der Geſellſchaft ift jegt der aͤußerlich geoffenbarte, 
prieflerlih ausgelegte göttlihe Wille und der blinde 
Glaube an denfelben; Endzweck des Staats iſt Erfüllung dieſes 
Willens und dadurch Gnade, Wohlgefallen für die Glaͤubi—⸗ 
gen und das Volk, Erfüllung der göttlihen Verheißuns 
gen näherer Vereinigung mit ihr, göttliher Segen und 
Seligkeit. 

Dieſes Grundgeſetz anerkennt und verbuͤrgt den Unterthanen Pri⸗ 
vatfreiheit, eine geachtete Perſoͤnlichkeit. Als goͤttliches Geſetz iſt es 
nie ganz von der Willkuͤr der Regierenden, der Prieſter und Maͤchti⸗ 
gen abhaͤngig, und das Geſetz und der Staat ſind zum Beſten der 
Glaͤubigen, der Kinder und Ebenbilder Gottes gegeben. 
Sie werden von ihnen um ihrer ſelbſt willen zur Erreichung der 
goͤttlichen Verheißungen mit freier Liebe erfuͤllt. Nur bleiben ſie, ob⸗ 
wohl frei, doch unter Vormundſchaft ſtehende Unmuͤndige, 
haben nicht einmal Glaubensfreiheit, noch weniger politiſche 


©. „BB. 2 Mof. 9, N. 2 Sam. 8,15. Jeſ. 8, 10. Pſalm 68, 4. 
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Freiheit zur Mitbeſtimmung der öffentlichen Angelegenheiten, weber 
Mitbeftimmung der Verfaffung ımb Conſtitution, noch republica« 
nifche zur Mitregierung der gemeinfchaftlichen Verhaͤltniſſe. Alles dies 
fe8 geht von Gott und von deſſen Stellvertretern, von ben Vormuͤn⸗ 
bern aus. Auch find "die als heilig anerkannten und gefchägten Eis 
genthumsrechte ber Gläubigen, wie alles Webrige gottesdienftlich beftimmt, 
ein Lehenbefig. Gottes und der Kirche, dem Oberlehnsherrn zehntpfliche - 
tig (zunddft für die sacra privata und publica, in Indien namentlidy 
auch für die Todtenopfer dienftbar). 

Die theokratifhe Staatsverfaffung wird am Meiften Üüberfehen und 
verfannt und bald viel zu ungünftig, bald zu guͤnſtig beurtheilt. Friſch 
und ſchoͤn iſt allerdings das Sünglingsalter mit feinen natürlichen Er⸗ 
ſcheinungen. Wohlthätig iſt, als Baͤndigerin rohen Fauftrechts (audy 
Tacitus fagte in biefem Sinne: Numa populum religionibus devin- ‚ 
xit), eine begeifterte Theokratie. Sie bildet eine an fi) untabelige, 
weil un vermeidliche und heilfame Uebergangsperiode. Auch hat 
in der Theokratie bie Höhere Richtung das Uebergewicht. Die 
theokratiſche Priefterherrfchaft bedarf diefer Richtung auf das Höhere unb 
Göttliche im Volke, weil fie als SElaven des Laſters von Gott und 
von ihr fi abwenden würden. Und auch Priefter und Propheten im 
theotratifhen Zeitalter find nicht nothwendig kalte ober vollende 
felbftfüchtige Zäufcher, fondern gewiß häufig ebenfalls von ihrer Zeit 
und deren Bebürfniß ergriffen und beherrſcht. Aber noch höher ale daB 
Juͤnglingsleben ſteht doch frifch Eräftiges gereiftes Mannesalter. Das 
Unvolltommene, blos Mittlere der Zünglings: und theofratifhen Per 
riode iſt uͤberall fichtbar, freilich nicht für unfere Schmärmer des Mits 
telalters und ber Reaction zum göttlichen Recht. Das Höhere iſt hier 
überall nody gar fehr mit dem Sinnlihen und Niederen verfhmolzen 
und vermifht, 3. B. im finnlihen Cultus, in ber zugleich moralifche 
religiöfen und finnlichen Reinigkeit und Verunreinigung, in der höheren 
Gefchlechtsliebe des Juͤnglings, wie in der Liebe im Ritterthum und In 
ber jugendlihen Schwärmerei ber Kreuzzüge. In dem Weſen der 
mittleren Entwidelungsperiode aber und in dem unvermeidlichen Uns 
tergang der Vorherrfchaft der Phantafie und des Gefühls und des dar: 
auf beruhenden blinden, pielfach abergläubifchen Glaub:ns deuten bie 
Natur, die Gefchichte und Vernunft auf den Uebergang in die Periode 
männlicher Vernunftherrfchaft, fo bald nur dazu die Meife naht. Mit⸗ 
feib dem Thoren, der im Mannesalter wie ein Süngling leben und 
ſchwaͤrmen mag, und Abfcheu dem Srevler, der die Entmwidelung ber 
Völker nicht blos hemmen, fondern verfrüppeln will, indem er zur 
Mündigkeit herangewachſenen Männern und Voͤlkern den Fortfchritt und 
die Rechte und Mittel hoher Cultur rauben, ihnen Unmüntigkeit und 
ihre priefterliche oder meltliche abfolutiftifche, ftuartifche und kourbonifche, 
leider zum Theil auch deutfche Bevormundung durch Sinquilitiongs und 
Polizeidespotie aufzuzwingen ſucht. So führt man Zuftände herbei, die 
nicht etwa blos alles Heil und ale Würde des Mannesalters, nein 
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alles Schöne ber natürlichen theokratifchen Guiturperiode emtbehren. 
Man zerflört nur und führt uns durch unnatürlihe Hemmungen ent 
weder der Erneuerung auswärtige Schmach oder fluartifchen Revolutios 
nen entgegen. 

3) Die Perlode der Reife, des Mannesalters. Die 
böchfte, vernunftrechtliche freiheitliche Eulturfiufe, das 
peaftifhe Befes und der Rechtsſtaat. Es iſt diefes bie Zeit 
der Vorherrſchaft der reflectirenden prüfenden fittlihen Vernunft und 
ihrer Geſetze, oder auch des Goͤttlichen In vernünftig geprüfter rein gei⸗ 
fliger Auffaffung und unter Leitung ber felbftfländigen Seelenkraft. 
Fuͤr das gefellfchaftliche Leben iſt dieſes die Zeit bes ſittlich vers 
nünftigen freien Rechtsgeſeßzes, bes Rechtsſtaates und 
der freien Verfaffung. Es ift die Zeit der von ber vernünftigen 
Ueberzeugung ber felbjtftändigen Gefellfhaftsglieder anerkannten oder con« 
fentirten freien und gleichen Gefellfchaftsgefege, mie in ben befjeren Zei⸗ 
im bes claſſiſchen Alterthums und in ben heutigen freien germanifchen 

taaten. 

Auch die Bildung des vernunftrechtlichen Geſetzes und Geſellſchafts⸗ 
verhäftniffes begründet ſchon die gefunde naturgefegliche gefchichtliche Le⸗ 
bensentwidelung der Menfhen und Völker. Immer mehr reifen in 
derſelben allmälig die natärlichen und kuͤnſtlichen Organe und Faͤhig⸗ 
keiten des höheren Menſchenlebens. Immer mehr verfchwindet mit dem 
Sünglingsalter, zum Xheile felbft durch Entwidelung derjenigen Kräfte 
des höheren Menfcheniebens, weiche die Theokratie zu ihrem Dienfte ergog 
unb benugte, die Borherrfhaft des warmen Gefühle und der fehaffenden - 
Phantaſie. Kältere Reflexion tritt an ihre Stelle, logiſches Denken und 
Prüfen. Der herangewachſene Menſch iſt jetzt endlich fähig, Sinnliches 
und Geiftiges rein zu ſcheiden und das Geiftige geiftig in feiner eigenen 
Bernunft zu erfaffen und zu geftalten. Verſchiedene Anfichten und Res 
ligionsvorftelungen werden ihm bekannt. Mit prüfendem Auge ers 
forfcht er jest Altes, fo auch feine Götter, ihre Orakel und Propheten, 
und bald fieht er Irrthum oder Taͤuſchung der eigenen Phantafie oder 
anderer Menfhen. indem er, reflectirend auf fein eigenes 
Innere, fih ſelbſt, die Nature und die angefchauten Bötter trennt 
und vergleicht, erkennt ec, daß, tie er auch in ber dußeren Natur 
überall die Spur bei ewigen Geifte® ahnen mag, ihm fichere befriedi⸗ 
gende Erkenntniß und Mittheilung aus ihe nicht mehr komme. Ex ers 
fährt nicht mehr wundervolle Einwirkung umd Leitung feiner Schickſale 
durch die Gottheit. Was früher fo erfchien, zeigt fi mehr und mehr 
als Taͤuſchung der Menfchen oder als ewig unveränderliches Geſetz des 
Aus. Aber auch die ganze dußerlich geoffenbarte Lehre verliert fo ihre 
Buͤrgſchaft. Von Hundert verfchiebenen widerſprechenden Erfahrungen 
erklaͤrt jedes Volk die feinige für die allein göttliche, alle andere für 
Menfchentrug und Irrthum. Iſt unfer Glaube ſchon darum ber rich⸗ 
tige und unträgliche, weil wir zufällig als Chriften, nicht als Muha⸗ 
mebaner,, als Katholiken, nicht als Proteftanten geboren worden? Iſt 
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nicht jedenfaus auch unfere Offenbarung das, was wir früher in Ins 
halt und Form für untrüglih und rein göttlich hielten, von Menfchen 
menſchlich ſchwach und unvolllommen mit unvolllommenen Mitteln 
aufgefaßt unb mitgetheilt und fo, wie z. B. die meltliche Oberherrfchaft 
der Päpfte und die Kegergerichte jegt durch, viele, zum Theil anerkannte 
und verworfene, früher aber Jahrhunderte lang ebenfalls für göttlich gehal⸗ 
-tene Mißverftändniffe und Denfhenfagungen verunreinigt und verfälfcht 
worden. Was iſt noch wirklich göttliche und reine Wahrheit In denfel« 
ben, und wie follen wir fie erkennen, wie richtig zwifchen den verfchie: 
denen Kirchen und Philofophieen entfcheiden und ausmählen? So ſich 
feibft und feinen quäfenden Zweifeln überlaffen, führt die Reflerion den - 
Menfchen immer tiefer in ſich felbft zuräd, bis ihm endlich mit 
Sicherheit die Stimme der Gottheit in Vernunft und Gewiſſen er: 
wacht, vernehmbar, wie einft aus dem Munde ber Orakel, der Pro: 
pheten und feiner übrigen Vormuͤnder, und ihm entfcheidend auch über 
. die Goͤttlichkeit und Wahrheit, wie über die Auslegung und Anwen: 
dung aller von Außen mitgetheilten Lehren und Dffenbarungen. 

Diefe innere eigene Vernunft, felbftgeprüfte freie ei: 
gene Weberzeugung ift ihm jegt legte fouveräne Geſetz⸗ 
gebung und Richterin feines Kürwahrhaltens und Thuns. Sie ift 
es auch Über das, was er vielleicht ohne aͤußere Hülfe der Offenbarung 
nicht erkannt hätte. Recht ift jet nur, mas fie gebietet, und ein 
Staube ohne ihre Billigung wird Aberglaube, eine Unterwerfung unter 
fremdes, nicht felbft frei als wahr anerkanntes religiöfes und praktiſches 
Geſetz und Gericht Verbrehen und Sklaverei. So Tann denn jest, bei 
dem ewig verfhiedenen und unvolllommenen Stand: 
und Anfangspunct der Sndividuen in Auffaffung des 
Söttlihen, oder der überfinnlichen metaphpſiſchen und 
praftifhen Wahrheiten unter dieſen verfchiedenen Individuen, 
es kann nad) dieſem hoͤchſten Geſetze der ſittlichen Achtung 
und der Behauptung eigener und fremder perſoöͤnlicher 
göttliher Würde, Freiheit und GSelbfigefeggebung ein 
gemeinfchaftlihes Außeres Geſetz und Recht für gemein: 
fhaftlihe Rehtsverhältniffe nur durch freie gegenfeitig 
anerfannte oder vertragsmäßige Rechts- und Staats: 
vereinbarungen aller felbftftändigen Freien zu Stande 
fommen. Bier alfo erhält die oben I, 2 und 3 bezeichnete objective 
biftorifch = philofopbifhe analytiſche Entwidelung der Rechts⸗ 
und Staatsgrundfäge ihre höchfte Sanction. Möge auch bei und Deut: 
ſchen endlich fo viel Achtung der Freiheit und fo viel gefunder praftis 
ſcher Sinn lebendig werden, daß unfere MRegierungsleute und echte: 
und Staatelehrer den Uebermuth fahren laffen, für freie Männer aus 
ihrem zufälligen und individuellen fubjectiven philofophifhen Princip bie 
aͤrßerlich gültigen Gefellfhaftsgefege ableiten zu wollen! 
Möge ihnen endlih die Besnunft ihres Volkes und bie aller 
freien Völker auch etwas gelten! Dann würden fie in Beziehung 
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auf die Rechts» und Staatsgrundbfäge die uralte freie Autonomie aller 
Freien achten. Sie würben anerkennen, mas alle freien Gefellfchafe 
ten und Völker ſtets anerkannten, das, was Plinius von den Rs 
mern fagt: „in quocunque civium summum esse voluerunt“, und daß, 
was Ariftoteles lehrt, daß es nur unter Freien und Gleichen, bie 
ferb ihr Geſellſchaftsverhaͤltniß und in demfelben ſich mwechfelfeitig bes 
fimmen, und zur Erreihung ihres eigenen hoͤchſten Lebenszwedes 
frei oder vertragsmäßig vereinigt find, ein wahres Rechts⸗ und Staats: 
verhältniß und eine Staatslehre gebe *). Die Sprache trennt nun 
mebr Glauben und Zugend, wie Zugend und Gerechtigkeit. 

Das Verfaffungs- und Vereinigungss oder Grund— 
gefeg aber befteht jegt in dem gemeinfhaftlih frei aners 
kannten fittlihen Friedens: und Huͤlfs- oder Redts: 
und Staatsgefeg. Endzweck bed Staates ift jest: die Erhaltung 
des objectiven Rechtsgeſetzes und die Verwirklichung der menſch⸗ 
lichen Beitimmung innerhalb des Rechtsgefeges, und durch fie der Gluͤck⸗ 
feligkeit Alter. Er beiteht in dem Geſammt⸗ oder Staatswohl in bie: 
fem Sinne (f. „Geſammtwohl“), in der salus omnium nad) dem con- 
sensus omnium, in der utilitatis communio mit dem juris consensus 
nady Cicero, dem bonum mit dem aequum nad der Sprache der 
an omiftgen Jurisprudenz (f. oben Bd. I. und mein Spftem, 

— 104). 


Dieſes Gefeg anerkennt ober verbürgt den Bürgern als freien 
ſelbſtſtaͤndigen Theilnehmern an ihm felbft, wie an dem freien Gemein: 
wefen natürlich alle Freiheit: 1) die Privatfreiheit oder bie ber 
Derfönlichkeit mit ihren geiftigen Beſtandtheilen: Slaubenss und Denk: 
(alfo auch Lefe:, Sprech: und Preßs)freiheit, mit ihrem unmittelbarften 
Anhalt, der Selbfigefeggebung über das eigene Lebensverhältniß, alfo 
aud über die Theilnahme an diefer oder jener Gefellfchafts: oder Rechtes 
und Staatseintichtung, fo wie mit ihrer leiblichen Grundlage, dem freien 
Eigenthums⸗ und Verkehrsrechte; 2) die politifche, und zwar a) Vers 
faffungs= und conftitutionelle Freiheit oder die Mitbeflimmung 
der grunbgefeglichen. Verhältniffe, und wenigſtens ald natürlichen 
und fihernden Ausfluß von beiden auch b) die republicanifche Frei⸗ 
heit oder die der Mitwirkung bei der Regierung des freien Gemein: 
weſens. 

III. Fortſetzung. Weitere naturgeſetzliche und geſchicht— 
liche Erſcheinungen und logiſche Folgerungen der drei 
Verfaſſungen, ober die Wechſelwirkung derſelben mit 
dem ganzen Geſellſchaftszuſtand. — Die Vorherrſchaft eines 
jeden der drei Grundgeſetze hat zur Grundlage ihrer Exiſtenz und 
Wirkſamkeit eine beſondere Lebenskraft, ein beſonderes Princip. 


*) Polit. I, 7. 12, 25. III, 9. VI, 18. Eth. V, 568. het. I, 1. 2. und 
a legten Srähbe ©. 436. 45. ©. auch unten „Staatswiffens 
aft.“ 
3* 
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(S. oben Bd. VI, 726.) Sie befteht in dem Uebergewichte beftimmter 
Triebe und Lebensrichtungen in den Bürgern, wenigſtens in ber das 
Staatsſchickſal beftimmenden Mehrheit derfelben, durch welches Die 
Herrſchaft des Grundgefeges entfteht. Für die Despotie ift Selbſt⸗ 
ſucht die Lebenskraft ober das Uebergewicht der Sinnlichleit unb 
Selbſtſucht, und der durch fie, und namentlich, audy durch Furcht beftimm» 
ten ſtlaviſchen Untertotrfigkelt ‚unter die Macht. Kür die Theokra⸗ 
tie befteht fie in blindem Glauben ober In der Vorherrfchaft bes 
Gefühle und der Phantafie und des darauf gegründeten blindglaͤubigen 
Hingebens an bie beftimmte fortdauernde dußere göttlihe Offenbarung 
und an ihre priefterliche Statthalterfchaft, bes wichtigen Unterordnens 
unter ihre Geſetze. Für den Rechtsſtaat endlich befteht fie in 
Rechtsacht ung oder in dem Uebergemicht bes Gewiſſens oder ber prü« 
fenden fittlihen Vernunft und der auf ihe beruhenden fittlihen Achtung 
der eigenen und fremden freien und gleich heiligen fittlihen Perföntich« 
fett und Beflimmung. 

Alle Lebensthätigkeit geht aus von Trieben, höheren oder nieberen. 
Diefe müffen in ber Art in der Natur der Bürger vorhanden fein und 
vorherrfchen, tie fie zur Erfüllung des beftimmten Grundgefeges antreis 
ben. Hierauf vor Allem muß jede Regierung denken, die wirklich kraͤf⸗ 
tig und dauernd herrfthen will. Jene angegebenen breifachen vorheres 
chenden Zuftände nun begründen die hinlänglichen Triebe für bie ent» 
fprechenden dreifachen Grundgeſetze. Sie alfo, jene Principien 
müffen in der Natur der Menfchen oder Völker leben ober übers 
wiegen, wenn die bespotifchen, theofratifchen oder vernunftrechtlichen 
Gefege und Regierungen beftehen follen. Webertviegen fie, fo iſt bie 
Erfüllung der Gefege gewiß. In diefem Sinne gilt die tiefe Staats⸗ 
weisheit dee Alten, bes Thucndides und Salluft: „Ueber alle 
Geſetze fliegt die Natur” und: „Die Kräfte, welche die Herrfchaft grüns 
beten, müffen fie erhalten.” 

Jene Principien und ihre Vorherrfchaft in der Natur der Men⸗ 
fchen widerſtreiten fi aber, fo wie bie drei allein möglichen Grundge⸗ 
fese ſelbſt. Die Herrfchaft finnlicher Selbftfuche” befampft alle aufs 
opfernde Unterordnung unter das Böttlihe, blinder Glaube die reflecs 
tivende, frei prüfende Vernunft und umgekehrt. Das Leben ber Völker 
und Staaten dagegen ftrebt unvermeidlich nad) moͤglichſte Harmonie 
mit fi felbft und ihrer Außenmelt, teil fie nur in Harmonie Befrie⸗ 
digung, Gefundheit und Kraft finden. So ift e8 denn erflärlich, daß 
wir überall fehen, daß jene dreifachen Grundgefege und Principien eben 
fo das ganze Staatsleben moͤglichſt nach ſich zu verändern, fi zu aſſi⸗ 
milicen und wenigſtens fich unterzuorbnen, fich dienftbar zu machen fus 
hen, fo wie ihre Vorherrſchaft felbft wieder durch die ihnen günftigen 
Verhättniffe und Zuftände veranlaßt und begründet werden. Nicht 
- blofe Theorieen, Grundfäge und dußere Buchſtabengeſetze 
‚vegieren das Leben. Grundverhältniffe und Grundkraͤfte er 
zeugen unb bedingen ihre Herrſchaft. 





So fliehen denn faft alle, zunaͤchſt aber bie wichtigften Ver 
hältniffe und Einrichtungen der Völker mit einer ber drei Verfaſſungs⸗ 
gefege bewußt ober unbewußt in einer ſich gegenfeitig begünftigenden und 
befördernden Wechfelwirtung mit einem diefer Gefege, mit den beiden ans 
deren aber in einem Vernichtungs⸗ oder wenigfiens in einem Herrſchafts⸗ 
kampfe. So ift es vor Allem: 

1) mit den brei Principion oder Lebensträften der 
Geſetze ſelbſt. Jedes diefer drei Principien fleht mit feinem Grund⸗ 
gefeg in unterflügender Wechfelmirtung, dagegen im Kriege mit ber 
Borherrfchaft der beiden anderen Principien. a) Das Princip ber 
Despotie bezeihnet Montesquieu ald Furcht. Und allerdings iſt 
fie der flärkfte ausreichendfte Hebel, weicher die Regierung in Bewegung 
fest, um die Sklaven an ihren Dienft zu ketten, denn biefer kann bei 
vielen Sklaven weniger in ſtets neuer Austheilung finnlicher Genußmittel 
und Belohnungen, als im Gebrauch der Surchtmittel beftehen. Auch müffen 
ja, wie mit Arifloteles (Pol. 3, 6) Cicero (Offic. 2, 7) fagt, 
die, welche durch Furcht herrſchen, ftets auch felbft fürchten, und zwar um 
fo mehr, je mehr fie finnlihe Willkür als hoͤchſtes Geſetz anerkennen 
und binftellen; und Furcht beflinnmt daher die meiften Regierungshands 
Iungen der Tyrannen. Die eigentliche legte Grundlage der Despotie 
und die der Furcht felbft aber ift doch die Vorherrſchaft der Sinnlichkeit 
und Selbſtſucht. Sie muß der Despot erhalten; denn, mie ein gros 
Ser Geſchichtſchreiber fagt: „Das fchredliche Geheimniß des Despotismus 
„iſt es, es dahin zu bringen, baß Jeder nur feinen eigenen Vor⸗ 
„theil ſehe und Niemand an die allgemeine Sache denke.“ 
Daß für feine Zeiten Beine Sittenzucht mehr paffe, dieſes verftand ber 
Meifter des Despotismus, Tiber, wie der tiefe Kenner von beiden, 
Zacitus (Ann. 2, 35. 4, 32). Und nur die, welche fih avilirt 
hatten, waren — fo weit führt alsbald die unwiderſtehliche Fols 
gerichtigfeit und das hHormonifirende Princip im despotiſchen 
Drganismus — für Napoleon’s Plane tauglihe Werkzeuge. Unter 
den Liederlichen hatte bie Freiheit nie ihre treuen Apoftel. Wahre Zu: 
gend, Sitte und Ehre, wahrer Gemeingeift, catonifche Sreiheitsliebe 
und Todesverachtung muͤſſen begreiflich den Despoten zittern machen. 
Sie find keine gefügigen willigen Werkzeuge für feine Eigenfuht und 
Willkuͤr, für fein Delatorens und Spionen:, für fein geheimes Polizei⸗ 
foftem, für feine Angriffe auf Ehre und rechtliche Freiheit und auf die 
Verfaffung des Vaterlandes. Sie und eben fo Meblichkeit und Ver⸗ 
trauen, Treue und Glauben beftehen nicht in biefem liftigen und 
ſchmutzigen allgemeinen Kriegsſyſteme des Eigennuges. Kurz, überall 
muß der Despor im Gegenfage mit den theofratifchen und vernunft: 
rechtlichen Srundgefegen und Principien aus kluger und unbemwußter 
Confequenz die Vorherrſchaft von Sinnlichkeit und Selbftfucht und finns 
licher Furcht in feinen Sklaven eben fo nähren, wie fie feine Herrſchaft 
begründeten. Er muß eben deshalb auch alle wahre felbfiftändige Kraft 
des religiöfen Glaubens und der Priefter, wie die der fittlihen Zugend, 
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Achtung und Ehre untergraben, und auch, was von ihnen uͤbrig iſt, ſich 
anpaffen und zum dienftbaren Werkzeug unterorbnen. So macht er 
fi), mie die Imperatoren Roms, felbft zum Oberprieſter oder gar zu 
Gott und fuhrt, fo wie Napoleon und andere Despotn, bie her⸗ 
abgewuͤrdigte und weltlich gemachte Religion und religiöfe Moral, die 
Priefterfchaft und Kirche, auch noch zu Gunften des Despotismus 
‚ und der Entwürdigung der Menfchheit zu verfälfchen *). Auch ander: 
wärts lohnt und liebt man es, wenn bie Geiftlichen und Hofbiſchoͤfe 
alle Lehre des Chriftentyums zu Gunften ber Freiheit unterdrüden und 
es nach einzelnen Sägen, wie dem: „Selb unterthan ber Obrigkeit!” 
zu einem Spfteme des blinden Gehorfams und der Knechtſchaft ums 
.fälfhen. So muß ferner der Abfolutismus zuerft die Beamten und, 
fo weit nöthig, die übrigen Bürger zu unfittlichen beftechlichen felgen 
Werkzeugen aviliren, corrumpiren. Er muß bemußt und unwillkuͤrlich 
ferbftifchen finnlihen Genuß, den Materlaliemus und die Unterorüdung 
mahrer muthiger Männlichkeit und Ehre begünftigen. Nicht minder 
muß bie freie Wahrheit und ihre Prüfung und Mittheilung verftums 
men. In eitle hochmuͤthige Zeichen ber Sklaverei und in das 
Streben nad) ihnen mird die wahre Ehre und Freiheitsliebe umgemuͤnzt, 
in lügnerifche unterbrüdende Cenfur und in Hofſchmeichelei die freie 
Mahrheit verkehrt. Selbſt die edelſte Kraft des Rechtsſtaates, die Sreis 
heits⸗ und Waterlandeliebe, muß in bünbifche, Enechtifhe und gögendies 
nerifche Unterwürfigkeit und Anhänglichkeit auch gegen die armfeligften 
nichtswuͤrdigſten Perfonen der Herrfcher, der Hertfcherfamilie und der 
Minifter umgewandelt merden. b) Dagegen aber muß umgekehrt der 
blinde Glaube, es muß die theofratifche priefterlihe Gewalt bewußt 
und unbewußt einer von weltliher Macht unabhängigen, ja ihr und 
finnlichee Furcht und felbftfüchtiger Hingebung an fie nöthigenfalls troß- 
bietenden,, todesverachtenden ſchwaͤrmeriſchen blinden Glauben auf alle 
Meife eben fo fördern, wie fie nur durch ihn begrlindet wurden. Vor: 
berefchaft rein egoiftifcher Sinnlichkeit und Feigheit müffen fie eben fo 
befämpfen als freie vernünftige Prüfung und Aufklärung und auf fie 
gegründete perfänliche und politifche Weberzeugung und Freiheit. 


) Der Katechismus des franzöfifhen Reichs von 1806 enthält 
im Art. 7, als Theile des vierten Gebots: „Wir find insbefondere Napo: 
Leon I., unferem Kaifer, Liebe, Ehrfurcht, Gehorſam, Zreue, den Kriegsdienſt 
und alle Abgaben fchuldig, welche zur Erhaltung des Reihe und fein.g Thro⸗ 
nes angeordnet werden. Außerdem find wir ihm noch eifriges Gebet für fein 
Heil fchuldig. Gott Hat ihn zu unferem Oberhaupt gefegt und zum Diener fei: 
ner Macht und zu feinem Bild auf Erden aufgeftellt. Wenn wir 
alfo unfern Kaifer ehren und ihm dienen, fo dienen wir Bott ſelbſt“ — 
„Die die Pflichten gegen den Kaifer erfüllen, find treue Nachfolger der Lehre 
des Apoftels Paulus. Wibderftchen fie aber der Anordnung, die Gott feLlbft 
gemacht hat, fo machen fie fih der ewigen Berdammniß fchuldig. 
Wir Iefen in der heiligen Schrift, daß Bott durch eine Verfügung feines hoͤch⸗ 
ften Willens und feine .Vorfehung die Reiche nicht nur Einer Perfon, fondern 
aud jeiner Familie ertheilt hat’ u. f. w. u. f. w. (©. dagegen oben 
„Shriftenthum.‘) 
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c) Der auf.der legteren beruhende Recht s ſtaat dagegen und 
feine Regierung muß fie auch wieder fördern und jene bespotifchen und 
theotratifchen Principien als ihnen feindfelige und grundverderbliche Rich: 
tungen befämpfen. So wie aber überhaupt eine durch die Entwides 
lungsſtufe natürlidy berbeigeführte Despotie und Theokratie ungleich 
‚weniger nachtheilig erfcheint, als eine der Entwidelungsftufe widerſpre⸗ 
chend eingeführte und feflgehaltene, fo ift auch hier jener Kampf gegen 

dies höhere und für das niedere Princip ungleich vermwerflicher und vers 
derbliher. Als die unvolldlommene Entwidelungeftufe die theokratifche 
Prieſterherrſchaft im Mittelalter von ſelbſt hervortief, Eonnten die Päpfte 
die Cultur noch unterflügen. Als die zur Selbftftindigkeit erwachte 
Menſchheit gemaltfam in priefterlicher Obervormundfchaft zurüdgehalten 
werden follte, mußten Snquifition und Kegergericht und Verfolgung ber 
Gultur wüthen, um den blinden Glauben zu erhalten. (S. oben Bd. IV, 
©. 318.) Gerade fo ift es mit den raffinieteren unfittlicheren Mitteln 
der Wahrheitsunterdrüdung und Verfälfhung der geheimen Inquiſitions⸗ 
un) Polizeigewalt und der Corruption, welche dem Abfolutismus für 
eine nicht der Eulturftufe entfprechende Bevormundung und abfolutiftifchs 
despotiſche Herrſchaft unvermeidlich find. 

2) Auf die verfchiedenen Principien, um ihre Vorherrſchaft zu er: 
balten und zu kraͤftigen, und um fie zu Gunften der Gefege und ber 
Regierung in Bewegung zu fegen, wirkt feine Staatseinrichtung uns 
mittelbarer als Lohn und Strafe. Daher muͤſſen fie, es muß das 
ganze Strafreht und ber Strafproceß grundverfchieden mer 
den, je nady den verfchiedenen Staatsverfaffungen. jede befondere Les 
bensthätigkeit nämlich, da fie ausgeht von beflimmten Lebenstrieben, 
hört auf ober nimmt abweichende Richtungen an, fobald diefe Triebe 
nicht mehr ihre Befriedigung finden, und dieſe Befriedi— 
gung ift ihr Lohnz er nährt und befefligt fie. Und kein Leben 
und eine Lebensthätigkeit beflcht, wenn bie ihnen widerſprechenden 
fhädlihen, im weiteren Sinne verbrecerifchen Lebenstriebe und 
Lehensthätigkeiten und deren Befriedigung nicht aufgehoben wird — 
und diefe Aufhebung iſt ihre Strafe. Werdienft und Lohn 
find Mehrung des Principe; Vergehen ift Minderung und Strafe 
it Wiederherftellung deffelben. Hier liegt der tiefere Sinn 
von den Worten Solon’s, daß man an Lohn und Strafe den guten 
Staat ertenne. Sie nämlich wirken am Unmittelbarftien auf feine Les 
benstraft und werben felbft unmittelbar dadurch beftimmt. a). In der 
Despotie nun find die verbienftlichen Triebe und Thaͤtigkeiten, Die ber 
berrfchenden Gewalt und dem Princip ihrer Herrſchaft, der Sinnlich⸗ 
keit und Furcht, zunaͤchſt in ihrer Beziehung auf den despotifhen Wil 
in, fügfamen und dienfibaren. Lohn für fie ift natürlich Befriedi⸗ 
gung und Mehrung der durch folche Triebe und Thaͤtigkeiten erſtrebten 
finnlihen Genuͤſſe. Er ift bier Befriedigung ber Eitelkeit, des Lurus, 
dee Wolluſt, der Weichlichkeit, nicht aber Befriedigung edlen fittlichen 
Selbſtgefuͤhls durch blofe achtungsvoile und Achtung erweckende Aner— 
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tennung des Verdienſtes, niht wahre Ehre. Sie verborrt in den 
Sandſteppen bes Despotismus, und fie wäre gefährlih. An Geld und 
an Geldeswerth und an Stellen, um baflelbe zu erprefien, ertheilten 
baher immer die Despoten die größten Belohnungen. Allgemeiner Lohn 
aber für ruhiges, dem Despoten ergebenes Leben find Ruhe und ruhi⸗ 
ger Genuß finnlicher Freuden, Ruhe und Sicherheit, menigftens, 
— da letztere gegen bie Regierung nicht Statt finden kann, — im Vers 
Lehre der Bürger unter einander. Ruhe ift das gepriefenfte Gut der Des⸗ 
potie, in, welcher nach Ariftoteles (Rhetor. 1, 8) „das erſte Be 
fiteben bes Herrfchers, da er durch Furcht Herefcht, Muhe und Sichers 
beit fen muͤſſen. Sie heißen bier Gerechtigkeit, wie der blinde leibende 
Sehorfam Religton und Tugend. Irgend finnlicyer Genuß aber muß ben 
Sklaven zum Lohn und zur Erhaltung ihrer Unterwuͤrfigkeit bleiben. 
Sinnlich genießend finde wo möglich dee legte Sklave auf irgend eine 
Art feine Befriedigung und follte es au nur in Maufchmitteln zur 
Einfchläferung des Gefuͤhls feiner Furcht und feines Elends fein. Vor⸗ 
zuͤglich die Freunde der modernen zahmen Despotie hegen, fo tie dort 
eine ben edlen Männerftolz vernichtende Eitelkeit, fo bier 
die finnlihe wollüftige Genußſucht. Beide entmannen mit 
Hülfe des Polizeidrucks und der Genfurlüge die Völker fo, daß fie für 
wahre Ehre und die männlichen Zugenden ber Sreiheit immer unfäs 
biger werben. 

Verbrecherifche Thätigkeiten und Triebe find hier diejenigen, welche 
eine Störung des Principe der Sinnlichkeit in ihrer Richtung auf bie 
Befriedigung des Willens des Despoten bemeifen und erzeugen, ober 
bie feine Selbſtſucht, feine- Sicherheit und Ruhe verlegen. Grund und 
Zwed der Strafe ift alfo, da bier bei der allgemeinen Rechtlofigkeit 
auch pofitiv das Princp durch Verlegung, alfo durch Strafe 
gefördert werden darf, Vermehrung der Furcht zur Sicherung mie 
sur Befriedigung der finnlihen Rachſucht des gekränkten Despoten. 
Dazu denn graufame Strafen, im Orient vor den Fenftern des Palas 
ſtes vollzogen, formlofer meift geheimer Proceß, Zortur und Sinquifition, 
Juſtiz⸗ und Kerkermorde. Nur im Rechtsſtaate haben alle Bürger ein 
heilige Recht auf Deffentlichkeit der Hffentlichen, oder ber gemeins 
ſchaftlichen Angelegenheiten, vor Allem alfo da, wo es für Alle das 
MWichtigfte gilt, dee Angriffe auf Ehre und Leben und Freiheit im Nas ' 
men ber Öffentlichen Gerechtigkeit. In der Despotie find alle Skla⸗ 
ven des Kürften. Es gibt bier nichts Deffentlihes. Und es kann in 
der zahmen Despotie, vorzüglich wenn fie mit dem Heuchelfchein eines 
techtlihen Zuftandes und wohl gar der Milde das Bolt täufchen und 
um befferes zugefichertes Recht bringen will, bequemer fein, fchuldlofe, 
aber verhafte Gegner und Freiheitsfreunde durch lange Kerkerleiden 
und Inquifitionsqualen, al® auf dem Blutgeruͤſte zu tödten. Ohnedies 
ift ja in der Despotie Beſtrafung auch ber blos verbädhtigen und, tie 
im roͤmiſchen Majeftdtsgefeg und in China, auch ber fchuldlofen Ver⸗ 
wandten am Plage. Hier alfo find jene pofitiven auf die Vorherr⸗ 
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ſchaft ber finnlihen Furcht berechneten finnlihen Abfhredungs: 
und Präventionstheorieen von jeher an ihrem Plage. Hier find 
fie auch allein confequent durchführbar, mährend fie im freien Staat 
zur doppelt verberblichen Stümperei werden. In ber Despotie müffen 
immer aufs Neue die Sklaven überzeugt werben, mie mohlfeil ihr 
Blut fei, wenn es gilt, den Despoten zu rächen oder feine Ruhe zu 
fihern. Selbſt wahre Wohlthat ift, wie ſchon Montesquieu, bemerkt, 
bier, wo Alles auf Selbftfucht und Sinnlichkeit ruht, die confequente 
sraufame Härte, um die Auflöfung und Rohheit zu bändigen. 

b) In der Theotratie find verdienftlic alle Triebe und Thaͤ⸗ 
tigleiten, welche bie fromme gläubige Hingebung unb folofame 
Unterwerfung unter den göttlihen und priefterlihen Willen ausfprechen 
und verfiärten. Gie werden gelohnt, und das Princip auch poſitiv er⸗ 
halten und gemehrt durch das göttliche und priefterliche Wohlgefallen, 
ihren Ablaß und Segen, Überhaupt durch Acte des finnlichen und poetis 
ſchen, Phantaſie und Gefühl befriedigenden Cultus, endlich durch bie 
Erfühung ihrer Verheißungen vom himmlifchen Reiche und der Selig« 
keit. Vergehungen find hier bewiefene oder erzeugte Störungen folcher 
frommen gläubigen Dingebung und folgfamen Unterwerfung. Unb zwar 
gehört bei der theofratifhen Vermiſchung des inneren und Aeußeren, 
fo wie des Sinnlihen mit Sittlihem und wegen bes nothieendigen 
blinden Glaubens, worauf hier der ganze Staat ruht, basjenige hier⸗ 
ber, was bei uns Niemand als Verbrechen zu behandeln auch nur 
dent, bloſe aͤußere Verunreinigungen, unmilltürliche und auch blofe 
moralifche Verlegungen und böfe Gedanken, vollends aber jeder Unglaube, 
der hier Zodesverbrechen, der Abfall, Kegerei und Hochverrath zugleich 
tft. Diefe Störungen bes Principe nun merden hier aufgehoben durch 
Reinigungen, Entfündigungen, Bußen und Opfer aller 
Art, durch fombolifche Andeutungen des ewigen Werths des Guten und 
die Vernichtungswuͤrdigkelt des Boͤſen. Dazu aber gehört hier, mo das 
Volt ja nicht durch vernünftige Meflerion, fondern durch Phantafie und 
Gefühl geleitet wird, auch die Talion, welche man In der herrfchenden 
Vermiſchung der Eulturftufen, Verfaſſungen und Principien eben fo 
wie das bespotifche Strafrecht verkehrter Weife in den Rechtsſtaat übers 
tragen wollte. Durch dieſe Strafen nun müflen die Schuldigen ober 
das Volk, welches bei dem Mangel an der reflecticenden Scheidung des 
Inneren und Aeußeren, durch die Schuld mit verunreiniat find, jedens 
falls durch's böfe Beifptel verborben mird, die verbrecherifch finnliche Luft 
wieder von ſich abthun, ſich buch Buße und durch freimilliges Opfer 
des Irdiſchen, durch reuige liebevolle Hinwendung zum Göttlihen wie⸗ 
ber mit Gott verföhnen und in das rechte innige Verhaͤltniß fegen. Es 
muß vollends bei großen Verbrechen duch wundervolle rächende Ge⸗ 
richte der geſunkene Glaube an Gott, an feine Orakel und Statthalter 
und ihre göttliche Kraft bei den im Irdiſchen verlorenen Sündern wies 
“der erweckt, Phantafie und Gefühl wieder für. den blinden Glauben ges 
feſſelt werben. So erfcheinen überall bie theofratifchen Strafen, die ins 
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difchen, perfifhen und mofaifchen, tie die römifchen und bie des theos 
kratiſchen Mittelalters, ausgefprochen durch Priefter, Leviten, prieſter⸗ 
liche Patricier, Augurien und duch die vermittelft ihrer Einflüffe bes " 
fiimmten Richter oder Gottesurtheile, wozu jest auch der Eid wird. 
Nur fo erkiären fich dieſe fonft unbegreiflichen Erfcheinungen in den Ge: 
fegen, 3. B. jene Beflimmungen alttömifcher Geſetze: „Cereri sacer 
esto‘* oder „necator‘ oder: „arietem endo concione subjicito* , die 
Suovetaurilia u. f. w. *) 

c) Im Rechtsſtaate find Verdienſte die objectiv erfennbaren, 
der fittlichen Rechtsachtung angemeffenen, fie fördernden Thaͤtigkeiten 
und Triebe. Ihr Lohn ift auch hier Ihre Befriedigung, achtungsvolle 
Anerkennung und Ehre, Gewähr der duch das gemeinſchaftliche Geſetz 
erftrebten rechtlichen Freiheit und Ertheilung der Mittel fittlicher vers 
nünftiger Wirkſamkeit. Verbrechen find die objectiv erkennbar bewies 
fenen, das objective Recht ſchuldvoll verlegenden Triebe und Thaͤ⸗ 
tigkeiten. Sie werden bei allen freien Voͤlkern geftraft durch die Ges 
rechtigkeits⸗ oder die rechtliche Genugthuungs- ober Wies 
derherftellungsftrafe („Poena est noxae vindicta, dpaprnparog 
Fröroıg‘‘) zur Aufhebung der ganzen rechtsverlegenden Schuld, d: b. ber 
intellectuellen Störung oder Befchädigung der Rechtsordnung). 
(Den materiellen Schaden gleicht das Civilcecht aus.) Diefe Aufs 
hebung erfolge durch Befferung des Verbrecher zur Aufhebung feis 
nes bewieſenen rechtsſtoͤrenden Willens, duch Wiederberftellung 
der duch das boͤſe Belfpiel oder das Aergernif und die Rechts— 
verachtung begründeten Störung der rechtlichen friedlihen Willensſtim⸗ 
mung der übrigen Bürger und des Verletzten **), Auch für das Bers 
fahren des Gerichts und das Erkenntniß gelten die Bedingungen ftren: 
ger objectiver Gerechtigkeit und ber Entfernung jedes nicht objectiv recht 
lidy begründeten Nachtheild und der vollen Oeffentlichkeit. 

Mit der Vorherrfchaft der drei Grundgefege und Principien ftehen 
ferner in unmittelbarer Wechfelmirkung : 

5) die Lebensweife und Befhäftigung. a) In der 
Despotie find fie roh und auf das Materielle gerichtet, in ber Des: 
potie der Jugendzeit vorzugsweife nomadiſch, bie der Fiſcher, Jaͤger, 
Hirten. Die niedere bespotifche Lebensſtufe erzeugt Feine höheren Bes 
dürfniffe und Fähigkeiten, und umgekehrt wirkt auf diefe niedere Bes 
fhäftigung Peine geiftige und moralifche Ausbildung und Kraft und Beine 
höheren Beduͤrfniſſe. Ste nährt Kriegslift und Egoismus. Auch bei 
dem fpäteren Despotismus ſinken meiſt die ſchon vorhandenen höheren 
Beſchaͤftigungen und namentlih Wiffenfchaft und Kunft, wegen Man: 
gels an Freiheit, Freiheitskraft und Rechtsſicherung, theils aud), weil fie 


*) Meine legten Gründe ©. 285. 324. 371. 536. L. 2. $. 6. de 
aug. jur. 

**) S. meine legten Gründe ©. 133. 249. 553 und meinen Com⸗ 
miffionsbericht über ben erften Theil des badifhen Entwurfs 
bes Strafgeſetzes auf bem Landtage 1813. Prot. Beilageheft VIL. 
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die ſtlaviſche Abhängigkeit gefährden. Nur dns, was bie Genußſucht bes 
friedigt und materiellen Zwecken dient, etwa dem Kriege, das begimftigten 
ein Ziber, ein Napoleon. b) Der Theotratie entipricht das 
fanftere Hirtenleben und vorzüglich Aderbau, ber auf eine moralifche 
Weltordnung hinweiſet, auf göttlich geheiligtes feftes Eigenthum, aber 
noch nicht, wie vorberrfchendes ftädtifches Gewerbe, Induſtrie und Hans 
dei, zu viel dem blinden Glauben gefährliches Nachdenken, Vergleichen, 
Prüfen, Verkehren mit Fremdem und Streben nad Veränderung ers 
zeugt und bedarf. Theokratiſche Staaten wie Meroe, verhinderten daher 
ben Verkehr des Volks mit Kremben. Moſes wollte fogar Ausrottung 
aller Bewohner Canaans, und aus ber Nichtbefolgung des Befehls ents 
fand Abfall. ce) Dem Rechtsſtaate dagegen entſprechen vors 
berefchendes ſtaͤdtiſches Gewerbe und Handel, eben weil fie Nachdenken, 
Freiheit, bürgerlichen Gemeingeift, Selbfiftändigkeit und die höchfte freie 
Gultur bedürfen und wiederum fördern. 

4) Die Geſchlechts- und Kamilienverhältniffe bedarf 
und erzeugt a) die Despotie in finnlicher, polygamiſcher, bespotis 
fher Geſtalt. Das wichtigſte gefellfchaftliche Grundverhaͤltniß barf hier 
nicht ducch flrenge Unterordnung des ftärkften finnlichen Triebes unter 
höhere Gefühle, durch gegenfeitige Achtung heiliger Perfönlichkeit eine 
Schule der Sittlichkeit, der freieren Aufopferung und ber Freiheit wer⸗ 
den. Es muß bier vielmehr die Vorherrſchaft jener ftärkften finnlichen 
Triebe und Willkuͤrherrſchaft als Vorſchule und Grundtypus des despo⸗ 
tiſchen Staats Statt findet. Daher Gebrauh dere Menfhen zur Bes 
friedigung des Egoismus und Sinnengenuffes, namentlich der Frau ale 
Dienerin, Sklavin, fElavifchen Hauskindes, ald einer Waare. Andererfeits . 
kann auch Herrſchaft der Sittlichkeit und Freiheit in ſolcher Schule nicht 
erzogen werden. Die Polpgamie allein iſt entfcheidend dafür, baß die 
Zürkei fein Rechtsſtaat und nie reftaurict werden kann. Kehrt ſpaͤter 
die Despotie zuruͤck, fo wird, wie in ber römifchen, die Entfittlihung 
ber früher fittlicheren Samilienverhättniffe die Menfhen zu Sklaven der 
Sinnlichkeit und fo der Despoten machen. b) In der Theofratie 
erhalten die Ehen und Zamilienverhältniffe eine fittliche, aber duch Sa⸗ 
cramentseigenfhaft der Ehe, durch manche Ehegebote (Leviratsehe) und 
Berbote durch den Hausaltar, sacra privata, die Hausgätter, ben pries 
flerlihen Hausvater, die priefterlihe Geſetzgebung und Richtergemalt 
zugleih eine gottesdienftlihe und eine weniger freie Geſtalt. 
ec) Der Rechtsſtaat bedarf und fordert fireng fittlihe, abe 
freie Ehefamilienverbältniffe. 

5) Die Standes: und Amtsverhältniffe a) Der 
Despotie entfprechen unfreie Standes: und Amteverhältniffe, vors 
zuͤglich Privatfflaverei. und Herrfchaft einer Kriegerkafte, der Prätorias 
ner, Streligen, Janitſcharen, Mandfchuren, bes erblichen Feudaladels, 
der Minifterialen, Bafallen. Durch Eroberung und Fauftrecht, oft von 
der despotifchen Familie her durch die Vorzüge des Erfigeborenen, erhals 
ten fie Gewalt. Den Despotismus des Zürften aber unterflügt orga⸗ 
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niſch die Willkür und Sklaverei in ben unteren Kreifen, deren Gebleter 
dann wieber durch eigenen Despotismus gegen bie Schwächeren das Geſetz 
ber Knechtfchaft gegenüber den Stärkeren, alfo die eigene Sklaverei ans 
erkennen und fi und ihre Kinder durch Unrechtthun und Unrechtduls 
den dazu würdig und fähig machen. Durch nusfchlieglihen Beſit 
der Officierftellen, ja der befferen oder aller Waffen, wie aller höheren 
Aemter, den auch der Feudaladel bes Mittelalters oft fo graufam uſur⸗ 
pirte*), wird bie Maffe des Volks feig und ehrlos, alfo zur Sklaverei 
erzogen. Auch bas bem Despotismus fo bequeme „Theile und herrfche” 
findet durch die kaſtenmaͤßigen Abfonderungen und Privilegien eben fo 
feine Anwendung, wie die rohe blos kriegeriſche Lebendweife und die 
militaͤriſche und höfifche Zucht und Dreffur in der herrſchenden Kriegers 
kaſte der bürgerlichen Kreiheit ungüinftig find. Uebrigens möge ein des⸗ 
potifchee Herrſcher wohl zufehen, wie in China, auch Generale und 
Minifter unter die Furcht des Bambusrohrs zu flellen, um menioftens 
einigermaßen fich zu fichern gegen prätorianifche und feudalariſtokratiſche 
Revolutionen und gegen Anarchie, die von den Merovinger Zeiten 
an bie Feudalariſtokratie fo hundertmal treulos den Fuͤrſten bereitete, 
bie auch ihr Gönner, Hr. v. Haller, theoretifch rechtfertigt, indem 
alles Fuͤrſtenrecht bei ihm aus dem durch Webergewalt erworbenen „Gluͤcks⸗ 
gut der Unabhängigkeit und Herrſchaft“ beſteht. Macht man fie aber 
freilich zahm, fo zeigt ſich jämmerlihe Schwäche nad Außen, menn 
auch nicht bald fo, wie in China, doch fo, wie 1792 und 1806 im 
Deutfchland. b) Der Theo kratie entſprechen ebenfalls kaftenmäßige, - 
die Prüfung und freie Wahl des Kebensberufes ausfchließende Standess 
und Amtsverhältniffe, vor Allem aber die Vorherrfchaft einer den theo⸗ 
Eratifchen Intereſſen dienftbaren heiligen Priefterkafte, wie die aus dem 
Haupte des Brahma entfproffenen Brahmanen In der indifchen Theo⸗ 
Eratie, wie die priefterlichen Patricier in der römifchen, eine Prieflers 
kaſte, mie fie auch Moſes und Gregor VII. für ihre neu gegrüns 
deten Theokratieen Lünftlich erfchufen, Mofes in den Leviten, Gre⸗ 
gor VII. durch die Abfonderung und ordensmäßige Einrichtung und den 
Coͤlibat in der Latholifchen Geiftlichkeit. c) Den Recht sſt aat fördern 
natürlid) und es werden von ihm gefördert feeie und gleiche, nach indis 
vidueller freier Prüfung, Kähigkeit und Selbſtbeſtimmung ermählte 
Standess und Amtsverhältniffe- 

6) Die Religionsverhältniffe. a) Der Despotie ents 
fpricht eine finntiche, wenig fittlid erhebende Religion. Der Despotie 
in der Kindheitsperiode zundchft die unterfte Religionsſtufe, bie 
fetifchiftifche oder gößendienerifche, welche, ganz auf das befondere Sinn⸗ 
liche und feine Zauberkraft befchränft, die höhere Einheit und Unends 
fichfeit noch gar nicht auffaßt, meift fo, wie jene Zigeranbetung zu Das 


*) Selbſt der Herzog von Zähringen ließ graufam die Bauern, bie für ih⸗ 
FH Kaifer Heinrich IV. geftritten, entmannen, „weil fie ritterliche Waffen ges 
hrt. 
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met, mehr in ber Furcht vor böfen, als in ber Verehrung guter 
Kräfte beſteht. Wenigſtens aber paßt auch für fpätere Despotie nur 
eine Religion, welche, wie mohamedanifcher Fatalismus und fein finns 
liche® Paradies oder ber Dienft des Fo mit feinem naturphilofophifchen 
„Nichts“ und dem unabwendbaren Naturgefege, von Sinnlichkeit und 
Selbſtſucht nicht abziehen und zu freiem fittlihen Vorwaͤrtsſtreben, zu 
wöürbiger freiee Geflaltung und Verbeſſerung der Lebens» und Gefells 
ſchaftsverhaͤltniſſe nicht binführen. Sie wollen ja felbft unfere heutigen 
Apoftel und Diener des Abfolutismus, figtt wahrer aufgeklärter chrifklicher 
Moral und ihres Mittelpuncted, bee freien und gleichen Menſchenwuͤrde 
und Brübderlichkeit, melde jegt durchaus nicht mehr die Hauptſache fen 
follen, lieber blinden Aberglauben; finnlichen Eultus, pietiftifche Schwaͤr⸗ 
merei, nur aufs Jenſeits gerichteten paffiven Gehorfam und Gleichgüls 
tigkeit in Beziehung auf das Geſellſchaftsverhaͤltniß. b) Der der 
mittleren Zeit, ber Theokratle, entfpricht die zweite Stufe ber 
Religion, die mittlere zwifchen Fetiſchismus und fpiritualis 
ſtiſchem Monotheismus, nämlich eine poetifche, zwar ſchon auf 
der Idee unendlicher göttlicher NWeltregierung beruhende, aber ſelbſt bei 
angeblihem Monotheismus noch finmliche und, fo weit thunlich, 
vielgoͤttiſch und menſchlich⸗poetiſch geftaltete Religion mit poetifch 
finntidem Gultus, mit Geremonlale und Opferdienſt. So huldigte 
auch hier die Theokratie des Mittelalter nur ihrem Naturgeſetze. Sie 
that es ſelbſt in ihrer Verfolgung bes veineren Glaubens und feines 
Srundfages: „Gott ift ein Geift, und die ihn anbeten, mäffen ihn im 
Geiſt und in der Wahrheit verehren,“ fo wie auch in ber. Verfolgung 
der Voranftellung ber Moral. Gie that e8 endlich vorzüglich in ihrer 
Bildung ihres beinahe vielgöttifhen Marien» und SHeiligendienfte®, in 
Ihrem Bilder⸗ und Geremonieens und Wunderdienſt, in ihren Meßopfern 
u. f. w., in ihrem Beflreben, vor Allem Gefühl und Phantafie zu 
nähren, den Glauben an die Priefter und an unmittelbare theokratiſche 
Regierung Gottes lebendig zu erhalten. e) Der dritten und hoͤchſten 
Gulturfiufe des Recht oſtaates dagegen entfpricht die britte und 
hoͤchſte Religionsflufe, die möglichft monotheiftifhe und fpirttualiftifche, 
die die freifte Prüfung gulaffende und die wahre praktiſche Moral fürs 
bernbe Religion. Es entfpricht ihre die aͤchte und reine chriſtliche 
ehre. 

7) Das Verhäaͤltniß zwiſchen Staat und Kirche. a) 
Der Despotie entſpricht dienſtbare Unterordnung des Kirchlichen 
und Geiftlichen unter das Weltliche, wo möglich Vereinigung wenigſtens 
der höchften kirchlichen Würde und Gewalt mit der meltlihen, mit ber 
Perſon des Herrſchers, wie bei despotifchen Familien⸗ Stammes- und 
Hordenhäuptern, wie bei den perfifhen Söhnen der Sonne, mie in 
China, der Zürkei und Rußland, wie bei den oberpriefterlichen, ja ver« 
götterten römifchen Gäfaren, wie nach unferen abermals die Culturſtu⸗ 
fen und Berfaffungen verwechfelnden nenbespotifchen Union &theorieen 
dee dee Hugo’fchen Theorie „von bee Staatsanftalt der Kirche.” 
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Sn dienftbarer Abhängigkeit von ber priefterlihen Gewalt find Religion 
und Prieſterherrſchaft nur beflimmt, ben Despoten zu falben, zu feinem 
Goͤtzendienſt und ſklaviſchem leidenden Gehorfam das Volk zu zähmen,, 
zu feinen Sunften ihre Augurien, Orakel und Lehren zu geben und zu 
geftaiten. Je vollſtaͤndiger jene Einheit: bewirkt ifl, um fo mehr iſt zus 
legt jeder Damm gegen Willkuͤr und Gewalt, jede Sicherung der obs 
jectiven Grundfäge und Mahrheiten, jebes legte Aſyl für die Freiheit, 
tft zuletzt die Freiheit feibft im Gedanken zerflört. Denn felbft für 
bie Gedanken wird hier zuletzt aufgehoben, bei weltlicher Gewaltthat, 
bie prüfende Vergleihung mit einem befjeren göttlihen Recht und bie 
Berufung an bauffelbe, bei geiftlicher Anmaßung die Berufung auf 
ferbftftändiges ſchuͤtzendes weltliches Recht. Nichts aber erfchlafft und 
erniedrigt, wie Joh. Müller (Züritend. 295. 313) bemerkt, mehr, 
als gänzliher Mangel an gefeslihem Widerftande, nichts 
entrwürbigt mehr die Religion und die Kirche, und nimmt ihr mehr alle 
fieelich erhebende Kraft und zugleich die Achtung, als ihre Herabwuͤrdi⸗ 
gung zur Staatsanftalt, zum Polizeiknecht, zum weltlichen und politis 
fhen Dienfte. b) Theokratiſch ift dagegen die Unterordnung und 
möglichfle unterordnende Einigung der weltlichen Macht unter die 
geiftliche, tie bei den Sebrdern und unter Gregor VII. Indiſche, bes 
bräifche, perfifhe Religions: und Mechtsbücher waren eins und baffelbe, 
eben fo wie der Priefler, der Levit und Richter; und auch das paͤpſt⸗ 
liche und kanoniſche Recht ſtrebte mit aller Macht diefem Ideale. nach. 
c) Dem Rechtsſtaat entfpricht felbfifländiges und freies, 
gegenfeitig hHülfreihes Nebeneinanderbeſtehen der bürger 
lichen Rechtsordnung und ber Kirche, ber jest ganz gefonderten weltll⸗ 
hen und geiftlihen Behörden und Gefege mit Unterordnung der Kirche 
unter den fonverdnen Staat für ſolche Collifionen, in welchen der Staat 
nicht freiwillig (fo wie 3. B. bei der Eidesverweigerung der Wiedertäus 
fer) dem kirchlichen Gefege nachgeben zu innen erklärt. 

8) Geiſtescultur, Wiffenfhaft und sffentlihe Mei- 
nung. a) Der Despotie entfpricht nicht höhere Geiſtescultur, 
ſelbſtſtaͤndige Wiffenfhaft und freie Öffentliche Meinung, fondern roh 
empiriftifche, materialiftifhe Auffaffung aller Dinge, Mangel an Verei⸗ 
nigung, Selbſtſtaͤndigkeit und Freiheit der Anfichten und Meinungs; 
Außerungen der Bürger. Auch in der fpäteren Despotie verfinft alls 
mälig die höhere Cultur, welche wohl als Weberbteibfel befferer Zeit 
und ihrer Kräfte eine Weile in fie hinein dauert, fo tie die fieben fetten 
Jahre in Aegypten bie mageren erhielten, welche aber zulegt ebenfalls in 
die allgemeine Barbarei verfinkt, wie z. B. felbft die römifche Rechts⸗ 
wiffenfhaft nad Alerander Sever. Die Despotie erträgt nicht bie 
felbftftändige moralifhe Gewalt felbftftändiger fittlicher, aus Freiheit 
flammender, zum. freien Sortftreben mahnender Grundfäge, „bie Ideolo⸗ 
gie” und Aufklaͤrung und das Licht der rüdfichtslofen hiſtoriſchen Prüs 
fung und Wahrheit. Griechifche Claſſiker, eben fo mie die Ideologen, 
verbot und unterdrüdte Napoleon. Vollends aber dürfen und koͤn⸗ 
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nen bie Sklaven, bie ja fo wenig ein Gemeinwefen wie Freiheit haben, 
von denen vielmehr, nah dem „Theile und herrfche” des Hrn. v. Haller, 
„der eine Knecht um das Privatknechtsverhältniß bes andern ſich nichts 
zu befümmern hat”, fi nicht in einer gemeinfchaftlichen oͤffentlichen 
Sprache und Stimme für ihr Recht und gegen bie ihnen fremde Pris 
vatfache ded Despoten, bie geheime Megierung, vereinigen. Das des⸗ 
potifh bevormundete Voll muß ein-cenfirtes Volk fein, fo wie 
leßteres ein bevormunbetes iſt. Kein wefentlicheres Kennzeichen der Un⸗ 
freiheit und Bevormundung als Genfur. Höhere Kunft und Wiſſen⸗ 
haft und ihre Bearbeiter aber koͤnnen auf dem Boden ber Despotie, 
in ihrer Maß» und Gefeglofigkeit und mwechfelnder Willkuͤr, in Enechti: 
fhem Drud, in dem Sclamme ber Niedrigkeit und der Sinnenluft 
nicht gedeihen, Lebenskraft und höheren Auffhmwung gewinnen. Nur 
etwa dem Lurus oder dem Materialismus und Mechanismus bienende 
Kenntniffe und Künfte, oder eine todte pebantifche alerandrinifche (zum 
Zheil auch ſchon deutfche) herzloſe Vielwifferei und die der Naturfeite 
und dem Einnlihen zugewenbdeten, von den ewigen Sdeen und ber 
praktiſchen Kreiheit abgemendeten, gut bezahlten und gut in ber Zucht 
gehaltenen Materialiften und Buchſtabenwiſſer, fophiftifche Schmeichler 
und Rechtfertiger der Lüfte und der Willkür, dienftbare DHofprebiger und 
luͤgneriſche Hofhiftoriographen und Hofzeitungsfchreiber, wie in China und 
leider auch anderwärts, fie werden als Knechte ober Zierden des despoti⸗ 
ſchen Throns geduldet und für die Täufchung- des armen Volkes, oft 
audy bes Kürften gebraucht. Aber ber Abfolutismus haft freie Philofo> 
phie, Geſchichte, Volksaufklaͤrung, vollends freie politiihe Preſſe, foges 
nannte Sefinnungsmanifeflationen, Demonftrationen durch freie Sefte 
und Ehrenbezeugungen,, er haft Reden an's Volk, überhaupt alle freie 
öffentliche Meinung. Alles dieſes gehört nur für freie mündige Männer 
und Voͤlker. Sklaven und Unmündige haben nur zu dußern, zu loben, 
zu feiern, zu bejubeln, was der Oberherr und feine Unterherren befehs 
len. Auch Chriftus und Sokrates, vollends Luther, mit ihrem begeis 
ſterten Rufe zu freier, immer fteigender fittliher Weredlung und Be: 
gludung der Menſchen, alfo zue Aufdelung und Entfernung ber Un: 
wahrheiten und Unvolllommenheiten, fie find den Zyrannen und nod) 
mehr den Schwaͤchlingen in den abfoluten Staaten gefährliche Laͤrm⸗ 
macher, giftige Sugend= und Volksverfuͤhrer und Hochverräther. Freie 
Sprache, das bekanntlich verbrecherifche „Raifonniren,’' die Anmaßung, 
die Regierungsmaßregeln beurtheilen, ihnen gar geiftig opponiren zu mols 
len, alles diefes ift flets bedenkliche, unanftändige Störung 
der Ruhe und Furcht. Selbſt das Evangelium, das den Armen ges 
predigt wurde, in Sardinien aud das Lefenlernen des Volks werden 
gefährlich. Auch den despotiſchen amerikaniſchen Sklavenbefigern,, bie 
den Namen Republicaner und Ghriften gleich fehr ſchaͤnden und noch 
ungleich verabfcheuungsmwärdiger find, als fürftliche Despoten, fcheint 
ihre Mittheilung Todes verbrechen, wie e8 auch für die zur Sklaverei be- 
ſtimmten Soudras in Indien das Leſen der heiligen Bücher war 
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(Menu 9, 336). Wahre Aufklärung und freie Zeitungspreffe würs 
den allen Befjeren im Volle Ungluͤck und Schmach des ganzen Zu« 
ftandes und feinen Widerfprudy mit Religion und Gefchichte, ja, viel 
leicht ihm und dem in VBorurtheil und Taͤuſchung erwachſenen Regenten 
felbft das trügerifhe Meg zeigen, welches der Eigennug über beide 
wirft, und das unvermeidlihe Werderben, bie innere und dußere 
Schmach, welchen fie der Despotismus, welchen fie bie ewige Bevor⸗ 
mundung und Pollzeimilllür und dadurch die Verfrüppelung des Wolke 
in die Arme führt. b) Der Theokratie entfpricht eine religioͤs⸗ 
priefterlihe und poetifche kuͤnſtleriſche Weisheit und Eulturz 
aber ebenfalls keineswegs felbftfländige frei prüfende, gründliche philofos 
phifche und biftorifche Wiſſenſchaft und öffentlihe Meinungsfreiheit und 
eine dur ſie geleitete allgemeine Cultur und Aufklärung bes Volke. 
Sie merden vielmehr von der geiftlidhen Inquifition bitter verfolgt. 
(Open Bd. IV, 314.) c) Dagegen aber bilden biefelben ein wahres 
Lebenselement für den Rechtsſtaat. Wohl mögen Despoten 
und Theokraten, abfolutiftifhe Vormuͤnder, vor folcher Aufklaͤrung und 
Gultur erzittern, nie aber die rechtliche Regierung eines freien Gemein« 
weſens, deffen Grundgeſetz gemeinfchaftliche freie geprüfte Ueberzeugung 
der Bürger, deffen Grundprincip felbftftändige fittliche Selbſtachtung und 
Ehre und muthvolle Todesverachtung für fie find, wo nichts mehr alle 
höheren Kräfte für das Gemeinwohl vereinigt, nichts ficherer alle Ge 
fahren Außerer Angriffe und innerer Verführungen und Verirrungen vers 
hindert und befiegt, als der hoͤchſt mögliche fittliche ſelbſtſtaͤndige Ge⸗ 
meingeift der Bürger, getragen und geleitet durch die möglichft Elare 
Ueberzeugung von der ungertrennlichen Einheit des Wohls und ber Ehre 
des Staats, des Megenten und der Bürger, mo endlich Fortſchritt in 
aller Vervolllommnung durd freie Wahrheit und Liebe Seele und End» 
ziel ber ganzen Vereinigung, ihre Hemmung oder Unterdrüdung bie 
wahre Zodfünde gegen den heiligen Geift, der höchfte Vaterlandsver⸗ 
rath iſt. 

9) Die Form der Regierung und bie Form ber Ver- 
waltung. a) Der Despotie entfpricht unbefchränfte monarchiſche 
Regierungsform und eine autofratifche (oder buͤreauariſtokratiſche) ſtreng 
centralifirte militärifche hierarchifche Verwaltungsform. Unumfchräntte, 
in ihrer Ausübung natürlich niemals den vechtlofen Untergebenen vers 
antwortlihe Gewalt, vom Horden> und Stammeshaupte bis zum legten 
Familienvater, vom Sultan, Beier, Satrapen und Präfecten bis zum 
unterften Polizeidiener herab, fo, wie unter Napoleon, der in feiner 
centralificten Buͤreaukratie Feine Anklage dev Beamten durch die Bürger 
zuließ, entfpricht natürlih dem Grundgefeg, Princip und Zwed der 
Despotie. Hier, mo möglichft fehnell jede neue Laune zu verwirklichen 
ift, fo oft in fchneidendem Gegenfage mit dem Recht und Wohl und 
dem Befisftand der Bürger, wo Fein heiliges feſtes objectives 
Berfaffungsrecht forgfältige, mehrmalige collegialifche Berathung fordert, 
bie allgemeine Selbftfucht aber flärkeren Zügels bedarf, um die Gehor⸗ 
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enden von „Eroberungen des Gluͤcksguts ber Herrſchaft“ auszufchlies 
Sen, wo ferner flatt des thätigen Gemeingeiſtes ber Bürger Alles von 
oben buch Zwang gemacht werden muß, bier Lönnen bie Befchlüffe 
nicht ſchnell und ungehemmt genug gefaßt und durchgeführt werden. 
Hier, wo ber Staat wirklich eine „Zwangsmaſchine iſt,“ ſteht Alles um 
fo beffer, je einfacher und fiärker der Hebel ift, der Alles in Bewegung 
ſetzt. Hier ift wirklich jede auch vorübergehende Hemmung durch Thei⸗ 
lung und Beſchraͤnkung der Gewalten, felbft die durch „feſtes Privats 
recht” unpaffend. Der Herrfcher, der hier wirklich „allein noch freien 
Entfhluß” hat — was Alles Hugo und im Wefentlihen auch Zadya > 
rid allgemein vom Vernunftftaate lehren — darf bier durdy nichts bes 
ſchraͤnkt fein, felbft, wie der tuͤrkiſche Kaifer, niht buch feine 
Berfprehungen und Eide, fobald fie dem Staatszwede, feiner 
Sicherheit oder eigentlich feinem beliebigen fubjectiven Deinen widerfpres 
hen. Dier endlich fcheitert folche für freie fittliche Bürger unerträgliche 
Herrſchaft nicht nothwendig früher oder fpäter an ihren moralifchen Kräften 
einer edleren Würde und Beſtimmung. Go mie aber ber Despotismus 
ſolche unumfchränkte Regierungs: und Verwaltungsformen gründet und 
fördert, fo fördern fie auch ihn. Auch bei gutem Willen des Regenten 
wie der Bürger befteht bei der Unbefchränktheit auf die Dauer durch⸗ 
aus ein feſtes objectives Recht gegen uͤberhandnehmende Einfeitigkeit, 
Kraftlofigkeit und Selbſtſucht der Megierenden wie der Megierten, gegen 
den wachfenden eigenfüchtigen Eigenwillen der Herrfchenden und bie ſkla⸗ 
vifche Unterwürfigkeit der Gehorchenden, vor Allem aber nicht gegen 
Zrug und Verrath der in die Mitte tretenden Schmeidhler, Dofleute, 
Beamten, eigenfüchtiger Adels- und Prieſterkaſten. Diefe Alle, taͤglich 
rathend und treibend zu immer millfürlicherer Gewalt, nicht um felbft fie 
zu fühlen — wer wäre bazu mwahnfinnig genug? — fondern um fie auf: 
zuüben, üben fie bald durch ben Fürften, bald ohne ihn gegen das 
Volt, ja gegen den Fürften felbft, der und deſſen Familie, wie fchon 
Montesquieu bemerkt, um fo unficherer und unfreier werben, je 
unumfchräntter ihre Macht wird. Im Volke wird dann duch Beam⸗ 
tenwillkür der fittliche Gemeingeift, durch Erpreffungen, durch loſe $is 
nanzkünfte und Öffentliche Unredlichkeit Wohlſtand, Fleiß und Credit, 
duch Unterdbrüdung der öffentlichen Meinung und der freien Wahr 
beitsflimme die höhere Bildung und die Achtung der immer mehr 
ſchwankenden und verhülten Grundfäge, durch liſtiges Polizei-, Spio: 
nen: und Delatorenfpfiem und durch die Sittenlofigkeit der Vornehmen 
endlich der gute Glaube, die Meblichkeit und Kraft immer vollftändiger 
zeritört. Der Fuͤrſt aber muß zufegt meift an ſich felbft recht augens 
fällig das Wefen und die fich felbft zerftörende Küge, die ganze Schmach 
des Despotismus darſtellen. Durch die Hofleute fhon für beren Zwecke 
erzogen, oft abfichtlich "fo verborben, daß er, wie jene elenden Merovin⸗ 
ger, als moralifcher und phyſiſcher Krüppel den Thron befleigt, mird er 
fortbauernd wie mit einem Zauberneg von Ohrenbläfereien und falfchen 
Vorflelungen umgarnt, welches in dieſem Reiche der öffentlichen Lüge 
Staats⸗Lexikon. XV. 4 
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keine freie Stimme der oͤffentlichen Meinung zerreißt, welches jeder dem 
Fuͤrſten ſich Naͤhernde aus Ruͤckſicht auf die eigentlich regierenden 
Miniſter oder Hoͤflinge feſter ziehen muß, welches ſehr oft auch, wenn die 
inneren Verraͤther an auswaͤrtige Maͤchte Fuͤrſt und Staat verrathen, von 
dieſen noch befeſtigt wrd. So wird dann der Fuͤrſt mit allen ſeinen 
Beſchluͤſſen, die ihm oft, ſo wie einem unlaͤngſt verſtorbenen Fuͤrſten, 
nad) liſtigen Einfluͤſterungen derſelben durch die Werkzeuge ber’ eigentlich 
Regierenden gerade noch unter dem Scheine des Widerſpruchs der Letzteren 
entlockt, und dann, wenn ſie der vermeintlich Selbſtregierende nun ſo 
als feinen Willen ausſprach — mit dem neuen Scheine bes devoteften” 
Gehorfams vollzogen werden, tagtäglich der Spielball der Kactionen, 
der Camarilla, ber Günftlinge, Mätreffen. Immer aufs Neue wird 
er durch den Schein ber Selbftregierung geäfft, einer Selbftregierung, 
‚ deren Ausführung felbft einem Ludwig XIV., einem Napoleon, 
- einer Katharina fo oft Ziufhung, Willkür und Betrug ihrer. Bes 
trüger vereltelte. Wehe darum doppelt Euch, Ihr ſchwaͤcheren Unums 
ſchraͤnkten, welche Ihr Eure Unumfchränktheit täglich ähnlichen Mißhand⸗ 
lungen ausfest, bie Ihr, troß aller unter Eurem Namen und Siegel gegen 
Tugend und Gluͤck der Bürger, gegen Ehre und Macht Eures Throns 
und Eurer Familie verübten Verbrechen, doch billig mehr noch der Ges 
genftand des Mitleids, als bes Haffes des unglüdlichen, gefchänbeten 
Volkes feid! 

- b) Der Zheofratie dagegen entfpricht eine zwar nicht durch Theil⸗ 
nahme des Volks befchränkte, aber ariftofratifche —88 und Ver⸗ 
waltungsform, in welcher der Oberprieſter als der Erſte unter Gleichen 
erſcheint. So bildet es ſich hier, weil die nothwendig von Gott inſpirir⸗ 
ten, alſo ſouveraͤn mitentſcheidenden Prieſter nicht unbedingt untergeordnet 
werden, die nicht inſpirirten Laien aber an ſich keine Stimme haben. Doc) 
werden bie Vornehmeren zum Lohne für ihre VBeihülfe häufig von der 
Kirche in ihren ariftofratifchen Anmafungen gegen das Volk unterflügt, 
um durch folhen Bund geiftliher und meltlicher Ariftofratie das Volk 
defto leichter im biindgläubigen Gehorſam zu erhalten. Deshalb vers 
folgte auch der Papft mehr ald eine volksfreie Verfaffung, obgleich er 
gegen kraͤftige Kürften, neben den ariftofratifchen Unterthanen, zu⸗ 
weilen auch das Volk aufiwiegelte und vom Eide ber Treue gegen den 
fomit abgefegten Regenten entband: 

co) Dem Rechtsſtaate endlich entfprehen repräfentative, cols _ 
legialifche, gemifchte, von einzelnen (monardhifchen) Vorſtehern geleitete, 
aber durch Mitwirkung, Mitberathung und Zuftimmung der Bürger, je 
nad) den beftehenden Kreifen befchränfte und nicht mehr als nothwen⸗ 
dig centralifirte Negierungs- und Verwaltungseintichtungen. (S. „Staates 
verwaltung”) So fei es hier vom Reichsparlament und Reichsrath, 
und Geheimerathscollegum an bis herab zu den Provinz und Ges 
meindeverfammlungen, bie zu den collegialifchen Gerichtshöfen und Schwurs 
gerichten.. Diefe Einrichtungen, mehr oder minder volllommen in allen 
freien Staaten erftrebt oder verwirklicht, entfprechen einem durchgehende 
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freien, aber harmoniſch Eräftigen Gemeinweſen aller Bürger und feinem 
Grundgeſetze des objectiven Geſammtwillens, worauf alle hier nur 
durch dieſen Tegteren geltende Gefeggebung ruht. Sie entfprechen dem 
Staatszwecke. Solches Geſeztz erheifcht eine völlig parteilofe Berathung 
und Entfcheidung, welche die vielfeitige, mehrmalige Prüfung ber ob» 
jectiven Srunbfäge und Rechte des Ganzen und jedes Einzelnen mög» 
lich macht. Es erheifcht eine Zuziehung und Vernehmung der Bethei⸗ 
figten, jedes, fo weit zuldffig, felbftfländig organifirten Kreifes und Vers 
eins, eine Sprache derfelben oder ihrer Vertreter für ihre Rechte, Bes 
dürfnifje und Wuͤnſche. Es forbert eben fo die gerichtliche Verant⸗ 
wortlichkeit der verlebenden Regierungsbehoͤrden nicht blos gegen die 
Fürften, fondern auch gegen die Bürger. Der Abfolutismus kann mit 
keiner wahren Sreiheit, Würde und Münblichkeit der Bürger, er kann 
mit ber Herrſchaft bes Rechtögefeges und dem Rechtsftaate nicht irgend 
dauernd beftchen. Abfolut wefentlich aber find für den Rechtsſtaat 
vollends alle zur Durdyführung des Grundvertrags und der Objectivität 
des Rechtsgeſetzes unentbehrlichen Freiheitsrechte, die unter VII aufges 
führt werden. 

. Schon diefe wenigen Grundzüge werben es zeigen, mie ſtets in na⸗ 
türlicher, Logifch folgerichtiger Entwidelung das ganze Rechtsverhaͤltniß 
der dreifachen Verfaffungen ein ganz verſchiedenes wurde und wird. 

IV. Sortfegung. 2) Die analytifhe Entwidelung — 
Der ſcheinbare Gegenfag und die Vereinigung — der 
Srundbeftandtheile des Staats. — Analyfiren wir nun das 
erfabrungsmäßig gegebene Wefen ber Staaten und zu 
naͤchſt der vollfommneren Staaten, ber Staaten auf ber britten Ent: 
widelungsftufe, fo gelangen wir zu den nachfolgenden Ergebniffen. 

Es treten uns im Staatsleben zunaͤchſt zwei fcheinbar widerſpre⸗ 
chende Hauptelemente entgegen: I) eine Vielheit einzelner Menfchen, 
fetbftftändiger, freier Individuen; II) eine Einheit des Staats, 
eine umfafiende einheitlihe fouveräne Gewalt Uber den ganzen 
Staat unb für einen umfaffenden Staatszweck, fodann aber auch 
IT) eine Harmonte oder harmoniſche Vermittelung zwifchen 
beiden Gegenfägen, zwiſchen ber Vielheit und Freiheit einerfeits und . 
zwifchen der Einheit und der Gewalt andererfeits. 

Zu I. Analyſiren wir nun weiter auch das Leben jener einzelnen ' 
ferbftftändigen Menſchen, fo finden wir: " 

1) als naturgefeslihe Grundform auch dieſes Lebens 
bie Vereinigung ber drei grundgefeglihen Beftandtheile für 
alles Dafein in der Natur, ohne welche daffelbe un) feine Er⸗ 
fheinungen logifh durchaus nidht zu begreifen find, und 
weiche bei dem Menfchen in ihrer höchften Geſtalt: als Geift, Leib, 
Seele, erfheinn*). 


* ©. oben 8b. 1. ©. 11. Es find dieſe drei Grundbeftandtheile: jene 
arfächlihen Srundträfte der Lebenserfcheinungen: 1) bie (Allgemeine, inner⸗ 
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12) Eine felbfiflänbige freie Perſoͤnlichkeit, begründet 

burdy den dritten Lebensbeflandtheil, die Seele, welche den göttlichen 
Geiſt und den leiblichen Träger, die finnliche Natur, zur felbfiftäns 
digen individuellen Perfönlichkeit harmonifch vereinigt und das 
Leben regiert. 

Dem göttlihen Urprincipe gemäß und innerhalb ber natürlichen 
Bedingungen und Schranken will und foll die Perſoͤnlichkeit, fol 
die Seele frei ihre Lebensbeflimmung und dadurch bie Gluͤckſeligkeit 
erfireben. Nichte Heiligeres und Hoͤheres gibt's für fie, als ihr 
fittliche® Geſetz, ihre Beflimmung nach eigener (religiöfer ober moralis 
fher) Gewiffensüberzeugung. So fagt es Jedem das eigene Lebensbe⸗ 
twußtfein, ba6 nie zu vernichtende Gewiffen, fo auch bie hiſtoriſche Be⸗ 
trachtung aller zur Vernunft erwachten, aller freien und mündigen Voͤl⸗ 
ter und Menfhen. Sie alle Eannten von jeher blofer dußerer Gewalt 
gegenüber das erſte chriftliche Srundgefeg: „Man muß Gott mehr ges 
horchen als dem Menſchen.“ (S. vorhin II, 3.) Für jeden freien 
fittlihen Menſchen gilt Luthers Wort: ‚Ueber ber Serle kann und 
will Gott Niemand laffen regieren, denn fie felbft allein.’ 

3) Aud das Zufammenmirken biefer felbfiflänbigen autonomis 
ſchen fittlichen Perfönlichkeiten erheifcht logiſch und geſchichtlich freies 
Wollen und Anerktennen, freien Friedens: und Hülfs> 
(oder Rechts⸗ und Staatss)verein, um duch fie die Freiheit 
und in diefer bie Beflimmung unb das Wohl Aller zu vers 
wirklichen. (S. oben Bd. I, ©. 18 und IV, &. 9.) 

Zu I. Die Analyfe der Staats »Einheit des gefitteten freien 
Volks ergibt nun: 

1) entfprechend dem Vorigen, eine Willenseinheit durch 
freie, nicht Aber eine phofifche Verbindung duch willenlofe Glie⸗ 
ber, fo mie: 

2) auh den umfaffenden Endzweck: Freiheit und Ge- 
fammtwohl des Vaterlandes nah allen Verfaffungen, Eiden und 
Geſetzen der Völker. (S. oben II, 3.) So zeigt es a) die gefchichtliche Bes 
trachtung der Völker. So begründet es b) Natur und Bedürfniß der 
Glieder, die nur durch ſolches friedliche und huͤlfreiche Zuſammenwirken 
ihre Beflimmung erreihen können. So c) liegt es mit logiſcher 
Nothwendigkeit in der Abficht der Glieder, welche ja mit ihrer eigenen 
Selbſtſtaͤndigkeit und höchften Beſtimmung, falls diefelben nicht im 
Staatszweck enthalten wären, dadurch in unauflösbaren logifhen Wi⸗ 
derfpruch kämen, daß fie eine fouveräne Gewalt des Staats über feben - 
und Tod, eine Abhängigkeit der Jugend- und Volkserziehung und des 


lihe, erregende, ausdehnende) Urkraft; 2) die (Äußere, beſchraͤnkende) Er⸗ 
ſcheinungskraft, der angemeffene befondere Außere leibliche Träger, Gtoff 
oder Körper; 3) die Harmoniekraft, die barmonifche Verbindung und Bers 
mittelung beider zum individuellen felbfiffändigen Dafein. Wir 
nennen fie auf der unterften Lebensftufe des blos phyſikaliſchen Körpers: Aus⸗ 
dehnungs⸗, Bufammenziehungs» und Gleichgewichtskraft. 
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Lebensſchickſals von feinen Geſetzen und Einrichtungen und bie fittliche 
und Rechtspflicht der Aufopferung für fie, für das Vaterland, anerkennen. 
Diefes Alles wäre ja alsbann einerfeits ein beftändiges Aufgeben jener 
ihrer eigenen Selbfiftändigkeit und hoͤchſten Beſtimmung, es wäre zu» 
gleich auch eine Hingabe des Zweds für das: Mittel, wenn der 
Staat, dem fie doch Alles unterorbnen und opfern, ein blofes Mittel 
nur für einen untergeorbneten Zweck, etwa für die dußere Sicherheit, 
wäre. (Wenn aber nad I, 3 Erhaltung bes Rechts oder der recht⸗ 
lichen Freiheit erfter Zweck, Grundbedingung und Grundform aller 
Staatsthätigkeit für das Geſammtwohl ift, und legteres nur 
durch die Gefammtbeftimmung erreicht werden fol, fo befeitigt dieſes 
niedrigen Eubämonismus und Materialismus, tie auch die despoti⸗ 
ſche, väterlihe und vormundbfhaftlihe Beglüdungsge- 
malt und verlangt unter. gerehtem Staatsgefeg und freier Staats⸗ 
ermunterung und Staatshülfe die freie Thätigkeit der Privaten, der 
Kirchen, Gemeinden und Vereine allee Art.) Der erfte Zweck bes 
Rechtsſchutzes unterfcheidet zugleih den Staatszweck von dem 
aller anderen Vereine und eben fo überhaupt feine rehtlihe Natur, 
denn ſchon in ihm iſt begründet: | 

3) die Staatshoheit, Souveränetät, oder innere und dus 
Bere hoöchſte Gewalt, hoͤchſte Selbſtſtaͤndigkeit oder Unabhängigkeit 
der Staatseinheit und ber fie vertretenden, erhaltenden Regierung. 
Aeußere wie innere Souveränetät find für fie nothiwendig zum durch⸗ 
geeifenden Rechtsſchutze gegen jebe rechtöverlegende Gewalt. Ohne bie 
dußere Souverdnetät wäre und hieße der Verein gar nicht Staat, 
fondern er wäre Unterthan und Provinz ber höheren Gewalt, von wel⸗ 
her dann aud ber Rechtsſchutz abhängig wäre. Innere Souveränetät 
aber ift für die innere Gefelfchaftsgewalt oder für die Megierung des 
äußerlich ſouveraͤnen Staats ſchon durch ihren Begriff und die Natur 
ber Dinge gegeben. Eine innere Gewalt muß doch die innerlich hoͤchſte 
fein, und diefes gerade ift die Regierung, wenn man fie auch anders, 
etwa ein Ephorat, zu nennen beliebte. 

4) Sie ift moralifchsperfänfiher Verein, alfo ein Corpus 
mit eigenem, unſterblichem, felbfifländigem Willen und Zweck, Gefes und 
Recht biefer Perföntichkeit ſelbſt. Sie ift dadurch gänzlich ver» 
fyieden von jedem todten Contracts⸗Verhaͤltniß, z. B. einer Actien⸗ 
geſellſchaft, zwiſchen verfchiedenen,, zu Beiner hoͤhern Perfönlichkeit 
verbundenen getrennten Einzelperfonen, die nur als ſolche und 
kaum als Aggregat erfcheinen, deren ganzes Mechtsverhältniß von bem 
ber Corporation fo gänzlich verfhieden ift, mie es oben Bd. IV. 
©. 28 nachgewieſen mwurbe. 

Zu IL So ergab alfo bie Analyfe der beiden erſten Beſtand⸗ 
theile einen ſcheinbaren völligen Gegenfag der Vielen und ber Frei⸗ 
heit, oder jener freien, ſelbſtſtaͤndigen Perſoͤnlichkeiten, ihres 
perſoͤnlichen Willens, Selbſtzwecks und Selbfigefeges, gegen bie Ein» 
beit und ihre umfaflfende fouveräne Gewalt, welche jene als 
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Glieder des ebenfalls ſelbſtſtaͤndigen, hoͤheren unſterblichen Staatslebens 
vereinigen und nach ſeinem umfaſſenden Endzweck und Willensgeſetz be⸗ 
herrſchen will. Wie bleiben nun dieſe Perſoͤnlichkeiten und ihre Freiheit 
bei ſolcher Einheit und Gewalt? Für ſich allein und abſolut 
durdhgeführt, begründet jene Vielheit und Freiheit Anarchie, 
die Einheit und Gewalt dagegen Despotismus. Wie und wos 
duch nun einigen fidy beide zum freien harmoniſchen Staate? 

Denn es ergibt ja die wieberzufammenfaffende Betrachtung biefer 
Beftandtheile im wirklichen gefunden Staatsleben: Darmonie, 
ftatt auflöfenden, vernichtenden Widerftreits. Als die erklaͤrende Urs 
ſache aber zeigt weitere analytiſche Betrachtung die höhere wahre 
Lebenskraft des Staates und die von ihr ausgehende ober be» 
feelte organifhe Geftaltung und Wechſelwirkung und in» 
nerlihfte Verbindung und Durchdringung ber beiden ers 
ſten Beftandtheile unter fih und mit jener höheren Le- 
benstraft. Der Gegenſatz Iöft fi mit anderen Worten duch das 
wahre, aber höhere und freie, frei organifirte menſch⸗ 
lihe Leben des Staats, in welchem, unter Herrfchaft der höheren 
Lebenskraft oder des höchften Lebensgrundprincips, die Gtaatseinheit, 
Leben, Lebensgefes und Endzwed ber vielen freien Glieder, fo wie bins 
wiederum dieſe mit dem hoͤchſten Lebensprincipe bes Staats zugleich Les 
ben, Geſetz und Endzweck der Einheit in freier Wechſeiwirkung 
in fih aufnehmen, und ſich beide, ihrem befonderen Wefen wie ber 
Harmonie des Gefammtlebens entfprechend, frei organifiren. 

Fa, der Staat ift, wie ed auch fchon in den vorhin unter II. 
angegebenen Entwidelungsperioden feines Lebens hiſtoriſch, naturgefeglich 
und logifch fi ergab, meder etwa eine todte Actiengefellfchaft, 
ober eine blofe Abftraction, eine blofe dußerlihe Rehtsform, 
ober äußere Zwangs- und Rehtsfiherungsanftalt, oder ein 
Haufe, ein Aggregat, nocd aud vereinigen, fo tie bei einer Mas 
ſchine, blos dußere, mechanifche, oder, rwie beim unorganifchen Nature _ 
Eörper, eine niedere phyſikaliſche und chemiſche, oder auch eine 
blos animalifche Verbindung die Staatsglieder zu dem auf Le- 
ben und Tod verbundenen unfterblihen Ganzen. Er ift ein höheres und 
freieres, zugleich aber wahrhaft lebendiges Ganzes, burchdrungen, befeelt 
und beherrſcht durch ein inneres, felbftftändige® Lebensprincip, eine wahre 
höhere Lebenskraft (Bios noisns, nad bes Arifloteles Aus: 
drud). Schon oben, Bd. I, 11— 24 und vollftändiger anderwaͤrts 
(Syftem Bd. 1, ©. 48, 206, 538, 688) habe ic) dieſes nachgewieſen, 
fo wie das, daß ſtets die Alten und nicht etwa blos ber tiefphilofo= 
phifhe Platon, fondern auch der von der Erfahrung ausgehende, 
verftandesfcharfe, praktifche Artftoteles, daß die Stoiker, wie Ci» 
cero und jene dcht ſtaatsmaͤnniſchen, praktifchen Meifter der claffifchen 
Jurisprudenz, und mit ihnen auch alle befferen Staatslehrer der gers 
manifchen Völker, noh Thomafius mit einbegriffen, den Staat als 
höheres lebendiges Ganzes mit drei, Geift, Leib und- Seele bes einzel: 





Staatsverfaffung. 55 


nen Menfchenlebens analogen Beftandtheilen (Grundprincip, Volkskoͤrper, 
Regierung) auffaßten. Erſt die modernen formaliftifhen Abſtractions⸗, 
mechanifchen Zwangsrechts⸗ und atomiftifchen Staatstheorieen, die Anhäns 
ger des Tormalismus, Materialismus und des Polizeiſtaates faßten 
den Staat als unlebendig nach einzelnen oft niederen aͤußeren Erſchei⸗ 
nungen auf. Die naturphilofophifche, die hiftorifche und die myſtiſch⸗ 
theofratifche Schule befämpften diefe Einfeitigkeiten und faßten den Sta:t 
wieder als lebendig auf; aber fie begingen dabei ben Fehler, daß 'fie 
die Freiheit vergaßen. Sie faßten nicht, wie die Alten, neben ber 
geundgefeglihen Gemeinſchaftlichkeit des Staatslebens mit 
dem Einzelleben zugleich auch beffen generifhe Verſchiedenheit, 
nämlich die freie Perſoͤnlichkeit der Glieder des Staatslebens und 
2) deren freie Theilnahme am Ganzen, fie faßten nicht neben ber 
Einheit au bie Freiheit , nicht neben den natürlichen, (itt« 
lien, religiöfen, rechtlichen und hiftorifchen Beftimmungss 
gründen au das freie Anerkennen, VBertragen und Mit: 
wirten und die dazu nöthigen freien Organe in’s Auge. Nicht 
etwa dachte man blos an eine Uebereinflimmung ber allgemeinen naturs 
gefeglihen Grund» Form für alle Lebenserfcheinung im Srdifhen. Man 
erkannte keineswegs innerhalb diefer Grundform für das im Vergleich 
mit dem thierifhen Leben und dem Leben willenlofer Glieder des menſch⸗ 
lichen Leibes generifh höher ftehende Leben autonomifcher unb 
gleich heiliger freier Perfönlichkeiten die gleiche Würde und Freiheit - 
an. Nein, man ſprach nur von naturgefeglichem, göttlihem Machen, 
oder von einem hiftorifhen Sichvonſelbſtmachen des Staats. Man 
feste die Staatöglieder nach poetifch aufgefaßten Aehnlichkeiten allen 
willenlofen Gliedern des Menfchen, 3. B. den Adel der Bruft, die 
Bauern und Gewerbsleute dem Bauch, den Fürften dagegen dem Kopf 
und dem Beifte gleich. Die theokratifhen Movftiker, die Adam Müls _ 
ter, Bonald u. f. w., machten es vollends fo in Beziehung auf das dreis 
einige göttliche Leben. Da wurde der König dem Gott Vater, der Adel 
dem Deiland gleichgeftelt, die übrigen Bürger der abfolut abhängigen 
Greatur u. f. w. 

Erft als zugleich freies und zugleich innerlich Iebendig geeinigtes 

Ganzes wird der Staat, wie Ariftoteles und Platon es ausſprachen, 
zu einem höheren und größeren menſchlichen Leben, als 
das des einzelnen Menfhen und Bürgers. So erft gab es 
mit Recht für jene großartigen Männer des claffifhen Alterthums im 
ganzen Gebiete menſchlicher Betrachtung und Wiffenfchaft nichts Groͤ⸗ 
Seres und Herrlicheres, Leinen reicheren, fruchtbareren Gegenftand,, als 
den fittlihen freien Staat. 

So erſt wird er, fo wird ein britifcher Staat die herrlichſte Schd- 
afyng Gottes und der Natur und zugleich der Menſchen bewunderns⸗ 
wuͤrdigſtes Kunſtwerk, bie größte fittliche That, welche die irdifhe Sonne 
beleuchtet. Durch die phufifche Zeugung, Abflammung und Ernährung, 
fo wie durch die geiflige und moralifche, die Volks- und Sugenderzies 
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bung, durch Lebensgemeinfchaft und natürliches Beduͤrfniß, wie durch ſym⸗ 
pathetifche Gefühle und die Staatseinrichtungen, iſt das Leben des Bürgers 
mit dem Leben feines Volkes und vaterländifhen Staates innerlich und 
Außerlich verbunden. In dankbarer, begeifterter, aufopfernder Waters 
landsliebe und Verehrung ordnet der wuͤrdige Bürger deffen hoͤhe⸗ 
rem Leben das feinige unter und erkennt e8, daß fein beftes Sein 
und Thun, feine theuerften Güter, Gefühle, Gedanken, been, daß 
die Elemente feiner Bildung, daß koͤrperliche Vorzüge aus dieſem va- 
terländifchen Leben, aus der tiefen Weisheit feiner Verfaffung und Ges 
feggebung, aus ber Liebe und Vorforge des Vaterlandes, der Voreltern 
Ihm bervorblühten, und daß fie unfterblich fortleben in feinen und des 
Baterlandes Kindern. Das höhere ſelbſtſtaͤndige Geſammtleben 
des vaterländifchen Staats ergreift und beftimmt ben Bürger ſtets neu, 
und ein höheres Lebensprincip ihres Staats, das Verfaffungsgrund> 
gefes (f. II), übt feine Gewalt über das ganze Volt. Auch die freien 
Bürger von Athen und Rom, von England und Nordamerika, fie 
twaren eben fo wenig als bie Bürger des hebräifhen Staats mit ihrer 
eigenen Staatsidee und politifhen Bildung bereits fertig da, ehe fie 
etwa einen Willkuͤrbeſchluß faßten, jegt den Staat von Athen, Rom 
oder England oder den Staat Gottes zu erfinden und zu erfchaffen. 
Nein, fagt Ariftoteles, die Glieder des Iebendigen Leibes find, vom 
natürlihen Standpuncte aus betrachtet, nicht vor dem Ganzen vor« 
handen (Pot. 1, 2.), beide ermachfen mit einander aus höherem Lebens- 
keime. Die lebendige, Sinn und Gemüth ergreifende Idee gemein- 
(haftlihen Staatslebeng, bas lebendige VBerfaffungsprins 
cip und Geſetz dieſer Lebenskeime und die Lebensgrundfraft bes 
Staats, die lebendig verbindende Webereinflimmung für eine Rechts⸗ 
und Staatsgemeinfhaft, für gemeinfchaftliche Staatszwede und Ge: 
fege (die xoıwwvia und ein Bloc noAews nah Ariftoteles, ein ju- 
ris consensus et utilitatis communio nad Cicero) mußte fie ergrif: 
fen haben, ehe fie auf Leben und Tod ſich zum Staate, zu feiner Ent- 
widelung und Vertheibigung frei vereinten und feinen Gefegen mit Frei⸗ 
beit fidy unterordneten. Es mag nun ber Keim diefer dee, ehe fie 
Allen bewußt wurde, ehe fie felbft lebendig im Leben hervortrat, ſich 
entwidelt haben in dem Geiſte eines großen Führers, eines Mofes, 
Solon oder Romulus, eines Alfred ober Penn ober Frank- 
lin, oder auch in der Gemeinfchaft hebräifcher , griechifcher, lateiniſcher 
und britifchee Goloniften und Fluͤchtlinge, fie mag begründet fein in 
ihrer gemeinfchaftlichen Abſtammung und Affimilation, in ihren gemein- 
f&haftlichen Kämpfen, Beſtrebungen und Opfern: jedenfalls wuͤrde ohne 
folche innere Einheit, e8 würde nach einer blofen Vertragswillkuͤr felbft 
die äußere Staateform eben fo wenig einen wahren Staat begründen, 
als auch nur dieſe Form ohne fie entflehen würde. Ihre höhere, die 
Bürger ergreifende, ber Verwirklichung in ber Staatsform vorberges 
hende, ihre unfterblich fortwirkende, auch die noch ungeborenen Bürger 
ergreifende, einigende und beberrfchende Kraft, diefe mahre Lebenskraft 
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bes Staats kann nicht abgeleugnet werben, eben fo wenig mie die im 
Einzelleben, obgleih beide nur in ihrem Wirken erlennbar find. Die 
Urſache ift auch Hier in den nicht beftreitbaren Wirkungen gegeben. 

Durch fie erſt, durch dieſe innerliche Harmonie durchdringen und 
verbinden fi) Vielheit und Einheit, Freiheit und Gemalt in» 
nerlih und harmoniren mit einander zum wahren Staat, wie Eis 
cero es ausfpriht (Multitudo concordia civitas facta erat in de 
Rep. I, 25.), und diefer Staat, biefe Bürgereinheit iſt nun wirklich, wie 
er den Staat befinirt: multitudo juris consensu et utilitatis com- 
munione sociata. Diefer Staat iſt jegt nicht ein burch blos aͤußeren 
mechanifhen Zwang verbundener Haufe von Vielen, von welchen bie 
Einzelnen, Freien etwa aͤußerlich gegenüberftänden einer ihnen fremden 
Regierung und Gewalt, bie ihnen für Aeußerlihes Aeußerliches , für 
Dimfte Schug gäbe, nein, er ift, mie es ausdrüdlich flets auch die 
roͤmiſchen Juriſten mit den Stoilern ausfprachen, zugleich ein einziger 
großer Menſch (homo, persona, corpus, f. Syftem I, 48), in welchem bie 
Einheit und Freiheit die Bürger und bie Regierung zugleih innerlich 
verbinden, zugleich in einander find; und fo ift er das lebendige und 
freie Gemeinwefen (res publica, res populicz). 

In der ihrem befonderen Weſen (f. vorhin I, 1. 2) und ber har 
monifchen Drganifation des Staatslebens entſprechenden grundgefeglichen 
lebendigen Wechfelwirtung erfcheinen num das höhere Lebensprin- 
cip, die Vielheit und bie Einheit im Staat als jene drei Grund⸗ 
beftandtheile bes lebendigen Staatslebens, die bereits oben (Bd. I. ©. 
11 — 24), jedoch vorzugsmeife in Beziehung auf bie Abtheilung ber 
Staatswiffenfchaft, bargeftellt wurden. In Beziehung auf das Staats⸗ 
leben felbfl nennen wir fie Verfaffungsgefeg, Conflitution 
und Regierung, ober Ä 

I. das Höchfte innere Vereinigungs-, Grund: oder Vers 
faffungsprincip ober Geſetz. Es geht als die allgemeinfte hoͤchſte 
Grunbtraft des Staatslebens zwar allerdings von den allgemeinften Kräf- 
ten des Menſchenlebens und von ber Abhängigkeit des Volks von Gott 
und der Menfchheit und ihrer Gultur, es geht von natürlichen, religids 
fen oder vernünftig fittlichen Antrieben, vom göttlihen Willen, ber 
höheren dee aus, ganz aͤhnlich wie der Geift im Menfchen von Gott 
oder von dem allgemeinen MWeltgeift ausgeht. Stets aber ift es als 
gemeinfhaftliches Lebensprincip bes Volks gemeinfhaftlihes, 
durch gemeinfchaftliche nationale Bildung und Uebereinflimmung beflimms 
tes allgemeines innerliches Willensgefeb der Bürger. Bel freien Voͤl⸗ 
tern auf der männlichen Gulturftufe aber ift es frei anerfanntes 
Willensgefeg, freier Semeingeift, Sefammtzwed ber Bür- 
ger und Geſammtwille, und insbefondere der fittlidhe 
Gefammtwille der Vereinigung nah ber Grundbedin— 
gung des freien Sriedens- und Häülfsvereins (juris con- 
sensus et utilitatis communio).. So mie jede Grundkraft im Leben, 
fo hat auch das Lebensgrundprincip des Staates feine befonberen Cen⸗ 
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tralorgane; fruͤher oft in einem jus sacrum, in der Nationalkirche, in 
Orakeln und, mie bei den Hebraͤern, in Propheten, bie das Volk ſtets 
an fein Grundgefeg mahnen follten, ober in anderen ehrwürbigen Nas 
tionalinftituten, Areopag, Cenſur, Tribunat, höhere, namentlich audy 
geiftliche und gelehrte Reichsſtandſchaft. Bei freierer höherer Bildung 
aber befteht das Drgan bes Berfaffungsgefeges ber fittlichen freien 
Nation in ihrer wahren, freien und möglihft organifirten 
patriotifhen oͤffentlichen Meinung; in einer folhen öffent 
lihen Meinung, melde in nationalen, gefchichtlihen und religioͤſen 
Grundlagen mwurzelt, welche buch fittlihe Volkserziehung und Wiſſen⸗ 
ſchaft geläutert und ausgebildet wird, in einer ſolchen, welche bei der 
Deffentlichkeit des Staatslebens ſich frei Liber daſſelbe ausſpricht und 
die freie Uebereinflimmung ber Nation und Regierung bes 
wirkt. Diefes ift eine wahrhaft lebendige, das Staatsleben durchdrin⸗ 
gende und beherrfchende, feine hoͤchſte und ftärkfte Srundkraft; ganz in 
dem Sinne, wie unfere claffifhen roͤmiſchen Suriften an ber Spige des 
Corpus juris das Grundgefeg, ben fittlihen Volkswillen, auf wel- 
hen fie ſtets forgfältigft alle anderen Gefege zurüdführen, 
nicht als todte Worfchrift, fondern als die hoͤchſte lebendige Kraft 
betrachten und ihn die von Gott ausgehende Königin aller Dinge, und 
zugleich das freie feierliche DVereinigungsgelübde des Volks nennen *). 

Unter Leitung dieſer Grundkraft, zunaͤchſt des von ihr gemwollten 
freien Friedens- und Hülfsvereins für das ganze gefellfchaftliche Leben, 
alfo für die Vlelheit wie für die Einheit, treten nun bdiefe bei⸗ 
den unter ſich mie mit dem erften Lebensbeflandtheil des Staats in ors , 
ganifirte Harmonifche Wechfelmirfung. Der Friedens⸗ oder Rechts: 
verein für die allfeitige Freiheit bezieht ſich zunaͤchſt auf bie 
Vielheit und begründet fo vorzugsmeife ihr Recht und das Privatrecht. 
Der Hülfs= oder Staatsverein für das gemeinfhaftliche Zufammenmirken 
bezieht ſich zundchft auf die Einheit und begründet vorzugsmeife die Pos 
litik und das politifche Hffentliche Recht. Aber in ber organifchen 
Verbindung und Wechſelwirkung muß das politifche Zweck⸗ und Mittelgefeg 
überall nur in rechtlicher Sreiheitsform wirken, die freien Privaten und ihr 
Recht aber werden umgekehrt auch für den politifchen Zweck organifirt. (©. 
oben Bd. J. &. 20, 30 u. 31.) Hiernady und ihrem urfprünglichen Wefen 
gernäß (f. vorhin I, I) erfcheint jegt zuerſt die Vielheit als rechtlich 
und politifh organifirte Vielheit. So bildet fie den zweiten 
Lebensbeſtandtheil des Staats ober 

UI. den aus freien Bürgern frei conflituirten Volkes 
koͤrper. In ihm erhalten zuerft die einzelnen Perfönlichkeiten 
und ihre freien Vereine einen befonderen glei heiligen Privatrechtss 
reis, um innerhalb deſſelben als freie, autonomifche Perfönlichkeiten 
beftehen und ihre befonbere Ueberzeugung und Bellimmung verwirklichen 





*) Inventum et munus Dei, divinarum atque humanarum rerum regina, 
communis rei publicae sponsio, L. 2 et 32 de legib. und mein Syftem 1. 9.192. 
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zu koͤnnen. Sodann auch erhalten fie als freie Genoſſen und Glie: 
der des regierten Volkskoͤrpers *) (dev fogenannten bürgerlichen 


Geſellſchaft) ihren Rechtskreis, ihre rechtliche und angemeſſene Stel⸗ 


lung und Gliederung in Gemeinden, Provinzen, in Volks⸗ und Vers 
treterverfammlungen und die hierhin gehörigen ſtaatsbuͤrgerlichen 
Freiheitsrechte zur Verwirklichung und Vertretung ihrer Privat: und 
ihrer Verfaſſungs⸗ und Conftitutionsrechte gegenüber der Regierung. (S. 
oben Bd. I, 34. IV, 365. VII, 245.) In der Durchführung des Vers 


fafjungsgefege® und bes Friedens: und Hülfsvereins im organifirten le⸗ 
bendigen Staate fteht naͤmlich ber Regierung nicht blos der Einzelne als. 


eine rechtliche SPrivatperfönlichkeit gegenüber, die Negierung des freien - 
ober des Rechtsſtaates hat auch die ganze im Volkskoͤrper vereinigte res. 


gierte Nation nicht etwa als. einen willenloſen, rechtlofen Haufen, fon- 
dern als felbftftändige Perfönlichkeit fi gegenuber anzuerkennen. Dazu 
erhält diefer Körper bei allen freien Völkern feine organifirte Gliederung 
und feine Repräfentanten und Centralorgane, Volks⸗ oder Urverſamm⸗ 
lungen, Volkstribunal, Standfhaft. Hierdurch allein, durch die Grün: 
dung und Anerkennung eines doppelten Rechtsſubjects mit felbftftändiger 
Erkenntniß und Willensfreiheit, wird ein wirklich freies vertrags— 


«+ 


mäßiges Verchältniß organifh verwirklicht. So gefhah es 


3. B. in Rom nad dem Auszug auf den heiligen Berg und bei und 
nad) Abfchließung der alfeitig beſchworenen Grundverträge (leges sa- 
cratae), bei ber Bildung des Zribunats und der plebejifhen Volksver⸗ 
ſammlungen, in England durch die Magna Charta, überhaupt in ger 
manifchen und deutfchen Staaten buch Volks- und Ständeverfamms 
lungen. Nur wer die Natur wie bie Geſchichte der freien Verfaſ⸗ 
fungen verkennt, Tann bier vom Staate im Staate fprechen und die 
Nation als in einzelne Atome aufgelöfft oder als ungegliedertes, willen⸗ 
lofe® Aggregat der Regierung gegenüberftellen, oder, mas Manche für 
aͤcht flaatsweife und naturphilofophifc, halten, fie als willen⸗ unb recht: 
[08 mit ber Regierung bis zur Ununterfcheidbarkeit vermifchen **). Aber 


— 


*) Die hiervon durchaus zu unterfheibendbe mitregierende 
zoeinahme an ber Regierungsgewalt gehört unter III. (f. oben Bd. I. 


) 
”*) Auch Hegel thut diefes und erklärt das Volk ohne feinen Monarchen 
als „„formlofe Maſſe“, und bie Borftellung von einem folchen berechtigten Wolf 


„als eine wüfte Vorſtellung vom Volk”, hebt alfo folgerichtig alles felbftftändige . 


Recht von Volk und Bürger gegen ben König, alles Vertragsrecht auf. Liberal 
oder rabical geworbene Anhänger von ihm fegen nun an bie Stelle bes regieren« 
den Königs das regierende Voll. Aber gegenüber von biefem und feinem Stims 
menmebrheitsbeichluß haben nun bie Bürger und das regierte Volk Fein Recht, 
fo wenig als nah Rouffeau „der Zuß gegen den Kopf’’, während die freiere 
und tiefere Staatsweisheit der Römer und aller freien Voͤlker ſtets anerkannte, 
daß auch bie Stimmenmehrheit an das grundvertragsmäßige Recht ge: 
bunden, baß ein daffelbe veriegender Regierungsbefchluß vehtlich unmdgs 
lid und ungültig fei. (Oben VII. &. 244.) Volksdespotismus ift um fein 
Haar beffer als Königsbespotismus. Aber Hegel's Bernichtung aller Perfönlichs 
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nur bei ben niebrigften Thiergattungen feheint wenigſtens Alles als in 





einer Maffe durch emander gemifcht oder von einem einzigen Organ 
und feiner Function (etiva vom Darmcanal) verfhlungen. Bei allen 
höheren Organifationen dagegen bilden fid immer vollftändiger und am 
volftändigften im Menſchen nicht blos einzelne Organe, fondern eine , 
Reihe felbftftändiger Eräftiger Gentralfpfteme aus, Nervenſyſtem, er 
faͤßſoſtem, Zellſyſtem, im geiftigen Leben die Sunctionen des Denkens, 
Fühlens, Begehrens, Organe und Syſteme mit den verfchiedenften Brunds 
kraͤften. Und weit entfernt, baß hierdurch Harmonie, Kraft und Werth 
des Lebens geſchwaͤcht würden, werden fie baducdy.nur gehoben. Auch 
wird man ja wohl mindeftens gleiche Freiheit, mit welcher in jeder 
freien Nation, um fo mehr, je mehr fie diefes iſt, andere Vereine 
und Gorporationen zur Wahrung ihrer Intereffen und Rechte ſich aus⸗ 
bilden dürfen (f. „Affoctation“), ber ganzen Mation nicht abfprechen wols 
Ien. Dan wird nicht eine monarchiſch regierte Nation bei dem Aus⸗ 
flerben der Exbberechtigten für allgemein Preis gegeben, ihre Eriftenz als 
Nation, als moralifhe Perfon, für zerftört anfehen. Diefes aber muͤſ⸗ 
fen alle Schriftſteller thun, welche die freie Perfönlichkeit ber regierten 
Nation gegenüber (nicht Über) ber Regierung leugnen. Die felbft« 
fländige, rechtliche Perfönlichkeit der regierten Nation und ihr grunds 
vertragsmäßiges Recht erkennt ſelbſt die am Meiften abfolutiftifche 
europäifche Verfaffung, die dänifhe und ihre Ler Regia und Sous 
veränetätsacte an, eben fo wie die Norweger es fpäter thaten, als 
ſich ihr König durdy Abtretung an Schweden von ‚Ihnen losgefagt hatte. 
Ale Verfaffungsurfunden europäifcher Staaten enthalten Elar jene zwei 
Rechtsſubjecte, verfprechen und verblrgen der regierten Nation als fol: 





. 
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fation) *). Moralifhe Perſon bleibt die Regierung, menn fie 
auch nicht aus einer zufammengefegten Perfönlichleit befleht, denn auch 
der einzelne Monardy als folcher regiert und handelt als Repraͤſen⸗ 
tant des Staats mit feinem unfterblichen Zwecke, nicht blos als phyſi⸗ 
[ches Individuum und als Privatmann. („Le roi ne meurt pas“.) Auch 
böchft felbftftändig ober ſouveraͤn bleibt die Regierung als bie hoͤch ſte 
innere Behörde in einem von Außen unabhängigen Staate. Und es 
wird fi die Meglerung nicht etwa als blofe Korm, fondern ale 
hoͤchſte felbfifländige Gewalt lebendig und nicht fo, wie bie. mes 
chaniſche Staates und Wolksfouverdnetätstheorie meint, bilden. Sie 
wird nicht entfliehen und nicht dauernd als bie felbftfländige höhere Eis 
nigungs⸗ und Regierungskraft beftehen, wo nicht mwenigftens ein lebens 
diger individueller Lebenskeim felbfiftändiger Herrfchaft und der unterord⸗ 
nenden Einigung der Glieder duch fie vorhanden ift, beftehe derfelbe in 
alter Samilienauctorität oder in einer andern von beiden Theilen gefühlten 
Ueberlegenheit, in diefer oder jener harmoniſch vermittienden und vereis 
nigenden oder regierenden Kraft. Diefes aber fchließt natürlich abermals 
nicht die Freiheit und auch eine demokratiſche Regierung nicht aus. Die 
Regierung kann fidy vielmehr auch als regierende Verſammlung aller 
ferbfifländigen Familienvaͤter entwideln, wenn dieſe etwa gleich gebildet 
find, gleiches Gefühl, Beduͤrfniß, Beſtreben und bie Gewohnheit einer 
nur wechfelfeitigen Unterordnung haben, mwenn fie vielleicht als Coloni⸗ 
ſten eines fchon gebildeten Volkes gemeinfchaftlic zufammenlebten und 
wirkten, und in gemeinfchaftlichee Beſtrebung, Aufopferung und Berathung 
ber Keim der regierenden Vollsverfammlung bes neuen Stans 
tes gegeben iſt. Achnliches kann ſich auch in revolutionären Rechtskaͤmpfen 
entwickeln. Wenn aber auch der Politiker die natuͤrlichen, ſittlichen und 
religioͤſen wahren Lebenskraͤfte und die natuͤrlichen Entſtehun⸗ 
gen der Regierungen ſchon fuͤr die Beurtheilung ihrer Kraft und Dauer 
nicht uͤberſehen darf, ſo darf man doch auch nicht deshalb mit den An⸗ 
haͤngern des goͤttlichen Rechts und den Hallerianern die Freiheit, die 
freiere Vereinbarung oder Anerkennung von Seiten des 
Volks uͤberſehen, ohne welche eine rechtliche und freie Regierung in ei⸗ 
ner freien Nation unmoͤglich iſt. 

Denn ſtets iſt andererſeits die rechtliche Regierung untergeord⸗ 
net dem Verfaſſungsgeſetz und gebunden an die verfaſſungs⸗ 
mäßige Conſtitution bes Volkskoͤrpers, an feine und feiner Glieder 
Rechte. Die rechtlich organifirte Einheit hat beide in fi aufjus 
nehmen, unter einander und mit ſich felbft, wie mit der Außenwelt 


*) Die Schriftfteller nennen gewöhnlich, weil, zwar nicht bie Völker im 
Leben, woht aber die Theorie das Berfaffungsgefes und die Volkscon⸗ 
fitution I. unb II. überfeben, die Regierungsform ober Drganifas 
tion: bie Gonftitution oder auch bie Berfaffung. Die legtere Tann man 
übrigens im weiteren Sinne vom Berfaffungsgefeg unterfcheiden als 
Bezeichnung ber ganzen Staatseinrihtung. 
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harmoniſch zu vermitteln und fo ben ganzen Staat ſtets als Lebendige 
Einheit zu erhalten und zu repräfentiren. Die Organifation ber 
Megierung aber bat durch Ausbildung guter Organe des Verfaffungsge- 
feges (f. vorhin I.) und guter Organe bes Volkskoͤrpers, z. B. repraͤ⸗ 
fentativee Stände, durch ihre zweckmaͤßige Vereinigung mit der Regie⸗ 
rung und durch desen Theilnahme an der Regierung, für die Verfaſ⸗ 
fungs » und Conftitutionstreue ber Regierung zu forgen und bie gänzliche 
Trennung oder vollends feindliche Entgegenfegung zu hindern. (S. „Staats: 
verrvaltung”.) Auf diefe Weife erft und unter diefer Bedingung verwirk⸗ 
liht und repräfentiet die Negierung wirklich die lebendige Einheit und 
den wahren allgemeinen Willen des ganzen Staats, welche 
da6 Grundgefen und den lebendigen Volkswillen in ſich vereinigen; fie 
wird ihr felbftfiändiges, lebendiges Organ. Sie ift nun erft fein vom 
Verfaffungsgefeg oder von bem Willen bes Volks weſentlich verfchiede- 
ner, aͤußerlich hinzukommender und aufgezroungener fremder und Parti⸗ 
cularwille. Sie wird ber lebendige, perſonificirte, fittliche Verfaſſungs⸗ 
wille in ber Form ber rechtlichen Freiheit des Volks. Verfaſſungsgeſetz, 
Volt und Wegierung vereinigen ſich nun erft nad) der Forderung bes 
Arifloteles und dee Stoiker und ber römifchen Juriſten zum gan⸗ 
zen, feften, fittlihen, freien, organiſchen Staatsleben, ganz fo wie 
göttliher GSeift, Leib und Seele zum ganzen Menfhen. So mie 
namentlidy die vernünftig: finnliche, aber felbftitändige Seelenthätigkeit, 
diefe Negiererin des menfchlihen Lebens, nad ftoifhem Ausdrud, 
untergeordnet iſt dem göttlihen Princip und Gefege bes Geiſtes, und 
gebunden an ihre leiblihen Organe, diefe nicht verlegen darf, ohne fie 
nicht wirken Tann, fo muß bie Regierung huldigen dem Verfaſſungsge⸗ 
feg, und ift in Eriftenz und Wirkſamkeit bedingt durch die Gonftitution 
des Volkskoͤrpers und feine Rechte. Eben fo wenig wie die Seele bios 
activ tft, fo fol auch die Negierung nicht unempfaͤnglich für die Ein⸗ 
wirkung des BVerfaffungsgefeges und des Volkswillens, 3. B. feiner df- 
fentlihen Meinung, fein. Die freie Volksconftitution erfcheint nunmehr 
entweder ald etwas Entbehrliches oder Zufälliges im gefunden Staate, 
noch auch einem abfoluten, angeblich göttlihen Rechte der Regierung 
Preis gegeben, wie unfere Servilen wollen. Aber die Regierung ift aud) 
keineswegs, fo twie nad) einer weit verbreiteten, mechanifchen liberalen 
Anfiht und Vollsfouveränetätstheorie, blos paffives, unfelbftitän- 
diges Beamtenorgan mit willkuͤrlich vom Volk mandirter ober de⸗ 
legirter Beamtengewalt. 

Das wahre geſunde Leben vereinigt in ſeiner Vielſeitigkeit und 
Harmonie uͤberall ſcheinbar unverſoͤhnbare Gegenſaͤtze und beſiegt die 
Einſeitigkeiten. So auch thut es der ſittliche und freie lebendige, frei 
‚organifirte Staat und feine Theorie. 

So wie der Staat felbft und mie das von Hugo aufgegebene 
Privatrecht und das von Haller aufgegebene Öffentlihe Recht, 
rınd eben fo wie fie die zugleich felbftftändige, aber verfaffungs- 
ınäßige und conflitutionelle Regierung, fo erhält jegt auch 
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ber Geſammtwille die der wirklichen Sreiheit wie ber fittlichen 
und Staatsidee entiprechende, die ſelbſtſtaͤndige und organifche 
Der Geſammtwille ift weit entfernt von bobdenlofer 
Willkſüͤr oder auch von einem blofen Aggregat von Einzelmwil: 
len. Gegen diefe legtere Anficht bildet diejenige Rechtswiſſenſchaft, bie 
noch heute die erfle ber Welt: ift, die roͤmiſche, dadurch den fchärfften 
Gegenſatz, daß fie flets mit Entfchiedenheit einen grundvertrags= oder 
verfaffungsmwidrigen Beſchluß aller roͤmiſchen Bürger als rechtsunguͤl⸗ 
tig, als Beinen Gefammtwillen erklärte. (SG. oben Bd. VII, ©. 246.) 
Sie fordert alfo entfchieden einen vernunftrehtlihen Gefammtwils 
Im. Und doc) iſt fie zugleich, fo wie von all’ unfern modernen Einfeis 
tigkeiten, fo. auch von ber abgefhmadten Theorie unferer beutfchen 
Schulweisheit entfernt, welche den Geſammtwillen entweder für übers 
fläffig für den Staat hält oder, im Widerſpruch fchon mit feinem 
Wortfinn, wirkliche hiflorifhe Einwilligung des Volks als uns 
nöthig für ihn erklärt. Man thut Beides, wie es fcheint, damit entwe⸗ 
dee der philofophifche Hochmuth feine einfeitige fubjective Anficht 
oder der Regie rung s⸗Hochmuth feine Herrfchermilltür an die Stelle 
des Sefammtwillens fegen und aud ba durchführen könne, mo fie 
dem wirklichen Geſammtwillen der Nation feindlich entgegenflehen. Jene 
claffifche Jurisprudenz aber gründete vielmehr ihre ganze Rechts⸗ und 
Staatstheorie auf einen hiftorifh wirklichen Geſammtwillen, 
consensus omniam oder populi. Aber derfelbe berubte in ihr auf ber 
ſittlichen Vernunft der Nation und wurde als folhe objectiv 
ertennbar gemadt, wurde hiſtoriſch wirklich durch ihre heili« 
gen Srundverträge und Grundgefege und buch die denfelben 
nicht widerfprechenden Beſchluͤſſe der grundvertragss" oder vertragsmäßi« 
gen, vom Volke frei anerkannten Behörden, und vor Allem auch 
durch die Abflimmung ber Bürger in ihren Verfammlungen. Dabei 
nennen fie benn die grunbvertragsmäßige auf bem Bleichheitsprincip 
beruhende Stimmen-Mehrheitmit Recht ſtets consensus omnium*). 
Daß aber ein gefittetes Volk bei feinen unter heiligen Eiden gelobten 
Srundverträgen über feine heiligiten und theuerſten Angelegenheiten von 
ſittlich vernünftigem Willen ausgehe, und eben fo ein diefen Grundvers 
trägen nicht erlennbar widerſprechender Beſchluͤſſe der grund⸗ 
vertragsmäßigen Volksorgane, dieſes iſt eine natuͤrliche auf 
dem Fundament aller Freiheit und geſitteten Geſellſchaft, auf Treu und 
Stauben beruhende juriſtiſche Vorausannahme (Praͤſumtion). 
Diefe Annahme liegt eben fo nothwendig in der Natur-des freien Ber: 


2) Dee Wille blos des Volkes oder feiner Vertreter iſt aber da, wo 
nad der Regierungseinrihtung zu feiner Gültigkeit noch Zuſtimmung 
ber Regierung oder eines Regierungsbeftanbtheils nöthig ift, um einen verfaffungßs 
mäßigen Gefammtwillen des ganzen Staates gu bilden, noch nicht Geſammt⸗ 
wille. Diefer Volkswille Hat diejenigen Rechte , die ihm bie Verfaſſung eins 
räumt. Aber weit entfernt, daß er eine bollsfouveräne Staatsalls 
macht bildet, ift er nicht einmal Wille oder Geſammtwille des Ganzen. 
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eins freier ſittlicher Perſonen, wie bie, baß bie fo obje ctiv geworbene 
fittliche Vernunft des Volks, nicht aber individuelle Speculation als 
das praktiſche Geſetz für fie erfcheine*). 

V. Die Souveränetät oder Staatshoheit. Die richtige 
Grundanſicht vom Staate ſchlichtet auch ben großen Streit über die 
Souveränetät.. Es fragt fih: 1) mas ift die GSouveränetät? 2) 
Wem flieht fie zu? In den Begriff ber Souveränerät haben Viele den 
Begriff einer unbefchränkten Gewalt legen wollen. Diefes läßt ſich 
aber tweber nad) dem Wortbegriff, noch nad bem Rechte behaup» 
ten. Seinem Begriff nach bezeichnet das Wort Souveränetät (von dem 


*) S. hierüber „Sreundvertrag”, fowie auch „Recht“ und „Staates 
wiffenfhaft.” Dort ift auch nachgewiefen, wie fich bei richtigem Feſthalten 
der Dbjectivität von dem grundvertragsmäßigen vernünftigen pofltiven 
Recht nicht blos bad unvernünftige ober vechtöverlegende fcheibet, ſondern auch 
von der pofitiven Satzung bad aus dem vernänftigen Grundvertrag und 
feiner Natur logiſch frei abgeleitete natürlihe Recht, und wie biefes natärs 
liche Recht des Rechts⸗ und Staatsvertrags theils allgemein ift für alle 
freien rechtlichen Staaten, fo weit die Aufhebung befielben, der Natur ber 
Dinge und ber Logik widerfprechend , die abfolut wefentiihe Bedins 
gung eines freien Rechts: und Staatsvereins vernihten würde, 
theild eigentbümtlich mobdificirt buch die Nationaleigenthämlicdhkeit. 
Diefes Alles erkannte ſtets die freie und praktiſche römifche und britifche Staatsweiss 
heit an. Nur unfere deutſche unfreie und unpraktifche vertennt es. Sie vers 
gift die nothwenbige Dbjectivität, den Gonfens für jedes beflimmte 
concrete Außere Rechtsverhältniß freier Männer und für feine befonbere &es 
ftaltung. Sie verwechfelt auf faſt unbegreifliche Weife diefe wahrhaft ver⸗ 
nunftnotbiwenbige freie Rehtsform für ben natürlichen, hiſtoriſchen, fitts 
‚lichen Inhalt der Verträge mit reinen Willtürverträgen. Wit wahrbaft be- 
wundernswerther Seichtigkeit aber verfucht fie dann felbft Hiftorifch die doch von 
allen freien Völkern und allen großen Staatsmännern und Rechts⸗ und Staates 
gelehrten als nothwendig anerkannte Bertragsform (f. „Srundvertrag‘‘) zu 
teugnen. Sie leugnet fie weg, fobald fie bei einem Volk oder einem Schriftfteller 
auf eine Anerkennung ber fittlihen oder natürlichen Grundlagen oder der allges 
meinen Nothwendigkeit von Rechts⸗ und Staatsverhältniffen überhaupt ftößt, wie 
auch wir fie überall anerkennen. &o folgert Thilo („ber Staat”) aus des 
Ariftoteles Aeußerung, daß die Glieder dem Ganzen nicht vorausgehen, für 
den großen Weifen 1) den Unfinn, daß er das Ganze als fertig den Gliedern 
vorausgehen laffe, da doch nur der Lebenskeim beiden vorausgeht und fie fich 
mit einander wechfelfeitig ausbilden (die athenifchen Bürger waren nicht fertig 
da vor Athen, aber Athen war dody auch nicht fertig ohne Bürger); 2) daß 
Ariftoteles, allen feinen übrigen Erklaͤrungen zuwider, bei biefer Ausbildung und 
dem Beftande des Staats vom Standpuncte der Freiheit aus (er fpriht I, 2 aus⸗ 
druͤcklich nur von ber Naturfeite) Freiheit und mechfelfeitiges Einmwilligen oder 
Vertrag ausfchließe. (S. dagegen oben II, 3 die Rote.) Wir aber werben es ftets 
mit der praßtifcheren Weisheit freier NWölker und mit unferem Uhland halten: 

„Das Recht ift ein gemeines Gut. 

Es liegt in jedem Erdenfohne, 

Es quillt in und wie Herzensblut; 

Und wann fih Männer frei erheben 

Und treulich fchlagen Hand in Hand, 

Dann tritt das innre Recht in's Leben, 
und ber Vertrag gibt ihm Beſtand.“ 
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Iateinifchen supremus, dem italienifchen soprano und dem franzöfifchen 
souverainete gebildet, alfo ein Baftardwort aus fünf Sprachen) nur das 
Dherfte in feiner Art. So heißt noch heute ein Gericht der erften Sins 
flanz in Frankreich une cour souveraine, ohne daß babei an Unums 
fhränktheit zu denken wäre. Auch bei der Uebertragung bes Worte auf 
ſtaats⸗ und völkerrechtliche Verhältniffe blieb nur die Grundbebeutung. - 
Vorzüglich im Gegenfage von einer Lehnsabhängigkeit wurde früher ges 
woͤhnlich in der biplomatifhen Sprache ein Staat fouverdn genannt, 
wenn er keinen Lehnsheren anerkennen mußte. So hieß die Acte, welche 
das Herzogthum Schleswig von dem Lehnsbande gegen Dänemark bes 
freite, Souveränetätsacte, und Schleswig nun ein fouveränes Herzogs 

cthum, obgleich es nur als mit Holftein unirt und nad) einer freien 
ftändifchen Verfaſſung von den Königen von Dänemark regiert werden 
durfte. Der preßburger Friede von 1805 nannte bie Könige von 
Baiern und Würtemberg wegen aufgehobener Lehnsbarkeit ihrer Regie⸗ 
zungsgewalt fouverän, obgleich die landſtaͤndiſchen und reichsftändifchen 
Verfaſſungsverhaͤltniſſe unverändert blieben. In das Recht umb auf 
die Staatsverhältniffe übertragen, kann ebenfalls dba6 Wort Souveränes 
tät nur etwas rechtlid Bedingtes und Begrenztes bezeichnen. 
Mur bdespotifche Rechte find grenzenlos und unbedingt, fo meit bie 
phpfifhe Macht reiht. Es ift alfo Souveränetät oder Hoheit eine 
oberfte Stellung in flaatsrechtlihen Beziehungen, verbunden mit ben in 
der Natur ber beftimmten Rectsverhältniffe begründeten Rechten. 

Nun aber gibt es folgende Hauptverhältniffe des Staats, in Bes 
ziehbung auf welche von einer Souveränetät die Rede fein kann. 

I) Das Berhältniß des Staats nah) Außen. Hier bezeichnet 
die Souveränetät des Staates die völkerrechtliche Selbſtſtaͤndigkeit und 
Unabhängigkeit des ganzen Staats. Die Frage, wen biefe zufteht, kann 
vernünftiger Weife die Regierung und die Nation nicht in Gegenfa 
bringen. Diefe Souveränetät fteht beiden gemeinfchaftlih zu. Keine 
von beiden hat ein Intereſſe, bie andere auszufchließen. Die Regierung 
aber hat fie zu repräfentiren und zu fchügen. 

U) In den inneren Staatsverhältniffen gibt es 1) Souveränes 
tät in Beziehung auf das Verfaffungsgefeg als die höchfte Gewalt, über 
dafjelbe, zu beftimmen. In gewiſſer Weife ſteht biefe höchfte Gewalt 
nad bem Bisherigen Bott oder der fittlihen Vernunft zu, von welcher 
das fittlic vernünftige Grundprincip der Vereinigung ausgeht. In fo 
fern aber dabei bie freie Anerkennung der Geſellſchaft hinzukommt, vers 
fiehbt es fih von felbft, daß diefe Souverdnetät ebenfalls wieder ber 
en Gefeufchaft ohne Zrennung der Nation und der Regierung zus 

eht. 


2) Die Souveraͤnetaͤt ober hoͤchſte Gewalt über die Conſti⸗ 
tution des Volkskörpers und 8) über die Organifation 
der Regierung. Beide Gewalten zufammengenommen nennt man 
auch wohl bie Gonftitutions s oder die Verfaſſungsgewalt im weiteren 
Sinne. Sie fleht ebenfalls dem Volke und der Regierung, die fich in 

Staats ⸗Lexikon. XV, 6 
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gemeinfhaftlihden Geundverträgen darüber zu einigem haben, 
gemeinfhaftlih zu. Wollte man fie dem Volke allein zufprechen, 
fo bätte man bie fouverdne Regierung vernichtet: Denn eine Megies. 
rung, bie ſich müßte gefallen laffen, daß ihre ganze Stellung, al? ihre 
Rechte jeben Augenblick beliebig ohne ihre Mitwirkung aufgehoben unb 
geändert werben koͤnnten, waͤre gar keine wahre, felbftftändige und fous 
veräne Regierung, fondern nur ein. blos abhängiger Diener. Sie kann - 
Morgen zum Staatsofenheizer ernannt werden. Auch muß die Regierung, 
als Drgan der Staatseinheit, der Natur der Sache nach mit dem Or: 
gan des Volks und ber Volksfreiheit zu den bier in Sprache ftehenden, 
das Rechtsverhaͤltniß beider betreffenden Aenderungen friedlich und 
ferbfiftändig, alfo vertrags maͤßig zuſammenwirken. Das hat 5.2. 
auch in England nie Jemand bezweifelt. Hätte dagegen bie Negierung 
ein Recht, einfeitig und willkürlich die Volksconſtitution und die Megie: 
rungsrechte zu Ändern, fo märe das Volk rechtlos und Eigenthum eines 
Despoten. Aller Vertrag und Conſens wäre aufgehoben. 

° 4) Die Souveränetät über bie Regierung enblidh ift bie 
hoͤchſte Gewalt, innerhalb und nah den Beflimmungen bes 
Verfaffungsgefeges, der Volksconftitution und ber Regie⸗ 
rungsorganifation die Megierung ober Staatsverwaltung auszus 
üben. Ueber ihre rechtliche Zuftändigkeit iſt im Allgemeinen auch Fein vers 
nuͤnftiger Streit möglih. Denn dieſe Zuftändigkeit hängt lediglich von 
bem pofitiven Rechte, von der befondern wirklichen Regierungsorganifas 
tion jedes beftimmten Staates ab, woruͤber fih im Allgemeinen nur 
politifhe Grundfäge aufſtellen laffen. (S. nachher IX.) | 

Kann es alfo etwas Thörichteres geben, als Kürft und Volk fchon 
im Allgemeinen und unabhängig von etwaiger Auslegung befonderer pos 
fitivee Geſetze durch einen Streit über bie Zuftändigkeit dee Souveränes 
tät in Gegenfag und Feindſchaft zu fegen? Es innen babei nur die 
durch die bisherige Darftellung über die mefentliche Natur des Staats, 
feines Grundgeſetzes, der Volksconftitution und ber Regierung befeitig- 
ten Borftellungen von einer bdespotifchen und göttlichen unbefchränkten 
fuͤrſtlichen Allgewalt oder einer rohen unftaatlihen anarchifchen Wolke: 
fouveränetät zu Grunde liegen. 

VI. Die Idee und der Begriff bes Staates. — Die Idee 
des Staates befteht nad dem Bisherigen darin, baß er das zum 
freien ſittlichen, lebendigen Semeinwefen organifirte Volks⸗ 
‚leben if. Weſentlich für die Idee des Stantes ift das freie Ges 
meinwefen. Diefes drüden die griechiſchen und römifchen Namen 
aus: xoıwovia, res publica, societas civilis, civitas. Er ift ein Ges 
meinwefen des Rechts und der Gefinnung zur Verwirklichung ber höhe: 
ven Menfchheitsidee, der organifirte Rechts⸗ und Culturverein eines Vol⸗ 
kes, das höhere Menfchenleben beffelben. Ä 

Will man alle vorhin unter I, IT, III entwidelten wefentlichen 
Merkmale des Staates in einem vollftändigen Begriff deſſelben ausdrüd: 
lid, ausfprechen, fo muß man fagen: ber Staat ift der fouveräne, 
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moralifch perfönliche, Lebendige freie Gefelifhaftsverein 
eines Volks, welcher nah dem gemeinfhaftlihen Verfafs 
fungegefeg im frei conftituirten Volkskörper, unter Leis 
tung einer verfaffungsmäßigen und conftitutionellen, 
feıpfiländigen Regierung die rehtlihe Freiheit und ins 
nerhalb Lerfelben die Beflimmung und dadurd die Slüd- 
ſeligkeit allee Mitglieder erſtrebt. 

Wo die Grundidee, wo eins der bezeichneten Merkmale fehlt, da 
fehle auch noch der wirkliche Staat. Ich möchte daher z. B. auch nicht 
unbedingt mit Dahlmann fagen: bie erfte Kamilie war der erfte 
Staat. Sie war es ſchon dann nicht, wenn fie niht ſouveraͤn 
war, und wenn — wegen der Beftimmung ber Kinder, eigene Fa⸗ 
milien zu bilden — die Bebingung des bleibenden und die des 
rechtlich geordneten Vereins nicht vorhanden waren. Uebrigens ent« 
hält die obige Definition das Merkmal der immerwährenden Dauer 
ſchon durch den Begriff der moralifhen Perfönlichkeit. Darin iſt auch 

- das natürliche Merkmal enthalten, daß der Staat auf feltem Ges 
biet errichtet ſei, was jedoch wohl nicht abfolut weſentlich iſt. Der des⸗ 
potifche und theokratiſche Staat der früheren Entwidelungsftufen find, 
bei allem Mangel der Ausbildung der höheren dee, doch eben fo we⸗ 
nig mit ihr in Feindſchaft und von ihr gänzlich ausgefchloffen, wie das 
Kind von ber Idee eines vernünftigen Menfchen ausgefchloffen if. Es 
iſt dieſes fo wenig, daß man in ihm fchon den zutünftigen Dann fieht. 
Jene Zuftände des Kindess und Juͤnglingsalters find nur natürliche ” 
Vorbereitungss und Entwidelungsftufen für das reifere Volksleben und . 
für die Herrſchaft feiner Stantsidee, die in ihnen wenigftens dem Keime 
nach liegt und mehr und mehr Kraft gewinnt, — welche felbft trog ber 
gänzlichen dußeren DVerfchiedenheit doc im Weſentlichen eben fo ber 
Grunidee bed Staates dienen, wie Blutrache und Löfegeld und bie 
theokratifche Buße in unvollkommnerer Geftalt die Grundidee ber Aus: 
tilgung der Schuld oder der Strafe in ſich tragen. (S. „Sompofitio- 
nen.) Aber gänzlich etwas Anderes ift es mit einer widernatuͤrli⸗ 
hen Despotie und Bormundfchaft, melde in Zeiten eines reis 
feren Alters den Völkern durch aͤußere Willkür und WVerruchtheit und - 
vermittelft ihrer eigenen Schlechtigkeit aufgezwungen ober über bie Perio⸗ 
den der Kindheit und Jugend hinterliftig oder gemwaltfam feſtgehalten 
werben. ie erflären der Staatsidee, mie der natürlihen Volksent⸗ 
mwidelung den Krieg, führen fcheußlihe Entartungen und Verkrüppeluns 
gen herbei, bie oft dem wahren Staat fo entgegengefegt find, wie Räus 
bergefeüfchaften. Es find Monftrofitdten, Zmitterhaftigkeiten, Krank⸗ 
beiten, die entweder das Volk allmälig zu Grunde richten, zur Einvers 
feibung in fremde Eroberung'reiche reifen oder durch Schwert und 
Feuer ber Feinde oder der Revolutionen bem wirklichen natürlichen 
Staatsleben Plat machen müffen. 

VH. Die Eintheilung der Staaten. — 1) Die Grund⸗ 
eintheilung nad der Verfaffung — Die Wiſenſchaften von 
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: „Zum ewigen Frieden“ &.23 und nach 
ihm Behr tn feiner hoͤchſt verdienftlichen Staatsverfaffungsiehre vers 
warfen die Verkehrtheit, das Werfen der Staaten nach ber Zahl der 
Megierenden eintheilen zu tollen und biefe Eintheilung (nad ber 
Form der Beherrfhung, wie Kant fagte) mit ber nad ber 
Verfaffung (ober, wie Kant fich ausbrüdte, nad der Art ber 
Regierung) zu vermifhen. Nach der Verfaffung theilten fie 
nun, geleitet: durch Montesquieu’s und Locke's Lehren von der 
nothwendigen Trennung der Gewalten: 1) in bespotifche, oder, wie 
Behr fagte, monarchiſche, wo die gefeggebende Gewalt (der 
Ausbrud des allgemeinen Willens) und die vollzlehende (die Auss 
führung beffelben) ungetrennt in der Hand Einer phyſiſchen oder mos 
raliſchen Perfon vereinigt |find, und 2) in republicanifche Verfaſ⸗ 
fung, Diarchie nady Behr, mo beide getrennt find. Im Weſentli⸗ 
hen gleiche Begriffe verbanden Viele mit der Einthellung in nicht 
conftitutionelle und conftitutionelle oder in bespotifche Staaten 
und Staaten mit getheilter, befchränkter, gemifchter Regierungsgemalt. 
Allein es gilt im Ganzen aud von biefer Eintheilung das in Bezie⸗ 

"hung auf die ariftotelifche Angeführte. An ſich beſtimmt biefe Xrens 
nung, fo natuͤtlich und wichtig fie in ber rechtlichen Verfaſſung bj6 zu 
einem gemwiffen Grabe iſt, und jene Vereinigung nicht abfolut 
die wefentliche Verſchiebenheit des Staatszuſtandes. Selbſt ohne 
Trennung läßt ſich Anerkennung und Durchführung des Kechtsge⸗ 
feges denken, z. B. in einer reinen Demokratie, welche Kant mit .Un- 
recht einen nothwendigen Despotismus nennt, ja auch in einer Monar⸗ 
ı die mit, frei! iti teien Vol£s» und Gemeindevers 
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Regierung und die daraus fuͤr alle drei hervorgehenden Rechte. 
Dieſes fuͤhrt alſo zu der oben {in gemachten Abtheilung nad) den drei 
Derfaffungen: Despotie, Theokratie, Rechtsſtaat. Das 
iſt das Weſentliche auch rüdfichtlich der Freiheit. Alles Andere ift uns 
tergeorbnnet, und es ift noch heute das Unglaubliche wahr, baß, tote 
Heeren einft klagte, man bie Haupteintheilung der Staaten nicht nach 
ihree wefentlichften Verſchiedenheit macht. Jede ber drei Verfaſ⸗ 
fungen kann nun möglicher Weife nady der Zahl der Megierenden in 
Monarchie, Ariftofratie, Demokratie unterabgetheilt werden. Das Ges 
fühl diefee Wahrheit beflimmt auch Ariftoteles, feinen drei Staaten 
in der Zprannei, Oligarchie und Pöbelherrfchaft drei Ausartungen 
entgegenzufegen. Da nun fein normaler Zuftand im Wefentlichen ber 
rechtliche, bie Ausartung der bespotifche iſt, fo hätte er, auf dies 
fem Wege richtig fortfchreitend, zu dem Recht sſt aat und der Des; 
potie, als einer Höheren Unterfcheibung, kommen müffen. Diefes 
aber wurde wahrſcheinlich auch ihm noch erfchwert durch die. griechifche 
und vollends athenifche (eben fo auch roͤmiſche) Vermiſchung der Des 
motratie mit der freien rechtlichen Verfaffung, fo daß man den 
wahren Rechtsſtaat nicht in feiner Wefenheit auffaßte und ihn ohne 
Demokratie nicht denken konnte. Selbft ber große Tacitus konnte es 
noch nit. Er beginnt die Annalen. „Urbem Romam in principio 
reges habuere; libertatem Brutus instituit‘“*). Und Rouffeau 
und bie Sacobiner fielen in den alten Irrthum zuruͤck. Diefes hatte 
denn die verderblihen Folgen, dag man in jeder, auch ber zeitgemäßeften 
und mildeften Monarchie Rechtlofigkeit fah, daß ſich das freie Stres 
ben ſtets und oft verderblih auch da, wo fie fo, wie bei Caͤſar's 
Ermordung, unmöglid war, nur auf Demokratie richtete, nicht aber 
auf rechtliche Einrichtung der Monarchie, und daß man, mo diefe uns 
vermeidlich war, fich felbft in der Sklaverei aufgab. Aehnliches zeigen 
uns noch heutige Republicaner, die, wenn fie die Republik nicht erreis 
hen, bie freie Monarchie nicht ihrer Bemühung werth halten. So 
fürchterlich folgenreich find falfche Grundanfichten in der Staatstheorie. 
Von Ariftoteles bis auf Montesquieu machte die Staatens 
eintheilung keinen mefentlichen Fortſchrit. Montesquieu (3, 1) 
teilte die Staaten in Despotieen, Monarchieen und Repus 
bliken. Der Fortſchritt, menigftens einen SHauptunterfhiedb nad 
der Verfaſſung in die Grunbeintheilung aufgenommen zu haben, 
war böchft verdienftlih. Aber der Fehler der unlogifhen Vermiſchung 
von verfchiedenen Eintheilungsprincipien bei berfelben Eintheilung ift klar. 
Montesquieu hätte nad) ber Verfaffung die Staaten eintheilen 
müffen in Despotieen und Rechtsſtaaten, nad ber Regierungs⸗ 
form aber beide in Monarchieen und Republiten. Seine Eintheilung 
ber Staaten ift nicht befier, wie die der Menfchen in einem amtlichen 
Geburtsregiſter: in männliche, weibliche und uneheliche. 


*) ©. überhaupt meine legten Gruͤnde ©. 333. 
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Kant in der Schrift: „Zum ewigen Frieden“ S. 23 und na 
ihm Behr tn feiner hoͤchſt verbienftlichen Staatsverfaffungslehre ver: 
warfen bie Verkehrtheit, das Wefen der Staaten nach der Zahl ber 
Megierenden eintheilen zu tollen und biefe Eintheilung (nach der 
Form der Beherrfhung, wie Kant fagte) mit der nad ber 
Verfaſſung (ober, mie Kant fi ausbrüdte, nah der Art der 
Regierung) zu vermifhen. Nach der VBerfaffung theilten fie 
nun, geleitet buch Montesquieu’s und Locke's Lehren von der 
nothiwendigen Trennung der Gewalten: 1) in despotifche, ober, wie 
Behr fagte, monardhifiche, wo bie gefeggebende Gewalt (der 
Ausdeud des allgemeinen Willms) und die vollziehende (die Aus⸗ 
führung beffelben) ungetrennt in dee Hand Einer phyſiſchen oder mo» 
ralifchen Perfon vereinigt Mind, und 2) in republicanifche Verfaſ⸗ 
fung, Diarchie nady Behr, mo beide getrennt find. Im Wefentlie 
chen gleiche Begriffe verbanden Viele mit der Eintheilung in nicht 
conftitutionelle und conftitutionelle oder in bespotifche Staaten 
und Staaten mit getheilter, befchränkter, gemifchter Regierungsgewalt. 
Allein es gilt im Ganzen auch von biefer Eintheilung das in Bezie⸗ 
bung auf die ariftotelifhe Angeführte. An fich beflimmt dieſe Tren⸗ 
nung, fo natuͤrlich und wichtig fie in der rechtlihen Verfaſſung bie zu 
einem gewiſſen Grabe ifl, und jene Bereinigung nicht abfolut 
die wefentlihe Derfchiebenheit des Staatszuſtandes. Selbſt ohne 
Trennung läßt ſich Anerkennung und Duchführung des Rechtsge⸗ 
feges denken, 3. B. in einer reinen Demokratie, welche Kant mit Un- 
recht einen nothiwendigen Despotismus nennt, ja auch in einer Monar⸗ 
hie mit Preßfreiheit, Petitiongrecht, freien Volks- und Gemeindevers 
fammlungen, mit Steuerbemwilligungsredht und rechtlichem Schutz ber 
Volksrechte. Vollends aber ift fcheußlicher Despotismus möglich bei 
jener Trennung, wie bie Geſchichte mancher ftändifhen Verfaſſung bes 
meifet. Diefes iſt doppelt alsdann der Fall, wenn man mit der Tren⸗ 
nung der Gewalten nicht zugleich eine Uebertragung ber Gefeggebung 
an das Volk und an eine gute Vollsrepräfentation verbindet. 

Die Sehler diefer Eintheilung rügte Heeren in feinen Ideen (I, 
1, 446 und 453). Er mollte freng die VBerfaffungen von den Res 
gierungsformen tremen. Er feste das Weſen der Verfaffungen 
darein, baß fie das Verhaͤltniß zwiſchen der Regierung und dem 
Volke beftinimen, und theilte hiernach biefelben 1) in des potiſche, wo 
die Maſſe des Volks im BVerhältniffe zu der Megierung aus Knechten 
ohne perfönliche oder Privatfreibeit beftehe, fo daß die Regierung nicht 
blos Repräfentant und Vollzieher bed allgemeinen Willens, fon» 
dern auch nach Gutduͤnken bes Privatwillens ſei; 2) in autofra- 
tifhe, mo das Volk aus Unterthbanen mit perfönlicher Kreiheit beftehe 
gegenüber dem Megenten, und diefer 'nur Mepräfentant und Vollzieher 
bes allgemeinen Willens fei, und zwar auch die Privatrecdhte aufheben 
dürfe, aber nur da, wo er es nah feinem Gemwiffen für ben 
Staatszweck thuez 3) in republicanifhe, mo das Wolf aus Buͤr— 
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gern mie perfönlicdyer und bürgerlicher Freiheit beftehe, Inden es durch 
Thellung der Gewalt Antheil an dee Geſetzgebung habe. Allein nicht 
blos das Verhälmig zur Regierung, fondern auch das grundgeſetz⸗ 
liche Verhaͤltniß der Bürger zu einander und zum ganzen Volk bes 
ſtimmt die Verfaſſung. Gefegt, die große Maſſe, etwa 40 Millionen 
Menſchen, wären Privatſklaven von einigen hundert Adelichen, aber nicht 
von dem Regenten, wäre wohl das eine freie Verfaffung? Auch wäre 
ohne feſtes objective® Rechtsgeſetz und, wenn lediglich das ſub⸗ 
jective Gewiſſen und die fubjective Meinung vom Staatswohl den 
Megenten zu jeder Aufhebung ber Privatrechte ermächtigte, ebenfalis Fein 
rechtlicher Zuftand vorhanden. Und biefes wäre felbft nicht der Fall 
bei einer balbrepublicanifhen Regierung, die ja ebenfalls fehr despotifch 
fen fang. Alſo audy Heeren vermwechfelt wieder die Kormen ber Res 
gierung mit der Verfaffung und mithin bie verfchtebenen Eintheilungs⸗ 
gründe. Er hätte unterfcheiden müflen: Despotie und Rechtsſtaat 
und beide unterabtheilen in monarchiſche, ariftokratifche, demokratiſche, 
und diefe Formen wieder in gemifchte oder ungemifchte oder autokrati⸗ 
fhe. Dabei aber mußte er die Autofratie als Unterabtheilung bes 
Rechtsſtaates an das objective Rehtsgefes binden und an bie 
zu feiner Durchführung nöthigen Sceiheitsrechte (oben III, 9). &emein: 
ſchaftlich endlidy mit allen früheren Abtheilungen theilt auch die von 
Deeren bie Sehler, daß fie, aus Mißkennung bed Grundweſens ber 
Berfaffungen, von dem Rechtsſtaat weder den melentlihen Begriff 
noch eine richtige Bezeichnung hat und gibt und die Theokratie ganz 
zue Seite läßt. 


Einen neuen Verfuch der Eintheiling der Staaten machte Hr. v. 
Haller durch feine Eintheilung in Patrimonials, militärifche und 
geiftlihe Staaten, je nachdem eine patrimoniale oder geundherrliche, 
eine militärifche oder eine geiftliche Schusherrfchaft die Grundlage bes 
Staats bildete. Diefe Eintheilung iſt indeß blos nach einer Verſchie⸗ 
benheit der biftorifhen Entflehung ber Staatsverhältniffe ge 
macht. Diefe felbit und ihre rechtliche und politifche Natur. werben das 
duch no nicht nothwendig und am Wenigften dauernd beflimmt. 
Sie koͤnnen bei derfelben fowohl nad ber Werfaffung als der Regie⸗ 
rungsform verfchieden fein. Wir fehen hierbei davon ab, daß felbft his 
ſtoriſch unrichtig Hr. v. Haller bie fauftrechtliche Feudalmonarchie, die 
feine gange Staatsreftauration copirt, noch überbietet und biefe dreis 
fahen Zuftände fo ſchildert, daß in denfelben nur eine Privatver⸗ 
bindung getrennter Schüslinge mit einem Dienft: und Schugheren 
und mithin abfolut gar Fein Gemeinwefen, gar kein Staat und 
feine wahre Regierung beftehen, die er Lediglich den Republiken zuge 
fieht, fo daß, genau genommen, feine Theorie, waͤre fie richtig, drin⸗ 
gender als irgend eine andere zur Berflörung ber Monarchie und zur 
Gründung von Republiten anreisen müßte. Als eine. ber vielen ges 
ſchichtlichen Verſchiedenheiten der Staaten bleibt indeſſen diefe Abthei⸗ 
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Iung nad) dee Entflehung immer intereffant, zumal für ben Feudalis⸗ 
mus des germanifchen Mittelalters. 

Einen fcharffinnigeren Verſuch einer neuen Staateneinthellung machte 
Schleiermacher in einer Abhandlung der berliner Akademie der Wis 
ſenſchaften 1821 über die Staateverfafiungen. Er führt zuerft dialek⸗ 
tiſch gegen bie ariflotelifhe Eintheilung aus, ein fefler Gegenfag zwi⸗ 
hen Monarchie, Ariftokratie und Demokratie beftehe nicht. In jedem 
Staat beſtuͤnden alle drei Kormen. Nie regierten wirklich in der Des 
mofratie Alle, felbft nicht einma! alle Stimmberedhtigten. Parteien, 
als eine ariſtokratiſche Mehrheit, entfchieden meift, und in biefen 
Darteien herrſche miederum ein monarchiſches Parteihaupt. Auch 
in der Monarchie regiere flets eine ariftotratifhe Mehrheit von 
Einflußreihen, von Beamten, Kriegen, vom Adel, von einer Camas 
rilla neben dem König, und der demokratiſche Einfluß der Bürger 
auf die Gefelfchaftsverhäimiffe in den unteren Kreifen und durch ihre 
Stimmung und die öffentliche Meinung aud in ben allgemeinen Ange⸗ 
legenheiten fehle ebenfalls nicht leicht. Diefes Altes ift fehr richtig und 
von Schleiermacher anziehend ausgeführt. Eine krankhafte, thoͤ⸗ 
richte Vorliebe fuͤr abfolutiftifche Bevormundung bes Volks, zumal da, 
wo es zur Muͤndigkeit reif ift, kann ſich nicht genug darin fpiegelm, 
wie die abfoluten Könige unvermeidlidy bevormunbdet und gefährdet und 
thatfächlich meift ungleich mehr beſchraͤnkt werden, als conftitus 
tionelle Fürften, und dazu noch meift von Unmündigen und bei unge: 
ſchmaͤlerter eigener DBerantwortlichkeit für deren Mißgriffe. Nur wird 
diefes ben Juriſten nicht beflimmen, jene Abtheilung der Regierungs: 
form aufzugeben. Denn nad bem Rechte Iäßt ſich ſtets ſcharf un⸗ 
terfcheiden, od Einer, Einige oder, fo weit thunlich, Alle Bürger 
die feuveräne Entfcheidung in Regierungsfahen haben. Wenn fie dabei 
ihe Recht nach freiem Vertrauen fo ausüben wollen, oder aus factifcher 
Schwaͤche fo ausüben müffen, daß fie die Meinungen Anderer befolgen, 
fo ändert da8 ihre Mecht nicht. Aud muß ja die Sanction flets von 
ihnen ausgehen. 

Schleiermacher gibt hierauf eine neue Eintheilung nad) einem 
natürlichen Entwidelungsgange bes Volkslebens und nach dem allmälig 
in ihm ſich bildenden Staatsbemußtfein des freien flaatlichen Zuſammen⸗ 
gehörende. Er theilt in Stabtftaaten, Stammftaaten und 
Marionalftaaten. Stadtſtaaten ober (auch Gemeinde⸗ und 
Gauſtaaten) bezeichnen die Anfänge der Entwidelung des Staätsbewußt: 
feins, das fi) zuerft in den einzelnen Gemeinden ausbildet, die dann 
wegen gleicher Theilnahme der Bürger am Staatsbemwußtfein, an Cul⸗ 
tur und Lebensverhältniffen, fih, fo wie die griechifchen und roͤmiſchen 
(und altgermanifchen), überwiegend demokratiſch geftalteten. Auf 
einer mittleren Stufe im Stammſtaat entwidelt fi das Staats⸗ 
bewußtfein in einem Volksſtamme, ber dann die anderen Stämme, fo 
wie die Römer die Latinen, dann das übrige Stalien, wie Chlodomwig’s 
Franken bie anderen Deutfchen erobernd mit ſich verbinde, und wobei 
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ariftotratifhes Uebergewicht des höher entwidelten berrfchenden 
Stammes und feiner Hduptlinge natürlich iſt. Endlich auf der dritten 
Stufe, im Nationalftaat, entwickelt fi das Staatsbemußtfein in der gans 
zen Nation, unter Leitung eines Nationallönige, um welchen jegt die 
Nation als den lebendigen Einheitspunct in einer wahren Monarchie mit 
freier und gleicher Nationalrepraͤſentation zum hoͤchſten Staate fich eis 
nigt. Belehrend und anziehend iſt dieſe Darftellung, auch abgefehen 
von ber ducchleuchtenden praktiſchen Tendenz Schleiermadher’s im 
Beziehung auf Deutfchland ımd Preußen. Und vorteefflih iſt feine 
Schilderung ber viel großartigeren, ja monarchifcheren Koͤnigswuͤrde in 
einem fo hoch entwidelten, die ganze Nation ihrer hächften glorreichen 
Beſtimmung zuführenden freien conftitutionellen Nationalftaate im Bere 
gleich zu der Stellung eines Ariftofratenhduptlings und eines feudaliftis 
fhen Schugheren und Vormundes einer unfreien unmündigen Volks⸗ 
und Poͤbelmaſſe. Möchten nur die kleinen Geiſter unferer Zeit das 
Großartige zu faffen fähig fein! Daß aber die mehr hiſtoriſche 
und nicht allgemein biftorifche Abtheilung nicht als die juriftifch-politifche 
Hauptabtheilung aller Staaten an bie Spige geftellt werben kann, Dies 
fe bedarf keiner Ausführung. Sie ift eine über den Entwidelungss 
gang ebenfalls vorzugsmeife der germanifhen Staaten belehrende hiftos 
rifche Unterabtheilung des Rechtsſtaates. 
So alfo führt mich auch bie Betrachtung aller neueren Berfuche 
zu ber obigen Granbdeintheilung aller Staaten in Despotie, Theokratie und 
Rechtsſtaat zurüd. Schon vor 30 Fahren (f. oben zweite Note) glaubte ic) 
— und alle meine Betrachtungen im Leben und in der Wiffenfchaft feit SO 
Sahren haben mic, ſtets Lebhafter überzeugt — daß es zumal bei der mos 
dernen und beutfchen Verwirrung unferer Staatstheorieen, wie unferer 
Lebensverhältniffe durch die überreichen verfchiebenen Elemente verfchies 
dener Gulturepochen und verſchiedener Völker und Geſetzgebungen, uns 
entbehrlich ift, dieſe dreifachen Verfaffungszuftände mit ihren Folgen 
fharf gegenüberzuftellen und bei Betrachtung der Staatsverhältniffe 
ftets vor Augen zu haben. Nur fo läßt fi) unfere Gefchichte mit ih⸗ 
ten Erfcheinungen gründlich begreifen, nur fo der Widerſtreit der Theo⸗ 
rieen und des Lebens Iöfen und das wirkliche Recht und Beduͤrfniß 
unferer Zeit ficher erfaffen. So laͤßt fih ein gefesliher Gang um 
die Freiheit in der Gefchichte vereinigen. Freilich drängt bie Ges 
fhichte felbft und die Natur des Menfchenlebens überall die Wahrheit 
und Grundverfchiedenheit diefer dreifachen Entmwidelungeflufe fo unmibers 
ftehlidy auf, daß fie menigftens theilmeife anerkannt werden mußten. 
So fpriht man überall von Kindes, Jugend» und Mannesalter ber 
Bölker u. f. w. Aber man fuchte und fand nicht die wahren grund» 
gefeslichen Verfchiedenheiten des ganzen Nechtszuftandes der Völker. 
Montesquieu, der dem rechten Weg am Naͤchſten ftand, entzog durch 
feine Sehler und dadurch, daß ihm das Weſen des Rechtsſtaates und 
vollends die Theokratie entging, feiner Theorie und namentlich audy ſei⸗ 
ner Zehre von den Principien der Berfaffungen die volle Wahrheit und 
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Anwendbarkeit (f. oben Th. I, 82. VI, 735), fo daß gerade in feinem 
verdienftlichen Theile fein Wert am Menigften gewürdigt wurde. Eis 
ner ber fcharflinnigften und gelehrteften unter den neueren Politikern, 
8. S. Zachariaͤ, hebt zmar die gewöhnlich ganz überfehene theokrati⸗ 
fche Verfaſſung mit Recht hervor, und fein ganzes berühmtes Werk vom 
Staate führt den Unterſchied der Staaten des göttlihen Rechts 
und ber Staaten bes weltlichen vernünftigen Rechts durch, 
aber er läßt, indem er nur biefe zwei Verfaffungen zu Grunde lest, 
die dritte, bie despotiſche Verfaſſung, hinweg, und was nun natürs 
ich, aber hoͤchſt verderblich ift, er vertheilt das despotiſche Recht unter 
feine. beiden anderen Verfaſſungen. Dadurch wird deren Wefenheit vers 
faͤlſcht. Der Staat des göttlichen Rechts erfcheint mehr als eine zahme 
Despotie unter dem fluartifchen Vorwande der Abflammung von Gott, 
„als eine vom Papſt geerbte, nicht mehr wahrhaft theokratiſche, fondern 
- abfolutiftifh »dbespotifhe Vormundſchaft. Nicht minder 
geht die wahre Natur des Rechtsſtaates verloren für feinen angeblich 
vernunftrechtlichen Staat*). Und bie wichtige Auffaffung der verfchiebenen 


8 3achariä, vom Staat 1839 I, S. 51 ff. Daher z. B. die Ver⸗ 
kehrtheiten, daß er ſowohl die Regierungen und ihre Legitimität, wie das echt 
in Beziehung auf NRevolutionen lediglih auf das empirifche fiegreiche Factum, 
. alfo auf jede berrfchende Gewalt gründet (auf das impero, ergo impero), und 
daß er die mit dem Nechtöftaate völlig unvereinbarliche Grenzenlofigkeit der Ge⸗ 
walt und des Gehorfams, bie abfolute Wiberftanbslofigkeit, lehrt und eben 
daher eine folche gänzliche Aufgebung aller felbftfländigen Perſonlichkeit der Buͤr⸗ 
ger im Staat behauptet, daß deswegen eine freiwillige vertragsmäs 
Sige Unterwerfung unter ben Staat rechtsungültig waͤre; weshalb er dann bie 
Vertragstheorie vermwirft, von welcher er doch felbft anerkennen muß, daß fie 
den Gefegen und Berfaffungen aller germanifhen Völker zu Grunde 
liegt. Doch ift die fchlimmfte Kolge davon, daß er die verfchiedenen Verfaſſun⸗ 
gen nicht richtiger und tiefer, unb namentlich nicht genetifch ald nadı eins 
ander folgendbe®@ntwidelungsftufen auffaßt, daß er auch für ung 
heut zu Tage, wo bie Periode tbeofratifcher blinder Slaubensherrfchaft vorüber 
ift, und nur einige dem wahren Chriftenthbum (f. den Art.) eben fo, wie unfes 
ver Vernunft und heutigen Gulturftufe völlig wiberfprechende, den Königen wie 
den Völkern verberbliche, ja unferer Nationaleriftenz fchon gefährlich gewordene 
Reſte der früheren Periode übrig find, bie ftuartifche Ableitung abfoluter Ges 
walt und Vormundfchaft unmittelbar von Gott gleihfam rechtfertigt. Er ftellt 
fie als ein praftifch gleich berechtigte Syftem neben das für uns heute allein 

ültige Vernunftreht. Er kanoniſirt fo den haltungsiofen Widerfpruch unferer 
ellſchaftsverhaͤltniſſe felbft theoretifh. Wir Anderen aber haben an einem 
Rheinbund und an einer Schlacht von Jena genug und wuͤnſchen daher 
endlich Eingang, Gehoͤr und Herrfhaft für die Vernunft und das Vernunftredht. 
Einen größeren Gegenfag gegen die Staatsanficht dieſes berühmteften deut⸗ 
[hen Werkes, vom Staate Tann man fich nicht denken, als die Grundanfichten 
der großen britifchen Staatsmaͤnner, 4.3. bie des großen Lords Chatam. So 
fagt derfelbe unter Anderem in der Rebe über Wilkes: „Sch glaubte, “My: 
lords, die Rede vom leidenden Gehorfam fit längft zum Gefpötte geworden — 
bie menfchliche Ginbitdungstraft kann ſich nichts Verhaßteres, nichts Verab⸗ 
fheuungswürbigeres denken, ald Macht ohne Recht, als einen Zuſtand, wo ge⸗ 
gen das Unrecht nur Appellation an den Himmel übrig bleibt. Nicht blos ver: 
derblich für diejenigen, welche ſolcher Macht unterworfen find, hebt fie zugleich 
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Grundprincipien ober Lebenskräfte dee Verfaſſungen läßt auch ee ganz . 
zur Seite. Er begründet auch hierdurch eine große Reihe Irrthuͤmer 
und wnauflösticher Wiberfprüche feines gelftuollen Werks. | 
Bon denjenigen neusten Gchriftftelleen, welche im Weſentlichen 
der bisher entwidelten Grundanſicht über die Verfaſſung beitraten, führe 
id) hier nur den an, beffen treffliches Wert vor allen zur Verbreitung 
wahrhaft gründlicher und gefunder Rechtsanfichten geeignet ft, ich meine 
Paul Pfizer. Er bezeichnet in feinen „Gedanken über Redt, 
Staat und Kirche” 1842. Thl. I, ©. 2 und 15 die breifachen 
Srundverfchiedenheiten der Rechtsgrundanſichten und des Rechtszuſtandes 
nicht unpaffend als bie willkuͤrrechtlichen, myſtiſchen und vers 
nunftrechtlichen, ober als die des Naturalismus, des Sus 
pernaturalismus und bed Rationalismus, ald Wille des 
Stärkeren, Ölaube und vernünftiges Recht, Willlür- oder 
Gewaltſtaat, Slaubensflast und Rechtsſtaat. Er deutet 
durch bie erfieren Benennungen zugleich an, wie groß und grunbverderbs 
lich die Verirrung folder Schriftfteller iſt, welche, nachdem offenbar bie 
de&potifche und die theofratifche Eulturftufe hinter uns liegen, und oͤf⸗ 
fentlihe Berfaffungen und Verheißungen ſchon vollftändig die freien vers 
nunftrechtlihen Srundfäge anerkannten, doch bie Ruinen von jenen feſt⸗ 
halten und herſtellen und nach despotifchen, naturaliftifchen oder theos 
kratiſchen Staatstheorieen unfer Leben regieren wollen, die Königsthrone 
auf die morfcheften Trümmer bauen, unfer Volksleben verwirren, untere 
brüden unb unglüdfelig laͤhmen. | 
VII. Fortſetzung. 2) Eintheilungen ber Staaten nad 
ber Gonflitution und nad ber Regierungsform. — Da bie 
Staaten drei wefentliche Grundbeſtandtheile haben, fo koͤnnen fie umb 
ihre nach dem erften Srundbeflandtheile fidy ergebenden drei Hauptgat⸗ 
tungen auch nach dem zweiten und dritten Beſtandtheile abgetheilt 
werden. I. In Beziehung auf die Conſtitution bes Volkskoͤrpers 
find nun die Staaten entweder: 1) conftitutionelle oder 2) nicht 
conftitutionelle. Gonftitutionelke find diejenigen, in welchen 
das regierte Volk als folches zur Perfönlichkeit und zur Sprache für 
feine Rechte und Beduͤrfniſſe vrganifirt iſt. Diefe Eintheilung entſchei⸗ 
det alfo üser die conftitutionelle ſtaatsburgerlicht Freiheit. 
Solche Gonftitution ift der Despotie unangemeffen, kann aber in ber 


fih felbft auf. — Unfere Berfaffung Eennt eine Herrfchaft, als die des Rechts. 
Unfere Vorfahren wollten nicht, daß irgend eine Macht unter uns fei, die gegen 
das Recht Gehorſam fordern könne, ober daß irgend ein Brite einem Geſetz uns 
terworfen fei, zu welchem er nicht einmwilligte.” In diefem Sinne fagte For 
gegen des jüngeren Pitt Ausnahmögefehe im Parlament: „Ich hoffe, daB das 
Bolt muthig voranfchreiten, baß es laut feinen Abfcheu gegen diefe Maßregeln 
an den Zag legen wird. Die ſich anders betrügen, würden Werräther an ibrem 
Baterlande werden.” Die Echre vom Grundvertrag vollends fft unter britifchen 
a em ÄnnerR nach ber gänzlichen Wernichtung der ftuartifchen Theorie völlig 
“un . 


N 
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Theokratie Statt finden, und fand in den hebräifhhen Verſammlungen des 
Volks und ber Volksälteften und auch in ber Theokratie des Mittelals 
ters Statt. Sie iſt unentbehrlich zur Durchführung und Erhaltung 
der Srundfäge bes Rechtsſtaates, und namentlich bedürfen hier die Volks⸗ 
organe zwar nicht eine unmittelbare Theilnahme an ber Regierung, an 
der Gefeggebungs:, Bollziehungs = und Kirchengewalt, dennoch 1) das 
Recht der freien Sprache, Vorſtellung oder Petition über ihre Rechte, 
Bedürfniffe, Wünfhes 2) das Recht der Verwilligung ihres Privats- 
eigenthums zur Staatsfteuers 3) das Recht der Zuftimmung bei Abän- 
derung des Verfaffungsgefeges und der Gonftitution und zu nachtheiliger 
Veränderung der ihnen nad) benfelben zuſtehenden Rechte. Diefe Rechte, 
in Berbindung mit den vollen Privatfreiheits-, Petitionss und 
Ausmwanderungsrehten der Einzelnen, find unentbehrlid, zur 
Verwirklichung und Erhaltung des objectiven Rechts: und Grundvers 
trage. (S. oben Bb.I, 13. 38. IV, 365. VII, 245.) Diefes nun ift 
bas Wahre an ber Anficht derer, welche, tie Kant und Behr, wie 
ſelbſt Friedrich Schlegel, einen Staat ohne organificte Sprache und 
Theilnahme des Volks, oder welche einen ſogenannten unbefchräntten 
autokratifhen Staat, wie ihn Heeren befchreibt, al& eine Staates 
‚unform bezeichnen und für despotiſch erfidren. Denn in der That 
nur vorübergehend, hoͤchſtens nicht irgend bleibend würde ein Rechts⸗ 
flaat beftehen, ja nur als den Worten nach zugeftanden, aber noch 
nicht in der Wirklichkeit durchgeführt erfchiene er, wenn in ihm zwar 
ein Rechtszuſtand ber Bürger und des Volks erkannt, dennoch aber 
biefelben thatfächlich nicht blos. unmündig und mundtodt erklärt würden, 
fondern die Vormundſchaft über fie gerade demjenigen 
übertragen würde, ber ihnen wenigſtens in vielen Beziehungen ale 
betheiligt gegenüberfteht, nämlich der abfoluten Regierung. Ein folcher 
Staat wäre eben fo ein freier Staat, wie ber dem Rechte nad) freie, 
münbdige, aber factifh unter Vormundſchaft geflellte Bürger ein freier, 
mündiger Bürger if. Er muß auf jedem rechtlichen Wege fein Recht 
verfolgen. Daß es ihm rechtlich zufteht, daß er es will, dieſes ifl 
fein Unterfchied vom Sklaven ber Despotie. Dagegen läßt ſich Gleiches 
in Beziehung auf die allgemeine Erennung des Regierungs- 
rechts ber Öefesgebung von ber Regierung und auf eine entfcheis 
bende Stimme des Volks und feiner Drgane in der Regierung über: 
haupt nicht behaupten, obwohl e8 hoͤchſt natürlich und heilfam ift, 
aud) biefe im Rechtsſtaate zu gewähren. Heilfam ift es, fhon um den 
mittelbaren Einfluß der Stände durch ihre Steuerberoilligung orga⸗ 
niſcher zu machen, und weil auch die nachtheiligen Aenderungen der ver⸗ 
faſſungsmaͤßigen Rechte der Buͤrger ſich ſchwer von anderen Landesge— 
ſetzen ſcheiden. Ein dunkles Gefuͤhl der abſoluten Weſentlichkeit der 
bezeichneten conſtitutionellen Volks- und Buͤrgerrechte und ihr Unter⸗ 
ſchied von dem eigentlichen Mitregierungsrecht ſcheint auch bei den neue: 
ven bdeutfchen fländifhen Verfaffungen vorgefhmwebt zu haben. Daß erſte 
wollte man geben, das letztere nicht, oder nur ausnahmeweife.. Wo 
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man daher den Ständen das Zuſtimmungsrecht zu neuen Lanbesgefegen 
sab, ba ſuchte man doch durch Beſchraͤnkung im Umfang und au 
duch Beſchraͤnkung der Snitiative zu ben Gefegen auf den Sürften 
und in anderer Weife die Mitregierungsrehhte auszuſchließen. Dagegen 
aber macht ſich unaufhaltfam uͤberall immer mehr auch das richtige 
Gefühl geltend, daß ein blofes Bitten und Rathen der Stände ohne 
die wefentlihen conftitutionellen Volksrechte für die regierten Bürger 
durchaus nicht genligen Binnen. 

IL. Die conftitutionellen Organe bes Volkes, und zwar fowohl in 
fo weit es nur als vegiertes Volk erfcheint, wie in Beziehung auf bie 
ihm durch bie Megierungseinrichtungen etwa zugeflandenen Mitregie⸗ 
rungsrechte, Tönnen nun 1) repräfentative fein, wenn das Volk 
buch erwählte Vertreter, ober beſſer Volkswortfuͤhrer, Volkstribunen, 
Staͤndeverſammlungen fpricht, und 2) nicht repräfentative, wenn 
bie ſtimmberechtigten Bürger unmittelbar fprehen. Daß bie erfie 
Form die beffere ift, ift anerkannt. Auch alle Regierungsorgane übers 
haupt Tönnen eben fo wie die der Volksfreiheit vepräfentativ ihre 
Functionen ausüben, wie 3. 8. felbft der Regent bie Juſtiz durch Ges 
richte, ja in den wahrhaft repräfentativen Verfaffungen alle Regierungss 
rechte durch verantwortliche. Minifter ausüben muß. 

UL Die repräfentativen Stände können dann ferner wieder 1) 
flaatsbürgerlihe Repräfentanten fein, wenn fie aus ber allges- 
meinen Staatsbürgerfchaft ohne Abfonderung nad) befonderen Ständen 
erwählt werben, oder 2) ftändifche Vertreter im.engeren Sinne, 
wenn fie zunaͤchſt aus der Mitte befonderer Stände von biefen erwaͤhlt 
werden. Hier nun laffen fi) zwei Fälle denken. Entweder et geht 
dabei die Geſetzgebung davon aus, daB diefe Stände keines wegs alle 
Bürger und ihre Rechte nach dem Grunbfage gleich heiliger Rechtes 
“würde und keineswegs die Gefammtheit der regierten Bürgerfchaft oder 
Volksgenofienfchaft und ihre Rechte, Beduͤrfniſſe und ntereffen zut 
Sprache bringen folen. Sie wollte vielmehr Eaftenmdßig privis 
Vegirte Stände, bie nur ihre befonderes Standesintereffe und ihr 
befonderes Eigentum vertreten follen, und zwar wiederum ber eine 
Stand vor dem andern privilegiet ober begünftigt, fo daß bann viele 
Bürger und ihre befonderen Intereſſen und Rechte gänzlich von ber 
Repräfentation ausgefchloffen, andere nur nachtheilig (nad einem 
privilegium odiosum), nur ungleich, ja vielleicht wegen Stimmenübers 
zahl der Privilegirten nur wirkungslos repräfentirt, der ganze Staat 
aber, ftatt als edles, von lebendigem Gemeingeift befeeltes Gemeinwefen 
zu erfcheinen, vielmehr, wie in faufteechtlicher Feudalanarchie und Des⸗ 
potie, in ein Aggregat von Kaften und in ihre Sonberinterefien zerfplite 
terter und der gemeinfamen Würde, Perfönlichkeit, Sprache und Vers 
tretung beraubt wäre. Könnte je eine heutige Geſetzgebung folder Hals 
ler'ſchen Junkerei und Feudalanarchie huldigen wollen, nun fo wäre 
eben Werth und Vortheil ihrer ftändifhen Einrichtung aufgehoben, bie 
Würde des wahren Staats wie die Majeftät eines wahren Königthums 
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dann auch die Eintheilungen II, II, IV anwendbar- B. Die Aus⸗ 
übung oder die Verwaltung ber mgsgetwalt kann entwe ⸗ 
der 1) eine collegialiſch repräfentative fein, oder 2) eine aus 
totratifhe oder bureaut tatiſche. (8. vorhin IV, 9.) 

IX. Die befie Berfaffung. Daß zu ihr (6 Wort im weis 
teren Sinne genommen) das Berfaffungsgefek bes Rechte» 
ſtaates im engeren Sinne gehört, iſt bargethan II, II, eben fo 
die wifentlihe Conititution der Rechtsſtaates. (S. vu, 1-ın) 
Welche von ben verfciedenen Regierungseinrihtungen dem 
Rechtsſtaate entfprechen, wurde fon vorhin IV, 9 angedeutet. Die 
Frage über die beite Organiſatien der Regierung läßt ſich nur richtig 
beantrworten nach ber richtigen Bemtwortung der Fragen: 1) Was ift 
das Weſen und die Beſtimmung, und 2) was find bie nothivendigen 
Zpätigkeiten der Regierung, deren D’rganifation gefucht wird ? 

Weſen und Beſtimmung der Regierung in ihrem Verhälmiffe zu 
den beiden anderen Beitandtheilen des lebendigen Staates, zu dem Vers 
faffungsgefeg und der Volksconſtitution, beſtehen nun darin: I, Sie foll 
als feibfiftändige Behörde die Einheit, alfo die harmoniſche Did» 
nung bes Staates erhalten. Dazu gibt ed an ſich ein tauglichere® 
Drgan, als die moͤglichſt felbfiitändige und einheitliche Bes 
hoͤrde, als einen erblihen Monarchen. Er ift auch das befte Organ 
für die eine Hauptſeite der Regierungsthätigkeit, naͤmlich für die Res 
gierung im engeren Sinne, oder die fogenannte Volls 
jiehung. (S. oben Bd. IH, 165.) II. Sie fol die Volksfreiheit 

einen Bürger und der freien — in ſich aufnehmen, 
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aber und feine übrigen conflitutionellen Mechte verbürgen hierbei bem 
Volke, daß feine Vertreter in diefem Unterhaufe nicht etwa feine 


conſtitutionellen Rechte ihrem Regierungsintereffe aufs 


opfern. Seine Theilnahme an der Verwaltung (III, 9 und „Staats» 
verwaltung” und „Jury“) gibt ihm bie gleiche Bürgfchaft und or⸗ 
ganifche Verbindung in Beziehung auf die ganze Regierungsthä« 
tigkeit. 

III. Die Regierung ſoll vor Allem ſtets das hoͤchſte, ſitt⸗ 


liche, freie Grundgeſetz und Princip des ganzen Staates in 


fi) aufnehmen, nady welchem und in welchem ſich auch bie möglichen 
Gollifionen bee Einheit und Freiheit und ihrer monardifchen und 
demokratifhen Organe ſtets ausgleihen müffen. Was kann nas 
türlicher fein, als im Intereſſe diefer Vermittelung, welche fo oft bei 
ben Gegenfägen zweier Anderen einem unparteiifchen Dritten ges 





— — 


freie Verfaſſungen wahre Privatfreiheit verbuͤrgen, ſolche heilige, geſicherte, aus⸗ 
gedehnte Freiheit der Perſon, des Hauſes, des Eigenthums, der freien Ver⸗ 
ſammlungen, Meinungsaͤußerungen und Feſte, der Unternehmungen aller Art, 
wie fie die Briten beſihen, wie fie im Abſolutismus nicht einmal denkbar find, 
daß bier durch Genfur, Polizei, Willfürbefehle, Finanzmaßregeln, Griminalins 
auifitionen, Beamtenwillkuͤr, abhängige Zuftiz bie wichtigften Privatfreiheitss 
rechte, wie die des freien Austaufches der Wahrheiten und Gedanken mit fei« 
nen Mitbürgern und mit ber gefitteten Welt, vernichtet, alle und jebe Freiheit 
aber meift taufendfahen Beichräntungen unterworfen iſt, bie man bort ben 
Bürgern nimmer bieten dürfte, und daß keine, gar Feine wahrhaft ges 
fihert ift gegen Wechfel der Perfonen, Anfichten und Launen der Regierenden 
und Beamten. Giner ber Hauptgruͤnde für freie Verfaffungen war daher ſtets 
ihr Schug wirklicher Privatfreiheit (obgleich fie noh einen viel höheren 
Werth für die edelften Genüffe, die edeifte Ausbildung der Völker und für bie 
Erhaltung ihrer Eriftenz hat). So ftürzte die Baftille, fo begann die Revos 
Iution. Aber die deutfchen Bürger werben, Gott Lob, endlich fo ug, daß 
fie Schriftftellern, welche ihnen Verzicht auf öffentliche Freiheit gegen die An⸗ 
weifung auf ben Egoismus und die Kieinlichkeit beliebig geſchenkter Privatge⸗ 
nüffe, gegen ben Verzicht auf öffenttiches Recht und Volksehre anbieten, eben fo 
wenig glauben, als denen, welche die geheimen Griminalinquifitionen für beſ⸗ 
"fere Eicherheit des Rechts und ber Gerechtigkeit, die Cenfur aber wegen bed 
Schutzes der Sittlichleit, der Ehre und guten Drbnung anempfehlen, fo etwa, 
wie neulich in der rheinifchen Ständeverfammlung eine Stimme bie ganze Vers 
nichtung ber weitaus wichtigften Preßfreibeit, der politifchen,, ober ber Zei⸗ 
tungen und politifhen Zeit⸗ und Flugſchriften, nur ald eine gar wenig bes 
ſchraͤnkende, nur wohlthätige Norforge für den Kleinen täglichen Verkehr barftels 
len wollte. Gott 2ob nochmats, daß man immer beutlicher fieht, wohin in 
Wahrheit diefe Herren fteuern und wohin fie uns führen würben, und daß es 
keineswegs ber Mißbrauch, fondern vor Allem der rehte Gebrauch je 
ner Freiheiten iſt, die man fürchtet! Noch beſſer, daß täglich mehr Sinn und 
Gefühl für das herrlichfte aller Güter würdigen Menfchentebens, für den wah⸗ 
ren Staat und fein freies Gemeinweſen, erwadt, fo baß Knecht⸗ 
fhaftsapoftel, weiche allein von allen gefitteten Nationen die deutfche davon 
auszufchließen und uns fo auch ber allein fiheren Schutzwehr für unfere Nas 
tionaleriftenz, eines Eräftigen Semeingeiftes, zu berauben tradhten, die 
gerechtefte Indignation erregten, wenn ihren Beftrebungen nicht beinahe fchon 
allgemein Gefühle minder lebhafter Art begegneten ! 
Staats⸗Lexikon. XV. 6 
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lingt, und zugleich, im Intereſſe der reifſten unparteiiſchen Pruͤfung der 
Regierungsbeſchluͤſſe, noch ein drittes Organ, einen Senat, ein Ober⸗ 
haus, in die Verfaſſung aufnehmen! Und durch wen wuͤrde dieſes 
Organ zweckmaͤßiger gebildet werden koͤnnen, als durch die vertrauens⸗ 
wuͤrdigſten, leidenſchaftsloſeſten, vorzugsweiſe auf die hoͤch ſten Grund⸗ 
ſaͤtze hingerichteten ſelbſtſtaͤndigen Männer und vorzüglich durch 
ſolche, die gieich lebhaftes nterefje an der Erhaltung bee Einheit und 
des monarchiſchen Rechts, wie an ber Erhaltung der Freiheit und dem 
Volksrecht haben, und vom. König und vom Volke möglihft un: 
abhängig find? Aber wo findet man nun bie mürbigen Glieder 
diefes ariltofratifhen Senats oder Oberhauſes? Sn den Be: 
figeen großen erblihen Grundeigenthums, in der Regel verbunden mit 
ber Abftammung von altberühmten Gefchlechtern, oder in den hoͤchſten 
MWürdeträgern der Kirche und unabhängiger, wifjenfchaftlicher Körper, in 
doppelt forgfältig vom Wolke oder von der Volksrepraͤſentation felbft er: 
wählten Männern höheren Alters, größeren Befiges, ausgezeichneter Vers 
dienfte? Hierüber urtheilen bie Völker verfchieden, aber in der Haupt⸗ 
ſache und dem Grundprincip flimmen fie mit dem Obigen übers 
‚ ein. Ich felbft habe ſtets die englifche Verfaffung (f- „England”) der 
Dauptfahe nah als die weifefle Verfaffung der Welt ans 
gefehen. 

Alte Außerften Mängel und Gefahren durch die Reſte der fürchters 
lichften Eroberungs⸗, Feudal⸗ und VBürgerkriegszuftände, alle Gefahren 
auch der größten Handels, Induſtrie⸗ und Golonialverhältniffe hat in Eng» 
land das berrlihe Syſtem des Gleichgewichts in Verbindung mit dem 
freien patriotifchen organifchen Vereinigen der Gewalten überwunden. 
Es hat tros al’ jener furchtbaren Mängel und Gefahren den erften 
und mädhtigften Staat der gefitteten Welt gegründet, das tüchtigfte, 
freiefte und großherzigfte Volk erzogen. (S. „Gleich gewicht ber Ge- 
walten.) Aud in Beziehung auf die wefentlichen Grundfäge des 
englifchen Oberhauſes huldigte ich ſtets (f. oben I, 345) diefem größten, 
bewährteften Vorbilde. Ich huldige ihm noch jegt, wenn auch gerade 
zu Gunften des beutfchen Adels in neuerer Zeit von ihm felbft und 
höheren Orts fo Manches gefhah, daß diefe meine alte Ueberzeugung 
den Freiheitsfreunden jegt immer verhaßter wird. Ich bleibe ihr treu, 
bis man mich überzeugt, daß wirklich unfer Adel feinem größeren Theile 
nad) durch eigene oder fremde Schuld den heiligften Rechten und Ehren 
feiner Mitbürger und des Vaterlandes fo ungroßherzig und felbftfüchtig 
entgegengefegt und der großen Idee des wahren Staates fo 
kleinlich gegenübergeftellt würde, daß er, ftatt für diefen Staat, für 
die Ehre unferes Volkes voranzulämpfen, vielmehr daffelbe ausge⸗ 
ſchloſſen wiffen möchte von der Ehre und Würde aller freien Völker, 
daß er allein unter uns das Licht der freien Wahrheit fürchte, um hin⸗ 
ter dem Dunkel der Genfur fi und feine Privilegien zu verfteden. 

C. Th. Welder. 
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Staatsverwaltung. — Es gibt zwei Staatsverwaltungsſyſteme, 
die in der Vergleichung mit einander wie Antipoden ſich gegenuͤberſtehen, 
weil fie auf entgegengeſetzten Grundſaͤtzen beruhen. Das eine hat zum 
leitenden Princip die polltiſche Maxime, daß alles Deffentliche im Staate, 
fo viel und fo weit als möglich, von Oben herab durch die mit 
der Staatsgewalt bekleidete regierende Auctorität und fo wenig ale 
möglich von Unten herauf duch die Megierten gefchehen fole. Das 
andere verlangt dagegen umgekehrt, daß fo wenig als möglich durch 
die Staatsregierung, vielmehr fo viel ale möglich, durch die Staats⸗ 
bärger gefchehe. Auch das erftere diefer beiden entgegengefegten Syſteme 
befennt fi, zumal in unferen Tagen, gern zu dem Dogma, daß Alles 
für das Volk gefchehen folle und müffe, aber e8 möchte, daß, wo mög « 
lich, nichts durch das Volk gefchehe. Zugleich will es, daß dem res 
gierenden Perfonen ftetd und immerdar die Beurtheilung alles deſſen 
überlaffen fei-und bleibe, was für das Volt zu thun ober nicht zu 
thun fein möge. Ein ſolches Stadtsregiment von Oben nad) Unten, 
mit Ausſchließung jeglicher Mitwirkung der Bürger, iſt nothwendig eine 
beftändige Volksbevormundung mit möglichfter Beſeitigung oder Unters 
drüdung der Selbſtthaͤtigkeit im Volke. Die Regierer leben da zu den 
von ihnen Regierten in dem VBerhältniffe von Vormuͤndern zu Müns 
bein, von Vätern zu unmündigen Kindern; jene find die Befehlenden, 
bie allein Willen haben, dieſe willenloſe Gehorchende, bie al& immer⸗ 
während einer dußeren Leitung und höheren Führung bebürftig betrach⸗ 
tet werden. Ein mwefentlicher Unterfchied zwiſchen ſolchen oberften Volks⸗ 
vormündern im Staatsleben und den Vormuͤndern im bürgerlichen Leben 
legt jedoch darin, daß biefe eine höhere Macht über fich flehen haben, 
von ber fie erforderlichen Falls zur Rechenſchaft gezogen werden innen 
für ihre Thun und Laffen, jene aber nicht, und daß die Vormundſchaft 
der Einen nut auf bie Dauer ber Unmuͤndigkeit der Bevormundeten 
beſchraͤnkt iſt, während fie bei den Anderen von ewiger Dauer fein fol. ' 
Da dieſes Regierungsfpftem mit einer feinem Geifte und Charakter ent« 
fprechenden Staatsverwaltung in der Neuzeit zum vorherrfchenden auf 
dem europäifchen Kontinent geworden ift, fo verdient es eine nähere 
Beleuhtung. Es führt dafjelbe, der Herrfchfucht bee Machthaber fo 
fehr ſchmeichelnd, durch Eröffnung eines unendlichen Felds für ihre Wirk⸗ 
famkeit, Teiner Natur nah nur zur Vielregiereret, die, je mehr fie 
in ungemeſſenes Zuvielregieren ausartet, deſto mehr das Grab 
aller Boltsfreiheit wird. Zur Ausführung laͤßt es ſich nicht anders 
bringen, als mittelft eines Centraliſationsſyſtems in der öffent 
lichen Verwaltung, welches dann wiederum zu feiner Verwirklichung 
eines zahlreichen, hierarchiſch organifirten, vom Staatsregenten abhäns 
gigen Beamtencorps bedarf. Je mehr biefes Syflem zur Entwicke⸗ 
lung und Ausbildung gelangt, deſto mehr gleicht der oberfte Staatsre⸗ 
gierer einem Machiniften, der von einem Mittelpuncte aus das ganze 
Raͤderwerk der großen Mafchine, Staat genannt, in Bewegung feßt. 

Keiner Herefchaftsform aber laͤßt ſich dieſes Regierunge- und Vers 
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waltungsſyſtem, welches eine Beherrſchung der Staatsgeſellſchaft von 
Oben herab zum Zweck hat, beſſer anpaſſen, als der monarchiſchen; 
daher ſchon in den aͤlteſten Zeiten die Einherrſcher fuͤr Vaͤter ihrer 
Voͤlker gelten wollten. Denn das monarchiſche Princip hat ſich 
allezeit gern auf das patriarchaliſche geſtuͤtzt, um die All⸗ und Als 
leinherrſchaft feſter zu begruͤnden und ſelbſt den maßloſeſten Autokratis⸗ 
mus zu rechtfertigen. Und als im neuern Europa das Monarchenthum 
ſich auf den Truͤmmern der Feudalmonarchie erhob, Alles ſeiner Ueber⸗ 
macht unterwarf und auf Territorialbeſitz ſich den Thron erbaute, da 
wollten bie Fuͤrſten, wo nicht fuͤr Volksvaͤter, doch für Landes⸗ 
väter angefehen werden. Die unvermeibliche Folge der Aufftellung 
einer felbitfländigen, vom Volke gefonderten und abgefchloffenen hoͤchſten 
Auctoritaͤt zur alleinigen Regierung und Verwaltung bes Staates war 
nun, daß die ftaatsgefellfhaftlihe Einheit verloren ging und 
an deren Stelle ein Dualismus trat. Regierende und Regierte, Vers 
mwaltende und Verwaltete flanden ſich hier naͤmlich als Gegenfäge gegen⸗ 
über, oft mit entgegengefegten Sntereffen; und je mehr die Herrſcher 
mit ihren Agenten ſich abfchieden und abtrennten vom Volle, um eine 
von demſelben durchaus unabhängige, für ſich beftehende Macht zu bils 
ben, befto mehr mußte ſich dadurch ber Zwieſpalt in der Staatsgefells 
fchaft vergrößern. Indem das Inſtitut der Sürftenherrfhaft in diefem 
Geifte ſich entwidelte und vervolllommnete, alle Kräfte und Huͤlfsquel⸗ 
len des Staatsvereins fid) aneignend und bienfibar machend, Eonnte es 
nicht fehlen, daß das entgegenflchende Element immer mehr und mehr 
zu einer ohnmädhtigen, hülflofen Maſſe herabſank,, mit der dann ges 
"macht werden Tonnte, was man von Oben herab wollte. Außerdem 
entftanden dynaſtiſche Intereſſen den Volksintereſſen gegenüber, und es 
vermochten diefe in der Collifion mit jenen um fo meniger hinführo ſich 
Geltung zu verfhaffen, als durch die innige Vermählung des monat: 
hifhen Principe mit dem erblichen die fürftliche Gewalt fich dergeftalt 
verftärkte und confolibirte, daß fie fortan als eine Alles und in Allem 
überwiegende, unmiderftehliche Macht baftınd. Die Völker wurden nuns 
mehr mit ben Ländern, die fie bewohnten, als Erbeigenthum gemiffer- 
Familien angefehen und auch behandelt, daher, gleich anderen Erbſtuͤcken, 
eben fo mohl vererbt als verhandelt, verkauft, vertauſcht, verfchenkt, 
von dem einen Eigenthümer, gleich einer Waare „oder einem Beſitzthum, 
an den andern abgetreten. Machthaber aber, welche fid) den Befig von 
Land und Leuten als ein Patrimonium und den ber fouveränen Gewalt 
über beide als Eigenthumsrecht vindiciren, werden ſtets geneigt fein, zu 
glauben, daß ihnen höchftens moralifche Verpflichtungen gegen das Volt, 
ohne rechtliche Verbindlichkeiten gegen daffelbe, obliegen. Der Patrimo- 
nialherrfcher ift einem großen Guts- und Grundeigenthümer zu vergleis 
hen; wie diefem fein erbliches Beſitzthum, erfcheint jenem der Staat 
als zu feiner Nugniefung vorhanden, während er die Staatsangehörigen 
als feine Hörigen betrachtet. Und Letztere gemöhnen ſich mit der Zeit 
daran, ihn als ihren natürlihen Erb⸗ und LKeibheren anzufehen und 
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ihm mit einer Anhänglichkelt und Treue zugethan zu fein, bie, edlerer 
"Motive ermangelnd, fchon von Schloͤzer in Göttingen charafteriftifch 
als eine blos huͤndiſche bezeichnet ward. Diefem Herrfchaftswefen ent 
fprad) denn, bei der niedrigen Stufe der Culture und der allgemeinen 
Unwiſſenheit, volllommen ein Regierungs⸗ und Berwaltungsmefen, 
worin von Oben herab Alles angeordnet und durch Ge⸗ und Verbote 
“geleitet wurde. Dee angeftammte Staatsregent, mar er verftändig, 
forgte in fo fern für das Wohl feiner Unterthanen, als er das feinige 
dadurch gefördert fand, ungefähr fo wie ein guter Landwirth ſich's ans 
gelegen fein läßt, dafür Sorge zu tragen, daß es feinen Kühen nicht 
an Nahrung gebeicht, damit fie ihm Milch geben. ebenfalls trat ins 
defien fein Intereffe dabei in den Vordergrund, das des Volkes in den 
Hintergrund. Jeder iſt ſich felbft der Naͤchſte; wer Macht hat, pflegt 
fie gem zu feinem Vorthell zu gebrauchen, und je roher der Geſell⸗ 
ſchaftszuſtand iſt, je weniger ‘die Bildung vorgefchritten, deſto mehr ift 
Egoismus ber natürliche Charakter. des Erbherrſcherthums. Ueberdies 
liegt es in ber Natur der erbmonarchiſchen Herrſchaftsform, daß es le⸗ 
diglih von ber zufälligen individuellen und perfönlichen Beſchaffenheit 
des jeroeiligen Monarchen abhängt, ob viel oder wenig oder auch gar 
nichts für das Volk gefchehe, fobalb die Gewalt des Monarchen keinen 
äußeren Schranken unterworfen ift. Iſt daher deſſen Machtvollkom⸗ 
menheit unbeſchraͤnkt, dann ermangelt das Volk jeder fihern Buͤrgſchaft, 
daß aud nur nothdürftig für deffen Wohl von Oben geforgt werde, 
weil es alsdann dem reinen Zufalle überlaffen ift, ob und In wie weit 
im Sintereffe der Gefammtheit und nicht vielmehr vorzugsmeife in dem 
Intereſſe eines Einzigen oder feiner Sippfehaft und Gamarilla regiert 
und verwaltet wird. . 

Wohl hatten ſchon in früheren Zeiten Einherrfcher in den Dior» 
genländern, in bee Trunkenheit ihrer fchrankenlofen Macht, fi gern 
eingebildet, daß fie eine Art höherer Wefen feien und die Ermweifung 
faft göttlicher Ehren von Seiten der von ihnen Beherrſchten für ſich in 
Anſpruch genommen. Und Schmeichler, von denen es ſtets an Fürs 
fienhöfen wimmelt, hatten ſich ein Gefchäft daraus gemacht, ihnen 
göttliche Eigenfchaften und Titel beizulegen. Aber in den modernen 
Abendländern erlebte man es, daß knechtiſche Pubticiften daraus Sys 
fleme formelten. Wenn manchmal von den Fürften behauptet worden 
ift, fie feien gemeiniglich in einem höheren Grade Egoiſten als andere 
Menfhen, fo findet diefe Exfcheinung darin ihre Erklärung, daß, wie 
Bagern bemerkt, die Macht des Menfchen Herz verbirbt. In ber 
That fehlt es in der Gefchichte der Monarchieen nicht an ebelmüthigen 
Herrſchern; aber man wird zugeben müffen, baß fie doch immer nur 
Seltenheiten find, die nicht die Megel bilden. Jedenfalls dürfte man 
fi) leicht einer Taͤuſchung hingeben, wollte man anmehmen, daß Fuͤr⸗ 
fin vermöge ihrer Stellung meniger Antrieb fänden als Andere, auf 
ihren Vortheil bedacht zu fein; denn eben diefe ihre Stellung und ihre 
daraus ſich ergebende Beſtimmung werden von den meilten verkannt. 
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Das Wohl des Volks Liegt einem Erbfuͤrſten oft nur in fo fern und in 
fo weit am Herzen, als e6 mit feinem eigenen in Beziehung fleht. Das 
gegen kann man im Allgemeinen — von Ausnahmen nämlich kann hier 
feine Rede fein — wohl vorausfegen, daß er Alles zu unterlaffen fuchen 
wird, mag es auch noch fo fehr dem Volke zum Gluͤck oder Heil ges 
‚ reichen, fobald er nur entfernt einen daraus erwachſenden Nachtheil für 
feine Perfon oder feine Nachkommen vorauszufehen glaubt. Daher 
pflegt eine erbmonarchiſche Regierung und Verwaltung, wenn fie unbe 
ſchraͤnkt zu Werke gehen kann, beinahe ftets einer mehr oder weniger 
einfeltigen, von perfönlihen oder Familienintereſſen bes Staatsregenten 
eingegebenen Richtung zu folgen. 

In der That, eine politifche Drbnung, mie diefe, wo ber Staates 
regent zugleich Staatseigenthümer ift, und das Verhältniß der Staates 
Angehörigen ober Staatsgebietsbemohner zu ihm dem auf einer großen 
Gutsherrſchaft anfäffiger Menſchen zum Gutsbefiger ähnelt, wenn fie 
beflimmt fein fol, ein das Wohl des Volkes bezweckendes Regiment 
herbeizuführen, beruht auf der flaatsrechtlihen Dichtung von einer idea⸗ 
liſchen Vollkommenheit, einer engelreinen Natur des jedesmaligen, durch 
den Zufall der Geburt gegebenen Staatsregierers, bie nicht anders ale 
ber Realität grell widerfprechen kann, weil dieſer oberite Regierer, bei 
aller feiner Idealiſirung in der Theorie, doch in ber Praris nichts wei⸗ 
ter als ein mit allen Schwächen und Gebrechen feines Gefchlechts be= 
hafteter Menſch ift und bleibt. Um aber einem foldhen Staats» und 
Regierungsfnfteme mit einem bemfelben angemeffenen Verwaltungswefen 
Beftand und Dauer zu fihern, muß freilich unumgaͤnglich nothwendig 
erfcheinen, die Idee der Monarchie in einer möglichft vollendeten Rein» 
heit zu verwirklichen, und das ift wiederum auf keine andere MWeife 
durchzuführen, als indem einerfeitd ber zum Staatsregiment berufenen 
Fürftenfchaft, gleich dem Papftthum, Unfehlbarkeit, welche mit Altwifs 
fenheit und Allweisheit beinahe zufammenfällt, vindicirt, andererfeitd aber 
zugleich dem Volle jede Mündigkeit für die Gegenwart ſowohl als für 
alle Zukunft abgefprochen wird. Das Erftere nun fonnte, da Unfehls 
barkeit keine Eigenfchaft des menfchlihen Weſens ift, nur gefchehen, 
wenn man bie Fürflen von aller zeitlichen Verantwortlichkeit frei machte 
und blos eine Verantwortlichkeit derfelben im Himmel gegen Gott, ale 
ben höcften Beherrfcher des Weltalls und Königs aller Könige, flatuirte. 

In einer folchen politiſchen Ordnung, mworin der Staat in feinem 
oberften Regierer aufgeht, mird es Reine Öffentlichen Angelegenheiten 
(res publicae) im wahren und aͤchten Sinne geben können; denn es 
wird darin hauptfächlih von Angelegenheiten des regierenden Fürften 
und feines Daufes die Rede fein, die für identifch mit denen der Ges 
femmtheit der Staatsgenoffen ausgegeben werden. Der Öffentlichen 
Meinung kann hier Feine Stimmfähigkeit eingeräumt ‚merden, und e6 
muß ganz confequent erfcheinen, jede Selbftthätigkeit, befonders jede 
Theilnahme des Volks am Staatsgefhäftswefen, zu verhüten. Noths 
wendig ift unter diefen Umfländen ber oberften regierenden Auctorität 
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Ane Unzahl von Organen, um ihren hoͤchſten Alleinwillen überall gel⸗ 
tend zu machen. So führte diefes Syſtem zur Herefchaft einer Mi⸗ 
noritdt mit der Perfon des Monarchen an dere Spige, die bald das 
gefammte Regierungs⸗ und Verwaltungsweſen im Staate als Monopol 
fi) aneignete und, nad) allmäliger Verdrängung aller anderen, früher 
mit mehr oder weniger felbfiftändiger Thaͤtigkeit aufgetretenen ariſtokra⸗ 
tifhen Gewalten vom Ecyauplage der Öffentlichen Angelegenheiten, fidh 
zu einer alleinherrfchenden Ariſtokratie mit eigenthümlichen Intereſſen 
erhob. Solchergeſtalt wiederholte fi, eine ähnliche Erfcheinung, mie 
mon zur Zeit des Mittelalters in Europa erlebt hatte, daß, fo wie da⸗ 
mals ein befonderer Stand fidy im alleinigen Beſitz aller geiftigen Bil⸗ 
bung, Wiffenfhaft und Gelehrfamkeit befand, jest ein eigener Stand 
«e in der Staatsgefellfhaft allein ſich alles politifchen Wiſſens, aller oͤf⸗ 
fentlihhen Gefchäftstenntnig bemächtigte und Legislation und Admini⸗ 
flration zu ihrem ausſchließlichen Eigenthum madte. Wie ehedem bie 
Geiftlichkeit dee Maſſe der Laien gegemübergeftanden hatte, fo trat nun 
eine Beamtenariftofratie dem Wolle gegenüber. So gelangte ein Man- 
darinenthum zur Ausbildung, das fih als Theil der GSouveränetät, 
deren Zunction es übte, betrachtete und ſich mit dem Staate felbft 
verwechfelte, ber, nebfl dem Volke darin, ihm nur wie eine große Fuͤt⸗ 
terungsanftalt erfchien,, zu keinem andern Zwecke da, als zu feiner und 
feines Oberhaupts, bed Fürften, Unterhaltung zu dienen. 

So lange die Regierungs» und Verwaltungskuͤnſte noch In ber 
Kindheit ſich befanden, während bie Öffentlichen Bebürfniffe und in glei⸗ 
hem Verhaͤltniß auch die von dem Volke verlangten Opfer nur gering 
waren, erfchien das Joch der Willenlofigkeit und des paffiven Gehor- 
ſams, welches durch ein foldyes Alles bevormundendes Beamtenregiment 
den Bürgern des Staates auferlegt warb, für diefe wenig beläftigend, 
eben weil in der Zeit noch wenig regiert und vermaltet wurde. Und 
einmal baran gewöhnt, ſich in den Öffentlichen Angelegenheiten paffiv zu 
verhalten, fand es das Voll, verfunfen in Indolenz und Lethargie, fo: 
gar ganz bequem, alle Geſchaͤfte, welche keine Particular« und Private 
fahen betrafen, von Anderen in der Staatsgefellfchaft beforgt zu fehen. 
Es verhielt fi damit, wie mit dem ftehenden Militär, deſſen Einfüh: 
rung nur im Lichte einer ſehr zweckmaͤßigen und nüglihen Einrichtung 
erfcheinen konnte, da defjen Vorhandenfein dem Bürger Zeit und Mühe 
erfparte, die er zur beſſern Beforgung feiner Privatintereffen zu ver: 
wenden im Stande war. Dazu fam, daß man fich die Beamtenherr⸗ 
fhaft ſchon darum gern gefallen ließ, weil man, bei der damaligen Uns 
wiſſenheit im Politiſchen, glaubte, es muͤſſe fo fein, und auch nicht 
mußte, wie es anders einzurichten. Daß das Inſtitut des Staatsbeam⸗ 
tenthums, eben fo wie das bes ſiehenden Heeres, bei feiner meitern 
Ausbildung in der Folge zu einer fo drüdenden, zugleidy mit fo großen 
Dpfern für das Volk verbundenen Laft werben würde, davon hatte 
man Anfangs Feine Ahnung. Die Uebel beider Inſtitute wurden erft- 
fpäterhin durch die immer größere Vermehrung bes dabei verwendeten 
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Derfonals erzeugt. Je verwickelter bei vorgefchrittener Bildung die ſtaats⸗ 
gefelfchaftlihen Verhaͤltniſſe wurden, befto mehr mußten zur confequens 
ten Duchführung bes angenommenen Regierungss und Verwaltungs⸗ 
foflems Agenten des Staates in Thätigkeit gefegt werden, und deſto 
mehr bot ſich Spielraum zur Geltendmachung des Bevormundungsregi⸗ 
ments von Oben herab dar. Fe größer aber die Zahl der zu diefem 
Zweck angeftellten Beamten wurbe, deſto größer wurde auch die Menge 
ber Gefchäfte durch Vielregiererei, was benn wiederum eine ſtets zuneb- 
mende Vergrößerung bes Beamtenheeres und zugleich, zu deſſen Unters 
haltung, ber Laften des Volks zur Folge hatte. 

| Es mar indeffen vorauszufehen, daß, eben fo wie bie Prieflerfchaft 
und der Clerus des Mittelalters nicht im Stande gewefen waren, bie 
monopoliftifche Derrfchaft im Geiſtigen zu behaupten, nachdem bie Cul⸗ 
tur der Wiffenfchaften ein Gemeingut der Gefellfchaft geworben, das 
Anfehen der auf Al: und Alleinweisheit in der Öffentlichen Geſchaͤfts⸗ 
führung pochenden Beamtenzunft gefährdet werden mußte, fobald volis 
tifche Aufklärung fi unter den übrigen Clafjen der bürgerlichen Gefell- 
[haft ausbreitete. Allein wenn auch allmälig viel von dem Nimbus. 
verloren ging, ber bislang das Thun und reiben der Beamtenwelt 
umſchwebt gehabt, fo befand fidy doch dieſe einmal im Befig aller ber 
Stellungen, bie ihr eine reelle Macht und dadurch Einfluß ficherten, 
während fie zugleich eine durch lange Uebung erlangte Geſchaͤftskenntniß 
und Fertigkeit vor allen anderen Staatsgenoffen voraus hatte. Hierauf 
aber kam es bei der Beforgung der Öffentlichen Angelegenheiten um fo 
mehr an, als das ganze Staatsverwaltungswefen eine rein mechanifche 
Richtung bekommen hatte. Und fie behauptete ſich um fo leichter in 
dem Befig ihrer Macht und Gemalt, als fie ihre Intereſſen mit denen 
der Kürftenfchaft zu amalgamiren und ſich diefee unentbehrlid zu machen 
gewußt. Selbft die Principien des Gonftitutionalismus und Nepräfenta> 
tivismus, die ſich in der Entwidelung der Staatsidee in der neuern Zeit 
Geltung verfchafften, brachten Leine wefentliche Aenderung in diefer Be: 
ziehung hervor. Denn die Staatsbeamten blieben nad) wie vor Agen⸗ 
ten der Krone, von diefer abhängig, mit hierarchiſcher Drganifation, die 
ihe Centrum im $Fürften hatte, eine vom Volke gefonderte Körperfchaft 
und gewiffermaßen einen Staat im Staate bildend. 

Allein je weiter die Völker in der Civilifation und Gultur vor= 
f&hritten und in Folge davon die focialen Intereſſen ſich vervielfältigten, 
deſto fühlbarer mußten die Nachtheile und Unzutraͤglichkeiten werden, bie 
aus einer Ordnung der Dinge entfprangen, morin eine Minderheit fich 
mit Entfernthaltung dei Mehrheit die Verwaltung der. Staatsgefchäfte 
als ein ihr allein zuſtehendes ausfchließliches Privilegium anmaßte und wie 
eine ihr angehörige Domäne behandelte. Das Beamtenregiment war 
feinem Weſen nad ein oligacchifches Regiment, dem von Natur die 
Uebel der Dligacchie anklebten. Und nachdem der lange genährte Glaube 
an die Zweckmaͤßigkeit und Nothmwendigkeit eines alle Selbſtthaͤtigkeit der 
Bürger ausfchließenden Beamtenkratismus erfchättert worden war, fuchte 
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auch das Stantsbienercorp6 vergeblich zu überreden, daß alle feine Wirk: 
ſamkeit nur das Heil des Volks bezwede — eine Borfpiegelung, bie 
am fo mehr als truͤgeriſch erfcheinen mußte, als das wirkliche Handeln 
einem ſolchen Vorgeben häufig ganz und gar nicht entſprach. So ges 
langten bie wahren Volksfreunde ftets mehr zur Erkenntniß, daß Emans 
cipation der Staatsbürger von der Vielregiererei eines bevormundenden 
Staatsbeamtencorps und Berufung berfelben zur Selbftthätigkeit in bem 
einzelnen Kreifen des Staatslebens unerläßliche Bedingungen einer volks⸗ 
thuͤmlichen Öffentlichen Verwaltung feien. | 

Auf der andern Seite aber konnte es ber Aufmerkſamkeit ber 
monarhifhen Machthaber und ihrer Mäthe nicht entgehen, daß bie 
moralifhen Bande, wodurch früherhin bie Voͤlker auf eine organifche 
Weiſe ſich an die angeftammten Zürftenhäufer gekettet befunden hatten, 
in Folge verfchiedener zufammengetroffener Urfachen, in ber Neuzeit, 
merklich loderer und Lofer geworden waren, ja noch ſchwaͤcher in ber 
Zukunft zu werden beforgen ließen. Sie hielten es daher ihrer Politik 
gemäß, fie. durch mechanifdye Mittel zu erfegen, und fie waren deshalb 
darauf bedacht, nicht nur den Mechanismus des Centraliſationsſyſtems 
in der Staatsverwaltung mit dem Volksbevormundungsprincip und eis 
nem ihnen zu Gebote flehenden zahlreichen Staatedienerheere feſtzuhal⸗ 
ten, fondern auch noch möglihft zu vervolllommnen. Sie verſchmaͤhe⸗ 
ten es nicht, hierbei Napoleon zum Mufter zu nehmen und deſſen 
Schöpfungen als Meifterftüde in ihrer Art zu bewundern. Unb da 
das Erbmonarhenthum jederzeit zu feiner Erhaltung einer Ariftofratie 
bedarf, die Geburtsariftotratie aber aufgehört hatte, eine hinlängliche 
Stüge der Erbthrone vorzuftellen, fo war es natürlich, daß die Kürften 
flet8 mehr eine Stüge in ber Beamtenariftofratie fuchten. Wenn man 
darum bisweilen auch nicht umhin konnte, von Oben herab bem Geifte 
der Zeit in manchen Stüden mehr oder weniger Gonceffionen zu machen 
und das Aufftreben der Bürger zur Selbſtthaͤtigkeit fih gefallen zu 
laſſen, fo fann man doch zugleich darauf, bie Sphäre diefer möglihft 
zu befchränfen, und ließ aus biefem Grunde keine Inftitute aufflommen, 
die deren Erweiterung herbeigeführt haben würden. Jedenfalls diente, 
nachdem man hatte geflatten müffen, daß Manches duch das Voll 
gefchehe, die Marime: „So wenig als möglidy durch das Volk’, zum 
Megulativ. Dabei konnte denn das Beamtenregiment größtentheils forts 
floriren, und ber neumodiſche Actenflaat mit feinem Spftem der Alles 
fort und fort zu leiten und zu regeln trachtenden DVielregiererei, wodurch 
derfelbe den Charakter eines blofen Polizeiflantes angenommen hatte, 
erhielt fich, trog aller Beftrebungen der Völker, ein würbigeres Staats⸗ 
leben zu erzielen. Es erſtickt das Selbſtgefuͤhl im Volke, welches bie 
Bedingung der Achten Moralität in diefem ift, und ed muß dann zur 
Sörberung der legteren zu Zwangs⸗ und Zuchtmitteln Zuflucht nehmen, 
wodurch diefer Zwed nicht erreicht werden kann. Und in der Monars 
hie muß dieſes Spitem bei confequenter Durchführung dahin tendiren, 
Altes in der ganzen Stantsgefellihaft in legter Inftanz von dem Willen, 
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mithin von ‚ber Willkuͤr eines Einzigen ober derer, bie in deſſen Na⸗ 
men handeln, abhaͤngig zu machen. Dieſes Alles wird in unſeren Ta⸗ 
gen klarer als jemals zuvor eingeſehen, und man darf ſich darum nicht 

. wundern, wenn fi) namentlich in Deutfchland — außer den Kreifen 
der Höfe und der Beamtenwelt — von allen Gelten Stimmen gegen 

bie Fortdauer dieſes Reglerungs⸗ und Verwaltungsſyſtems erheben, tm 

beaſſen Aufrechthaltung man ein Haupthinderniß : alles ſtaatsgefellſchaftll⸗ 

den Fortſchritts erblickt. Vornehmlich hat man in Preußen, wo ber ' 
mionarchifche Abfolutismus bei der Uebung eines ſolchen Syſtems auf 

Seine verfaffungsmäßigen Schranken ftößt und das ausfchließliche Staats⸗ 
dienerregiment durch Feine volksthuͤmlichen Inſtitute des Repraͤſentativ⸗ 
weſens gemilbert wird, feit der Thronbefleigung bes jetzigen Königs, bie 

“ „Angriffe der Preffe, ſobald biefe etwas freier wurbe, ſelbſt von ben ent» 
gegengefehten Parteien vor Allem gegen das fraglihe Syſtem gerichtet 
gefehen. Ueberall wird Emancipation der Bürger von ber Staatsbevor⸗ 
munbung begehrt, bamit biefelben ſich freier bewegen und. ſelbſtthaͤtig 

ihre Kräfte entfalten mögen. Denn mit ber öffentlihen Meinung, in 
fo fern fie Ausdruck der verfländigen Vaterlandsfreunde ift, beharrlich 
im Widerftreit fich zu befinden, kann nicht im mohlverftandenen Ins 
tereffe der Monarchie liegen, und koͤnnte, wenn es auf die Dauer ver⸗ 
ſucht würde, zu einem gefährlichen Spiel für biefelbe werben. 

' So tommen wir denn zu dem andern bee oben berührten beiden 
Staatsverwaltungsfofteme, worin das Volk dazu berufen ift, Alles 
ſelbſt zu thun, was durch baffelbe gefhehen Tann, b. h. 

Ihm überlaffen ift, Alles zu verrichten und zu beforgen, wozu es ges 
ſchickt ift, geſchickter als von ber oberfien Staatsgewalt beftellte Beamte, 
Agenten oder Behörden, und zwar nicht mehr als dieſes, aber auch 

nicht weniger. Wenn bie Mitglieder des flaatsgefellfchaftlichen Vereins 

in den verfchledenen Kreifen und Abtheilungen deſſelben die auf biefe 
fi) beziehenden Angelegenheiten und Intereſſen felbee verwalten und bie 

an des Staates Spige ſtehende oberfte Auctoritdt blos beftimmt ift, ſich 
mit deffen allgemeinen Angelegenheiten und Intereſſen zu befaflen: 
dann hat man eine politifche Ordnung der Dinge, bie das Gegentheil 

von eimer ſolchen iſt, worin eine Alles in ſich concentrirende, Alles in ih⸗ 
ven Bereich ziehende und centralifirende hoͤchſte Staatsmacht als Staates 
regierung waltet. Der Staat gleicht dann einer aus vielen befonderen 
Affociationen zufammengefegten großen Affociation, fo daß jene in dieſe 
mehr auf eine organifhe als mehanifche Weife, mehr durch Ge⸗ 
meinſamkeit der Intereffen, als durch Zwang zu einem un- 
trennbaren Ganzen verknüpft find, zu welchem fi die Theile wie bie 
Glieder zum organifchen Sefammtlörper verhalten. Es ift ba Einheit 
mit Mannigfaltigkeit in Regierung und Verwaltungs; denn während bie 
einzelnen Theile der Nation, in fo fern fie Gemeinheiten bilden, ihre 
eigenen Regierungen und Verwaltungen haben, finden fich alle wiederum 
bucch Repräfentanten aus ihrer Mitte zu einer allgemeinen Regierung 
and Verwaltung für ihre gemeinfchaftlicken Angelegenheiten und Sin: 
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tereſſen vereinigt. Solchergeftalt befteht eine Regierung von Unten nad). 
Oben, die auf ber breiteften Baſis, naͤmlich auf der Gefammtheit ber 
Staatsgenofjen, ruht, und bie ganze und gefammte Nation in allen 
ihren Xheilen vepräfentitend, eine wahrhafte Nationalregierung 
conſtituirtt. Das Princip des Selbftregierende und Selbſtverwaltens 
macht fih da in allen Sphären bes öffentlichen Lebens geltend, und fo 
entwidelt ſich das freiefte Staatsleben ohne Gefährdung der ſtaatsgeſell⸗ 
ſchaftlichen Einheit. Es fehlt keineswegs an einem Generalgouvernes 
ment und einer Generaladminiftration für den ganzen Staatsverein, 
ober, wenn man will, an einer Gentralvegierung und Verwaltung ; aber 
es wird nicht von einer Höhe herab, die weit tiber die Geſellſchaft in 
unerreichbarer Ferne emporragt und von einem Mittelpuncte aus, ber, 
ftatt innerhalb des Geſellſchaftskreiſes zu liegen, außerhalb beffelben ſich 
befindet, bis zu den unterften Ziefen und dußerftien Enden der Peris 
pherie des politifchen Socialkoͤrpers gouvernirt und abminifkrirt; es em⸗ 
pfangen nicht fämmtliche Beſtandtheile diefes lesteren aus einem einzis 
gen Gentralpuncte allein den Impuls für ihre Bewegung; es herrſcht 
vielmehr freie Selbftchätigkeit überall, blos befchränkt durch bie Geſetze 
der Zotalitdtz mit einem Worte, man erblidt einen ein reiches: und 
mannigfaltiges Leben entfaltenden Organismus, Eeinen alles Einzel» und 
Particularleben erftidenden und ertödtenden uniformen Mechanismus. 
&o wird ein Spftem des Seldftregiments ber Staatsgeſellſchaft — self- 
government in ber Sprache der Engländer — im Gegenfag eines lediglich 
Zuftänden ber Volksunmuͤndigkeit angemeffenen. vormundfchaftlichen Mes 
giments verwirklicht. Die Generalregierung mit ihrer Oeneralverwaltung 
ift hier weiter nichts als eine zum Zweck ber Wahrung der allgemeinen 
Intereſſen ber Staatsgefelfhaft eingefegte oͤffentliche oberfte Behoͤrde, 
die zugleich eine Mepräfentation aller Theile derfelben in fich begreift 
und flet im Namen der Nation handelt, von diefer bei ihrem Thun 
und Laſſen influenciet und fortwährend in ber Öffentlichen Meinung ihre 
Stüge ſuchend und findend. Es ift das, was man in England ale 
ein government by, for and in concurrence with the people zu bee 
zeichnen pflegt. Unleugbar bat dieſes Spftem den großen Vortheil vor 
dem entgegengefegten voraus, baß durch daffelbe, nicht wie duch das 
lestere, ein Dualismus im Staate hervorgerufen wird, ber unvers 
meidlich entfteht, fobald eine vom Wolke gefonderte und von diefem uns 
abhängige oberftregierende Gewalt vorhanden ift, die den Regierten ges 
genübergeftellt fich findet, fo daß beide Gegenfäge bilden und mit vers 
ſchiedenen Intereſſen einander entgegentreten, fondern die zwei Elemente 
bier in Eins zufammenfallen und ſich niemals entzweien Finnen. 
England gibt uns das alänzende VBeifpiel von der Ausführbars 
keit eines folchen nationalen Selbftregierungs: und Selbſtverwaltungsſy⸗ 
ſtems in allen Kreifen des Staatslebens, in den höheren wie in ben 
niederen, felbft in einer Etbmonarchie. Der König, als geborener Staates 
regent, iſt da nicht, wie in den Gontinentalmonardjieen, eine in gefon» 
derter Stelung der Nation gegenüberftehende und in Unabhängigkeit 
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von biefer handelnde Auctoritaͤt, fondern ec handelt vielmehe ſtete in 
GBemeinfchaft mit ber Nation, bie durch das Parlament vertreten wich. 
Der König allein für feine Perfon hat nicht die hoͤchſte Regierungsge⸗ 


walt; aber ee bat fie in Verbindung mit ber Nationaltepräfentation. 


* 


Doch eben fo wenig gelten bie beiden Haͤuſer der Nationalrepraͤſentation 


‚allen ober für fich und ohne den König für die Inhaber ber Staatsre⸗ 


gierungsgemwalt. In bet Sprache bes britiſchen Staatsrechts verfteht 
man unter dem Parlament, dem bie Handhabung ber Megierung bes 
Staats zufteht, nicht bio® das Haus ber Lorbs unb das Baus der Ger 
meinen, fondern auch den König, und Lebterer wird als integrirender 
Theil des Parlaments angefehen. Nun wohnt zwar ber König perſoͤnlich 
ben Parlamentsverhanblungen nicht bei; allein ex wird bucch feine Mi⸗ 
nifter hier vertreten. Solchergeſtalt erblickt man in England das Res 

fentativfpftem eben fo wohl in Anfehung des Koͤnigthums, als in 


febung ber Ration und nicht, wie in ben feſtlaͤndiſchen conflitutionels , . 
Ion Monarchieen, mit einer Rationalvertretung einfeltig bloß in Anfe 


bung ber lehteren, in Anwendung gebracht; denn beibe, König unb Na⸗ 
tion, finden fi) in der hoͤchſten Megierungsbehörbe repraͤſentirt. Durch 
eine merkwärbige finnreiche Gombination: hat man «6 in England zu bes 
wirken getoußt, daß fort und fort eine parlamentarifche Regierung, 
b. i. eine folche, wo eigentlich und in ber That bie Nation felber durch 
Repräfentänten aus ihrer Mitte vegiert, mithin in der Wirklichkeit eine 
Mationalregiesung befteht, ohne daß doch jemals die Wuͤrde des Koͤ⸗ 
nigsthrons und das Anfehen bes zeitigen Monarchen compromittirt wer⸗ 
den koͤnnen. Dan hat dee Nation und dem Lande eine flete Selbft: - 


reglerung gefichert und das realifirt, was die Liberalen in Frankreich 


feit der Julirevolution in's Leben zu rufen vergeblich fich abgemüher has 
ben, im fogenannten gouvernement du pays par le pays, während doch 
zugleih, wie wit weiter unten fehen werden, in England ben Forde⸗ 
rungen bes monarchiſchen Princips, welches die Erhaltung eines beſtaͤn⸗ 
big von ber Krone geltend zw machenden Uebergewichts bei der Regierung 
bes Staates verlangt, eine Genuͤge geſchehen iſt. Auf biefe Weiſe haben 
bie Engländer ein Regierungs⸗ und Verwaltungsweſen zu erfchaffen ge⸗ 
wußt, welches der Nation felber die oberfte Leitung und Beforgung der 
Pationalangelegenheiten und Nationalintereffen verbürgt, ohne dem We⸗ 


‚fen dee Monarchie zu nahe zu treten. Der englifhe König hat näms 


lich, eben fo wie jeder andere König, die hohe Beflimmung, den Staat 
zu regieren; aber er regiert nicht, wie anderswo, als eine von ber Na: 
tion völlig abgefchiebene, für fich beftehende, mit der Souveränetät be: 
Eleidete Macht, fondern er regiert durch das Parlament mittelſt 
feiner Diinifter, welche felber Mitglieder bed Parlaments find und als 
folche in demfelben Sige und Stimmen haben. Und da er allezeit nur 
ſolche Maͤnner fi zu Miniſtern wählt, die einer Stimmenmehrheit im 
Parlament verfichert fein koͤnnen und darum in befim Verhandlungen⸗ 
bei ihren Anträgen auf eine Majoritaͤt rechnen duͤrfen; fo ift der Eis 


niglichen Auctorität ein Mittel verliehen, fich jederzeit einen uͤberwiegen⸗ 


/ 
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den Einfluß in den Berathungen und Beſchluͤſſen des großen Nationals 
raths zu erhalten. Der Unterfchied zwifchen regner und gouverner, 
worauf die franzöfifhen Publiciſten im Syſtem ber reptäfentativen 
Monarchie ein fo großes Gewicht legen, verfchwindet hier von ſelbſt. 
Denn dem englifhen Könige ift Beides nicht verwehrt; nur vermag er 
weder das Eine noch das Andere für fi felber zu thun, fondern er 
bedarf dazu Anderer, nämlich feiner Minifter, die feine Organe find, 
mit deren Hülfe er handelt, und die nur darum feine Dinifter find, 
weil fie die Führer der Majoritaͤt des Parlaments find. Daher iſt 
denn auch in England die Frage, welche die Staatsgelehrten auf dem 
Gentinent fo fehr befchäftigt hat: ob in der conftitutionellen Monarchie 
dem Könige oder ber Nationalrepräfentation oder beiden zugleich in. eis 
ner ber Dauptfunctionen der oberften Regierungsgemalt, in ber Geſetz⸗ 
gebung, die Initiative zuzugeftehen, ohne große Bedeutung. Streng ger 
nommen, ift dem englifchen Königthum diefe Snitiative nicht einges 
räumt; allein nichts hindert baffelbe, fie zu üben durch feine Organe, 
die Minifter, welche im Parlament, dem eigentlid, jenes Vorrecht allein 
zutommen fol, fisen. Der König von England ift als Oberhaupt bes 
Staats und der Nation anerkannt und genießt für feine Perfon alle 
die Prärogative, bie irgend anderswo einem monarchiſchen Staatsobers 
haupte zugetheilt zu werden pflegen. Er ann durch ‚feinen Einfluß auf 
das Bolt und auf dad Parlament allerdings regieren, wenn ee Geiſt, 
Gemuͤth und Luft bazu hat; aber er kann nie zu einem Megenten wer⸗ 
den, der blos nad) felbfleigenen Anſichten über das Volkswohl regiert. 
-Denn er fieht nicht mit felbftftändiger oberfter Megierungsgewalt der 
Maffe der Nation und ber Nationalrepräfentation gegenüber, ſondern 
ec regiert mit leßterer, einen integrirenden Theil derſelben conflituirend 
und duch feine Organe in ihr wirkend. In England verfahren bie 
gefeggebende und die volziehende Gewalt, eben meil fie nicht gefondert von 
einander in Wirkfamkeit treten, fort und fort in Uebereinflimmung. Das: 
Geſchaͤft der englifchen Minifter beſteht hauptfächli in einem bloſen 
Ausführen alles defien, was unter ihrer Mitwirkung im Parlament bes 
ſchloſſen und verfügt worden ift. 

Die parlamentarifche Staatsregierung In England, der zugleich bie 
Leitung und Beauffihtigung des großen Ganzen der Staateverwaltung 
zufteht, und die fih daher auch mit Vermaltungsgegenftänden befchäftigt, 
ift indeſſen weit entfernt, nad Art der Staatsregierimgen auf ber ans 
dern Seite bes Canals, von der Hauptſtadt, ihrem Sige aus, bis zu 
den unterflen Kreifen ber bürgerlichen Gefellfchaft herab gouverniren und 
abminifiriren zu wollen. Das Parlament entbehrt zwar keineswegs ber 
Befugniffe zu allen wefentlidy nothiwendigen Einwirkungen, die einem 
civiliſirten Staate zulommen müffen; aber die Sucht des Vieltegierens 
iſt ihm fremd, und der ganze Geift des englifchen öffentlichen Lebens 
mit allen in demfelben zur Ausbildung gelangten ſtaatsgeſellſchaftlichen 
Verhaͤltniſſen würden ihe auch widerftreiten. Was die oberfigefegliche 
Gewalt betzifft, fo begnuͤgt «6 fich, allgemeine, fämmtliche Staatsbuͤr⸗ 
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ger bindende Vorſchriften gu ertheilen und ſich bie Entſcheidung Jedes 
Ausnahme’ von denſelben in vorkommenden Fällen vorzubehalten. Das 
hindert nicht die Autonomie der Staatsbürger in befonderen Verhaͤlt⸗ 
niffen, in fo weit dieſelbe nicht mit den beftehenden allgemeinen Gefegen 
in Widerfpruch tritt. Unter biefer letztern Bedingung geftattet die eng⸗ 
Ufche Regierung ben einzelnen Gefellfchaftskreifen die Uebung einer eis 
genen, mehr oder teniger felbftftändigen gefeggebenden Macht zur Res 
zulirung ihrer Particularangelegenheiten und befſchraͤnkt fi darauf, Sos 
cietäten und Corporationen, die eine förmliche Anerkennung von ihr ers 
heifchen oder begehrten, Charten zu ertheilen, worin deren legislativen 
Befugniffen beftimmte, nicht zu überfchreitende Schranken vorgezeichnet 
find. DVielgefeggeberei ift aber bei dem britifhen Parlamente um fo 
weniger anzutreffen, als Abänderung bes Veftehenden auf dem Wege 
dee Gefeggebung mit vielen Schwlerigkeiten zu kaͤmpfen hat. Die enge 
liſche Parlamentsregierung befigt ferner allerdings das jus supremae in- 
spectionis fm größten Maße und im weiteſten Umfangez aber fie macht 
davon nue dba und dann Gebrauch, wo und warn ed Moth thut, oder 
falls fie dazu ſich beſonders aufgefordert findet. Das Parlament Enge 
lands iſt nicht nur der hoͤchſte Gefeggebungss, fondern auch zugleich der 
hoͤchſte Verwaltungskörper; es kann in lehterer @igenfhaft die Vorle⸗ 
gung aller Papiere, Verhandlungen, Protocolle, Actenftüde, Rechnun⸗ 
gen, welche bie Staatsverwaltung im Ganzen oder in einzelnen Theilen 
beteeffen, fordern, oder Ausfchäffe aus feiner Mitte zu deren Prüfung 
und Begutachtung beftellen und jeden Verwaltungszweig einer Unterfus 
dung unterwerfen. Es Bann Jeden in Perfon vor feinen Schranken ers 
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in fo vielen anderen Ländern, eine abgefchlofiene Gewalt mit einem 
zahlreichen Corps Agenten, wodurch und womit fie unmittelbar und 
bebeutungsvoll auf alle Theile der Gefellfchaft einwirkt; fie befteht im 
England eigentlich und hauptſaͤchlich lediglich in einem Anführen des 
durch die parlamentarifhe Geſetzgebung Angeordneten, Feftgeftellten und 
Beftimmten. Aber feibft bei der Ausführung des vom Parlament Vers 
ordneten befaffen fid) bie Männer, die an der Spige der Staatsver⸗ 
waltung fliehen, oder denen bie verfchlebenen Zweige derfelben anvertraut 
find, wie die Vorſtaͤnde der einzelnen Minifterialdepartements, felten 
und wenig mit dem Detail; fie überlaffen das meift Organen, Aucto⸗ 
ritäten, Gewalten, die von ihnen ganz unabhängig find, indem es 
überhaupt Grundfag der engliſchen Staatsverwaltung ift, Allee, wofür 
fi) Träger im Volke finden, diefen mit einem hohen Grade ſelbſtſtaͤn⸗ 
diger Tätigkeit anzuvertrauen. Dadurch wird eine Maffe von Vor—⸗ 
ſchriften, Gefegen, Infteuctionen und Einrichtungen unndthig, deren die 
Staatsverwaltung in anderen Rändern bedarf, um immerdar ihre Hände 
überall und allenthalben im Spiele haben und Alles leiten und contre» 
liren zu Binnen. 

Statt daß faſt allenthalben bei uns bieffeit des Canals jeden 
Mintel freier Volksrhätigkeit, wie Niebuhr ſich ausbrüdt, der Vor⸗ 
mundfchaft eines Syſtems befoldeter Staatödienee unterworfen iſt, 
berefcht jenfeit des Canals, in Albion, freie Selbſtwirkſamkeit der 
Saatsbürger in allen Kreifen des Öffentlichen Lebens. „So fieht man” 
— ruft der preußifche Dberpräfident v. Winde am Schluſſe feiner im 
Sabre 1815 in Berlin erfchienenen „Darftellung der inneren Verwal⸗ 
tung Großbritanniens” aus — „In völliger Oppofition mit dem von alls 
gewaltiger Auctorität (auf dem europdifhen Seftlande) feftgeftellten 
Grundfage: die Regierung müffe Alles für das Volk thun und 
nihts durch das Volk gefhehen laffen — im britifchen Inſelreiche 
nichts für das Voll, Alles durch dafjelbe gefchehen, und duch) 
daffelbe mehr gefchehen, als die regierende Gewalt in Schein und 
Wirklichkeit je irgendwo auszuführen vermochte. : Wenn in anderen 
Ländern von den Einfickten und ber Auctorität der Regierungen Alles. 
erwartet, Alles biefen überlaffen und übertragen wird, jede freie Wirk⸗ 
ſamkeit der Untertbanen ihnen mohl gar für Eingriff in die regierende 
Gewalt gilt: dann finden wir in England die gefammte öffentliche Ges 
(häftigkeit, mit unmerkliher Regierungseinwirktung, vom Wolke ausges 
übt.” As Folgen und Wirkungen diefes Verwaltungsſyſtems aber hebt 
eben dieſer preußifche hohe Staatsbeamte hervor, daß man, flatt der in 
fo vielen anderen europdifhen Ländern ſich darftellenden bürgerlichen 
Apathie, in allen Glaffen bes englifhen. Staatsgefellfchaftswefens bie 
Allgemeinheit eines gewiſſen praktifhen Verflandes, der Kenntniß von 
Rechten und Pflichten, der Local und Nationalkunde und vornehmlich), 
des lebendigen Sintereffes an Allem, was das Vaterland, das Wohl und 
den Ruhm der Nation angeht, antrifft, indem Jeder gewöhnt ift, hier⸗ 
mit fletd Alles und, was das Wichtigfte iſt, fich ſelbſt in Beziehung 
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zu bringen und immer ſich ſeiner Wuͤrde als ſelbſtſtaͤndiges Mitglieb 
des Ganzen bewußt zu bleiben. „Wer unparteiiſch vergleichen, bie 
Sache aus den Erfolgen erkennen will‘ — urtheilt ferner bee genannte 
hochgeachtete deutfche Stantemann — „ber muß das Zeugniß geben, baß 
dort in England mehr gefchehen ift, als hier bei uns; dort weniger ges 
fchrieben und gedruckt wird (über Regierungs⸗ und Verwaltungskunſt), 
aber Lebendiger gehandelt wirb; dort mehr reges fichtbares Kortfchreiten 
zum Nüslihen, Großen, Vortrefflichſten fi findet und weniger in 
Buchftaben und Kormen erflirbt. Und fo wird es immer fein und bleis 
ben, bie Regierungs« und Verwaltungsweiſe immer als die vorzüglis 
here ſich bewähren, melde die Menſchen am Wenigften den Drud der 
bürgerlichen Vereinigung empfinden Iäßt, melde für den Stautszweck 
nicht mehr Beſchraͤnkung, als eben Noch ift, erfordert und immer im 
I Bürger den Menfchen ehrt... Wo Jeder für feine nicht ſchwer gemadhs 
ten — fei es auch nur im Scheine — ſich felbft auferlegten Pflichten 
ich angenehmer Rechte zu erfreuen hat, da wird Jeder zufrieden fein 
und im Gefühl deß eigenen Wohlbefindens auch gern dem allgemeinen 
Beſten thätig dienen, da kann dieſes der Falten Indolenz des Egoismus 
nicht erliegen, da koͤnnen Sxheintugenden ſich nicht behaupten, Furcht 
und Ehrſucht den Geiſt der Gefege nicht vergiften.”‘ 

Je mehr man in der That das britifche Verwaltungsſyſtem mit 
Gruͤndlichkeit ſtudirt, defto mehr gibt es fih an den Tag, daß in dies 
fem fo diametraliter von dem In anderen Staaten unferes Welttheils 
verfchiedenen Spfteme des äffentlichen Adminiſtrationsweſens zu einem 
wefentlichen Theile die Urfüche zu ſuchen und zu finden ift, weshalb 
andere Völker vergeblich darnach ftreben, einen Grad der Freiheit zu ers 
reichen, dem vergleichbar, zu welchem das englifche Volk ſich erhoben 
hat. Der allgemeine Grundfag, der im britifhen Staatsverwaltungs⸗ 
ſyſteme prädominirt, die Zulafjung der Concurrenz ber Bürger zur Be⸗ 
forgung dee öffentlichen Angelegenheiten, kann auf alle ftaatsgefellfchafts 
liche Zuftände gefitteter Völker Anwendbarkeit finden. Denn unter als 
ln Voͤlkern, die nicht reine Despotie beberrfcht, ift, auch nad 
Binde’s Dafürhalten, eine ausgedehnte Theilnahme der Einwohner 
an- den oͤffentlichen Gefchäften möylih. „Wie es in England iſt,“ 
ſchreibt derſelbe, „koͤnnte es auch in anderen Staaten mit anderen Ber: 
faffungen fein. Die Fähigkeit eines Volks, Hffentlihe Gefchäfte zum 
eigenen und allgemeinen Beſten auszuüben, fegt allerdings allgemeine 
Eriftenz von praktiſchem Verftand und Nechtlichkeit, Vaterlandeliebe und 
Gemeingeift, Gewandtheit und Selbfiftindigfeit voraus, welche anfcheis 
nend erft Wirkung einer die Ordnung, Freiheit und Induſtrie beguͤnſti⸗ 
genden Verfaffung fen können; aber es ift eine tröftende Er: 
fahbrung, daß, fobald nur die nothmendigen Bedingun- 
gen gegeben find, die Sache bald wie von felbft Folgt, 
und daß die Menfchen, bei der ihnen faft überall eigenen Neigung für 
Öffentliche Gefchäfte, bald die Bähigkeit dazu erwerben, wenn man ihre 
freie Wirkſamkeit dabei nur nicht beſchraͤnkt. Wenn einzelne Beiſpiele 
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von ben an manchen Orten betriebenen Wohithätigkeitsanftalten uns zei⸗ 
gen, was ber freien Thätigkeit der Einwohner im Kleinen möglich iſt, 
dann dürfen wir an bem Erfolg im Größern nicht verzweifen, und 
wenn wir audy nody lange von dem erhabenen Vorbilde ber britifchen 
Vollkommenheit entfernt bleiben, weil einige andere ihrer wichtigen 
Grundlagen — ber hohe Wohlſtand und Unabhängigkeitsgeift, die oͤf⸗ 
fentliche Moralität und der hohe Gemeingeiſt — nicht alsbald in unfes 
er Gewalt ſtehen; fo iſt doch fchon der geringfte glückliche Anfang ein 
großer Gewinn.” Bon der Heilfamlelt einer Staatsverwaltungsweiſe 
nach englifhen Grundfägen wird man fi) um fo mehr überzeugen, 
wenn man erwägt, daß dieſes Verwaltungsſyſtem feit Jahrhunderten im 
Wefentlichen unverändert beflanden in England, und diefe® Land dabei 
immer fortgefchritten iſt zu größerer Macht und größerem Zlor. Es hat 
mit feinem lebendigen Gefchäftsgange dort nicht blos in früheren Zeits 
perioben einfacheren Gefellfhaftsorbnungen genügt, fondern auch für bie 
vermwideltern Verhältniffe und Intereffen ber gegenwärtigen, in dem ges 
werbreichftien Lande der Melt ausgereiht. Es bat ſich allen Graben 
und Stufen ber Eivilifation und Culture unter den verfchiedenartigften 
Himmelsfttihen in den zahlreichen britifhen Colonieen in allen Erdthei⸗ 
len, nad denen allenthalben diefe Verwaltungsform aus dem Mutters 
lande verpflanzt ward, angepaßt, und die norbamerilanifchen Freiſtaaten 
find mit demfelben zu einer Blüthe gelangt, welche die Welt in Erftaus 
nen fest. Die Erfahrung lehrt zugleich, daß e8 der Annahme mannig⸗ 
faltiger Mobatitdten fähig ifl, ohne dem Principe nah, worauf es bes 
ruht, wefentliche Veränderungen zu erleiden. Denn felbft in Großbris 
tanien bietet e8 DVerfchiedenheiten dar. Die dußeren Kormen, unter des 
nen es in Schottland auftritt, weichen in manchen Stüden von denen 
in England ab. MWebrigens ift das Princip, morauf das britifche Ads 
miniftrationsmwefen bafirt ift, urgermaniſch, und das Inſelreich hat 
blos einem günftigern Geſchick das Gluͤck von beffen Erhaltung zu vers 
banken gehabt; bei uns ift Alles, mas an frühere ftaatsbürgerliche 
Selbſtſtaͤndigkeit erinnerte, der monarchiſchen Allgewalt unterliegend, bie 
auf ſchwache Spuren untergegangen, unb das napoleonifche Zeitalter hat 
noch mehr dazu beigetragen, fie vollends zu verwifchen. In vielen deut⸗ 
fchen Ländern iſt man bis jegt wohl zu mehr oder weniger der Volks⸗ 
thuͤmlichkeit ſich anndhernden Verfaffungen gelangt, das Verwaltungs⸗⸗ 
ſyſtem aber ift leider noch feinem Princip nach unverändert geblieben. 
Die Folge ift dann gemwefen, bag man fi in den Erwartungen, welche 
man von dem Gluͤck, das jene bringen follten, gehegt, vielfältig ges 
täufcht gefehen hat. Auch mit freieren Gemeinbeordnungen mar unter 
ſolchen Umftänden nichts geholfen; fie mußten ihren Zweck größtentheile 
verfehlen, fo lange das Buͤrgerbevormundungs ſyſtem von Oben herab 
fortdauerte. Die Staatsregierung Tann namentlidy audy die Gontrole der 
Amtsgefchäftigkeit und Pflihtmäßigkeit ihrer Agenten hauptſaͤchlich dem 
Publicum überlaffen. Aber freilich würde ein ſolches Staatsverwal⸗ 
tungeſyſtem die Exiſtenz und das Walten von mancherlei Inftituten ers 
Staats sLerilon. XV. . 7 
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fordern, wodurch die ſtete Herrſchaft der Geſetze unter der Controle der 
Öffentlichen Meinung verbürgt wäre. Man follte denken, ben Fuͤrſten 
mit ihren oberften Raͤthen und Dienern müßte felbft daran gelegen fein, 
die Zahl ihrer Obliegenheiten vermindert zu fchen, eben um defto mehr 
Zeit und Muße zu gewinnen, ihrem eigentlichen Berufe deſto beffer 
nachlommen zu Eönnen. Die Staatsregierer wären dann von der Laft 
befreit, fi um fo viele Dinge befümmern zu müffen, bie ihnen un⸗ 
nuͤtz Stunden rauben, welche fie zur Erfüllung ihres hohen Berufs 
zweckmaͤßiger anwenden koͤnnten, und die Staatsbürger, zur felbfteigenen 
Verwaltung ihrer befonderen Jñtereſſen berufen, würden nicht nur eines 
Läftigen Gängelbandes los, fondern auch in den Stand gefett werden, 
ihre Sorge auf das wenden zu Finnen, was ihnen am Naͤchſten liegt, 
und fie werden richtiger zu beurtheilen und zu finden vermögen, was 
ihnen frommt, als irgend ein Megierer und Verwalter im entfernten 
Staatsmittelpuncte. 

Diejenigen, welche übrigens beforgen, das Kinheitsprincip im 
Staate werde gefährdet oder untergraben, wenn man ein Suftem ber 
Decentralifation in der Staatsverwaltung an die Stelle bes Spitems 
der Gentralifation fegen wollte, verwechfeln augenfällig die Begriffe von 
einer goupernementalen und von einer adbminiftrativen Gentra: 
lifation. Die erftere kann ſehr wohl ohne die Ießtere, welche blog bei 
einer vollsbevormundenden Vielregiererei aus Einem Mittelpuncte noth⸗ 
wendig iſt, beſtehen und ſie iſt im vollſten Maße ſelbſt in England 
vorhanden. Was die. Verwaltungsgeſchaͤfte in den mittleren und unte— 
ven Regionen des Staatsgeſellſchaftsweſens betrifft, fo ift dazu weder 
eine verhergegangene eigenthümliche Ausbildung für dieſelben noch Ge⸗ 
lehrſamkeit nothwendig, vielmehr hauptfächlich ein -gefunder praftifcher 
Menfchenverftan), der nicht auf Gymnaſien und Univerfitäten,, fondern 
im wirklichen Leben erworben wird. In einem Lande mit freien Inſti— 
tutionen hat Jeder mannigfaltige Gelegenheit, Bertigkeit in der Uebung 
von dergleichen Geſchaͤften zu erlangen, und e8 hat da nody nie an 
Männern gefehlt, die, ohne handwerksmaͤßig ſich dazu vorbereitet zu ha— 
ben, gefchidt waren, fie zu verfeben. Wo für das Verwaltungsfach 
im eigentlihen Sinne mehr verlangt wird, etwa vielfältige befondere po: 
fitive Kenntniffe ober lange fortgefegte Uebung im Dienfte: da kann 
man ficher fein, daB vermwidelte ſtaatsgeſellſchaftliche Verhaͤltniſſe daran 
Schuld find, die vornehmlich theils in einem gefünftelten Verwaltungs: 
mechanismus, theils in einer Gefeggebung, welche eine forglame Pflege 
und Aufrechthaltung verfaulter Snftitute, unnatürlicher Einrichtungen 
und abgeftorbener Formen ſich angelegen fein läßt, ihren Grund haben. 
Mo diefe Verhältniffe einfacher, naturgemäßer find, da mwirb man kei⸗ 
nes eigenen und befonderen Standes für die gewöhnlichen Verwaltungs: 
angelegenheiten in den niederen Sphären des finatsgefellfehaftlichen Le: 
bens bedürfen, am Menigften eines Eaftenartig von der Maſſe bes 
Volks abgefchloffenen. Gleichwohl würde man fich allenfalls eine oͤf— 
fentliche Verwaltung von Oben nad) Unten mittelft einer eigenen Claſſe 
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von Leuten, bie aus biefem Geſchaͤft ihren Ader und‘ Pflug machen, 
gefallen laſſen koͤnnen, wenn die Erfahrung gelehrt hätte, daB man auf 
diefe Weife die Garantie einer guten Verwaltung gewoͤnne. Leider iſt 
dies aber nicht der Kal. Denn mie wenig haben oft die Dlafregeln, 
die von einer die Fuͤhrung der Öffentlihen Gefchäfte als Fin ausfchließs 
liches Privilegum ſich vindichrenden Staatsbeamtenfhaft ausgingen, den 
Stempel der Staatsweisheit an fich getragen? Kann wohl die Mehrzahl 
der heutigen Staatsverwaltungsbeamten für viel mehr als blofe Rous 
tinters gelten, deren Hauptwiffen in Actenweisheit befteht? Vers 
rathen nicht ſelbſt folche, welche höhere, ja wohl gar die höchften Po⸗ 
fim in der Staatsbienerhierarchie bekieiden und die Verwaltung bis zu 
den Tiefen der Gefellfchaft zu leiten beftimmt find, nicht felten eine 
Sonoranz in den erften Örundlehren einer erleucdhteten Staatswirthſchaft, 
die den befremden, welcher mit der Wiſſenſchaft fortgefchritten tft? 
Wenn ein oder das andere Land in der neueren Zeit ruͤhmliche Forts 
ſchritte gemacht hat in der Gultur, in ber Induſtrie, im Wohlftande: 
dann läßt ſich manchmal eher behaupten, daß dies tro& des Beamten 
regiments gefchehen ift, als durch dafjelbe. Es kann aud wohl kaum 
fehlen, daß eine Glaffe, welche fi vom Volke abtrennt, um ein von 
demfelben gefondertes Kaftenleben zu führen, fich dem Leben der Ges 
ſammtheit entfremdet und daher in einfeitige, engherzige Anfichten über 
das, was dieſer frommt, verfällt. Nur zu leicht begegnet es einer im 
Abgefchloffenheit und Unabhängigkeit vom Molke beftehenden Beamten⸗ 
fhaft, ihr Kaftenintereffe mit dem Staateintereffe zu verwechfeln und 
hinter dem, was fidy im Volle regt und bewegt, zurüdzubleiben. Die 
Vervollkommnung eines jeden Geſchaͤfts leidet unvermeidlich bei befien 
monopoliftifher Betreibung. Die Induſtrie würde fi gewiß niemals 
fo vervollkommnet haben, tie in unferer Zeit geſchehen iſt, wenn fie 
immerdar in ben Händen von Bünften, Gilden und Innungen verblie⸗ 
ben wäre. Liegt die öffentliche Verwaltung in vielen modernen Stans 
ten fo fehr im Argen, dann iſt das eine leicht erklaͤrbare Erſcheinung, 
da deren Gefchäfte ſich feit mehr als hundert Jahren blos in Händen 
von Monopoliften befunden haben. Selbſt wenn ſich bei einer Beam⸗ 


tenfhaft, wie fie in den meiften neueren Staaten organifirt tft, auch 


flets der befte Wille, die größte Gewiffenhaftigkeit, der reinfte Dienfteis 
fer vorausfegen ließen, wuͤrde es nad) den eben angeftellten Betrachtuns 
gen mißlich erfcheinen müffen, ihr allein zu überlaffen, alles das für 
das Vol zu thun, mas fie für nuͤtzlich oder nöthig erachten mag. Das 
Volt wird immer ‚nur dann verfichert fein koͤnnen, daß feine Angelegens 
heiten gut und zwedimäßig beforgt werden, wenn es fie felbft beforgt 


ober duch Männer feiner Wahl und feines Vertrauens beforgen läßt. ' 


Die Erfahrung lehrt dagegen vielfältig, daß die Staatsbeamtenſchaft ih⸗ 
ter eigentlichen Beſtimmung eben nicht gar fehr nachzukommen pflegt, 
daß fie — wenn auch Vieles in Worten — menig oder vielleicht nichts 
in Werken für das Volk thut, fondern vielmehr ſtets geneigt und bes 
ſtrebt ift, vorzäglic Alles auf Koſten bes Volks für ni feroft zu thun. 
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Iſt das Eiement, welches ohne Theilnahme des Volks Alles fuͤr daſſelbe 
zu thun beſtimmt iſt, ein ihm fremdes, nicht zu ihm gehoͤriges, und 
beſteht ein zwiefacher Typus im Staate, dergeſtalt, daß die Claſſe der 
Regierenden und Verwaltenden als beſonderer Stand dem Volke gegen⸗ 
uͤderſteht, dann läßt ſich nach aller Erfahrung nicht darauf rechnen, 
daß auch nur Viel für das Volk gefchehe. Ueberdies kann es für die 
Ausprägung und Verwerthung ber menfchlichen Kräfte keineswegs ans 
gemefjen erfcheinen, daß den Menfchen ober dem Aggregat von Men: 
fhen, Volk genannt, viel von Außen her und ohne fein Zuthun darge⸗ 
reicht und zu Gute gethan werde." Politiker, welche die menſchliche Nas 
tur kennen, werden darum lieber hier dem Spruche: „Hilf dir felber, und 
Gott wird dir helfen,” in feinem richtigen Verftändniffe huldigen wollen. 
Je mehr von Oben herab verwaltet wird mit Zurüdweifung ber 
Mittheilnahme und Mitwirkung der Bürger, deſto mehr verfchmins 
det das organifche Lebendige im Staate und tritt an deſſen Stelle ein 
todter Mechanismus. Indem das organifche Gefeg in rein mecha⸗ 
nifhen Buchflabendienft, in dußere Beauffihtigung und blofe Beam⸗ 
tenwirthſchaft mit möglichft vervolllommneter hierarchifcher Controle aus⸗ 
‚artet, muß das fittlihe Verhaͤltniß zwifchen Negierenden und Regierten 
untergraben werden. Und was kann dem Volke eine noch fo kunſtreich 
geregelte Verwaltungsordnung, die aͤußerlich das Bild eines muſterhaf⸗ 
ten harmonifchen Ganzen darftelle — wie man 3. B. namentlid oft 
von der preußifchen hat rühmen hören — nügen, menn dabei von ihm 
begehrt wird, daß es ein ihm fo theures Gut wie die Freiheit derfelben 
zum Opfer bringe? Alles, was in biefer Beziehung Vollendetes von 
monardhifcher Organifationskunft im neueren Europa geleiftet ward, 
fieht man bei Weitem in China übertroffen, wiewohl unfere Machtha> 
ber mit ihren mechanifchen Kunftftüden in Regierung und Verwaltung 
ſich weit politifch aufgeklaͤrter und kluͤger duͤnken mögen, als die Geſetz⸗ 
geber des himmlifchen Reiche. Das Volk fcheint es indeſſen bei ung 
nachgerade müde zu werden, ſich für und für von feinen Vormuͤndern 
auf eine felbftfüchtige Weife zu eigennügigen Zweden ausgebeutet, ſich 
nur als Mittel zur Herbeifhaffung aller Lebensgenüffe für die herr⸗ 
ſchende Claſſe und dabei noch obendrein von dieſer nicht felten mit Ka- 
ftenhochmuthe behandelt zu erbliden. Allgemein wird heut zu Tage 
das Bedürfniß, den fchleppenden Gang ber Mafchine, wozu das Gens 
tralifationsfpftem und die Beamtenwelt den Staat gemacht haben, zu 
erleichtern, nicht mehr blos gefühlt, fondern auch ausgefprohen Man 
ruft nach Abkürzung der eben fo verwickelten als weitfchweifigen Geſchaͤfts⸗ 
gänge der Behörden, der zeitraubenden Controlen, deren Nuslofigkeit 
die Erfahrung längft erwiefen hat; nad) Abfchaffung der vielen beengen- 
den und doch mwirkungslofen mechanifhen Beſchraͤnkungen und Foͤrm⸗ 
lichkeiten, die vom Geiſte des Mißtrauens bdictirt find, wodurch das 
Staatsleben vergiftet wird, und die Ihren Zweck doch bergeftalt verfehlen, 
daß fie gerade das herbeiführen können, was man verhüten wollte. 
Auch vom finanziellen Gefichtöpuncte aus betrachtet, Tündigt fi 
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eine Reductlon des zahlreichen und noch fort und fort zahlreicher zu 
werden drohenden Staatsdienerheeres von zu Tag als dringender 
geboten an, deſſen ſtete Verniehrung eine natuͤrliche Folge der Entwicke⸗ 
lung des in den meiſten europaͤiſchen Staaten beſtehenden Verwaltungs⸗ 
foftems iſt. Denn die Unterhaltung deſſelben iſt neben der der ſtehen⸗ 
den Armeen, deren Größe mit den Hülfsquellen der Länder oft in kei⸗ 
nem Verhaͤltniſſe ſich befindet, eine ber ſchwerſten Bürden, welche auf 
ben modernen civilifirten Völkern laſtet. Gleichwohl werden wefentliche 
nachhaltige Reformen auch in dieſer Dinficht allegeit nichts weiter als 
pia desideria biriben, fo lange jenes Spftem der Staatöverwaltung 
feinen Einfluß zu üben fortfährt. Solchergeſtalt führt gerade bie weis 
tere Ausbildung diefes Spftems eine flet zunehmende Vergrößerung 
des freſſenden Uebels herbei, und das Staatsbeamteninftitut wird immer 
Loftfpieliger und ſchon dadurch für das Volk immer brüdender, je mehr 
man baffelbe zu vervolllommnen trachtet. 
Das Streben aufgeflärter Politiker, bie es mit den Voͤlkern red⸗ 
lich meinen, ift darum auf bie Erzielung eines Staatsgeſellſchaftsweſens 
gerichtet, das, flatt auf eine mechanifhe Weiſe, auf eine organifche zus 
fammengehalten und in Bewegung gefegt werde. Ein ſolches bedarf 
weder, einer möglichft großen Concentrirung der Öffentlichen Verwaltungss 
gefchäfte ins Mittelpuncte des Staats, um Alles, was bdefien Zweck ift, 
von Oben herab dirigiren zu Finnen, noch einer Beamtenhierardhie in 
vielem Abftufungen, um in allen flaatsgefellfchaftlichen Kreifen bis zu 
ben unterften herab zu wirken. Bei einem organifchen Verwaltungsſy⸗ 
fleme wird ber Staatskoͤrper, wie ber menfchliche, als ein wirklicher Or⸗ 
ganismus behandelt, der ſchon im fich felbft Leben und Bewegung bat 
und aus einer Menge Beinerer Organe befteht, die wieder ihr eigen⸗ 
thuͤmliches Leben und ihre befondere Bewegung haben. Diefes Eigens 
thuͤmliche und Beſondere foll daher nady ben Grundfägen diefes Syſtems 
keineswegs, wie in dem mechanifchen Verwaltungsſyſteme, geftört und 
unterbricht werden, um Alles zu nivelliren und zu uniformiten, viel 
mehr foll es erhalten, und nur darauf gefehen werden, daß es mit dem 
Leben und ber Bewegung bed Sanzen im: Einflange bleibe. Statt eis 
ner Volksbevogtung durch die Regiexungsgewalt, wodurch der Staut zu 
einer Art Zwangsanftalt und Zuchthaus wird, hat man da, 100 orga= 
nifche Kräfte ſtatt mechanifcher in der Staatsgefellfchaft wirken, den ors 
ganiſchen Einfluß eines durch Freiheit ‚gekräftigten Volks auf die Mes 
gierung. Allein die Fürften find um fo geneigter, den Einflüfterungen 
ihrer blos pro domo fechtenden Diener das Ohr zu leihen, als fie es 
zu lieben pflegen, daß möglichft Alles durch fie gehe, und Alles wie eine 
von Oben als Gnade fließende Wohlthat gefchehe. „Auch ift es freilich. ' 
leichter — bemerkt Rehberg in f. Schrift „über die Staatsverwals 
tung beutfcher Staaten” (S.26) — wenn mit einem Drud von Oben 
herab alle Faͤden der Verwaltung durch den ganzen Staat gleichförmig 
angezogen werden koͤnnen; aber wirb deswegen auch Alles beffer ausges 
führt, wenn nur das Mechanifche ber Verwaltung in Uebereinftimmung 
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geſetzt iſt, als wenn die ganze Sinnesart der Unterthanen mitwirkt?“ 
Es iſt ein Irrwahn, ſtatt den Thronen ein unerſchuͤtterliches organi⸗ 
ſches Fundament kraͤftiger, mit freien Staatsbuͤrgerrechten ausgeſtatteter 
Voͤlker zu verleihen, in einem kuͤnſtlichen Beamtenmechanismus Sicher⸗ 
heit fuͤr eine truͤgeriſche Unumſchraͤnktheit der Fuͤrſtenſchaft zu ſuchen. 
Aber aus Scheu, einigen ſcheinbaren Rechten zu entſagen, die doch in 
der That nur jenem Beamtenmechanismus zu Gute kommen, ſieht 
man es oft verſaͤumen, dem Herrſchaftsgebaͤude eine geſunde Grundlage 
zu verſchaffen, und zieht es vor, eine ſolche fortbeſtehen zu laſſen, deren 
morſche Verwitterung man dann vielleicht in Tagen der Gefahr zu ſpaͤt 
erkennen wird. Dabei faͤhrt man fort, waͤhrend man hartnaͤckig die 
Augen verſchließt den klaren Forderungen der Zeit, zu ſchoͤnen, ſal⸗ 
bungsvollen chriſtlichen Phraſen, an denen es einer heuchleriſchen Staats⸗ 
kunſt nie gefehlt, um mit den Voͤlkern Komoͤdie zu ſpielen, Zuflucht zu 
nehmen, damit das bisher befolgte Syſtem wenigſtens ſcheinbar beſchoͤ⸗ 
nigt erſcheine; aber wir leben in einer Epoche, wo man ſich nicht ſo 
leicht mehr auf dieſe Weiſe taͤuſchen laͤßt. 

Genauer unterſucht, iſt indeſſen die Alleinreglerung des Fuͤrſten in ber 
Theorie der abſoluten Monarchie eigentlich nichts weiter als eine politiſche 
Fiction; denn in der Wirklichkeit bedarf er zur Realiſirung jener eines 
Corps Agenten, die ihm dabei behülflicy find, und denen er die zur Bes 
thätigung des Grundfages, daß Alles von Oben herab gethan werden 
fol, die hierauf bezüglichen Gefchäfte übermeifen muß. Es kann ge: 
ſchehen, daß der Monarch felber zum Werkzeug feiner Agenten wird. 
Es hat abfolute Monarchieen gegeben, in denen fih die Staatsbeam⸗ 
tenfchaft zu einer Ariftofratie erhoben hatte, al8 deren Haupt der Mon: 
ach Feine viel beſſere Rolle fpielte, als weiland ein venetianifcher Doge. 
Das Uebelfte ift aber, wenn ein Fuͤrſt, um diefem zu entgehen, eifer- 
füchtig auf feine Machtvolllommenheit, diefe oft dadurch am Deutlich: 
ften an den Zag zu legen fucht, daß er gerade auf das Entgegengefegte 
deffen befteht, morauf feine NRäthe antragen oder was fie vorfchlagen 
mögen. Alsdann. können felbft die einfihtsvollften und patriotifcheiten 
Stantsbehörden zu nichts nüßen. Ein monarchiſcher Negent der Art, 
von dem Eleinlihen Gefihtspuncte ausgehend, daß er feine Macht 
überall und bei jeder Gelegenheit zeigen müffe, und diefelbe am Beften 
offendare durch abfchlägliche Entfcheidungen, iſt nur zu geneigt, eben 
blos, um feine Gewalt zu zeigen, das Umgekehrte von dem zu beſchlie⸗ 
fen. was von ben verfaffungsmäßigen Auctoritäten ihm proponirt wird. 
Befonders in Eleineren Staaten zeigt fih darum das Bevormundungs: 
foftem von Oben herab bei einem fchlecht gearteten Fuͤrſten baͤufig eben 
- fo drüdend als unheilbringend. Man muß daffelbe in der Nähe beob⸗ 
achtet und in der Mirklichkeit in concreto fennen gelernt haben, um 
eine Borfiellung von allen den Ungereimtheiten zu haben, die ed im 
Gefolge mit fih führt. Aber auch felbft in einem größeren Staate und 
unter einem felbftregierenden Fürften von der ausgezeichneteften Regen: 
tenfähigkeit und Züchtigfeit, wie z. B. unter einem Friedrich II. in Preu⸗ 
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ßen, kann dieſes Syſtem, wie die Geſchichte lehrt, nicht ſelten zu den 
verkehrteſten Maßregeln führen. 


Wenn je ein monarchiſcher Herrſcher im neueren Europa vorzuͤglich 


geſchickt und befaͤhigt erſchien, das Volksbevormundungsſpſtem, mit ei⸗ 


ner Regierung und Verwaltung des ganzen Staats aus Einem Mittel⸗ 
puncte, in Credit bringen zu koͤnnen, ſo war es gewiß Preußens Fried⸗ 

rich II., ein Koͤnig, der Regententugenden beſaß, die ihm neben dem 
Epithet des Großen, das des Einzigen in der Geſchichte erwarben. 
Mit ihm ſah man einmal wieder einen Philofophen auf einem Thron 
fteigen,, was feit den Zeiten der Antonine kaum in unferm Erbtheile ers 
lebt worden war. Denn philofophifcher Geift laͤßt ſich einem Fürften 
fiherlich nicht abfprechen, der fo philoſophiſch wie er feiner Stellung 
und Beltimmung fein Nachdenken gewidmet — eine feltene Erſchei⸗ 
nung, zumal bei einem zum Throne geborenen Megenten. Bon diefem 
großen Preußenkönige warb das fragliche Syſtem nach dem Ideale, 
welches er ſich in ſeinen Gedanken vom Koͤnigthum entworfen, ausge⸗ 
bildet und moͤglichſt verwirklicht. Der Staat war nach ſeiner Anficht 
am Paſſendſten einem Uhrwerke zu vergleichen, in welchem der Regent 


LA 


bie treibende Feder vorſtellt, und der Fuͤrſt follte den unveränderlihen 


Mittelpunct darftellen, in welchem alle Linien des politifchen Kreifes zu⸗ 
fammentreffen. ° Und an den Zräger der Fuͤrſtenſchaft ftellte er die For⸗ 
berung, daß er im ganzen Sinne des Worts Monarch, d. h. Selbſt⸗ 
berrfcher ſei; das allfehende Auge, der allgegenmwärtige und allmädhtige 
Arm, fo- weit das bei einem Erdenfohne möglich ifl. In Gemdpheit 
dDiefes Ideengangs mußte er zu einem in der Perfon des Fuͤrſten con 
centrirten abfoluten Bevormunbungsregiment geführt werden, und Fried⸗ 
rich's Regierung war denn auch eine Gabinetsregierung im eigentlichen 
Sinne des Worts, bei der er fih, ohne Vermittelung irgend einer Be⸗ 
börde oder einer andern Gewalt, die Entfcheidung aller sffentlihen Ans 
gelegenheiten von einiger Erheblichkeit und Wichtigkeit in letzter Inſtanz 
vorbehalten hatte. Es haftet aber an diner foldhen Regierungsart, 
auch wenn ein fo großer und umfaſſender Geift, wie Sriedrih mar, mit 
feinem Adlerblick ihren Mittelpunct bildet, das unvermeidliche Gebres 
hen, daß dem Stantsregenten Vieles, was feine Aufficht erheifcht, uns 
betannt bleibt, fo daß viel des Guten nicht gefchehen und viel bes 
Schlechten befichen und fortwurzeln Fann ; und wenn felbft der große 
Sriedrich bei der Handhabung diefes Spftems fo mannigfaltige Miß⸗ 
ariffe beging, mie viel mehr muß dies bei Fuͤrſten der Fall ſein, die 


feine Friedriche ſind! Und vollends, wie zeigte ſich die hohe Kraft des 


Volks 1806? Indeſſen laͤßt ſich von Friedrich's Regierungs⸗ und Ver: 
waltungsweiſe ſagen, daß ſie wenigſtens mit dem Geiſte der Zeit, worin 
er lebte, nicht im Widerſpruch, und der Culturſtufe, auf welcher ſein 
Volk ſtand, nicht unangemeſſen erſchien; daß ſie vielmehr mit den da⸗ 
mals herrſchenden politiſchen Ideen, den ſtaatsrechtlichen Theorieen und 
den Doctrinen der Staatsgelehrten im Einklang ſich befand, ſo wie die 
oͤffentliche Meinung fuͤr ſich hatte; kurz, daß ſeine ganze Art und Weiſe 
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zu regieren und zu verwalten, ſich ben Zeitgenoffen im Lichte ber Zweck⸗ 
maͤßigkeit darflellte und völlig den Stempel ber Zeitgemäßhelt an fich 
- teug. Ein fo großer Geift und Regent, wie Friedrich, aber würde ge: 
wiß, wenn ex in ber jegigen Zeitperiode ben Thron beftiegen, ein Sy⸗ 
ftem der Staatsregierung und Verwaltung befolgen, fehr verfchieden von 
dem, welches er in der feinigen befolgt hatte. Ein monardhifcher Macht» 
baber heutigen Tages, der Friedrich nachahmen wollte, müßte vor Al⸗ 
lem barauf bedacht fein, Regierung und Verwaltung im Staate zeitges' 
mäß einzurichten und in feiner Zeit der Vorderſte und Erſte zu fein, 
ganz fo, mie jener große König in feinem Zeitalter. Ein König unfe- 
tee Tage, der feine Ehre und feinen Ruhm darein ſetzte, von der Nach⸗ 
welt neben Friedrich dem Großen genannt, mit ihm verglichen zu wer⸗ 
ben, würde duch Thaten und Handlungen zu zeigen haben, daß befien 
Geiſt ihm Inmohnte in ihm lebte und wiederauferftanden ſei. Dies 
aber koͤnnte er am Beſten dadurch beweiſen, daß er ein Herrfcher im 
Seifte feiner Zeit und nicht in dem der Vergangenheit wäre Die Res 
gentenweisheit der Fuͤrſten offenbart fi) am Deutlichflen darin, wenn 
fie durch ihre Maßregeln an ben Tag geben, daß fie ihre Zeit kennen 
und begreifen. Ein König, zumal der Jegtzeit, wenn er von der Mo⸗ 
- tur geiflig auch noch fo ſchoͤn ausgeftattet wäre und von dem, was bie 
Franzoſen esprit nennen, noch fo viel befäße, wuͤrde Unweisheit verra- 
then, die ihn Leicht auf Irrwege führen koͤnnte, wenn er in feiner Pos 
litik ſich von Ideen ber Vorzeit leiten ließe, die feinen Beſtrebungen 
eine unzeitmäßige Richtung verliehen. Kine Centralifirung der geſamm⸗ 
ten Staatsverwaltungsgefhhichte Im Staatsmittelpuncte, d. h. in der 
Monarchie, in der phufifhen Perfon bes zeitigen Monarchen, mit einer 
Alles bevormundenden Wielregiererei mittelft eines eigenen, von der 
Maſſe der Regierten abgefonderten Beamtenftandes und dem praͤdomi⸗ 
nirenden .Princip: Alles für das Volk, allein: nichts durch daſſelbe — 
würde in unferen Tagen wohl das unzeitgemäßefte Syſtem fein, welr 
ches ein Fuͤrſt ergreifen koͤnnte. Vergeblich möchte ein König unferer 
Zeit, ber biefen Weg einfchlüge, hoffen dürfen, ein ruhmmürdiges Ans 
denken feiner Regierung den Nachkommen zu hinterlaffen. Ein That⸗ 
kraft und Genie in ſich fühlender Fürft in einem Zeitalter vorgefchritte: 
ner Cultur und Aufklärung wird, wenn er wahrhaft weiſe ift, feinen 
Ruhm vielmehr darin fuchen, durch feinen Einfluß auf ein felbithan- 
delndes Volk die Seele deffen zu fein, was gefchieht, und gerade, je 
mehr er bemüht ift, das Voll durch Erweckung von Selbſtbewußtſein 
und Selbfichätigkeit zu heben, wird er daſſelbe für fich begeiftern. 
Murharb. 
- Staatsweisheit und Staatöwiffenfhaft, f. Staat 
und Syftem. 
Staatswohl, f. Sefammtmwohl. 
Staatszwed, B.1. ©. 23. B. XV, ©. 35 u. 57. 
Städte, ftadtifhe VBerfaffung, ihre Entflehung 
und Wirkung und ihre jegige Aufgabein Deutfhland.— 
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Das Leben in Städten erweckt, vereinigt und ſchuͤtzt die höheren Beſtre⸗ 
bungen, Gewerbe, Handel, die Civilifation überhaupt ungleich mehr nicht 
blos als eine herumziehende Lebensweife, fondern auch als das Wohs 
nen auf bem Lande, in offenen und Eleineren Orten, in zerftreut lie⸗ 
genden Höfen und Burgen. Der Menſch wird nur durch den innigen 
Verein mit feinen Mitmenfchen ſtark und gebildet. Das flädtifche Les 
ben bezeichnet und fordert daher eine höhere Culturftufe der Voͤlker. 
(S. oben ©. 43.) Vorzüglich fieht man alsdann Städte die Cultur 
retten und fördern, wenn, wie im alten Griechenland und Stalien unb 
in Deutfchland zur Zeit des Kauflrechts, einfachere frühere Naturzus 
ftände ſich auflöfen und fauftrechtlihe Räuber und Haͤuptlinge Sort 
und Land und bie gemeine Freiheit mit allgemeiner Verwuͤſtung ober 
Unterdrüdung bedrohen. Dann erſt entfieht durch die ftädtifche Vils - 
dung bewußte Freiheit und freie Verfaſſung. Wer mag es leugnens 
daß namentlich die germanifchen Völker, daß vor allen unfer Deutfch, 
land den Städten Schug gegen bie rohe fauftrechtliche und Feudalges 
walt und Anardie, daß es ihnen Handel, Gewerbe, Givilifation, 
Blüthe und Wohlftand, ja die Rettung und die Ausbildung flaatsbürs 
gerlicher und repräfentativer Freiheit und Verfaffung und felbft die der 
Staatsidee verdankte! Eine dreifache Vergleihung läßt uns die Aus⸗ 
bildung der germanifchen ftädtifhen Verhaͤltniſſe als beſonders glücklich 
ertennen, die Vergleihung nämlich mit ben Städten bes alten Gries 
chenlands und Staliens; die Vergleihung mit den Städten ber flavis 
fhen Völker; endlich bie Vergleihung der deutfchen Städte und der 
durch fie bewirkten Verbefjerungen mit den beutfchen Zuftänden bei ihs 
vem Entſtehen. Die alten italifchen und griechiſchen Städte behnten 
ihr flädtifches Freiheitsrecht und ihre Macht zu weit aus, die flavifchen 
machten fidy nicht frei genug. Beide begründeten und fchüsten nicht 
die Nationalfreiheit. Die griechifhen und italifhen Städte, von dies 
fen zulegt Rom, trennten fi) von der Einheit und Freiheit ihrer 
Volksſtaͤmme, machten ſich fouverän , verjagten die Könige, unterdrüds 
tem die Landbemohner, machten fie zu abhängigen, hörigen und ſkla⸗ 
vifch behandelten Heloten und Provinzialn. So entitanden bloſe 
Stadtfiaaten, die ganze Freiheit und Nationalfelbfiftändigkeit bes 
ſchraͤnkte fi) auf dieſe einzelnen Puncte und ging unter, als die herr⸗ 
fchende Etadebürgerfchaft durch die Derderbniffe des Herrſchens, Genies 
Gens und Unterbrüdens felbft in Verderbniß und Kraftlofigkeit verfant 
und nun nicht durch die frifche Kraft freier unverborbener Landbürger 
gerettet und verjüngt werben konnte. Die flavifchen Städte aber wuß⸗ 
ten fid) nicht aus ber gutsherrlichen Hörigkeit oder LXeibeigenfchaft der 
Sürften und Lanbabelihen zu befreien. Sie erkämpften nicht bie 
Theilnahme an der allgemeinen flaatsbürgerlichen und reichsſtaͤndi⸗ 
{hen Sreiheit ihrer Nation. Sie Eonnten baher dieſelbe auch nicht aus⸗ 
bilden und fhügen. Go verfant Rußland zuerft in auswärtige tata⸗ 
rifche Unterjochung, dans in allgemeine innere Knechtſchaft, Polen in 
Anarchie und von biefer in bie auswärtige Unterbrüädung. Der Zus 
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ftand des deutſchen Vaterlandes zur Zeit der Entwickelung der Staͤdte 
im zehnten Jahrhunderte wurde oben (B. IV. S. 296) geſchildert. Das 
ſcheußlichſte Fauſtrecht hatte die alte Volksfreiheit und Gauverfaſſung, 
überhaupt ben Staat beinahe aufgelöft. Sie ſchienen mit gänzlichem 
Untergange bebroht. 

Wie entſtand nun jege diefe in jeder Hinſi cht ſo gluͤcklich germani⸗ 
ſche Staͤdtebildung, wie entſtanden namentlich in unſerem Deutſchland, 
deffen Söhne noch lange nach Tacitus' Zeiten dem ſtaͤdtiſchen Leben 
ſo gaͤnzlich abhold waren, unſere Tauſende bluͤhender Staͤdte, deren 
kraͤftige Freiheit, deren großartigen Handel und Reichthum und deren 
kriegeriſche Kraft die fremden Nationen bewunderten, ein Macchia⸗ 
velli, ein Aeneas Sylvius mit Begeiſterung ſchilderten, die in 
ihren Staͤdtebuͤndniſſen die Meere und den Welthandel beherrſchten und 
Koͤnige zittern machten, und die dennoch ſich von ihrer Nation, von 
ihrem Vaterlande und feinen Fürften nicht trennten, ihre Mitbürger 
nicht unterdrüdten? Jene germanifche ‚Städtefreiheit wurde vielmehr 
dem großen Gefammitvaterlande nur Vorbild der Freiheit und der Abſchuͤt⸗ 
telung des Feudalismus und half ihm durch ‚Eintritt in die Land⸗ und 
Reichsſtandſchaft die Grumdfäge allgemeiner flaatsbürgerlicher Freiheit 
und durch die Uebertragung der Staatsidee von ihren kleineren Gemein: 
weſen auf das große Ganze diefe große dee auszubilden und zu errin⸗ 
gen. Ohne diefe Städtefreiheit hätte nimmer eine britifcdye Staatsver⸗ 
faffung fich ausgebildet, mürde auch die deutfche fi) nimmermehr aus: 
bilden. 

Offenbar wirkten bei der Ausbildung der beutfchen Städte und 
ihres glüdlickeren inneren und äußeren Verhältniffes zum Nationalleben 
jene drei Elemente, deren Verfchmelzung überhaupt die Grundlage 
unferes ganzen Gulturlebens bildet (oben Bd. IV. ©. 294 und 335), 
vortheilhaft zufammen. Sch meine den Einfluß der Grundfäge und 
BVerhältniffe 1) des Chriftentbums und der riftlihen Kirche; 2) den 
des claſſiſchen Alterthums, zunaͤchſt den des römifchen Rechts; und 
endlich 3) den der germanifchen Grundfäge, Gefinnungen und Eintidy: 
tungen. 

1) Die Entftehung, fo wie fhon der Name der altdeutfchen 
Städte und des Stadtrehts, Weihbild, Weichbildsrecht, fommen 
von Einrichtungen und Entwidelungen her, welche gerade in den Zei: 
ten der roheften fauftrechtlichen und feudalen Anarchie und Despotie die 
chriſtlichen Bifhöfe für ihre Bisthumsfige begründeten, Mit 
heiligen Proceffionen und Weihungen wurde jegt eine Grenze um das 
Gebiet Ddiefer Weongee gezogen und daſſelbe unter den Schutz des 
Ortsheiligen und eines Gottes-Friedens, heiligen oder Weich-Frie— 
dens *) geſtellt, und des Schutzheiligen geweihtes, heiliges oder 
Weich-⸗Bild (von weihen, sanctus) und vier Kreuze an den Grenzen 
aufgeftellt. Diefes Weichbild gab nun felbft dem neuen Stadtgebiete 
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und feinem entftehenben befonderen Frieden und Stadtrecht, dem Weiche , 
bitdeecht den Namen *), In diefem geweihten beftiedeten Sige des 
Kirchenfürften, der Hauptkirchen und ber vorzüglichften religiöfen Bildungs⸗ 
anftalten, der Kiöfter und. Klofterfchulen, entftand, nun ein Schug gegers 
das rohe Fauſtrecht. Derfelbe wurde begründet buch religisfe Scheu , 
durch den Gottesfrieden, welchen das geiftliche Gericht des Bifchofi $ 
verbürgte, ferner bucch die Befefligungen , welche fo tie bie bifchöflich e 
Burg, fo auch bie übrige Vila und fchon früher alle roͤmi⸗ 
fhen Städte (civitates), in welchen bie Bisthumsfige meift warena, 
umzogen, enblich durch unterftügendes koͤnigliches Privilegtum. Die K ds 
nige verliehen nämlih im 10. Jahrhunderte diefen VBischumefigen ei ne 
vollfiändbige Immunität über das ganze Weichbild **), 
das heißt, fie fchloffen die damals größtentheils räuberifche und vollis« 
bedrüdende Gewalt der Beamten von biefen Orten gänzli aus und 
gaben dem Biſchof alle richterlihe und Kriegsdienſtgewalt. Diefe hritte 
derfelbe alfo jegt nicht blos über feine Hörigen und Dienfimannen, bie, 
wenn fie die im Weichbild gelegene Burg zu vertheidigen hatten, Bıiars 
genfes bießen, fo wie über die Freien, die fih nah Hofre ht 
dem Biſchof hinterfäffig gemacht hatten, fondern auch über alle Frerien, 
bie im Weichbild wohnten und in baffelbe zogen oder als Ausbtirger 
fi) an daffelbe anſchloſſen. Und zwar vereinigte er jest feine Hof⸗ 
leute und bie Freien in dem Gericht feines Vogts und Schultheißen. 
Die Freien mußten auch mit den Hofleuten und mit den bifchäflichen 
Dienftleuten gemeinſchaftlich ihr Weichbild gegen ben fauſtrech tlichen 
Frevel fhügen. So verfehmolzen alle immer mehr zu Einer Esſchutz⸗ 
und Wehrgenoffenfhaft oder Gefammtbürgfhaft, zu einer einzigen 
Gemeinde Sie waren verbunden durch denfelben Gerichtss 
und Schusheren, durch die Immunität oder das Meichbildsredgt und 
durch den Schugheiligen und feinen religiöfen Schug und durch heiligen 
Genoſſenſchaftseid. Wenn gleich verfchiedene Rechtsverhaͤltniſſe unter 
den verfchtedenen Claſſen der Bewohner beftanden hatten, fo verſchwand 
almälig diefe Verſchiedenheit. Vollends hörte fie auf für die, welche 
fhon jegt eine Serichtsgemeinde bildeten. Denn Gleichheit des (Berichts 
gab in Deutfchland früher Gleichheit des Rechts. Es wurden bie 
Freien ſchon durdy die bezeichneten Verhältniffe den feudalen Schutz⸗ ober 
Hofleuten und Dienftleuten des Biſchofs fehr angemiher. Sie mußten - 
Pflichten ber Hofs und Dienftleute mit übernehmen. Die Hof⸗ und 
Dienftleute aber näherten ſich natuͤrlich noch mehr den neuen freleren 
Schutzgenoſſen und ihren vartheilhafteren Verhäftniffen. Die Biſchdfe 


9 ©. Eihhorn’s vortrefflihe Abhandlung über den Urfprung 
der ſtaͤdtiſchen Berfaffung in der Zeitſchrift für geſchichtliche 
a wiffenfäaft Bd. I. ©. 147 ff. und feine Rechtsgeſchichte 
. 22* 2 


**) Auf dem eigenthümlichen Grund und Boden hatte von jeher der 
Biſchof wie jeder Freie eine beſchraͤnkte Immunität in Beziehung auf 
ale Hinterfaffen (oben Bd. J. &. 299.) 


-_ 





N} - 


108 Städte, ftädtifche Berfaffung. 

ſelbſt Hatten In Ihrem Intereſſe ben Proceß ber Steichflellung ber Bes 
wohner ihres MWeichbilds oder Mundats begonnen, -den Freien ihr Gras 
fengericht genommen, fie zum Theil unter Hofrecht geftellt. Die Bes 
wohner festen jetzt ihrerfeits das Streben nach Gleichheit fort und 
brachten endlich die Rechte der Kreien zum allgemeinen Sieg. Diefes 
war um fo mehr ber Fall, ba bie chriftliche Religion und Kirche und 
der Geiſt ihrer befferen Diener ber Rohheit und Härte der frengeren 
Hoͤrigkeit und vollends der Leibeigenfchaft entgegenwirkten. Oftmals kauf⸗ 
ten fie felbft Leibeigene frei, ohne Bedenken nahmen fie auch in gänzlis 
dem Gegenfag mit dem Feubalariftofratismus Hörige und Leibeigne in 
ihre höchften geiftlichen Würden auf. Auch bie natürlichen verfchiedenen 
Abtheilungen ber Handwerker, welche bamals dem Stande ber Hörigen 
angehörten, wurden unter milderes Hofrecht geftellt und. unter befondes 
ren Schußheiligen zu gefchügteren Innungen vereinigt, So wurde den 
Städten die Ehre, der ganzen Nation in Austilgung. allee Sklaverei, 
Leibeigenſchaft und Hörigkeit voranzugehen, fo daß fpäter fchon das 
Berweilen auf ihrem Gebiet biefe Makel ausfilgte. Fortdauernd wohl⸗ 
thätig, ſchuͤtzend, heiligend und begeifteend aber wirkten aud) noch in den 
fpäreren ftädtifchen Gemeinwefen die Religion und Kirche. Unter ihrem 
Einfluffe und aus frommer Begeifterung entwidelten ſich bei heranwach⸗ 
fender Freiheit und Macht und Bluͤthe In den Städten die chriftliche 
Kunst, die herrlihen Dome, die chriftlihe Malerei und Bildhauerkunft, 
die Kirchenmuſik und die religidfen Schaufpiele. Ahr mohlthätiger Eins 
flug mehrte die Kraft der Bürgerfchaft und verhinderte die rohen Aus: 
wuͤchſe und Verderbniſſe von Reihthum, Freiheit und Macht, welchen 
die Sitaͤdte des Alterthums zulegt erlagen. 

Jenes Smmunitätsrecht oder das alte MWeichbildsrecht der geiftli: 
hen Staͤdte, die daffelbe fih ſaͤmmtlich ſchon im 10. Sahrhundert ers 
warben (Ad, Brem. II, 1), übertrugen die Kaifer zunaͤchſt auf ihre Eds 
niglihen Sige, auf die Eöniglihen Städte. Später aber ging es mit 
weiterer Ausbildung zum völligen Stadtrecht auch auf landesherrliche 
alte Drte oder Villen und auf neu gegründete Städte über. Unter 
Heinrih dem Vogler machte die Zucht vor Plünderung und 
Mord ber herumfchwärmenden Ungarn, e8 machte fortdauernd die Furcht 
vor dem Fauſtrecht der Seudalherren bie ftädtifhen Befefligungen, 
Mauern, Wälle und Gräben zum dringenden Beduͤrfniß. Das Weich⸗ 
bitdsrecht murde mehr und mehr auf fie übergetragen, und fo mehrten fi) 
die flädtifchen Veſten der Freiheit und -Civilifation. 

2) Nicht weniger wefentlich aber wirkte für die Ausbildung ber 
germanifchen Städte und ihrer vollen Freiheit bag claffifch -alter- 
tbümlihe Element, zunähft das römifhe Recht. Freilich 
wurde biefes roͤmiſche Recht fpäter ein Fluch für die deutſche Nation, 
als durch die grundverkehrte unmittelbare Einführung fremder 
Nechtsbücher in fremder Sprache und durch Anwendung vorzugs- 
‚weife ber Verunftaltungen bes römifchen Rechts aus der despotifchen 
Zeit eine umvaterländifche Suriftenkafte dem vaterländifhen Recht und 


S 





— 


Städte, ſtaͤttiſche Verfaſſung. 109 
Gericht feindfelig entgegenwirkte. Aber dennoch iſt es an ſich durch 


feine claffifhe Entmwidelung ber tiefften Rechts» und Staates, 


ideen und Freiheitsgrundfäge aus ben herrlichften Zeiten des 
Alterthums, aus Roms großartigem langen Freiheit: und echtes 
tampf, die gereiftefte fegensreichfte Frucht der ganzen alterthümlichen 
Cultur. So wenig wie ſchoͤne natürliche menfhliche Gefühle, Gefins 
nungen und Ideen allein ſchon ein gutes Gedicht oder claffifches Kunſt⸗ 
wert bilden, fo wenig bilden fie das Kunſtwerk einer dauerhaften freien 
Verfaffung. Die Ausbildung der rechten meifterlichen Form, die wir im 
Recht, wie in ber Kunft noch immer von den Alten lernen können, iſt 
nicht fo unmefentlih, wie Viele denken. Hätte fie unferem rein alt 


deutſchen Rechte nicht gefehlt, wie hätte e8 dann fo bald entarten 


und ſich auflöfen, mie hätten feine edelften Zriebe in den Wucherpflans 
zen des Feudalismus bie Freiheit erfliden können? Nein, das römifche 
Recht und feine bewußte meifterliche Form für die Freiheit wurde uns 
eine wefentliche Grundlage unferer neueren Staatsbildung und freien 
Staatsverfaffung,, die Retterin der Eigenthums= und perfönlichen Frei⸗ 
beit und der Idee eines freien Gemeinweſens aus bem Elend bes Zeus 
balismus, aus feiner Verfnechtung der Leiber und Güter, aus feiner 


anarchiſchen Iſolirung und Staatsauflöfung. Vor ruffifchem Despotiss 


mus wie vor polnifcher. Anarchie bat uns das römifche Recht und zus 
naͤchſt fein Einfluß auf die flädtifche Sreiheit bewahrt. Für die Aus⸗ 
bildung der freien ftädtifchen Gemeinweſen des germanifchen Europa 
aber wirkte nun das römifche Recht zundchft durch die Fortdauer roͤmi⸗ 


fcher Rechtsgrundideen und Einrichtungen und namentlich die der altıds - 


mifhen Stabt= oder Municipalverfaſſungen in den römifhen Städten 


‚ in Stalien und Frankreich, in Spanien und England, in den beutfchen 


⁊ 


Rheins und Donaulaͤndern, mie in der Schweiz und ben Niederlan⸗ 
den. Für Deutfchland wurde vorzüglich die bedeutendfte und bfüs 
bendfte ber römischen Städte, Coͤln, einflußreih. Von diefen ſaͤmmt⸗ 
Lich befeftigten römifchen Städten gingen felbft die Namen 
aivitas und cives, auch consules, senatores, consilium auf bie 
ebenfalls ſtets befeftigten beutfchen Städte über. Coͤlniſche Stadt» 
freiheit aber entlehnten Stadtrechte ber mwichtigften beutfchen Städte, von 
denen wieder alle übrigen ihre Verfaffung, ihre Stadtrecht nahmen. So 
war e6 1120 bei Sreiburg ber Sal. So hatten Soeft, Lübed 
und Magdeburg da6 cölnifche Recht zur Grundlage ihrer Stadtrechte. 


Und ber ftädtifche Handelsverkehr mie der Mechtsverlehr durch nachges 


fuchte Rechtsbelehrungen, Weisthümer und Schöffenurtheile machten 
batd bdiefelben Rechtsgrundideen zum Gemeingut aller Städte. Zumal 
im Bergleih mit den Werkehrtheiten bes Feudalismus, gegen deren 
Einfluß die natürliche altgermanifche Wolksfreiheit und Staatseinheit 
niht ausgebildet und feft genug waren, und weldhem fie 
immer vollfiändiger zu erliegen drohten, erfcheint fhon uns 
ſchaͤzbar der Einfluß folcher allgemeinen römifchen Staates und Rechtes 
geundibeen, wie bie von ber völligen und nothwendigen Sreiheit des 


[ 
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Eigenthbums, von ber Rechtsgleichheit der Bürger und dem nothe 
„wendigen Volksconſ ens fuͤr jedes Rechtsverhaͤltniß. Gerade dieſe 
Grundſaͤtze ſuchte ja der Feudalismus und das hierarchiſche Recht taͤglich 
mehr in Vergeſſenheit zu bringen. Es waren Grundſaͤtze, welche auch 
ſelbſt die alte deutſche Familienverbindung mit ihren Gefammteigen 
thums⸗ und Retractsrechten gefährbet hatte. Ausgebildete Form 
fehlte dem deutfchen Mechten. Vor Allem aber war wichtig die wahre 
Volks: und Staatsidee, die dee von einem eben fo freien als fe- 
ften, lebendig verbundenen und durch verfaffungsmäßige Stimmenmehr: 
heit, nicht aber durch polnifches, zum Theil auch altdeutfches Veto re: 
gierten Gemeinweſen (res publica). Diefe Staatsidee begründete ein, 
eben fo heiliges Privatrecht, als ein feldftftändiges öffentlihes Recht, 
während bie Despotie des Feudalismus das Privatrecht, feine Anarchie 
aber das äffentliche Recht vernichteten. Beſonders aber war es nun wich: 
tig, daß das roͤmiſche Recht ausdruͤcklich jede freie Stadtgemeinde als 
bas lebkndige Abbild des flaatlichen Gemeinweſens erklärte und dieſes 
fhon in den Namen dee Städte und Stadtgewalten ausdrüdte (L. 1 
u. 2 quod cujuscunque),. So brang es auf das organifch Durchgreifende 
des gleihen Grundtypus dere Geſellſchaft. Wie fördernd für die freie 
Berfaffung alle diefe Grundfäge*) find, wie verderblich der frommen 
und junkerlichen Knechtſchaftstheorie, dafür zeugt noch heute der bittere 
Haß ber Sreiheitsfeinde, 3. DB. eines Hrn. v. Haller, gegen biefelben. 
Doch zu allernaͤchſt wirkte auf die Ausbildung der Städte das, was ſeit 
dem 12. Jahrhunderte die Weichbilde, ſogar mit dem Namen miſche 
Freiheit (libertas romana) dem Vorbilde der roͤmiſchen Staͤdte und 
zunaͤchſt Coͤlns entlehnten und ihrem Weichbildsrechte zufuͤgten. Es 
mar dieſes die in allen roͤmiſchen Städten mindeſtens in der Erinne—⸗ 
rung, in Cdln menigftens theilmeife auch noch in der Ausübung er: 
haltene Raths- und Magiftratsverfaffung, der Stadtrath mit 
ſelbſtgewaͤhltem Vorſtande. Nach ihrem Vorbild und zunaͤchſt nad) dem 
unmittelbaren Vorbilde Coͤlns übertrug man von der ſchutzherrli— 
hen Obrigkeit und ihren Beamten zunädft auf eine ſtaͤdti⸗ 
[he Behörde die Gewalt über das MWichtigfte im ftädtifchen Leben, 
über die ſtaͤdtiſche Polizei, insbefondere über die Markt: und Gewerks⸗ 
polizei. Allmaͤlig aber vereinten ſich die dazu beftimmten Bürger (con- 
sules cives, Rathmannen), melde die berrfchaftlichen Beamten noch 
ſelbſt mit unter die Schöffen dee Weichbildsgemeinde aufnahmen, mit bie: 
fen Schöffen der freien Bürger unter felbftgemähltem Vorftand 
(magister eivium oder consulum , Bürgermeifter) zum allgemeinen Re: 
gierungs⸗ und Gerichtscollegium über das ganze Gemeinwefen. So ent: 
‚ fanden jest bie Municipalverfaffungen der Städte**). Gleich 
einflußreich wurde ein zweiter Hauptpunct der roͤmiſchen Staͤdteeinrich⸗ 
tung. Diefes war der im römifchen Recht mit Verufung auf grie— 


3 Vergleiche über fie mein Syſtem I. ©. 539 ff. 
**) Eichhorn a. a. D. Bd. UI. ©. 165 ff. 
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hifhe und ſoloniſche Freiheitsgrundſaͤte fo feierlich fanctionirte‘ 
Srundfag, nad) welchem erlaubte Affociationen, und insbefondere auch 
die Brüderfchaften und Sunungen der Gewerbe, ſich zu ganz freien, 
ebenfalls ausdrüdlih dem ftaatlihen Gemeinwefen nachge— 
bildeten Corporationen mit frei erwählten Worftehern, mit 
. Selbftgefeggebung und Selbftgericht über das Gemeinſchaftliche ausbils 
beten *). Alle Reſte von Hörigkeitsdienft und Hofrechten gegen den 
Biſchof ſchwanden jetzt bei ber regierenden Stadtgemeinde wie bei. den freien 
Snnungen. Die ehemals hörigen, bisher durch herrfchaftliche Beamten 
regierten, nach ber Gemeinfchaftlichleit beflimmter Dienftleiftungen abs 
getheilten und religisfen Schuggenoffenfchaften der Handwerker aber ors 
ganifirten fi) um fo eher als vollftändig freie Innungen im römifchen 
Sinne, je mehr Handel und Gewerbe, Civilifation und MWohlftand im 
ihnen und in den Städten emporblühten. Die Städte wurden zugleich 
um-fo größer und ihre Freiheit um fo Eraftvoller, je mehr fie in ih» 
rem inneren und auch in ihrer Umgebung vor dem Fauſtrecht ſchuͤtz⸗ 
ten, bie Raubburgen brachen und es veranlaßten, daß immer a 
freie und unfreie Bewohner von dem platten Land in bie Städte fluͤch⸗ 
teten. Den neuen Einmwanderern gaben und fhüsten bann die Städte 
die Freiheit und hemmten dadurch mittelbar ben Fortſchritt der Knecht⸗ 
Schaft felbfk auf dem Lande. Wenn nun alle hier angebeuteien Rechts: 
und Staatsgrundibeen bes Alterthums und des römifchen Rechts fchon im 
Deutfchland Huch die in der Erinnerung und im Leben beftehenden 
Einrichtungen römifcher Städte und dadurch, daß ja beren Bewohner 
und alle Geiftlihen nad) dem römifchen Recht lebten und gerichtet wurs 
den, Geltung gewannen, fo lebten fie vollends in Stalien in den lom⸗ 
bardifhen Städten wieder auf. Auch von hier aus gingen fie als bie 
höchfte Civilifation der Zeit mit dem Vorbild der Bluͤthe und ber glors 
reichen Freiheitskaͤmpfe dieſer Städte zu den bdeutfchen Städten über. 
Hatte der große Hohenftaufe ſich foͤrmlich auf das roͤmiſche Recht zu 
feinen Gunſten auf den roncalifchen Feldern berufen, fo Eonnten es bie 
Bürger noch mehr. Hatte er die neue Buͤrgerfreiheit zuerft mit Feuer 
und Schwert befämpft, fo fiegte fie glorreid, im Coſtnitzer Srieden. 

3) Doch nicht minder wefentlih war ber Einfluß alter echt 
germanifher Sreiheitsgrundfäge, die jest in Verbindung 
mit ben angebeuteten und verwandten Grundfägen und Kinflüffen bes 
ChHriftentbums und des claffifhen Altertbums wieder in’s Leben 
gerufen wurden und nun eine ausgebildetere, bauerhafs 
tere Geſtaltung erhielten. Hierhin rechnen wir zunaͤchſt folgende 
vier Hauptgrundfäge: a) Die in den früheren altgermanifhen Wehe: 
vereinen, in Decanien, Cent⸗, Gaus und NReichsverfammlungen ent- 
haltenen demofratifhen gleihen Genoffenfhafts: unb 


de jure immunitatis. &, aud bei Eihhorn, Beitfchrift IE, 21 bie 


*) L. 1 und 2 quod cujuscungue. L. 4. de collegiis und L. ß 12 
Stelle über die Ediner Handwerker. 
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- Qeeiheitsredhtes b) bie altheutſchen Grundfäge ber Freien Eins 


ung ber Einzelnen unb ben Verein für rechtlichen Sup und 
ehe erlaubten wecke; c) ben Grundſatz ber vollkommenſten 


117) Der en, RR biefe rund» 

Age nie ganz unterdruͤckt werben War es num ein Wunder, daß, 
als mit Huͤlfe chriſtlicher und roͤmiſcher Einfläffe die Hauptunterbrädtungen, 
ungen bed unb bes Fendaliomus in 


neuen fläbtifchen Freiheit wieder in's Lehen gerufen umd einflußreich | 
wurden? Sie wurden jest zu Huͤlfe gerafen im Inneren von ben 


vorne 
Bratifche ung gegen bie Handwer⸗ 

‚ter einnabmen, und insbeſondere gegen bie ausfchließlichen Rathorechte dies 
ſes fäbtifchen oder patriciſchen Adels. Die Idee einer gleichen Benof- 
ſenſchaft aller Bürger, ihrer völligen Freiheit und Gleichheit mußte 
fiegen. Die Bünfte erkaͤmpften jest im 14. Jahrhundert die Theilnahme an 
: Rath und Regiment ber gemeinfchaftlichen res publica. Die durch 
Feudalariſtokratie und Fauſtrecht auf dem Land unterbrüdte gemeine 
Freiheit lebte in ben Städten wieder auf. Die ariftoßyatifchen oder patri⸗ 
ciſchen und Adelsrechte ber Sefchlechter mußten gänzlich ober bis zu geringen 
Meften der gleichen Sreiheit weichen. Ja, das ganze Regiment wurbe oft 
nach den Zünften gebildet und nach Zünften eingetheilt, fo daß auch Nicht> 
getwerbsleute in fie eintreten mußten. Auch bildete ſich jest ein foges 
nannter aͤußerer oder weiterer Rath zur Controle bes jegt ſoge⸗ 
nannten inneren ober engeren Raths, während früher die ganze 
Volksgemeinde allein biefe Controle übte **). Jene Grundfäge aber 
wurden auch zu Hülfe gerufen gegen Außen und zunaͤchſt gegen ben 
Kaiſer und die Landesherren und ihre Burggrafen, Voͤgte und Schults 
heißen Die unmittelbar dem Kaifer umterworfenen Töniglichen ober 
Meichsftäbte und faft eben fo die Ianhesherrlichen Städte erwarben ſich 
innmer mehr eine beinahe vollfiänbige Selbfiregierungsges 
walt, zuerft mit Concurrenz, dann mit Ausſchluß und endlich mit ers 
Baufter oder gewaltfamer Vertreibung der koͤniglichen und landesherrli⸗ 
hen Beamten, ja mit Erwerbung ober Zerftörung ber herrſchaftlichen 
Burgen. Gie bezahlten jest nur frei bewilligte Beihülfen, leiſteten nur 
freiwillige Hülfe im Kriege und duldeten in ihren Städten unb deren 


*) Vergl. überhaupt Eihhorn, Rechtsgeſchichte $. 846 und oben 
Beeten und deutſches Staatsrecht. V. 
N Eichhorn, Fechtogeſch. F. 431 u. 432. Kaiſerrecht I, 66. 
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Burgen Peine fürflliche Befagung.. Ja, die Fuͤrſten verliehen ihnen oft 

als Lohn ihrer Hülfe noch befondere Hoheitsrechte und Privilegien, Muͤnz⸗ 
rechte, Krahn⸗ und Stapelrechte u. ſ. w. Zu den Privilegien gehörten leider 
dem Geifte des Mittelalters und feiner Eaftenmäßigen Abfonderung ges 
mäß "auch die monopoliftifchen Privilegien der Städte auf Betrieb der 
zünftigen, fogenannten ftädtifhen Gewerbe mit Ausfchluß der Bauern 
überhaupt oder doch mwenigftens innerhalb der Bannmeile ber Stadt. 
Sodann aber benusten die Städte ihre altbeutfchen Einigungsrechte auch 

zu jeglichem rechtlichen Schug ihrer Freiheit gegen jede Gewalt und zur. _ 
Bermehrung ihres Handels und Gewerbes und ihrer Sees und Han 
delsmacht. Sie benugten diefelben namentlich auch in den Einigungen 
mit Prälaten, Rittern und Aemtern zur Reiche» und Landftandfchaft *) ; 

vor Allem aber in den Einigungen zu ben großen Städtebündniffen der 
Hanfe und ber cheinifhen und ſchwaͤbiſchen Städte. 

Auf ſolche Weife nun durch folhes Zuſammenwirken unferer drei: 
fachen Eulturelemente unter Leitung lebenskraͤftiger, beharrlicher deutfcher 
Gefinnung entftanden die deutfhen Städte. Nicht, wie man auch hier 
oft einfeitig es darftellt, blo8 das eine der drei Culturelemente im gro⸗ 
Ben Gährungsprocefie des Mittelalters, fondern ihre Vereinigung bildete 
fie. So mtitand im 10. Sahrhundert das Weichbild ſsrecht der 
Städte, im 12. ihr Municipalredht und im 14. ihre bemofras 
tifhe Verfaffung und ihre beinahe fouverdne Selbfisegierung. So 
flellten fidy in verjüngter Geſtalt nach dem Untergange der alten freien 
Volles oder Saugemeinden neue deutfche Volksgemeinden und zum. 
Theil ihre Neichsunmittelbarkeit wieder ber. Auf folhe Weiſe ent- 
widelte fich jene wundervolle Blüthe bes ftädtifches Lebens im Mittel⸗ 
alter. Mitten im fcheußlichften Fauſtrecht und feiner Anarckie, in einem 
Zuftande, in welchem der Untergang der Cultur und der Nation unver 
meidlich fchien, wenn nicht felbft die wildeften Parteilämpfe und Unordnun⸗ 
gen mit Sreiheit verbunden noh ungleih weniger verderblid 
wirkten, als die Erfhlaffung und Corruption des Regie— 
rungsdespotismus — mitten in diefem Fauſtrechte fehen wir alle die 
Hunderte der freieften und reichſten Städte erblühen und eine deutfche 
Handelsgroͤße und Seemacht gründen, mie wir fie in unferen heutigen 
Tagen mit Staunen und Sehnſucht betrachten. (S. oben Bd. IV, 101.) 

e) Noch ein anderes aͤcht germanifches Element aber ent: 
widelte ſich in den Etädten und durch diefelben zum Heile ber germa⸗ 
niſchen Staaten und ber ganzen neueren Gultur. Es ift das repraͤ⸗ 
fentative. Zuerſt erfcheint bdaffelbe in ben aus der Gemeinde "der 
Freien erwählten Bürgern, welhe als Schoͤffen Namens bes 
übrigen Volks Recht fprechen müffen, fo weit diefes nicht erfcheinen oder 
felbft fprechen will, und welche auch in den Städten erſt als Schöffen 
der Freien, dann in ihrer Verſchmelzung mit dem übrigen Theile des 
Rathes erfcheinen.. Noch mehr aber erhält fpäter der Rath einen re⸗ 
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präfentativen Charakter, als er von Repraͤſentanten der Zuͤnfte und, fo welt 
fie fortbeftanden, von Mepräfentanten ber Altfceien der alten Geſchlechter 
forgfältig vepräfentativ gebildet wird. Und noch reiner tritt eine eigent · 
liche volksvertretende Mepräfentation ein, als fpäter nicht mehr, wie 
feüher, 6106 die allgemeine Wolfsgemeinde dem regierenden Math gegens 
überfteht, fondern ein veptäfentatives WBürgercollegium,- ein engerer 
Ausfhuß, der äußere Math oder die Bürgerverordneten, bie 
Deputation, fie in der Regel vertreten (Kaiſerrecht I, 56). 
Zugleich aber bilden jegt, nachdem bie Freien bes platten Landes durch 
Hinterfäffigkeit und ihre feubalariftofratifchen Schugherren von ben 
Bolksverfammlungen, von den Reichstagen wie von der Landegemeinde 
in den Gau» und den Herzog6« oder Provinzverfammlungen verdrängt 
waren, die Mepräfentanten” der Meicheftädte auf dem Reichstagen und 
die der Landftädte auf dem Landtag einen wichtigen Theil der Wolter 
oder der Reichs ⸗ und Landesvertretung. Die Städtebeputicten repräfentie 
rem ihre ganze Voltsgemeinde und in Verbindung mit den uͤbri⸗ 
gen Ständen eben fo das ganze Reich und Land. Die Städte vor Als 
lem haben den Gtundgedanken der Mepräfentativverfaffung und fomit 
unfer heutiges Staatsfpftem vorzugsmweife in's Leben gerufen *). 
f)-Noc in einer Iegten Beziehung endlicy zeigte fi in dem Le» 
ben der deutfhen, der germanifchen Städte überhaupt ein aͤcht germa⸗ 
nifches Element wirkſam. Es ift das ber Treue und, auch trotz ber 
größten Freiheit und Freiheitsliebe, das der teeuen Anhaͤnglichkelt an 
die Nation und den Fürften. Dieſes verhinderte, daß nie bie Städte 
ſich gaͤnzlich loszureißen und nach der Meife der Städte des Alterthums 
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Fuͤrſten, als ihre Mauern bee neuen Kriegskunſt keinen Widerſtand 
mehr leiften konnten, und ihre Thore den fürftlihen Soͤldnern offen 
fanden, mehr und mehr ihre Rechte und unterwarfen fie einer allmädıs 
tigen Polizeis und Obervormundfchaftsgewalt. Ariftofratifcher Kaftens 
geift, der Durch Leine hinlaͤngliche Volksfreiheit im der Reiches 
und Landftandfchaft befiege wurde , laͤhmte die Nationalkraft und 
brachte im Meiche die Anarchie und Auflöfung, im Lande bie Despotie 
zue Herrſchaft. Für die Meichsftädte machte man wenigſtens auf dem 
Reichstage ihr Votum wirkungslos, indem man ihren Widerfpruch ges _ 
gen die fürftlichen Gollegien nicht beachtete.. Das oben (Bd. IV, ©. 327) 
aefchilderte allgemeine Verderben, der Kaftengeift, die Lähmung ber 
Volksfreiheit und Volkskraft, Pebanterei und Erflarrung ergriffen end» 
ih auch bie Städte. Eine Perüdenherrfchaft vergaß auch hier bie 
Freiheit des Vaterlandes, und aud) die Städte fielen endlich der allges 
meinen Unterdrüdung anheim. 

Legt, nachdem alles Elend und alle Schmach, melde der unters 
drüdten Volksfreiheit auch für Adel und Geiftlichkeit, wie für Fuͤrſt 
und Volt auf dem Fuße folgten, uns endlid an MWieberherftellung 
freier Staats» und Gemeindeverfaffung mahnten,. jest ift das Verhäfte 
niß der Städte zu dem übrigen Land verfchieden von dem des Mittels 
alters. Noch immer find die Städte ſehr natürlih vorzugsmeife 
der Sig des Gewerbes und Handels. Aber die Faftenmäßige Zrennung 
der Stände und’ die Monopole widerfprechen unferem Zeitalter. Auf 
dem Lande fieht man nad) Iängft getilgtem Kauftrechte Tatt des Drucks 
der Leibeigenfchaft und der Schushörigkeit freie landesunmittelbare Bürs 
ger, eben fo wie die in den Städten, bebürftig und fähig einer freien 
Gemeinbeverfaffung ; man ſieht ftelgende Bildung, fo wie neben ber 
Hauptbefchäftigung des Aderbaues häufig auch alle Zweige des Gewerbes, 
der Fabrication und des Handels. Auch Marktrechte erhalten mit Recht 
die Landgemeinden, wenn fie Bedürfniß werben, und die Zunftverfaffung 
bat fogar in mandyen Ländern adnzlich einer vollen Gewerbsfreiheit Plag 
gemacht. Die Monopole und Bannmeilen der Städte find faft überall 
und größtentheil® auch ihre Mauern und Gräben und Wälle verſchwun⸗ 
den. Viele Städte haben nicht unbeträchtlichen Landbeſitz und alle Buͤr⸗ 
ger haben jeht das Recht, auch Ritters und VBauerngüter zu erwerben. 
So kann man denn jest Städte durch keine anderen, allgemeinen Merk» 
male von anderen bürgerlichen Gemeinden unterfcheiden, als dadurch, daß 
in ihnen vorzugsmweife Gewerb und Handel betrieben wird, und daß fie 
zum Theil nocheeinige befondere Rechte und Einrichtungen haben. Auch 
arößere, al& zur wahrhaft freien Gemeindeverfaffung gehörige Rechte 
find heute unpaffend. Und auch in Beziehung auf bie vier freim 


gungen zu gemeinfchaftlichem atpund die ftäbtifchen Unionen (conjurationes, fra- 
ternitates) verboten. S. Eichhorn, Zeitſchrift Bd. II. ©. 172. 3dpfl, 
Deutfche Rechtegefch. $.87 not. 17. Der Zorn der golbnen Bulle IV, 15 wurde 
allmälig wirkſamer. " 
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Staͤdte, welche allein von allen ehemaligen Reichsſtaͤdten ſouveraͤne Ge⸗ 
walt ſich wiedererwarben, wuͤrde jetzt, ſo fern ſie fortfahren, die natio⸗ 
nalen Volksfreiheitsrechte des Geſammtvaterlandes und ſelbſt die Preß⸗ 
freiheit hintanzuſetzen, deren Verbindung mit den Nachbarlaͤndern nicht 
ſehr betrauert werden. 

In Beziehung auf die Verfaſſung der Staͤdte bleibt ewig der Grundſatz 
des roͤmiſchen Rechts richtig, daß die Stadt⸗ (uͤberhaupt die Gemeinde⸗) 
Verfaſſung organiſch dem Grundtypus der Staatsverfaſſung ſich anſchließen 
muß. Als der Natur einer zugleich geordnet regierten und zugleich freien 
Geſellſchaft entſprechend erkennt aber das heutige repraͤſentative Staatsſy⸗ 
ſtem eine doppelte Behoͤrde fuͤr noͤthig: die Regierung und die der Regie⸗ 
rung zur Seite und gegenuͤberſtehende, ſie unterſtuͤtzende und controlirende 
Staͤndeverſammlung. Ihnen beiden entſprechen in der guten Gemein⸗ 
deverfaſſung der Gemeinderath mit ſeinem Vorſtand und der 
ſtaͤndige Buͤrgerausſchuß, beide jetzt ſtaatsbuͤrgerlich res 
praͤſentativ durch freie Buͤrgerwahl gebildet. Wie aber das Volk, 
aus deſſen Schooß und für deſſen Wohl und Freiheit beide Behörden 
entfiehen, auch im Staate niemals verfiummen darf, fo muß es vol⸗ 
lends in der Gemeinde auch noch außer der allgemeinen freien Sprache 
‚der Preffe und der Petition in wichtigen Ballen noch befonders feine 
Sprache erheben dürfen, und es kann bier leichter in allgemeiner Bür: 
gerverfammlung oder doch in einem großen Ausfchuffe verfammelt 
werden. Diefe natürlichen drei Grundbeftandtheile der Gemeindeverfafs 
fung hatten nach dem Obigen fhon im Mittelalter die deutfchen Städte 
gefunden und fie bedürfen heute nur zeitgemäßer Ausbildung. Bei die: 
fer aber ift im Ganzen Bein Grund, die, Gemeindeverfaffung der Stadt: 
gemeinden von der der Landgemeinden zu trennen. Die Größe der 
Gemeinden allein wird allenthalben einige Unterfchiede bedingen. Nur in 
einzelnen meift localen Ausnahmsbeziehungen, 3. B. tüdfichtlid der Po⸗ 
lizeigewalt in den Refidenzen, oder ruͤckſichtlich der Gewerbspolizei, wo 
noch Zuͤnfte beſtehen, oder ruͤckſichtlich der beſonderen Art der Erhebung 
ſtaͤdtiſcher Abgaben, z. B. des Octroi, werden außerdem noch einzelne 
Abweichungen fuͤr Stadtgemeinden entſtehen. Die allgemeinen Grundſaͤtze 
einer guten Gemeindeverfaſſung aber enthalten die Artikel „Ge⸗ 
meinde“ und „Gemeindeverfaſſung“, fo wie über die Verfaſſung 
der vier freien oder fouveränen Städte die Artikel „ Hamburg”, „Luͤ⸗ 
bed‘, „Bremen“, „Frankfurt“, und fürdie mefentliche Deffentlichkeit 
der Gemeindeverwaltung noch insbefondere der Artikel „Oeffentlich⸗ 
keit“ zu vergleichen find. Möge der gute Genius des Vaterlandes walten, 
daß man nicht au in Beziehung auf die nothwendige große Freiheit 
und die Selbftverwaltung und Selbitftändigkeit der Gemeinden und ih: 
er Derfaffung, eben fo wie in Beziehung auf die Staatsverfaffung, zu 
wenig thue! Kleinlihe und wahrhaft unftaaatsmännifde 
verderblihe Sucht vor der Freiheit wird aud bier traurige 
Folgen haben. Die erfte wird die fein, daß eine ſtille Unbefriedigung 
fid) erhätt und befefligt, die im fchlimmen Moment gefährlic zu Tage 
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£ommen und bie vollends. durch eine ariſtokratiſche Zuruͤckſetzung der 
Aermeren boppelt wachſen und gefährlicy werben kann. Die zweite Folge 
- wird fein, daß die Verfaſſung ihren Hauptzwed verfehlt. Sie wird da; mo 
die Staatsobervormundfchaft und Polizeigewalt, oder die Ariflofratie als 
verlegend erfcheinen, und wo Heimlichkeit regiert, keine allgemeine thäs 
tige patriotifche Theilnahme, Leinen fittlihen und Eräftigen Gemeingeif, 
ja nicht einmal eine irgend genügende Controle gegen Mißbraͤuche und 
Unterfchleife aller Art begründen. Spießbürgerlihe Bildung und Ges 
finnung, Selbſtſucht, Nepotismus und Beſtechung, Erfihlaffung und Er⸗ 
flarrung werben bleiben und wiederkehren wie vor dem Rheinbund und 
vor der Schlacht bei Jena. Eine wahrhaft freie Gemeindeverfaffung 
ift wefentliche Bedingung für die deutfche Nationaleriftenz. Sie ift zus 
gleich auch die. befte Schule gegen hoble, revolutiondre communiftifche 
Theorieen und Beftrebungen in Beziehung auf die Staatsverfaffung, Die 
befte Bürafchaft gegen unpraktiſche, ſtaatsfeindliche Richtungen der oͤf⸗ 
fentlihen Meinung und der Ständeverfammlungen. C. Th. Welder. 
Stammgüter (aud Erbgüter [Erbe], Stodgüter, bona pa- 
terna sive avita vel aviatica, aud) hereditas) find inr Allgemeinen 
ſolche (regelmäßig). unbemwegliche Güter, welche: urfprünglicd von einem . 
Afcendenten ab intestato auf feine Defcendenten vererbt mors 
ben find, und welchen eben deshalb kraft eines Herkommens oder flatus 
tarifhen Rechtes bie Eigenfhaft der Unverdußerlichkeit zu dem 
Zwede beigelegt ift, baß fie in fortwährendem Erbgange (ab intestato) 
bei der Familie erhalten werden follen. Den Gegenſatz der Stamm» 
oder Erbgüter bildet die Errungenfhaft (Bereitfhaft, Erkoberung, 
‚bona conquisita 8. ex conquisitu), d. h. alles dasjenige Vermögen , gleich 
viel beweglich oder unbemweglich, welches eine Perfon überhaupt auf an» 
dere Weife, als durch nteftaterbfolge, neu erworben hat, und worüber 
ihr eben deshalb völlig freie Dispofition zufteht. Der Urfprung der 
Stammgüter reiht in bie dlteften Zeiten ber deutſchen Rechtsverfaffung 
hinauf. Nach der Schilderung, welche Tacitus (Germania c. 20) von 
der beutfchen Erbfolge überhaupt gibt, darf vermuthet werden, daß dies 
felbe der Erbfolge in bie fpäter fogenannten Stammaüter fehr aͤhnlich, 
wenn nicht vielleicht mit derfelben identifhy war. „Heredes successo- 
resque sui cuique liberi: et nullum testamentum. Si liberi non sunt, 
proximus gradus in possessione fratres, patrui, avunculi. Aus dies 
fer Darftellung ergibt ſich menigftens fo viel, baß es urfprünglich in ° 
Deutfhland keine Afcendentenfolge, fondern nur eine Defcendentenfolge 
gab, wie dies noch heut zu Zage bei den Stammgütern ihrem Begriffe 
zu Folge der Fall iſt; denn unverkennbar ift die von Tacitus referirte 
Suscceffionsordnung eine Parentelenfolgeorbnung, d. h. eine ſolche Suc⸗ 
ceffionsorbnung, bei welcher in Ermangelung unmittelbarer Defcendens 
ten immer auf den naͤchſt höheren Stammvater zurüdgegangen wird, und 
die von diefem abflammenden (d. h. zu feiner Parentel gehörigen) Pers 
fonen zur Exrbfchaft berufen werden, fo daß alfo jeder Seitenverwandte, 
welcher zur Erbſchaft eines kinderloſen Erblaffers gelangt, hierzu eigents 
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lich doch nur in der Eigenſchaft eines Defcendenten eines gemeinfchafts 
. lichen höheren Stammvaters gelaffen wird. Den diteften Aufzeichnun- 
gen dee beutfchen Volksrechte aus dem 5. bis 9. Zahrhunderte, den 
Legibus Barbarorum, find aber die Stammguͤter (befonders unter der 
Bezeichnung hereditas) bereit6 allgemein bekannt, unb zwar nicht etma 
“als eine neue Inflitution, fondern als ein in unvordenklihem Her» 
kommen gegründetes Rechtsverhaͤltniß. Es ift daher auch mindeftens 
ein Fehler im Ausbrud, wenn man in neuerer Zeit mitunter die Ents 
ftehung der Stammgüter, fo wie des alten deutfchen Erbrechtes uͤber⸗ 
haupt, auf „das Geſetz“ gründet, und diefes als den urfprünglichen 
und einzigen Delationsgeund der Erbſchaft in Deutfchland darftellt, mie 
z. B. C. v. Salza und Lihtenau, bie Lehre von Familiens, Stamm- 
und Gefchlechtefideicommiffen, 1838. $. 1., gethan hat. Man über- 
fieht Hierbei, daß es in Deutfchland wohl Jahrhunderte lang ein Recht 
und Rechte (im Herkommen und im Gewohnheiten) gab, bevor man 
Geſetze zu haben anfing, fo wie auch heut zu Tage noch dasjenige, was 
man al& reines und gemeines deutſches Recht anzuerkennen hat, zum 
bei weitem größten Theile nur als Recht und im Herkommen, nicht 
aber in Gefegen wurzelt oder angetroffen wird. Das Stammgutsfpftem, 
db. b. der Grundſatz ber Unverdäußerlichkeit des von den Ahnen erworbe⸗ 
nen und von ihnen auf: ihre Defcendenten vererbten unbeweglichen Vers 
mögens, zum Zwecke weiterer Vererbung in der Familie, wurzelt fo 
tief in dem Geiſte des deutſchen Rechtes, namentlich in feiner Grund⸗ 
anfhauung von dem Wefen und der Bedeutung ber Samilie, daß es 
fhon darum als eine urſpruͤngliche nationale Inftitution, ja als ber ur: 
fprüngliche Geift des alten deutſchen Smmobiliarerbrechtes felbft aufge⸗ 
faßt werden muß. Es ift ſchon aus Tacitus (f. die angef. Stelle) bes 
kannt und durd) viele ſpaͤtere hiftorifche Zeugniffe außer Zweifel gefest, 
dag man in Deutfchland urfprünglicd Leine Verfügungen von Todes 
wegen (Teſtamente und beral.) fannte, und daß es daher urfprüng: 
lich’ Beine andere, als eine Inteftatfueceffion gab. Die Richtigkeit diefer 
Angabe würde felbft dadurch nicht erfchüttert werden können, wenn man 
auch den Gebrauch der Erbverträge anftatt der Zeftamente in Deutfchs 
land in eine weit frühere Zeit zurüdiverfegen mollte, als ein ſolcher in 
den Rechtsquellen hiſtoriſch nachgewieſen werden fann: denn noch in ber 
tarolingifchen Zeit und noch fpäter mar der deutfche Erbvertrag nur et⸗ 
was Ausnahmeweifes und Subfidiäres, und nichts Anderes, als das 
tünftlide Machen eines Inteſtaterben durch einen gerichtlichen 
Act für denjenigen, welcher keinen geborenen Inteſtaterben hatte — 
oder, wenn es erlaubt ift, auf ein analoges Verhaͤltniß im römifchen 
Rechte hinzumeifen — der Erbvertrag nahm in dem beutfchen Rechte 
anfänglih gerade jene Stelle ein, welche die Adoption im römifchen 
Rechte Inne hat. Wo aber bei einem Wolke, fei es auch nur aus Un: 
kunde des Teflamentes, die Inteſtaterbfolge die einzige Art der Suc: 
ceffion ift, muß fich nothwendig bald, in Bezug auf das in den erflen 
Zeiten der Civilifation wichtigſte Beſitzthum, die Smmobilien, die Rechts: 
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anſicht bilden, daß fie unabänberlich ab intestato fortvererbt werben müfe 
fen, weil fie eben auf ſolche Weife an den gegenwärtigen Beſitzer ger 
langt find. Diefe Rechtsanſicht mußte aber um fo mehr entfliehen, 

auch das Weſen der alten deutfchen Familienverbindung darauf hinleitete. 
Die Familie war in dem älteren beutfchen Rechte nicht ſowohl ein blos 
privatreshtlicher Begriff, als welcher fie in dem römifchen Rechte und 
überhaupt in der mobernen Zeit erfcheint, fondern fie war ſelbſt eine 
politiſche Inſtitution, eine Gemeinde, oder wenn man lieber will, ein 
Staat im Kleinen, als eine durdy die Einheit des Blutes natürlich be⸗ 
gründete Verbindung zu Schug und Rache und gegenfeitige Haftung 
für die von ihren Mitgliedern verübten Verbrechen. Als eine foldhe po⸗ 
litifche Verbindung, als ein Staat im Kleinen, konnte bie ggemanifche 
Samilie, fo menig wie diefer, die dingliche Grundlage bes Grundbefiges 
— sleihfam das Kamilienterritorium — entbehren. Darum war ber 
Srundfag ber Unverdußerlichleit des Srundbefiges eine Nothwendigkeit 
und eine Gonfequenz, fo mie ber Erwerber eines Grundftüds durch Hins 
terlaffung deffetben bei feinem Tode an feine Leibeserben der von ihm 
abftammenden Familie eine ſolche dingliche, für ihre Eriftenz und politifche 
Bedeutung wefentlihe Grundlage gefchaffen hatte. Man mwirb daher 
wohl nidt irren, wenn man annimmt, daß in der älteren Zeit fogar 
ſchon ber er ſte Erwerber eines Grundſtuͤcks verpflichtet oder genöthigt 
war, baffelbe feinen Leibeserben, d. b. feinen Defcendenten, zu hinter 
laffen, und daß man überhaupt erft fpäter eine Dispofitionsbefugniß 
des erften Erwerbers über das neu erworbene Vermögen anzuerkennen 
anfing. Diefe Hppothefe wird ſchon durch die Nachrichten unterftügt, 
welche uns bei Tacitus (Germ. cap.26.) in Bezug auf den erften Er- 
werb der Grundſtuͤcke aufbewahrt worden find. „Agri pro numero cul- 
torum ab universis per vices occupantur, quos mox inter se secun- 
dum dignationem partiuntur.““ Hiernach erfheint die Vertheilung bes 
Landes bei ber Dccupation als eine öffentliche Angelegenheit zum Imede 
ber Beſchaffung einer dinglichen und feſten Grunblage für die Exiſtenz 
der Familien, und sanz in derfelben Weife findet man noch in der Pe 
riobe der Voͤlkerwanderung nad dem Zeugniffe der LL. Barbarorum 
und anderer gleichzeitiger Quellen bei den erobernden deutſchen Voͤlker⸗ 
flämmen bie Zheilung des eroberten Landes nad) Looſen (sortes) uns 
ter gerichtlicher Auctoritdt zum Zwecke der Beſchaffung einer bleibenden 
Miederlaffung für die Familien. Daher heißt das Stammgut mitunter 
ſelbſt Alod (alodis, alodium), d. h. Loosgut, und terra salica 
(d. b. nit, mie man meiftens, aber ircig, annimmt, „Beſitzthum ber 
(angeblihen) Talifhen Kranken‘, fondern buchſtaͤblich „Berichts: 
land”, sc. terra judicialiter tradita, wie Salbuch nody heut zu Tage 
„Gerichtsbuch“ bezeichnet). Jedoch find diefe Bezeichnungen, Alod und 
terra salica, keineswegs auf das Stammgut befchränkt geblieben, ſon⸗ 
dern fie nahmen ſchon früh die allgemeine Bedeutung von freiem 
Eigen überhaupt, im Gegenfage von Lehen an, und begreifen daher 
auch das freieigene bonun ex conquisitu unter ſich, befonders da ſchon 
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in der Zeit der Voͤlkerwanderung bie Eroberer allmaͤlig anfingen, das 
ihnen bei der Landestheilung zugefallene Land inter vivos zu veräußern, 
anftatt e8 auf ihre Erben zu verfenden, wogegen, wie e6 fcheint, zum 
Theile vergeblih, bie, Geſetzgebung einzufchreiten fuchtee So heißt es 
3.38. in der Lex Burgundionum tit. 84. $. 1.: ,‚Quia cognovimus, « 
Burgundiones sortes suas nimia facilitate distrahere, hoc praesenti lege 
credidimus statuendum, ut nulli vendere terram suam liceat, nisi illı, 
qui alio loco sortem aut possessiones habet.“ Aus ber unverfennbas 
ren politifhen Zendenz, der Familie eine fichere und bleibende Nieder⸗ 
laffung zu verfchaffen, melche der alten deutfdjen Landestheilung zu Grunde 
liegt, erklärt fi auch zugleich, warum urfprüänglidy das Stammgut nur 
aus Immobilien und deren Pertinenzen befland. Erwaͤgt man aber 
ferner, daß bee Grundbeſitz in ber Älteren Zeit eben fo befondere politi⸗ 
fche Laſten, wie namentlich den Heerbann = oder Landwehrdienft, in ſei⸗ 
nem Gefolge hatte, wie er auch höhere politifche Berechtigungen gab, 
fo erklaͤrt fich ferner, warum bei den meiften beutfchen Völkern urfprüng- 
lich mit dem Stammgutsfyfteme auch ein Vorzug, bald des gefammten 
Mannsftammes, bald doch der Söhne vor den Töchtern verbunden ifl. 
(Das Erftere war fraͤnkiſcher Rechtsgrundfag: L. Sal. tit. 62. vergl. 
die verwandte Lex Anglor. et Werin. sc. Thuring. VI. 6.8; das Zmeite 
galt nach fähfifhem und [hwäbifhem Rechte: L. Sax. tit. 7, 
$.1. 5., L. Alam. c. 57 [58]).) — Das Stammgutsfpftem identifi: 
cirt ſich ſomit mit dem urfprünglidhen Syſteme ber Immobiliarerbfolge 
in Deutfchland überhaupt, und erfcheint ſomit in feiner erften hiftori- 
fhen Entftehung als die Confequenz der politifdhyen Bedeutung der Fa— 
milie und des Mangels eines teflamentarifchen Erbrechtes, womit aud) 
umgekehrt der Mangel eines eigentlichen Enterbungsrechtes (exheredatio) 
der Sinteftaterben in dem diteren deutſchen Rechte zufammenhängt, fo 
daß diefe freilich als nothiwendige Erben (Motherben) der Smmobilie, 
welche von dem Stammvater hinterlaffen worden war, erfcheinen muß: 
ten, und diefes ihe Erbrecht nur dann verlieren konnten, wo fie das 
Recht ſelbſt (d. h. urfprünglich die Volksanfiht und Herkommen, ſpaͤ—⸗ 
ter das Gefeg oder Statut) ald unmwürdig, 3. B. wegen grober Ver: 
brechen gegen den Erblaffer, von der Erbfolge ausſchloß. (Vergl. den 
Sachſenſpiegel II. 84. 6. 1. 3.) — Das Stammyutsfpftem erfcheint 
daher auch al& die nothmwendige Gonfequenz des Wartrechtes (fog. 
jus devolutionis), welches das Princip der Inteftatfucceffion der Defcen: 
- denten in dem reinen deutfchen Rechte ift und in dem feften Rechte der: 
felben befteht, die Erbſchaft (namentlid die Immobiliarerbſchaft) als ein 
duch Dispofitionen des Erblaſſers unentziehbares, und ihnen eben dar⸗ 
um verfangenes, d. h. ipso jure erworbenes Vermögen in Anſpruch zu 
nehmen. Man hat daher auch nicht nöthig, ein angebliche Gefammt: 
eigenthbum der Samilie zu fingiren, um ein Princip zu gewinnen, aus 
weldyem man die da8 Stammgut charakterifirende Unverdußerlichkeit ab⸗ 
leiten Eönnte. Denn abgefehen davon, daß die Rechtsanficht von einem 
der Familie an dem Stammgute zuflehenden Gefammteigenthbume für 
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die dlteren und mittleren Zeiten des beutfchen Rechtes nicht nach⸗ 
gewiefen werben kann, fo überfieht man, wenn man zu einer, ſolchen 
Fiction greift, daß dadurch weder etwas erklaͤrt, noch ein Princip ger 
wonnen tft, indem das angebliche Geſammteigenthum felbft wieder bie 
Trage nach einem Grunde, warum es in dem deutfchen Rechte als Prin⸗ 
cip der Erbfolge der Defcendenten angenommen worden fei, hervorrufen 
würde. Diefer höhere und legte Grund koͤnnte benn doch immer nur 
in der Innigkeit der deutfchen Samilienverbindung, in der Einheit des 
Blutes und in dem politifchen Charakter ber Familie und in der poll 
tifchen Bedeutung des Grunbbefiges gefunden werden, und fomit erfcheint 
die Einfhiebung eines Gefammteigenchumes ale Erklärungsgrund der 
eigenthümlichen Erſcheinungen des deutfchen Stammgutsſyſtemes eben fo 
uͤberfluͤſſig als unhiſtoriſch. Die noch immer vielverbreitete Anficht, daß 
das Stammgutsſyſtem auf einem Geſammteigenthume der Familie be⸗ 
ruhe, konnte erſt in einer Zeit entſtehen, in welcher durch das Anlegen 
eines roͤmiſch⸗rechtlichen Maßſtabes an die Eigenthuͤmlichkeiten der deutſch⸗ 
rechtlichen Inſtitute, und durch das Herbeiziehen roͤmiſcher Analogieen 
und Terminologieen zu ihrer Erklaͤrung eine immer mehr wachſende Ver⸗ 
wirrung der Begriffe erzeugt wurde. Auf dieſe Weiſe allein konnte es 
geſchehen, daß man den Charakter der Unveraͤußerlichkeit, welcher dem 
beutfhen Stammgute zukommt, und bie Nothwendigkeit feiner Fortvers 
erbung in abfteigender Linie aus dem (willkuͤrlich gefchaffenen und fos 
dann als Eigenthümlichkeit des deutfhen Rechtes erklärten) Begriffe 
eines folidarifchen und eventuell, db. bh. nach dem Abgange des Beſitzers, 
wirkenden Miteigenthumes, welches die Dispofitionsbefugniß des Beſitzers 
gusfchließe, zu erklären fuchte. Die Unnöthigkeit und Seichtigkeit des 
Erklaͤrungsverſuches des Stammgutsfnftemes durch Bezugnahme auf ein 
angebliches eventuelles Mit: oder Gefammteigenthbum der Familie erhellt 
noch "deutlicher, wenn man bemerkt, daß das beutfche Stammgutsſyſtem, 
nad weldhem den Defcendenten an der Immobiliachinterlaffenfchaft ihres 
Afcmbenten ein feftes Erbrecht (Wartrecht) zuftehet, in feinem Wefen 
nichts Anderes ift als das, mas das Suitätsprincip im römifchen 
Rechte iſt, nur in doppelfeitig erweitertem Umfange, d. h. einerfeits 
mit Ausdehnung auf alle Defcendenten und ohne bie aͤngſtliche Be⸗ 
ſchraͤnkung feiner Wirkfamkeit auf den Fortbeſtand einer ſtrengen patria 
potestas, unb anbererfeits mit Ausdehnung auf die gefammte Immobi⸗ 
liarhinterlaſſenſchaft, während das römifche Suitätsprincip nur ein bes 
ſchraͤnktes Pflichttheilsrecht gibt. Auch die roͤmiſche Suitaͤt ift ihrem 
Weſen nad) nichts Anderes, ald ein enges, inniges Familienverhaͤltniß 
zwifchen dem Kinde und dem paterfamilias, weshalb das römifche Recht 
befanntlid) audy von einer unitas personae zwifchen dem Hausvater und 
dem Hausfohne ſpricht. So mie die Suität als enges Kamilienverhälts 
niß im römifchen Rechte, als das Princip der Erbfolge der sui heredes, 
db. 5. als der erfchöpfende Grund ihres Notherbenrechtes und ihrer ipso 
jure Erwerbung der hereditas erfcheint, fo ift die Blutseinheit zwifchen 
Afcendenten und Defcendentn im deutfchen Rechte der erfchöpfende 
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Grund ihres Wartrechtes, als ipso jure wirkenden Immobiliarnotherben⸗ 
rechtes, oder des Stammguts ſyſtemes. Auch unter den roͤmiſchen Juri⸗ 
ſten hat e6-einzelne gegeben, welche glaubten, für das Notherbenrecht 
und die ipso jure Erwerbung bed Hinterfaffenfchaft durch die Sui noch 
ein Princip außer der Suitaͤt auffuchen zu muͤſſen, und welche deshalb 
ebenfalls auf bie Fiction eines condominium verfielen, in welchem die 
Kinder mit dem Vater ſtehen follten (L. 11. Dig. de lib. et pasthum. 
28. 2.— Gajus ll. 157.— $. 7. Just. de hered. qual, et differ.), 
allein die Weberflüffigkeit, das Ungenügende und: das Verkehrte einer 
fothen Principienjaͤgerei fpringt im römifchen Rechte noch deutlicher als 
- im bdeutfchen Rechte in die Augen, und bier zeigt ſich ganz offenbar, daß 
biejenigen, welche außer ber Blutseinheit und der Innigkeit des Vers 
haͤltniſſes zwiſchen Afcendenten und Defcegdenten nody ein höheres Prin- 
cip des bei allen Völkern (nur bald in größerem, bald in geringerem 
Umfange) den Defcendenten an der Hinterlaffenfchaft der Afcendenten zu: 
tommenden felten Erbrechtes auffuchen, fich einer Verwechſelung der 
Begriffe fchuldig machen, indem fie ein Verhaͤltniß, wie das condomi- 
nium, welches als erworbenes Recht flets nur Gonfequenz fein kann und 
für feine Statthaftigkeit nocthwendig wieder ein Princip poftulirt, zum 
Drincipe des Principes alles Erbrechtes der Defcendenten (der Blutsein⸗ 
heit, oder in befchränkterem Maße der Suität) erheben wollen. — Nicht 
minder unrichtig, als wenn man bie Stammgüter als folche Güter be⸗ 
trachtet, an welchen ber Samilie ein eventuelles Gefammteigenthum zu- 
ſteht, iſt es, wenn man fie als Güter erklärt, welche ex pacto vel 
providentia majorum vererbt werden. Sie find vielmehr ihrer Natur 
nad) folhe Büter, welche in beftimmter Weife nad) Volksrecht oder 
Herkommen vererbt merden, fo daß es deshalb gar Feiner ausdruͤcklichen 
Beſtimmung des erften Erwerbers bedarf. Hierdurch ift aber nicht aus⸗ 
geſchloſſen und foll auch nicht geleugnet werden, daß nicht einem Gute 
duch eine ausdruͤckliche Erklärung des eriten Erwerbers die Stammguts⸗ 
eigenfchaft beigelegt werden koͤnne. Allein eine ſolche ausdrüdliche Er: 
richtung von Stammgütern ift erit in fpäterer Zeit aufgelommmen, feit: 
dem nämlih das alte Stammgutsfpftem aufhörte, das einzige volks— 
mäßige Smmobiliarerbfolgefoflem zu fein, und das römifche Erbrecht als 
das gemeinrechtliche in Deutfchland zu gelten anfing. Solche auf eine 
ausdrüdliche Beflimmung des Ermwerbers, oder auf Verabredungen deſſel⸗ 
ben ſich gründende, gleihfam kuͤnſtlich gefchaffene Stammgüter find 
1) die fogenannten deutfchen Samilienfideicommiffe und 2) die Lehngäter, an 
welchen ſich der erfte Erwerber von dem Lehnsheren ein Succeffionsrecht 
für feine Defcendenz bat zufihern laffen. Bei den Fehngütern wurde 
aber die Vererbung auf die Defcendenz des eriten Ermerbers (menigitens 
im Mannsftamme) bald gemeines Recht und als Naturale Feudi aner⸗ 
kannt; und feitdem bdiefe Vererblichkeit des Lehns als ſich von felbft 
verftehend anerkannt war, konnte man im eigentlißen Sinne eben fo 
von feudalen, wie von alobialen Stammgütern fprehen. — Seiner 
dee nach beftchet das Stammgut nur in Immobilien und find zur 
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Erbfolge in biefelbe nur folche Perfonen berufen, zw welchen der erſte 
Erwerber in dem Verhaͤltniſſe eines Afcendenten ſteht. Jedoch fand bei 
den alodialen Stammgütern eine Beſchraͤnkung ber Defcendentenfolge 
auf gewiffe Grabe niemals Statt, und bie bei den feudalen Stammes 
sütern (den Lehngütern) anfänglich beftandenen Beſchraͤnkungen auf ges 
wife Grabe find ebenfalls im Laufe der Zeit hinweggefallen. (I. Feud. 
I. $. 3.) Eine Gollateralenfucceffion in bas Stammgut, mit Beibehals 
tung feines Charakters als eines folhen, ann, zufolge der gedachten 
Srundidee, aud nur in fo fern Statt finden, als die Collateralen zugleich 
Defcendenten des erfien Erwerbers find. Wo Leine folhen Gollateralen 
mehr vorhanden find, fondern mo das Stammgut (mas jedoch der Na⸗ 
tur der Sache nad) nur bei dem alodialen Stammgute Statt finden kann) 
von dem Lesten aus der Defcendentenlinie an andere Gollateralen über- 
geht, ift es für biefe kein Stammgut mehr, und aus gleihem Grunde muß 
andy dem Leuten aus ber Defcendentenlinie die Befugniß zuerkannt wers ' 
den, über das alodiale Stammgut frei unter Lebenden und von Todes 
wegen zu verfügen. — Die Succeffionsordnung , in welcher die Defcen- 
denten des erften Erwerber zur Erbfolge in ein aloblales Stammgut 
gerufen find, ift eben darum, meil das ganze Stammgutsfnftem als ein 
urſpruͤnglich volksrechtliches Succeffionsfoftem erfcheint, nur die gemeine 
land rechtliche Succeffionsordnung. Sin ber dlteren Zeit, in welcher 
bie politifche Bedeutung des Grundbeſitzes auch bei dem dritten oder ges 
meinfreien Stande hervortrat, und eben baher das Erbrecht der raum 
bet den meiften deutfchen Stämmen mehr oder minder, mie bereits oben 
erreähnt wurde, auf die Mobilien beſchraͤnkt war, hieß dies freilich Häufig 
fo viel, als daß das Erbegut nur in dem Mannsftamme vererbe. Allein 
der Vorzug des Mannsftanmes war doch ſchon in der merovingifcdhs 
karolingiſchen Zeit Bein gleichmäßig anerkannter und ausgebildeter Rechts⸗ 
grundfag bei den deutfchen Völkern, mie ſich dieſes aus dem ebenfall® 
oben fchon angeführten Gegenfage des fränkifchen, alamanifchen und ſaͤch⸗ 
ſiſchen Erbſyſtemes ergibt, und bei den Weftgothen wurden fogar Söhne 
und Zöchter zue Erbfolge in das Erbgut gemeinfchaftlich gerufen. (L. . 
Wisig. Lib. IV. tit. 2.) Seitdem die römifche Succeffionsorbnung 
überhaupt als die gemeinrechtliche in Deutfchland betrachtet wird, bildet 
fie auch für die Erbfolge in die alodialen Stammgüter im Zweifel die 
Regel, in fo fern nicht durch ein particuläres Herkommen oder Landes⸗ 
gefe& eine andere Succeffionsordnung, 3. B. ein Vorzug bes Mannes 
ſtammes, begründet ift. Alodiale Erbgüter, bei welchen (particularrechts 
ih) der Mannsflamim vor dem Weibsftamme bei der Erbfolge bevorzugt 
oder allein fucceffionsberechtigt ift, werden heut zu’ Tage auch Stamms 
güter im engeren Sinne genannt. Vermuthet wird aber im Zmeifel 
der Vorzug des Mannsflammes, und der Ausfchluß des Weibsſtammes 
nur bei den Lehngütern, bei welchen leßterer ſogar bie Megel bildet, fo 
daß Lehen, Bei welhen nah Landrechtserbfolge, wie bei dem alos 
dialen Erbgute fuccebirt werden darf, und welche eben deshalb auch 
Erblehn, Fenda hereditaria, genannt werben, nur als ſingulaͤte Aus⸗ 
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nahmen zu betrachten find. Bei den Samilienfideicommiffen als Gütern, 
welche durch eine Dispofition des Stifters Stammgutseigenfchaft erhalten 
haben, hänge natuͤrlich Alles von dem Inhalte der Stiftungsurkunde 
ab. Der Vorzug bes Mannsſtammes bei der Erbfolge in das alodiale . 
Stammgut hat fi) häufig bei dem Adel erhalten, für welchen der Grund⸗ 
befig noch vielfach praßtifche politifche Bedeutung zeigt. Jedoch kann 
auch bei den alodialen Stammgütern bes Adels heut zu Tage ein fols 
her Vorzug des Mannsftammes nicht mehr präfumirt werden, ‚und 
in diefer Beziehung ift eine Unterfcheidung von adelichen, bürgerlichen und 
bäuerlichen Stammgütern ohne praßtifche Bedeutung. Da das alodiale 
Stammgut im Zweifel nad gemeinem Landrechte vererbt, fo muß es 
im Zweifel unter mehreren neben einander zur Erbfolge berufenen Erben 
auch gleich getheilt werden, und biefer Grundfag gilt auch da, wo 
nur der Mannsſtamm fucceffionsberechtigt in das Stammgut ift, fo wie 
auch bei der Lehnfolge nad gemeinem Lehnrechte. Die Befugniß zur 
Theilung des Erbe= oder Stammgutes fällt daher nur da hinweg, wo 
ein befonderes Herkommen, Landess oder Familienftatut diefelbe aus⸗ 
[chließt, ober wenn fie, wie es bei dem feudalen Stammgute ber Fall 
fein kann, durch die Lex investiturae u. dergl. ausgefchloffen und eine 
befondere Succeffionsordnung rechtsguͤltig eingeführt if. Auch bei den 
Erbgütern des Bauernftandes, welche von einem Grundherrn herrüh: 
ten (fog. erbliche, auch in den mittelalterlihen Rechtsbuͤchern regelmäßig 
und vorzugsmeife „Erbe“ fchlechthin, im Gegenfage von Eigen (Alod) 
genannt, vergl. Zöpfl, Altes Bamberger Recht, Heidelberg, 1839. 
©. 196), ift mitunter die Theilung ausgefchloffen, und zwar meiſtens 
aus der Rüdfiht, weil bie Zheilung des Hofes nicht wohl verträglich 
mit dem Intereſſe des Gutsheren erfcheint: doch hängt audy hier Alles 
von dem fpeciellen Herfommen, den einzelnen Hofrechten und Leihbriefen 
ab, wie und auf wen das Gut durdy eine fpecielle Succeffionsordnung 
vererbt wird, oder ob etwa dem Gutsherrn felbft ein Wahlrecht unter 
den mehreren Erben zufteht. — Der auszeichnende Charakter deg Stamm: 
gutes im Allgemeinen liegt, wie gleich anfänglich ‚bemerkt wurde, in 
der Unveräußerlichkeit des Gutes zum Zwecke feiner Erhaltung in ber 
Samilie, refp. für die Defcendenten des Erwerberd. Diefe Unveräußer: 
lichkeit kam aber dem Stammgute urſpruͤnglich nur in dem Sinne zu, 
daß der Befiger daffelbe nicht ohne die Zuflimmung des oder der im 
Augenblide der Veräußerung nädften Erben, d. h. feiner präfumtiven 
unmittelbaren Leibeserben, veräußern Eonnte, fo daß, wenn diefe zuftimm- 
ten, fein entfernterer Erbe irgend einen Rechtsanſpruch oder Einwand 
erheben konnte. Auch ift nicht unwahrſcheinlich, daß anfänglid nur die 
Defcendenten des erften Grades, welche nod) in Stadtrechten des 14. 
Sahrhunderts allein und ausfchließlih „Erben oder „rechte Erben“ 
sc. heredes legitimi im Gegenfage der entfernteren Defcendenten und 
der Seitenvervandten genannt werden (vergl. Zöpfl, Das alte Bam- 
berger Recht, ©. 212), das Widerſpruchsrecht (als Ausflug ihres Wart: 
rechtes) hatten. Da aber die Defcendenten erſten Grades unter fic als 
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Geſchwiſter erfcheinen, fo lag es fehr nahe, wenn das Erbe getheilt 
worden war, auch den Seichwiftern ein ſolches Widerfpruchsrecht beizu⸗ 
fegen, und bei beabfichtigten Veraͤußerungen des Zheilbefigerd auch ihre 
Zuftimmung (als heredes mediati) neben ben Kindern dieſes Legteren 
(al8 feinen heredes immediati) einzuholen. (Auf biefe Art fcheint bie 
Urkunde von 1296 in ber Thuringia sacra p. 367 zu verfiehen zu 
fein, worauf Mittermaier in feinem deutfchen Privatrecht, 6. Aufl. 
1842. $. 157. Not. 14 aufmerkfam gemacht bat.) Allmälig murde 
das Widerfpruchsrecht allen Verwandten bes Befigers zugeftanden, melde 
zugleidy Defcendenten bes erften Erwerbers waren, in fo fern fie zur 
Zeit der Verdußerung auch die naͤchſten Erben bes Beſitzers waren. 
Eine Berpflihtung des Beſitzers aber, bei vorhabender Veräußerung 
auch die Einmwillgung der entfernteren Verwandten einzuholen, wenn. 
nähere im Grade vorhanden waren, laͤßt fi) gemeinrechtlidy nicht bes 
baupten, obgleich es oft vorkam, daß man aus überflüffigee Sorgfalt 
ſowohl die Zuftimmung der entfernteren wie ber näheren Verwandten 
nachſuchte. Größere Freiheit zur Verdußerung des Erbgutes hatte der 
Befiger von jeher in dem Falle der ehehaften Noth, jedoch mußte er 
audy in diefem Falle das Gut erft feinem naͤchſten Erben zum Kaufe 
anbieten. Dies findet fid) fchon in dee Lex Saxon, tit. 17 beftimmt: 
„Liber homo ... . si hereditatem suam necessitate coactus ven- 
dere voluerit, offerat eam primo proximo suo (dem naͤchſten Vers 
wandten): si ille emere noluerit, offerat tutori suo (hier nach dem Zus 
fammenhange wahrſcheinlich der Lehns- oder Grundherr) vel ei, qui 
tunc a rege super ipsas res constitutus est: si nec illa voluerit, ven- 
dat eam cuicunque volet.“ — Mar das Stammgut außer biefem 
Kalle auf irgend eine Weife ohne den Gonfens oder unter Widerſpruch 
der nichften Erben veräußert morden, fo hatten die naͤchſten Erben ein 
Mevocationsrecht, d. h. fie Eonnten ohne Entfhädigung das Gut 
von dem britten Erwerber zurüdfordern. (Vergl. Sachfenfpiegel LdR. 
I. 52. $. 1.) — Dies mar aber nichts Anderes als eine Geltendma- 
hung ihres oben erwähnten MWartrechtes, db. 5. feften Erbrechtes, 
und dieſe Wirkung muß auch nod) behauptet werden, mo ſich das 
Stammgutsfpftem erhalten hat, und fo findet fid) dieſes Revocations⸗ 
recht (meift jest fogenannte Vindicationsrecht) der nächiten Erben nod) 
im voller Wirkung bei den Lehen, zu Gunften aller in der erften Sn- 
veftitur begriffenen Perfonen, fo wie aud der Mit, Sammt⸗ unb 
Eventualbelehnten, wenn ihnen die Lehnfolge eröffnet wird; und eben 
fo findet fich diefes Recht auch bei’ dem Samilienfideicommiß als aus: 
druͤcklich (kuͤnſtlich) ertichtetem Stammgut zu Gunften aller durch 
die Stiftung berufenen Perfonen. — Bei den alodialen Gütern . 
des dritten Standes hat fi) das Stammgutsſyſtem allmaͤlig verlo⸗ 
ren, ſo daß es wenigſtens heut zu Tage nicht mehr als ein allge⸗ 
mein in Deutſchland vorkommendes Inſtitut betrachtet werden kann, 
und die Qualitaͤt eines Gutes als Stammgut von dem, der ſie be⸗ 
hauptet, beſonders bewieſen werden muß. Schon frühzeitig findet man, 
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fhen Sinne, bezeichnet Stand eine ſolche ſtaatsgeſellſchaftliche Haupt⸗ 
abtheilung oder Hauptelaffe von Perfonen, deren Lebensbeftimmung in 
der gemeinfchaftlichen Foͤrderung eines Hauptzweiged der gefellfchaftlichen 
Aufgabe oder der Gultur beiteht, und welche die mit dieſer befonderen 
Beſtimmung verbundene Stellung in ber Gefellfhaft einnehmen, die 
mit ihr verbundenen gefellfchaftlichen Rechte und Pflichten haben. 

Befonders auch in Beziehung auf die Ständeabtheilung zeigt fich 
die Verfchiedenheit der im Artikel „Staat dargeftellten verfchiedenen Pe: 
tioden und Grundgefege der gefellfchaftlichen Zuſtaͤnde wirkſam. Daher 
finden wir fo verfchiedenartige Ständeverhältniffe in den verfchiedenen 
Staaten. Die Ständeabtheilung bildet den Knochen⸗- und Gliederbau 
der Geſellſchaft. Wo die Gefellfchaften in ihren Srundprincipien, alfo in 
ihrer MWefenheit, verfchieden find, da müffen auch die Ständeverhältnifie 
verfchieden werden. 

In den despotifchen Zuſtaͤnden und bei Fortdauer einzelner 
Einrichtungen derfelben, oft auch noch in fpäteren Eulturperioden fchließt 
der bespotifche Herrenftand der Eroberer oder Unterdrüder gewöhnlich 
ganze Claffen von Bewohnern des Staates als Leibeigene, Sklaven, 
Heloten, Paria's von dem Staatsbürgerredht, von der Freiheit und 
von den Vortheilen der Gefellfhaft gänzlich) aus. Und auch die übrige 
Ständeabtheilung wird nach dem hier vorherrfchenden unfreien und 
mechanifhen Staatsprincip nicht durch Freiheit, Faͤhigkeit und Wür: 
digkeit, fondern durch eine despotifch feitgehaltene Stammes= oder Kaften- 
eintheilung, durch eine Eintheilung nady den Kaften der Krieger, der 
Mriefter, der Bauern, der Handwerker u. f. w., beflimmt. Dabei be- 
hauptet denn natürlicd die mächtigfte Kafte, die der Krieger, den Vor: 
rang und ein vielbedeutendes Adelsrecht. Die Theokratie behält und für: 
dert diefe durch blinde Unterordnung unter das fuctifhe Herkommen 
oder durch die Gewalt beftehende Einrichtung, nur ordnet fle jet den krie⸗ 
gerifchen Geburtsabel der Prieilerkafte unter. Alles dieſes und die 
Gründe hierfür bat der Artikel „ Staat” ausgeführt. 

Anders geftalten fich diefe Verhaͤltniſſe im freien, im rechtlichen 
Staate. Dieſer iſt ein freie Huͤlfsverein, ein freies und buͤlfreiches 
lebendiges oder organiſches Gemeinweſen eines ſelbſtſtaͤndigen Volkes fuͤr 
die gemeinſchaftliche Verwirklichung der menſchlichen 
Geſammtaufgabe oder der menſchlichen Cultur. Das huͤlfreiche 
Zuſammenwirken aller Glieder des Vereins zur Geſammtaufgabe hat 
hier zu ſeiner Grundlage und Grundbedingung den Friedensverein 
oder das Recht, mit feiner Forderung der gleich heiligen recht— 
lichen Perfönlichkeit oder dee gleichen freien perfönlichen Würde und 
Bellimmung aller Gefellfchyaftsglieder. In einem ſolchen freien leben: 
digen Gemeinweſen ergeben fih nun von felbft für die Stündeabthei: 
lung, wenn ihm diefelbe entfprechen foll, folgende Hauptgeundfäge: 

I) Es bleibt unvertbeilt oder gemeinſchaftlich für alle 
Slieder bee Staatsgefellfhaft das, mas ohne Verlegung ihrer rechtlich 
gleid) freien und gleich heiligen perfönlichen Würde und Beſtimmung, 





Stand; Unterfhieb der Stände. 129 


und ihrem glei, freien Antheil an bem Gemeinwefen, an feinen Vor⸗ 
theilen und Laſten nicht getheilt werben Tann, fo tie natürlid aud) 
dasjenige, was für die gemeinfchaftliche Förderung der Cultur Feiner 
Vertheilung bedarf. . 

Gemeinſchaftlich bleibt alfo für Alle die gleiche Anerkennung, Adytung 
und Schägung ber rech tlichen Freiheit und Würde als Menfch und 
Bürger oder das gleihe Menfhens und Bürgerrecht. Jeder 
bat als menfhlihe Perſoͤnlichkeit, als freies Mitglied des Reis 
ches der gefitteten Menfchheit den gleich heiligen Selbftzwed und die Selbſt⸗ 
gefeßgebung und gemäß derfelben Pflicht und Recht, nach feiner freien 
fittlihen Weberzeugung fein Leben, feine Zheilnahme oder Nichttheils 
nahme, den Eins und Austritt in befonbere Lebensthätigkeiten und 
Staats⸗ und Stanbespflichten zu beflimmen. Der Bürgerverein aber 
merkennt und fhüst ihm dieſes Menſchenrecht. Jeder hat zugleich ale 
freier Bürger oder als freies Mitglied des bürgerlichen Hülfs- und 
Gulturvereins das gleich Heilige Recht der Gleichheit oder ber 
gleihen Zheilnahme an feiner gemeinfhaftlichen höchften Idee und 
Aufgabe, an den freien Beftrebungen und Vereinen für fie, wie an ih⸗ 
ren allgemeinen Vortheilen und Laften oder an dem allgemeinen Buͤr⸗ 
gerreht und an der allgenreinen Bürgerpfliht Dahin gehören, 
als von ber Idee des Bürgers unzertrennlich, als unverfäuflid und un⸗ 
vertheilbar, auch das allgemeine patriotifche Recht und bie Pflicht, dem 
Berein auf Leben und Tod zu vertheibigen, das Wehrrecht und bie 
Wehrpflicht. Einzelne follen weder zu Sachen und Mitteln gemadht, 
mit Verlegung ihrer Perföntichkeit und Gleichheit für die Anderen aufe 
geopfert werden, noch auch dürfen Andere für fie die bürgerliche Pers 
föntichkeit, Ehre und Freiheit und ihre von benfelben untrennbaren 
Rechte und Pflichten und das lebendige Bewußtfein ihrer Bürgerwürde 
befigen und fie ihnen entziehen. Der immer vollfiänbigere Sieg biefer 
Grundſaͤtze, diefer freien richtigen Gemeinfchaftlichkeit neben dem, mas 
von der gemeinfchaftlichen Aufgabe vertheilt werden muß, ihr Sieg ges 
gen Sklaverei, Leibeigenfchaft und Kaftenwefen ift das höchfte Ziel der 
Menſchheit in unferer Zeit. Diefe Grundfäge, insbefondere jene beiden 
Hauptrechte der rechtlichen und flaatsbürgerlichen Freiheit und Gleich⸗ 
heit, enthalten die, je nach den rechtlichen Bedingungen der Fähigkeit 
und MWürdigkeit, verhaͤltnißmaͤßig gleichen Rechte ber perfönlis 
hen und VBerfaffungss, der Vermoͤgens⸗ und conftitutionels 
len=, ber Verkehrs- und Verwaltungsfreiheit *). Sie bes 
gründen auch in Beziehung auf die befonderen Stanbesverhältniffe mit 
der Freiheit ihrer Wahl und ihrer verhältnißmäßig gleihen Erwers 
bungsmöglichkeit, je nach den allgemein beflimmten rechtlichen Bedin⸗ 
gungen ber Fähigkeit und. Würdigkeit, eine freie und organifche Glieber 
zung, Berbindung und Wechſelwirkung der Ständez fie fchließen eben 
fo eine kaſtenmaͤßige und mechanifche Adfonderung und Unterordnung, 
auch eine ebenfalls unorganifche, mechanifche, abfolute oder mate⸗ 

*) Vergl. hierüber mein Syftem Bd. I. ©. 576 ff. 

Staats s£eriton. XV.  ' 
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rielle Steichheit, fo wie Stänbeaufhebung aus. Nur in ber Allgemein: 
heit des Staatsbürgerftandes für Alle, fo weit fie fich defjen nicht unfaͤ⸗ 
big und unwuͤrdig machen, und in dem Sreilafien aller rechtlichen Wege 
dee Ermwerbung für Alle ift völlige Gleichheit. 

Der Menſchenfreund darf hoffen, daß es unferer Zeit gelingen 
werde, in ihrem bereits fo fiegreichen Kortfchritte zu dieſem Ziele die 
Hinderniffe und Gefahren endlich zu uͤberwinden, Die von ganz entge- 
gengefegter Seite ihr entgegenftehen. Hier auf.der einen Seite find es 
traurige Mefte der alten Sklaverei, ber Eroberungss und Kaftenherr- 
[haft und durch fie unterflügte neue Verſuche ihrer Wiedereinführung. 
Es find die in Folge früherer und fpÄäterer Verkehrtheiten entftandenen 
Hinderniffe für die volle Verwirklichung jener Grundfäge, vorzüglich 
eine nicht feltene unnatürliche, oft räuberifche Anhaͤufung oder Entzie- 
bung der natürlihen Mittel und Wege für jene Freiheit und für jene 
gleiche Theilnahme, für die Erwerbung der rechtlichen Fähigkeit und 
Wuͤrdigkeit zu derfeiben. Und felbft das Land, welches den gerechten 
Grundſaͤtzen den Eräftigften verfaffungemäßigen Schus gewährt, Groß: 
britannien, hat doch aus feinen dreis und vierfahen Eroberungen Eng- 
lands, Schottlands und vorzüglich Irlands noch große traurige Kolgen 
Eriegerifcher Beraubungen zu bekämpfen. Auf der andern Seite aber 
drohen, nach jacobinifchen und communiftifchen Ideen und bei der 
Noth fo vieler bedrängter Armen, falfche Grundfäge von der rechtlichen 
Freiheit, Gleichheit und Gemeinfchaftlichkeit, Grunbfäge, melche, bei 
dem oft an ſich edlen Willen und Zorn ihrer Urheber, doch die allerer- 
ften Elemente, Grundbedingungen und Zräger alles dauernden Lebens, 
aller wahren und dauernden rechtlichen Freiheit und Gleichheit, naͤmlich 
die natürlichen Träger und Schranken berfelben überfehen. Wie be: 
fhwerlich und hemmend, ja verderblich ift doch oft für die Seele und 
die edelften freien Seelenthätigkeiten dee menſchliche Leib. Und den: 
noch wird es ſogleich als Krankheit oder Narrheit erfannt, wenn ihn 
und feine individuelle Geftaltung und Lebensthätigkeit der Zorn uber 
jene Hemmungen vernichten will. Iſt es denn aber beffer, wenn man den 
Rechtsleib der rechtlichen Perfönlichkeiten, ihr Cigenthum, diefe Grund⸗ 
bedingung ihrer rechtlichen Selbſtſtaͤndigkeit und der Feſtigkeit der Familien 
und fonftigen Gefelfchaften, wenn man überhaupt den natürlihen 
feften Knochen: und Gliederbau ber Geſellſchaft auflöft und in einer 
ſtets nur zur Rohheit führenden materiellen Vermögens: und Stans 
deßgleichheit und ſchrankenloſen Freiheit den gefpenftifchen Geiſtern 
aller fubjectiven, fchrankenlofen, flüchtigen, mwechfelnden Gefinnungen und 
Einfällen und ihren kuͤnſt lich en Erfindungen das Regiment anvertraut? 

IT. Auf jenem freien und organifchen Wege müffen nun die befon= 
deren Beftrebungen für die gemeinfchaftliche Aufgabe unter fo viele be: 
fondere freie Stände der Staatsbürger ſich vertheilen, als es ver- 
ſchiedene Hauptzweige der gemeinfchaftlichen Aufgabe gibt, für deren 
zweckmaͤßige Betreibung das gemeinfchaftlihe Zuſammenwirken einer bes 
fondern Hauptclaffe von Perfonen mit einer mehr oder minder ver- 
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ſchiedenen Vorbereitung, Beſchaͤftigung, Lebensweiſe und buͤrgerlichen 
Stellung natuͤrlich und heilſam iſt. 

Hiernach unterſcheidet ſich 1) der Stand der Studirten und 
ſtudirten Beamten, welcher zunaͤchſt die wiſſenſchaftliche Er⸗ 
kenntniß der ganzen Cultur und die von dieſer Erkenntniß ausgehende 
hoͤhere geſetzliche Leitung derſelben zu ſeiner Aufgabe hat. Er zerfaͤllt 
nach der früher (Bd. I, ©. 25) gegebenen materiellen Abtheilung 
in die fünf DHauptzweige der Theologen, Philofophen, Medi: 
ciner, Dekonomen und ber Juriſten und Politiker; nad 
der Form feiner Zhätigkeit aber in ben Gelehrten⸗ und in ben ’ 
Beamtenftand, beides Lestere in einem engeren Sinne. 

2) Dee Stand der Nidhtftudirten, ber Bürgerftand, 
welcher fich zundchft mit der praktiſchen und mehr materiellen Foͤr⸗ 
berung ber Cultur je nad) ihren verfchiebenen Zweigen befchäftige. Er 
zerfällt nach den drei Dauptabtheilungen: a) in die Defonomie im 
weiteren Sinne oder in bie Gewinnung ber Naturprobucte durch 
Land: und Bergbau, Jagd und Fifcherei; b) das Gewerb im wei» 
teren Sinne, welches durdy Bearbeitung der materiellen Stoffe dies 
felben den vernünftigen Zwecken bes Lebens dienfibar macht; c) den 
Handel im weiteren Sinne, welcher durch Umtauſch ber Güter 
nach ben jedbesmaligen geſellſchaftlichen Bebürfniffen die Harmonifche Vers 
mitteflung zwifchen den Defonomen und Gemerböleuten und zwifchen 
den übrigen Menfchen beforgt. Da bie Oekonomie vorzugsmeife auf 
dem Lande, Bewerb und Handel vorzugsmeife und in höherer Aus 
bildung in Städten betrieben wird und vorzüglich in früherer Zeit fo 
betrieben wurde, fo Enüpfte ſich hieran der LUnterfchied des Bauern⸗ 
und Buͤrgerſtandes, deren frühere Faftenmäßige Abfonderung und Ver⸗ 
fhiedenheit übrigens ebenfall® die heutige Cultur immer mehr verwifcht 
bat. (S. „Stäbte‘‘.) 

Es bedarf überhaupt nur eines Blickes auf biefe Hauptabthei⸗ 
lungen, um ſich zu überzeugen, wie vielfah und wie frei und ors 
ganifh jest dieſe verfchiedenen Gulturzweige und ihre Thaͤtigkei⸗ 
ten, mithin auch die fie betreibenden Stände in Verbindung und Wech⸗ 
ſelwirkung fliehen und in einander übergehen. So iſt es allerdings in 
der Natur der Sache begründet, baß ber Stand der Nichtfiudirten feine 
Gulturzmeige und feine praktifche Thätigkeit für biefelben nach der Lehre 
und unter ber Leitung bes Gelehrtens und bes fiudirten Beamtenftandes 
fördere. Aber nicht etwa blos die Heiligkeit ber vollkommenen flantss 
bürgerlichen Freiheit befeitigt hierbei jede einfeitige und drüdende Unten 
ordnung ; es thut biefes auch die nothwendige organifche Verbindung 
und Wechſelwirkung der verfchiedenen Claffen ber Bürger, ihrer beſon⸗ 
deren Erfahrungen, Anfichten und Intereſſen felbft in den Kreifen der 
praktifhen MWiffenfchaften und vollends bei ber Bildung und Durchfuͤh⸗ 
rung der praktiſchen Gefege, dieſe organifche Verbindung und Wechſel⸗ 
wirkung in ber öffentlihen Meinung und Mittheilung, in der Staͤnde⸗ 
und Landraths⸗ und Gemeindes und Spmobalverfammiung und endlich 
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im öffentlichen Volks⸗ und Schwurgeriht. Dazu fleht durch Ausbrei⸗ 
tung ber Literatur und bes Lefens, durch höhere Buͤrger-, Gewerbs⸗ 
und polytechniſche Schulen felbft die wiffenfchaftliche Bildung den une 
fiudirten Ständen offen und wird von vielen Mitgliedern berfelben 
mehr oder minder erworben. So werben auch die früheren Benennungen: 
„Stände der höheren und ber niedern Cultur“ täglich weniger paſſend. 
Wie fehr vollends heute Beſchaͤftigungs⸗ und Lebensweife, Bildung und 
Intereſſen des fogenannten Bürger = und Bauernflandes in einander 
übergehen, bedarf vollend& Leiner Ausführung. (S. „Staͤdte.“) 

&o innen denn fchon deshalb und wegen der gleichen Staatsbuͤr⸗ 
‚gerpflicht die heutigen Stänbeabtheilungen für die Abtheilung einer ſtaats⸗ 
bürgerlichen vepräfentativen Reichs⸗ und Landesverfammlung nicht zur 
Grundlage dienen. (S. „Landftände” und „Repräfentatives Sy- 
ſtem“ und auch „Staat S. 77.) Nur das wird die Aufgabe fein, feinen 
dieſer verfchiebenen Hauptzweige ber Culture und ber fie vertretenden 
Stände, ihrer befonderen Einfichten, Erfahrungen und Intereſfen von 
einer verhaͤltnißmaͤßig gleichen Theilnahme an der Vertretung der Ge: 
ſammtheit ber ganzen Cultur und Staatsaufgabe, wie ber Gefammt- 
beit aller Stände, aller Bürger und aller rechtmäßigen wohlthätigen In⸗ 
teveffen derfelben auszuſchließen. Diefe verhältnigmäßige Gleichheit fehlt 
da, wo, wie in Frankreich, nicht blos die Reichen Uber die weniger Be: 
mittelten,, fondern auch der Stand der Landbefiger vor den übrigen Stän: 
ben unverhäfltnigmäßig bevorzugt ift, oder two vollends, wie in Preußen, 
ganze Stänbe,, wie ber Gelehrten- und der Beamtenftand, von der Ver: 
tretung bes Volkes und Staates gaͤnzlich ausgefchloffen find. Bei der 
an ſich heilfamen Abtheilung der Reichsftände in zwei Kammern aber ift 
gerade für den befondern Zweck der erften Kammer deren Zuſam⸗ 
menfesung fo zu bilden, wie es diefem Zweck und fomit dem allgemei- 
nen Wohl am meiften entfpricht. (S. oben Bd. I. &. 345 und „Zwei: 
kammernſyſtem.“) Denn nur fo weit geht das Recht der ſtaats⸗ 
bürgerlihen Gleichheit in Beziehung auf die Theilnahme an der Regie⸗ 
rung des Staates, daß Fein fühiger und mürdiger Bürger zum Nach⸗ 
theil des gleichen Geſammtwohls aller Bürger oder des Staatszweckes 
und Beltandes, daß Feiner zur blofen Begünftigung oder Vortheilsbe- 
rechtigung von der gleihen Theilnahme ausgefchloffen oder befchränft 
werden Tann. Wohl aber fordert eben das gleiche Wohl Aller hier, da 
Keiner zu feinem Vortheil, fondern nur für das Geſammtwohl regies 
rer foll, daß die für das leutere als wirklich heilfam erfannten Vorzüge 
und Befchränkungen eintreten, worauf ja auch bie Monarchie und die Bevor- 
zugung ber erbberechtigten fürftlihen Samiltenglieder beruht. Eben fo ift 
nun auch eine theilweife Bildung der erſten Kammer durch abeliche Gutsbe⸗ 
figer in fo weit rechtlich möglich, wie diefelbe wirklich als heilfam für das 
Gefaͤmmtwohl Aller anerkannt wird. (S.oben Bd. J. S.345.) Willman nun 
megen biefes Einen befondern politifchen Rechts, oder will man wegen des 
blos privatrehtlichen ererbten größeren Gutsbefiges des Adels und 
der daran fich Enüpfenden natürlichen Vortheile in ben gefellfchaft: 
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lichen Verhältniffen, und etwa auch wegen feiner thatfädlidhen Begün- 
fligung bei Hofe, den Adel heut zu Tage nod als befonden Stand 
betrachten, jo mag man ed thun. Nur muß man nicht vergeffen, daß 
jene erblihen Pairierechte keineswegs alle Seburtsabeliche berühren, und daß 
jene natürlichen Vorzüge blos von der völlig freien Meinung abhäns 
gen, und die Unterfchiede ſchwankend find und mehr und mehr verſchwin⸗ 
den. Nur dann würde dev Adel feinen Stand auch in ber öffentlichen 
Meinung bedeutend und ruhmvoll hinftellen und befefligen, wenn er, 
der früher wenigftens für ch felbft die altnationalen Freiheits— 
rechte behauptete und nur allein dadurch zum Adel wurbe, biefen 
Urfprung treu und veredelt behauptete und feine gänftigen Verhaͤltniſſe 
zur vorzugsmweifen Sörberung einer Hauptaufgabe unſers heutigen gefells 
fchaftlichen Lebens benugen wollte, nämlich zur Vertheidigung und Foͤr⸗ 
derung der nationalen Freiheitsrechte des Volks. Seine vorzugswelfe 
Leiftung der Kriegsdienfte und feine feudalen Schug: und Gerichtsrechte 
für feine Dinterfaffen und die Heilſamkeit derſelben, feine fauftrechtliche 
Gewalt und feine durch bdiefelbe erworbenen Faftenmäßigen Privilegien 
find unzeitgemaͤß, ungerecht und verderblich geworden ober verſchwunden. 
Das „Buͤrſchen durd den Wald”, deſſen Schiller als das Kenne 
zeichen bes Junkers gedenkt, kann mürbigen Gliedern be Adels 
nicht genügen und ift ja auch Fein Monopol mehr. Noch weniger 
aber werben jene würdigeren Mitglieder unzeitgemäße, durch Feine dem 
Geſammtwohl ihrer Mitbürger entfprechenbe Gegenleiftung gerechtfertigte, 
mithin ungerechte und verderbliche Privilegien zur Bildung eines beſon⸗ 
deren Standes behaupten oder neu ufurpiren wollen. Für fie, für Mo⸗ 
nopole und Höflingsherrfchaft ift die Zeit vorüber. Ohne befonbdere 
Förderung eines Haupttheiles ber gemeinfchaftlichen Aufgabe aber beftes 
hen vollends heut zu Zage keine befonberen Standesrechte. In der bes 
zeichneten heilfamen Beftrebung dagegen waͤre ein großes Feld bes herr⸗ 
lihften Verdienſtes um bie Rettung unferer Nationalehre, ja unferer 
Exiſtenz unter den freien und mächtigen Nationen der Erbe. Und aud 
dem Throne Eönnte der Adel auf eine Weiſe gleich treu und ſchuͤtzen 

fi) erweiſen. | 

Wichtiger faft als ale bisherigen Stänbeabtheilungen find heut zu 
Zage, zumal da, to bie politifhen Wahlgefege für Reichs⸗ und Pros 
vinzialftände, für die Gemeinderäthe und die Schwurgerichte daran Rechte 
und Beſchraͤnkungen Enüpfen, die Unterfchiede in vermöglidhe und 
unvermögliche Bürger und vollends die in felbftftändige Fami⸗ 
lienvdter und in perfönlidh abhängige Leute Doc find diefe 
Unterfchiede ſchwankend, mwechfelnd und particulär. 

Nach allem Bisherigen bedarf e8 Eeiner Ausführung mehr, wie uns 
paffend und unferen Gulturverhältniffen widerſprechend manche gewoͤhn⸗ 
liche Stänbeabtheilungen find. So ift e8 denn auch bie halb poetifche, 
halb dem Mittelalter entlehnte in Wehr⸗, Lehr: und Nährftand. 
Wer ift heute noch unfer Wehrftand ? Doch wahrlich der Adel nicht, ber 
weder, wie ehemals, vorzugsweife fen Blut, noch fein (dazu erworbe⸗ 
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ehemals founeräne dentſche fürfltiche Häufer, in. Bolge ber Eroberung 
8 ‚verfügt wurde (Ifenburg, Legen, auch Arenberg ) 
den Staaten des deutfehen Bundes befinden fich- bemn 


„Die Standesherren wurben ohne eigene Schuld das zufällige Opfer gro» 
Ber, durch fie nicht herbeigeführter, Staatsumwaͤlzungen. ur eine life ' 
Berührung, nur eine verfchiedene Flechtung im Spinnengewebe ber Pos 
utik, fo fiel dee Souveraͤn, der jetzt Aber bie Werhaͤltniſſe ſtandecherr⸗ 
licher Familien gebieten Tann, felbft im bie Kategorie eines Gtandes⸗ 

Die Standesherren find offenbar der vom Schickſal gebeugte - 
Theile).“ Die lebendigfle Thellnahme muß einem folchen Gefchide um 
fo mehr fih zuwenden, da viele Mitglieder dieſer eriauchten Familien 
ſich mannigfoltige Verdienſte um Deutſchland erworben hatten. lm fo 
natuͤrlicher erfcheint es, daß bie Frage, ob die im Jahre 1806 entitan- 
dene Stanbesherrlichkeit ſtaatsrechtlich begrünber worden, wann fie im 
einen vollkommen vechtlihen Zuſtand eingetreten, lebhaft und Im vers 
ſchiedenem Sinne erörtert wurde; und noch jetzt iſt fie keineswegs ohne 
praktiſches Intereſfſe. 

Man hat naͤmlich in einem dem Intereſſe der Standesherren 
guͤnſtigen Sinne 

‚ 1) behauptet: gerade fo, wie ber rheiniſche Bund im Allgemeinen 
unrechtlich entflanden, mithin ein gefegwibriger Zuſtand gewefen, eben 
fo fet die durch ihn entflandene, mit ihm weſentlich verbundene Stan» 
desherrlichkeit nicht vechtlich entflanden, alfo während bes rheinifchen 
Bundes niemals rechtlich begründet gewefen. 

Hierbei iſt jedoch zweierlei nicht genügend beachtet morben. 

a) Allerdings war die Entſtehung bed cheinifhen Bundes eine 
urfpränglich einfeitige Abänderung der beftehendben Ordnung ber Dinge, 
mit einem Wort eine Staatsummälzung, welche eben darum, weil fie 
“ die bisherige Verfaſſung einfeitig abändert, durch die Damals beflandenen 
Geſetze niemals fich rechtfertigen läßt. 

Allein man würde ſich eines auffallenden Trugſchluſſes fchulbig 
machen, wenn man nun diefe Nechtswidrigkeit der Entftehung bes 
rheinifchen Bundes meiterhin auf diefen Bund, auch nach feiner Ents 
flehung übertragen wollte. Denn es entfagte bekanntlich alsbald das 
ehrwuͤrdige Reichsoberhaupt auf bie wegen Deutfchlands bis dahin geführte 
Kaiferkrone und Paiferlihe Regierung, wegen ber durch die politifchen 
Verhaͤltniſſe herbeigeführten Unmoͤglichkeit, die Pflichten bes Eaiferlichen 
Amtes länger zu erfüllen; bafjelbe entband zugleich alle Reichsuntertha⸗ 
nen ihrer Pflichten; ber Reichstag ſchwieg, und überall wurden von den 
Unterthanen entweder ihre alten Landesherren als unabhängige Fürften, 


6) So ſprach mit Recht ber geiftreiche verftorbene von Almenbdingen. 
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oder ihre neuen durch die rheiniſche Bundesacte Ihnen gegebenen Regen⸗ 
ten anerkannt. Und fo vertilgte die Einwilligung aller Mitglieder des 
bisherigen Geſammtſtaats das Megellofe, welches den Urfprung diefer 
Revolution, wie jeder andern, begleitet hatte; duch Uebe reinſtim⸗ 
mung aller Intereffenten war bie neue Ordnung der Dinge zu 
Recht erwachſen. 

Wer dies leugnen wollte, dem würbe es eben fo Leicht fallen, einen 
rechtswidrigen Zuftand faſt in allen jegigen Staaten Europas nucyus 
weiſen; denn fchwerlich wird ein Reich gefunden, das in feiner Ger 
fchichte nicht Ein Beifplel einer Revolution aufzuweiſen hätte! ‚Aber 
„wenn nun einmal bie Vorfehung nach ihren verborgenen Rathſchluͤſſen 
„geſchehen laͤßt, daß eine Revolution ihren Zweck erreicht, und baß Ihe 
„zen Fuͤhrern gegeben wird, Zeit und Geſetz zu aͤndern, fofort damit 
„ne neue, beffere oder fehlechtere Ordnung ber Dinge an ben Plas ber 
„vorigen zu fegen, und mit bem fchirmenden Fluͤgel einer unabhängigen 
„Allgewalt dieſen neuen Stand zur Seftigkeit zu fördern; wenn biefe 


Aenderung alfo zu Recht erwähft, weil es Naturnothwendigkeit wie 


„Offenbarungslehre iſt, daß der Menſch derjenigen Obrigkeit unterthan 
„ſei, die Gewalt uͤber ihn hat; dann fragt ſich nicht mehr, wie gerecht 
‚der Coder einer ſolchen Gewalt in feinem Entſtehen, ſondern wie 
„folgenreih er in feinem Inhalte fei? und was alfo biefe 
„meue Gewalt in ihrer neuen Verfaſſung für Mecht anertenne 7)?’ 

b) Eben fo läßt fi nicht leugnen, bag auch die Unterwerfung ber 
Standesherren unter bie Regierungsgemwalt ihrer bisherigen Reichsmitſtaͤnde 
keineswegs in ihrem Urfprung zu rechtfertigen ift®), gleich jeder andern - 
Staatsummälzung nad) den zur Zeit ihrer Entftehung beftandenen Ges 
fegen. „Die Reichsconflitution fiel aus ihren Fugen. Das lede Schiff 
„verſank im pelitifhen Sturme. Das Loofungswort war: Sauve ‚qui 
„peut! Wenn in einer folhen Lage bas Verhängniß zwei Ungluͤcksgefaͤhr⸗ 
„ten auf einem Brete, welches nur Einen faffen kann, vereinigt, fo iſt 
„weder von: Rechten, noch von Berbinblichkeiten bie Rede. An Natur⸗ 
„kraͤften fcheitert die Gonftitution. Die Noth verbringt das 
„Rech tꝰ).“ 

Allein auf die rheiniſche Bundesacte folgte die wirkliche Unterwer⸗ 
fung aller Standesherren, hierdurch ihre Einwilligung in den neuen, 
ohne ihr Zuthun uͤber ſie verhaͤngten ſtaatsrechtlichen Zuſtand; und nunmehr 
war das in feiner Entſtehung Unrechtliche durch aller Intereſſenten Eins 
williaung zu Recht erwachſen. So wird eine jebe Revolution, in 


T) Worte Brauer’s in bem in der Note 5 angeführten Buche S. 184. 

8) Wer dagegen das fogenannte Staatsnothredht, jus eminens ber Staates 
gewalt, anführt, vermöge deſſen wohlerworbene Rechte, fobald” fie mit Erhaltung 
und Wohlfahrt des Staats collidiren, Einzelnen entzogen werben können, der 
vergißt, daß diefes ein Recht der Staatsgewalt Über die Staatsangehörigen ift, 
nicht aber gegen einen andern Staat begründet werben Tann. 

9) von Almendingen in Winkopp's rheinifhen Bund Bd. XVIU, 
©. 180. Eben fo fpriht Brauer a. a. O. ©. 186. 
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ihrem Urfprunge ſtets einfeltige Anmaßungen enthaltend, durch Anerken⸗ 
nung des neuen Zuftandes der Dinge von Seiten aller rechtlich dabei 
Intereſſirten, für Alle vechtlich begründet. „Fuͤr einen Augenblick war 
„der rohe Naturzuftand wieder eingetreten, aber im nächiten Augenblid 
„war er auch wieder verfhwunden. Der fhwäcere Theil wurde in fei- 
„mer ftaatsrechtlichen Eigenſchaft über Bord geworfen. — Die Standes⸗ 
„herren waren eben fo menig verbunden, fi) ber Bundesacte zu unter: 
„werfen, als derjenige, ben in gleicher Noth fein ftärkerer Ungluͤcksge⸗ 
„faͤhtde vom ſchwankenden Bret herunterſtoͤßt, ſchuldig iſt, fich Den vers 
„michtenden Stoß gefallen zu Säffen. — Die Standesherrn erfannten in 
„bee Urſache, melde die Auflöfung ber Reichsverfaſſung herbeigeführt 
„hatten, eim waltendes Katum. Sie unterwarfen fi ihm obne 
„Vorbehalt, ohne Proteflation. Nun war der Mothfland vor- 
„aber, durch die Unterwerfung war — das neue Verhaͤltniß der Stan: 
„desherten rechtlich conftituiet 10). 

Dog dieſe Einwilligung nur eine erzwungene geweſen, nur 
abgenoͤthigt durch die politiſchen Verhaͤltniſſe, wird man ernſtlich nicht 
entgegnen. Denn wo mar jemals eine durchgeführte Revolutlion, ohne 
daß ſich bie Minorität der Betheiligten vermöge der eingetretenen Zeit: 
umftände in ber Lage gefehen, ihre Einwilligung In die neue Ordnung 
der Dinge länger nicht, wenn auch noch fo ungern, verweigern zu koͤn⸗ 
nen? (Selbſt die ganze ehemalige beutfche Landeshoheit wurde nicht ans 
ders, als durch fortgefegte Eingriffe in die Laiferliche Regierungsgemwalt 
errungen, unb erſt in dem weftphälifchen Frieden durch fämmtliche In⸗ 
tereffenten anerkannt.) 

Die Einwilligung der Stanbesherren im Sahre 1806 mar aber 
nicht blos eine flillfehweigende, fie war auch eine ausdbrüdliche. Die 
ſtandesherrlichen Befigungen wurden nämlich nicht unmittelbar nad) dem 
Abfchluß der cheinifhen Bundesacte von ben neuen Souveränen in Be: 
fig genommen, ſondern erſt einige Monate nachher. Dies geſchah in 
der Weiſe, daß ein franzoͤſiſcher Commiſſaͤr ſie dem Beauftragten des 
betreffenden Souveraͤns übergab, und zwar in Gegenwart eines ſtandes⸗ 
herrlichen Abgeordneten, welcher mit Vollmacht des bisher regierenden 
Fürften oder Grafen verfehen war, in feinem Namen dieſer Webergabe 
beisumohnen. Solche Bevollmaͤchtigung enthielt gewiß eine ausdruͤck⸗ 
liche Einwilligung; zugleich eine ſolche, die man in keiner Weiſe als 
eine erzwungene qualificiren kann, ſondern eine freiwillige nennen 
muß. Denn was haͤtte genöthigt, an dieſer Uebergabe in folcher 


Meife Theil zu nehmen? 


10) v. Almenbingen.a. a. 3 S. 131. Aehnlich ſagt Gruner in 
Luden's Nemeſis Bd. II. Heft 2. S. 197: „Die Standesherren mögen billig 
„bedenken, daß — fie auch ſelbſt dadurch ihre Einwilligung zu der Veraͤnderung 
‚roeniaftens ftillfchweigend gegeben haben, weit fie fih nicht gegen die Mittel: 
„barmadung laut erklärt und fih nicht an ihren Kaifer angefchlofien haben, 
„um entweder die alte Verfaſſung zu behalten, ober eine neue herzuſtellen.“ 
Eben fo Jenaiſche Allgemeine Literaturzeitung 1815, Nr. 142 
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5. 3. Fortſetzung. — 2) Die zweite in dieſer Beziehung 
für die Intereſſen der Standesherren vorgetragene Behauptung ging da⸗ 
bin, daß die rechtliche Begründung der Standesherrlichkeit, wenn auch 
eine foldye in unmittelbarer Kolge bes rheiniſchen Bundes nachzuweiſen 
fein follte, doch jedenfalls durch die Auflöfung deſſelben von felbft wies 
der vernichtet worden ſei. Man fuchte dies durch folgende Argumens 
totion zu techtfertigen. Die Regierungsgewalt bdeutfcher Fuͤrſten uber 
Standesherren habe offenbar Ihren einzigen Grund in dem cheinifchen Bund 
und in der cheintfchen Bundesacte gehabt. Natuͤrlich fei alfo mit ber Aufld« 
fung diefes Bundes alle und jede bucch ihn herbeigeführte Regierungsgemalt 
ebenfalls aufgelöft und aufgehoben getwefen. Diefer Anſicht fleht aber ſo⸗ 
wohl die Natur der Sache entgegen, ale auch ein anerkannter voͤlker⸗ 
rechtlicher Grundſatz. 

a) Die Natur ber Sache. Denn ber rheinifhe Bund war 
eine voͤlkerrechtliche Alllanz, beruhend auf einem von mehresen Kürften 
abgefchloffenen Vertrag. Ihre weſſen tlichen Beſtandtheile, das heißt 
Alles, was in feiner Kortdauer duch diefen Bund nothwendig bedingt 
war, mußten freilich mit demfelben flehen und fallen. Dies war aber 
nur die Bereinigung zu einem ÖStaatenbunb unter Frankreichs Protectos 
rat. Alles Andere, wenn aud) duch den Bund veranlaßt und entflans 
den, gehörte zu den in biefer Beziehung zufälligen Verhältnifien, die 
auch ohne dieſen Bund hätten entfliehen Binnen, die man daher eben 
fo gewiß keineswegs als durch feine Aufhebung von felbft aufgehoben bes 
trahten kann. Daß namentlich die Unterwerfung der Standesherren zu 
diefen Verhättniffen gehört, ift gewiß klar, fobald man den durch bie 
theinifche Bundesacte gefchaffenen Mechtözuftand berfelben im Allges 
meinen auffaße. Sie find hiernach Staatsangehörige, wenn gleich 
privilegirt, und Unterhbanen Binnen gewiß von ihrem Gubjectionsvers 
haͤltniß dadurch nicht befreit fein, daß der Staat, welchem fie angehoͤ⸗ 
ven, einer völkerrechtlichen Allianz entfagt, einen mit anderen Staaten 
gelälffenen Bund wieder aufhebt; war bderfelbe gleich die Veranlaſſung 

Subjectionsverhältniffes. 


b) Ein voͤlkerrechtlicher Srundfag. Die Staatsverträge 
find bekanntlich theil® Staatsverträge im engeren Sinne (con- 
ventions), wenn fie nämlich, wie Tauſch, Gebletsabtretung, Grenzbe⸗ 
richtigung m. f. w., durch eine einzige Handlung völlig erfüllt werden; 
theils Buͤndniſſe (traites), wenn fie, wie zum Beiſpiel Kriegsbündniffe, 
Auslieferungsverträge, zu ſtets wiederkehrenden Zeiftungen, fo oft bet 
Zweit des Vertrags die Gelegenheit bietet, verpflichten. Letztere erloͤ⸗ 
ſchen von ſelbſt, fobald die paciseirenden Staaten entweder nicht mehr 
alle ihre Unabhängigkeit befigen, ober in ein Priegerifches Verhaͤltniß ges 
gen einander treten. Erſtere find dagegen ewig; das heißt, find fie 
einmal erfüllt, fo beftehen fie fort, unabhängig von fpäterer Veränderung 
in Verfaſſung oder. Eriftenz des Staats. Eine und biefelbe Bertragsur 
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kunde kann in ihren verfchlebenen Gtipulationen theils Staatöverträge im 
engeren Sinne, theils Buͤndniſſe enthalten 11). 

Die cheinifche Bundesacte gehörte, fo fern fie Frankreichs Protec⸗ 
torat und eine Allianz zu allen Continentalkriegen flipulirt hatte, offen⸗ 
bar zu den Buͤ enz während die Beſtimmungen über verfchiedene 
Bebietsabtietungen (In ben Artikeln 13 bis 16) und die neue Unterwer⸗ 
fung der Standesherren (fo ‚wie ber. ehemaligen Reichsritter 1%), offenbar 
Staatsverträge im engeren Sinne enthielten. Eine einzige Handlung, 
Webergabe und Unterwerfung, erfüllte fie aufs Vollſtaͤnbigſte; jede Be⸗ 
gruͤndung einer neuen Regierungtgewalt durch eine Webereinkunft mehre⸗ 
ser Staaten Herliert ihre rechtliche Gültigkeit keineswegs durch irgend 
eine Veränderung ber Verhaͤltniſſe unter den Contrahenten. Die Ge: 
ſchichte dee europälfchen Staaten Eennt kein einziges Beiſpiel, daB man 
ein durch Staatsvertrag begründete Subjectionsverhaͤltniß da rum als 
aufgelöft anerkannt habe, weil fpäterhin die paciſscirenden Staaten ihre 
Verhaͤltniſſe weſentlich änderten und in ehien Kriegtzuſtand traten. 

Mithin konnte bie rechtliche Begründung der Standbesherrlichkeit 
durch die Aufloͤſung ber rheiniſchen Gonföberation nicht aufgehoben wor» 
den fein. Rußland und Preußen hatten im Frieden zu Tilſit fchon 
1807, jenes im Artikel 15, dieſes im Artikel 4: „„L’etat actuel des 
possessions de chacun des souverains qui la composent‘“ ausdruͤcklich 
anerkannt. Jedenfalls findet die entwickelte Anficht ihre klarſte Beftdti- 
gung in ber förmlidhen Garantie, welche im Sabre 1814 Rußland, Des 
ſterreich und Preußen den zur Allianz gegen Frankreich beitretenben Für: 
ſten ausdrüdlih für Ihe Staatsgebiet gewährten! ?), deſſen Beſtand⸗ 
theit die flandesherrlichen Befigungen bildeten 1%). 

Mit Recht nahmen daher die: beutfche Bundesacte (vom 8. Juni 
1815) und die wiener Gongreßacte (vom 9. Juni 1815) die factifch 
beftehende Standesherrlichkeit zugleich: als eine ſtaatsrechtlich begründete 
an. Sie verfügten nicht, daß dieſe Verhältniffe (dieſe fogenannte Mit: 
telbarkeit) jest eintreten ſollten, fonbern fie fe&ten fie als gefeglich beſte⸗ 
hend voraus. Die Congrefacte fpricht nicht von zu mebdiatifirenden Ge⸗ 
bieten, fondern (3. B. in den Artikeln 32 und 43) von ben territoires 


11) de Vattel, Le droit des gens liv. II. chap. 12. $. 153. de Mar- 
. tens, Pre&cis du droit des gens $. 58. Klüberr, Droit des gens modernes de 
l’Europe $. 148 et 165. 

12) Steich wie die Aufhebung aller Staatsberechtigungen in fremdem Ge⸗ 
biete (Art. 33.) . 

13) 3. 3. im Vertrag mit Batern: La possession libre et paisible ainsi, 
que tous les droit de souverainete sur tous les &tats, villes, domaines et for- 
tresses dans la possession desquels S. M. s’est trouv&e avant le commence- 
ment des hostilites. Oder im Vertrag mit Würtemberg: La souverainete 
et-la jouissance libre et paisible des &tats. 

14) Eine umftändlichere Begründung des hier vom Anfang des $. 2 an 
Ausgeführten findet fich in der Schrift: Saup, Ueber die Auflöfung des rheini= 
Then Bundes. Merfuch einer publiciſtiſchen Erörterung der Folgen diefer Auf: 
fung. Gießen, 1814. 
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mediatises oder districts mediatises. Die befonderen Beflimmungen 
der beutfchen Bundesacte (in dem Artikel 64 der Gongreßacte für eben 
fo gültig erklaͤrt, als wären fie dafelbft wörtlich aufgenommen) fprechen 
fi) im Eingange bes Artikels 14 dahin aus: „Um ben im Sjahre 1806 - 
„und ſeitdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsſtaͤnden und Reichs⸗ 
„angebörigen, in Gemäßheit der gegfnmwärtigen Verhaͤltniſſe, in allem 
„Bundesſtaaten einen gleichförmig bleibenden Rechtszuſtand zu verfchaffen, 
„fo vereinigen die Bundesftanten ſich bahin” u. ſ. w. Sie erkennen alfo 
ausdruͤcklich an, daß dieſe ehemaligen Reicheftände im Jahre 1806 mittelbar 
geworben; daß bie gegenwärtigen Verhältniffe zu berüdfichtigen oder 
zur Grundlage anzunehmen feien; und daß bie folgenden Beſtimmungen 
nur bie Ungleichheiten in ben verfchiebenen Staaten bes Bundes zu befels 
tigen bezwecken. 

Zu verdenken war es den zunaͤchſt durch den Rheinbund fo hart 
und body fo völlig fchuldlos betroffenen erlauchten Kamilien wahrlich 
nicht, daß fie eifrigft fich beftrebt Hatten, ein günftigeres Geſchick herbei« 
zuführen. Aber die ſtaats⸗- und völkerrechtliche Gerechtigkeit der Verfuͤ⸗ 
gungen des MWiener Congreſſes und der beutfchen Bundesacte läßt fich 
nicht beftreiten. Zwar erfolgten noch vielfache Vermahrungen und Pros 
teftotionen ſtandesherrlicher Häufer theild vor, größtentheils unmittelbar 
nach den Staatsverträgen vom 8. und 9. Zuni 1815, mit Kraft und 
edlem Muth ausgefprochen, worin fie erflärten, baß fie, dem Gebot ber 
Pflicht und der Ehre folgend, ihrem echte nichts vergäben und deu 
Umfang ihrer Rechte und Befugniffe nad) dem Befisftand von 1805 
für ewige Zeiten vorbehielten, meiftens auch ſich ausdruͤcklich vefervirten, 
ihren Rechtszuſtand „bei jeder rechtlichen Veranlaſſung“ geltend zu mas 
chen 18). Irgend eine rechtliche Folge konnte aber bamals und Tann künftig 


15) Klüber', Weberficht ber Berhandiungen bes Wiener Congreſſes 8.326 ff. 

a1 Bi möge hier die Bentheim-Steinfurt’fche Proteftation vom 11. Juni 
15 ſtehen: 

„Rad der für Deutfchland verfaßten neuen Conftitutionsacte vereinbaren 
„fh vormalige deutſche Reichsſtaͤnde als Bundesftaaten über Eigenthum und 
„Rechte Dritter, wie zur Zeit der frangöfifchen Vereinigung der Rheinbundes⸗ 
„glieder zu disponiren, und um biefen angeblichen Rechtszuſtand bleibend gleich⸗ 
„formig zu machen, foU die Löniglich baterifche Verordnung vom Jahr 1807, eine 
„Folge bes Rheinbunbes, jedoch bei Weitem härter, wie jene Parifer Ufurpation, 
„als Bafis und Norm unterlegt werden, welches einleuchtend Eeinen Rechtszu⸗ 
„fand, vielmehr eine neue Gewaltthat auf das Schrediichfte gegen ihre ſonſti⸗ 
„gen Reichömitftände feſtſetzt. 

„Wenn die Minifter am Congreß — unter benen einige die Anträge jener - 
„Stände, wofür dffentlic der Dank dargebracht wird, für rechtlich begründet 
„erkannten — dennoch den Art. 14 der Gonftitutionsacte für die von ufurpatoris 
„ſcher Souveränetät befreiten Stände des nördlichen Deutfchlands in Weftphalen 
„anwendbar halten möchten, fo würbe für bdiefelben, wie in mehreren Noten 
„unter Anführung der im „Plan pour la reconstruction de la Prusse“* enthaltenen 
„Grundſaͤtze gezeigt worden, eine neue Unterjochung herbeigeführt, und dem 
„Unterzeichneten die Pflicht auferlegt, im Angefichte von ganz Europa, wie 
„bierburch für biefen Fall geſchieht, mit Bezug auf bie von ibm und feinen 
„Mitftänden in’ Weftphaten am Congreß eingereichte Note vom 5. d. M. für 
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denſelben nicht beigelegt werben. Denn nach bekanuten Rechtegrundſchen 
konnen zwar wirklich beſtehende Rechte, die durch Stillſchweigen bei einer 
Handlung untergehen, wenigſtens in ihrer Fortdauer zweifelhaft werden 
koͤnnen, durch Proteſtation aufrecht erhalten werden; denn dadurch wird 
jede Vermuthung, daß ber Proteflirende in jene Handlung zus feinem Nach⸗ 
theil eingewilligt, deutlich ausgefchloffen 1%). Niemals aber kann ſolche 
Verwahrung Rechte ſchaffen, oder einen bereits untergegangenen Rechteu⸗ 
fand wieder aufleben laffenz fie kann nur bisher noch Immer beſtandene 
Befugniſſe aufrecht erhalten 17), 

Es möchte baher zweifellos baftehen, daß die jegige Stanbesherrlichkrit 
ſchon 1806 rechtliche Begründung erhalten hat, und daß diefe Begrändung 
1815 nicht aufgehoben wurde; daß die deutſche Bundesacte, weſentlich 
nichts aͤndernd, nur Einzelnes mobificiete, vorzüglich zum Zwecke größerer 
Gieichförmigkeit. 

5.4. Kurze Ueberſicht des Rechtszuſtandes der Stan« 
desherren. — Die deutfche Bundesacte fpricht diefen in folgenden drei 
Beſtimmungen im Allgemeinen aus. 1) Sie bleiben ein 
des deutfchen hohen Adels (weshalb Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung 
von 1825 und 1829 den fürflichen Standesherren das Prädicat Durch 
laucht und ben geäflichen Erlaucht beilegten) und behalten die Ebenbuͤrtigkeit 
(f „Unftandesmäßige Ehe"). 2) Sie „find die erſten Standesherren” 
ihres Staats 18), alfo geborene Landflände, und mit ihren Familien am 





‚diefelben, für fein Haus, Nachkommen und Unterthanen gegen jebe üfurpirte 
„Genalt und ihre Folgen feierlichft zu proteftiren und alle Medite zu verwahe 
ren. — 
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Meiften privilegirt ; Insbefondere in Anfehung der Beſteuerung 19). 3) Sie, 
ihre Familien und. Befigungen behalten alle Rechte und Vorzuͤge, welche 
aus ihrem Eigenthum und deſſen ungeftörtem Genuß herrühten, und 
nicht zu ber Staatsgewalt und den höheren Regierungsrechten gehören 29). 
Unter biefen Rechten follen namentlich begriffen fein: a) Befugniß des 
Aufenthalte in jedem deutfchen Staate?!), und in jedem mit dem Bund 
im Frieden lebenden Staate 22). b) Recht der Autonomie. c) Priviles 
Hirter Gerichtsſtand und Conſcriptionsfreiheit. d) Civil⸗ und Griminals 
gerichtsbarkeit erfter und etwa auch zweiter Inſtanz, Forſtgerichtsbarkeit, 
Drtöpolizei, Auffiht auf Kirchen, Schulen und Stiftungen ??), mit blei⸗ 
bender Unterwerfung unter die Randesgefege ?*). Dabei wurde der Bun- 
desverfammlung zur künftigen Erwägung überlaffen, 0b ben Standess 
herren „auch einige Guriatflimmen in pleno zugeftanden werben ſollen“ 
(Art. 6); und für alles Weitere wurde auf die koͤniglich baierifche Ders 
ordnung von 1807 „als Bafig und Norm” hingewieſen. Das in der 
cheinifchen Bundesacte (Art. 28) ausgefprodyene Recht, in Griminalfas 
hen von Standesgenoffen gerichtet zu werden und Peiner Vermögens; 
confiscation zu unterliegen, ifE in ber beutfchen Bundesacte nicht ausges 
drüdt werben, ohne daß man es darum für nicht mehr erifticend hals 
"ten kann. | 

5. Staatsrehtlihe Befhaffenheit ber ſtandesherr⸗ 
lihen Rechte. — Die Staaten, welche ftandesherrliche Befigungen 
enthalten, haben gewöhnlich durch fogenannte Declarationen, vers 
tragemäßig oder ohne Uebereintunft mit den betreffenden Standesherren, 
die Rechte berfelben genauer aufgeführt und in ihren einzelnen Bezie⸗ 
hungen umfaffend beftimmt. Gar bald entftand die Frage, wie biefe 
Rechte flaatsrechtlic zu qualificiten feien; d. h., ob bie Standesherren 
auf ewige Zeiten fie unabänderlih auszuüben befugt feien, oder ob und 


19) Leurs domaines et biens seront assimiles quant à l’impöt aux domal- 
nes et biens des priaces - — ou = de la classe la plus privilegiée. Rheinifche 
Bunbesacte Art. 27. . 

20) Conserveront - comme propriets patrimaniale et privee tous les 
domaines sans exception, — ainsi que tous les droits seigneuriaux et feodaux 
non essentiellement inherees à la souverainets, — et le revenus provenans des 
dits domaines et droits. Eben bafelbft. 

21) Achnlich dem in dem Art. 18 unter b. jedem Deutfchen eingeräumten 


22) Il sera libre aux princes ou comtes de fixer leur residence partout od 
ils le vondront „ pourvu que ce soit dans un des &tats membres ou alli6s de la 
ederation du Rhin, om dans les possessions qu’ils conserverent en souve- 
rainet£ hors da territoire de la dite confederation. Rheiniſche Bundesacte 


rt. 27. 

23) Les droits de basse et de moyenne jurisdiction en matitre civile et 
eriminelle, de jurisdiction et de police forestitre, de chasse, de peche, de 
mines, d’adines, de dimes et prestations feodales, de patronage et autres 
semblables. Eben daſelbſt. 

24) Comme propriété patrimoniale et privée. Eben daſelbſt. 
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unter welchen Bedingungen ein jedes folcher Rechte mobificirt oder aufs 
gehoben werben koͤnne. Die Anfichten hierüber waren und find vers 
ſchieden. 


1) Die haͤrteſte Anſicht ſprach zuerſt Zachariaͤ aus. Die Standes⸗ 
herren ſeien nicht Mitpaciscenten bes rheiniſchen Bundes; auch nicht 
ſolche, für welche Andere fi) Wortheile Hätten verfprechen laſſen; alfo 
hätten fie Beine dauernden Mechte daraus abzuleiten. Dazu komme, daß 
die paciscirenden Zürften die volle Souveraͤnetaͤt befäßen, die durch Ho⸗ 
beitsrechte Anderer nicht zu befchränten feiz ein Recht ohne Zwang fei 
nicht denkbar. Mithin feien die ſtandesherrlichen Rechte nur Privile⸗ 
gien, belafien aus Humanität, um ein hartes Gefchi zu mildern; alfo 
koͤnnten fie widerrufen werden, und zwar, wenn kein Preis für ihre Er⸗ 
theilung beftimmt gemefen, ohne Entfchädigung. — Diefe Anficht ift of- 
fenbar ganz ungegründet. Die Stanbesherren befigen Rechte, welche 
ihnen 1806 vertragemäßig belaffen wurden; unter biefer Vorausfegung 
und Bedingung haben ihre Bevollmächtigten die Protocolle der Lebergabe 
ihrer Gebiete mitunterfchrieben; und ſchlimm wäre e8 auch, wenn Rechte 
nicht Statt finden könnten, auch ohne bie phyfifche Gewalt zu befigen, ihre 
Anerkennung zu erzwingen. Außerdem ift es ein ganz irriger Geſichts⸗ 
punct, dieſe Rechte al® ertheilte Privilegien zu betrachten. Man hat 
ihnen Eigenthum, Rechte gelaffen, man hat ihnen feierlichft hier- 
durch zugefichert, daß man nicht noch ein Mehrere ihnen entzieken 
molle; und das, was ihnen belaflen, find gewiß fo mohlerworbene Nechte, 
als irgendwo eriftiren Eönnen, Die Aufftelung einer Theorie, welche mit 
Gerechtſamen und Eigenthum fpielt, Eönnte nur betrübende Folgen 
haben. 


2) Auf diefe, bie erſte Anficht miderlegenden Gründe ſtuͤtzte fich 
eine zweite, wonach die ganze flandesherrlihe Mechtsfphäre vollftändig 
unabaͤnderlich fei, von einer Gefeßgebung des einzelnen Staats zu bes 
rühren. Die rheinifche Bundesacte habe zugleich die Sonveränetit und 
die Standeöherrlichkeit gegründet; eben fo heilig und unverlöglich als das 
eine, müfle das andere auch fein. Bor ber Landeshoheit habe die 
Grundherrlichkeit, d. h. die Gutsherrlichkeit, mit mandherlei allmälig ers 
worbenen Hoheitsrechten beftanden, als Privat= und Familieneigenthum 
beftanden; daraus habe nad und nach die Landeshoheit fich entwickelt. 
Lestere fei nothwendig verſchwunden zugleich mit der Meichehoheit; die 
früher fchon als Privateigenthum beflandene Grundherrlichkeit fei geblie= 
ben, und wiederum als unantaftbares Privateigenthum. — Allein biefe 
Anficht wäre jedenfalls eine praftifh unausführbare; denn befanntlid) 
entwickelte fich die Landeshoheit ufurpationsmeife vom 13. Jahrhundert an 
bis zum weftphälifchen Frieden fehr langfam, nady und nad. Wo wäre 
das Normaljahr zur Beſtimmung, melde allmälig, auch in verfchiebenen 
Theilen Deutfchlands zu verfchiedenen Zeiten ufurpirte Regierungsrechte 
zur Grundherrlichkeit gehörten, welche dagegen der Landeshoheit zuzuthei- 
len? Außerdem wuͤrde fie einen Staat im Staate begründen, die Geſetz⸗ 





% 


4* 


Standesherren. | 145 


gebung lähmen und diejenigen Gründe gegen ſich haben, welche fr eine 
deitte Anſicht — obne Zweifel ſiegreich — ſtreiten. 

8) Nach dieſer dritten Anſicht iſt die ſtandesherrliche Rechtsſphaͤre 
eben fo heilig und unverletzlich, wie jedes andere Eigenthum; nicht aber 
in höherem Grade. So lange alfo ber Staat ſolche Rechte, fei es an 
fi, fei es in einer beftimmten Form, anerkennt und ſchuͤtzt, fo lange 
find auch biefe in den Händen der Standesherren befindlichen Rechte 
gleich umantaflbar und unveränderlih. Sobald aber auf verfaffunyemds 
figem Wege Befugniſſe diefer Art im ihrer Form geändert, in ihrem 
Weſen aufgehoben werben, haben auch die Standesherren kein Recht auf 
einen ewig unwanbelbaren Rechtszuſtand. Hauptgründe für diefe wohl 
eichtige Anficht find folgende: a) Die Standesherren, allerdings. ehemals 
gleichflehenb den anderen Ständen bes Reiche, find durch eine. unabwend⸗ 
bare politifche Krife Angehörige anderer Staaten geworden, zwar bie pris 
vilegirteften, aber doch Angehörige derſelben. Mithin find fie nicht mehr 
Megenten, fondern Untertbanen, und als foldhe im Allgemeinen ber ge- 
feggebenden Gewalt unterworfen. Dies drüdte die cheinifche Bundesacte 
aus, indem fie im Art. -24 den paciscitenden Fuͤrſten tous les droits 
de souverainete über die flandesherrlihen Bezirke beilegte, und im 
Art. 26 unter ben Souverainetätsrechten zuerſt das der Geſetzgebung 
aufzähite. Daſſelbe drückte die beutfche Bundesacte aus, indem folcye 
im Eingang des Art. 14 die Bezeichnung von „mittelbar gewordenen 
ehemaligen Neicheftänden” gebrauchte; und unter b. von „dem Gtaate, 
zu dem fie gehören,‘ fprachz fo wie unter c. von ihrer Rechtefphäre Als 
les ausfchied, was „zw ber Staatsgewalt“ gehöre. Mindeſtens wird man 
zugeftehen, daß eine Unabänderlichkeit ihrer Befuaniſſe, hätte fie bedungen 
werden follen, Bar. und deutlich daftehen müßte. b) Dies ift aber fo wenig 
der Fall, dag das Gegentheil vielmehr noch aus befonderen Beflimmungen 
diefer Urkunden gefolgert werben muß. Denn die rheiniſche Bundesacte 
beläßt ihnen im Art. 27 alle Domänen und bie verfchiedenen Rechte 
ausdrüdlich nur comme propridte patrimoniale et privee, als vercrbliches 
Privateigenthum?5). Was als Privat eigenthum befeffen werben foll, 
Darf eben deshalb, wenn es gleich vererbt werben kann, der Geſetzge⸗ 
bung des Staats nicht entzogen fein. Die deutfche Bundesacte drüdt 
benfelben Srundfag aus, indem fie im Art. 14 unter 4 erklaͤrt, baß bie 
Standesherren bei Ausübung ihrer Gerechtfame der „Vorſchrift ber Lane 
„desgeſetze — unterworfen bleiben;“ welches letzte Wort „, bleiben” aus⸗ 
druͤcklich eine hierin unbedingte Fortdauer des im Jahre 1806 entftans 
denen Zuflandes auszufprechen fcheint. 

Hiernady möchte nicht au bezweifeln fein, daß ber Rechtszuftand der 
Standesherrlichkeit gegen Abänderungen durch Gefegaebung einzelner 
Staaten zwar denſelben Schug genießt, wie anderes Privateigenthum, 


25) Eine umftändlichere Erlaͤuterung diefer Ausdrüde ift von mir zu fins 
ben in „Sermanien”, einer Zeitfchrift, Herausgegeben von Grome und 
Zaup, Band 3, (Gießen, 1809) ©. 157 ff. 

Staats steriton. XV. 10 
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nicht aber in der Regel einen höheren. Wir fagm in ber Meg et, 
indem auch Ausnahmen Statt finden. a) Zu biefen gehören diejenigen 
Theile der Standesherrlichkeit, welche fich nicht dlos auf den einzelnen 
Staat, dem fie angehören, beziehen. Daß fie fortdauernd einen Beſtand⸗ 
theil bed hohen Adels in Deutfchland bilden, daß ihnen bie Ebenbürtigkeit, 
wie früher, verbleibe, find auf ganz Deutfchland und weiterhin fich bezichende 
Vorrechte, die eben darum fpeciellee Geſetzgebung entzogen find. b) An⸗ 
dere Vorrechte follen nad) ausbrüdlicher Verfügung eines Staatsvertrage 
“ihnen und ihren Erben verbleiben, mit bin Eönnen biefe eben fo we⸗ 
nig durch Geſetzgebung einzelner Staaten beeinträchtigt werden. Dahin 
gehört das durdy den Art. 28 ber xheinifchen Bundesacte für fie be: 
gründete fogenannte Austrägalrecht in peinlichen Fällen mit dem Verbot 
dee Guͤterconfiscation 28); eben fo die bafelbft im Art. 31 begründete 
und in ber beutfchen Bundesacte (Art. 14. c. Nr. 1) etwas ermeiterte 
Freiheit in dee Wahl ihres Aufenthalte. c) Manche wollen eine weitere 
Ausnahme auf den Unterfchied gründen, ob ein Beſtandtheil der 
Rechtsſphaͤre des Standesheren feiner Natur nah ein Privatei- 
genthum fei (da alfo, wie Zehnten, Grundrenten u. f. w., in eines 
jeden Privatmannes Bänden vorkommen koͤnne), oder ob er einen Theil 
der vorbehaltenn Regier ungsrechte bilde (3. B. Gerichtsbarkeit, 
Polizei). Im jener Beziehung könne fein Recht nicht Heiliger fein, als 
das eines jeben anberen Privateigenthbums ; waͤhrend die vorbehaltenen 
Regierungsrechte das Eigenthuͤmliche der Standesherrlichkeit bildeten, mit: 
hin ohne ihre beſondere Einwilligung nicht aufgehoben werden koͤnnten, 
ohne das Weſen der Standesherrlichkeit zu erfchüttern und den im 
Art. 14 der Bundesacte ausgefprochenen Zweck eines gleichförmig blei⸗ 
benden Nechtszuftandes zu vernichten. — Diefe Ausnahme laͤßt fich aber 
rechtlich nicht begründen. Denn Die rheinifche Bundesacte erklärte im 
Art. 27 ausdruͤcklich nicht nur die Domänen der Standesherren, fondern 
auch alle ihnen verbleibenden Herrfchaftsrechte für Privateigenthum, und 
die deutfche Bundesacte verfügte (Art. 14 c. 4), daß die Ausuͤbung 
ihrer vorbehaltenen (Megierungs:) Rechte der Vorſchrift der Landesgefege 
unterworfen bleiben ſolle. Was aber von den Rechten, von der Ei: 
genthümlichkeit des ftandesherrlichen Rechtszuitandes gilt, muß gewiß 
bei dem publiciftifc weit minder wichtigeren Eigenthbum, das feiner 
Natur nad) Privateigenthbum ift, als zweifellos daftehen. — Wohl hat 
eine billige und rüdfichtsvolle Behandlung ſolcher Verhaͤltniſſe diefen 

nicht allgemein als rechtlich; zu begründenden Unterfchied bier und da partis 
cularrechtlich praktifch werden laffen, wie denfelben 3. B. das Edict über 


26) Daß die deutfche Bundesacte über diefen Punct fchweigt, Tann nicht 
als Abänderung betrachtet werden, zumal da die als Norm und Bafis erwaͤhnte 
koͤniglich baicrifhe Verordnung von 1807 dieſe Austrägalinftang Eennt. „Die 
„Wbficht des deutjchen Bundes wollte und Eonnte es nicht fein, in felbigen’ (in 
den Wiener und fonftigen Verhandlungen) „die Lage der Mediatifirten ungewiffer 
„oder fchlechter, wie im rheinifchen Bunde, zu ftellen,”’ fagt der Vertrag einer 
bundestäglichen Commiſſion in der Beilage Nr. 20 zu $. 101 der Protocolle 
der deutfchen Yundesverfammlung von 1819. 
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die Rechtsverhaͤltniſſe der Standesheren im Großherzogthum Hef- 
fen vom 17. Februar 182027) in feinen 65. 23 und 58, noch mit 
einer Ermeiterung zu Gunften der Standbesherren folgendermaßen gefegs 
Hd fanctioniet hat: $. 23. „Wir fichern ben Standesherren Unferes 
„Großherzogthums Unfern Schug und Unfere Garantie für bie unge 
„kraͤnkte Ausübung und den ungeftörten Beſitz aller derjenigen echte 
„and desjenigen Eigenthums zu, welche ihnen nach der beutichen Bun⸗ 
„desaete unb Unferen, in Kolge derſelben erlaffenen gefeglichen Beſtim⸗ 
‚naungen des gegenwärtigen Edicts zuftehen. enn wegen unvermeib⸗ 
„licher Colliſion zwiſchen Gemein⸗ und Privatwohl, ober wegen dringen⸗ 
„der Noth, oder aus ſtaatswitthſchaftlichen Gründen und zur Befoͤrde⸗ 
„rung des allgemeinen Beften, die Abänderung ober Verwandlung ge 
„roiffee Gattungen von Privateigenthum oder Privatberechtigumgen fire 
„mothtwendig erachtet und in landesverfafjungsmäßiger Weiſe gefeglich an⸗ 
„georbnet wird, fo follen biefe Abänderungen ober Verwandlungen nies 
„mals eher zur Ausführung gebracht werden, als bis man mit den Eins 
„zeinen, welche dadurch betroffen werden, tiber bie ihnen in jedem 
„jochen Falle zukommende vollſtaͤndige Entfhädigung entweder gütlich 
„übereingetommen ift; ober, in fo fern dieſe Uebereinkunft nicht erzielt 
„werben Tann, ber competente Richter über ben Betrag berfelben ent: 


en hat. 

„Grundgeſetzliche, den Stanbesherren als folchen ausſchlleßlich zufte: 
„sende Berechtigungen follen jedoch ohne ihre Einmilligimg niemals, 
„ſelbſt nicht gegen Entſchaͤdigung, aufgehoben werben Binnen.” — 9.58: 
„Hinſichtlich diefer fandesherrlihen Einkünfte ertheilen Wir folgende nds 
„here Bellimmungen : | 

„Wenn in verfaffungsmäßigem Wege allgemeine gefegliche Anord⸗ 
„mungen erfolgen, durch welche die in vorftehendem $. verzeichneten 
„nusbaren Rechte und Gefälle der Standesherren, zu Staates 
„wecken in Anſpruch genommen, vermindert, ganz oder theilmeife abge» 
„ft, oder der Form nach verwandelt werden, fo foll dies nach der 
„in $. 23 dieſes Unferes Ebdicts enthaltenen Zuficherung, nicht anders 
„als gegen gleichzeitige, vollftändige Entſchaͤdigung der Standesherren ges 
„ſchehen Eönnen. Alte Übrigen, in ben anderen Abſchnitten diefes Ediets, 
‚nen gtundgefeglichen Beſtimmungen ber deutfchen Bundesacte gemäß, 
„mäher bezeichneten ſowohl perfönlichen als wie die Ausübung der Juſtiz 
„amd Polizei umfaffenden ftandesherrlichen Berechtigungen find aber un: 
„see diejenigen zu rechnen, welche, ohne Einwilligung der Standesherren, 
„denſelben, nach befagtem $. 23, felbft gegen Entſchaͤdigung, nicht ent⸗ 
„sogen werben Binnen.” 

8.6. Erledigung der Befhwerden über Beeinträd> 
tigung flandesherrliher Rechte. — Es iſt fehr natürlich, daß 
zwiſchen Regierungen und Stanbesherren über die Anwendung ber bes 


27) Wozu Iber Verfaſſer diefes Auffages damals amtlich gerne mitge⸗ 
wirkt hat. | 10 
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treffenden Staatsvertraͤge mandyerlei Discuffionen entflanden, und daß, 
nachdem bie deutfche Bundesverfammlung zufammengelommen , gar oft 
Beichwerden über Beeinträchtigung ſtandesherrlicher Mechte vorgetragen 
wurden. Die Behandlung foldyer Beſchwerden war nicht ohne Schwie⸗ 
rigkeit, da einerfeits nicht geleugnet werben kann, daß jeder Bunbesftant 
dem gefammten. Bunde gegenüber zur Erfüllung der durch die Bundes» 
acte übernommenen Obliegenheiten verpflichtet ifl; .andererfeits die Bun⸗ 
desverfammlung Beinen Gerichtshof bildet, auch Geſetzgebung und Ge 
richtsbarkeit des betreffenden Staates nicht wohl auszufchließen find. Die 
deutfche Schiußacte vom 15. Mai 1820 verfuchte diefes Verhältniß zu 
ordnen, indem fie im Art. 63 verfügte: „Es liege der Bundesverſamm⸗ 
„lung ob, auf die genaue und vollftäidige Hung derjenigen Beſtim⸗ 
„mungen zu achten, welche der 14. Artikel der Bundesacte in Betreff 
ber mittelbar gewordenen ehemaligen Meichsflände und des ehemaligen 
„unmittelbaren Reichsadels enthält. - Diejenigen Bundesglieder, deren 
„Ländern bie Beſitzungen derfelben einverleibt worden, bleiben gegen den 
„Bund zur unverrüdten Aufrechthaltung ber bucdy "jene Beſtimmungen 
„begründeten flaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe verpflichtet. Unb wenn gleich 
„die über die Anwendung ber in Gemaͤßheit bes 14. Artikels der Bun. 
„desacte erlaffenen Verordnungen oder abgefchloffenen Vertraͤge entftehen» 
„den Streitigkeiten in einzelnen Faͤllen an die competenten Behörben des 
„Bundesftants, in welchen die Befigungen der mittelbar gewordenen 
„Zürften, Grafen und Herren gelegen find, zur Entfcheidung gebracht 
„werden müflen, fo bleibt denfelben doch, im Falle ber verweigerten ges 
„seglichen und verfaffungsmäßigen Rechtshuͤlfe, oder einer einfeitigen zu 
„ihrem Nachteile erfolgten legislativen Erklärung ber durdy die Bun» 
„desacte Ihnen zugeficherten Rechte, dev Recurs an die Bundesverſamm⸗ 
„lung vorbehalten; und diefe ift in einem ſolchen Salle verpflichtet, wenn 
„fie die Beſchwerde gegründet findet, eine genügende Abhülfe zu bewir⸗ 
„ten. — Es ift demnach gewiß, daß bie nad) ber Verfafjung des bes 
treffenden Staats competenten Behörden (feien es Berichte, Staatsrath, 
Ständeverfammiung) zur Entfcheidung über folche Beſchwerden berufen 
find. Ein Recurs an die Bundesverfammlung findet nur in zwei Faͤl⸗ 
In Statt. Erftens bei einer Juſtizverweigerung. Daß ber Umitand, 
ob eine ſolche vorhanden, nad) den Gefegen und der Verfaſſung bes be> 
treffenden Staats zu beurtheilen, würde fich von felbft veritehen, wenn 
es auch nicht beſtimmt ausgedrüdt wäre. Wenn alfo z. B. die Gerichte 
in legter Inflanz erkannt haben, oder wenn die Verweigerung bes ges 
richtlichen Wegs auf verfaffungsmäßige Weife (3. B. durch ben Staats» 
rath, den geheimen Rath). für rechtsbeitändig erklärt worden ift, fo fin» 
bet ein Recurs an die hohe Bundesverſammlung nicht Statt. Es ift 
übrigens die Geſtattung dieſes Recurſes in folhem alle nichts ben 
Standesherren Eigenthuͤmliches, fondern daffelbe Recht, welches ber 
Art. 29 der Schlußacte jedem Deutfchen anerkennt. Diefe Beſtim⸗ 
mung bes Artikels 63 wird alfo auch in ihrer Anwendung nad) benfels 
ben Grundfägen zu beurtheilen fein, welche bei der Anwendung des Ar 
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tikels 29 in Uebung find. Smweltens findet dee Recurs Statt bei 
einfeitiger, ben Standesherren nachtheiliger legislativer Erklärung. Es 
ſcheint ſchwierig, biefe Beftimmung bei jedem möglichen Fall anzumene 
den, da bie Geſetzgebung des betreffenden Staats auch bei ber ſtandes⸗ 
herrlichen Rechtsſphaͤre nicht auszufchließen fein wird. Die Schwierigkeit 


dürfte vorzüglich auf der zweifelhaft fcheinenden Auslegung bes Wortes . 


einfeitig beruben 28). Wie von Seiten ber hohen beutichen Bun⸗ 
desverſammlung diefe Beflimmung angewendet wird, barüber fehlen we⸗ 
nigftens dem Unterzeichneten volifländig genügende "Notizen. & 
| aup. 
Standesmäßige Ehen, f. unflandesmäßige Ehen. 
Standrecht. — Es koͤnnen ſich auch In einem mohleingerichtes 
ten Staate Säle ereisnen, wo das Daſein des Staats, bie öffentliche 
Ordnung oder die vorzüglichflen Mechte aller Bewohner einer Gegend in 
fo dringender Gefahr find, daß ber gewöhnliche bebächtige Gang ber Cri⸗ 
minaljuſtiz nicht im Stande ift, dem Uebel Einhalt zu thun. In fols 
chen Fällen find dann außerordentliche Maßregeln nothwendig. Aber fie 
werden nur durch den Zuſtand außerordentlicher und ſehr bebeutenber 
Noth gerechtfertigt, und biefe muß In einer Gegend allgemein fein, nicht 
Einzelne allein betreffen. Dabei find die allgemeinen unwandelbaren Grund⸗ 
fäge des Rechts feftzuhalten. Wollte man 3. B. Menſchen verurtheilen, 
ohne fie gehört zu haben, oder auf unzulängliche Beweiſe Tobesftrafg 
erkennen, fo würde man Verbrechen mit Ungerechtigkeiten bekaͤmpfen, 


‘ 


wodurch dann der Öffentliche Rechtszuſtand von einer andern Seite und _ 


noch mehr geflört würde: Das Ganze, was ber öffentliche Zuftand der 
Noth geftattet, kann alfo blos darin beftehen, daß bie Formalien bes 
Unterſuchungsproceſſes nachgelafien, auch daß alle Verhandlungen fo kurz 
und fummarifch find, als es der Gerechtigkeit unbefchadet möglich iſt. 
Die materiellen Srunbfäge der Unterfuchung und ber rechtlichen Beweiſe 


behalten auch hier ihre Anwendung. Endlich iſt in ſolchen Sällen die 


Civilgewalt meift nicht hinreichend. Deswegen wirb bann Militär bazu 
genommen. Aber e8 kann nichts für fi), fondern Allee nur nach ber 
Vorſchrift des flandrechtlihen Gerichts vornehmen, weswegen auch biefem 
Gerichte Dfficiere als Beifiger beigegeben terden, damit bie Civil» und 
Militaͤrgewalt gemeinſchaftlich die Maßregeln verabreden und ausfühs 


ven kamn. 
Am Meiften fühlte man die Nothwendigkeit durchgreifender Maßre⸗ 


- 28) Hat man barunter einen Act der Gefedgebung verftanden, In welchem 
nicht jeder Standesherr eingewilligt hat? oder einen foldhen, ber in einem 
Lande, wo der Art. 13 ber Bundesacte noch nicht erfüllt wurde, ganz geſetz⸗ 
U, aber ohne Zuflimmung von Ständen erfolgte, ba bie Standesherren nach 
ber Bundesacte (f. oben S. 142) geborene Lanbftände fein follen? Hat Rudhart 
(das Recht des deutfchen Bundes, Stuttgart und Tübingen, 1822. S. 219) 
Recht], indem er jede Beſchwerde über Anwendung ber Bellimmungen ber 
Bunbesacte , fo wie über Anorbnung näherer Beflimmungen verwirft und nur 
wegen Borenthaltung des KRechts felbft einen Recurs zugeftsht 9 





mann’e zu rinem Strafgeſetzbuche für das Königreich Sache 
fm. Meißen, 1813. L Bo. IL Xp. 20. Gap. Im Königreiche Baiern 

das zuerſt bei den Specialgerichten welche 
im Jahr 1808 bei Gelegenheit des damaligen Triegs und ber entſtanbe⸗ 


nen Volksaufſtaͤnde errichtet wurden. Nachher ging das Standrecht in 
bie Stenfgefebgebung über und warb im Strafgeſetzbuch für 
das reich Balern von 1818, IL Thl., 1. Bb., alle 
gemein anwendbar erfläct. 


ungewöhnlich häufigen Begehung des Mordes, Maubes ober Brandes, 
befonder® bei der Eriftenz ganzer Banden von Verbrechen biefer Art. 
An einem foldyen Falle wird aber das Standrecht nur dann zulaͤſſig, 
wenn die getwöhnlichen Mittel, die äffentliche Ordnung herzuftellen, nicht 
zulänglich waren. Mach dem großh. heſſiſchen Militärfteafgefegbuche vom 
Jahr 1822 befchräntt ſich das ftandrechtliche Verfahren der Militärs 
gerichte auf beſtimmte außerordentliche Kälte „im Kriege,” d. b.: 
„mern fich die Truppen im Felde oder auf dem Marſche dahin befinden.’ 
His „fandrechtliches Verfahren“ wird dabei bezeichnet, daß das Krieges 
gericht nach ſummariſcher Unterfuchung blos über Leben und Tod erkennt, 
und zwar 1) in Gemäßheit des beftehendben Geſetzes, oder 2) in Ger 
mäßheit befonderer Verkündigung, durch welche die Todesſtrafe für Faͤlle 
und Vergeben feftgefegt wird, welche nady dem beftehenden Gefege bie 
Todesſtrafe nicht nothiwendig zur Kolge haben. Das fandrechtliche Vers 
fahren der erſten Gattung kann aus Veranlaſſung und zur Verhütung 
des Aufruhrs und ber Meuterei, gefährlicher Infuborbination, ber De: 
fertion, ber Plünderung und feigherziger Flucht vor dem Feinde ange 
ordnet werben. | 

Die Anordnung des Standrechts hängt von dem höheren Landesſtel⸗ 
len ab. (Baier. Strafgeſetzbuch, oͤſterreich. Gefegbuch.) Beim Militär 
iſt im Kriege regelmäßig dee General en chef ober derjenige Befehlsha⸗ 


& \ 
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ber, welchen jener hierzu beſonders bevollmadhtigte, Die geeignete Bes 


Zurm Zwecke moͤglichſter Befchleunigung haben die Befege meiftens 
die Anzahl der Richter des Standrechts auf Wenige befchräntt. Doch 
nicht wohl unter fünf. 

Sind die Mitglieder des Standrechtes ernannt, ſo wird ihnen der 
Ort und die Stunde des Zuſammentritts von der oberen Behoͤrde be⸗ 
ſtimmt und fie haben dieſem genau nachzukommen. Beim ſtandrechtli⸗ 
hen Verfahren in Gemäßheit befonderer Verkündigung, (meldyes bei Mi: 
litärgerichten neben bem flandrechtlihen Verfahren in Gemäßheit bes 
beſtehenden Geſetzes, bei Civilgerichten aber allein vorlommt) muß. 
diefe Verkuͤndigung im Bezirke, für welchen bas Standrecht beftimmt 
ift, durch Trommelſchlag oder Trompetenſchall erfolgen und enthalten: 
die Benennung bes Verbrechens, gegen welches das Stanbrecht angeorbs 
net war; ben Befehl, von dieſem Verbrechen abzuſtehen; und bie Dros 
bung, daß Jeder ohne Nachſicht mit dem Tode werde befttaft werden, 
welcher nach verfündigtem Standredhte ein folches Verbrechen begehen 
ober dabei beharren werde. 

Wenn das Standrecht in einem Bezirke verfünber ift, fo ift davon: 
die rechtliche Solge: 1) daß in diefem Bezirke die ordentliche Griminals 
gerichtsbarkelt in Anfehung jener Verbrechen fuspenbirt iſt, toelche zum 
Standrechte gehören. 2) Sind nach verfündetem Standrechte neue Vers 
brechen diefer Art oder Fortfegungen derfelben begangen worden, fo wers 
den die Schuldigen zum Standrechte gebracht, welches fowohl die Un⸗ 
terſuchung fuͤhrt, als auch entſcheidet, Unterſuchung und Entſcheidung 
nothwendig innerhalb 24 Stunden beendigt und, im Fall einer Verur⸗ 
theilung, einzig und allein die Todesſtrafe ausſpricht, wogegen weder 
Berufung noch Gnadengeſuch Statt finden. Nach dem baieriſchen Straf⸗ 
geſetzbuche iſt zur Verurtheilung eine Mehrheit von vier Stimmen gegen 
eine, nach dem großh. heſſ. Militaͤrſtrafgeſetzbuch eine ſolche von fuͤnf ge⸗ 
gen zwei erforderlich, um Todesſtrafe zu erkennen. Im Falle nicht eins 
flimmiger oder fonft als genügend bezeichneter Losfprechung wird der Ans 
gefchuldigte dem ordentlichen Gerichte zur förmlichen Unterfuchung übers 
geben. Das Öfterreichifche Geſetzbuch fordert zur Verurtheilung nur eine 
Mehrheit der Stimmen. Auch befiehlt es (gleich dem großh. heſſ. Militärs 
ſtrafgeſetzbuche) die Auslieferung des Beſchuldigten an's ordentliche (Cri⸗ 
minal⸗ oder Militärs)Gericht, wenn nicht binnen 24 Stunden der zur 
Berurtheilung ober Sreifprechung bed Angefhuldigten erforderliche Grad - 
von Gewißheit erhalten und das Urtheil gefprochen werden Eonnte. 

Das Standrecht ift vernünftiger Weiſe nur auf ſolche Verbrechen 
beſchraͤnkt, welche nachher in dem Bezirk, wo es verfündet 
ward, verübt worden. (Vgl. hierüber und über Anderes: Kleinfchrod, 
Ueber das Standrecht als criminaltechtliches Verfahren, im neuen Archiv 
des Criminalrechts 9. Bd., 2. Stüd, ©. 270 ff.) 

Die ganze Verhandlung erſtreckt ſich nur auf die weſentlichen Um: 
finde der angefchulbigten That, und befchäftigt fich blos mit der Eroͤr _ 
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terung bee beiden Fragen, ob bie Berbrechen zur Competenz bes Stand» 
rechts gehöre, unb ob es nach befien Verkündigung vom Inquiſiten bes 
- gangen ward. Zum Serafurtheli⸗ HE nur noͤthig, daß bie Richter im 

ihren Gewiſſen überzeugt find, bie mit Todesſtraſe ‚bedrohte That ſei 

vom Inquifiten begangen worden. 

Die erkannte Todesſtoafe wird regelmäßig durch Erſchießen, und 
zwar innerhalb 2 bis 3 Stunden nach bern Verkuͤndigung an ben 

⸗ Berurthäilten, vollzogen. eo. 

Das Gtandrechtögericht muß feinen Oberen BRechenichaft ablegen, 

wie es die ihm übertragenen Geſchaͤfte beforst habe. Dies gefchieht 

. buch Einfendung bes Protocolls, weiche alles bezuͤgige Wefentliche 
enthält und von allen Mitgliedern des Standrechts unterfchrieben iſt. 
In ciwilſtandrechtlichen Sachen iſt zugleich umflänblicher Bericht bes 
Griminalfiscals über die Verhandiungen bes Gtandredhts an die ihm 
vorgeſetzte Behörde noͤthig. 

Das Standrecht, als außerordentliche Maßregel, ſollte in ſeiner 
Dauer an ein Maximum von Zeit gebunden fein (nach dem großh. 
beff. Milltaͤrſtrafgeſetbuch iſt dies auf 4 Wochen der Salt); obgleich dann 

freilich dem Princiy nach nicht verwehrt werben kann, durch neue Ver⸗ 

kuͤndigung das Gtanbrecht zu verlängern. 

. In Friedenszeiten follte das ſtandrechtliche Werfahren beim 

Militär wohl nur auf Specialbefehl des Regenten (fo nach bem großh. 

heſſ. Militaͤrſtrafgeſetzbbuch), ober ber hoͤch ſten betreffenden Militärbes 
börden Statt finden bürfen. 8. Buchner. 

Stapelredt und ähnlihe Vorrechte). — Der Anblid 
ber Geftaltung des Handels im Mittelalter zeigt eine Gruppe von Ges 
rechtſamen, welche man mit dem Samillnnamen Stapelrecht (Staffels 
recht) bezeichnet. Im engeren Sinne verfleht man barunter das Recht 
einer Stadt, zu fordern, daß Waaren, welche zu Schiff oder auf ber 
Are durch fie oder an ihr vorbeigeführt werben, in ihrer Mitte zum 
Verkauf ausgelegt oder nur an ihre Bürger verkauft werden (Mieder: 
lagsrecht, Einlager); im weiteren Sinn umfaßt das Stapelrecht das 
Vorrecht einer Stadt, zu verlangen, daß folche durch fie oder an ihr 
vorbeitommende Waaren hier umgeladen werden (Umfchlag, Stationen: 
recht). Den erften Keim biefee Gerechtfame findet man in ber auf 

Fuoͤrderung des Handels und Ausdehnung feiner Vortheile berechneten 
Geſetzgebung Kaifer Karls des Großen. „Es iſt,“ um mit Od: 
bart**, &, 117. 118 zu reden, „als eine des fruͤheſten Verordnun⸗ 


*) Repertorium jgris publici et feudalis. Jen. 1751. s.v. „Stapelge: 
rechtigteit” S. 1198-1200. Runde, Grunbfäge des gemeindeutfchen Pri- 
vatrechts 6. Aufl. Böttingen, 1821. $. 464. ©. 436-439. Eichhorn, Ein» 
leitung in das beutfche Privatreht 3. Ausgabe. Göttingen, 1829, ©. 947. 
Mittermaier, Grunbfäge des deutſchen Privatrehts 5. Aufl. Abth. 2. 
regensburg, 1838. 5. 574. ©. 1254. 1255. Bender, Grunbfäse des enge: 
ren Handlungsrechts. Darmftadt, 1824. $. 179—182, ©. 399—407. 

%F) Gefchichtliche Darftellung der früheren und fpäteren Geſetzgebung über 


= 
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gen für den Betrieb des beutfchen Handels anzufehen, daß ber Kauf 
und Verkauf ber Waaren nicht in Privatwohnungen, fonbern auf oͤf⸗ 
fentlichen Märkten gefchehen mußte. Bald fing man auch an, einzufes 
hen, wie wichtig es für die Ermeiterung eines kaum aufleimenden Hans 
bels waͤre, wenn in ben Städten, wo Waarenlager und Kaufhäufer fih 
befänden, bie Handelsartikel aus einem gewiſſen Diſtrict dahin gebracht 
und dort öffentlich feilgeboten werben müßten, indem durch einen’ fols 
hen Zufammenfluß der Waaren fowohl für den Käufer eine größere 
Auswahl entftand, als auch wegen der Concurrenz die Preife weit bil 
liger wurden. Dos Stapeltecht, fo genannt von ben Stufen obes 
Staffeln, auf welchen die Waaren meiſt in bee Nähe von Kirchen 
oder auch ſonſt auf Öffentlichen Marktplägen feilgeboten wurden, um 
fie beſſer überfehen zu Eönnen, und nad) verfchiedenen Richtungen bin 
von engeren ober weiteren Grenzen umgeben, indem es 5. B. entweder 
alle Waaren oder nur beflimmte Handelsartikel, ftapelbare im Gegen» 
fag zu nicht ſtapeldaren, begriff, entwidelte fi) in Deutfchland vors 
zugsmeife an ber großen Waſſerſtraße des Rheins *), wo mir dit 
Städte Chin, Mainz **) und Speier, im Genuffe diefer Gerechtfame 
finden. Andere deutfche Städte vorzugsweiſe an Strömen, mußten 
ſich gleichfalls das Stapelrecht zu erringen, welches, wenigſtens nach 
der Theorie bes beutfchen Staatsrechts, durch ein Eaiferliches Privis 
legium erlangt werden mußte***). Zu diefen Städten gehörte Hamburg, 
Magdeburg +), defien in Zweifel geftelltes Stapelrecht zu Diffidien zwi⸗ 
{hen Preußen und Kurſachſen führte +}), Leipzig, eine Stadt, welche 





Zoͤlle und Handelsſchiff fahrt des Rheins mit Ruͤckſicht auf die Beſchluͤſſe des 
Wiener Congreſſes für bie kuͤnftige Verwaltung dieſes Stromes und feines 
Nebenfluͤſſe. Mainz, 1818. 

*) Wergl. def. geſchichtliche und kritiſche Bemerkungen zu ber Uebereinkunft 
unter den Uferſtaaten des Rheins ıc. (S. 28—167 bes zweiten Bandes des 
a. Müller’fhen Archivs der Geſetzgebung. Mainz, 1832 I. Wie ftand es 
mit der Rheinfchifffahrt in früherer Zeit? (S. 28—38) und dieſes Lexikon 
Band 13 unt. „Rheinoctroi” und „Rheinfhifffahrt,Rheinhandei.” 

*%) Daniels, Ueber das colniſche Stapelrecht. Coͤln, 1796. Derfelbe, 
Ueber das Stapelrecht in Göln und Mainz. Göln, 1804. Eichhoff, Pragm.s 
gefch. Darftellung ber Verhandlungen und Beichläffe des Gongreßcomites für bie . 
Sreibeit ber BIT ꝛc. Mainz 1819. ©. 64 ff. 142 ff. 150 ff. Diefes Lexikon 

d . [} [} 


er) Hütter, Kurzer Begriff des deutfchen Staatsrechts 2. Aufl. Goͤtt., 
1768. 5. 204. Häberlin, Handbuch bes deutfchen Staatsrehts Band 3. 
Berlin, 1797. ©. 127. Leiſt, Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts. Gött., 
1803. $. 177. Die neueren Wahlcapitulationen, bemüht, die Taiferliche Gewalt 
su beſchraͤnken, knuͤpften die Ertheilung biefes Privifegiums an ben „‚einmüthigen 
GSollegiatrath und Bewilligung ber fämmtlihen Kurfürften.” S. noch über bie 
Bohlcapitulation Franz IE Dertel, Die Staatögrundfäge des deutſchen 
Reiche. Leipzig, 1841. ©. 492. 493. . 

+) Abhandlung von dem Stapelrccht ber Stadt Magdeburg ꝛc. Leipzig, 


& dp) pätter, Handbuch deu beutfchen Reichshiſtorie & Aufl, Gott, 1772. 
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B' we | Crash air Anlihe Boris, 


‚Rau | 
burg, Ingolftadt, Paflau, Münden an ber Weſer Bremen, ——ã— 


„Frankfurt an ber Ober, Trier u. ſ. w.**) 


Mady und nach artete eine Gerecheſame, bie urfpränglich auf einen 
mohlthätigen Zweck berechnet war und ihm genägte, aus, fe wunde - 
————* a eben und bar 

en Aufhebung immer ungeflämer verlangt 
ad und nad) an auch berbeigefährt warb. & mache uni De Da 


ſo weit es in bee men von Waaren , 
Beben tr). Dee Biere Cangrf imehkcke ben Otapel }). Da 


1891 4) fich dahin ansfprad: „Der Galffepatzon ober Kfhrer, wei⸗ 
chem die Befahrung des Rheins verflattet iſt, und welcher benfelben bes 
fährt, darf nirgendwo gezwungen werben, wider feinen Willen zu boͤ⸗ 
[hen ober feine Ladung an Bord eines andern Schiffes gu bringen. 
Daher find alle Mechte, Privilegien unb Gebräuche, bie mit dieſer Bes 
ſtimmung direct oder Indireet im Widerfpruch ſtehen und in ben Rhein⸗ 
bäfen ober fonft wo auf dem Rhein bis an's Meer, entweder zum 
Vortheil einer Schiffergiide und um die unter ihnen hergebrachte Rang⸗ 
fahrt zu beguͤnſtigen, oder aus einem andern Grund hergebracht wa⸗ 
ren, ein fuͤr allemal abgeſchafft, und duͤrfen, unter welchem Namen es 
immer ſei, nie wieder eingeführt werben” ++), fo wurde dadurch das 
Stapelrecht jener beiden Rheinſtaͤdte, das bisher noch in’ dem in jener 


*) Hütter, Biftorifche A ber heutigen Staatsverf. des beutfchen 
Heihd Band 3. Göttingen, 178 
en 3. Mofer, Deutfches nahbarliches Staatsrecht. Frankfurt, 1773. 
—653. Der Verſuch des Kurfürften von der Pfalz, ber Stadt Op⸗ 
Benbeim am Rhein den Stapel zuguwenden, mißlang durd Klage der Stadt 
Speier beim Reichskammergericht. Mofer a. a. D. ©. 653._ Ueber das Sta- 
peirecht von Königsberg f. die Schrift: Das Eönigäberg’ (de Stapelreht, eine 
Geſchichts⸗ und NRechtserzählung mit Urkunden. Berlin, 17713 über das von 
Danzig: Dohm's Einleitung zu dem Schreiben eines Elbingers. Berlin, 


+4) Ochart a. a. D. ©. 284. Herman, Sammluug der feit dem 
Reichödeputationshauptfchluß vom 25. Februar 1803 in Bezug auf Rheinhan- 
del und Schifffahrt erfienenen, Geſetze, Verordnungen und allgemeinen In- 
firuetionen. Mainz, 1820. ©. 4.5. Klüber, Deffentliches Beh des deutfchen 
Bundes und ber Bunbesftaaten. 4. au Frankf., 1840. $. 577 
+) Diefes Leriton Band 13. ©. 767 
++) %. Müller, Archiv für die neue Defengebung aller deutfchen Staa⸗ 
ten Band 1. Mainz, 1832. S. 619-685. Diefes Errilon Band 13. ©. TIL. 
+44) A. Müller a. a. DO. ©. 644. 
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Detrolconvention ausdruͤcklich aufcecht erhaltenen Umfchlag beſtand, 
aufgehoben *).. 

Durch andere Stanteverträge wurde der Handel auf den übrigen 
deutfchen Fluͤſſen auch durch Aufhebung des Stapelrechts einzelner an 
ihren Ufern gelegener Städte emancipirt. So wurden 3. B. durch bie 
Eibfhifffahetsconvention vom Jahr 1841**) und die MWeferfchifffahrtes 
acte vom Jahr 1823 namentlich „alle Stapel: und Zwangsumſchlags⸗ 
rechte“ aufgehoben. ***). Gleiches gefchab durch Staatsverträge hin⸗ 
ſichtlich der Schifffahrt auf dem Main, dem Neckar u. ſ. w.+). So 
wurde z. B., indem durch eine Uebereinkunft zwiſchen Wuͤrtemberg, Ba⸗ 
ben und Heſſen bei Rhein v. J. 1835 über bie Neckarſchifffahrt die 
Beſtimmungen der Rheinſchifffahrtsordnung von 1831 im Allgemeinen 
aboptirt wurden, auch bie Unterdrüdung des Stapeltechts fipulirt, und 
als am 1. Juli 1842 zwifchen biefen drei Staaten ein „Vertrag über 
die Neckarſchifffahrtsordnung“ (großh. heſſ. Regierungsblatt von 1843, 
Mr. 6) zu Stande kam, wurde im Art. 1 feitgefegt: „Die Schifffahrt 
auf dem Nedar fol von da an, wo er fhiffbar iſt, bis zum Rhein, 
ſowohl aufwärts als abwärts, und vom Rhein in ben Nedar, mie 
vom Nedar in den Rhein völlig frei fein’ — während im Art. 46 
noch ausbrüdiicy hervorgehoben wird: „So wie auf dem Rhein (Art. 
43 der Scifffahrtsorbnung) , findet auch bei der Nedarfchifffahrt ein 
gezwungener Umfchlag der Frachten nicht Statt” ꝛc. 

Die Dampfſchifffahrt trug dazu bei, daß das ihrer Entwidelung 
befonders fchädliche Stapelrecht verbannt wurde ++); dagegen iſt ſchon 
die Beforgniß aufgetaucht, daß die Dampffahrt auf Eifenbahnen factiſch 
zur Einbürgerung bes Stapels führen könne. So murde z. B., als im 
Jahr 1842 bie zweite Kammer ber Stände bes Großherzogthums Sefs 
fen den Geſetzentwurf wegen des Baues und Betriebes der Eifenbahnen 
duch die Provinzen Oberheffen und Starkenburg berieth,, die Befürche 
tung ausgefprohen, daß die Stadt Frankfurt in der Mitte zwifchen 
diefen beiben geographifd, getrennten Provinzen, welche durch die Ei⸗ 
fenbahn in eine nähere Verbindung gebracht werben follen, durch ir⸗ 
gend ein „ihr zufagendes Hemmniß“ eine Art von Stapel einführen 
werbe +++). Obgleich der Regierungscommiffär erklärte, daß die Staates 


MN Klüber a. a. D. A. Müller, Archiv Band 7. Stuttgart, 1836. 


me Siehe den 5. Band dieſes Lexikons s.v. „Elbe, Elbfchifffahrtss 
acte” ©. 

Fer Rlüber a. a. O. $. 583. ©. 872. $. 584. ©. 874. Pohls, Dars 
ſtellung des gemeinen deutfchen und des bamburgifchen, vgn delerechts fuͤr Juri⸗ 
ſten und Kaufleute Band 1. Hamburg, 1828. 

+) Klüber a. a. D. 8.581. ©. 869. 870. ur eine koͤnigl. bateris 
Ihe Berordnung vom Jahr 1818 ward der Umfchlag zu Miltenberg am Main 
aufgehoben. Klüber a. a. O. ©. 842. 
++) Müller, Archiv Band * 6. 53. 
- 444) Verhandlungen ber zweiten Kammer ber Lanbflände bes Großherzog⸗ 
thums Heſſen im se 1831/32. Suppiementband (Protocolle und Beilagen 
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eegirung von: ſelbſt an bie Wahrung der Intereſſen des Bandes 
auch im hiefer Beziehung gebacht habe, fo faßte body die Kammer ein- 
fimmig den Beſchluß, die Propofition bee Staatsregierung namentlich 
von der Bedingung abhängig zu machen, — durch Staatsvertrag feſt⸗ 
geſtellt werde, daß In Frankfurt bezüglich des Verkehrs der Nord» unb 
Suͤdbahn unter id. le wie ruͤckſichtlich bes Verkehrs beider mit ber 
Zaunuselfenbahn keinerlei Stapel ruͤckſichtlich der Waaren und Perfonen 
ausgehbt, ſondern eine unmittelbare Beförderung von ber einen Bahn 
auf bie andere bewirkt werde” *), ein Beſchluß, ben bie Die ef Kammer 
BB *), fo daB er zu einem ftändifchen erhoben wurde 
Dem Gtaopeltecht pflegt man das in ber Bollgerechtigkeit begrüns 
dete fogenannte Keabateht ı zur Seite zu flellen, die Befugniß, 
fänmntliche durchziehende, dem Boll untertworfene Handelsartikel auf bem 


eftimmten ober ffelabungen d b 
a) en astte Gebäheen, a en —X 
terfahrens iſt, zu wiegen. Auch biefe dem m Banbeisuestsht ſehr fchäbs 
Ude Gerechtſame iſt in neuerer Beit faft übern U verbannt worden. 


Bopp. 
Statiſtik, ſ. Staatskunde. 
Sieinbrue — Bereits in dem Xetikel Buchbruckerkunſt“ 
(3. Bd. ©. 83 ff. des Staatslexikons) iſt von ben wichtigen Folgen 
leichten Allgemeinmachens menfchlicher Gedanken für Staat und Ges 
— geſprochen worden. Wenn auch dieſes zunaͤchſt von dem Mit⸗ 
tel des Letterndruckes gilt, ſo findet es doch im Princip eben ſo 
ſehr bei anderen Verallgemeinerungen, insbeſondere im Gebiete der 
Kunſt, Statt, obgleich allerdings die Anwendbarkeit und folglich die 
Wirkung hier von geringerem Umfange iſt. Dahin gehoͤrt — durch 
feine Wohlfeilheit namentlich der Steindruck. Vgl. den Art. „Kunft, 
Am Sufammenhauge mit Staat und Politik” im 9. Bd. des 
Stanistesitong, bef. ©. 5 
Der Erfinder des —* iſt Alops Sennefelder, geb. 
1771 in Prag, wo er in fruͤher Jugend mit ſeinem Vater, einem ge⸗ 
fhästen Schauſpieler, nach Muͤnchen überzog: Nach verſchiedenen 
Schickſalen kam er auf den Gedanken, eine Druckerei zu errichten. Da. 
ihm aber das Gelb dazu fehlte, fo fing er an, Verſuche zu machen, 
ob man nicht mohlfeilee als auf bie bisherige Weiſe druden koͤnne. 
Unter Anderem beſtrich er eine zum Karbereiben beflimmte Kalkſchiefer⸗ 
platte mit einer Wachstinte, trug auf diefen Grund die Schrift vers 
Eehrt auf, Agte fie mit Scheidewaſſer und drudte fie ab. Dies gelang. 
Es war damit bie vertiefte Manier des Steindrudes erfunden. Ihr 


in Betreff bes Baues unb Betriebes er Eifenbahnen im Großherzogtum ent- 
baltend). Darmftadt, 1842. S.60 

2)5) Berbandlungen ꝛc. Protocol! vom 17. Suni 1842. ©. 6 

PR: bandlungen der erſten Kammer = Protocol Darmftadt, 1812. 
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Steindruck 1867 


folgte die Erfindung dee erhöhten Manier. Sennefel der ſchrieb 
"mit feiner $etttinte auf den abgefchliffenen Stein, dgte ihn mit 
Scheidewaſſer, weldyes überall, wo die Tinte nicht ſchuͤtzte, ben 
Stein um .die Dide eines KartenblattS vertiefte, und drudte bie 
erhabene,, mit Buchdruckerſchwaͤrze eingeſchwaͤrzte Schrift ab. Auch 
dies fiel genügend aus. Indeſſen verhinderte Geldmangel Senne» 
felder, feine Erfindung zu verfolgen. Ihre Anwendung auf dem 
Notendruck gelang erſt; dann mißlang fie, aus Mangel an eines 
zwedimäßigen Preſſe. Die Unternehmer, von welchen Sennefelber 
das Geld vorgefchoffen bekommen hatte, geriethen in großen Verluſt, 
die Erfindung aber in Mißcredit. Sennefelder fparte nun keine 

Mühe an Vervollkommnung berfelben. Er erfand bie Kunſt, Schtife 
ten von Papier auf Papier Üüberzudruden. Daran reihten ſich weitere 
Verſuche und das Zuflandebringen ber chemifchen Steindruderei. Mit 
der Erfindung kam auch der Erfinder in eine beffere Lage. Er konnte 
feinem Steindrudgefchäft eine größere Ausdehnung geben, erhielt 1799 
ein Privilegium auf 15 Jahre, verkaufte bie Mittheilung des gefammten 
Verfahrens an ben Muſikverleger Andre in Offenbach und zog felbft 
dahin. Nach eingetretenem Zwieſpalt mit Andre ging Sennefelder 
im Jahr 1800 nah Wien und fchloß dort einen Gefellfihaftsvertrag 
megen Betreibung bes Steindruds, wozu Sennefelder die Kenntniffe, 
fein Compagnon bie nöthigen Gelder gab, auf halben Gewinn ab. 
Man betrieb den Notendrud eifrig, aber nicht bald mit ben gewuͤnſch⸗ 
ten Refultaten, fo daß Sennefelder fein Privilegium in Wien anders 
weit abgab und feine Kunft in Verbindung mit einer in St. Pölten 
beftehenden Kattundruderei fegte. Im Jahre 1806 ging er wieder nad) 
München, wo er ducch des Freiherrn von Aretin Vorfhüffe und Ems 
pfehlungen bei feiner Zhätigkeit die Steindruderet fehr bald in Aufnahme 
brachte. Im Sabre 1809 erhielt er die Aufficht über die inzwifchen für 
Landkarten bei der Eöniglihen Commiffion des Steuerkataftere eingeriche 
tete Steindruckerei mit einem lebenslänglichen Sahrgehalte, und die Er⸗ 
laubniß, auch feine eigene Druckerei, in Verbindung mit Aretin, before 
gen zu dürfen. In eine forgenfreie Lage verfegt, firebte nun Senne⸗ 
felder, den Steinbrud noch weiter zu vervolllommmen, was ihm auch 
im hohen Grabe gelang. Insbeſondere machte er noch die Erfindung, 
farbige Blaͤtter zu drucken, welche den Delgemälden gleichen (1826); und 
foihe auf Stein aufgetragene Delgemälde auf Leinwand aufzutragen 
(1833). Höchft verdienftlih war auch fein „Lehrbuch der Lithographie” 
Münden, 1819), welches den Anforderimgen an ein folches Werk in 
hohem Grade entſprach. Sennefelder flarb zu Münden am 26. 
Kebruar 1834. 

Umriffe und Zeichnungen In erhabener (Feder⸗ und Crayon⸗) 
Manier können bei forgfältiger Behandlung der Zeichnung fomohl als 
des Druds von der ndämlichen Platte 2 bis 3000 mal abgebrudt wer⸗ 
den, ohne daß ein fehr wefentlicher Unterfchied in den Druden zu bes 
merken wäre; vertiefte Zeichnungen ſogar 20 bis 30,000 mal. les 
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Stempel. 


ztempel nennt man 1) en Werkzeug, mittelſt deſſen ir 
hen auf eine etwas weichere Maffe eingebrüdt oder mit Farbe « 

t wird; 2) das Zeichen, welches mit einem ſolchen Werkze 
Stoffe aufgebrüdt if. Das Stempeln gefchieht in der Reg 
a Urfprung, die Aechtheit ober bie Güte eines Gegenflandes | 
tigen, wie bei ben Münzen, Gold: und Siiberwanren und ve. 
en Fabricaten; manchmal auch, um bie Schlechtigkeit zu bezeich 
ib jede Beflerung unmöglich zu machen, wie das Brandmarken 
rbrecher. Endlich hat auch ein Finanzkuͤnſtler die Erfindung ges 
das Papier zu beftempeln unb bie Leute zu zwingen, daß fie fi) 
a in beflimmten Faͤllen bebienen muͤſſen. Der Staat laͤßt fi 
tempelpapier theuer bezahlen und zieht aus dem Verkaufe eine 
me, welche als Stempelabgabe, » Gebühr oder »@elb bekannt 
Kefer Finanz⸗ Gutenberg war ein Holländerz es foll hohe Beamte 
bie feine Erfindung höher fchägen als jene des Mainzer; auch 
mw nie gehört, daß ihr das Imprimatur verfagt worden waͤre. 
Generaiſtaaten, im erften Viertheil des 17. Jahrhunderts, um 
a ihres Rieſenkampfes gegen Spanim zu beftreiten,- alle da⸗ 
. Eteuern eingeführt hatten und body nicht Gelb genug 
konnten, fchrieben fie eine große Belohnung für den aus, 
pe neue Steuer erfände, bie viel eimtrage und doch nicht druͤ⸗ 
AUnter allen Bewerbern erhielt derjenige den Preis, welcher 

ng eines vectigal, chartae vorfchlug, und fo wurde das 
| im Sahre 1624 in Holland duch eine Orbomanz ein⸗ 
welche die vortrefflichen Eigenfchaften beffelben auseinanberfegte. 
I zwar den Holländer des Plagiats befhulbigen, Indem man 
F Spuren von Stempelpapter anführt; allein biefe find doc) 
w nicht deutlich genug, um ihm bie Ehre feiner Erfindung zu 
Die Novelle 44, 2 Juſtinian's fpricht zwar von einem Zei⸗ 
tenpapier, befjen Abfchneiden fie verbietet, um Faͤlſchung zu 
iber von Feiner Abgabe. Eben fo unſicher iſt die Angabe, 
w bie Mitte bes 16. Jahrhunderts in Spanien ein Stem⸗ 
habe. Dagegen iſt es gewiß, daß, ſobald einmal Holland 
indung angewendet hatte, die Spanier ſich beeilten, von 
ihrer Rebellen Nugen zu ziehen und den Stempel in ih⸗ 
wıführen. Frankreich folgte nach, die beutfchen Reichslaͤnder 
uräd, und im Anfange des 18. Jahrhunderts gab es in 
nur wenige Regierungen, bie nicht Stempelgefälle unter 
3 zählten (Sachſen und Brandenburg feit 1682, Nürns 
amover 1709 u. f. w.). Die fehnelle Verbreitung barf 
ern, benn es ift eine große Wahrheit, die unfer guter 
tb m den Worten ausdrüdt: „There is no art which 
sooner learns of another than that of draining mo- 
ockets of the people. (E8 gibt Feine Kunft, welche 
hneller von der andern lernt, als die, dem Volke Geld 
locken“). Der DVerfuch der britifchen Regierung, bie 
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ehanpt hat die Lithographie Im der meuern Belt Rieſenfortſchritte 
gemadht. 

Es ift begreiflich, daß die Finanzhoheit des Staats, bald nach Er⸗ 
findung der Steindruderei, auch nach dieſer als Conceffionsgegenftand 
griff und eine Quelle des Staatseintommens barans machte. Hierzu 
tam, als Theil des Buͤcherregals, dag man zu bem Rechte, Kunſt⸗ 
und Buchhandlungen, Buchdrudereien und Bücher zu privliegiren, auch 
das Privileglum von Steindruderelen zog. Dies gefhah unter Anderem 
duch Eaif. oͤſterreichiſche Decrete vom 10. Dec. 1816, 12. Mat 1818 
und 12. Sept. 1819, betreffend bie Verleifung und Ausübung ber 
Steindrudterei und Papierographie. 

Der Steindrud hatte ſich der im dem Iegten Jahrzehnten in Deutſch⸗ 
land bem Buͤcherdruck gewordenen fhügenden Mafregeln gegen ben 
Nahdrud mit zu erfreuen, dagegen hat er auch mit bemfelben das 
naͤmliche Martyrologlum. Hinſichtlich der erfteren vergl. Klüber’ 6 
« öffentliches Recht des deutfhhen Bundes und der Bundesflanten ( Frank- 

furt a.M., 1840) $.505. Not. f. und ben vorhin citirten Artikel „Runft, 
im Bufammenhange mit Staat und Politik” a. a. D. 
©. 598. Hinfichtiich dee letzter en iſt zu bemerken, daß bie Prävens 
tiomaßregeln gegen den Buͤcherdruck duch Bundesbeſchluß auch auf den 
Steindrud ausgedehnt wurden, und daß noch vor Kurzem das koͤnigl. 
preuß. Minifterium erklärte, es habe keinen Anfland, daß die hinſicht⸗ 
üch der polizeilichen Beauffihtigung des Steindruds im Allgemeinen 
vorliegenden Beftimmungen auch auf den fogenannten Ueberdrud ihre 
Anwendung fänden, Während fo fireng bie Vervielfältigung des Buch: 
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Stempel nennt man 1) ein Werkzeug, mittelft fen irgend 
ein Zeichen auf eine etwas mweichere Maffe eingedruͤckt oder mit Farbe aufs 
gedrüdt wird; 2) das Zeichen, welches mit einem foldhen Werkzeuge 
einem Stoffe aufgebrüdt if. Das Stempeln gefchieht in ber Megel, 
um den Urfprung, bie Acchtheit oder die Güte eines Gegenftandes zu 
beglaubigen, wie bei den Münzen, Gold: und Silberwaaren und vers 
fchiedenen Zabricaten; manchmal aud, um die Schledhtigkeit zu bezeich⸗ 
nen und jede Beflerung unmöglich zu machen, wie das Brandmarken 
der Verbrecher. Endlich hat auch ein Finanzkuͤnſtler die Erfindung ge 
macht, das Papier zu beftempeln und die Leute zu zwingen, daß fie fich 
defjelben in beſtimmten Faͤllen bedienen müffen. Der Staat läßt fich 
das Stempelpapier theuer bezahlen und zieht aus dem Verkaufe eine 
Einnahme, welche als Stempelabgabe, = Gebühr oder ⸗Geld bekannt 
if. Diefer Sinanz-Gutenberg war ein Holländer; es foll hohe Beamte 
geben, die feine Erfindung höher fchägen als jene des Mainzer; auch 
bat man nie gehört, daß ihr das Imprimatur verfagt worden waͤre. 
Als die Generalſtaaten, im erſten Viertheil des 17. Jahrhunderts, um 
die Koſten ihres Rieſenkampfes gegen Spanien zu beſtreiten, alle da⸗ 
mals bekannten Steuern eingefuͤhrt hatten und doch nicht Geld genug 
aufbringen konnten, ſchrieben ſie eine große Belohnung fuͤr den aus, 
welcher eine neue Steuer erfaͤnde, die viel eintrage und doch nicht druͤ⸗ 
ckend ſei. Unter allen Bewerbern erhielt derjenige den Preis, welcher 
die Einfuͤhrung eines vectigal, chartae vorſchlug, und ſo wurde das 
Stempelpapier im Jahre 1624 in Holland durch eine Drbonnanz ein» 
geführt, welche die vortrefflidhen Eigenfchaften deffelben auseinanderfegte. 
Man wi zwar den Holländer des Plagiats befchuldigen, indem man 
ſchon ältere Spuren von Stempelpapier anführt; allein diefe find doc) 
bei Weiten nicht deutlich genug, um ihm die Ehre feiner Erfindung zu 
rauben. Die Novelle 44, 2 Juſtinian's fpricht zwar von einem Zei⸗ 
hen für Actenpapier, deſſen Abfchneiden fie verbietet, um Fälfchung zu 
verhüten, aber von Feiner Abgabe. Eben fo unficher iſt die Angabe, 
daß ſchon um die Mitte bes 16. Jahrhunderts in Spanien ein Stem⸗ 
pel beflanden habe. Dagegen iſt e8 gewiß, daß, fobajd einmal Holland 
die neue Erfindung angemenbet hatte, die Spanter fi beeilten, von 
dem Beifpiele ihrer Rebellen Nusen zu ziehen und den Stempel in ih⸗ 
tem Lande einzuführen. Frankreich folgte nad), die deutſchen Reichslaͤnder 
blieben nicht zuräd, und im Anfange des 18. Fahrhunderts gab es in 
Europa wohl nur wenige Regierungen, die nicht Stempelgefälle unter 
ihre Einnahmen zählten (Sachſen und Brandenburg feit 1682, Nürns 
berg 1690, Hannover 1709 u. f. w.). Die fchnelle Verbreitung barf 
uns nicht wundern, denn e6 tft eine große Wahrheit, bie unfer guter 
altee Adam Smith in den Worten ausbrüdt: „„There is no art which 
one government sooner learns of another than that of draining mo- 
ney from the pockets of the people. (E8 gibt Feine Kunft, welche 
eine Regierung fchneller von der andern lernt, als die, ben Molke Geld 
aus der Taſche zu loden”). Der Verſuch der britifchen Regierung, die 
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Stempweltare in ben nordamerikaniſchen Colonieen einzufuͤhren, gehoͤrt 
wit zu ben Anlaͤſſen, welche bie Gaͤhrung erzeugten, die zum Freiheits⸗ 
kriege und’ zur Trennung von dem Mutterlande führten. Die Parla⸗ 
mentsacte vom 22. März 1765, welche die Einführung bed Gtempels 
in den Golonieen verfügte, wurbe übrigens 1767 wieder aufgehoben. 

Um die Stempelabgabe einträglich zu machen, mußten natürlich recht 
viele und häufig vorkommende Schriften berfelben unterworfen werben. 
Dilieſe Ausdehnung auf bie verfchiebenartigften Gegenſtaͤnde Hatte bann 

‚zur Folge, daß die Natur der Abgabe Feine beflimmte blieb. Daran 
war freilich den Finanzmaͤnnern wenig gelegen, denen es nur baum zu 
thun ift, Gelb zu bekommen; wohl aber unferen deutſchen Staatswirth⸗ 
ſchaftslehrern, denen vor Allem ˖ ein Bares Syſtem am Herzen liegt. 
‚ Unter welche Rubrik fol man aber die GStempelabgabe bringen? Was 

für den Gerichtsſtempel paßt, gilt nicht für den Kartenflempel, und die 
Stelle, welche biefem angemefjen iſt, paßt wieber nicht für den Stem⸗ 
pel von Wechſeln und Quittungen. Ein Beiſpiel ſolcher Verlegenheit 
gibt von Juſti in ſeiner Staatswirthſchaft vom Jahre 1758, 
wo er fagt: „Das Stempeln der Kalender und dergleichen Dinge kann 
ich gar nicht billigen; benn dee Grundſatz, ben einige Cameraliſten ha⸗ 
ben, daß fie folche Dinge zu Grgenſtaͤnden ber Abgaben ausfuchen, die 
nothwenbig find und von Jedermann gebraucht werben, es mag dabel 
etwas getwonnen werben, ober nicht, tauget ganz unb gar nichts.” Zu 
dieſem Urtheil fagen wie von Herzen Amen. Dann wirft von Juſti 
den Stempel in eine Claſſe mit ber Accife auf Papier und dem Ein» 
sangszoll von Papier und Büchern. Das Stempelpapier, „fo hin und 
wieder bei ben gerichtlichen Proceſſen eingeführt iſt,“ rechnet er zu ben 
Lurusfteuern oder denjenigen Abgaben, „durch welche man ein moralis 
ſches Uebel im Staate zu hemmen bie Abficht hat.” Won dieſen fagt 
er: „Meines Erachtens nügen alle diefe Arten von Abgaben nicht viel. 
Mur das Stempelpapier kann man als bie unfhädlichfle darunter anfe> 
ben.” Es iſt ein mißliches Gefchäft, wenn man da ein Spftem fucht, vo 
gar keines vorhanden iſt, fondern nur bie Abſicht, möglichft viel Geld her: 
auszupumpen. 

Mir unterfcheiden eine dreifache Natur ber Stempelabgabe, näms 
lih: 1) eine Gebühr für gerichtliche und abminiftrative Handlungen, 
wegen beren bie Bürger ſich an Staatsbehörden wenden ; 2) eine Steuer 
von ber Bertheilung der Güter, insbefondere von Eigenthumsvers 
änderung beweglicher und unbemweglicher Güter ; 3) eine Verbrauchs⸗ 
fleuer von manchen Segenftänden. — Das Beſtempeln des Papiers für 
bie Schriften ober der Gegenftände felbft (Kalender, Karten u. f. w.) ift R 
dann die Form, unter welcher diefe verſchiedenen Gebühren und Abgaben 
erhoben werden, beren Natur fehr ungleichartig ift, obgleich nicht nur die 
Form, fondern auch die Erhebungsämter’für alledie nämlichen find. Diefe 
drei Naturen liegen 3.3. in der Definition ber Stempelfteuer in Preus 
gen, welche „für das zu gerihtlihen und verfhiedenen außer: 
gerichtlichen Verhandlungen und Ausfertigungen vorgefchriebene ges 
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ftempelte Papier, für Spielkarten und für die Beflempelung ber 
Wechſel, Kalender und Zeitungen entrichtet wird.’ — 

Daß die Bürger in Fällen, mo fie die Thaͤtigkeit von Behörden für 
ihre Angelegenheiten beſonders in Anfprucdy nehmen, bafür eine Gebühr 
entrichten, kann dem Princip nach nicht mißbilligt werden. Fruͤher murden 
diefe Gebühren zur ganzen oder theilweifen Befoldung der betreffenden 
Stellm unmittelbar verwendet, fo daß andere Zweige des öffentlichen 
Einkommens zu dieſem Zwede nur fo weit in Anfprud genommen 
wurden, als ber Ertrag der Gebühren nicht reichte. Dagegen erhoben 
fi) aber viele Bedenken. Richter und DVerwaltungsbeamte kommen in 
Berfuchung, ihre Procefverhandlungen und Schreibereien unnöthig zu 
vervielfältigen, um ben Ertrag der Gebühren zu erhöhen; es laufen 
noch andere Mißbraͤuche mit unter, wie man es 3. B. hauptfädhlich 
dem Bezahlen und Taxiren folcher Schriften nach ihrer Länge zu dans 
tm bat, daß der Actenfiyl in alten Ländern der Chriftenheit in feinen 
fprichwörtlicdy gewordenen Schwulft und die tödtliche Wortmacherei auss 
geartet iſt. Die erwähnten Mißbraͤuche haben in neuerer Zeit faſt 
überall dahin geführt, daB ſolche Gebühren nicht mehr von ben betreffenden 
Beamten unmittelbar bezogen, fondern von Erhebern eingenommen unb 
dem Staate verrechnet werben. Bei biefer Anordnung und anderen 
zwedmäßigen Vorkehrungen iſt gegen ben Stempel als Gebühr für ges 
richtliche und DBerwaltungshandlungen nichts einzuwenden. Wer ihn 
ſcheut, der mag ſich befinnen, ehe er einen Proceß anfängt, und ſich 
gewöhnen, nicht wegen jeber Kleinigkeit zur Polizei zu laufen, ſon⸗ 
dern etwas mehr auf fich felbft zu bauen. Wer aber gerichtliche ober 
polizeiliche Hülfe anfpricht oder fonft Gefchäfte veranlaßt, der kann bils 
liger Weife einen Beitrag zu dem Aufwand liefern, den die Geſammt⸗ 
heit für Zuftiz und Adminiftration machen muß. Hierbei kommt allers 
dings zu bedenken, daß nicht gerade für jede Berührung, in die em 
Bürger mit den Behörden kommt, Stempel gefordert werden ſoll; auch 
enthalten die meiften Stempelgefege foldhe Ausnahmen. Polis z. B., 
welcher diefe Belaftung im Uebrigen theils techtfertigt, theils entſchul⸗ 
digt (!), will nicht, daß für Bitten und Befhmwerden an vorge 
fegte Behörden Stempel geforbert werde, weil darin kein rechtmaͤßiger 
Grund zur Befteuerung liege; vor dieſem „weil“ dürften übrigens bie 
menigften feiner „entſchuldigten“ Stempelfäge Stich halten. (S. Polis 
Staatswiffenfhaften II, 387 ff.) — Endlich ift auch der Umftand zu 
beachten, daß die Stempelgebühr fehr felten die einzige ift, welche der 
Bürger für die Bemühungen der Juſtiz und Verwaltung zu entrichten 
bat; er wird vielmehr durch Sporteln und Zaren meiſt hinlaͤnglich 
daran erinnert, daß die Staatshülfe nicht umfonft zu erhalten ift, fo 
daß er kaum noch des Stempels bedarf als Warnung, die Herren Be 
amten nicht unnöthig zu überlaufen. ' 

As Steuer auf die Vertheilung ber Güter, befonders auf Ues 
bergang von Eigenthbum aus einer Hand in die andere, laͤßt fi der 


Stempel mit einem gefunden Beſteuerungsprincip ſchwer vereinigen, am 
Staats⸗Lexikon. XV. 11 


ben ober im Verfall begriffen iſt, zahle an diefee Abgabe mehr als ein . 
. anderes, deffen wirthfehaftliche Werhäftniffe flabiter ſiad, weil dort, im 
einen wole im andern Falle, ein ſchnelierer Wechſel des Eigenthums 
vorkommt. Hierbei ift das unbewegllche Eigenthum von beweglichen 
Gütern zw unterſcheiden. Veränderungen im Eigenthume von Liegen» 
ſchaften Pönnen nicht leicht verborgen bleiben; eben fo wenig ſoiche, 
wobei gerichtliche Wermögensaufnahmen oder Beurkundungen erforderlich, 
find, wie bei Erbtheilungen. Dergleichen Handänderungen können uns 
mittelbar befteuert werden, ohne daß die Form einer Stempelabgabe 
nöthig waͤre Dies geſchieht auch durch Abgaben von Käufen, Scyens 
kungen und Erbfaften, wovon die vicesima häereditatum unter Kai- 
fer Auguflus als die mit zahleeicher Nachtommenſchaft geſegnete Mut- 
ter anzufehen ift. Im Baden nennt man biefe Abgabe Immobllien · 
aceis,” im der Schweij — Canton Neuen⸗ 
burg droit de mutation), Holland befteht eine Erbſchaftſteuer, die 
von 5 bis 10 Procent anfteigt, je nad den Graben der Vermandt- 
fhaft. Dan wundert fich jeht über die Abgaben, welche der Grund⸗ 
. here fonft von der Hinterlaffenfchaft des Leibelgenen nahm, als Todt- 
Tall, Befthaupt u. f. w. (Lang, Deutfche Steuerverfaffungen, führt 53 
verfchtedene Mamen an); man hat ſolche Feudallaſten nad) und nad 
abgefchafft in Deutſchland; aber in dem Maße, wie dies gefhah, trat 
ber Landesherr ein und bezog bie „lachende Exbengebühe” (im Bai⸗ 
reuth), „das Ladherberigeld” (in Wabern), „bie lachende Erdſchaftsge⸗ 
bäpe” (Im Cpeiertfchen), den „ Collateralanfal” (tm Ansbahtfgen) u... 
— Sept find auch biefe Namen geſchwunden, aber die Sace iſt ger 
‚blieben, und zwar in größerer Ausbehnung und ſtaͤrkerem Maße als frü+ 
der. Und neben diefee Sache ift dem noch der Stempel, als Ans 
bängfel der Abgaben von Handänherungen, hinzugekommen. Die Hole 
Länder haben, neben’ allen anderen Abgaben von Erbſchaſten, noch ein 
Stempelpapier für Teflamente, beffen Preis fih nach der Größe der 
Hinterlaffenfchaft richtet, Wenn ein zu geringes Papier genommen wird, 
fo erfolgt als Strafe die Confiscation der Erbfchaſt. Der Preis des 
Papiers ſteigt von 3 Stüver bis 300 Fl. der Bogen. Andere Länder 
haben blos Stempel für Eigenthumsveränderungen, 3. B. Preußen 
(f. unten). — In England beträgt Die Stempeltare 
für Eigenthumsveränderungen im Werthe von 300—500 Pf. St. — 5 P- 
⸗ ” ⸗ ⸗ s 750-1000 s ⸗ÿ29⸗ 
u. few. — Ein weiteres Mittel zur Befteuerung ber Eigenthumsver⸗ 
änderungen befteht darin, daß biefelben in ein deſonderrs Megifker 
eingetragen: werben muͤfſen, wofuͤr eine Regiſter gebuͤhr erhoben 
wird. Auch diefe beſtehe in Holand neben dem Stempel und den 
übrigen Abgaben; fie wird fogar bei dem Verkoufe von Sciffen erho ⸗ 
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' ben, bie man als Häufer auf dem Waſſer hiecher zieht. Frankreich hat 
den Stempel und bie Regiflergebähr (timbre und enregistrement), 
doch iſt die legtere an die Stelle ber früheren Abgaben bee Cigenthums⸗ 
veränderungen von Liegenfchaften getreten. 

Was nun bie andere Art von Sütervertheilung betrifft, jene naͤm⸗ 
lich, die nicht nothiwendig in bem Augenblide, mo fie vor fich gebe, 
zur Kenntniß einer Behörde kommen muß, aber doch, um conſtatirt 
zu werden, einer fchriftlichen Urkunde bedarf — fo kann dieſelbe niche 
leichte ummittelbar beflewert werben. Hier fpielt die Form des Stempels, 
zum Theil auch ber Regiſtrirung, ihre Hauptrolle, während fie bei ber fruͤ⸗ 
ber erwähnten Art oft nur als Anhängfel anderer Abgaben esfcheint. Man 
zwingt die Betreffenden, alle ſolche Urkunden fiempeln zu lafjen, oder fich 
bes Stempelpapier6 bafür zu bedienen; manche Verhandlungen, bei denen 
es angeht, muͤſſen auch regiftrist werben, unter dem Präjubiz, daß fie 
fonft von Berichten oder Verwaltungsſtellen vorlommenden Kalle nicht als 

anerfannt werben. Dan hat das Recht bes Staates zu diefer Art 
von Beſtenerung des Verkehrs daraus herleiten wollen, daß durch das 
Stenipeln oder Regiſtriren das Eigentbum eine ſtaͤrkere Garantie erlange, 
als es im allgemeinen Staatsfchug findet. Allein biefer Grund ift faſt 
eben fo lächerlich, ald wenn man behaupten wollte, bie Steuerpflicht über 
. haupt babe ihrem Grund darin, baß fi) der Staat bie Mühe gibt, durch 
feine Agenten die Steuercapitalien ausmitteln und in das Katafler ein⸗ 
tragen zu laſſen. Hieher gehört die Stempelabgabe von Schuldver⸗ 
ſchreibungen, Kauf- und Miethverträgen (fo weit fie nidyt unter ber 
vorigen Claſſe begriffen find), Frachtbriefen, Rechnungen für gelieferte 
Arbeit, Quittungen, Wechſeln u. dgl. — Am Schäblihften für den 
Handelsverkehr wirkt der Wechſelſtempel. Ferber bezeichnet bie 
große Ausdehnung beffelben als eine Urfache von dem Verfall bes Wech⸗ 
ſelhandels (Beiträge zur Kenntniß des gemerblihen und commerciellen 
Buftandes ber preußifhen Monarchie ©. 234). Die Hollänber, welche 
fo eifrig mit dem Stempel verfahren, daß ſelbſt bie Quittungen für 
entrichtete Steuerfchuldigleit den Pflichtigen eine Stempelabgabe Foften 
— waren boch fo gefcheidt, daß fie Wechſel und ähnliche Hanbelspapiere 
freilleßen. Der Vorwurf, den man ben Abgaben von Eigentbumsver . 
änderungen überhaupt macht, daß fie den Gapitalftod angreifen unb 
ſchmaͤlern, teifft natürlich auch den Stempel, fo weit er hieher gehört, 
mit dem meitern Bufage, daß bie lektgenannten Arten befielben auch 
noch der vortheilhafteften Gütervertheilung hemmenb in ben Weg treten. 

Eigentlihe VBerbraucdftener endlich if ber Stempel von Kars 
ten (in England auch von Würfeln), Kalmbern, Zeitungen und Zeit 
fhriften. Der Kartenftempel kann als Luxusſteuer gelten; er trägt in 
der Regel wenig ein; in Baben warf er gegen 6000 Fl. ab und wurde 
1831 aufgehoben. Gegen die Stempelabgabe von Zeitungen und ans 
deren periodifchen Schriften fprechen erhebliche Brünbe bei denen, welche 
bie Belehrung und Bildung des Volkes befördert und nicht gehemmt 
zu ſehen wünfhen. In England und Frankreich n, bee Zeitungs⸗ 
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ſtempel werben,. ba einerſeits Gedankenfrelhelt befteht, 
andrerſeits bie Blätter ganz oder beinahe unentgeltlich durch 


Abgabe , wird feſtgeſett: 

1) Rad) der Natur der Eingaben oder Ausfertigungen, we welche auf 
Etempelpapier gefchrieben werben muͤſſen, und bie zu biefem Behufe in 
Elaſſen eingetheilt werden — Claſſenſtempel. 

2) Nach der Größe ber Summe, über welche in einer Urkunde 

: wir — Bean ationeGempen 
8) Nach der Größe des Stempelblattes ober Bogens (für J, 4, 4 
und einen ganzen Bogen) — Dimenfionsfempek. 

Als Beiſpiel eines Staffenßempeis führen wir aus dem preus 
Bor: a bezahlen Orfuhe und Eingaben, Sefindeentlaffungsfchel- 

Ausfertigung Gegenflänben. . 


amtliche 
’ 
15 Ser. —ã amtliche Atteſte, echeblichere Ausfertis 
gen, Beſtallungen, Cautionsinſtrumente, „Kundſchaften, 
Eee, Neifepäffe, „Vollmachten, Wanderbücher u. dei. | 
Meichsthaler Adoptions⸗ Eher, Erbtheilungsuestzäge Zeichens 
fe, Mojorennitätserflärungen, Teſtamente. 
5— 20 Thlr. Entſcheidungen in Civilproceſſen, deren Gegenſtand 
aicht in Geld geſchaͤtzt werden kann. 
10 Thlr. kriegsrechtliche Erkenntniſſe. 
5—50 Thlr. Entſcheide in Straf⸗ und Injurienſachen. 
er. Dem Gradationsſtempel unterliegen nad dem nämlichen 
fege: 
Wechſelbriefe, im Lande traffirt mit -. . . . - ar Procent. 
(Bor 1830 zahlen fie das Doppelte). - 
Actien, Schuldbriefe, Quittungen, die einer Staatsbehörde vorges 
legt werdeenn. Tg Procent. 
Käufe von Mobilien, fo weit fchriftliche Ausfertigung 
nöthig ift, Pacht⸗ und Miethverträge, Auctionsprotocolle 4 
Afferurangpolen -. - - 2 oc 2°. 4 Proc. der Prämie. 
Käufe von Immobilien, Erbpachte, Exrbfchäften von 
—— Civilproceßentſcheidungen bis zu 1000 Thlr. 


arüber 4 Proc) 2 2 2 2 ee nen. 1 Procent. 
Erbſchaften ber natürlichen, legitimirten und bee Adop⸗ 
tivkinder. 2 = 


Erbfchaften von anderen Verwandten bis zum, 6. Gras 
be, von Stiefs und Schwiegereltern und Kindten - 4 
Erbfchaften im 7. und einem weiteren Grabe, von 
Schwaͤgern und Nidhtverwandten - . - 2 v0. . 8 s 
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Der engliſche Grabationsftempel von Schuldverfchreibungen bes 
trägt: biß zu einer Summe von 50 Pf. St. — 19. St. 


von 5110 + — 19. 10 ©. 
101—200 5 — 2 .o — 8 

00 - 
20,000 _ 2: —. 


Andere Schriften (Gontracte) bezahlen eine Stempeltare von 1 Pf. 
15 Sch. bis zu einer Länge von 30 Selten und für jede weiteren 15 
Seiten ein Pfund mehr. — 

Frankreich hat keinen Claſſenſtempel, fondern nur einn Gras 
bationsftempel, der ſehr einfach iſt, indem er für alle Fälle J vom 
Taufend beträgt; ferner einen Dimenfionsflempel für ſechs Sor⸗ 
tem verfchiebener Größe, vom DOctavblatt für 5 Sous bis zum gramd 
registre für 14 Franken; bet biefem größten Format dürfen hoͤchſtens 
35 Zeilen auf die Seite gefchrieben werben. 
| Der Ertrag des Stempels macht in den Ländern, wo er weit 
ausgedehnt und hoch gehalten iſt, eine nicht unbedeutende Quote ber 

Staatseinnahmen aus. In Frankreich erträgt der timbre zwar nur 26 
bis. 28 Millionen Franken jährlich; dagegen das enregistrement unges 
faͤhr 160 Millionen. Großbritannien zahlt an Gtempeltare jährlich 
zwoifchen 6 und 7 Millionen Pfund Sterling; Preußen gegen 8 Milios 
nen Reihäthaler; der Ganton Bern an 70,000 Schweizerfranten. 

Das neue Berner Stempelgefeg vom 20. März 1834, weldes 
wir als letztes Beifpiel in diefer Materie anführen wollen, enthält im 
Weientlichen folgende Beſtimmungen. 

Das Stempelamt verkauft durch die Amtfchreibereien und bie Uns 
terverkäufer den ganzen Bogen Stempelpapier zu 4 Bagen, den halben 

Bogen zu 2 Basen, das Quartblatt zu 1, das Dectavblatt zu 4Batzen. 

Dem Stempel (Dimenfionsftempel) find unterworfen: 

a) Die Gchriften, welche in dem Gantone zum Beweis von Reith: 
ten und Verpflichtungen abgefaßt werden, wie: Verträge, einfeitige Wil 
lensverorbnungen, Sprüche, Zeugniffe und Scheine aller Art *). 

b) Die Abfchriften und Auszüge aus öffentlichen Regiftern, Mas 
nualen und Lagerbuͤchern, die zu einer Beweisführung dienen follen ; alle 
notarialifden Acten, fo wie auch alle Acten, bie einer amtlichen oder 
notarialifhen Beglaubigung oder einer Legalifation bedürfen. 

c) Die Acten im flreitigen und nichtftreitigen Juſtizſachen. 

d) Die Rechnungen, Bittfchriften und Vorftellungen, die an Mes 
gierungsbehörben gerichtet find. Bei amtlichen Güterverzeichnifien, wo 
das reine Vermögen die Summe von 2000 Zr. uͤberſteigt, das Duplis 
cat, welches den Erben zugeftellt wird, die Wermögensverzeichniffe, 


— — — 


*) um Zweifel zu beſeitigen, nennt das Geſet eine Reihe von Schriften, 
die dem Stempel nicht unterliegen, fo wie Beftimmungen über das Viſa ber 
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Fällen bis zu 12 Jahren Schellenwerkſtrafe geht. — Gegen bie Stempels 
abgabe bericht fein Widerwille unter dem Volke, und bei allen Vorſchlaͤgen 
von Finanzreform, die feit 1831 gemacht wurden, hörte man Eeine Klage 


in den früheren Bänden bes Staatslexikons beinahe vollftändig er» 
nen Abgabenzweige betrifft. Nur bie Bewerbfleuer unb bie als 


hieher verwiefen; zwei andere Steuergattungen, Behnt und Zoll, 
jene ben Rohertrag des Bodens, biefe den auswärtigen Handel treffend, 


Nachſchlagen zu erleichtern, beginnen wir mit einer kurzen Zuſammen⸗ 
ſtellung ber hieher gehörigen Artikel, 

Bon dem Rechte des Staates, feine Angehörigen zu befteuern, 
handelt der Artikel „ Finanzhoheit“, worin zugleich ber Grundſatz 
- durchgeführt tft, daß die Höhe der Steuern am SBeflen durch den Ges 

ſammtwillen beftimmt wird. — Unter „Abgaben”, fodann: „Indi⸗ 
recte und birecte Steuern” — hat Rotteck bie Theorie ber Bes 
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fleuerung entwickelt unb hiernach die beflehenden Steuern gewürbigt. 
Die Hauptfäge find folgende: Die Steuern find Abgaben, welche den 
Staatsangehörigen mit Bezug auf ihre allgemeine flaatsrechtliche Pflicht, 
gu den Laften des gemeinen Weſens aus dem Ihrigen beizutragen, aufs 
gelegt werben. Das Rechtsfundament der Steuerpflicht. ift bie 
Theilnahme an den Wohlthaten bes Staatsvereines; das Maß berfels 
ben’ Beſitz und Erwerb, ober Vermögen und Einkommen, welche ans 
nähernd einen Maßſtab ber Theilnahme an den Wohlthaten des Staates . 
verbandes abgeben. Hiernach wird zunaͤchſt eine mäßige Kopffteuer, 
für deu Schutz ber Perfon, gerechtfertigt; fobann eine allgemeine Ver⸗ 
mögens- nd Eintommenfteuer. Da aber diefe einzige Steuer 
in der Praris als unausführbar gilt, fo follten wenigſtens alle Güter 
quellen gleichmäßig beigezogen werben. Man hält ſich babei nicht fo- 
wohl an bie Perfonen, als an bie offen vorliegenden ober leicht zu ers 
mittelnben Gteuerobjecte und unterfcheidet: Grund» und Gefäftener, 
Häufers, Gewerb⸗ und Gapitalfteuer; endlich eine Claffenfteuer von jes 
bem andern Einkommen, aus Befoldungen, Kunfls und Wiſſenſchafts⸗ 
betrieb. Verwerflich erfcheinen bie Naturalabgaben, vorzüglich ber Zehnt, 
bie ungerechteſte von allen. Die fogenannten inbirecten Gteuern 
vertragen fich nicht mit dem Princip, wonach die Beitragspflicht nad 
Vermögen und Eintommen bemeffen werden fol. Sie haften nämlich 
an dem Verbrauch gewiſſer Gegenflände, geben alfo Beinen Maßſtab 
für die Größe des Vermögens oder Einkommens, fondern nur für aus 
genblickliche Bahlungsfähigkeit. In dem Artikel „indirecte und directe 
Steuern” werben die Gründe für und wider beleuchtet. Kür die indi⸗ 
zecten Abgaben werben angeführt: 1) bie Unzulänglichkeit der birecten 
Steuern zur Beſtreitung ber Staatsbebürfniffe; 2) die leichte Entrich⸗ 
tung der indirecten, denen fich der Einzelne durch Entbehrung von Ge 
aüffen mehr ober weniger entziehen koͤnne; 3) ber Umſtand, daß fie 
nicht, wie häufig die birecten, in einem Augenblide ber Zahlungsunfaͤ⸗ 
bigleit ‚gefordert werben, indem man nur faufe, wenn man Gelb habe (?) ; 
4) Genuß und Verzehrung richten ſich ebenfalls nad Wermögen und 
Einkemmen, mithin nähern ſich bie indirecten Abgaben dem wahren 
Peinchy; 5) ein vollfiändiges, alle Quellen des Einkommens umfaflens 
bes Spftens directer Steuern fer nicht durchzuführen und feine Unvoll⸗ 
kommenheit werde durch bie indirecten Steuern ergänzt. 6) Die indi⸗ 
recten Steuern haben enblih den Vortheil, daß fie die Fremden, 
weiche im Lande kuͤrzere oder längere Zeit verweilen, ebenfalls treffen. 
Die meiflen biefer Argumente werben in dem angeführten Aufſatze wi⸗ 
beriegt und das Mefultat wird bahin gezogen: Die indirecten Steuern 
ruhen auf einem, vom Standpuncte bes Rechts hoͤchſt bebenklichen, wo 
nicht völlig verwerflihen Princip, naͤmlich auf dem Princip des 
Habhaftwerdens; fie können unmöglic die Gleichheit -oder Verhälts 
nißmaͤßigkeit der Befteuerung berftellen; ihr wahres Gewicht für ben 
Einzelnen und die Geſammtheit Läßt ſich nicht beflimmen; fie werurfa- 
Gen Freiheitsſtoͤrung, Geſchaͤftshemmung, perſoͤnliche Kraͤnkung und 
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find der Molksimoraticht gefährlich. Dieſer gewichtigen B Bedenten unges 
8** wird bach nicht blass über jede indirecte Steuer der 
Stab gebröcdyen ; es wird bie Wefteuerung von ae enänden, 
felbft von allgemeinen Lebensbeduͤrfniſſen, unter den Bebingungen -einer 
zwec maͤßlgen Auswahl, mäßigen Anfägen und einer humanen Verwal⸗ 
tung für zuläffig erf et am Schtuffe — eine uederſicht der Haupt⸗ 
Rimmen, ſodod en Vertheidiger, ale ’ 
allgemeinen Gumiekung des vom flaates . 
techelichen, vollsmicthfähuftlicen und finanziellen Gefiäetpunde in den 
genannten Abhandlungen find im befonderen Artikeln ven ende Abs 
gabenzweige behandelt: „Brunds, Grundgefaͤll⸗ und Haͤuſer⸗ 
feuer” -Chieher iſt auch. der Artiket Cataſter“ zu rechnen), 
Befoldbungsfleuer, Capitals, Erbſchafte⸗, Köpf-, Luruse, 
Perſonal⸗ und Claſſenſtener, Einkommenſtener (Förmetlich, 
bis auf den Iekten, von Motte); endlich noch Accife, von dem 
Verfafjer diefer Zeilen. Mit diefer Ueberficht iſt zugleich nachgewieſen, 
en wir uns bier auf bie Gewerbſteuer und Patentabgabe gu beſchraͤnken 
ben. - 1 
Die Gewerbe ſind Anſtalten, worin Naturkraͤſte, Arbeit und 
Capital vereinigt zur Geroocbeingung und Veredelung von Gütern wir⸗ 
ten. Dies gilt von dem Fiſcher, der ſelbſt Unteenefmmer, Arbeiter und 
Eigenthämer feines in Kahn und Netzen beftchenden Capitals if, bis 
zu dem Kabricanten, der fremdes Capital und Hunderte von. Arbeitern 
zu einem Gefchäfte verwendet, deſſen Leitung ihn ausfchließlich in An⸗ 
fpruh nimmt. Das Eintommen des Unternehmers aus dem Betriebe 
des Gewerbe pflegt man Gewerbsgewinn zu nennen; befchäftigt er 
eigenes Capital, fo gebührt ihm außerdem der Zins, und wenn er 
felbft Hand anlegt, wie die meiften Handwerker, auch der Arbeits: 
lohn. Nach dem Grundfage, jedes Eintommen zu befleuern, tft bie 
Gewerbſteuer, welche dem Unternehmer von feinem Gewerbsgewinne 
aufgelegt wird, eine gerechte Abgabe; allein fie foll nach dem reinen 
Einfommen bemeffen werden und nur einen verhältmißmäßig gleichen 
Theil defjelben treffen, damit nicht ungleiche Belaftung und Verfümmes 
- zung der Induſtrie erfolge. : Dier zeigen fich aber in ber Ausführung 
Schwierigkeiten, welche völlig befeitigt ober überwunden zu haben, Feine 
Geſetzgebung fi rühmen wird. 

Eine Bodenflaͤche laͤßt fih ausmeſſen, ihre Ertragsfähigkeit ab» 
fhägen, ber Aufwand für Ausfaat, Beſtellung, Düngung, Ernte, 
Ausdreſchen und Transport auf ben Markt ann ermittelt und ber 
Reinertrag annähernd beflimmt werden, obgleich ber koͤnigl. baieri⸗ 
fhe Kinanzminifter im Jahre 1828 denfelben ein Gedankenunding 
genannt hat. Ein Wohnhaus bietet in dem überbauten Areal, den 
Kaufpreifen, dem Miethswerthe Anhaltspuncte für die Befleuerung. 
Allein den Reinertrag eines Gewerbes auszumitteln, Regeln für bie An: 
lage dee Gemwerbfteuer aufzuftellen, die dem Zwecke entfprechen, ift nicht 
fo leicht. Die Verſchiedenheit ber Gewerbe ift außerordentlich groß, von 
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denen , welche das. Metall zu Tage foͤrdern, bis zu jenen, welche dem 
Lurus und der Mode dienen; von bem Schubflider, der aus keinem 
Buche lernt, was reines Einkommen fel, bis zu der Bank, deren Theile 
baber ihre Dividenden einftreihen, von benen nur felten ein Mobert 
Peel ein Scherflein abfordert für den Staat. Nicht minder verfchies 
den iſt das Verhaͤltniß zwiſchen flehendem und umlaufendem Gapital 
mit Arbeitslohn, welches auf die Berechnungen bed Unternehmers we⸗ 
fentlihen Einfluß übt. Endlich hängt auch bei ganz gleichartigen Ge⸗ 
werben der Gewinn von fo vielen wechfelnden Umfländen, von ber 
Lürzeren oder Iängeren Zeit des Umſatzes, von günfligen oder unguͤnſti⸗ 
gen Conjuncturen ab, daß er fich felbit bei dem Einzelnen nicht fixiren, 
gefchweige durch allgemeine Vorfchriften ermitteln ließe. Den Gedanken, 
die Gewerbfteuer fo einzurichten, daß fie Jedem einen gleichen Theil 
des reinen Einkommens aus dem Betriebe feines Gefchäftes megnehme, 
wird man daher um fo mehr aufgeben müflen, als der Verſuch, diefen 
Zwed zu erreihen, zu fortgefegten Nachſpuͤrungen in ben Büchern, 
Rechnungen, Werkftätten und Magazinen führen müßte, von deren Ers 
gebniß weitaus nicht fo große Vortheile zu erwarten find, als bie Maß⸗ 
regeln für den Gewerbsmann beiäftigend und nachtheilig wären. Es 
bleibt daher nichts Anderes übrig, als ſaͤmmtliche aͤußere Kennzeichen, 
woraus fi) auf den Ertrag eines Gewerbes fchließen laͤßt, mit Umfiche 
zufammenzuftellen und danady entweder ein Steuercapital ober uns 
mittelbar ben Steuerbetrag zu beflimmen. Solche Kennzeichen find: 
bie für da6 Gewerbe benusten Gebäude, Mafchinen, Werkzeuge; bie 
Vorräthe an Hülfs- und Verwandlungsſtoffen, an fertigen Waaren; bie 
Zahl der Gehülfen und Arbeiter u. f. m. — Hierüber wird der Pflich⸗ 
tige befragt, feine Angaben werden einer Commiffion von fachverftäns 
gen Männern vorgelegt und von biefer begutachtet. Nach ihrem Aus 
fprudye, gegen welchen der Recurs an die oberen Verwaltungs: oder 
Steuerbehörben offen bleibt, erfolgt der Eintrag In das Gewerbſteuer⸗ 
Tatafter, welches jedes Fahr, ber Ab: und Zugänge und häufigen Verändes 
rungen wegen, erneuert werben muß. Das Geſetz gibt über die Be⸗ 
fteuerung ber einzelnen Gewerbe entweder nur allgemeine Normen unb 
überläßt dee Angabe der Pflichtigen und dem Gutachten der Schäger 
bie Anwendung mit einem mehr oder minder ausgedehnten Spielraum 
zur Berhdfichtigung befonderer Verhälmiffe; oder es flellt einen voll» 
ftändigen Zarif auf, wonach jedem Gewerbe feine Stelle in einer gewifs 
fen Claſſe angemwiefen wird, fo daß die Aufgabe ber Schäger darauf 
beſchraͤnkt ift, für die richtige Anwendung des Tarifs auf den gegebes 
nen Fall zu forgen. ebenfalls bat das Geſetz genau zu beftimmen, 
welche Nahrungszweige der Gewerbſteuer unterliegen, "fo daß barüber 
kein Zweifel beſtehen kann. 

Um die Sache anfchaulicher zu machen, wollen wir zwei Gefeße 
über Gewerbſteuer näher betrachten, worin fo ziemlich alle Verfahrungs⸗ 
mweifen vorkommen, die in ben europäifchen Staaten für biefe Steuer 
benugt werben, — bie babifche Gewerbfteuerorbnung und das frans 
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Mach dem babifchen Geſetze beſtehe das Gewerbſtruercapital 
dem vom perfönlichen Detbleufße 


Thellen, 
| ——— und dem Betriebécapital. (Bon 100 SL. 
Reuesapktal tuorden 24 Kr. Eitener erhoben, bei ber Grund⸗ und 
ee Bert N — q von 600, 
er a u ° ehn Glaffen, von 


625, 875, 1260, 1 u a öl 
—— fi ‚ in welche «6 


enteichten. — Bei dem übrigen Betverben unterfäpelbet ber. Kacif: Dör» 
fer, Gräbte unter Staͤdte übe: 500 ns uns 


. erbe an einem Drte ſelbſt 
führt, Eomme nur mit Einem, und zwar mit dem Höcftbefteuerten in 
Anfay *). — Frauensperſonen (Jedige, von ihren Männern getrennte 
und Witten), welche sin Gewerbe treiben, das nur wit ber L Glaffe 
terifiee. iſt, find. freig: fälle daſſelbe in eine höhere Claſſe, fo werben 
ihnem nur 3 des tarifmaͤßigen Steuercapitals angeſezt. Ganz frei von 
Berfteuerung des perfönliches Verdienſtes bleiben Manner uͤber 65 





® Diefes Werfahren Raͤ u (Lehrbuch Im, 2. $. 376) nicht für ange 
meſſen unb glaubt, daß nl bei Gewerben ohne inneren Zuſammen⸗ 
bang ber volle Steuerfaß von schen Ginzelnen in Anwendung kommen follte. Rad) 
bem preus. Geſtz werben mehrere Gewerbe, „wenn fie ab ſich tlich mit einans 
der in Verbindung gefeht find, nad bem gemeinfchaftlichen Umfang nar einmal — 
unb —— ar Allig von einer Perfon betrieben werben,’ jebes befonbers 
befteuext, echt nennt Rau biefe Beſtimmung unbeutlichs Abrigens ift bie 
preuß. ebenen befhränft und — ſich nicht um bie —X e der Ein⸗ 
einen. Fuͤr die Gewerbsgenoſſen eines Ortes wird eine Summe ausgemittelt und 
I ap ie un 00 —— ——— unten. 
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Jahre, entlaſſene Soldaten, die wegen Wunden einen Invalldengehalt 
beziehen, oder über 15 Jahre gebient haben, und notorifche Arme. 
Eine Diinderung um 4 bis & des Steuerfapes, body fo, daß wenig⸗ 
flens das Gapital I. Glaffe übrig bleibt, wird wegen Kraͤnklichkeit und 
Arbeitömangel geftattet. 


Wer mit Hülfsperfonen arbeitet, deffen Perfonalcapital erhaͤlt 
einen verhältnigmäßigen Zufchlag, und zwar von 4 für jeden Gehuͤlfen 
I. Claſſe, von 100 fl. für jeden männlichen und 50 fl. für jeden weib- 
fihen Gehuͤlfen II. Claſſe. Hat ein Pflichtiger mehr als 5 Gehuͤlfen 
I. Claſſe, fo fallen die übrigen in den Anfag ber II. Claſſe. In bie 
I. Gtaffe gehören die Gehülfen, melde zwar unter der Leitung des 
Eigenthuͤmers arbeiten, aber im Wefentlichen gleiche Gefchäfte mit ihm 
verrichten, im Ganzen oder in einzelnen Zweigen bes Gewerbes feine 
Stelle vertretm innen, 3.8. die Gefellen der Handwerker, Apotheker 
gehälfen, Ladendiener, Comptoirdiener, Kellner, Marqueure u. ſ. w. - 
In die U. Claſſe gehören die untergeordneten Arbeiter, wie die Hause 
Enechte der Wirthe, Pader und Knechte der Handelsleute, Fabrikardeiter. 
— Deu Landwirthen werden bie Gehülfen nicht angerechnet. Lehr⸗ 
linge, Kinder unter 16 Jahren In Fabriken, Mägde, welche häusliche 
Arbeiten verrichten (auch in Wirthshäufern), Perfonen, welche nicht in 
ben Werkftätten ber Fabricanten arbeiten (wenn fie ſchon für Fa⸗ 
bricanten arbeiten), werden nicht als Gewerbsgehülfen angefehen. 


Der zweite Theil ber Gewerbfteuercapitale, das Betriebs: 
capital, umfaßt ben Werth ber fländigen Einrichtungen, welche zu 
Führung eines Gefchäftes an Mafchinen, Geraͤthſchaften und Werks 
zeugen vorhanden find, und ben Werth der Naturs umd Kunftproducte, 
weiche fi im Durchſchnitt in den im Lande befindlichen Magazinen, 
Speichern und Kellern vorfinden, endlich ben Werth ber einzelnen Pers 
fonen zuftehenden befondern Gewerbsberechtigungen, z. B. Ueberfahrte« 
berechtigungen an Fluͤſſen, Bannwirthſchaften u. dgl. Das weitere 

Vermoͤgen, Activa und Pafflva, und bie Geldvorräthe dürfen hierbei nicht 
in Betrachtung gezogen werden. — Betriebscapitalien unter 400 Fl., fo 
wie die Betriebscapitalien dee Landwirthe kommen nicht in Anfag *). 
— Die Übrigen werben in 15 Claffen angelegt, wie folgt: Ä 





*) In ben meiften Staaten unterliegen bie Lanbwirthe- ber Gewerbfteuer 
nicht, oder doch nur vorübergehend in Zeiten, wo außerorbentlidhe Steuern 
nöthig werben, 3. B. im Großh. Heſſen, feit 1813. Das neuere Heffifche Geſet 
von 1827 laͤßt fie frei. Dagegen entrichten fie, wie andere Staatögehörige, eing 
faft überall unter bem Namen Glaffens, Perfonals ober Familienſtener eingeführte 
Kopfftener, und als ſolche kann auch bie niederſte Ciaſſe der Steuer vom perfönlichen 
Berbienfte, welche fie in Baden bezahlen, betrachtet werben. Sie und ba ift ein 

des l ſchaftl. Betriebscapitals durch eine Wichfteuer getroffen, doch 
gilt dies nicht von ber baieriſchen Zugpieh fteuer, bie an die Stelle bes 1822 
aufgehobenen Strafengelbes trat. Unter bie wenigen Staaten, wo bie Bands 
wirthe Härter zur Gew gegogen werben, aehbrt Naſſau. 
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1. Glaffe über 400 BL. bis 600 EL. u 900 EI. 
2 s» ,»:.:600 > » 800 s s 600 > 
8. ⸗ ⸗ 800 ss » 1000 s a 700 » 
4 »':s 1000 s s-. 1800 s *s 1000 > 
6. ⸗ ⸗ 1500 » :s_ 2000 s 1500 + 
.6& s «. XO0O0 »,= 8000 » .» 2200 = 
T 3 3 5000 s >» 4000 = s. 9200 ⸗ 
8 5 s 6000 s s 65000 «=» » 4200 = 
9, 8 ß 6000 s 8 7000 » 8 6800 > 
10. s :s 7000 s s 9000 » s 7800 = 
. #- ⸗ :» 9000 s s 12,000 » s, 10,500 = 
. ⸗ s 12,000 s s 16,000.» s 13,500 » 
13. » = 15,000 « s 18,000 » s 16,500 + 
14. s » 18000 s s 22,000 s s 20000 = 
15: ⸗ 5 22,000 ... In. bem angegebenen 


.Jebder Pflichtige hat bie Claſſe, in weiche er gehört, ſelbſt ange: 
geben; feine Angabe wird von bee für jeden Ort niebergefegten Gewerb⸗ 
fleuerbeputation geprüft und noͤthigenfalls besichtigt. Wei ben Han- 
deisleuten und Fabricanten beftimmt bie Größe bes Betriebscapitals 
‚die Claſſe des perfönlichen Verdienſtes. Den änblern, ben eins 
zigen Handelsleuten in Baben, welche Patente Iöfen, und zwar im 
zehn Glaffen, je nad dem Vorrathe, den fle lagern wollen, — wird 
das Betriebscapital nach der Elaffe bed Patentes zugemeſſen. 

Die Summe des Perfonalcapitals , des Zuſchlags für Gehülfen 
und des Betriebscapitals bildet das Gemwerbfieuercapital, wovon bie 
Steuer mit 23 Kr. von 100 51. berechnet wird. . Das Katafler wird 
von dem Steuerperäquator mit Zuzug von Urkundsperfonen. nach ben 
Angaben ber . Gemwerbfteuerpflichtigen jedes Jahr aufgeftellt, von der 
Gewerbſteuerdeputation geptüft.und berichtigt. Wer ſich durch Ihre Ent⸗ 
fheidungen befchmert erachtet, dem fleht der Recurs an bie obere Be⸗ 
hoͤrde (Steuerdicection) und weiter an das Kinanzminifterium offen. 

Nach dem Katafter von 1834 betrug das Gewerbfteuercapitat 147 
Millionen, 1840 fchon 165,400,000 Fl., alfo ein Zuwachs von mehr 
als 18 Millionen in 6 Jahren oder durchfchnittlid 8 Millionen im 
Jahre. Die Hälfte fämmtlicher Steuerpflichtigen, gegen 90,000, haben 
als Landwirthe Fein DBerriebscapital zu verfleuern; etwa 12,000 
Tageloͤhner befigen ein folches nicht, bei vielen anderen Gewerbsleuten 
(über 60,000) kommt es nicht in Anfas, weil der Betrag nicht 400 fl. 
erreicht. Bon den 165 Millionen fallen nur 24 Milionen auf das 
Betriebscaptia:, welche ſich unter 16,000 Pflichtige vertheilen. Das Grund⸗ 
und Häuferfteuercapital beträgt 600 Millionen, alfo 33 mal fo viel 
als das Gewerbfteuercapital; früher war das Verhaͤltniß geringer; allein 
mit der Bevoͤlkerung waͤchſt hauptfächli die Zahl der gemwerbfteuer- 
pflihtigen Perfonen, mährend Grund und Boden unveränderlich bleibt, 
und das Srundfteuercapital burch die Ablöfung der darunter begriffenm 
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Gefälle (namentlich) Zehnten) in der legten Zeit ſtaͤrker abgenommen hat, 
als das Haͤuſerſteuercapital anwaͤchſt. 


Das franzoͤſiſche Patentgeſetz enthaͤlt im Weſentlichen folgende | 


Beflimmungen: 

Die Gewerbe (professions industrielles) bezahlen eine fire Abgabe 
(droit fixe), zu welchem Behufe fie in 7 Claſſen eingetheilc find, welche 
nad der relativen Wichtigkeit jedes Gewerbes fleigen, und movon jebe 
wieder 7 Abftufungen mach der Seelenzahl der Orte enthält. Der Ent: 
wurf, welchen ber Finanzminiſter Humann im Jahre 1834 vorlegte, 
ſchlug folgende Eintheilung vor: 

Sire Abgabe von den mit Rüdfiht auf die Bevoͤl⸗ 
kerung beſteuerten Gewerben. 





In Orten 
von 
s | 100,000 | 50,000 | 30,000| 20,000] 10,000| 5000 | 2000 | 2000 
zZ | Seelen | bie bis | bis | Bis | bis | bis | und 
& | und | 100,000 | 50,000] 30,000| 20,000] 10,000, 5000 |barunter 
! barlıber 
Fres. Trees. Fres. Fres. Sees. | Fres. Fres.Fres. 
1. | 300 240 180 | 120 80 60 45 95 
2 150 120 00 60 45 40 30 25 
5 100 80 60 40 30 25 22 18 
4 75 60 45 30 25 20 18 15 
5 50 40 30 20 15 12 10 8 
6 40 32 24 12 10 8 6 4 
7 20 16 11 8 8 6 4 5 
8 12 10 8 6 6 5 3 2 


Neu find in diefem Entwurfe: die zweite Claffe, worin hauptſaͤch⸗ 


lich die „Handelsleute halb im Großen’ (en demigros) vorkamen, und 
bie Zerfällung der Orte unter 5000 Seelen in zwei Abtheilungen. Die 
Aufzählung ber einzelnen Gewerbe unter den 8 Glaffen nimmt 10 große 
Spalten im Moniteur ein. Sie enthalten nicht nur die eigentlichen 
Gewerbe, ſondern auch Erwerbszweige aus dem Betriebe von Künften 
und Wiſſenſchaften, welche in Baden der Glaffenfteuer unterliegen. 
Merkwuͤrdiger Weife befinden ſich darunter zwar die Aerzte, aber nicht 
die Advocaten. 

Neben der fixen Abgabe wird noch von den fuͤnf erſten Claſſen 
eine proportionelle Abgabe erhoben, gleich „A, bes Miethzinſes 
von ben zu Gewerbszwecken benutzten Baulichleiten. Humann mollte 
diefe Abgabe für feine erften ſechs Claſſen beibehaften, für die 7. und 
8. auf „1; und In großen Städten auf 24, ermäßigen. Wir führen dies 
fen Entwurf an, meil man daraus esfieht, welche Beſtimmungen haupt- 
fächliy zu dem Wunfche einer Aenderung Anlaß geben. 

Außer den unter dieſe Claſſen gehörigen Gewerben gibt «6 noch 
zwei Kategorieen von Patentſteuerpflichtigen, naͤmlich: 


174 Orun, Oineroren 

a) Nidteiffifgiete Gewerbe (professions ‚hors classes) , wohel die 
Tare nach Ermittelung ber Verhäitniffe beſtimmt gehkeen: 
Fr ia öffentlicher Dienfle, Canal er 
ſaſten, ‚Divectoren von Ellwagen, Kulm, Dampfiäiffen, Schau⸗ 








30—50, 
Fa In 

unter biefer eben 
——— Gewerbe [In Paris Bevdik 






Bankiers. 
Aff earcangeſeuſchaften 
und allgemeine Austrock⸗ 
nungs⸗ und Urbarmas 
chungsunternehmungen 
Wechfelagenten . 
Rheder, —— 


1. Cleſſe 
150 


Lande, Niederlagscoms 
mifftondre (Commissio- 
naires entrepositaires), 
Matler der Affecuranzen, 
Schiffe, Waaten, Fracht⸗ 
fuhrunternehmer . 100 

b) Getwerbsunternehmungen, welche ohne Tuͤckſicht auf die Bevoͤl⸗ 
kerung befleuert find. Dahin gehören: Fabriken aller Art, Raffinerieen, 
Bleichen, Spinnereien, Eiſenhaͤmmer, Papiermanufacturen. Gie ger 
fallm in 9 Claffen, melde fire Abgaben von 600, 400, 300, 200, 
150, 100, 76, 60, 25 Franken bezahlen. 
. Die Bank von Frankreich ift in keiner Kategorie fie zahlt ein 
Firum von 5000 Fres. (Die englifche Bank bezahlt, Im MWorbeigehen 
gefagt, 120,000 Pf. Sterling oder 3 Millionen Franken.) 

Die Patentfleuer erteägt jährlich gegm 28 Millionen oder 88 ber 


Bei allen Methoden, das Einkommen aus Gewerben zu befteuern, 
ſah man fi genöthigt, Glaffen aufzuftellen, jeder ein beflimmtes Steuer- 
capital oder eine fefte Beitragequote zuzutheilen und bann, fo gut es 
mit Benugung aller wahrnehmbaren Merkmale gehen wollte, die ein- 
geinen -Betwerbe in dieſe Glaffen einzureihen. Hiermit iſt eine Grund- 
Inge gegeben, welche dem Werhältniß der Gewerbe unter einander ent» 








t 
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ſprechen fol. Allein babe ift bie große Verſchiedenheit unter ben Ges 
werben gleicher Art nicht beachtet. Das babifche Perfonalcapital und 
bie frangöfifche Patentabgabe (droit fixe) find z- B. für zwei Schneider, 
bie an einem Drte wohnen, glei, während ihe Einkommen fehr vers 
ſchieden ift, wenn ber eine ohne Gefellen und Vorraͤthe arbeitet, bes 
andere mit einem Dugend Arbeitern, einem bedeutenden Zuchvorrath 
und einem Vorrath an fertigen Kleidern verfehen if. Um ſolche Miß⸗ 
verhältnifie auszugleichen, gibt das badifche Geſetz dem Perfonalcapital 
einen Zuſatz für jeden Gehuͤlfen und für das Betriebscapital, wenn es 
400 51. überfleigt; das franzöfifche Geſetz dagegen fügt ein droit pro- 
protional von „4, bed Mierhwerth ‚bei, wodurch der Zweck noch weit . 
weniger erreicht wird, indem ein ſehr einträgliches Gefchäft oft weniger 
.Raum erfordert als ein anderes von geringerem Ertrag. In Wuͤr⸗ 
temberg if die Zahl ber Gehuͤlfen fchon in der Gtaffeneintheilung 
berüdfichtigt ; die Claſſen enthalten weitere Abflufungen, mittelft deren bie 
Shäger einen Spielraum für perfönliche und oͤrtliche Verſchiedenheiten 
haben; 8 leidet aber dabei die zweckmaͤßige Einfachheit und Ueberſicht⸗ 
lichkeit. Die Seelenzahl der Orte wird faſt Überall beruͤckſichtigt, 
3 B. in Preußen und im Großherzogthum Heſſen; in letzterem Staate 
werden auch für die Miethwerthe der benugten Räume (und für bie 
Gehuͤlfen) Zufäge gemacht. 

Indeſſen fehlt allen dieſen WBeftrebungen, eine gleihmäßige Beſteue⸗ 
tung der Gewerbe zu erzielen, die fichere Grundlage, nämlich die ver⸗ 
läffige Kenntniß der Größe des Einkommens, melde allerdings ſehr 
ſchwer, wo nicht unmoͤglich zu erlangen iſt. Diefes Einkommen iſt 
feiner Ratur nady mwandelbar und ſchwankend, es hängt von ber Con» 
currenz, von Marktverhältnifien, von dem lanafameren oder rafcheren 
Umſatz ab und wird namentlich vielen Handwerkern durch die größeren, 
mit anfehnlihem Capital und Mafchinen arbeitenden Gewerbsanſtalten 
verfünmmert. Auffallen muß es aber, daß in ber Wiſſenſchaft wie in 
ber Praris der Verbeſſerung der Methoden zur Anlage ber Gewerbs 
feuer weniger Aufmerkſamkeit zugewendet wird als anderen minder 
wichtigen und ſchwierigen Zweigen des Steuerweſens. 

Da die feften Säge für die Gewerbe einer Claſſe niederig fein 
muͤſſen, weil fie auch ben Aermſten treffen, bie Zufchläge für Capital, 
Gehuͤlfen u. dgl. mehr oder, weniger auf eigener Angabe ber Betheilig⸗ 
ten und einer Abfchägung beruhen, die nach ungefährem Ermeſſen ges 
fhieht, fo zeigt die Gewerbſteuer im Verhaͤltniß zu ben übrigen directen 
Steuern einen geringeren Ertrag, wobei überdies die Aermeren ftärker 
belaftet find, indem fie fi dem Normalfage nicht entziehen koͤnnen, 
während bie Bemittelten einen Theil ihres Capitals, wohl auch ihrer 
Gehülfen, frei zu halten wiſſen. Um ben Ertrag zu fleigeen, werden 
(abgefehen von allen indireeten Abgaben) verfchiebene Mittel anges 
wendet. In Baden 3. DB. zahlte urfprünglich ein Gewerbſteuercapital 
von 100 51. eben fo viel wie ein eben fo großes Grunds oder Häufers 
fleuercapital, nämlich 19 Kr. Später wurde die Gewerbſteuer auf 





23 Kr. erhöht, weil has Einkommen aus Bewerben böher fei als bie 
Grunde und Häufersente, und weil bie Summe ber Gewerbſteuercapita⸗ 
en hinter der Erwartung guruͤckblieb. Ohne in eine weitere. Unter⸗ 
fachung einzugehen, iß doch einlenchtend, daß hier ber Unſchulbige mit: 
bens Schuldigen, ber Aermere, dem kaum ein reines Einfommen übrig 
bleibt, mit dem Wehlhabenden, ber jährlich 40, 60 und mehr Pros 
cente berausfchlägt, getroffen wirb. ‚Gin anderes Mittel, bie Gewerb⸗ 
feuer tbefteht barin, daß man auf bie 


: „Schriftſtel⸗ 
ler, „Handwerker, Dienſtboten und Arbeiter. Wären noch bie 
beſtehende Geſetze in dieſer Fr geben; babei iſt es der Sache nach 

thieben 


tft übrigens weiter nichts als eine Kopfiteuer, man mag ihr nun dies 
fen , bei den Theoretikern nicht beliebten Namen geben, wie in Ruß: 
land und ber Türkei, oder ihn mit einem wohlklingenderen vertaufchen. 

Die franzoͤſiſche Patentabgabe ift, wie wir gefehen haben, nicht auf 
die eigentlichen Gewerbe beſchraͤnkt und erſtreckt fi namentlich auf bie 
meiften kuͤnſtleriſchen und wiffenfchaftlichen Berufszweige. 

Die I. Claffe bes Perfonalcapitals nad ber badiſchen Ge⸗ 
werbfteuerordnung, welche jebem Tagloͤhner und bürgerlich angefefjenen 
Arbeiter mit 500 Fl., alfo mit einer jährlichen Steuer von 1 St. 55 Kt. 
angefegt wird, ift für biefe Pflichtigen, deren Arbeitslohn unter ber 
ſchaͤrfſten Analyfe kaum eine Spur von reinem Einkommer zeigen wird, 
lediglich eine Kopffteuer. Eben fo für Gewerbe, die in der Regel 
nicht mehr als einen Taglohn abwerfen, 3. B. Afchenfammler ‚äBefen- 
binder, Hechel- und Mausfallenmacher, Pader, Hirten und Schäfer, 
Schuhflider, Steinbrecher u. f. wm. — Der gut falarirte Buchhalter in 
einem Handlungshaufe bezahlt nicht mehr als ber ärmfte Tagloͤhner. — 
"Das Einkommen aus Befoldungen, Ausübung einee Wiſſenſchaft oder 
Kunft unterliegt in Baden der Claſſenſteuer, welche früher 1 Kr. 
vom Gulden betrug*), feit 1837 aber in ihrer Einrichtung geändert 


H Das beißt bis zu 1000 Fl. Won 1000 bis 2000 würden 2 Kr., von 





⸗ 
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wurde. Der Pflichtige hat naͤmlich die wirkliche Einnahme des vorigen 
Jahres anzugeben; dieſe wird mit 3 vervielfacht, und von dem auf dieſe 
Weiſe gebildeten Steuerkapital werben, wie bei ber Gewerbſteuer, 23 Kr. 
von 100 Fl. erhoben. Nach diefer Ermäßigung trägt die Glaffenfteuer, 
ftatt der früheren 180,000 $t., nody etwa 180,000 Fl., würbe aber bes ' 
deutend mehr abwerfen, wenn die Größe eines jeden dahin gehörigen 
Eintommens eben fo genau ermittelt werden koͤnnte, als die Befolbungen. 

An Preußen unterliegen alle Staatsbürger, bie nicht zum actie 
ven Militär gehören und nicht von Almofen oder in öffentlichen Anftals 
ten leben, einer Claſſe n ſteuer, in 4 Glafien, jede mit 3 Stufen, 
in denen wieder Familien und einzelne Perfonen getrennt find. Nach 
diefem Gefege haben zu bezahlen: I. Befonders wohlhabende und reiche 
Einwohner : die Familie 48 —96 — 144 Rthlr. (der Einzelne hier und 
in den folgenden Claſſen die Hälfte). II. Wohlhabende Grundbefiger, 
Kaufleute u. dgl.: die Familie 12—18— 24 Rthlr. — II. Geringere 
Bürger und Bauern: die Haushaltung 4—6—8 Rthlr. — IV. Tags 
loͤhner, Gefinde in der niederften Stufe: jede Perfon zwifhen 16 und 
60 Jahren 4 Rthr., die Familie wird höchftens zu 3 Perfonen gerech⸗ 
net; in den beiden anderen Stufen die Haushaltung 2—3 Rthlr., ber 
Einzelne die Hälfte. Diefe Steuer trägt gegen 7 Millionen Thlr., die 
Aufnahme und Einſchaͤtzung wird von ben Gemeindebehärden unter Lets 
tung bee Landraͤthe beſorgt. Ausgenommen von biefer Claffen« 
oder Perſonalſteuer find 131 größere Städte, in welchen dafür bie 
Mahl⸗ und Schlachtfteuer erhoben wird. Diefe trifft natürlich den 
Aermeren , der eine zahlreiche Kamilie hat, in weit ſtaͤrkerem Maße als 
den Reichen, der in diefen Städten außer der Abgabe von dem Brot 
und dem gewöhnlichen Fleifche (Wildpret und Geflügel find freil), das 
er verbraudt, bem Staate nichts bezahlt. Neben der Claſſenſteuer 
befteht in Preußen, als Zugabe, bie Gewerbfteuer, aber nicht in 
dem Umfange, wie anderwaͤrts. Sie trifft nämlich nur die befonders 
einträglichen Gewerbe: Bäder, Fleifcher, Brauer, Branntweinbrenner 
und Müller; fonft nur die Kaufleute und diejenigen Handwerker, welche 
mit wenigſtens zwei Gefellen arbeiten. Frei find folhe Handwerker, 
„nie in der Regel nur um Lohn oder auf Beſtellung arbeiten, ohne 
auch aufer den Jahrmaͤrkten ein offenes Lager von fertigen MWaaren -zu 
halten, fo lange fie das Gewerbe nur für ihre Perfon oder mit einem 
erwachſenen Gehülfen und mit einem Lehrling betreiben.” Die Städte 
und Wohnorte find nach der Größe in vier Abtheilungen gebracht und 
für jedes Gewerbe in einer jeden Abtheilung ein Mittelfag und ein nies 
drigfter Sag feftgeftellt. Die Steuerfumme, welche die Genoffen eines 
Gewerbes zufammen zu entrichten haben, wird beflimmt, indem der 
Mittelfag mit ber Zahl der Gewerbtreibenden vervielfadht wird, denen 
geftatter ift, diefe Summe unter fid) umzulegen. Wer nicht einmal 


20003000 F1. 5 Kr. vom Gulden entrichtet, und fo flieg bie Abgabe progrefs 
fio bis zu 10 Kr. von jedem Gulden über 80,000. 
Staats sEeriton. XV. 12 





178 Be .  Ctiftungen. 


ben nisbrtgfken Gas enteichten kann, muß das Gewerbe nieberiegen. Den 
Bädern unb Fleiſchern ipern In den beiden, eeften Abthellungen ber Gräber 


auf 
zohl mit 8 Pfeunigen (in der erſten) und S—6 Pfennigen (in ber — * 


tm) vervielfacht. 

Dieſe Abgabe, welche nach der Art ihrer Umlage eine Repar⸗ 

—— nur etwa 1,700,000 Thlr., woran bie Baͤ⸗ 
‚ Bleifder, Brauer, Branntweinbrenner und Müller 36 $, die 

"Ganbeisiute 34, bie Wirthe 20, die übrigen Handwerker 10 5 ber 
sablen. . 

, In Batern fleht der Gewerbſtener, melde ziemlich mäßig 
iR, und wobei Vieles dem — bee unit überlaffen wird, eine 
Famlienſtener zur Gele, um Arbeitsverdienſt derjenigen Ge⸗ 
werbsleute zu beſteuern, —* nee der Gewerbſteuer unterliegen. 
Beide tragen ungefähr Ed vie, namlich die Vewerbſteuer 760,000, 
die Familienſteuer 760,000 
In — und ——— beſtehen neben ber Gewerb⸗ 
ua ebenfalls noch ceine Kopffleusen unter dem Namen von Perſo⸗ 
nalſteuern. 

Aus ben angeführten Beilplelen geht zur Senuͤge hervor, daß zwar 
einerſeits die Verſuche, eine Beſtenerung ber Gewerbe nach Verhältnig 
des reinen Einkommens zu bewitken, unvollkommen ſind, daß aber auf 
der andern Seite die Finanzpraktiker Mittel finden, jeden Staatsange⸗ 

— doͤrigen, ber nicht blutarm ober ſteinreich iſt, zum Steuerzahlen anzu⸗ 
halten. Sagt uns dieſes Ergebniß auch nichts Neues, Jo ſollte doch 
die Wiſſenſchaft nicht unterlaſſen, nach einem Beſſeren zu forfcen und 
zu ſtreben. Karl Mathy. 

Stiftungen, milde und fromme Stiftungen. Stif— 
tungsvermögen. — Unter Stiftung im Allgemeinen verfteht man 
das für beflimmte bleibende Zwede gewidmete Vermögen, fo wie auch 
die dadurch begründete Anftale, und unter milden und ftommen Stif⸗ 
tungen insbefondere das für menfchenfreundlihe und religiöfe Zwecke, 
für Unterflägung der Armen, für Erziehung, für Kirchen und Kiöfter, 
u. f. w. ausgefeßte Vermögen. Häufig Hat man die Anficht aufgeſtellt, 

ſolche Stiftungen, naͤmlich das für gute Zwecke getwidmete Vermögen mit 
den dadurch begründeten Anflalten, bildeten für fich felbft moralifche 
Derfonen. Bel genauerer Betrachtung der natürlichen Rechtsgrund: 
ſaͤtze, wie der pofitiven Geſetze, durch weldye man diefe Anfiht begrün- 
den wollte, fällt aber diefe NRechtötheorie als unhaltbar zufammen. Nie⸗ 
» mals fann man blofen tobten Sachen und Einrichtungen wahre juriftifche 
Derfönlichkeit, den für eine Perföntichkeit und ein Rechtsſubject wefent- 
lichen felbftftändigen rechtlichen Willen und ihnen felbft zuftehende Rechte 
zuſchreiben, niemals alfo fie als wahre Rechtsſubjecte anfehen. Keine 
eömifchen und keine kanoniſchen Gefege enthalten diefen juriftifchen Wi: 
derfinn. Die wirklichen MRechtsfubjecte bei. Stiftungen find immer wirk⸗ 
liche Perfönlichkeiten, ber Staat, eine beftimmte Kirche, eine andere 
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moralifche Perfon, eine Gemeinde, eine Familie oder möglicher Weiſe 
fetbft einzelne Perfonen, obgleih man gewöhnlich bei Stiftungen an 
bleibende Zwecke derfelben dent. Wenn nun aber biefen Perföntichket: 
ten, namentlich dem Staat, der Kirche oder einer Gemeinde, an einer 
Stiftung Rechte erwachſen find und fie entweder freiwillig ober nad 
der bei ber Erwerbung angenommenen Bebingung und Berpflichtung 
die Stiftung als eine befondere Anftalt beftehen und verwalten laſſen, 
fo daß aus ihrem Vermögen Verwendnungen und für daffelbe Erwer⸗ 
bungen gemacht werben, fo bezeichnet eine uneigentliche Ausdrucksweiſe 
oft diefe Anftalten felbft als die berechtigte und verpflichtete Perfon, 
während in Wahrheit doch nur der Staat, die Kirche, bie Gemeinde 
das eigentliche Rechtsſubject bilden, aber hier ein abgefonberte® befonders 
tegufirte® Vermögen, eine befonbere Vermögenscaffe für einen beſtimm⸗ 
ten Zweck befigen. So war 5. B. bei bem Staͤdel' ſchen Kunftinftis 
tut zu Frankfurt gleich Anfangs die Stadt Srankfurt das wahre Rechtes 
ſubject. Die auf die Anſicht einer befonderen rechtlichen Perfönlichkeit 
des Inſtituts gegründeten Procefanfprühe und Proceßentſcheidungen 
maren gleich abgefhmadt. Deshalb ift nun vor Allem darauf zu fehen, 
wer bei einer Stiftung das wahre berechtigte Subject if, ob und mie 
weit es Rechte und Verpflichtungen erwerben und übernehmen ann und ers 
worben umd übernommen hat. An fich koͤnnen wahre juriflifche und einzelne 
Derfonen, insbefondere auch Familien, Stiftungen erwerben, und es braucht 
auch nach allgemeinem Recht keiner befonberen Stantegenehmigung dazu. 
Wohl aber bedarf es derſelben, wenn der Staat felbft zum Beften feiner 
* Angehörigen, z. B. zur Bildung derfelben, die Stiftung erwerben und 





zugleich die Verpflichtung übernehmen fol, biefelbe als eine befondere . 


Anftalt zu erhalten. Auch wird diefe Staatsgenehmigung da nöthig, 
wo gegen die fonftigen Landesgefege zum Beſten der ftiftungsmäßig bes 
zeichneten Perfonen fonft gefeglidy ungültige Fidelcommiffe oder Ver⸗ 
mächtniffe gültig begründet werden follen. Oftmals ift aus polizeilichen 
und auch aus fogenannten, an fidy meift nicht zu billigenden obervors 
munbfchaftlihen Gründen den Gemeinden und Kirchen eine gültige Er⸗ 
werbung der Etiftungen nur mit Staatsgenehmigung möglih. Bei den 
Kirchen vorzüglich beſchraͤnken auch häufig mwohlthätige Amortifationsges 
foge gegen die Anhäufungen zu vieler Güter in der todten Hand bie Ers 
merbungen. Andere Gefege follten billiger Weiſe forgfältigft alle betrüglis 
dien und erbfchleicherifchen Erwerbungen verhindern. Webrigens Finnen 
Stiftungen auch neue moralifche Perfonen begründen oder doch ihre Vils 
dung mit Genehmigung des Staats veranlaflen, fo 3. B. die von Unis 
verfitäten. Das Nechtöfubject der Stiftung vor der juriftifhen 
Bildung der neuen moralifhen Perfon wird dann in der Megel: ber 
Staat fein. Die bloſen Diener und Verwalter einer mohlthätigen Ans 
ſtalt als ſolche aber begründen natürlich feine moralifhe Perfon. Eben 
fo wenig koͤnnen ganze Claffen von Leuten, die keine wahre moralifche 
Derfon bilden, in Beziehung auf Stiftung ale das berechtigte Subject 
derfelben erfcheinen. So ift 3. B. das Publicum, h find die gegen« 
2% 


N) 
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wärtigen und zukünftigen Armen eines Landes, einer Gegend, fo ift bie 
ganze Maſſe der Proteftanten und der Katholiken in Europa oder in 
Deutfchland als ſolche Leine moralifhe Perfon, wenn audy vielleicht 
duch) Verfaſſungs⸗ und Concorbatskeftimmungen Rechtsanſpruͤche der 
Einzelnen oder der wirklichen religiöfen Gemeinden und Corporationen 
beftehen können; fo wie denn die noch unaufgehobenen Rechte, die ber 
weitphälifche Friede für die Damals als Heichscorporationen anerkannten 
Evangelifhen und Katholifhen begründete, zu Gunften ber Einzelnen 
und, fobalb die Landeskirchen wieder zu Corporationen ausgebildet mer; 
den, auch zu Gunſten von diefen zu achten find. (Vergl. Klüber, Def: 
fentl. Recht $. 529.) So meit aber bei wohlthätigen Stiftungen 
kein anderes Rechtsſubject nachweisbar ift, und auch der Rechtsanſpruch 
ber Ortsgemeinde in Beziehung auf diefelben nicht angenommen werben 
fann, in fo weit muß der Staat felbft als das eigentliche Rechtsſubject 
angefehen werden. Hier kann alfo die Landesgefeggebung und Regie⸗ 
rung allerdings, fo weit die Verfaſſung fie nicht bindet, 
über diefe Stiftungen nach pflihtmäßiger Ueberzeugung verfügen. Denn 
es gibt keine Rechtspflichten außer gegen wahrhaft berechtigte Perfonen. 
Eben fo werben im gleicher Vorausfegung Stiftungen, deren Zwecke 
oder berechtigte Subjecte erlofchen find, als herrenlos, als bona vacan- 
tia erworben unb eingezogen werden Eönnen. (S. Klüber, Def: 
fentlihes Recht $. 933.) 

Stiftungen aber und die Heiligkeit derfelben, die Heilighaltung ih⸗ 
rer Bedingungen, ihrer Zwecke und Gefege, alfo auch des Stiftungs: 
vermögeng, und ber für fie etwa ſtiftungsmaͤßig begründeten befonderen 
ſelbſtſtaͤndigen Verwaltungen find ficher hoͤchſt heilfam und wichtig. Und 
da bei folhen Stiftungen, deren berechtigtes Subject eigentlich nur der 
Staat ift, ein anderes Nechtsfubject fehlt, welches nach dem Tode des 
Stifters die Veränderung der Stiftungsgefege rechtlich verhindern Eönnte, 
fo ift es auch in diefee Beziehung befonders heilfam, wenn bie Landes: 
verfaffungen, wie das jegt meiſt ausdruͤcklich gefchieht, die Regierung 
in dieſer Hinficht binden. So beftimmt 3. B. die badifche Verfaſſung 
$. 20: „Das Kirchengut und die eigenthümlichen Güter und Einkünfte 
„bee Stiftungen, Unterrichts- und Mohithätigkeitsanftalten dürfen ih: 
„sem Zwecke nicht entzogen werden”; und die Eurheffifche Verfaſ— 
fung fügt im $- 138 noch hinzu: „Nur in dem Falle, wo der flif- 
„tungsmaͤßige Zweck nicht mehr zu erreichen fteht, barf eine Verwen⸗ 
„dung zu anderen ähnlichen Zweden mit Zuflimmung der Betheiligten 
„und, fo fern öffentlihe Anftalten in Betracht kommen, mit Bewilli: 
„gung der Landſtaͤnde erfolgen.’ 

Hoͤchſt wichtig und heilfam find die Stiftungen und ihre Heiligkeit 
wegen der guten Zwede, für melche fie ſorgen, oft forgfältiger, wohl: 
thätiger, wirkffamer und leichter, als die durch Stantsfteuern begründeten 
Anftalten e8 thun oder vermögen. Ohne Heiligkeit der Stiftungszwecke 
und Gefege aber verlieren natürlich die Menfchen die Luft, unter Le: 
benden oder auf den Zodesfall Stiftungen zu machen. Seine herrlis 
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here, ben Eigennug ber Erwerbung und des Beſitzes des Eigenthums 
mehr mildernde, verebeinde und beberrfchende Einrichtung aber kann ge 
dacht werden, als die, daB das Vermögen wenigftens als mit beflimmt 
erfcheint für die edelften, über den vergänglichen Lebensgenuß hinausges 
henden unfterblihen Zmede. Was ift fchöner und erhebender, als daß 
wir durch foldye mohlthätige Stiftungen und ihre aufopfernde und weiſe 
Begründung weit über” unfer Leben hinaus fortwirken, unfer edelſtes 
Dafein gleihfam verlängern und unfterblid machen können ! Und wel⸗ 
ches Band kann fehöner die Menſchen mit ihren Boreltern verknüpfen 
als der Dank für deren taͤglich fi erneuernde MWohlthaten ! 

Die Rechte umd das Vermögen der Stiftungen find nad dem 
Bisherigen bei Öffentlichen oder dem Staat gehörigen Stiftungen durch 
die Verfaffung gefchüst, und der Ausdrud mittelbares Staatsgut 
für folches Stiftungsvermögen, melden Manche gebrauden, dndert - 
hieran nichts. Auch wird man bei öffentlihen Stiftungen wenigſtens 
nur unter derfelben Bedingung Aenderungen für zuläffig erklären koͤn⸗ 
nen, welche für Berfafjungsänderungen gelten. Und es wird hier die 
Pietaͤt für den Stiftungswillen und die ſchon wegen neuer Stiftungen 
wichtige Schonung deſſelben noch befondere Rüdfichten erheifchen. Stife 
tungen, worauf andere Perfonen als der Staat berechtigt find, ober 
diefe Perfonen in Beziehung auf ihre Stiftungsrechte genießen natürlidy 
des allgemeinen verfafjungsmäßigen Rechtsſchutzes. Die aus einer Stifs 
tung bereits erworbenen Rechte Einzelner auf Genuß berfelben 
fiehen ebenfalls, fo wie andere wohlerworbene Rechte unter dem Schutze 
der Verfaſſung. In Beziehung auf wahre Mothfälle und das für fie 

. begründete jus eminens, oder in Beziehung auf die alle Rechte gefährs 
dende kriegeriſche Eroberungsgewalt, die feit dem Tüneviller Frieden fo 
viele Stiftungen zerftörten oder veränderten, bedarf es keiner befondes 
ren Rechtsentwickelung. (Vergl. hierüber die Artikel „Eminens jus“ 
und „Secularifation"; über Stiftungen überhaupt aber und ins⸗ 
befondere auch über die hierher gehörige Literatur Klüber, Deffentlis 
des Recht $. 334. 407. 529. 531. 932.) €. Th. Welder. 

Stimme, Stimmredt, f. Abftimmung. 

Stimmengleihheit, Stimmenmehrheit. — Ob bie 
Mehrheit der Stimmen entfcheiden fol zur Bewirtung eines Beſchluſſes, 
dieſes ift eine Srage, bie nad) dem Naturrecht, wie nach dem hiſtoriſchen Redyt 
verfchieden beantiwortet wird. Jedenfalls fest eine Gültigkeit der Stimmen 
mehrheit voraus: 1) daß ein für Mehrere gemeinfchaftliches Rechtsver⸗ 
haͤltniß beftehe, und 2) daß die Mehreren in Beziehung auf dafjelbe als 
münbig und flimmberedhtigt angefehen werden. Der an meinem Haufe 
nichtberechtigte Nachbar, der Knecht und unmündige Sohn haben nicht 
über mein Haus und feine Einrichtung abzuflimmen. Aber aud) da, wo eine 
Art von Gemeinſchaft entfteht, da ift deshalb nody keineswegs immer 
eine Gültigkeit der Stimmenmehrheit begründet. Diefelbe findet 8) 
nad) richtigen Srundfägen nur Statt bei der wahren perſonenrecht⸗ 
lihen Corporation freier muͤndiger lieder, bei dem wahren Ges 
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kunft aller Betheiligten Statt finden muß. Durch Verbindung biefes 
Brunbfages mit der natürlihen Güftigkeit dee Stimmenmehrheit in 
Beziehung auf das Gemeinweſen und feine echte und durch richtige 
Auffaffung der Srenzlinien zwiſchen bem gemeinfchaftlihen Recht und 
ben Mechten ber Einzelnen fchließt die richtige und insbeſondere auch bie 
roͤmiſche und germantiche Rechtes und Staatstheorie ſowohl die polnifche 
anarchiſche Theorie des liberum veto, wie das jacobinifche revolutiondre 
Princip einer grenzenlofen Allgewalt ber Stimmenmehrheit ber Volks⸗ 
ober der Mepräfentantenverfammliung :unb eben fo die eines abfolutifti- 
ſchen Imperator entichleben aus. (©. Hierüber, über die Stimmen: 
‚mebrheit und bie jura singulorum: im beutfchen Bunde ben Artikel 
„Teutſcher Bund” und „Jura singulorum“ unb überhaupt Klüber, 
Deffentliches Rede 5. 300, Rote e und, 6. 125 b. u. 130.) 
@. Th. Belder. 
Strafarten. — Die Darſtelung der Beben von den Strafarten 
kann nad) dem Zwecke bes Staatslexikons nicht eine antiquariſch⸗ hiſto⸗ 
eifche —2 welche Strafarten bei den verſchledenen Voͤlkern ange⸗ 
wendet wurden, zur Aufgabe haben. Weit wichtiger iſt es, von dem 
praktiſchen —— — aus nachzuweiſen, wie das heutige Syſtem der 
Strafarten ſich ausbildete, welche Veraͤnderung durch bie neuen Geſetz 
gebungen in dieſer Lehre hervorgebracht murben, und weldye Forderun⸗ 
- gen in biefee Besiehung die Gerechtigkeit und bie Klugheitslehre ſtellen 
Binnen. Es leuchtet ein, daß die Frage, welche Strafarten die pafiend- 
fien find, von höchfter Wichtigkeit iſt, weil die Strafen die Mittel 
find, deren fich die Gefeggebung bedient, um den Zwed des Strafin- 
flitut8 zu erreihen, und daher, wo ungerechte oder unpafiende Strafen 
angewendet werden, das Streafgefes aller Wirkſamkeit beraubt ift, in- 
dem der Zweck der Strafe nicht erreicht werden kann, und eben durch 
das ſchlechte Strafenfoftem Rarhene fuͤr die gefeilfchafttiche Ordnung 
fhon dadurd) erzeugt werben, daß mit Sicherheit vorhergefehen werden 
kann, daß unpafiende, von der öffentlichen Meinung entfchieden miß- 
billigte Strafen nicht vollſtreckt werden, und daher für die zu Verbre⸗ 
chen Geneigten eine neue Ausficht fich eröffnet, daß ihr Verbrechen nicht 
beftwaft werde, und daher der Reiz zu Verbrechen wählt. Die Lehre 
von den Strafarten hängt ſchon mit ben Grundanſichten ber Gefeggebung 
über den Zweck ber Strafe, mit den fittlihen Vorftellungen des Volks 
und der Bilbungeftufe deffelben , fo wie mit den politifchen Verhaͤltniſ⸗ 
fen zufammen. Ueberall, wo die Gefeßgebung ben Hauptzweck ber Strafe 
in der Abfchredung der Bürger von Begehung ber Verbrechen findet, 
muß fie zu einem furchtbaren Arfenal von ſolchen Strafen kommen, 
welche auf Abfchredung berechnet find, vorzüglih auf die Sinne der 
Bürger wirken und mit einem Apparat von Uebeln verbunden find, 
deren Anblick diejenigen, melde Zufchauer der Steafvollziehung find, 
erfchüttert, beren Vollſtreckung fo empfindlih auf ben Beltraften 
wirkt, daß die bloſe Vorſtellun, von dem gebrohten Strafübel als ber 
unmittelbaven Folge, bie den Uebertreter des Strafgefeges erwartet, 
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einen fo gewaltigen Eindrud auf das. Gemuͤth eines Jeden hervorbringt, 
daß ter Weiz des drohenden Strafübeld die Reize zur Begehung des 
Verbrechens niederfhlägt. Eine Geſetzgebung, welche als Zweck ber 
Strafe die Sicherung bed Staats vor dem gefährlichen Verbrecher 
aufftelit, muß zu Streafarten kommen, welche diefe Sicherung am 
Meiften zu begründen im Stande find, mährenb eine Geſetzgebung, 
weiche ale Zweck der Strafe bie Befferung des Veibrechers aufftelt, 
alle Strafarten verbannen muß, welche dem Beſſerungszwecke wider⸗ 
ſprechen, und bagegen diejenigen Strafen am Meiſten billigt, durch 
welche diefe Befjerung am Beften erreicht werben Tann. Vorzuͤglich 
werden die ſittlichen Vorftellungen eines Volkes auf die Wahl der Stra⸗ 
fen einen Einfluß haben. Jede mweife Gefepgebung muß erkennen, 
dag ihr Strafgefeg Leine Wirkſamkeit hat, wenn das Gefeg nicht in 
den Anfichten des Volkes wurzelt. In Bezug auf die Strafarten muß 
aber dies der Fall fein, in fo fern das Volk in dem durch eine ges 
wiffe Strafart gebrohten Uebel ein gerechte® Uebel erfenntz nur wo 
diefe Anerkennung allgemein begründet ift, wird auch der Glaube herrfchen, 
daß das Strafgefeg wirklich zur Anwendung kommen wird; die Bürger 
werden in den verfchiebenen Lagen, in benen fie zur Handhabung der 
Gefege beitragen müffen, auch das, was fie für gerecht erfennen, befoͤr⸗ 
dern, fie werden, wenn fie durch Verbrechen befchäbigt find, ober Kennts 
niß ‚von verübten Verbrechen haben, dieſe anzeigen 5 fie werden als Zeugen 
ihre Ausſagen nicht verweigern und fie nicht auf Schrauben ftellen, 
wenn auch eine harte Strafe dem Verbrechen droht, worauf die Aus⸗ 
fage ſich bezieht. Die Geſchichte lehrt, wie allmälig die qualificiete 
Zodesftrafe nur durch die Macht ber Hffentlihen Meinung und fortges 
ſchrittener fittlicher Vorftellungen verdrängt mwurbe. Sobald das Volk 
anfıng , die Strafe des Lebendigverbrennens, des Raͤderns ıc. als eine 
graufame zu betrachten und die verlängerten Leiden des Unglüdlichen 
als ungerechte Strafzufäse anzufehen, mußte bie Staatsregierung bald 
einfehen , daß ihre Wirkfamkeit, wenn fie dennoch folche Strafarten 
anwenden wollte, allgemeine Mißbilligung fände und auf Unterflügung 
durdy das Volk nicht rechnen koͤnnte. Dies beffere Gefühl bewirkte, daß 
diejenigen, welche bie Vollziehung folcher qualificirten Todesſtrafen ans 
zuordnen hatten, auf Mittel dachten, in der Wirklichkeit die Größe des 
in folhen Steafarten liegenden Uebels zu entfernen; man kam zu 
jenen Anftalten, duch welche heimlich der zum Rade Berurtheilte ers 
deoffelt wurde, fo daB bie fhaubervolle Hinrichtung durd) das Rab nım 
mehr an der Leiche Statt fand. Man glaubte wenigſtens den Schein 
retten und auf die Umftchenden durch ben Schauder ber Vollziehung 
wirten zu müffen. Allmaͤlig fchämten fih die Regierungen folcher 
Taͤuſchungen, fie erfannten, daß die Mehrzahl wußte, daß jene Hinrich« 
tung nicht in der Wirklichkeit an dem Lebenden vollzogen würde, und 
fühlten, daß bie Bürger ein folches entehrendes Gaukelſpiel verbammten. 
Die Gefepgebung gab endlich ber befjern Stimme nad), und die qua⸗ 
lificirten Todesſtrafen verſchwanden. Es iſt vorherzufehen, daß auf 





Geſchichte lehrt, daß — wo die —E Aleinberrfchaft, oder 
die Macht einiger wenigen Bevorrechteten bie Maſſe des Wolke ſchwer 
nieberbrhdt, pr die Achtung vor den —— der Menſchheit fich 


bief 
find. Sobald dagegen ein höherer Brad bürgerlicher Freiheit ſich ausbildet, 
teitt auch allmaͤlig eine —* Achtung vor der menſchlichen Natur 
und ben Mechten des Wolkes hervor; bie allgemeine Stimme mißbilligt 
Strafarten , welche nur den Menſchen wie Thiere betrachten, die durch 
Schläge und finnliche Uebel gebändigt werden koͤnnen. Der Glaube 


. an bie fittlihe Natur des Menfhen, und bamit die Anficht, daß 


auch das Wirken der Geſetzgebung auf bie eblern Vorſtellungen der 
Menfchen, auf Belebung bes Ehrgefühls, berechnet fein muß, bewir⸗ 
ten audy die Umgeftaltung in dem Streafrechte. Die Gefchichte Roms 
lehrt dies, indem fie zeigt, daß nad ber Ausbildung ber Republik 
immer mehr das alte grauſame Strafrecht verſchwand, weil, wie roͤmiſche 
Schriftſteller erkennen !), den neueren Vorſtellungen von Buͤrgerthum 
und Ehre die Grauſamkeit der alten Strafen nicht mehr anpaßte. 
So erklaͤrt ſich leicht, warum Todesſtrafen und Geißelung als Strafen 
freier roͤmiſcher Buͤrger verdraͤngt wurden. Sobald das Volk auf einer 
hoͤhern Stufe politiſcher Bildung ſich befindet, findet der Geſetzgeber 


auch in dem entwickelten lebendigeren Gefühle bes Volkes für buͤrger⸗ 


fiche Freiheit, für politiſche Rechte und Ehre neue Mittel, deren er 
fich bei feiner Steafgefeggebung gleihfam ale Hebel bedienen mus, um 
die Kraft fittlicher Vorflellungen, von der Veruͤbung der Verbrechen abzus 


« halten, zu verftärken und fie ald Strafarten anzuwenden. Die politi⸗ 
ſchen Zuſtaͤnde eines Volkes haben aber auch noch in anderen Bezie⸗ 


hurigen Einfluß auf den Charakter des Strafenſyſtems. So lange in der 
Staatsform eine ſcharfe Scheidung der Stände in der Weiſe vorkommt, 





1) 3. B. Livius und X. Gellius. 
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daß wenige Familien, ober durch gewiſſe Würden oder höheren Grunb⸗ 
befig Ausgezeichnete befondere Vorrechte vor dem Volke geniefen, 
wird auch in dem Strafenſyſtem leicht eine Verſchiedenheit darin her» 
vortreten, daß man für die Bevorrechteten, wenn fie Verbrechen ver- 
üben, befondere mildere Strafarten erfinnt, während für das foges 
nannte gemeine Volk harte, auf: die angeblich gemeine rohe Natur 
dieſes Volkes berechnete Steafarten angewendet werden. Sobald das - 
gegen die dee bürgerlicher Freiheit und bie Gleichheit Aller vor dem 
Geſetze mehr hervortritt, fobald die Theilnahmsfaͤhigkeit aller Bürger an 
politifhen Rechten auch den Werth des Buͤrgerthums erhöht, muͤſſen 
jene alten Unterſcheidungen in den Strafarten nad) bem Stande des 
Beftraften wegfallen, und der immer mehr verbreitete Wunfh, Strafs 
arten einzuführen, welche auf Alle berechnet find, bie fleigende Bildung, 
welche die Anfiht von der gemeinen Natur des fogenannten niedrigen 
Volkes verdrängt, bewirken auch die Einführung anderer Strafarten. Bei 
dem großen Einflufie, welchen das römifche Recht auf die Ausbildung 
des Rechts in Europa ausgeuͤbt hat, bürfte ein kurzer Ruͤckblick auf 
den Charakter des römifhen Strafenfoflems nicht - ohne Werth fein. 
Während in ber Zeit der Könige. entfchleden Todesſtrafen, und zwar 
nad Beschaffenheit gewifier Verbrechen als Ausdrudsweife der hoͤchſten 
Mißbilligung, 3.3. bei der Perduellio noch befondere burd, das damit 
verbundene Brandmal ausgezeichnete Strafarten , ferner die Geißelung 
vorkamen, wurde fchon oben bemerkt, daB nach der Vertreibung ber 
Könige und nach Einführung ber republicanifchen Form das Strafrecht 
in Rom vorzüglid) auch in den Strafarten ſich dnderte. Die alten.. 
Strafen tamen außer Uebung; die lex Porcia fhüßte den freien 
Bürger vor der Todesſtrafe und Geißelung ?) (wenn nicht in Noths 
fällen die Todesſtrafe gerechtfertigt erfchien). Die hohe dee, welche bie 
Roͤmer mit dem Bürgerthum und den damit verknüpften Rechten ver⸗ 
banden , bewirkte leicht „daß damals die Verweifung aus Rom als eine 
der fchwerften Strafen des roͤmiſchen Buͤrgers erfcheinen mußte; daher 
auch die Strafe bes Exils eine fehr häufige wurde. Die regelmäßig 
in ben Legibus zur Zeit der Republik gedrohte Strafe war aber bie 
Aquae et ignis interdictio®) , deren Bedeutung daburdy fich erklaͤrt, 
daß der Römer in den Zeiten der Republik in bem hohen Werthe, den 
fie auf Ausübung ber Bürgerrechte legte, die Entfernung von dem Va⸗ 
terlande für das größte Unglüc halten mußte. In dem Ausſpruche 
ber Aquae et jgnis interdictio, worin ſymboliſch der Ausfchluß von den 
mwichtigften Rechten des menfchlichen Zufammenlebens lag, war zugleich 
eine Erklärung bes Verluſtes politifher Nechte gelegen, mas von felbft 


2) Platner, Quaest. de jure crimin, Roman. p. 77. 

3) Ueber die Natur diefer Strafart ift noch viel Streit unter den Schrifts 
ftellern, z. 8. Niebuhr, Römifhe Gefchichte II. S. 7%. Platner, Quaest. p. 80. 
Besserer, De natura poenar. ex hist. jur. rom. illustrat. p.39. Meifter, Urtheile 
in beimlihen Sachen ©. 473. 
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den Verurthellten zur e Entfernung aus Rom brachte. Disfe Strafe 
fand —— mit dem freiwilligen Eril, nämlich jener Ein⸗ 
richtung, durch weiche jeder Angeklagte durch foͤrmliche Erklärung, daß 

er freiwillig in das Exil geben wolle, um jeber andern Strafe althzu⸗ 
weichen, auch ber Fortſetzung der Giiminaiunterfuchung entging, je 
boch veranlaßte, daß um ein ————— erging, durch wel 
hen fein Erit. jede als Strafe unb als anerkannt ausgefprochen und 


war. Neben ber Poena capitis und der fpätern Poena aquae et ignis 
isterdictio kam am Haufigſten bie Mulcta ©) als Gelbfivafe wieder mit _ 
verfchieberien Arten vor. In den ber Kaiſer änderten fich bie 
Vorausſetzungen, unter benen in ber Republik ein auf Freiheit und 
Bürgertum gebautes Strafenſyſtem wirkſam fein konnte. Die politis 
echte ber Bürger verloren insmer mehr ihren Werth, bie Des: 
potie bee vömifchen Kalfer konnte ein liberales Gteaffofkems nicht bes 
g ‚ bie Achtung von Menſchenwuͤrde und Freiheit verlor fi, und 
das Abfcherctungefpftem mußte fi Immer mehr entwickeln. Wo in den 


Legibus zuvor Aquae et ignis interdictio gedroht war, wurde n 
Todesſtrafe, und zwar in ihrer graufamften Wollgiehing, gefeht, z. B. les 
bendiges Verbrennen, Hinrichtung am Kreuze, damnatio ad bestias, 
Die Grauſamkeit öingelner Koifer fand Gefallen in ſolchen Strafen, 
und das an Gladiatorengefechte und Kämpfe mit wilden Thieren ges 
wöhnte Volk fand nichts Auffallendes an foldhen, wie man glaubte 
abfchreddenden Strafen. Außer biefen Strafen gab es noch andere, 
welche ebenfalls Capitales hießen, weil durch fie das Caput, d. h. die 
Libertäs oder doch bie Civität entzogen wurden. Hierzu gehörten die 
damnatio ad metalla, die Deportatio, die Iebenslänglidhe .Datio in 
opus publicum. Im Gegenfage von den Capitales poenae kamen dann 
noch Non capitales vor, wohin die Vermögensftrafen, die nicht capi- 
talen DBerbannungen und Berurthellungen zur Öffentlichen Arbeit und 
koͤrperliche Züchtigung gehörten ©). Die heutigen Gefängnißfttafen ſchei⸗ 
. nen den Römern unbekannt geweſen zu fein 7), da Alles darauf deutet, 
daß nach roͤmiſchen Anfichten bee Garcer nur als Unterfuchungshaft 
dienen follte. Ueberall dußert fich noch in dem römifchen Steafrechte ber 
Charakter, daB man in Bezug auf die Streafarten einen Unterfchied zwi⸗ 
fchen den verfchiedenen Staͤndeclaſſen eintreten ließ, ſo daß einige Strafarten 
nur gegen die honestiores, andere nur gegen humiliores erkannt murden®). 


4) Geib, Geſchichte des rom. Criminalproceſſes ©. 121. 151 u. 304. 

5) Auch über die Natur diefer Strafe ift viel Streit, 3. 3. Birnbaum im 
Archiv des Crim. XfII. p. 541. Platner, Quaest. p. 50. 

6) Ueber die Gtaffification der Strafarten bei ben Römern waren felbft die 
Anfichten der römifhen Juriſten getheilt. 

7) Ob die Römer ee hatten, [.1. 8.5. 9. p de poonis 1.28. 

6.14. D. de poenis. Abeg ge Archiv bes Erim. 1838. &.7 

8) Roßhirt, Lehrbuch S. 180. 
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Ueber die Vorſtellungen der alten Germanen über Strafar⸗ 
ten ift es fchwierig, fi eine klare Vorſtellung zu machen)... &o- 
lange bie Volksanficht die Rachepflicht der Verwandten als eine religiöfe 
Pflicht anerfannte, mochte für manche Verbrechen, bei weldyen jegt Tos 
bestrafen vorkamen, Bein Beduͤrfniß entfliehen, Strafe eintreten zu 
laffen. Als bei fortgefchrittener Bildung das Bußſyſtem fi) geltend 
machte, und der Verbrecher theils die Rache der Verwandten abkaufen, 
theils für den Frieden, den er durch fein Verbrechen gebrochen, der Bes 
meinde Sriedensgeld bezahlen mußte, fann man annehmen, daß bie 
Mehrzahl der Strafen Geldftrafen waren. Aber ſchon nach den frühes 
fin Zeugniffen kommen Strafen von Verbrechen, welche feine einzelne 
Perfonen, fondern die Staatsgefellfhaft als foldye in ihren Grundlagen 
erfchütterten, ober wo die allgemeine Volksanſicht die hoͤchſte Schändfich« 
keit und Gemeinheit mit dem Verbrechen verbunden erkannte, Todes⸗ 
firafen vor, und zwar graufame Vollziehungsarten, mie fie aus der 
Rohheit ber Zeit !9) und dem Abfchredungszwede ſich erklären, obwohl 
zugegeben werden muß, bag bie Rechtsanſicht häufig ein Mittel ges 
ftattete, ſich durch Geldbußen von ber firengen Verurtheilung loszu⸗ 
machen, und die chriftliche Kirche früh durch verfchiedene Vorſchriften 
und Einrichtungen dem roben Ausbruce des durch ein verübtes Verbre⸗ 
hen entbrannten Zorns ober harter Volksjuftiz entgegenzumirken fuchte 11). 
Unter den GStrafarten erwähnen die alten Quellen ſchon das Haͤn⸗ 
gen, das Rädern, das Verbrennen , Lebendigbegraben. Auch viele Leis 
besftrafen famen vor, und zwar in ben härteften Sormen als verſtuͤm⸗ 
meinde Strafen, 3. B. das Blenden (Ausſtechen der Augen), das 
Abſchneiden der Nafe und der Entmannung 12). Es mag diefen Stra⸗ 
fen dunkel eine gewiffe Xalionsanfidht zum Grunde gelegen haben 12), 
indem man den Verbrecher andem Gliede büßen laffen wollte, mit welchem 
er fehlte, daher häufig ale Strafe der Nothzucht die Entmannung vors 
kommtz noch mehr aber erzeugte wohl eine bei der damaligen Roh⸗ 
heit leicht erklaͤrbare Abfchredungsanficht folhe Strafarten, welche ein 
bleibendes, durch den blofen Anblid bes Beftraften auf Alle wirkſames 
Merkmal zuruͤckließen. Daß die Geißeluna und das Brandmarken 
früh vorgekommen, iſt gewiß. Außerdem kannten die alten Rechte 
als Strafen den Verluſt der Sreiheit, in fo fern der Verbrecher, wenn er 
die Bußen nicht bezahlen konnte, dem Beſchaͤdigten oder der Kamilie 
beffelben als Sklave zufiel 1%), Zur Strafe der Verbannung Eonnte 
man leicht dadurch kommen, baß fiuͤh die Anficht ſich ausbildete, daß 


9) Wilda, Das Strafrecht ber @ermanen 9.484. 

10) Man thut Unrecht, wenn man aus einer rühmlichen Vorliche für bie alten 
Germanen, auf Koften der biftorifchen Wahrheit, fo viel von ihrer Milde ſpricht. 

11) 3. 8. das Afyl. 

12) Wilda, Strafrecht &. 509. 

13) Wilda. ©. 511. 

14) Wilda, Strafrecht S.51 6. 
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der Verbrecher, um ber Rache ber beleibigten Familie zu entgehen, mit 
einer gewiſſen Bahl felner Verwandten auf einige Zeit aus dem 
Lande fliehen mußte Die Idee der Sicherung ber Familie und ber 
Gemeinde vor dem gefährlichen Verbrecher mochte dabei auf die Aus: 
bildung diefer Strafart wirken. Wermögensconfiscation wird als Straf⸗ 
art oft erwähnt 15). | 

Mas in den alten Quellen von dem Gefängniffe (carcer) vor⸗ 
kommt, bezieht fi) nur auf ben als LUnterfuchungshaft angemendeten 
Kerker und darauf, daß der Schuldige, fo lange er nicht die aufgelegte 
Buße bezahlen Ponnte, im Befängniffe verwahrt werben follte. Auf diefe 
Art fehlte e8 nicht an einer Maſſe harter Strafarten. Das furchtbare 
Arfenal wurde der nachfolgenden Periode überliefert, in melcher aber 
eine große Vermehrung bed Apparate eintrat, deffen fich die Strafgefeg: 
gebung zu Ihrer Wirkſamkeit bedienen zu müffen glaubte. Die Roh⸗ 
heit der Zeit begünffigte das Abfchredungsfuflem, unter deſſen Herrſchaft 
die Zahl der graufamen Todesſtrafen und ber verflümmelnden Strafen 
fih) vermehrte. Dabei fcheinen noch manche andere Ideen, wenn auch 
nur unklar einwirkend, das Strafrecht des Mittelalter beſtimmt zu ha⸗ 
: ben. Auf einer Seite war es die Idee, duch flark In die Sinne fals 
Iende, recht harte Strafen den färkften Unwillen der Staatsgeſellſchaft 
gegen ein gewiſſes Verbrechen auszubrüden!®), auf dee andern Seite 
war es die Anficht, eine Art von Wiedervergeltung eintreten zu laffen, 
fo daß 3. B. der Falſchmuͤnzer (weil er die Münze gefotten hatte) im 
Keffel gefotten werden ſollte. ine Hauptfahe war, durch die Strafe 
eine Demuͤthigung und eine öffentliche Bußübung anzuordnen, daher fo 
häufig die Verurtheilung zum Herumziehen des Verbrechers durch Die 
Straßen der Stadt im härenen Hemde mit gelber Kerze vorkam 17). 
Hier verband fih mit der Etrafe die dee der Reinigung, indem der 
Verurtheilte öffentlidy fein Unrecht ausſprach und durch die Firchlichen 
Bußen, denen er ſich unterwarf, gereinigt wurde. Daraus erklären ſich 
die häufigen Verurtheilungen 18) zur Wallfahrt in entfernte Länder, wo 
der Pilger die kirchliche Abſolution durch manche ſchwere Bußübungen 
zu erlangen fuchen mufte, und mo die Entfernung des Berurtheilten 
aus dem Lande (häufig mit einer gemwiffen Zahl feiner Verwandten) zu: 
gleich eine Art von Verbannung ausdrüdte und den doppelten Zweck 
erreichte, daß die Gemeinde vor dem gefährlihen Verbrecher gefichert 
und der Leicht zu befücchtenden Familienrache vorgebeugt wurde, in- 
dem man hoffte, daß nad einem längeren Zcitablaufe, wenn auch der 
Verbrecher in das Land zurückkehrte, die Gemüther eher verföhnt waͤ— 


— 





15) Wilda ©. 519. oo. 

16) Dice ſcheint z. B. manchen Strafarten bes Ehebruchs oder der Bigamie 
zum Grunde gelegen zu baben. . 

17) Am MWichtigften find bier die Auszüge aus ben alten Matefizbüchern bei 
Cannaert, bydragen tot de pennis van heit oude Strafregt in Vlanderen. 
Gent, 1835. 

18) Cannaert &. 79. 
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ren. Eine andere Claſſe von Strafarten befand barin, daß der Ver⸗ 
brecher zur öffentlichen Demüthigung und Suͤhne feinee Schuld ein 
bleibende Denkmal feiner Schuld und feiner Buße errichten ließ, haͤu⸗ 
fig unter Umſtaͤnden, unter welchen die Gemeinde ein Intereſſe hatte, 
ein foldhes Denkmal zu erhalten. Daraus erflären fich die Verurthei⸗ 
Iungen in den Scöffengerichten einzelner Städte zur Erbauung einer 
Capelle, eines Suͤhnaltars oder eines gemalten Fenſters 19). Es fcheint 
noch, daß manche jener graufamen Strafarten nicht wirklich vollſtreckt, 
fondern nur gebroht wurden, theil® um durch die Härte der Strafe bie 
große Mißbilligung des Verbrechens auszubrüden, theils burdy die Dre- 
bung DManchen von der Verübung des Verbrechens abzufchreden, theils 
durch die Zuerlennung ber ſchweren Strafe zu bewirken, baß ber Ver⸗ 
uetheilte eine defto größere Geldbuße bezahlte, um fi) von der zuer- 
kannten Strafe loszukaufen. So enthalten bie Rechtsbücher des Mit⸗ 
telalters die Drohung der haͤrteſten Strafen, ohne daß man deswegen 
ammehmen darf, daß alle dieſe Strafen auch wirklich vollſtreckt würden. 
Landes» oder Ortsverweiſung und Geißelung, fo wie verſtuͤmmelnde 
Strafen waren die gewöhnlichfien. -— Gefaͤngnißſtrafen waren felten, 
nur die Kicche, und zwar mit bem Zwecke, daß die Strafe zur Reini⸗ 
gung und Beſſerung dienen follte (freilich aud oft durch Leidenfchaft« 
liche Richter mit großer Härte erkannt), wendete Gefängnißftrafen an; 
auch in den italienifchen Städteftatuten kommen foldhe Strafen vor. 
Der ehrwuͤrdige Schwarzenberg wagte bei der Abfaffung ber Carolina 
in Bezug auf die Strafarten an diefen überall mit dem Localgerichtsge⸗ 
brauche innig zufammenhängenden Theil des Strafrechts nicht Hand zu 
legen, oder Strafarten zu verbannen, melde die damaligen Sitten alls 
gemein billigten. So findet man freilich in dee CCC alle durch ben 
Gebrauch im beutfchen Rechte verbreiteten Arten der qualificirten Todes⸗ 
firafen (Pfählen oder Lebendigbegraben, Rädern, Verbrennen 20) u.f. w.) 
neben den einfachen Strafarten (Hängen und Enthaupten) 27), ferner die 
verffümmelnden Strafen und den Staupbefen 22), fo mie die Confinas 
tion und Landesverweifung 23) gedroht. Selbſt darauf, daß an mans 
hen Orten Gefängniß vorkam, deutet die Carolina ?*). Die Zeiten 
bald nad) der peinlichen Gerichtsordnung maren der Ausbildung befferer 
Anfihten über Strafarten nicht günftig. Die gelehrten Suriften, denen 
die Anwendung ber Gefege überlaffen wurde, waren meniger geneigt, 
für die Fortbildung des Rechts zu forgen und die Starrheit bed Bud: 
flabens ber Gefege in der Anmendung auf einzelne Fälle nach der Bes 
fhaffenheit der Umſtaͤnde zu mildern, als dies einft bei den aus dem 


—— — — 


19) Auch darüber liefert Cannaert ©. 173 ff. Nachrichten. 
20) CCC Xrt. 19. 
21) CCC Xrt. 137. 192. 
22) CCC Xrt. 198, 
23) CCC Xrt. 161. 198. 
24) CCC Art. 101. 157.216. f. jedoch bambergensis Art. 223 und Archiv 
des Criminalrechts. 1838. ©. 71. 
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niffe des einzelnen. Falles in ber Anwendung milberten., Die Praris ber 
drei Iegten Jahrhunderte wat ſtreng amd. bereicherte das Derzeichniß 
“ber da Strafarten noch mit neuen. Je weniger unter den wenig 
erhebenden politifchen Verhältniffen jener Zeit Menfchenrecht und Men: 
fhenwürde von den Machthaber geachtet wurden, und bie Rechtswiſ⸗ 
ſenſchaft und Praris im Ganzen eines. belebenden Princips, entbehrten, 
befto ‚mehr kam das Abſchreckungs⸗ und Sicherungsprincip, zur Herr⸗ 
ſchaft, und die härteften Strafarten ſchienen dann bie zwedmaͤßigſten. 
An manden Orten wurden jedoch die Gefaͤngnißſtrafen ſchon allgemeiner 
angewendet 2°). Der Bufland der dazu benusten Anfkalten war freilich 
ein ſehr trauriger,, obwohl es nicht am einzelnen Männern fehlte, welche 
ſchon die Stimme Eräftig für die Nothwendigkeit ber Verbefferung er- 
hoben. 2°), In ber Regel aber hatten Mangel an Achtung vor ber 
Menfchheit, die Herrſchaft des Abſchreckungezweds bewirkt, daß man die 
Gefangenen in den ungefundeften Anftalten verwahrte, fie.zu den haͤt⸗ 
teften öffentlihen Arbeiten brauchte, ohne auf der andern Seite auch 
nur einen Schritt zu thun, am die moralifche Verpeſtung ber. Ger 
fangenen zu hindern und auf die Befferung der Sträflinge zu wirken. 
&ejt in. der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts hatte das Erwa⸗ 
gen eines ‚neuen befferen Geiſtes, unb die Erkenntniß der Nothwen⸗ 
— beſtehende Zuſtaͤnde zu prüfen und zw verbeſſern, auch Im 

ſtraftechte eine Umgeſtaltung bewirkt und insbeſondere die Unzweckmaͤ⸗ 
Figkeit vieler bisher gedrohten Strafarten nachgewieſen. In den Wer— 
Ten der Italiener, Franzoſen und Deutſchen über Criminalpolitik be⸗ 
gann man uͤber die Rechtmaͤßigkeit der Todesſtrafe, uͤber koͤrperliche 
Zuͤchtigung, über Landesverweiſung zu verhandeln. Jede neue Unterfur 
dung über bie Strafzwecke führte auch zur Prüfung der einzelnen 
Strafarten. Veſſere Anfichten wurden allmälig verbreitet, und durch die 
Macht der öffentlichen Meinung kamen auch die Regierungen immer mehr 
bazu, einzelne unpaffende Strafarten zu verbannen und andere zived« 
mäßigere einzurichten. Cine ducchgreifende Reform fcheiterte aber noch 
immer an den Vorurtheilen, die man als Weberlieferungen der Vergan⸗ 
genheit bewahrte, In dem aus dem Ende des vorigen Jahrhunderts 
ſtammenden preußifcen Landrechte fanden ſich noch die graufamen und 
unzweckmaͤßigen Strafarten der Worzeit in der Gonfequenz des Abs 
ſchreckungsprincips des Geſetzgebers. Einen befondern Einfluß auf die 
neuere Strafgefeggebung bewirkte das franzoͤſiſche Gefegbuch. Dan würde 
ſich fehr irren, wenn man in dieſem Gefegbuche große Verbefferungen 
in Bezug auf die Strafarten zu finden hoffte. Der Code penal war 
zu fehe im Geifle der Abfchredung und zu einer Zeit bearbeitet, wo 


25) Damhouder, Praxis rer. crim. cap. 15. Wächter, Strafarten von Wür- 
femberg ©. 54. 
26) Vorzüglich Bcanaroli de visitatione carceratorum. Roma, 1655. 
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man glaubte, bie Baum gegründete neue Ordnung ber Dinge gegen viels 
fache noch drohende Angriffe nur durch Strenge erhalten zu koͤnnen. 
Eine Eigenthämlichkeit des Code penal in Bezug auf die Strafarten 
hängt mit der Eintheilung in Verbrechen (crimes), ergehen (delits) 
und Uedertretungen (contraventions) zufanmen. Da em Hauptmerk⸗ 
mal ber Abflufung ihrer Claſſen in den Strafarten lag, welche bei je⸗ 
bee Gtaffe erkannt werben konnten, fo mußte man aud) eriminelle und 
zuchtpolizeiliche Strafarten trennm. Da aber eine irrige Vorſtellung 
Diejenigen, welche crimes verübten, als weit verborbener und gefaͤhrli⸗ 
der, als bie Webertreter von zuchtpolizeilihen Strafgefegen betrachtet, 
fo glaubt man aud die Strafen für crimes als infamirende erklären 
zu möffen, im Gegenfage ber corzectionellen, nicht infamirenden. Auf 
diefe Art wurden als criminelle Strafen die Tobesftrafe, bie Zwangs⸗ 
arbeit (travaux forcds), das Zuchthaus (reclusion) neben der Deportas 
tion, Detention und Snterbiction erklärt; während die correctionellen 
Strafen bas Gefängniß und die Geldftrafe waren. Mit der Verurtheis 
lung zu den criminellen Strafen wurden ſchwere Ehrenfolgen, felbft die 
furchtbare Strafe des bürgerlihen Todes verbunden. Auf diefe Art 
glaubte der franzöfifche Gefeggeber ben Unterfchieb von Verbrechen unb 
Vergehen auch als Unterfchied der Moralität ber flrafbaren Handlungen 
benugen zu bürfen. Da biejenigen, welche Verbrechen verübten, als bie 
weit mehr unmoralifhen Menſchen galten, fo wurden audy bie bei cri- 
mes erkannten Strafen als folche betrachtet, welche Beinen Meft bes 
Ehrgefühls des Beftraften mehr zu reſpectiren brauchten und nur auf große 
Härte berechnet fein mußten, um beflo ficherer von Begehung der Vers 
brechen abzufchreden, wogegen man bei ben Strafarten ber Vergehen 
von der präfumtiven Ehrlichkeit ber Uebertreter ausging unb daher mils 
bere, nicht infamirende Steafarten drohte. Unter folhen Umftänden 
konnte Peine Confequenz in dem Strafrechte fein; es mar verkehrt, von 
einer tiefgefuntenen Moralitdt des Zobtfchläger® oder besjenigen, der eis 
nen Andern verwunbete, fo daß biefer über 20 Tage unbrauchbar zum 
Berufe wurde, oder eines jeden wegen Bigamie Verurtheilten auszuges 
ben, teil alle biefe Handlungen im gefeglihen Sinne crimes waren, 
während man die Mehrzahl der Diebe, ber Betrüger, ber Jugendver⸗ 
führer als correctionelle Uebertreter wegen der präfumtiven größeren Mo⸗ 
salitdt nur milden Steafarten untermaf. Man erkannte nicht, daß 
eben unter ben fogenannten crimes Handlungen ſich befänden, bie zwar 
mit längerer Freiheitsſtrafe beflvaft werben mußten, aber weit meniger 
als Beweiſe tiefer DVerborbenheit galten, während hinter ben Vergeben 
Handlungen tiefer Immoralitdt fi befinden. Go iſt es gekommen, 
dag in Frankreich allgemein erkannt wirb, baß die aus den zuchtpolizeis 
lichen Gefaͤngniſſen Entlaffenen weit mehr zu fürdhten find, daß fie weit 
mehr rüdfällig werben, als die wegen crimes Beftraften; während haͤu⸗ 
fig die zur reclusion Verurtheilten bie Verurtheilung zur Galeere vor⸗ 
zogen, weil fie dort durch das Zufammenleben mit Gameraden, durch 
Arbeit im Freien mehr Annehmlichkeiten hatten. Die Vervielfaͤltigung 
Staats »Leriton,. XV. 13 





enbuche, - has in fo vielen Besiehungen ein Fortfchritt in 
der Gefetgehungskunſt mar, auch in Anfehung der Strafarten erwarten _ 


und nun Gtrafarten ber —*8 und jene der Vergehen aufſtellte. 
In den erſten gehörten bie Todesſtrafe, bie Ketten⸗, Zuchthaus⸗, Ars 
beitshausſtrafe, Dienſtentſetzungz zu den zwelten das Gefaͤngniß, bie 
Gelbſtrafe, bie koͤrperliche Zuͤchtigung und die Dienſtentlafſung. Mit 
jeder Berurtheilung zur Strafe eines Verbrechens wurde (Art. 23 bes 
- Bader. Steafgefepb.) der Verluſt der bevorzugten Ehre verbunden; an 
die Kettenfteafe wurde bee buͤrgerliche Tod (eine unfelige Nachahmung 
des feangöfifchen Code) geknüpft; bei der Todesſtrafe behielt die Geſetz⸗ 
gebung eine Schärfung berfelben durch vorgänaige Ausftellung des Ver: 
urtheilten auf den Pranger bei; bei ber Sreibeitäftrafe glaubte ber 
Verfaffer durch eine Abftufung berfeiben nach verfchiedenen Namen und 
duch bie Einrichtung, daß bie verfchiedenen Strafen in verfchiedenen 
Hänfern abgebüßt werben muͤſſen, einen großen Kortfchritt in der Ges 
fengebungstunft gemacht zu haben. So unterfchied das Geſetzbuch 
(Art. 7) die Kettenftrafe (mit ber Wirkung des bürgerlichen Todes auf 
Lebenszeit erfannt), die Zuchthausftrafe (mit dem Marimum von 20 und 
dem Minimum von 8 Jahren), die Strafarbeitshausftrafe (mit dem Mini: 
mum von 1 und dem Marimum von 8 Jahren), die efängnißftrafe (mit dem 
Marimum von 2 Jahren). Um Perfonen höheren Standes oder über- 
haupt höherer Bildung, wenn foldhe wegen Verbrechen verurtheilt wer: 
den, ben Vortheil zw geben, daß fie nicht mit anderen Verurtheilten 
aus den geringeren Volksclaſſen zufammen in der nämlichen Anftalt fich 
befinden müffen, ſchuf das Geſetzbuch (Art. 19) die Feftungsftrafe, zu 
welcher die Serichte flatt der Kettens, Zucht: und Arbeitshausftrafe vers 
urtheilen durften. Won einem gewiffen (obwohl unklaren) Gefühle ber 


27) Im Jahre 1828 zählte man, daß gon 1000 Angefchulbigten 60 Ruͤck⸗ 
fällige feten; mit 1841 waren von 1000 1 
23) ueber bie Fehler des franz. Errafofem Alauzet, Essai sur les 


peines. Paris, 184 
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Nothwendigkeit geleitet, ben Beſſerungszwecke zu huldigen, führte das 
Geſetzbuch (Art.12) die fogenannte Zuchthausſtrafe auf unbeftimmte Zeit 
ein, wobei ber Verurtheilte gar nicht erfährt, auf wie viel Zeit er ver⸗ 
urtheilt ift, fondern unbeflimmt die Strafe ausgelprochen wird, fo baß, 
wenn er 10 Jahre ununterbrochen fi fehr gut in der Anflalt aufges 
führt hat, er nach Ablauf von 16 Jahren auf Begnadigung hoffen kann. 
Die Erfahrung hat diefem Spfteme Fein günftige® Zeugniß gegeben; 
jene Abftufungen der Strafen nah den Namen gingen (audy nad mehr 
ale SO Jahren des Beſtehens des Geſetzbuchs) nicht in die Volksan⸗ 
fit über; man unterfcheidet zwifchen Zuchthaus und Arbeitshaus nicht; 
die verfchiedenen Strafen beftanden nicht einmal vollfiändig in ber 
MWirktichkeit, da die Sträflinge der einen oder anderen Art nicht ein⸗ 
mal überall in verfchiedenen Strafanftalten fih befanden. Die Frei⸗ 
heitsftrafen blos nad) der Zeit der Dauer abzufondern, fo daß der, wel« 
her zu 8 Jahren und 1 Monat verurtheilt wurde, in das Zuchthaus, 
und der auf 8 Jahre Verurtheilte in das Arbeitshaus kam, beruhte auf 
einer vernünftigen Grundlage. Die Anmendung der Feftungsftrafe 
hing rein von der MWillfür ab, verlegte häufig die Volksanſicht, wenn 
Perſonen, melde die ſchaͤndlichſten Verbrechen verübten, zur Feſtungs⸗ 
ſtrafe verurtheilt wurden, blos meil fie höheren Ständen angehörten. 
Diefe Strafe, bei welcher eine Abfonderung der Sträflinge nicht bes 
fand, wirkte audy demoralifirend, weil nicht felten Perfonen, deren 
Vergehen aus Peiner ſchaͤndlichen Leibenfchaft herrorgingen, 3. B. wegen 
eines Duells,. mit Sträflingen zufammenleben mußten, ‚deren Reben 
durch völlig unmwürdiges Betragen gebrandmarkt war, 3.8. mit Beamten, 
welche Fälfhungen verübten 2%). Die balerifhe Regierung felbft übers 
geugte ſich von der Unzweckmaͤßigkeit ihres Strafenfyftems, und die 1822, 
1827, 1831 vorgelegten Entwürfe des Strafgeſetzbuchs weichen weſent⸗ 
lid von dem Gefegbuchhe von 1813 ab. Seit der Erſcheinung biefes 
Geſetzbuchs war in Deutfchland die Geſetzgebungskunſt der Gegenftand 
vielfaher Erdrterungen geworden. Die Prüfung ber Strafzwecke, bie 
Sitte, auch die Zengniffe ber Erfahrung über die Wirkfamkeit ber 
Steafarten zu hören, und bie Fortfchritte der gefellfchaftlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe bewirkten eine Umgeftaltung audy in Bezug auf die Wahlen ber 
Strafarten in bden- neuen Gefegbüdern von Würtemberg, Sachſen, 
Hannover, Braunſchweig, Heſſen. Unverkennbare Fortſchritte find hier 
bemerkbar, z. B. in Bezug auf die Verbannung der qualificirten To. 
desſtrafen, die Befeitigung mancher entehrenden Strafen ımd die Aufs 
hebung oder doch menigftens Beſchraͤnkung ber koͤrperllchen Zuͤchtigung. 
Der wichtigſte Fottſchritt lag darin, daß die großen ragen ber Geſet⸗ 
gebung in neuerer Zeit auch in den conftitutionellen Staaten und 
neuerlih aud in den Staaten, welche Prowinzialflände eingeführt 
haben , von ben verfammelten Volksvertretern verhandelt wurden. 
Auf diefe Art wurden in Bezug auf bie Strafartn manche in 


29) Amolb im Archive des Eriminalr. 1848. ©. 270. g* 
i 
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"fer Lhe mi den dechenngen "Der Büsgelen Hoehet eid bee’ go 
Udtfchen Wecyte zufammmnhängende Fragen 20), welche man fruͤher gu 
einfeitig erörtert hatte, umſichtiger verhandelt; bie Erfahrungen, melde 
bie unter dem Volke unmittelbar lebenden Abgeorbneten über bie Wirk 
famteit dee Strafen machten, Tamm zur Sprache, und das Zufams 
menwirken vieler Maͤnner, unter denen Manche bie Wiſſenſchaft ober 
die Rechttanwendung genauer kannten, veranlaßten ein allfeitigeres Abs 
waͤgen der verfchledenen Intereſſen und ber Forberungen ber verſchiede⸗ 
— Strafzwecke bei ber Frage; welche Gteufarten am Zweckmaͤßigſten 

find. Wenn ungeachtet dieſer guͤnſtigen Elemente dennoch bie neueſten 
Geſetzbuͤcher in Bezug auf die Strafarten WBieles zu wänfchen übrig 
laſſen, wenn bie Robesfirafe auf jeden Fall noch eine zu große Aus⸗ 
dehnung erhielt, bie Iebenslänglichen ‚ tote die Börperliche 
Büchtigung beibehalten, die Abfiufungen ber Freihelteſtrafen unzweckmaͤ⸗ 
Sig gemacht und bie Ehrenſtrafen in einem zu weiten Umfange anges 
wendet wurden‘, fo lagen bie Grünbe®1) theils darin, daß bie Vorur⸗ 
tbeile ber Vergangenheit in krinem Rechtstheile Teicht ‚einen fo großen 
Einfluß ausüben als im dem Strafrechte, und ber Blaube an bie All 
macht ber Abſchreckung, und daher gewifie Strafen, weiche am Meiften 
zue Abſchreckung, wie man fich einbilbet, geeignet find, vorzüglich bei 
den Strafarten ſich geltend macht, theils barin, daß die Erfahrungen, 
weiche manche Abgeordnete über Wirkſamkeit gewiſſer Strafarten machen, 
von einem Ju einfeltigen Standpuntte aus gemacht werben, 3. B. über 
koͤrperliche Zuͤchtigung. Bei dem Zufammenwirken mehrerer Sactoren ber 
Geſetzgebung, bamit ein Geſetz zu Stande kommen Fann, erklärt es ſich 
leicht, daß die in dem beften Beifte des Kortfchritts gefaßten Befchlüffe einer 
Kammer nicht auch die Billigung ber anderen Kammer erhalten, und 
bei einem gewiſſen Zransactionsfofteme und bei dem leicht erklaͤrbaren 
Wunſche, daß ein Strafgefegbuh zu Stande komme, fo daß zulegt bie 
Majorität einer Kammer auch gegen ihre Ueberzeugung ben beharrlis 
hen Zuruͤckweiſungen der Anträge in ber andern . Kammer nachgibt, 
tommen zuletzt auch in Bezug auf die Strafarten Strafgefegbüüher zu 
Stande, beren einzelne Vorfchriften nicht den Sortfchritten ber Zeit ents 
fprehen. Am Meiften muß man bei ber Betrachtung ber Berathun⸗ 
gen über neue Strafgefegbücher den Mangel leitender Ideen und bie 
Unklarheit der Anfichten über die Strafanftalten beklagen 32). Eine 
flüchtige Lectüre einiger Zeitungsartikel oder eines im Sinne eines ges 
wiffen Syſtems gefchriebenen Werks über Strafanſtalten genügt nicht, 
um ein gründliches Urtheil über die Strafarten zu fällen. Man hört 
etwas von dem pennfplvanifhen und bem Auburnifchen Spftem ; aber 

30 B. wegen Ausſchließung be ewiflen Stra eilten von 
der — —— lrech Ich hung ber zu gewiſſen Strafen Verurth 

31) Ueber bie God fcationsfrage in Bezug auf bie beie Baht ber Strafe 
arten f. meine Schrift über bie Strafgefeggebung 1. Thl. S. 181 ff. 

32) Meine Darftelung in meiner Schrift: „Die tvafgefekgebing in ihrer 
Koftbilbung 2. Thl. S. 5 52 f. 
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den Zuſammenhang faßt man nicht. In die Feſſel ber Borftellung ges 
fhlagen, daß man die Strafen in entehrende und nicht entehrende eins 
theilen müffe, fommt man von Vornherein zu einer irrigen Anficht und 
bildet fih nun ein, durch die Erfindung neuer Bezeichnungen und Ab: 
ftufungen der Strafanftalten in Zuchthaus, Arbeitshaus, Correctionds 
haus, Zeitung u. A. eine meife Einrichtung der Strafen gemacht zu 
haben. Dan fpriht von dem Beſſerungsſyſteme wie der Blinde von 
ber Farbe, ohne den durch das ganze Strafenfpftem wirkenden Einfluß 
diefes Syſtems zu begreifen. 

Fraͤgt man nad ben leitenden Brundfägen, welche dem Gefeggeber 
bei der Wahl der Strafarten vorfchweben müflen, fo muß man vors 
erft Tchon die Frage über die Rechtmäßigkeit von ber ber Zweckmaͤßigkeit 
einer Strafart unterfcheiden. Die erfte Stage muß vorausgehen, und 
überall, wo nach den Forberungen bes Rechts und den Korderungen ber 
Vernunft eine gewiſſe Strafe als rechtswidrig nachgewiefen werden kann, 
kann eine Ruͤckſicht der angeblihen Zweckmaͤßigkeit fie rechtfertigen. 
Laͤßt fi) aber auch gegen die Mechtmäßigkeit nichts einmenden, fo iſt 
erfi die Korderung der Strafftughel mit Ruͤckſicht auf die befonderen 
Berhältmiffe des Landes, für welche das Geſetz eingeführt werden foll, 
zu prüfen. Hier find alle Elemente ber Strafart, von welchen ihre 
Wirkſamkeit abhängt „ zu zergliedern, und jedes berfelben im Allgemeis 
nen (gleihfam wie der Arzt die Elemente einer Arznei prüft), hierauf 
in ihree Anmendbarkeit bei dem einzelnen Volke zu unterfuchen. Häufig 
wird hier die Frage über die Rechtmäßigkeit mit ber über die Zweckmaͤ⸗ 
Figkeit in fo fern zufammenfallen, als die Gerechtigkeit einer Maßregel 
im Strafrechte von ihrer Nothwendigkeit unter den gegebenen Verhaͤlt⸗ 
. niffen bei dem beftimmten Volke abhängt; über diefe Nothwendigkeit 
laͤßt fi nur nach genauer Beachtung aller Umflände entfcheiden, welche 
auf die Mirkfamkeit der in Frage ftehenden Maßregel in einem gewiſſen 
Lande Einfluß haben; daraus ergibt ſich auch, daß häufig die Anwen⸗ 
dung einer gewiſſen Strafart bei einem beflimmten Volke entfchieden 
mißbilligt werden muß, während fie bei einem andern. Volke gerechtfers 
tigt werden kann. Bel dem Streite über bie Todesſtrafe zeigt fich dies _ 
leicht ; eben fo aber bemerkt man auch, daß noch gründliche Unterfuchungen 
über jene Wirkfamkeit der Strafarten uns fehlen. Arbeiten, wie fie 
z. B. in England über die Zodesftrafe, Uber die Zransportation ges 
macht werden find 33), insbefondere durch zweckmaͤßige Vernehmung 
von erfahrenen Männern tiber ihre Beobachtungen, fehlen uns. gänzlich. 
Bei dem Urtheil über die Wahl der Strafarten dürfte aber noch ſehr 
wichtig fein, zwei Rüdfichten zu trennen: 1) die, ob eine in ber Ges 
feggebung eines Volkes bisher vorlommende Strofart auch in Zukunft 
beibehalten werden fol, und 2) ob eine neue bisher in ber Lan: 
deögefeggebung unbekannte Strafart gefeslih eingeführt werden fol. 
Gewiß fordert die Beantwortung der erſten Frage eine noch groͤßere 





— — 


33) Meine Schrift uͤber die Strafgeſezgebung J. S. 128. 
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Vorficht, weil da, wo wirklich eine Steafart in alle fittlihen und rechts 
lichen Anfichten bes Volkes gleihfam verwachfen iſt, durch die plögliche 
Aufhebung diefer Strafe das Volk irre in der Volksmovral gemacht 
wirb, ben Geſetzgeber einer tadelnswerthen Milde befchuldigt, gewiſſe 
Verbrechen nicht für hinreichend gebüßt erkennt, weil die bisherige 
Strafart nicht mehr angewendet wird, und leicht zu dem Glauben kommt, 
daß das Geſetz in Zukunft dies Verbrechen leichter beftrafen molle. 
Allein diefe Scheu vor der Volksſtimme und der Angewoͤhnung an eine 
gewiffe Strafe darf nicht zu meit getrieben werden, weil fonft alte 
Mißbraͤuche niemals durch die Befeggebung aufgehoben würden, da im⸗ 
mer Perfonen ſich finden werben, welche aus Angft vor jeder Neuerung 
und aus Vorurtheil das Beftehende als etwas Altes, Ehrmwürbiges ver- 
theidigen. Es bedarf vielmehr einer forgfältigen Prüfung, ob wirklich 
bie Stimme, welche die Anwendung der befiimmten Strafart fordert, 
allgemein ift, ob fie auch bei denjenigen ſich findet, deren Stimme 
Beachtung verdient. Weberall, wo ber Gefeggeber bie entfchiedene Ue⸗ 
berzeugung bat, daß ein beftehendes Inſtitut rechtswidrig ift, oder auch 
nur als zweckwidrig erfcheint, darf er ſich nicht abhalten laffen, feiner 
Ueberzeugung zu folgen und veraltete Einrichtungen um fo mehr zu 
verbannen, als er überzeugt fein darf, daß, wenn nur einmal energiſch 
die Geſetzgebung auftritt, bald die beffere Stimme fiegen und bie Auf: 
hebung des Alten nicht beflagen wird. Dies bemährt ſich bei der Eör- 
perlihen Züchtigung und gewiß in vielen Staaten auh in Bezug auf 
Zobesftrafe. Nur Vorfiht vor einer übereilten Aufhebung bisheriger 
Strafarten muß man da empfehlen, mo bie oben gefdhilderten Zujlände 
nad) gemiffenhafter Prüfung als mwahrfcheinlid, eintretend zu beforgen 
find. Hier almälig das Volk auf die Umgeflaltung vorzubereiten und 
durch Belshrung zu wirken, ift die Weisheit des Geſetzgebers. Bei der 
Mahl der Strafarten bedarf es auch noch einer andern Vorpruͤfung; 
ber Gefeßgeber muß mit fich barüber einig fein, welchen Zweck er zus 
nächft durch feine Strafgefeggebung erreichen will. Daß die Strafe 
auf die Erhöhung der Kraft der Geſetze überhaupt berechnet fein muß, 
um dem Geſetze Nachdruck zu geben, die Achtung vor dem Gefege und 
die Ueberzeugung von feiner fichern Anwendung zu verftärfen, und 
durch die Wirkſamkeit auf das Gemüth derjeninen, welche zu Verbre⸗ 
chen geneigt find, von Begehung berfelben abzuhalten, mird allgemein 
anerkannt; allein fchon früh ſchwebte auch die Anficht vor, daß die 
Strafe beffernd wirken foll; nur über das Verhältniß diefes Zwecks zu 
dem Hauptzmede ift Streit. Man hilft ſich gewöhnlich durch die An: 
nahme, daß die Befferung ein Nebenzweck ſei; allein bei fleigender 
Bildung eines Volkes erhält das in der Strafe liegende Merkmal eine 
größere Bedeutung. Je mehr die Geſetzgebung ihre Wirkſamkeit auf 
die moralifche Natur des Menfchen berechnet, je mehr Achtung vor der 
Menſchenwuͤrde hervortritt, defto mehr wird dag Strafinſtitut jo einges 
richtet werden, daß die Strafe neben ihrem Elemente, daß fie ein Ue— 
bei enthält, vor deffen Anwendung man fi) ſcheut, und das die in: 
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nere, auf moralifchen Gründen beruhenbe Scheu vor ber Begehung 
bes Unredhts verftärkt, auch ihr befferndes Element geltend mache. Al⸗ 
(ed kommt nur darauf an, ob die Gefeggebung den Zweck, durch Dres 
bung von Strafe von Verbrechen abzufchredien, daher auch durch 
die Anwendung der Drohung der ſchwerſten Strafübel gegen Die 
fchwerften Verbrechen von Begehung der Verbrechen abzuhalten, felbft 
wenn die Anwendung diefer Uebel die Erreichung des Beſſerungszwecks 
unmöglid macht, als das Hauptprincip ihres Wirkens aufftellt, ober 
ob fie davon ausgeht, daß die Strafen auf bie Erreichung der Beſſe⸗ 
rung bes Beftraften berechnet werden fol. Nach der erſten Anſicht ift 


bei der Wahl der Strafen nur darauf zu fehen, baß bei ber Einrich⸗ 


tung der Strafen, 3.8. ber Freiheitsftrafen, auch auf die Beſſerung der 
Beftraften zu wirken verfuhht wird, ohne baß ber Staat gehindert ift, 
noch andere Strafen anzumenden, weldye zwar nicht befjernd wirkten 
koͤnnen, aber als abfchredende Strafen gerechtfertigt werden, z. B. To⸗ 
beöftrafe, während nad) der zweiten obigen Anficht Feine Strafe gewaͤhlt 
wird, welche nicht geeignet ift, zugleich beffernd zu wirfen. Mag man 
ber einen ober anderen Anficht buldigen, fo läßt fi für die Wahl der 
Streafarten ber von ber Gerechtigkeit und Strafklugheltslehre geforderte 
Srundfag aufftellen: Die Strafe muß ein Uebel enthalten, welches 
nad) den allgemeinen Volksvorſtellungen als: Uebel für benjenigen, ber 
es erleidet, erfcheint, welches jedoch an ſich nicht unmoralifch iſt, nicht 
mit ben Anfichten des Volks im Widerſtreit ift, und nicht der Erreis 
hung des Zwecks der Wirkſamkeit der Gefehgebung mibderftreitet, und 
nicht ein fo unbeftimmtes Uebel enthält, daß es leicht das Maß’ über: 
fchreitet, auf welches der Richter rechnet, um ein gerechtes Verhaͤltniß 
zwiſchen der VBerfchuldung und der Strafe herbeizuführen. Aus biefem 
Principe fließen wichtige Folgerungen. 1) Darnach kann es zwar nicht 
darauf ankommen, ob der einzelne Beſtrafte das in der Strafe liegende 
Uebel als ein Uebel erkennt, 3. B. wenn der aus dem Zuchthaufe emt⸗ 
loffene Straͤfling wieder fliehlt, weil ex in der Strafanflalt ein beque= 
meres Leben hat, als in der freiheit, in melcher er ſich nichtE verdienen 
kann; es genügt, wenn nur die allgemeine Volksvorſtellung und daher 
gewiß auch die Mehrheit der Beftraften das Uebel als ein ſolches fühlt; 
allein es würde dem Begriffe einer weiſen Strafe mwiderfprechen, wenn 
aus einer Übertriebenen Sentimentalitaͤt die Freiheitsſtrafe fo eingerich- 
tet würde, daß ber Aufenthalt in der Strafanftalt ein fo bequemer, 
auf fo viele Erleichterungen und auf Möglichkeit des Erwerbs berechne: 
ter wäre, daß der Streäfling darin ſich beffer befände, als bie Mehr: 
zahl der dürftigen ehrlichen Leute In der Sreiheit. 2) Eben fo wuͤrde 
die Strafe unzweckmaͤßig fein, wenn fie vielleicht, um recht abzufchredeen, 
den Beftraften fo herabmürbdigte, daß alle fittlihen Vorftellungen durch 
die Vollziehung verlegt würden 34). 8) Eine Strafe, welche den Vor⸗ 

34) 3. B. wenn eine Perfon zur Strafe nadt auf dem Pranger ausgeftellt 


ober nadt durch die Straßen gepeitfcht würde, oder ein Mädchen zur Strafe 
gur Unzucht ben Soldaten Preis gegeben würbe. ) 
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flellungen bes Volkes tiberftzeitet, 3. B. als ungerecht anerkannt wird, 
wuͤrde unzwedimäßig fein, weil das Volk ben, welcher fie doch erleiden 
muß, als Märtyrer betrachten, ben Staat tabeln und Jeder im Staate 
Alles anwenden würbe, um benjenigen, ber das mit jener Strafe bes 
drohte Verbrechen verübte, der Strafe zu entziehen. 4) Dem Zwede 
der Geſetzgebung wiberftreitet eine Strafe, welche ben Beſtraften fo her⸗ 
abwuͤrdigt, oder In ihrer Anwendung fo auf den Beſtraften wirkt, da 
er nach ber überfiandenen Strafe geiflig und koͤrperlich herabgedrüdt 
und nicht im Stande ift, ſich auf dem ehrlichen Wege fein Brot zu 
verdienen. Dies würde z. B. bei einer Freiheitsſtrafe bee Kal fein, 
welche in ihrer Anmendung zu Geiſteskrankheit oder zum Siechthum 
führt. 5) Keine Strafe verdient Billigung, welche auf kein wahrfchein- 
liches Maß der Uebel, die in ihre liegen, zurüdgeführt werben Tann, 
daher hoͤchſt ungleich auf die verfchledenen Perfonen, gegen welche fie 
angewendet wird, wirft und eben besiegen leicht in bee Anwendung 
im einzelnen Falle jedes Daß überfchreitet, welches bem Richter vors 
ſchweben muß, wenn er die Strafe ausfpricht, welche der Verfchuldung 
des einzelnen Verbrecher entfprechen fol. Darnach ift die koͤrperliche 
Züchtigung nicht zu billigen, well fie hoͤchſt ungleich nach der Indivi⸗ 
dualität wirkt und auf manchen Gtedfling, der hohes Ehrgefühl und 
ſchwache Körperconftitution bat, fo furchtbar wirken kann, daß das 
barin liegende Uebel weit jede Vorausſehung des Richters überfteigt 
und weit empfindlicher wirkt, als dies mit bem Vergehen im gerechten 
Verhältniß ſteht. Aus der obigen Rüdfiht ift au die Anwendung 
des Syſtems der abfoluten Sfolirung bei der Freiheitsftrafe bedenklich, 
bei welchem ber Gefeggeber nicht eine hinreichend verbürgte Erfahrung 
über ihre unfchädlihe Wirkfamkeit, dagegen viele Zeugniffe hat, melde 
beweifen, daß wenigſtens bei vielen Individuen dieſe Iſolirung hoͤchſt 
verderblih und fo fchmächend wirken kann, daß ber Beſtrafte nad 
feiner Entlaffung nicht mehr die geiftigen und Förperlichen Kräfte hat, 
um in ber Freiheit die Mittel des ehrlichen Erwerbs zu finden. 
Prüfen wir die einzelnen Strafarten, und zwar 1) die 
Zobesfirafe Die Rechtmäßigkeit derſelben ift feit längerer Zeit 
mehrfach angegriffen worden 35), und zwar fhon, meil der Staat kein 
Recht auf das Leben feiner Bürger haben könne, da Niemand über 
fein Leben verfügen und daher auch, wenn er in ben Staat tritt, nicht 
das Recht darauf dem Staate übertragen Tann. Man führt an, daß 
die Todesſtrafe nicht blos die bürgerliche, fondern aud) die menſchliche 
Eriftenz des Beftraften vernichte, den fittlichen Vorſtellungen wider⸗ 
fprehe, nach melden Niemandem die Befjerungsfähigkeit abgefprodhen 
und die Möglichkeit geraubt werden darf, die irdifche Laufbahn, melde 


— — — — 





35) Die Literatur darüber ſ. in meiner Ausgabe von Feuerbach's Lehrbuch 13. 
Ausgabe S. 216 und dazu meine Aufſaͤtze in dem Archive des Criminalr. 1840. 
Nr. 18. 25 und 1841 Nr. 1 und Nr. 12. und Althof, Weber die Verwerflich⸗ 
keit der Todesſtrafe. Lemgo, 1842. 
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die Gottheit Ihm zu feiner Entwickelung auf bee Erbe vorzeichnete „ ges 
waltfam abfchneibe, gleihfam in bie Pläne Gottes eingreife, dee alleini« 
ger Herr über Leben and Tod der Menfchen iſt, und daß fie die Befugniffe 
des Staats überfchreite, der nur auf ben Menſchen als Staatsbürger 
feine Wirkſamkeit richten kann. Wir find überzeugt, daß diefe Gruͤnde 
allein nicht zureichen Eönnen, bie Todesſtrafe als unrechtmäßig nachzu⸗ 
weifen. Sie beruhen zum großen Theile auf ber irrigen Anſicht von 
dem Urfprunge und dem Weſen des Staats und fegen voraus, daß 
der Staat nur fo viele Rechte habe, als ihm bei dem Eintritte in 
den Staat bie Bürger Überteugen, während richtiger jede Vorſtellung 
der Entftehung bes Staats aus einem Vertrage geleugnet und nur‘ 
bie Anficht zum Grunde gelegt werben muß, baß der Staat die noth⸗ 
wendige, nach höherer Weltordnung beflimmte Sorm bes Beſtehens ber 
Menſchheit ift, in welcher diefe ihre Ideen realiſirt und ſich entwidelt. 
Hier ift eine Spaltung des Menſchen in verfchiebene Qualitäten, ndms 
lich in die des Staatsbürgers und des Weltbürgers ober Menfchen, nicht 
möglich; ber Menfch tritt als folcher mit feiner ganzen menfchlichen 
Sndividualitde in den Staat und unterwirft fi dee Staatsgewalt. 
Einwendungen, welche von ber Verlegung der Plane ber Gottheit abges 
leitet werden, beruhen auf mwilllürlihen Vorausfegungen und verlegen 
ſelbſt das Weſen der Gottheit, die als zuͤrnend über die Handlung be® 
Staats und als ohnmächtig dargeſtellt wird, indem fie nicht weiß, was fie 
mit dem ihr von bem Staate durch die Hinrichtung gewaltſam zurüdgefendes 
ten Menfchen zu beginnen bat. Wäre nachzumeifen, bag die Tobesftrafe 
das einzige zur Aufrechthaltung bürgerlicher Ordnung, zur Abhaltung 
von gewifjen ſchweren Verbrechen geeignete und nothwendige Mittel 
wäre, fo würde auch der Staatögemwalt, welche Recht und Pflicht hat, bie 
zur Erreichung ihres Zwecks nothmendigen Mittel anzumenden, das Recht, 
Zobesftrafe zu drohen und zu vollziehen, nicht abgefprochen werden 
tönnen. Aus dem theologifchen Stanbpuncte laͤßt fich weder für, noch 
gegen die Rechtmäßigkeit der Todesſtrafe etwas ableiten), und bie 
Berufung der Gegner oder Anhänger diefer Strafart auf einige biblifche 
Stellm bemeift nichts, da fie in ihrem wahren Zufammenhange Feine 
Abſicht haben, über bie Befugniffe dee Staatsgewalt etwas auszufpre» 
chen. Sehr unpaffend fcheint e8 auch, wenn man bie Todesſtrafe ſelbſt 
durch mancherlei muftifche Phrafen als eine Art Opfertod enttweder zur 
Reinigung bed Volles oder im Zufammenhange mit der Erpiation 
rechtfertigen zu koͤnnen glaubt, oder fie als eine Forderung ber Gerech⸗ 
tigkeit aufftellt,, welche bei gewiſſen fchweren Verbrechen nur duch An⸗ 
wendung der Zobesftrafe befriedigt werde. Alle folhe Debuctionen find 
nur Folgerungen aus einer irrigen Talions⸗ ober abfoluten Gerechtige 


36) Wieseler, De christiano capitis poenam vel admittendi vel repudiandi 
fondamento. Gott., 1835. &. auch Holft, Die Zodesftrafe aus dem Standpuncte der 
Vernunft und des Chriſtenthums betrachtet. Berlin, 1837. u. über beide Schrifs 
ten meinen Auffag im Archive des Griminalr. 1841. &. 328. 
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ber Pruͤfung bes Rechts bes Staats, Todesſtrafe zu drohen, bar 
an, ob nachzuweiſen iſt, daß biefe Strafart das einzig nothwen⸗ 
e Mittel zur Abhaltung von Begehung gewiſſer Verbrechen. 
ft ſich die Frage in die Beantwortung einer großen Zahl factifcher 
Fragen auf, bei welchen ſelbſt wieder bie Kuͤckſicht auf bie befonderen 
Verhaͤltniſſe des Landes, von beffen Befeggebung bie Rede iſt, wichtig wird. 
Es entfcheidet die Müdficht, ob nach der Erfahrung nur durch Drohung 
ber Todesſtrafe hie Abfchredung zu erwarten if. Auf einer Seite 
wurben bier bie flatiflifchen Nachrichten hervorgehoben, nach welchen 
: eben in den Ländern, in welchen man neuerlich bie Todesſtrafe bei ge 
wiſſen Berbrechen aufgehoben hat, bie Zahl dieſer Verbrechen fich nicht 
vermehrt bat. Man führt an, daß eine natürliche. Scheu vor ber An- 
wendung der Tobesſtrafe immmte mehr bie Vuͤrger dazu bewege, ſowohl 
als Beſchaͤdigte, wie als Zeugen dem Angeſchuldigten durchzuhelfen, und die 
Richter, vorzüglich bie Geſchworenen, geneigt mache, den Ausſpruch ber 
Todesſtrafe zu vereiteln, fo daß die Angefchuldigten bei ben mit ber 
Todesſtrafe bedrohten Verbrechen am Meiften Wechſelfaͤlle hätten, um 
ben Arme ber ficafenden Gerechtigkeit zu entgehen; um fo mehr, als 
die Erfahrung aller Staaten lehre, daß Todesſtrafen am Wenigſten voll- 
gogen werben, weil der Begnadiger 2°) vorzüglich Hier aufgefordert iſt, 
auf dem Wege ber Gnade biefe Strafe zu erlaſſen. Man beruft fich 
auf die Erfahrungen, daß felbft bei Hinrichtungen nicht felten Diebftähle 
verübt werden, baß diejenigen, welche todeswuͤrdige Verbrecher werden, 
nicht felten geftehen, bei Vollziehung von Todesurtheilen gegenmärtig 
getvefen zu fen. Man bemerkt 3%), daB nach der Befchaffenheit der 
menfchlihen Natur und ber Wirkſamkeit geroiffer Anreize darauf durch 
den Anblid von Hinrichtungen verberbliche, den Selbſtmord und Mord an 
Anderen herbeiführende Neigungen erzeugt werden. Auf ber andern Seite 
bezweifelt man freilich, ob daraus, baß in einigen Ländern bei einigen 
Verbrechen die Aufhebung nicht verberblich, vielmehr günftig wirkte, ein 
Schluß darauf abgeleitet werden kann, daß bie Aufhebung ber Todes⸗ 
ſtrafe überhaupt diefe Wirkung dußern werde. Es iſt auch richtig, daß 
jene ftatiftifchen Tabellen aus Ländern kommen, in melden vermöge 
‚veralteter Geſetze die Todesſtrafe bei Verbrechen gedroht war, deren Ver: 
fhuldung nad befferen Begriffen nicht fo groß ift, daß die Todesſtrafe 
im gerechten Verhältniffe ftehen wuͤrde, daher ein allgemeiner Widerwille 
gegen bie Anmendung folcher alten Gefege fi ausfprah, und die 
Schuldigen der Strafe überhaupt entzog, daher auch die Ausficht auf 
Straflofigkeit folcher Verbrechen fich vermehrte, während jegt, wo md: 
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37) Meine Nachweiſungen in Bezug auf England in der Zeitſchrift fuͤr 
auslaͤnd. Geſetzgebung XV. Nr. 11. 

38) Sehr gut Über die Begnadigung im Zuſammenhange mit Zobeöftrafen 
fpricht Prinz Oscar von Schweden über Strafe und Strafanftalten (üͤberſ.) ©. 7 ff. 

39) Vorzüglich Bampson, Criminal jurisprudence considered in relation 
to mental organisation. London, 1841. 
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Fige, als gerecht erkannte Strafen gedroht find, biefe ficherer zur An⸗ 
wendung kommen, und baher auch bie Gewißheit verſtaͤrkt wird, daß 
der Schuldige feiner Strafe nicht entgehen werde. Ob dies Ergebniß 
auch eintreten werde, wenn bei den ſchwerſten Verbrechen, 3. B. bei 
dem Morde, die Todesſtrafe aufgehoben würde, ift freilich im Dunkeln, 
weil auf dem Felde moralifher Berechnungen Keine Sicherheit möglid) 
if. Gewiß ift nur, daß, wenn man die Unrichtigkeit ber gewoͤhnlich 
für die Abfchredungstheorie angegebenen Gründe zugeben muß, auch 
feibft das Gewicht dee Gründe zerftört iſt, durch welche man bie ab» 
fchredende Kraft der Todesſtrafe vertheidigt. Sammelt man die Stim⸗ 
men berjenigen, welche Verbrecher genauer beobachten Zönnen und ihre 
Srelenftimmung kennen, fo erfährt man bald, daß eben die meiften 
mit dem Tode bedrohten Verbrechen in einer Stimmung verübt werben, 
in welcher die Stärke der Leidenfchaft den Gedanken an bie drohende 
Zodesftrafe nicht aufleimen laͤßt; bei Anderen geht das Verbrechen in 
das Todeswürdige unter Umſtaͤnden über, wo keine ruhige Berech⸗ 
nung eintritt; und da, mo auch die Strafdrohung vor die Seele bes 
Verbrechers ſich ſtellt, -wird ihre Vorſtellung leicht durch andere maͤch⸗ 
tige Eindruͤcke und durch die Hoffnung geſchwaͤcht, daß Klugheit die 
Entdeckung vermeiden koͤnne und im ſchlimmſten Falle die nach der 
Erfahrung ſo haͤufig eintretende Begnadigung die Anwendung der 
Strafe verhindern werde. Seit man in neueſter Zeit die geheime Voll⸗ 
ziehung der Todesſtrafe vertheidigt 20) und ſelbſt in Geſetzen eingefuͤhrt 
hat, geſteht man offen genug, daß man auf die Abſchreckung durch die 
Vollziehung dere Todesſtrafe richt mehr Werth lege. Unverkennbar 
haͤngt die Frage uͤber Aufhebung der Todesſtrafe auch mit der uͤber das 
Gefaͤngnißſyſtem zuſammen. So lange bie Gefaͤngniſſe ſchlecht waren, 
konnte der Gedanke, daß ſie zur Beſſerung der Straͤflinge beitragen, 
nicht aufkeimen, die Unverbeſſerlichkeit gewiſſer ſchwerer Verbrecher ſchien 
damals ein Rechtfertigungsgrund fuͤr die Todesſtrafe, und die bei der 
ſchlechten Gefaͤngnißconſtruction leicht entſtehende Vorſtellung, daß der 
gefaͤhrliche Verbrecher, welcher todeswuͤrdige Verbrechen veruͤbte, jedes Hin⸗ 
derniß uͤberwinden und aus dem Gefaͤngniſſe ſich befreien wuͤrde, ſchien 
aus Gruͤnden der Sicherung des Staats fuͤr die Todesſtrafe zu ſprechen; 
allein ſo bald das Gefaͤngnißweſen verbeſſert wird, und die Mittel, 
welche das Poͤnitentialſyſtem bietet, vermehrt werden, wird auch die 
Anſicht, daß kein Straͤfling als unverbeſſerlich betrachtet werden duͤrfe, 
immer mehr ſiegen, um ſo mehr, als man ſich uͤberzeugen wird, daß 
die Vermuthung der Unverbeſſerlichkeit detjenigen, welche mit Todes⸗ 
ſtrafe bisher bedrohte Verbrechen veruͤbten, auf willkuͤrlichen Vorausſe⸗ 
tzungen beruht. Nie aber ſollte ein Staat durch die Berufung, daß 
die Gefaͤhrlichkeit gewiſſer Perſonen zur Sicherung die Todesſtrafe for⸗ 
dere, ſich ſelbſt das Zeugniß ſeiner Ohnmacht oder ſeines uͤblen Wil⸗ 
lens geben, da es nicht ſchwierig iſt, durch eine gute Conſtruction der 


40) 3. B. in Nordamerika. 
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Gefängniffe und durch eine Eräftige ununterbrochene Aufficht jede Ent: 
weichung bee Sefangenen unmöglich zu machen *1). — So dürfte die 
Zeit nahe fein, in welcher die Weberzeugung fiegt, daß bie Zodesftcafe 
nicht nothwendig ift und eben beswegen nicht mehr beibehalten werben 
follte. Auf jeden Sau wird, mo bie Erfahrung eines Landes lehrt, 
daß das Volk in überwiegender Mehrheit die Todesſtrafe mißbilligt 
und manche Scenen, tie fie 3. B. in Zoscana 1830 *?) vorfielen, 
als Zeichen dieſer Mißbilligung erfcheinen, die Gefeggebung die Todes⸗ 
firafe nicht fortbeftehen Laffen dürfen. Zu billigen iſt es, menn bie 
Geſetzgebung wenigſtens durch gemiffe Einrichtungen die Stimmung bes 
Volkes für Aufhebung biefee Strafart vorbereitet und vorzüglich die 
Nachteile entfernt, welche aus der abfoluten Drohung der Todesſtrafe 
leicht entfiehen *2). Zu biefen gefeglichen Einrichtungen gehören 1) bie 
Vorfchrift, daB nur da, wo Stimmeneinhelligkeit ber Richter auf To⸗ 
besiteafe erkennt, das Urtheil barauf gebaut werben barf, 5. B. in Tos⸗ 
cana, im Waatlande. 2) Wenn bie Todesſtrafe nicht abfolut einem 
Verbrechen, fonbern neben einer andern Strafe oder fo gedroht wich, 
daß bei dem von bem Gerichte anerkannten Dafeln mildernder Umftände 
die Zodesftrafe ausgefchloffen wird. In dieſer Beziehung iſt in Frank⸗ 
veich feit 1832 duch bie den Gefchworenen gegebene Befugniß, das 
Daſein von circonstances attenuantes auszufprechen, worauf dann bie 
Richter eine andere Strafe erfennen muͤſſen, aud den Gefchworenen 
überlaffen worden, auszufprechen, ob fie den Fall ale tobeswürdig er- 
tennen**). 3) Weiſe ift es, wenn das Gefeg gegen junge Perfonen, die 
nicht ein geroiffes Alter erreicht haben, 3. B. das 18. Sahr, nie eine 
Todesſtrafe erkennen läßt. 
I. Will man aber auch die Tobesftrafe beibehalten, fo koͤnnen doch 
die Schärfungen der Todesſtrafe nicht mehr fortbeftehen. Sie find nur 
das Werk des Abfchredungsprincips und der Rohheit der Vorzeit. Daß 
materielle Schärfungen durch Vermehrung der phpfifchen Uebel, welche 
ber Verurtheilte leiden muß, 3.3. bei dem Rädern, Viertheilen 2c., nicht 
zu rechtfertigen find, wird allgemein erfannt, weil fhon die Zodesftcafe 
an ſich fchredlich genug iſt, weit ſolche Grauſamkeiten nachtheilig auf dus 
Volt wirken und Rohheit erzeugen, toeil bei dem Publicum nothmwendig 
Mitleiden mit dem Verbrecher das vorherrſchende Gefühl fein und die Ach: 
tung ber Gerechtigkeit zerſtoͤren wird. Allein auch ſymboliſche Schaͤrfun⸗ 


41) Ein Surrogat für die Zobesftrafe durch Errichtung einer Verbrecher: 
colonie für die Verbrecher, welche fonft mit dem Tode beftraft worden wären, 
fchlägt vor Althof, Ueber Verwerflichkeit der Zodesftrafe ©. 99. 

42) Wichtige Nachrichten über die Wirkung der Aufhebung der Zodesftrafe in 
Zoscana gibt der Präfident Pucini in meiner Zeitfchrift für ausländifche Geſetzge⸗ 
bung XII. Bd. ©. 223. 

43) ©. darlıber meinen Auffag im Archive 1841. &. 346. 

44) Weber die Erfahrungen, welche man in Frankreich in Bezug auf dies Sy: 
kom machte, f. meine Schrift über die Strafgefeggebung 1. Thl. S. 111 und 2, Th. 
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gen, 3. B. durch vorgängige Ausſtellung bes Werurtheiften auf dem Prans 
gee (3.8. noch in Baiern, Frankreich), oder durch ſchimpfliches Hinaus⸗ 
fhleppen auf der Kuhhaut (3.8. nad) dem preuß. Entwurfe), find niche 
zu vertheidigen,, weil e6 empoͤrend iſt, wenn ber Staat bie letzte Lebens⸗ 
ftunde noch duch graufame Qualen erſchwert, weil dies felbft ben fitte 
lichen und religiöfen Vorſtellungen widerſpricht *°), und felbft jene ver» 
längerte Dual leicht Scenen berbeiführt, bei welchen die Regierung in 
Bezug auf bie Vollziehung ber Todesſtrafe in große Verlegenheit kom⸗ 
men kann 4%). Als Voillziehungsweiſe ber Todesſtrafe kann yur bies 
jenige gebilligt werben, weiche am Schnellften und Sicherſten und in einer 
von der Gefchiclihkeit oder Stimmung des Vollziehers unabhängigen 
Weiſe den fucchtbaren Act vollſtreckt. Dabin kann nur die Guillotine 
(Fallbeil) gehören, wie fie in Frankreich, in Rom, im Großherzogthum 
Heſſen eingeführt if. Nur Vorurtheile oder Eigenfinn koͤnnen ſich ber 
Einführung diefer Volljiehungsart widerſetzen. 

IH. Daß die verfiümmelnden Strafen Peine Billigung verdienen, 
bedarf wohl keiner Ausführung. Als Weberbleibfel dee alten Lörperlichen 
Strafen erfcheint noch die Eörperlihe Zuͤchtigung. Auch dieſe 
Strafart iſt in den meiſten neuen Gefeggebungen verſchwunden; fie 
findet ſich noch in der pteußifchen Geſetgebung (jedoch ſehr befchräntt), 
in Defterreih, Balern, Hannover, Sachſen, Würtemberg (überall freilich 
mit vielen Beſchraͤnkungen). Ihre Vertheidiger 47) berufen fich auf die 
leider noch vorfommende Rohheit mandyer Individuen, bei welchen Ge⸗ 
fängnißftrafe unwirkfam fein wird, und nur heftiger phyſiſcher Schmerz 
einen abſchreckenden Eindrud hervarbringen kann, der um fo mehr an⸗ 
gewendet werden müßte, als bie kurz dauernde, als Intenfiv und nach⸗ 
baltig wirkende Eörperliche Zuͤchtigung beffer fein wirb, als bie Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe von einigen Tagen und Wochen. Allein diefe Vorftellungen 
verlieren ihre Gewicht, wenn man erwägt, baß ba, wo ſolche große Rohe 
heit vorhanden iſt, auch bie Eörperliche Zächtigung nichts wirken wird, 
daß eben in ben Ländern, in welchen die Zuͤchtigung angewendet wird, 
die Zahl der aus Rohheit verübten Vergehen größer iſt, als in anderen. 
Die Hauptfache iſt aber, daß biefe Steafart fo unberechenbar und uns 
gleich wirkt, daß der Gefeggeber fie nicht anwenden darf, wenn er 
nicht ungerecht werben wi, weil leicht bei demjenigen, ber noch Ehr⸗ 
gefühl hat, bie Lörperliche Züchtigung fchredlicher wirkt, als lange Ges 
fängnißftrafe, währenb ber Rohe, Eörperlih Kräftige, Gleichguͤltige die 
Strafe nicht achtet. Kein Richter ift im Stande, vorher zu ermeflen, 
welche Eindrüde bei dieſem oder jenem Individuum biefe Strafe machen 


45) Meine Schrift : Die Strafgefeßgebung in ihrer Fortbildung 2.8b. &.124. 
2 ©. den von Arnold im Archive bes Criminalrechts 1843 ©. 266 erzähle 
ten 5a 
47) Darunter find wohl auch manche fehr ehrenwerthe Männer, welche bie 
zeinfen Abfichten Haben, z. B. Hudtwalker in bem Archive des Griminalrechtö 1842 
r.®. 
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werde: die Strafe *%) ift aber auch mehr ober minder ber Gefunbheit 
ſchaͤdlich und erzeugt leicht Folgen, die weit über bie Vollziehung hinaus 
wirken. Es ift eine irrige Vorflellung, wenn man glaubt, daß der Arst, 
ber flächtig den Angefchuldigten fieht, im Stande fein merde, ficher zu 
beftimmen, ob er unbefchabet der Gefundheit geprägelt werben dürfe. 
Die Strafart hat aber auch nad) unferen. Vorftellungen etwas Entehs 
rendes und Herabwücbigendes in dem Maße, daß fie den Beftraften 
brandmarkt, fein Ehrgefühl vernichtet und in dem fpdtern Leben, oft nach 
vielen Jahren, nachtheilig demjenigen entgegenwirkt, der das Unglüd ges 
habt hat, in feinee Jugend gerichtlich gesüchtigt zu werden 49). Die 
in allen Iandftändifhen Kammern von ber überwiegenden Mehrheit der 
Abgeordneten, alfo bee Männer, welche die Bolksanfichten kennen, aus⸗ 
gegangene Antrag, die Pörperliche Züchtigung aufzuheben, und die Exfahs 
rungen ber Länder, in welchen dieſe Strafart nicht mehr befteht, follten 
endlich jedem Verſuch, die Strafart zu vertheidigen, entgegenwirken 59). 

IV. Die am Meiften vortommende und gewiß zweckmaͤßigſte 
Steafartift die Freihe its ſtrafe. Sie muß betrachtet werden, A. in fo 
fern fie den Beftraften nur aus einer gewiffen Gegend entfemt (Ber: 
weiſung), oder B) in gewiſſen Gegenden zwangsweife fefthält und zu 
Arbeiten anhält, ober C) den Beſtraften ber Sreiheit fo beraubt, daß 
er in Strafanftalten verwahrt und gefangen gehalten wird. Die Ver: 
weifung kann felbft wieder als Landesvermweifung oder ale Ortsverweiſung 
vortommen. Die erfte erfcheint oft nur als polizeiliches Sicherungs- 
mittel, welches gegen den Ausländer zu erkennen ift (entweder gegen 
den Verdächtigen, oder denjenigen, der wegen eines Vergehens in dem 
Lande beftraft war), oder fie iſt Strafe gegen den Inlaͤnder. In biefer 
Beziehung wird fie mit Recht ald ungerecht verworfen , weil fie dem Voͤl⸗ 
Berrechte ſtoͤrend entgegentritt und einen gefährlichen Verbrecher einem 
andern Staate zuſchiebt. Sie ift unzweckmaͤßig, weil fie den Verwieſenen 
aller Mittel des ehrlichen Ermerbes im fremden Lande beraubt und den 
einheimifchen Staat doch nicht: fichert, da von dem fremden Lande aus 
der Feind feines Vaterlandes Teicht wieder das Inland bedrohen kann, 
und feine Ruͤckkehr zu fürchten iſt, der man nur durch frenge (oft zu 
großen Ungerechtigkeiten führende) Strafdrohungen vorbeugen fann. 
Nur bei politifhen Verbrechen glaubt man cher die Landesverweiſung 
rechtfertigen zu Eönnen, da nach der Natur diefer Verbrechen ber fremde 
Staat nicht gefährdet wird, und der Verwieſene nicht fo aller Er- 
werbsmittel beraubt fein wird, daß erzu neuen Verbrechen gezwun— 
gen ifte Daß dagegen bier bie Gefahr dringend iſt, daß ber ver: 
wiefene, in dem vielleiht dicht an fein Vaterland grenzenden 


& 0) S. auch gegen bie Strafart Arnold im Archive bes Griminalr. 1843. 

‚274. \ 

49) Lehrreich ift der in der baierifchen Kammer der Abgeordneten 1843 erzählte 

Fall. S. überhaupt meine Schrift über bie Strafgefeßgebung II. Bd. ©. 137. 
20 Gegen körperliche Zuhtigung v. Sagemann im Archive bes Crim. 1941 

Rr. 9. 
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Rande ſich aufbaltende Verbrecher leicht das Inlande gefährden und bie 
gefährlichen Plane fortfegen kann, ift unleugbar. Die Verweiſung von 
einem einzelnen Orte, 3. B. aus ber Gemeinde, glauben noch in neuefter 
Zeit die Strafgefegbücher der Schweiz dadurch vertheidigen zu koͤnnen, 
daß bei manchen Vergehen es münfchenswerth ift, demjenigen, ber 
großes Aergerniß erweckt, 3. B. bei Unzuchtsvergehen, ober ben, welcher 
aus Feindfchaft mit einem Mitbürger an ihm Werbrechen beging, und 
der Beſorgniß Raum gibt, baf, wenn er am Drte bleibt, neue 
Reibungen unvermeiblicy find, auf einige Zeit aus dem Orte zu euntfer⸗ 
nen. Die Steafart der zwangsweifen Sefthaltung der aus dem Vater⸗ 
lande Xransportirten in gewiffen entfernten Gegenden kommt vorzüg« 
lich beider in England beflehenden Transportation ver. Die Verhand⸗ 
Iungen in England über dieſe Strafart haben ein niederfchlagendes Ges 
mälde von den Nachtheilen dieſer Strafart geliefert 91). Schon ber 
Umftand, daß bei diefer Einrichtung eine furchtbare Zahl der gefährliche 
lichften Verbrecher in jedem Jahre in die Colonieen gefendet werden, 
welche von freien Anfiebleen bewohnt werden, hat etwas Schaubererres 
gendes. Es iſt die größte Ungerechtigkeit, bie Moratitdt der Coloniften 
durch die Beiſpiele diefer conviets zu vergiftn. Die Gefahr waͤchſt um 
fo mehr, als biefe Transportirten in bie Dienſte der Pflanzer tretm, 
theils als Dienfiboten , theils felbft als Erzieher ber Kinder, da es an 
anderen Perfonen, welchen man die Stellen geben koͤnnte, in der Colo⸗ 
nie fehlt, unb unter den gentlemen convicts Manche ſich finden, melche 
in ihrem Vaterlande durch vorzügliche Bildung ober Geſchicklichkeit ſich 
auszeichneten. Da in der Colonie Weiber felten find, fo tritt das un⸗ 
glüdliche Verhaͤltniß ein, daß häufig bie weiblichen Transportirten, wenn 
fie einige Gefchichlichkeit haben, gern al® Dienftboten geſucht find und 
num in den Familien bald die Gefahren ihrer Nähe zeigen. Sind biefe 





weiblichen conviets huͤbſch, fo ift es ihnen leicht, mit den freien Pflan⸗ 


zeen Verhaͤltniſſe anzutnüpfen, felbft Ehefrauen zu werben, und dann 
wieder ſchaͤdlich zu wirken. Allein auch abgefehen davon , wirkt die Sel⸗ 
tenheit der Weiber, daß die bäufig in dem Eräftigften Mannesalter bes 
findliden männlichen convicts, durch die Nähe der weiblichen convicts 
entzündet, in bie fehändlichiten Werhäftniffe mit ihnen treten, mit Ger 
malt ferbft ihre rohen Begierden zu ſtillen fuchen, und zulegt die weiblichen 
convicts auf der tiefften Stufe ber Immoralitaͤt ſtehen. Ale Schildes 
rungen beweifen, daß der Aufenthalt in der Colonie weder abſchreckend 82) 
noch beſſernd wirkt, daß vielmehr die Zraneportation überall neue Ele 
mente der völligen Demoralifirung enthält. Schon das Zufammenfes 
ben der Zransportirten auf den Transportſchiffen, noch mehr in ber 
Golonie felbft muß dazu führen, daß die minder Verdorbenen von 


51) Report from the select Committee on transportaticn. London, 1888. 
©. meinen Auszug in ber 3eitfchrift für auständ. Gefepgebung. XII. Bd. &. 401. 

52) Ueber bie von den conviets in ben Golonieen verübten Verbrechen ſ. Aus⸗ 
güge in der Zeitſchrift XIII. Bd. ©. 410. 
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den Schlechten ganz verborben werben. Die Behandlung ber ſchwer⸗ 
ſten Verbrecher in Norfolk⸗Irland iſt zwar fo hart, daß fie als das 
bärtefte Uebel gelten kann; allein die Schilderungen in dem officiellen 
Berichte 53) beweiſen, daß dies auf Abfchredung berechnete Syſtem 
feinen Zweck verfehlt und bie Smmoralität der Steäflinge noch vermehrt. 
Altes dies erklärt die Erſcheinung, daß in neuerer Zeit in England im⸗ 
mer mehr Stimmen fi für die Nothmendigkeit der Aufhebung der 
Transportation erklären 5%); allein die Schwierigkeiten und ungeheuern 
Koften der Einführung des Gefaͤngnißſyſtems für alle Sträflinge be 
wirkten, daß die Negierung die Zransportation beibehielt, aber wefentlich 
umgeftaltete, und zwar indem fie (nach der Strafgeſebgebung von 1842) 5°) 
möglichft das Befferungsfuftem mit ber Transportation verbindet, und 
daher jeber zur Transportation Verurtheilte vorerſt in dem Gefängniffe 
zu London bis zu 18 Monaten verwahrt und zu beffeen verſucht wird. 
Sein in diefer Zeit bewieſenes Betragen entfcheibet dann über fein 
Schickſal in der Colonie, im welcher die Sträflinge (convicts) in fünf 
Glaffen getheilt werben. Se beffee fi) der Straͤfling in dem Gefäng- 
niffe betrug , defto mehr tritt er in eine beffere Elaffe, wo manche Ers 
leichterungen feiner warten; aber auch bei ber Verſetzung in eine ger 
wiſſe Claffe hängt es von ihm ab, durch gutes Betragen nach Ablauf 
einer gewiſſen Zeit in eine böhere "Glaffe verfegt zu werden. So weiß 
Jeder, daß er nur durch gutes Betragen in die Glaffe (die Ate) ders 
jenigen kommen kann, in welcher er einen Freipaß (ticket of leave) ers 
hält und damit die Möglichkeit bekommt, ſich felbft durch Vermie⸗ 
tbung feiner Dienfte etwas zu verdienen. Meibliche Sträflinge werden 
bei der Ankunft in der Colonie in ein Pönitentiarhaus mit ftrenger Iſo⸗ 
rung gebracht; ihr Betragen entfcheidet, ob fie bei Pflanzern in Dienfte 
treten koͤnnen Vieles ift auf diefe Art jur Verbefferung gefchehen, aber 
dennoch bleibt das Zransportationsfuftem in feinen Grundlagen fchlecht, 
hoͤchſt Loftfpielig, den mahren Intereſſen der Golonieen widerſtreitend 
und nie gehörig wirkfam. Am Meiften find die Gefängnißftrafen ange 
wendet. Da bereits in diefem Werke 56) über diefe Strafen gefprochen 
tft, fo kann e8 hier nur darauf ankommen, einen Nachtrag zu dem frübern 
Auffage zu liefern, fo weit er durch neuere KFortfchritte in diefer Lehre 
nothwendig wird. Das Spftem ter Freiheitsftrafen und die Glaflifica= 
tion ber Strafanftalten ift wefentlih 1) dadurch bedingt, ob bie Geſetz⸗ 
gebung des Landes ſich entfchließt, das Pönitentiarfnftem zum Grunde 
zu legen, oder ob dies nicht geſchieht; 2) ob das Syſtem der entehren: 
den Strafen, fo daß an gewiffe Strafarten Ehrenfolgen geknüpft wer⸗ 
ben, beibehalten wird ; 3) welches von den verfchiedenen neuerlich vorges 








53) Auszug in ber aeieichrift XII. 8b. ©. 407. 
54) Zeitfehrift S. 418. 4 
55) Eine genaue Schilderung f. in meinem Auffage im Archive des Crim. 1813. 


. 335 ff. 
56) Staatslexikon VI. Bd. ©. 323 Artikel „Gefängnigwefen” — von Mohl. 


Strafarten. 209 


9 
ſchlagenen Syftemen ber Gefaͤngnißeinrichtung zum Grunde gelegt Weird. 
In Bazug auf die erfte Ruͤckficht iſt es gewiß, daß, wenn das Poͤm⸗ 
tentiarfoftem angewendet und baher die Freiheitsſtrafe fo eingerichtet wir, 
bag fie auf die Beſſerung der Steäflinge berechnet ift, zwei Dauptarten 
von Freih.itsftrafen nothwenbig werden, nämlich eine, in welcher alle - 
Mittel, weiche das Pönitentinrfpftem fordert, angewendet werden, um 
Beflerung zu bewirken, und eine andere Anſtalt, in welcher zunaͤchſt 
die reprimirende Kraft bee Strafe energiſch angewendet und nur babin 
gewirkt wird, der größern moralifchen Verdorbenheit bes Straͤflings vors 
zubeugn. Die Erfahrung lehrt, daß es nicht möglich iſt, im einem 
kurzen Zeitraume die unmittelbar auf Beſſerung ber Straͤflinge berech⸗ 
neten Mittel zu gebrauchen; nur bei ſolchen, welche auf Längere Zeit 
als ein Jahr verurtheilt find, wird mit Erfolg Gebrauch von jenen Mit⸗ 
tein gemacht werden koͤnnen. Auf diefe Art bedarf es einer Straf⸗ 
anftalt für Ale, welche zu längeren Freiheitsſtrafen als ein Jahr verurs 
theilt werden, und einer anderen für bie zu Lürgeren Strafen Verur⸗ 
theilten. Die erftere bedarf nicht wieder eigener Abflufungen, und alle 
jene Eintheilungen, welche die neuere Geſetzgebung machte, in Ketten⸗ 
ftrafe, in Zucht⸗, Arbeitshaußsisc., find unnöthig ; fie beruhen auf Feiner ges 
börigen Brundlage und werben nie in die Volksanſicht übergehen und vers 
legen ben Grundfatz, daß bei Allen, bie bem Beſſerungsſyſteme unterwors 
fen werden, eine im Weſentlichen gleiche, auf Befferung berechnete, mit 
zweckmaͤßigen Mobificationen, fo weit fie dies Syſtem zuläßt, verbundene 
Disciplin eintreten muß. Die Dauer der Beraubung der Freiheit bildet 
von feltft Die Abftufung der Strafe. Diefe Anſtalt mag Zucht⸗ 
oder Befferungshaus genannt werben, während man für die zu Für 
zeren Strafen als ein Jahr Verurtbeilten eine andere Anftalt, das 
Sefängniß, anorbnet, in welchem freilich nicht auf die Wirkung tiefen, 
greifender Belehrung und Beichäftigung gerechnet werden kann, aber 
ſchon viel gefchehen iſt, wenn durch abfolute Sfolirung der Gefangenen 
dem Machtheile der Anftedung vorgebeugt und die Intenficn der Strafe 
erhöht wird. Die zweite oben genannte Ruͤckſicht ift wichtig, weil ba, 
wo Die Geſetzgebung an gemwiffe Strafarten Ehrenfolgen Enüpft, ber 
Gegenſatz mtehrender und nicht entehrender Sreibeitsftrafen fcharf fchon 
durch bie Gebaͤude hervortreten muß, in welchen die «ine oder andere 
Strafart abgebüßt werden muß, weil es unzweckmaͤßig iſt, wenn in bee 
nämlichen Anſtalt Verbrecher, die man nad ihrer Entlaffung als ent⸗ 
ehrt anfieht, mit folhen zuſammengebracht werden , deren Strafe nicht 
entehrend iſt. Hier bedarf e8 dann nur 2 Strafarten °7), eine für die 
Freiheitsſtrafe, die Ehrenfolgen nach fich zieht, im Gegenſatze der nicht 
entehrenden ; allein hier muß dann ber Fehler vermieden werden, daß 
das Geſetz nicht die legte blos als kurzdauernde (hoͤchſtens auf 2 ober 
auh 5 Jahre) annimmt und jede Strafe, welche auf längere Zeit er⸗ 
kannt wird, in einer anderen Strafanftalt abbüßen laͤßt, welche als 


ST) Meine Schrift: Die Strafgefeggebung II. Ahl. S. 35. 
Gtaatsskeriton. XV. 14 





4 


210. Ä Strafarten. 
entehrend augeſehen wird, fo daß z. B. das Maximum bes Gefänpnff- 
ſes 6 Jahre und das Minimum der Zuchthausſtraſe Aber 6 Jahre ber 
trägt: Denn es gibt fo viele Vergehen, welche zwar kurz dauernde 
Strafen nach ſich ziehen, aber (wenn man einmal entehrende Strafen 
annimmt) als entehrende Verbrechen gelten, waͤhrend andere Vergehen, 
welche zwar mit lang dauernden Strafen beſtraft werben, z. WB. Tob⸗ 
ſchlag, keine Ehrenfolgen haben koͤnnen. Man muß alſo dann eine 
nicht entehrende Strafe mit hohem Maximum (z. B. wegen des Duells, 
oder wegen politiſcher Verbrechen) neben der entehrenden Strafe mit 
drigem Minimum (3. B. wegen Diebſtahls) durch das Geſetzbuch 
—* gehen laſſen. Am Meiſten muß der Geſetzgeber daruͤber mit 
fich vorerſt einig ſein, ob er das Syſtem bee abſoluten Iſolirung 
(Kag und Nacht), ober das ber beſchraͤnkten (nur zur Nachtzeit) 
zum Grunde legt; denn davon hängt die Straſdauer ab. Es iſt ein⸗ 
geſehen, daß da, wo das erſte Syſtem gilt, daher die Strafe weit 
intenſiver iſt, als bei jedem anderen Syſteme, auch ein Fahr ſolcher 
Iſollrung gleichſteht einer zweijaͤhrigen Strafe nach dem alten Syſteme 
‚und ihjähriger nach dem auburniſchen, wo Stillſchweigen eingefährt 
‚ft; daher muͤſſen auch alle Strafzeiten bei ber abſoluten Iſolirung kuͤr⸗ 
zer gedroht werben, als dies bisher ber Fall war, und das Maximum 
der Freiheitsſtrafe muß dann weit. niebriger fein, als das bisherige. 
Betrachten wir noch näher das Detall des Gefaͤngnißweſens, fo verdienen 
‚folgende Puncte eine Beachtung. 1) Die Zuläffigkeit ber lebens» 
länglihen Kreiheitsftrafe hängt davon ab, ob bie Gefeggebung 
bie Todesſtrafe beibehält oder nicht, und ob das Syſtem ber abfoluten 
Iſolirung oder ein anderes Syſtem zum Grunde gelegt wird. Wo keine 
Todesſtrafe Fünftig befteht, wird die Iebenslängliche Freiheitsftrafe nicht 
zu entbehren fein, weil fie an bie Stelle der Todesſtrafe treten muß, 
und weil es Verbrechen gibt, bei welchen die Schwere berfelben das 
höchfte, durch das Verbrechen entftandene Strafübel rechtfertigt und die 
allgemeine Beunrubigung bie Sicherung ber Gefellfchaft vor dem ges 
fährlihen Individuum durch Iebenslängliche Einfperrung fordert. Führt 
die Gefeßgebung abfolute Iſolirung ein, fo follte das Maximum ber 
Freiheitsſtrafe nicht 12 Fahre überfleigen; denn die große Intenſion 
dieſer Strafe ſteht der lebenslänglihen Strafe nach dem alten Syſteme 
gleich; die fo lange Zeit hindurch angemendeten Befferungsmittel laffen 
hoffen, daß der Verbrecher nach 12 Jahren gebeffert aus der Anftalt 
trete; in bem Laufe von 12 Sahren haben fi) aud die Verhaͤltniſſe 
fo geändert, daß nicht leicht eine Gefahr von dem Entlaffenen befuͤrch⸗ 
tet werden ann, und für ſeltene Faͤlle, wo ein als fortdauernd gefaͤhr⸗ 
licher Menfc bie Anftalt verläßt, gibt e8 ZImangsarbeitshäufer, welche 
hinreichend fihern. Selbft nach dem bisherigen Syſteme bat die le 
benslaͤnglich Freiheitsſtrafe viel Bedenkliches, fchon weil fie fo ungleich 
wirkt, und 3. B. wenn man 2 Individuen annimmt, welche das naͤm⸗ 
liche Verbrechen verüben, die gerechten Forderungen verlegt, wenn ber 
Eine, der 18 Jahre alt war, bis in fein 70. Jahr in der Anftalt bleis 
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ben muß, während ber zur Beit bes Verbrechens 60 Jahre alte Vers 
brecher 10 Sabre in der Anftalt bleibt: In jebem Falle follte die Ges 
feggebung bie lebenslängliche Sreiheitsftrafe nicht abfolut, fondern nur - 
neben einer anderen Strafe drohen, fo, daß der Richter wählen kann, 
und jedem auf Lebenszeit Verurtheilten bie Ausficht geſetzlich eröffne, 
daß nach Ablauf einer gewiffen Reihe von Jahren (3. B. 12 ober 15) 
derjenige, welcher fich ununterbrochen gut aufführte, den Reſt der Strafe 
zeit erlaffen erhält 58), - 

2) Eine andere Betrachtung iſt auf bie Galeerenſtrafe 59), 
welche in Frankreich und Italien befteht, gerichtet. Sie verbient Leine 
Billigung, indem fie ſchon durch die mit ihr verbundene Entehrung ben 
Reſt des moralifhen Gefühle des Sträflings unterdrüdt und feiner 
Beſſerung, eben fo wie feinem Fortkommen in ber bürgerlihen Gefells 
ſchaft, wenn er die Anftalt verläßt, unuͤberſteigliche Hinderniffe in den _ 
Weg legt. Sie ift gefährlich, weil durch das Zuſammenleben fo 
vieler großer Verbrecher leicht bie bürgerliche Geſellſchaft bedroht wird, 
und Verftändigungen unter den Sträflingen eintreten, bei welchen ber 
minder Verdorbene durch ben Schlechten moralifh zu Grunde gerichtet 
wird, und wenn bie Sträflinge heraustreten, unter ihnen Complotte 
Statt finden, welche bie bürgerliche Sicherheit ſehr bedrohen 80). Die 
Strafe ift aber auch nicht wirkſam, weil bie Baleerenfträflinge theils 
durch die Arbeit im Freien, theils buch das Zufammenleben mit den 
Cameraden in befferer Lage ſich befinden, als die Straͤflinge in ben 
Strafanftalten; daher nicht felten in Frankreich die Gefangenen in den 
maisons centrales Verbrechen verüben, um auf die Galeeren zu Toms 
men. Mit Recht bat baber 1840 und 1843 bie franzöfifche Regierung 
in ihrem ben Kammern vorgelegten Gefegentwurfe den Vorſchlag ges 
74— die Galeerenſtrafe aufzuheben und uͤberall Poͤnitentiarhaͤuſer ein⸗ 
zufuͤhren. * 

8) Em Hauptfehler unſerer beſtehenden Geſetzgebung liegt in ber 
ſchlechten Einrichtung der fuͤr kurz dauernde Freiheitsſtrafen beſtimmten 
Strafanſtalten 01). Die Erfahrung lehrt, daß eben die Mehrzahl der 
Ruͤckfaͤlligen folche find, welche zu kurzen Gefängnißftrafen verurtheilt was 
ven. Die große Zahl der zu folhen Strafen Verurtheilten bewirkt, 
daß bie Regierungen ſchon aus Scheu vor den großen Koften auf bie 
Vollziehung ſolcher Strafen nicht viel Werth legen und daher in ben 
ſchlecht gebauten Sefängniffen, bie bei jebem Amte ſich befinden, bie 
Strafe vollziehen laſſen, fo baß in ber nämlichen Kammer oft 40, oft 


58) &. meinen Auffag in ber Revue de legislation par Wolowski. Paris, 1836 
vol, IV. p. 21. 96. 270. j 

59) Ueber Saleeren in Frankreich ſ. meinen Auffag in Julius’ Sahrbächern der 
Deföngnißtunde VI. Bd.; ferner Gleizes, Sur l’etat actuel des bagnes en F'ranoe 


60) Eine wichtige Schilberung der Galeerenfträftinge von Lauvergne (Arzt auf 
den Saleeren), Les forgats, consideres pour le rapport physiol., moral. Paris, 


l. 
61) Meine Schrift : Die Strafgeſetzgebung I Thl. ©. ir 
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80 Individuen bunt durch einander — häufig unbeſchaͤftigt eingeſperrt 
find. Hier zeigt fih, daß die Strafe nicht wirkfam ift, daß vielmehr 
die moraliſche Anftedung furchtbar wirkt und die Schlechten die Belle 
ven verderben. Die Hauptaufgabe der Gefesgebung follte dahin gerich⸗ 
tet fein, die Anftalten für Eurz dauernde Strafreiten fo einzurichten, daß 
fie wenigſtens dieſer Anftedung vorbeugen (daher Iſolirung nothmendig 
ift) und intenſiv hart find, damit fie auch abfchrediend wirken, was am 
Beten durdy die bei kurzen Etrafzeiten unſchaͤdliche abfotute Iſoli⸗ 
rung und felbft unter ‚gehörigen Beſchraͤnkungen durch Geſtattung des 
Duntelarrefts gefchehen Tann. 

4) In Bezug auf die Einrichtung der Gefängniffe unterfcheidet 
man 2) a) das fogenannte auburnifche Spflem (Iſolirung der Straͤf⸗ 
linge zur Nachtzeit, gemeinfchaftliche Arbeit mit Zwang zum Stillſchwei⸗ 
gen), wie e8 in Auburn und einigen Gefängniffen in Amerifa und 
(mit einigen Mobificationen in Genf, Laufanne und St. Gallen vors 
kommt). b) Das pennfplvanifhe Spftem (abfolute Iſolirung zur 
Nachtzeit und am Tage), angewendet in Philadelphia und einigen Ans 
ſtalten in Amerita und England. c) Das gemifchte Syſtem (mie es 
zum Theil in Genf und Laufanne In neuerer Zeit angewendet und 
vielfach von Schriftftellern empfohlen wird), fo daß die abfolute Iſoli⸗ 
rung nur in einigen Abfchnitten der Strafzeit oder nur gegen einige 
Claffen ber Gefangenen angewendet wird 63). Eine große Zahl ehrens 
merther Männer empfiehlt das zweite Syſtem, weil nur dies confequent 
und wirkſam fei und moralifcye Umgeftaltungen erzeugen koͤnne, teil 
jeder Verſuch der Glaffification unficher und die Einrichtung, zum Stills 
Schweigen zu zwingen, unausführbar fei, weil nur bei abfoluter Sfolis 
rung der Vortheil erreicht werden Eönnte, daß die Gefangenen ber Ans 
flatt einander nicht kennen lernen und fo nad ihrer Entlaffung ſich 
nicht auf verberbliche Weiſe zufammenrotten, weil auch duch zweckmaͤ⸗ 
ige Veranftaltung, 5. B. im neuen Gefängniffe in London ®%), durch 
vielfache Beſuche der Gefangenen von Seite der Infpectoren, Geiftlis 
hen, Aerzte u. f. w. jedem fonft etwa miglihen Nachtheile vorgebeugt 
werde. — Wenn dies Spftem noch vielfahe Gegner hat, fo kommen 
vorzüglich babei diejenigen in Betrachtung, melde dafjelbe aus reinen 
Abfichten, ohne durch blinde Anhänglichkeit an das Herkoͤmmliche ober 
duch Eigenfinn geleitet zu fein, mit Gründen beftteiten, welche auf 
Erfahrung und Studium der menfhlihen Natur gebaut find. Es ift 
gewiß, daß manche Gründe, 3. B. wegen der großen Sterblichkeit oder 


— — 





62) Ueber die verſchiedene Syſtemsliteratur ſ. in meiner Ausgabe von Feuerbach's 
Lehrbuch ©. 223 und Über din gegenwärtigen Stand der Frage meinen Aufſatz im 
Archive des Grim. 1843 Nr. XIV und Aberbaupt die Jahrbücher der Gefüngnißs 
kunde und Befferungsanftalten von Julius, Barrentrapp, Nöllner. Frankf. III. 
Bd. 1841—43, 

63) Vorzüglich gehören hierher die Schriften des Grafen Petitti in Zurin und 
Lucas in Parts. 

64) Mein Auflas im Archive des Crim. 1843. &. 335. 
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der Dänfigtet der Wahnſinnefaͤlle als Kolgen bee abfoluten Iſolirung, 
durch Erfahrung nicht beftdtigt werben; es laͤßt ſich auch eine Conſtruc⸗ 
tion ber Anftalten denken, bei welcher für gehörige Wermegung ber Ge⸗ 
fangenen im Freien geforgt, fo wie es möglich, gemacht werden kann, durch 
viele Befuche, welche die Gefangenen von Perfonen erhalten, bie nur 
wohlthaͤtig auf fie einwirken, die Nachtheile der abfoluten Sfolirung zu 
befeitigen. Miele derjenigen, welche das Syſtem der abfoluten Iſolirung 
befämpfen,, richten ihren Kampf nur gegen das Streben, das Syſtem 
zu generalifiten und auch bei allen zu noch fo langen Strafseiten Ders 
urtheilten anzuwenden, während fie bie abfolute 'bei Eurzen Strafzeiten 
ontvenden wollm. Die Bedenklichkeiten, welhe man gegen bie Anwen⸗ 
bung des Syſtems auf lange Strafzeiten mir Recht erhebt, betreffen 
bie Vorausſetzungen, von welchen die Vertheidiger diefer Iſolirung aus⸗ 
gehen, wenn ſie die Unſchaͤdlichkeit der abſoluten Iſolirung geltend ma⸗ 
chen. Es iſt zu bezweifeln, ob die Bewegung, welche man den Ge⸗ 
fangenen gewaͤhren kann, genuͤgend iſt, und ob die zahlreichen Beſuche, 
welche man vorausſetzt, wirklich ſo Statt finden werden, wie man ſich 
dies denkt. Vorzuͤglich ſtuͤßt man ſich auf die Erfahrung, daß, wenn 
auch nicht Wahnfinn und früher Tod die Kolgen der abfeluten Iſoli⸗ 
rung find, doch eine ſolche Depreffion moralifcher, geifliger und phyſiſcher 
Kräfte ber Iſolirten eintreten Tann, daß nad ihrer Entlaffung ben 
Individuen jene Bedingungen mangeln, welche ihnen bie Möglichkeit 
eines ehrlichen Erwerbs fihen. Daß dba, wo bie abfolute Sfolirung 
angewendet wurde, eben bie Iſolirten häufig vom Wahnfinne ergriffen 
wurdin, iſt doch nicht in Abrede zu fielen 9°). Ausgemacht ift auf 
jeden Kal, daß noch nicht der Streit beendigt ift, daß die Erfahrungen 
mancher Länder, auf welche man fich begieht, zu kurz und zu wenige 
find, al6 daß man darauf zu viel bauen barf, und daß, wie überall bei 
menſchlichen Einrichtungen, ber Charakter der verfchiedenen Voͤlker wohl 
Beachtung verdimt. Die franzöfifhe Regierung ſelbſt fehlägt in ihrem 
Entwurfe von 1843 nur die Anwendung der Iſolirung bis 12 Jahre 
vor und laͤßt dann das auburniſche Syſtem eintreten. 

6) Daß für jugendliche Uebertreter es eigenthuͤmlicher Strafanſtal⸗ 
ten beduͤrfe, bei welchen mehr auf Erziehung zu wirken iſt, wird all⸗ 
gemein amerfannt)S6, und bie bisher in Frankreich in Lapoquette, in 
Mettray, in England, Stalien eingeführten Anftalten dieſer Art 67) 
dienen als Vorbilder. 

V. Die Ehrenftrafen kommen in breifacher Beziehung vor: A) 
in fo fern die Ehre des Beſtraften völlig getilgt wird, B) ober nur 
eine Verminderung feiner Ehre einteitt, C) ober in fo fern fie bes 





ii 


65) Vorzüglich find die neueren Erfahrungen in Saufanne (in Verdeil, Bc la 
reclusion dans le Canton de Vaud. Lausanne, 1842) wichtig 
66) &. oben dies Staatsleriton VII. &. 350, 
67) Mein Auffag im Archive bes Srim. 1841. Ar. VII. 
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fehdmend wirken follen, z. B. bei Wertweis, Abbltte ©®). Als eine 
Strafe ber erften Art erfheint jegt noch in neuen Gefegbüchern (5. B. 
in Frankreich und in Balern) ber bürgerlihe Tod, als das Ins 
fitut, nad) welchem der zu gewiffen Strafen (tebenslänglicher Freiheits+ 
ffrafe) Verurtheilte rechtlich fo betrachtet wird, als wenn er phyſiſch 
tobt wäre; daher er Fein Vermögen beſiten, nichts ertwerben Fan und 
feine Ehe wie durch den Tod getrennt: wird. Dies num als Folge 
der Abſchreckungstheorie und einer unwuͤrdigen Vorſtellung von lebens 
laͤnglicher Strafe in Frankreich entftandene, in Baiern nachgenhmte, in 
Belgien aufgehobene Inftitut iſt ein empörendes und widerſireliet allen 
firtlichen Vorſtellungen. Es führt zu dem größten Härten, indem z. B. 
die von dem Verurtheilten mit ber ihm treuen Gattin erzeugten Kinder 
als uneheliche erfcheinen; es erzeugt große Verwickelungen, 3. B. wegen 
der Ehetrennung, und feßt ſeibſt den Begnadiger, wenn er die Strafe 
zeit fpdter abkuͤtzt, in Verlegenheit 6%), — Die Verminderung der Ehre 
tritt bei dem entehrenden Steafen ein, in fo fern der zu gewiſſen Stras 
fen Verurtheilte feine bevorzugte Ehre, daher Adel, Ehrenftellen , Fir 
bigfeit zum Staatöbienfte und feine politiihen Rechte, z. B. in Bezug 
auf Wahlen, verliert. Auch die Recht⸗ und Zweckmaͤßigkeit biefer 
Strafen ift neuerlich immer mehr befttitten worden 70), weil ſie auf 
jeden Fall im MWiderfpruche mit dem Befferungsfpfteme ftehen, und ins 
dem fie dem Beſtraften die wichtigfte Bedingung feines Wirkens entzies 
ben, nämlich die Ehre, den moralifchen Aufſchwung eben fo hindern, als 
bem Fortfommen entgegentreten. Sie verlegen die Gerechtigkeit, weil 
fie lebenslaͤnglich wirken umd daher auch nad der überftandenen Strafe 
furchtbar den Beſtraften niederdruͤcken, zugleich hoͤchſt ungleich in ihrer 
Wirkung find, und bie Entziehung ber politifhen Rechte doppelt ‚un 
gerecht wird, weil bei ber Ausübung’ biefer Mechte das Vertrauen der 
Mitbürger entſchelden ſollte; daher es ungerecht iſt, den ehrenwerthen 
Mann, der das Ungluͤck gehabt hat, früher mit einer Criminalſtrafe 
beſtraft zu fein, als unfähig zu erklaͤren, zu Abgeorbneten» oder zu Ge» 
meindeftellen getähkt zu werden, mo das volle Vertrauen feiner Mit ⸗ 
bürger durch feine Wahl ſich ausſprach. Ohnehin bieten biefe Ehren« 
folgen leicht willkommene Mittel, bei mandem Manne, den man 
gern von Wahlen ausfchlieft, durch Verwickelung in Proceffe ben Zweck 
zu erreichen 1). Alle bisherigen Gründe fprechen auch für die Abſchaf⸗ 
fung ber Brandmarkung und bes Prangers. — Von ben befhämenden 
Strafen ift der Verweis in ber Regel bei gemeinen Leuten eine wir⸗ 
kungsloſe Formel und hoͤchſtens bei Perfonen, die für Ehre fehr em⸗ 
pfänglic find, zu vathen. Dagegen find Abbitte und Widerruf ver« 


68) Bon der früheren Infamie ift ſchon oben in biefem Staatslerikon VIII. Bd. 
6. 311—50 von Welder gehandelt worden. 

69) Arnold im Archive bes Griminalt. 1843. &. 267. 

70) Heine Schrift Über bie Strafgefeggebung 1.6.2778. 
« a) ueber die Härte dieſer Beftimmungen in Baiern ſ. Arnold im Archive 1843. 
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werflich, theil6 weil bie Vollziehung häufig zu. großen Verwickelungen führt, 
3. B. wenn der Verurtheilte nicht Abbitte leiſten will, und man entwe⸗ 
- der duch eine ungerechte Gefaͤngnißſtrafe ihn dazu zwingen 72) ober auf 
Lächerliche Weife durch einen Anbern in feinem Namen bie Abbitte vor: 
nehmen laffen muß, theild weil es unfittlich ift, Semanden zum Aus: 
fprehen einer Sefinnung gegen feine Ueberzeugung zu zwingen, theils 
weil der Beftrafte e8 bier in feinee Macht bat, die Handlung fo vors 
zunehmen, daß er durch ben Zon dee Stimme, burd) feine Geberden 
dem Staate Hohn fpricht und denjenigen, dem er Abbitte leiften foll, 
noch mehr Eräntt. 

V. Bermögensftrafen??) kommen entweder vor, indem man 
das ganze Vermögen des Beſtraften einzieht (Confiscation), oder einzelne 
Segenflände wegnimmt, z. B. bie Suchen, welche polizei» oder geſetz⸗ 
widrig verfertigt wurden, oder eine Geldflrafe ausfpriht. Daß bie Con: 
fiscation ungeredht iſt, da fie die Samilie des Beſtraften ſchwer trifft, 
wird allgemein eingefehen. Geldftrafen treffen ebenfalls leicht Unſchul⸗ 
dige. Sie werfen auf ben Staat leicht den Verdacht, daß fiscalifche Ruͤck⸗ 
fihten auf die Strafdrohung und Verurtheilung wirkten; fie wirken, 
haͤufig ſehr ungleih, ba fie dem Reichen nicht empfindli find und 
den Armen ſchwer treffen; fie fegen in VBerlegenheit, wenn bie Geld: 
firafe In Gefängnißftrafe reducirt werden fol. Nur in fo fern, als 
dann, wenn keine Geldſtrafe gedroht wäre, oft gar keine Strafe ein- 
treten würde, 3. B. weil der Richter die Gefängnißftrafe gegen ben 
ſehr Angefebenen nicht keicht erkennen würde, mährend er Geldſtrafe 
ausfpricht, mag von der Drohung von Geldflrafe — jedoch felten Ges 
brauch gemacht werben. Mittermaier. 

Strafgefesgebungen (neuere). — Der große Streit über 
Godification, welcher feit 3O Jahren befonders in Deutfchland fo viele- 
Federn bewegte, hat das Gebiet des Strafrechts ziemlich unberührt ge> 
loffen. Hier mar im Ganzen Einigkeit; ſelbſt diejenigen, welche fonft 
auf die entſchiedenſte Weife gegen Godification fich erklärten und unfes 
cer Zeit den Beruf dazu abfpradhen, mußten boch zugeben, daß mit 
dem Strafrechte ſich die Sache ganz anders verhalte. Allerdings gibt 
es auch kaum einen Rechtszweig, welcher flete legislative Nachhuͤlfe fo 
ſehr fordert, wie das Strafrecht, eben weil e8 am Meiften durch die 
geiftigen Zuftände des Volkes beftimmt wird. Aber blofe legislative 
Nachhuͤlfe Eonnte hier nicht einmal genügen. Es mußte ein ganz 
neuer Boden gelegt werden, gerade weil die Gefeggebung jene Nachhülfe 
auf eine unverzeihliche Weife gar zu lange verfchoben hatte. Allein — follte 
man nicht erft noch vorher mehr von bee früheren Zeit lernen und 
fi dadurdy zum Werke erft gehörig tüchtig mahen? Mag man aud) 
bei dem Civilrechte der Anficht fein, daß für uns die Zeit zu umfaſſen⸗ 


— 


7%) Rossi, Traite du droit penal Vol. iII. p. 189. 

73) Arnold im Archive S. 278. 

174) ©. darüber Alauzet,, Essai sur'les peines p. 72. 
N) 
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BR Sctcnrotgeſetgebungen. 
‚med nicht gelommen ſel, daß fie suoher-ndthig feien, 


ben Eeghelattenen | 
nwoch zu exfprisßlichen Refultaten führen würden, daß amf biefem Ge⸗ 
biete des Rechts frühere Beiten über uns fanden, unb 


Isibet alles dieſes auf das Straftecht keine Anwendung. Allerdings 
if in der Bearbeitung ber hiſtoriſchen Seite des Eitzafrehts und in bes 

bier vorhandenen. Gtoffes noch Eeinedwene Alles ges 
fchehen, was hätte geſchehen koͤnnen und follen; benn 


bie neuere 


& 





und Verbaitniſſ . 

Gtrafgefoge aus dem 16. Jahrhundert irgend yaflen, wenn fie auch 
für ihre Zeit, wie es die peinliche Gerichtsochnung Karl's V, wirklich 
war, ausgezeichnet gewefen fein follten; denn einige Jahrhunderte bil⸗ 
den ſchon an ſich eine große Kluft bei dem Theile ber Geſetzgebung, 
der mit Sitte und Culture und den flaatsrehhtlihen Verhaͤltniſſen des 
Volkes nothwendig gleichen Schritt halten follte, und dieſe Kluft wird 
um fo größer, wenn, wie es bei uns der Fall ift, dieſe Jahrhunderte 
zwilchen Zeiten liegen, in welchen Bildung, Lebensweife, politifche Vers 
haltniffe und Anforderungen bes Volkes im hoͤchſten Grade verfchieden 
find. Sollte aber wirklich auch ein weiteres Werarbeiten der uns übers 
lieferten Stoffe noch fo gute Refultate verfprechen: fo war ber Zuftand 
in Deutfchlanb auf dem Gebiete des Strafrechts feit langer Zeit fo, 
daß er nicht geflastete, zugumarten unb auf die höhere Bildung kuͤnfti⸗ 
ger Zeiten zu verweifen. Deutfchland hatte allerdings in der peinlichen 
Gerichtsordnung Karl’ V. ein Geſetzbuch, welches, wenn gleich rauf 
und hart, wie feine Zeit, body fehr gute Keime in ſich trug und in 
mehr als einer Dinficht feine Zeit überragte!). Neben ihm zu Ergaͤn⸗ 
zung feiner Lüden galt hauptſaͤchlich das römifhe Recht; allein bie 
ſtarke Seite des römifchen Rechts war nicht eben fein Strafuecht, und 
außerdem lieh fich Vieles vom roͤmiſchen Strafrechte mit ben beutfhen 
Verhälgmiffen und Beziehungen ſchwer, in manchen Hinfihten gas nicht 
gehörig vereinigen. Zwar wußte die Garolina hierin zum Theile auf 
eine fehr tüchtige Weile zu vermitteln, das Gute des roͤmiſchen Rechts 


1) ©. Hierüber Staatslexikon Mb. IL ©. 173 fi: 
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zu benügen, mande feiner Einfeitigkeiten zu vermeiden und nicht ohne 
Sthd in Vielem eine Harmonie des Roͤmiſchen und Deutſchen auf dem 
firafrechtlichen Gebiete zu bewirken. Allein abgefehen von den vielen 
Luͤcken, die fie ikrer ganzen Anlage und bem ihr zu Grunde liegenden 
Hauptplane nad) im Strafrechte hatte: fo war ihr ein eigenes Schickſal 
befchieden. In ben Zeiten, für welche fie recht gut mar und, in ihrem 
wahren Geifte erfaßt, auf das Erfprießlichite gewirkt haben würde, zwei 
Jahrhunderte ang wurde fie gar nicht gehörig begriffen; die Suriften 
ihrer und dee naͤchſtfolgenden Zeit flanden tief unter ihr und mißhan⸗ 
beiten fie und das Strafrecht auf eine wahrhaft geiftlofe Weiſe. Spaͤ⸗ 
tee ber, als man fie beariff und tüchtig zu bearbeiten begann, war 
ihre Zeit vorüber und fie fand nun in Vielem unter ber Zeit. Da 
hätte nun die Reichsgeſetzgebung eingreifen follen; allein biefe flagnirte 
auf eine traurige Weiſe. Mit der Carolina, welche noch dazu ohne 
Schwarzenberg’s Eräftigen, feine Zeit überragenden Geiſt gar. nicht zu 
Stande gekommen wäre, fcheint fie ihre legislative Producttonstraft 
beinahe ganz erichöpft zu haben, und wie in ben michtigfien Angelegen- 
beiten bes beutfchen Vaterlandes, fo wurde auch bier ein erfprießliches 
Sortfchreiten duch Mangel an Einigkeit und an pflichtgemäßem In⸗ 
tereffe für das wahre Wohl des Ganzen gefährdet. Aber auch nicht . 
einmal die einzelnen Provinzen bes Reichs forgten für fid durch eine 
tüchtige Landesgeſetzgebung. Zwar nahm bie Particulargefekgebung 
einzelner deutſchen Zerritorien, bald nach Erlaffung der Carolina und 
befonder® angeregt durch dieſe, einigen Anlauf; allein was fie in jes 
nen Zeiten zu Tage förderte, waren theils bloſe Entwürfe, theils 
Nachahmungen der Carolina, die hinter ihrem Vorbilde zuruͤckblleben 
und von den rüdfchreitenden Einflüffen,, die überhaupt in der zwelten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts und im 17. Jahrhundert fih auf eine 
bedauerliche Weife geltend machten, beherrfcht waren. Inzwiſchen aber 
ging das geiftige Leben des Volkes mit mächtigen Schritten voran und 
ließ feine Strafgeſetzgebung meit hinter fi, und fo mußten nun noth» 
gedrungen Wiffenfchaft und Praris, Gelehrte und Richter, in einen ent» 
fhiedenen Kampf gegen bie alten Geſetze treten, und Wiffenfchaft und 
Berichte, getragen von dem rechtlichen Bewußtſein und der Gultur ihre 
zer Zeit, waren mächtiger, als das Gefes, und ftärzten in den meilten 
Puncten bie alten. Gefeger Anfangs fuchte die Praris nody den Schein 
zu retten; fie umging, oder, wie Karl Ferdinand Hommel es rieth, fie 
nmfchiffte die Gefege durch fcheinbare Auslegungen; fie fuchte das flarre, 
harte Geſetz durch alle möglihen, wenn auch noch fo wunderlichen 
Deutungen, Interpretationen und Fictionen einzuſchraͤnken, zu mildern 
und mit ihren oder mit den Anfichten ber Zeit in Einflang zu brins 
gen. Allmälig aber, gewöhnt, das Geſetz mehr und mehr auf die Seite 
zu fchieben, fand fie auch feine Ummege zu Iäftig und unndthig, und 
fo erlag am Ende das Geſetz, das mehr und mehr an Anfehen verler, 
der Macht und dem Willen der Praris ganz, fo daß ein blofes und 
nur gar zu häufig nicht gehoͤriges Berufen auf eine angebliche Praris 
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ums ſich uͤber das Gefet hinwegzufeten. Dieſes mußte feels 
umter ‚ben vorbin angebeuteten Umfländen fo fommen, unb 'babei 


tsaten noch manche weitere befonbere Umſtaͤnde ein, durch welche Praxis 
und Wiſſenſchaft in dieſem Beginnen geföcbert und unterflägt wurden. 


mitteln ber alten Geſetze großentheils ſubſtituirt werben; aber ihr Ver⸗ 
bältniß. zu den alten Strafen und zu den Werbrechen wurde durch Die 


hmigung wurben, 

Einfluß romanifirender Publiciſten, gegen altes beutfches Hecht und 
frühere allgemeine Rechtsſitte der roͤmiſche Grundſatz zur. Geltung kam: 
quod principi placnit, legis habet vigorem. Aber gerade durch diefe 
Legalifation wurde auch wieder von der andern Seite die Willlür vers 
mehrt, indem ber Richter In der Hoffnung der Genehmigung fi) um 
fo weniger fcheute, vom Geſetze abzugeben. Zwar führte dies felten 
zu einer Härte gegen ben einzelnen Verbrecher, indem jene Abweis 
dungen meilt in einer Milderung bes beftehenden Rechts beflanden; 
allein fie fchloffen doch nicht immer, mwenigftens nicht ficher, Härten ger 
gen die Angefhuldigten aus und mußten immer mehr zur Nichtachtung 
des Geſetzes und zur Rechtsunficherheit führen. So wurde am Ende 
das gemeine deutfche Strafrecht durch Wiffenfchaft und Praris in einem 
lofen Zufammenhange mit ber gefeslihen Grundlage gebildet, und dabei 
war bie Praris eine zwifchen den Einflüffen der immer veger werdenden 
Wiſſenſchaft bin und ber ſchwankende und In den verfchiedenen Gerich> 
tem nicht nur der verfchledenen Staaten Deutfchlands, fondern nur gar 
zu häufig eines und deſſelben Staats eine hoͤchſt verfchiedene. Diefe 
Berfchiedenheit Außerte ſich nicht blos in untergeordneten Puncten, fon» 
bern oft in ben wichtigſten, durchgreifendſten Fragen, felbit in Fragen, 
welche die Grundlage des Strafmafes für eine Reihe der wichtigiten 
Verbrechen beflimmten. 

Solite hier geholfen werden, fo mußte nothwenbig bie Geſetzge⸗ 
bung weſentlich eingreifen und vom Grunde aus reformiren. Dies 
zefhah auch, in manchen Staaten mit langer Ueberlegung und nad) 
vielen Conaten erft [pät, in anderen raſcher, aber dann audy freilich fo, 
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daß man eben fo rafch beffern mußte. Woran ging Batern mit bem 
Codex Maximilianeus vom Sahre 17515 allein dieſer Coder, obgleich 
er in den allgemeinen Srundfägen manches Humane enthält, war doch 
nicht geeignet, eine befjere Bahn zu brechen, und fand in Vielem weit 
hintere den Kortfchritten, bie in jener Zeit in Deutfchland mehr und 
mehr fi) Bahn zu brechen begannen, und weit unter ber Garolina, 
wie dies befonders die 65. defjelben beweifen, welche von der Gottes⸗ 
laͤſterung, Kegerei, Zauberei, Hererei, Perduellion und dem Cinfluffe 
der Würden und des Adels auf Steafminderung handeln. Bald folgte 
Defterreich, zunaͤchſt durch ein Gefegbudy von Maria Therefta 


aus dem Jahre 1768, ‘das in ben meilten Puncten ben Geift des | 


baierifchen Coder an fi trug, aber im Einzelnen ſich ſchon vortheils 
baft von demfelben unterfchied, jedoch fhon nad) kaum 20 Jahren durch 
ein neues Geſetzbuch unter Joſeph (1787) aufgehoben wurde. Einen 
entfchiedeneren Fortfchritt enthielt Das Geſetzbuch des dritten Staats, dee 
den genannten auf der Gefeßgebungsbahn folgte, der criminalrechtliche 
Theil des preußifchen allgemeinen Landrechts (1794), welcher ein 
ziemlich treued Abbild des Standpunctes gibt, den in ber genannten 
Zeit Docttin und Praris in Deutfchland eingenommen hatten, ein 
Standpunct freilih, der weit unter dem ber jegigen Zeit ſteht, die in 
wenigen Jahrzehnten mit mächtigen Schritten das verfloffene Jahrhun⸗ 
dert überflügelt hat. | 

Den Anfang diefes entfchiedenen Kortfchreitene auf bem legislativen 
Bebiete machten wieder die beiden Staaten, bie im 18. Sahrhundert 
mit dem erften umfafjenden Verſuche vorangegangen waren, Deſter⸗ 
reich durch fein neues, jest noch geltendes Geſetzbuch vom‘ Fahre 
1803 und Baiern durch fein ebenfalls jegt noch geltendes Strafge⸗ 
fegbudy vom Jahre 1813, das legtere großentheils eine Arbeit Feuer⸗ 
bach's und, wie alle Arbeiten beffelben, ausgezeichnet durch treffliche 
Sprahe, Schärfe und Beſtimmtheit, durch gehörige Sonderung bes 
Allgemeinen vom Befonderen, fcharfe Gliederung ber verfchiedenen Ver⸗ 
haͤltniſſe, aber auch befangen in einem einfeitigen Verfolgen eines ſchrof⸗ 
fen Abſchreckungsſyſtems und In einem einfeitigen, zu theoretifchen Beurs 
theilen des Lebens und in einem übergroßen Beſtreben, das richterliche 
Ermeſſen, das biß dahin allerdings in eine beinahe ungebundene Willkür 
ausgeartet war, in fefte Schranken zu bannen, was zu vielen, mitunter 
in dieſer Weife gar nicht beabfichtigten Härten führen mußte. Dem 
Gefegbuche ſelbſt folgte bald ein ausführlicher Commentar, der ebenfalls 
Sefegeskraft erhielt, von dem aber Seuerbac, fpäter öffentlich er 
Eldrte, daß er ‚an demfelben ganz und gar unſchuldig“ fe. Dem Vor⸗ 
gang Baierns folgte bald Didenburg, welches mit einzelnen Aendes 
tungen ſchon im Sahre 1814 das baierifhe Geſetzbuch bei fid) eins 
führte. 

Bon da an aber trat eine lange Pauſe ein, aber nicht eine Paufe 
der Unthätigkeit; nur führte die Thaͤtigkeit lange nicht zu einem Mefuls 
tate. Die meiften übrigen deutſchen Staaten fühlten eben fo lebhaft 
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Meblrfniß elner Tegislativm Reform des Strafrechts; ſio fuchten 
ihm auch entgegenzukommen, aber ein. Entwurf verbrängte ben ande⸗ 
con, bis man endlich zu feſten Entſchluͤſſen kam; und fo. vergingen. 

wehr als 20 Jahre Im bloſen Entivärfemacen.. Run aber kam reſch 
ein: Gefegbuch nach dem anderen zu Stande: ‚bad Gtrafgefegbuch des 


und im Sabre 1841 im. Herzogthume Sachfen + Altenburg einges 
fühet wurde, das Gtrafgefenbuch: für das Königreich Württemberg 
im Jahre 1830, das Strafgeſetbnch hs: dad Kanigreich Hannover, 

Sabre 1840, fhr das Herzogtum Braunfdhmeig im Jahre 1840, 
—2* im Jahre 1849. auch in LipperDetmpLd: eingeführt wurde, 
das Großherzogthum Huffen von 1861 3). . Auch bie amderen 
Staaten, welche fräher auf dem Wege ber: Befepgebung' vorangegangen 
weren, überzeugten ſich, daß ihre Geſetzbuͤcher mit den Anforderungen 
ber weiter geſchrittenen Zeit nicht mehr Im Einklange ſtanden, und: fie 
find feit längerer Bett mit Vorbereitung burchgeeifenber : Neformen bes 
fdäftiges (0 -Deferreich?), das aber bie Boracbeiten zu feinem neuen 
Geſetzbuche bis jegt noch nicht bekannt machte, Preußen, das mebs 
rere neue Entiehrfe ausarbeiten Ueß unb in ber meueften Zeit den Ent⸗ 
wurf eines Gtrafgefehbuche für bie ſaͤmmtlichen preufifcen Stoaten, 
ber in dem preußifchen Staatsrathe berathen und feſtgeſtellt wurde, ſei⸗ 
nen Provinztaiftänden zur Begutachtung mittheilte, Baiern, welches 
bald nad) der Erfcheinung feines Befegbuche die Härten und Einfeitigs 
Beiten deffelben duch eine Meihe von Movellen milderte unb ſchon im 
Jahre 1820 eine Totalreform deſſelben anorbnete und eine Reihe von 
* Entwürfen ausarbeiten ließ (der erfle vom Jahre 1822 von Goͤnner, 
ein zweiter, welcher mit interefianten Motiven bekannt gemacht murbe, 
vom Jahre 1827, und ald auch gegen diefen mandye Bedenken fich ers 
hoben, ein dritter vom Jahre 1831), fi aber in der neueften Zeit 
mit einigen neuen Mobdificationen feines Gefegbuches von 1813 vorerft 
begnügte. In anderen deutfchen Stuten, welche bis jetzt noch Leine 
vollftändige Particulargefeßgebung haben, tft man, zum heile menigs 
ſtens, mit Vorarbeiten zu einer ſolchen ernſtlich beſchaͤftigt. Zu ers 
wähnen find bier befonders die Vorarbeiten für die Strafgeſetzgebung 
in Baden. Ein forgfältig und gut ausgearbeiteter Entwurf, der fidy 
die neueren Arbeiten in den Übrigen deutſchen Staaten auf eine tüchtige 
Welle zu Nugen gemacht und in Manchem fie mwefentlich verbeffert 


F 





2) ueber dieſe Geſetzbuͤcher ſind beſonders die Ausführungen von Mit: 
termaier in feinem Werte über die Strafgefeggebung in ihrer Fortbildung. 
Heidelberg, 1841. 1843 zu vergleihen. Intereffant ift auch bie von dem Staats⸗ 
minifter v. Kampg veranlaßte „Zufammenftellung der Strafgefege 
auswärtiger Staaten (d. 5. deutfcher Staaten außer Preußen und eis 
niger nicht deutfcher) nach der Ordnung des revidirten Entwurfs des Strafges 
fegbuche für die koͤnigl. preußiichen Staaten“ 5 Thle. Berlin, 1838 - 1841. 

3) Mittermaier a. a.D. Bd. II. &. 81 ff. 





Strafgefehgebungen. | 221 


hatte, wurde Im Jahre 1839 der babiſchen Staͤndeverſammlung vorges 
legt und von biefer, zuerft von dee zweiten und dann von der erften 
Kammer, aus fuͤhrlich berathen. Allein die Beichlüffe der beiden Kam⸗ 
mern wichen in vielen wichtigen Puncten weſentlich von einander ab, und 
eine Reihe von blefen Beſchluͤſſen, namentlih von denen ber zweiten 
Kammer, ſchlen auch in einem entfchledenen Zwieſpalte mit den Anfichten 
der Regierung zu fliehen; und fo kam bis jept die Geſetzgebung felbft 
nicht zu Stande. Die Verhandlungen über biefelbe aber enthalten einen 
Schatz treffliher Materialien für die Strafgeſezgebung, befonders bie 
Commiffionsberichte und die Verhandlungen der zeiten Kammer, deren 
Reſultate jedoch, mie der Entwurf felbft, fpäter einige ſtarke literariſche 
Angriffe erlitten, und zwar Angriffe von der entgegengefegteften Rich⸗ 
tung, indem man ihnen von ber einen Seite eine nicht gehörige Beruͤck⸗ 
fihtigung ber Forderungen der Humanitaͤt, von einer anderen ertremen 
Seite eine Antaftung ber Rechte der Krone und Lähmung der Kraft ber 
Staatsregierung vorwarf, Beides gleldy ungerecht, wenn gleich in Eini« 
gem die Beſchluͤſſe der zweiten Kammer allerdings etwas zu welt gingen. 
Auch in anderen, auferdeurfhen Staaten entmwidelte ſich theils 
ſchon am Ende des vorigen Jahrhunderts, befonders aber in dem jekigen, 
ein reges Streben auf dem Felde der Griminalcodification, welches 
zum Theile in einer Reihe umfafiender Steafgefesgebungen , zum Theile 
wenigſtens in Vorbereitungen zu benfelben und in ausgearbeiteten Ente 
würfen ſich Außerte. on mannichfachem Intereſſe für uns iſt in dieſer 
Beziehung befonders bie franzoͤſiſche Sefeßgebung *), der Code penal 
von 1810, welchem aus ben Zeiten der Republik drei als Geſetzbuͤcher 
publichtte Berfuche vorangegangen waren. Diefer Code ift für uns nar 
mentfich theils durch den Umſtand von Intereſſe, daß er bei unferen 
neueren deutfchen Befepgebungsarbeitm in Manchem, und zwar in Mans 
chem leider nur zu fehr beachtet wurbe, theils deshalb, weil erin einem 
Theile von Deutſchland, in ben beutfchen Ländern bes linken Rhein⸗ 
ufers, no als Geſetz gilt. Wenn er dort mit großem Intereſſe vom 
Volt and Juriſten feitgehalten wird, fo möchte dies mit wenigen Ause 
nahmen weniger feinem Inhalte, der zum Theil gar zu fehr die Spuren 
Napoteon’fcher Zeit an fidy trägt, al6 dem Umſtande zuzuſchreiben fein, 
daß er in Verbindung mit dem freifinnigen frangöfifchen Strafproceffe 
fiebt, der mit ihm im jenen Ländern eingeführt wurde. Denn was 
ben Code felbft betrifft, fo fühlte man in Frankreich immer mehr, daß 
er wefentlicher Werbefjerungen bedurfte, und bie franzöfifche Regierung 
ſchritt auch zu folchen in einzelnen Geſetzen, und nach der Juliusrevolution 
in einem befonders umfaffenden Gefege vom Jahre 1832 ©). 


4) Ueber die Geſetzgebungen biefer außerbeutfchen Staaten ift befonders auch 
das In ber Note 2 angeführte Wert Mittermaier’s zu vergleichen.. 

5) Vol.auch Mittermaiera.a.D. 80.1. ©. 108 ff. Bd. II. S. 24 ff. 
und über das Geſet von 1832 befondere Chauveau, Code pénal progrens. 
Comment. sur la loi modif. Paris, 1832, 
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Fragt man nad) ben Fortſchritten, welche man burch bie neueren 
deutſchen Strafgeſetzgebungen gemacht hat, und nach dem Gewinne, den 
man durch fie 308, fo darf man dabel nicht die Geſetgebungen ber 
bei groͤ als 
ern, in’s Auge un⸗ 
ferer jetzlgen Zeit inbens 
man in den lezten 20 — 30 Jahren auf ; Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaſt und gekommen iſt. 
Den Uebergang In bie jetzige Zeit vermittelte gewiſſerunßen ier⸗ 
ſche Strafgeſetrbbuch von 18135 feine. Form und Aulage iſt in 
"de neueren Gef: ſehr ‚fihtbar, und Manches ven bemfelben 
gkig wörtlich in fie Aber. Aber bie neueren. Arbeiten in ben 

zweiten in bie letzten 

‚bie von 

Auge bas 

ben, wenn man jebt von ben Fortſchritten auf dem genannten Gebiete 

ſprechen will — fichen in Materie wie in Form in biefer Sinfiche weit 

Aber bemfelben. Im Grunde genommen iſt es geößtentheils ber Stand⸗ 

punct ber neu hen Geiminalschtewiffenfhaft, ber für 

diefe neueren Legislative Acheiten maßgebend -war mb fich in ihnen 

ausbrädte, und es würbe bier zu weit umb zum auf ein anderes 

Feld führen, wenn am biefer Stelle auf die Worgfige und Maͤngel ber 
neueren lationen genau eingegangen werben follte. 


Legis 8 fi " 

In Beziehung auf bie wichtigfte Vorfrage, was beim Verbrechen 
das eigentliche frafbare Moment, der wahre Kern des Verbrechens und 
das durch die Strafe zu Bekaͤmpfende fet, flimmen wohl alle diefe neueren 
Legislationen überein. Wie jest im Ganzen in der Wiffenfchaft, fo tft 
auch von ihnen anerkannt, daß das Mechtögefeg weſentlich ein Wil 
lensgefes fe, daß ber dem Gefege widerſtreitende Wille an ſich 
ein Unrecht fei, daß biefer widerrechtliche Wille allein es ſei, der 
auf dem Gebiete bes Rechts eine Schuld begründet, und daß er den 
wahren Kern des Verbrechens und fo auch bie wefentlihe Beziehung 
ber Strafe bilde. Wie bedeutend bie Anerkennung diefer Wahrheiten 
für die wichtigfien Beziehungen des Strafrechts fein mußte, bedarf 
keines Nachweifes. Durch fie beftimmte fich auch die Herrfchaft rich“ 
tigee Srundfäge über Zweck und Grund der Strafe. Zwar ſtellen die 
neueren Streafgefeggebungen in biefer Beziehung und auch mit Recht 
ein beftimmt ausgefprochenes Princip nicht an ihre Spitze; denn dieſes 
Princip hat der Gefeggeber blos in den einzelnen Beitimmungen feines 
Geſetzes zu befunden, und bie Doctrin e8 aus benfelben zu entwideln. 
Noch weiter fchienen aber mandye Geſetzgebungen zu geben; fie erklären 
zum Theile in ihren Motiven ausdrüdlih, daß ein beftimmtes Princip 
ihnen nicht zu Grunde liege. Allein hier ift mehr gefagt, als im Grunde 
genommen wahr iſt. Allerdings ließen ſich in folchen Fällen die Vers 
faſſer des Gefeges mehr durch ihe natürliches Gefühl, ale durch eine 
klare Erkenntniß deſſen, worüber fie mit ſich hätten in's Reine kommen 
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follen, leiten. Aber das natürliche Gefühl leitet auf biefem Felde oft 
richtiger, als ein beflimmt ausgeprägtes philofophifches Princip, und 
jenes Gefühl fand doch unverkennbar unter dem Einfluſſe der neuen’ 
Wiffenfchaft, welche großentheild die Einfeltigkeiten früherer Straf⸗ 
cechtstheorien überwunden hatte. Man ift jegt auf dem Standpuncte, 
ders Subject fein Recht widerfahren und es nicht im Mittel zu eins 
feitig aufgefaßten Staatszwecken aufgehen zu laffen; man will bie Kor» 
derungen dee Gerechtigkeit, nicht bes blofen pelitifhen Nutzens 
erfüllen, und hierin lag jebenfall6 ſchon eine Megation früherer Abwege 
und beim $efthalten an den vorhin angebeuteten wefentlichen Beziehun⸗ 
gen der Strafe ein — wenn auch nicht immer auf Places Bewußtfein ger 
gründetes — Einlenten zum Richtigen, fo bag man dadurch auf das Be 
Rreben kam, duch bie Strafe das Verbrechen wieder aufsuheben, das 
gebrochene Recht wieberherzuftellen, fomit den miderrechtlihen Willen 
zu betämpfen und bie Unantaftbarkeit der Rechtsordnung durch Bes 
tämpfung des Unrechts mittelft einer der wahren Schuld des Ueber⸗ 
treters angemeffenen Strafe zu fanctioniren.. Hieran Enüpfte ſich in 
Verbindung mit ber Dumanitdt und Gultur ber Zeit ein weiterer großer 
Fortſchritt, der im Strafenſyſtem. Ein Deutfcher bes 16., 17. und 
felbft des 18. Jahrhunderts würde in biefee Hinſicht in unfere Zeit 
fi gar nicht zu finden wiſſen; er wuͤrde glauben, bie Rechtsorbnung 
koͤnne kaum eine Stunde beſtehen beim Mangel beinahe alles befien, 
was man früher für ihre mefentlihen Stügen hielt. Galgen und Rab 
find nicht mehr die Embleme, bie, wie in früherer Zeit, bie Strafge⸗ 
fege zieren; ber Kampf gegen bie Zodesitcafe hat ſich nach beinahe 
ZOjaͤhrigem Schlafe in unferer Zeit wieder auf's Lebhaftefte erneuert, und 
er hat bewirkt, mas er bewirken follte, nicht Aufhebung der Todesſtrafe, 
aber moͤglichſte Beſchraͤnkung berfelden. Kein Staat: in der neuern Zeit 
bat die Todesſtrafe ganz aufgehoben; fie wurbe aber im Verhaͤltniſſe 
nicht nur zur früheren Gefeggebung, fondern felbft zur frühern Praris 
fehr beſchraͤnkt, und bie Verhängung biefer Strafe gehört jest in Deutſch⸗ 
land zu den Seltenheiten. Dabei find die Barbareien der früheren Zeit, 
die in den qualificirten Zobesftrafen fi dußerten, ganz verfchwunden. 
Die koͤrperliche Züchtigung ift in manchen Staaten ganz verdrängt, in 
anderen ſehr befchränkt. Das Dauptftrafmittel find blos Freiheitsftras 
fen, aber nicht in der Weife, wie in der zweiten Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts und in den erften Jahrzehnten des 19., einer Zeit, In welcher 
die Strafanftalten durdy die Behandlung oder vielmehr Mißhandlung 
dee Straͤflinge nur zu haufig ben frühen Barbareien kaum in etwas 
Anderem nachſtanden, ale in der Form. Welche Fortfchritte hierin auf 
dem Wege der Humanität und der Criminalpolitit in der neuern Zeit 
gemacht wurden, bedarf hier um fo weniger einer weitern Ausführung, 
als es auch ſchon an anderem Stellen dieſes Werkes nachgewwiefen wurde. 
Ale diefe Fortfchritte hatten auch nod in anderen einzelnen Beziehungen ' 
ein entfchiedenes Weiterfchreiten zur Folge. Dem Ermeffen des Rich⸗ 
„ters ließen die frühere Praris und ſelbſt auch bie Gefeggebungen aus 
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tn ſtarren Geſchen aubdpraͤgte, bie buͤrgerliche Fretheit geſchla⸗ 
d durch welche auch das ſtrafrechtliche Geblet Abe Ge⸗ 
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wacqhen Die Reichögefehgebung das Einführeiten des Richters von 
Ä abhängig machte, mie 3. B. bei Nothzucht, Ent⸗ 


haben, macht Dittermaier in feinem oben mehrfach erwähnten, 
Intereffanten Werke über die neuere deutſche Strafgefeßgebung aufmerk⸗ 
ſam. Auch in den Puncten, in welchen ber entſchiedenſte Kortfchritt 
in unferen neueren Geſetzgebungen enthalten iſt, laͤßt ſich noch Man⸗ 
ches vermiſſen. Namentlich iſt dies der Fall bei den Schranken, die 
dem richterlichen Ermeſſen geſetzt, die zum Theile immer noch et⸗ 
was zu eng find, und bei denen beſonders bie Strafminima vieifach zu 
hoch gegriffen wurden, fo daß fie zu vielen Härten führen, bie im 
Wege der Begnadigung nur unvollfommen ausgeglichen werden können, 
Auch tm Strafenſyſtem tft nod Manches zu vermiffen. Die Abſtu⸗ 
fungen ber Freiheitsſtrafen find zum: Theile viel zu fehr verfünftelt ; 
eine Strafart, bie wenigftens für eine Claſſe von Verbrechen in mans 
hen Faͤllen fehr angemefien und gerade bei diefen Berbrechen durchs 
führbar wäre, die Landesvermeifung, vermißt man beinahe in allen 
neueren Strafgefeggebungen; mit der Infamie find unfere neueren Ges 
feggebungen beinahe ohne Ausnahme viel zu freigebig; fie knuͤpfen fie 
u unbedingt an bie Größe der Strafe und verhängen fie als ein bem 
—*8* auch nach uͤberſtandener Strafe durch fein gauzes Leben hin⸗ 
burch begleitenbes Uebel (in diefer Beziehung ift fogar fchon das oben 
beruͤhrte Geſetzbuch von Maria Therifia in Manchem beffer, als unfere 
neueften Strafgefehgebungen) ; die Privatitrafen , in vielen Zällen ein 
eben fo wirkſames und empfindliches Strafuͤbel, als die Öffentlichen, dabei 

oft das gerignetite Mittel, dem verlegten Individuum und mittelbar auch dem 
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verlegten Geſetze Genugthuung zu verfchaffen, find aus einer eigenen Ver⸗ 
kennung ihrer wahren Natur 6) in ben neueren Geſetzgebungen, hoͤchſtens 
da und bort, mit Ausnahme ber Aflimatorifchen Injurienklage, ganz aufges 
hoben worden. Bei der Beſtrafung ber politifchen Verbrechen ſchlich ſich noch 
manche Härte in Anklaͤngen eines früher herrſchend gemefenen Abfchredungss 
princips ein, wie überhaupt die Ruͤckſicht auf die politifchen Verbrechen bei 
ber Reform unferes Strafrechts manchfachen ungünftigen Einfluß dußerte, 
und im polizellihen Beſchraͤnken und Ueberwachen hält man immer noch 
zu fehr an alten befangenen Anſichten feft. | 

Die neueftendeutfchen Strafgefegbücher zeichnen fich vor den früheren 
auch dadurch aus, daß fie das Mefultat der Verhandlungen ber Regie 
ungen mit Stänbeverfammlungen find, und zwar nicht bios 
mit berathenden,, fondeen mit folhen, von deren freier Zuflimmung das 
Zuftandefommen des Gefeges abhängig iſt. Diefer Umftand hatte fchon - 
die eine für Fortbildung und Anmenbung bed Rechts wichtige und ers 
fprießliche Folge, daß er eine Meike ber tüchtigften legislativen Mates 
rialien zu Tage förderte, welche ohne ihn wohl nie Gemeingut gemors 
fein würden. Die conftitutionellen Regierungen unterflügten ihre Ges 
fegesvorfchläge mit ausführlichen intereffanten Motiven, und die Arbeiten 
dee Sommiffionen in ben Ständeverfammlungen, mie auch bie Verbands 
lungen felbft, ergänzten diefe Materialien meiſtentheils im tüchtigem 
Geiſte. Auch beweifen die neueften Refultate der deutſchen Gefeggebuns 
gen n Sahfen, Württemberg, Hannover, Braunfhmeig 
ꝛc., baß bie conftitutionelle Korm keineswegs ein Hinberniß für das Zus 
ſtandekommen umfaffender Legislationen ift, und mas das Materielle 
betrifft, fo Tann man gewiß auf das Beſtimmteſte behaupten, baß 
die Entwürfe duch bie Aenderungen, melde fie in ben Staͤnde⸗ 
kammern erlitten, die entfchiedenften Verbeſſerungen gewannen. Ueber» 
haupt aber ift diefee Weg, welcher ohnehin auf alter deutfcher Rechtes 
fitte fußt, und an deſſen Nothwendigkeit noch im 15. Jahrhunderte kaum 
irgend in Deutſchland gezweifelt wurde, der einzige, auf weldyem das 
Geſetz wahrhaft das wird, mas es fein fol, der allgemeine Wille, 
welcher beftimmt, wie der einzelne Wille in den dußeren Beziehungen 
der Menfchen zu einander ſich zu verhalten habez und menn auf ihm 
auch mandyes pofitive Gute im Miderftreite der Anfichten, Weberzeus 
gungen, Meinungen und Intereſſen ſich nicht durchfuͤhren läßt, fo 
ſchuͤtzt er doc, entfchieden gegen Rüdfchritt, Minderung der Volksrechte, 
unvolksthuͤmliche oder fchädliche. Geſetze. 

Allerdings wurde durch diefe neueren Geſetzgebungen auf dem Ges 
biete des Strafrechts das gemeine Recht in Deutſchland, welches 
freilich ſchon lange formell und juriſtiſch ein gemeine zu fein aufge 
hört hat, immer mehr zu Grabe getragen. Allein dies war ganz uns 
vermeidblih. Bei unferen jegigen politifchen Verhaͤltniſſen ift an eine 


6) 8 bier meine Ausführung im Ardive für cioiliftifche Praris Band 
Staats » 8erifon XV. 16 
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bis jegt am Meiften das Strafrecht dadurch wiſſenſchaftlich zu behan⸗ 
dein geſucht, daB man eifrigſt das hoͤchſte Princip dieſes Rechtstheils 
auffuchte und es an feine Spige ſtellte. Theils dieſes wiffenfchaftlichere 
Verfahren und ber große ſcheinbar unabfehliche Streit über das rich⸗ 
tige Princip des Straftechts, theils bie nähere Berührung der ſtraftecht⸗ 
lichen Fragen mit ben wichtigſten echten der Menſchheit gewannen 
biefem Rechtstheile mehr als den übrigen aud die Xheilnahme ber 
Nichtiuriften,, der Philoſophen, ber Politiker, des allgemeinen gebildes 
ten Publieums und endlich auch ber Gefeggebung, welche gerade im 
Strafrecht vorzugsweiſe thätig wurde. Ein Hauptfehler der meiften 
Strafrechtstheorieen beftanb wohl unftreitig darin, daß man bie hoͤchſten 
Grundfäge des Strafrechts allzu [ehr von dem übrigen und von dem 
biftorifehen und pofitiven Recht und feinen Brundideen losriß. So ver: 
irrte man ne Bu einfeltigen Philofophemen, welche dem Leben, bem 
praktiſchen Beduͤrfniß und dem wirklichen gefeglichen Recht zu fchroff 
und einfeitig entgegenftanden. Es fehlen daher heilfam, die Unter: 
ſuchung nah den hoͤchſten Grundfägen bes Rechts inniger an das hi: 
fkorifche Recht und die praktiſchen Bebürfniffe und Erfcheinungen des 
Lebens, insbeſondere an biejenigen angufchließen, die in ben faft überall 
in Deutfchland entflandenen neuen Oteafgefegblichern zu Rage traten. 
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Diefes verfuchte ich, nach früheren ebenfalls Hiftorifchsphilofophis 
(hen Bemühungen für eine vielfeltigere Strafrechtstheorie und für eine 
gluͤckliche Vermittelung des großen Streites entgegengefegter Syſteme, im 
einem amtlihen Bericht über den allgemeinen Theil bes Entwurfs 
eines neuen badifchen Strafgefegbuches *). Da ich noch jegt dieſen an 
ſich fo hoͤchſt wichtigen und ſchwierigen Gegenftand nicht praftifcher zu 
behandeln wüßte, als in biefem Berichte, der ſich ber Zuftimmung 
Sachkundiger erfreute, fo werbe ich mich hier großentheils an dieſe frühere 
Ausführung anfchliegen. Ich thue biefes um fo mehr, da meine Aus⸗ 
führung ſtets aud bie Übrigen neuen Strafgefebgebungen vor Augen 
hatte, auch auf fie und für fie anwendbar fein follte. 

Bei keinem Theile ber Strafgefegbücher, find die Vorfragen über 
die hoͤchſten Grundfäge bes Strafrechts und ber Strafpolitit wichtiger, 
als bei den Beflimmungen über die Materien bes fogenannten allges 
meinen Theile des Strafrechts, bei ben Beſtimmungen über Verbre⸗ 
chen und deren Beſtrafung im Allgemeinen, über Zurechnung, Vorſatz 
und Fahrläffigkeit, über Nothfland und Nothwehr, Über Verſuch und 
Vollendung, über Urheber und Gehülfen, über beflimmte und unbe 
flimmte Steafgefege und ihre Anwendung, über ben Maßſtab der Strafe, 
über Strafmilderung, Straffhärfung und Strafverwandlung. 

U. Die Unentbehrlichkeit einer feſten Strafrehtscheos 
rie. — Gerade jene allgemeinen Lehren, von melden in jedem bes 
fonderen Salle die Beſtrafung und ihre Größe abhängen, 
muͤſſen nach der Natur ihres Inhalts am Unmittelbarften aus denjenigen 
hoͤchſten Srundfägen über Rechtsgrund, Zweck und Mapftab der Stra 
fen, von welchen der Gefeßgeber ausging, abgeleitet werden. Sie ſtel⸗ 
Ien fie alfo auch am Deutlichften dar. Der Richter iſt in diefen Titeln, 
namentlich im Titel über bie Anwendung unbeflimmter Strafges 
fege — welche weitaus den größten Theil des Gefegbuches bilden — 
auf fie verwiefen. Er teitt hier natuͤrlich und nad) erflärter Abficht 
an bie Stelle der Geſetzgebung. Aber er fol ihr Wert nad ihren 
Srundfägen fortfegen (f. Tit. V.) 

" Unter jenen Vorfragen aber verftehe ich bie doppelte Frage: 

Für's Erfte: ob und in wie fern es nothwendig ift, 
daß überall entweder das Geſesbuch ſelbſt, ober doc 
feine Motivirungen ſich über jene höchſten Grundfäge 
ausfpredhen; 

fodann aber, falls jene erſte Trage bejahend entfchieben würde, bie 
fernere Frage: welches dann ihrem Wefen nah jene 
Grundſaͤtze feien? 

In Beziehung auf die erfle Frage nun kann natürlich lediglich das 
praktiſche Beduͤrfniß bes richtigen Verſtaͤndniſſes und ber richtigen 
Behandlung des Geſetzbuches Berüdfichtigung finden. Ich würde 3. B., 


*) Verhandlungen der Il. Kammer ber babifchen Landflände von 1839 
VO. Beilagebeft. 15* 
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wenn und fo weit es ſich bei ber Frage nach dem Rechtegrund ber Strafe 
ms bavom handelte, zu beweifen, daß e& überhaupt ein echt bee @tzafe 
gäbe, keine Sylbe daruͤber verlieren. Wir Alte zweifeln an dieſem Rechte 
Hicht, und wuͤrden in dieſer Bezie dieſen Beweis dem reinen Theo⸗ 
retiker uͤberlaſſen. Anders aber aͤlt es ſich mit jener Frage, in ſo 
fern fie entſcheidet: welche Handlungen und wie hoch dürfen fie zu⸗ 
feſt vom Geſetzgeber und dann von dem Richter beftraft werben ? Auch 
in diefer Beziehung würde es unerheblich fcheinen, etwa blos indi⸗ 
Giduelle Anfichten auszuführen. Dagegen aber kann aus unmittel⸗ 
bar praktiſchen Rüdfichten ein Schweigen über bie einem neuen 
 Gtrafgefegbuche zu Srunde liegenden Principlen keines 
wegs värhlich fen: | 
Zeſte, klare, überall buchgefährte, richtige hoͤchſte 
Brundfäge find wohl in Beziehung auf bie Gtrnfgefepgebung unend⸗ 
lich wichtig, und noch wichtiger ſelbſt für eine gluͤckliche richterliche An- 
wendung biefes mwichtigften Theils aller Rechtsgeſetze, und vielleicht auch 
vhdfihtlic feiner guten Wirkung auf bie Bürger, als für bie legisla⸗ 
tive Büte einzelner Beſtimmungen. | .- 
Um biefe Behauptung gerechtfertigt zu finden, braucht man nur bie 
neueren Strafgeſetzbuͤcher in’ Auge zu faſſen. Das dußerfte Stre⸗ 
ben nad Humanitdät und Gerechtigkeit, nach der moͤglich⸗ 
fien gerechten Uebereinflimmung ber jedesmaligen Groͤße 
der Strafe mit ber jedesmaligen Größe der rechtlichen 
Verfhuldung muß man adıtend als bie materielle Eigenthuͤm⸗ 
Uichkeit dieſer Geſetze erklären. Hieraus aber vorzüglich entfland eine 
formelle Eigenthuͤmlichkeit, welche wenigſtens bedenklich if. Den 
Richtern unermeßlich Vieles zu überlaffen, biefes ift ber 
formelle Hauptcharakter aller neueften beutfchen Griminalges 
ſetzbuͤcher. Selbſt wenn auch biefes fi als unvermeidliche Bedingung 
für den angegebenen erſten Hauptzweck barftellen ſollte, fo fordert es 
doch jedenfalls volle Aufmerkſamkeit. 
Das Spftem biefer Geſetze bildet ben abfoluten Gegenfag gegen 
die Grundfäge, durch melde die Engländer und Amerikaner Sicherung 
ber Freiheit und Gerechtigkeit bezmedten. Bel ihnen durften bekannt: 
lich bisher die Richter faft nur die buchſtaͤblich beftimmte Straftare anwen⸗ 
den. Und der berühmte Livingflon verbietet noch in feinem Ent- 
twurf eines Strafgefeges für ELouifiana ben Richtern, „je eine an» 
dere als die buhftäblich beffimmte Strafe anzumenden.” 
In unferen neueren Geſetzbuͤchern find felbft alle verwandte Bes 
flrebungen mandyer früheren deutfhen Gefeßgebungen, 3. B. bie der 
preußifchen, zum Theil auch bee baierifchen aufgegeben, die Be: 
flrebungen für's Erfte, fo weit möglich, alle einzelnen denkbaren Säle 
durch befondere gefeglihe Beſtimmungen zu befaffen, und ſodann 
auch wieberum bei diefen Beflimmungen das richterliche Ermeſſen durch 
genau beftinnmte Strafen möglihft auszufchließen, den Richter alfo, fo 
weit thunlich, zum biefen Inſtrument bes Geſetzgebers zu machen. Im 
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Gegentheil befaffen unfere neueren Gefege die einzelnen Källe, fa ganze 
Gattungen von Fällen, nur durch höhere allgemeine Gattungsbegriffe, 
und geben dann für diefe nicht in Art und Größe feftbeflimmte Stra: 
fen, fondern laffen durch fehr .unbeflimmte Strafgefege mit fehr weit 
aus einander liegenden Außerften Strafgraden (oder niederen und hoͤhe⸗ 
sen Extremſtrafen) dem richterlichen Ermeffen einen außerorbentlichen 
Spielraum. " 
Manchem, vollends einem Briten, würbe es ſchon höchft bedenk⸗ 
lich klingen, wenn man fagte: Der Richter hat die Wahl, für daſſelbe 
Verbrechen eine größere ober eine Eleinere, ober vollends die einfache 
ober bie doppelte Strafe zu erkennen. Aber bier iſt der Spielraum fo 
geoß, daß dem Richter meift zwifchen einem und zwiſchen zwanzig 
Zwanzigſttheilen, ja zwifchen einem und zwiſchen funfzig Funfzigſt⸗ 
theilen dee Strafe für ein und daſſelbe Verbrechen die Wahl zuſteht. 
Zwei verfchiedene Richter koͤnnten alfo nicht blos für ganz baffelbe Ver: 
sehen — ohne Verlegung bes Geſetzes — ber Eine heute eine vier 
ober zehn⸗, ja zwanzig» und funfzigfach höhere Strafe beftimmen, als 
bee Andere morgen. Der Unterfchied ber niederften von ber höchften 
Strafe, welche ein und berfelbe Strafartitel für ein Vergehen androht, 
ift oft felbft noch viel größer, als ein funfzigfacherz die Wahlen zwi⸗ 
fhen drei und zwiſchen zwanzig Jahren Zuchthaus, ja zwiſchen dies 
fer legten Strafe und ſechs Monaten Arbeitshaus bieten noch keineswegs 
den größten Spielraum dar. So 3.8. bedroht ber $. 261 bes badi⸗ 
{hen Entwurfs die unerwiefene Beſchuldigung anfangend mit einem 
Minimum von 14 Tagen Gefängniß bie zum 78fadyen, ober bis zu dem 
Marimum von zwei Jahren Arbeitöhaus , der 6.265 die Ehrenkraͤnkung 
mit Verweis ober einigen Stunden Gefängniß bis zur vierhunbertfad) 
höheren Strafe von vier Monaten Gefaͤngniß. Aehnlihen Spielraum 
bieten bie Strafen der Körperverlegung u. f. mw. allermeiſt. So bes 
droht der 6.513 die culpofe Brandftiftung mit Geldſtrafe, bis zu 
zwei Jahren Arbeitshaus. Nimmt man nun, baß nad) 6.137 ein Tag 
Sefängnig zu einem Gulden Geld berechnet werden ann, und nad) 
6.138 zwei Jahre Arbeitshaus gleich drei Fahren Gefängniß find, fo 
wäre bie höchfte Strafe, zwei Jahre Arbeitshaus, um mehr als zwei⸗ 
taufend Mal höher, als bie geringfte Strafe, wenn wir fie hier fos- 
gar nicht niedriger als einen halben Gulden annehmen wollen. Freilich 
Eönnte fie nah 9.47 wenigſtens möglicher Weife bis auf einen Kreus 
zer herabfinten. Einen fehr großen Spielraum hat ferner der Richter 
bei allen verfuchten Verbrechen $. 101 und 102. Bei allen Verbrechen 
des nahen Verſuchs hat ber Richter die Wahl zwifchen einem Vier: 
theil des meift fehr tief flehenden Minimums und zwifchen dem 
vollen Marimum des ausgeführten Verbrechens. Bei allen 
Verbrechen des entfernten Verſuchs dagegen hat er die freie Wahl zwi: 
fhen der vollen Hälfte der ganzen Strafe bes ausgeführten Wer: 
brechens, je nad der Größe deſſelben, alfo 12, 8, 6 Jahren Zucht: 
haus, und zwifchen der nieberften aller Strafen, etwa einem halben 
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bei einem und 
felben Vergehen den Richtern die Mahl gibt, erhöht, mas denfel- 
ben noch weit mehr erhöht, als die hier einfache, dort. hundertfache Zeit⸗ 
bauer, und mehe. felbft als die. verfchiedenen Arten der Freiheitsſtrafen, 
welche hier Zuchthaus, dort Arbeitshbaus, und dort Gefängniß 

‚ find, — biefes. befteht in Folgendem: Nach den $6. 17,18 und 40 
Eönnen einestheils die ſchweren Nachtheile des Verluſtes der bürger- 
lichen. Ehten⸗ und Dienſtrechte, melde der Regel nach, mit der Zucht 
hausſtrafe verbunden find, nach richterlichem Ermeffen bem zum Zucht⸗ 
haus BVerurtheilten großentheils erlaffen werden. ben fo nach demſel⸗ 
ben Ermeffen koͤnnen fie dagegen mit ber Arbeitshausfttafe verbunden 
werden. Serner entfcheibet (f. 8.50, 51, 58) xichterliches Ermeſſen 
‚über eine Erleichterung alfer Freiheitöftsafen durch bie Erſtehung berfel- 
ben. in. abgefondertem Raume oder in einer Feſtung, und dagegen bei 
Arbeitshaus und Gefängniß über eine Verfehärfung durch das Verbot, 
ſich beffere Koft reichen zu laffen. Sa, nach den $$. 52 und 53 des 
Entwurfs follten felbft alle Arten und Grade zeitlicher Freiheitsſtra⸗ 
fen nach abfolut freien richterlichen Ermeffen mit den höchſt empfind- 
lichen Schärfungen der einfamen Einfperrung, des Dunkels 
arreſts, der Hungerkoſt, und im Zuchthaus auch ber Anlegung 
von Ketten, und zwar mit einer oder mit mehreren dieſer 
Sſchaͤrfungen zugleich verbunden werden koͤnnen. Durch biefe 

‚ doppelten, dem richterlihen Ermeſſen noch im Algemeinen gegebenen 
Wahlen aber koͤnnen in ber That die Leiden jener an ſich ſchon nad) 
Beit und Art fo weit aus einander liegenden Freiheitsſtrafen abermals 
verboppelt und verdreifacht werben. Nehme man nun hierzu noch daß, 
daß bei dem Dafeln von einem ober mehreren Strafmildberungsgründen 
ber 5.134 und 146 des Entwurfs es wiederum lediglich dem richtete 
lichen Ermeſſen überließ, eben fo von den wenigen völlig beffimm- 
ten Strafen ber Todesſtrafe, ber Dienftentfegung und Dienftentlafe 
9, wie von der niederften, einem Verbrechen gedrohten unbeflimmten 
teafe noch herabzugehen, ja auf den geringſten Grab irgend einer 

der geringeren Strafarten, alfo ftatt auf Tod und Zuchthaus, auf Ges 
fängniß ober Geldſtrafe oder Verweis zu erkennen. Diefe Milderunges 
rechte innen zulegt einen großen Theil der beflimmten Strafen der 
Strafminima In den einzelnen Strafartikeln eben fo faft blos ſcheinbar 
machen, wie jene beliebigen Straffhärfungen das Marimum. Durch 
die Hinweifung auf bie in den 56.67 — 77 meift nur beifpielsweife 
angeführten Momente werden nämlich jene Milderungsgrände zahlreich 
und häufig vortommen (ſ. S. 78. der Motive und $. 134. des frühern 
Entwurfs). Bei keinem einzigen aller Strafechöhungs» und Strafe 
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minderungs» und Strafmilderungsgrünbe zur Ausmeffung ber Strafen 
— die Milderung wegen der Jugend abgerechnet — bezeichnete habei ber 
Entwurf die Groͤße der Erhöhung ober Minderung oder der Milberung 
auch nur buch ein Marimum oder Minimum, gab vielmehr feinen 
Werth gänzlich dem vichterlichen Ermeſſen anheim. 5 
Zum Theil gibt zwar auch fchon das gemeine Recht bem Richter 
einen weiten Spielraum, jedoch nicht in ‚bem Grade wie die neuen Ge⸗ 
fegbücdher. Und es iſt berfelbe durch allmälige gefegliche Ergänzungen 
und eine allmdlig meift mit der Entftehung einzelner Unbeſtimmtheiten 
fi) begrünbenbe mehr ober minder übereinftimmenbe alte Praris geregelt. 


Bei allen diefen bezeichneten Unbeftimmtheiten lag es nun aud 
keineswegs In ber Abfiht dee Geſetzgeber, ben Richter auf eine reiche 
wiffenfchaftliche Erörterung und Caſuiſtik, mie bie des römifchen, ober 

ar die des Lanonifchen Rechtsbuches, ober auf frühere Reiches und 
anbeögefege, als auf ein fubfididres Recht, zu verweifen. Ale 
fräheren Strafgefege über bie Begenftänbe, die das Strafgeſetzbuch ums 
faßt, find abgefchafft, an ſich gewiß mit Net, In ber D 

aber vermeidet man jebe Aufftellung wiſſenſchaftlicher Grundfäge und 
Definitionen und felbft aͤngſtlich faft jede Eremplification, ja jede Ans 
gabe der gefeßgeberifchen Gründe oder der rationis juris. Gelbft, aud 
nur in fo weit wollte man biefelben nicht geben, wie bie Burze, bios 
fupplementäre Strafgefeßgebung der Carolina zur fefteren Beſtim⸗ 
mung ihrer Rechtsſaͤtze biefelben fo trefflich benutzte. Mit der Ges 
feßgebung felbft verbundene populäre Motive ober Prodmien, welche 
nicht blos die Richter, fondern auch die Bürger auf bie fittlich recht⸗ 
lichen volksmaͤßigen Grundideen, @efichtspuncte und Zwecke der Geſetz⸗ 
gebung hinwieſen, welche die gefeglidhen Regeln mit ihnen zu verbinden, 
biefelben durch fie zu erläutern und zu ftügen fuchten, fo wie biefes in 
manchen alten Gefeggebungen und auch ftets in ben Eingängen unferer 
früheren Reichs⸗ und Landesverordnungen geſchah — auch biefe find 
ebenfalls dem Geiſte unſerer modernen Gefeßgetung fremd. Ste ober 
auch ein Erſatz dieſer verfchiebenen Mittel, wie fie der neuefte engliſche 
Entwurf eines Strafgeſetzbuches in feinen fehr ausführlichen Motiven 
bezwedte, lagen auch nicht im Zwecke der fehr kurzen mit bem erflen 
Theil des Gefegbuches übergebenen „Motive oder auch dee noch Fürs 
jeren „Anmerlungen”, melde bie babifhe Regierungs⸗Geſetzge⸗ 
bungs⸗Commiſſion ihrem Entwurf abgefondert nachfolgen ließ *). 


Ich beabfichtige hier Feine Ausführungen für oder witer die Güte 
der neueren Berfahrungsmeife und vertenne am Wenigiten die bebeutenben 
Gründe für diefelbe. Aber die Hinweifung auf die Thatfache war noth⸗ 
wendig. Sie zeigt wenigſtens das unmiberfprechlich, wie ganz außer⸗ 
ordentlich viele Unbeſtimmtheiten in ber Anwendung unferer 


*) Ich eitire fpäter die Motive ſtets nach der allein erfchlenenen Octavausgabe, 
die Anmerkungen nach ber Ausgabe in Quart. 
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und.in einem 
Henirbaren man wollte, daß 
Faͤlle, je — jum Worens nice pe eejhöpfenden Veerſchie⸗ 
‚ fo. viel möglich nad der von ber Geſeßgebung 1 

wollten, a zu Brunbe liegenden objectiven Beredti 
keit hefteaft würden. Hierzu, damit ſtets hiern ach unb nad der 

ehaft wiſſenſchaftlich confequent durchgeführten Auffaffung ber ge» 
Fehgebertfhen bödhften Beundfäse die richterliche Praxis er⸗ 
und entſcheide, — dazu verweiſ't man ben Richter überall auf 
bie Grundſaͤtze ber Sefetg ebung und auf die Wiſſenſchaft. Gerade aus 
Ängftlicher Scheu, ducch abfolut beflimmte Strafen für ale Fälle feine 
eigenen gerehten Grunbfäge zu verlegen, u und um nicht fo 
ſelbſt gefengeberifche Willkür und Abirrung an bie Stelle der Gerechtig⸗ 
Zeit zu feßen, — nur hierzu ließ ber Gefeggeber jene Unbeflimmtheiten 
und Läden. Nimmermehr that er e8, weil er eines jeden Richters 
Neintürlichfeiten , Einfeitigfeiten, Abirrungen und Inconfequenzen vors 
gezogen hätte. „Eine übereinftimmende Rechtsanwendung ober 
Gleichfoͤrmigkeit derfelben und Entfernung richterlicher Willkür, mög: 
lichte Beſtimmtheit des Strafgeſetzes und bie Herrſchaft wahrer Gerech⸗ 
tigbeit‘‘ — dieſes verfünbet die badifche Regierungs » Gefeggebungs = Com: 
miffion in ihren Motiven ©.49, 50 und 75 wieberholt aus: 
druͤcklich als das Ziel ihres Strebens, ihrer Wuͤnſche. 

Sie ſuchte nur jenes Ziel gieichförmiger Gerechtigkeit und der Si⸗ 
cherung gegen richterliche Willkuͤr nicht auf den oben angedeuteten 
feüheren Wegen. Sie mußte alſo anderwaͤrts Garantieen 
für die Gerechtigkeit und bürgerliche Freiheit und Sicher: 
beit ſuchen. Die nächflliegende und unentbehrlichfte war hier natürlich) 
bie confequente Durchführung feſter Rehtsgrundfäge- 
Deshalb ſchließt auch der Präfident des Juſtizminiſteriums fine Vor⸗ 
lage des Strafgeſetzbuchs an bie Kammer (ſiehe Anmerkungen S. 88) 
mit der Hervorhebung ber „nothwendigen Einheit des San» 
zen” und mit ben Worten: „Eher könnte man andere Unvolllommen: 
heiten dulden, als den Mangel an innerer Gonfequenz. Dem 
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Richter werden. dadurch unauflösliche Schwierigkeiten bereitet, und ihre 
Taum vermeiblihen Folgen, widerfprechende Urtheile unter gleichen Ders 
hältniffen, ſchwaͤchen das Vertrauen auf unpartelifche Juſtiz. 

Nur darum alfo erklären die Anmerkungen zu $. 142 ff. ©. 105 
und 106, daß die Richter „bei Unbeftimmtheit ber Strafen an bie 
Stelle des Geſetzgebers treten, bamit fie fo genau ale möglich 
in jedem einzelnen Straffalle die der Größe ber rechtlichen Verſchuldung 
entfprechende Strafe nadı ben gerehten Srunbfägen des Ger 
ſezgebers ausmeſſen möchten.” 

Bedarf es noch eines Wortes uͤber die Wichtigkeit der Nadı: 
forfhung nad dieſen Srundfägen, über die Wichtigkeit 
ihrer möglichft Flaren Auffaffung und Hervorhebung?: 

Zu feiner Zeit und unter keinen Verhaͤltniſſen vollends Eonnte bei 
einer folhen Gefeggebung jene Wichtigkeit ſich dringender darftellen, als 
in den unfrigen. Nie konnten die Gefahren ber Vereitelung jener Wünfche 
der Gründer des badifchen Entwurfs größer fen. Die gefeglichen Uns 
beftimmtheiten in dem legtern find heute gefährlicher, als ettwaige frühere - 
es waren und find. Wo früher Unbeflimmitheiten ſich ergeben hatten, 
da waren biefe im Laufe der Jahrhunderte allmälig durch eine ges 
ſetzgeberiſch und obrigkeitlich beftätigte und eine allmälig ſich zur Gleich⸗ 
förmigkeit ausbildende Praxis und Doctrin, wenigſtens zum großen 
Theil, ausgefüllt. Und biefe Praris und Doctrin hatte an der altem 
Wiffenfchaft bes gemeinen Rechts von Deutfchland und an der gefehs 
lichen richterlihen und wiſſenſchaftlichen Einheit Deutfchlands eine Ach⸗ 
tung gebietendbe Grundlage und Regel. 

Wie anders, wenn nun jegt auf einmal alle frühere Gleichfoͤrmig⸗ 
keit mit ihren Grundlagen zerfiört wird, und mit dem Tag der Publis 
cation des neuen Geſetzes jeder Richter, jeber Referent, iede Stimmen» 
mehrheit des Collegiums fi ohne Steuer und Compaß auf das 
neue und weite Meer eines ſolchen richterlichen Ermeſſens verwieſen ſehen! 

Selbſt Oeffentlichkeit und Geſchwornengericht — obwohl mir eine 
ſolche Geſetzgebung ohne ſie fuͤr ein freies vernuͤnftiges Volk wahrhaft 
undenkbar ſcheint — geben hier die genuͤgende Garantie noch nicht, da ja 
doch ſtets dem Richter das Strafurtheil bleibt. 

Auch der wohlthaͤtige Schutz durch die Verbindung unſerer neuen 
Doctrin und Praxis im Strafrecht mit unſerer alten Wiſſenſchaft und 
mit einer fortdauernden gemeinſchaftlichen deutſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft iſt bedingt durch den wiſſenſchaftlichen Zuſammenhang ber 
Grundſaͤtze unſerer Geſetzbuͤcher mit beiden. 

Somit iſt es wohl klar, daß das Wichtigſte bei dieſer ganzen 
neuen Geſetzgebung wirklich die Richtigkeit, Klarheit, Feſtig⸗ 
keit und folgerihtige Durchführung derjenigen hochſten 
Srundfäge fei, von weldhen fie ausging, buch deren 
folgerichtige richterlihe Kortbildung und Anwendung 
auf alle einzelnen Straffaͤlle, je nad) ihrer individuellen rechtlichen Straf⸗ 
barkeit, fie ergänzt werden will Nur fo allein iſt ja „eine gerechte, 





| ! unterm 1d, man bie tchen, alten, ew i⸗ 

en an en, dieſes Lebensis ſtinct, 

Vie Seele: der großartigen roͤrniſchen Jurleyrudenz und ber eben fo graf- 
Und deshalb hielten Weide mit falcher 


actgen Sritifchen Freiheit. 
eiſernen Gonfequenz au ihren ewigen, national aufge⸗ 


faften Rechtogrunbſatzen feſt; Weite » SB. an bes freien 


Mannes vollem ganzen Recht ber Nothwehr nach freier eigener recht⸗ 
See Ueberzengung ‚gegen jeben rechtswi Angriff von oͤffentlicher 
Prwwatgewalt auf feine ober feines Mich Perſoͤnlichkeit, Eigen» 
thums⸗ ober Befitzrechte. Keinerlei Einmiſchung moralifcher ober politi⸗ 
ſcher Geſichtspuncte auf Koſten des Rechts konnte ſie je bewegen, dieſe 
natuͤrlichen Rechtsgrundſaͤtze vermittelſt beliebiger Beſchraͤnkungen irgend 
zu beugen, zu verdunkeln und dann in unvermeiblicher richterlicher und 
Geſetzgebungswillkuͤr zu vernichten, mie e8 leider zum Theil im neueren 
Deutſchland geſchah. Sie wußten, daß nur das fefte confequente Recht 
das Bollwerk, die fichere Burg, bie moralifhe Macht für alle Gerech⸗ 
tigkeit, Freiheit und Sicherheit if, daß aber dieſes Bollwerk kürzt, 
wenn heute dieſer und dann morgen der Andere befien Grundſteine 
verruͤcken darf, daß für fein Fortbeſtehen, in der Wiffenfhaft, 
wie in dee Achtung des Volks, die männliche confequente 
Durchführung feiner Grundfäge Bedingung ift, daß mit ber legteren 
Verdunkelung und Inconfequenz es in Beiden finkt, wie die mathema- 
tifhe Rechnung zufammenfällt, wenn man eine Grundzahl verändert, 
oder den Zufammenhang ihrer Zahlen austilge. Wenn heute der Eine 
aus biefer fubjertiven Nüdfiht von dem fehlen Rechtsgrundſaͤtzen abs 
weicht, fo macht ſchon nad) der Analogie, oft felbft wieder im Stre⸗ 
ben nach einer neuen falfhen Gonfequenz, morgen aus anberen fub- 
jectiven Gründen der Andere eine neue Ausnahme, unb immer weiter 
greift die Herrfchaft der Abweichungen und ber Willkuͤr. In praeceps 
pervenitur. 
Deshalb nun iſt e8 fo unermeßlich wichtig, daß auch bie 
Geſetzgebung feibft fih niemals durch aͤußere ſubjective, politifche 
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ober Bequemlichkeitsruͤckſichten in Beziehung auf einzelne Straf⸗ 
beflimmungen verleiten laſſe, fie Preis zu geben. Slie hat nichts mehr 
zu fcheuen als foldhe Ausnahmsbeftimmungen (delicta excepta), Min- 
deſtens müßten fie nur Außerft felten und in ben dringendſten Noth⸗ 
fällen vorkommen, jedesmal als folche, als einzelne unvermeidliche Aus⸗ 
nahmen beſonders bezeichnet fein, damit bie ſtrengſte, beſchraͤnkendſte 
Auslegung ihr verberbliches Fortwachſen zerſtoͤrt. Sonſt entziehen fie 
dem Richter felbft die Möglichkeit, fich feſte Grundfäge der Geſetzge⸗ 
bung und jene feſte Wiftenfchaft zu bilden. Die Geſetzgebung barf 
ihn nicht ſelbſt verfuchen, fich je nach feinem individuellen Meinen umb 
Belieben hundertfach verfchiebene und falfhe Syſteme und Syſtemchen 
zu bilden ober diefelben von Außen in Geſetz und Praris hirieinzutra⸗ 
gen, um buch, fie jede Willkür zu dedien und fidy jener wohlthaͤtigen 
fhügenden Auctorität einer feſten übereinflimmenden Wiſſenſchaft und 
Praxis zu entziehen. 

Ehre und Nichtehre, Segem und Unfegen ber neuen Strafgeſetz⸗ 
bücher werben davon abhängen, ob und wie weit es gelingen wird, baf 
fie die Grundlage einer ſolchen barmonifchen feiten Wiflenfchaft und 
Draris des Strafrechts merden. | 

Es wird fomit auch eine ber wichtigftn Aufgaben für die Stände 
und bie fländifhen Gommiffionsberichte, ja eine wahre Nothwendigkeit, 
fo viel möglich die richtige Auffaffung jener Grundfaͤtze 
ber Geſetzgebung zu erleihtern. Ihre Discuffionen müffen 
jest das erfegen, was nad dem Obigen früher und zum heil heute 
in England auf andere Weiſe verfucht wurde, um Richter und Bolt 
in die höheren Grundfäge, Gefichtspuncte und Motive der Gefeggebung 
einzumeiben, und fie mit dem Leben und ber Anmendung zu befreuns 
ben, und durch fie diefelben zu fügen und zu leiten. Bor Allem aud) 
deshalb iſt eine hier und da mit Unrecht fo -fehr gefuͤrchtete moͤglichſt 
volftändige und gründliche Öffentliche ftändifche Discuffion des Geſetzbuchs 
wahrhaft unentbehrlich. 

Nirgends weniger aber koͤnnte wohl eine richtige Auffaffung der 
hoͤchſten NRehtsgrundfäge entbehrt werden, ale für bie jedesma⸗ 
lige richterlihe Ausmeffung der gerehten Größe ber Strafe 
bei unbeflimmten Strafgefegen. Zwar ftellt in biefer Bezie⸗ 
bung das badiſche Geſetzbuch in den Titeln IV, V und VI eine ganze Reihe 
einzelmer Geſichtspuncte oder Bellimmungen neben einander. Aber dafs 
felbe chut es meift nur beiſpielsweiſe. Und mie viel ober wie wenig fol jeber 
einzelne biefer Sefichtspuncte gelten? Iſt der eine höher als ber andere, iſt 
er vielleicht nur eine einzelne untergeordnete Folge aus bemfelben? Wie 
find fie harmoniſch zu vereinigen, fo daß jeder feine vom Geſetzge⸗ 
bergemwollte Bedeutung und Wirkung erhält? Jede untergeorbnete 
Beflimmung — bier alfo die über Ausmeffung dere Strafbarkeit — 
tan ja nur volftändig aufgefaßt und gehandhabt werben, wenn id) 
ihren wahren Grund und Zwed, ihre Ratio, aufgefaßt babe. 
Diefe liegt aber nur in den höheren Grundfägen, aus welchen fie der 
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Veſetzgeber fölgertd — hier alfo in deſſen rechtilcher Anſicht von den 
‚@egtegränden und Bweden ber. Strafe 

| tee:ift die Grundlage für alle Beurtheilung, für 
.ätte Ifgung oder Anderung, für richtige Auslegung und 
Auwenbung der einzelnen Beflimmungen. - 

UL -Die Quellen ber hoͤchſten Brundfäge Aber Regie 
srund, Bwed und Maßſtab der Strafe. — Ueber die oben kutz 
: Form der neueren Geſetzbuͤcher freilich konnte ich manche Be⸗ 
Denken bei’ mie nicht unterbräden, Bedenken, bie auch ſchon Andere, fo 

Wrifpiel neuerlich Efcher in feiner tuefflihen Lehre von dem 
Reafbaten Betruge Guͤrich AD und felbft Heffter in feiner 


Keitik des babiſchen Entwurfs im Neuen Argiv bes 
GM 1887, ©. 834 zum En anbenteten *). 
Zu ..; bee weſentlichen Brtind- 


www, ruͤckſichtlich 

fe des Ban badiſchen Entimurfs bie volle Buftimmung ausdräden zu Ein- 

Es freut wich, —— rg daß bie Haruiptgrumbfäge die⸗ 
fes ——X oft geprüften langjährigen Ueber⸗ 
yugımgen —— Di Die boßentiente Gruͤnber biefes Entwurfs, 
im Ganzen auch bie dee übrigen neueften beutfchen Entwärfe ber Straf» 
efetacheng, haben als — — praktiſche Maͤnner den ge⸗ 
funden Strafgrundſaͤten gehuldigt, welche — mie ich anderwärts*) 
nachgewieſen zu haben glaube, die Para ober den Kern unferes bishe⸗ 
eigen gemeinen Rechts, des claffifchen roͤmiſchen, wie bes beutfchen 
Rate, bilden. Das praftifche Recht freier. gefittetee Völker — das 
war die Grundidee ber Römer auch in Beziehung auf das Naturrecht 


*) Efcher erinnert an bie großen Gefahren richterlicher Willkür, „bie 
ebenfowohl ein Werkzeug richterlicher Leidenfchaften , als ber Staatögewalt eine 
gefährliche Mordwaffe gegen bie bürgerliche Sicherheit ı werben Tonnen, zumal 
wenn nur individuelle, ſtets wechſelnde Doctrinen fie zügeln ſollten.“ Heffter bil- 
ligt freilich das Streben, für jede Art der Verſchuldung bie möglichft angemef- 
ſene Strafe zu finden, bemerkt inbeß: „Wir fürchten, es werde, wie fo oft das 
‚Streben nach höchfter Gerechtigkeit, in einzelnen, ja in vielen Faͤllen zu fchreien- 
den —— führen.” — ‚Kann es wohl fehlen”, fagt er, „daß das rich⸗ 
terliche Ermeſſen, dem bier zuleat Altes überlafien ift, nicht auf Abwege und 
Berirrungen gerathen wird * Wie fehr ftände es nach bem im Entwurfe adoptir⸗ 
ten Syſtem in ber Gewalt des Richters, einen Verbrecher gegen ben andern zu 
beguͤnſtigen?“ — „Wie oft wird man fi wundern müflen, den Einen in einer 
andern Strafkategorie zu nen, als wo ſich ein Anderer gang wegen bes 
nämlichen Verbrechens befindet?” u. f. w. 

**) Leute Gründe von "Reh, Staat und Strafe, philofo- 

ls und nad den Geſettzen der mertwürbigften Voͤlker, rechte: 
HM ſt oriſch entwidelt. 1813. Seite 116, 553 ff., und Syſtem, 

and I. Seite XXIII und Seite 573. Staatslerikon, die Artikel: „Ca⸗ 
rolina” und „Compoſitionsſyſtem“. Giche auh: Wächter, Lehirbud 
bes Strafrechts, Abtheilung I, und Abegg, bie verfchiedenen Straf: 
rechtstheorie en in ihrem Deren u einander und zu bem 
pofitiven Rechte. Neuſtadt a und oben „Strafgeiep: 
gebung” und „BStrafarten” 
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und fein Verhalten zur pofitiven Gefeggebung — Tann und fol mit 

Freiheit immer mehr geläutert, fortgebildet und höher entwickelt wer⸗ 
den. Und darum foll es bie allgemein freie Prüfung und die Reform 
nad) teinen Vernunftideen beflehen. Aber fo gewiß es Recht freier 
gefitteter Völker und Staaten war, aus ihren rechtlichen Idea⸗ 
len und Beftrebungen fi entwidelte, fo gewiß leben in ihm bie 
Avigen Ideen der Menfhheit, der Menfhen: und Volks⸗ 
vernunft. Und biefe Menfchen: und Volksvernunft und 
-ihe unermüdlich wirkfames Beduͤrfniß nad Confequenz und 
Harmonie — fie gaben auch ben römifchen, chriftlichen und deutfchen, 
und fie gaben unferem fie verfchmelzenden gemeinen Recht in feiner 
- mehr als zweitaufendjährigen Ausbildung im Weſentlichen innere Vers 
nünftigkeit und Einheit*). Und weil das Recht der freien Nation im 
wirklichen Leben, in dem Kampfe ber Gelehrten und der Praris, in 
dem Kampfe der verfchiedenften Anfichten und Parteien ſich hielt, bes 
währte und ausbildete, fo find feine Grundfäge allermeift weniger eins 
feitig aufgefaßt und mit unpraktifhen Mißverftändniffen vermifcht und 
durchgeführt, als die Theorieen einzelner Philofophen, Parteim und Schus 
Im. Es braucht nicht einmal des theoretifh Flaren Bes 
mußtfeins biefer ewigen Nechtsgrunbfäge freier Völker und ihres prak⸗ 
tifchen Rechts, um ihnen zu huldigen, fobald praftifche Männer ein prak⸗ 
tifches Gefegbudy entwerfen wollen. Sie werden mit Nothwendigkeit 
durch das rechtliche praktiſche Beduͤrfniß und ben richtigen Tact zu den⸗ 


ſelben und zur innern Harmonie getrieben. 


Nur in ſo fern und im Gegenſatz der Einſeitigkeiten einzelner phi⸗ 
loſopheiſcher Schultheorieen, bie ihrer Natur nach meiſt nur die Eine 
Hauptfeite der Dinge in ihre Ziefe verfolgen, enthalten auch Säge wie 
bie: in dem Strafgeſetzbuch habe man keine einzelne ber neuern Strafs 
theorieen verfolgt, einen guten Sinn, während fie in anderer Deutung 
einen Unfinn oder den größten Vorwurf ausfprädhen. Fordert und fagt 
man: dieſes Geſetzbuch, mithin feine Beflimmungen fein vernünfe 
tig, gerecht, logifh und harmoniſch — mithin nicht despotiſch, 
theokratiſch, nicht willkuͤrlich und ſich widerfprechend, fo fprad man ja 
fhon aus, daß fie ſaͤmmtlich den Charakter gemeinfchaftlicher hoͤchſter 
vernünftiger Nechtögrundfäge in fich tragen, von ihnen ausgehen, beftimmt 
und zu einem harmoniſchen — alfo menigflens innerlich fpftematifchen 
— Ganzen vereinigt werben **). , Ein Geſetzbuch ohne diefes, ohne 
ſolche Einheit, wäre mitleidswerther, als ein Gebäude ohne Einheit und 
Harmonie des Gedankens und Zmeds, der Grundgefege und der Theile. 

Durch) die Hauptgrundfäge ber Achten praktifchen Steafrechtstheorte 
unferes gemeinen Rechts. und des babdifhen Entwurfs erhält [ich 
zugleih die fortbauernde Verbindung unferes neuen 


*) Weiter nachgewiefen in meinem Syſtem Bd. J. &.281 ff. und 576 ff. 
©. se Fi weiteren Beweiſt in meinem Syſtem Bd. J. GS. XII fi. und 
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merkungen. Sie etkennen eine fittliche bärgerlihe:Dubn 
| Ik, De ohne (Erhaltung wei entlicher — — 
Zür den Schutz ber weſentlichſten Grundlagen einer auf 
ber wechfelfettigen freien Achtung ber ſittlichen neefön 


lich keiten und ihrer Wefltimgung gegründeten wuͤrdigen 
tbnung — zu a ah vor Allem bie 


eigenen firtlichen 
73 ferner wuͤrbige Famillen⸗ und Geſchlechteverhaͤltuiſſe bes Volke, 
Die Achtung feines Religion und die Adıtung von Krene sınd Glauben 
gehören — find berechnet bie wenigen Strafbeſtimmungen fdyeinbar nur 
anfittlicher Handlungen. Es find biefes die vom Gelbfimedrbder. erlaubte - 


Berbrechen 

widrige Berlegungen bes Santilienftandes, rechtswibrige Injurien, Faͤl⸗ 
ſchungen. Allein ſie ſind zum Schutz jener weſentlichen Scund- 
Ingen gegen frühere feichte Theorieen mie ernſteren Ahndungen beiegt 
(Anmerkungn &. 148). Ueberhaupt erkennt die Geſetzgebung überall 
die innere firtliche Natur ber Mechtsvechältniffe und ihrer Werlegungen 
an, obwohl fie dabei immer von ben rechtlichen Grunbbedingungen ju » 
riſt iſch erwieſener Rechtswidrigkeit und juriftifcher Erkennbarkeit aus: 
eht. Hierher gehören z. B. bie befonders ſtrengen Strafbeftimmungen 
ber Verlegungen der Kinder gegen Eltern. — Hierher gehört es ganz 
allgemein, daß die Geſetzgebung die rechtlich erkennbar dargethbanen mos 
raliſch ſchaͤndlichen und niederträchtign Gefinnungen bei wirklichen 
Verbrechen als erhöht firafbar erklärt und mit Entziehung aller höhe: 
ren Bürgerehre und ihrer Rechte belegt, und bagegen bie rechtlich er⸗ 
Tennbaren, weniger unmoralifchen ober würbigeren Geſinnungen und Mo: 
tive als Strafminderungen berädfichtigt, und von jenen Ehren: und 
Rechtsentziehungen freifpricht. 

Doch an biefer Außerften Grenze hält die Gefepgebung inne. Sie 
erkennt an bie innere fittlihe Natur und Grundlage des Außern 
MRechtsverhältniffes. Aber ihre Staatszwang ſchuͤtzt das Sittliche 
nurinnerbalb ber rehtlihen Sphäre; innerhalb der recht⸗ 
lichen Formen und nah ben rechtlichen Grundbedingun— 
gen und Anertennungen bes Friedensvertrags. Selbſt 
wo fie die unentbehrlichſten fittlichen Grundlagen bes rechtlichen 
Triedensvereind gegen Störungen (hügt, da find biefes Grundlagen, 
die als Srundbedbingungen in jenen aufgenommen erſchei⸗ 
nen, und die Störungen müfjen nad) den obigen Erklärungen über 

das Aergerniß als Störungen der rehtlihen DOrbnung und. 
in juriftifcher Geſtalt erfheinen. Nur fo weit erklärt unfere Ge 
feggebung „flrafen zu dürfen”. Weitere Beſchraͤnkung ber rechtlis 
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chen Freiheit bee Bürger durch den Strafzwang erklaͤrt fie für rechts⸗ 
widrig, und das Mechtswidrige koͤnnte natuͤrlich auch kein pofitives 
Geſetz und kein willkuͤrlicher Mehrheitsbefchluß einer ftändifchen ober 
Volksverſammlung rechtlich machen. 

Sie hält fi) alfo frei von allen früheren, theils vorübergehenden 
theokratifchen oder bierarchifchen Einflüffen, theils einfeitigen Schultheo= 
rieen angehörigen Vermifchungen der Moral und des Rechts. Mit dies 
fen Vermiſchungen hat freilich neuerlich leider aufs Neue die Hegel’fche 
Philoſophie und eine in anderer Hinfiht zum Theil [ehr achtungswerthe 
religtössmoralifche Reaction felbft beffere Köpfe angeftedt und verwirrt. 
Es gelang ihnen diefes oft vermittelft eines gerechten Unmillens gegen 
einen unfittlihen und inhaltleeren Nechtsformalismus. Aber fie führen 
doch nur zu einer entgegengefeßten,, noch weit verberblicheren Einſeitig⸗ 
Beit, felbft auch abgefehen von der unglüdfeligen Bodenloſigkeit und 
Sciefpeit einer naturphilofophifchen Degel’fhen Moral und Reli⸗ 
sion. Denn wenn nad dem Hegel’fchen eben fo geiftreichen als wider⸗ 
ſpruchsvollen und vor keiner gefunden juriftifchen Prüfung beftehenden 
Naturrecht die fchwache, irrende menfchliche Regierung, als die Fleiſch 
gewordene Vernunft der Gefellfchaft, audy mit Zwang und Strafe felbft 
in die Religions: und Gewiſſensverhaͤltniſſe der Bürger eingreifen darf, 
wenn Namens des fittlihen Staats die uralten Grenzen ber weltlichen 
ober rechtlichen und ber fittlichen .oder göttlichen Ordnung, wenn alle 
fiheren juriftifchen Erkenntnißgründe und die feſten Grenzen zwiſchen 
rechtlicher Männerfreiheit und despotifcher Gewalt niebergerifien, wenn 
die Nechte und Lebensverhältnifie der Gefelfchaftsglieder jedem wechſeln⸗ 
den, moralifch-philofophifchen oder Regierungss und Polizeibelieben Preis 
gegeben würden, von ihnen jede rechtlich erlaubte Danblung verboten 
und geftraft werben dürfte, — dann gute Nacht, bürgerlihe und Vers 
foffungsfreiheit! Sie und jede wahre Jurisprudenz, mie der tüchtige, 
gefunde, dee wahrhaft fittliche Staat felbft wären zerſtoͤrt. Wil⸗ 
beim von Humboldt mies mit Meifterhand bie ftreng mathematifchen 
Srundverhältniffe, Grundlinien und Grenzen als die unentbehrlichfte 
Grundlage der Kunft nad), und führte aus, wie ſchon allein durch ihre 
Beobachtung felbft die aͤgyptiſchen Kunſtwerke, trotz des Mangels einer 
griechiſchen Beſeelung und Belebung derſelben, doch immer noch ſehr 
werthvoll und wohlgefaͤllig, alle mexicaniſchen dagegen durch ihre Ver⸗ 
nachlaͤſſigung haͤßlich und werthlos ſeien. Ganz ſo iſt's mit einem 
Staatsleben ohne feſte Heilighaltung der rechtlichen Grundverhaͤltniſſe, 
Grundlinien und Grenzen. Dank darum den Urhebern unſerer Geſetz⸗ 
gebung, die uns freihalten wollten von jener Nacht der Begriffsverwir⸗ 
rung und der Tyrannei, welche die Achtung nicht aufgaben gegen jene 
großen heiligen Freiheits⸗ und Rechtsgrundſaͤtze, welche Rom groß und 
fein Recht zum erften wiffenfchaftlichen Meiſterwerk der Welt machten, 
welche den Briten ihre großartige Freiheit gaben und bewahrten, und 
ihnen ben Ruhm und die Macht des erſten Reiches der gefitteten Welt 
ſchufen, welche von jeher die Seele waren aller beutfchen Freiheit und 

Staatssterikon. XV. 16 





Seibfifidubigkeit ber gañz freien, 


veligiägefittlichen und ber 
— rg weltlichen ober ei Drbnung. 


Rechts anerkennen, ober auch von denen, meiche, ohne 
Auffeffung des Sitt lächen innerhalb ber juriflifchen 
Formen und Grundbediagungen bed Friebensvereins, 
peinciplos beibe Syſteme vermifchen, | “ 
. , V. Bortfegung. 2) Rechtsgrund und Amel ber Strafen. — 
Die Strafe ſoll eine „gerechte Aufhebung ber verbrecheriſchen 
©törung ber Rechtsordnung fein, und um biefe &törung 
aufzuheben, fo-weites dazu Adthig iſt, rechtlich genug. 
thun, abſchrecken und beſſern.“ Dieſes bezeichnet nach dem babdi⸗ 
ſchen Entwurf und feinen Motiven kurz den G Straf⸗ 
‚ben Rechtsgrund und Rechtszweck deſſelben. Die Strafe 
ſoll nach den Motiven ©, 52 und 53 und den. Anmerkungen ©. & 
„eine gerechte, eine dem Grabe der Werfchuldung entfprechende Res 
preffion der durch den Verbrecher begründeten Störung 
bee friedlihden Rechtsordnung” fein. Sie ſoll, als ſolche, 
burch ihre Bufügung wie durch ihre Worausverfündigung, eine „Aufrecht⸗ 
haltung der Wirkſamkeit der Gefege” (Motive S. 51), alfo audy eine 
Sicherung gegen zukünftige Störungen, überhaupt eine Heiligung 
(sanctio) ber Rechtsordnung fen. Die dem Strafrecht angehoͤ⸗ 
tige Störung ber rechtlichen Ordnung iſt aber natürlich immer nur die 
intellectuelle, geiftige Schädigung bee Mechtsordnung; denn alle 
Aufhebung der materiellen Störung gehört ja, fo weit fie möglich 
iſt, dem Civilrecht und anderen Rechtstheilen, nicht dem Strafrecht an. 
Daß bie gerechte Aufhebung dieſer Intellectuellm Störung ber 
Rechtsordnung nichts Anderes iſt, als die Verwirklichung jener drei 
Strafzwecke: der rechtlichen Genugthuung, Abfhredung und 
Befferung — fo weit biefelben nur bie verbredherifche Störung aufs 
heben wollen, — dieſes, was aus dem badiſchen Entwurf fogleich foll 
bargethban werben, rechtfertigt die Betrachtung einer friedlichen Rechte: 
. ordnung , dee Wirkung ber. Verbrechen auf fie und der Wirkung jener 
Genugthuung, Abſchreckung und Beſſerung auf dieſe Kolgen des Ver⸗ 
brechens und ſomit auf die Rechtsordnung ſelbſt. | 
Die wahre Rechtsorbnung ift keine mechanifche materielle, fie iſt 
eine Willensordnung. Aller rechtliche Friede unter. freien Men⸗ 
(den und Völkern gruͤndet fi) auf gegenfeltig zugeflandene 
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Achtung ihrer firtlihen Würde und Beflimmung unb ber 
damit verbundenen rechtlichen Freiheit. Die möglichit allge⸗ 
meine Anerkennung und Achtung des gemeinfchaftlichen Friedensgeſetzes 
oder aͤußeren Nechtsverhältniffes und ber dadurch gefchügten Perſoͤnlich⸗ 
keiten und Rechte, bie ſtets lebendig erhaltene Scheu, fie zu verlegen, 
find wefentlih, um ein wahres Friedensverhaͤltniß unter freien 
Menſchen zu erhalten und merthvoll zu machen, um die Heiligkeit der 
friedlichen Ordnung und das Vertrauen Aller auf diefelbe, und nur 
allein deshalb ihre Entfagung auf eigene Gewalt zur Schuͤtzung 
wie zur Ausdehnung ihrer Güter zu begründen und zu fichern. 

Alles alfo, was diefe möglichite Achtung ber Rechte und die frieb« 
liche Willensflimmung der Bürger, was ihre Scheu vor Verbrechen und 
fomit die rechtliche Sicherheit, was irgend alle diefe Bürgfchaften bes 
Friedens auf eine rechtsverlegende Weife för, iſt offenbar 
rechtswidrige Schädigung der friedlihen Rechtsordnung. 

Das unbezweifelbare Recht aller Nechtsgenofien aber ift es, von 
allen verbrecherifchen Störern der friedlichen Rechtsordnung möglichfte 
MWiederaufbebung aller Störung zu fordern, welche ihre 
Verbrechen verſchul dete. Hierzu nun die redjtliche Strafe mit jen 
dreifachen Richtung oder mit jenen drei Zwecken. ' 

Der erfte ift die Genugthuung oder bie Herfiellung bei Ach⸗ 
tung und die Sühnung ber Öffentlid verächtlich behandelten und bes 
leidigten Verletzten und bes beleidigten Gefeges. Derfelbe göttliche Exs 
haltungstrieb, der nach ber Anordnung des Schöpfers fchon in der Thier⸗ 
welt die Verlegten zur rächenden Genugthuung treibt und durch dieſen 
Trieb fie und bie Ihrigen ſchuͤtzt, führt auch die Menfchen zu ihr. 
Mas aber zuerfi auf roherer Eulturflufe nur als blinder Erhal⸗ 
tungstrieb in nieberer Mache die Verlegungen tilgt und abwehrt, Diefes 
wird, wie ſchon der Blick auf griechifche und germaniſche Blutrache und 
Compofition beweif’t *), bald bewußte, über ihren Zwed nice 
mehr blinde, genugthuende und verföhnende Herſtellung zechtlicher 
Ehre, Achtung und friedlicher Willensſtimmung der Verlegten und ihrer 
friedlichen Gemeinſchaft. Die zuerft thierifche und blinde Vergeltung 
verwandelt ſich ſchon bei einiger höheren Cultur in vernünftige Strafe 
mit vernünftigem Strafzwed. Sie wirkt ganz in bem Sinne, 
wie die Strafe nad) der uralten roͤmiſchen Strafformel bei Livius, 
die fi an ben Verbrecher mit ben Morten wendet: „Du — lehre 
dur) das Erempel deiner Strafe Alle das als heilig zu achten, was 
du entheiligt haft” (ea sancta credere, quae a te violata sunt). Sie 
bekraͤftigt es, wie Platon fagte, Allen eindeinglih, daß die Verletz⸗ 
ten nicht, wie ber Verbrecher fie behandelte, Preis gegebene rechtlofe 
Sklaven, daß ihr mißachtetes Recht, daß das verachtete Friebensgefeg 
nicht verächtlich, nicht leere Worte ſeien; fie tilgt fo das Verbrechen 
duch genugtbuende und verfäöhnende Herſtellung ber verlegten 


%) ©. den citirten Artikel „Sompofitionen ‚eye, 
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Ahptung und der gefidertn friedlicen MWitleneflimmung. Die Beste: 
Yung barf niminbermehe rechelnh und fie Tann nie tickjamn ben Men 
Pen die diefer natürlichften nothwendigſten Rechte nehe 
wen, und\fie vermag den durch bie Wörbrechen ſteis neu geſtörten 
rlprlicgen Seieden wicht Hergnftellen und zu fiherm, wenn fie nicht an 
‚en Gtelie eine georbmete gefegliche Genugthunngäftrafe feht, tm 
fie die Mlzachtung des mit Füßen getretenen Rechts auszutilgen, 
volle „Helligkeit und feinen Glauben und dadurch bie friedliche 
immung: der Beleibigten und ihrer Genoffen twieberherzuftellen. 
dem bieben, bee ungerochen von Alten Öffentlich 
Süße getreten wich und getreten werben darf? Wie in ihm 
- bie  unenfehrfichfle friedliche Willensffimmung, mein nur ihm 
Friede nichts nuͤhen, hr. nuc die fchmerzlichften Opfer und Entfas 
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als Prlvatgenugthuung ihnen ſelbſt zuſpricht, oder doch, tie bei mans 
hen Körperverlegungen und Diebftählen , bei Jagdfreveln, bei Ehebruch 
u. f. w., bie Verfolgung von ihrer Anzeige abhängig macht. So wie 
hierbei aber immer bie Öffentliche Genugthuung für das Gefeg mittelbar 
mit beswedt wird, fo ſchließt umgefehrt auch die übertviegend Öffentliche 
Genugthuung bie des Verlegten in fi und bewirkt fie mittelbar. Wenn 
auch gerade des Verlegten Beleidigung von ber Gefelfhaft mit Entch« 
Kung und Abſcheu gerochen wird, fo bedarf es einer weiteren beſonde⸗ 
ven fühnenden und herftellenden Achtung der Heiligkeit feiner Rechte 
nicht. Aber würden etwa die duch Mord, Raub und Brand Verletz⸗ 
ten, wuͤrden bie Söhne des Ermordeten, Beraubten friedlich und freund⸗ 
lich ohne Waffen und ohne Genugthuung mit den ungeftraften Moͤr⸗ 
dern, Raͤubern und Mordbrennern zufammen wohnen? Würden nicht 
Blut: und Privatrahe und Privatfehden und Sühnungen von felbft 
wieder eintreten, wenn aud nur ein Jahr lang der Staat ihren 
Stellvertreter, die genugehuende Strafe, aufgeben mollte? 
Würde z. B. Frlede bleiben, wenn er etwa den Vürgerlihen gegen die 
Frevel der Adelichen nicht Genugthuung geben wollte? Verfege man ſich 
lebendig in diefe Verhäftniffe hinein — und dente — da ja bier von 
der erſt zu begrändenden Strafe die Mede iſt — ob, menn für 
diefen Zweck jener rechtlich genugthuenden Achtungsherflellung und Sühne 
feine Strafe ba waͤte, man fie nicht ſchaffen müßte? Und Eonnte wohl 
unfer Geſetzbuch, welches bei jenen genannten Vergehen die Beſtrafung 
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von ber Forderung des Beleidigten abhängig macht, ja den Eltern, Kin⸗ 

‚ bern, Gatten felbft noch nach dem Tode der Shrigen bei Injurien Klas 
gen zur raͤchenden genugthuenden Strafe zugefteht (66. 286, 288), ih⸗ 
nen bei verächtlichen Behandlungen und Verlegungen der Ihrigen gerabe 
dann, wenn fie bis zu ben fchmerfien Mißhandlungen und Verbrechen 
fortgefchritten wären, alles Recht auf Genugthuung abfprechen? Viel⸗ 
mehr verbindet es dieſelbe nur hier mit ber oͤffentlichen Genugthuung 
zur Derftellung der Heiligkeit de& durch den Frevel herabgemürbigten 
Anfehens des Staats und des Staatsgefeges. Vorjuͤglich der Zweck der 
Schuͤtzung ber Achtung der verlegten Perfönlichkeiten, Nechte und Ges 
fege durch rechtliche Genugthuung begründet ben infamirenden unb 
ebrennactheiligen Charakter der Strafe, um durch Verbin⸗ 
bung bed Begenfages dee Schande mit dem Verbrehen es recht 
eindringlich fühlbar zu machen, daß die Rechtsgenoſſenſchaft das durch 
dieſes Verbrechen mit Füßen getretene Recht nicht ebenfalls verachte, 
fondern achte und in ungefchwächter Achtung herftellen und erhalten 
wolle. Das Gefühl der Nothwenbigkeit einer rechtlihen Genug» 
tbuung und Sühne liegt auch vorzüglich noch den neueren bunfeln 
Ideen rechtlich wiedervergeltender Strafe zu Grunde, wobei aber nur jes 
ner frühere blinde Trieb der thierifchen Rache ohne die fpätere bes 
wußte vernünftige vehtlihe Zweckbeſtimmung der Strafe 
aufgefaßt wird. 

Die Motive des babifhen Entwurfes S. 49, 51 und die Anmers 
tungen ©. 94 bezeichnen noch befonders die Richtung der Strafe nad 
diefer Seite hin, zugleich mit den beiden anderen Strafzweden durch bie 
Erklärung: die Geſetzgebung habe „nah der Gerechtigkeit und 
Strafklugheit folhe Strafen gewählt, welche zue Aufrehthaltung 
der Wirkſamkeit der Gefege nothmwendig feien, melde vom 
Vergeben abſchrecken könnten und zugleich einen ber wichtigften Zwecke 
der Strafe, den Zweck dee Befferung des Beltraften, zu erreichen 
im Stanbe fein.” Die S. 49 der Motive erflärt es als das Bes 
fireben des Entrourfs, in der Wahl und Anordnung der Strafmittel 
mit ſolcher Worficht zu Werke zu gehen, daß durch die Mirkfamkeit der 
gewählten Strafen bie Zwecke ber Strafgefeßgebung am Sicherften rea⸗ 
liſirt werden Lönnen (f. auch ©. 51). Herner wird es als das Beſtre⸗ 
ben des Entwurfs erklärt, „die bürgerliche Ordnung und die Grundlage 
ber kürgerlichen Gefellfhaft mit Nachdruck gegen frevelhafte Angriffe zu 
ſchuͤzen.“ Im ausdrüdlichen Gegenfag der Verſtaͤrkung der Motive 
zum Rechtthun durch die Strafandrohung und gegenüber dem Zweck der 
Abfhredung bezeichnen fie alsdann als eine Hauptwirkung der firas 
fenden Gerechtigkeit: 1. „Durch gerechte Steafen und deren Anwen» 
dung das Anfehen der Gefege aufrecht zu halten.” Die Zucht 
bausftrafe mit ihren infamirenden Folgen rechtfertigen die Motive 
©. 53 und die Aumertungen S. 91 dadurch, daß es für foldhe 
ſchwere Verbrechen einer Anſtalt beburfte, in welcher bie größere Strenge 
dee Einrichtung und bie Summe ber darin liegenden Uebel für bie 
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Sträflinge, noch mehr aber ber Umftand, daß mit biefer 
Strafe in der Regel Folgen für bie bürgerlihe Ehre des 
Beftraften verbunden find, theild noch mehr die Strafe geeigs 
net barftellen, von Begehung ber damit bedrohten Werbrechen abzus 
fhreden, theils eine ber Größe der Verſchuldung cortes 
fpondirendbe härtere Repreſſion und ftärkere Mißbilli— 
gung des Verbrehens buch die bürgerlihe Geſellſchaft 
auszudrüden.” Mit diefem Gefihtspuncte flimmt e8 auch zufums 
men, daß der Entwurf ©. 55, 58, 60 (f. auch Anmerkungen 
S. 91) fo viel Gewicht darauf legt, daß ber Richter nur als „Repraͤ⸗ 
fentant der bürgerlichen Geſellſchaft“ umd in „Uebereinftimmung mit der 
wahren Öffentlihen Meinung’ die Infamie des Verbrechens zur genug- 
thuenden Herſtellung der ſchaͤndlich verlegten Achtung und Heiligkeit des 
Rechts und der Geſellſchaft ausfprechen folle. Auf den Genugthuungss 
zweck mwenigftens mit beziehen fich folhe Stellen, welche, wie bie Ans 
mertungen S. 4 erklären: „daß bie Strafen nad) ihrer Wirkſam⸗ 
keit zur Aufrechthaltung der Geſetze ausgewählt ſeim, oder daß die Todes⸗ 
ftrafe beibehalten werde (und zwar in fechszehn befonderen Strafartifeln 
(Anmerkungen &. 91),” weil „das allgemeine Nechtsgefühl in ihre zur 
jegigen Zeit bie einzig gerechte Repreffion für ſolche Verbrechen 
findet, Die bie ſchwerſten Angriffe auf die bürgerliche Geſellſchaft und 
auf die wichtigften Nechte der Einzelnen enthalten. „Gerechte Vers 
geltung, Repreffion‘ (ober auch Abfchredung und Beſſerung) er: 
klaͤrt die Mede des badifchen Präfldenten des Suftizminifteriums bei Vor: 
lage des Strafgefesbuhs (Anmerkungen ©.86, 87) wiederholt „als 
Endzweck der Strafen.” 

Ein wichtiger Theil genugthuender Herflellung ber verbrecherifch 
verlegten Achtung des Rechts iſt insbefondere aud) die durch den Ver— 
luft der Ehren: und Dienftrechte bewirkte Ausfloßung des Verbrechers 
aus den höheren ftaatsbürgerlichen Mechtskreifen. 

Der zweite Hauptzmwed der Strafe geht dahin, die fhädli= 
hen Wirkungen, weldhe das Verbrechen für die friedliche Medytsordnung 
bei den übrigen Bürgern bewirkte, durch ihre Abfhrefung oder 
buch Miederherftellung ihrer friedlichen Willensſtimmung für das Ge: 
feg, wie gegen den DBerbrecher zu bewirken. 

Befonders and) durch Folgendes wirken die Verbrecher flörend für 
bie Erhaltung des rechtlichen Friedens. Das friedliche Mechtsgefes hat 
ale Außerlih gemachtes gemeinfhaftlidyes Geſetz nur durd) 
die gemeinfchaftlihe Anerkennung und Haltung der Ge: 
feltfhaftsglieder Heiligkeit. Es ift nur durch fie al’ der Opfer 
werth, die man ihm bringen muß. Seine Verlesung durch die Ber: 
brecher wirft nun als verderbliches böfes Beifpiel oder Aer— 
gerniß im Sinne der Sarolina verderblich, indem es jene Heiligkeit 
ſchwaͤcht. Einestheils reist es die ebenfalls finnlicyen Neigungen anderer 
Menfhen an, auch ihrerfeits ihren verbrecherifchen Antrieben und Ge: 
luͤſten nachzugeben. Andererſeits erzeugt es gegen den auf dieſe Weiſe 
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den allgemeinen Frieden doppelt ſtoͤrenden Verbrecher eine feinbfelige 


Stimmung ber befjeren Bürger, bie bis zur Austilgung feines verder⸗· 


lichen Beiſpiels und der dadurch geftörten rechtlichen Sicherheit den 
Frieden mit ibm unmoͤglich madht. 

Die natürlichen eigennügigen Neigungen und Triebe der Menſchen 
treiben fie fletd zu Eingriffen in’s fremde Recht. Aber bie gemein; 
ſchaftliche Anerkennung und Verbürgung des rechtlichen Friedens bindet 
diefe böfen Neigungen und Triebe. Jedes gluͤcklich ungeftrafte 
Berbrehen entbinder bie legteren, reizt fie auf, ärgert, d. h. 
macht ärger, oder verfchlecdhtert. Deshalb nun wollte der babifche 
Entwurf ebenfalls nady dem Vorgang umnfere® gemeinen Rechts, daß bie 
Strafe diefe Störung bes verderblihen Beiſpiels und Aergerniffes und 
die mit Recht empörte Stimmung bes beffern Bürgers gegen den Frie⸗ 
denftörer wieder aufbebe. Sie fol, fo weit es bazu nöthig ift, duch 
die mit dem Verbrechen verbundene fchmerzliche Verlegung der finnlichen 
Triebe und oͤffentlichen Schande allgemein Abfheu erwedend 
und abfhredend wirkten. (Quia res mali exempli est, fo fagt 
das roͤmiſche Recht, zur Aufhebung bes scandalum et exemplum, fo 
das kanoniſche Recht, „wegen des Aergerniffes‘ die Carolina.) Auch ſchon 
die frühere deutſche geſetzliche Strafformel: daß der Werbrecher ‚von 
Nechtöwegen ihm zue wohlverdienten Strafe, und Anderen zum abe 
ſchreckenden Exempel“ geftraft werben folle, bezeichnet diefe Idee. Die 
verlegte, geftörte Heiligkeit des Gefeges, das geſtoͤrte Gefuͤhl frieblicher 
rechtlicher Sicherheit in dem Bürger ſollen wieberhergeftellt werben. 

Für den Abfchredungszwed vorzüglich muß die Strafe empfind⸗ 
liche Leiden enthalten. 

Die Motive. des badiſchen Gefeges erwähnen des Zwecks der Abs 
ſchreckung ebenfalls oft, und zwar, um, wie jene beutfche Strafformel 
im Gegenfag gegen die ungerechte Feu erba h'ſche Abfchredung, an 
eine blos durch das eigene böfe Beiſpiel Herfchuldete Strafe zu 
erinnern, flets in Verbindung mit der Gerechtizkeit, 3. B. Motive &. 
51—53, Anmerkungen ©. 87. Zum Theil mit auf die Abfchredung 
beziehen ſich auch mehrere, bei dem Beſſerungs⸗ und Genugthuunge 
zweck citirte Stellen. Auch erklärt der Entwurf wiederholt das „oͤf⸗ 
fentlihe Aergerniß” als einen Grund zu einer daſſelbe austilgenden 
Strafe (Anmertungen ©. 130, 131, 185 und $. 580). 

Der dritte Hauptzwed iſt mo möglih die innere ober mo⸗ 
ralifhe und mindeftens die dußere oder politifche Beſſe⸗ 
eung. Vorzüglich auch dadurch ſtoͤren die Verbrecher den rechtlichen 
Srieden, daB fie in ihrer Perfon defien Grundbedingung und 
Buͤrgſchaft, den friedlichen ehrlichen Willen und zunaͤchſt ben 
Glauben daran, bie nothwendige Präfumtion eines wahren ver- 
trauensvollen Friedensftandes zerftören. Ihre rechtswidrige Aufhebung 
diefer unentbehrlichſten Grundbedingung und Bürgfchaft eines freien, 
fricdfihen, vechtlihen Zuftandes iſt eine wahre bereits vechtöverlegende 
Störung des Friedens. Hiernach, nad diefer gegenwärtigen 
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sutänftiger Mechtönerlegungen oder. der 
Wlebecholung „ beftimmt ſich die Strafe. "Me 
ee body wohl bie Berlegten und bie anderen Bucger mit übernutefenem 
ändern, Mördern, Di frledlich und waffenlos zufammene 
wohrien, mit ihnen, bie Alten ben Krieg erklärten? Diefelben fagten es 

}a vofrlich chaiſacüch, daß Sefeg,. daß das Vermögen und Leben 
Üprer Mitbärger Ihnen nicht felen, daß biefelben alſo vaturlich 

auch vor thnen ſtets nen tohrben verlegt werden, fo oft bie In ihuen 
vorhersfchenden finnfichen Meigungen fie day anreigten. Auch in biefer 
Ba ur u inide Bisafe —— De 
des Friebens aufheben und benfelhen: fiherw, Inbems fie den 
Serbrecher zu beffern ſacht; wie 68’ alle-BRechöäquellen des gemeinen 
Wedyts fo.oft fordern. ie ‚entfernt pn vergägich gu -Diefem gu⸗c 
wenn gleich auch mit zum Sorthell Das Ziosds der. und 
Höldyeedtung, auf Länger. Beit aus der Gefellicaft. "Ele ſacht fo laug⸗ 
Werd, Wiedererweckung des fittlichen und rellgloͤſen Bewußtſeins buch 
Scqhiwachung der dorherrſchenden finnichen verbrecheriſchen Triebe, durch 
Geroötmung ya-Dröusng und Ziel und endlich durch bie ſameric her» 
bie Berbrechen Leiden als finnliche 
8 begründen, fo weit möglich moralif und minder 
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ner allgemein geſetzgeberiſchen Erwaͤgung, wie viel bei ihm im Durch⸗ 
ch nitt zur Herſtellung jener rechtlichen Vorausnahme ober einer wer 
nigſtens juriftifh praͤſumtiven Befferung noͤthig iſt, nicht nach 
befonderen, juriflifdy unerkennbaren individuellen Subjectivitaͤten. 
„Schon die für den Genugthuungszweck angeführten Stellen ers 
Bären auch die Vefferung für einen Hauptzwed der Strafe.” Es 
wird nach den Motiven ©. 56 „Hauptforge der Regierung fein, bei 
allen Strafanftalten diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche am Meis 
ſten geeignet find, die Befferung der Sträflinge anzuregen.” 
Hier &. 52 und in den Anmerkungen ©. 91 heißt es ferner: „Da auch 
dem auf Lebenszeit Werurtheilten die Hoffnung nicht geraubt werden 
durfte, durch mufterhafte® Betragen in dee Anftalt auf dem Wege ber 
Gnade die Abkürzung dee Strafzeit zu erlangen, fo konnte mit dem le⸗ 
benstängli Zuchthauſe weder ber ohnehin eine tabelnsmwerthe, nicht 
einmal confequent durchzufuͤhrende Fiction einhaltende bürgerliche Tod, 
noch die öffentliche Ausftellung, Brandmarkung u. f. tw. verbunden werden, 
weihe den Reft des Ehnrgefühls bes Beftraften vernich— 
ten und alfo nadtheilig auf feine Befferung wirken. 
Aehnliche Erklärungen „über den Befferungszwed” kehren 
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oft wieder (&. 59, 63 der Motive und in den Anmerkungen 
©. 93, 95, 185). Eben fo erflärt S. 67 ber Motive und &. 100 
der Anmertungen und $. 95 und 96 bes Entwurfs ben rechtswidrigen 
Willen bdefien, der eine Verſuchshandlung nicht aus Unverftand oder 
Wahn mit untauglihen Mitteln unternimmt, fondern aus blofem Irr⸗ 
thum ober Werwechfelung untauglihe Mittel wählte, nicht wie ben Ers 
fteren für firaflos, „weil bei ihm bie Aufbebung feines rechts⸗ 
widrigen Willens‘ wegen feiner Gefährlichkeit für ben rechtlichen Fries 
den als nothiwendig erſchien, nicht bei dem Erſteren.“ Auch gehört 
hierher die Grundanſicht des Entwurft, „daß die moralifche Ver⸗ 
berbtheit und Schändlichkeit bes Verbrechers tem Verbrechen einen 
-gefährliheren Charakter aufbrüdt” (Motive ©. 54, 58, 60, 63, 
Anmertungen ©. 92, 95, 94). Nach der in den Anmerkun⸗ 
gen abgebrudten Rede des Präfidenten des Zuftizminifteriums (S. 86) 
iſt auch darum eine neue Geſetzgebung nöthig, „weil das frühere Recht 
Strafen zuläßt, bie, wie bie der Ausftellung zum Schellenwerken, beim 
Endzweck miderflxeiten, den man durch den Strafvollzug neben der ges 
rechten Vergeltung oder Repreſſion erreichen will, ich meine ben 
Endzwel der Befferunlg.” Die Anmerkungen aber erklären es 
S. 92 „für eine Dauptforge der Regierung: in allen Streafanftalten 
durch moralifhe und religiöfe Einwirkung, durch Zwang zur Arbeit, 
Drdnung und Reinlichkeit die Sträflinge zur Beſſerung anzuregen, und 
Sefinnungen zu erweden, bie eine Bürgfchaft geben, daß der Entlaffene 
nicht neue Verbrechen veruͤbe.“ Durch die dem Richter ertheilte Moͤg⸗ 
lichkeit, den Verluft der Ehren= und Dienftredhte nad) einer beſtimmten 
Zeit bei gutem Betragen wieder aufzuheben, wirb ebenfalls Befferung 
beswedt. (S. 93 der Anmerkungen, f. auh ©. 94 und $. 255.) 
Unbegreiflich wäre es nach allen biefen Erklärungen, in ber badifchen 
Sefeggebung zu fagen: ber Zweck oder nad) dem Ausdrud der Mos 
tive und Anmertungen — ber „Dauptzmwed” ober der „Enbs 
zweck“ der Befjerung (mie auch jener ber Genugthuung und Abfchres 
ung) beftimmte die Strafe nach unferem Entwurf nicht, ſei höchftens 
Nebenzwed. Es ift unmöglih, demfelben die blinde gleiche Wieder⸗ 
vergeltung oder Hegel’fhe blinde moralifche Vergeltung, bie ſoge⸗ 
nannte moralifche Gerechtigkeitstheorie unterzufchieben, etwa blos darum 
unterzufchieben, weil er nur eine gerechte, b. bh. genau ber Verfchultung 
des Verbrechens angemefjene Aufhebung ber Störung ber rechtlichen 
Drdnung will. Man mollte fie ja gerabe durch die dazu unentbehrliche 
Genugthuung, Abfchredung und Beſſerung. Eine blinde moralifcye 
Vergeltung noch baneben, ja als die Hauptfache, neben welcher jene 
Störung bes Verbrechens und die fie aufhebenden Richtungen der Strafe, 
ale bloſe Nebenzwecke der Strafe gar nicht beftimmten, — biefe Vers 
Eehrtheit Lam der badifchen Geſetzgebung offenbar nie zu Sinn. 
Daß zur Befferung alle bewährten, die Humanität nicht verlegen» 
ben Mittel bes Pönitentiarfpftems zuläffig und wuͤnſchenswerth find, 
verſteht fi) nad) den Erklärungen ber Motive von felbft. Auch werben 
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wohl bie meilten Einwendungen gegen baflelbe und mithin gegen 
bie wefentlihfte Verwirklichung bes Beſſerungszweck— 
ihr Gewicht verlieren, wenn man Folgendes bedenkt: 

1) Aehnliche Einwendungen werben jebem Neuen, weniger Bes 
kannten entgegengefest. 

2) Sie beziehen ſich auf einzelne Unvolllommenheiten, bie entwe⸗ 
der als mißglüdte Erperimente einer neuen Einrichtung zu befeitigen 
find, oder überall zumeilen ſich einfchleichen. 

3) Bei Klagen über angeblich durch's Pönttentinrfpftem veranlaßte 
Sterblichkeit, Krankheit u. f. w. vergißt man, daß in allen Zucht⸗ 
bäufern bie Sträflinge dem Tod und der Krankheit unendlich mehr 
ausgefegt find, als in ber Freibeit. Aber davon fchmeigt man, 
und hebt nur mit Uebertreibung einzelne Erfcheinungen aus einzelnen, 
vielleicht mangelhaft eingerichteten Pönitentlaranftalten hervor. 

4) Auch die weichherzigfte Humanität hat ſich doch darein zu erges 
ben, daß die Strafe ihrer übrigen Zwede wegen und, nad) einer Durch: 
ſchnittsberechnung menſchlicher Naturen, felbft der Beſſerung wegen ein 
empfinbliches Leiden für den Verbrecher bleiben muß, und daß es bas 
Abfurdefte und Ungerechteite waͤre, Strafgefängniffe fo einzurichten, daß 
die demften, oft unter dem Drud ber größten Dühfeligleiten und Ent: 
behrungen verfümmernden rechtlichen Bürger mit Neid auf die Zucht⸗ 
bäufer, auf die Lage der Verbrecher in den Strafanftalten hinbliden. 
Iſt aber diefes richtig, aledann wird wahre Dumanität bald darüber 
einig fein, daß es vorzuziehen ift, den Züchtlingen fo viel möglich Tie- 
ber folhe Befchränfungen zuzufuͤgen, welche darauf berechnet find, fie in 
die Geſellſchaft als gebefferte Mitglieder zurückzuführen, als folche, 
welche zwecklos vielleicht zugleich mit ihrer Gefundheit ihre Moralität 
noch untergraben, und die man ihnen alsdann großentheild erfparen 
oder mildern kann. 

5) Menigftens der Anfang zu jeder wahren Befferung wird ſtets 
bei verwilderten Menfchen darin beftehen, fie, fo weit möglich, von ih: 
ren verbrecherifchen finnlichen Zrieben, Leidenfchaften, Gewohnheiten 
und Allem, was biefe naͤhrt, loszureißen, und fie zum fchmerzlichen 
Bewußtfein des MWiderfprudys ihres Lebens mit allen beſſeren Gefühlen 
und Gedanken, deren fie je fähig waren, und zu ter Sehnfucht und 
Hoffnung eines neuen Lebens hinzuführen. Wenn nun hierzu, wenig: 
fteng eine Zeit lang oder, je nach den Umftänden, zeitweife, Einfamteit, 
vorübergehend felbit Dunkelheit, und, vor neuer Gemöhnung an regel: 
mäßige geordnete Beſchaͤftigung, auf Eurze Zeit felbft Mangel an Be: 
(häftigung führen, fo bietet doch aud) der tägliche wiederholte Zufpruch 
wohlmeinenber, den humanen Imeden der Anjtalt fid) widmenden Men— 
fhenfreunde große Milderungen dar. Eben dieſes thun aud bald in 
den abgefonderten Höfen des Befferungshaufes längerer Genuß ber freien 
Luft, zweckmaͤßige Lecture und dem Zuͤchtlinge zukünftige Eriitenzmittel 
verfhaffende Beſchaͤftigung und felbft der gemeinfchaftlihe Gottesdienit, 
an welchem, zum Theil, ohne ſich unter einander zu ſehen, bie Straͤf⸗ 
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linge Theil nehmen, und auch Zufammenfein mit auserwählten anderen 
Zuͤchtlingen. 

6) Durch das Vermiſchen von ganz in ihre ſinnlichen Triebe und 
verbrecheriſchen Neigungen verſtrickten Verbrechern werden leider unſere 
Zuchthaͤuſer mehr Schulen bes Laſters, als Beſſerungsanftalten. Sie 
fegen die Geſellſchaft durch die entlaflenen Zuͤchtlinge größeren Gefahren 
und Opfern aus, als ihe deren Gtraflofigkeit bewirkt haben wuͤrde. 
Namentlich werden diefelben auch bei gebotenem Schweigen und uns 
tee Aufſicht durch Mienen und Geberben, fo wie durch umvermeidliches, 
gegen den Befehl Statt findendes Reden ſich vollftändig verfländigen, und 
die Wirkung folhen Stillſchweigens wird, wie mic die erfahrenften 
Kenner und Lenker folcher Anftalten im Auslanbe überzeugten, oft nur 
die fein, daß die Auffeher nicht verftehen, mas fie ſich mittheilen. 

Diefes war bereits niebergefchrieben, als ich im „neuen Archive“ 
die beftätigenden Erklaͤrungen der Vorſteher folcher deutfhen Anftalten 
Iefe, wo man in dem geziwungenen Schweigen bie genügende Aushülfe 
ſuchte. Zu den taufendfälitgen Erfahrungen ber Verfchlechterung in un« 
feren jegigen Strafanftalten kam bei uns fo eben bie neuefle Verur⸗ 
theilung eines jungen Raubmoͤrders in Mannheim, der auf das Bes 
flimmtefte als Grundlage feines Verderbens feine fchlechte Gefellfhaft _ 
in der Bruchfaler Strafanſtalt angab. Sprechender freilih nocd find 
fothe Säle, wie der in den criminaliſtiſchen Beiträgen von 
Hudtwalter und Zrummer Band I., 113 erzählte. Hiernach 
machte ein in Hamburg nur auf vorübergehende Zeit mit Zuchthaͤus⸗ 
fern zufammentebender, früher menig verdorbener junger Menſch zuerft 
ganz falſche Seftändniffe von Mordthaten, die ee nie begangen, um, 
wie es der Auffeher erklärt, „auch für einen großen Werbrecher zu gele 
ten, wie benn die Leute im Zuchthaufe nicht felten auf dergleichen Ges 
danken kämen” (S. 125). Sodann ermordet er wirklich plöglicd den 
Gefangenmärter, ohne irgend andern genügenden Beranlafjungsgrund 
als den, ſich feinen Kameraden, die rechte Kerl waren, gleichzuftellen. 

An der Zhat, man braucht — wenn man fidy in folche Verbre⸗ 
cherſtimmungen nicht bineindenten kann — nur fic lebhaft zu verges 
genwärtigen, mit welcher, vorzuͤglich auch für jüngere Zuhörer anſtecken⸗ 
den Luft Krieger, Tiger, Studenten, Liebesabenteurer fich ihrer mit 
Gefahr, Muth, Geſchicklichkeit und Gtüc beftandenen Abenteuer erin⸗ 
nern, um e8 zu begreifen, baß für Verbrecher, Diebe, Räuber u. f. w. 
die Erinnerung ihrer energifchen Thaten, diefe Höchfte Luft im trauri⸗ 
gen Kerker, zur Befeftigung und Verftärkung ihrer verbrecheri⸗ 
chen Leidenfchaften mirkt. Ä 

7) Völlig grundlos iſt der vom Standbpuncte des RK ant’fchen 
Zwangsrechts ausgehende Vorwurf, daB das Befferungsfpftem die Gren⸗ 
zen des juriftifchen Rechts überfchreite. Die wahre freie und friedliche 
Rechtsordnung beruht nad) dem Obigen, audy ben Grundfägen des ba: 
difchen Geſetzbuchs gemäß, nur auf fittlicher Achtung des Nechts, wird 
verlegt durch erwiefenen rechtswidrigen Willen und begründet zur Aufs 
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hebung dieſer Störung das Recht, ben rechtswidrigen Friebbrecher fo 
lange von aller Theilnahme an der rechtlichen Geſellſchaft auszuſchließen, 
bis die juriſtiſche Annahme feiner ſittlichen ober mindeſtens poli⸗ 
tiſchen Befjerung wieder moͤglich iſt. Jeder alfo, welcher das Mecht 
und die Hoffnung zur Ruͤckkehr in den friedlichen Rechtsverein nicht 
rechtsguͤltig aufgeben will oder darf, muß rechtlich nothwendig den ges 
ſetzlich als nothwendig erachteten Bedingungen zur Derftellung diefer 
Buͤrgſchaften rechtlicher Freiheit ſich fügen. In der Begründung tie 
in der Begrenzung aber bleibt nady dem Bisherigen aller Zwang der 
Beflerungsftrafe ſtets ſtreng innerhalb ber juriftifchen, juriſtiſch erkenn⸗ 
baren Srenzen. Der freien, humanen, aufopfernden Bemühung aber 
für dieſen edelften Zweck bleibt innerhalb des Rechts unermeßlicher 
Spielraum. 

8) Dagegen dürfte nur durch möglichfte Verbindung wahrer Bef: 
ferung mit den obigen Strafimeden der ſchreiendſte Widerfpruch einer 
barten vernichtenden Ötrafgerechtigkeit mit der eigenen Schuld 
bes Staates ſich löfen. Bedenkt man wohl nicht, mie die meiften 
Verbrecher die Opfer find ber verkehrten Einrichtungen berfelben Geſell⸗ 
haften und Regierungen, die nun jene vor ihren firengen Richterftuhl 
ziehen? Mögen auch fie eines höheren Gerichts und der dee ber ers 
baltenden und rettenden göttlihen Gerechtigkeit gedenken! Die 
Strafe, welche ihr entfprechen foll, melhe eine wahre Befferung 
oder Aufhebung aller Störung des Verbrechens, aller Schuld fein foll, 
muß eben ſowohl für den Verbrecher wie für die Gefellfchaft zum Wohle 
gereichen, ftatt blofe Marter zu fein. Sie muß nit Kriegsmaßregel, 
fondern Berföhnung fein. 

Bei aller feften Ueberzeugung übrigens für das Pönitentiar> 
ſyſtem, feien alle Beftrebungen und alle Münner hochgeachtet, welche auch 
auf anderem Wege für die Befferung der Sträflinge ruͤhmlich zu wir: 
ten fuchen. Alten bisherigen Erfahrungen und der Natur der Sache 
nad aber kann unmöglid, eine Geſetzgebung der gründlichen Prüfung 
des neuen Syſtems fich entziehen. Und fo wie ber trefflibe Sulius 
daffelbe Syſtem, das er früher theoretifch befümpfte, fpüter, nachdem 
er e8 durch eigene Anfchauung und aründliche Beobachtung vollftindig 
kennen lernte, mit ruͤhmlicher Selbitverleugnung begeiftert vertheidigt, 
fo wird aud bei anderen Menfchenfreunden die Wahrheit fih Bahn 
brehen. So auch feiert fie in dem neuerlihen Werke bes trefflichen 
Kronprinzen von Schweden einen Sieg. 

Eines jedenfalls ift unerlaͤßlich, das nämlich: daß unfere Strafan: 
ftalten an fih und vorzüglih aud in der Ueberzeugung des 
Volks den Charakter wahrer Beflerungsanftalten befommen. 

In einer Zeit, wo die Humanität jede Härte der Strafen verbie- 
tet, und doch die Quellen der Verbrechen fid) mehren, wo felbft die 
Verderbniß früher materialiftifcher irveligisfer Srundfäge der Voltaires 
fhen Zeit, nachdem fie in den höheren Ständen bereits ihren Wende: 
punct erreichte, in den unterſten Ständen erft fruchtbar wird, in diefer 
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Zeit, wo zugleich faft alle Strafe nur Gefängnißftrafe iſt, da muß vor 
Allem diefe unter der Herrſchaft dee fittlichen Idee fliehen, einen wahr« 
haft moralifhen Eindrud machen, die höhere Idee der ganzen Strafge⸗ 
rechtigleit lebendig erhalten. Das aber thut fie jegt nicht. Hier iſt 
fie Gegenſtand der Empoͤrung über gefundheitsverberbliche,, harte, will 
kuͤhrliche, rohe Behandlung, dort Gegenftand des Tadels und des Neids 
wegen zu guter Einrichtung. Ein höherer Geſichtspunct und Zweck 
tommt dabei MWenigen zu Sinn. Für den ganzen Eindrud der Strafe 
und der Strafgerechtigteit wäre es — ganz abgefehen noch vom Ber 
derben ober von ber Beflerung ber Strafgefangenen felbft — von uner- 
meßlihem Werth, wenn das ganze Strafleiden der Gefängnißftrafe in 
dem Urtheil und Glauben des Volks unter ber fittlichen Idee wahrer 
und wirffamer Bemühung für die Befferung flünde. Wäre das dann 
allein, bürfte man auch mit gutem Gewiſſen für Abfchaffung ber To⸗ 
desftrafe ftimmmen. Wem blutet nicht das Herz, es nicht zu dürfen ? 
Das Schlachten bee Menfhen von Dienfhen — mit Mafchinen oder 
noch ſchlimmer ohne fie — wem ift es nicht fürchterlich? Und doch, 
wenn dee Gerechtigkeit noch andere genügende Sühne fehlt, wenn bie 
verbreherifhe Störung der rehtlihen Ordnung nod 
nicht anders getilgt werden Tann, wenn bie Unendlichkeit 
verbrecherifcher Schuld kein durch den fittlihen Eindruck unendliches 
Gegengewicht anderer Strafe bat, fo muß der Jurift der Gerech⸗ 
tigkeit auch biefes Opfer bringen. Er allein kann es nicht hemmen, 
wenn ed auch immer , wie jedes Menfchenopfer, die Barbarei der Zu⸗ 
fände anklagt. Nur ein wahres Befferungsfpftem und ber allmälig 
tachfende, tiefe moralifhe Eindrud feiner Strafe kann uns davon erld« 
fen, kann die Herrſchaft dev Idee der Gerechtigkeit ohne Blut erhalten. 

Diefes wohl fühlte auch die badifche Regierung, als fie ſchon fruͤ⸗ 
ber eine Vorlage zur Gründung eines Befferungshaufes machte und 
als fie in ihren Beftimmungen und Motiven des Strafgeſetzbuches fo 
lebhaft den Beſſerungszweck in's Auge faßte. 

Als unbeftreitbar darf e8 übrigens wohl nun angefehen werben, daß 
die drei großen Hauptzwecke der Strafe, melde unferem ganzen ges 
meinen Recht zu Grunde liegen, welche ſchon die alten griechifhen und 
tömifchen Staatsweifen als die Zwede der rechtlichen Strafe erflärten*), 
auch die Grundlage des Strafrechts des badifhen Entwurfs bilden. 

Nur der leitende Grundgedanke ihrer Verbindung bedarf nocd einer 
Betrachtung. 

Alte diefe Strafzwede, die Genugthuung mit ihrer Achtunges 
herftelung und Sühne der Veiletzten, die Abſchreckung mit ihrer 
Unterdrüdung bes Reizes zum Nachahmung bes verberblihen Beiſpiels 
und ihrer Herftellung der friedlichen Willensftimmung ber übrigen Buͤr⸗ 
ger und endlich die Befferung mit ihrer moralifhen und politiſchen 
Herftellung bes rechtlichen Willens des Verbrechers find eigentlich Beine 
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Ge find lediglich nur Beſtandthelle 
3 des babifchen Befenbuche, der „gerechten Aufhebung 
der buch den Verbrecher gehtswidcig verfhulbeten Stö⸗ 
sung ber —— ie ber dreifache Zweck, fo 
fidy aller Strafe in dieſem burchaus nicht ges 
miſchten, nicht politifchen, fondern jur iſt iſchen, ſtreng wiſſenſchaftü⸗ 
- den und einbeitlien hoͤch ſten Princin, in diefee wahren. 
juriſtiſchen Berechrtigfeitscheorie. Alle Strafe iſt hiernach, 
fe wie Griechen und Römer fie befinieten unb ber Sprachgebrauch als 
.. bee. gebildeten Nationen fie bezeichnet *), vehtlihe Wiederaus⸗ 
ieung der Bau *). Sie iſt eine 32 Buße des 
Verbrechens (tm altdeutſchen Wortfinn), wle auch das deutſche Wort 
„Strafe“ (von ſtraff ober wieber gerade ade —* ober eine 
Rıcefertisung bes Verbrechers, wie ein gerichtlich deutſcher Aus⸗ 
druck die Strafe nennt. Gerechte vernünftige a , 
bes Rechts oder Wiederaufhebung aller Rechtsſtoͤrung, 
nicht: aber eine blinde Wiedervergeltung, dieſes iſt bee einfache durchge⸗ 
hende vernünftige Grundgedanke bes gefchichtlichen Strafrechts ***). 

Die Strafe entfpriht fo ben beiden natärlihen Anfor⸗ 
berungen bes gefunden Menfhhenverfiandes ber Völker 
und jedes ſchlichten Bürgers. 

Fuͤr's Erſte nämlich: „die Straf zwecke rech tlicher Genug: 
thuung, Abſchreckung und Beſſerung und zugleich Siche⸗ 
rung durch ſie — ſie forderte man ſtets, eben ſo wie der badiſche 
Entwurf. 

Aber die zweite, noch heiligere Anforderung verlangt: gerecht, 
vom Verbrecher rechtswibrig verſchuldet müffe die 
Strafe fein. Jeder ſoll nur büßen, was er verbrochen, 
verſchuldet hat. Genau ſoll die Strafe ſeiner jedesmaligen Ver⸗ 
ſchuldung der durch ihn verſchuldeten Stoͤrung entſprechen. Wenn 
die Politik zehnmal ſagte: um durch genuͤgende Furcht gegen jeden 
Diebſtahl moͤglichſt zu ſichern, muͤßt ihr auch den kleinſten Diebſtahl 
mit dem Tod bedrohen und durch die Zufuͤgung den Dieb einer 
Kleinigkeit unerbittlich als Mittel dieſer Furchterweckung gebrauchen 
und an den Galgen hängen: der gerechte Sinn verwirft ſolche Abſchre⸗ 
ckungstheorie. Gerechtigkeit in dee Androhung und Ausmeffung je⸗ 








ME ©. sun unten „Eketzten Gründe” S. 116 und Walch, Glossarium s. v. 
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der Strafe iſt ein Hauptgrundfag. So fagt ber badiſche Entwurf mie 
feinen Motiven auf jeber Seite, fo. 5. B. in der zulegt angeführten 
Stelle und ©. 49, 50, 51 und 52. Hierauf find feine Strafausmefs 
fungs «, Minderungss, Milderungs » und Erhöhungsgründe ber Strafe 
und jenes große richterliche Ermefjen berechnet. Darüber aber läßt bie 
fer Entwurf keinen Augenblid Zweifel, daß der. Richter die Strafe gang 
nad benfelben Zwecken und gefeggeberifhen Grund» 
fägen abmeffen ſoll, wie der Geſetzgeber ſelbſt, keineswegs 
nach einem ganz andern, etwa nach dem ihm fremden Talionsprincip. 
Alte bisherigen Erklärungen und der ganze Zitel VI. mit feinen Mos 
tiven fprechen nur für jenes. Aber wie der Gefengeber, fo fol auch 
der Richter die Strafe für diefe Zwecke jedesmal nur nad) der Größe 
der Verſchuldung bes Verbrechers beſtimmen. 

Wie nun laſſen ſich jene beiden Forderungen des geſunden Men⸗ 
ſchenverſtandes und dieſes Entwurfs anders richtig vereinigen, als durch 
die bisher aufgeſtellte Theorie? Soll ale Strafe genau nur die Auf⸗ 
bebung der durch's Verbrehen verfhuldeten Störung 
der rechtlichen Ordnung fein und nur darnach ſich beſtimmen, und foll 
fie doh auch zugliih Gen ugthuung, Abfhredung, Beſſe⸗ 
tung fein und nur barnady ſich beftimmen, fo iſt diefes nur dadurch 
möglich, daß eben jene Störung durch Genugthuung, Abfchredung, 
Beſſerung aufgehoben wird, daß beibe — bie Aufhebung,‘ Genugthuung, 
Abfchreckung und Beſſerung einerfeits, und die Aufhebung der Störung 
andererfeit —identifh fein,eben fo zufammenfallen müfs 
fen, wie bie von ihnen aufjuhebenden Störungen und bie Vers 
ſchuldung des Verbrechers. Jene Zwecke können alfo auh nur fo 
weit gelten und Berüdfihtigung durch die Strafe fin» 
den, als fie zufammenfallen mit ber Aufhebung der Std» 
ung oder Verfhuldung. Sie follen nicht fo, wie in den Praͤ⸗ 
ventions⸗, Abfchredungs:, Beſſerungs⸗ und Wiedervergeltungstheorieen, 
weiter gehen oder für fih ein Mecht zur Strafe begründen, was nicht 
bie rechtliche Aufhebung Lediglich der verbrecherifhen Störung ber 
Rechtsordnung begründete, eben fo wenig als fie etwa blofe zufällige 
außerwefentliche, die Strafe nicht beflimmende, Nebenzwede wären. ‚Die 
Hauptzwecke,“ „bie Endzwecke“ ber Strafe nennt fie überall der Ents 
wurf. Jede andere Auslegung und Annahme würde nicht blos die vers 
nünftige Theorie, fo wie bes gemeinen Rechts fo auch des Entwurfs 
zerftören, nein, ihnen abfoluten, logiſchen Widerfprudy und Widerſinn 
aufbärden. Sie wuͤrde ihnen Principlofigkeit, Infammenmifchung nicht 
zufammengehöriger verfchiedener Grundgedanken, Theorieen und Zwecke 
und dabei unvermeidliche innere Widerfprüche zur Laſt legen. 

Uebrigens unterftügen fich diefe verfchiedenen Richtungen oder Zwecke 
der Strafe, fobald fie durch den Einen gemeinſchaftlichen Grundgedan⸗ 
ten ihren richtigen Inhalt, ihre rechte Verbindung und Begrenzung ers 
halten, allerdings wechſelſeitig. Die gerechte Abfchredungsftrafe wirkt 
nun genugthuend und umgekehrt. Eine Strafe, zur rechtlichen Beffes 
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ung zugefügt, wird ebenfalls fchon genugthuend, Abſcheu erweckend und 
abſchteckend wirken, wenn gleich jeder dieſer Zwecke noch eigenthuͤmlich 
Zuſaͤtze und Mobificationen erfordern kann. So erfordert, zumal bei 
ſchweren Verbrechen, der Genugthuungszweck Ehrennachtheil, der Zweck 
fuͤr Abſchreckung finnliche Leiden, der Beſſerungszweck die Beſſerungs⸗ 
einrichtungen. Sie vereinigen ſich mit einander, wenn auch je nach 
dem Ueberwiegen der einen oder andern Stoͤrung der Rechtsordnung die 
eine oder die andere Strafrichtung vorwiegen kann. So uͤberwiegt in 
Beziehung auf- bie rechtliche Genugthuung unſtreitig die objective 
Groͤße der wirklichen Verletzung in Beziehung auf Abſchreckung und 
vollends Beſſerung die ſubjective Groͤße des bewieſenen boͤſen Wil⸗ 
Ins. So fuͤhrt bei ben allerſchwerſten Verletzungen der Zweck ber 
Genugthuung und Abſchreckung zur Todesſtrafe. Dieſe ſchließt zwar 
die Beſſerung aus. Aber dieſes geſchieht nach unſerer geſetzlichen 
Theorie deshalb ohne Störung und mit Recht, weil bier bie 
durch Befferung aufzuhebende Störung bes rechtlichen Friedens, naͤm⸗ 
lich die Fortdauer der rechtswidrigen Willensftimmung bes Verbre⸗ 
ders in ber Gefellfchaft durch die Todesſtrafe zugleich mit befeitigt 
ift. Der gleiche Kal ift bei lebenslänglicher Freiheitſtrafe fchon megen 
der fieten Möglichkeit der Begnadigung nicht vorhanden. $reilich einer 
blofen Beſſerungstheorie, vollends einer von Moralprincipien abgeleites 
ten, widerfpricht ſchon allein bie Eriftenz ber Todesſtrafe, wie die lebens⸗ 
länglihe Zuchthausftrafe, nicht minder auch die Ehrenftrafe. Nach ber 
gefiglichen Theorie fteht auch die Ehrenftrafe der rechtlichen Beſſerung 
an ſich nicht im Wege, weil biefe legtere den Willen der völligen Auf: 
hebung aller rechtswidrigen Störung durch die Schuld des Werbrechers 
vorauafegt. So weit alfo die rechtlihe Genugthuung und Abfchredung 
fie unvermeidlich fordern, muß der zu Beſſernde auch Ehrennachtheile 
tragen und tragen wollen. Dies hindert jedoch nicht, daß — mie die 
vorhin bei dem Beſſerungszweck angeführte Stelle der Motive ausführt 
— die Gefeggebung folche für die übrigen Strafzwecke nicht abfelut 
nothmwendigen Ehrenſtrafen, welche die Befferung weſentlich erfchmeren 
würden, möglichft befeitigt. Die ganze Strafe aber muß der Geſetzgeber 
ftets darnach beftimmen, daß alle Störungen durd) fie vollſtaͤndig aufs 
gehoben werden. 

VI. Fortfegung. 3) Der Mafftab der Verbrehen und 
Strafen, zunädft als Folge und Beweis der gefeglihen 
Straftheorie. — Ganz befonders fprechen für die bisher entwickelte 
Straftheorie die im budifchen Entwurf aufgeftellten Grundfäge über die 
Ausmeffung der Größe der Strafbarkeit und der Strafen. „Ein vor: 
zügliches Streben mar — fo fagen die Motive ©. 50 — bei allen 
Strafandrohungen den Forderungen der Gerechtigkeit zu genügen und 
in diefem Streben dem Ermeffen des Richters fo viel Raum zu geben, 
als nothwendig ift, um ihm möglid zu machen, im einzelnen Falle bie 
ber Verfchuldung angemeffene oder die genau der VBerfhuldung 
des einzelnen Straffalles entfprechende Strafe zu erkennen. 
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Derfelbe Grundgedanke iſt oft wiederholt. (Motive &. 51, 65, 76, 76. 
Anmertungen ©. 68, 88.) 

Für den Gefeggeber, und ganz ausbrädli eben fo für 
den Richter aber bezeichnet nun ber Entwurf $. 143 (jegt 134) bie 
Gründe der Strafbarkeit folgendermaßen: „Bei diefer Beftimmung hat ber 
Richter theils auf bie Schädlihkeit und Gefährlichkeit der 
zu beftrafenden Handlung, tbeils auf die Boͤs artigkeit 
und Stärke bes auf die Hervorbringung des Verbrehens 
gerichteten Willens NRüdfiht zu nehmen.” Gchon diefer Grund⸗ 
fag und feine Durchführung in allen daraus abgeleiteten Straferhoͤhungs⸗ 
und Strafminderungsgründen geben einen volllommenen, felbfifiändte 
gen objeciven und einen eben foldhen fubjectiven Maßſtab der 
Strafbarkeit. Diefe aber und bie angegebenen beiden Hauptgrund⸗ 
fäge der Strafausmeſſung folgen mit logifcher Nothwendigkeit nur aus 
der gefeglichen Strafrechtstheorie. Diefe fucht ja das Weſen der Schuld 
eines Theils in ber Beleidigung unb dem gegebenen Aergerniß oder 
böfen Beifpiele, welche duch Strafe zur rechtlichen Genugthuung und 
zur Abfchredung aufgehoben werden follen, andern Theils in dem 
sechtswidrigen Willen des Verbrechers, welchen bie moralifche und polis 
tifche Beſſerung tilgen follen. Auf jenen erften objectiven Geſichtspunct 
gründet ſich insbeſondere auch bie mildere Strafe des nicht vollendeten 
blos verfuchten Verbrechens $$. 101 und 102. Dagegen toiberfprechen 
dieſe Seibfifländigkeit des objectiven wie bes fubjecti- 
ven Maßſtabs und eine folde gleihmäßige Verbindung 
beider der Gonfequenz aller anderer Strafrechtstheo⸗ 
tieen gänzlich. 

So kann die Hegel'ſche moraliſche Vergeltungs⸗ oder Reactions⸗ 
theorie die Groͤße ihrer Strafe nur abmeſſen nach dem ſubjectiven Maß⸗ 
ſtabe der Boͤsartigkeit des Willens. Die aͤußere materielle Verlegung, 
als ſolche, z. B. ber ja rein von Zufaͤlligkeiten verhinderte Erfolg eines 
beabfichtigten Mordes, einer beabfichtigten Brandftiftung verändert die 
moralifhe Verfhuldung nit. Es ift Zäufchung, wenn man das Ges 
gentheil behauptet, weil das Verbrechen ald Handlung inneres und 
Aeußeres fordere. Wohl möchte man noch eine dußere Handlung for« 
dern zur Erkennbarkeit des böfen Willens, obgleich auch diefes für eine 
teinmoralifhe Theorie inconfequent ift. Allein jedenfalls ift dieſes nur 
die dußere Bedingung, nicht ber Maßftab, und fobald bee volle 
Wille ſich aͤußerlich offenbarte, fo iſt's für die moralifhe Verſchuldung 
gleichguͤltig, daß lediglich Außere Zufälle ben materiell ſchaͤdlichen 
Erfolg verhinderten. Wohl aber hat die verlegende, enipörende, ſchnell 
allgemein hin befannt werdende, blutige und unglüdlihe Wirkung eines 
verbrecherifchen Unternehmung einen großen Einfluß auf das oͤffentliche 
Aergerniß und böfe Beiſpiel, auf die Störung ber friedlichen 
Achtung bed rechtlihen Friedens, alfo auf unfere Strafzwecke ber 
Genugthuung und Abfchredung. Wenn alfo audy bei gleich rechts⸗ 
widrigem Willen in biefen Beziehungen ber Verbrecher doch weni⸗ 
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ger intelectuelle Störung der Rechtsordnung bewirkte, fo hat er we⸗ 
niger abzubüßen; wenn dagegen fein rechtswidriges Handeln einen ſchaͤd⸗ 
licheren Erfolg hatte, fo kat er, da er ja dieſen mit verfchuldete,, mehr. 
auszutilgen. 

Eben fo kann eine Wiebervergeltung, die blos von der Verlegung 
eines dußeren von ber Moral getrennten Rechts und von ber dAußeren 
juriftifchen Gleichheit und ihrer Verlegung und Herſtellung ausgeht, die 
Groͤße ihrer Strafe zunächft nur ahmeffen nad) ber Größe ber verur: 
fachten, ober doc, hoͤchſtens nad) ber Größe ber bezweckten materiellen 
Stoͤrung und Ungleichheit; der innerliche Wille könnte ihr hoͤchſtens eine 
Bedingung, nie Maßftab werden. Ein nod gar feine dufere Rechts: 
verlegung bewirkender höfer Wille, mie er im entfernten Verſuch ſich 
ausfpricht, koͤnnte fie nody zu gar kriner materiellen Miebervergeltung 
mit großem materiellen Uebel berechtigen. Vollends find ihr fremd 
foihe Straferhoͤhungsgruͤnde, mie die nach $. 144 unferes Entwurf : 
„je zahlreichere und tmichtigere fittliche Beweggründe für Unterlaffung der 
That vorhanden maren , je mehr Dinderniffe die That erfchwerten, und 
je mehr Gefliſſenheit oder Liſt der Thaͤter zeigte, ie geringfügiger die 
Außere Anreizung zur That war, oder je mehr der Thäter durch fein 
früheres Leben Werborbenheit oder Dang zu frafbaren Handlungen 
zeigte ‚’ oder folhe Strafminderungs- und Steafmilderungsgründe, mie 
die in den 66. 145 und 146 unferes Entwurfs: 3. B. „daß der Ver: 
brecher überredet, verführt, durch eine unermartete Gelegenheit gereizt 
wurde, in aufgeregter,, an fich zu entfchuldigenber Gemuͤthsbewegung 
handelte, daß fein voriger Lebenswandel oder fein Benehmen bei ober 
nad ber Verlegung weniger Verdorbenheit des Willens zeigen u. f. w.“ 
Mas gehen wohl diefe und andere Ausmeffungsgründe, mas die nad) 
dem Obigen unter Verdorbenheit vorzuͤglich auch verflandene mora: 
liſch-ſchaͤndliche Geſinnung denjenigen Wicdervergelter an, mel: 
cher blos aus der rechtswidrigen materiellen Verlegung und Gleichheitä- 
ftörung fein Recht ableitet, zur rächenden Gleichheitsherftellung, Verle: 
bung mit Verlegung zu ermiedern ? 

Will dagegen diefe juriflifche WVergeltungstheorie inconfequent die 
materielle Rechtsverlegung und ihre Wiedervergeltung aufgeben und eben: 
falls nur den innern Willen vergelten, dann haıte fie nur allein jenen 
fubjectiven Maßſtab, wie die Hegel’fche Reaction, keinen objectiven. 

Eben fo klar ift es wohl, daß bie rein moralifche Befferungstheo: 
vie, welche blos den ungerechten Willen, alfo nur je nad feiner Größe 
beffern will, und die Präventionstheorie, welche nur wegen der Wahr- 
fheinlichfeit neuer Ausbruͤche der böfen inneren Neigungen des Mer: 
brecher® dieſe verhindern, alfo nur nad) ihnen ſtrafen will, nur einen 
fubjectiven Maßſtab haben konnen, und daß für fie das Objective nur 
die dußere Bedingung, conditio sine qua non, fein Eönne. 

Ganz baffelbe aber ift der Fall bei der pfnchologifchen oder Feuer: 
bach'ſchen Abfchredungstheorie, fo fern diefelbe folgerichtig durchgeführt 
werden fol. Sie will die allgemein finnlihen Antriebe aller Bürger zu 
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Verbrechen (nicht die von Verbrecher aufgeregten) zum Voraus durch 
die größeren entgegengefegten 'finnlichen Antriebe der gedrohten Strafs 
übel aufwiegen und durch bdiefen Zwangsmechanismus alle Verbrechen 
verhindern. Die Vollziehung ift bier nur Mittel zur Erhaltung der 
Wirkfamkeit der Zucht durch die Drohung. Diefe Drohung begründet 
das Recht und die Größe der Strafe blos durch den politifchen Zweck 
der Sicherung. durdy Furcht. Der Verbrecher wird als Mittel der Si⸗ 
herung, als Sache gebraucht. Man hängt ihn an den Galgen, gleich 
einer Vogelfcheuche, um die böfe Luft Anderer, die er gar nicht verfchuls 
dete, abzuſchrecken. Sie muß alfo folgerichtig blos nad, der Stärke jes 
ner Antriebe die Strafen abmefjen. Dier aber müßte fie folgerichtig, 
ganz im Gegenfag mit unferem Entwurf, die Strafbrohung gerade um 
fo mehr erhöhen, je mehrere und je flärkere aͤußere Anreisungen den 
Verbrecher zum Verbrechen antrieben — alfo durch einen ftärkeren Ges 
genreiz der Strafe überwogen werben müffen — und je weniger moras 

Uiſche Abhaltungegründe demfelben entgegenftanden — alfo fchon. einen 
Theil des nöthigen Gegenreizes bildeten. Sie müßte bie moralifch ent» 
fhuldbaren Vergehen härter frafen, namentlidy diejenigen, welche unfer 
Geſetz deshalb um fo weniger flrafbar erklaͤrt, „je flärker eine moralifche 
Möthigung für diefelben wirkte, welche 3. B. Standesanfichten für dies 
felben ausüben” (Anmerkungen ©. 125). Daher droht auch fchon ein 
alter griechifcher Geſetzgeber, nach diefer ganz den finnlichen und despo⸗ 
tifchen Zuftänden, alfo aud der Sklaverei angehörigen Strafs oder Gis 
cherungstheorie, dem Sklaven alsdann, wenn er, durch empoͤrende Mißs 
handlung bed Herrn gereizt, denfelben tödtet, eine furchtbarere Strafe 
zur nöthigen Gegenwirkung gegen die hoͤchſte Verfuchung, als gegen bie 
Zödtung in den geringeren Verfuchungen. Auch müßte eine confequente 
pofitive Sicherung durch die finnliche Furcht jedesmal ihre Strafen mehr 
erhöhen, wenn neue Vergehen ihre Unwirkfamkeit zeigen. Sie muß 
nothwendig drakoniſch werden. Am MWeiteften ift fie alfo gewiß ents 
fernt von ber milden Gerechtigkeit unferes Entwurfs. Nur wenn fi 
die Seuerbach’fche Theorie fchon bankbruͤchig und ihren Furchtmecha⸗ 
nismus zur Verhinderung der Verbrechen hoͤchſt unwirkſam erklaͤrt hat, 
Tann fie fi) zum Theil mit dee Halbheit weniger graufamer Strafen 
und der Berechnung diefer fo unwirkſamen Mittel auch nach der Größe 
der objectiven Rechtsverletzung oder nad) ber objectiven Gefährlichkeit zu⸗ 
friedenftellen.. Was fie aber am Allerwenigften Tann und was fie am 
Weiteſten von unferem Entwurfe entfernt, ift die genaue jedesmalige Abs 
meſſung ber Strafe je nach ber Größe des unmoralifhen Willens und 
der ganzen VBerfchuldung in jedem befonderen Falle. 

Diefes iſt ganz folgerichtig ein mahrer Hauptgefihtspunct der Theo⸗ 
tie unferes Entwurfs. Allein für die Furchterweckung der Androhung 
wird durch die jedem Verbrecher vorfchwebende Möglichkeit einer Straf⸗ 
änderung bie zum kleinſten unbebeutenden. Grade offenbar der Glaube 
an ihre volle Realität, alfo ihre fihernde Wirkſamkeit geſchwaͤcht. Es 
wird die Furcht durch die Ungewißheit bes beftimmten finnlichen Strafs 
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auch moralifh. Und unfer Entwurf hat fehr Recht in der Anficht, 
welche die Motive ©. 96 zur Rechtfertigung der Beſtimmung, daß zur 
Beftrafung Leine Kenntniß des Strafgeſetzes erfordert wich, ausſprechen: 
„Es wird auch die Erkennbarkeit der meiften verbrecheriſchen Handlun⸗ 
gen fhon durch die allgemein fittlihen Borftellungen er: 
langt, und von biefen läßt ſich mehr als von der Bes 
Fonntfchaft mie dem Strafgefeg erwarten, baß fie von 
Verbrechen abhalten. 

vH, Fortſetzung. 4) Der Widerfpruh ber bisherigen 
Grundfäge gegen alle bisherigen fogenannten abfoluten 
und relativen Straftheorteen. — Nichts mag mehr zur mohls 
thätigen Befeſtigung der Weberzeugung von ber eben fo natürlichen als 
alfeitig gerechten Straftheorte und zum richtigen Auffaſſung ihrer Fol⸗ 
geeungen führen, als eine kurze Betrachtung jenes Widerfpruche. 

Der badifhe Entwurf widerſpricht nach dem Ausgeführten durch 
feine eigenen entgegenftehenden Dauptgrundfäge von der Strafe und 
duch feinen Maßftab: 

1) Den bisherigen fogenannten rein relativen Strafrechts—⸗ 
thbeorieen der Abfchredung, Prävention, Warnung, Bertheidigung 
u. f. w., welche die Strafe in Exiſtenz und Größe blos politifch, 
blos durch ihren Zweck fuͤr zukuͤnftige poſitive Sicherung, blos dadurch 
begründen, baß fie als em nägliches Mittel erfcheint, um zukuͤnf⸗ 
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tige Rechtsverletzungen zu verhindern, um pofitiv und für bie Zus 
kunft zu für , nicht aber rechtlich zur Aufhebung der ſchon 
und no beſtehenden Redhtsverlegung oder ber Schuld bes 
Verbrechers. Doch jebe weitere Ausführung, daß biefen Theorieen der 
Entwurf wiberfpricht, iſt überflüffig. 

2) Er widerfpricht aber auch den rein abfoluten Strafrechts⸗ 
theorieen der Kant'ſchen und materiellen Wiedervergeltung und der 
He ge l'ſchen Reaction ober den in dieſem abfoluten und in moraliſchem 
Sinn aufgefaßten fogenannten Vergeltungs⸗ und Gerechtigleitstheorieen. 
Diefe Theorieen find zwar von Meiftern und Süngern verfchiedenartig 
begründet und mobificht. In Kolgenbem aber flimmen fie überein: 

Sie fegen für’s Erfte willkürlich ein neues befonderes Prin⸗ 
dp an bie Spitze des Strafrechts, welches für andere Rechtstheile aus 
dem allgemeinen höchften Rechtsgrundſatze, von dem allein alle Rechtes 
tbeie abgeleitet werben koͤnnen, an welche nach dem Obigen unfer Ent, 
wurf unfer Strafreht organifh anfchloß, fi nimmer abs 
leiten und begründen läßt. Sie Eönnen daher nur neue Verletzungen 
und Etdrungen dee rechtlichen Ordnung machen, flatt fie aufzube- 
ben umd zu befeitigen. Das hoͤchſte Princip des vechtlichen Friedens, 
bee harmoniſchen Wechſelwirkung, ber hoͤchſte Mechtsgrundfag aber heißt: 
„Verletze den rechtlichen Frieden ober die Mechte deiner 
Mitbürger und ber Regierung nicht, und hebe, wenn du 
e6 doch thatefi, jede unrechtliche Friedensflörung mögs 
lift wieder auf, mache das Unrecht oder jeden unrechtlichen Scha⸗ 
ben wieder gut. Die Bewirkung biefer Mechtepflicht, dieſes ift ber 
oberfie Srundfas für das Zwangsrecht ber rechtlichen Regierung 
als der Exhalterin des rechtlichen Friedens. Aus diefem hoͤchſten Grund 
fa& au fi), oder fo, 'wie ihn die Motive unferes Entwurfs ausdräden, 
aus der Abwenbung ober fiheren Wieberaufhebung der' 
Störungen oder Gefährdungen der Rehtsorbnung in der 
bürgerlihen Geſellſchaft, fo weit fie nicht bereits das 
Civilreht und andere Rechtstheile aufheben” — daraus 
laſſen ſich nimmermehr jene Ideen einer materiellen ober einer morali⸗ 
fchen gleichen Wiedervergeltung oder Reaction ableiten. Unfere Erhal⸗ 
tung und Herftellung des vechtlichen Friedens ſelbſt iſt zwar auch ſitt⸗ 
lich, dient ebenfalle der ſittlichen Ideez aber nur innerhalb 
ihrer rechtlichen Wirkſamkeit oder des Rechtskreiſes nur nach den 
klaren Rechtsgrundſaͤtzen und den klaren Zwecken jener Er⸗ 
paltung „des rechtlichen Friedens.“ Sie handelt nur nad 

den jariftifchen Rechtsgrundfägen und weit zurüd jene unglüdfelige 
Einmwifchung rein moraliſcher oder fremdartiger Principien. Das uͤbrige 
Recht, jenes Civilrecht, woran unſer Entwurf ſeine Strafe anreiht, wo 
heiligt es doch wohl als ſein Grundprincip die Talion — Wieder⸗ 
vergeltung der Verletzung mit gleicher neuer Verletzung, oder die Reac⸗ 
tion und fittliche Vergeltung als ſolche? 

Dee zweite Punct der Uebereinſtimmung jener Theorieen, der 
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das eben Gefagte noch deutlicher macht, beſteht darin: es foll bie Strafe 
die abfolute Ider ober Forderung der Gerechtigkeit erfüllen und als Be⸗ 
friedigung der Rechtsglerch heit oder als fittlihe Vergeltung 
und Reaction an fid gar feinen Zwed haben, fid nicht, fo wie nad) 
bem Obigen jene Aufhebung aller Störungen des rechtlichen Friedens 
durch Befferung u. ſ. w., nad) einer vernünftigen Mirkfamkeit für bie 
MWiederheritellung oder Sicherung der rechtlichen Verhaͤltniſſe beftimmen. 
Wenn der Staat im Begriffe ftünde, ſich aufzuldfen, fo müßte nach 
Kant die Regierung noch an dem letzten Verbrecher die Wiedervergel⸗ 
tungsftcafe vollziehen, obgleich es für ihre Aufgabe nach ihrem hoͤch⸗ 

en Princip, für ihre zweckmaͤßige „Erhaltung, Sicherung und 

ſlederherſtellung der Rechtsordnung in der bürgerlichen Geſellſchaft“, 
wie der badiſche Entwurf ſich ausdrückt, voͤllig zwecklos wäre. Nach 
dem Dbigen verwirft dies der Entwurf in Aller Hinſicht überall, z. B. 
auch fhon durd) feine Verjährung. Die Schwäche diefer Theorien 
‚aber zeigt fich nur doppelt, wenn man hintennach boch zum Theil Zwecke 
in fie einficht. Man thut dies entweder mit blofen woͤrtüchen Mes 
densarten, daß nämlich die Strafe der an fih blinden Wieder⸗ 
vergeltung und Reaction, auch ohne darnach beftimmt zu werben, den⸗ 
noch, indem fie der Staat als abfolute fietliche Pflicht der Wergeltung 
vollziehe, von ſelbſt mehr oder minder auch jene guten Zwecke fördere. 
Oder man laͤßt die gleiche blinde Wiedervergeltung, zwar ohne Bus 
fammenhang mit einem Zweck der vernünftigen Erhaltung des rechtli⸗ 
hen Friedens, aber als eine vortheilhafte Acquifition erwerben, die man 
hintennach für alle möglichen beliebigen Zwecke — gleihfam zum Haus: 
gebrauch — verwenden, oder auch nicht verwenden und ſchenken koͤnne. 

In beiden Fällen mag man wohl folhen, die nicht fchärfer zu 
denken gewöhnt find, dadurch, daß man menigftens hintennac bie 
an fi blinde und für eine vernünftige Sicherung bes rechtlichen 
Friedens zwecklo ſe Wied ervergeltung- mehr ober minder mit einiger 
vernönftigen Zweckmaͤßigkeit ausflattet und verhuͤllt, die Schwäche der 
rechtlichen Begründung biefer an ſich blinden, zweckloſen Vergeltung 
bedecken. Aber darauf kommt es an, ob bdiefe letztere an ſich dechte⸗ 
ih begrändbar. ift, darauf, ob man don einem vernünftigen, 
rechtlichen Volk Zuftimmung zu ihr und Ihrer Vollziehung — auch abs 
gefehen von jenen erft hintennach äußerlich halb und halb zu Hülfe ger 
rufenen, bie Strafe felbſt aber nit beftimmenden Zwecken — 
hoffen darf, ob hier mehr nur ein dunkles Gefühl, als ein ver» 
nünftiger Rechtsgrund beflimmt. 

Jeder Verſuch aber, dieſe Theorieen und ihre Grundgedanken ju⸗ 
riſtifch zu rechtfertigen ober vollends fie mit dem babifchen Entwurf 
zu vereinbaren, wird ſtets feheitern. 

Die Idee einer angeblich von ber ſittlichen Gerechtigkeit geforderten 
blinden Reaction oder Vergeltung weiſ't der Entwurf als jene heillofe 
Vermiſchung des moraliſchen und juriftifchen Gebiets, als Vermiſchung 
dee himmlifchen und ber menſchlichen Gerechtigkeit zuruͤck. 


. 
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Wo erfheint auch wohl die Vermefienheit, wenn: ſchwache irrende 
Menſchen, blos nach fubjectiven Moraltheorieen, Gewalt über ihre 
Brüder uſurpiren, größer, als bei der Strafe, als bei diefer irdifchen 
fittlichen Vergeltung durch fie? Wer gab die Vollmacht?. Fuͤrchtet man 
nicht das: „Richtet nicht, fo werdet ihe audy nicht gerichtet! ” umb das: 
„Die Strafe ift mein, Ic, will vergelten!” Und vergelten, moralifch 
vergelten will man? Sehen ſchwache Menfchen bie Moralität ? Als Zus 
riſt muß ich jene Theorieen von bem verborgenen Wahnfinn, von 
den pfochifchen Krankheiten, woraus man neuerlic, alle Verbrechen 
ableitet, verwerfen. Aber follte id) moralifche Vergeltung üben, dann 
wahrlich wagte ich nicht, mich über fie hinwegzufegen. Und nad einem: 
Heinen Theil menſchlicher Handlungen, bie man unter das Strafgebiet 
zu ziehen beliebt, will man moraliſch vergelten? Und warum foll denn, 
wie kann nur allein nach diefem die Ausgleichung von der fittlihen Wuͤr⸗ 
digkeit und ber Glüdkfeligkeit oder auch die genügende fittliche Reaction 
vor ſich gehen? Und nur firafen wil man? Mo ift die Macht auch 
zur belohnenden Ausgleihung? Und verfieht man etiwa bie Idee götts 
licher Strafgerechtigkeit? Welche tiefere Auffaffung göttlicher Güte und 
Weisheit mag ſtehen bleiben bei ber dunkeln Vorftellung, die für ein 
dunkles Volksgefuͤhl genügen mag, biefe göttliche Weisheit und Güte 
ſtrafe, wie in blindgläubigere willenlofer Vollziehung höheren Befehls, 
nur um zu Strafen, in blind rächender Vergeltung oder Reaction, Boͤ⸗ 
fee mit neuem gleidy großem Boͤſen (aus keinem andern Zwed quam 
ut puniat nah Hugo Grotius)? Selbſt eine Gleichheit von Gluͤck⸗ 
feligkeit und Würdigkeit, von Unwuͤrdigkeit oder Leiden iſt wie eine Gleich⸗ 
heit zroifchen Sittlichkeit und Geld. Wo ift die Gleichung? Nein — 
baß es gedeihe und lebe, daß «6 dazu die jebesmalige angemefjene 
Nahrung und Befriedigung finde, das ift der Lohn bes Gutenz 
daß es nicht zur Störung goͤttlicher Ordnung gebeihe und Befries 
bigung finde, Daß es aufgehoben oder vernichtet werde, 
das iſt die Strafe des Böfen. Aber wahrhaft, nicht blos in 
hohlen Worten, tie in der Degel’fhen Reaction, wie in den mos 
raliſchen Gerechtigkeitstheorieen, fondern auf zweckmaͤßige Weife, 
wie in unferex juriftifhen Gerechtigkeitstheorie, foll das Boͤſe mit feinen 
böfen Kräften und Folgen aufgehoben und zerftört werden. 

Es ift ja auch offenbar hier immer, mie auf ber unterften Stufe 
der Civilifation , nur die blofe Außenfeite, die man als die Wefens 
beit auffaßt, nur jene rohe blinde Miedervergeltung des Boͤſen mit dem 
gleichen Boͤſen, diefe blinde gleiche Reaction deſſelben Boͤſen nad der 
untoiderruflich gefchehenen Action des Verbrechens, ohne daß man bie 
innere rehtlihe Nature und Wirkung ber Schuld, ohne daß 
man bie vernünftigen Zwecke ober Mittel ber Aufhebung bes wahrhaft 
und noch fortdbauernd Störenden verfolgt, die wirkliche vernünftige 
zweckmaͤßige Umänderung der verbrecherifchen Triebe und Gewohnheiten 
in dem Verbrecher und die Aufhebung ber fchädlihen Wirkungen feiner 
That bei den übrigen Bürgern. Weil fie nicht nach ber zweck maͤ⸗ 
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ßigen Wirkſamkeit für diefe wirkliche Aufhebung bes Schadens bes 
rechtlichen Friedens fich begründen und beftimmen till, deshalb ift jene‘ 
Reaction wie jede Wiebervergeltung rechtlich unbegründet und 
nicht vernünftig, fondern blind. Die einzige Art, wie bie menſch⸗ 
liche Obrigkeit wahrhaft und vernünftig der fittlichen Idee dienen fol, 
tft ja nur die vernünftige Erhaltung der der Sittlichkeit dienſtbaren 
friedlihen menfhliden Rechtsordnung, ber juriftifchen Gerech⸗ 
tigkeit. Aber mit ben vernünftigen, wohlberechneten, zwe dmäs 
ßigen Mitteln fol fie die menſchliche Regierung erhalten, fo wie bei 
ber Strafe unferes Entwurfs, nicht mit ſchoͤnen Worten, ſei es von Reac⸗ 
tion oder von Gleichheit, oder mit blutigen Symbolen, ober mit 
einem blinden Zetifchdienft gegen dunkle Gefühle und Ideen, mit einem 
Setifchdienft, welcher blutige und graufame Opfer fordert. Der mora- 
liſchen, der göttlichen Gerechtigkeit dagegen greife Bein ſchwacher, ſuͤnd⸗ 
bafter Sterbliher mit frevelndem Uebermuth in's heilige Amt! Auch 
ber feinfte Philofophenwig wird einen folchen blutbefledten Lappen an⸗ 
geblicher göttlicher Gerechtigkeit niemals zum himmlifchen Königemans 
tel umfchaffen. 

Das angebliche Recht zu einer aͤußerlichen juriflifchen raͤchenden 
MWiedervergeltung wegen Verlegung ber Nechtögleichheit verwirft der bas 
difche Entwurf ebenfalls entſchieden. Er thut es nach all’ jenen Erklaͤ⸗ 
rungen, welche das Wefen der Strafe und ihre rechtliche Begründung 
finden in der Aufhebung der Störung der Rechtsordnung durch die 
rechtliche Genugthuung, Abfchredung und Beſſerung, und nicht minder 
durch feinen ganzen oben angegebenen fubjectiven und obiectiven Maßſtab. 
Diefe Verwerfung des Entwurfs bleibt felbft, wenn man zugeben Eönnte, 
ein vernünftiger Friedensverein begründe jemals feinen Gliedern oder 
der zur Erhaltung und Scügung deſſelben erwählten Regierung ein 
rohes rächendes Miedervergeltungsrecht, nicht zur Ausübung einer fitt: 
lichen Rechtspflicht, nein, zum beliebigen Vortheilsrecht, und man dürfe 
dann dieſes auch politifh nüslicd fuͤr gewiſſe Sicherungszwecke vers 
wenden. Begruͤndete der Entwurf die Strafe auf die blinde rechtliche 
Wiedervergeltung, ſo muͤßte doch vor Allem die Grenze der Wiederver⸗ 
geltung bei der Strafe gewahrt fein. Dieſe duͤrfte nie darüber hinaus⸗ 
gehen. Bei noch nicht materiell rechtsverletzenden Handlungen, mindes 
ſtens bei Vergehen, welche, wie die oben bezeichneten, an ſich keine 
Verletzungen des Rechts ſind, gaͤbe es, nach einer Theorie, die ſich 
blos auf aͤußere Rechtsgleichheit oder aͤußere Harmonie der Wechſel⸗ 
wirkung, nicht auf inneres moraliſches Geſetz und Vergeltungsrecht 
gründet, gar keine juriſtiſche Wiedervergeltungsſtrafe. Bei den rechte: 
verlegenden aber gäbe es doch Feine größere, als die gleiche Wiederver⸗ 
geltung der beabfichtigten Verlegung des dußern Rechts. Ein Dieb: 
ftahl müßte dann, außer der Erftattung, mit der Strafe feines Werths 
beftraft werden, eine Körperverlegung mit gleicher Wiederverlegung. 
Aber nun ſehe man doch nur den Entwurf an, 3.8. die Titel über 
Diebftahl, Betrug, Körperverlesungen. Wir wollen bier nicht einmal 
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von beſonders ſchaͤndlichen Körperverlegungen, von denen bes Sohnes 
gegen Eltern, reden, wo blofe Wiedervergeltung ſchon aͤußerlich als abs 
furd erfcheine, obgleich jene Theorie die innere fittlihe Schaͤndlichkeit 
eigentlich nicht zu berüdfichtigen hat. Aber bie gewöhnlichen Diebſtaͤhl⸗ 
und Körperverlegungen find doch gewiß Vergehen, bei welchen, der Regel 
nach, weder eine befonbere Wösartigkeit de6 Willens des Thaͤters vor 
auszufegen ift, noch auch eine weitere Rechtskraͤnkung und Verlegung des 
Verlepten, ats die in ber materiellen Verletzung enthaltene. Hier doch 
muß fich die gleiche Wiedervergeltung bewähren. Und dennoch, umnfere 
Geſetze — weit entfernt, ihre Strafe Innerhalb ber Grenze des angebs 
lichen Mechts der Wiedervergeltung zu halten — ftrafen den Verleger 
mit bem Zehns und Zwänzigfachen, ja Hundertfachen feiner Verlegung. 

Wo bleibt nun hier die Wiebervergeltung, das Gleiche für das 
Steihe, Gut für Gut, Wunde für Wunde u. f. w.? Sft aber nur 
die gleihe Wiedervergeltung gerecht, wie Einnte alsdann das 
ſchreiende Unrecht einer fie überfchreitenden größeren Strafe jemals etwa 
buch ungerechten Regierungs⸗ oder Volksbeſchluß gerechtfertigt werben? 
Wo bliebe alsdann die Grenze zwiſchen dem Recht und zwiſchen jedem 
willkuͤrlichen Despotismus ober Jacobinismus? Und wenn etwa bie ge⸗ 
feglihe Strafdrohnung und ber Vorwand des Vorherwiſſens und des 
Einwilligns das an fi) Ungerechte gerecht machen follte, wo biiebe 
ba bie Feuerbach'ſche Theorie oder irgend ein ungerechtes Geſetz och 

t? " 


Will dagegen die juriftifche Wiedervergeltung, um biefen Schwie⸗ 
rigkeiten zu entgehen, nur den Innern fubjectiven unrechtlichen 
Willen, nicht die objective äußere Rechtsverletzung mit dem Strafübel 
ausgleichen — das rein Beiftige — mit dem Materielen, fo gibt fie 
fetbft ihre feheinbare juriftifhe Begründung auf, um fih in die Scylla 
noch gefährlicherer Schwierigkeiten zu ftürgen. 

Bei jeder, vollends aber bei einer ſolchen halb moralifchen und bei 
bee ganz moralifhen Wiebervergeltung — iſt die Grundbedingung bie 
Gleichheit derſelben, alfo die Gerechtigkeit feibft eine gänzliche Uns 
möglichkeit, eine völlige Taͤuſchung. Hält man fich fireng an's Mate 
rielle, an das blos aͤußere Recht und an das „Auge um Auge, Zahn 
um Bahn,” fo iſt's zwar auch nur em täufchender Schein. Wo amd 
wie fol Nothzucht, Ehebruh, Faͤlſchung, Mißhandlung des Vatert, 
culpoſe und doloſe Verlegung, Verſuch und Huͤlfeleiſtung wiedervergob⸗ 
ten werden? Aber es bleibt doch wenigſtens noch ein Schein. Will 
man aber die innere Schuld des boͤſen Willens, dieſes rein Gei⸗ 
ſtige, die rechtliche oder gar die moraliſche Geſinnung mit materiel⸗ 
lem Uebel oder Leiden ausgleichen, fo geht ſelbſt jeder Schein verloren. 

Bei unferer Aufhebung der Störung bes reditlihen Zuftanbes 
wird foldyes und fo viel Steafübel zugefügt, ale im Durchfchnitt nach 
erfahrungsmäßigen Gefegen der menſchlichen Natur als nöthig 
erachtet werden muß, um ale Störung der friedlichen Rechtsorbnung 
wirklich aufzuheben. Hier iſt diefes britte, die pſychologiſche 
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Wirkſamkeit der Schuld für die Stoͤrung ber Rechtsorbnung unb 
die gleiche Wirkſamkeit der Strafe für ihre Aufhebung, die Grunbs 
Tage einer wirklichen juriflifh gerehten Ausgleihung der 
Schuld und Strafe felbit. 

Hier wird die die Störung begründende Schuld durd bie 
die Störung aufhebende Strafe völlig ausgeglichen. Iſt dazu 
größeres Uebel nöthig, als nad) irgend einem Wiedervergeltungsprincip, 
fo ift dieſes größere, iſt geringeres ausreichend, fo iſt nur biefes klei⸗ 
nere rechtlich begründet. Mit Peiner bisherigen MWiedervergeltung bat 
alfo die gerechte Strafe etwas zu thun. Und doch iſt fie die einzig 
wahre, vernünftige, ſehende und juriflifhe Reaction und 
Wiedervergeltung. Aber die blinde wumjuriflifche Meaction und 
Wiebervergeltung, die nicht nad) jenen Strafzweden und der Wirt: 
famteit für fie die Strafe beflimmen und ausmeffen 
will, fondern angeblid nad) der Gleichheit, wo findet nun biefe ohne 
jenes tertium comparationis eine wirkliche ober auch nur fcheinbare Gleich⸗ 
heit zwiſchen geiftiger innerer Schuld und materiellem Uebel 
und Leiden? Wie kann man das rein Geiſtige nad Pfund und 
Elle meffen und ausgleihen? Es ift nicht blos eine ſchwebende Brüde, 
es iſt gar Eeine, die der Philofophenwig über folche Kluft baut. Es if 
nicht blos eine unvolllommene, fondern gar Beine Bewegung, bie hier 
ſelbſt ein geiftiger Archimedes mit feinem Hebel hervorbrädyte, ſo⸗ 
bald er gar keinen Punct hat, ihn anzufegen. Es find alfo offenbar 
leere Worte, bie hier von der Dauptiahe — von ter Gleichheit der 
Reaction oder der Miedervergeltung mit der Schuld geredet werden. 

Freilich die Hegel’fche Gerechtigkeitstheorie glaubt zwifchen dem 
inneren Unrecht der Schuld und dem materiellen Leiden der Strafe, 
ohne unfer Drittes, die urfprüngliche innerlihe Gleichheit durch den 
rechten „Begriff” gefunden zu haben. Beide, Verbrechen und 
Strafe, feien innerlich, im Begriff, gleih. Sie fein Verletzungen; 
das Verbrechen Verlegung des allgemeinen Willens, die Strafe Ver: 
letzung des individuellen Willens. Bon folcher angeblichen Gleichheit 
des allgemeinen und des individuellen Willens und ihrer Verlegung wollen 
mwir abfehen. So bleibt alfo Lie Verlegung an fih. Sie foll nicht im 
Materiellen „Aug' um Auge, Blutfchande um Blutſchande,“ Eurz in ber 
einzigen, wenigſtens Anfangs halb ſcheinbaren materiellen Gleichheit der 
Berlegungen beftehben, fondern im Sntellectuellen, im Beariff. Aber 
ift denn nun bier wirklich die gerechte oder gar pflichtmäßige 
Strafe eine Verlegung? eine Verlegung vollends, die man gleich— 
ftellen Eann dem Verbrechen, der verbreherifhhen inneren Schuld? 
Schon diefer einzige abfolute Gegenfag von der fhuldvollen und 
von der angeblih gerechten Verletzung hätte von jeder blinden und 
unmittelbaren Ausgleihung und Wiedervergeltung des an ſich abfolut 
BVerfchiedenen (der Schuld und des Strafübels; abmahnen follen. Nicht 
blinde Erwiederungsftrafe einer Rechtsſtörung, fondern eine 
vernünftige Aufhebungsſtrafe derſelben ift die rechte Ausyleichung. 
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Gerade auch dieſer Gegenfag des rechtswidrigen Charakters 
des Verbrechens und bes nothimendig rehtlihen ber Strafe hätte 
auch die rechtliche Unmöglichkeit einer Begruͤndung der Wiedervergels 
tungsftrafe, und zwar eben fo wohl in Beziehung auf Geſetzz, als in 
Beziehung auf den Verleger und den Verlegten augenfälig mas 
chen follen. Jenes Gefes heißt Erhaltung des Friedens und Aufhebung 
feiner Störung, nicht aber zweckloſe Talion. In Beziehung auf dem 
Verleger und feine Pflicht oder Rechtsverbindlichkeit, die Strafe 
zu dulden, foll uns angeblih das „Gefühl fagen: „Jeder verdiene 
von den Andern behandelt zu werben, wie er fie behandle, verwirke 
“feine Rechte, fo weit. die Miedervergeltung geht.” In Beziehung auf 
ben Verletzten und fein Recht foll es lehren: „Jeder dürfe in Ger ' 
maͤßheit ber rechtlichen Gleichheit ben Anbern nad) bemfelben Geſetz bes 
handeln, nach welchem er ihm behandelte.” Allein das moralifche Vers 
bienen gehört gar nicht in's Mechtsgebiet und wird ſich nach anderen Ges 
fihtepumeten bei dem göttlichen Richter beftimmen, als nach ber aͤußern 
Handlung und Talion. Das rechtliche Verdienen oder Verſchulden oder 
Rechtsverwirken aber beſtimmt fich Lediglich nach jenem höchften Rechts⸗ 
princip, die friedliche Rechtsordnung heilig zu halten und jede durch 
feine Schuld erzeugte und fortbeftehende Störung berfelben, nachdem 
ihre Natur und Größe unterfucht iſt, mit. den zwedimäßigen Mitteln 
fo weit möglich voliftändig wieder aufzuheben ober wieder gut zu ma⸗ 
hen. Und das thut allein die Strafe unferes Entwurfs. 

Das angebliche Recht, den Verbrecher nach bem gleichen, alfo nach 
demfelben verbrecherifchen Gefege zu behandeln, nach dem er handelte, 
ein Wiedervergeltungsrecht zu beliebigem Gebrauche, diefes fließt keineswegs 
aus jenem hoͤchſten Princip der Harmonifchen friedlichen Wechfelmirtung ober 
Rechtsordnung. Seit mann machen die Verbrecher und die Verbrechen 
die Geſetze? Aus jenem Princip fließt vielmehr in Beziehung auf das 
Recht des Verletzten gerade wie in Beziehung auf die Rechtspflicht und 
das rechtliche Verdienen bed Verletzers wieder nicht blinde Wiedervers 
geltung, ganz eben fo menig bei den Verletzungen bes Strafrechts wie. 
bei denen bes Civilrechts, fondern lediglich nur das Mecht wie bie 
Pflicht völliger Wiederherftellung bes Friedens duch Wiederaufhe⸗ 
bung aller verbrecherifchen Störungen bes Rechts des Verlegten oder des 
Staats — was abermals nur zur Strafe des Entwurfs führt. Diefe 
erhält auf gleiche Welfe für und gegen Alle das Recht, und begründet, 
wie wir fahen, bald mehr, bald weniger, als die fogenannte Wie: 
bervergeltung. Sie erhält und gibt bie mahre rechtliche Gleichheit ober 
Ausgleihung, und auf rechtlich vernünftige Weiſe, nicht den Gögen und 
Fetiſch einer blinden Nechtögleichheit und feine Racheopfer ber blinden 
MWiedervergeltung. 

Meit eher, als jenes Talionsrecht, koͤnnte man noch aus jedem 
Verlegen oder Brechen des Friedens mit Fichte die jedesmalige Aufbes 
bung des Friedens oder gänzlihe Rechtloſigkeit des Verbrechers 
folgern, und dann bie MWiebererneuerung bed Friedensvertrags unter ber 
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beradufehgen Bedingung, daß zuvor ber Verbrecher durch Aufhebung al: 
ler Störung ober Schädigung bes Friedens ſich wieder 
ausföhne. Kin urfprüngli auf vernänftige Bedingungen * 
gangener Friedensvertrag ſchwacher Sterblicher aber wird, ohne ober 

vor Eintritt der Rechtloſigkeit, dieſe Bedingungen der Fortdauer des Frie⸗ 
dens vorausſetzen. In beiden Faͤllen aber eutſteht nicht Talion, ſondern 
unſere Strafe. 

Gewiß iſt in bieſen daukeln Gefühlen von gleicher Wiedervergel⸗ 
tung und Reaction etwas Wahres, was alle Menſchen auſpricht. Dies 
ſes aber iſt nur jenes dunkle Allgemeine aller rechtlichen Strafen umb 
aller Serafrechtetheorleen. Dieſes Wahre abır muß zur vollen gar 
vernünftigen — im Nechtögebiet zur rechtlichen — Begruͤndung, Bebin- 

gung und Begrenzung gebracht werden, ehe es praktiſche Geltung haben 
dann und darf. Diefes Wahre ift, daß unter ber Herrſchaft des Geſetzes 
jedes gefekwibrige Handeln eine Störung iſt und eine Schuld für den 
Handelnden begründet, und daß dieſe Störung, fo weit fie gebt, fo weit 
der Hanbelmbe fie verfchuldet, und zwar zum Schatz aller durchs Ges 
* Geſchuͤhten und gegen alle Geſetzyflichtigen auf gleiche Weiſe wie 

der ausgetilgt, nach altbeutſchem Wortfinn gebuͤßt, gebefiert werden 
muß. Aber man darf nicht bloß bei ber Außenfeite und bunt: 
len Gefuͤhlen fichen bleiben. Man darf nicht, weil biefe Aufhebung 
bes Boͤſen für das empfindende Weſen mit Shmen und Leiden ver» 
bunden iſt, daraus eine blinde Ausgleihung von Rechtthun und Gluͤck⸗ 
feligtelt, oder weil die Aufbebungsftrafe natürlich im Verhaͤltniß zur 
verfhuldeten Störung bleibt, eine blinde gleiche Wiedervergeltung ma- 
hen wollen. Es muß, ohne alle Gebiets: und Begriffsverwirrungen, 
die klare juriftifche Vernunft nachweiſen, worin bie rechtswidrige Stö- 
rung oder Beſchaͤdigung für die Erhaltung der Rechtsordnung befteht, 
und welches bie vernünftigen unentbehrlihen Mittel zur gerechten Aus⸗ 
tilgung diefer Störung oder Schuld find. Diefe ift alsdann der Störer 
zu leiften rechtlich ſchuldig, damit gefühnt fei, was er verbrach. Das 
iſt die Straftheorie des Entwurfs. 


Dieſe aber vereinigt von ſelbſt in ihrem einfachen Rechtsgrundſatz: 
der Erhaltung, Sicherung und Wiederherſtellung der friedlichen Rechtsord⸗ 
nung durch Wiederaufhebung der verbrecheriſchen Stoͤrung, 
Alles, was wahr und richtig iſt, in den rein abſoluten und 
in den rein relativen Schultheorieen. 


Es iſt naͤmlich hochachtungswerth in jenen rein abſoluten 
Theorieen, daß ſie die Strafe, nicht wie die relativen Theorieen, zu⸗ 
naͤchſt durch ihre politiſche Zweckmaͤßigkeit für eine pofitive poli⸗ 
tifche Sicherung politifch begründen und die Bürger und ihre Rechte 
als Mittel dafuͤr herabwürbigen, fondern daß fie diefelben zunaͤchſt durch 
das Mechtögefeg begründen wollen, baß ihre Strafe zunaͤchſt nur ne: 
gativ oder als Vernichtung der Schuld fihern fol, und daß 
fie den Verbrecher nur wegen feiner Schuld ftrafen wollen, nur mit 
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dee gerechten Strafe, wann und fo viel er ſelbſt verfchuidete, nur das 
mit feine Schuld gefühnt und getilgt werde. 

Aber es it auch achtungswerth bei den rein relativen Theo⸗ 

rieen, daß fie nicht dunkeln Gefühlen und Ideen baldigen und nad 
ihmen geforderte zweckloſe Opfer und Graufamkeiten dulden wollen, daß 
fie nad deu vermänftigen Mitteln einer wirklich zweckmaͤßigon Ers 
haltung und Sicherung einer friedlichen Rechtsordnung 
umfdhanen, wozu bie rechtliche Regierung allein ihre 
, Bwangsgewalt hat. Mur müfjen biefe Mittel, wie jene im un 
ferem gefegtihen Strafrecht, ehrlich, als die rech tkichen Jolgen 
md als die unentbehrlihen Aufbebungen der verbrederie 
{hen Störung, und nicht bios politiſch für zukuͤnftige Sicher⸗ 
heit wegen noch nicht verfchuldeter Mechtöverlegungen begründet wer⸗ 
ben. &ie dürfen, fo weit fie verlegend find, niemals weiter gehen als 
zur Austilgung bes Schuld bes Beftraften. 

Die vernünftige gerechte Strafe des. badiſchen Entwurfs iſt nun 
abſolut, indem fie nur die unmittelbar durch's hoͤchſte Rechesgeſetz gefors 
derte Austiigung der Schuld iſt. Gie iſt relativ, indem fie die Schuld 
nur austilgt, die Strafe lediglich nur beſtimmt, abmißt, einrichtet, für 
die Strafzwede ihrer Anstilgung, indem fie auch fhe biefe Austil⸗ 
gung nicht blind verfährt, fondern die vernünftigen Wege und Mittel 
der vernänftign Strafzwecke verfolgt, alfo jede blinde Reaction, Ver⸗ 
geltung und Zalton um der Vergeltung willen und ohne Beſtimmung 
und Abmeffung nad, jenen Strafzwecken verfhmäht. Es ſucht überall 
bee Entwurf ſich frei zu halten von jeber blinden Vergeltung und eben 
fo von den zum Theit noch im baieriſchen Gtrafgefeg übrig geblieben 
nen rechtswidrigen Folgen und Härten der politifchen Gichermgstheos 
tie. Und wo etwa nod) eine Spur ber leßteren geblieben war, fo tie 
3. B. im dem durch die blos politifche Sicherungsruͤckſicht gegen gemeingefähes 
liche Brandfliftungen nicht ftreng gerechten Strafbeflimmumgen bee $. 506 
und 507, — ba hat Die Sommiffion and) hier dem Grundſatze der Ges 
rechtigkeit meift zum volfländigeren Siege geholfen — und gewiß nice 
auf Koſten ber rechtlichen Sicherheit: denn nichts fichert beſſer als Ge⸗ 
rechtigkeit und ihre Achtung von Seiten ber Bürger und als bie gerechte 
Strafe. Ungerechtigkeit aber pflanzt nach allen Seiten bin für die rich⸗ 
terliche Anwendung, für den Geftraften und alle übrigen Buͤrger Uns 
ficherheit und Nichtachtung des Rechts. 

So werden denn unſere Berichte ſich eben fo wenig durch bie Einfels 
tigkeiten der relativen role der abfoluten Theorieen von ber einfachen Bahn 
bee Rechtstheorie ober ber noch ganzen vollen juriftifhen Ges 
rechtigkeit, von ber von ihre gebotenen vernünftigen, zweckmaͤßigen, 
vollftändigen, gerehten Austilgung ber verbreherifhen 
Rechts ſtoͤrung abziehen laſſen. Sie werden ſich nicht abziehen laſ⸗ 
ſen von dieſer Rechtsherſtellungstheorie oder von dieſer juris 
ſtiſchen Straftheorie des gemeinen Rechts, welche in der That ſo 
natuͤrlich iſt, daß man ſich wundern müßte, fie in ben Schultheorieen 


270 ¶ Steſtaht / Strafrhtthenrie, Straſpolitit. 


lange verkaunt zu ſehen, wenn nicht die Gelehrſamkeit fo oft das 
Natärlichfte, das Naheliegenhfte zur Seite ließe 

VIIL Sortfegung. 5) Verhältniß der bisherigen gefeg: 
kdhen Straftheorie zu den übrigen newen Steafgrfehger 
bungen und ihrer Wiffenfhaft. — Im Mofentlihen zu glei 
dem Refultate, wie. biefe Ausführung ruͤckſichtlich bes badifhen Entz 
wurfs, kommen in Beziehung auf die Theorie des neuen mirtemibergi- ' 
es hen des neuen ſaͤchſiſchen Strafgeſebbuchs die Werfaffer der beiden 

„Bemerkungen uber den Entwurf eines menen Strafe 
gefegbuds für das Königreih Würtemberg nebſt einem 
Verfuch über Zwed und Mafftab ber Strafe. Stuttgart 
b.Eotta, 1836" — md „Einige Worte zur Begründung des 
Entwurfs zu einem neuen Criminalgefesbud für das Rd- 
nigreih Sahfen; mit Rüdfiht auf die fünftige ſtaͤndi— 
ſche Berathung. Leipzig b. Rummer, 1836", 

Auch diefe und überhaupt die neuen deutſchen Gefeggebungen hiel⸗ 
ten, wie insbefondere audy der wuͤrtembergiſche Gommifjionsbericht, 
1837, auf ber erfien Seite ausführt, an den Grundideen bes 
früheren, des gemeinen Rechts feft, und wurden ebenfalls durch 
das praßtifhe Beduͤrfniß beftimmt, den nathrlichen gerehten 
Strafrehtsgrundfägen aller freien VölEer, und nicht bios 

einer einfeitigen Schultheorie zu folgen. 

Der geiftceihe berühmte Verfaffer der zuerſt genannten Schrift, 
ein erfahener Staatsmann, führt fehr ſchlagend aus, daß die gefegliche und 
vichterliche Ausmeffung (Arbitrirung) der Strafen einzelner 
Derbrechen „durchaus nur von einem oberften Grundfag des 
Strafsechts ausgehen koͤnne, ohne weiches Veritrungen aller Art un: 
vermeiblich feien, und daß jedes brauchbare Geſetzbuch auf einem be: - 
ſtimmten Strafprincip beruhen müfle. Ex führt ferner aus, daß ber 
dem wuͤrtembergifchen Entwurfe und feinem Mafiflab ber Strafe wirt: 
Eich zu Grunde liegende Strafrechtsgrundſatz und ber ihm entfprechende 
Maßſtab der rechtlichen Strafbarkeit ganz. den gewöhnlichen abfoluten 
und relativen Straftheotie widerſprechen und vielmehr in ber oben 
aus dem badifchen Entwurf nachgewieſenen Straftheorie der gerechten 
Aufgebung ber verbrecheriſchen Werfhuldung durch Genugthuung, Abs 
ſchreckung, Beſſerung beſtehe. Er gibt nur dem Zweck ber gebühren- 
den vechtlichen Genugthuung für den Beleldigten und bie bürgerliche 
Geſellſchaft den Namen einer juriflifchen „Erpiation oder Abbuͤßung“, 
dagegen dem Zweck, bie im unbeflcaften Verbrechen liegende Ermuthi- 
gung und Anretzung zu fernerem Verbrechen von Seiten des Verbre⸗ 
ders ober anderer Gleichgeſinnten durch Befferung und Abſchreckung aufs 
suheben, "den Namen der juriftifhen Repreffion. 

Der berühmtefte und einflußreichfte- Rechtsgelehrte der wuͤrtembergi⸗ 
ſchen Kammer,Lihe jegiger Präfident, Kanzler von Wächter, konnte 
natärlih in den Verhandlungen über ben Entwurf nur bahin wirken, 


— 
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das Geſetzbuch unferer entwidelten Wieberherftellungstheorie immer ent 
fprechender zu machen, ba er ſich ſchon längft im feinem Lehrbuch über 
das Criminalrecht offen für biefe Theorie und ihre Folgefäge ausgefprochen. 
Daſſelbe thun zwar im Wefentlihen überhaupt die meiflen neueren Grimis 
naliftn. So ftimmt namentlid) auch der eine günftige Öffentliche Beur⸗ 
. theilee des badifchen Entwurfs, Abegg (in feinem Werke „Die vers 
- fhiedenen Strafrehtstheorien”), eben fo in ber „Methode eis 
nee bifkorifch philoſophiſchen Begründung” wie In den prakti⸗ 
fhen und Kolgefägen ganz mit unferer obigen gerechten Wiederherſtel⸗ 
lungstheorie und ihrer Vereinigung des Wahren in ben bisherigen abfos ' 
Iuten und relativen Strafrechtstheorieen überein; ganz aͤhnlich wie der 
andere, nämlih Heffter (Criminalr. $. 114.); und wie auch 
jest Henke (in feinem Handbuch 8. 4) unfere verfchiedenen intellec⸗ 
tuellen Beſchaͤdigungen ber Rechtsordnung durch's Verbrechen und bie 
Mothwendigkeit ihrer Miederaufbebung duch die Strafe anerkennt. 
Nur ſucht auch Abegg wie Denke der gerechten Wiederherhellungs⸗ 
firafe eine Begründung und einen Zuſchnitt nad der Hegel'ſchen 
Philofophie zu geben. Diefed verleitet dann den trefflichen Juriſten zu 
Mißverſtaͤndniſſen. Das freilich ſchadet an ſich natuͤrlich gar nichts, daß 
jene Wiederherftellungstheorie und ihre erite ſchlichte Bigründung aus 
dem höchften Rechtsgrundſatz in feinem Verhältnig zu der Natur und 
dee Wirkung der Verbrechen und Strafen, fo wie aus dem gefchichtlis 
chen Recht — obwohl er fie felbft (S. 34.) eine „mit fo viel Gründs 
lichkeit ausgeführte Theorie‘ nannte, ja fie ausdruͤcklich, jo wie früher 
auch [bon Mittermaier und Wächter gegen den „ungerechten” 
Vorwurf vertheidigte, fie begründe, bedinge und verbinde nicht ins 
nerlich alle ihre Strafzwede durch Einen felbfiftändigen höchften Rechts: 
grundſatz — dennoch fpäter „eine unwiſſenſchaftliche und eine gemifchte”. 
heißen mußte. Diefes geſchah zur Abfonderung der neuen philofophis 
{hen Debuction ; und, wie es fi laͤngſt von felbft verfteht, ift für einen 
Hegelianer jebe nicht in ber Form Hege l'ſcher Dialektik ſich bewegende 
Entwidelung unwifjenfhaftlih. Das Schlimmere aber ift, daß dadurch 
auch bie Theorie felbft bei dem Verfafjer nach manchen Stellen, insbes 
fondere auch in feiner Beurtheilung des badifhen Entwurfs (in Demme, 
Annalen Bd. II. ©. 11) in Schwankungen und MWiderfprüche zu 
kommen · droht. Die doch nur aus den Rechtsſtoͤrungen der Schuld 
hervorgegangene vernünftige Rechtsherſtellungs⸗ oder Wieberaufhebungss 
ſtrafe droht, wieder in jene, juriftifh am Wenigſten zu techtfertigende, 
blinde, moralifche Reaction und Vergeltung, um der Vergeltung willen, 
überzugeben. So verlieren ſich wieder jene aus der Natur der rechtli⸗ 
hen Störung zur MWiederaufhebung begründete vehtlihe Genugs 
thbuung, Abfhredung und Befferung, welhe boy — wie 
auch Abegg (S. 20, 33, 36) früher mit uns entwidelte — al& bie: 
Aufhebung „des intellectuellen Schadens des Verbrechens“ 
wefentlich enthalten in der Strafe find, und fie in Inhalt und 
Maß beflimmen mußten. Sie fcheinen jest keineswegs mehr 
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biefe Aufhebung zu fein, die Strafe nicht beflimmen und fich in blinder 
Vergeltung von felbft machen zu follen. Diefe oder die Hegel’fche mo⸗ 
salifche blinde Meaction verliert dann nad) dem Obigen wieber alle recht» 
liche Begründung und Ausmeffung. Und jene Strafjwede, die 
doch überall die Gefeggebung beflimmen und leiten, 
welche fie uͤberall ausdruͤcklich als „die Haupts und Endzwecke“ 
der Strafe bezeichnet und behandelt, welche die wahre Hauptſache ihrer 
Strafe ſelbſt ſind, ſtehen nun wieder als zu der Strafe jener hohen 
ſittlichen Vergeltung nicht gehoͤrige, einflußloſe leere Worte neben ihr. 
Es iſt faſt nicht viel beſſer, als wollte man ſagen: „Fuͤgt nur die 
rechte moraliſche Vergeltung zu, dieſe wirkt zugleich für Ausbildung des 
aͤſthetiſchen Gefühle, ja auch zur intereffanten Unterhaltung des Volke. 
Die Zwecke der Ausbildung des Afthetifchen Gefühle und jener Unterhals 
tung find alfo die in der reinen Gerechtigkeitsftrafe ſich von felbft realiſiren⸗ 
den Strafzwecke, die jedoch natürlich die Strafe in Inhalt und Mag 
eben fo wenig beftimmen dürfen, als jene nothiwendige Genugthuung, 
Abſchreckung und Beſſerung.“ 

Durch die Zuſammenmiſchung jener wirklich juriſliſchen Momente 
und Beſtandtheile des rechtlichen Strafzwecks mit moraliſcher Vergel⸗ 
tungsſtrafe fallen beide gaͤnzlich aus einander, eben ſo wie die Verſchul⸗ 
dung und die Rechtsſtoͤrung, welche bie Strafe und jene Zwecke 
‚zu ihrer Aufhebung begründen. Entweder beftimmt fich die rechtliche 
Strafe wirklich nad den Strafzwecken jener rechtlihen Genugthuung, 
Abfchredung und Befferung, und geht fo weit und nur fo weit, wir 
e8 die durch fie zu bemwirkende vernünftige Aufhebung der juriftifchen 
Schuld oder der Störung der friedlichen Rechtsordnung nothmendig 
macht: und dann ift für dieſe juriftifhe Strafe jede andere, angeblich 
gleiche, gerechte oder fittliche Reaction, Vergeltung oder Talion nur blofer 
Name, nichts wirkendes Wort ; die angeblidy gleiche Webdiervergeltung ift 
bier Beine Wiedervergeltung, die Gleichheit Feine Gleichheit mehr im 
Sinne jener abfoluten blinden Vergeltungstheorie. Oder umgekehrt: 
man till durch die blinde gleiche Vergeltung des Unrechts die Strafe 
in Inhalt und Maß beftimmen, und dann find jene Haupt: und 
Endzwecke der Strafe leere Namen und, fie theilmweife zu beruͤckſich⸗ 
tigen, ift Inconſequenz. 

So alfo hat ſich dem trefflihen Verfaſſer das einfache Geheimniß 
der juriftifchen .Strafgerechtigkeit wieder verdunkelt, daß hier die Strafe 
„nur die Gerechtigkeit, nur die Aufpebung der Rechtsſtoͤrung, — oder 
der rechtlichen Schuld — zum Grund und zum Zwed hat, daß 
aber, weil jene Rechtsſtoͤrung und die juriftifhe Verſchuldung daffelbe 
find, und die Schuld nur in jener dreifachen Richtung intellectueller 
Störung oder Beſchaͤdigung befteht, auch der Zweck ihrer Aufhebung 
nur in jener dreifachen Richtung der Austilgung der Störung beftehen 
kann. Die Strafe vereinigt in ihrem einen Zweck ber Aufhebung der 
Rechtsſtoͤrung nach der Natur dieſer Störung die rechtliche Achtungs⸗ 
herſtellung, Abſchreckung und Beſſerung als bloſe Beſtandtheile ihrer 
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Es tft dieſes ganz aͤhnlich, wie ein vollfiänbiger civil⸗ 
——* Schadenserſatz wegen eines Steinwurfs dreifachen Be⸗ 
ſtandtheil des Erſatzes, Curkoſten, Sachenbeſchaͤbigung und entzogenen 
Erwerb enthalten kann. Und eben ſo wie ſtatt ſolcher civilrechtlichen 
vernünftigen Aufhebung der materiellen Rechtsſtoͤrung eine Ausübung 
blinden Wiebervergeltungsrechts durch einen neuen Strinwurf in bes 
Verletzers Haus baarer Wiberfinn wäre, und zu viel und gu wes 


nig gäbe und nur unndthig und roh zerſtoͤrte, — gerade fo ift dafs: 


felbe ber Kal in Beziehung auf bie ſtrafrechtliche Aufhebung der intel⸗ 


lectuellen Stoͤrung und in Beziehung auf eine ſtrafrechtliche a — 


Unſtreitig find es gewöhnlich bie denkendſten, bie geiſtreichſten, bie 
edeiften Juriften ober Stantemänner, welche das Beduͤrfniß fühlen, auch 
die praktiſchen Mechtsfäge durch tiefere Srundfäge eines philoſophiſchen 
Syſtems zu begründen. Und eine tüchtige praftifche Meifterfchaft macht 
bei ihnen felbft vieleicht Einfeitigkeiten ber Schulphilofophie ungefährlich, 
laͤßt fie im Strafrecht felbft eine Kant’fche wie eine Hegel’fche Mies 
dervergeltungtheorie der praktiſchen juriftifchen Straftheorie fo fehr ans 
paſſen, daß es faft des Streits für die richtige juriftifche Begründung 
ber legteren nicht zu bedürfen fcheint. Aber wer «8 weiß, wie fehr von 
jeher in ber geößeren Verbreitung mandıe mehr ſchulphiloſophiſche 
ober mehr poetifche und durch's Gefühl befiimmte als fireng juriftifche 
Auffofiungen, namentlidy im Straftecht, zu ganz gefegtwidrigen und ver 
berblichen Kolgerungen führten, ber wird es uns verzeihen, wenn wir 
gegen bie legteren unfer gefegliches Strafrecht zu ſchuͤtzen fuchten. 

if, es wäre ein Unglüd, wenn die Juriften nicht durch philo⸗ 
ſophiſche Studien ihren Geift ausbilden, erweitern, befreien wollten. 
Aber feſthalten muͤſſen wir doch, daß nur die Philofophie wahr ift, 
bag die Dhilofophen es nicht find. Und heilig muß uns bie 
Srenge unferes technifch jurififchen Gebiets bleiben. Abhaͤn⸗ 
gige Lehrlinge jedes neueften Schulphiloſophen follen wir nicht werben, 
ſondern Juriſten bleiben, felbftftändige und praftifche Juri ſten vor Allem, 
wie unfere Thomafius und Heineccius, unfere Möfer und Mofer, 
unfere Struben und Pütter es waren. Mo ſoll es vollends jegt bin» 
kommen, wenn, zu allen anderen verlorenen Barantieen feſter 
ſelb ſtſt ändiger Rehtsverwaltung und nah Zerſtörung 
ber allgemeinen deutfhen Reihsgerihte und faſt aud 
bee Sprudcollegien, nad verlorener Einheit deutſcher Geſetzge⸗ 
bumg, auch noch bie Fundamente felbftftändiger Jurisprudenz wanken unb 
Preis gegeben werben, wenn unfere Grundfäge mit jeber neuen Tages⸗ 
philoſophie wechfeln follten? Wo fol zu jenen von bem badifchen Ents 
wurf geforderten aͤcht juriflifhen und gleihförmigen richter⸗ 
lihen Ergänzungen der großen Unbeflimmtheiten unfe 
ces Strafgefeges Hoffnung fein, wenn heute unfere Juriſten mit 
ber Kant'ſchen Philofophie unfer Recht felbft von jeder fittlichen Grund⸗ 
lage losreißen, morgen, verloren in bie Degel’fche, e8 mit der Moral vers 
miſchen, wenn fie heute mit ber Kant’fchen entweder materieller Wie⸗ 
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bervergeltung ober Beuerbach’ihem Zucchtmehhaniemus Kuldigen, morgen 
mit dev Hegel'ſchen fich zu moralifhen Vergeltern aufwerfen? 

Moͤchten wenigſtens in ber richterlichen Praxis von ber einfachen 
jurififchen Straftheorie jene tereleitenden Blendlichter metaphpfifcher Spe⸗ 
anlationen ferne bleiben und nur die gefeglichen rechtlichen Grund» 
fäge in männlich folgerichtiger Entwidelung angewendet und fortgebils 
det werben I Der faft angftertegende Spielraum für das richterliche Er⸗ 
meſſen macht die Aeußerung biefes Wunfches feibft Ber Gewiſſensſache. 

.Welcer. 

Strafverfahren, Criminal proceß. — Im ganzen Rechts⸗ 
gebiete, vielleicht im ganzen politiſchen Gebiete, gibt es nichts Wichtige⸗ 
res, als ben Strafproceß. Seine gute ober verderbliche Einrichtung ent⸗ 
ſcheldet am Meiſten uͤber alle heiligſten und wichtigſten Guͤter — noch 
weit mehr als ſelbſt das Strafgeſetzbuch. Die Geſetze werden doch im⸗ 
mer mehr oder minder gut oder ſchlecht durch das Verfahren; fie wer⸗ 
den das, was die Richter, ihre Proceſſe und Urtheile daraus machen. 
Auch wird eben wegen dieſes unmittelbarſten und ſtaͤrkſten Einfluſſes des 
Strafproceſſes auf die Schidfale der Buͤrger derfelbe vorzugsweile zum 
Werkzeug und Hebil des jebesmaligen Regierungsfpflems gemacht. Des: 
bald Ändern ſich mit der Verſchiedenheit der WVerfaffungszuftände, der 
freien und despotifchen, auch ſtets alsbald ihre Strafproceßeinrichtungen 
und die damit in unzestrennlicher Verbindung ftehenden criminalrecht« 
fichen Gerichtsorganifationen. Die feiten Buͤrgſchaften und Sicheruns 
gen zu Gunften der angeflagten Buͤrzer und dee Unfhuld, die Sicher 
rung gegen willkuͤrliche Verhaftungen, Hausfuhungen und Papierbe- 
fhlagnahmen, gegen zu leichten Anfang der Criminalproceffe, gegen nicht 
gerechte Verurtheilungen, die volle Deffentlichkeit des Verfahrens, die 
völlige Unabhängigkeit und allgemeine Vertrauenswuͤrdigkeit der Gerichte, 
das Schmwurgericht, alles dieſes muß ganz oder theilmeife weichen, wenn 
die Gewalt despotiſch wirkten, wenn fie ihre heiligen Verſprechungen 
brechen oder vereiteln und die Mahnungen an biefelben unterdrüden, 
wenn fie Recht und Freiheit und Verfaſſung mißbrauden und verfüms 
mern will. Aus dem feiner Natur nach nothwendig oͤffentlichſten, völs 
fig partellofen Nechtsverfahren und Redhtsurtheil muß dann 
ein geheimer willlürliher Krieg, eine politifhe Ketzerinqui— 
fition werden. In roheren Zeiten werden dann unverfchleierte Ca⸗ 
binetsjuftiz , graufame Zorturen, blutige Rache- und Furchtſtrafen und 
Bermögensconfiscationen bem Despotiemus dienen. In civilifirteren 
und zahmeren Zeiten dienen bie flilen Morde und Zerftörungen der Ver⸗ 
folgten und ihre und ber Ihrigen Lebensglüdes durdy lange und ge 
heime Proceffe und Kerkerqualen oder durch Verbannungen. Richterliche 
Merkzeuge für eine verfchleierte Cabinetsiuftiz wird man bei geheimem 
Beamtenproceffe durch Abhängigkeit der Richter von der Gunft und Un- 
gunft der Gewalt überall Leicht finden, vollends bei dem Gebrauche von 
außerordentlichen Gerichten, Commiffionen durch Auswahl der Richter 
oder durch die neuen Beſetzungen, neuen Bildungen von Criminal: oder 
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gar politiſchen Senaten. Es gehört in ber That zu den ſchmachvoll⸗ 
fin Erſcheinungen der neueren deutfchen Literatur, daß mandıe — Gott⸗ 
lob nicht alle — deutfchen reactiondren Schriftfteller confequent und nad 
dem Vorgang des Hrn. v. Haller eine ſolche vechtlofe kriegeriſche Cabi⸗ 
netsverfoigung ber politifch Mißfälligen oder ber Gegner der Mächtigen 
und ihres Regierungsſyſtems vertheibigen unb baburd, vollends ben Bes 
griff wie den Beſtand und die Würde ihres Koͤnigthums erniedrigen. 
Die gerechten Einrichtungen bee Gtrafgerichte und bes Strafge⸗ 
riches, ihre Buͤrgſchaften nicht blos für bie Freiheit, fondern für bie 
gefegliche Ordnung und ein würbiges Fuͤrſtenthum, überhaupt für wahre 
Gerechtigkeit, Hat übrigens das Staatsleriten bereits in einer gan⸗ 
sen Reihe von Artikeln abgehandelt. ©. „Ankllage”, „Beſchlagnah⸗ 
me”, „Sabiwetsjufti5”, „Solter”, „Jury“, „Juſtiz“ und 
„Deganifation der Gerichte”, und unten „Verhaftung“. 
Das, was In biefer Beziehung noch ergänzend zu fagen wäre, und 
zwar vorzüglich über die Gefahren und Mängel unferes deutſchen gehei⸗ 
men Inquiſitionsproceſſes, über die Gefahren eines Proceffes ohne be⸗ 
ſtaͤndige controlivende Mitwirkung eines Gerichtshofes und des dfe 
fentlihen Anklaͤgers mit dem Unterfuchungsrichter, und ohne Controle 
einer oͤffentlichen Gerichtseinrichtung, und fodann Liber die Gefahren 
eines Urtheilens blofer Beamten, vollends unferer neudeutfchen amo vi⸗ 
belen Richter, nach moralifcher Weberzgeugung oder über Indiciens 
beweife — welche nach Aufhebung aller Zortur für alle fchwieris 
gen Griminalfälle allein übrig bleiben — diefes Alles läßt fi) wohl am 
Anſchaulichſten im Verbindung mit wirkllichen Griminalfällen barftellen. 
Ich wählte und beftkmmte dazu für das Staatslexikon bie zwei 
neueften merkwuͤrdigen beutfchen geheimen Inquiſitionsproceſſe, die gegen 
Weidig und Jordan. Beſondere praktifche Zwecke aber befiimmten 
mid, die Ausführung über biefe Proceffe, noch ehe bie Reihenfolge ber 
Artikel des Staatslerilons dazu führte, in einer befonderen Heinen 
Flugſchrift in Karlsruhe erfcheinen zu laffen und fie der badifchen II. Kam⸗ 
mer zu überreichen *). Ich darf um fo mehr eine weitere An» und Aus⸗ 
führung bes Zhatfächlichen diefer Procefie, an melche Ich meine Be 
trachtungen Tnüpfen wollte, zur Seite laſſen, da ich dieſes Thatſaͤchliche 
durch die ausführlichen Schriften wie durch Beitungsauszüge, namentlich 
die ſehr verdienftlichen der „Saͤchſiſchen Vaterlandsblaͤtter“, als 
binlänglich befannt vorausfegen kann. Ich laffe nun auszugsmeife den 
Inhalt meiner Pleinen Schrift, fo weit ee für das Staatsleriton 
befiimmt war, bier folgen. Ich will babei nur noch bemerken, daß 
ich mich bei ber referirenden Mittheilung der Hauptmomente ber im ber _ 
Schrift „Weidig's Tod“ enthaltenen Thatfachen dadurch nicht konnte ir⸗ 
ren laſſen, daß nach einem Artikel in der Augsburger allgemeinen Zei⸗ 


”) Die geheimen Inquiſitionsprozeſſe gegen Weidig und 
Jordan. Zur neuen Unterflügung bes Antrags auf dffentlihes 
Antlagen erfahren und Shwurgeriht von &.Welder. (Der Er⸗ 
trag für bie Jordan'ſche Familie.) Rartsrupe D. Braun, 1843. 
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une nuͤten. Die Hauptthatſachen beruhen auf öffentlichen Actenſtuͤcken, 
deren Jechtheit Niemand irgend in Zweifel gu flellen wagte. Einzelhei⸗ 
ten moͤgen, wenn es möglich iſt, bier und ba in anberes Licht geflellt 
umb ſelbſt widerſprochen n. f wird bie Antwort nicht feh⸗ 
len. Würben fie auch fogar als irrig befunden, fo werben fie an ber 
Hanptfache nichts ändern, und fie Eönnten ein ſolches in reinſter 
Teeno für bie öffentliche Gerechtigkeit gefchriebenes Buch nimmermehr 
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nemnen, ober ihren Urheber und feinen veblichen Abfichten zu nabe zu 
weten? Der Inquiſitor Georgi nannte den ihm nachtheiligen Bes 
eiche der hofgerichtlichen Unterfuchungscommiffion, an deren Spitze das 
&itefte genchtetfle Mitglied jenes Gerichtshofes fland, auch eine „Schmach⸗ 
ſchrift.“ Wird nun beshald Jemand glauben, daß er biefes auch wirk⸗ 
Uch war? Ueberdies hat ja der Verfaſſer jener hochverdienftlichen oͤf⸗ 
fentlihen Anklageſchrift feinen Gegner muthig vor die Schranken fel- 
ned Gerichts gefordert. Er bat ihre Anklagen nicht zu fürchten, und 
ich konnte über die feinige mein Referat und meine rechtliche Beurthei⸗ 
kung mit beflem Gewiffen dem deutſchen Vaterlande vorlegen, welches 
bei diefer Sache gar fehr betheiligt ift*) 

So wie die Schrift: „Weidig’s Tod’ **) ein helles Licht zu- 


*) Nach der Vollendung ber vorftehenden Worte erhielt ich die cben erſchie⸗ 
nenen Nachträge von A. Boden zur Vertheidigung Jordan's nebft 
einer Würdigung des Buchs: „Der Tod bes Pfarrers Weibig.” 
Frankfurt bei Sauerländer, 1843. Diefe Schrift nun beftätigt meine 
Borausfiht. Auch nicht eine einzige aller Thatſachen in der Schrift: „Wei: 
dig’s Tod” Tann Hr. Boden widerlegen, ober derfelben auch nur beſtimmt 
vofberfprechen. Ueber VBerfchiedenheit der Beurtheilung habe ich natürlich nicht mit ihm 
u rechten, ba ja auch er das Verfahren der heffifchen Gerichte und ihres Unter 

ungsrichter6 und die furchtbaren Erfcheinungen dieſes Proceſſes „keineswegs 
vertheibigen oder gut heißen mag“ (S. 18), vielmehr ausdrüdlich anerkennt (©. 
16), daß jedenfalls das Wahre und nicht Uebertriebene indem Bud 
„ein ſehr trauriges Licht auf den geheimen Strafproceß in Deutfchland wirft, und 
„gewiß bei Jedecd gerechten und die Mittel ber Gerechtigfeit wollenden Regierung 
„dazu beitragen wird , die Werbeflerungen in der Gerechtigkeitspflege, weiche die 
„Zeit verlangt, zu befchleunigen.” ' 
) Der ganze Zitel iſt: Der Tod bes Pfarrers Dr. Friedrich 
Ludwig Weidig. Gin actenmäßiger urkundlich belegter Bei: 
“ trag zur Beurtheilung bes geheimen Strafproceffes und ber po: 
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naͤchſt auf die Natur des geheimen Inquiſitionsproceſſes fallen 
laͤßt, fo veranfchaulicht das Urtheil über Jordan und feine Mit⸗ 
angeflagten zunächft die Strafurtheile unferer deutfchen Beamtenge⸗ 
richte, die Urtheile nach ſolchen Ausfagen und vorzüglidy nach ſolchen 
Indicien, welche die an ſich ebenfalls trüglichen Acten und Relas 
tionen aus biefen Sinquifitionen entnehmen. Jeder Zabel aber wird 
auf die Natur der Einrihtungen fallen, nicht auf bie menſchli⸗ 
hen Perſoͤnlichkeiten ber Richter, die ja in Deutfchland denen in 
anderen Ländern nicht nachftehen. 

Die Schrift: „Weidig's Tod’, wird durch ihren Inhalt und ihre 
wirklich meifterhafte Darftellung für die Sache der Deffentlichkeit und 
Gerechtigkeit einen großen Sieg bereiten, einen Sieg, wie wie hoffen, 
In den Weberzeugungen und Gefühlen aller menſchlich und rechtlich 
gefinnten Lefer, weiche noch ſchwankten zwifchen Tag und Nacht. Seit 
Voltaire's Buͤchlein über den Juſtizmord gegen Jean Calas und 
fett Sylvio Pellico's ergreifender Schilderung feiner Gefaͤngnißqua⸗ 
len erfchien Leine Schrift, welche durch Xhatfahen, Behandlung und 
Darftellung fo fehr geeignet ift, dem edleren Theile der Nation bie 
fchauervollen Abgründe unferer deutfchen geheimen Griminaljuftiz erfchäts 
ternd und überzeugend vor die Seele zu ftellen. Das inhaltreiche, mei⸗ 
fterliche Buch belehrt befonbers auch über die politifchen Unterfuchungen 
in Deutfchland, über bie neuerlich Mode werdenden unglüdlichen Sur⸗ 
rogate der Gerichtsöffentlichkeit, nämlich über jeme unwillkuͤrlich viele 
fach irreführenden officiellen Weberfichten der Proceßrefultate, und 
die in ihnen vom Regierungsſtandpuncte aus beliebig ausgewählten und 
zufammengeftellten Sragmente der geheimen Acten und insbefondere über 
den Bericht der Bundescentralcommiffion aus den: „gegen 1800” p0s 
litiſch Angefchuldigte geführten Unterfuchungen. Es verbreitet über Uns 
menfclichkeiten und Scheußlichkeiten deutfcher Inquifitions s und Kerker⸗ 
qualn (f. z. B. ©. 114 ff.) und die unglüdlihen Opfer der geheimen 
Juſtiz durch viele neue Thatſachen, wie durch tiefe Auffaffung und rich⸗ 
tige Verbindung berfelben, ein erfchreddendes, aber ficher ein hoͤchſt dans 
kenswerthes Licht. Don der ausgezeichneten edlen Perſoͤnlichkeit Weis. 
dig's, die felbft feinen Gegnern Achtung gebot, von feinem reinen, 
gluͤcklichen Privat: und Familienleben, wie von feinem aufopfernden oͤf⸗ 
fentlichen Leben gibt der Verfaffer ein hoͤchſt anfprechendes und wahr⸗ 
heitögetreues Bild. Er prüft hierauf die gegen Weidig erhobenen Ans 
Magen und ſucht es mwahrfcheinlich zu mahen, daß Weidig, der vor 
Berndigung feines Proceffes im Darmftädter Gefängnig flarb, bei aller 
patriotiſchen Entrüftung Über verlegende Maßregeln, bei der aufgeregteften 
und thätigften Theilnahme an ben Beſtrebungen der Unzufriedenen, ihre 
Ueberzeugungen, fo viel möglich, der Nation mitzuthellen, und bei ber 


litifhenduftände Deutfhlande, mit dem Motto: „Du kannſt nit 
fagen, daß ih’s that. O ſchüttle nicht deine blutigen Loden ge⸗ 
gen mid." (Macbeth zu Banquo’s Geiſt.) Zürich und Winterthur, Ber 
lag des LiteratursGomptoirs, 1843. 
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damals weit verbreiteten Verzweiflung an einer Rettung ber Exiſtenz und 
‚Ehre des Vaterlandes durch freiwillige Rechtsgemährung von Oben, ben» 
noch von wirklichen politifchen Werbrechen ſich frei hielt. Namentlich 
enthalten über die Hauptanklage, das Frankfurter Attentat, bie Actens 
teferate vielmehr die Ausſagen über deſſen entfchisbene Mißbilligung im 
den Worten Weldig’s: „man folle Beine Veranlaffung zu unnoͤthigem 
Blutvergießen geben, das Volk fei durchaus nicht für ben Aufftand ; im 
der Sache felbft würden eher Ruͤckſchritte herbeigeführt werden“ (©. 61). 
Und nad) den glaubhafteften Nachrichten dußerte ein Theilnehmer am 
Attentat: ‚es fe von Weibig fogar Anzeige bes Vorhabens zu fuͤrch⸗ 
ten, man müffe ihn deshalb umbringen” (S. 60). Nur in ber ers 
greifenden Darftellung felbft aber muß gelefen werden, was fie auss 
führt über das erfte Unrecht in ben beutfchen Kämpfen, unb über bie 
vorzüglich in Weidig’s Waterland bis zum Aeuferften getriebene Unter 
druͤckung jedes freien Wortes auch nur ber Erinnerung an die verheiße⸗ 
nen und urkundlichen Mechte der Nation, fo tie über die gekraͤnkte 
Wahlfreiheit und über bie natürliche Wirkung folder Unterdrüdung. 
Schwer, aber nothiwendig ift es, in ſolchen Oppoſitions⸗ und Nothwehr⸗ 
kaͤmpfen für Wahrheit und bürgerliche Freiheit gegen verfaſſungswidrig 
erfcheinende Unterdrüdung, moralifche und politifche Verirrung, blofe 
Dppofition und Cogitation von bee verbrecherifhen That und endlich 
ben Irrthum der Anfiht von unebler Gefinnung zu ſcheiden. Der 
letzteren wagten Weidig auch feine Gegner nie gu zeiben. Und er felbft 
behauptete bis zu feinem Zode ftandhaft feine Unfchuld. Sein Zob vers 
binderte die Beendigung feines Proceffes und fchloß ihm für die Ders 
theidigung ben Mund. Die duch folche, meift jahrelange Inquiſitions⸗ 
und Sterferqualen, wie die feinigen und feiner Mitangellagten, erpreßs 
ten, nicht felten auch, belohnten Ausfagen von Angefhuldigten, Ausfa> 
gen, welche noch dazu nie ein Vertheidiger in ben geheimen Acten felbit 
vollftändig einfehben und aus diefen vollftändig mittheilen durfte, Ausfa> 
gen, vorzugsmeife von fo leichtfertigen und Lügnerifchen Perfonen, tie 
Auguft Beder, oder wie der für Geld feine gravirenden Ausfagen 
gegen die politifh Werfolgten anbietende und von „,‚verfchiedenen Geis 
ten mit Gelbgefchenken ermunterte”” Kuhl, oder endlih Ausfagen, wie 
die des durch Inquiſitions- und Kerkerqualen elendigli erkrankten 
Apothekers Trapp, find in aller Hinfiht unglaubwürdig. Gübe es noch 
etwas Verwerflicheres, als das Unrecht und die UnmenfchlichEeit, fo wäre 
es der ftürkite Vorwurf gegen geheime Kerferinquifition und ihre Tor⸗ 
turen, daß fie ihrem Hauptzweck felbft entgegenarbeitet, der Webers 
jeugung nämlidh von wirklicher Schuld der Verurtheil— 
ten, überhaupt der materiellen Wahrheit und Glaubhaftig— 
keit der gerihtlihen Reſultate, welche in dem geheimen Inqui⸗ 
ſitionskriege gegen deſſen in geheimfter Haft ſchmachtende hülflofe Opfer 
gewonnen werden. Was bleibt vollends im vorliegenden unbeendigten 
geheimen Proceffe einem befonnenen Manne, bei dem Blide felbit auch 
nur auf die im Artikel „Jur y“ nachgemwisfenen zahlreichen falfchen Aus⸗ 
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fügen, Aeten und Relationen und bie vielen foͤrmlichen Werurtheilungen 
beutfchee Inquiſiten, beren völlige Unfchuld ſammt dem richterlichen In⸗ 
quifitionsfreueln zufällig ſpaͤter wollfländig erwisfen wurden, Anderes 
übrig, als das Feſthalten der Rechtsannahme der Unſchuld! ebenfalls 
aber wird es nimmamehe möglich fein, theilnahmlos einen ſolchen 
Mann, wie Weidig, fammt feinen Mitangeklagten in zweijaͤhriger 
- einfamer Einkerkerung allen bier fo ergreifend gefchilderten namenlofen 
Eörperlichen und Seelenqualen eines Inquiſitionskerkers Preis — zu 
ſehen; dieſen willkuͤrlichen Beraubungen auch der letzten Tröftungen 
und Genuͤſſe im feuchten, uͤbelriechenden, halbdunkeln, Abenbs Lichts 
loſen Kerker, dieſen rohen Eingriffen in alle heiligſten menſchlichen Ge⸗ 
fühle und Verhaͤltniſſe, dieſer ſchrecklichen Huͤlfloſigkeit und Verlaſſen⸗ 
beit, gegenuͤber dem furchtbaren, feindſeligen Inquiſitor, gegenuͤber bef: 
ſen rohen, barbariſchen Drohungen und Zufuͤgungen ſchimpflicher Be⸗ 
handlung, des Kettentragens, des Anſchließens, des Pruͤgelns. Doch 
bis zur hoͤchſten Empoͤrung aller edleren Gefuͤhle fuͤhrt uns die Darſtel⸗ 
lung, indem ſie uns die Ungluͤcklichen in ſolcher Lage in ihren geheimen 
Kerkern Preis gegeben zeigt einem Inquiſitor, den nicht blos fo viele Züge 
in den Acten als längft übelberüdhtigt, als jähzornig unb leidenſchaft⸗ 
lich ſchildern, nein, auch als feit lange Her der uͤbermaͤßigſten Trunk⸗ 
ſucht fo ergeben und als währenb ber Unterfuchung felbft das fcheußliche 
Lafter folchermaßen fortfegend, daß er endlich in den voliftändigften Saͤu⸗ 
ferwahnfinn verfällt. Und nun leſen wir, daß teog ber gerichtlichen 
Anerkennung ber furhtbaren Thatſache, und trog aller Per⸗ 
borrefcenzgefuche der unglüdlichen Inquiſiten das Mittels und das Ober⸗ 
gericht dieſelben dennoch auch fernerhin der furchtbaren Gewalt eines 
ſolchen Inquiſitore überlafien, diefen alfo — den freilich audy bie Bun⸗ 
bescentralbehörbe zu ſchuͤtzen ſchien und fpäter belobte — für eine zum 
Richteramt „genügend fromme, ehrbare und taugliche Perſon“ (f. Ca⸗ 
eol. Art. 1) erklaͤren; daß zugleich alle Hülfserufe und Beſchwerden über 
Gefegverlegungen und Mißhandlungen fo erfolglos verhallen,, daß fogar 
eine ſchon begonnene Unterfuchung derfelben und die Commiſſion für fie 
»löglich geheimnißvoll verſchwindet, ohne daß etwas Anderes davon zu 
Tage komme, als bie leidenfchaftlichen Klagen des Inquiſitors, welcher 
bie ihm ſehr nachtheilig ausgefallenen Berichte und Ausfagen der aller» 
ebrenwertheften gerichtlichen und ärztlichen Perfonen als, Schmaͤh⸗ 
ſchriften“ gegen ihn und fein Verfahren bezeichnet; ja, daß endlich 
die Huͤlfloſigkeit der unglüdlichen Inquifiten fo vollſtaͤndig wird, daß 
ſelbſt der beeidigte Gefaͤngnißarzt in ſeiner Beſprechung mit den Kran⸗ 
ken und in ſeinen pflichtmaͤßigen Beſuchen der Eingekerkerten behindert 
iſt, und daß derſelbe namentlich Weidig in den legten fünf bis ſechs 
Wochen feines Lebens und Leidens, in welchen eine gefaͤhrliche Gehirn⸗ 
keankheit fich entwidelte, auch nicht ein Mal mehr fieht! Go tra 
ten nun allmälig aus dem grauenvollen Inquiſitionsdunkel einzelne feis 
nee ſchrecklichen Nefultate an's Licht, der Wahnſinn eines Inquifiten, 
des jugendlichen Sohnes bes penfionicten Hofgerichtsdirectors Mint» 
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gerode, bie mitleidsmwerthefte Gefundheitszerrättung und ber Kerkertob 
eines Anderen, des Apothekers Trapp, dem fogar bie kuͤmmerliche 
Wohlthat eines geheizten Krankenzimmers verfagt wurde, und dann 
der fchaubervolle Tod Weidig’s. Diefen nannte man Gelbfimord. 
MWeidig’s Brüder aber erhoben wegen deffelben nach den S. 47—59 
mitgetheilten gerichtlichen Actenflüden eine Anklage gegen ben Inquifi⸗ 
tor. Aus biefen nunmehr ber Welt vorliegenden gerichtlichen Actens 
ſtuͤcken wollen wir nur ben mefentlichfien Hauptinhalt kurz refert« 
ren. Duck Angabe vieler Einzelheiten mit dazu angeführten Zeugen 
und angeblichen Actenftüden, betreffend das frühere Leben ihres Geg⸗ 
ners, fuchen fie benfelben als ber angellagten That wohl fähig barzuftels 
In. Er babe nun während der ganzen geheimen Unterfuchung ihrem 
Hülftofen Bruder als Zodfeind gegenübergeftanden, fo daß biefer fchon 
früher die Furcht, von ihm ermordet zu werben, ausgefprochen und nach 
Georgi's eigenem Vorgeben hinwieberum ihn — ber, tuo& alles 
deffen und trog bes Saͤuferwahnſinns, doch immer fein Richter und 
geheimer Inquiſitor blieb — zu ermorden verfucht habe! Es habe fer» 
ner dieſer Inquifitor bei der Unmöglichkeit, von Weidig ein Geſtaͤnd⸗ 
niß zu erpreffen und einen Schuldbeweiß gegen ihn zu erhalten, und bei 
beffen unvermeidlicher endlicher Freilaffung die Enthüllung feiner ges 
beimen Inquifitionsfrevel fürchten muͤſſen. Alle Umflände endlich und 
der Befund der Leichenfhau ſpraͤchen dafür, daß die eigentliche Todes⸗ 
wunde Weidig's ihm fein Inquifitor felbft zugefügt babe, und daß 
derfelbe jedenfalls durd, geheime Kerfermartern, wie durch barbariſch ans 
gedrohte und vollzogene Mißhandlungen, duch lange Kettenftrafen und 
durch Arztlicy verbotene Stodprügel eine Geiftegzerrüttung ihres unglüdli- 
hen Bruders, und mit derfelben und ducch gröbfte Verwahrlofung den 
Tod abfichtlich oder doch mindeften® ſchuldvoll herbeigeführt habe. Dop⸗ 
pelte ärztliche Gutachten, unter ihnen ein hoͤchſt umfihtiges und 
gruͤndliches, einftimmiges Gutachten ber Züricher mebicinifchen 
Facultaͤt unterflügen nur zu fehr die furchtbare Anklage. Mit des un: 
gluͤcklichen Weidig's Tod aber ruft der Tod ber durch die Seelenpein 
über ihres Gatten Schidfal hingeopferten edlen Gattin um Gerechtig- 
keit. Freilich muß man vor der Beendigung bes Proceffes, und ehe 
die Ergebniffe der Unterfuhung biefer Anklage und die vollftändige 
Dertheidigung des fo ſchwer befchuldigten Snquifitors der Welt vor Au: 
gen liegen, fich eines definitiven Urtheild enthalten. Gewiß aber wird 
wenigftend nunmehr die Ehre der heffifchen Gerichte es furdern, daß 
endlich die vollftändigfle Unterfuchung aller erhobenen Anklagen er: 
folge, daß alle früheren Hemmungen und Actenfperrungen für die Ans 
klaͤger hinwegfallen, daß ihnen ihres Bruders Papiere und Briefe nicht 
fener „aus Gründen der Staatspolizei’ vorenthalten merden, 
und dag man endlich denfelben nicht mehr von Gerichtswegen das Ent: 
festliche zumuthe, fich felbft von demfelben Inquiſitor über ihre An: 
Magen verhören zu laſſen, deſſen Hand nad) ihrer Weberzeugung das 
Blut ihres ungluͤcklichen Bruders befledt! Und auch den Ausdrud des 
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Grauens vor einer Strafproceßeinrichtung, in welcher nur die Haͤufte von 
demjenigen möglich iſt, was aus geheimen beutfchen Inquiſitionsproceſ⸗ 
fen fo häufig berichtet wird, des Grauens vor Inquiſitionsbaſtillen und 
Marterkammern, bdiefen wicd kein rechtlicher Menſch unterdruͤcken koͤn⸗ 
nen oder unterbrüden möflen. Den Dank der Nation aber verbienen 
die tapfern Brüder bes unglüdtichen Weidig, die trog aller ihnen ent 
gegenftehenden Hinderniſſe und Gefahren fo muthvoll und beharrlich als 
feine Ehrenretter und Blutraͤcher auftraten und fo wenigſtens theils 
weife fchaubervolle Thatfachen dem Dunkel entriffen. Nicht minberer 
Dank aud) gebührt dem trefflichen Schriftfteller, ber diefe Ihatfachen fo 
twärbevoll vor den Richterſtuhl der öffentlichen Meinung flellte, und, wo 
ee vielleicht in Irrthum geführt fein follte, den Betheiligten felbft zue 
Widerlegung längft verbreitete Gerüchte Gelegenheit verſchaffte. Wohl 
durfte er dieſe feine treffliche Schrift mit den Worten beginnen: ‚Die 
Schrift, die hier der Deffentlichkeit übergeben wird, ſteckt nicht die Fahne 
irgend einer Partei auf: fie tritt für die ewige heilige Sache der Menſch⸗ 
lichkeit und Gerechtigkeit in bie, Schranten. Darum wendet fie 
mit der Erzählung eines Rechtsfalls, der in den Jahrbuͤchern ber deut⸗ 
ſchen Berichte eine blutbefleckte Seite füllt, nicht blos an die Männer 
ber Wiſſenſchaft und ber juriflifhen Praxis. Sie wendet fi) auch am 
bie Fürften Deutfchlande und die Wertreter des beutfchen Wolke, die das 
Verbrechen ſchwerer Verſaͤumniß auf fich laden, fo lange fie ſchweigen 
zu einer Gefeßgebung und einem gerichtlichen Verfahren ‚ wonach unter 
der luͤgneriſchen Form des Rechts der Ehrenmann wie der Verbrecher 
langſam hingeopfert werden kann; an jeden Deutſchen endlich, dem fuͤr 
die Ehre des Vaterlandes ein Herz in dem Buſen ſchlaͤgt.“ 


Von Jordan's Proceß befigen wir nur das Urtheil mit Ente 
[heidungsgründen von Seiten befielben Gerichtshofes, ber die Unterfüs 
hung birigirte — alfo Immerhin zugleich die Rolle des Anklaͤgers hatte. 
Man hätte alfo wohl nicht erwarten follen, daß eine beutfche Zeitung, 
ohne Jordan's Gegenrede und Vertheibigung abzuwarten unb ohne 
Ruͤckſicht auf die fünfjährigen Unterfuchungsteiden, eine Billigung biefer 
Verurtheilung hätte ausfprechen mögen. Wir dagegen verfuchen blos 
nach biefer eigenen Darftelung bes verurtheilenden Gerichts bie Aus⸗ 
führung unferer rechtlichen Weberzeugung , daß bie Verurtheilung aus 
vielen Gründen rechtlich völlig unzuläffig ſei. 


1) Das Eurheffifche Gefeg vom 14. Februar 1795 iſt unanwenb⸗ 
bar. Dieſes Geſetz wurde in der Zeit des Schreckens durch die franzoͤſi⸗ 
fhe Revolution und gegen diefelbe hervorgerufen. Es begründet fidh 
ſelbſt durch die Damaligen Gefahren „der Verleitung durch böfe Bei⸗ 
ſpiele.“ Da nun die allgemeine Rechtsannahme gegen finguläre unb 
barte Ausnahmebeftimmungen fpricht und flatt ihrer, wo Immer möge 
lich, bie Geltung der allgemeinen Nechtsgrumbfäge fordert, fo erfcheinen 
bie harten rechtswidrigen Beftimmungen biefe® Ausnahmsgeſetzes als 
jegt unanwendbar. Am Allerwenigſten hätte man heut zu Tage eine 
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im zb 0 Befu⸗ 
Upon. von zieh angeblichen Suifſaren, Die ja Jordan wicht einmal 
weräindsen konnte, ihm eine revolntienare Cigenſchaſt ale irgend 
bebaaut dargechan wird. Witklich, man erſtaumt, daß eine 
Faqtige und unfeeititäge „werföniiige Berähcung” mit einem ſoi⸗ 
Gen ferner Naune als Schhidbeweis siit (&. 56). Diefe Schuld 
beweiſe, ‚und audy ber IV., daß viele Revolutionaͤre Jo edan als bei⸗ 
ſtimmend und zur Annahme emer hohen Stellung nach dem Umſturz 
geneigt ausgaben ober glaubten, fanden hoͤchſt natuͤrlich bei allen 
bedeutenden liberalen Männern Statt. Ste fanden, wie auch die Ent: 
ſcheldungsgruͤnde wiederholt anfichren, aud bei Herrn v. Clofen, bei 
Sraf Bentel⸗Sternau, bi Rotted, Itzſtein, Welder Statt, 
ohne daß dach Jemand daran denken kormte, diefe nur als verdaͤch⸗ 
tig zu behandeln. Die Entfheidungsgründe felbft muͤfſen ja irgend eine 
Theiinahme und Annahme von Jordan als unwahrſcheinlich erklaͤ⸗ 
sen. Diefes Alles beweiſſt alfo gerade fo durchaus nichts gegen Jor⸗ 
ban, als die gleichzeitig miterwähnten von Mevolutiondeen aus⸗ 
gefagten und geglaubten Nachrichten, ganze preußifche und kurheſſiſche und 
andere Regtmenter, ja ganze Länder, und auch Generale und Könige 
felen mit ihnen einverflanden, gegen biefe beweiſen. Solchen Beweiſen 
reihen ſich freilich ganz wuͤrdig die folgenden an: 3. B. ber XI., daß 
Jordan, als Gaſt eines Freundes, bei dieſem einen Polen ſah, der, 
ohne baß er es wußte, mach dem Frankfurter Attentat geflüchtet war, 
ober der XU., daß ihn nach völig unbeglaubigter, hoͤchſt un: 
wahrſcheinlicher Autfage Jahre lang nad jenem Attentat Weidig 
zus Thellnahme am einem Preßverein, der ohne Beweis revolutiondr ges 
nanne wird, zu gewinnen gefucht habe, und daß er deshalbige Anträge 
nicht entfchteden zuruͤckgewieſen zu haben ſcheine (obgleich er doch dem 
Einladenden fortjagte, S. 126), was benm beweiſen foll, daß ihm Meis 


Dig auch feine fruͤheren (angeblich) hochverraͤtheriſchen Unternehmums 
gen beſtimmt angezeigt haben muͤſſe, oder ferner ber XIV., daß Jordan 
damals gegen feine Staatsregierung mißgeflimmt geweſen, „was bei ihm 
eine Geneigtheit zu flaatsfeindlidyen Unternehmungen annehmen laffe” (11). 

An ber That, um nichts beweifender und oft naiv lauten die uͤbri⸗ 
gen Inbdicien, 5. B. über befchloffene und wieder aufgegebene Fer ienrei⸗ 
fen u. f. w. Und vollends unbegreiflid iſt es, wie das Gericht bei ber 
vorgefaßten Anficht von ber Schuld alle in ben von ihm felbit ausge 
führten Umftänden enthaltenen fchlagenden Gegenanzeigen für Jor⸗ 
dan's Unfchuld gänglidy unbeachtet Iäßtz fo feine wiederholten alsbald 
gen entfchiedenen und öfter herben Zurädweifungen ber Befuche und 
politifchen Anktnüpfungen und Mittheilungen derjenigen Perfonen, deren 
unmwilltürliche , vorübergebende perfönlihe Beruͤhrungen feine 
Schuld bemweifen folen ; fo die jener zwei Emiffdre, fo bie des Buche 
haͤndlers Franckh und felbft feines unfchulbigen Antrags der Zeiturigscors 
vefpondenz ; fo die des Nicolaus Beder und der Weidig’fchen Einladung 
zum Prefverein (S. 18, 72, 92, 96); ferner bie fcheue, ehrerbietige 
Zuruͤckhaleung vevolutionde zefinntee Perfonen und felbft des Döring 
gegen ihn, feine entfdiedene Nichttheilnahme an allen, felbft geſetzlichen, 
aber aufregenden liberalen Handlungen, feine twieberholten glaubwuͤtdigen 
Mißbilligungen und Geringſchaͤtzung tenolutiondrer Unternehmungen , fe 
die gegen Habich, daß er an deutſche Nevolutionen „nicht glaube 
und nichts von ihnen halte, oder dee unmillfärliche Zwiſchenruf, 
als er einen ihm fremden jungen Mann mit Döring über folde Re⸗ 
volntionshoffnungen ober Beflsebungen fih unterhalten hört: „Dumm 
beiten, Bubenftreichel”‘ mweldhes den jungen Dann, wie er felbf 
fegt, „ganz von feiner Theilnahme zuruͤckgeſchreckt;“ denn was babe es 
von einee Sache halten follen, „die ein Jordan „„fuͤr Dummheiten 
und. Bubenftreiche‘‘ " erklaͤrt!“ Doch gerade dieſes Erdftige und wärbige 
wirkliche Berhindern etwaiger böfee Entfhläfle wirb ber IX. Schulds 
beweis für bie Beguͤnſtigung, meil das Gericht ohne Weiteres fupponirt: 
Jordan Habe bei der ihm fremden Unterhaltung etwas Anderes als 
An damals auf allen Straßen häufiges, allgemein revolutionaͤres Gerede; 
ee habe von einem beftimmiten Hochverrathsplan gegen Kurhefien gehört. 
Ganz eben ſo wird auch der ebenfalls für die Unfchuld ſprechende Um⸗ 
ſtand, daß fpÄter, als Döring aus feinem Kerker feine alten Freunde 
mit der Furcht vor nacıtheiligen Ausfagen zu Geldgefchenten beftimmte, 
Jordan auf bie von dem ehemaligen, jest als nichtswuͤrdig erfannten 
Hausfeeund auch an ihn gerichtete Bitte um Unterflügung und um Ver⸗ 
wendung in feinen Samilienangelegenheiten durch verachtende Abweiſung 
defien Zorn reizt, zu einem Schuldbeweis gegen Jordan umgedeutet, weil 
ja Döring ſich an ihn wendete. Doch genauere Ausführung über bie 
völige Nichtigkeit des Schulbbeweifes darf ich hier fireichen, indem mie, 
als ich eben diefe Schrift zum Druck beföcdern will, die Widerle⸗ 
gung der Gründe des Straferkenntniffes gegen Jordan 
von Auguſt Boden’ (Frankfurt, 1843) zus Hand kommt. Hier 
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weift nun ein Dann, ber entichieben auf ber ronſervativen Seite fleht, 
ja, der audy gemäßigt liberale Maͤnner, wie die der badifchen Kammer, 
gar hart anläßt, auf das Allergründlicfte und bis in's Einzelne Jor⸗ 
dan's völlige Schuldlofigkeit und bie Nichtigkeit aller und jeber angebs _ 
lichen Schuldbeweife gegen ihn Unwiderſprechlich nad. Er beweift 
feinen Sag (©. 154), „daß das Gericht aus Voreingenommenheit Allee 
auf den Kopf flellt und bei feinem ganzen Indicienbeweis das Gegen: 
theil von dem folgert, was nach ber Natur der Dinge und ben Gefegen 
des Denkens folgt. Ex fordert und erwartet feft von der Gerechtigkeit, 
und nöthigenfalls durch Bundesfchug alsb aldige völlige Freiſpre⸗ 
chung Jordan's (den nur leider die fünfjährige Inquiſitions— 
qual, an fi zehnmal härter, als eine gleichlange Kreiheitsftcafe, 
ja wie zu fuͤrchten iſt, tödtlich traf), Wiedereinfegung in fein 
Amt und völlige Schadloshaltung (?). Niemand, der biefe 
gründliche Ausführung Lieft, wird noch zweifeln, baß der ganze Schuld⸗ 
beweis bes Gerichts Tediglih aus einer Zufammenreihung von Nullen 
ohne Einer beſteht. Alles Bewieſene ift völlig fchuldlos und koͤnnte nur 
erft Dann mit einer Schuld Jordan's In Verbindung gebracht wers 
den, wenn man eine fhon anderswoher bewiefene Schuld an⸗ 
nimmt. Was aber wirklich auf Schuld hindeutet, das nimmt das Ges 
eiht gerade nur aus den anerkannt völlig unglaubwuͤrdigen Aus⸗ 
fagen ber Nichtswürbigen (3. B. 44, 91, 92, 100, 139), melde ans» 
erkannt bie ſtaͤrkſten Antriebe haben, den ſchuldloſen Mann ſchuldig 
zu lügen, aus Ausfagen , die ſich haͤufig auch noch poſitiv als lügnes 
riſch und als fich ſelbſt, fo wie den ftärkften Beweiſen und Anzeigen für 
die Unfchuld mwiderfprehend nachmeifen laffen. Und dagegen foll nun 
die heilige Mechtsvermuthung ober Rechtsannahme ber Unfhuld bie 
zu vollftändigem juriftifhen Beweiſe der Schuld, es foll eines 
Kordan’s ganzes Leben und Wirken nichts mehr gelten! Sa nur all: 
zu oft vertheidigt das Gericht den doc unzweifelhaft nichtswuͤrdigen 
Lügner, indem es umgekehrt Jordan Nichtswürdiges unterfchiebt, und 
gibt fo den Ausfagen des Nichtswuͤrdigen die Kraft, welche e6 den Aus: 
fagen und Beweiſen für die Unſchuld entzieht. Alles aber konnte Herr 
Boden aus den Gründen der Nichter felbft nachweiſen. Wie erft, 
wenn er aus ben Acten und aus Jordan's Vertheidigung Alles entnehs 
men koͤnnte, was für die Unfchuld fprach und von der befangenen Stim- 
mung des Referenten überfehen wurde! 

6) Sche man nun aber auch einmal einen Augenblid von allem 
diefen ab und halte man einmal im Sinne de6 Gerichts die angeführten 
Indicien für bewiefen und als dafür beweifend, daß Jordan von 
unruhigen Bewegungen, von Gefinnungen, Gedanken und Beftrebungen 
von Unzuftiedenen in verfchiedenen Theilen Deutſchlands unterrichtet 
tourde und fich unterrichten ließ, und felbft feine Ferienreiſen nad) fol: 
hen Mittheilungen eintichtete, ja, daß er patriotifch aufregende, unter 
Umftänden felbft revolutionäre Bewegungen in verfchiedenen Xheilen 
Deutſchlands, folhe etwa, wie die, welche 1830 in Sachſen, Kurheſſen, 
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Braunſchweig u. f. w. Reformen bewirkten, für unvermeidlich, ja, we⸗ 
gem ber reactionaͤren Regierungspolitit für wohlthaͤtig zur Rettung des 
Baterlandes gehalten hätte, ja daß er für den Fall wirklichen Ausbruchs 
zus Befolgung von Solon's Grundfag hätte einigermaßen vorbereitet 
fein wollen, daß er auch vielleicht nad) etwa vollbrachter Revolution, 
den Umftänden und feiner Ueberzeugung gemäß, zu wirken nicht unges 
neigt geweſen wäre! Nehme man diefes Alles einen Augenblid an, 
urd urtheile auch darüber Jeder moralifh und politifh, mie er 
kann und mag — fo fehlen hierbei doch noch alle juriftifhen 
Hauptbedingungen zu einer hochverrätherifchen Beihülfe und Nichtvers 
binderung durch Nichtanzeige eines Hochverraths gegen Kurhefien; Bes 
dingungen, die bie Entfcheidungsgründe gar nicht einmal zu eroͤrtern für 
nöthig halten. Die erfte diefer Bedingungen war A. der gänzlich feh⸗ 
Iende Beweis, dag Jordan eine ihm zur gerichtlichen Anzeige gend 
gend erfcheinende, ihn vor feinem Gewiffen und vor der Welt ges 
gen den Vorwurf Leichtfinniger und verleumberifcher Bewirtung ſchwe⸗ 
zen Unglüds für viele ihm vertrauende Mitmenfchen fichernde bes 
flimmte Gewißheit wirklichen Hochverraths hatte; B. daß er von 
dieſer Denunclation auch nicht einmal einige Gefahr für ſich fuͤrchten 
durfte; C. daß er mehr, als fogar nad den Zeitungen, felbft die Res 
gierungen von den damals überall fo viel befpeochenen, von ans 
geblihen Urhebern fo oft unglaubwürdig und lügnerifh auspofaunten 
hochverrätherifhen Unternehmungen wußte und feine Anzeige zur Ver⸗ 
hinderung nöthig und wirkſam hielt; denn ſonſt half ja feine Anzeige 
nichts, und ihre Unterlaffung war niht feindfelige Beförderung. 
Ueber A, B und EC muß aber, ähnlich wie bei ber Nothwehr, feine 
eigene Ueberzeugung entfcheiden, zumal, da ja auch ohne biefe 
Ueberzeugung die anerfannt nothwendige boshafte Abfiht der Be: 
günftigung, der animus hostilis, fehlt (S. 37); D. daß er auch von 
beftimmten hochverrätherifchen Unternehmungen jene Kenntniß hatte. 
Denn als heilig für ihn und für jeden Juriſten gelten ja die ewi⸗ 
gen Grundfüge, daß blog allgemeine Gedanken, Gefinnungen, unbes 
flimmte eventuelle Beſprechungen und Plane, cogitationes, kein beſtimm⸗ 
tes Verbrechen des Hochverraths, mithin auch (abgefehen von Polizeileu⸗ 
ten) Erinen Segenftand des Strafgebotes rüdfichtlid) dee Denunciations⸗ 
pflicht bilden. Cogitationis poenam nemo patitur. Nec consilium ha- 
buisse noceat, nisi et factum secutum sit, Konnte denn nicht Jor⸗ 
dan, wenn wir einen Augenblid aud) alles jenes Obige von ihm ans 
nehmen, doc, fich felbft und feine Verantwortlichkeit von jeder alt und 
eigenmächtig befchloffenen revolutionären Unternehmung und von jeder et= 
waigen Mitwiſſenſchaft derfelben freihalten wollen, ja auch biefelbe mißs 
tiligen, fo wie die Denuncianten felbft wirklich folche energifche Miß⸗ 
billigungen von ihm erwähnen , fo baß beshalb auch feine Bekannten 
ihm wohl allgemeine Nachrichten über politifche Bermegungen, aber doch 
nicht eigene oder ihnen anvertraute beftimmte hodhverrätherifhe 
Verfhmörungen mitzutheilen wagten? Vor Allem war aber endlich 
Staats⸗Lexikon. XV. 19 
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E. zu dem Jordan vorgeworfenen Werbrechen der voltftändige Ber 
weis nöthig, daß er jene genuͤgende, ihm glaubhafte Kenntniß befaß von 
einem von Rurheffen gegen den Eurheffifchen Staat unternoms 
menen beflimmten Hochvetrath, welchen feine Anzeige verhindern Fonnte, 
und dem er, um beffen Zweck zu federn, nicht anzeigte, da man ja ges 
gen einen fremden Staat nie Hochverräther wird (8. 87). Diefe 
Beweiſe nun fehlen abermals gänzlich. Woher in aller Welt 
nimmt gerade fie das Gericht, da es ja doch bie Angaben derſelben 
Denunclanten über Jordan’s Theilnahme vermwirft! Somit fällt abers 
mals eine Verurtheilung Jordan’s, aus gleichen Gründen aud zum 
Theil die in Beziehung auf feine Mitangeklagten zufammen. Won ben 
traurigen Losfprechungen nur von ber Inftanz, die auch in dieſem 
Proceffe die langen Leiden der ungluͤcklichen Inquifiten, welde die Ins 
quifition überlebten, befchönigen muͤſſen, deren Härte. aber nur vermeh ⸗ 
ven, und die fie, bei dem Mangel allen Beweifes einer Schuld, 
ſtait der Freifprehung bei gefcheiterter Anklage, lebenslang zu ſchwerem 
Nachtheil verurtbeilen — von biefer neuen, rechtswidrigen Schd» 
pfung unferes deutſchen Inquifitionsproceffes und deutfcher Juriften« 
wiltfür wollen wie nicht reden. Wie auffallend leicht aber hier. das 
Gericht es mit diefer Härte nahm, beweiſen die Gründe, worauf diefelbe 
bei. Jordan ruͤckſichtlich der Theilnahme an einer hodpverrätherifchen 
Verſchwoͤrung (an welcher?) und bei feinen Mitangeflagten ausgefpros 
en wird, fo namentlich meift blos wegen irgend einer libera= 
len Gefinnungsäußerung oder Befanntfhaft.— Die grau- 
fame ‚Härte aber fchreit von felbft zum Himmel, daß die fünfjährie 
gen Keiden des Inquiſitionskerkers und feine vermichtete Gefundheit 
Jordan bei der fünfiährigen Strafe nicht angerechnet wurden. Soll 
Zemand geringes Eigentum dem Gemeinwohl opfern, fo ſchuͤtzen 
ſitenge Formen, daß es nicht ohne dringendſte Noth gefordert, daß 
volltommene Entfhädigung geleiftet werde. "Daß ein Bürger, 
noch ehe ihm irgend eine Schuld bewiefen wurde, Freiheit, Gefundheit, 
Reben dem angeblichen Staatswohl in unferen deutſchen Inquifitionskerkern 
opfere, felbft ohne dringende Noth opfere, dagegen fügt bei ung feine 
Form, das vergütet keine Schadloshaltung, ſelbſt nicht einmal die allers 
natürlichfte und gerehtefte, bie volle Anrechnung zur Strafe! 
Zehnfach gerecht, da ja ſolche Unterfuhungshaft taufendmal peinlicher ift, 
als ber Strafarreft. 

Welche Betrachtungen und Gefühle aber müffen fih nun den 
Deutfhen ergeben, wenn fie Männer, wie Weidig und Jordan, 
ſammt ihren Familien einer ſolchen Strafiuftig zum Opfer fallen fehen? 
Weiche ferner, bei dem Blicke auf die allgemeine Natur unferes beuts 
ſchen Strafverfahrens, bei dem Vli in die grauenvolle Nacht Weidig'- 
ſcher Inquiſitionskerker, in Ihre Jahre Langen, jede Strafe überbietenden 
Morten, bei dem Blick auf Jordan'ſche Werurtheitungen nach ſolchen 
in den geheimen Inquifitionen durch das Leiden der Angefchuldigten herz 

‚ vorgerufenen, ober nach erfauften Ausfagen und Indicien? Welche Be- 
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teachtungen und Gefühle muß es vollends erwecken, wenn man in ſol⸗ 
chem geheimen Verfahren die angellagten Bürger fo gänzlid den oͤffent⸗ 
lichen Dienern Preis gegeben fieht, und diefes vollends in politifcdyen Pros 
ceffen, wo die Regierung und alle von ihr abhängigen Regierungsdiener 
: al8 Gegner der hülflos in Jahre langer geheimfter Inquifition Schmach⸗ 
tenden auftreten, wo ferner bei unferer deutfhen Verſetz⸗ und Pens 
fionirbarkeit der Richter diefelben oft zur Inquifition, wie zum Urtheils⸗ 
gericht im ganzen Lande beliebig aufgewählt werden, wo wir, bei ſchon 
entftandenen beftimmten Proceffen, Gerichte, Straf- und politifche 
Senate von den Regierungen neu befeßt fehen, wo man Richter, die 
nicht fo entfprechen konnten, nicht felten entfernt und ungünftig behans 
deit fieht? So wurde aud zu Jordan's Proceß angeblich ein neuer Ins 
quifitor ernannt, der frühere entfernt und der neue vergeblich von Jor⸗ 
dan abgelehnt. Sein Inquifitor wurde auch Referent in feinem Pros 
ceß, und eben fo wurde berichtet, daß, als das Gericht fpÄter eine mils 
dere Behandlung Jordan's als rechtlich nothwendig erfannt hatte, der 
Dräfident des Gerichts in das Adminiftrativfach entfernt, an feine Stelle 
aber ein Dann gefegt worden fei, welcher kurz zuvor, zur Zeit eines 
anderen politifchen Procefjes bei dem Obergericht in Kaffel, dorthin, jegt 
aber nah Marburg zurüdberufen und von Forban als ein perfäns 
licher Gegner angefehen wurde, nad) deſſen Ankunft alsdann wieder 
eine härtere Anficht gefiegt habe. Wäre nun wohl ſolches, falls es fich 
ganz fo verhält, richterliher Unbefangenheit und dem Glauben an fie 
günftig? Erwaͤge man ferner bie erfle Urſache und Verſchuldung aller 
diefer traurigen Hochverrathsproceſſe in Deutfchland, ihre lange, lange 
Dauer und alle Leiden und ihre Opfer, nach Iängft vergeffener Gefahr! 
In Kuchefien begannen fie fogar erft alsdann. Denke man an die Schids 
fate aller derjenigen von ben 2000 deutfchen Sünglingen und Männern, 
die nach dem Bericht der Gentralcommiffion der Griminalunterfuchung 
anheim fielen, und von denen wir zum Xheil, außer etwaigen kurzen 
Nachrichten von Krankheit, Wahnfinn und Tod, noch weniger hörten, 
ale von Weidig und Jordan, ja, deren Inquiſition umd Urtheilse 
gründe durch peinliche Verfolgung wegen jeder Mittheilung aus dem 
Crimmalproceß (!) und felbft bei theilweifer Begnadigung durch forts 
dauernde gänzlihe Abhängigkeit von ber Gewalt, forgfäls 
tig in Dunkel gehültt und der Nation vorenthalten werden! Iſt es 
nicht unvermeidlich, daß mit der Unnatur einer lichtſcheuen Verheimlichung 
auch bie fhlimmen Vorſtellungen über deren Urfachen wachſen! Und 
glaubt man wohl, die deutfhe Nation vergeſſe Männer wie Behr 
und Eifenmann und ihr Schidfal, weil es bie äffentlichen Blätter 
nicht befprechen dürfen! Gewiß, unfere deutfche Strafrechtspflege ift wohl 
geeignet, unfere eiteln deutſchen Selbftbelobungen auf das Tiefſte zu bes 
fhämen. Kann es denn wohl etwas unfern beutfchen Waterlandeftolz 
Miederfchlagenderes geben, als das wir dieſſeits-rheiniſchen Deutfchen 
no immer mit. Neid unfere Blicke auf diejenige Strafgefesgebung rich⸗ 
ten müflen, welche unfere rheinifchen Brüder nur Dee Einverleibung - 
g*r 
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mit Frankrelch verdanken? Und iſt doch gerade dieſer Theil ber franz 
zoͤſiſchen Gefeggebung, obwohl ihre Grundlagen: germanifh und loͤblich 
find, doch erſt im der fpätern Zeit des napoleoniſchen Despotismus entz 
fanden und. anerkannt am Meiften durch denfelben verunflaltet. Getbft 
aber noch mit. diefen Werunftaltungen, ja, neu eutſtellt durch Vers 
flümmelungen feit dev wiederhergeſteüten deutfchen Herrfchaft, fehen wir 
alle Nheinländer behartllch und einmüthig wie ein einziger Mann diefe 
Gefeggebung gegen bie ihnen angebotene Vertaufchung mit unferer 
beften deutſchen juriftifchen Weisheit und Gefeggebung als ihr edeiſtes 
Beſitzthum, als ihr Palladlum ber Freiheit und Civilifation vertheibigen. 
Und wir dieſſeits⸗ rheiniſchen Deutſchen würden und glüdlich preifen, 
ung in dieſem Beſibthum, welches ganz und alsbald zu verlangen, wie 
für unfere deutfchen Zuftände nur zu kuͤhn halten, ihnen wenigftens 
theiliweife und langſam moͤglichſt gleichgeſtelt zu fehen! Was nun 
aber mehr für deutſche, für zufriedene und antifrangoͤſiſche Gefinnung 
oder fie deren Gegentheil wirken mächte, bie Achtung biefer beſcheiden - 
I Wuͤnſche ober deren Gegentheil, biefes bedarf wohl Feiner Auss 
hrung. 

Ein norddeutſcher Juriſt freilich (fr „Der Richter als Ges 
fhworner? oder Gefhmwornengerichte”, von H. W. Haven 
und L. D. v. Buttel, S. 70) bemerkte neulich fpottenb: „Ein Abs 
georbneter. (Sander) duferte, ihn ſchaudte vor bem Gedanken einer 
geheimen nad) Judicien verurtheilenden Juſtiz. Diefer Deputirte würde, 
wenn er von uns (in Oldenburg) hörte, daß wir in einzelnen Straf: 
brauchen Tediglich auf das Zeugniß eines einzigen, von der Regierung 
defoldeten, in Hoffnung einer Denunciationsgebühr denuncirenden Be: 

- amten niederen Standes und niederer Bildung ganz getroft verurs 
theilen, gewiß in Ohnmacht fallen. Dexfelbe würde wahrſcheinlich fterben, 
wenn er vernähme, daß die Zuftiz ſich über alle.und jede Schranke 
— felbft über jenes eine disecte Zeugnig — hinaushehen dürfe.” 
Diefer Juriſt und Landvogt mag ein recht guter und fdarffinniger Mann 
fein, und er ſcheint wirklich Beides zu fein; aber, ein Bild ber tiefften 

- @eniedrigung, ja der Selbftvernihtung unferer unvaterländifchen deut= 
fen Zurisprudenz bat er in fich felbft aufgeftellt. Ex hat ihren, wie 
der abfolutiftifchen Regierungspolitik innerften Grundgedanken enthüllt. 
Sa, gänzlich Iosgeriffen von ihrem Wolke, von vaterländifchen Frei: 
heits- und Rechtsgrundfägen, hat unfere ausländifhe, taflenmäßige 
und geheime Jurisprudenz allermeift ſich losgefagt von allen 
Schranken ber heiligen Grundfäge und Grundformen der ewigen und 
der vaterlänbifchen Gerechtigkeit. Die Vernichtung dieſet Schranken durch 
jebe beliebige und neuefte ſchrankenloſe Willtür der Megierungen und 
Beamten und ihrer Obſervanzen — das ift die einzige Gerechtigkeit 
diefee Willkür» und Buhftabendienerei. Undfollte man für 
fie noch ein Princip nennen, fo ift es jenes, welches alle beſonde— 
ven ewigen und unentbehrlichen. Schranken jeder Miffenfchaft, 

\ wie der Religion, der Moral und ber Gerechtigkeit, und fomit diefe 


. 
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ſelbſt aufhebt, fo iſt es das Princip auch bes Hugo'ſchen Naturrechts 
und der allmaͤchtigen deutſchen Polizei. Es iſt das jeſuitiſche Prins 
cip: „Dee Zweck heiligt alle Mitteh” So freilich ſchaudern 
denn dieſe Jurisprudenz und ihre Juͤnger vor gar nichts mehr, auch 
nicht vor beimjenigen, movor body felbft nach halbtaufendjähriger, facs 
tifhee Smperatorendespotie Roms Juriſten — well ihre Jurisprudenz 
bewundernswerth fefthielt An den nationalen Freiheits⸗ und Rechts⸗ 
grundfägen ihres Volks, aus benen fie im Öffentlihen Volksge⸗ 
richte etrwachſen waren — noch zuruͤckſchauderten, vor demjenigen, 
wogegen auch der an den Freiheitsgrundfaͤtzen unſeres deutſchen Volks 
feſthaltende, unſterbliche Moͤſer fein Grauen oft und laut audfprad): 
Diefe ächten Juriſten verwarfen mit Abfcheu eine ſchrankenloſe 
Juſtiz, eine Juſtiz, welche nit, als ferbft über Eaiferlichem Befehl 
ſtehend, burdy den Volksgeſammtwillen anerkannte, unveraͤndetliche, 
Mechtegrunfdge (den consensus populi und bie jura naturalia sem- 
per firma atque immutabilia) geachtet Hätte. Sie verwarfen eine folche 
Juſtiz, welche ohne voltftändige Schuldbeweiſe, auf ein einzels 
nes und parteiifches Zeugniß, auf unfichere Indicien und auf Ver⸗ 
Dacht Freie Bürger veruttheilt. Mein — fie kannten eine ſolche [ran 
kenloſe Juſtiz nit, die einen dent Säuferwahnfinn Werfallenen als 
genuͤgend fronimen und ehrbaren Richter zu erklären wagt. Sie woll⸗ 
ten Peine fo fchrankenlofe Jurisprudenz, welche — ſtets nach jenem 
Princip: der Zweck heiligt alle Mittel — durch Strafe für 
bie Nichtanzeige das legte heilige Aſyl, das Vertrauen, folgerichtig dann 
auch das Beichtgeheimmiß zu verrathen gebietet, oder welche Verdaͤchtig⸗ 
keitsſtrafen und Inſtanzlosſprechungen gegen Nichtſchuldige rechtfertigt. 
Sie woliten keinen freien Bürger zu Selbſtanklagen torquiren und 
konnten daher nimmermehr bie Unnatur und den Greuel billigen, daß, 
wie im neudeutſchen Ingquifitionspeoceffe, det durch gefaßtes Vorurtheil, 
durch Leidenſchaften und durch Intereſſen aller Art für die Verur: 
theilung befangene, von ber Gewalt, abhängige Anklaͤger [van 
kenlos auch die Gewalt des Richters, ja die Nolle bes Wertheidigerß, 
role die der Jury in feiner einen menſchlich ſchwachen Hand vereinigt, 
daß er fo in langjährigen, einfanten Kerker- und Inquiſitionsqualen beim 
alles Beiftandes der Seinigen und bes Anwaltes betaubten unglüdlichen 
Inquiſiten Geftändniffe und Ausfagen gegen Mitbürger abfoltere, die man 
dann fogar noch als ſittlich und als materielle Wahrheit zu 
preifen wagt, während fie doch ſaͤmmtlich verdaͤchtig und wäh: . 
rend nur ganz freie Ausfagen fittlih und glaubwuͤrdig find. Ste 
wollten nimmermehr, daß alle freien Bürger, ſobald mächtige Geyriet , 
fie verfolgen wollen, fo grauenvoller Verhaftung und Inquiſition Preis 
gegeben felen, fogar ohne daß vollfiändige, Öffentliche Nechenfchaft über 
das ganze geheime Verfahren in vollkommener Freiheit der Vertheidl⸗ 
gung und Actenmittheilung vor der Nation Statt finden, und ihr, wie 
dem Angeklagten wenigſtens einige Gewähr fir Ehre, Leben und Freis 
heit gäben. Mor allem diefen nun ſchaudert unferen fpottenden deut: 
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hen Juriſten umd Landvogt ganz und gar nicht. Ihn ſchaudert eben 
fo wenig vor der ganzen Legion der (nur zufällig an den Tag gekom⸗ 
menen) geheimen deutſchen Juſtiz- und Kerkermorbe, wie fie der Are 
tifel „Jury“ im Staatsleriton und auch neuerlich wieder vielfach 
andere Mittyeilungen actenmäßig fhildern; namentlich auch nicht vor 
denen aus feinem eigenen Rande Oldenburg, obgleich auch da ſchuld⸗ 
loſe Bürger duch ſechs⸗ bis achtjährige ſcheußliche Inquifitions und 
Kerkerqual um Gefundheit, Vermögen und Leben gebracht, und ſelbſt 
nad) erfannter Unſchuld noch durch augenfällig verwerfliches gerichtliches 
Verfahren an der. Ehre ihres Namens angegriffen wurden. Alles ſoll 
bier die leichte Scheinzebe befeitigen,, ſolche Härten und Ungerechtigkeiten 
lägen nicht nothwendig in der Natur des geheimen Inquifitionsproceffes. 
Doc der gefunde Menfchenverfland unferes Volks durchſchaut es end» 
lich, daß fie wirklich in jener Natur liegen, weil diefe Natur 
an ſich ungerecht und unmatürlich ift, und alfo auch nothwendig Ver⸗ 
kehrtes erzeugt, und weil diefes Verkehrte überall in ihrem Gefolge zum 
Borfchein kommt, wo nur irgend das Dunkel ſich lichtet, weil endlich, 
wie die Natur der Sache und bie Erfahrung in England, Frankreich, 
und Belgien und den deutfhen Nheinlanden lehren, bei öffentlihem Anz 
Hageproceffe mit Schtwurgeriht — trotz aller möglichen Menfchlichkeie 
ten — doch jene Greuel unſerer Inquifitionsproceffe nicht vorfommen, 
ja nicht vorkommen fönnen. Diefer gefunde Menfchenverftand findet 
zumal in unferm lichthellen, vorwärtäftrebenden Zeitalter für die Ace 
tung ber Juſtiz und der Megierung durchaus nichts gefährlicher, 
als deren fhranfenlofe Gewalt und Mittelheiligung, welche nur 
zu einer gleichen revolutiondren Unbedingtheit und Mittelheiligung 
verführen. Er findet es gerecht und heilfam, natürlich und 
beutfch, daß bie Juſtiz und die Regierung aus ˖ dem kuͤnſtlichen Dunz 
Bel wiederum an das göttliche Richt der Deffentlichkeit hervortreten, und 
daß eben fo im Gericht durch Gefhmworene, wie bei der Res 
gierung durch Stände, bie befte Einfiht und Befinnung 
ber Bürger mit der Staatsbehörde für das gemein: 
ſchaftliche Reht und Wohl ergänzend und unterftügend 


zuſammenwirken. — Nur alsdann werden fo traurige Proceffe, 
wie die von Weidig und Jordan, unfere Nationalehre nicht mehr 
kraͤnken · 


Die vorſtehenden Blaͤtter waren bereits gedruckt, als mir bie Schrift: 
„Selb fivertheidigung Jordan's nebſt der Appellations« 
ſFaf feines Vertheidigers, Obergerichtsanwaits Schang, 
mit einer Dentfchrift, die Rechtfertigung ber Befchmwers 
den und zugleich einen Beitrag zur Lehre vom Inbiciens 
bemweiß enthaltend, von Jordan ſelbſt“ (Mannheim bei 
8. Baffermann) zu Handen kam. Wem etwa bie Erwägung ber 
Entfpeidungsgründe des Strafurtheils der Schrift von Boden und ber 
shigen Ausführung noch einen Zweifel über Jordan's Unfhuld übrig 
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Yieß, dem wird denfelben diefe vortreffliche Vertheidigung befeitigen. Sie 
zerſtreut vollftändig allen Dunſt der moralifch wie juriſtiſch bodenlofen 
Verdaͤchtigungen aus allen nichtsfagenden oder völlig unglaubwärdigen 
Ausfagen und aus allen unbewiefenen und unfchlüffigen Indicien, welche 
nicht einmal eine MWahrfcheinlichkeit, noch weniger einen unvollkommenen 
ober gar einen vollftändigen Beweis irgend einer Schuld Jordan's bes 
- gründen konnten. Sie gibt aber zugleich zu Gunften der völligen Un⸗ 
fchuld des ſchwergepruͤften edlen Mannes einen weit mehr als gemügens 
den Gegenbeweiß gegen jene mühfam zufammengetragenen Verdachts⸗ 
gründe durch eine ganze Reihe einzelner Gegenanzeigen und vor Allem 
durch das treue Bild einer ganzen Perfönlichkeit und eines ganzen Les 
bens, welche duch die Reinheit der männlich feflen und folgerichtigen 
sechtlichen Grundfäge, wie buch bie kindlich gemüthliche und fromme 
Gefinnungsmeife tief ergreifen und eine diefen bewährten Gefinnungen 
und Grundſaͤtzen, wie dem männlich klaren Verſtande fo gaͤnzlich wider 
fprechende Theilnahme an fo verfebrtem und thörichtem Beginnen völlig 
unglaublid; machen· Und dieſer Mann, ber ſich um das deutſche Ba: 
terland und bie Wiffenfchaft, und vor Allem um Kurhefien fo große 
Verdienſte erwarb, fo Vieled ihnen noch zu leiften verfprach, dieſer Mann 
erften Namens in feinem.Lande, wie konnte er im Namen ber Ge 
rechtigkeit diefe® Landes und als angeblicher verbrecherifcher Zodfeind 
derſelben DVerfaffung, die er ale feine eigene Schöpfung liebte, fi) ans 
geklagt, ja verurtheilt und feine mwohlthätige Wirkſamkeit und fein Les 
bensglüd fo graufam zertrümmert fehen? Die Vertheidigungsfchrift löft auch 
dieſes Raͤthſel. Sie zeigt ed uns anfchaulich, wie politifche Anfeindung 
und Verfolgung des redlichften und mohlthätigften politifhen Wir⸗ 
tens Jahre lang und nicht bedenklich in den Mitteln aus ber Nähe und aus 
ber Gerne, benugend erfaufte Spionenberichte und gerichtliche Ausfagen und 
zulegt unterflügt burch die unter centraler Leitung Statt finbenden gerichte 
lichen Mittheilungen aus ganz Deutfchland,, jenen unglüdlichen Stoff 
dem geheimen S$nquifitionsproceß und feiner vorgefaßten Richtung auf 
das Schuldigfinden überlieferte*). Freilich die Gefege wollen es, unb 


*) Die neuefte fo eben in Krankfurt erfchienene Kleine Schrift des in biefer 
Sache gut unterrichteten Hrn. Boden über biefen Proceß fchließt mit den Wors 
ten &. 41: „Haͤtte ich mit meiner Vertheidigung bis nach dem Erfcheinen der 
JZordan'ſchen Selbjtvertheidigung gewartet, durch welche Alles, was in dem „Urs 
theil 20.” obwohl ohne den Willen des erkennenden Gerichts für Jordan's Um 
iaſchuld fo laut und fo überzeugend fpradh, bis zur Sättigung ergänzt ift, fo 
würde ich Fein Wort der Vertheidigung verloren und nur Worte der Anklage 
erhoben habens fo hätte ich das. Urtheil des Marburger Griminalfenates nicht 
widerlegt, fondern verworfen und mich einzig barauf befchränkt, zu zeigen, 
daß durchaus Fein Grund vorhanden war, ein Sriminalverfah> 
ven wider Jordan einzuleiten, daß auh nicht der Schatten eir 
ner Unterfuhung wider ihn verhängt werden durfte. Alles, was 
dann, um dieſes zu zeigen, vorzubringen gewefen wäre, würbe nicht gebient 
haben, einen Unfchuldigen zu vertheidigen, fondern der Welt alles dasjenige vor Aus 
gen zu legen, woburch dem Haupturheber der Berfaffung, unter ber Kurheſſens Bott 


296 Stofoerfahren, Griminalprocef, 


viele gutmuͤthlge Menſchen glauben es, daß ſolche geheime Inquifition 
wirklich eben fo vollftändig auf die Entfhuldigung , wie auf. die Anz 
ſchuldigung gerichtet ſei, und alfo wenigftens eben fo den Glauben an 
die-Unfchuld wie den an bie Schuld fefthielte, und endlich much mach 
der gefeßlichen Rechtsannahme der Unfchuld, bei nicht ganz voltftän= 
digem juriſtiſchen Beweiſe der Schuld, ben Sieg lafje- Auch ich 

alsdann dieſes glauben, wenn der geheime Inquiſitlonsptoceß 
eben fo begänne mit einer Handlung des Inquifitionsgericht®, mit wels 
cher #8 oͤffenilich feinen Glauben an die Unfchuld des Inquiſiten ause 
‘fpräde und einen Aet der Befreiung deſſelben verndyme, wie «8 umges 
Bert mit der Freiheitöberaubung beginnt und (dom dadurch öffentlich 
feinen Glauben an bie Schuld ausfpricht. Ich würde es glauben, wenn 
nun. eben fo ſtatke Inteteſſen für die völlige Schulbfoserfiärung, wie 
für das Schuidigfinden fpräcen. Für Legteres aber ſpricht mum ſchon 
das bei fo Vielen fo gewaltige Interefje des Nechthabenwollens , des 
Bewahrheitens deſſen, was man Öffentlich anfündigte , und das natkı= 
Uche flarke Interefie, ſich frei su halten von doppeltem Vorwurf, von dem, 
einen gänzlich Unſchuldigen feine Freiheit beraubt und mit den Geinis 
gen unglüctich gemacht zu haben, und von dem, daß entwebrr bie Frei 
heitsberaubung ein großer Jrrthum mar, ober daß ber nöthige Werftand 
zum Derausbringen und Beweiſen ber Schuld fehle. Diefe natürlihen, 
am fich nicht einmal unedlen Motive — um von ebenfalls natuͤrlichen, 
weniger ‚ebein Leidenfchaften und Fntereffen nicht einmal: zuſ reden — 
beftimmen der Natur der Sache nad) die vorwiegende Richtung auf 
die Schuld. Jordan felbft berichtet in feiner Selbftvertheidigung ©. 48: 
Im Auguft 1840 wurde die Generalinquifition gefhloffen, bei welcher 
der Inquirent, bee Jordan oft die Verficherung gab, daf man Alles 
anwenden würde, um feine Schuld duch Ueberweifung zu begründen, 
in der That Fein Mittel unverſucht ließ, das er hierzu geeignet hielt. 
Denn der Here JInquitent war ſchon bei dem Beginne der Unterfahung 
fo fehr von Jord an's Schuld überzeugt, daß er nicht nur gegen biefen 
febft unumwunden äußerte, daß feine Popularität in Deutfhland in 
Folge der Unterfuchung verfchwinden werde, fondern auch zu Jordan's 
Ehegattin und fämmtlichen Kindern fogleih nad) verfügter Verhaftung 
fagte: „Den Profeffor hat Eitelkeit zum Falle gebracht, für ihn gibt’ 


und fürft Ieben, das Erben feit dem Augenblide vergaͤllt worden fei, wo jene In’& 
Leben trat. Ich hätte dazu weiter nichts nöthig gehabt, als zu erzählen, auf welche 
Weiſe und durch welche Mittel die Unterfuhung gegen Jordan in Gang ger. 
bracht unb erhalten wurde, um endlich in bad Urtheil eines Marburger Grimiz 
nalfenates auszulaufen. Ober foll ich das jept thun, wo ich alle Mittel dazu 
vor mir habe und mir alfo kein Hindernig im Wege fteht? Ich will es uns 
terlaffen, eingebenE dee Worfages, ben ich von Anfang an hatte, bucch meine 
Cinmifcjung in diefe Cache, weidhe bie Sache jedes Ehrenmannes ift, fo viel als 
möglich zu verföhnen und auch jest noch von bemjenigen die Aufmerkjamteit 
mehr abzulenken, als fie barauf binzulenken, was der Hebel zu Jordan’s Proceß 
und Berurtheilung gewefen iſt.“ 
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Beine Hoffnung.” Daß ein Midhter bei ſolcher Ueberzengung eifeinee 
auf die Ermittelung dee Schuld, als auf die Sammlung alles befien, 
was zur Entfchuldigung dient, fein werde, zumal bei einer von bee 
Staatsregierung ſelbſt veranlaßten Unterfuchung, iſt gang natuͤrlich.“ 

Solches berichtet Jor dan zunaͤchſt über die Inquiſition. Das 
aus ihr hervorgegangene Urtheil des Inquiſitionsgerichts liegt vor uns. 
Daſſelbe aber wird wahrlich dadurch nicht gemildert, daß, um daſſelbe 
zu fällen oder um Verdachtsgruͤnde fo kuͤnſtlich zuſammenzuſtellen, 
das Gericht zwei volle Jahre brauchte, und für fie bes ſchon 
erkrankten Jordan's Fretheitsberaubung verlängerte. XBie, wenn auch 
das Obergeriht noch einmal fo viel Zeit brauchte und auch dieſe, wie 
bie erfle, nicht angerechnet würde? Sollte vollends, wer Jordan's 
Schrift Lieft und des ähnlichen Ungluͤks anderer Ehrenmänner fich erin⸗ 
nert, noch zweifeln an ber Wahrheit, daß ftaatsbürgerliche Freiheit und 
die in Ihe begründete Pflicht, fie zu benugen und zw vertheidigen, in 
Berbindung mit unferem geheimen Beamtengericht für den reblichen 
Mann einen mit Fußangeln durdyzogenen Boden bildet! Bedenke man 
dagegen einen Augenblid die Wirkung, wenu im Öffentlichen Schwurge⸗ 
richt der treffliche Dann mit der Würde und dem Siegel ber Unſchulb 
auf dem edlen Antlig gegenübergeftellt worben wäre jenen erkauften 
Dirings, Kuhls und Clemms! Wie ganz anders für ihn 
und die Öffentliche Gerechtigkeit, märe dieſes fo, wie der Regel nach im 
England und Frankreich, in den erfin Wochen oder Monaten bes ber 
gonnenen Proccfjes, gefchehen!! Wie ganz anders, mindeftens für bie oͤf⸗ 
fentliche Gerechtigkeit, wenn es noch jetzt gefchähe, nad) den fünfjährigen 
unfäglichen Leiden, nach allen, auch in dee Außerft milden Vertheidigung 
berührten Verlegungen und Oualen der fünfiährigen, gaͤnzlich unnäthts 
gen Haft! Denke man fich diefes! Wer zweifelte wohl dabei an dem 
alsbaldigen Triumph wahrer Gerechtigkeit, an ber ftärkflen Rüge und 
an der zukünftigen Verhinderung fo ſchweren Unrechts! 

In dem Öffentlihen Schwurgericht über Ham acher (ben Gehälfen 
Fonk's) zu Coͤln kam es zu Tage, daß die gravicende Ausfage eines 
Zeugen, eines Mitgefangenen, auf eine ähnliche Welfe, doch noch kei⸗ 
neswegs ſſo mie die jenes Kuhl und Döring erhalten worden 
war- Da fühlte ſich umter dem Schus ber Öffentlihen Moral im oͤf⸗ 
fentlihen Schmwurgericht der Gerichtspräfident veranlaßt, zu den Ges 
ſchworenen zu fagen: Zilgen Sie, mo woͤglich, diefe ganzen Ausfagen 
aus Ihrem Gedaͤchtniſſe! Und wenn Sie biefes nicht vermögen, fo laſ⸗ 
fen Sie biefelben bei der höchft bedauerlichen Weiſe, wie fie veran⸗ 
laßt wurden, lieber zum Vortheil als zum Nachtheil des Angeklagten 
in ihrem Urtheile wirken! Aehnliche3 würde man in dem uns Deuts 
fhen in der Sittlichkeit oft fo fehr nachgeftellten Frankreich unter aͤhn⸗ 
lihen Umftänden unfehlbar vernehmen. Sin Deutfchland aber artındet 
ſich diefe® ganze im geheimen Beamtengericht gefällte Strafurtheit, 
welches den bisher fledenlofeften, geachtetfien Mann und feine $as 
milie verderben fol, nur auf, fo wie erwähnt, geivonnene, fo befchaf: 
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tener Ausfagen folder Doͤrings, Kuhls und Elemmsl In Eng 
Iand und Frankreich hätte dieſer Proceß — wenn aud überall dort 
Nichtanzeige ftrafbar wäre — wenige Monate, allerhoͤchſtens ein halbes 
Sahr und ohne Verhaftung gedauert — in Deutfchland dauert 
er mit Freiheitsverluſt und Inguifitionsqual volle 5 Jahre, und wie 
lange ferner nody? In England und Frankreich brauchten die Richter 
zum Fällen ihres Endurtheils Feine zwei Stunden, in Deutfchland mit _ 
Fortdauer si Verhaftung des kranken Mannes das Urtheil er- 
fer Inftanz volle zwei Jahre — zwei Jahre zu biefem juriftifch 
bodentofen, confufen, bie Rechtsgrundbegriffe mißfennenden Uxtheil!' Wird 
man nun wohl noch Angefichts biefes Urtheils die beutfhe Gruͤndlich⸗ 
2eit rühmen, vollends als günflig für den Schutz der Unſchuld rühmen? 
und ift es nicht wirklich wahr, daß es in Deutfchland viel ungluͤcklicher 
iſt, auch nur verbächtig zu werden, als in England und Frankreich die 
Verurtheilungen find? Oder Eönnte und möchte wohl jemals ein ges 
wiſſenhaftet fuͤrſtilcher Nathgeber das Unrecht im Geiminalproceffe mit 
der Haller'fchen feindfeligen Eriegerifchen Verfolgung dee Miffälligen 
und Regierungsgegner entfchuldigen! Nein, mit Sobann von Mülz 
ler wird er vielmehr fagen: „das miffe jeder Fürft und jedes Volk, daß 
„bie Unterdruͤckung auch nur eines ſchuidloſen Mannes ein Fleck bleibt 
‚in allen Gefchichtsbüchern! Das aber weiß endlich bald die beutfche 
Nation, daf, wenn fernerhin die Meben von deutfcher Humanität und 
Gerechtigkeit und ihrem Schus für bie Angeklagten und bie verfolgte 
Unſchuld nicht zum furchtbaren Spott werden — wenn nicht endlich 
das Schlimmfte aus dem Schlimmen entfichen foll, eine gänzliche Aen⸗ 
derung unferer Criminalgerichte und Criminalprocefje unabweisbar ift. 
€. Welder. 

Straßen, Landftraßen, Straßenbau. — Gute und 
fihere Straßen find die erfte Bedingung eines lebhaften Verkehres im 
Innern der Länder. Sie bringen die verfchiedenen Ortfchaften und Ge— 
genden eines Landes mit einander in Leichte Verbindung und machen 
«6 möglich, daß ber Ueberfluß ſchnell und ohne große Anftrengungen 
dahin verführt‘ werden Tann, wo Mangel ift. Sie befriedigen fonady 
die Wuͤnſche und Bedürfniffe Aller. 

Die Anlegung guter Straßen muß daher bie erfte Sorge einer Res 
gierung fein, welche wahrhaft für das allgemeine Wohl beforgt iſt. Wo 
fie fehlen, da fehlt auch vielen Gütern, namentlich ben ſchwereren Guͤ⸗ 
ten, aller Tauſchwerth, weil fie entweder gar nicht, oder nur mit 
geoßen und ihren Tauſchwerth überfleigenden Koften dahin gebracht wer⸗ 
den koͤnnen, wo fie begehrt werden. xft in der neuern Zeit hat man 
ben großen Werth guter Straßen richtig zu erkennen und zu würdigen 
angefangen. 

Zwar bildeten fie früher fhon einen Gegenftand, mit dem ſich bie 
Regierungen befchäftigten, aber e8 wurde nur fehr wenig dafür gethan. 
Man befferte gelegentlich die alten Straßenzüge, bie man von der Vor⸗ 
zeit überfommen hatte, aus, und überließ die Communalwege der Sorge 
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der anliegenden Gemeinden. Dieſe thaten nichts dafür, Sedermanıt 
mochte fehen, wie er eben fortkomme; Wagner, Schmiede und Stells 
macher wollten auch. leben. Das ift ungefähe noch der Zuftand ber 
Dinge in Spanien, Portugal, Sicilien, Neapel, Sardinien und dem 
Kirchenſtaate. Darum koͤnnen biefe Länder, trog ihrer Sruchtbarkeit 
und glüdlichen Lage, ſich nicht heben; nur etwa die an den Küften 
ober in ihrer Nähe liegenden Orte treiben mittelft bee Schifffahrt eini⸗ 
gen Verkehr. Im Innern dagegen iſt es uͤberall todt und oͤde. | 
In den weiter vorgefchrittenen Staaten hat man aber fehon feit 
längerer Zeit eine immer ſteigende Sorgfalt auf Erbauung guter Lande 
ftraßen gewendet. Statt der früheren krummen und oft auf großen 
Ummegen zum Ziele führenden Wege baut man gegenwärtig die Straßen, 
fo viel es ſich immer thun läßt, in grader Richtung und gewinnt das 
duch an Terrain, wie für das Kortlommen an Zeit. Wenn früher 
die Wege in gleihem Niveau mit dem gundchf liegenden Zerrain fort 
liefen und bei Regenwetter, welches oft keinen Abfluß hatte, in mans 
hen Gegenden faft grundlos wurden, fo erhebt man fie gegenwärtig “ 
über das zunächfiliegende Terrain (daher der Name Hochſtraße), er⸗ 
höhet fie in ber Mitte, damit das Regenwaſſer beſſer ablaufen koͤnne, 
zieht an den Seiten Gräben, um deſſen Abfluß zu befördern, und bes 
flreut fie von Zeit zu Zeit mit geklopften Steinen, welche fie fefter 
machen und die Reibung ber Wagenräder dadurch vermindern. Noch) 
volllommener find die von ihrem Erfinder fogenannten macabamifirten 
Straßen, die vorzüglich in England heimiſch find. England, Belgien 
und Deutfchland dürften die Länder fein, welche bie meiften und beften 
Straßen befigen. 
‘So weit man es nun auch im Straßenbaue gebracht hatte, .fo 
blieben doch alle diefe Leiftungen eben fo weit, wo nicht noch meiter, 
. hinter ben Eifenbahnen zurüd; und es ift gar feinem Zweifel unters 
mworfen, daß in nicht ferner Zukunft alle fortfchreitenden Völker, wenige 
ftens in ben Hauptrichtungen ihres Verkehrs, Eifenbahnen erbaut haben 
werden. England und Belgien haben bereits ein vollfommene® Eifens 
bahnſyſtem. In Deutfchland ift ein guter Anfang dazu gemacht und 
bie Kortfegung und Vollendung bereits befchloffen. In Frankreich iſt 
ein Eifenbahnfpftem ebenmaͤßig menigftens befchloffen. In Nordames 
rika werden nicht minder zwifchen allen wichtigen Puncten Eifenbahns 
verbindungen errichtet. Nach dem Verlaufe weniger Sahre werben daher 
Nordamerika und Mitteleuropa ein voliftändiges Eiſenbahnſyſtem haben. 
Tragen wir nun nad bem Worzuge ber Eifenbahnen vor ben 
Chauffeen, fo befteht dieſer zunaͤchſt in der fehr gefteigerten Geſchwin⸗ 
digkeit des Fortkommens. Man braucht nur etwa den vierten Theil 
ber Zeit, um auf Eifenbahnen diefelbe Entfernung wie auf den beften 
Chauffeen zurüdzulegen. Fuͤr den Perfonentransport ift diefer Vorzug 
Mar und entfchieden. Dee Reiſende erfpart auf der Eifenbahn nicht 
nur an ÜUnterhaltskoften, fondern, was ungleic wichtiger ift, am 
Zeit. In Bezug auf den Transport der Güter ift diefe Geſchwindig⸗ 
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®ele, fo viel man ſich Auch davon verſprechen von unenblich 
ne mug Befäntift * eat . 
mar mag größere Gel it des Gütertr: J 
Einzelne und In einzeinen Filter, wie 3. B — etwůnfcht und 
vortheithaft fein. Im Allgemeinen aber Bann fie alfein fhnerlih große 
Wirkung auf vermehtten Abfak ber Madre hernorbritget. In der 
Regel fehle e8 mitgends an Gitervortäthen fuͤt die Gonfumenten, und 
es ift Im Allgemeinen noch nie die Confumtlon durch Mahger art 
Gütern aufgehalten worden. Daher Mt fehr zu brzwelfeln, daß fie, bios 
um besieillen, weil die Guter In Blrgerer Zeit ankommen, allgemein ind 
Bebentend zumchmen werde, Die Hoffnung, die mir fo uft aus ſprechen 
hören, der Verkehr, mit Glitern werde bedeutend und allgemein fteigen, 
innen wir daher ats begründet nicht gelten laffen. Der Verkeht im 
Allgemeinen nimmt nur dann in attffallenderen Verhältniffert zit, wenn 
gewiſſe Güter, ober die Guͤter uͤbechaupt, bebettend wohifeilet werben, , 
ober der Natlonalteichthum und der Arbeltstähn bedeutend fteigen. "Dis 
Legtere it nicht der Hall, weil die Cifenbahnen, wenn fle entitat er⸗ 
baue find, ungleich toeniget Leute beſch Mom, ie au dem Transporte 
der naͤmlichen Anzahl von Perfonen und Güterıt För Ele erfotz 
derlich fein würden. Das Erfte iſt eben fo wenig möglich, fo lange es 
nicht gelingt, eine mohlfellere bewegende —— als den Dampf. 
&o lange dies nicht gelingt, fo lange bie Transportkoſten auf ben Eifen- 
bahnen noch eben fo hoch zu ſtehen kommen, als der Zranspott auf 
den Chauffeen, fo lange werden auch bie Waaren, die auf der Eifen- 
bahn kommen, sicht mohlfeiler äbgelaffen werden Fönnen, als dlejenigen, 
welche auf den Chauffeen ankommen ; fo lange iſt daher aud) kein Grund 
zu dee Annahme vorhanden, daß die Eifendahnen eitten, tie man zu 
fügen liebt, ganz underechenbaren Einfluß auf die Qemehrung des Vers 
kehrs außüben werben. Anders und beffer koͤnnen ſich bie Sachen noch 
geftalten, wenn es gelingt, elne wohlfellere bewegende Keaft, oder duch 
die gegenwärtige betuegenbe Kraft mit bebeutenb gerirtgeren Koften her» 
* zuftellen, damit fi bie Transpottkoſten mindern. Dann märbe der 
’ Preis aller zu transporticenden Güter fallen, und folgeredjt ber Verbrauch 
derfelben, alfo auch ber Verkehr fleigen. B 
Manche Verſuche find ſchon gemacht wotben. Elegg mollte den 
Druck der Luft auf der einen, In Verbindung mie einen luftleeten 
Raume auf det andern Seite als bewegende Kraft benugen , doch haben 
feine Verfuche noch zur Zeit zu keinem Reſultate setäht, Eben fo, 
wenig iſt dies der Fall gemwefen mit dat elektromagnetiſchen Verſuchen 
Wagner’s und Stöhr’s. Indeſſen llegt die Sache immerhin noch 
nicht außer dem Bereiche der Möglichkeit, und matt darf bie Hoffnung 
darauf nicht aufgeben. 

Auch in geiftiger Beztehung find die Eifenbahnen eine wichtige 
Erfindung. Sle rüden entfernte Orte und Länder eittander nahe, er- 
leichtetn den Reiſenden ihren Beſuch und Lönnen daher nicht anders, 
als wohlthätig wirken. 


Straßen Landſtraßen, Straßenbau. 304 


Dis Sode der Eiſenbahnen an ſich iſt daher unbezweifelt gewon⸗ 
nen. Nur darüber ſcheint man nieht überall einverflanden zu fein, ob 
der Stans für ihre Erbauung zu forgen habe oder nicht? In Preußen, 
3 B. hat man ſich zur Zeig erft für eine Mitwirkung erklaͤrt, während 
in Belgien, Oeſterreich, Baden, Baiern und Danuover die Bauten 
auf Staatskoſten unternommen werden. Im Ganzen ſcheint uns fol 
gerecht zu fein, baß der Staat fie baue, wenigftens dann, wenn ſich 
feine Privatunternehmer finden. In Deutfchland find bie ventablen 
Strecken durch Privatunternehmer fo ziemlich ausgebeute. Für das, 
was noch zu thun übrig bleibt, möchten fich ſchwerlich Privatunternehs 
mer finden. 

Iſt nun die Herſtellung eines Eiſenbahnſpſtems in Deutichland 
eine Sache unabweislicher Nothwendigkeit, wenn wir nicht hinter ans 
deren Völkern zuruͤckbleiben wollen, fo ift damit zugleich bie Verpflich⸗ 
tung der Regierungen, für die Herflelumg dee noch erforderlichen Eiſen⸗ 
bahnlinien aus Staatsmitteln Sorge zu tragen, ausgefprohen. Haben 
die Regierungen von jeher die Sorge für Erbauung ber größeren und 
wichtigeren Straßen übernommen, fo gehört ihnen auch fwbfidiarifch bie 
Sorge für Erbauung von Eifenbahnen , die eben nichts Anderes find; 
als verbefierte Straßen. | 

Eine andere Frage iſt es, ob fie auch den Betrieb derſelben für 
eigene Rechnung übernehmen follen oder nicht. Kin volllommenes reis 
geben des Betriebes des Transports, wie ſolches auf den Straßen Statt 
findet, iſt aus polizeilichen Gründen nicht wohl moͤglich. Einheit der 
Leitung defielben ift eine unerläßliche Bedingung, wenn Unfälle vermies 
den werden follen. Darum fcheint die Wahl nur zwifchen dem eigenen 
Betriebe und der Weberlaffung deffelben an einen Unternehmer möglid) 
zu fein. Letzterer benust ihn in feinem Snierefie, er will Gewinne 
dabei machen. Der Staat follte nicht darauf denken, fondern haupt⸗ 
fachlich darauf fehen, die Frachtkoſten auf das möglihe Minimum zu 
reduciren. Dann fcheint mir die Megie bes Staates den Vorzug zu 
verbienen. 

Um nur eine entfernte Vorftellung von den Vortheilen zu geben, * 
welche die Eifenbahnen, diefe zur Zeit vollfommenften allee Straßen, ges 
währen, reichen folgende Betrachtungen bin. 

Die Eiſenbahn zwifchen Liverpool und Manchefter wird jährlich von 
500,000 Menfhen befahren. Wenn Jeder diefer Reifenden auf ber 
Eifenbahn nur eine Stunde erfpart, fo kommen 500,000 Arbeits ſtun⸗ 
ben oder, den Arbeitstag zu 10 Stunden gerechnet, 50,000 Arbeitss 
tage heraus, die, da die Reiſenden faft ohne Ausnahme höhere und 
lohnendere Geſchaͤfte treiben, als die gewöhnlichen Zagelöhnerarbeiten, 
— auch nach einem viel hoͤheren Satze, als dieſe, zu veranſchla⸗ 
gen ſind. | 
Noch mehr flellt fich dies bei längeren Eifenbahnen heraus. Eine 
Reife von Dresden nach Leipzig 3. B. erfordert auf der Poft 13 Stun⸗ 
ben. Hin⸗ und Zurüdreife mit. Einfhluß des Gefchäftes, wie gering 
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dleſes auch fei, erfordern mindeſtens 28 Stunden. Auf ber Eiſenbahn 
wird zu dem Allen nicht die Hälfte diefer Zeit erfordert. Ein Tag reicht 
dazu bin, während man auf der Poft die Nacht zu Hüffe nehmen muß, 
wenn bie Reife in der oben angegebenen Zeit vollendet werden foll. Der 
Reiſende erfpart alfo mehr als 100% an Zeitz er erfpart faft ebem fo viel 
an Koften und hat Überdies nicht möthig, die Nacht zu Hülfe zu nehmen. 

Auch in militdeifher -Hinfiht müfen Eifenwege für den Vertheis 
digungskrieg bie entfchiedenften Vortheile gewähren, da fie die Mögliche 
Beit geben, überalb hin, wo «8 noͤthig erſcheint, im bee kuͤrzeſten Zeit 
Truppen zu bringen. = 

So entſchiedene Vorzüge zeigen bie Nothwendigkeit wenigſtens in 
den Haupteichtungen jedes Landes, anſtatt der zeitherigen Hochſtraßen oder 
Ehauffien, Scjienenwege (rail roads) oder Eifenbahnen zu bauen, auf 
‚das Unumſtoͤßlichſte. Es geht aber eben daraus zugleich hervor, daß 
dem Stoate deren Erbauung, wenn es nicht anders if, aus eigenen 
Mitteln als eine Verpflichtung obliege, Dies wirb man gewiß in allen 
den deutſchen Staaten, welche gegenwärtig noch Anftand nehmen, auf 
diefe Anfichten vollftändig einzugehen, in ndchfter Jukunft vollkommen 
erkennen. Darum hegen wir nicht den geringften Zweifel an der baldis 
gen Herflellung eines umfaffenden deutfchen Eifenbahnfpftems, von dem 
fid) in allen Richtungen hin nur gute Erfolge erwarten laſſen. 

Baden und Belgien haben zu diefem Endzwecke Anleihen eröffnet 
In Preußen fcheint bis jegt das Spftem der Zinsgarantiven die Obers 
band zu haben, nach welchem Bau und. Betrieb in Privathände kom⸗ 
men follen. Es ift Sache der Finanz, und kann ihr recht wohl über 
laffen bleiben, zu ermitteln, welcher der beiden Wege für fie der ange ⸗ 
meffenfte ſei. Für die Nefultate der Nationalwirthſchaft bleibt ſich die 
Sache gleih, wenn nur das Eifenbahnfoftem ſelbſt, auf eine oder die 
andere Meife, zu Stande kommt. Schmidt. 

Strategie, f. Taktik. 

Studenten, Studentenfreiheit, f. Univerfität. 

Succeffion oder Thronfolge, — In Staaten mit mon» 
archifcher Verfaſſung, d. b. in ſolchen, wo bie Innehabung der Staates 
gewalt als das Recht eines Individuums erfcheint, entfteht naturgemäß 
die Frage nad) dem Uebergange der Souverdnetät auf eine andere Perz 
fon nad dem Hinwegfalle des bisherigen Staatsherrfhers, fei es durch 
deffen Ableben oder auf andere Weiſe — eine Frage, welche weder bei 
ber demokratifchen, noch bei der ariſtokratiſchen Verfaſſung möglich ift, 
indem bei diefen beiden Verfaffungen eine moralifche (ideale) Perfon, 
| nämlich) das Volk in feiner Gefammtheit oder die ariftofratifche Corpo= 
| ration als der Staatöherrfcher erfheint, und daher hier nur von einem 
| Wechfel der Magiftraturen oder einer neuen Befegung berfelben nach 
dem Abgange der früheren Magiftrate die Rede fein an. In der 
Monarchie felbſt müffen bie Grundfäge über die Thronfolge verſchieden 
fein, je nach den beiden Hauptformen der Einherrfhaft — d. b. je 
nachdem eine Wahl monarchie oder eine Erbmonardie vorhanden 
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if. In der Wahlmonarchie find die Grundſaͤte über die Regierungs⸗ 
nachfolge fehr einfach, indem hier nady dem Abgange eines Staatsheres 
fchers der neue Wahlact felbft den Thronfolger beſtimmt. Wer aber bes 
sechtigt fei, an dem Wahlacte Theil zu nehmen, dies iſt in jeder Wahlmon⸗ 
archie auf eine andere Meife, ja felbft ber einem und demfelben Volke 
zu verfchiedenen Zeiten verfchiedenartig durch bie Grundverfaſſung des 
Staates beftimmt, welche jedoch felbft in diefer Beziehung nicht immer: 
durch ausdrüdliche Gefeb⸗ geordnet iſt, ſondern haͤufig mehr ober minder 
‚auf Herkommen beruht. Bis aber die neue Wahl durch bie verfaſ⸗ 


fungsmäßigen Organe in den verfaffungsmäßigen Formen ben neum 


Staatöherrfcher beftimmt, tritt bei einem Wahlreiche eine Art von Zwi⸗ 
fchenzuftand (fogenanntes Interregnum) ein, während deffen Dauer eine: 
proviforifche Megierung nothiwendig wird, deren Organ ebenfalls verfafe 


fungsmäßig in den einzelnen Wahlmonardieen verſchieden beflimmt zu: 


fein pflegt. (So übernahm in Rom nad dem Adgange eines Impera⸗ 


tors ber Senat die proviforifche Regierung; in Deutfchland waren" zur 
Zeit des Reichsverbandes nach der goldenen Bulle Kaifer Karl’ IV. a. 
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fen mit der Bezeichnung als Reichsvicarien hierzu berufen.) Die Mißs. 


flände, welche ein Interregnum für die Öffentlichen Zuftände mit ſich zw 
führen pflegt, ſo wie auch die Unruhen und übermäßigen politifhen Bes 
wegungen, welche nicht felten die Sactionen im Volke erregen, wenn bie 
neue Mahl erft nad) dem Zode eines Wahlmonarchen vorgenommen 
wird, führten häufig in den Wahlmonarchieen dahin, daß man noch bei 
dem Leben des Monarchen und unter beffen Aufpicien die Wahl bes 
Nachfolgers vornahm und dem folchergeftalt bei dem Leben des Vorgaͤn⸗ 
gers erwählten Nachfolger meiftentheild auch fhon einen mehr oder mins . 
der bedeutenden Antheil an der gegenwärtigen Regierung, mitunter fos 
gar eine wirkliche Mitregentfhaft einrdumte. Beifpiele biefer Art fin» 
den fih theild in der Sitte der römifchen Imperatoren, ſich Cäfas 
ren beisuordnen, theils zeigt uns ſchon die ditere Geſchichte ber Weſtgo⸗ 
then in Spanien mehrfahe Fälle, in welchen die Könige einen ihrer 
Söhne zum Thronfolger und Mitregenten bei ihrem Leben erwaͤhlen 
ließen. Auch die deutfchen Könige und Kaifer pflegten häufig ſchon bei 
ihrem Leben die Wahl ihres Nachfolgers zu veranlaffen, und ein folcher 
wurde feit den Zeiten Friedrich's I. gewoͤhnlich als „erwaͤhlter 
roͤmiſcher König’ bezeichnet, welcher Zitel übrigens auch noch nach⸗ 
ber, bis zu den Zeiten Ludwig's des Baiern, von dem regierenden 
deutfchen Könige (und Kaifer) felbft fo Lange geführt wurde, als er 
noch nicht wirklich in Nom als Kaifer gekrönt worden war. Nachdem 
aber in der Conftitution Ludmwig’c des Baiern de jure et excellentia 
imperii (Frankfurt, Aug. 1838) ausgefprohen worden war, baß der 
deutfche König mit der Wahl durch die Stimmenmehrheit der Kurfürs 
ſten unmittelbar und von Rechtöwegen ſogleich als wahrer römtfcher 
Kaifer zu betrachten fel, wurde feitdem der Zitel „roͤmiſcher König‘ vors 
zugsweife nur noch für den bei Leben des Kaifers gewählten Machfolger 
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den, fo 

Mohardjie erfhjeint und den reinen und fhurfen Gegenfah gegen bie 
republlcaniſchen Stantsverfoffungen (Demokratie und Ariftökeitie) dars 
ſteut. Darum hat auch bie Lehre von ber Thronfolge für die Erb⸗ 
inonarchie ihre vorzügliche Bedeutung, und iſt auch bei ihrer Erörterung 
vegelmäßig und hauptfächlich auf Verhältniffe der Erbmonarchieem 
Ruͤckſicht zu nehmen. In Beziehung auf diefe muß man die regel» 
mäßige (ordentliche) und die atferordentliche Thronfolge unter 
ſcheiden. I Die regelmäßige Thronfolge ift diejenige, welche auf dem 
Nechte des Geblütes (jus sanguinis), vefpective auf dem Rechte ber 
Verwandtſchaft beruht; letztere begreift jede anbere Art der Thronfolge, 
welche ſich auf irgend: einen anderen Nechrtstitel aufer ber Ver— 
wandtſchaft ftügt. - Die regelmäßige, Erbfolge ift ihrer’ Jdre nach durch 
den Begriff der. Erbmonarchie ſelbſt ſchon volllommen beftimmt. In 
jeder Erbmonarchie nämlich iſt ihrem Weſen nach die Krone (das poli- 
tifche Hertſcherrocht) mit einem an fih rein privatrehtlihen 
Rechtöbegeiffe, nämlich mit dem bee Erblich keit, verbunden, und zwar 
mit dem Begriffe der Erblichfeit in dem Sinne, wie ex in dem Als 
teren beutfchen Rechte und bei ben germanifchen Völkern überhaupt noch 
jegt vordommt, fo weit das Achte nationale Recht nicht durch das Her⸗ 
einziehen roͤmiſcher Begriffe verborben worden ift, d. h. in dem Sinne 
und in ber Bedeutung der Inteftaterbfolge, fo wie z.B. aud im 
feangöfifchen Rechte das Wort heritier noch ausſchließlich die Bedeutung 
eines Inteftaterben hat. Go wie durch bie Verbindung des Begriffes 
der Erblichkeit mit dem des politifchen Herrfcherrechtes oder ber Souves 
raͤnetaͤt die Erblichkeit felbft, in fo meit fie ſich auf dieſes höchfte politiz 
ſche Recht bezieht, dem Gebiete des Privatrechtes entruͤkt wird und dem 
Gebiete des Öffentlichen Rechtes anheim fälli, fo nimmt auf der ande⸗ 
ten Seite das politifche Herrſcherrecht durch diefe Verſchmelzung mit der 
Erblichkeit nothwendig theilweife — nämlich was: bie Thronfolge anbes 
lange — einen privatrechtlichen Charakter an, d. h. die Krone erfcheint, 
fo wie einmal die Erhmonarchie feſtſteht, Hinfichtlich ihrer Vererbung als 
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ein Patrimonium bes Souveraͤns, refpective als ein Recht, weiches nach 
ber Analogie eines Privatrehts von feinem Inhaber vererbt werben 
kann. Wo immer die Erbmonarchie ſich hiſtoriſch entwidelt hat, ſchlie⸗ 
fen ſich die Rechtsgrundfäge über diefelbe genau den Vorftellungen an, 
welche bei dem betreffenden ‚Volke binfichtlih des Erbrechts im Allges 
meinen gelten. Insbeſondere deutlich zeigt fich dieſes bei ben germanlfchen 
Voͤlkern, bei welchen die Erbmonarchie überhaupt zu der größten Ausbils 
dung gefommen ift, teren fie fähig zu fein ſcheint. So wie das ganze 
national s germanifhe Sachenrecht und Erbrecht auf die natürliche Uns 
terfcheidung von Mobilien und Immobilien gegründet ift, und Iegtere 
als das bei Weitem wichtigere und beſonders in politifcher Beziehung bes 
beutfame Beſitzthum durchgängig ausgezeichnet find und überall hinfichts 
lich ihrer, befondere und eigenthümliche Redtsgrundfäge gelten, fo hat 
fi audy das Recht ber Thronfolge bei den germanifchen Völkern genau 
den Rechtsgrundſaͤtzen entfprechend ausgebildet, welche bei den einzelnen 
deutſchen Völkern binfichtlih der Exbfolge der Privatperfonen in die Sims 
mobilien nach dem alten nationalen, noch von ben Einflüffen des roͤmi⸗ 
fhen Rechts in diefer Beziehung unberährten Volksrechten galten, ba 
die Krone ben germanifhen Völkern als der wichtigfte Immobillarbeſitz, 
naͤmlich als der Beſitz eines Xerritoriums, als eines zur politifchen 
Herrſchaft befähigenden Lanbesbefiges erſchien. Diefe Uebereinftimmung 
bes Thronfolgerechts und bes vollsmäßigen Smmobiliarfucceffionsrechts 
ift eine um fo mehr bemerkenswerthe Thatſache, als darin zugleich ein 
biftorifches Zeugniß dafür enthalten ift, daß bie Rechtebilbung — In 
welchem Zeige des Volke: oder Staatslebens es auch fein mag — bei 
den beutfhen Völkern nie als etwas Willkuͤrliches betrachtet wurde, fons 
dern als das Probuct einer inneren, mächtigen, tief in dem Volkscha⸗ 
rakter wurzelnden Anfchauung von einer fittlichen Nothwendigkeit hers 
vorteite, welcher bee Herrfcher nicht weniger als bie Beherrfchten gleich: 
mäßig zu buldigen verpflichtet find. Schon ber oberſte Grundfag ber 
regelmäßigen XZhronfolge in den germanifhen Erbmonardieen ſtellt 
ſich al® eine foldhe Uebertragung des nationalen Principe ber Immobi⸗ 
liarfucceffion und als eine Anerkennung feiner gleichmäßigen Gültigkeit 
für die Verfendung des Herrfcherrechts bar, nämlich der Grundfag des 
germanifchen Thronfucceffionsrechts, daß die Thronfolge regelmäßig 
durch die Abflammung von dem erſten Erwerber der Krone bedingt frei, und 
daß, fo Lange fucceffionsfähige Nachkommenſchaft des erflen Kroner⸗ 
werbers vorhanden ift, dem jeweiligen Kronbefiger regelmäßig Kein 
Recht zuftehe, Über bie Thronfolge zum Nachtheile ber anderen, durch 
Geburt Succeffionsberechtigten zu verfügen, fondern eine ſolche Werfüs 
gung, wenn fie Wirkung haben folle, nur durch ganz befondere und 
außerordentliche Verhältniffe gerechtfertigt werden Sinne. Diefer 
Grundfag ift Fein anderer, als die allgemeine für die nationale beutfche 
Smmobiliarfucceffion gültige Nechtsregel, daß die Defcendenten bes er» 
ſten Erwerbers ein feſtes, durch einfeitige und willfürliche Dispoſitionen 
unentziehbares Succeſſionsrecht — ein ſogenanntes Wartrecht haben, 
Staats⸗Lexikon XV. 20 
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unbebingt ausgeſchloſſen ſei, wie dies ſich in ber Lex Salica tit. 62 
ausgefprochen findet: „De terra vere Salica nulla portio hereditatis 
„imnlieri veniat; sed ad virilem sexum tota terrac hereditas perre- 
sniat,et — Auf gleiche Weife findet man, daß die Frauen fortwährend 
in Frankreich durch den Mannsſtamm von der Thronfolge ausgefchloffen 
wurden; ja man geht in Frankreich fogar fo weit, zu behanpten, daß 
der Grundfag der Lex Salica nicht blos davon verftanden werben müffe, 
daß bie Frauen dem gefammten Mannsftamme nachgehen, fondern man 
behauptete dort felbft von jeher, daß der Weibsſtamm abſolut unfähig 
zus Thronfolge fei. In Dentfchland fand der Grumdfag der Lex Salica 
bei den, beutfchen Kürftenhänfern ebenfalls frühzeitig Eingang, mas 
als eine Folge det Verbindung Deutſchlands mit der fraͤnkiſchen Mon« 
archie zu betrachten iſt. Es dienten nämlich, tie dies bei einem ſolchen 
Verhaͤltniſſe nicht anders erwartet werden kann, nicht nur bie Einrich- 
tungen der fraͤnkiſchen Monarchie im eigentlichen Frankreich dem politt: 
ſchen Inſtitutionen in dem eigentlichen Deutſchland überhaupt vielfach 
zum Mufter, fondeen es wutde, ſogat noch längft nach der Auflöfung 
der frankiſchen Univerfalmonarchie und nach der Entwicelung Deutfch: 
lands als eines felbftftändigen Staatskoͤtpers, und zwar das ganze Mits 
telaltet hindurch, das fränkifche Recht als bas gemeine Recht bes 
deutfchen Reiches in Bezug auf flantsrechtliche Werhäftniffe betrachtet, 
fo daß felbft der Kaifer, gleich viel,’ welchem deutſchen Voiksſtamme er 
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von Geburt angehörte, mit ber Wahl felbft das fränkifche Mecht als 
fein perfönliches Recht erwarb (Schwabenſpiegel, Laſſberg ©. 103 $. 1). 
— Der Srundfag ber Lex Salica mufte aber aus dem fränkifchen 
Rechte um fo leichter, ja nothwendig, in das deutſche Kürftenrecht über» 
geben, als die Bemühung aller deutfchen Könige, fo wie auch ſchon ſehr 
frühzeitig bie der Frankenkoͤnige, dahin ging, bie deutfchen Fuͤrſtenge⸗ 
fhlechter zum Eintritte in den Lehmverband zu veranlaffen — ein Bes 
fireben, welches auch fo gut gelang, bag man wenigftens feit den Zeiten 
Ottoꝰs I. unbedentlih annehmen darf, daß damals fchon die deutfche 
Negimentsverfaffung hauptfäkhlih, und namentlidy der fürfiliche Stand 
und Würde vorzugsmweife auf der Lebenverbindung gegen ben Saifer bes 
rubte. So wie aber das Lehenweſen an ſich urfprünglich eine fraͤnki⸗ 
ſche Einrichtung, ober doch wenigfiens von den Franken nach Deutſch⸗ 
land gebracht worden war, fo mar auch die Rehnfolge nichts Anderes, als 
eine Nachbildung des alten Spftems der Erbfolge in die Stammgüter 
nad) der Lex Salica, und zwar, fo viel die eigentlichen, von bem Hös 
nige felbft ausgegangenen und von ihm ben Sürften aus den Reichs⸗ 
landen verliehenen Lehen anbelangte, fogar eine Nachbildung ber Lex 
Salica in dem oben erwähnten frangöfifchen frengen Sinne, daß der 
Weibsſtamm zur Nachfolge gar nicht berechtigt fei — ein Grundſatz, 
weicher fich noch heut zu Tage im deutfchen Lehnrechte als gemeinrecht⸗ 
lich erhalten bat. Indeſſen mußte biefes firenge, dem Weibsſtamm fo 
feindliche Princip in dem eigentlichen Deutfchland frühzeitig einer bes 
deutenden Meobification unterliegen. Denn menn auch bie beutfchen 
Fürftenhäufer den Grundfag des Vorzuges des Mannsftammes bei ber’ 
Thronfolge als zwedimäßig für die Intereſſen des Landes und der fuͤrſt⸗ 
lichen Familie erkannten, fo tonnten fi doch jene Familien, welche ihre 
Befisungen nicht oder body zum helle erſt durch eine Baiferliche Verlei⸗ 
bung ale Lehen erhalten hatten, fondern fie von Alters ber als Alos 
dien befaßen, und etwa nur biefelben im Laufe der Zeit hinfichtlih der 
Form ihrer Innehabung als Paiferliche Lehen zu vecognosciren fich her⸗ 
beigelaffen hatten, unmoͤglich damit einverftanden erklaͤren, daß ber 
Weibsſtamm nicht nur dem gefammten Manneflanıme bei der Thron⸗ 
folge nachſtehen, fondern überdied von alle Nachfolge In die Regierung 
ſelbſt ausgefchloffen fein follte. Hatte doch ſchon auch die Lex Anglio- 
rum et Werinorum, welche in ihren Hauptgrundlagen nur eine Leber: 
arbeitung der Lex Salica if, In Titel VI die Regel der Lex Salica 
ausdruͤcklich dahin mobificht, daß ber Weibsſtamm alddann zur Succeſ⸗ 
fion zugulaffen fe, wenn der Mannsflamm (fo weit man damals bie 
Verwandtſchaft zählte, naͤmlich bis zur vierten Generation einfchläffig) 
ausgeftorben fei. Sonach mußte fi) wenigſtens für bie nicht feudal 
befeffenen Zerritorien in Deutſchland die Megel bilden, daß der Weibs⸗ 
flamm zwar dem Mannsftamıme in der Thronfolge nachftehe, nach deſſen 
Erloͤſchen aber als fucceffionsfähig allerdings zur Regierung berufen fel. 
Es dauerte auch nicht lange, fo fingen bie deutfchen Kaifer felbft an, 
fürfllichen Familien, welche fie befondere zu begünftigen beabfichtigten, 
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berufen find und biefe zu gleichen Theilen unter fich vertheilen. Ueber 
dies war die Monarchie In Spanien gerabe in ber Zeit der unmittelbaren 
Geltung und bes praktifchen Gebrauches der Lex Wisigothorum , tie 
eben erwähnt wurde, nur erſt noch eine reine Wahlmonarchie gemefen. 
Als aber fpäter die Erbmonarchie auflam, bildete fich für biefe das Sy⸗ 
ftem der Zhronfolge analog der Succeffion in die Majorate aus, 
welche der fpanifche Abel feit ber Erhebung der Nation gegen die Maus 
ren allmälig erfunden und eingerichtet hatte, bei welchen, gerabe fo wie in 
England, nur die Söhne den Töchtern vorgezogen wurden. (Vergl. L. 
Molina de primogen. Hisp. origine et natura Libri IV.) Demgemäß 
wurde bei der Abfaffung eines Geſetzbuches für die fpanifche Nation unter 
Alphons X. im Jahre 1260 die cognatifhe Succeſſion ale Regel für 
die. Thronfolge ausdruͤcklich feflgefegt (Ley de las siete partidas, L. 2. 
Tit. 14. P. II.) — So tie aus ber Natur eines Stammgutes an 
ſich nicht mehr folgt, als daß ein folche® Gut regelmäßig ab intestato in 
der Defcenbenz des erften Erwerbers vererben ſolle, durdy die Stamm; 
gutseigenfhhaft aber an ſich die Xheilbarkeit des Gutes unter mehrere 
gleich nahe Erben nicht ausgefchloffen wird, fo folgte urfpränglich das 
Recht ber Thronfolge auch in diefer Beziehung dem Rechte der Stamm⸗ 
güter. Beifpiele hiervon bieten nicht nur die vielfachen diteren Landes⸗ 
theilungen unter den Mitgliedern des meromingifchen und Farolingie 
{hen Haufes dar, ſondern es bildete fortwährend das Mecht ber Landes⸗ 
theilung uater mehrere glei nahe Erben das gemeine Recht in den 
deutſchen Fuͤrſtenhaͤuſern zur Zeit der beutfchen Reichsverbindung bins 
fihtlich ber Alodien und ſolcher Reichslehen, welche nicht Fuͤrſtenamt 
oder Graffhaft waren (Echmabenfpiegel, Laffberg C. 121. 8.1). Hins 
fihtlic der Fuͤrſtenthuͤmer, Pfalzgraffchaften, Markgraffchaften und allen 
übrigen Reichsgrafſchaften galt aber noch im 13. Jahrhundert (vergl. den 
Schtwabenfpiegel I. c.) ber rundfag der Untheilbarkeit, und häufig wurde 
noch im 12. und 13. Jahrhundert deren Untheilbarkeit in den kaiſerlichen 
Lehnbriefen beſonders ausgefprochen, wie dies 3.8. in dem angeführten Pri⸗ 
vilegium Friedrich's I. von 1256 für das Erzhaus Defterreich der Fall ift, 
fo wie auch dieſer Grundfag der Untheilbarkeit wiederholt für Stalien und 
für Deutſchland durch Conſtitutionen der beutfchen Kaiſer ausgefprodhen 
wurde. (Vergl. 3.3. Constit. Frider. I. in Il. Feud. 55. — Diplom. 
Rudolphil. a. 1283 in Pertz, Mon. Germ. Leg. Tonr. II. p. 442.) 
Allein dba das Beſtreben aller Fürftens und Grafenhäufer dahin ging, 
auch ihre Reichſslehen nad dem vollen Rechte alodialer Stammgüter 
zu befisen, fo kam der Grundfag der Untheilbarkeit der Fürftenthümer 
und Graffchaften nach und nach in Bergeffenheit, und allmälig bildete 
fi) in vielen Ländern ein Herkommen für die Theilbarkeit, fo dag man 
allmälig bie letztere als das gemeine Recht zu betrachten anfing. Wo 
mar aber nicht magte oder für unpaflend fand, eine wirkliche Realthei⸗ 
lung des Landes vorzunehmen, ſchritt man body zu fogenannten Nutz⸗ 
theilungen, bei welchen zwar der Zitel des regierenben Deren und 
bie Führung der auf dem Lande baftenden fürftlihen Stimme einem 
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bee Miterben vorzugsweife überlaffen wurde, bie übrigen Erben aber 
doch mehrere felbfiftändige Hofbaltungen errichteten, welche meiftens bem 
Lande zur großen Laſt und zu vielfachem Schaben gereichten. Zwar finden 
ſich ſchon frühzeitig Beifpiele, daß einzelne Kürften die Unzweckmaͤßigkeit 
und Schädlichkeit der Landestheilungen ſowohl für die wohlverflandenen 
Intereſſen ber fuͤrſtlichen Samilie felbft, fo wie auch bes Landes, mit 
sichtigem Blicke erkannten; doc findet man in dem 12. und 13, 
Sahrhundert in Deutfchland noch Feine Spuien eigentliher, von ben 
Fuͤrſtenhaͤuſern felbft ausgegangener Hausgeſetze, wonach die Untheils 
barkeit ihrer (nicht reichslehnbaren) Beftgungen in ihrer Geſammtheit 
und demgemaͤß eine befondere Succeffionsart feftgefegt worden wäre, 
fondern fie befchränkten ſich meiltens barauf, für beftimmte einzelne 
Landſtriche, namentlich für die von ihnen gegründeten Städte, die Un⸗ 
theilbarkeit auszufprechen und biefe, gleihfam als eine Art von Präles 
gat oder Fideicommiß, dem Aelteflen unter ben mehreren Landeserben 
zuzuweifen. Cine derartige Verordnung des Herzogs Berthold von 
Bähringen findet fi) 3.3. in ber Stiftungsurkunde ber Stabt Kreiburg 
d. a. 1120 (in Scyöpflin, Histor. Zaring. Bad. T. V. n. 25). — 
Allein im Ganzen war body bie Neigung mehr für bie Theilung geroefen, 
ba biefe mehr mit ber Erbfolge nach gemeinem Landrechte üsereinitimmte, 
und wenn ſich auch in einigen Fürftenhäufern ein Vorzug des dltern Soh⸗ 
nes erhielt, fo wurde er body fchon gegen das Ende bes 13. Sahrhundertd 
kaum noch anders, als mie eine burch ein ausnahmsweiſe beftehenbes Her⸗ 
kommen beftehende Berechtigung betrachtet, befonders nachdem fogar in den 
turfürftlichen Häufern, wie in bem Haufe Baiern, bie Zheilungen aufgekom⸗ 
men waren, und jeder Erbe eines Landestheiles Anfprud) darauf machte, auch 
bie Kurſtimme zu führen. Da ſich auc) gleichzeitig in den übrigen fur: 
fürftlihen Hiufern mancherlei Anftände über die Succeffionsorbnung erge= 
ben hatten, fo wurde das Bedürfniß einer grundgefeslichen Beflimmung 
hierüber, wenigftens für die Furfürftlichen Häufer, immer mehr fühlbar. 
Darum wurde auch bei der Abfaffung des erften umfaffenderen Grund» 
geſetzes des deutfchen Reiches, der goldenen Bulle Karl’s IV. a.1356, 
hierauf befonders Nüdficht genommen, und im Gap. 25 berfelben bie 
Untheilbarfeit der Eurfürftlihen Etaaten und die Veierbung berfelben 
nad) einer befonderen Succeffionsart feftgefest, welche dafelbit zwar ale 
Primogenitur bezeichnet wird, dem Wortlaute nad) aber vielmehr eine 
aus Primogenitur und Seniorat gemifchte Succeffionsart war, indem 
nach dem ftrengen Wortveritande nur unter Defcendenten des eriten 
Grades die Erftgeburt erfcheinen follte, der Erftgeborene vor feinem Da: 
ter (dem regierenden Kurfürften) mit Zode abgegangen oder zur Regie— 
tung unfähig, dann nicht deffen Söhne, fondern ſein naͤchſtaͤlteſter 
Bruder zur Thronfolge berufen war. — (G. B. Cup. 25. $. 2. 3. 
vergl. mit Gap. 5. 8. 3.) — In diefem Sinne wurde aud) die Bor: 
fhrift der goldenen Bulle wirklich bi6 in das 16. Jahrhundert binein 
gehandhabt, von welcher Zeit an exit die eigentliche agnatiſch-linealiſche 
Primogenitur auffam. Gerade darin aber, daß die goldene Bulle die 
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Untheilbarkeit bes Landes und eine Primogeniturordnung fuͤr die kurs 
fuͤrſtlichen Häufer eingeführt hatte, entuahm man ein Argument, für 
die übrigen fürftlihen Häufer, nunmehr den Grundfag der Theilbarkeit 
als ſtillſchweigend für gemeines Recht anerkannt zu achten, in fo fern fie 
nicht in fich ſelbſt ein entgegenflehendes Herkommen ausgebildet, ober 
ein befonderes, die Theilbarkeit ausſchließendes Hausgeſetz errichtet hatten. 
Diefe Theorie mußte um fo mehr allgemeinen Beifall finden, ala bie 
Untheilbarkeit die Anordnung einer fpeciellen Succeſſionsordnung (Primes 
genitur, Majorat oder Seniorat) vorausfegte , eine von dieſen Gucerfs 
fionsarten aber als gemeinrechtlich vertheidigt werden mochte. Erwaͤgt 
man, daß dieſes Argument auch heut zu Zage noch in feiner vollen 
Kraft befteht, und daß mit der Auflöfung des deutfchen Reiches die Wer 
ſchraͤnkungen der Theilung, welche etwa aus der Qualität der Fuͤrſten⸗ 
thümer und Grafſchaften als Fahnlehen des Reiches abgeleitet werben 
mochten, von felbft binweggefallen find, und fomit in ben fouverdnen 
deutſchen Fürftenhäufern die Krone überall den Charakter eines alodias 
len Patrimoniums für die fuͤrſtliche Familie angenommen bat, fo muf 
auch jetzt noch der Grundſatz der Zheilbarkeit als ber gemeinrechtlich 
gültige in allen jenen Staaten angenommen iverden, in welchen nicht durch 
befondere Hauss und Grundgefege oder durch Herkommen das Gegentheil 
beftimmt ift, was freilich hinfichtlicy der nunmehr noch fouverdnen Staaten 
faft allgemein der Sal, und die Iinealifche Primogenitur nunntehr die 
gewöhnliche Succeflien iſt. Der neuefte Fall, in welchem gemäß dem 
als gemeinrechtlih zu betrachtenden Grundfage der Theilbarkeit eine 
Landestheilung in einem fouveranen deutſchen Staate wirklich vorge: 
nommen "wurde, ift nad dem Erloͤſchen von Sachſen⸗Gotha (1825 
10. Febr.) eingetreten, worauf eine Erbtheilung unter den großberzoglichen 
und herzoglichen fächfifchen Häufern (1826, 13. Nov.) vorgenommen wurde. 

Was die Succeffionsordnung anbelangt, in welcher gemeinrechtlich in 
Deutfchland die zur Thronfolge berechtigten Perfonen (d. h. die Defcendenten 
des erſten Erwerbers der Krone) zur Succeffion gelangen, fo kann in 
foihen Ländern, wo nicht die Primogeniturorbnung (oder wie in mans 
chen ftandesherrlichen Befigungen ber Kal iſt, eine andere ſpecielle Sucs 
ceffionsart, wie Majorat und dergl.) eingeführt iſt, nur auf die Analo- 
logie der Stammgutsfucceffion zurüdgegangen merden. Hiernach fuce 
cediren in erfter Claſſe die männlichen legitimen und fucceffionsfähigen 
Defcendenten des legten Thronbeſitzers in infinitum, mit Repräfentas 
tionsrecht ber Defcendenten vorverftorbener Kinder an der Stelle ihres 
Parens, in zweiter Claſſe fuccebiren fodann die Collateralen. Hier war 
zur Zeit des deutfchen Reiches in Ermangelung einer ausdrüdlichen Ent 
ſcheidungsnorm freilich) durchaus fireitig, und muß auch noch dafür ers 
kannt werden, in fo fern wegen Mangels der Einführung einer fpeciellen 
Succeffionsorbnung, wie Primogenitur und dergl., in einem beutfchen 
Staate (unb refp. ftandesherrlichen Lande) noch die gemeinrechtliche Suc⸗ 
ceflion zur Anwendung kommen kann, ob die Collateralen nach dem 
Gradualfpfteme (dem Soſteme des römischen Rechtes) oder nach einem 
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Linealſpſteme zu ſuccediten haben? Hierauf kann zwar im Allgemeinen 
—— daß fuͤt die —— der Eollateralen in 

"Krone bie Analogie der beutfchen Lehnfolge der Gollateralen maße 
gebend fein dürfe, weit dieſe ſelbſt nichts als eime Nachbildung der nar 
tionalen Succeffion in die Stammgüter getwefen ift, die Thronfolge aber 
ſich Überhaupt (audy wo fie nicht feudal ift) nach der Natur der Stamms 
gutsfolge richtet. Daß bei feudalen Staaten, wie z. B. die meiften 
deutfchen Territorlen zur Beit ber Reichsverbindung waren, bie Grund⸗ 
füge der-Lehnfolge zur Anwendung zu bringen waren, verjteht ſich vom 
helbſt; auch möchte es einem Vedenken unterliegen, bie fortdauernde 
Anwendimg gleicher Grunbfäge auch für forhe Staaten zu behaupten, 
welche ihren früheren feubafiftifchen Charakter (wie z. B. bei der Aufe 
Iöfung der een abgelegt Haben, da hlerdutch das Verhälte 
niß der Mitglieder der fürftlichen Familie unter einander mb namentlich) 
hinſichtlich der Erbfolge in Reiner andern Meife alterirt worden ift, ale 
daß nunmehr (mady Wegfall der Feudalqualität) auch der Welbsſtamm 
nad) dem Abgange des Mannsſtammes fucceffionsfähig iſt, wenn er 
es auch "vorher nicht war, d. h. wenn aud das Territorium vorher 
nicht Weiberlehn geweſen tft. Allein Im Wefentlichen ift mit diefer 
allgemeinen Verweiſung auf die Analogie der Lehnfolge nichts erklärt, 
da gerade im ‚gemeinen Lehnrechte die Grundfäge, nach welchen die Got: 
lateralen zur Succeffion berufen find, ebenfalls völlig ſtreitig find. 
Nimmt man aber auf die Natur ber deutſchen Thronfölge (fo wie auch 
auf den Geift des Lehninftitutes, welches, wie oben ermihnt wurde, 
fo weſentlich zur Ausbildung der Lehre von der fuͤrſtlichen Thronfolge 
beigetragen hat) Ruͤckſicht, fo wird man fih am Kichtigſten dafuͤr ent» 
ſcheiden, daß die Collateralen aud) bei der Thronfolge nach dem Lineal 
fufteme (vefp. ach Analogie v. Il, Feud. 50) zu ſuccediren haben. Es 
iſt dies eine Confequenz davon, daß bie Thronfolgeberechtigten ſaͤmmt⸗ 
lich, wie bie Lehnfolgeberechtigten, ihe Recht an fich von dem erften Er⸗ 
werber ableiten, daß alfo ihre Succeffion in ihrer legten Grundlage 
ſtets nur eine Defeendentenfucceffion (nämlich in Bezug auf den erften 
Erwerber) iſt, melde nad) Parentelen ausgeübt wird, fo daß es im 
Grunde nur zufältig iſt, daß ihre Succeffion fid nebenbei (nämlicy in 
Bezug auf den legten Befiger) zugleich als eine Collateralenfucceffion dar⸗ 
Reit. Daß aber die Thronfoiger nad; bem’ echte ber Defcendenten, 
d. h. nach ber. Parentel ober bem Linealſyſteme („soli et omnes, qui 
ex ista linea sunt‘“ Il. Feud. 50.) zu fuccediren haben, ergibt ſich 
auch daraus, daß fie alle, wie ebenfalls ſchon oben- erwähnt wurde’ 
und unbefttitten ift, das auszeichnende Recht ber rechten Erben (d- h. 
der Defcendenten) im deutſchen Stammgut, nämlid das Wart recht 
haben. Demnach ſuccediren alfo die Collateralen des legten Beſitzers 
nach durchaus feinem anderen Principe, als wie die Defcendenz von 
dieſem (dem legten Beſitzer felbft fuccediren würde, und kann alſo nicht 
für ihre Erbfolge ein anderes Recht gelten, als für die legtgenannte 
gelten würde, wenn fie vorhanden wäre, d.h. das Recht der Defcene 
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denten beftehet bartn, mit Repräfentationsrecht, in allen Geaden zu er» 
ben, und biefes Recht muß auch ben Gollateralen des legten Beſitzers 


zugeſtanden werden, weil fie flets nur wegen ihrer Qualität als Des, 


feendenten: des erften Ermerbers fuccedirn. Das ganze Verhaͤltniß iſt 
einfach fo aufzufaffen, ıdaß da, wo ber legte Beſitzer ohne erbfähige 
Defcendenz ftirbt, nun auf ben nächfihöheren Parens defjelben (u. 
ſ. w.) zurüdgegangen wird, von welchem noch fucceffionsfählge Des 
fcendenz vorhanden if, und daß nun die Defcendenten biefes nächft« 
höheren Parens (die Collateralen find im Verhaͤltniß zum legten Be⸗ 
figer) gerade fo gerufen werden, als wenn ihr Parens der legte Beſitzer 
felbft geweſen waͤre. Uebrigens wird biefe Streitfrage nur noch fehr 
felten aufgemworfen werben können, ba bei den regierenden Häufern nun» 
mehr die Primogenitur entfchieden die vorherrfhende Succeſſionsart ift, 
und auch in den flandesherrlichen Familien meiftens fpecielle Succeffiones 
arten eingeführt find, wodurch bie Anwendung des gemeinen Rechtes 
ausgefchloffen wird. — In jenen Staaten, in melden nad bem Ab» 
gange bes Mannsſtammes der Weibsſtamm zur Succeffion zugelaffen 
wird, iſt hinfichtlich der Exbfolge ber Frauen aus ben fchon oben ans 
gegebenen Gründen, aus welchen die Analogie der Lehnfolge Überhaupt 
bei der Thronfolge Play greift, die Analogie der Succeflion in bie 
MWeiberlehen maßgebend. Es fuccedirt daher nad) ber richtigeren Meis 
nung der Weibsftamm, wo ihm die Thronfolge eröffnet wird, gerade 
fo, ald wenn er Mannsſtamm wäre, d. b. bie Succeffionsords 
nung beſtimmt fi) auch bier nad bee Art und Nähe der Verwandt 
fhaft aus dem lebten SBefiger, fo daß die Tochter des legten Thron⸗ 
befigers (die Erbtodter) dem collateralifchen Weibsſtamm (den Mer 
- geebienterbinnen) vorgeht. (Die Gründe, durch welche Diefe Theorie 
gehalten wird, find biefelben, bucch welche fie auch im gemeinen Lehn⸗ 
rechte geflügt wird; daher es genügt, hierauf im Allgemeinen zu ver» 
weifen.) Eben daraus, daß ber Weibsſtamm dba, wo er zur Succefe 
fion fommt, in der Weiſe fuccebirt, al wenn er Mannsſtamm wäre, 
und daß feine Succeffion überhaupt nur als eine erceprionelle und fube 
fidiäre erfcheint, ergibt fi, daß, wenn bie weibliche Linie (3.8. die 
Erbtochter) den Thron beftiegen bat, in diefer Linie felbft, fo bald als 
möglidy bie agnatifhe Succeffion wieder fich herzuftellen bat, d. b. fos 
fort bei ber weiteren Vererbung die männlichen Defcendenten ber Thron⸗ 
erbin und der von diefen ausgehende Mannsſtamm wieder ben Vor⸗ 
zug erhalten. (Ausdruͤcklich find die bier Hinfichtlich der Succeflion des 
Weibsſtammes vorgetragenen Grunbfäge fanctionirt in der baterifchen 
Verf.⸗Urk. Tit. II. 8. 5., welche ſich bier völlig dem gemeinen Mechte 
anſchließt.) — Mas die Einführung einer fpeciellen Succeffionsorbs 
nung, wie z. B. die Primogenitur anbelangt, fo war feit dem Ende 
des 14. Jahrhunderts die Anſicht, daß die mehreren gleich nahen Er⸗ 
ben zur Landestheilung berechtigt wären, fo fehr überwiegend geworben, 
dag man nur noch den Stifter eines neuen Fürftenhaufes, oder hoͤch⸗ 
ftens noch den Sründer einer Linie befugt hielt, für feine Defcendenz 
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‚ein von feiner Autonomie ausgehendes Dausftarut, oder In feinem Ehever- 
trag, vorzufehreiben, Außer di te hielt man nicht 
nur bie Buflimmung aller dig, um die 
N m Sucsefjionsordnung, welche. zur 2aı te, abzu⸗ 
‚ fondern man pflegte noch regelmäßig zur drung einer bes 
‚Succeffionsordnung den Confens des Kalſers, fo wie feine Ton⸗ 
fin eingubolen. Was nun das Erforberniß ber Zuftimmung. ber 
Agnaten zur Einführung fpeciellen- Tpronfucceffionsorbnung ans 
— atlaͤtt ſich —— — —— 

wo nordnung derſelben nicht Stifter Famille 
einer Linie ſelbſt aufgegangen iſt — eh a Mrd 
gutsfolge, wonach die Erben kraft ihres Wartrechtes einen feften Ans 
ſoruch (jus quaesitum) auf die Erbfolge haben, welcher ihnen durch 
Beine einfeitige willkürliche Handlung eines jeweiligen Vefigers.gefhmds 
— a ed rear 

zu neuen 

noch fuͤt vollkommen praktifch zu halten. Wie beiden keta- und Stumm 
gütern des Adels muß. hierbei auch für eine gehörige Vertretung der Na- 


fo-fand man ſich hierzu theils eben: durch die Rüdficht veranlafit, die 
neu einzufuͤhrende fpecielle Succeffion gegen etwaige Anfechtung von Sei⸗ 
ten der Ungeborenen ſicher zu flellen, theils und. hauptſaͤchlich aber wirkte 
bier (die Anſicht ein, al wenn durch die Einführung einer fpeciellen 
Succeffionsorbnung das gemeine Recht, namentlich das Pflichttheils- 
recht gebrochen würde, und daher hieraus gleichfalls Anfechtungen ers 
wachſen könnten, gegen welche man bie neue Einrichtung vorforglich 
durch die Eaiferliche Beſtaͤtigung ficher zu ſtellen fuchen muͤſſe. Auch 
wochte bie kaiſerliche Betätigung ums fo weniger als bebeutungsios 
gelten, als fie regelmäßig nur nach einer vorgängigen fergfältigen Uns 
tesfuchhung (causae cogmitio) ertheilt zu twerden pflegte. Doc, Eonnte 
nicht behauptet werden, daß bie Faiferliche Gonfirmation zur Errichtung 
eines Hausgefeges in einem. reicheftändifchen Haufe abfolut weſentlich 
fei, da biefem das Recht der Autonomie an ſich zukam; und nur daun 
belt man fie für unentbehrlih, wenn duch ein Hausgeſet eine Ber 
füimsspung über bie Regierungsnachfolge hätte geändert werden follen, 
melche in einem Beichsgrundgefege enthalten war, 3.8. wenn in einem 
Burfürftlichen Haufe eine Abänderung an den Vorſchriften der goldnen 
Bulle hätte gemacht werden wollen. Seit der Auflöfung des deutfchen 
Reiches iſt die Einführung und Abänderung ſpecieller Succeſſionsord⸗ 
mungen nunmehr Sache der einzelnen fouveränen beutfchen Fuͤrſtenhaͤu⸗ 
fer geworden, jedoch hat man hierbei meiftens jegt den Meg einge« 
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ſchlagen, bie Succeffionsorbnungen in bie Verfaſſungsurkunden felbft 
aufzunehmen ober die Dausgefege, worin fie beflimmt find, als intes 
geirende Theile der Verfaffungsurfunden zu erklären. Hierdurch wurden 
einerfeit die Succeflionsordnungen unter die Garantie ber Landſtaͤnde, 
und dadurch zugleidy gegen bie Gefahr einer einfeitigen Abänderung 
ducch den regierenden Kürften ficher geftellt, auf der andern Seite er» 
hielten aber die Succeffionsorbnungen hierdurch den Charakter von pos 
litiſchen Grundgefegen und erlangten mit biefem erſt die richtige Stels 
lung, welche ihnen nach bem Geiſte einer ſolchen Erbmonarchie gebührt, 
weiche Volksrechte anerkennt und dem Monarchen Beine foldhe abfolutis 
ſtiſche Gewalt beilegt, in Gemaͤßheit deren er über Volk und Land als 
über ein Eigenthum im privatredhtlihen Sinne in ſchrankenloſer Will⸗ 
kuͤr fchalten und verfügen koͤnnte. — Wo eine fpecielle Succeffionsorbnung 
eingeführt wird, ergibt fi) bie Nothwendigkeit, für die Verſorgung 
ber nachgeborenen Agnaten, d. h. jener Kamilienglieber und ihrer Des 
fcendenz Vorfehung zu treffen, welche durch die Einführung her Primo⸗ 
genitur und dergl. von der unmittelbaren Theilnahme an ber Erbfolge 
ausgeſchloſſen find, fo wie auch eine gleiche Worforge für ben Weibs⸗ 
ſtamm unter allen Verhältniffen nothwendig iſt, da dieſer auch bei dem 
Beſtehen der gemeinrechtlihen Succeffionsordnung durch den Mannes: 
ftamm ausgeſchloſſen if. Schon die goldene Bulle (cap. 25. $.5) legte 
dena fuccedirenden Erſtgeborenen ausdrüdiich eine ſolche Werbindlichkeit 
auf. Was die Beflimmung der Größe der Verforgung anbelangt, fo 
gebt aus der Faffung der goldenen Bulle a. a. D. deutlich hervor, daß 
hierbei von einer Anmendung der römifchen Grundfäge Über den Pflicht⸗ 
theil, oder auch nur von einer Analogie berfelben nicht die Rebe ſein 
Tann, fondern daß hierbei vorzugsmweife Rüdficht auf den Reichthum des 
regierenden Haufes und die Kräfte des Landes zu nehmen ift. In ber 
älteren Zeit wurde die Werforgung der Nachgeborenen häufig durch bie 
oben erwähnten Nustbeilungen (paragia) bewirkt, indem man ben Rad) 
geborenen gewiſſe Lanbestheile und deren Einkünfte mit Unterordnung 
(fubalterne Landeshoheit) unter den Exfigeborenen überließ. Gegen⸗ 
wärtig finden ſich nur noch in wenigen Eleineren Staaten ſolche Para- 
gia, wie 5. B. in Lippe: Detmold und Schaumburg u. a. Meiften: 
theils beftehet die Verforgung der Nachgeborenen gegenwärtig in dem 
Bezug einer Rente (Penfion), welche Apanage (apanagium) genannt wird 
und nach der Landesverfafjung entweder aus den Domänen ober aus 
ber Givillifte, oder bei deren Unzulaͤnglichkeit aus der Staatscaſſe nad) 
Vereinbarung mit ben Landftänden zu leiften ift. 

II. Was die außerordentliche Thronfolge anbetrifft, fo kann 
bier nur eine Aufzählung ihrer verſchiedenen Arten gegeben werben, da 
jede derfelben als eine felbfiftändige Rechtsmaterie auch eine befondere aus⸗ 
führlichere Befprechung erforbern würde. Hierher find zu rechnen: 1) die 
Berufung des naͤchſten Thronerben zur Mitregierung buch dm 
Staatsherrfcher felbft, morin eine theilweiſe antichpirte Thronfolge enthalten 
iſt; — 2) der Eintritt einer Regierungsvor mundfchaft, welce 
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fähigen Thronerben während der Minderjährigkeit oder anderer auf ähnliche 
Weifewirkender Behinderung des Staatsherrfähers darfkellt; 3) bie Ernen» 
nung eines Thronfoigers durch den tegierenden Fürftenfelbit, fei e8 duch 
een oder durch eine teftomentarifdhe Verfügung 
(wo die Verfaffung dem Gtaatäpeerfcher ein foldhes Met der einfitis 
gen Verfügung Über die Krone einräumt), oder durch ein mit der Ma» 
tion ober deren Mepräfentanten für diefen Fall beſonders errichtetes 
Spronareetflnsgeteh, wodurch — —— nicht als Des 
ſeendent des Stammvaters der regierenden Familie if, 
zur Regierung berufen wird; 4) bie —— —— eines 
Landes durch einen auswärtigen Souveraln; 5) die — 
oder eines Theiles durch —— oder andere 

6) dir Entthromung des bisherigen Staatöherrfchers durch eine Re 


volution und Ufurpation. Böpft. 
Süpdfeeländer, f. Auftrafien, 
Sueven und Marfomannen. — MWöhrend Manniert leug · 


met, daß ed jemals ein Voit mit dem Namen Sueven gegeben habe, 
findet ein anderer, wohl eben fo gruͤndlichet Kenner des deutſchen Als 
terthums, Möfer, bei ihnen den Anfang und die Grundzüge des nad) 
herigen deutſchen Meiches. Diefer ungeheure Widerſptuch zweler fo 
ausgezeichneter Geſchichtsforſcher unb die hohe Michtigkeit, welche der 
Gegenftand deffelben für die Kenntniß der Alteften Gefchichte unferes 
Baterlandes hat, forderte zu forgfältigem Studlum ber Quellen auf. "Das 
Ergebniß ift eine Abhandlung „bie Sueven’, theilweiſe abgedrudt indem 
2ten Hefte des Aten Bandes der Annalen des Vereins fire naffauifche 
—— und Geſchichtsforſchung, woraus, als hierher gehörig, 

olgendes: 

Hierher gehört nur bie Frage, In wie weit Moͤſer's Hypotheſe ge— 
gründet HE? Welche flaatsrechtlichen Exfcheinungen ſich an den fueviſchen 
Nomen InÄpfen? Diefe Unterſuchung wird zugleich Licht verbreiten über 
die Markomannen, weshalb denn auch Hinfichtlich ihrer auf den 
Artitel „Sueven“ vertiefen worden war. 

Es beftand, vielleicht ſchon zur Beit des Kimberns und Teutonen⸗ 
zuges, im mittleren Deutſchiand ein Voͤlkerbund, deffen Genoſſen ſich 
Sueven nannten. Bei den Semnonen am rechten Eibufer entſtanden, 
Teint er fi) nad) und nad) ausgebreitet zu haben und umfaßte zu & 

. far’ Zeit eine Menge von Voͤlkerſchaften, welche weder durch gemein- 
fhaftliche Abſtammung, noch durch Religionsgleichheit verbunden waren, 
fondern einzig und allein durch bad allen gleiche Beduͤrfniß gegenfeitis 
ger Sriedensverbärgung unter fi und gegen alle Nicht Sueven, das 
Regtere vorzüglich durch Erhaltung einer wuͤſten Mark ringe um bie 
Bunbesgrenze. Daraus erklärt ſich, wie es gelommen, baß zu Cäfar’s 
Bett (und wahrſcheinlich ſchon lange vorher) das Land rechts vom Rhein 
zwiſchen dem Main umb ber Donauquelle unbewohnt gewefen, eben fo 

die bojiſche Wuͤſte“ zwiſchen ber Donau und ben Alyenz daraus 
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erklären ſich ferner bie Kämpfe der Sueven gegen bie Ubler, um Letz⸗ 
tere aus ihrem Lande zu verbrängen, bie wirkliche Vertreibung ber 
Tenchtern und Ufipeter aus dem ihrigen, der flete (nur durch die von 
Armin erregte Begeifterung kurz unterbrochene) Streit zwifchen den Kate 
ten und Cherustern , Beide getrennt durch bie silva Bacennis, Nach 
den in jener Abhandlung niedergelegten Forſchungen umfaßte zu Caͤ⸗ 
ſar's Zeit der fuevifche Bund alle Völker von der Donau bis zur Müns« 
dung der Oder (wo keine natürlich feſte Grenze, fonbern nur „gegen⸗ 
feitige Furcht” Deutfche und Sarmaten aus einander hielt) und bie fübs 
oͤſtich von den Kauzen, Cherustern und Sigambern wohnten, alfo Kat⸗ 
ten, Hermunduren, Narister, Semnonen, Longobarden u. f. w. 

Der Zweck des Bundes war dem der Baus und Volksvereinigungen 
völlig gleich und erforderte auch keine anderen Einrichtungen als biefe felbfl: 
Bundestage, wovon 'bei Caͤſar's erftem Rheinübergang ein Beifpiel vor⸗ 
kommt, das zugleich die Macht der Bundesgewalt bekundet; es wurde 
naͤmlich dort der Beſchluß gefaßt, daß bie Bewohner des dem Feinde 
zunaͤchſt gelegenen Landes ihre Wohnungen verlafien und ſich mit al« 
ler betveglihen Habe in's Innere des Landes zurüdziehen follten, eine 
Maßregel, die, fo druͤckend fie war, ſowohl für die zum Aufbruch Ger 
nöthigten, als für die mit ihrem Beſuche Ueberrafchten, dennoch befolgt 
wurde. - 

Die wüfte Grenzmark, von eingebrungenen Anſiedlern frei, ober 
wenigftens diefe im Gehorfam zu halten, die beftändigen Kämpfe im 
Mordoften gegen die Sarmaten, im Nordweſten gegen die Cherusker, 
im Welten gegen bie Ubier (nur diefe find nefchichtlich gewiß, aber dar⸗ 

"um nicht die einzigen!) erforderten eine ſtets fchlagfertige Kriegsmacht, 
und was Caͤſar, der alle Urſache hätte, fih aufs Genaueſte nach dem 
Kriegswefen der Sueven zu erkundigen, über die Art und Weiſe bes 
richtet, wie biefe Streitkräfte zufammengebradyt wurden, führt auf bie 
Bermuthung, daß auch hier die Eintheilung in Zehnte und Hunderte 
su Grunde gelegen habe, in der Weife, baß ber ganze Bund in 100 
Gaue (movon auf jedes der größeren Völker mehrere fommen mochten) 
getheilt geweſen, beren jeber aljährlid, taufend Mann in's Feld geftelle 
bat, ohne daß dadurch einzelnen Bundesvoͤlkern, ober nad) beutfcher 
Sitte einzelnen Freien verwehrt ober unmoͤglich geweſen wäre, gegen 
Nichte Sueven Kriege auf eigene Zauft zu führen. 

Erkennbarer als ber Urfprung und das Wachsthum bes fuevifchen 
Bundes und zugleich mannigfach Iehrreich iſt fein Verfall. Zwei ges 
ſchichtlich unzmweifelhafte Exeigniffe fcheinen ihn herbeigeführt, oder doch 
begleitet zu haben. Das erfte iſt der Abfall ber Katten, welche zu 
Caͤſar's Zeit als Sueven „bie Vorfechter zwifchen Rhein und Weſer“ 
waren und 15 Jahre nachher, nach dem Abzuge ber Ubier aufs linke 
Rheinufer, einen Theil des Landes derfelben von den Römern erhielten 
und nicht ald Grenzmark wüfte legten, fondern bevoͤlkerten. Sichtbar 
war dies ein Wert und ein Meifterflüd der roͤmiſchen Staatskunſt. 
Ohne Schwertftreid wurde durch ben Abfall eines ber Eräftigfien Bun⸗ 
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desvoͤltet dee ſueviſche Bund geſchwächt und zugleich Hrn Rhein und 
der roͤmiſch· galliſchen entfernt, und, wie der —— 
sungeftieg zwiſchen Katten und Hermunduren ſchließen läßt, der 

apfel gwiſchen Katten und geworfen.  « 

‚ Das andere Ereigniß, welches zum Verfall: des fuenifchen Buns 
des nothwendig haben muß, iſt die Eroberung Boͤhmens 
durd) die Martomannent. 

Die Geſchichte zeigt uns "die Gueveh nn Kampf um 
+ die Erhaltung ihrer wäftın Grenzmark. Bei’ der thelltweifen Unftucht · 
barfeit und ber allgemein mangelhäftn Beſtellung des Bodens machte 
die zunehmende” Bevölkerung ¶ Auswandetungen nothmendig, und 8 
— ——— ſich die Auswanderer zumächft da anſiedelten, wo 
fie Bewohner fanden, alfo in jenen wüſten Matten, mohnie jede 
„Civitastt fidy zu umaeden “für tühmlid und nothwendig hielt. Die 


em fobald gel benachbarte Wölker durch einen feſten Friedens · 

bumd 8 unndihig anachten, fi dirrdy eine Wüftenet put trenmen, Konnte 

diefe won ihrer beiderfeitigen Uebervoͤllerung in Vefis genommen und 

mit neuen Anfiedelungen dedeckt werden. So mochte, bei Ausdehnung 

des Bundes, für die Zeit mehrerer Menfchenalter Raum gewonnen 

werden. Aber als auch die: Binnenmarken bewohnt twaren, da blieb 

den Auswanderern nichts uͤbtig, als das Bundesgebiet zu verlaffen; und 

es liegt in der Natur der Sadye, daß fie ihm fo nahe ala möglich, mite 

hin in der Bundesmark oder am Rande derſelben, ſich anfiedelten. Eben fo 

309 ſich die Uebervölkerung aus nicht ſuebiſchen Landen dahin, wie uns 

Edſar von den Tenchtern und Ufipetern und Tacitus von den Bewoh⸗ 

nern ber Zehntlande (zwiſchen Rhein und Donau) ausdruͤcklich verſichett. 

Diefe Bewohner der fuevifhen Grenzmark, von allerlei Völkern, 

deutſchen ſowohl als galliſchen und farmatifchen, ausgewandert, ohne 

Bufammenhang unter fich und meift in Heinen Haufen, theils umher: 

slenend (auf der Flucht vor der firedifchen Grenzwacht), theils in abge 

Tegeme Thaͤler verſteckt oder in natürlichen Veſien verſchanzt, wurden 

nad) der Mark oder Wand , welche fie bewohnten, Markomannen, Mars 

fen, Vandalen, Veneden, Vindiler genannt und kommen tings um die 
Grenzen der Sueven vor. 

Es iſt · in hohem Grade wahrſcheinlich, daß bes Sueven Arioviſt 

Heet, aus ſovieietlei derſchiedenaitigen Voͤlkern zuſammengefetzt, in 

dieſet Srrnzuacik geworben war. Als mach einem Menſchenalter bie 

Srönjmarken, beſonderd die breitefte in Suͤbwrſten, ſich wieber zu ber 

voͤſtxen arfirig, und die Gefahr dined Ähnlichen Krieges für Gallien ent ⸗ 

fand, fucte und fand Auguſtus ein Mittel, den Sturm abzulenken. 

Matbod, an Juͤngling, dort geboren, in Mom zum Feldherrn und 

Staatsmann gebildet , murbe von Auguft ermuntert und mit dem Noͤthi⸗ 

gem vetfeheit, die Bewohner diefer Mark zu eimem Zuge nach dem 
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Bande der Bojer, noch heute Boͤheim, Böhmen genannt, zu vereinigen. 
Er eroberte e8 und ſchloß fich dem ſueviſchen Bunde an, ob als wirk⸗ 
liches Glied der Eidgenoffenfchaft,, ober blos als Bundesgenoſſe, ober 
gar als Befchüger ? iſt unbekannt; fo viel aber erhellt aus dem Wenigen, 
was bie Gefchichte uns von ihm berichtet, daß er einen mächtigen Ein⸗ 
fluß auf deffen Angelegenheiten ausübte, zum großen Nachtheil berfels 
ben. Denn erftlid mochten fie früherhin wenig Mühe haben, dieſen 
Theil ihrer oͤſtlichen Grenze gegen die ſchwachen Bojer zu vertheidigen, 
jegt mußten” fie einen neuen ausgedehnten unb noch keineswegs bins 
länglich befeftigten Staat gegen deſſen oͤſtliche Nachbarn fchügen helfen 
und wurden dadurch in unzählige, ihnen ganz fremde Händel verwidelt. 
Ueberdies — und die war das Schlimmſte — erhielt ihe Bund durch 
ben Anſchluß Marbod's einen feiner Natur ganz fremdartigen, ja 
wiberftxeitenden VBeftanbtheil. Denn wenn gleih auch bei alt⸗ſuevi⸗ 
[hen Völkern, 3. B. bei den Katten, ben Hermunduren, ben Sem» 
nonen und (fpäter wenigſtens) bei den Longobarden, Obrigkeiten erfchles 
nen, die der Mömer reges nannte, fo iſt doch Mar und bekannt, daß 
diefe reges nicht Könige im heutigen Sinne bes Wortes warm, fonbern 
Reden, Richter, und ihre Befugniffe überall hoͤchſt eingefchränft , nirs 
gende mit der Gewalt zu vergleichen, bie Marbod im eroberten Lande 
ausübte, wo er fein Gefolge nach Hofrecht und die übermundenen Urs 
einwohner gar nach Willkuͤr beherrſchte. Sein Heer mußte buch Krieg 
in Uebung erhalten, buch Beute befoldet werden, die beutfchen Elb⸗ 
lande lagen offen vor ihm, und es mochte einem hochfirebenden und 
ftaatstiugen Fürften, wie er war, leicht fein, bie fuevifhen Staaten, 
worin, wie überall im alten Deutfchland, die Einzelnen ſtark, die Ger 
fammtheit ſchwach war, mit fidy fortzureißen und in feine Kriege ges 
gen die Gothen und andere oͤſtliche Nachbarn - zu verwideln; feine 
Siege erhöhten feinen Einfluß auf den Bund, welcher, auf das Bebürfs 
nig und bie treuherzsige Einfalt feinee Genoſſen gegründet, in feinen 
Grundfeſten wanken mußte, fobald Staatsklugheit und Herrſchſucht ſich 
in ſeine Angelegenheiten miſchten. 

Marbod's Gefolge behielt den Ramen Markomannen, ben einzigen, 
ber allen gemein war, bei, fein Staat bluͤhte raſch empor und erhob ſich 
bald zu folder Macht (gewiß zumelft duch feinen Einfluß auf ben 
Suevenbund), daß Auguflus ihn zu fürdten begann und feinen Uns 
tergang beſchloß. Sofort wurde das größte Heer, welches jemals Mom 
gegen Deutfchland in's Feld geftellt hatte, gegen ihn ausgeſandt. Ein 
Aufftand in Pannonien vereitelte bekanntlich diefe Rüftung; mährenb 
deffen ſchlug Armin den Varus und fandte beffen Haupt an Marbob, 
ein bedeutungsvolles Geſchenk; noch bedeutungsvoller war, daß Mars 
bob es dem Kaifer fandte und dadurch fi offen als Feind der vater⸗ 
Länbifchen Erhebung darſtellte. Wirklich blieb er, während Armin's hel⸗ 
denmüthen Kämpfen gegen Bermaniens, ruhig, und es duͤrfte wohl fein 
Einfluß gemefen fein, was die Sueven überhaupt abhtelt, den Che- 
ruskern und ihren Bundesgenoſſen beizuftehen. Unter diefen erfcheinen 


Sieg blieb unentfhleden, Nom, daß keinen von, beiden . Helden allzu 
groß fehen wollte, vermittelte den. Frieden, der, von Beider ſchlauem 
Todfeind Baden ‚verderblich ward; Armin. fiel ‚bald. nachher 
durch Verrath, Marbod erlag dem Racheſchwert der Gothen. Dieſe 
wurden wieder von den Hermunduren aus Boͤheim verjagt, deſſen Ber 
mohner hiernach beim. ſuͤebiſchen Bunde, blieben. Auch bie mit Mars 
bod und. feinem Ueberwinder aus dem Lande-getriebenen Markomannen, 
von Auguflus in. Ungarn angefiebelt, behielten den Namen Sueven 
bei, obgleich. fie Bafallen Roms waren. Wenn fie nicht blos den Nas 
men beibehielten, fondern wirklich im Wunde bileben, fo fann. diefer 
fon darum nur noch dem Namen nad) beflanden haben. Ohnehin 
mar das Vertrauen dahin , der Bund hatte nicht zu fügen vermocht 
vor Unterdtuͤckung und. Ueberfall , jedes Bundesvolk hatte fich auf feine 
eigene Kraft der auswärtige Hilfe verwiefen geſehen, hatte darin Metz 
tung ‚gefunden aus Gefahren, welche aus dem Bunde felbft hervorges 
gangen waren; mas Wunder, daß man won ‚nun an fi mehr auf 
eigene Kraft verließ, den eigenen Vortheil dem Wohle des Bundes 
vorzog, gegen Genoſſen deſſelben auf der Hut war und ſich — felbft 
gegen fie — durch auswärtige Verbindungen zu ftärfen fuchte, während 
die Mark im Suͤd und Weft von den Nömern bevölkert und beherrfcht 
wurde. „So fam «8, daß von dem fuevifchen Bunde, deſſen Kraft 
und Einigkeit Deutfchland vor Cäfar’s Angriff bewahrt hatte, Tacitus 
nichts. mehr. vorfand, ald — den Namen und die Haarttacht. So 
gingen. in, fpäteren Jahrhunderten die deutfcen Nitter- und Städte: 
bünbniffe ein, fo die Hanfa, fo endlich das beutfche Reich ſelbſt zu 
Grunde, und in diefem Sinne hatte Möfer Recht, #8 mit dem fuevis 
ſchen Bunde zu vergleichen. 

Was den Namen betrifft, fo ift in der Eingangs erwähnten Abs 
handlung nachgewieſen, daß er fein eigentlicher Cigenname war, fon 
dern eine ſprachliche Bedeutung hatte, welche eine Vereinigung, eine 
Eidgenoffenfhaft bezeichnet, fo daß es fehr febigefhoffen fein würde, 
wenn man jedes Volt , welches fpäter ihm führte, für Nachkommen ber 
alten Sueven halten wollte. Doch ift es möglich, daß bie treuere Er» 
innerung der Raturvoͤlker, weiche nach vierhundert Jahren das weltrds 
miſche Kaiſerthum wieder aufleben ließ, die Sueven an der Donau, wie 
in Spanien und im heutiger Schwaben, an ihre Abflammung von dem 
großartigften Staatsverbande der beutfchen Urwelt gemahnt habe. 

"Rom hatte durch Staatskunſt das Reich der Markomannen von 
ſich abhängig gemacht, und es blieb fo ein Jahrhundert lang, mit ger 
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ringer Unterbrehung, als bee Wuͤtherich Domitian fidy ungerecht unb 
ſchwach zugleicy zeigte und dafür die Waffen der Markomannen in ſchwe⸗ 
sen Niederlagen zu fühlen befam. Selbſt während ber Helbentämpfe 
Decebal’s , welcher alle Völker vom Euphrat bis an den Rhein gegen 
Rom erregte, blieben die Markomannen biefem treu. Um das Jahr 
162 erſt erfcheint ihr König Bellomar an ber Spige vielnamiger Voͤl⸗ 
tee aus dem Nordoften, als Feind auf roͤmiſchem Gebiet. Acht⸗ 
zehn Jahre lang dauerte der Krieg, ber Rom mehrfach an ben Rand 
des Abgrundes brachte, in welchem die Deutfchen mieberholt weit in's 
roͤmiſche Gebiet vordrangen, die Römer in ihrem hoͤchſten Güde kaum 
einige Meilen weit in das ber Markomannen; — und dody enbigte bies 
fer Krieg mit Wiederherſtellung der alten Abhängigkeit der Markoman⸗ 
nen von Rom. SIene hatten über 50,000 Gefangene auszuliefern und 
verfprachen doch Geißel und Hülfsteuppen, fie verfprachen ferner, nur 
zu beftimmten Zeiten und nur im Beiſein römifcher Gefandten ihre 
Landtage zu halten; und diefen Frieden befchworen aus jedem Volke 
zwei Männer, der Eine für das fürftliche Gefolge, der Andere für bie 
Gemeinde. Er murde gehalten, ber Name der Marlomannen aber 
fortan in ber Gefchichte kaum mehr vernommen. 


H. 8. Hofmann. 

Sundzoll, Staderzoll, f. Boll. 

Symbolifde Büder und Synoben, f. Kichenvers 
faffung. 

Spyftem, f. Vereinigung. 

Spftematifhe Oppofition. — Schon die Artikel „Cen⸗ 
trum” und „Sor’ haben es nachgewiefen, wie e8 natürlich, unvers 
meidlih und heilfam iſt, daß ſich in jedem freien Staatsorganismus 
und zunaͤchſt in einer freien fländifchen Verfaffung eine Regierungs⸗ 
oder Minifterialpartei und eine Oppofitionspartei ausbils 
den und gegenübertreten. Sie führen fuͤr's Erfte zur moͤglichſt volls 
ftändigen geordneten Vertretung und Durhführung der beiden uns 
entbebrlihen Hauptrihtungen im Staatsleben, der Ein- 
heit und der Freiheit des Erhaltene und bes Fortſchreitens. Sie fühs 
ten fuͤr's Zweite eben fo zur fteten möglichft forgfältigen Prüfung 
aller Staatsmaßregeln, zur Enthüllung und Verbeſſerung ihrer Einfeitig« 
feiten und Fehler. Das feit feiner freien Entwidelung in aller Macht 
und Größe und Blüthe ſtets glorreich fortfchreitende englifche Staatsle⸗ 
ben beweift «8 der Welt, daß dieſe beiden Parteien ber Einheit und 
Kraft der Gefeggebung und Megierung und der Megierungsmaßregeln, 
felbft in fo fchmierigen Zeiten und Kämpfen, tie in denen der neuen 
Dynaftie, wie in denen der amerifanifhen und der franzöfifchen Revo⸗ 
Iutionen, nichts ſchaden, fondern diefe Einheit und Kraft und vollends 
die Weisheit und Güte berfelben vermehren. 

Die Natur der Dinge und ihre Gewalt beflimmen denn enblidy 
auch felbft die gutmüthigften deutſchen Politiker, gegen die Eriftenz einer 
Oppofition ihren Vernichtungskrieg  einzuftellen. So wie fie aber aller 
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meift einer gruͤndlichen Einſicht in die ganze Nothwendigkeit und in bie 
pofitive und negative heilſame Wirkfamkeit der Oppoſition ermangeln, 
fo ereiferm fie fich gewoͤhnlich ſeht unnoͤthig und einfeitig gegen eine et 
hentliche Oppofitionspartei und vollend8 gegen das, was fie nicht 
wichtig eine Foftematifhe Dppofitiom nennen. Sie glauben, je 
der einzelne Abgeordnete müffe in Beziehung auf jede einzelne in 
dividwelte Tändifhe Gefchäftsfahe und Abſtimmung ſich jedesmal 
nach feiner eigenen individuellen gewiſſenhaften Weberzeugung über Die- 
felbe entſcheiden und hiecnach ſtets eben fo gut für, als gegen bie mi- 
nifteriellen Maßtegeln fimmen. In diefem Sinne wollte man wohl 
auch. bei Entwerfung einiger ftändifchen Verfaffungen und Gefhäfts- 
ordnumgen, z. B. ber fächfifchen, die Abgeordneten verhindern, fich ſchon 
Außeelich duch; Wahl der Pläge allgemein und dauernd für eine mi- 
nftertelle oder oppofitionelfe Richtung oder Partei, für eine 
Linke und rechte Seite auszufpreden. Dieſem Veftreben aber wider⸗ 
fegen fi das Leben oder die Natur der Dinge und bie Erfahrung. 
Ueberall bildet ſich gerade in dem Grade, wie das Volk politiſch ein- 
ſchtsvoller und gebilbeter, wie der Einfluß der Stände bedeutender, die 
Verfaſſung Feäftiger- werden, eine überwiegend für das miniſterielle Sp- 
ſtem und feine Maßregeln günftige Partei und eben fo eine mehr op- 
poſitionelle. Diefes liegt in der That tief in der Matur der Sadıe. 
Eine verftändige und Eräftige Regierung twirb felbft ein Syftem, eine 
Einheit, eine Hauptrichtung für gewiſſe, ihr befonders wichtig ſcheinende 
Regierungsaufgaben haben, und gewoͤhnlich wird fie zunächft und uͤber⸗ 
wiegend den Beftand der Regierung umd ihre Kraft im Auge tragen, 
oder die Einheit, Ordnung und das Beſtehende. Und es wird fchon aus 
natürlichen Sympathieen mandjer Abgeordneten, vollends durch deren 
Stellung und ihre Theilnahme an der Regierung, eine Partei der Stände 
geben, die ſich vorzugsiweife auf dieſe Seite neigen. Eben fo aber liegt 
es in der Natur jedes gefunden freiheitsliebenden Volkes, daß fih in 
einem großen Theile feiner Bürger, alfo auch feiner Vertreter, gegen- 
über jener am ſich guten, aber unvermeidlich menſchlich einfeitigen Rich 
tung der Regierung für die Einheit und Macht und für das Beftehende, 
eine vorwiegende Richtung für Freiheit und Fortſchritt entwidele. Es 
wird fomit von felbft ber Minifterialpartei au eine liberale 
oder Oppofitionspartei entgegentreten. 

Es fragt ſich nun, ob dieſe natürliche Ausbildung zu Parteien gut 
oder nicht gut fet, ob man ber Partei fih treu anfhließen, oder 
bei jeber einzelnen Angelegenheit und Abftimmung nad) eigener ins 
dividueller gewiſſenhafter Ueberzeugung von jedem eingelnen Falle ab- 
trännig werben und hinüber und heruͤberſchwanken fol. Diefe Trage 
beantwortet vortrefflich eine kleine geiftreiche Schrift, welche unter dem 
Zitel: „Ueber das Gemwiffen eines Deputirten oder das Sy: 
flem der Abflimmung in ſtaͤndiſchen Verfammlungen“ 
(1823, in Commifftion von Groos in Heidelberg) erfhien und 
Allgemein und ohne Widerfpruch dem damaligen geheimen Aeferendär, 
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jegigen Minifter Hrn. v. Dufch zugefchrieben wird. Sie beweiſ't fieg- 
reich, daß der Megel nach die Abflimmung bes einzelnen Deputitten von 
einer getwiffenhaften Ueberzeugung im Allgemeinen ober von ber 
Büte der Miniftertal: oder Oppofitionspartei und ihres Syſtems, nicht 
aber von ber individuellen Weberzeugung über ben einzelnen Fall 
ausgehen muͤſſe. Sie führt aus, daß es gar nicht möglich fei, daß je⸗ 
der eingelne Deputirte fi) über alle die verfchiedenartigen und ſchwieri⸗ 
gen politifchen Fragen, die einer Stänbeverfammlung zur Entſcheidung 
vorliegen, eine dem Staatswohl entfprechende ſelbſtſtaͤndige individuelle 
Ueberzeugung bilden koͤnne; ſodann aber, daß bei einem Abftimmen 
der Einzelnen nach diefen vielen verfchiedenen unberechenbaren inbivibuel: 
Im Ueberzeugungen ein heilfamer feftee Gang ber Staatsvermaltung gar 
nicht möglich fei. Sie fagt: „Wo drei Gewalten zur Erreihung beflel: 
„ben Zwecks vorhanden find, da muß irgend eine gemeinfchaftliche dau⸗ 
„ende Richtung gefunden und genommen werden. Nur mit ihrer Ein: 
„heit ift eine Fortbewegung denkbar, und nur nach dem Plane eines in 
„fh einigen Geiftes laſſen ſich Entfchliefungen zum Wohle bes Vater: 
„landes faffen und mit der Kraft jener Einheit ausführen. Wäre aber 
„dieſes möglich, koͤnnte ein einiger Geift und Haltung in bie Geſetzge⸗ 
„bung, organifche® Leben in das Staatsgetriebe kommen, wenn bie Ma⸗ 
‚orität der Kammer in jedem einzelnen Falle medhfelte, bier mit ber 
„Regierung ginge, dort feitwärts oder entgegenftünde? Wie follte es ber 
„Regierung je gelingen, ein planmäßiges Werk zu Stande zu bringen, 
„einen Vorſchlag, der zur Harmonie des Ganzen zweckt, in's Leben zu 
„führen, wenn fie bei jedem Punct der Majorität ungewiß wäre, fo daß 
„jedes. Project, von wechſelnden Majoritäten zerriffen, verfchoben und vers 
„ftümmelt, in feiner legten Geftalt keinem Geift, keinem Syſtem mehr 
„angehört?” Die Schrift führt nun meiter aus, wie ohne feſte Parteien 
und ihr Zufammenhalten bei der Menge der Inbividualitäten, Meinungen 
und ber mechfelnden Einflüffe und Gründe für biefelben „in jeder 
„Steung die Majorität ſchwanken und eine folhe Maſſe der größten 
„Inconſequenzen zum Schaden der Ordnung bes Landes und der Eins 
„heit im Regierungsfufieme entftehen müßten, baf die Regierung in fol« 
„her Weife nicht zu den Verbefferungen und dem georbneten Fort⸗ 
‚schreiten gelangen koͤnne, welche das Ziel der Staaten wie ber Menſch⸗ 
‚seit find.” In ſolcher MWeife würde die conflitutionelle Monarchie kei⸗ 
nedmegs zu dem, mas fie nah Montesquieu werden folle, „zur 
„berrlihften Schöpfung des menfhlihen Geiſtes.“ Stodung, 
Aufloͤſung, Zufall vielmehr wären unvermeiblih. Der Verfaſſer weipt 
dieſes nad) an dem erfolglofen unglüdtichen Ausgange ber erften babis 
ſchen Randtage, welcher bei dem beften Willen der Regierung und ber 
neuen Landſtaͤnde gerade nur durch die gutmüthige Taͤuſchung vor einem 
Abflimmen bloß nad) individuellen Weberzeugungen aller einzelnen Des 
putirten über jeden einzelnen Fall verfchuldet wurde. Der Berfaffer 
fordert daher, daß ſich der Deputirte nach feiner geroiffenhaft geprüften 
allgemeinen Ueberzeugung entweder ‚‚ganz an bie ns a oder ganz am 
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ndie —— anſchließen muͤſſe, ſo daß entweder bie eine, ober bie ans 
„ubere fiher und. ganz auf ihm zählen Kann. Es gibt nur dieſe zwei 
„Bege. Der Einzelne verfuche alle moralifchen Mittel, um. feiner An: 
Pi) — auch in feiner Partei) Eingang zu verſchaffen. Erſt 
bei der Abftimmung, wenn fie keinen. Eingang gefunden, ordne er fie 
nfeinee- allgemeinen ‚gewiffenhaften Ueberzeugung (vom 
„dem dem Landeswohl entfprechenden Beſtreben und Gang feiner Par⸗ 
“an unter und Überlaffe es der Zeit, ob der. Samen feiner ausgeftreuten 
deen Wurzel faffe und. aufgehe” (S. 18. 21). Zur Unterflügung 
(mer Anficht weif’t der Verfaſſer auch auf das Vorbild von England 
bin, wo. fo ‚vielfeitig. gebildete, und ficher gewiffenhafte Staatsmänner und 
Patrioten in dieſem otganiſchen georbneten Gange ihre ftändifchen Pflich- 
ten. erfüllen. Er haͤtte dabei noch weiter fi auf die (im Ärutel 
Fox ausgeführten) Gründe, berufen. können, daß nur auf diefe Weiſe 
die unvermeiblichen, natürlichen Parteien umd Gegenftrebungen- in jedem 
freien. Volke eine geordnete, offene, gefeglihe und heilfame. Geftaltung 
erhalten, daß ferner. nur fo die wählenden Bürger eine Buͤtgſchaft has 
ben, daß auch ihre. eigenen — und Beduͤrfniſſe durch ihre 
frei gewaͤhlten Vertreter moͤglichſte Vertretung und. Verwirtlichung fin⸗ 
ben, und, daß die gewaͤhlten Vertreter auch in der That nach ihrer (all⸗ 
gemeinen) gewiffenhaften Ueberzeugung und nicht nad wechfelnden ſub⸗ 
jeetiven Intereffen und Leidenfchaften flimmen. Wer, ber 
einigermaßen fländifche Verhandlungen kennt, weiß es nicht, daß bei je⸗ 
nen ‚angeblich fo gewiffenhaften Zuftemilieumännern und Wadern, die 
heute mit den Liberalen, morgen mit dem Dinifterium ſtimmen, das ei⸗ 
gentliche Gewiſſen meift in ihrem ober ihrer Söhne und Schwieger⸗ 
föhne Vortheil beſteht, im ihren Leidenfhaften und ihrem Vergnügen, 
die. Wahlftimmen und Bewerbungen von beiden Parteien, die Gunft 
der Regierung und auch nody einen Schein des Liberalismus und einer 
befonderen. Gerechtigkeit und Mäfigung zu ernten. Auf fo ungleiche 
Bedingungen. bieten fie unedel den reblicheren’Kampfgenoffen ihre Hülfe 
an, Nie find fie zum Opfer, fondern nur zum nuglofen Ernten ber 
Vortheite beider Kampfparteien bereit. So ftören fie alle ſichern Be— 
rechnungen beider Parteien, veranlaffen unnöthig mweitläufige Verhand⸗ 
lungen, um vielleicht eine ober die andere Stimme dieſer ſcheinbar Neu⸗ 
tralen zu gewinnen. Und fie befchimpfen, wenn fie der Hauptfarbe 
nad) body noch zu den Liberalen gehören wollen, dieſe als angeblich uns 
gemäßigt und ungerecht, fo daß bdiefelbe durch fie gezügelt werden 
müßte. Daher verdienen fie den Unmwillen und die Geringfhägung, bie 
fie wenigftens in der inneren Ueberzeugung aller Garakterfeften Ehren⸗ 
maͤnner trifft. 

So tiefwahe nun aber die angefuͤhrten Grundanſichten der citirten 
fhägbaren Schrift find, fo bedürfen fie noch einiger näheren Erlaͤute— 
tungen und Zufäge, welche in der Schrift wohl nur Ihrer Kürze wegen 
nicht beftimmter hervorgehoben wurden. 

g ars Erfte ſcheint fie die allgemeine Ueberzeugung, daß man 
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ſich für das Miniftertum ober die Oppofition. entfcheiden müffe, allein 
davon abhängig zu machen, ob man die Abfichten ber Regierung im Als 
gemeinen auf das Wohl bes Landes, oder ob man fie für gänzlich lay⸗ 
dbesfeindlich oder verderblich halte. Diefes Lestere aber wird felten ber 
Fall fein. Die richtige Ueberzeugung der einzelnen Abgeorbneten über 
ihren Anſchluß an die Minifterials oder Dppofitionspartei wird vielmehr 
davon abhängen, obim Ganzen genommen bie Mafregeln, 
welche die Miniflerialpartei oder diejenigen, welche die 
Dppofition durch ihre Verftdrfung oder durd ihren Sieg 
bewirken würde, den Vorzug verdienen. Es kann eine Mes 
gierung das Landeswohl wünfchen, aber vielleicht durch einfeitige Anſich⸗ 
ten, durch Rüdfichten auf das Ausland oder durch andere Umftände fo 
befhräntt und einfeitig oder verkehrt in denjenigen mefentlicheren Maßs 
regeln fein, in welchen die Oppofition von ihr abmeidht, daß es des Ein- 
fluffes dee übertsiegenden öffentlichen Meinung und ber Mehrheit der 
Landesrepräfentation und des Siegs ober doch ber Stärke der Oppoſi⸗ 
tion bedarf, um das möglichft befte Regierungsſyſtem hervorzurufen. 
Wenn in Fällen Iandesverderblihher und verfaffungsmwidriger Richtung 
eines Miniſteriums, um bie beffere Richtung der Mehrheit ber Landess 
repräfentation fiegeeich zu machen, bie fchwereren verfaffungsmäßigen 
Mittel der Beſchwerde und Anklage, ber Kammerauflöfung und bes 
Minifterroechfels nöthig find, um die Regierung und die Kammermehrheit 
in Einigkeit zu fegen, fo werden im andern Kalle häufig die Miniſter 
ohne diefe Mittel blos wegen ber Stärke der Oppofition durch Aende⸗ 
tung ihres Ganges, durch verföhnende Maßregeln diefe Einigkeit her⸗ 
ftellen und zum Rechten ſich beftimmen. 

Sodann müffen von den Fdllen, wo bie Kammermitglieder in 
eine Minifterial: und Oppofltionspartei abgetheilt abftimmen , dreierlei 
Faͤlle ausgefchieden werden: 1) Alle fogenannten neutralen Sragen, 
bei welchen nur die technifche Güte der Mafregel für das Beſte bes 
Landes, und nicht die politifhe Richtung oder bie Stärke, und bie 
Hauptintereffen beider Parteien im Spiele find. Hier wendet Jeder feine 
Stimme dahin, wohin fie entweder burd feine eigene befondere Sach⸗ 
Eenntniß oder durch das Vertrauen in die befondere Sachkenntniß eines 
anderen Abgeordneten oder eines Negierungsmitgliedes geführt wird. 2) 
Ale Maßregeln, welche die Ehre und Sicherheit bes Landes unentbehrs 
lich machen, und 3) alle, welche die Ehre und Achtung des Thrones ers 
heifhen. In diefen Fällen fieht man auch in England ftets die Ges 
genfäge der Minifterial: und Oppofitionspartei verfchwinden, und ſehr 
mit Recht erhält hier eis unpaffendes Geltendmachen der Oppoſitions⸗ 
richtung den Tadel einer vermwerflihen, einer factisfen Oppofition. 

Fuͤr's Drittesendlih müffen wir Deutfche bei unferen fo vielfach 
abhängigen Bleineren conftitutionellen Staaten auf eine im eigentlis 
hen und engeren Sinne ſyſtematiſche Oppofition verzichten, 
welche in den größeren völlig unabhängigen conftitutionellen Staaten res 
gelmäßig Statt findet. Diefe befteht nämlich darin, in gewiſſen politis 
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ſchen en, bie man häufig fogenannte Vertrauensfragen nennt, und bei 
blos darum gegen das Miniſterium zu — um daſſelbe 
zu ſtuͤtzen, und um ſtatt ſeiner Partei der eigenen Partei die Miniſtergewalt 
und bie Staatsberwwaltung zu verfchaffen. Bei der deutſchen Oppofition kann 
das Streben nur auf den Sieg der befferen Richtung der Regierung 
und auf die befferen Mafregeln, im fchlimmften Falle auf Entfernutig 
eines Landesverderblichen Minifters vermittelft der eigenen Uebergeugung 
des Fürften und der Gewalt der Umfkände gerichtet fein, Die eigent- 
Tiche ſyſtematiſche Oppofition zur Erlangung der Minſſtergewalt waͤre 
dagegen für beutfche Landſtaͤnde eine Abgeſchmadtheit. Diefe wird man 
wohl Beiner Oppofitionspartei einer beutfchen Kammer zum Vorwurf machen 
wollen. Wollte man dagegen ſchon jener obigen heilfamen organifchen 
Gliederung der Kammern in zwei Parteien und in bem 
Bufammenbalten diefer Parteien (mit Ausnahme ber zuvor 
erwähnten Fälle) den Vorwurf einer tabeinswerthen ſyſtematiſchen Ops 
A machen, fo beiiefe man baburdy wohl nur, daß man bon ber 
ae teens und den Bedingungen ihrer heilfemen Wirkung 

verſteht. 

Endlich muß auch noch erwaͤhnt werben, daß auch bei dieſer 
richtigen organifhen Gliederung dennod) die wahrhafte Gewiffenhaftigkeit 
unb Ueberzeugungstreue der einzelnen Ständemitglieder ſtets vollkommen 
gewahrt ift. Sie iſt es durch die Freiheit der geiniffenhaften Prüfung 
und Entſcheldung, ob es dem Sande und der Verfaffung vortheilhafter 
fei, wenn die fländifchen Maßtegeln nach den Anfichten der Oppofition, 
ober doch durch beren Stärke und Einfluß beſtimmt werben, oder ob «8 
heilſamet ift, wenn fie ſchwaͤcher und die Minifterialpartei überwiegend 
ift. Sie iſt es ferner in allen neutralen und die Ehre und Sicherheit 
des Staates und ber Krone betreffenden Fragen. Sie ift e8 außerdem 
in ber freien Einwirkung auf die Befchlüffe der eigenen Partei in jedem 
befonderen Falle, Und endlih muß natürlich auch jedem Abgeordneten 
ſtets die Freiheit bleiben, in folhen Fällen, wo er einen Beitritt zu eis 
nem Beſchluß feiner Partei oder auch die längere Theilnahme am ihr 
wirklich unfitelich, eidwidrig und ſtaatsverderblich hält, nad) freier gruͤnd⸗ 
licher gewiffenhafter Prüfung ſich von berfelben loszuſagen. Nur 
möge Jeder zufehen, daß ſolche Abfaͤlle wirklih auch genügende und nur 
eble Beweggründe beftimmen. Ohne daß er dieſes ar machen kann, 
wird ſehr natürlich Mißtrauen und Mißachtung feine Apoftafie treffen. 


Belder. 
T. 


Taktik und Strategie in ſtaatswiſſenſchaftlicher 
Beziehung. — Die Staaten find Organismen, und im Kriege find bie 
Armeen bieDrgane, wodurch fie gegen einander wirken. Der Zweck des Kriegs 
iſt die Vernichtung des feindlichen Kriegsmittels durch den Angriff, bei 
Erhaltung des eigenen durch die Vertheibigung. Die Kriegstunft 
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begreift alfo den unmittelbaren Vernichtungsact, ober die Kunſt bes 
Schlagens (Taktik), fo wie den mittelbaren Vernichtungsact, oder 
bie Kunfl, unfere Maßregeln in der Art zu nehmen, daß wir in fleter 
Verbindung mit den eigenen Erfagquellen bleiben, während das gegneri« 
fhe Heer der feinigen beraubt wird (Strategie). Das biofe taktiſche 
Zurüdiwerfen bes Feindes auf feine Erfagquellen ift noch Leine Lähmung 
feiner Kraft in dem Maße, daß fich berfelbe unferen Bedingungen unters 
werfen müßte, und bie blos ſtrategiſch günftige Stellung , in der wir 
den Feind von feinen Erſatzquellen abfchneiden, ohne bie eigenen bloszu⸗ 
geben, verliert ihren Werth, ſobald wie nicht auch taktiſch, im unmittels 
baren Zufammenftoße, diefe Stellung behaupten und benugen koͤnnen. 
Es gibt alfo fo wenig eine Strategie, als eine Taktik für fich, fondern 
Angriff und Vertheidigung haben ftets eine flrategifche und taktifche Bes 
ziehung. | 
Diejenigen Orte, wo ober von wo unfere Armee fich verftdrfen 
Tann, alfo namentlich Feſtungen mit Magazinen für Kriegsbebürfniffe 
und mit Receutenbepots, aber auch freundliche Armeecorps, heißen un⸗ 
ſere Subjecte; die Linie, welche bie Subjecte verbindet, bie Operas 
tionsbafis; die Straßen und Wege von ber Armee zu ihren Subs 
jecten, die Communicationen. Dbjecte dagegen find diejenigen 
Duncte, wohin ſich unfere Armee bemest, und Operationslinien 
(Bewegungsiinien) die Straßen und Wege, auf welchen diefe Bewegung 
vor ſich geht. Unbedingt findet eine ftrategifche Sicherheit nur Statt, 
wenn unferer Armee bei allen Operationen ein Subject gerade im Rüden 
liegt; fie nimme alfo ab, je mehr fie ſich von ihrer urfprünglichen Ba⸗ 
ſis entfernt, weshalb bei weiterem Vordringen eine neue Operationsba⸗ 
fi6 gegründet, ober auch die urfprüngliche erweitert werden muß. Die 
Gründung einer neuen Baſis, wodurch unfer Heer mit neuen Subs 
jecten in nahe Verbindung gebracht wird, bietet der Natur der Sache 
nach größere Vortheile dar. Die ftrategifche Sicherheit und größere 
Freiheit in unferen Operationen iſt auch durch die Zahl der Subjecte 
bedingt, und es ift daher gefährlih, nur ein einziges Subject zu haben. 
Doc vermindert fi die Gefahr durch die taktiſche Ueberlegenheit unſers 
Heeres ; durch die geiftige und moralifche unferes Feldherrn; durch die grös 
Bere Beweglichkeit unferer Armee und durch ihre Gewoͤhnung an fchnell hers 
zuftellende Feldfortification , wodurch neue Subjecte gleihfam improvifirt 
werden; durch unfer Webergewicht an Cavallerie und reitender Artillerie 
auf einem für die Bewegung und Wirkung diefer Specialwaffen guͤnſti⸗ 
gen Terrain. 

In firategifcher Beziehung wird ein Sieg errungen, wenn wir in 
taktiſcher Stärke, alfo mit binreichenden Mitteln, zu einer fiegreichen 
Schlacht zwifchen die feindlihe Armee und Ihre Subjecte gehen, ohne 
dabei unfere Communicationen zu verlieren. Die Operationen zu bier 
fem Zwecke find das firategifhe einfache Umgehen eines feinds 
lichen Flügels, das nur durch überrafchendes Wechſeln der Operations⸗ 
Iinien gelingen kann, während ber Zeind durch eime Demonſtration im 
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der Fronte und etwa auf dem entgegengefegten Flügel  befdhäftigt · witd ; 
das. doppelte ſtrategiſche Umgehen beider feinblicher Flügel mit ges 
theilter Heeresmacht, was aber bei der Schwierigkeit eines Zufammenz 
wirkende bee ganzen Macht am Tage der Schiacht hoͤchſt gefährlich 
und etwa nur zuldffig iſt, wenn jede unferer Abtheilungen der ganz 
zen feindlichen Armee uͤberlegen wäre, und der Feind durch eine com: 
biniete Operation von feinen mehreren Subjeeten abgefchnitten werden 
koͤnnte; endlich das ftrategifdye Durchb rech en, oder das Operiten 
auf der inneren Linie. Dieſes Lehtere fept eine Zerſtreuung der feindli— 
hen Armee in mehrete Cotps voraus, fo daß ihre wichtigfte Verbindung 
nicht in der Richtung zut Baſis liegt, fondern die Verbindung diefer Corps 
jelbft unter, einander ift. Hier muß alfo die Mitte zum Object jeder 
9 gemacht und diefe duch Fluͤgelcolonnen maskirt werden, 
welche ſich ſpaͤter der Mitte, als dem entfcheidenden Puncte, nähern. 


Den ſtrategiſchen Angeiffsbemegungen entfpricht auch taktiſch das 
einfache Umgehen durch einen derdedten und raſchen Marſch in die 
eine Flanke des Feindes; das nicht fehr empfehlungsmerthe doppelte 
Umgeben und das Durhbrehen. Legteres geſchieht bei ausges 
dehnter feindlichen Schlachtlinie, die an den Flügeln durch Scheinangriffe 
befchäftigt wird, vermittelt eimes cafdjen und verdeckten Marſches unfer 
rer Hauptmaffe gegen die feindliche Mitte, der jedoch für die Angreifen- 
dem felbft gefährlich würde, fobald es dem Feinde gelänge, fie zwifchen 
zwei Feuer zu nehmen. Die allgemeine Regel der Taktik heißt: bringe 
Stärke gegen Schwäche; denn die gewöhnlich fogenannten Siege der 
Mindermacht find doc; ſtets nur eine Reihe Eleiner Siege durch eine im 
Ganzen numerifch geringere Truppenzahl, die aber oͤrklich und zeit» 
Lich al Uebermacht auftritt. Meiftens hat eine Schlachtordnung in 
der. Front ihre Stärke, in den beiden Flanken ihre Schwäche. Stehen nun 
ziel Heere Front gegen Front einander gegenüber, fo kann ſchon in der 
befferen Ausrüftung und Waffenübung , fo wie in der befferen moralis 
ſchen Beſchaffenheit ein hinlänglicher Grund liegen, um die Minderzahl 
dennoch als üebermacht erfcheinen zu laffen. Nur gewährt in diefem 
Falle die Stellung an ſich keinem Theile einen befonberen Vortheil. 

\ Anders iſt dies, wenn Front gegen Flanke gebracht wird, was das for 
genannte Aufcollen der feindlihen Schlahtordnung zur wahrſcheinlichen 
Folge hat, indem die unmittelbar angegriffenen Truppentheile auf die 
nebenftehenden geworfen und biefe in die Flucht der erfleren verwickelt 
erden, ehe fie zur Entwidelung ihrer Stärke und zum Schlagen kom: 
men. Darin ‚liegt der große Vortheil der unfere Stärke gegen bie 
feindliche Schwäche dringenden [hrägen Schlahtorbnung, bie 
mit Bewußtſein zuerft von Epominandas und in neuerer Zeit be— 
fonders von Seiedrich II. angewandt wurde. Doch Tann aud bie 
Schwäche bes Zeindes zwifchen feinen Flügeln liegen, und die parals 
Isle Schlachtordnung im ſich felbft die Mittel enthalten, im Laufe des 
Gefechts in die fchräge Überzugehen, wie bei dem Angriffe mit vers 
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ſtaͤrkten Stügeln, oder — zur Durchbrechung bee feindlichen Front — 
mit verftärkter Mitte. 

Saft man ben Zufammenhang von Strategie und Taktik bei einer 
Angriffsoperation in's Auge, fo kommen hierbei bie drei Momente ber 
ftrategifhen Einleitung, der Schlacht und Verfolgung in 
Betracht. Die Rüdfihten auf den Unterhalt der Truppen, auf bie . 
Nafchheit ihrer Bewegung und Entwidelung machen es in ber Regel 
nothmwendig, größere Maffen nicht in einer und derfelben Marfcheolonne 
zu vereinigen. Für bie flrategifche Einleitung, ober die Bewegungen von 
Anfang einer Operation bie zur Schlacht, ift alfo Marime, daß wir vers 
theilt marfchiren und doc, vereint ſchlagen. Darin liegt die Hauptaufr 
gabe für die Generatftabstunft, die hiernach für die Marſchordnung auch den 
Gefichtspunct zu berüdfichtigen' hat, daB wir ımfere Macht außerhalb 
des Bereiche des Feindes vereinigen können. Kür die Schlacht ſelbſt 
ift es eine Rüdficht der Strategie, den Angriff auf den feinem Subject 
zunaͤchſt liegenden feindlichen Fluͤgel zu richten; was jedoch eine Ausnahme 
erleidet, wenn ber andere feindliche Flügel taktiſch der ſchwaͤchere iſt. 
Endlich gilt es bei ber Verfolgung firategifcd um ein Abdrängen des 
Feindes von feinem Gubjecte, taktifh, aber darum, daß wir vom 
Seinde nicht ablommen, daß wir ihm auf dem Naden bleiben. 

Eine verlorene Schlacht verfegt uns in eine vorherrſchend befenflve 
Lage, in der wir uns jedoch, einer Uebermacht gegenüber, audy von Ans 
fang des Feldzugs an befinden können. Wie die offenfive Tendenz nicht 
ohne die defenfive der Erhaltung befteht, fo muß auch die Vertheidigung 
ſtets die. Zendenz haben, in Offenfive überzugehen. Kür die ſtrategi⸗ 
ſche Vertheidigung hat alfo bie Stellung feitwärts ber feindlichen 
Operationslinie, und das VBertheidigungsfyftem der inneren 
Linie, wonach unfere Maſſe bie vereinzelten Kräfte bes Feindes aus⸗ 
einander halten, angreifen und ſchlagen foll, ganz diefelben Vortheile, wie 
für die Offenfive das einfache ſtrategiſche Umgehen und ftrategifche Durchbres 
chen. Daraus folgt auch, daß ftrategifch der mit der Grenze unfers Landes 
parallele, oder ercentrifche Ruͤckzug, wodurch wir den vorrüdenden Feind 
in feinee Communication bedrohen oder ihn nöthigen, uns nachzufolgen 
und feine Operationslinie zu wechfeln, in der Regel der befte iſt. Doch 
bleibt die ftrategifche Anordnung der taktifchen untergeordnet, und follte 
eine ſtarke Defenfivftellung nicht feitwärts, fondern nur auf der Opes 
rationslinie bes Feindes felbft zu finden fein, fo müßte man biefem bis 
rect entgegentreten. Wo es immer möglich, follte bie retirirende Armee 
zufammenbleiben und ſich nicht In mehreren Corps und verfchledenen Rich⸗ 
tungen zurüdziehen. In diefem Kalle geht ihre Defenfion in bas Sy⸗ 
flem der vielfeitigen Vertheibigung Über, das nicht aus fich 
felbft heraus zur DOffenfive werden Tann und durch die Abfonderung 
mehrerer Generale die fo wichtige Einheit der leitenden Intelligenz aufs 
hebt, alfo alle Nachtheile der ihr entfprechendben Dffenfive durch doppeltes 
Umgehen ober durch den Angriff in mehreren Colonnen hat. 

Die taktiſche Defenfion im offenen Felde gebt entweber von 
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— ———— oder unſere Aemee befindet ſich auf dem 
— wird durch den Angriff des Feindes in bie Defenfion der 
ft Im erfteren Falle muͤſſen wir den übermächtigen. Feind angrei- 
—— v ſich entwickelt, alſo ein Hinderniß zwiſchen ihn und uns 
gen, di as ihn ʒwingt, feine Atmee in eine oder mehrere Colonnen zu 
bee —— das Hinderniß zu debouchiten. Unſere Aufſtelung 
muß alſo das Defile vor ſich haben. Dem feindlichen Flankenangeiff 
ame die Flanke gegangen, nicht aber durch eine Leicht zu 
fprengende Hakenſtellung begeguet werden; die unterflügenden Truppen 
möüffen alſo von ruͤkwaͤrts⸗ feitwärts Lommen. Darum: foll ſchon unfere 
urfpröngliche Auftellung, wonach fih auch das Reglement für Lager 
und Bivonac zu bemeffen hat, in die Tiefe gehen, indem: ſich als Prin- 
dp für die gormale Schlachtordnung ergibt, daß das zweite Treffen 
ſchachbtettfoͤrmig (en Echiquier), oder auf dem Flügeln auch wohl ftaf- 
felförmig. (en echelon) hinter bem on ſtehen ſoll. In gleicher 
Weiſe ſoll der Ruͤckzug en Echiquier Statt finden, damit nicht bie un⸗ 
teeftügendem Truppen in die Flucht der vorderen verwickeli werden. 
Ta ktiſch iſt es alfo von Wortheil, fo viel Referven, als möglich zu ha⸗ 
ben, während die firategifche Meferve, wodurch bereits organifirte 
umd, fehlagfertige Truppen vom Kampfplage entfernt gehalten werden, 
den ‚Charakter einer unnügen Detachirung bat und dem Princip der 
Relegskunft widerſpricht, daß flets die möglichft große Kraft am. ents 
ſcheidenden Pincte verfammelt fein fol. Bel dem zweiten Falle, bei 
dem Angriffe gegen unfere im Marſch befindliche und in tiefen Colon: 
nen fidy bewegende Armee, muß man die angegriffenen vorderen Hee— 
westheile nicht gerade von hinten bee unterftügen wollen; fondern die in 
das Gefecht noch nicht verwickelten Truppen techts ober links en Eche- 
lon aus der Golonne herausbrechen laffen, um jeben feindlichen Front⸗ 
umb Flankenangriff wieder zu flankicen und, wo möglih, den legten 
entſcheidenden Flankenangriff und ſelbſt vorzubehalten. 

Die in Feindesland fortfchreitende Offenſive ſoll bie Vertheidigung 
des Gewonnenen nie aus dem Auge verlieren und bat ſich daher ſtets 
neue Zufluchtsftelungen zu fchaffen, entweder durch Eroberung permas 
menter Befeftigungen des Feindes, ober durch Feldfortification und Her- 
ſtellung fogenannter places du moment. Zur Vertheidigung des eigenen 
Landes iſt es dagegen die Aufgabe des Staats, mit Beruͤcſichtigung ber 
ſtrategiſchen Beziehungen zu ben Nachbarſtaaten fhon im Voraus für 
permanente Zufluchtöftelungen zu forgen. Diefe Waffenpläge muͤſſen 
die DOffenfive befördern, darum mit verfhangten Lagern für größere Trup⸗ 
yenmaffen verbunden fein und nicht vom Feinde alfeitig eingefchloffen 
werben koͤnnen. In Gebirgsgegenden find fie in den Zhälern und 
Thalvereinigungen (Rnotenpuncten) anzulegen. Wichtiger aber find die 
Waffenpläge zu beiden Seiten (& cheval) eines großen Zluffes und dies 
jenigen welche bie Einmündung zweier Fluͤſſe umſchließen, wodurch drei 
Zerratnabfchnitte entfliehen, von denen der Feind mit ganzer Macht 
nur einen innehaben Tann, während fich unfere Armee auf ihren durch 
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die Feſtungswerke gebeten Bruͤcken aus dem einen Abfchnitte in bew 
anderen auf Fürzefler Linie zu bewegen vermag. Endlich iſt es am 
Bortheilhafteften, wenn mehrere Waffenpläge ein Syſtem ſich vereinis 
gender Flüffe beherrſchen, fo daß mir frei auf jedes Ufer eines jeden 
Fluſſes gelangen koͤnnen. 

Zur Verſtaͤrkung ſeiner Stellung gegen Rußland hat Preußen in 
neuerer Zeit Poſen, das nebenbei die Bedeutung eines preußiſchen Zwing⸗ 
Polens hat, in eine ſtarke Feſtung verwandeln und die Fortification von 
Koͤnigsberg beginnen laſſen. Weniger iſt auf dieſer Seite von Oeſter⸗ 
reich geſchehen, das im allzu einſeitigen Hinblicke auf die von Weſten 
drohende Gefahr durch bie Anlage von Feſtungswerken bei Linz, im Ti⸗ 
rol und bei Verona große Thätigkeit entwickelte. Der neuerdings aus⸗ 
geführten Verftärtung von Olmuͤtz fcheint der Gedanke ber äfterreichts 
ſchen Politik an die Möglichkeit eines preußifchzruffifchen Bündniffes 
zu Grunde zu liegen. Gegen blos ruffifche Operationen liegt Olmüg . 
ziemlich weit zurüd, und ber ſonſt noch zur Sprache gekommene Plan 
einer Befefligung des galizifchen Zerritoriums durch bie Anlage maxi⸗ 
miltanifcher Thuͤrme fcheint auf unbeflimmte Zeit vertagt zu fein. In 
einen Kriege ber beiden deutfchen Großmaͤchte gegen Rußland wäre es 
übrigens ſchlimm genug für die preußifchsöfterreichifchen Deere, wenn fie 
erft in Pofen und Olmuͤtz Stüspuncte finden. Dann hätte fchon bie 
ruſſiſche Macht faſt ganz Polen uͤberſchwemmt: fie würde der polnifchen 
Nation mit der Ausſicht auf eine neue Bereinigung ihrer zerſtuͤckten 
lieder, fo wie mit dem Schein von Unabhängigkeit zu fchmeicheln wiſ⸗ 
fen, und die panflavifchen Gelüfte, für jegt nur der Traum eines erbits 
hen Ehrgeizes, könnten dann wohl für Deutfchland und die flavifchen 
Länder der oͤſterreichiſchen Monarchie eine gefährliche Bebeutung erlan⸗ 
gen. Die wirkfamfte und mohl die einzig mögliche Vertheidigung gegen 
Rußland bleibt alfo die Vergütung des früher gegen die polnifche Nation 
begangenen Unrechts: die offene und unummundene Anerkennung der Uns 
abhängigkeit eines mächtigen Polens; die Benugung ber Eatholifchen 
Spmpathieen feiner Bewohner gegen bie ruffifhe Staatspropaganda des 
griechifchen Kicchenthbums ; die Sinitiative und der Anftoß zu einer in 
Präftiger Offenſive unterftügten polniſchen Inſurrection. Nur auf biefe 
Weiſe Eönnen ber ruffifhen Macht die Sehnen zerfchnitten, nur baburdy 
kann bie ſtrategiſch fo gefährlihe Wirkſamkeit jenes Kelle gebrochen 
werden, den Rußland zwifchen sfterreichifche und preußiſche Beſitzungen 
hineingetrieben und neuerdings mit ben Feſtungswerken von Modlin 
(Nowo:Beorgiemst) und Warſchau bedeutend verftäßtt hat. Sind 
doch die polnifhen Provinzen Oeſterreichs und Preußens politifh und 
großentheils auch militärifh als verlorene Poften auf ber Vorhut ges 
gen den Dften zu betrachten. Beim Ausbruche eines Kriegs teirb nur 
davon die Mede fein Eönnen, ob fie an Rußland oder an ein herzuſtel⸗ 
Iendes Polen verloren gehen follen. Im erfteren Halle wuͤrde baffelbe . 
Rußland hart an die Marken der flavifchbeutfchen und flavifchsungaris 
fhen Gebiete geführt, und feine Polltik würde hier baffelbe gefährliche 
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Spiel beginnen und in unabweislicher Confequenz beginnen mäffen, 
das wir fie in den flavifch-türkifhen Provinzen fpielen fehen. Einer 
ehrlichen und gefunden Politik der deutfhen Großmächte kann alfo bie 
Baht nicht ſchwer fallen. Wie aber eine Staatskünftelet des krankhaf · 
ten und ſchwachſinnigen Ehrgeizes handeln wird, weiche ohne die Ahr 
nung einer großen Moral des Wölkerlebens an den ungerehten Be⸗ 
fig ſich anflammert und für feine Erhaltung Alles im Gefahr fest, 
bleibt freilich eine andere Frage. 

Die Eriegerifchen Fraben und überlauten Drohungen bes Minifter 
riums Ehiers hatten endlich die Schaam Deutfchlanbs fo weit ges 
weckt, daß es feine Bloͤßen gegen Frankreich an der ſuͤdweſtlichen Grenze 
au deden bemüht war. Nach gemuͤthlichem viertelhundertjährigen Bes 
benfen über die befte Lage der anzulegenden Bundesfeftung ſchritt die 
hohe Bundesverſammlung zum Anfange einer That und erließ ihren 
Beſchluß vom 26. März 1841, wonach der Bau ber Werke von Nas 
flatt und Ulm begonnen wurde. Aber noch jet hersfcht die deutſche 
Weite in dee Eile fichtlich vor, mie ſich dies: im vergleichenden Dinblide 
auf ben raſchen Fortgang der Befeftigung von Paris deutlich genug 
zeigt. Faßt man die Lage von Landau, Germerdheim und Raftatt in’s 
Auges diejenige von Naftatt und Ulm und die Beziehungen der beis 
den Orte zum Nheinthale, Donauthale und dem zwiſchen beiden laufenz 
den Nedarthale mit der würtembergifdhen Hauptfiadt, — fo läßt ſich 
die ſtrategiſche Wichtigkeit einer Befeftigung jener Städte nicht in Abs 
rede ftellen. Diefe Wichtigkeit wuͤrde durch die Herftellung einer bis 
testen Verbindung von Raſtatt und Ulm vermittelft einer Eifenbahn 
bedeutend gefteigert werden. Damit indeffen die beiden Maffenpläse 
ihre Beſtimmung erfüllen, muß für geräumige befeftigte Lager zur Auf⸗ 
nahme bedeutender Gtreitkräfte, fo mie bafür geforgt werden, daß 
diefe Streitkräfte ſchnell genug bei der Hand feien. Dies wird immer 
ſchwierig bleiben, fo lange gerade bie führmeftlichen Bundesſtaaten nur 
über ihr ftehendes Militär, nicht auch über eine Landwehr disponiren 
koͤnnen, bie zahlreich und waffenfertig genug wäre, um unter dem Schuge 
dee befeftigten Stellungen ſelbſt einem ſtarken feindlichen Stoße zu 
twiderftehen. "Muß man body von Frankreich aus, das zumal in Straß⸗ 
burg einen fo mächtigen Waffenplag befigt und. geographifcy gerade gegen 
Sũddeutſchland fo weit vordringt, das alfo leicht eine fehr anſehn⸗ 
liche Mititärmaffe ſchnell Aber den Oberrhein werfen Tann, bie zu 
einem getwiffen Grade ſtets eines militaͤriſchen Ueberfalls ſich verfehen. 
Wären aber if Kriegefatle bie new anzulegenden Bundesfeſtungen noch 
unvollendet, und wäre nicht zugleich für die ſchnelle Vereinigung der 
unter ihrem Schutz operirenden größeren Corps geforgt, fo koͤnnten 
wohl die neuen Werke mehr für Franzoſen als Deutfche angelegt fein. 

. Käme gar nody hinzu, daß auch mur eine einzige Gouverdnetät mit dem 
Verluſie ihre r Hauptfladt zugleich Herz und Kopf verloͤre, fo Lönnte 
es nur allzu leicht gefhehen, daß durch die von Frankreich militaͤriſch 
gebrochenen Schranken des deutſchen Zollvereins die getraͤumte Beutfche 
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Einheit und Einigkeit auspaffirten,, um eben fo zollftei die Verwirrung 
und Zwietracht-nochmals einpaffiren zw lafien. Qui vivra verra! 

Altes Wiſſen der Kriegsführung laͤßt ſich für die Strategie in ber 
Regel zufammenfafjen: gebe fo ſtark, ale möglich, gegen bie Verbin⸗ 
dung des Feindes und behalte felbft ein gutes Subject im Rüden; für 
die Taktik: gehe mit deiner Stärke gegen die Schwäche des Feinde. 
Um fo mehr aber thut es Noth, ſich die einfachen Principien der Krieges 
wiffenfhaft völlig Mar zu machen, als die Kriegs kunſt eine buch 
bie Befchaffenheit bes Bodens und dadurch bedingte Waffenwirkung, 
durch die Zufammenfegung des Heeres nach feinen verfchiebenen Waffen- 
gattungen, durch die Nationalität, die Verhältniffe der Witterung, ber 
Zeit u. ſ. w. unendlich complickte iſt. ine folche deutliche Einſicht In 
das Weſen des Kriegs gewährt zum Wenigſten den Vortheil, daß man 
im Gedränge von Einzelheiten, die unfere Beachtung in Anſpruch neh⸗ 
men, den Begriff des Ganzen nicht verliert, daß vor Bäumen ber Wald 
nicht überfehen mwird*). 

Was ift nun die Aufgabe des Staats für Taktik und Strategie? 
Vor Allem muß bier in's Auge gefaßt werden, baß in neuerer Zeit das 
Heer dem Volke entwachſen, daß es Fleiſch von feinem Fleiſche, Geiſt 
von feinem Geiſte iſt. Diefer unauflöslihe Zufammenhang zwifchen 
Beiden, wonach die ganze militärifche Bildung durch die nationale bes 
dingt bleibt, macht es dem Staate zur befonderen Pflicht, eine leiblich 
und geiftig kraͤftigende militärifche Jugenderziehung in das Syſtem ber 
allgemeinen Volksbildung als tefentlihen Beſtandtheil aufzunehmen. 
Dies gilt von keinem Lande mehr, als von Deutfchland, mo bie militaͤ⸗ 
riſche Liebhaberei nicht fehr verbreitet ift, wo ſich die Einzelnen einem 
fpeciellen Fache fo gern ausfchließlih und oft bis zur Einfeitigkeit 
bingeben, mo ben Leuten das, was fie als Staatsbürger zu thun haben, 
ſtets erſt duch eine gründliche Vorbildung zum ausdruͤcklichen 
Berufe gemacht fein muß. Leiden body die Deutfchen eben fo oft am 
Mangel, als die Sranzofen am Ueberfluffe von Zuverfiht; und wird man 
doch regelmäßig in einem franzöfifhen Bataillon dreimal mehr Unter: 
officiere, als in einem beutfchen finden, die fich etwa das Bataillon felbft 
zu befehligen getrauen. Wenn irgend fonft wo ift «8 alfo in Deutſch⸗ 


*) Eine fehr gebrängte, gemeinfaßliche und alles überflüffig Verwirrende vers 
meidende Darftellung gibt ber „Curs der Taktik und Strategie und Plan zur Bers 
theidigung der Schweiz gegen Frankreich. Aus bem fchriftlichen Nachlaffe von 
Bruno Uebel“ (Zürich und Sintherthur, Literarifches Somptoir, 1842). Dies 
fer „Curs“ ift hauptfächlich gegründet auf bie Eriegswifienfchaftlichen Lehren eines 
v. Klaufewig und v. Williſen; doch Tonnten freilich das erft 1842 erfchienene 
Lehrbuch des Legteren: „Die Theorie des großen Kriegs,” fo wie bie theilweiſe ge⸗ 
gen biefe Theorie gerichteten „, Militärifhen Briefe eines Werftorbenen” zc. da 
nod) nicht benußt werden. Ein umfaſſendes Verzeichniß der fehr zahlreichen Militaͤr⸗ 
literatur aller europäifchen Staaten feit 1830 enthält bie mit gewiſſenhaftem Fleiße 
bearbeitete „Syſtematiſche Ueberficht der Militärliteratur und ihrer Hilfewiffenſch. 
von $ ©. S holt (Darmft. 6. W. Leske 1842), worin aud aller politiſch⸗ 
militaͤriſchen Schriften gebadht ift. 
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ingen mit Armbräften und dann mit Feuer » fo daß ben beffe: 

ven Schlägen Gelegenheit gegeben wuͤrde, fich tuͤchtig auszubilden; Kun⸗ 
den-Artitterteibungen an kleineren Gefehligen, für ſolche, Die baflır befon- 
dere Neigung und Fähigkeit Haben, und — wo «8 irgend fein kann — auch 

„ vorbereitende Knaben · Neitſchulen ; ſodann Uebungen der Sinne in Schägung 
der Diftangen umd Auffaſſung gegebener Terrainvechältniffe — dies 
Alles würde ſich mit dem Volksuntereichte in Knabenſchuten nicht blos 
ohne großen Aufwand verbinden, fondern bie Stoften des Mititärefens 
im Ganzen mürden fi dann noch beträchtlich vermindern Laffen. 
Neben “einem durchgebideten und gebührend befolbeten Führerfland, der 
Mid} dem Kriegswefen ausfchlieflid widmet, wuͤrde man dan füglich die 
eigentliche Präfeng- und Dienftzeit der Mititärpflichtigen, weniäftens fir 
das gefammte Fußvolk, auf Maſſeuͤbungen während wertger Monate 
befepränten koͤnnen; und — tas eine ſache iſt — das Solba- 
tenmefen würde nicht mehr eine Laſt, fondern eine Lu ſt, die militäci- 
ſche Arbeit würde In Wahrheit auch em Genuß geworden fein. Nie 
und nimmermehr laͤgt ſich aber die verſdumte milieheifhe Erziehung 
in der Jugend durch die verfpätere militäcifche Abrihtiing im oft 
Er verfteiften männlichen Alter erfegen, und nur, teil mie uns bis- 


jer nicht darauf verftanden haben, menfchlich-folbatifch zw bilden, 
haben wir ung darauf beſchraͤnken müffen, thierifch=foldatifch zu dref= 


firen. Alle Drganifationen von Landwehr und Pandfturm, mie groß 
ihre Vorzüge vor den bios ftehenden Solbatenheeren fein mögen, bleiben 
alfo ohne die Bafis einer folhen Jugendbitbung doch nur Haldheiten 
ober Euiftfchlöffer, von denen aus für die Wertheidigung des Vatetiands 
nicht allzu viel erwartet werden darf, 

Die Einfiht in die Principien der Taktik und Strategie läßt 
bald erkennen, daß fie nicht blos im Kampfe von Heer gegen Heer, 
fondern im verjüngten Maßſtabe aud in der Führung aller kleineren 

milltaͤriſchen Abtheilungen zur Anwendung kommen ft doch ſelbſt 
das Einzeingefecht von Mann gegen Mann ein Bild des Kriegs im 
Keinen, und handelt es fih doch auch in den einzelnen Momenten 
eines foldyen Gefechtes um relative Stärke gegen relative Schwäche, 
um Scheinangriffe und Umgehen, um Durdbrechen und dergl. Außer 
den allgemeinen militäcifchen Qugenden des Muths, ber Entfchloffen: 
heit und Geiſtesgegenwart ift für alle Beige einer tüchtigen militdriz 
fen Führung die ſchnelle Auffaffung und Benugung der Zerrainver: 
häftniffe von befonderer Wichtigkeit. Um die Officiere daran zu ge 
woͤhnen, follten die praftifhen Webungen im ſchnellen militärifhen Auf: 
nehmen allgemeiner werden, als bis jegt der Fall war; und dies kann 
Teicht gefchehen, wenn nicht auf das minutiös gierliche Abconterfeien ein: 
zelner Gegenftände des Terrains, auf dieſe Kamaſchenknoͤpferei des Gi- 
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tuationszeichnens , allzu großes Gewicht gelegt wird. Die militärifche 
Würdigung der Bodenverhaͤltniſſe fest indeffen die weitere Kenntniß 
einer Wirkfamkeit der verfhiedenen Waffengattungen voraus. Für 
die Dffictere des Generalſtabs, welche die Bewegungen zufammenges 
fester Corps zu leiten haben, ift gewöhnlich vorgefchrieben, daß. fie 
mit dem Dienfte der Infanterie, Cavallerie und Artillerie praktiſch ſich 
befannt machen muͤſſen. Das weſentlich Entfcheidende im Kriege, wie 
anderswo, bleibt aber immer, daß die rechten Maͤnner an der rechten 
Stelle wirken; und es find nicht immer die polptechnifchen Schulen, 
Gadettenhäufer und fonftigen Militäranftalten, welche dem Generalftab 
die fähigften Dfficiere liefen. Auch kann jeder Officier in ben Fall 
kommen, zufammengefeste Abtheilungen befehligen zu müffen, was 
ohnehin die Aufgabe jedes Generals (f. „Beneral‘) ift, der ſtets 
ein ſchlechter General fein wird, menn er ſich nicht auf die Wirkſamkeit 
alter Waffengattungen verficht. Man follte alfo darauf bedacht fein, 
gerade die intelligenteren Officiere jeder befonderen Waffe für längere 
Zeit auch in jeder anderen Waffe dienen zu laffen, damit fie von Un- 
ten auf das ganze Getriebe des Militärwefens in feinen einzelnen Ele⸗ 
menten aus eigener Anfchauung und eigener Thaͤtigkeit kennen ler⸗ 
nen, und in biefer praktiſchen Schule für die höhere combinatorifche 
Kriegskunſt ſich vorbereiten. 

Wie in allen anderen Dingen, ſo iſt auch in der Kriegskunſt 
der Geiſt ſeiner entſcheidenden Macht immer mehr bewußt geworden. 
Der militaͤriſche Geiſt in Thaͤtigkeit iſt die kriegeriſche Begeiſte⸗ 
rung; und liegt gleich jedem Heere ein zuſammengeſetzter Mechanismus 
zu Grunde, ſo iſt es doch die erbaͤrmlichſte Anſicht vom Kriege, 
wenn man die Heere nur als zuſammengeſetzte Automaten behandeln 
und mißhandeln will, die ſich etwa von den Thronen aus mit etlichen 
bunten Ordensbaͤndern gaͤngeln laſſen. Der Krieg ſoll vielmehr ein 
dramatiſches Kunſtwerk ſein, wofuͤr der Plan des Ganzen entworfen iſt, 
das aber in feinen einzelnen Particen friſchweg improviſirt wird; worin 
jeder Theilnehmende, ſoll er ſeine beſondere Rolle nicht verderben, fuͤr 
das Princip bes Kriegs begeiftert fein muß. Aber für ſiegreiche Kämpfe 
gibt es nur noch ein mögliches Princip: das der Freiheit und Wolke: 
ehre, die in der Freiheit ihren Boden hat. Nur um des materiellen 
Wohls willen, nur um bee Batzen und Thaler willen, die etwa der 
deutfche Sabricant erwirbt und wovon dem bdeutfchen Soldaten wenig 
genug zufließt, wird fich diefer ſchwerlich noch zu befonderen Großthaten 
anregen laffen. Ohnehin ift im flüchtigen Enthuſiasmus des Jahres 
1840 und bes feligen Rheinmeinlieds viel Stroh in den Köpfen vers 
brannt, das ſich nicht zum zweiten Male anzünden läßt. Für einen 
neuen und nachhaltigen Enthufiasmus bedarf vielmehr die deutſche Na: 
tion neuer Güter, deren WVertheidigung ihre der Mühe merth if. Wollt 
Ihr alfo die Möglichkeit einer Vegeifterung, die zum Siege führen kann, 
fo entledigt erft den Geift felbft feiner Feffeln; fo fchafft erft eure Gen» 
fur ab, fo gebt uns erfl ein wahres, ein dffentliches Recht und den 


336 Taubſtumme. — Sepnologle 


realen Mittelpunct eines deutfchen Volkslebens. Dann, aber nur dann, 
wird Deutfhland einem Kampfe gegen Frankteich, gegen Rußland, oder 
gegen ‚beide Mächte gewachſen fein. Mill man aber die Deutfchen po— 
Mitifch als Kinder behandeln, fo wird es im naͤchſten Kriege gefchehen, 
daß fie auch militaͤriſch als Kinder behandelt und gefchlagen werden. 
Ale Shusanftalten und Abrihtungsmittel der Kriegskunft werden darum 
nicht allein zum Siege führen, wenn nicht zugleich die Achte Staatskunft, 
die noch einzig mögliche Politik der Freiheit, das Shrige thut. 8. 

Zaubftumme, f- Wohlthärigkeitsanftalten. 

Technologie. — Diefer erſt in neuer Zeit wieder in Auf: 
nahme gefommene Ausdruck verdanki feine erſte Entftehung der alten 
griechiſchen Sptache. Damals allerdings hatte er noch nicht die weitere 
Bedeutung, welche ihm bie Gegenwart beilegt. hr bedeutete 
reyvokoyla eine Nedeabhandiung von der oder einer Kunſt, als Rede: 
kunft, Grammatik 1, f. w., oder Eunftmäfige Abhandlung oder Behand⸗ 
lung einer Miffenfchaft. Dagegen war der z&yun, bie unter Anderem 
auch Handwerk, Geſchicklichkeit bezeichnete, feine. befondere Erwähnung 
geſchehen, wahtſcheinlich weil Handwerke damals zumeift nur von Skla- 
verr betrieben wurden. Darum aud ging das Mort fpäter ganz ver 
Toren, und Niemand badıte mehr daran. Dies blieb fo felbft in neuerer 
Beit, als die Handwerke zunftmäßig betrieben wurden. Erſt als man 
der Zünfte in neueſter Zeit anfing tiberbrüffig zu werben , ſuchte man 
das Mort „Technologie“ wieder hervor; aber diesmal würdigte man es 
einer teiteren Bedeutung. 

Man erblidte darin überhaupt im Allgemeinen bie Gewerbskunde, 
als einen Zweig der Cameralwiſſenſchaft, fo weit fie die Lehre der kuͤnſt⸗ 
lichen Verarbeitung der Naturerzeugniffe für die Bebürfniffe der Gefells 
ſchaft enthält. Man machte einen Unterfchied zwifchen einer höheren 
amd niederen Technologie, von denen jene die Kenntniß des Kunſtge— 
werbes in feinem Bufammenhange mit dem Staatsleben barftellt, und 
wieder in Staatstechnologie, techniſche Rechtskunde und Gewerdspolizei 
zerfällt, diefe aber die Grundfäge der allgemeinen Oekonomie in fi 
begreift, in wie fern auf denfelben bie verfdiedenen Kunftgewerbe nad 
ihrer Entftehung, Benugung, Unterhaltung und DVerbefferung beruhen. 
Diefe Iegtere iſt vornehmlich in den Schriften von Dermbflädt, Tromms- 
dorf und Poppe, die erfleren in dem „neuen Schauplag der Künfte 
und Handwerker” ( Ilmenau, bis 1827 an 28 Bände) behandelt worden. 
In beiden Beziehungen find wichtig: „Geometrie und Mechanik der 
ſchoͤnen Künfte und Handwerke, „Predel’s’ technologiſche Encyclopaͤdie“ 
und bie „Abhandlungen ber koͤniglich preußifhen techniſchen Deputation 
für Gewerbe” (Berlin, 1826). 

Nicht Lange nachdem der Sinn für die Technologie im Allgemeinen 
wiederum erwect und angereizt war, entfland aud) zunaͤchſt in Frank⸗ 
reich die Luft zu praktiſcher Anwendung derfelben, alfo zu polytechni- 
ſchen Schulen, dem fpäterhin andere Staaten folgten. Die erſte Ans 
ſtalt diefer Art mar die berühmte polytechniſche Schule zu Paris. Sie 
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ift indefien mehr als eine Vorbereitung auf Specialanflalten, benn ale 
eine eigentlich gewerbliche Hochſchule zu betrachten. &ie wurde unter 
Mitwirkung Mange’s und Zourcroy’s im jahre 179% unter dem Na: 
men „ecole centrale des travaux publics‘ geftiftet und erhielt erſt im 
Sabre .1795 den Namen polytechnifhe Schule. Seitdem bat fie zwar 
. ihren Namen behalten, aber body manche äußere Umgeftaltungen in Bes 
treff der Disciplin erfahren. Ihre Zöglinge bereiten ſich in gewoͤhn⸗ 
lichen Mittelfchulen vor und werden nidt vor dem 16ten und nicht 
nah dem 2i1ften Jahre, fondern in ber Regel mit 18 Jahren in bie 
polntechnifche Schule aufgenommen. Die Zahl ber Zöglinge wird nach 
dem KBebürfniffe des Staatsdienftes befchränkt, und die Aufnahme er⸗ 
folgt nach dem Ergebniffe der in den größeren Städten Frankreichs er⸗ 
folgten Prüfungen der Afpieanten. Die Anzahl der Sreiftellen ift fehr 
gering, und die übrigen Zöglinge müffen jährlih 1000 Sr. entrichten 
und überdies die Koften ihrer Ausrüftung mit 750 Sr. beftteiten. Sie 
leben in der Schule unter militärifcher Disciplin, und mußten im Jahre 
1814 Paris mit vertheibigen helfen. Zu ihrem Unterrichte find 9 Pro⸗ 
fefioren, 6 andere Lehrer und eine Anzahl von Repetenten für einen 
zweijährigen Curs beſtimmt. Die Gegenflände des Unterrichts bilden 
die Analpfis und ihre Anwendung auf Geometrie, Mechanik, barftel- 
(ende Geometrie, Geodäfie, Maſchinenlehre, politifche Arithmetik, Phys 
sit, Chemie, Baukunſt, englifche, deutfche und franzöfifhe Sprache und 
Zeichnen. Nach ihrem Abgange von der polytechniſchen Schule treten 
die Zöglinge entweder als Unterlieutenants bei der Armee ein, oder fie 
— gehen in die geographifche Abtheilung der Schule für Generalſtabsoffi⸗ 
ctere zu Paris, oder in die Artillerie» und Singenieurfhule zu Mes, 
oder in die ecole speciale du genie maritime ou des ingenieurs con- 
structeurs zu Breſt, oder in die für den Straßen- und Brüdendau 
zu Paris, oder in die für das Bergweſen eben dafelbft über. Man 
ſieht alfo, daß diefe Schule nod) lange Eeine eigentliche polntechnifche 
Hochſchule iſt. 

Dagegen beſtehen zu Chalons und Angers koͤnigliche Gewerbſchulen, 
deren Zweck es iſt, Arbeiter zu bilden, die mit den wichtigſten theoretis 
ſchen Kenntnifien ausgerüftet find. Auf denfelben werden bie Schüler 
ganz oder theilmeife auf Koften des Staats unterhalten, leben in den 
Anftalten und werden theils in den MWerkftätten derſelben geübt, theils. 

.in 4 bis Hiährigem Curfus in franzöfifcher Sprache, in ber Arithmes 
tie, in den Elementen der Geometrie und Trigonometrie, in ber bars 
itellenten Geometrie mit ihren Anmendungen auf Zimmermannsarbeiten 
und Mafchinenconftructionen,, in den wichtigften Lehren der Phnfil und 
Chemie unterrichtet und gehen, wenn ihr Curfus gembdigt ift, in bie 
Manufacturen über. Außerdem gibt es theil in Paris, theils in einigen 
anderen Städten Frankreichs noch einige Mittel, wodurch fich die be: 
reits in die Betreibung ber Gewerbe wirklich übergegangenen Perfonen 
unentgeltlic, über vieles ihnen Wiffenswürdige unterrichten koͤnnen. Doch 


foU dabei mehr Schein ale eigentliches Weſen fein. 
Staatösteriton. XV. 
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In England hat man auch in auf Gemerbsbii mehr 
dem Privateifee und der natürlichen ar des Volts Me kracke 
vertraut, Mathematik wird bort in allen Schulen viel getrieben, unb 
der gemeinnüsige Sinn hat in London und an mehreren anderen Or— 
ten tnentgeltlichen Unterricht zut Nachhuͤlfe ber Ermachfenen eingeridh- 
tet. ge Bildung von Eivitingenieurs -aber beftehen befonbere Staats- 


anfta 

In Deutſchland gingen die bhmifhen Stände voran, welche im 
Jahre 1806 zu Prag eine „technifhe Schule” flifteten: Sie ift vor- 
zugsweife auf Bildung tuͤchtiger Wirthſchafts- und Fabrikbeamten ber 
tehmet und gibt Zöglingen vom 14ten bis mit. 17tem Sabre einen 
Sjährigen Unterricht in der reinen Mathematik, im ber Mechanik und 
Mafcinentehre, in der Civil-, Straßen: und Waſſerbaukunſi und im 
Zeichnen. Auch wird auf Verlangen theoretiſche und praktifhe Chemie, 
Ponfit, Mineralogie, Lands und Forſtwirthſchaft vorgetragen. 

Das ausgezeichnete polytechniſche Inſtiiut zu Wien wurde im Sabre 
1815 begründet. Es zerfällt in die Worbereitungsanftalt, melde Zoͤg⸗ 
Uinge aufnimmt, bie das 13. Jahr erfüllt Haben, umd fie in einem 2jäh- 
zigen: Eurfe in der Religion, in ber beutfhen Sprache und. dem deut⸗ 
ſchen Style, in der Kalligraphie, in der Elementarmathematik, in der 
Geſchichte, im Zeichnen und im einigen Sprachen unterrichtet 5. in bie 
commercielle Abtheilung, melde in einem 1jährigen Gurfus Geſchaͤfts⸗ 
und Goerefpondenzfipl, Handelswiffenfchaft, Handels» und Mechfelrecht, 
Handelsgefchichte und Warenkunde lehrt; und in bie techniſche Abthei- 
lung. Diefe letztete hat nach dem Anlaffe verfchiedener Fächer einen 
Curfus von 1, 2 oder, 3 Jahren und Iehrt darin reine Mathematik, 
Mechanik und Mafchinenlehre, Lande und Feldmathematif, Baukunft, 
Chemie, Phyſik, Mincralogie, Technologie, Land» und Forſtwirthſchaft, 
Zeichnen und Buchhalten. Von beiden zulegt erwähnten Inflituten ift 
das erſte zu wenig geeignet für ein technologifches Inftitut, das zweite 
aber leiſtet auch Unterricht in der Land» und Forſtwirthſchaft und thut 
alfo noch mehr, als man von einem rein technologiſchen Inſtitute er: 
warten kann. 

In Preußen gilt als ein tednologifhes Inſtitut das „koͤnigliche 
Gewerbeinftitut zu Berlin.” Doc) iſt es nicht ein Alles umfafiendes, 
fondern es hat zundft nur die Bildung von Bauhandwerkern, Mer 
hanitern und Chemitern zum Ziele und ift 1822 begründet worden, 
Die Aufnahme der Zöglinge geſchieht, wenn diefelben das 17te Jahr er: 
weicht haben; die Bauhandwerker aber muͤſſen fchon praktiſch geübt fein. 
Die Zahl der Schüler iſt beſchraͤnkt, der Unterricht aber unentgeltlich. 
Die Zöglinge erhalten freien Unterricht und werden zum Theil von 
dem Staate, oder aus einer Stiftung unterftügt. In der unteren 
Elaſſe wird in zwei halben Jahren Geometrie, Arithmetik, Phyſit, 
Chemie und Zeichnen gelehrt; in der höheren Glaffe in drei halben Jah: 
ven Mathematik, Naturwiſſenſchaften, Chemir und Zeichnen. Für Che: 
mie kommt noch ein fechftes halbes Jahr mit Arbeiten im Laborato: 
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cum bazu. Auch werben überhaupt noch mannigfache praktiſche Ar⸗ 
> beiten damit verbunden. Außerdem gibt es noch in den Hauptorten 
der Regierungsbezirke Lehranftalten für Tünftige Handwerker, in denen 
Schüler vom 12ten Jahre an im Rechnen, in der Geometrie, Me⸗ 
chanik, Chemie, im Zeichnen und Mobelliien 3 Jahre lang täglich 2 
Stunden Unterricht erhalten. 

In Sachſen gibt es verhältnigmäßig viele und theilmeife fehr 
vollkommene technologifche Anflalten. Den erſten Plag nimmt bie 
technifche Bildungsanflalt zu Dresden ein, zu deren Gunſten für die 
mit guten Genfuren entlaffenen Zöglinge die Bande des Zunftzwanges 
gelüftet find. Hiernaͤchſt erifticen in Zittau, Chemnig und Plauen 
mittlere Gewerbsſchulen, und in Dresden, Chenmig, Plauen und Zit⸗ 
tau Baugewerksfchulen. 

Balern wurden zu Münden, Nürnberg und Augsburg höhere 
technofogifhe Schulen unter dem Titel „polptechnifche Schulen” ers 
richtet. Jede berfelben hat 3 Jahrescurſe für jeden einzelnen Schüler, 
in denen veine Mathematik, darftellende Geometrie, Civilbaufunde, Me: 
chanik, Mafchineniehre, Phyſik, technifche Chemie, Geſchichte der Ge⸗ 
werbe, Zeichnen, Bofliren und Mobelliten in moͤglichſter wiſſenſchaft⸗ 
licher Höhe gelehrt wird. Außerdem gibt es feit 1833 in jedem Kreife 
eine vollfiändige Gewerbsſchule mit 3 Claſſen und 8 Jahrescurſen, In 
denen Arithmetik, Planimetrie, Stereometrie, Algebra, darftellende Geo⸗ 
metrie, Naturgefchichte, Phyſik, Vorbegriffe der Chemie, Anfanges 
gründe ber Mafchinenlehre, Technologie, deutfhe Sprache, Geographie, 
Geſchichte, Buchhaltung, Zeichnen, Modelliren und Bofliren gelehrt 
werden. 

In Stuttgart wurde 1832 der früher mit anderen Anftalten ver 
bunden geweſene technologifche Unterricht zu einer Gewerbsſchule mit 
Siährigem Gurfe auf das Lebensalter von 14 — 17 Jahren erweitert: 
Der Zugang’ ift frei, die Bedingungen find fehr mäßig. Es wird Larin 
gelehrt ebene Geometrie, Stereometrie, Zrigonometrie, Algebra, Ana: 
Infis, Mechanik, Maſchinenkunde, praktifche Geometrie, Zeichnen, Php: 
fit, allgemeine und technifche Chemie, Baukunft, Feuerungskunſt, Mi⸗ 
neralogie, Geognoſie, Botanik, Zoologie, Technologie, Geſchichte der 
Erfindungen, Kunftgefhichte, Mythologie, Religion, deutfche, franzoͤſi⸗ 
fdye und englifhe Sprache, Geſchaͤftsſtyl, Schreiben, Zeichnen und Mos 
delliren. Es fcheint, daß ber Lehrplan das Alter ber Schüler zu wenig 
berüdfichtigt hat und für daffelde viel zu umfänglidy if. 

In Hannover wurde eine technologifhe Anftalt unter dem Titel 
einer „höheren Gewerbsfchule” im Jahre 1831 errichtet. Ihr Cure iſt 
nah dem Erfordbern auf 2 — 4 Suhre berechnet. Im erften Jahre 
wird Elementarmathematik, Zeichnen, Zoologie und Botanik, im zweil⸗ 
ten Sabre für alle Schüler Technologie, Zeichnen, Mineralogie und Phys 
fit, dagegen für Künftter, Baukuͤnſtler u. f. m. höhere und angewandte 
Mathematit, für Chemiker auch nocd Chemie gelehrt. Im britten 
Fahre wird den mechaniſchen Künftlern in ber Mafinentehre ‚im Mas 


340 Zechnologie. 


Tchinenzeichtten und in ber Mineralogie, ben Chemikern in chemifchen 
Arbeiten und der Mineralogie, den Baukuͤnſtlern in der praktifchen Geo: 
metrie, im der Mafchinenlehre und im Maſchinen⸗ und Gituations- 
zeichnen Unterricht ertheilt. Das vierte Jahr iſt zu dem Unterrichte 
fie Baufünftler in der Baukunſt, Im Bauzelchnen und in der Bude 
haltung beſſimmt. Cine mechaniſche Werkftätte gibt Gelegenheit zu 
prateifchen Arbeiten, 

Noch find zwei technologiſche Unterrichtsanftalten von großer Aus- 
zeichnung in Baden. Es ift dies die im Jahre 1832 zu Karlsruhe 
mei organifiete polptechnifhe Schule und die zivar abgefondert, aber 
unter der obern Leitung berfelben Dicection beſtehende Reatfchute. 

Dleſe letztere iſt mehr eine Worbereitungsanftalt. Sie nimmt ihre 
Schuͤler mit dem vollendeten 18ten Jahre auf, fordert von Ihnen einige 
Kenntniß der Grammatit aus der deutfchen Sprache, einige Fertigkeit 
im frlfttichen Ausdtucke and im Dictirfhreiben, aus der frangöfifchen 
Sprache einige Uebung im Lefen und Ueberfegen und die Elemente der 
Formenlehre, einfchließlich der Conjugation der Hälfswörter; dagegen 
tehet fle.in 2 Claſſen Religion, deutfhe und franzoͤſiſche Sprache, Arith- 
metit, Geometrie, populdre Mechanik, etwas Naturlehre, aus der Nas 
turgefchichte das Mineral: und Pflangenweih, Weltgefhichte, Kalll: 
graphie und Zeichnen. 

In der polytechniſchen Schufe Hilden die mathematifchen Claffen, 
deren zwei find, die Grundlage. In der erften wird zur Aufnahme 
das vollendete 15te Jahr und der Befig der gewöhnlichen Schulfenntniffe, 
der gemeinen Arithmetik mit Rechnenfertigkeit und mathematifcher Kennt: 
niſſe, wie fie in der Realſchule erworben werben, als Bedingung ers 
fordert. Sie lehrt dagegen höhere Arichmetit, Algebra, Geometrie, 
ebene Trigonometrie, freied Hand» und geometrifches Zeichnen, Ftan⸗ 
oͤſiſch, Weltgefhichte und Naturgefhichte. Die zweite Claſſe erfordert 
das Alter von 16 Jahren und das Vorhandenfein der eben bezeichneten 
Kenntniffe. Sie ehrt dagegen bie. Analyſis, höhere Gleichungen, 
XTeigonometrie, Curvenlehte, darftellende und praktifche Geometrie, Eier 
mentarftatit, Phyſik, deutſche und franzoͤſiſche Sprache und Modelliren. 

Von da an gehen die Zoͤglinge entweder in das praktiſche Leben, 
oder in die verſchiedenen in der Anſtalt zuſammengefaßten Fachſchulen 
über, welche letztere nur Eleven aufnehmen, die alle Kenntniffe mit— 
beingen, weld;e in jenen Glaffen zu erwerben find. Hierher gehört die 
Jngenieurſchule für das Givitingenieurwefen, deren Curfus fodann noch 
3 Jahre dauert, und welche analytiſche Geometrie , ſphaͤriſche Trigono⸗ 
metrie, Sunctionenlehre, Differential» und Integralrechnung, Elemen—⸗ 
tarmechanik und Hpdraulik, höhere Mechanik, darftellende und prak⸗ 
tifhe Geometrie, Maſchinenkunde und Maſchinenbau, allgemeine tech—⸗ 
niſche Chemie, Mineralogie und Geognofie, Strafen, Waffer- und 
Bruͤckenbau, Architektur, Technologie, höhere Geodaͤſie und Encyklopaͤ— 
die des Induſtriemaſchinenweſens lehrt, und im Modelliren, Zeichnen 
und praktiſchen Arbeiten übt. Ferner gehört hierher zum größten 


. 
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Theile die Bauſchule mit einem Sjaͤhrigen Curſus, der in den beiben 
erften Jahren mit den mathematifchen Clafjen zum Theil conform ift, 
zum Theil das Beduͤrfniß gewoͤhnlicher bürgerlicher Bautechniker befons 
ders, berüdfichtigt, in den drei legten Fahren aber den höheren und 
artiftifchen Theil der Baukunſt binzufügt. Es gehören ferner dazu bie 
Forſtſchule und die höhere Gewerbsſchule, welche letztere im erſten 
Sabre die allgemeine techniſche Chemie, die Elementarftatif, die daritels 
Iende und praktiſche Geometrie, die Geſchichte, die Buchhaltung, die 
Handelsiehre, Sranzöfifh und Kalligraphie und freie Handzeichnung 
lehrt. Im zweiten Jahre kommen fpecielle technifche Chemie, Elemens 
tarmechanik, Maſchinenkunde und Mafchinendbau, Mineralogie und 
Geognoſie, Architektur, Waſſer⸗ und Straßenbau, Zechnologie, phyfi⸗ 
[he Geographie, Ethik und Aeſthetik dazu. Ein drittes Jahr kann 
noch durch einen zweiten Curs über Mafchinentunde und Maſchinenbau 
und durch Encyklopaͤdie des Induſtriemaſchinenweſens angefüllt werben. 
Endlich gehört noch dazu die Hanbdelsfchule, mit ihren Worträgen über 
Handelsiehre, Buchhaltung, Handelscorreſpondenz, Faufmännifche Arith⸗ 
metik, Waarenkunde, Handelsgeogrophie, Handelsgeſchichte, franzoͤſiſche 
und engliſche Sprache mit ihrer Kalligraphie und ihrem Zeichnen. 

Alle die verſchiedenen eben angefuͤhrten Errichtungen technologiſcher 
Schulen beweiſen, wie entſchieden dieſe neue Idee ſich Platz gemacht 
hat, und wie ſehr ſie hervorgetreten iſt. An manchen Orten iſt man 
allerdings hinter ihr bei Errichtung der neuen Schulen etwas zuruͤck⸗ 
geblieben; aber an den meiſten Orten hat man ihr dabei alle Gerech⸗ 
tigkeit widerfahren laſſen und ſcheinbar eher zu viel, als zu wenig 
gethan. Aber die Wahrheit der Idee iſt jedenfalls durch ihre prak⸗ 
tiſche Anwendung vollſtaͤndig erwieſen. Schmidt. 

Telegraph. — Schon in den aͤlteſten Zeiten dachte man bei 
den Trojanern, bei den Griechen und bei den Galliern daran, die Fern⸗ 
ſchreibekunſt zu erdenken. Wirklich erzaͤhlt uns auch der trojaniſche 
Taktiker Aeneas, daß einige Verſuche, die Buchſtaben des Alphabets in 
gewiſſer Entfernung durch Zeichen auszudruͤcken, gelangen. Gleichmaͤßig 
beſchreibt uns Polybius ein von den Griechen erdachtes Verfahren, die 
Buchſtaben zu ſignaliſiren, und Caͤſar und Vegetius erwaͤhnen, daß die 
Gallier Feuerſignale und Balken, die in verſchiedenen Stellungen an 
Thuͤrmen befeſtigt wurden, zur Mittheilung verſchiedener Nachrichten be⸗ 
nutzt haben. Aber das Syſtem der Trojaner ging nur zur Nachtzeit 
und auch da noch ſo langſam von Statten, daß, nach der Methode des 
Aeneas, waͤhrend einer Nacht kaum zwei oder drei Worte zuſammengeſetzt 
werden konnten. Die Griechen aber und die Gallier hatten zwar Sp: 
ſteme erdadht, allein niemals ihre wirkliche Ausführung verſucht. Somit 
blieb auch die ganze Sernfchreibetunft auf ſich felbft beruhen, wenn ſchon 
bie Grundzüge der in neuerer Zeit zum Xelegraphiren benusten Mittel 
bereit8 damals angedeutet zu fein fcheinen. 

In neuerer Zeit gerieth Claude Chappe zu Anfange ber franzöfis 
ſchen Revolution zunaͤchſt auf die Idee, fi) mit Hülfe der Fernſchreibe⸗ 
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Hünft mit einigen etliche Stunden von ihm lebenden Freunden in Cor⸗ 
tefpondenz zu feben, und es gelang ihm nicht nur, zunddhft den Mitteln 
dazu auf die Spur zu fommen, fondern fpäterhin auch feine Vorrich ⸗ 
eu im Großen ausführen zu tönnen. Er reichte darauf im Sabre 
1792 bei der Nationalverfommlung zu Paris die Befchreibung der 
von ihm erfundenen und Telegtaph oder Fernſchteibmaſchine benannten 
Maſchine nebft dem Plane zur Errichtung von telegraphiſchen Verbin 
dungen ein und wurde bereits 1793 mit Errichtung der erften telegra= 
phiſchen Linle von Paris nad Lille beauftragt. he fie noch fertig 
wurde, ging die Feſtung Conde an bie Defterreicher Über, Kaum aber war 
fie fertig, fo brachte die Telegraphenlinie die Nachricht, daß bie Feſtung 
Conde wieder an die Franzofen zuruͤckgefallen war. Der Convent benachrich⸗ 
tigte durch den Telegraphen, daß er disfe Stadt in Mordlibre umgetauft 
babe, und erhtelt bie wirkliche Ausführung feines Beſchluſſes auf demfelben 
Wege zur Antwort. ” 

‚Der Chappe’fhhe Telegraph befteht Überall in einem frei und hoch ge= 
legenen Beobahtungshäuschen , über deſſen Dache ſich eine Säule erhebt, 
auf deren oberen Ende fich ein fo beiweglicher Balken befindet, daß er hort- 
zontal, ober in virfdjiebener Neigung gegen den — ſtehen kann. Er 
befteht aus drei verfchiebenen und befonders beweglichen Theilen, aus 
einem Balken in der Mitte und an jedem Ende deifelben aus einem Arme. 
Bringt man biefe brei beweglichen Theile in alle mögliche von einander ver⸗ 
ſchledene Lagen, welche ohne Gefahr einer Werroechfelung noch deutlich er⸗ 
tennbar find, fo erhätt man 256 ganz weſentlich von einander verſchie⸗ 
dene Formen, Die beweglichen Theile, oder der Balken nebft den Ar 
men, werben vom Innern des Beobachtungslocales aus duch Drähte 
ober Schnuren geftellt, welche mit einem einfachen Mechanismus ver 
bunden find und im Innern des Beobachtungshaufes an einem Elei: 
nen Telegraphen genau biefelben Veränderungen hervorbringen, welche 
der große erfährt. Zwei mit einander in einer Linie correfpondirende 
Zelegraphen find etwa drei oder vier Stunden weit von einander ent 
fernt, fo daß jeder von dem anderen aus auf das Deutlichfte gefehen 
merben kann. In dem Beobachtungslocale eines jeden find. zwei ver» 
ſchiedene Fernröhre nach dem vorhergehenden und folgenden Telegraphen 
gerichtet, und jedes auf einem berfelben bemerkte Zeichen wird von dem 
Zelegraphen aus, auf welchem «8 wahrgenommen wird, längftens in 
Zeit von vier Secunden nachgemacht und fo lange aufrecht erhalten, 
bis es der folgende Telegraph wiederum nachmacht, was in der Negel 
innerhalb zwanzig Secunden geſchieht, wenn er es überhaupt wahr: 
nimmt. 

Die Zeichen find Ihrer Deutung nad nur an den beiden End: 
puncten jeder Zelegeaphenlinie befannt. Sie wird bei der großen An= 
zahl disponibler Zeichen häufig verändert und iſt aud wohl für ver⸗ 
f&hiedene Orte und zu verfchiedenem Zwecke eine verſchledene, um uns 
"berufenen Beobachtern von Zwiſchenſtationen die Möglichkeit zu entzie- 
hen, fi in Kenntniß der vorbeipaffirenden Depefchen zu fegen. Uebri— 
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gend wurde nach ber Erbauung ber erften Telegraphenlinie von Parks 
nach Lille Befehl zu Errichtung mehrerer anderen Linien gegeben, unb 
es wurden bald folgende Linien nody ausgeführt: 

1) von Paris bis Calais; 

2) von Paris bis Straßburg ; 

3) von Paris bis Zoulon; 

4) von Paris bis Bayonne; 

5) von Paris bis Breſt. 

Freilih war die ganze Erfindung noch unvollſtaͤndig; fie war bes 
Nachts gar nicht, und am Tage bei trübem oder regnerihtem Wetter 
nicht brauchbar. Ueberdies murde Claude Chappe’n die Ehre der ganzen 
Erfindung ftreitig gemacht und den Zrojanern und Gricchen beigelegt, 
fo daß diefer in eine tiefe Melancholie verfant und am 26. Januar 
1805 , indem ee ſich in einen Brunnen ftürzte, fein Leben endigte. 

Bald nad) der Errichtung ber franzoͤſiſchen Zelegraphenlinie bes 
gann man in England Zelegraphenlinien und Zelegraphen mit veräns 
derten Mitteln zu erbauen. Man ftellte über dem Beobadhtungshaufe 
ein Gerüft mit fechs beweglichen Klappen auf, die entweder gefchloffen 
ober geöffnet werben koͤnnen und fo, nad ber Ordnung und Anzahl 
der in Bewegung gefesten Klappen, 64 verfchiedene Zeichen hervor⸗ 
bringen. 

An neuerer Zeit wurde noch in Preußen eine telegraphifche Vers 
bindung zwiſchen den Rheinprovinzen und Berlin bewerkſtelligt, bei 
welcher durch die Anbringung de Mechanismus eine fehr bedeutende 
Vervielfältigung ber Zeichen ermöglicht mourde. Dies gefchah, weil an 
der fenkrecht über dem Beobachtungshauſe ſich befindenden beweglichen 
Säule drei Paar bewegliche Arme angebracht find. 

Bei allen diefen eben befprodyenen Einrichtungen herrſchten jedoch 
immer große Mängel vor, weil fie nur an heiteren Tagen auszuführen . 
waren. Man fing indefien fhon in den erflen Jahren des gegenwaͤrti⸗ 
gen Jahrhunderts, namentlih im Sahre 1808 , an, zu München auf 
Sömmering zu hören, welcher einen elektrifchen Zelegraphen angab. 
Indeſſen konnte man fi) von der Ausführbarkeit deffelben damals noch 
nicht überzeugen, weil man ben Zufammenhang zwiſchen Elektricitaͤt 
und Magnetismus noch nicht kannte. Erſt als man buch Derftedt 
und Faradai davon überzeugt war, wurde die Möglichkeit anerkannt. 
Der elektromagnetiſche Telegraph, ber erſte wirkliche Telegraph, iſt durch 
die geiſtreichen Combinationen des Hofraths Gauß und Profeſſors W. 
Weber zu Goͤttingen und des Profeſſors Steinheil zu Muͤnchen in 
einer Vollkommenheit, in welcher er jetzt ſchon beſteht, ohne noch im 
Großen ausgefuͤhrt zu ſein, entſtanden, und iſt um ſo gewiſſer als eine 
deutſche Erfindung anzunehmen, als gleichzeitig in Frankreich, Nordame⸗ 
rika und England derartige Einrichtungen angegeben worden ſind, welche 
den bei uns beantragten weit nachſtehen. Im Allgemeinen koͤnnen 
wir auf das polytechniſche Centralblatt von 1838 (Blatt 480) und auf 
Dr. Gteinheit, über Zelegraphie (Münden, 1838), verweifm und daraus 


344 Territorium, Territorialprincip und Territorialhoheit. 


5 die Verſicherung — daß das Telegraphiren auf dieſe Weiſe ganz un⸗ 
abhängig von der Witterung und Tageszeit iſt daß bei demfelben fut 
alle irdiſche Entfernungen‘ nicht der mindefte Zeitverluſt Statt findet, da 
die elektrifchen Strömungen ſich noch ſchneller verbreiten, als das Licht; 
daß die Aufeinanderfolge der Arichen etwa fo geſchwind iſt, wie das Ent- 
ſtehen eines Wortes unter der Hand eines typographiſchen Setzers; daß 
eine Zwiſchenſtation durchaus nicht vorausgefegt zu werden braucht, ob⸗ 
gleich an einer oderi mehreren Bwifchenflationen ein Zeichen zugleich mit 
der Telegraphirung für die Endftation wahrgenommen werben ann 3 baf 
die Abnahme des Zeichens durch das Gehör erfolgen und troß dem bie 

Depeſche auch von dem Mechanismus ſelbſt wiedergefchrieben . 
ann; daß .der Zeitpunet , wo die Ucbertragung einer Depefche erfe 
* durch ein ſich dem Aufſeher aufdringendes Zeichen, durch —& 
eines Weckers, angegeben wird, und daß zwiſchen den beiden Endpuncten 
nicht die mindefte Andeutung einer telegraphifchen Verbindung fihtbar 
iſt, indem diefelbe nichts als einen in das Erdreich eingelegten Metall: 
draht zwiſchen den beiben Endpuneten vorausfeht. 

Man fieht alfo jedenfalls im Begriffe, auf dem Felde ber Kele: 
geaphie einen großen Fortfehritt zu maden, und wird mit der Beit un: 
bezweifelt elekteomngnetifche Zelegraphen einführen, mit denen man zur 
Tages: und Nachtzeit und bei jeder Witterung operiren, und zwar uns 
tee allen Umftänden gefchwinber operieen kann, als es mit dm von 
Claude Chappe zuerfi erfundenen Telegraphen möglich ift- 

Die Sache wird überdies durch die bevorjtehende allgemeine Ein: 
führung der Eifenbahnen, welche in England und Belgien fhon Statt 
gefunden hat, und in ganz Deutfchland und ganz Frankreich in nächfter 
Zukunft zu erwarten iſt, noch leichter, weil diefe Eifenbahnen zugleich 
als bie beften und ſicherſten Leiter der Linien der eleftromagnetifhen Te: 
legraphen beugt werben koͤnnen. Nach dem gegenwärtigen Vorſchlage, 

\ einen blofen Metalldraht in der Erde durdyzuführen, wird die Sache 
bedenklich, und biefer Metalldraht oder diefe Metaldrähte koͤnnen leicht 
von feindlich gefinnten Menfchen zerftört werden, ober es müffen, um 
dieſe Zerſtoͤrung zu verhüten, zahlreiche Wächter Tag und Nacht längft 
der Linie hin poftirt werden. Dies wuͤrde natürlich viel Geld Eoflen 
und dennoch nichts einbringen, weil man natürlid die Telegraphen⸗ 
Une nit an Privatleute ablaffen und fomit Leine Einkünfte von 
derfelben beziehen koͤnnte. Sobald aber Eifenbahnen gebaut werden, 
fo koͤnnen fie als Leiter für die eleftcomagnetifhen Telegraphen dienen, 
und die beftellten Eifenbahnmärter koͤnnen zugleich nebenbei die ohnehin 
ſodann unbedeutende Auffiht über diefe Zelegraphenlinie führen. 

Schmidt. 

Territorium (Staatsgebiet), Territorialprincip und 
Territorialhoheit. — Xerritorium ift ein Landflrih, welchen 
ein Volk oder ein Wölkerflamm im Verhaͤltniſſe zu anderen Völkern oder 
Stämmen ausſchließlich einnimmt, alfo ein Landſtrich, welcher der polis 
tiſchen Regierung (dev gefeggebenden und vollziehenden Gewalt) eines 
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gewiſſen Herrſchers unterworfen if. Das Staatsgebiet ift für den Be⸗ 
griff des Staates als die dingliche Worausfegung feiner Eriitenz ein 
nicht minder wichtiges Moment, wie das Volt und der Souverdn, oder 
das beherrſchte und herrſchende perfäönliche Moment, daher denn auch 
Fein Volk eher in die Reihe der Staaten eintreten Bann, bevor «6 ſich 
nicht ein ausfchließliches Gebiet erworben bat. Seinem Begriffe nad 
follte ein jedes Staatsgebiet ein gefchloffenes (territorium clausum) 
fein; denn nur wo dieſes der Fall ift, vermag die Staatögewalt mit 
der erforderlichen Energie zu handeln und ben Anforderungen, welche 
das Volk an die Regierung zu ftellen berechtigt ift, auf eine zweckmaͤ⸗ 
Bige Weife zu entfprechen. Deffenungeachtet gab es in dem Mittelalter 
auch nichtgefchloffene Zerritorien (territoria non clausa), d, h. Länder, - 
in welchen bie Staatsgemwalt eines Herrſchers nicht allenthalben, noch 
auch in einem entfchieden größeren und zufammenhängenden Theile ans 
erfannt war, fondern eine Anzahl verfchiedener Derrfchaften und Sou⸗ 
veränetäten fid) mehrfach, durdkreusten. So war z. B. Öberitalim 
(die Lombardei) zur Zeit des deutfchen Reiches ein ſolches nicht gefchlofs 
fenes Territorium in Bezug auf die Herrfchaft des beutfchen Kaifers, 
da feine Staategewalt, wenigfiens in dem letzten Jahrhunderte der 
Reichsverbindung, nur noch in einzelnen Gegenden und von einzelnen 
Fuͤrſten und Republiten diefes Landes anerfannt wurde. Das Nature 
widrige eines ſolchen Verhaͤltniſſes war überall, wo es vorkam, zu fehr 
fühlbar, als daß nicht die Politik ſich mit einer gleichfam unabweisba⸗ 
ven Nothwendigkeit hätte dahin gedrungen finden müflen, die möglichfte 
Arrondirung der Zerritorien zu erficeben, wobei man freilich oft weder In 
der Wahl der Titel, noch in der Wahl der Mittel ängftli war, wenn 
es darauf ankam, das Gebiet beffer abzufchließen. Nach den großen Um: 
waͤlzungen, welche die europdifchen Staaten in den lebten drei Jahr; 
hunderten erlitten haben, wurden endlidy die Zerritorialverhältniffe ders 
felben wenigſtens in ihren huuptfäkhlichften Grundlagen durch die Wiener 
Gongreßacte vom 9. Juni 1815, und für die deutfchen Staaten nod) 
überdies befonder6 auf der durch die Wiener Gongreßacte gefchaffenen 
Grundlage durch den Frankfurter Zerritorialreceß vom 20. Zuli 1819 
geordnet. Doch find auch hiernach noch einige Anomalieen geblieben, 
indem theils einige Staaten größere Provinzen befigen, welche nicht 
mit dee Hauptmaſſe des Staates unmittelbar zufammenhängen,, wie 
3. B. der Antheil Baierns an ben theinpfätzifchen Ländern, theils ein» 
zelne Staaten noch Eleinere Beſitzungen (einzelne Ortſchaften) haben, 
welche von bem Gebiete eines andern Staates vollftändig umſchloſſen 
find. Ueberdies find die größeren deutfchen Staaten fämmtlid aus. der 
allmäligen Vereinigung verfchiebener früher feibftftändiger Territorien, und 
zwar meiftens duch Bermittelung fehr verfchiedener Titel, wie Eaiferli- 
her Verleihung, Erbſchaft, auch felbft Eriegerifche Eroberung u. f. w., 
entflanden. Befonders Vieles trugen auch hierzu bie vielen Saͤculari⸗ 
fationen geiftlicher Zerritorien bei, womit theilweife ſchon kald nad dem 
Beginne der Reformation der Anfang gemacht und feitbem damit fort: 
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gefahten worden war, bis der Luͤneviller Frieden (1801) die Sheulas 
vifation aller noch übrigen geiftlichen Xertitorien (mit Ausnahme eines 
für den Kurfürften Ergeanzler new zu bildenden Territorlums) ausſptach, 
um dadurch die weltlichen Fuͤrſtenhaͤuſer zu entſchaͤdigen, melde durch 
die Abtretung des Linken Rheinufers an Frankreich Verluſte erlitten 
hatten. Noch eine andere, im größerem Maßftabe auf einmal durchge⸗ 
führte Vereinigung mehrerer dei Territotien fand Statt in Folge 
des Abſchluſſes der Rheinbundsacte vom 12. Juni 1806, in Folge des 
ten nicht nur die geſammten Gebiete der reichsfreien Mitterfehaft, fondern 
auch viele Territorien fürftlicher und geäflicher Geſchlechtee ais Opfer 
der damaligen europdiſchen Bewegungen fielen und mit dem Verluſte 
ihrer früheren Selbſtſtaͤndigkeit und Landeshoheit den Kerritorien andes 
ver glücklicherer Fürftenhäufer einverleibt wurden. Webrigeng haben ſich 
auch alle übrigen großen Staaten Europas durch ſolche allmälige Ver: 
einigung mehrerer, früher felbftftändiger Territorien gebildet. Man 
et mehrere Arten der Verbindungen, im welche früher felbft- 
fändige Territotrien kommen koͤnnen? I. die Perfonalunion, 
wenn nämlich zwei am ſich felbftftändige Territorien nur dadürcd ver» 
bunden find, daß mach dem im jedem derfelben geltenden Succeſſions ⸗ 
Hefege durch zufällige Uebereinftimmung derſelben die naͤmliche Pet— 
fon zur Megierung in beiden Staaten berufen wird, In diefem 
Falle behalten beide Territorien ihre volle politifche Unabhängigkeit von 
einander, und die Verbindung unter einem Herrfcher ift meift nur vors 
übergehend und ft ſich von felbft in dem Augenblicke wieder auf, wo 
durch eine Abweihung der Succeffionsordnungen verfchiedene Perfonen 
im den einzelnen Gebieten zur Thronfolge berufen terden.‘ In einer 
ſolchen Verbindung fanden England und Hannover fo lange, bie der 
Eintritt der cognatifchen Gucceffion in erſterem biefe Verbindung auf: 
Kpte. — II. Die Realunton. Diefe findet Statt, wenn die Perfon, 
welche durch das Thronfolgegefeg bes einen Landes zur Meglerung berufen 
iſt, eben darum von Rechtötwegen (ipso jure) auch zur Regierung eines an- 
dern felbfiftändigen Landes berufen iſt, fo daß alfo gleichfam ein Land dem 
andern bleibend ben Staatsherrſcher gibt, und ietzteres unbedingt das Thron · 
ſueceſſionsgeſetz des erſten für ſich als verbindlich anzuerkennen hat. Im 
Uebrigen pflegt auch hier jedes Land feine eigene Verfaffung und Regierung zu 
haben. Bei ſolchen Verbindungen erſcheint das Land, deſſen Thronfue⸗ 
eeffionsgefeg maßgebend iſt, als da6 Hauptland, bie übrigen al Ne: 
bentänder, ohne Rüdfiht auf etwaige Verfchiedenheit der Größe der 
einzelnen Ränder. II. Die Incor poration. Diefe iſt eine Unterart, re⸗ 
fpective eine weitere und ſtrengere Entwidelung der Realunion, zu weicher 
dfefe überall im Laufe ber Zeit naturgemäß fortſchreitet. Incorporation 
ift dann vochanden, wenn für die vereinigten Gebiete nicht nur ein 
und daſſelbe Thronſueceſſionsgeſetz, fondern auch ein und baffelbe 
politifhe Grundgefes, und fomit biefelbe politifche Verfaffung 
befteht, fo daß, wenn leßtere eine repräfentative iſt, für faͤmmt⸗ 
Ihe Länder auch nur eine einzige Mepräfentation vorhanden ift, wonach 
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alfo bier die Unterfcheidung von Haupt» und Nebenländern hinwegfaͤllt. 
Dhne Einfluß auf den Begriff der Incorporation ift es hierbei und 
damit wohl verträglih — (wenn auch nicht ohne Inconvenienzen -und 
Nachtheile für das Ganze) — daß in ben einzelnen Incorporirten ans 
destheilen in Bezug auf die Civil⸗ und Griminaltechtspflege oder auch in 
einzelnen Imeigen der Adminiftration verfchtebene Geſetzgebungen beftes 
ben; fo 3. B. in den preußifchen Provinzen, in der baierifhen Rhein⸗ 
pfalz u. fe. wm. — Uebrigens pflegen Sincorporationen nur da von Be⸗ 
ftand und bleibendem Vortheile zu fein, wo fih in ben incorporirten 
Provinzen keine ftreng unb feindlich ausgeprägten Gegenſaͤtze verſchiede⸗ 
ner Nationalitäten und religiöfer Gonfeffionen finden, und es ber 
Staatsregierung möglich ift, bie fich leicht erzeugende Meinung zu bes 
fiegen, als wenn, der Incorporation ungeachtet, doch nur zum Vortheil 
und im Intereſſe eines einzelnen bevorzugten Landes regiert "würde. 
Wo aber gegenthellige Verhättniffe obmwalten, wird naturgemäß in jes 
nen Gebietstheilen, welche ſich zurüdgefest oder in ihrer Nationalität 
ober confeffionellen Freiheit bedroht glauben, ein fortwährendes Streben 
nach Wiederauflöfung der Incorporation hervortreten, wie ein folches 
gegenwärtig in Irland unter ben Namen ber Repeal (d. h. bes Wis 
derrufes der Union mit England) die Gemüther in Aufregung gebracht 
bat. — In einem jeden Staatsgeblete Tann man entfprechend den na⸗ 
türlihen Elementen, aus welchen e8 zufammengefegt ift, Land⸗ und 
Waffergebiet und bei legterem meiter Fluß: und Seegebiet uns 
terſcheiden (dieſes nämlich in fo weit, als fich ein Theil des Meeres 
feiner natürlichen Lage nad von dem Lande aus ober durch fländige 
Sciffsftationen bleibend beherrſchen läßt). In einem Staate, deſſen 
DOrganifation auf vernünftigen Principien beruhen will, muß für das 
Staatsgebiet eine breifahe Qualification in Anfpruh genommen 
werden: 1) ber Charakter der Freiheit; 2) der Uncheilbarteit 
und 8) der Unveräußerlichkeit. — Unter der Freiheit des Staats» 
gebietes verficht man bie Unabhängigkeit deffelben von einer fremden 
Staatsgewalt, welche als die Folge der Souveränetät des Staates felbft 
erfcheint. Zur Zeit des beutfchen Reiches waren die bei Welten meiften 
beutfchen Staaten binfichtlic, ihrer Freiheit dadurch beſchraͤnkt, daß fie 
feudal, d. 5. in Lehensabhängigkeit von Kalfer und Neid, ober auch 
von einem anderen Reichsftande waren. Mit der Auflöfung bes deut⸗ 
[hen Reiches hat aber die Feubalität in Bezug auf fämmtliche ſouveraͤn 
gewordene Staaten aufgehört, fo daß jest der Grundfag der Freiheit 
der deutfchen Staatsgebiete durchaus anerkannt iſt. Kür die Rhein⸗ 
bundsflaaten war diefer Grundfag fchon durch den Art. 34 ber Rheins 
bundsacte vom 12. Zuli 1806 ausgefprochen worden; unter den uͤbri⸗ 
gen deutſchen Staaten wurden bie früher unter ihnen beftandenen fett- 
daliftifchen Verbindungen durch befondere Staatsverträge aufgehoben. 
Gegenwaͤrtig ftehen nur noch die flavifchen Donaufürftenthämer in einer 
lehensaͤhnlichen Verbindung zu der Pforte. — Auch der Srundfag der 
Untheitbarkeit war in dem Älteren deutfchen Staatsrechte nicht unbedingt 
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anerkannt. ( Vergl. den Artikel „Succeffion”). Im ber neueren Zeit 
iſt er in den meiften Berfaffungsurkunden aufgenommen worden. — 
Dag Gleiche ift der Fall hinfichtlih des Grundfages der Unverdußer 
lichteit, indem nunmehr in den meiften Verfaffungen beftimmt ift, daß 
eine Abtretung des Landes oder von Landesthelien an einen austwärtigen 
Souverän niht ohne Zuſtimmung ber Landflände Statt finden dürfe, 
Usherbies ift durch die Schlußacte der Wiener Minifterialconferenzen vom 
15. Mai 1820. Art. 6, ausdtiicklich beffimmt, daß Fein dem deutfchen 
Bunde einverleibtes Gebiet ohne deffen Zuſtimmung an einen nicht 
zum beutfchen Bunde gehörigen Staat veräußert werden bürfe. — Da 
fid) im und mit dem Territorium in räumlicher Weziehung bee Wir: 
kungskreis einer conereten Staatsgewalt beflimmt, feine Staatsgewalt 
aber in ihrem Gebiete anders als erclufin wirken kann, eben darum 
aber auch die Staatsgewalt alle Perfonen und Sachen innerhalb ber 
jen ohne Ausnahme beherefcht, fo liege im dem Begriffe des 
Zereitoriums auch zugleich die Megel für die praktifche und concrete Um: 
fangsbeftimmung für die Staatsgewalt ſelbſt, nämlid das fogenannte 
Zereitorialprineip, welhes man gemeinhin in ber Formel auszus 
drüden pflegt: „Quidquid est in territorio, est de territorio.* Da 
aber, wie eben bemerkt murde, Fein Staat ohne Territorium gedacht 
merben kann, und jeder Staat in der Reihe der hiſtoriſchen Erfcheinun: 
gen nur duch fein Territorium befteht, fo ergibt fid) hieraus die wel⸗ 
tere Bedeutſamkeit bes Territorialprincips in der Art, daß, wie man 
auch über den Rechtsgrund ber Staatsgewalt an fi) denken möge, 
in praftifcher und hiftorifher Beziehung der Grund, aus weldem ein 
Herrſcher einen gewiſſen Staat wirklich regiert und regieren kann, d. h. 
die unerlaͤßliche factifche Vorbedingung der wirklichen Ausübung einer je— 
den Staatögewalt, die Innehabung (der Befis) des Territotiums if, 
fo daß mit der Erwerbung eines Territoriums (fei diefe fogar auf mis 
derrechtlichem und rein gewaltſamem Wege gefchehen) ſtets und implicite 
eine Souveränerät und Staatsregierung erworben, und umgekehrt mit 
dem Verlufte bes Territoriums immer zugleich die Souveränetät und Re: 
gierung (wenn gleidy nicht der Anſpruch auf MWiederherftellung in bie: 
felben) verloren ift. — So mie das Territorium das dingliche Funda⸗ 
ment des gefammten Staates ift, fo iſt es auch zugleich das erfte Dbiect 
für die Thaͤtigkeit der Staatsgewalt. Die Befugniffe, weiche der Staatäge: 
walt in Bezug auf das Staatsgebiet zulommen, bilden in ihrer Gefammt: 
heit den Begriff der Zerritorialhoheit (Landes: oder Gebietshohelt), 
welches fomit ais das erſte weſentllche Hoheitsrecht im Spfteme der Hoheite: 
techte erfcheint. ( Vergl. ben Artikel Hoheitsrechte“). Die Territorial⸗ 
hoheit iſt aber nicht etwa als ein Eigenthumsrecht der Stantögewalt ober 
des Souveräns an Grund und Boden im privatrechtlichen Sinne aufzu 
faflen, fo daß ber Staat oder der Souverän als ein Dbereigenthümer 
ober Grund: und Patrimonialherr erſchiene — welche durchaus irrige An⸗ 
fiht zu dem verkehrteſten Folgerungen führen würde — ſondern fie 
muß, wie ein jedes andere Hoheitsrecht, als ein politifhes Recht, 
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db. 5. al& der Inbegriff der gefesgebenben und vollziehenden Ges 
malt des Staates in Bezug auf das Land als der dinglidhen Grund⸗ 
lage des gefammten Staatsvereines aufgefaßt werden. Die Territorial⸗ 
hoheit begreift daher die Berechtigungen der Staatögewalt, die Bedin⸗ 
gungen vorzuzeichnen und zu handhaben, unter welchen fie den Eintritt 
und den Aufenthalt in dem Staatögebiete geftatten will, fo wie das 
Recht, alle Perfonen, welche fi) nur mit einer als precär ertheilten 
Staatserlaubnißg in dem. Staatsgebiete aufhalten, daraus beliebig und 
ohne Angabe von Gründen und ohne gerichtliche Procedur (auf rein 
polizeilichen Wege) wieder hinwegzuweiſen; desgleihen das Recht, einen 
jeden Fremden, welchen die Regierung aufgenommen oder zugelaflen . 
bat, zu ſchuͤtzen und deſſen Auslieferung fogar feiner eigenen Regie 
rung gegenüber zu verweigern, in fo fern nicht durch befondere Staats⸗ 
verträge der Regierung in diefer Beziehung eine befondere Verpflichtung 
auferlegt iſt. Wermöge dieſes Hoheitsrechtes ift aber die Staatsregie⸗ 
rung, welche ſich gegenüber nur Unterthanen Eennen kann, befugt, 
von dem Fremden, welchem fie den zeitweiligen Aufenthalt im Lande ge⸗ 
ftattet hat, für die Dauer diefes Aufenthaltes die Leiftung des ſtaats⸗ 
bürgerlihen Gehorfams, mie von ihren eigenen Unterthanen, fo wie 
die Erfüllung der befonderen Verpflichtungen und Laften zu fordern, 
welche fie dem Fremden insbefondere aufzulegen für gut gefunden hat. 
Eden fo liegt in der XZerritorialhoheit die Befugniß des Staates, bie 
Bedingungen des Erwerbes und der Ausübung von Eigenthums⸗ und 
anderen dinglichen Rechten an beweglichen und unbemweglihen Sachen 
zu beflimmen, fo wie auch Sachen dem Verkehre ganz zu entziehen, 
oder ihnen eine befondere Heiligkeit (sanctitas) beizulegen, d.h. ihnen 
einen befonderen Schutz (Frieden) zu gewähren, und ihre: Verlegung 
oder Entwendung mit höheren Strafen zu belegen, weshalb ſolche Ge⸗ 
genftände auch beftiedete Sachen genannt werden. Als Ausfluß ber 
Zerritorialhoheit erfcheint in Deutfchland auch der fogenannte Ter⸗ 
ritorialretract, ale bie den Inlaͤndern noch in vielen Staaten zu: 
ftehende Befugniß, einen ausländifchen Käufer einer Immobilie duch 
Erlegung des von ihm verfprochenen Kaufpreifes zu entfernen. Ins⸗ 
befondere aber dußert fih die Xerritorialhoheit, al6 die Handhabung 
des Territorialprincips durdy die Staatsgewalt, noch als das Mecht, 
jede ausländifche Gerichtsbarkeit von der Einwirkung auf und in das 
Territorium auszuſchließen. Sie umfaßt daher auch noch: a) das Recht, 
allen gegen einen SInländer im Auslande ergangenen Urtheilen im In⸗ 
ande die WVollziehbarkeit (das Exequatur) zu verfagen, wenn nicht 
diefe für den Verkehr benachbarter Eleiner Länder mitunter laͤſtige Bes 
rechtigung durdy Staatsverträge beſchraͤnkt iſt; — h) das Recht, jeden. 
Ausländer, welcher Grundſtuͤcke in dem Staate beſitzt, hinſichtlich 
der hierauf bezuͤglichen Klagen fuͤr verpflichtet zu erklaͤren, ſich den 
Gerichten des Inlandes zu unterwerfen und vor denſelben ſeinen Ge⸗ 
richtsſtand anzuerkennen, ſo daß er alſo in dieſer Ruͤckſicht als Land⸗ 
ſaſſe erſcheint; — c) das Recht, den inlaͤndiſchen Gerichten vorzuſchrei⸗ 
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daß fie im allen Proceffen, welche Immobilien betreffen, nur nach 
dem Rechte des Inlandes, unter deffen Suribicton fie fegen, (d. b. 
nach den fogenannten Statutis realibus) fprechen ſollen. Diefer Grunde - 
fah war überdies im deutſchen Rechte duͤrch uralted Herfommen einge: 
führe und iſt ſchon in dem Sachſenſpiegel I, SO in dem Worten aus- 
‚ohen: „Erbe nimmt man nad) des Landes Recht, und nicht nach des 
Recht.” — As Xusflüffe der Gebiershoheit erfläzen ſich endlich 
noch eine Reihe von Rechten, melde in den beutfchen Staaten früher 
‚allgemein in ——— jegt aber theils veraltet, theils doch nur 
in beſchraͤnktem Gebraude find, mie das Jus albinagüi (Fremdlings- 
‚ober Heimfallsrecht), als das Recht des Fiseus, die von Fremden, weiche 
im Inlande verftorben find, in biefem binterla| an 
zu ziehen, ober wenn ein Unterthan ohne inländ: Erben flirt, feine 
ausländifchen ‚Verwandten, Teltamentserben oder te von feiner 
Hinterlaſſenſchaft uud feinen Vermaͤchtniſſen fen. Hierher 
gehören ferner bie verfchiedenen Arten von Nachfteuern oder Abſchoß, 
melde von augwandernden Unterthanen (gabella emigrationis) oder 
von einem ausländifhen Erben (gabella hereditaria) entrichtet werden 
mußten, ‚um das Vermögen außer Landes bringen zw dürfen; eben fo 
das Strand = oder Grundrubrrecht, kraft beffen man geftrandere Schiffe 
und deren Ladung, in ber Ältern Zeit ſogar auch die Bemannung dem 
Fiscus bes Küftenlandes vindteirte, fo wie aud das Wildfangsrecht, 
d. d. die einigen deutſchen Fuͤrſten, namentlich den Mheingrafen, bei⸗ 
gelegte Befugniß, Perfonen als Eigene zu betrachten, welche ſich ohne 
Erlaubniß (als Vagabunden, fogenannte Windflügel und dergl.) ein 
Jahr lang in ihrem Gebiete herumgetrieben hatten. Böpft. 
Zerritorialreceß von Frankfurt oder Generalreces 
der zu Frankfurt verfammelt gewefenen Territorial— 
commiffion. — Belanntlic wurden durch den erften Parifer Frie- 
den von 1814 und in Folge deffelben duch bie Schlußacte bes Wie: 
ner Congreffes vom 20. November 1815 nad) dem Sturze Napo- 
leon's die europaͤlſchen voͤlkerrechtlichen Verhättniffe, der Länderbefig und 
andere gegenfeitige Rechtsverhaͤltniſſe ber verſchiedenen Staaten neu ge: 
ordnet. Diefe großen euopdifchen Verträge aber und eben fo der zweite 
Parifer Frieden von 1815 hatten noch für eine Reihe von Verhälte 
niſſen weitere Beftimmungen nöthig gemacht und veranlaft. Für dieſe 
entftanden in den Jahren 1815 bis 1819 viele befondere Unterhands 
lungen und Specialverträge unter einzelnen Regierungen. Um biefe in 
einem gemeinſcheftlichen europdifhen Grundvertrag zu vereinigen und 
durch die noch mangelnden weiteren Beftimmungen friedlich zu ergänzen, 
beſchloſſen bie vier großen europdifhen Mächte: England; Rußland, 
Defterreich und Preußen auf bem Congreß von Aachen, Bevoll⸗ 
mächtigte zu einer fogenannten Territorialcommiffion in Frank: 
furt zu vereinigen. Diefe brachte dann den Recez general de la Com- 
mission territoriale, rassemblee ä Francfort en date de 20. Juillet, 
1819 zu Stande, welchem durd eine Acceffionsacte vom 20. October 
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1820 auch die Krone Frankreichs beitrat. Dieſer Territorialreceß ent⸗ 
haͤlt nun alle noch noͤthig ſcheinenden Beſtimmungen uͤber die gegenſeitigen 
voͤlkerrechtlichen Beſitzrechte und Anſpruͤche der deutſchen und europaͤiſchen 
Staaten und Fuͤrſtenhaͤuſer und erklaͤrt auch noch eilf Specialvertraͤge 
zwiſchen mehreren Staaten als integrirende Beſtandtheile dieſes Receſſes. 
Somit wurde naͤchſt dr Wiener Schlußacte vom 20. November 
1818 bdiefer Territorialreceß die wichtigfte allgemeinere Grundlage 
des neuen europdifchen Voͤlkerrechts. Sie befindet ſich in Martens’ Sup- 
plement au Recueil des principaux traites T. VIII. 604 — 636 unb 
in Kiäber’s Quellenfammlung zu bem Öffentlihen Recht 
des deutfhen Bundes 1830, No. 2. Obwohl bie Lleineren 
europäifchen Staaten in Beziehung auf ihre befonderen Rechte und Ans 
Sprüche auch durch befondere Verträge und Bevollmaͤchtigte mitwickten, 
fo zeigt fich Doch auch hier wie bei den Congreſſen (f.,‚Congreß’‘) der eigen» 
thuͤmliche Charakter des neueren europaͤiſchen Voͤlkerrechts, daß die gro: 
Gen Hauptmädhte, die als alleinige unmittelbare Pariscenten bie 
ſes allgemeinen voͤlkerrechtlichen Grunbvertrages denfelben abfchloffen und 
unterzeichneten, eine Art von Oberleitung der europdifchen voͤlkerrechtlichen 
Verhaͤltniſſe ausüben. C. Th. Welder. 

Terrorismus. — Noch zu allen Zeiten haben Staatsgewal⸗ 
ten, welche ſich in ihrem Beſtande nicht ſicher wußten, durch unrecht⸗ 
liche Mittel ihre Macht zu feſtigen und die Erreichung ihrer Zwecke zu 
erleichtern geſucht. Unter dieſen Mitteln waren die wirkſamſten diejenis 
gen, mweldye mit der Bunft für die Freunde bie mwerkthätig gemachte 
Abneigung gegen die Gegner verbanden und in ihren höheren Graben 
als Gewaltmaßregeln, den Gemüthern Furcht und Schreden (terror, 
baher Terrorismus) einzujagen, ſich bdarftellten. Es mar dabei ers 
klaͤrlich, daß hauptfählih von neugegründeten Staatsgemalten, 
gleich viel ob republicanifcher, oder ariftofratifcher, oder monarchiſcher 
Natur, das Syſtem des Terrorismus in Anwendung gebracht murbe, 
Macchiaveli bemerkte darüber im 17ten Gapitel feines „Fuͤrſten“: 
„Unter allen Zürften fei e8 dem neuen Fuͤrſten unmoͤglich, dem Rufe 
des Grauſamen auszumeichen, da neue Staaten voll von Gefahren 
feien”, und nahm Bezug auf eine Entfhuldigung, welche Virgil in 
feiner Aeneide der Dido wegen ber Unmenfclichkeit ihrer Regierung 
mit den Worten in den Mund gelegt hatte: 

„Hartes Geſchick und des Reiches Entftehn Heifcht folches Beginnen, 

Und mit Wache zu fchirmen das Land weitum — — — 

Indeſſen haben dody audy nicht felten fhon Länger beftehenbe 
Staatsgemwalten, in Folge ihres Conflicts mit einzelnen Parteien ober 
mit dem fortfchreitenden Zeitgeifle, zu jenem Syſteme mehr oder mins 
der fich bingeneigt. Daß dabei die Gewaltmaßregeln materiell mil 
derer Natur waren, und daß fie formell ſich mehr an die beftehenden 
Sefege anfchloffen oder ihnen dod) nicht Immer erklärt zumider waren, 
änderte nichts MWefentlihed an der Sache. Denn es gibt Beine Ver⸗ 
faffung, wo nicht Uebergriffe von Seiten der Kegierung, in Folge ber 
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ihr zuftehenden vollziehenden Gewalt und bes befonbers von ben neueren 
eroftifeen Staatsmännern ausgebeuteten Werordnungsredits, 14 wie 
"des Im ihren Händen ruhenden ——— überhaupt , 13 
BWeife Statt finden, Erfahren dann diefe Webergriffe keine Störung, oder 
gewinnen fte durch befisgte Störungen nod an Stärke, fo bilden fie 
fid) leicht in ein Spflem aus, weldes neben den Motiven des pofi: 
tiven Cigennuges (Gewinn) auch die Motive dis megativen 
Eigennuges ( Furcht und Schrecken) fpielen lift. Dabei gehen vegel- 
mäßig die vorhandenen Gefehe mit ſoichen Beſtrebungen weit mehr Hand 
in Hand, als diejenigen, welche alles Heilim gefchriebenen Buch ⸗ 
faben der Gefege, und nicht in ihrem und der Nichter Geifte finden, 
zugeftehen. Denn fie find mehr oder minder dag Erzeugniß einer Re— 
*"  gierungsgemalt, welche als ſolche, auch im friedlichen Zeiten, die Be: 
gierde, wem nicht ſich auszubehnen, doch ſich zu fehligen hat. Xreten 
num erregtere Zeiten ein, fo macht die dann am Mubder befindliche Re- 
gierungsgemalt gern geltend, mas von der in ihren Mitgliedern längft 
nicht mehr vorhandenen als annehmenbare Erbfhaft ihr zugefallen. 
Ja, es ift in der meueren Gefchichte der Fall vorgefommen, daf Ge 
fege, unter einer Regierungsgewait erlaffen, melde die ältere, ſpaterhin 
aud) wieber an's Staatsruder getretene, als ufurpatori ſch betrachtete, 
Sefege, welche im ihere Tendenz gegen jene ältere Reglerungsgemwait 
gerichtet waren, von. diefer noch nach Jahrhunderten wieder aufgefucht 
wurden, ihr jegt mißfälligen politiſchen Beſtrebungen der Staatsange: 
hörigen entgegenzuiirfen. 

Es ift einleuchtend, daß der Terrorismus der Revolutionen 
blutiger und fehredlicher ift, als der Terrorismus der Neactionen. 
Eben fo kann nicht bezweifelt werden, daß mehr in Momente zufams 
mengedrängter Muth und mehr Geneigtheit, auch das Schrecklichſte zu 
ertragen und insbefondere fein Leben — vielleikt unter Martern — zu 
opfern, zum Bekaͤmpfen bes Terrorismus der Revolutionen fid er: 
forberlicher darſtelle, als zum Bekaͤmpfen des Xerruriemus ber. Reac⸗ 
tionen. . Deffenungeadhtet hat der Zerrorismus ber Reactionen 
ebenfalls fein eigenthuͤmlich Schreckliches. Er dauert vorausſichtlich laͤn⸗ 
ger; er untergräbt mehr die Gegenkräfte, als dab er fie in die 
Grube ſtüͤrzt; er verſteckt ſich mit mehr Erfolg hinter das Geſetz; 
er zieht überhaupt mehr in's Gewoͤhnliche und Gemeine, ein Zuftand, 
der große Charaktere und ausgezeichnete Handlungen feltener auflommen 
läßt. Vergl. die Artikel: „Reaction.“ Bd. 13, Seite 423 ff. und 
„Revolution“ daſ. Seite 722 ff. des Staatslexikons. 

Zm vorhinerwähnten Gapitel von Macchiaveli’s „Fuͤrſten“, wel⸗ 
es überfchrieben ift: „Won der Graufamkeit und Milde, und ob es 
beffer fei, geliebt als gefürchtet zu werden”, ift im Weſentlichſten die 
Anfiht entwicdelt: jeder Fuͤrſt folle wünfchen, für mitleidig und nicht 
für graufam zu gelten; doch dürfe ec ſich vorfehen, vom diefem Mitleid 
keinen üblen Gebrauch zu machen. Es dürfte auch ein Fuͤrſt um bie 
Schmach, für graufam zu gelten, fid nicht kümmern, um feine Unters 
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thanen in Einigkeit und Gehorſam zu erhalten. Die Frage der Capi⸗ 
teluͤberſchrift beantwortet Macchia vell dahin, daß es viel ſi icherer 
ſei, geflicchtet, als geliebt zu werden, wenn ja Eines von Beidem fehlen 
fol. Dabei will er das in Furcht Segen fo eingerichtet haben, daß 
es Haß nicht errege u. f. mw. . 

Aehnlich diefen Lehren, entnommen der praftifchen Politik eines 
großen Theils der italienifhen Fürften in Macchiavell's Zeit, aber - 
niht zu Gunſten ber fürftlihen Intereſſen, fondern gegen biefelben 
in Anwendung gebracht, ift das Syſtem des Terrorismus, welcher 
im Laufe der franzöfifhen Revolution mit Einfegung eines außer: 
ordentlihen Criminalgerihts im März: 1793 begann und 
dann in den legten Augufttagen des Jahres 1793 von Danton im 
Nationalconvent förmlich proclamirt wurde. Die Lage der franzöfifchen 
Regierung und der Erfolg der Revolution waren damals fehr in Frage 
geftellt worden; die feindlichen Heere im Herzen von Frankreich, nicht 
weit mehr von Paris, Frankreich felbft von Parteien zerriffen.. Danton 
tief am Ende feines Vortrags: „Meine Meinung ift, daß man ben 
Royaliſten Furcht einjagen fol, wenn man ihre Maßregeln vereiteln 
und das Vorbringen bes Feinde hemmen will." Naͤchſte Folge diefer 
Anfihten waren die furchtbaren Septemberfcenen und die Einſetzung 
eines förmlihen Revolutionstribunals im October 1793, welche 
die Dictatur der Schredensmänner befeftigte. Daneben der Wohls 
fahrtsausfhuß, In gleihem Sinne handelnd. In Verbindung mit ' 
gewiſſen gerichtlichen Sormen haben Marat und Robespierre und 
ihre Agenten das Echredensfpftem am Meiften ausgebeutet. Es endigte 
erft einige Zage nad) dem Falle des Legteren, welher am 27. Juli 
1794 Statt hatte. Vergl. den Art. „Frankreich“ im Staatslerikon, 
Hter Bd., Seite 735 — 741. 8. Buhner. 

Teſtament, f. Erbrecht und Succeffion. 

Teutſcher Bund und teutfhed Bundesrecht; die 
Grundzüge des legteren nad ihrer biftorifhen Ents. 
widelung und ihrer juriftifhen Natur. — I. Die Mit: 
glieder und die Statiftit des Bundes. — Der teutfhe Bund 
wurde gefchloffen von den Regierungen der aht und breißig teuts 
fhen Staaten, die im Jahre 1815 von ber früher fo großen Anzahl 
nody übrig geblieben waren. Sie find: 

1) Der Kaifer von Oeſterreich; 2) der König von Preußen (Beide 
für ihre gefammten vormals zum teutfchen Neiche gehörigen Staaten); 
3) die Könige von Sachſen und 4) von Baiern; 5) der König von 
Hannover (zur Zeit der Bundesacte als ſolcher noch der König von 
Großbritannien); 6) der König von MWürtemberg; 7) der Großherzog 
von Baden; 8) ber Kurfürft von Heffen; 9) der Großherzog von Hefe 
fen; 10) der König von Dänemark für die Herzogthümer Holftein und 
Zauenburg ; 11) der König der Niederlande als Großherzog von Lurem: 
burg (von melhem Lande aber das neue Königreich Belgien einen gro⸗ 
en Theil an fich geriffen bat, mogegen ein Theil von Limburg zum 
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teutfchen Bunb beigezogen wurde); 12) ber Herzog von Braunſchweig; 
13) der Großherzog von Medienburg- Schwerin; 14) ber Herzog vom. 
Naffau; 15) der Großherzog von Sachſen » Weimar + Eifenach; 16) die 
Derzoge von Sachfen » Gotha, 17) von Sadyfen = Coburg» Meiningen, 
18) von Sachfen-Coburg-Saalfeld und 19) von Sachfen-Hildburghau- 
fen (von welchen aber bie drei Letzteren nad) dem Ausfterben des Here 
zogs von Sachen: Gotha 1825 durch Vertheilung feines Landes und 
duch Austauſch fich verwandelten: in die Hetzoge von Sachſen ⸗Coburg⸗ 
Gotha, von S.: Meiningen » Hilöburghaufen und von ©.» Altenburg) ; 
20) der Großherzog von Mecklenburg⸗ Strelig; 21) der Großherzog von 
Dldenburg ; 22) bie Herzoge von Anhalt = Deffau, 28) Anhalt» Bern- 
burg, 24) Anhalt-Cöthen; 25) die Fürften von Schwarzburge-Sonders- 
haufen, 26) von Schwarzburg »Rubolftadt, 27) von Hohenzollern · He⸗ 
hingen, 28) von Lihtenftein, 29) von Hobengolern « Sigmaringen, 
30) von Waldeck, 31) von Neuß Älterer Hauptlinie, 32). von Reuß 
jüngerer Hauptlinie, 33) Schaumburg-Lippe, 34) von Lippe- Detmold; 
35) die freien Städte Lubeck, 36), Frankfurt, 37) Bremen und 38) Dam: | 
burg. Berner wurde noch 1817 der Landgraf von Heffen-Homburg als 
39ftes Bundesmitglied aufgenommen. Das Ausfterben von Sachſen⸗ 
Gotha ſtellte die urfprüngliche Zahl 38 wieder her. . 

Die im Bunde vereinigten teutfchen Länder haben nach der Ber 
rechnung ber Bundesmatrikel von 1839 eine Einwohnerzahl von 
30,164,392. (Thatſaͤchlich ift die Zahl der Einwohner bedeutend groͤ⸗ 
Fer.) Ihre Vertheilung unter die einzelnen Bundesregierungen iſt auf 
das Alleraͤußerſte ungleich, fo daß z. B. die Zahl ber teutfchen Einwoh⸗ 
ner von Defterreich 9,482,227 und bie von Preußen 7,948,4389 be= 
trägt, während Schaumburg Lippe nur 24,000, und Lichtenftein nur 
5,546 Einwohner befigen. 

IL. Quellen bes teutfhen Bundesrecht. Sie find: 

1) Vor Allem die teutfche Bundesacte vom 8. Juli 1815 *). 
Sie wurde auch als ein Beſtandtheil der Schlußacte des Wiener 
Congreffes einverleibt und von den fie unterzeichnenden europdifchen 
Mächten gerwährleiftet. (Art 53—64 und 118). Klüber, öffentli- 
des Recht 5.57. Auch wurde fie nad) ihren eigenen Beflimmungen 
4, 2, 7 und nach der ausdruͤcklichen Anerkennung dee Schlußacte 
der über Ausbildung und Befeftigung des teutfhen Bun— 
bes zu Wien gehaltenen Minifterialconferenzen vom 15. 
Mat 1820 ald der Grundvertrag und als das erfte Grundges 
feg des Bundes anerkannt. Diefes liegt auch in der Natur ber 
Sache, da die durch biefelbe erworbenen Recht e der Fürften und Un» 
terthanen (welche fie namentlich auch in ihren WVerfaffungsverträgen 
meift ausbrüdtid anerkannten) nicht ohne aller Vetheiligten freie Ein- 


*) Einen befonders forgfältigen Abdruck der Bunbesacte mit genauen Nadh= 
richten gibt Kiüber’s Quellenfammlung zum Öffentl. Recht des 
teutfhen Bandes. Grlangen, 1830. 
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wiligung aufgehoben werden Finnen. Hiernach beflimmt, bedingt unb 
begrenzt fie den Zweck des Bundes, feine Wirkfamteit und feine Bes 
fugniffe, fo daß alfo auch Bundesbeſchluͤſſe, wenn fie gültig fein 
follen, nie mit dem Geifte der Bundesacte im Miderfpruch flehen, nod) 
von dem Grundcharakter defjelben abmeichen dürfen *). 

2) Fernere Quelle des Bundesrechts bildet die ſchon erwähnte 
Schlußacte. 

3) Die dem Grundvertrag und Bundeszweck und ber 
Bundesverfaſſung gemäßen Beſchluͤſſe des Bundes durch ſein 
Organ, die Bundesverſammlung. 

4) Staatsvertraͤge, welche entweder der Bund ſelbſt mit 
einzelnen Bundesgliedern oder fremden Staaten abſchloß, oder doch als 
fuͤr ſich verbindlich anerkannte, wie z. B. die Wiener Congreßacte, 
der Generalcongreß der Territorialcommiſſion zu Frankfurt 
vom 20. Juli 1819. Klüber $. 57. 68. 

5) In fo fern der Bund nach bem Okigen (f. „beutfhe Geſchichte“ 
I. und „beutfhes Landesſtaatsrecht“ I.) als eine Fortfegung oder 
eine Wiederherftellung des früheren ſtets vertragemäßigen teutfchen 
Rechtszuſtandes erfcheint, gelten auch bie früheren teutſchen 
Rechtsquellen und flaatsrehtlihen Grundfäge, fo weit 
nicht eine mit bem Rechte aller Theilnehmer an biefem nationalen 
Rechtszuſtande übereinftimmende rechtsgültige Aufhebung birfer Grund⸗ 
fäge erfolgt, oder ihr Gegenſtand weggefallen iſt. So wird z. B. Nies 
mand bezweifeln, daß die Beltimmung bes mweftphälifchen Frie⸗ 
dens, fo fern fie den verſchiedenen Glaubensgenoſſen freie öffent 
liche Religionsausüubung begründet, auch jegt zu ihrem Nach⸗ 
theil von keiner Landesregierung umgeftoßen werden dürfte. Die Aus⸗ 
trägalgerichte des teutfchen Bundes find duch den Art. 23 der Schluß: 
acte fogar ausdruͤcklich aufgefordert, für den Kal, daß andere befondere 
Rechtsnormen fehlen, nad den in Rechtsſtreitigkeiten derſelben Art vor» 
mals von den Reichsgerichten fubfidiarifch befolgten Mechtsquellen zu ers 
kennen, in fo fern ſolche auf bie jegigen Werhältniffe der Bundesglleder 
noch anwendbar find. - 

6) Da der Bund bie Souveränetät aller Bundesſtaaten, ihrer 
Regierungen und Berfaffungen anerkennt unb ganz folgerichtig auch 
eine Abänderung des Lanbesverfaffungsrehts nur auf dem verfafs 
fungsmäßigen Wege für möglih erklaͤrt (B.⸗A. 1. Schl.⸗A. 1. 
2. 63. 55. 56), fo wird auch das Staatsrecht der Bundesftaaten, ins⸗ 
befondere auch die allgemeine wefentlihe fFaatsrechtlihe Nas 
tur ihrer Verfaffungen**) (f. „Landesflaatsrecdht”) eine mes 

*) ©. oben Bd. V. ©. 351 ff. Schtußacte Art. 1—4. 9. 10. 17. 19. 
Die Worte des Art. 3 find folgende: „Der Umfang und die Schranken, welche 
„der Bund feiner Wirkfamkeit vorgezeichnet hat, find in ber Bunbdesacte bes 
„ſtimmt, bie der Grundvertrag und das erfte Grundgeſetz biefes Vereins tft. 
„Indem biefelbe die Zwecke des Bundes ausfpricht,, bedingt und begrenzt fie zu⸗ 
„gleich deffen Befugniſſe und Verpflichtungen. 

**) Klüber, dffentl. Recht $. 69. $. 129. &o en in Baiern 
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nigſtens mittelbare Quelle des Burdesrechts. Dieſes erkennt 
Balern auch dadurch an, daß es die Bundesbeſchluͤſſe nur mit ber auss 
drütichen Claufel zur Nachachtung publicirt, „fo weit fie mit ber 
nganbesverfaffung übereinftimmen*). 

7) Die Grundfäge bes allgemeinen und euröpdifchen Voͤlkerrechts, 
und wenn umd in fo ferm der Bund ſtaatsrechtüche Werhältniffe ber 
fimmt, aud) die Grundfäge des allgemeinen Staatsrechts. 

1 Aeußere Drganifation des Bundes. — Das Digan 
des Bundes bildet nach Art. 4 der Bundesacte eine Bundesver- 
fammlung, in welcher alle Bundesglieder buch ihre Bevollmächtigten 
Stimme führen, und welche nad) Art. 9 zu Frankfurt am Main 
ihren Sig hat. Sie ift eine fändige Verſammlung und befteht nad) 
der Art, mie fie thatfächlich in's Leben getreten ift, aus den bevollmaͤch⸗ 
tigten Gefandten, welche, wie andere voͤlkerrecht lich oder diplo= 
matifche Agenten, überall von den fpeciellen Inſtructlonen ihrer Res 
gierungen abhängig find, von diefen jeden Augenblick abBerufen werden 
tönnen und geheim verhandeln. 

Diefe Bundesverfammlung conftituirt ſich gewöhnlich als foges 
nannte engere Verfammlung, für viele beftimmte wichtigere Ges 
genflände aber als Plenarverfammlung. Die engere Ver— 
fammlung wird durch mur fiebenzehn Stimmen gebildet, indem 
nur die eilf größeren Staaten Virilftimmen in berfelben führen, 
bie fieben und zwanzig Eleineren aber in ſechs Euriatftims 
men vereinigt werden. Das Plenum befteht aus neun und ſech⸗ 
sig Stimmen, indem die vierzehn größeren Regierungen vier, 
drei oder zwei Stimmen, die vier und zwanzig kleineren dage— 
gen nur eine Stimme erhalten. Der Art. 3 dee Bundesacte fagt: 
„Aue Bundesglieber haben als foldye gleiche Rechte.” Hiernach und 
zumal wenn wirklich nad dem erflen Artikel dee Schlußacte ber 
Bundesverein nur ein völferrehtlicher Verein fein fol, hätte es 
ſcheinen innen, ber kleine Staat und der große hätten, aͤhnlich tie 
bet voͤlkerrechtlichen Bündniffen überhaupt, jedesmal eine ganze und 
nur eine Stimme haben müffen. Anders geftaltete ſich freilich bie 
Sache, tvenn man bavon ausgehen wollte, daß der teutfche Bund ein Natios 
nalverein, vollends ein ſtaatsrechtlicher Verein fel, in welchem, wie auf dem 
Wiener Congref die vier und dreißig fouverdnen Fürften und freien Städte 
ſich ausdruͤcten, die Regierungen fo, wie zu Beiten des Reiches, „gemäß 
nden Pflichten gegen das teutfhe Vaterland und gegen die Mil- 
„onen, die fie zw vertreten haben,” am Bunde Theil nehmen und 
in ihm wirken *). Auch nehmen wirklich die Beſitzer außerteutfcher 
Laͤnder, 3. B. die Könige von Dänemark und ben Niederlanden, nicht 
als foldhe, fondern nur als Regenten teutfcher Unterthanen und nur 


nicht blos die Garlöbaber und andere Beſchluͤſſe publicitt, ſondern aud noch 
1832 der Bundesbeſchluß über gemeinſchaftliche Abdrefien. S. baierifch. Res 
gierungenlatt v. 17. Sebr. 1832, 

”) Ktüber, Acten J. S. 73. 
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für diefe Antheil am Bunde. Nach dieſer Anficht ſchien die Gerechtig⸗ 
keit und Gleichheit felbft umgekehrt eine Ausgleihung nach ber Zahl 
jenee im Bunde vertretenen gleihbereehtigten Unterthanen zu erhei⸗ 
fhen. Damit fiele es aber freilich nicht weg, daß in einem Bunde von 
mehr oder minder felbfiftändig regierten Staaten eine wirkliche 
Mepräfentation jeder einzelnen, felbfifiändigen Regierung, ih⸗ 
rer Serbftftändigkeit und ihres gleihen Rechts. beftehe.. Es 
ift nämlich , wie ber Artikel „Bund ausführte, das hoͤchſte Problem 
einer Organiſation eines flaatsrechtlichen Nationalbundes , biefe beiden 
Hauptinterefien, Rechte und Kräfte, gehörig zu vertreten und im Bunde, 
harmoniſch zufammenzuhalten. Die griechifchen und jegt bie nordameri⸗ 
kaniſchen Bundesvereine fuchten diefen beiben Forderungen zu genügen, 
indem fie zugleich eine Regierungsvertretung durch einen Senat 
mit gleiher Anzahl und mit gleihem Stimmrecht für alle eins 
zelnen Regierungen und dann eine nad) der Kopfzahl der re> 
gierten Bürger gebildete Wolksrepräfentantenverfammlung in ber. 
Bundesverwaltung zufammentirken und fich einigen ließen. Der Idee 
einer folhen Nationalvertretung aber entfpricht wegen der fpäter bes 
liebten völferrechtlihen Natur des Bundes die Bundeseinrichtung- nicht, 
felbft nicht einmal durch die Beftimmung des größeren Stimmrechte 
für die Regierungen ber größeren Staaten. Diefe ſteht naͤmlich durchs 
aus nicht im Verhälniffe mit der Einwohnerzahl. Es bat ja 3. B. 
der größte Bunbesftaat, Defterreich, mit ungefähr zehn Millionen blos 
teutfcher Unterthanen neben feinen zwanzig Millionen nicht teutfchen, in 
dem Plenum nur eben fo viele Stimmen , als Würtemberg mit noch 
nicht anderthalb Millionen, und nur viermal fo viel Stimmen, ale 
Lichtenſtein, das mit ungefähr fünftaufend Einwohnern zwei⸗ 
tauſendmal kleiner ift! Sreilich liegt e8 in der Natur ber Sache, daß 
bei einer Verbindung größerer Staaten mit Fleineren in der Wirk⸗ 
lichkeit die großen Staaten nicht fo zu kurz fommen, als es felbft bei 
einem völkerrechtlich ganz gleichen Stimmrecht der Sal zu fein fcheinen 
koͤnnte. So haben 3.8. die zwei größten teutfchen Bundesflaaten, auch 
noch abgefehen von ihren nicht teutfchen Unterthanen, eine’ungleich groͤ⸗ 
fere und noch dazu geeinigtere Volkszahl, als alle anderen ſechs und 
breigig Bundesſtaaten zufammengenommen. Kann nun wohl biefer 
fo ungleidy bedeutendere Machteinfluß je wirkungslos bleiben bei den 
möglichen DVerfchiedenheiten der Anfichten und Intereſſen? Hiernach er⸗ 
fheint die Beflimmung der voͤlkerrechtlichen Natur des Bundes 
als mwohlthätig. Denn was follte wohl alsdann ben übrigen kleineren 
Staaten genügende Sicherheit geben, wenn der Bund fih nicht auf 
völkerrechtliche Vertheidigung und Schügung ber Außeren und inneren 
voͤlkerrechtlichen Sicherheit befchränkte, fondern bie inneren Verhaͤlt⸗ 
niffe beftimmte? Was ficherte fie in einem rein bdiplomatifchen Vereine 
und bei dem Mangel der ausgleihenden, zu einem einzigen 
Nationallärper vereinigten Nationalftimme, welche auch 
bei ben Regierungen bas gemeinfame ſtaatsrechtliche ober va⸗ 
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terländifhe und Nationalintereffe über das blos diplo- 
matifche oder völkerrehtlihe Mahtintereffe ſiegreich er» 
halten, melde ben Schwer- und Gravitationspunete bes 
Bundes, ſtatt in die größere fürfklihe Hausmacht, in die gemein» 
ſchaftliche Nationalgefinnung und Macht legen koͤnnte! Auch bei einem 
rein völferrechtlichen Bunde aber iſt bei folhen Machtverhältniffen nur 
in der moralifchen Kraft des Rechts und ber Treue Buͤrgſchaft. Man 
muß hoffen und Berufung einlegen am bie fittlich vechtliche Seibitüber- 
windung ber großen Regierungen und an die ſtete Unterordnung ihrer eiges 
nen natüclichen, politifchen und europälfchen Macht: und Hausinftreffen 
untet das Intereffe und Recht des gemeinfamen Bundes, und zugleich an ihre 
weiſe politifhe Erwägung der Wichtigkeit der Erhaltung bes Bundes und 
der teutſchen Nation, Fuͤr diefe aber, und zumächit für die Erhaltung 
der minder mächtigen Bunbesglieder und ihrer Rechte, laͤgt ſich auch 
politiſch gar fein höherer Grundfaß benfen, als in aller Bezlehung 
eine möglihfte Deiligkeit des wahren Nedts im ganzen 
Bunde, fiets und überall, über jede augenblickliche Nuͤtzüchkeits⸗ 
politik fiegreich zu erhalten, und hierdurch und überhaupt, fo weit es 
nur immerhin möglich ift, menigftens das moralifche Gewicht 
einer freien, Eräftigen, patriotifhen Öffentlihen Mei— 
nung ber Nation für das Recht, für die Erhaltung des Alte ſchuͤ— 
Senden Bundesvereing geltend zu machen. Ohne bdiefes, was koͤnnte da 
wohl in Eoflifionen und Gefahren den Bund und feine Glieder feſt zus 
fammenhalten und fihern ? Unmöglich aber ift es hier, zu unterfuchen, 
wodurch und in wie weit außerdem in rein diplomatifchen Verhältniffen 
der Gabinette auf ben Sieg der Moral und Weisheit über die 
augenblidlihen und befonderen Intereffen und auf eine von ihr ausge⸗ 
hende DVegeifterung der Nation für die Heiligkeit des Rechts, auf eine 
* duch fie defoͤrderte Freiheit und patriotifche Kraft der Nationalftimme 
zu rechnen fei. 

IV. Ueber die Behandlung des teutfhen Bundes» 
rechts. — Vielleicht gibt e8 im Umfange der teutfchen Rechtswiſſenſchaft 
keine ſchwierigere Fragen, ald gerade die Hauptfragen über das teutfche 
Bundesrecht. Diefes wird jeder Publicift zugeben, dem es nicht genug 
iſt, blos die Worte ber Urkunden abzufchreiben , felbft wenn fie, wenigs 
ſtens ſcheinbat, mit anderen Worten derfelben Urkunden in unldsbarem 
Widerfpruche flehen. Selbſt auch von folhen Publiciften, die keines— 
wegs zu jenen verderblichen gehören, melde F. C. von Mofer und 
Krüber als Galgenpubticiften bezeichnen, wird bier auch felbft die ges 
twiffenhaft geprüftefte Weberzeugung Widerſpruch zu erwarten haben. Und 
die Schwierigkeiten im wirklichen Leben begründen ihr noch größeren 
Widerſpruch. Diele Schwierigkeiten gründen ſich aber nicht blos auf 
die Sachen felbft und namentlich) auch auf bie große Schwierigkeit und 
die Neuheit ber Theorien über Bundesverhältniffe überhaupt. Es 
kommt dazu, daß das teutfche Bundesrecht, wie fhon bie geachtetften 
Staatsmaͤnner beklagten, bisher nicht genug bie liebevolle Theilnahme 
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hm Publicum, die begeifterte aufopfernde Anhänglichkelt und Anſtrengung 
gruͤndlicher Schriftfteller zu feſſeln mußte. Diefes ift fiher wirklich beflas 
genswerth. Der teutſche Bund ift das legte legitime politifche Einheitsband 
unferer großen Nation, unermeßlich wichtig und einflußreiih. Und wenn 
auch den allgemein menfchlichen und den befonbderen wahrhaft ſchwierigen 
Verhaͤltniſſen gemäß die Bundesacte nicht frei von Unvolltommenheiten iſt, 
fo ift fie doch eine achtungswerthe Grundlage eines teutfchen nationalen 
Rechtszuſtandes und der heilfamften Entwickelungen fähig, Sehr natürs 
lich aber wirkt, wie mit Recht jene Ehrenmänner klagten, bie Kälte und 
Theilnahmloſigkeit für die geiftige Betrahtung und Behandlung eines Ge⸗ 
genftandes auf den Gegenftand felbft zurüd. Wil man mwahrheitegemäß 
die Urfachen diefes Mangels an gründlich miffenfchaftlicher Behandlung 
und warmer Theilnahme angeben, fo wird kein Kundiger leugnen, baß we⸗ 
nigften® hierzu eine öfter allzu große Aengftlichkeit der Cenfur 
in der Behandlung der Bundesverhältniffe wefentlich mit» 
wirkte. Braucht ja doch, was irgend gut und ſtark ifl, Beine ehrliche offene 
Prüfung zu ſcheuen. Dede Verlümmerung berfelben ſchwaͤcht das Vers 
trauen zum Gegenftand, minbeftens bie Luft, ſich mit ihm zu beſchaͤf⸗ 
tigen. | | 

Es muß hier ſehr natürlich die Frage entſtehen: auf welche Art 
kann der Schriftiteller diefe Schwierigkeiten zu befiegen fuhen? Es gab 
Zeiten, wo fo, wie während ber Freiheitstriege und des Wiener Eon- 
greffes, wie bei Eröffnung und in den erſten Jahren ber Verhandlungen 
des teutfchen Bundestages, und wie nad den Erfchütterungen durch die 
Julirevolution, bie Öffentlihe Meinung, die Wünfche der Nation gera= 
dezu als Leitflern für die politifchen. Geftaltungen ber vaterländifchen 
Verhältmiffe erklärt und patriotifche Männer ermuntert und aufgefordert 
wurden, durch freie Öffentliche Meinungsdußerungen, durch Schriften ober 
Detitionen die Nationalmünfhe zur Sprahe zu bringen. Damals 
konnte es auch dem Verfaſſer ‚biefee Zeilen jedesmal als eine heilige 
Pflicht erfcheinen, mit aller patriotifhen Wärme und Energie ihm falſch 
und verberblich fcheinende pofitifche Richtungen zu befämpfen und Wün- 
fhe und Vorfchläge auszuſprechen, damit fie, bewährt und verftärkt durch 
eine vaterländifche freie Öffentlihe Meinung, in ‘höheren Regionen bie 
ihnen zugefagte günflige Aufnahme und Beruͤckſichtigung fänden und 
hierdurch, ftatt auf unglüdlihem Wege, vielmehr durch die glüdlichfte 
Uebereinfiimmung zwifhen Volt und Negierung für den Sieg bes 
Rechten wirkten. Aber wie fehr haben die zuerft feit dem Zahre 1819 
und dann wiederum feit 1832 auf einander gefolgten Ereigniffe und alls 
gemeinen oder befonderen Maßregeln gegen bie Preffe und gegen bie 
freie Öffentliche Sprache in den verfchiedenen Formen und Kreifen des 
öffentlihen Lebens und gegen die Deffentlichkeit, fo 3. B. felbft gegen bie 
öffentliche Mittheilung ber Bundesverhandlungen, alle dieſe Bedingungen 
einer folchen heilfamen patriotifhen Wirkſamkeit durch eine freie öffent 
liche Meinung und ihre günftige Aufnahme verändert! Jetzt fcheint man 
auf eine hiftorifch referirende Darflelung der Thatſachen und auf juri⸗ 
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ſtiſche Theorien über fie fich befchränfen zu muͤſſen, oder auf das zu⸗ 
nächft blos theoretifche Intereife der Wahrheit gegenüber fo 
mancher fie verfälfchenden Theorie. Man muß der Vorſehung anheim ⸗ 
flellen, wann ‚und ‚mie fie ber duch treue Darftellung und Prüfung ſich 
iaduternden Wahrheit auch praftifchen Einfluß aufs Leben verſchaffen 
wolle. Im teutfchen Reiche war, wie der Minifter-von Gagern fagte 
(oben Bb. III. ©. 703), und mie ein jeder Bli in die teutfche ſtaats— 
rechtliche Piteratur zeigt, über alle ſtaatsrechtlichen Vethaͤltniſſe aud) jene 
warme, patriotifhe Sprache für und wider, es war der offene ſtarke 
Zabel gegen Perfonen und Maßtegeln und ihre politifchen Motive, es 
waren bie Neformvorfchläge, und insbefondere die Beuttheilung der 
teutfhen Staatsform, von jeher ganz frei. Daß dagegen 
jegt im teutfchen Bunde fogar jene völlig anmaßungsiofe und felbft mit 
ben dem Staatslerikon wiederholt öffentlich nadhgerühmten ſchonenden 
NRüdfihten entworfene, ruhige, theoretifche, biftorifche „und. juriftifhe 
Darflellung dev objectiven Verhäftniffe, tie fie dem Schriftfieller er 
feinen , nicht ruhige Prüfung und, wo fie e6 verdienen, Berichtigung, 
fondern vielmehr Unterdrüdung finden follte, biefes dürfen wir zur 
Ehre des Baterlandes nicht annehmen, Wir dürfen. diefes am Wenig⸗ 
ſten bei unferer Darftellung, welche, wenn fie auch nicht jede Auslegung 
und Richtung, die in der noch neuen Praris unfer Bundesgrund- 
vertrag erhält, und wenn fie am MWenigften längere Dauer urfprüng- 
lich proviforifher Noth» und Ausnahmsmaßregeln als 
heilfam erkennen ann, dennoch feine, Grundlagen gegen feine Geg— 
ner, gegen die Anhänger der Republik und der abfoluten Einheit aufs 
richtig vertheidigt. Mir dürfen es nicht bei der Theorie eines Schrifte 
ſtellers, der flets Erbfuͤrſtenthum und Bundesverfaffung mit Ueberjeus 
gung felbft als naturrechtliche und politiſche Ideale erklärte *). Wände . 
aber ſelbſt in ſolcher Darftellung die felbftftändige wiffenfhaftliche Anz 
fit noch Anftand, — nun fo würde das Staatsleriton über bie 
Verhaͤltniſſe unferes vaterländifchen Bundes, obgleich er unfere und uns 
ferer Kinder Ehre und Schickſale fogar nahe angeht, gänzlich [hmeis 
gen müffen. Denn wohl tönnen wir jene warme patriotiſche Dar⸗ 
flellung, wohl die Beurtheilung politifher Perfönlickeiten und geheimer 
Motive, wohl das, was einer völlig freien, ruͤckſichtsloſen, mas einer 
britifchen politifchen Darftellung jene erquidende und ergreifende Les 
benswaͤrme und männliche Kraft ertheilt, der Ungunft der Zeiten zum 
ſchmerzlichen Opfer bringen. Und nie verleugnen werden wir vollends 
die Achtung, welche jeder Zeutfihe dem Bunde, ald dem verfafjungss 
mäßigen Einigungsbande bes theuren Vaterlandes, ſchuldig ifl. Mehr 
aber vermögen wir nit. ern bleibe ung vielmehr für immer jene 
unwuͤrdige Weife, mit welcher man jegt nicht wenige teutſche Schrifte 





*) Rede, Deutfchlands. Freiheit, Giefen, 1814. ©. 52. Suftem 
1829, © 186, 201. Neuer Beitrag 169, ©. I. u. oben Mb. 1. ©. 
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ſteller, unter ihnen felbft wohlmeinende, bie vaterländifchen Dinge bes 
handeln ſieht, jene ſchmeichleriſche Entflelung und Verfaͤlſchung ber 
Mahrheit, die Belobung aud bes nicht Guten, wo es eine mächtige 
Bunft, die Verkleinerung oder Schmähung des Guten und Wohlmei⸗ 
nenden, 100 es die mächtige Ungunft gegen ſich zu haben fcheint, bie 
Erkaufung eines-Freipaffes für jedes Körmlein Wahrheit durch eine eben 
fo große fchmeichlerifche oder fehmähende Lüge. So wird die Wahrheit 
ſelbſt, es wird der fchriftflellerifhe und Nationalcharakter entkräftet und 
entwürdigt. Es wird bie mitverbreitete,, willig angenommene, aber 
verberbliche Füge und die täufhende Selbftberühmung über die verhaßte, 
aber heilfame Wahrheit ſiegreich gemacht. Aus zehn fo gefchriebenen 
ſcheinbar liberalen Schriften kann fich der Despotismus eine vollftäns 
bige Rechtfertigung aller feiner Maßregeln zufammenfuhen. So wird 
die Gefinnung gerade ber würdigften Männer den vaterländifchen Vers 
haͤltniſſen nicht zu=, fondern abgewendet. Wehe dem Volk und der Res 
gierung , die wirklich fo tief gefunten wären , daß vollends nur foldye 
unmürdige Darſtellung der vaterländifchen Verhaͤltniſſe bie allein noch 
mögliche wäre. Sie würden Schritt für Schritt der wachfenden mos 
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ealifchen Krankheit und fchaudervollen Gefahren und Unglüdsfällen, wie 


wir fie in Zeutfchland bereits erlebten, entgegengehben ! 

Da übrigens die wichtigeren befonderen Verhältniffe des teutfchen 
Bundes fchon in befonderen Artikeln behandelt wurben, fo wird ſich bie 
folgende Darftelung zunaͤchſt nur mit ben fehwierigeren und beftrittenen 
allgemeineren Fragen der Bundestheorie zu befchäftigen haben. 

V. Die Anfihten über das Bundesverhältniß vor 
dem definitiven Abfhluß des Bundes. — Zur richtigen Würbis 
gung des teutfchen Bundesverhäftniffes ift eine Abfonderung von drei 
verfchiedenen Perioden wichtig: 1) Die von dem Beginne der Freiheits⸗ 
friege duch die Prockamation von Kalifch vom 25. Mär; 1813 bis 
zu den duch Napoleon's Ruͤckkehr von Elba befchleunigten Vers 
bandlungen über die Bundesverfaffung zu Ende bes Wiener Congreſſes; 
2) die von da und von dem enbdlihen Abſchluß ber Bunbesacte bie zu 
den Carlsbader Bundesbefhlüffen vom 20. Sept. 1819; 3) 
die von da bis auf ben heutigen Tag. 

In der erften Periode nun herefchte bie Idee eines wahrhaft 
flaatsrehtlihen Nationalvereins oder eines teutfhen Buns 
desſtaates entfchieden vor Mir können allerdings jenen feierlichen 
Aufruf von Kaliſch an bie teutfche Nation ale den von den Grün: 
dern des Bundes felbft audy fpäter fo anerlannten wahren Anfang des 
teutfchen Bundes oder Nationalvereins betrachten. Er eröffnet, mie 
der Artikel „Deutſches Landesſtaatsrechts“ weiter ausführte, ben 
allgemeinen Nationalkrieg für MWieberherftellung der teutfchen Nationals 
einheit und Freiheit, erkläre den Nheinbund ale nichtig und erkennt das 
unerlofchene Recht der Nation auf eine zeitgemäße Wiederherftelung ihres 
früheren grundvertragsmäßigen nationalen Rechtszuſtandes an. 


Die Monarchen verheißen ber teutfchen Nation, wenn fie fi) erheben 
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würde, —* den Lohn begeifterter Anſtrengung und Aufopferung diefe 
„Rüdkehe der Freiheit und Unabhängigkeit, die Wiederkehr eines 
eheroürdigen Reiches.” Sie ernennen die felbftftändige oder recht⸗ 
liche und politifhe Perföntichkeit des teutfhen Volkes 
und der tentfhen Bürger an und forbern fie auf, für jene Wie- 
derherfiellung wie durch Die freie aufopfernde That, fo duch die freie 
Stimme felbftthätig mitzuwirken, „dem allgemeinen Wunfche” 
wollen fie in jener Vernichtung des Mheinbumbes entfprechen. ER 
bern von der teutfhen Norton, ja „von jedem Teutſchen, der 

„des Namens noch werth fein will, daß er raſch und Eräftig ſich an⸗ 
„Aöjließes“ daß Jeder, „er fei Fürf, Ebier oder ftehe in den Reihen 
des Volks, den Befceiungsplänen beitete mit Guf und Blut, 
mit Leib und Leben.” Sie erklären „even Fuͤrſten, welcher der 
„teutfchen Sache abtrünnig bleiben till, werth der verdienten Bernich 
„tung durch die Kraft der öffentlihen Stimmung und bie 
„Made gerechter Waffen,“ eine Strafe, melde fpäter wirklich zwei 
Fürften traf. Sie verheißen der teutſchen Nation umd allen Deutfchen 
insbefonbere als den Lohn ihrer begeifterten Anftrengungen: „daß die Ge- 
„ſtaltung Zeutfchlands allein den Fürften und Böltern Teutſchlands 
„anheim geftellt bleiben,” daß fie „aus bem ureigenen Geifte der 
„Nation berausteeten” folle, damit: „veriüngt, iebenskraͤftig und in 
„Einheit gehalten, Teutſchland wieder unter Europa’s Völkern er: 
feheine.” In dem gleichen Sinne aber fprahen damals die übrigen 
Zaiferlichen, Eöniglichen und fürftlichen Erklärungen und Aufrufe an 
Volk und Heer, an Freiwillige, Landwehr und Landſturm. Ueberall 
Die gleichen Anerkennungen eines freien und activen teutſchen 
Staatsbärgerrechtes, eines Mationalwillens, in und mit wel: 
dem man ben Nationalkrieg beginme und führe, dem man das Recht 
freier Sprache anerkannte, deffen Stimme man aufforderte 
und zu beachten verfprad*); überall die gleiche Verheißung der 
beiden hoͤchſten irdiſchen Güter wuͤrdiger Menſchen und Völker, ber Nas 
tionalfreiheit und Einheit! Und als nun die Nation die feis 
erliche Anerkennung und Zufage ihrerfeits im der einmuͤthigſten, freu⸗ 
digften Erhebung, Anfttengung und Aufopferung durch die vollftändigfte 
Leiftung von ihrer Seite, fo tie überhaupt durch die allgemeinfte und 
lautefte, jenen Zuſagen beiftimmende öffentliche Meinungsäußerung eben 
fo feierlich angenommen und mit bem ebglften Blute den nationakn 
Grundvertrag abgefchloffen und erneuert hatte „ da wurde in der Ver 
handlung über den teutfchen Bund durch jene bereits oben mitgetheil- 
ten Erklärungen ber Regierungen eben diefer Grundver— 
trag, ba wurden jene von allen teutfchen Regierungen anerkannten, 
nbder teutſchen Nation vor ihren heidenmüthigen Kämpfen laut unb df- 
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„fentlich gemachten feierlichen Zuſagen“ als Grundlage bes Bunbes⸗ 
rechts erklaͤrt *). 

Durch den Lauf unſerer ganzen Periode bleibt aber insbefondere 
auch die Grundanſicht herrfchend, baß der teutfche Nationalbund als zeit 
gemäße MWiederherftellung bes früheren teutfchen Rechtezuſtandes und 
Reiches ein ſta atsrecht licher Verein, ein Bundesftaat werden ſolle. 
Dahin gehen alle jene oben („Deutfhe Geſchichte“ I. und „Deuts 
ſches Landesſtaatsrecht“ J.) mitgetheilten Erklärungen ber Gründer 
des Bundes. Dahin gehen ferner, ſo wie jene „Herſtellung bes Reiches“ 
durch den neuen Nationalbund, fo jene oͤſterre ichiſchen Erklärungen, 
daß der teutfche Bund einen „geoßen teutfhen Staatskärper” 
bilden müfle, jene hannoͤveriſchen, daß er „nicht bloß ein politi 
„ſcher Bund unter den verfchiedenen Staaten, fondern zugleich eine 
„Bereinigung des gefammten Volks in fi fafle,” ober bie 
preußifchen, daß Teutſchland nad feiner Verfaſſung nicht blos 
die politifhe Seldftftändigkeit, fondern auch die „innere Sicherung 
„der Rechte und der allgemeinen Wohlfahrt der Nation 
‚num Zwede haben und ein alle Theile verbindendes Ganze aus» 
„machen muͤſſe, daf die Errichtung nicht blos in Abficht auf die Ver» 
„bhältniffe der Höfe, fonden eben fo fehr zur Befriedigung ber 
„gerehten Anfprücde der Nation nothwendig fei, bie, in Erin 
„nerung an bie nur durch die unglüdlichiten Verhättniffe untergegans 
„gene Reicheverbindung, von bem Gefühle durchdrungen ift, daß ihre 
„Sicherheit und Wohlfahrt iind das Kortblühen Achter und vaterländis ' 
„ſcher Bildung größtentheild von ihrer Vereinigung in einen feften 
„Staatstörper abhängt, die nicht in einzelne Theile zerfals. 
„en will.” Dahn endlich gehen jene wiederholten Erklärungen ber. 
vierundbreißig fouveränen Fürften und freien Städte, 
welche fogar auf Wiederherftellung eines kraftvollen Faiferlichen Ober- 
hauptes nachdruͤcklich beſtehen. Voͤllig genügend befeitigen auch biefe 
legteren Erklärungen die Einwendung eines angeblichen Widerſpruchs von 
England, Frankreich, Rußland, wegen bes Parifer Friedens, der für , 
Teutſchland ein lien federatif beftimmt. Ein Bundesflaat ift nichts * 
Anderes. Das teutſche Reich ſelbſt aber war nur ein Bun⸗ 
desftant. Und die wahre Politik diefer Nationen traf auch mit ber 
wahren Politit von Deflerreih und Preußen und von allen kleineren 
teutfchen. Staaten und mit dem Nugen bes teutfhen Volks auf base 
Gluͤcklichſte zufammen in der Forderung eines durch wahre 
teutfhe Nationalfreiheit und Einheit räftigen Bunbes. 
Sechsmal hundert taufend teutfche Krieger unter Einem einzigen Haupte 
vereinigt, oder auch nur zum großen Theil dem Ehrgelze einer großen 
Macht dienftbar, koͤnnten allerdings allen Nachbarn, koͤnnten dem eu⸗ 
ropdifchen Gl Gleichgewicht gefährlich werben. Aber eine wahrhaft 'natios 
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nale und freie Bundesverfaſſung hebt dieſe Beſorgniß, hebt uͤberhaupt 
die Gefahr von herrſchſuͤchtigen, mit teutſchen Waffen geführten Ers 
oberungsfriegen auf. Die durch Freiheit bedeutende und witkſame 
Stimme und Kraft der Nation, ihrer Bebürfniffe und Intereffen, 
fie begrimden, fo wie für das teutſche Volk felbft und feine minder: 
mächtigen Furften, und wie für jeden der beiden mächtigeren, fo auch 
für jene fremden Nationen ein wohlchätiges Gleichgewicht, eine ſchuͤtzende 
Buͤrgſchaft, daß niemals, weder unter franzoͤſiſcher ober ruffifcher, noch 
unter preußifcher oder oͤſterreichiſcher Fahne vereint, jene Gtreiter ihrer 
Freiheit gefahtdrohend werben. Die teutfhe Nation und ihre]) 
Freiheit find die fiherften Stüpen bes Friedens und der 
allgemeinen Erhaltung. Das erkannten, durch traurige Er» 
fahrungen belehrt, auch England und Rußland zugleich mit Des: 
ſterreich und Preußen, mit dem teurfchen Fürften und dem teutfchen 
Volke an. Eben wegen diefer glücklichen Uebereinſtimmung von Politit 
und Recht fprechen fih alle fo günftig aus für eine wahrhaft freie 
ſtaatstechtliche Nationalverfaffung. Der Kaifer Alerander erklärte in 
biefer richtigen PolitiE auf dem Wiener Congteffe gegen Defterreich und 
Preußen, ebenfalls zurücdweifend auf jene von Kalifch aus gegebenen 
feierlichen Zufagen, daß nur in dem von Defterreich, Preußen und Han- 
nover, im MWiderfpruc gegen Baiern und Würtemberg, vertheibigten 
liberalen und Eräftigen flaatsrehtlihen Bundesfyftem 
(institutions fortes et liberales), „weldes die Rechte von Allen be= 
„fimmt und fügt und bie Regierungswillkür hemmt,” || 
Europa die Garantie feiner Ruhe finden könne, daß nur biefes ben 
BVerheißungen von Kalifch entſpreche *). — Sollte aber irgendwo eine 
entgegengefegte, eine falſche und herefchfüchtige Politik die Oberhand 
‚gewinnen und, fo wie es einft Napoleon wegen Mangels teutfher 
Nationalfreiheit und Einheit gelang, teutſche Streitkräfte ſich 
dienftbar machen wollen und deshalb jener wahren teutfchen Natio— 
nalerifteng und Zreiheit feindlic fein, nun dann wird Recht und Ehre 
und Kraft einer freien großen Nation ber ihrer Freiheit feindlichen 
ehrgelzigen Politit entgegenmwirken. 

Der Idee eines flaatsrechtlichen Nationalbundes entfprechen auch 
die einzelnen Beftimmungen der verfchiebenen officiellen Entwürfe zur 
Bundesverfaffung, welche Preußen und Defterreih und Hannover vor 
dem fpätern ſchnellen Abſchluß des Bundes nad) Napoleon’s Ruͤck⸗ 
kehr vorlegten. (S. „Bund.”) Außer den auch noch in die Bundesacte 
Übergegangenen Beftimmungen einzelner wahrer Staatsrehte für bie 
teutfchen Bürger enthielten fie noch mehrere andere, wie das Recht der 
Freiheit ber Perfon, das Recht aller Teutſchen, ihre Bildung fih auf 
allen teutfchen Univerfitäten zu erwerben, ferner Beflimmungen über die 
Drganifation der Kirche und über allgemein nügliche Einrichtungen für 
Teutſchland, über freien Handel, über Poften und Münzen, über ein 


”) Klüber, Acten J. ©. 61. 
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allgemeines Geſetzbuch und vor Allem über ein Minimum von land⸗ 
ftändifchen Rechten unter Bundesgarantie: Sie enthielten vorzüglich 
eine völlig ftaatsrechtlihe und organifirte Obergewalt über bie Bundes⸗ 
ſtaaten und ihre Regierungen. Sie fozderten ein ftändiges Bundesgericht 
für die Streitigkeiten ber Bunbdesregierungen unter einander und für 
die auf die Bundeszuſicherungen fi) gründenden Streitigkeiten zwiſchen 
den Unterthanen und dem Fürften, fo wie Iandfländifche Vertretung der - 
Landesverfaffungen bei dem Bunde; ferner Androhung der Strafe 
der Acht für die Regierungen wegen Verlegung bes Bundesver⸗ 
trags; Todann eine Eintheilung Zeutfchlands in fieben Kreiſe, jeber 
mit Kreisgerichten als hoͤchſten Appellationsgerichten für den Kreis und 
als Gerichten für Streitigkeiten gegen bie Regierungen, bann mit Kreiss 
oberften als höchfter Erecutivgewalt für ben Kreis, endlich eine Bildung ber . 
alfgemeinen Bundesverfammlung durch zwei Kammern, durch ein Dis 
rectorium ober einen Rath der Kreisoberfien mit ausfchließlicher, 
allgemeiner Erecutivs und Repräfentationsgemwalt des Bundes, 
und einem Rath der Fürften und Stände, blos für die Bun» 
dDesgefeggebung mit Theilnahme aud aller mediatißrten reicheftäns 
difhen Fürften und Großen, und mit allgemeiner Entfheidung 
ber Stimmenmehrheit. Natürlid, und wie ſich nachher ergeben 
wird , bezeichneten jegt auch die Beſtimmungen bes Bundeszwecs die 
allgemeine ftaatsrechtliche Natur des Bundes *). 

Nur bei zwei teutfhen Regierungen fand, wie ſchon oben 
(Bd. V. ©. 351) ausgeführt wurde , die Idee eines ftaatsrechtlichen 
Bundesſtaats beharrlichen MWiderfpruh. Balern und Würtems 
berg erklärten nämlich zugleich mit ihrer Anerkennung der Nothwen⸗ 
digkeit freier flaatsbürgerlicher Verfaffungen, welche auch fie bereits noch 
befonder6 ihren Ländern zugefagt hätten, dennoch bie ſtaatsrechtliche Uns 
abhängigkeit oder die Souveränetät ihrer Staaten als von ihren 
Unterthbanen mit theuren Opfern ertaufte, ihnen theure 
Nechte, melde die Acceffionsverträge zur großen Alliance anerkannt 
hätten, welche der Art. 6 des Parifer Friedens in ber beſtimmten Uns 
abhaͤngigkeit der teutfhen Staaten ebenfalld feftfegte, und 
welche fie nicht duch Unterordnung unter eine flaatsrechtlidhe 
Bundesgewalt und deren Einmifhung in die Innern Vers 
hbältniffe aufgeben dürften, ohne, wie Baiern binzufegt, „an 
ihrem Volke verantwortlich zu werden.” Sie erklaͤrten ben 
Bund lediglich für ein ganz freies rein völkerrehtlihes 5 
Societätsverhältniß**. Bei anderen teutfchen Regierungen hatten . - 
aber nur die ungleiche Stellung und die Bevorzugung der fünf größeren 
Staaten Widerſpruch erregt. 


*) Klüber, Zeiten Heft I, &. 45.57. IV, 26. 104. Band II, G. 1. 
6. 18. „54. 298. 309. 3 
*) Klüber, Keten Heft I, ©. 68. 88. II, S. 91. 94. 97. 102. 107. 
114, er 169. 177. 402. 454. 459, 493, 531. 533. 571 fr Ueberſicht 
der dBiplom. Verhandlungen WBb.I, ©. 201. 
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VI. Die GBeftaltung bes Bundes und bes Bundes—⸗ 
rechts durch den Bundesvertrag. — Schon oben wurde genä= 
gend entwidelt: 

1) Die weſentliche, rechtliche Verſchiebenheit, wie bie politiſchen 
Wirkungen eines fiaatsrehtlihen Bundesſtaates, eines blei- 
benden völlerredhtlihen Etaatenbunbes unb eins vor: 
übergebenden völkerrechtlichen Alliancevertrags (Bd. III. 
©. 76-116. Bb. V. ©. 347—350.) 

2) Die wiſſenſchaftliche Ueberzeugung des Verfaſſers, daß in Folge 
des vorhin erwähnten beharrlichen Widerſpruchs von Baiern und Wür- 
temberg gegen die flantsrechtlice Natur des Bundes und deren Bes 
ſchraͤnkung ber Souveränetät der Verfaffung und Regierung ber einzel- 
nen Bundesſtaaten, und bei der Nothwendigkeit, fidy vor dem neuen 
franzöfifhen Krieg über bie wefentlihen Grundlagen des zukünftigen 
teutfhen Rechtszuſtandes zu einigen, der Bundesgrundvertrag zuletzt: 

A) in feinen „allgemeinen Beflimmungen zur gef: 
flellung des Bundes” (f. „Bundesacte”) einen im Alge: 
meinen blos voͤlkerrechtlichen Staatenbund begründete mit dem 
allgemeinen Bundeszweck ber blos voͤlkerrechtlichen Sicherung 
Zeutfhlands und ber Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit einzel- 
ner Bundesflaaten (nit aber etwa einer inneren ſtaatsrechtli⸗ 
hen Sicherheit und Ruhe der Staaten, f. Bd. V. &. 351—360); 

B) daß berfelbe zugleich unbeſchadet biefes allgemeinm rein völker- 
rechtlichen Zwecks und neben der im Allgemeinen oder regelmäßig 
allen teutfhen Staaten, ihren Regierungen und Bürgern zugefickerten 
Souveränetät ber Verfaffung und Regierung in feinen befondern 
(Uusnahms= und Anhangs:‚Beftimmungen zur Erhaltung eined na-= 
tionalen und rechtlichen Zuſtandes der teutihen Nation den teut: 
(hen Bürgern einige einzelne beſtimmte Rechte als weſentliche allgemeine 
teutſche Nationalrechte und als ein Wenigſtes eines verfaſſungsmaͤ— 
figen Rechtszuſtandes ausdrüdlid Namens aller Bundesregierungen ans 
erkennen und zugleich buch Bundesfhuß verbürgen (nicht aber etwa ih- 
nen Rechtsbeſchraͤnkungen oder polizeiliche oder andere Pflichten auflegen 
und durch fie die Souveränetät beſchraͤnken) mollte. (Bd. IV. S. 337 
--386. Bd. V. ©. 350—360.) 

Das durdy den Bundesgrundvertrag begründete, das in dieſem 
wichtigen Sinn aufgefaßte Bundesſyſtem mochte Mangel haben und - - 
fo fern mit ihr Nationaltepräfentation Statt gefunden hätte — ein 
Bundesftaat der gewuͤnſchten Wieberherftellung einer ftaatsrechtlichen oder 
Meichsverfaffung viel näher ftehen. Aber es enthielt, wie bie citirten 
Ausführungen es darthun, menigftens die wefentlidhften Grund-=- 
lagen zur Entwidelung eines würdigen teutfhen Rechts— 
zuſtandes und verdiente den Dank der Nation gegen 
feine Gründer. Und bie eigenthümliche Schwierigkeit der teutfchen 
Verhältniffe erheifcht jedenfalls doppelte Billigkeit bei der Beurtheilung 
diefer allgemeinen Verhaͤltniſſe. 
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VO. Die proviforifhen Carlsbader und mehrere 
nachfolgende Bundesbefhlüffe — Eine veränderte Geſtalt er- 
bielt der teutfche Öffentliche Rechtszuſtand, wenigſtens vorübergehend, ſeit 
den 1819 in Carlsbad entworfenen und fpäteren,, fie erneuemden und 
erwweiternden Bundesbeſchluͤſſen. Schon anderwärts haben mir - die Bis 
florifche Ueberzeugung zu rechtfertigen geſucht, daß bie Carlsbader Be⸗ 
fhlüffe für Teutſchland, ja für das fo vielfach feinem Einfluß ausges 
fegte und hinwiederum von ihm beftimmte übrige Europa ein vielleicht 
nicht minder folgenreiches Sreigniß find, als die Freiheitskriege. Jeden⸗ 
falls wird Jedermann ſchon jest ihren wechſelwirkenden Zuſammenhang 
mit den großen europäifchen Verhaͤltnifſen und Gongrefien, mit den 
neuen Revolutionen in Frankreich, Polen, Spanim, Portugal und 
mit unferen fpÄäteren teutfchen Zuftänden anerkennen müffen. Auch iſt 
es wohl eine nicht zu verkennende traurige Wahrheit, daß — was 
Teutfchland früher fo fremd war — feit 1819 Leider teutſche Kerker faſt 
nicht mehr leer werden von politifhen Verbrechen und Gefangenen, eben 
fo wenig ald von teutſchen politifhen Slüchtlingen bie fremden Länder, 
als von zu früh politifch Verzweifelnden die Auswanbererfchiffe. Aber 
nicht blos die großen, zum Theil noch unenthällten Hiftorifchen 
und politifchen Folgen diefer Maßregeln, fondern auch der Umftanb, 
baß fie nur ale proviforifhe und Ausnahmsmaßregeln in 
unfere Gefege traten, und bei dem noch ſtets erneuten Verſprechen bes 
finitiver Geſetze insbefondere zur Verwirklichung ber verheißenen Preß- 
freiheit noch fo erfcheinen — alles diefes verpflichtet Doppelt zur Ver⸗ 
anlaffung einer moͤglichſt gründlichen Prüfung ihres juriftifchen Verhaͤlt⸗ 
niffes zum Recht unferes Bundes und zum Zuftand unfe- 
rer Nation. 

Auf die Veranlaffungen der Carlsbader Befchlüffe ober auf das, 
was uns Veranlaffung fhien — fuchten wir ſchon früher den prüfens 
den Blick patriotifcher Staatdmänner zu rihten*). Hier fiehe nur das 
Aeußerlihe und Allgemeinfte, mie es nicht bloß jene citirten Schriften 
enthalten, fondern wie es laͤngſt Gemeingut der Gefchichte geworben iſt. 

Bekanntlich erfchien bie Erfüllung der großen Verheifungen nad 
dem Ablauf des zweiten Jahres feit dem legten Befreiungskriege einem 
großen Theil der Nation und befonders auch der durch die Seldzüge 
noch einfeitig aufgeregten ftubirenden Jugend viel zu zögernd in's Werk 
gerichtet zu werden. Die Verſtimmung vermehrte ſich, als man immer 
mehr zu bemerken alaubte, daß eine Reactionspartei die Fuͤrſten mit 
Schredbildern ängflige und ihnen die Erfüllung ihrer Zufagen ale ges 
faͤhrlich darzuftellen ftrebe. Sie vermehrte fih, als jene Partei ben 
Sieg errang, daß die Preßfreiheit immer mehr befchränkt wurde. Die 
erften bedeutenden Vorgänge diefer Art waren befanntlid bie Unter 
drüdung der damaligen freieften teutfchen Zeitung, bes cenfurfreien 


— 


*) Die vollkommene Preßfreiheit. Freiburg, 1830. &. 79-120 
und meine Abhandlungen für das oͤffentliche Recht. Stuttgart, 1823. 
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rheiniſchen Merkurs, fobann das Verbot jeder gerichtlichen wie 
außergerichtlichen weiteren Erörterung über eine von der Reaction ge= 
— Denunciation angeblich hochverraͤtheriſcher, geheimer Verbindun⸗ 

gen. Das Verbot war vom Monarchen unſtreitig wohlgemeint, indeß 
hätte durch dieſe Erörterungen der fpäter actenmäfig gewordene Ungrund 
der Denunciation fo klar werden müffen, daß die ihr zu Grunde lie⸗ 
gende unfchuldige Thatfache ur noch 1819, nachdem die Partet unter 
dem Schuß firenger Cenſur bereits mehr Boden’ gewonnen, trotz jenes 
Verbots insgeheim zur Hauptgrundlage außergewoͤhnlicher Verfolgungen 
und Maßregeln hätte gemacht werden Fünnen, — Zugleich den Unmuth 


der Freiheltsfreunde und den Uebermuth Ihrer Gegner ſteigerten die Aus— 


legungen, die Viele feit dem: Congteſſe von Aach en der heiligen Alliance 
zu geben ſuchten. Allerdings er‘ darin Die Gründer berfelben 
„feierlich, daß fie einzig und allein zum Gegenftand hat, Angeſichts der 
„Welt ihre unerfchütterliche Entſchließung zu erkennen zu geben, ſowohl in 
„der Verwaltung ihrer Staaten, als in ihren politifchen Verhättniffen 
„mit jeder andern Meglerung allen die Worfchriften dee heiligen chrifttiz 
hen Religion zue Regel zu nehmen.“ Deshalb hätte es denm audy) 
nicht beunruhigt, als nicht nur der König von England den Beitritt zu 
derfelben ablehnen zu muͤſſen geglaubt hatte, und nach ‚den Zeitungen 
‚Im englifcyen Haufe der Lords ſelbſt der Minifter'Liverpoot von ges 


"Heimen Ärtikeln derſelben geſprochen haben follte. Doch nady dem Con / 


greſſe von Aahen (f. oben Bd. IM. ©. 689) ſuchten ungeſcheut 
manche Reactionsmänner diefe heilige Alliance als ihre Stüge, als einen 
Bund gegen bie Volfsfreiheit darzuftellen. Noch mehr ftieg bei fo im= 
mer mehr geträbten Hcffnungen der Unmuth durch zufälliges Bekannt 
werden einer auslänbifchen, angeblich von hoher Hand herrührenden Ver 
daͤchtigung der Freunde teutfcher Nationalität und Freiheit, zunächft der 
teutfchen Univerfitäten, der Profefforen und GStubirenden, dann zugleich 
durch die Entbedung der Berichte eines geheimen ruffifchen Agenten. Diefes 
veranlaßte bei Manchen den Verdacht, im fremden Intereffe, durch auss 
waͤrtige Einwirkung unb vermittelft falſcher Vorftelungen von Staates 
gefahren durch angebliche hochverrätherifche Beſtrebungen follten teutfche 
Regierungen und Völker getäufcht und den Völkern ihre ſchoͤnſten Hoff⸗ 
nungen, bie Verwirklichung jener großen Verheißungen vereitelt werden. 
Ein. folder Gedanke, in Verbindung mit der immer größeren Verſagung 
freier Öffentlichen Mittheitung, nahm einem ungebuldigen teutfchen Juͤng⸗ 
ling die Hoffnung, auf offnem gefeglichen Wege zur Rettung des Va— 
terlandes wieken zu Binnen — und der Ungluͤckliche, ſich taͤuſchend durch 
falſche Theorieen und die Worausfegung der Erlaubtheit des Morde 
fremder. Spione, ftürzte fih in die Nacht des Wahns und des Ver 
brechens. 

Die That eines Einzelnen ſchien geſuͤhnt und getilgt durch das blu= 
tige Schwert firenger Gerechtigkeit. In Teutſchland und Europa herefchte 
Ruhe und Frieden. Keine Widerfeglichkeit zeigte fih und in dem teutz 
ſchen Volk, keine Aufreizungen dazu, aud da nicht, wo Preßfteiheit 
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Statt fand, fo wie z. B. in Weimar, Holftein und Heffen. Wo 
das Verfprechen der Verfaffung gelöft war, da fühlten Fuͤrſt und Volk 
fi glüdlih. Die neuen Verfaffungen wurden mit frifcher Freude ges 
feglich gebraucht. Diefe Freude, diefer Gebrauch und die fichtbar reifende 
Tüchtigkeit des Volkes für eine wuͤrdige gefegliche Freiheit widerſprachen 
doppelt den Vorherfagungen ber Sreiheitsfeinde. Die allgemeinere Vers 
wirklichung der großen Zufagen ſchien enblidy nad) jenem aus ben Das 
mals noch Öffentlichen Bundesverhandlungen erfichtlihen Wetteifer libe⸗ 
raler Erklärungen über die Verfaffungspetition am Bundestage im Jahre 
1818 und nach jener befannten Verfaffungspetition in den Rheinlans 
den; fie fchien nad den von Niebuhr, Schleiermadher und ans 
deren preußifchen Patrioten fiegreich befämpften Öffentlichen Denunciatios 
nen unvermeidlich zu fein. Doch hartte das Volk in vertrauensvolle Ruhe. 
Auch in der Jugend hatten fi) nach vielfeitigen oͤffentlichen Anerken⸗ 
nungen Fleiß und ſittlich wuͤrdiger Zon mehr, als feit Jahrhunderten 
entwidelt. Die allerdings noch aus den Feldzuͤgen flammmde, da wo 
es an Preßfreineit und Verfaffung fehlte, durch die er- 
zwungene politifhe Unthätigkeit der Männer genährte 
einfeitige politifhe Aufregung der Jünglinge und ihre zum Theil 
jugendlich anmaßliche Richtung fehlen theils von felbft, theils durch ein⸗ 
fache dischplinarifche Mittel verfchroinden zu koͤnnen. Kurz, Alles gab 
Hoffnung auf die baldige glänzende Widerlegung jener (in ben polt> 
tifhen Annalen 1815 ©. 3 und 4 mitgetheilten) unglüdlichen 
franzöfifchen Prophezeifungen, daß die teutfhe Nation nicht ohne furcht⸗ 
bare Kämpfe in den Beſitz ber ihr verheißenen Freiheit fommen werde. 
Aber durch ein unglüdliches Verhängniß und bei dem Mangel ber Preß⸗ 
freiheit gelang der Reactionspartei ihre Zäufhung. Die freilich oft herb 
ausgedruͤckten Wünfche nad) baldigfier Erfüllung der großen Verheißun⸗ 
gem und die Verftimmungen „über fcheinbare oder wirkliche Ruͤckſchritte, 
bie Klagen der Freiheitsfreunde, ihre Zurücweifungen ber Reactio⸗ 
naͤrs wirkten, daß diefe immer mehr jeden Reft von Preffreiheit, fo 
wie jedes Beſtreben für gefegliche Freiheit in den jegt immer mehr nur 
ihnen offen ſtehenden cenficten Blättern und insgeheim anfchwärzten. 
So wie andere Öffentlihe Aeußerungen mußten jest auch bie Freuden⸗ 
feuer an dem Sahrestage der Befreiung des Vaterlandes erlöfchen. Je 
mehr man auf des redlihen Volkes Abſcheu Sand'ſcher Thaten rechnen 
tonnte, um To mehr gerade bemühten fidy bie Kreiheitsfeinde durch Vor⸗ 
fpiegelung ihres Zufammenhangs mit allen liberalen Beftrebungen bdiefe 
zu verbächtigen. 

Endlich, nad) mehrjährigem unermüblihen Wirken ſchienen bie 
Beftrebungen und Zäufhungen der Reactionsfreunde zu fliegen; gerade 
in dem Augenblide zu fiegen, wo bie Zeitungen, nachdem Hr. v. Hums 
boldt als Verfaſſungsminiſter einberufen war, von baldiger Einführung 
der Verfaffung auch in Preußen fprachen. 

Allgemein bekannt und bereits ein Beftandtheil der teutſchen Ges 
ſchichte find die jegt unerwartet und plöglich im Sommer 1819 durch 

Staats s £erilon XV. 24 
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gifher und fuchten bie Unmöglichkeit, Die b 
Stun nr Enke Shkrn — 
wurde, A en 26 J 
auf dieſen Tag bie liung der Taͤuſchungen, die. bier 

foidhe fee ſtatk mitwickten „. daß. in jene allbefannten Acten« 
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einfchlice den Hunderten ‚von 
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darftellten., diefes Liege jeßt (eit einer 
von Sabren ohne den geringfien Wider 
i der Welt vor *). Und wenn «8 wahr iſt, was (chem 
eg 
em ur J 
gen Ariel und. bereits oben. Bd. Il. S. 695 R 
fusglge er 


ju Carlsbad die angebiich ungzweifelhafte große hochverraͤthe⸗ 
ok Verbrechen und Be h 5 — 

Teutſchland die Grundlage der Berathung über die etwaige Nothwen- 
digkeit außerordentlicher Maßtegeln gegen außerordentliche Staatsgefah- 
zen bildeten, fo waren biefe hohen Staatsbeamten gerade jest in einen 
hoͤchſt folgereihen Irrthum geführt, in den oben Bo. III. ©. 695 von 
Bfhotkte und Rotteck beklagten Irrtum, daß man BVerbrechern eine 
Mipftimmung zur Laft legte, bie nur durch Mangel an Nechtöbefriedi- 
gung entftand. Denn Thatſache ift es, daß tro der außerordentlichſten 
jahrelangen Unterfuchungen gegen angeblich fo viele geheime Bündler, fo 
viel wie wenigſtens in Erfahrung bringen konnten — nicht eine einzige 
gerichtliche WVerurtheilung bekannt wurde. Auch die wiederholt verſpro⸗ 
chenen Öffentlihen Mittheilungen der Ergebniffe der großen Unterfuhun- 
‚gen der Bundsscentralcommiffion blieben aus. Ja nad; Verlauf mehrer 
tee. Jahre erfolgten von einer beftimmten Seite in einer berühmten oͤf⸗ 
fentlich mitgetheilten Circulardepefche fogar andere öffentliche Erklärungen, 
jene fhon 1819 verfolgten geheimen hochverrätherifhen Verbindungen, 
wegen deren angeblid) actenmäßig erwiefener Exiſtenz man fo große 
Öffentliche Mafregeln ergriffen und gerechtfertigt hatte — hätten damals 
eigentlich noch nicht exiſtirtz fie hätten fich erſt jegt (alfo bereits unter 


) In den vom Verfaſſer auch ber hoben preußifchen Regierung, wie dem 
boben Wundestage vorgelegten Abhandlungen für das bffentliche 
Recht. Stuttgart, 1823. 
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Herrſchaft der ergriffenen Carlsbader Sicherungsmaßregeln), und zwar 
ganz nad) jenen zu frühen polizeilichen Worausvertünbigungen gebildet — 
im jenem Sünglingebunde ndmlich und in feinem angeblichen unſichtba⸗ 
ren Oberen. 

Aber ebe, erſt fpäter nach langen Jahren, biefe Lichtſtrahlen ſich 
ber Genfur entwinden konnten, und vielmehr gerabe bei den erften oͤf⸗ 
fentlich beunruhigenden Nachrichten und Maßregeln war ja der Congreß 
nach Carlsbad berufen. 

Vielleicht irren wir. Aber bei der ſorgfaͤltigen Erinnerung, wie bei 
dem Blick auf die vor uns liegenden Geſchichtsbuͤcher uͤber jene Zeiten, 
iſt uns wenigſtens nichts bekannt geworden, was die allgemeine geſetzliche 
Ordnung wirklich ernſtlich bedroht hätte, zumal dann bedroht hätte, wenn 
den Öffentlihen Wuͤnſchen duch Mechtsbefriebigung Erfüllung gemorden 
wäre. Irren wir, fo berichtige man den Irrthum. ebenfalls ann 
bei fo wichtigen fortwirkenden geſchichtlichen Ereignifien bie 
Mittheilung der Meinungen ehrlicher Männer nur beilfame Prüfung 
veranlaflen. Uns aber erfchienen auch fpätere Befchlüffe, welche bie 
Carlsbader Beſchluͤſſe erneuerten und erweiterten, ober aud bie naͤchſten 
Erfheinungen, woran fie fi fnüpften, nur als Folgen ber erfien Urs 
ſache und der erſten Befchlüffe und bes durch fle fiegenden Syſtems. 
Die Cenſur insbefondere ſchien uns ſtets nicht eiwa fo wie eine bit: 
tere Argenei, ober ein Vorbeugungsmittel gegen Krankheit, ale ein 
mit der Heilung felbft verſchwindendes phufifches Uebel. Das 
Uebel bee Hemmung oder Unterdbrüdung der Wahrheitsfreiheit erfcheint 
uns als ein moraliſches Uebel. Es erhält und bewirkt, nach einem 
tragifchen Geſetz der fittlihen Weltordnung, mit jedem Siege, ben «6 
erringt, neue Kraft und Anreisung zu neuer Vermehrung. Wo man 
einmal angefangen hat, die Freiheit der Wahrheit, als gefährlich, mehr 
oder minder zu hemmen oder zu unterdrüäden, ba wird man wohl flets 
finden, daß fie noch nicht genug unterdruͤckt iſt. Immer mehr bildet 
fih bei nicht ganz unmürdigen Voͤlkern innerer Wiberfpruch mit diefem 
Spitem, und immer neu zeigt ſich eine Lüde, durch welche er, durch 
welche natürlicher oder vermittelft der Genfur felbft veranlaßter Mißbrauch 
ber Freiheit hindurchdringt. Wo foll aber nun die Confequenz ſtille fies 
ben, mo enden bei einem folhen Syſtem? Auch folgten den erften 
Carlsbader Bundesgefegen gegen die freie Meinungsäußerung In nicht 
allzu fangen Jahren eine wahrhaft überrafhende Menge neuer Bundes⸗ 
befchlüffe über oder gegen die Freiheit der Preſſe, über Redefreiheit auf 
dern Lehrſtuhl und in ftändifchen Verhandlungen über Petitionen, Volks⸗ 
verfammlungen , über die Deffentlichkeit der Bundesverhandlungen. 
Noch betrafen in den Jahren 1819 bis 1830 von vierzehn Bundesbe⸗ 
fhlüffen allgemeinen Inhalts fieben abermals die Beſchraͤnkungen ber 
Rede⸗ und Preßfreiheit. Und tiber die Preßfache allein erfchlenen in 
ben Jahren 1830 und 1831 dreizehn neue Bunbesbefhläffe Die 
Carlsbader Beſchluͤſſe felbft waren als außerordentliche Maßregel wegen 
außerordentlicher Staatsgefahe nur proviforifch oe vorüberge: 
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hend, nur auf fünf Jahre gegeben. Allgemein vertraute man, daß 
diefe Ausmahmsgefege , die. in einer teutſchen Pairskammer ein hochge⸗ 


Bundesverſammlung verfprochen , felbft bie Catlsbader Befchläffe hatten 
biefes befinitive Gefeg wenigftens vor dem Ablaufe von fünf Fahren ver- 
hießen, Doch die Genfur. feffelte bie Sprade der Nation für ihre 
MWünfhe und Beduͤrfniſſe. Da erſchien Lurz vor Ablauf biefer fünf 
Jahre im tiefften inneren und aͤußeren Frieden in kurzem Bunbesber 
ſchluß vom 16, Auguft 1824, ſtatt des Preffreiheitägefeges, die Beftim- 
mung einer Verlängerung der Carlsbader Ausnahmsgefehe, jegt auf unbe 
flimmte Zeit. Eine Aufere Beranlaffung wäre hier ſchwer zu begeich- 
nen. Wenigſtens keine andere, als daf die Wuͤnſche für die volle Wer- 
mirklichung der der Nation zugefagten rechtlichen Freiheiten unerloſchen 
fortfebteh, und daß aud nach dem Ablaufe der fünf Jahre eine genü- 
gende innere Befriedigung in der Nation fehlte, ine hoͤchſt merk 
mürdige Erſcheinung wurde höheren Dxts zut Rechtfertigung. der Garld- 
bader Beſchluͤſſe angeführt (f. oben Bd. lil. ©. 696), daß ndmtic auf 
eine beifpiellofe Weiſe in ganz Teutſchland alle nicht officiellen Stimmen 
der Preffe ald Organ und im Intereffe der Frelheits oder Volkswün- 
ſche, nicht eime aber im Intereffe der Megierung erfchienen. Sollte ſich 
diefes auch da Ändern, wo freie Aeußerung auf längere Zeit hin eben fo 
unmoͤglich ober gefährlich, als die Lobpreifende Stimme der‘ öffentlichen 
Gunft gewiß ift, fo ändert dieſes doch die wahre Stimmung des Volks 
noch nicht. Und wenn felbjt viele Tauſende von den zur Stille gezwun⸗ 
genen Wuͤnſchen für vaterlaͤndiſche Freiheit vieleicht zu materiauſtiſchen 
Intereſſen und Genüffen hingewieſen werden, fo find gerade diefe die 
ſchwaͤchſte Stüge der Regierung in der Stunde neuer Aufregung und 
kraͤftiger Aeußerung ber Unzufriedenheit. Beides wurde felbft nad 
smwölfiährigee Herrſchaft der Carlsbader Gefege in ben Jahren 1830 
und 1831 deutlich genug. Es zeigte ſich in dem Dusend Heiner Mer 
volutionen in teutfchen Ländern, welche fiher eben fo wenig als bie früs 
heren in Neapel und Piemont, oder die doppelten in Spanien und Por« 
tügal. durch Mangel an Genfur der Preffe ober ber Lehre entſtanden. 
Es zeigte ſich noch bedenklicher in der ganzen Wollsftimmung , deren 
weiſe Beachtung. die Cabinette beftimmte, der Erhaltung des Friedens 
die größten Anftengungen zu widmen, ja biefem Frieden vorzüglich 
durch die polnifhen und beigiſchen Revolutionen und nad den Ge: 
fährdungen und Verletzungen der teutſchen Grenzen. ſchwer gekraͤnkte 
Gefühle, Interefjen, Wünfhe und Rechte zum Opfer zu bringen. Es 
geigte ſich endlich in betrübenden, tadelnswerthen und verbrecherifchen Uns 
teenehmungen, fo tie durch die vielen Flüchtlinge, Auswanderer und po= 
litiſchen Gefangenen , ſeitdem auch bie in ben Jahren 1830 und 1831 
neu entflandenen Hoffnungen durch Erneuerung und Verſchaͤrfung der 
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Carlsbader Beſchluͤſſe mehr und mehr wieber verſchwanden. Werben’ fie 
nun — worauf es doch ankommt, und was gewiß eine ſorgfaͤltige 
Pruͤfung wohlmeinender Staatsmaͤnner erheiſcht — werden ſie wohl in 
‘den unvermeidlich wiederkehrenden Zeiten wahrer Gefahren fich 
f&hügender erweiſen, als 1830? Und werden biefe Gefahren flets, wenn 
auch mit ſchweren Opfern, zuletzt doch noch durdy unerwartete dußere 
Umftände gluͤcklich abgewendet werben? Werden fie fo wie bisher in jes 
der Keife eine ſtets ausgebehntere gefährliihe Mißſtim— 
mung zu befämpfen haben? Könnten fie wohl gar, flatt gruͤndlich zu 
befriedigen, im Geheimen felbft ähnliche Uebel erzeugen und nähren, ale 
die, welche das teutfche Reich vernichteten und alle feine Staaten an ben 
Rand des Verberbens brachten? Entftehen endlich die wahren Uebel und 
Gefahren durch Mangel der Genfur ober durch Beſchraͤnkung und durch 
Mangel an Rechtsbefriedigung und Wahrheit? Doch biefes 
fei hier nur der vorurtheilsfeeien Prüfung ſachkundiger Patrioten und 
Staatemänner empfohlen! Am Wichtigften aber iſt ſicher uͤberall die 
Trage des Rechts und der Gerechtigkeit. 


Hieran nun knuͤpft fi alfo die ſtrengjuriſtiſche voͤlker⸗ und flaates 
rechtliche Unterfuchung , in wie fern bie Beflimmungen der Carlsba⸗ 
der und in ihrem Geifte abgefaßten neueren Bundesbefchläffe jenen 
oben VI gefchilderten Grundlagen, Zwecken und mwefmtlichiten Grund⸗ 
fägen des Nationals und Bundesvertrags und ber früheren Bunbesvers 
handlungen entfpredhen? Wir übergehen aber bei jener Frage gänzlich 
die verfchiebentlih zur Sprache gefommenen Mängel ber zur bundess 
ober landesgeſetzlichen Guͤltigkeit nöthigen Formen und Publicationen ber 
Garlsbader und anderer Beſchluͤſſe, namentlid auch der Wiener Schluß« 
aete. Abgeneigt, ohne abfolute Nothwendigkeit, etwas nicht Exfreuliches 
zu berühren, laſſen wir auch die wiederhoft angeorbneten Bundescentral> 
commiffionen zur Seite. Wir berühren ſelbſt nur in allgemeiner Hinbeus 
tung fpdtere Bundesmaßregeln. Auch ift noch zu bemerken, daß mehrs 
fache Bunbesbeflimmungen nady ben Carlsbader Beſchluͤſſen, welche 
immer noch als durch definitive Beſtimmungen zu erſetzende Aus⸗ 
nahmsmaßregeln in unſerem Bundesrechte erſcheinen, keineswegs 
ihren Principien huldigen. Auch die Wiener Schlußacte beſtaͤtigt 
offenbar in ſehr vielen Beſtimmungen auf eine Achtung und Dankbar⸗ 
keit in Anſpruch nehmende Weiſe die Grundanſichten der Bundesacte 
und ihrer Gruͤnder. Sie weiſet ſogar zuruͤck die laut oͤffentlicher Blaͤt⸗ 
ter und nach Andeutungen der Carlsbader Beſchluͤſſe und des Praͤſidial⸗ 
vortrags bei Gelegenheit derſelben den neuen Landesverfaſſungen da⸗ 
mals angedrohte, beinahe gaͤnzliche Vernichtung ihrer Oeffentlichkeit, ih⸗ 
rer repraͤſentativen Natur. (S. oben Bd. III. S. 692.) Dennoch aber 
finden ſich auch in ihr Beſtimmungen, die wir wenigſtens auch bei dem 
beſten Willen weder mit jenen zuvor erwaͤhnten eigenen Beſtimmungen, 
noch mit dem Bundesvertrage und ſeinem Syſteme in Harmonie zu 
ſetzen vermoͤgen, die vielmehr nur den Anſichten der Carlsbader Be⸗ 
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ſchluſſe vereinbar ſcheinen, die alfo audy mit deren Beſeltigung durch der 
finitive Beſchluͤſſe wohl ebenfalls Weränderungen entaegenfehen bürften. 

1) Die erfte er a eat diefer Carlsbader und 
ihnen entfpredyender fpäterer Veſchluͤſſe betrifft eben die vorher vor Als 
lem in der Freiheit der Öffentfihen Meinung geachtete freie 
Natlonalltaͤt. Das Bundesfoftem erklärte nach dem Dbigen ſtets mit 
hoher Achtung die freie Meinung und Stimme der Nation ats Peitftern 
auch für die Bundesverhandlungen. 6 hielt fie, 8 hielt die Preßftei⸗ 
heit und jede erlaubte freie Aeußerung von Melnumgen, Bitten und 
MWünfhen über die gemeinfchaftlichen Angsfegenheiten, bei dem gdnz- 
lichen Mangel aller Nationatrepräfentation und der fländigen Reiches 
il zu deren Erfag, zur Erhaltung der Achtung, ja vielleicht der 

iftenz und mindeftens der freien Entwicelung und innigen Verbin: 
dung einer freien Nation und ihres Rechts, fo wie zur heutigen Wahr 
heit ftändifher Verfaffung und ihres Mechtefhuges für mefentlich. 
Hierzu aber ift wohl unftreitig gerade die politifche Hreßfreiheit oder die 
der Beite und Suafaifim wichtig, melde die Garlebader und fpätere 
Beſchluſſe unter Genfur ftelten. 

Eben fo aber, wie fie ſtatt der Preßfreiheit ihe Gegegtheil, die Cen⸗ 
für, einführten, fo verwandelten fie großentheils auch den andern Grund- 
fü des Bundesvertrags, daf das Im Ihm zugefiherte Minimum von 
Freiheitsrechten der Buͤrger, alfo jedenfalls die bumdesgefehlich beſtimmte 
Hteßfteiheit von allen Regierungen eingeführt und geachtet werden müffe. 
Diefee Grundſatz, nach welchem früher auch die hohe Bundesverſamm⸗ 
fung das in bemfelben Art. 18 enthaltene Minimum von Auswande⸗ 
rungsfreiheit fo libetal ausgelegt hatte, wurde thatfächlich in fein Gegen: 
theif umgewandelt und jeder Regierung freigelaffen, Alles, mas die 
neuen Bumdesgefege von Preßfreiheit ließen, ihrem Buͤrgern gänzlich 
zu zerflöcen — flatt des ihnen allgemein zugefiherten 
„Rechté“ der Preffceipeit. — Dagegen wurde jede Regierung ges 
zwungen, alle Befchraͤnkungen der Preßfreiheit Im Bundesgeſetze bei 
fich einzuführen, auch wenn fie gen nach jenem wahren Bundesrechte 
ihnen ein Mehreres gegeben hätte. So mußte alfo, ſtatt der Ver⸗ 
mehrung der Preffreiheit in Teutſchland durch jene Rechtszuſiche⸗ 
sung ber Bundegacte, diefelbe audy ba verfhminden, mo fle früher 
mar, wie in Heffen, in Holftein, auf ben meiften Univerfitäten, 
während mehrere Landesgefeggebungen in ber Vernichtung durch firenge 
Cenſur aller Drudfchriften und Buͤcherverbote felbft noch über bie 
Garlebader Beſchluͤſſe binausgingen. Die neuen Bundesgeſetze bes 
ſcheaͤnkten überhaupt die Deffentlickeit der Bundes, der Iandfländi- 
fen, der Gerichtsverhandlungen und die freie Mittheilung, bie freie 
Stimme der Nation und ihrer Volksſtaͤmme, bie Beſprechung durch die 
Preſſe, durch Petitionen, Volksverfammlungen. Ste befchränkten fie in 
ftets ſteigen dem und in foldem Grade, daß — fo glaubten wir 
wenigſtene oben Bd. III. S. 328 umfere Ueberzeugung begründet zu 
haben — wohl kein früherer Zeitraum unferer vaterländlfchen Geſchichte, 
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baß kein Beiſpiel tegend eines nicht fremder Gewalt unterworfenen 
Volks je fo vielfache Beſchraͤnkung der Oeffentlichkeit und ber 
freien Sprache über die gemeinfhaftlihen vaterländis 
hen Angelegenheiten fannte. Während andere Nationen jest 
mechfelfeitig ihre Zeitungen felbft mit Aufpebung alles Poftgeldes aus⸗ 
taufhen, werben unferer teutfchen Nation fogar zum großen Theil bie 
fremden , ja die englifchen und franzöfifchen Zeitungen ganz oder theil- 
meife entzogen. Die Wirkungen diefer Beſchraͤnkung für Wahrheit und 
Rechtsſchutz, für Gemeingeift und flaatsbürgerliche Selbſtſtaͤndigkeit 
muͤſſen um fo fühlbarer werben bei dem oben (Bd. I. ©. 242. 681. 
IL, 183. 274) gefchilderten erfaglofen Untergang fo vieler ihrer frühes 
ren Bedingungen und VBürgfchaften, welche darin übereinflimmten, daß 
fie alle mittelbar auch der Freiheit der Wahrheit günftiger waren, ale 
die eingetretenen Aenderungen. Denke man nur des Einen, ber durch 
beliebige Berfegbarkeit und Entfernbarkeit bee Beamten und felbft der 
Richter vermehrten Abhängigkeit von maͤchtiger Gunft oder Ungunfl! 
(S. oben „Staatsdiener”.) Vollends haben die Carlsbaber Be: 
ſchluͤſſe zum Nachtheil ihrer Wahrheitsfreiheit biejmige Elaffe teutfcher 
Staatsbürger abhängig gemacht, welche ſtets als vorzugsweiſe geeignet 
und berufen angefehen wurden, Wahrheit, Licht und Recht männlich 
und felbfiftändig zu vertreten, ihren freien Kortfchritt gegen Obſcuran⸗ 
tismus und Unterdrüdung jeder Art zu fördern, dern Stimme in der 
Landess und Reichsregierung ſtets mit hoher Achtung beridfichtigt wurde. 
Wir meinen die Univerfitätsiehrer. (S. hierüber „Lehrfreiheit‘ und 
„Univerfitäten”.) Die Univerfitätöichrer hatten früher ale Mits 
glieder faſt ſelbſtſtaͤndiger Gorporationen, felbft in dem völlig freien Aufs 
treten als Doctoren oder Privatbocenten in der Anftellung vermittelft 
dee Berufungen von diefen Gorporationen, unbefchränkte Lehrfreiheit und 
die günftigfte Lage, allermeift auch Senfurfreiheit. 

Doch bierüber, über die heilfame Wirkfamkeit diefer Lehrfreiheit, 
über deren jetzige Befchränkungen und über die Nachtheile und Gefah⸗ 
ren ber legteren darf ich früher Ausgeführtes nicht tiederholen. Die 
Regierungen und Staatemänner aber hätten gewiß felbft diejenigen Pros 
fefforen geringfhägen müffen, bie ſich durch die oͤffentlichen Beſchuldi⸗ 
gungen und Ausnahmsmaßregeln gegen fie, durch deren wirklichen oder 
ſcheinbaren Einfluß auf ihr Heiligthum, ihre Lehrfreiheit und die moras 
liſche Achtung ihrer Lehre, nicht follten gekraͤnkt fühlen. Aeußerungen 
diefer Gefühle, gründliche Zuruͤckweiſungen falfchen Verdachts erfolgten 
von.allen Seiten. Der Ungrund ber angeblihen Verſchwoͤrungen von 
1819 rar vor Ablauf der auf fünf Jahre befchloffenen Ausnahmes 
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maßregeln längft enthüllt, die Zeiten waren völlig ruhig, irgend eine 


Veranlaffung zur Fortdauer der Ausnahmsbeichlüffe über die bes 
flimmten fünf Sahre war wenigſtens nicht befannt. Ein Thomas 
fius, ein Schlözer, Spittler und Haͤberlin lehrten nicht mehr 
auf unferen teutfchen Univerfitäten, auch Fein Kant und kein Fichte, 
ſelbſt Schleiermaher, Fries, Luden, Oken und Arndt warm 
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verſtummt. Sauter und verbreiteter mar immer mehrnur bie beguͤnſtigte 
Lehre „der Vernünftigkeit alles —— iſt, oder auch 
„altes Hiftorifhen.” Da erfolgte, ſtan des: gehofften Endes jener 
Mafregeln, obne Angabe eines Grundes, in dem Bundesbeſchluſſe vom 
16. Auguft 1824 die einzige Zeile, fie dauerten: „ſelbſt verflanden” fort 
Und bis heute fteht in Teutſchland der Gelehttenſtand, der doch ſeibſt 
in Frankreich wie in England, und früher in Teutſchland, durch Unabfeps 
barkeit gefichert iſt, bei vielfach ſeht gefhmdierten Gorporationsrechten 
—— Eenſurfrelhelt beraubt, unter Ausnahmsgeſetz und. befon- 
uffiht e 

Auch ſonſt zeigte ſich nicht das früͤhere Vertrauen zu der. Wiſſen- 
ſchaft und dem Gelehrtenftande, vielmehr mehrfach ein Veſtteben, auch 
feine Stimme im Staate möglich zu beſchraͤnken. Die Reichsgefege 
hatten die Actenverfendungen, die Zuriftenfacultdten in Civil: und Cri⸗ 
minalſachen auf das Aeuferfte begünftigt, ‚allen teutſchen Unterthanen 
diefes Palladium der rechtlichen. Sicherheit in größter Ausdehnung vers 
iehen. (S. „Actenverfendungen’.) Auch die. Bundesacte hatte 
in ihrem Minimum von Rechten für die Unterthanen, im Art. 12 zu 
der Beflimmung , daß Staaten unter 300,000 Seelen der möglich: 
fen rihterlihen Selbfiffändigkeit megen ein gemeinfchaftlis 
ches mohlbefegtes Dberappellationsgericht bilden. follten, mod außerdem 
fie allgemein verpflichtet, den Unterthanen aud) das. Mecht der Actenvers 
fendung an teutfche Facultaͤten zu geftatten, biefen alfo das alte Zu⸗ 
trauen berwiefen. est dagegen entſtand eine authentiſche Auslegung 
biefes Grundgefeges , mwodurd bie völlig allgemeine Beſtimmung bes 
fhränft ward auf Civilſachen. Diefes fhien — abgefehen von der ab: 
folut allgemeinen Faffung der ertheilten Rechtewohlthat in Art. 12 der 
Bundesacte — menigftend nad) jueiftifchen Principlen body nur fo ges 
ſchehen zu Finnen, daß bie als Minimum verlichene Wohlthat 
durch die Auslegung jegt mehr befchränkt werde, ald man früher glaubte, 
alfo nur fo, daß die Regierungen zu einer Zulaffung der Actenverfen« 
dung auch in Criminals und Polizeifahen, wenn diefelbe nicht landes⸗ 
gefeglich befteht oder eingeführt werden will, nicht gerabe durch das 
VBundeögefeg verpflichtet fein follen. Diefe Auslegung erfolgte durch 
Bundedbeihlug vom 13. Nov. 1834. Aber es ſchien keineswegs aus 
diefem Lediglich zur Beguͤnſtigung der Actenverfendung und des 
RKechts der Unterthanen verbürgten Rechtsminimum nun umgekehrt eine 
Ungunft für jene und eine Beſchraͤnkung für dieſe abgeleitet werben zu 
koͤnnen, und eine Verpflichtung der Regierungen, teutfchen Unterthanen bie 
Actenverfendung jegt aus Bundespflicht und aus flaatspofizeilihen Grün: 
ben zu befchränken. Dennoch fiegte diefe Auslegung In einem Bundes: 
befchluffe vom 5. Nov. 1835*). Auch da, mo, mie in den meiften 
jener Eleinen Staaten, vor dem teutfhen Bunde und unabhängig von 
ihm die Bürger auf Actenverfendung ganz allgemein das Recht hatten, 


*) ©. beide Befhläffe in Meyers Staatsacten B. II. Zortfegung ©. 498. 
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da verlieren fie es jegt gerade in den wichtigſten Proceſſen, in den 
firafrechtlichen, in foldhen, wo die politifche Gewalt betheilige iſt. 

Die eigentliche faatsrechtliche Beurtheilung diefer Auslegung, tie 
die ähnliche der im Art. 18 unter den Rehtszufiherungen an bie 
Untertbanen enthaltenen Beſtimmung Über die Preßfreiheit hängt uͤbri⸗ 
gens natürlig von der Anficht über die oben unter ve aufgefteliten 
Sundamentälpuncte ab» 

Bekannt ift ferner das Gewicht, welches überhaupt in Staat und 
Kirche fonft bie theologtfhen und juriftifchen Gutachten der Facultäten 
und die Schriften der Gelehrten hatten. Eine achtungswerthe wiſſen⸗ 
ſchaftliche Theorie und Geſetzauslegung bewährter Rechtsgelehrten war 
fruͤher auch in den Reichsverhandlungen, uͤberhaupt in allen voͤlkerrecht⸗ 
lichen und ſtaatsrechtlichen Verhandlungen in hohen Ehren. Nicht ganz 
ſo ſchien dieſes da der Fall, wo in Folge der Bundesgeſetze in mehre⸗ 
ren Bundesſtaaten ſelbſt der Druck des Rechtsgutachtens einer 
der beruͤhmteſten Juriſtenfacultaͤten unterſagt wurde, ber 
Druck zur Vertheidigung und Ehrenrettung Verfolgter und peinlich Ans 
geklagter unternommen. Es ſcheint auch ſelbſt in Beziehung auf das 
Bundesrecht nicht der Fall zu fein, nad den wiederholten mißfälligen 
Präfidialerfiärungen in den Verhandlungen am Bundestage über fchrift: 
ftellerifche Auctoritäten „bei der nur der hohen Bunbesvers 
fammlung zuftehenden Ausbildung bes Bundesredhts*), 
fo wie nady dem Bundesbeſchluſſe vom 11. Dec. 1823 $. 167. Hier 
nach erklärt die hohe Verſammlung, „daß fie in ihrer Mitte jenen 
„neuen Bundesiehren und Theorieen keine auf die Bundesbefchläfle eins 
„wirkende Auctorität geftatten und Reiner Berufung auf biefelbe bei ih» 
„cn Verhandlungen Raum geben werde” **); den Art. 17 ber 
Schlußacte jedod dürfen wir nicht hierher ziehen, wie dieſes Mehrere 
haben thun wollen. Nach diefem Artikel ift nämlidy: „die Bundesver⸗ 
„ſammlung berufen zur Aufrechthaltung des wahren Sinnes, die darin 
„enthaltenen Beſtimmungen, wenn uͤber deren Auslegung Zweifel ent⸗ 
„ſtehen ſollten, dem Bundeszweck gemaͤß zu erklaͤren.“ Aehnlich erklaͤrt 
auch der VI. Beſchluß vom 28. Juni 1832 zu dieſem Artikel, „es 
„verſtehe ſich von ſelbſt, daß zu einer Auslegung der Bundesacte und 
„Schlußacte mit rechtlicher Wirkung nur allein und ausſchließlich 
„ber teutfche Bund berechtigt fei, melcher dieſes Recht durch die Bun⸗ 
„besverfammlung ausübe.” Hiermit aber kann nun mohl nichts Ande⸗ 
res gemeint fein, ale daß — wie es unbeftreitbar iſt — der 
hohen Bunbdesverfammlung das ausfchließliche Recht zuftcehe, bie 
dunklen, dboctrinell unauslegbaren Bunbdesgefege authentiſch 
auszulegen, und dadurch innerhalb ihrer rechtlichen Schrans 
ten ein neues Gefeg für die Zukunft zu machen. Dagegen kann 
nicht gemeint fein, daß fie ein ausſchließliches Recht auf rechtlich 


*) Kiüber,, öffentl. Recht $.69. 
**5) Klüber Queltenfammt. XXVI. 
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aufgegeben, wollte man mit Ausnahme der lung ſelbſt 
alle doetrinelle Austegung als rechtsungültig anſehen, mollte man 
annehmen, alle bie einzelnen fouveränen Regierungen, bie Nation, die 
Lamdftände, die Bürger, welche durch ein WBundesgefeh rechtliche Wer- 
—— ober Rechtsanfprüche erwarben, und die competenten Bes 
über diefelben hätten nicht mehr das Recht, auf jedem recht= 
lien Wege ihre rechtliche Uebergeugung von bem Sinne 
jener Gefege, und Pflichten geltend umd praktifc wirkfam zu 
maden, an das Urthell ſachkundiger, unparteiifcher, gelehrter Auslegung 
und eim unparteliſches Schieda⸗ oder andered Gericht zu appellien und 
fordern, daß die richtige Auslegung» auch diefer e geachtet werde. 
Rectsyuftand waͤre ‚wenn bie objeetiven, natürlich 
fiets feitigen ey einer — ab ſo lu⸗ 
ten Auslegungsgewalt etwa partelloſen Richters, fondern ei⸗ 
ner ſelb ſt rechtlich betheiligten Perföntichteit unterworfen wären, wenn fie 
ruͤcwaͤrts durch deren ausfhliehliches, bloß einfeitiges Ausle- 
gungsrecht den beftehenden Grumdverträgen und Gefegen rehtlich einen 
anderen Sinn geben Eönnte, als biefeiben haben. Jedes Rechtsverhaͤlt⸗ 
niß, ſelbſt gegen eine rechtliche Regierung, iſt ja ein objectives, ein 
sweifeitiges. &o alt als bas rechtliche Bewußtſein gefitteter Matios 
nen ift der Sas, daß, wer objective heilige Rechtspflichten haben ſoll, auch 
eben fo objeet ive heilige Mechte haben muß. Nie kann man in eis 
nem Rechtsverhaͤltniſſe in ſolchem Zuftande abfoluter, blinder Gewalt, 
eines blinden, urtheils: und widerſtandsloſen, eines paffiven oder ſtlavi⸗ 
ſchen Gehorſams fein, daß einem kein Urtheil über fein Rechtoverhaͤlt⸗ 
niß guftände. Auch dem eigenen Souveraͤn geftehen weder bie Stände, 
moch die Gerichte, noch die Staatsbürger ein ſolches einfeitiges, auss 
ſchüeßliches, abfolutes boctrinelles Auslegungsrecht mit redytlicher Guͤltig · 
keit über ihre Mechtöverhättniffe zu. Und eine ganze Nation, ihre ſo u⸗ 
veränen Fürften und Woltsftämme, ihre Landffände und 
feeten Buͤrger mit ihren Grundverträgen und all ihren Nechten follen — dies 
wollen jene falfchen Ausleger — einem ſolchen Zuftande unterworfen fein ? 
Selbſt in der dunkelſten Zeit hierarchiſcher Despotie war für bie hierar⸗ 
chiſche päpftliche Welt herrſchaftſolches Recht nicht anerkannt, was body hier 
noch mit einigem Schein auf einen blinden Glauben, auf bie aufgege⸗ 
bene Gewiffensfteiheit der Zaren und die Imfpiration des Gottes auf 
Erden hätte gegründet werben koͤnnen. Noch einmal alfo, man müßte 
«6 ja für eine Veleidigung gegen bie hohe Bundesverſammlung halten, 
jener Bundesbeftimmung ſolchen rechtswidrigen Ginn zu geben. Wenn 
aber trog dem hier und ba ſolche, alle rochtlichen Begriffe verlegende 
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Anfichten und Vermiſchungen der gewoͤhnlichen oder doctrinellen mit bee 
authentifchen Auslegung vernommen merben und der in Beziehung 
auf deu Bund rechtlich verpflichteten und berechtigten Mation alle Eins 
wirkung auf bdenfelben durch freie öffentliheMeinung und Wiffenfchaft 
abgefprochen wuͤrde, fo ift es Pflicht für jeden Freund unferes vaterlän- 
difchen Bunbesvereins, zur möglichften Befeitigung dieſes Irrwahns zu 
wirken, denn bei einer edeln Nation hat die Auctorität fogar ſchwere 
factifche Verletungen weniger zu fcheuen, als felbft den Schein ber 
Beleidigung alles Rechtsgefuͤhls und Verſtandes der Nation. 


Eine zweite Hauptverfchiedenheit der proviforifhen 
Carlsbader Befhlüffe von jenem obigen Syſtem des Bun; 
desrechts betrifft überhaupt die einzelnen, für einen freien natios 
nalen Rechtszuſtand der teutfhen Nation zugefiherren reis 
heitsrechte;z⸗ die dritte aber die im Staatenbunde für biefe Rechte 
und für den Bund felbft wefentliche und durch den Grunbvertrag aut: 
drüdlih verbürgte Unabhängigkeit der einzelnen Bunbesflaas 
ten. Alle drei Verſchiedenheiten betreffen alfo den Rechtszuſtand ber 
Nation, der Bürger und der.einzelnen Bundesregierungen in Belebung 
auf den Bund. Meisheit und Gerechtigkeit, die gemachten fchredlichen, 
wie die glüdlihen Erfahrungen und edle Dankbarkeit hatten die ſaͤmmt⸗ 
lichen teutfchen Zürften zur feierlichen Anerkennung und Sanction einer 
freien oͤffentlichen Nationalmeinung und zu jenen Zuficherungen bes 
flimmt. Sie hatten fie beftimmt, gegen zulünftige dußere und innere 
Gefahren die teutfhe Nation für immer zu ihrem mädtigs> 
ften und ſtaͤrkſten Bundesgenoffen zu maden. Eingedenk 
der fürfklihen Treue und der theuer erfauften Erfahrungen, daß jene 
Bundesgenoffenfhaft nur dauern und Schug verleihen kann, wenn ber 
Nation Recht und Ehre ein wahrer, alfo ein feſter Rechtszu⸗ 
ftanb und freie Sprache, wenn dadurch ihre Eriftenz und Einheit, Ihre 
Kraft und Vaterlandsliebe verbürgt werden, und eingeben? ber Verderb⸗ 
lichkeit der früheren Lehre, welche meinte, man Eönne wohl Nationen 
und ihr Recht im Frieden mißachten und doch in jeder Gefahr fie zu 
patriotifch begeifterter Hülfe vereinigen, hatten fie auf die zuvor bezeich- 
nete Weiſe menigftens die abfolut weſentlich ſten Bedingungen für 
ſolche Rechtsbeftiedigung durch den Bundesvertrag begründet. 


Zugleich aber hatte man, weil eine Vereinbarung über einen ſtaats⸗ 
rechtlichen Bundesſtaat und feine großen Vortheile und Buͤrgſchaften für 
die befonderen Regierungen und die Bürger unmdalid war, für beibe 
den einzig möglichen Erfag, die einzige jest noch fichere Buͤrgſchaft ge⸗ 
ſucht in der Anerkennung ber wahren Natur eines Staatenbundes, 
in der ihm mefentlichen inneren Souveränetät ber Bunbesflaaten und 
in ihrer freien, wetteifernden Entwidelung ihrer Berfaffungen und 
Zuftände. (S. oben VI.) 

Die Carlsbader und ihnen ähnliche Beſchluͤſſe nun vermoͤchte ich 
— fo weit man fie nicht ale blofe vorübergehende Roth: 


380 Zeutſcher Bund; teutfehes Bundesrecht. 


maßregeln betrachten wollte — mit dieſen Grunbfägen nicht zu 
—— 


ng uͤber bie Anwendbatkeit der bekannten Grund⸗ 
—— das namen auf Teutſchland aber und über vorüber 
gehende Ausnahmsmafregeln aus Noth (f. „eminens just 
amd „Nothiwehr”), über Natur und Dauer folder provtforifcher und 
Ausnahmismaßregeln beabſichtigen wir hier nicht: 

Es kann wohl ebenfalls hier eine befondere Ausfuͤ umgangen 
werben, tie ſehr eingelne Maßregeln und Theorkeen mit Beytehung auf 
die Erhaltung einer inneren flaatsrehtlidhen öffentlichen Si— 

cherhelt, Ordnung und Ruhe, ſtatt jener bIo® völferrehtlis 
hen Sicherung des inneren Sriedens, und mit Berufung auf bie im, 
Grundvertrage- nirgends erwähnte Sicherung eines an ſich fo vielbeutigen 
monerhifhen Princips jene dreifachen Hauptrechte und befonders 
die inmere Souveränetät gefährdet worden zu feln ſchelnen. 

Uebrigens aber habe id, um nur im Allgemeinen das bleibende 
flaatsrechtliche Verhaͤltniß jener fpäteren Befchlüffe zu dem Bundesrechte 

gu prüfen — zwar febenslänglid, mit voller Weberzeugung eine monat: 
fee Verfaffung (vereinigt natürlich mit der bürgerlichen Freiheit) der: 
theidigt, und ich verehre nicht minder die rechtmäßige Ordnung, 
bie Sicherheit — und, mit hinlänglicher Freiheit und Lebensbeiwer 
ung und nöthigem Fortfchreiten verbunden, auch bie Öffentliche 

uhe. Aber ganz davon verſchieden ift bie Ein wirkung ober Ein- 
mifhung einer völferrehtlichen Bundesgewalt, ihrer allgemeinen 
Bunbesgefeggebung in bie innern ftantsrehtlichen Verhält: 
niffe fouveräner unabhängiger Bundesftaaten und deren Unters 
ordnung unter diefe umfaffende ſtaatsrechtliche obere Geſetz— 
gebung und Vollziehung für diefe ffaatsrehtlihen Verhält: 
niffe- Diefe hier gemachte Auslegung des Grundvertrags und 
eriten Grundgefeges bes völferrechtlichen teutfchen Bundes ſcheint 
mindeftens nicht unbedenklich zu fein. Das am fich vieldeutige monar⸗ 
chiſche Princip nun leitete man daraus ab, daß die Bundesglieder, aus 
Fer dem freien Städten, fouveräne Fürften feien, die Sorge 
für Ruhe und Sicherheit aber aus ber inneren und dußeren 
Sicherheit Teutſchlands, welche neben ber Unabhängigkeit und 
Unverlegbarkeit ber einzelnen teutfhen Staaten ber 
Art. 2 der Bundesacten als den Bundeszmwed aufftell. Manchmal 
beruft man ſich auch bei Mafregeln uͤber ftändifche und andere innere 
ſtaatsrechtliche Verhältniffe darauf, daß durch -fie die Bunbesregierungen 
nicht an ber Erfüllung ihrer Bundespflichten gehindert 
werden dürften. 

Die fouveränen Fürften von Rußland, England, Defterreich, 
Preußen fchloffen auf längere Zeit, zur Sicherung ihrer Staaten und 
des wölferrechtlichen Gleichgewichts, den Bunbesvertrag von Chau= 
mont; Faft alle europäifchen Souveräne ſchloſſen die heilige Alli— 
ance. Sollte man aber wohl barans, daß bier lauter fouverdne 
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Fuͤrſten diefen oder jenen Bund zur Sicherung bes Friedens ſchloſſen, 
aus biefen Brundbegriffen ein Recht bes Bundes ableiten, daß 
die englifche oder eine andere Verfaffung und das Parlament den König 
nicht weiter befchränte, als nad) der Anſicht der Bundesfürften das 
monarchiſche Princip ober die innere, rechtmaͤßige Ordnung zuläßt, ober 
als es der Erfüllung des Bundes entfpricht? Iſt die Ableitung einer 
Einmifhung hier aus dem Titel und dem Begriffe der fouveränen Fürs 
fin unmöglih, fo wird fie es auch bei dem teutfchen völßerrechtlichen 
Bunde fein. Folgt daraus, daß ein voͤlkerrechtlicher Bund dieſes ober 
jenes vorausfest, daß er auch daB Recht zu jeder freiheitsbefchräntens 
den Wirkſamkeit für diefe Vorausfegung habe? Gewiß Niemand fällt 
es ein, daß eine mit einem fouveränen Erbfürften vereinigte Bundesge⸗ 
nofjenfchaft, weil fie deffen und feiner Familie Leben vorausfegt, auch 
berechtigt werde, fich in feine Didt zu mifhen. Eben fo wenig entfteht 
auch wohl deshalb, weil die Bundeshülfe gewiß Vermögen des Bun⸗ 
desſtaates vorausfegt, ein Recht der Bundesgenofien, feine Nationals 
oͤkonomie und feine Sinanzen zu dirigiren. 

Eben fo wenig aber, als aus jener enuncativen Benennung der 
Regierungen, fouveräne Zürften, laͤßt ſich auch wohl aus der (völker: 
rechtlichen) Natur und Zweckbeſtimmung bes Bundes eine foldhe Eins 
mifchung und Souveränetätsbefchräntung ableiten. Vielmehr fcheint dar⸗ 
aus deren Gegentheil zu folgen. Wäre es denn wohl nicht die Aufhe⸗ 
bung ber völkerrechtlichen Natur und bed erften Bundeszwecks nach der 
Angabe der Schlußacte $. 1, nämlich der Verbürgung der Unabhäns 
gigkeit und Integrität der Bundesſtaaten, wenn nad) fo viels 
deutigen, ſchwankenden Principien der Bund ſich in das innere Staates 
recht derfelben einmifchte? Zeigt nicht aud, die Mitbegründung bes 
Bundes und bas gleiche Bundesrecht von vier ftäbtifchen Mes 
publiten, daß die reine Bewahrung des monarchiſchen Principe nicht 
die Brundbedingung und nidt der Zwed des Bundes fein 
konnte? Wie koͤnnten jene an einem Bunde als gleichberechtigte 
Mitgründer und Glieder Antheil nehmen, deffen Grundbedingung 
bei ihmen fehlt, deſſen Zweck bei ihnen unmöglich iſt? Und auch bie 
Verhandlungen über den Bund, fo wie die Verhandlungen des Bundes⸗ 
tags von 1819 fprechen nicht für die Abficht dee Gründer des Bundes, 
fi) etwa ihre fürftlihen und monacdifhen Rechte in ihren inneren 
Staatsverhältnifien duch Einmifchung der Bundesgewalt gegen ihre Uns 
tertbanen fichern oder die fouverdäne Freiheit zu den ſchoͤnſten 
Beweiſen von Vertrauen und Liebe gegen ihre Unterthanen, nämlich zu 
Anerkennungen diefer oder jener Verfaffungsrechte derfelben, je nach eis 
ner etiwaigen entgegengefegten Theorie ber Mehrheit der Bundesglieder 
über monarchiſches Princip befchränken zu laffen. Sie fcheinen vielmehe 
überall, 3. B. in jener Seftfegung bes Minimums von ftändifchen 
und Unterthanenrechten, mit ausdrüdlicher Dinzufügung der Freiheit 
bes Mehreren, die Beweiſe einer ganz entgegengefesten Abficht 
und Richtung zu enthalten. 
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-  Märe aber andy die Erhaltung eines monarchiſchen Princips und 
ber Regierungefonveränerät en ihre een: 


übung beflimmter Rechte an eine landfländifhe Mitwirkung ger 
bunden fein tönne, wenn gleich dabıl eine fehr ne ſtaͤndiſ che 
—— möglich iſt. Es genuͤgt bier ſchon die an 

wonarchtſche Princip in Zeutfehland (f- — —— 


König von 
verifhe —* auf dem Wiener Congteſſe mit Zuſtimmung der 
Öfterreihifdpen und preußifchen Bevollmächtigten — ‚äft unleug: 
„bar eben fo fouverän, als irgend ein Fürft in Europa, und die 
Srteiheiten feines Volks befeftigen feinen Thron, ſtatt ihn zu unters 
ngeaben.” Deflerreih nannte ſich flets fouveränen Fürft und 
Herrn ber brabantifhen Provinzen, trog ihrer auferordentlihften 
fändifchen Rechte. Weder nad dem reinen MWortfinne, noch nad dem 
politifchen und biplomatifchen Sprachgebrauche bezeichnet fouveräne 
Gewalt etwas Anderes als das, mas nichts Höheres über ſich 
bat. Der Begriff fagt am fi) darüber gar nichts, ob und mie foldhe 
‘"Höcfte Gewalt durch Gemeinfchaft oder ſonſtige Beſchraͤnkung und 
Zheilung im Inneren mehr ober minder ausgedehnt oder beſchraͤnkt fei. 
Deshalb heißt der König von England fouverän, jeder der vielm 
feangöfiihen Appelhöfe fouverän. Bei Fuͤrſten und im diplomatir 
fen Sprachgebraudye bezeichnet fogar fouverän gerade nur die du: 
Fere Unabhängigkeit, namentlich aud die von fremder Lehnsherrlichkeit. 
So begründete die ſchleswigſche Souveränetätsacte für ben 
Herzog und das Land nur die Aufhebung der dänifchen Lehnshertlichkeit. 
Und wegen biefer aufgehobenen Lehnshertlichkeit narnte auch der Preß⸗ 
burger Frieden Baiern, Würtemberg und Baden fhon 1805 fouverän. 
Ein voͤlkerrechtlicher Bundesvertrag, dir feine Glieder als ſouve⸗ 
raͤn titulirt, denkt gerade nur an die Äußere Somveränetät von Fuͤrſt, 
Staat und Berfaffung, und die Bundesacte 2. 4. — 6. 14 und bie 
Schlußacte 2 bezeichnen ja wieberholt die fouveränen Staaten ale 
GSlieder des Bundes, fo daß vielleicht gerade das Begentheil jener Aus: 
legung aus biefer Vegeicinung gefolgert werden önnte, nämlid bie 
Nichieinmiſchung und die Achtung der Äußeren Souveraͤnetaͤt diefer Staa⸗ 
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ten. Gerade dieſe weſentlichſte Souveraͤnetaͤt, weiche Balern und Wuͤr⸗ 
temberg fiegreih gegen die Bundeseinmifhung „als Recht und Stolz 
„auch ihrer Volksſtaͤmme“ und Bürger vertheibigten, wird nicht gefchüßt, 
fondern aufgehoben duch das Recht fremder Einmifhung unter fo 
mweitgreifenden, vieldeutigen Ziteln. 

Wenn zugleidy aus den beiden andren, noch vieldeutigeren und wei⸗ 
ter umfaffenden Begriffen einer ftaatsrehtlihen Ruhe und Gi: 
herheit die Bundesgewalt mit Stimmenmehrheit abzufaffende allge» 
meine Gefege und militärifche Erecutionen berfelben ableiten dürfte, fo 
ſchiene uns jeder Punct des inneren Staatsrechts von ihr beftimmt, 
und fo alle Selbfiftändigkeit der Landesverfaffungen und RMegie⸗ 
zungen, vollends aber der Rechtszuſtand der Bürger verlegt werden zu 
innen, obne daß — fo fern man nur einmal das Recht felbft zugibt 
— auch nur der Vorwurf einer erkennbaren Rechtswidrigkeit geltend zu 
machen wäre. Sorge für innere Ruhe und Sicherheit und für 
rechtmaͤßige Ordnung umfaßt ja ben ganzen Staatszweck. 
Aber auch einer möglichft fiheren und guten Leiflung der Bundes: 
pflicht der Kriegehülfe kann gar Manches in der Landesverfaffung und 
Verwaltung binderli) und mithin ale deshalb der Bundesgeſetzgebung 
unterworfen fcheinen. Es handelt ſich bier nit um die unbeftreitbas 
ven völfertechtlihen Rechte und Gewaltbefugniffe für den Bundeszweck, 
noch aud um feine Rechte auf den Scugvollzug der ausnahme: 
weifen befonderen Befllimmungen einzelner beftimmter gas 
tantirter Rechte zu dringen, fondern von Theorieen über angebliche blei« 
bende allgemeine innere ſtaatsrechtliche Obergeſetzgebung und 
Oberregierung. Deshalb kann ich vielleicht auch darauf verzichten, alle 
die tief eingreifenden Werdnderungen der ganzen Lanbdesverfaffung, der 
fürfllihen und der Unterthanenrechte zu analpfiren, welche allein ſchon 
durch blos proviforifche Beſchluͤſſe entfianden. Aber es fcheint mir, daß 
bei der abfoluten Grenzenloſigkeit irgend einer bleibenden allgemeinern 
Stimmenmehrheitsgewalt fremder Regierungen und Minifter über die ins 
neren Staatsverhältniffe, wie Baiern und Würtemberg vorausfahen, 
feibft für die Regierungen ernfte Bedenken entftchen, zumal für die 
minder mächtigen. Ihrer Staaten Intereffen und flaatsrechtliche Grund⸗ 
fäge werden wohl felten die der mächtigeren befiegen. Schiene aber das 
Umgekehrte der Fall, fo waͤre der Eindrud auf die Bürger vielleicht 
gleich bedenklich, ob diefe glaubten, es gefchehe mit, ober ob fie glaubs 
ten, 08 gefchehe gegen den Willen ihrer ſouveraͤnen Regenten. Vol⸗ 
lends für die Unterthanen, welche von allee Mitwirkung und aller 
Mechtshülfe bei folchen geheim berathenen Maßregeln der eigenen ober 
fremden Regierungen über ihre Verfaſſungsvertraͤge und Rechte unb 
Pflichten ausgefchloffen find, fehiene ſchon in der Anerkennung fols 
der Grundfäge die Gefährdung ihres Rechtszuſtandes zu liegen, auch 
wenn die Anmendung noch fo ſchonend fein follte. Der durch die Ver⸗ 
faffungen oder die Landesgrundverträge und die Verfafjungseide begräns 
dete Rechtszufland beruht ja wohl gerade darin, daß er nicht einfeltig 
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die 
diefe verändert 
Ngwei allgemeine Betrachtungen find‘ hier nicht unwichtig. m 
erfte iſt die folgende. Mir koͤnnen es nach Standpuncte nas 
till nicht billigen, wenn eine Regierung einfeitig und vollends im 
—— he mit poſitiven Verfaffungsredhten uͤber Freiheit und Vers 
mögen ihrer Bürger, wenn fie ohne deren Zuſtimmung über die Grunds 
vertrags⸗ oder Verfafjungsrechte anders als grundvertragsmeife 
verfügt, mern fie despotiſch herrſcht. Doch wird biefes Verhältniß viels 
fach gemildert Aa alte perföntiche Bande ber Liche umd Anhänglichkeit, 
a) jenfeitige Beziehungen und Dienftteiftungen und vor Allem durch 
der Einheit und Gemeinfchaftlichkeit der wichtigften Inters 
fen zwiſchen Fürft und Volk, kurz duch Liebe und Vertrauen. 
man ſich nun aber einmal ein fotdhrs einfeitiges, der Freiheit und 
den Mechten der Bürger nachtheiliges DVerfügen von einer Meihe von 
fremden Regierungen, entiveder fo, daß der eigene Megent ſich frelwil- 
fig mit ihnen gegen diefe Rechte feiner Untertbanen zu vereinbaren ſcheint, 
oder auch fo, daß er ſelbſt gegen feine Wünfche nachgeben muß — wie 
fehe fallen Hier alle jene Milderungen hinweg, wie gang andere Gefühle 
müßte hier jede wirkliche oder vermeinte Verlegung erwecken? 

Eine andere nahellegende Betrachtung ift diefe. Wenn eine große 
Nation in viele Einzelftanten zerfplittert if, obne daß, fo wie in den 
altzgeiechifchen und amerikaniſchen Bundesverfaffungen, die Mitwirkung 
des Volks in einer Mationalcepräfentation die Volksintereffen , die Freiz 
heit und die freie Enttwidelung verbürgt, dann iſt, dhnlich wie felbft 
vor Auflöfung des Reihe in Teutſchland, wo bie einzelnen Staaten 
im ihrer inneren Entwickelung viel weniger von hemmenden Reichsbe⸗ 
ſchluͤſſen abhängig waren, als jegt von manchen proviforifchen Bundes« 
beſchiuͤſſen, der natürliche freie Wetteifer der Volksftimme und 
Regierungen, ihre wetteifernde freie Entmwidelung in Verbindung mit 
ihrer inneren Unabhängigkeit der einzige Erfah jener Mitſprache des 
Volks in den Nationalangelegenheiten. 

Jener mährend bes teutfchen Reichs fo wohlthätige, fpäter aber 
bereit ſchon durch das eng verbündete Polizeifpftem und nun nody mehr 
befchränkte freie Wetteifer der verfhiedenen Regierungen, vere 
möge deffen, wenn hier die Gewalt niederdruͤckte, dort der nachbarliche 
Fuͤrſt der Wahrheit, der Nationalfreiheit und dem freien Fortſchritt un⸗ 
gehemmt die Bahnen eröffnete, vermöge beffen in Holftein die berns 
ſtorffiſche Wertvaltung, in Baden Kar Fried rich, allen Mit ſtaa⸗ 
ten weit vorauseilend, das Wort freigebend den Dank und bie Be: 
wunderung ihres Volkes, bes teutfchen Vaterlandes und Europas ern: 
teten — biefer gluͤkliche freie Wetteifer, war er es nicht, der 
faſt allein die großen Nachtheile der Berfplitterung ber 
Nation in viele Staaten und bie zunaͤchſt ben Pleineren 
um mittleren gefährlichen Angriffe der Einheitsfreunde 

eſiegte? 


J 
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Vielleicht aber gibt man zwar unfere früher (Bd. V. &. 347) . 
entwidelte Grundanſicht zu, daß nämlich der Bundesgrundvertrag die 
aus jmen Dauptgründen abgeleitete Aufhebung ber völkerrechtlichen Nas 
tur und Zweckbeſtimmung ber fürfllihen und Landesfouverdnetät durch 
eine geſetzgeberiſche Einmifhung des Bundes in die flaatsrechtlichen 
Verhättniffe nicht wollte, widerfpricht aber dennoch unferen Kolgerungen! 
Bielleicht entgegnet man: auch der wahre Bundeszweck einer rein völs 
kerrechtlichen Sicherung inne durch innere Verhaͤltniſſe geſtoͤrt werden. 
Aber audy bei dem Bundesvertrag von Chaumont, auch bei der hei⸗ 
ligen Alliance, ja felbft bei dem friedlichen Gleichgewichtsſyſteme war bies 
feß der Fall. Eine verderbte innere Verfaſſung oder Verwaltung und 
Unruhen des einen Bundesſtaats könnten die Erreichung des Bundeszwecks 

. und auch die Ruhe des Nachbarſtaates gar ſehr gefährden. Aber die 
friedlichen bundesmäßigen Gefinnungen, Unterhandlungen, Schiedsge⸗ 
richte, im Außerflen Nothfall Eriegerifche Erecutionsgemalt zur unmittels 
baren Bewirtung der wahren völkerrechtlihen Bunbdespflidt und zur 
Abwehr rechtswidriger Friedensſtoͤrungen, unb da endlich, mo fie voͤl⸗ 
kerrechtlich Statt finden dürfte, die Androhung, zulegt die Vollziehung - 
einer ausnahms weiſen völkerrechtlichen Intervention muͤſſen und 
werben hier helfen. Und jedenfalls das Aeußerfie deſſen, was mit voͤl⸗ 
kerrechtlicher Unabhängigkeit hier vereinbarlich ift, enthalten Vorkehrungen 
für den Kal wahrer gemaltfamer Revolutionen mit der außs 
druͤcklichen Erklaͤrung, daß, mit Ausnahme diefer aͤußerſten Fälle. eines 
bereits vorhandenen wahren Nothſtandes für die Verbüns 
beten, alle „Aufrehtbaltung der inneren Ruhe und Ord⸗ 
„mung in ben Bunbesflaaten den Regierungen derfelben 
„allein zufteht‘‘, daß alfo auch der Bund dafür Feine Gefege zu 
machen und zu erequicen hat. (Vergleiche Schlußacte 25 — 28.) 
Mendet man dennoch ein, unfer Staatenbund fordere ein Mehreres, 
fordere jene ſtaatsrechtliche Einmiſchung, fo denke man zuerft, wie viele 
Befeitigung ber angeblihen Gefahren und Ruheſtoͤrungen vielleicht nur 
allein in der Achten Conſequenz und treuen Erfüllung aller anerlannten 
Rechte liegen würde. Jene Uebel alfo find fchon darum auf andere 
Weiſe zu entfernen, als durch Einmiſchung in die innere Freiheit, als 
durch gefeglihe Beſchraͤnkungen der Freiheit aller Staaten und Bürger, 
ſelbſt der nicht flörenden. Sodann vergeffe man nit, daß man dem 
Vortheil der Einmiſchung, daß Ihr vorzüglich die minder mächtigen Staas 
ten den ebenfalls hochwidhtigen, ben erften Bundeszweck, die Unab⸗ 
bängigkeit, opfern, und daß, will man den Rechtszuſtand der Untertbas 
nen nicht aufheben, für jene Einmifhungen auch nody andere Bedinguns 
gen eintreten muͤſſen. Man gründe denn, flatt eines Staatenbuns 
des, einen wahren Bundesftaat mit feinen unvermeidlichen Gonfes 
quenzen. Kein Zweck in freier Menfhengefellfchaft, auch nicht eins 
mal der eigenen Regierung, des eigenen Staates iſt abſolut durch» 
führbar. Die Freiheit iſt auch etwas wertb. Wollte man aber die Na⸗ 
tur und die mefentlihen Folgen beider Sinflitute des Bundesſtaates und 

Staatösteriton. XV. 25 
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Kernen: * —A 
ebnander zu fe 

Nachtheile aber vereinigen und in die gefährlichiten Wiverfprüde 
und Verwickelungen und niemals zu einem befriedigtem 
fiyeren Zuftande für die Regierungen und die Bürger ge= 
langen. 

Sekte hat es übrigens ſchon jegt die Erfahrung, daß man auch 
vom Stat te jener proviforifchen, dem Staatenbunde widerſtteitenden 
Grumdprineipien jener bundesgefeglichen Worforge für jene ſtaats⸗ 

rechtlichen Hauptzwecke fich ſeht en überall eben fo wie bei der 
Boſcht aͤnkung der Preffeeiheit Schritt für Schritt immer weiter zu Bes 
ſtimmungen über innere flaatsrechtliche Werbättniffe, Rechte und Pflichten 
der Regierungen und Bürger fortgegogen fühlt *). Seibſt eine Gewalt 
zu ben folgenceichften unmittelbaren Verwaltungs» und ifacten über 
die Verhälmiffe und Bürger der Bundesftaaten und, was die Letzteren 
wenigftens beteifft, ohne Verhoͤr und Vertheidigung berfelben erhielt 
durch die Carlsbader Befhlüffe die völferrechtliche Bundesgewalt in 
Beziehung auf Unterdruͤctungen von Zeitungen und ſchriften und bie 
Interdictionen gegen ihre Mebactoren. Die fonverdnen Megenten 
aber werden, wie fonft nur Unterthanen, dem völferrechtlihen 
Bunde verantwortlich erklärt. Ueberail greifen eben fo in die wefentlichs 
ſten Verfaffungss, Gefeßgebungs» und Verwaltungsrechte ein jene 1832 
erlaffenen oder neu eingeſchaͤrften Beftimmungen über die Deffentlichkeit der 
fändifhen Berhandlungen und die Bundescommiffion zu ihter Weber 
wachung, die Beftimmungen über Volksverfammlungen, Volksfeſte, Re— 
den an’s Volk und vor Allem jene Befchlüffe über Steuerverweigerung, 
welche dieſes uräftefte, allgemeinfte fländifhe Necht (S. „Beeten‘’) we⸗ 
fentlich beſchraͤnken, ja die vieleicht nach der beſchworenen landesverfaſ⸗ 
ſangemaͤßigen Ueberzeugung geſchehene Ausübung deſſelben als das, was es 
an fich nimmermehr iſt, als einen Hochverrath zu bezeichnen ſcheinen. 
Nicht minder eingreifend iſt endlich jene große Reihe von Beſtimmun ⸗ 
gem über das ganze Unterrichtswefen bis in’s kleinſte Detail gehende Por 
ũzei⸗ und Strafgefege enthalten dieſe, wie die Preßgefege, Strafen des 
GStandesverluftes und des Verluſtes der Fähigkeit zum Studiren und 
zum Staatsdienfte, mobei an fi freilich folgerecht die Bundes⸗ 
pflicht die Perle der Fuͤrſtenkrone, das Begnabigungsredht, beſchraͤnkt, fer⸗ 
ner Beſtimmungen der Gerichtsvechältniffe, fo 3. 3. Aufhebung ber 
Univerfitätsgerichtsbarkeit in Polizei⸗ und Straffahen. Und zu diefen 
öffentlich bekannt gemachten Beſchluͤſſen kamen nad) und nach in 
neueren Zeiten noch, wer kann fagen, welche und wie viele, urfpräng- 
lich nicht öffentliche. Denn nur zufällig, bei Gelegenheit von Bekarmt« 
machungen in einzelnen Staaten, erfährt die Nation oft lange hintennach, 


*) Bergl. Klüber, Quellenfammtl. 1833. ©. 13. 33. 35. 65. 70. 
87 und bei Meyer, Staatsacten für Geſchichte und öffent. Recht Fi D. B. 
Zortf. zum 2. Thi. 1840. ©. 427. 491. 498. 499, 506. 507. 541. 552. 


Teutſcher Bund u. teufches Bundesrecht. 887 


daß dieſe ober jene der wichtigften Beſtimmungen über ihre Rechte, wie 
die Verbote der Genfurlüden, oder auch der franzöfifchen und englifchen 
Zeitungen ober der Nachrichten über Verhaftungen unbProceffe politifch Vers 
daͤchtigter, Über die Mittheilung der Nachrichten über die öffentlichen 
ſtaͤndiſchen Verhandlungen, wie die Verbote beftimmter Länder für bie 
Handwerker, beftimmter Univerfitäten für Studirende, auf Bundesbe⸗ 
fläffen ruhen. Der publicirte "Präfidialvortrag vor dem Beſchluß über 
das Schiedsgericht für die Streitigkeiten zwifchen den Regierungen and 
Ständen in der Sigung bee Bundesverfammlung vom 30. October 1834 
(Meyer’s Staatsacten Fortf. 1840, ©. 485) fpricht von dem 
unmittelbar vorher auf dem legten Minifterialcongreffe zu Wien: „für 
alle wichtigeren Regierungsangelegenheiten verabrebeten, von ſaͤmmtlichen 
Bundesgliedern gleihförmig zu befolgenden ange, defien treue Einhals 
tung ſich alle feierlich zugefagt.” Mir Lönnen freilich hiernach nicht wife 
fen, welche Syſteme und Maßregeln für alle wichtigen Regierungs⸗ 
angelegenheiten bier bundesmäßig feierlich zugefagt und definitiv beſchloſſen 
find. Dennoch wäre wohl Beruhigung über einige fehr nahe liegende 
Zweifel wünfchenswerth. Können wohl alle wichtigeren Regierungs⸗ 
maßregeln gemeinfchaftlich und für alle beutfchen Staaten paſſend fein, fo 
lanıe noch das Hinderniß einer fo großen Verfchledenheit der Verfaffungen 
befteht, fo lange nur zum Theil ftäntifche Verfaffungen mit ben allgemeinen 
am Wiener Eongreß allgemein aneckannten wefentlichen deutſchen Rechten 
der Geſebzuſtimmung, der Steuerverroilligung, der Vermalrungtcontrole und 
ber Miniſteranklage beftchen? Wenn nun bier das eine Verfaffungefoftem 
dem andern mehr ober minder geopfert werden müßte, welches mag dieſes 
fein? Die in der Dorrede zum Klüber’fhen Staatsrecht enthaltene 
koͤniglich preußifche Miniſterialerklaͤrung über da® nothivendige Wirken ges 
gen bie repräfentativen Verfaffungen ift allgemein bekannt. Eben fo jene 
Bundespräfidialerfidrung am 16. Auguft 1824, „daß Se. Majeftät der 
Kaifer dem Gedanken nit Raum geben könnten, daß es moͤglich wäre, 
diefem aus dem ürftenrathe Deutfchlands hervorgehenden gemeinfamen 
Befchluffe mit dem Einwande der Verlegung der Verfaffung eines ein- 
zelnen Landes entgegentreten zu Binnen.’ Bedenke man nun noch, um 
einestheild die objectiven WVerhältniffe richtig und um anderntheils die 
Menfhen, die immer von jenen abhängen, billig zu beurtheilen, bie 
Natur diefer für uns geheimen biplomatifchen Verhandlungen. Wäre 
es bier nicht zu viel gefordert, daß hier alle National: und Volle 
rechte gegenüber ten Gabinets = und Hofintereffen, alle Souveränes 
tätsrechte der minder Mächtigen gegenüber den Mächtigeren bie fläre 
kere ober bie gleich ftarke Vertheidigung fänden? Sa, wer könnte «6 
auch noch ohne alle Rüdfiht auf mandıe Gerüchte nicht an fich hiſto⸗ 
riſch erflärlich finden, daß fogar die Harmonie folder Vereine eine Op⸗ 
pofition, wie fie in ſtaatsrechtlichen politifchen Verhandlungen 
fo beilfam ift, gar nicht duldet! So mar es alfo ziemlich natürlich, daß 
Männer, mwelhe für warme Vertreter jener drei Richtungen galten, aus 
der hohen Verfammiung ausfchieden. u 
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— feine Exiſtenz noch zu kurz zu einer vollſtaͤndigen Wuͤrdi 

fo wenig wollen wir hier politifhe Pläne für feine und der 
Nation Zukunft niederlegen oder politifhe Mahnungen an die Regierun: 
‚gen und Völker ausfprechen. Die letzteren liegen uns in unferer fürchte 
bar erhften Gefchichte und im der Schwierigkeit und Gefährlichkeit unfe: 
vor Verhättniffe fo nahe, daß, wer, fie aus ihnen nicht entnimmt, fie auch 
ans dem Munde des Schriftftellers ſchwer annehmen würde. Deshalb 
aber koͤnnen wir hier auch nicht prüfen und würdigen jene bekannten 
Mipfiimmungen und Proteftationen gegen Bundesmaßregelm, jene vers 
sweifelnden revolutiondren Projecte für eine untheilbare teutfche Monars 
ie oder Republik und vollends für ein Teutfcpland mit Ausfehluf von 

* Defterreich und Preußen! 

Uns gilt auf unferem rechtlichen Standpuncte ber teutfche Bund 
als das legitime politifche Einheitsband umferer großen Nation. Wir 
verkennen fein Gutes nicht und beurtheilen mild und nad den menſch⸗ 
chen Verhättniffen feine Mängel. Soltten wir aber zunaͤchſt von dem 
ehrlichen Standpuncte aus, der freilich zugleich die Grundlage für jede 
gefunde Politik bildet, nach unferer Theorie feine Hauptaufgabe und den 
Meg bezeihnen, um möglihft alle Widerfprüche feiner Maßregeln und 
Einrichtungen unter fid) und mit Wuͤnſchen, Bebürfniffen und Rechten 
teutfcher Bürger zu vermeiden und zu ilgen, und um fih und uns - 
ferem großen Vaterlande die möglicjfte Kraft, Bluͤthe und Dauer zu 
begründen, fo muͤſſen wie auf den Artikel „Bund“ verweifen. Die 
Kraft und Geſundheit menfchliher Inſtitute beſtehet nur mit Harmo- 
nie, Confequenz und Gerechtigkeit. Und dieſe for Beziehung auf 
Bundeseinrichtungen Überhaupt: entweder da, wo WE begründet werben 
Tann, ben ſtaatsrecht lichen Bundesftaat mit Nationaltepräfen: 
tation, ober mo fie, fo wie zur Zeit der Eingehung des teutfchen Bun: 
des, nicht zu erreichen find, den völßerrehtlihen Staatenbund, 
fo wie ihn die Bundesacte wollte, naͤmlich mit der inneren Souveräne: 
tät der Verfaffungen und Regierungen, und in beiden Faͤllen möglichft 
folgerihtige Durchfuͤhrung, alfo möglichfte Befeitigung der Aus: 
nahmsmaßregeln. 

Start und in inneren und dußeren Gefahren unerfchütterlih wird 
ſich ein politifhes Spftem nur in dem Grade bewähren, als «6 feiner 
Natur getreu und harmoniſch bleibt und den Gefühlen und Rechten 


> "der Nation entfpricht. C. Welder. 
Theater und bramatifche Poefie in ihrem Verhält: 
niffe zum Staate. — Das Drama ift, feinem Wefen nad), die 


seiffle Frucht, zu der ſich die Poeſie überhaupt zu entwideln vermag. 
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Es bat die beiden anderen Gattungen, das Epos und die Lyrik, zuü 
feiner DVorausfegung, melde es aber, zu Momenten berabgefest, im 
fih aufnimmt, um ſich aus ihnen als ihre höhere Einheit zu erzeugen. 
Vom Epıs ift das Element der Begebenheit, eines realen Vorgangs 
geblieben, von der Lyrik das Element bes fubjectiven Erguſſes, ber 
uns aus den Empfindungen der einzelnen vor uns fit) bewegenden In⸗ 
dividuuen entgegendringt. Aber das Drama verwandelt das epifche Eile 
ment der Erzählung eines Vergangenen und Geweſenen in eine gegens 
wärtige Darflellung und das Iprifche Element ber fubiectiven Empfins 
dung in den Ausbrud des individuellen Lebens, das fich in den hans 
deinden Figuren offenbart. So wird es zur Darftellung einer fich vor 
uns durch felbfibewußte Individuen vollbringenden Handlung. Aber 
die Kunft ift nur Kunft, in fo fern fie Ideen verfinnlidht, alfo ein im 
ſich Allgemeines und Unvergängliche® verkörpert. Das Drama verges 
genmärtigt alfo vermittelft der handelnden Individuen eine Idee. Diefe 
beingt fi aber nothwendig durch den Proceß der ganzen Handlung 
hervor 5; fie ift nicht eine dußerlich hinzutretende Moral, fondern viel 
mehr bie geftaltende Seele felbit, welche fi) aus der ganzen Bewe⸗ 
gung, aus den Gonflicten und Gegenfägen als Refultat erzeugt. Go 
erfhem im Drama die ſittliche Idee recht eigentlich als Princip, 
denn Princip iſt etwas nur, in fo fen es fih durch den ganzen 
Verlauf der befonderen Geſtalten als das unfichtbar Leitende offenbart 
und den ganzen Reihthum der einzelnen Erfheinungen und Lebensdus 
ferungen zur idealen Einheit zufammenfaßt. 

Drama kommt die freie Subjectivität des Menſchen eben fos 
wohl zu ihrem Rechte, als die objective Macht des Schidfals. Beide 
Seiten erzeugen exit buch ihr Ineinandergreifen die dramatifche Poefie. 
In Ihe waltet mithin eben fomohl der felbftbemußte, aus fi die Ver⸗ 
kältmiffe geflaltende individuelle Menſchengeiſt, als ber aus diefem Pro⸗ 
ceffe ſich bervorbringende allgemeine Geiſt. Der letztere entbindet fich 
unabläffig aus dem Handeln der Individuen, und diefe haben wieder 
ihre Wahrheit in der Idee, die fi) aus ihrem Thun entwidelt. Im 
Drama erzeugt der Menſch aus fi felbft freithätig eine Welt; er iſt 
hier losgelöf’e von der Baſis der Naturnothwendigkeit und eines allges 
meinen Weltzuftandes, innerhalb defien er fi im Epos noch bemegt, 
und hilft felbft eine höhere Ordnung ber Dinge geflalten. Die fitt- 
liche Weltorbnung wird durch ihn; fie iſt das Product, deſſen 
Sactoren die Individuen find. Darum iſt das Drama auch das ideale 
Abbild alles gefhichtlihen Lebens und aller Entwidelung. 
Erſt im Drama, als der hoͤchſten Kunftform, erreicht die Poeſie ben 
hoͤchſten Ausdrud der freien Lebendigkeit, denn fie fpiegelt den ewigen 
Proceß aller gefchichtlichen Entfaltung in ber reinften, aller Zufaͤlligkeiten 
entEleideten Form ab. Vom Drama gilt daher vorzugsmeife, was Ari⸗ 
ftoteleß in der Poetik (Cap. IX.) von der Poefie überhaupt ausſpricht, 
daß die Poefie philofophifcher und gemwichtiger fei, als die Geſchichts⸗ 
ſchreibung, denn die Poefie ſtelle mehr das Allgemeine, die Geſchichte 


390 Sheater und dramatiſche Poeſie. 


mehr das Einzelne dar. Die Porfie, fagt Arifloteles, hat nicht bie Er+ 
zaͤhlung des Geſchehenen zu ihrer Aufgabe, fondern das, was unter 
gewiſſen Bedingungen gefchehe, und das Möglicye, im ſo fern «6 fich als 
wahrfcheinllch und — zeige. (Vol. Müller, Theorie der Kunſt 
bei den Alten 2,8. 7 


tung für die Entwidelung der Menſchheit. Denn das Drama, führe 
ſowohl die Fäden der Handlung bis zu den lehren Quellen des menſch⸗ 
chen Gemuͤths zurück und verinnerlicht fo Alles, was ſich begib, 
als es ung zugleich das Bild der ſittlichen MWeltor in ihrer inner 
ven Nothiwendigkeit vor Augen ftellt- So vergehtt der Achte dramatiſche 
Dichter in feiner Schöpfung alles Jediſche, das noch * ein unedler 

Stoff ſich im Proceß der Wirklichkeit angeſeht 2 2 iſt 
alſo, mie der in der Geſchichte waltende Geiſt, die Durchdringung der 
Gegenfäge, welche der endliche Verftmd aus einander hält, nämlich der 
Freiheit und Nothwendigkeit, des ſubjectiven Rechts des Menfchen und 
des. objectiven Rechts der Ihe. Das Drama ift daher Im eminenteften 
Sinne abfolute Gegenwart bes Geiftes, ba er gang umd gar in 


die wirklich befreiende Kraft der dramatiſchen Poefie, die freitich übers 
haupt jede aͤchte Poefie ausübt, das Drama aber, ais die veiffte Feucht 
derfelben, noch in einem viel intenfiveren Sinne, als bie anderen Gats 
tungen der Poeſie. 

Wovon umd wohin befreit uns aber das dchte Drama? Es baut 
in uns die Wahrheit der fittlihen Idee auf, welche ſich aus allen Gon- 
flicten und Einfeitigkeiten als die unwiderſtehliche Macht erhebt, durch 
ihre der Handlung und der Thätigkeit der Indtoiduen immanente Kraft 
fich ſiegreich über alle erfheinenden Gegenfäge ſchwingt, bie fie aufispt, 
well jeder derfelben ſich vermaß, die ganze Wahrheit zu fein. Diefe Bes 
feeiung kann die dramatifche Poefie num auf doppelte Weiſe erreichen. 
Einmal indem ſich die Idee direct aus den Gonflicten erhebt, die ſich 
von einer gegebenen Baſis aus erzeugen und in ben handelnden Ins 
dioiduen ihre Vertreter haben. Dramatifch aber find nur ſolche Con⸗ 
ficte, welche durch ihre eigne Matur auf einander bezogen, d. 5. als 
Gegenfäge gegen einander gefpannt find; vom denen alfo jeder den ans 
dern zur Action hervorruft, weil fie einander bedingen. Undramatiſch 
find die nur durch die Willkuͤr herbeigeführten Kämpfe, melde daher 
gar nicht die Bedeutung von ächten Collifionen gewinnen koͤnnen. Denn 
zur Colliſion wird etwas, nur in fo fen es ſchon an und für ſich auf 
feinen Gegenfag bezogen ift, alfo eine beflimmte Macht zum Kampfe 
herausforbert, der damit ſchon das Recht der Exiſtenz zuerkannt wird. 
Der Kampf und die Auflöfung folder durch ihre eigne Matur gegen ein: 
ander gefpannten Mächte ift tragifch, und ihre Darſtellung der eigent- 
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liche Beruf der Tragoͤdie, wie er von ben großen Dichtern der alten 
Welt auf dem befchränktern Gebiete des Staats und der Kamilie, von 
den großen Dichtern der modernen Welt noch in viel erweiterter Weiſe 
zur Anſchauung gebracht worden if. Die Conflicte find aber um fo 
tragifcher,, je intenfiver fie find, d. h. je mehr jedes fchon auf die Me: 
action feines Gegenfages hinweift, indem dadurch immer eine Verlegung 
deſſen herbeigeführt wird, mas nur in feiner Einheit mit dem Berlegten 
feine Wahrheit hat. Nur diefen Sinn hat die Ariflotelifhe Stelle in 
der Poetik (Cap. XII.), wenn fie fagt: „Wenn ein Feind ben andern 
tödtet, fo liegt weder in der Handlung felbft, noch in dem Vorhaben 
etwas Mitieidbewegendes, außer dem, mas aus dem Leiden felbft ent 
fpringt; eben fo wenig wie bei denen, welche weber Feind noch Freund 
find. Wenn aber die Leidenfchaften ſich in denen erzeugen, welche durch 
Freundſchaft einander verbunden zu fein beftimmt find, wie wenn ber 
Bruder den Bruder, der Sohn ben Vater, die Mutter den Sohn, 
oder der Sohn die Mutter tödtet, oder tödten will: foldhe Stoffe muß 
man ſuchen.“ Was hier Ariftoteled als eigentlich tragifche Motive be: 
zeichnet, iſt nichts Anderes, als was wir oben ganz allgemein diejeni⸗ 
gen Conflicte genannt haben, welche durch ihre Natur den Kampf fors 
dern, weil jeder der Gegenfäge innerlich auf feinen Gegenſatz bezogen ift, 
und feiner derfelben fi auf Koften des andern zur Geltung bringen 
fol. Ariſtoteles befchränkt dies in unferer Stelle nur auf die Fami⸗ 
ltencoflifionen , weil diefe das tragifche Hauptmotiv der antiken Tragoͤ⸗ 
die waren. Aber der Gedanke bat zugleich eine abfolute Wahrheit und 
drüdt den innerflen Kern aller tragifhen Handlung aus. Was volls 
bringt bier nun die dee? Sie bringt das zu Falle, was feiner Natur 
nach dem Untergange geweiht ift, weil es durch die Ausfchließlichkeit 
feines Pathos, oder durch die Verkehrung großer mächtiger Eigenfchaf: 
ten zu felbftfüchtigen Zwecken mit der fittlichen dee In Widerfpruch ge: 
treten war. Aber im Untergange erhält ſich zugleich das Aechte und 
Gediegene, das einer Leidenfchaft, einem einfeitigen Intereſſe zu Grunde 
lag. Jede wahre Tragoͤdie führt von ihrem Standpuncte aus den Bes 
weis, daß der Geiſt daB getrennte Leben wieberberftellt, weil ihm 
nichts verloren geht, „was er von Werth mit Sicherheit beſeſſen.“ 
Die Erhebung zur Idee kann aber in der dramatifchen Poeſie auch 
zweitens auf indirectem Wege erfolgen. Wenn der Dichter einen 
Kreis von Zufälligkeiten und Verkehrtheiten vor uns entfaltet, und biefe 
fi) durch fich ſelbſt zerftören und aufheben, wenn er aus dem Gewirr 
der Zufälligkeiten ein höheres Geſetz emportauden läßt, wodurch das 
zufammengeführt wird, mas feiner Natur nach zufammengehört, und 
das einander Unangemeffene ſich fcheidet, ober die Verkehrtheiten ſich 
an einander abarbeiten, die Schwächen, welche ſich behaupten, die ſchie⸗ 
fen Zwede, weldye fich durchſetzen wollten, aufgerieben werben, fo ges 
winnen wir ebenfalls das Gefühl der Freiheit durch den Sieg der Idee. 
Dies iſt die Aufgabe ber Komödie. Sie erringt alfo die Freiheit auf 
indivectem Wege, indem fie fich durch das Nichtige des Zufalls, ber 
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ne der —— —— bricht und en 
lemente erfteht. Beide zufammengenommen, bie ragöbie, 
wie die Komöbdte, geben erſt die Totalität des dramatiſchen Lebens und er- 

ſchoͤpfen die verfchledenen Formen, deren die dramatiſche Poeſie fähig if. / 
Wir haben uns zu unferm Zweck ſogleich auf den Hoͤhepunct des 
der dramatifchen Porfie geftellt, um von ihm aus den Einfluß 
derfelben und ihrer Verwirklichung durch die Darftellung auf das oͤf⸗ 
entliche Leben in feinen Grundzügen entwickeln zu können. Alle 
ter haben die dramatiſche Poeſie als die Blüͤthe ihter dichteriſchen 
Kraft angefeben. Bei dem Volke, welches In feiner Gelftesentwidelung, 
namentlich aber im der Entwidelung feiner Porfie, einen fo organifdyen 
Peoceß zeigt, daß bie hiſtotiſche Ausbildung der einzelnen Gattungen 
der Poeſie mit der Entfaltung des Begriffs ganz zufammenfält, dei den 
Griechen, fehen wir die dramatifche Poefie fidy recht eigentlicy mach der 
vollftändigen Ausgeftaltung des Epos und der Eyrik als bie höhere Ein: 
heit beider echeben. Als die höchfte und reiffte Kunftform hat fie aud) 
die reichſte Volksindividwalitdt, das ausgeblidetſte Staatsleben, zu ihrer 
Vorausſehung und Bedingung. Das herrliche Athen, im der-Beit feis 
ner ebelften und freieften Bewegung, feiner ausgebildeten Werfaffung, 
feines bewegteften öffentlichen Lebens, ift auch der Boden, aus dem die 
unfterbliche Seuche feiner dramatifchen Poefie hervorfproßt. Weder die 
Subftantialitdt des Dorismus, noch die ſinnliche Weichheit und brün: 
flige Leidenſchaftlichkeit des Arolisntus, nod der zwar auf finnliche 
Klarheit und Beweglichkeit gerichtete, aber der Vertiefung wieder minder 
fähige Jonismus, obwohl dem attifhen Charakter am Naͤchſten ſtehend, 
waren vermögend, das Drama zu erzeugen. Gie alle haben die ihrer 
Individualität entfprechenden Geftalten ber Poefie hervorgebracht, aber 
das Drama bedurfte Athens. Hier entfprang es aus jener wunderba⸗ 
‚ren Ducddeingung ber fröhlichflen Beweglichkeit und einer zugleich in 
die Tiefe herabreichenden Kraft der Anfhauung, einer auf bem floles 
fin Gefühl der Thatkraft ruhenden Selbſtgenuͤgſamkeit des Einzelnen 
und der Iebendigften Theilnahme des Bürgers am Gemeinwefen, das 
er felbft mit hervorbringen half und ſich darin genoß. Alle diefe Sei⸗ 
ten zufammengenommen waren bie lebendigen Factoren des griechifchen 
Dramas, worin fid) das ganze Leben Athens, wie in einem Mikro— 
koemus, abfpiegelt. Das demokratifche Athen, in welchem, fo weit es 
der griechifche Geift bringen konnte, fi die freiefte Regſamkeit aller 
Kräfte entfaltete, feierte in feinem Drama, das aus dem Cultus bes 
befreienden Dionyfos hervorging, den gerade die unteren Claffen, der uns 
terthänige Stand, als ihren Befreler (Eleutherios und Lyſios) und ale 
Geber der Gleichheit priefen (vgl. die vortreffliche Entwidelung dieſes 
Geſchichts puncts bei Welder in feinem Nachtrage zu der Aefchplifchen 
Xrilogie S. 194 ff.), die bödften Thaten feines dichterifchen Geiftes. 
Ueberali ift und wird bie dramatifche Poefie, meil fie, tie wir oben 
entwidelt, die Elemente aller geſchichtlichen Bewegung in ſich faßt, ein 
ideales Abbild der concreten Zuftände , ber Geiftesrichtungen der wirkli⸗ 
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hen Welt und des politifchen Lebens geben. Keine Art ber Poeſie 
ſchwebt zwar in der Luft, fonbern hängt, wenn auch mit fehr zarten 
Fäden, mit dem Geiſte, der in der Wirklichkeit regiert, zufammen und 
will aus ihm erklärt fein; Leine Gattung aber hat ihre Wurzeln fo tief 
in die politifchen und fittlihen Zuftände der wirklichen Welt eingefentt, 
als die dramatifche Poeſie. Calderon fpiegelt uns in der ebdelften 
Sorm den ganzen fittlichen und politifhen Zuftand dee fpanifhen Welt 
ab. Sie ift feine Schranke, über welche er, trotz der fchöpferifhen Kraft 
feiner Phantafie,, nicht hinaus ann. Die Gluth, , welche die religiöfe 
Begeifterung für den Fatholifhen Glauben einhauchen kann, das zum 
Dogmatismus erftarrte Princip ber Ehre, die Hingebung des Spaniers 
an die Alles abfordirendbe Idee der Majeflät, aus ber er fich wieder 
durch das Gefühl feiner Abflammung und feines Adels zu der ercluflos 
ften Perſoͤnlichkeit aufrichtet, dies find die großen Elemente, welche in 
den manniofaltigften Wendungen und Conflicten als die geiftige Sub⸗ 
flanz des fpanifchen Dramas wiederkehren. Die ganze fogenannte claſ⸗ 
ſiſche Tragödie der Franzofen, fo ſehr fie ſich in Außerlihen Geſetzen auf 
Ariftoteles zu ftügen wähnt, empfängt doch nur von ben Eindrüden bes 
Hofes und feiner Etikette das Geſetz ihrer Geftaltung und fpiegelt biefe 
Welt der Convenienzen , bie das Koͤnigthum um ſich erbaut hatte, mit 
Aufopferung alles rein menfchlichen Pathos ab, und dient im Grunde, wie 
in damaliger Zeit alle MWiffenfchaft und Kunft in Franfreih, nur zur 
Berberrlihung des abfoluten Rönigthums , von dem Alles erft feine 
Sanction empfangen mußte, während die Molière' ſchen Luftfpiele die 
Schwaͤchen der höheren Gefelifchaft in der geiftreichften Faſſung abbil« 
beten. Dies Luftfpiel konnte baher wohl, weil es die Verkehrtheiten und 
die Gleißnerei der Sitten verfpottete, einen aͤchten Kunftwerth und eine 
tiefe nationale Bedeutung gewinnen, während die claſſiſche Tragoͤdie der 
Stangofen , da fie den Menfchen erft dann zu feinem Rechte kommen 
läßt, wenn der Gonvenienz Genüge geleitet worden, nie bie in's Mark 
der Empfindung einzudringen und eine rein tragifche Erfchütterung here 
vorzubringen vermochte. Wenn aber in neuerer Zeit, nachdem dieſe 
Gattung felbft mit dem ungeheuern Umfchwunge der Nation ihrer alten 
Suprematie beraubt worden ift, durch Darfteller, wie Zalma, und heut durch 
die Rachel wieder neue Lebenskraft gewonnen zu haben fcheint, fo beruht 
dies allein darauf, daß biefe genievollen Darfteller offenbar aus bem weiter 
gereiften frei gewordenen Geifte ihre Anſchauungen fchöpften und dieſe 
den Geſtalten der alten Tragödie einhauchten. So erwärmen offenbar 
die Rachel und früher Zalma die Helden und Heldinnen ber claffifchen 
Tragödie zu einem aͤcht menfchlichen Ausdrude und ergreifen felbft dies 
jenigen, welche die Unnatur diefer Tragödie faft völlig erfältete. Diefer 
tiefe Zufammenhang des geſchichtlichen Geiftes mit dem Drama drängte _ 
fi) uns nicht minder bei Shakespeare und ber Geburt der deutfchen 
Tragödie in unferem Zeitalter auf. Shakespeare, unter allen ber Größte, 
iR auch durch den gefchichtlichen Geiſt ſelbſt der am Meiften Begünfligte. 
Ja, man darf behaupten, daß Shakespeare's ftaunenswürdige Größe und 
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Kiopfioc’s zum dieffeitigen Leben zurüd, Aber e6 
Gährungsproceß , der fich im ber framzöſtſchen Revolutio 
freite,, aus jenen Tragdbieen Schiller’s in 
und Urfprüngtichkeit E war derfelbe Geift, der hier die 

fortriß, weil, er die alten Schranken durchbrach, weicher in ber frangöftz 
ſchen Revolution die alten abgelebten Formen wirklich. zertrümmerte, und 
den das deuiſche Drama Schillers nur darum beraufbefchwören. Eonnte, 
weil ſich überall die Elemente einer großen Weltrevolution , . einer Bes 
frelung von den Feffeln des altgemworbenen Geiſtes, regien. 

Diefe Andeutungen follten nuc den innern Zufammenhang bes ges 
ſchichtlichen Geiſtes mit der deamatifhen Poeſie anſchaulich machen, auf 
eine Ausführung muß natürlich bier verzichtet werben. In dem von 
uns entwidelten Sinne läßt Shakespeare Hamlet fagen (Act 3, Scene 
1): „Der Zweck des Schaufpiels war und iſt, der Natur gleichfam den 
Spiegel vorzuhalten, dee Tugend ihre eigenen Züge, der Schmach ihr 
eigenes. Bild und dem Jahrhundert und Körper der Zeit den Abdrud 
feiner Geftalt zu zeigen.” In diefen Morten ift die tieffte ſittliche Bes 
deutung, bie eigentlich erlöfende Kraft des achten Dramas ausgefpro= 
den. Indem es und mit zwingender Gewalt zur Anerfennung der 
wahren menfchlihen Natus, ber eigen Gefege ber geifligen Bewegung 
erhebt, indem es in dem Siege ber Idee den abfoluten Zweck aller Geis 
fteeentwickelung vergegenmärtigt, greift es direct in ben Gang unferer 
Bildung ein, und indem «6 dem Jahrhunderte dem Abdruck feiner Ge- 
Halt zeigt, erſcheint es ſelbſt als ein integrirendes Element des ganzen 
weltgefchichtlichen Proceſſes. Daher hinterläßt jedes Achte Drama auch 
einen weltgefchichtlichen Eindrud , da fih in ihm nur in verjüngtens 
Moßftabe die Gefege der Weltgefhichte, der ewige Rhythmus ihrer Wer 
wegung abblidn. - 

Das Drama weißt, als bie Poefie der Gegenwart, auf feine Vers 
fiantichung duch bie Bühne hin. Hier gewinnt es feinen Iebendigften 
und esgreifendften Ausdruck, denn bier erſt wirkt es auf die Maſſen, 
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welche e6 mit feinem Hauche durchdringt, woburd es beren Vielkoͤpfig⸗ 
keit in eine geiftige Einheit aufhebt. Durch die Bühnenbarftellung fchreis 
tet die Poefie mit ber Stärke eines unmitrelbaren Erlsbniffes ein umb 
befreit doch zugleich von der Bedraͤngniß der unmittelbaren Wirklichkeit. 

Das Theater ift gemwiffermaßen ein Pantheon der Künfte, benn 
in ihm vereinigen fich Architektur, Sculptur und Malerei, die erfieren, 
um ben fhönen Raum zum Genuffe des Kunſtwerks, die letztere, um 
auch die Illuſion bes jedbesmaligen Orts der Dandlung hervorzubringen- 
Wie die dramatifche Kunft den Menfchen in den tieffien Schmerzen 
und in der höchften Luft feiner Seele darſtellt und vorzüglich die Ge⸗ 
ſchichte der Völker enthüllt, wie fie alfo das mit unferer Natur Vers 
wandtefte und Nächfte in unvergänglihen Zügen zur Anfchauung bringt, 
fo fordert fie auch wie keine bie Theilnahme, die Dingebung des ganzen 
Menſchen und übt dadurch einen unberechenbaren Einfluß auf die ganze 
Mitwelt aus. Das Theater ift mit einem Worte: ein großer Bactor 
in dem Welt: und Völkerieben, ein mädhtiges Element 
für die Eultur der Maffen und in feiner höchſten Bedeur 
tung ein großes ſittliches Inſtitut, das, je weiter die Dlenfchs 
beit in der Theilnahme an ben Intereſſen der Zeit fortfchreitet, je mehr 
fie fi zum Antıheil an bem Öffentlichen Leben fleigert, je mehr ber 
Menſch in feinem Wirken, Handeln und Leiden das höchfte Object des 
Menſchen wird, auch um fo mächtiger und belebender in ben ganzen 
Kreis der Bildung eingreifen muß. 

Diefer erziehende Einfluß ergibt fi) aus unferm an die Spige ges 
flellten Begriff des Dramas. Indem die Zufchauenden bier ben Proceß 
bes Geiftes in feiner alle Einfeitigkeiten vernichtenden Größe und alle 
Verkehrtheiten auflöfenden Macht gegenwärtig anfchauen, tritt ihnen bie 
Kraft der Idee und ihre unaufhaltfame Bewegung mit unwiberftehlicher 
Stärke entgegen. Was die Wiflenfchaft durch ihren dialektifchen Pros 
ceß vollbeingt, und was feiner Natur nach doch immer nur ein eſoteri⸗ 
ſcher Beſitz bleiben wird, was der gefchichtliche Geiſt täglich und ſtuͤnd⸗ 
lich ausführt, alle Einfeitigkeiten und Thorheiten zu richten, das fehen 
wir, von ber Bühne herab, in feiner reinfien und idealen Geftalt, faßs 
bar zugleih und mit überzeugender Wahrheit vorgeftellt. So bringt 
das Theater durch feine verfinnlichende Klarheit mit der Kraft der Rea⸗ 
lität auf die Maſſen ein und flößt ihnen unvermerkt einen Sinn für 
bie aus den Begenfägen fich erzeugende Kreiheit der Idee, wie für die 
menſchliche Energie und für das Recht der großen Leidenfchaft ein, 
welche ihr Alles an ben Befis eines erhabenen Gutes ſetzt, es ſtaͤhlt in 
dem Bertrauen auf den Sieg ber Idee, die der Menfch hier mit inne 
ver Nothwendigkeit hervorbrechen ſieht, während der Weltgeift in ber 
Wirklichkeit oft gewaltig träge auftritt, ja bisweilen faft mit einer Art 
Behaglichkeit den Sieg ber Freiheit zw vertagen ſcheint. Wenn Mes 
gierungen daher das Gut der politifchen Freiheit zu verkürzen und 
den Aufſchwung bes nationalen Lebens wirklich nieberzuhalten geſon⸗ 
nen find, fo iſt es auch nur eine Confequenz, wenn fie basienige 
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Drama, aus dem die Kraft des hiſtoriſchen Geiftes und der Sieg der 
Frelhelt uns entgegenweht, von der Bühne fern halten, eine Conſequenz, 
welche mit der Feſſelung der Preffe völlig gleicher Abftammung ift, 
Je fichtbarer die Wirkungen einer Macht find, um fo mehr gebietet die 
Furcht ‚vor ihr, fie ihres Lebensnervs zu berauben. Es ift daher ein 
und derſelbe Sinn, ein und daſſelbe Princip, welches die Preſſe zu 
Knechten und fie zu einem Monopole einer Anzahl Privilegieter einzu= 
—— = welcher ai! Theater zu ande dloſen —— 

laffender Luſt, zur Beftiedigung bliclichen menbe⸗ 
duͤrfniſſes berabfegt. — 

Der Zuſammenhang ber Bühne mit dem wirklichen Leben und 
dem Öffentlichen Geift ift unverkennbar, und die Einſicht darin iſt zu 
Feiner Zeit gänzlich, verdunkelt geweſen. Hatte man doch, als das unerz 
reichte Mufter die griechiſche Bühne vor Augen, in welder das geifts 
reichſte Voik der altem Weit im der Zeit feiner entwickeltſten Intelligenz 
und feiner nationalen Größe ein Feſt feines geiftigften Lebens" feierte. 
Darum nahmen fih, nad dem Erwachen umnferer Literatur, nad dem 
Tagen Ihrer Wiedergeburt jene Männer, welche felbft den neuen Tag 
derfelben herbeigeführt hatten, mit bem reinften euer der Bühne an, 
Leffing, Schiller und Goethe. Sie weihten ihre Kräfte einem In⸗ 
ftitute, welches fie zu einem Tempel der Nation zu geftalten trachteten, 
um im ihm die ebeiften und größten Schäge derfelben zu entfalten. 

Das Bewußtſein einzelner Männer reicht aber dazu nicht aus; 
es barfdie Regeneration bes Theaters nicht Privatfache, 
fondern fie muß Nationalfadhe fein. Aller Fortfchritt unferer 
Entroidelung beruht überhaupt darauf, daß alle und jede Beſtrebung in 
den Strom des Nationalbewußtfeins münde, daß fie. ſich als ein Moment 
erfofle, das Reich der geiftigen Freiheit zu einem Reiche gegenwärtiger 
Wahrheit und Wirklichkeit zu machen. So lange irgend ein Zweig . 
geoßartiger Thätigkeit der Wiffenfchaft oder der Kunft noch nicht in feis 
ner da ganze Leben der Nation befruchtenden und forttreibenden Kraft 
erfaßt wird, fo Lange fteht er aud) bem Leben felbft noch aͤußerlich ges 

genuͤber und hat feine legte Bedeutung noch nicht gewonnen. Soll bie 
Sorderung nicht ein leerer Schall fein, daß die Idee verwirklicht werde, 
daß fie in Fleiſch und Blut der Gegenwart übergehen müffe, fo ift da⸗ 
mit auch gefagt, daß fich diefelbe zu einem alle Tätigkeiten des Geiftes 
verarbeitenden Organismus geftalten folle- Diefer Organismus ift aber 
der freie Staat, im welchem alle Seiten ber materiellen, wie ber 
idealen Thätigkeit ſich unabläffig zu Momenten zufammenfaffen,, um 
die Freiheit, d.h. die ungehemmte Bewegung aller geiftigen Kräfte, bar: 
zuftellen. Man mwähne ja nicht, daß wir Kunft und Wiffenfhaft etwa 
ihres erhabenen Charakters, Selbftzwed zu fein, b. 5. an und für 
fi) den Geiſt zu befriedigen umd zu intereffiren , berauben und fie zu 
Dienern bes irdifchen Reiches materieller Intereffen herabfegen tollen. 
So lange der Staat biefen Charakter noch hat, fo lange er fih nur 
bis zur Entfaltung aller auf bie induſtrielle Thaͤtigkeit abzielenden Kräfte, 
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zue Sicherung ber Perfon und des Eigenthums erhebt und den Werth 
der idealen Intereſſen nur nad) der Wichtigkeit mißt, welche fie für bie 
Befriedigung nationaldtonomifcher Intereſſen haben: fo lange hat fie der 
Staat noch nicht feinem abfoluten Weſen nad erfaßt, denn er ift, troß, 
der Bewegung ungeheuerer Kräfte, troß bes geficherten Rechtszuſtandes 
der Perfon und bes Eigenthums, immer noch ein icdifches Meich, welr - 
ches die höchften Güter bes freien Geiſtes noch nicht in ſich hineinzu⸗ 
ziehen und als Momente feines eigenen Lebens barzuftellen vermochte bat. 
Wir fordern dagegen, daß ber Staat feine hoͤchſte Ehre barein fege, bie 
an unfere ideale Natur allein ſich mwendenden Elemente aus feinem 
Schooße zu erzeugen, baß er fie als feine hoͤchſten Güter pflege und in 
den Organismus feiner Lebendigkeit aufnehme, weil fie zur vollen Ver⸗ 
wirklichung ber Freiheit des Geiſtes unentbehrlich find. Nur fo Tann 
das Wort, baß der Staat bie dee ber Freiheit iſt, eine Wahrheit 
werden. 

- Nun hat der moderne Staat allerdings einen großen Kreis ber 
Kunft und Wiffenfchaft wirklich in fein Bereich gezogen und durch In⸗ 
ftitute, welche ex für ihre Entwidelung errichtet und pflegt, fie ale zu 
feinem Leben nothwendig erflärt, wenn er gleich fie noch nicht völlig 
frei aus ſich entlaffen bat und fie ihren eigenen Proceß ungehindert ent= 
falten laͤßt. Freilich ift auch felbft die Wiffenfchaft, obwohl der unbes 
dingten Autorität der Kirche entnommen, body noch im Kampfe mit dem 
fie bevormundenden Staate begriffen, und damit weder als Selbſtzweck 
ſchlechthin anerfannt, noch iſt der Staat, als das auf feiner eigenen 
Vernunft ruhende Werk des praktiſchen Geiftes begriffen ; aber bie 
Wiffenfchaft ift doch immer vom Staate als ein großer Factor des geis 
fligen und ſittlichen Geſammtlebens, den man nicht wie einen Fremd⸗ 
ling im Haufe behandeln dürfe, aufgefaßt. Eine gleiche Gunſt ift dem 
Theater noch nicht zu Theil geworden. In feiner Totalitaͤt betrach⸗ 
tet, erfcheint «6 immer nur als ein zur Belufligung und Ergösung vom 
Staate zugelafienes Inftitut und, mie die Hoftheater, zur Erheiterung 
eines mehr ober minder Eunftfinnigen Fürften, von bemfelben unterftügt. 
Aber diefe Unterflügung ift nur ein Act der Gnade, welcher daher auch 
widerrufbar und zufällig ft, und bie Art der Verwendung derſelben 
hängt wieder von dem zufälligen Gefchmade des FZürften und feiner 
Umgebung ab. Alſo auch nach diefer Seite bin ift das Theater viel⸗ 
mehr eine Privatbeluftigung , als ein Öffentliches von dem Staatsbe⸗ 
wußtſein felbft als nothwendig und über das Belieben einer Perſoͤnlich⸗ 
feit erhabenes Inſtitut anerkannt. Es flieht mithin durchaus noch als 
jenfeit6 des Staatsorganismus befindlicher Fremdling da, dem man zwar 
den Aufenthalt in dem Staate nicht verfagt, dem man, fo zu fagen, eine 
polizeiliche Sicherheit angebeihen läßt, der felbft nicht einmal beforge 
fein darf, verwiefen zu werden, weil er fehr unſchaͤdlich erfcheint, ja, 
welcher durch die Art feiner Benupung , indem ber Sinn, duch ben 
augenblicklichen Genuß, ben er ber Menge bietet, oft von den ernften 
Fragen ber Gegenmart abgezogen und verflüchtigt wird, felbft ein uns 
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und büftere, ſchwere Traͤume ber 
Über durch dieſe Gtellung it das Theater N 9 
jelt und wird im Werhäftniffe zu den Künften, geſchweige 
denm zu dem Miffenfhaften, nur tie ein und zu endliyen 


"d.h. aus dem Flrfen, ni Pebapeon, in den Dienft 


bes Staats, als bes freien vernünftigen Organismus, 
a und an ber Vermwirklihung bes großen 
BIwedes Adhter Humanitdt mitzuarbeiten, Die Vedentung 
des Theaters muß demnach eine aͤhnliche werden, wie einſt bei den Grie⸗ 
den. Es verfteht ſich aber von ſelbſt, daß wit darunter nicht eine leere 
Nüdkehr verfichen, nicht eine Gopie jener Werhättniffe wollen Fönnen, 
weil die Welt und das ganze Weltbemußtfein ein anderes, entwickelteres 
geworben iſt und ber moderne Staat auf ganz anderm Grundlagen ruht, 
als der antike. Das Theater wieder zu derjenigen Bedeutung erheben, 
welche «8 bei den Griechen hatte, kann alfo vernünftiger Meife nur heißen: 
es als ein Iebendiges Glied in den Organismus des modernen freien 
Staats aufnehmen und es auf diefe MWeife, unter ben Bedingungen des 
gereiften Geiftes der Gegenwart, zur Darftellung der höchften Schöpfun- 
gen des idealen Geiftes, zur Veranſchaulichung der erhabenften Bil: 
der Achter Menfchlichkeit und zur Wergegenmwärtigung der Allmacht des 
über alle Einfeitigkeiten triumphirenden Geiftes, alfo zu einem großen 
Ferment des fittlichen Bewußtſeins und des oͤffentlichen Lebens erheben. 

Die abfolute Bedingung zur Verwirklichung diefer Bedeutung bes 
Theaters ift natürlich die Poefie felbfl. Sie muß fih das Thea— 
ter fchaffen. Dem Aufſchwunge ber dramatifchen Poefie muß auch 
eine Megeneration des Theaters mit Nothiwendigkeit folgen. Nun wur: 
zelt die dramatiſche Pocfie, mie jede Geftalt der Kunft, in ber Zeit und 
hängt von geſchichtlichen Bedingungen ab. Iſt bie Poefie das ideale Ab- 
Bild der Zeit, fpiegelt fie den innerſten Kern berfelben ab, fo wird fie 
auch die großen Bewegungen des praktifchen Gelftes, feine Kämpfe, fein 
Ringen um den Sieg durchgreifender, das ganze öffentliche Leben umges 
flattender Ideen als ihre legitime Erbſchaft anfehen und aus ihr, je 
nad dem Reichthume derfelben, ihren mehr ober minder großartigen 
Tempel erbauen. Die Heinen Intereffen eines fpießbürgerlihen Lebens 
konnen der Poefte nur eine dürftige Ausbeute geben. So war bie beutfche 
Poeſie in der erften Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts die Poefie ber 
Spießbürgerlichkeit, der Detailintereffen des Lebens, einer trivialen, nur 
auf das Hausweſen eingefchränkten Moral, fie war aber nicht drmer 
und dürftiger als die Zeit felbft, nicht geringfügiger als die Intereſſen 
des deutſchen Lebens bamaliger Zeit. Goethe ſchon hat bemerkt, daß mit 
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bem fiebenjährigen Kriege der erſte Vollgehalt wieder in das Leben kam, 
und in der That ſehen wie auf feinen Grund das erfte nationale Luſt⸗ 
fpiel fi erheben (Minna von Barnhelm), das fogar noch über bie uns 
mittelbar poetifchen Motive bes Werks hinaus auf eine Verföhnung ber 
beiden aus dem Kampfe felbft als erbitterte Gegner zurüdgetretenen 
deutfchen Mächte, der Sachſen und Preußen, binarbeitet. Der ganze 
ungeheure Aufſchwung aber, den die Poefie überhaupt in Deutfchland 
nahm, jenes gemaltige Dindrängen berfelben nach den Urquellm aller 
ächten Poefle, nach der Offenbarung der Tiefen des menfchlichen Hers 
zens und ber menfchlichen Leidenſchaft, nad; Verſoͤhnung des Menfchen 
mit der Wirklichkeit, dieſer raſtloſe Entwidelungsproch, der ſich in 
Deutſchland in der Poefie, wie in der Philoſophie, zu immer reiferen 
Schöpfungen forttrieb, mar nichte Geringeres, als die Darftellung des 
Beiftes, welcher ſich in feiner Autonomie und Unendlichkeit zu erfaffen 
und diefe zu bewähren trachtete, deſſelben Geiftes, welcher im Nachbar» 
lande den gründlichen Bruch mit ber rechtlos gemorbenen Vergangenheit 
herbeiführte, die alten Formen zerfchlug und bie Autorität des hiſtori⸗ 
[hen Rechtes zerbrah. Es war ein großer, erfchütternder, in vielen 
Spmptomen fidy verfündigender Wendepunct, der den Geiſt in feine 
innerfte Tiefe binein trieb, wo er ſich als ben Herrn und Meifter über 
die Wirklichkeit, als bie allein befreiende Macht aus feinem eigenen Zwie⸗ 
fpalt erkannte. Nur aus diefem größten Problem, deſſen Zöfung ſich 
der Geift in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ftellte, ift der rie⸗ 
fenbafte Aufſchwung unferer Poefie und namentlidy unfers Dramas zu 
erflären. Der deutfche Geift Löftte theoretifch durch die Schöpfungen 
feiner Poefie und Philofophie die große Aufgabe, welche Frankreich auf 
dem praftifchen Boden in rafltofer Entwidelung und welterfchütternder 
Kraft bewegte. Auch hier fchuf alfo die Poefie das Theater. Die Werte 
des neuen Geiftes fanden auch in ben großen Darftellern ihre Träger, 
entzündeten das Genie der Schaufpieler und die gleichzeitig erfolgte Wie⸗ 
dererweckung Shalespeare’s, der eigentli nur von diefem neu eroberten 
Boden aus in feiner Gelitesgröße gewuͤrdigt werden Eonnte, riefen eine 
Bühne hervor, über welche der Geift des Jahrhunderts geharnifcht hin⸗ 
wegſchritt. Die Schwungkraft bes Dichters fest die Darfteller noth⸗ 
wendig in Bewegung, fie mwachfen gleichzeitig mit den Dichtern, an 
denen fie fi) groß ziehen. Denn wenn e8 auch darfiellende Künftler 
geben kann, die durch die Poefie ihres Geiftes weit über den Erzeugniſſen 
ftehben, welche fie verfinnlihen, wie denn offenbar Eckhoff, meldher 
nur die nach franzöfifchen Muftern zugefchnittenen Dramen vorfand und 
ſich faft ganz auf ihre Darftellung befchränten mußte, hoͤher ftand als 
die Stufe der dramatifchen Poefie feiner Zeit, fo fchafft fi doch auch 
ſtets der mächtige Dichtergeift feine Darftellee mit derfelben Nothwen⸗ 
digkeit, mit welcher fih überhaupt der Weltgeift feine Organe erzeugt, 
indem er fie mit dem Geifte des Jahrhunderts eıfült. So waͤchſt Schrös 
der offenbar mit Shakespeare, den er mit einer nicht genug zu ſchaͤtzen⸗ 
ben Liebe zuerft auf der deutfchen Bühne heimiſch machte. ( Vgl. darüber 
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dem newerdings erſchienenen trefflichen Aufſat von Adolf Stahr: Shake» 
fpeare in Deutfdland, In dem Taſchenbuche 
— Be der eine fehr fchöne Würdigung des Verdienſtes Schröder’s 


tifhen Schöpfungen, um ſich 
nen, und Fled erfcheint recht eigentlich als der Träger der dämonifchen 
Gervalten, durch welche die dramatifche Poefie aus ihrer Dürftigkeit in 
die volle Bahn des geſchichtlichen Geiftes hineingeriffen wurde- Ja, das 
Uebermenfchliche und Riefenhafte erſcheint fo fehr als das Wefen Fieck's, 
daß es fogar felbft da noch hindurch bricht, wo ihm das bürgerliche und 
rührende Drama enge Feffeln anlegte, Wie Schröder das Gerfle für 
den auf der deutſchen Bühne erftandenen Shakesprare, fo ift Fled das 
darftellende Genie für den revolutionären Geift des Jahrhunderts, wie 
er fich namentlich in Schiller zufammengefaßt hat. Die Poefie, fagten 
wir, ſchafft das Theater. Geht die erfiere alfo einer neuen Entwidelung 
entgegen, fo muß auch das Theater in diefelbe eingehen, es kann der 
aft ber erfteren nicht widerftehen. Das erfte und dringendfte 
Beduͤrfniß, ohne deſſen Befriedigung alle andern Factoren, ohnmaͤchtig 
find, bleibt alfo die Energie ber bramatifcyen Poefie ſelbſt. Ihre treis 
bende Kraft liegt aber, mie wir gefehen, in den Elementen bes bie 
Wirklichkeit regierenden Geiſtes. Wenn ſich nun eine neue Zeit entbin« 
det, wenn bie Schauer eines neuen Geiftes uns umwehen, welcher die 
Auferftehung einer ganzen Nation aus dem politifchen Todesſchlafe ver: 
Zündet, wenn dieſer Geift ernſtlich praftifch eben fo frei fein will, als 
er ſich theoretifch frei gemacht hat, und diefe Springkraft ſich allen 
Gliedern mittheilt, die bisher von Eeiner einigenden Seele bewegt, kei⸗ 
nem einigen Willen untertban waren, dann muß und wird aud die 
dramatiſche Poefie dies große Schaufpiel wiederholen, und es wird ihr 
aus dem vollen Herzen der bewegten Maffen die Sympathie entgegen ⸗ 
firömen, weil fie darin ihren eigenen Geift gegenſiaͤndlich ſchauen?). 


*) Auch der Aufſchwung ben die beutiche Nation im Jahre 1813 nahm, 
zittert im Drama nad und fündigt fi in manden Symptomen in feiner Rüd- 
wirkung auf bie Porfie an. So neht &. Tiet im Jahre 1813 damit um, 
Schauſpiele aus der beutfchen Geſchichte nach dem Mufter von Shakespeare's bis 
ftorifehen Dramen zu dichten. Golger regt diefe Gedanken bei feinem Freunde 
unabläffig an und, dringt auf das Eifrigfte in ihm, Eenſt mit biefem Borfage 
zu machen. Tiec felbft fcheint von der großen Zeit mächtig ergriffen. Er fchreibt, 
an Solger (Solger’s nachgelaffene Schriften und Briefmechfel I. ©. 269): ,,&s 
find Plane zu vielen Gchaufpielen aus ber deutichen Gefchichte in meiner Seele 
fertig, und ich werde diefe mit befonderer Liebe ausarbeiten, wenn mir Gott 
noch Leben ſchenkt, um meinen Sandeleuten zu zeigen, daß ich mich wohl zu ihnen 
vechne.” In diefem Sinne fagt Solger audy in einem Briefe an Tied: „Man 
muß bem Zeitgeifte auf den Leib rüden und ihn nicht immer 
aus ber Berne hätfheln.” Später fah Tieck überall Unmoͤglichkeiten, bie 
jedoch Solger immer aufs Neue bekämpfte, wiewohl ohne Erfolg. Dal. befonders 
bie bentwürbigen Worte Solger’ö 1. c. I. ©. 707, die er an Tieck richtete: „Ich 
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Der dramatiſche Dichter braucht dazu wahrlich nicht, wie man es fo 
oft grundlos behauptet hat, fich gerade in den Stoff. feiner eigenen Ge⸗ 
ſchichte einzufpinnen, barauf beruht feine Volksthuͤmlichkeit und feine 
Bedeutung für die Gegenwart nicht, aber ee muß feinem Stoffe übers 
haupt ben gefchichtlichen Geiſt und die Energie der Freiheit einhauchen. 
Die Dichtung muß mit einem Worte, nah Gervinus’ („Befchichte 
ber deutfchen Nationalliteratur” V. &. 734) fchönem Ausprude, ſich 
auf den großen Markt des Lebens wagen, das Befahrvolifte und Größte 
zu ihrem Segenflande nehmen, mit den Sffentlichen Zuftänden Bund mar 
hen und mit dem Leben felber rivalifiren. 

Wenn wir aus ber Umgeflaltung, melche die Lyrik unſers Vater⸗ 
landes in jüngfter Zeit erfahren hat, einen Schluß wagen bürfen, der . 
fi) auf das allgemeine Entwidelungsgefes der Poefie ftüst, fo werden 
ba8 moderne Epos, dee Roman und das Drama diefen Zügen nach⸗ 
folgen und eine neue Aera herbeiführen helfen. Frankreich ift in ber 
Gattung bes focialen Romans bereit6 in eine neue Entwidelungsphafe 
eingetreten. : jener zieht feine Nahrung aus dem Boden ber ganzen ges 
felfchaftlihen Bewegung, ihrer Gegenfäse und Probleme, melde fich 
der Geift ber modernen Gefellfchaft zur Löfung geſtellt hat. Hier bat 
fih das Genie der Schriftſteller mit dem tiefgreifenden Gedanken ber 
Wirklichkeit befruchtet und uns die Dialektik der Leidenfchaften gefcil- 
bert, welche der Schooß der modernen Gefellfhaft in fih birgt. Die 
franzöfifhe Tragödie der Gegenwart dagegen befindet ſich noch im Gtas 
dium des Kampfes mit ihrem Gegenfage, der fogenannten claffifchen 
Tragödie, und ift durch diefe Stellung ſchon als eine einfeitige Richtung 
bezeichnet... Im Streben, ſich wieder durdy die Kraft dee Naturwahrheit, 
duch die Darftellung Acht menfchlicher Leidenfchaft zu vegeneriren, jenes 
abftracte Ideal des Glafficismus zu vernichten, ift fie zugleich noch mit 
dem Ertrem des Entfeglihen, Grauenerregenden fo verflodhten, daß «6 
in ihre zu einer wirklichen Verföhnung der Leidenfchaften und fo zur Idee 
einer fittlihen Weltordnung noc nicht kommt. Die franzöfifche Tragds 
die hat in ihrem Hauptvertreter, Victor Hugo, allerdings den großen 
Schritt gethan, die Wirklichkeit felbft als die Fundgrube für die Poefie 
und die Megation, den Widerfprud als den Pulsfchlag auch ihres Les 
bens anzuerkennen, aber fie ift, wie in der Theorie, fo in der Aus⸗ 
führung noch bei dem Wechfel gewaltiger erfchüitternder Contrafte und 


geftehe , man mag ber Verzweiflung nahe kommen, wenn man bei bramatifchen 
Arbeiten an diefe Bühne, diefe Schaufpieler, dieſe widerfinnigen und den ganzen 
Zweck untergrabenden Einrichtungen und biefes Yublicum bentt. Aber fol man 
deshalb verzweifeln? — Man muß, ich will nicht fagen, ſich accommobdiren , weil 
dies zu Schwach Elingt , fondern die Welt fich beffer vorſtellen, als fie iſt; ohne dies 
leiftet man nichts Gutes. Die Poefie muß fich das Theater fchaffen, die Philofophie 
das Publicum. Und wenn das nicht gelingt, fo ift es ein großes Ungläd, aber man 
bat feinen Beruf erfüllt. Und das kann man wieder nicht, wenn man nicht die ges 
genmwärtigen Bedingungen auffaßt und bamit anfängt, müßte man fie fi auch 
gaͤnalich umgeſtalten.“ 
Staats-Lexikon XV. 26 
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Die Schwungkraft, welche in jüngfter But die deutſche Lyrit 
thaͤtigt hat, gibt und eine ſichere Buͤrgfchaft, daß auch das Drama 
ner nationalen Entwidelung entgegenreifen werde. Soll die Poeſſe aber 
wirken und In das Mark des Volks eindringen, fo muß fie mit der 
Energie dar unmittelbaren Empfindung auftreten umd die Friſche eines 
von dev Reflerion unverfiimmerten Pathos bringen. Mas Goethe und 
Schillet bei ihrem Auftreten ſogleich als fo epochemachende Genten ans 

ı 2indigte, war jene Keaft eines urſpruͤnglichen Geiftes, der auf Stut ⸗ 

mesfittigen einherbrauf’te und die Gemuͤther eroberte. Diefelbe Farbe 
urſpruͤnglichen Lebens niuß auch die neue, das erwachende politifche Selbft: 
beiwußtfein barftellende Poeſie in Deutfhland gewinnen. Die kuͤhnſte 
Herrfchaft über die Form, der uͤberſchwaͤnglichſte Reichthum der Bilder 
zeichen dazu eben ſo wenig aus, als die Tiefe eines Gedankens, der ſich 
erſt in das Gewand der Allegorie kleiden muß, um in der Geftalt ber 
Poeſie zu erſcheinen. Beide für fi genommen, Finnen nicht bie Maſ⸗ 
fen bewegen; fie werben alfo auch Fein nationales Drama begründen. 
Die Tiefe des Gedankens wie die Herrfchaft über die Form koͤnnen nur 
für die neue Geſtalt der Poefie Vorausfegungen und Bedingungen fein, 
ihr PYulsfhlag muß aber die Kraft eines vollempfundenen jugendlichen 
Lebens zeigen, das Blut des hiſtoriſchen Geiſtes, das ſich auf ben 
Truͤmmern der untergehenden Welt ein neues, freies Meich erbaut, muß 
fi) in die Adern diefer Poefie ergießen und Alle ihre Glieder durchwaͤr⸗ 
men, man muß aus ihr die Bürgfchaft gewinnen, daß hier ein großer 
Charakter vor uns fleht, der fih an das Gemeinwohl und an die hoͤch⸗ 
flen Intereffen des Vaterlandes aufgibt, und melden der Geift der Ge- 
ſchichte groß gezogen hat. Aus demfelben Geifte, welcher das beutfche 
Volk feiner politifchen Traͤgheit entreigen und zur Eroberung ber praf- 
tiſchen Güter treiben wird, nachdem e6 die theoretifchen mit der hoͤchſten 
Tapferkeit errungen hat, aus demfelben Geifte müffen aud) feine dras 
matifhen Dichter, muß feine Regeneration des Theaters hervorgehen., 
Während nun bie Tragödie unfers Vaterlandes bie birecte Darftelung 
des Siegs der Freipeit und die Verfinnlihung ber großen Factoten des 
geſchichtlichen Geiſtes zu ihrem Inhalt haben muß, hat das Luftfpiel, 
dem, bei dem Mangel eines Gentralpunctes in Deutfhland, allerdings 
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ein geringerer Boden gegönnt iſt, die Aufgabe, die verkehrten Nichtums 
gen und Buftände der Gegenwart, die Verirrungen und Schiefheiten 
unferer focialen, namentlidy unferer öffentlichen Verhaͤltniſſe, beſonders 
die Ungereimtheiten, in welche ein engherziges Bekaͤmpfen und Unters 
drücken der freien Regſamkeit des Worts und ber Schrift verwickeln, zu 
komiſchen Contraften zu verarbeiten. Dadurch würde es gleichfalls ale 
eine befretende Macht in die foctalen Zuftände der Gegenwart eingreifen 
und zu einem von jeder Spießbürgerlichleit entfernten und nationalen 
Luftfpiel erwachfen. Freilich möchte aber ein folches Luflfpiel in ber 
Ausführung auf mannigfache Dinberniffe floßen, und die der Ironie darin 
Preis gegebenen Zuftände würden an den meiften deutſchen Regierungen 
ſchwerlich fo harmloſe Zufchauer finden, um ihnen auf der Bühne eine 
ungefährdete Stätte zu vergönnen. Indeſſen darf darum diefer Boden 
bes Luftfpiel® bei uns nicht aufgegeben werben. ‘Wenn die Deutfchen 
bier Werke aufzumeifen hätten, melde an Erfindung geiftreicher Com⸗ 
pofition, fpannender Entwidelung und unmittelbarer Beziehung zum hoͤ⸗ 
bern ſocialen und politifchen Leben ſich mit einigen ber legten größeren 
Luftfptele Scribe's*) mefjen koͤnnten, melche für uns ganz das leiſteten, 
was jene für Frankreich, fo würden mir nicht mehr über ben Mangel 
eines nationalen Luftfpiel® zu Magen haben. Hier ift unfer überrheinie 
[her Nachbar gegen unfern beutfchen Luftfpieldichter fo fehr im Vortheil, 
wie die fociolen und öffentlichen Zuftände, welche fih in der Weltſtadt 
Paris concentriren, ben unſrigen überlegen find, und daher einen viel 
reicheren Hintergrund für ein Luftfpiel bilden innen. Das Hauptthema 
unſers Luftfpiels muß es fein, gleihfam im verjüngten Maßftabe bie 
komiſchen Contraſte der polizeilichen Gewalt mit dem verfatilen, ſich 
derſelben entwindenden Geiſte zur Anſchauung zu bringen. Hier waͤre 
eine reiche Fundgrube fuͤr den Witz, wie fuͤr den Humor von Situa⸗ 
tionen, durch welche das Verkehrte und Ungereimte vieler oͤffentlichen 
Zuſtaͤnde Preis gegeben wuͤrde, in welchen wir uns doch leider oft ge⸗ 
nug viel zu unbefangen und gedankenlos bewegen. 

Wir haben gezeigt, was von Seiten der Poeſie fuͤr eine Regene⸗ 
ration des Theaters geſchehen muͤſſe. Wie ſich jede große Geiſtesbe⸗ 
wegung ihre Organe erſchafft, ſo zweifeln wir nicht, wird auch mit dem 
wachſenden Kampf in Deutſchland fuͤr die hoͤchſten Guͤter der Freiheit, 
fuͤr die Entfeſſelung unſers oͤffentlichen Lebens die dramatiſche Poeſie 
von dieſer neuen Kraft ergriffen und in Schwung geſetzt werden. 
Die Zeichen eines neu ſich geſtaltenden, in der Gegenwart wurzelnden 
Dramas ſind, wie viel Verfehltes auch die Compoſition noch bietet, 
unverkennbar, und bei allen Schwaͤchen zeigen doch z. B. Gutzkow's Dra⸗ 


— — 





*) Wir haben dabei beſonders bie drei geiſtreichen Luſtſpiele „Le verre 
d’ean‘, „La calomnie‘ und ‚„‚L’Ambitieux‘ gegenwärtig, welche das ganze politis 
ſche Leben Frankreichs zu ihrer Baſis haben, von ihm aus fich zu ben ſpannendſten 
und geiftreichften Situationen erheben und in den mannigfaltigften Wendungen 
den politiichen Egoismus dialektiſch auflöfen, ohne beshalb den Ernft ber dffents 
lichen Kämpfe anzutaften. . 
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ne 
Potenz 


ine Lünftlich gemachte Sentimentalität und eine 
bes acht menge Pathos entgegentoͤnen, welche auch 


Aber die Erhebung een einen Factor der Re: 
generation der Bühne, der andere nicht minder wefentliche iſt die Or« 
ganifation des iraters ferbft und die ——— der Schau: 
fpieler. Wit deuteten oben bereits an, das Biel des Theaters, ale 
eines Kunftinftituts, müffe fein, als ein Moment in deu Staats 
deganismus aufgenommen gu werben. Daduch dag ein Ins 

An einem Staate befteht und toleriet wird, ift e8 mod) nicht vom 
Staate als zu feinen Leben gehörig erklärt. Auch Gautlern, Taſchen ⸗ 
ſpielern und Kunſtreitern verweigert die Obtigkeit nicht, ihre Künfte zu 

— fie find aber deshalb doch nur geduldet und haben nur eine 
zum. Poligeiftante, nicht zum Staat, als einem firtlichen und 
—— Aber ſo iſt es faſt mit dem Theater heut zu 





mit dem, was das Theater fein ſoll und fein kann, im fdhneidendften 
Widerſpruche. Bet allen Inftitueionen kommt es weſentlich darauf an, 
daß man ihnen eine Bahn eröffnet, auf welcher die freieſte Entfaltung 
aller Kräfte Statt finden San, mithin fo viel als möglich dem blinden 
Bufall und ber Willkuͤr den Spielraum nimmt, die Vernunft und die 
Freiheit beeinträchtigen zu Cönnen. Es kommt daher vor Allem darauf 
an, nicht den Zufall und die Willtür, fondern bie Vernunft und bie 
Zreipeit zum Principe zu machen. 

Die Bühne hat eine directe Beziehung zum Publicum; fie Ift ber 
dinge durch die Bildungsſtufe und den Gefchmack deffelben, foll aber 
doch zugleich den Geſchmack deffelben laͤutern und das Voik erziehen, 
Dam gehört, daß fie ein Bewußtſein habe über ihre Aufgabe und ihre 
Stellung zum Volle. Die Bühne darf und fol fid nicht dem zufällis 
gen Gefhmade, ben unberechtigten Anfprüchen des Publicums beugen, 
fondern den objectiven Maßſtab der Kunſt ſelbſt und ihre hoͤchſten For⸗ 
derungen an das anlegen, was fie zum Genuſſe darbringt. Die Bühne 
hat ſich daher ununterdrochen auf bem Höhepunct dee Kunſt zu erhalten 
und die aͤchte Kunft als das unverrüdbare Ziel ihrer Thaͤtigkeit in's 
Auge zu faffen. Der natürlichen Schtwerkraft der unorganifhen Maffe 
bes Publicums, welche nicht felten durch ihre unreinen Neigungen und 
ihr oberflaͤchliches Verlangen bie Kunft herniederzuziehen droht, muß bie 
Intelligenz und die aͤchte Kunftbegeifterung der Leitenden durch ihre 
Schwungkraft entgegenwirken. Wie, nach Goethe’s treffenden Ausfpruche, 
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der rechte Kuͤnſtler niemals gerade das bringt, was bie Menge erwartet, 
weil er ihe natürlich voraus ift und ihe neue Bahnen bucch feine Schoͤ⸗ 

. pfungen bricht, er alfo immer die Maffen zu fich heraufzieht und fi 
nicht zu ihnen hernieberläßt, fo foll auch das Theater, als Inſtitut ges 
faßt, nicht gerade das bringen, was die Menge etwa begehrt, fonbern, 
was fie Segehren follte, und worin fie, wenn es ihr geboten wird, auch 
ihre wahre Befriedigung finden wird, meil die Achte Kunft eine fortrei⸗ 
Sende und übermädhtige Gewalt ausübt. Das Theater muß fih alfo 
einerfeitö unabhängig erhalten von ben zufällig wechſelnden Intereſſen 
und dem augenblidlidhen Geſchmacke des Publicums und anbererfeite 
boch innerhalb des gegenwärtigen Geiftes ſtehen, ber ebenfalls im Pu⸗ 
blicum lebt. Es fol alfo nicht dem Geſchmacke der Menge nachgehen, 
nicht zu ihr herabfteigen, fondern felbft die Norm des Achten Geſchmacks 
fein, alfo das Publicum zu fich erheben und gewiffermaßen das Ewige 
im Zeitlichen barftellen. Die Bühne hat daher fo verfatil zu fein, wie 
der fidy entwidelnte Kunfigeift ; fie fol feine "mannigfaltigen Formen 
abſpiegeln, aber innerhalb feiner Verfatilität und Mannigfaltigkeit ſich 
doc, zugleich als eine bewußte Einheit erfaffen, welche die ewigen Ge⸗ 
fege der Schönheit und ihrer Reinheit zu bewahren und bie ewigen 
Schöpfungen ber Poefie als fefte Leitfterne des Geſchmackes hinzuſtel⸗ 
len hat. 


Das Theater foll ſich alfo, feinem hoͤchſten Begriffe nad, etwa 
zum Publicum verhalten , wie ber Chor der antiten Tragoͤdie zu den 
Zufhauern. Der Chor faßt die ewigen fittlichen Geſetze in's Bewußt⸗ 
fein und begleitet zugleih die Handlung durch alle Phafen ihrer Ent⸗ 
widelung, indem er die aus der dramatifchen Bewegung fich mit innes 
ver Nothwendigkeit erzeugenden Gedanken in das dichterifhe Wort zu⸗ 
fammenfaßt und zu dem idealen Ausbrude erhebt. Die Zuhörer vers 
nehmen alfo im Chore im Grunde ihr eigenfles Bewußtſein, aber in 
feiner veinften, idealſten Form, gefchieden von allen befchräntten, profais 
fhen, nur aus der zufälligen Dispofition und Bildung der Einzelnen 
ftammenden Reflerionen ; fie finden fih alfo ale eine geiflige Ge⸗ 
fammtheit darin wieder. In bdiefem Sinne foll das Theater auf feiner 
Höhe das eigentliche aͤſthetiſche Bewußtſein bes Volkes in feiner wahren 
Seftalt und in feiner hoͤchſten Reinheit vepräfentiren, fo daß fich daffelbe 
‚darin zwar mieberfindet, fein inneres Leben darin veranfchaulicht fieht, 
aber doch zugleich ein reichere® und edleres Bewußtſein daraus zuruͤck⸗ 
empfängt, als «8 mitgebracht hatte. Dann wird das Theater der leben» 
digſte Ausdrud für die ideale Anfchauung des Volkes fein, der alle Claſ⸗ 
fen zu fi) emporhebt und fo gewiffermaßen erzieht. Die Buͤhne hat 
mithin die verfchiedenen Strömungen ber dramatiſchen Poeſie in den 
einen unverfieglihen Strom bes nationalen Geiſtes hineinzuleiten, um 
durch ihn mieber die übrigen Gebiete des Lebens zu befruchten, fie bat 
alfo alle diejenigen Richtungen und Stufen ber dramatifchen Poeſie 
auszufondern, welche mit bem gegenwärtigen Geifte ber Nation nicht in 
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Etuß gefegt werden Lönnen, in denen alſo Fein feifcher Pulsſchlag mehr 
vernommen wird · 
Dem Publicum gegenüber muß ſich alſo das Theater, um feine 


thee eigenen Füße ſtellen darf und ſich der Nation gegen- 
über für die Verwaltung der. idealen Ghter verantwort: 
lich fuͤhlt. Die Bedingung dazu iſt, daß das Theater auch nach oben 
hin, d. b. von den unmittelbaten Einflüffen des Hofes, unabhängig 
werde. Solche Stellung ift aber nur denkbar, wenn mam dies Inſtuut 
als-ein Moment in den Kreis der allgemeinen Bildung, alfo des Cuts 
tus, — —— een BVerhältniß zut Nation 
feßt. wenig eine der Wiffenfcaften und Künfte ſich in 
ihrer Bewegung, ihren Lebensäußerungen don den zufälligen Winfchen, 


nen hoͤchſten Begriff erfüllen will, in eine ſolche Abhängigkeit gefegt 
werden. Sol’ eine Stellung widerſtrebt feiner abfolnten Beftimmung, 
im die geiftige und fittlihe Entwidelung der Maffen bildend einzugreifen, 
völlig. Die Unterftügung, welche bem Theater zu Theil wird, darf da⸗ 
bee nicht ein blofer Gnadenaet fein, welcher nach den Belieben des 
Souveraͤns eingefhränkt und ertveitert wird, fondern muß als eine zum 
Haushalt der Nation unentbehrlihe Summe ausgeworfen werben. Die 
weitere Conſequenz biefer veränderten Stellung bes Theaters wäre na⸗ 
tuͤtlich, daß die Leitung ber Bühne aufhörte, Hoſchatge zu fein, und bis 
rect unter das Minifterium des Cultus, gleich der Akademie der Kuͤnſte, 
geſtellt würde. Indem die Theaterdirection der erften Bühne einer Res 
fidenz den Charakter einer Hofcharge hat, iſt fie mit allen benjenigen 
Aemtern, welche mit der unmittelbaren Ausführung und Ueberwachung 
der Hofetikette und des Hofceremoniells beauftragt find, in eine Katego: 
tie gefegt; fie dient mithin nicht einem idealen, fubftantiellen Zwecke, 
fondern nur dem Glanze des Hofes. Das Theater erſcheint nach diefer 
Seite hin nur als ein Lurus, nicht als ein weſentlicher Zweig bes öffent: 
lichen Lebens und der Öffentlichen Bildung. 

Es war ein großer Fortſchritt, als die Theater aus dem Stadium 
ihres Wanbderlebens herauszutreten anfingen und in ftehende Bühnen 
übergingen. Bedeutende Vorteile verknüpften fid damit für die Kunſt; 
das befchränkte Repertoire, das ſich ſtets an dem verfchiedenen Orten wies 
derholte, wich natürlich einem ausgedehnteren und umfaffenderen Wir⸗ 
ten; denn man mußte Jahr aus Jahr ein eim und baffefbe Publicum 
zufrieden fielen. Die Bühne ward darauf hingemwiefen, die dramati« 
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ſchen Schaͤtze der eigenen Nation und fremder Voͤlker auszubreiten und 
durch dieſen größeren Reichthum den Sinn und das Intereſſe für Die 
Kunft ſelbſt zu erweitern. Mit diefer Fixirung der Bühne an großen 
Hrten, namentlidy in ben Refidenzen, wo fie fih in Hoftheater ums 
wandelte, warb auch für die fcenifhe Ausftattung nothwendig beffer ges 
forgt; die Räume, in welchen gefpielt wurde, die Decorationen und Co⸗ 
flüme veredelten ſich, man forderte für die Verſinnlichung der dramati⸗ 
{hen Werke idealere Formen. Damit verband ſich eine geachtetere und 
forgenfreiere Stellung der Darfteller, welche fich diefen Inſtituten zus 
wandten, ber Kampf, in welchem fie ſich mit der bürgerlichen Geſell⸗ 
fchaft befanden, bie fie, in Einklang mit der Kirche, nech nicht als ihre 
Iegitimen Mitglieder anerkennen wollte, wid allmdlig einer freieren 
Würdigung des Standes, der fi) nur die Kirche noch hartnaͤckig entge⸗ 
genftellte. Won einem folhen Mittelpuncte aus war e6 den Künftlern 
vergönnt , fich einen bedeutenden Rollenkreis zu erſchaffen und ihren 
Ruf weithin auszubreiten. Die größere Univerfalität, die glänzende Aus» 
ftattung der dramatiſchen Werke, die Erhebung endlich der Schaufpies 
lex felbft, bied waren bie großen, nicht hoch genug anzufchlagenden Vor⸗ 
theile, welche ber Uebergang der Bühne aus dem blofen Wanberleben 
zu Hofbühnen mit fi führte. Der Entwidelungsfiufe des Staats, 
als abfoluter Monarchie, entfpricht die Stellung bes Theaters ald Hof: 
theater. Aber diefe Stelung kann ebenfall® nur ein Durchgangs⸗ 
punct fein zu derjenigen, in welcher das Hoftheater in das Natios 
naltheater übergeht. Wie das Hoftheater der abfoluten Monarchie, 
fo entfpricdht das Nationaltheater dem freien Staate. Ein dem Belie⸗ 
ben entnommenes Kunftinflitut, welches in die gefammte Bildung ein⸗ 
greifen fol, muß auch die Organe feiner Wirkſamkeit einer ſyſtematiſchen 
Bildung unterwerfen. Die Darftellee müffen, wie bie6 von uns an 
einem andern Orte fchon ausgefprohen und durchgeführt worden ift 
(vgl. „Die Kunft der dramatiſchen Darftellung, in ihrem organifchen Zus 
fammenhange wiſſenſchaftlich entwidelt' und die Vorrede zur vierten Ab 
theilung ber „Abhandlungen zur Philofophie der Kunſt“), durch eine ſyſte⸗ 
matifhe Bildung, durch alle die Vorſtufen und Vorſtudien, rselche die 
Ausübung ihrer Kunft fordert, tüchtig gemad)t werden, der Kunſt zu 
dienen und ihre Kräfte einem Inſtitute zu weihen, das nur durch das 
barmonifche Zufammenmwirken aller Kräfte feinen Begriff erfüllen kann. 
Auf eine gleichmäßige Durchbildung aller einzelnen zur Darftellung erforder: 
lihen Momente, auf eine organifhe Durchdringung aller Geſtalten eines 
Dramas, deren jede die andere tragen und beleuchten hilft, wirkten auch bies 
jenigen Männer hin, welche ſich auf Eurze Zeit aus freier Begeifterung an 
die Spige einzelner Bühnen geftellt haben. Das war der weſentliche Vorzug 
des weimarifchen Theaters, darauf richtete auch Smmermann während der 
kurzen Leitung der Düffeldorfer Bühne fein Augenmerd. Aber gründlich 
kann dies nur durch tuͤchtig organificte Zheaterfchulen erzielt werden, 
welche bie Pflanzfchule der Darfteller bilden muͤſſen. Dadurch erſt ift 
die Bedeutung bes Standes vollſtaͤndig anerfannt, die zufällige Bega⸗ 


—————— wie bisher Yen gen DROSRa® Fir di A 
’ # 
nahme der Mitglieder eines Theaters > es wird, wie bei den anderen 
Künflen , aud) ein von dem individuellen Tal unabhängiges Map 
allgemeiner Bildung und befonberer Bachbildung als Bedingung gefors 
dert, um zur Mitwirkung am einem Kunftinflitut zugelaffen zu werden. 
Die Ehre, welche dem Stande wird; als ein im die Bildung der Nation 
eingreifendes Element anerkannt zu fein, an den der Staat aud mit 
—— Urneien —— —— 
att einer treten , welche 
mehr ald jede andere auf einen Gleichgewichte geii Kräfte beruht, 
diefe Ehre zerſtoͤrt endlich auch den letzten Reſt des Vorurtheils, welcher 
ſich noch Im Volke ge dieſen Stand erhalten, der #6 nur in fel— 
nen einzelnen großen zu einer völligen Emancipation und 
Glaeichſteilung mit den uͤbrigen Kuͤnſtlern gebracht hat: Wenn der Staat 
felöft die Initiative ergreift, wenn er ſelbſt durch die Errichtung von 
Theaterſchulen, als Worbereitunge für das Wirken der 


ſtſe 
des Volks und derjenigen Kuͤnſtler, welche werth find, die hertlichſten 
Schäge der Menfchheit auszulegen, immer dringender ftellt. Ja, die 
Stimmen koͤnnen nicht mehr verhalten, welche von einer aus dem Geiſte 
der Nation wiebergeborenen Bühne die herelichften Wirkungen für das 
gefammte Leben erwarten und ihrer Verwirklichung dem heiligften Ernſt 
zu widmen gebieten, von einem Nationaltheater, auf weichem eine durchgei⸗ 
fligte Poefle die Herefchaft führt, das die großen Gemälde des dichteri⸗ 
ſchen Geiftes aller Völker und Zeiten, in denen der gegenwärtige Geift 
noch feine fortreigende und befreiende Kraft ausübt, vor bem Volke ent⸗ 
faltet, mit dem ſich eine freie, ben höchften Maßſtab anlegende Kritik 
und tüchtige Pflanzſchulen kuͤnftiger Darfteller ale Wächter und Bür- 
gen der Gegenwart und Zukunft verbinden. 9. Th. Roͤtſcher. 

Theiiung und Trennung der Gewalten, ſ. Cabi— 
netsjuſtiz. 

Theokratie, ſ. Verfaſſung. 

Theorie, ſ. Praxis. 

Theuerung. — Was die Pflanze, das Thier und der Menſch 
zum Leben beduͤrfen, das gibt ihnen Mutter Natur. Licht und Wärme, 
Luft und Waffer, die gröberen und feineren Stoffe, ohne welche fein 
organiſches Leben möglich iſt, find Gemeingut. Der Pflanze weißt die 
Natur außerdem ihre Wohnung an, ben Fleck im Boden, wo fie haf- 
tetz die Nahrung mird der Pflanze zugeführt aus der Erbe und ber 
Luft, daB Kleid wird ihr umgelegt als Baft oder Rinde. Bleibt die 
nöthige Zufuhr aus oder hält fie nicht das rechte Maß, fo kann fid die 
Pflanze nicht belfen, fie ſtirbt vor der Zeit. Dem Thiere liefert die 
Ratur das Kleid; allein Wohnung und Nahrung muß es fi 
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ſuchen umb bereiten; bamit es fie finde, tft ihm ber Inſtinct gegeben, 
Findet es viel, fo lebt e8 gut, findet es weniger, als ihm zum Leben 
nöthig iſt, fo leidet e6 Mangel, verfümmert und flicbt. Der Menfch 
muß Alles auffuhen, fammeln und bereiten, was ihm unentbehrlich, 
nüslicy oder angenehm ift. Nil sine magno labore natura dedit mor- 
talibus. — Der Wilde kann Ueberfluß haben oder Mangel leiden, je 
nad) der Ergiebigkeit der Jagd, des Fiſchfangs, der Raubzuͤge. Theue⸗ 
rung und Wohlfeilheit find ihm unbelannt, denn er kauft und verkauft 
nit. Erſt wenn ſich die Begriffe von Volt, Staat, Eigenthum, Ars 
beitstheilung,, Verkehr, Geld, Preis entwidelt und in der Wirklichkeit 
verkörpert haben, erfcheint der Mangel an Lebensbebürfnifien als Theues 
rung, der Ueberfluß als Wohlfeilheit. 

Die menfhlihen Mohnungen find nicht Gegenftand eines täglidh 
wiederkehrenden Bedarfes und Verbrauchs, alfo auch nicht des täglichen 
Verkehrs. Häufiger erneuert fich fhon der Bedarf an Kleidung ; doch 
ehrt er, einmal befriedigt, erſt nach Monaten und Jahren wieber. 
Anders verhält es fich mit der Nahrung; fie iſt ein täglich wiederkeh⸗ 
rendes Bedürfnis. — Wenn man baher auch unter Armuth das Uns 
vermögen verfteht, den Bedarf an Wohnung, Kleidung und Nah⸗ 
rung zu befriedigen, fo befchränkt ſich doch ber Begriff von Theuerung 
auf letztere und bezeichnet einen Zuſtand, mo bie Preife ber unentbehr⸗ 
lichen Nahrungsmittel fo hoch ſtehen, daß der gewoͤhnliche Taglohn zur 
Anſchaffung bes täglihhen Bedarfs einer Kamilie nicht mehr hinreicht. 
Das Hauptnahrungsmittel in Europa Ift das Getreide; ber Zuftand der 
Theuerung ift daher am Einfachſten an ungewoͤhnlich hohen Getreibes 
preifen zu erkennen. 

In einem weiteren Sinne nennt man ben Preis eines jeben im 
Verkehre vorkommenden Gutes theuer, wenn er ſich über den mittleren 
Sag der Erzeugungsktoften erhebt, mohlfeil, wenn er unter benfelben 
herabſinkt. Die nähere Erörterung der hierauf einwirkenden Berbälts 
niffe gehört in die Lehre vom Preife. 

Man fpricht ferner von theueren Preifen im Allgemeinen, wenn 
man die Preife der Gegenftände des täglichen Verkehres in einem Lande 
zu verfchiedenen Zeiten ober zu einer und derfelben Zeit in verfchiedenen 
Ländern mit einander vergleiht. So find 3. B. die Gelbpreife der 
Dinge, deren Erzeugungstoften ziemlich gleich geblieben und nicht durdy 
Erfindungen’ oder neue reiche Bezugsquellen herabgegangen find, gegenwärs 
tig höher als vor ber Entdedlung Amerikas, in England höher als in Deutfchs 
land u.f. m. Dies erklärt fich durch die mit dem Preife des Gelbes vorges 
gangene Veränderung , indem das Geld durdy vermehrte Gewinnung ber 
Münzmetalle und dur Verwendung von Papier als Werthzeichen haͤufi⸗ 
ger, mithin mwohlfeiler geworden, oder in dem einen Lande billiger als in 
dem andern ift. Näheres hierüber hat bie Lehre vom Geld anzugeben. 

Der Begriff von Theuerung dagegen findet in allen biefen Faͤllen 
eine Anwendung. Es wird fhon nad) dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauche Niemandem einfallen, zu behaupten, daß in einem Lande 
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I jedes Land den Bedarf feiner Bewohner an 
Nahrung in mittleren Jahren ſelbſt inge, — reine. belagerte Ber 


— 


ober eine Felſeninſel (Malta, Im Betracht 
Man, 108 De me fe in Bhnrung Dr 


Er 

= %3 
e 
a 


{ 
i 
a 


feits 
die Gewinnſucht ber Gutsbefiger und Speculanten, in ber Hoffnung 
weiteres Steigen, das Angebot zurückhäit. Sauderdafe und — — 


folgende Berechnung lit: 
Iſt der Ausfall der ea 
VE —— — — 
en — * 


— » 50°: » » D «= 450°. 

Hier laͤßt ſich nicht helfen; denn man kann die Menſchen nicht 
anders machen, als fie find. Dagegen läßt ſich ſeht viel thun, um die 
Folgen von Mißjahten weniger fühlbar zu machen. Sehr fhön fagte 
Ricardo: „Die Völker ber Erde find nicht dazu verurtheilt, durch den 
Würfel zu entfceiden, welches von ihnen ſich ber, Hungersnoth unters 
werfen fol. Im der Welt iſt immer Ueberfluß an Nahrung. Um eis 
ner befländigen Fülle zu genießen, haben wir blos unfere Verbote und 
Hemmniffe abzufhaffen und aufzuhoͤten, der gütigen Weisheit der Vor⸗ 
fehung_entgegenzuhandeln.‘ 

Was für die Verbefferung der Landwirthſchaft gefchieht, dient zus 
gleich, zur Verminderung der Gefahr des Mangels. Die Exzeugniffe des 
Aderbaues find nicht nut ber werthoolifte (weil unentbehrlichfte), fons 
dern auch der bedeutendſte Gegenfiand des Natidnaleinkommens. Sie 
betragen felbft in Fabriklaͤndern, wie Großbritannien, bie volle Hälfte 
ſaͤmmtlicher Umfäge im Verkehre und des gefammten Einkommens. 
Bon befonderer Wichtigkeit iſt hierbei die Mannigfaltigkeit der Früchte. 
Es mißraͤth nicht Alles zugleich, und Europa wird feltener von Hungers⸗ 
noth beimgefucht, feit die Kartoffel neben dem Getreide waͤchſt, während 
in Oſtindien und China Hunderttaufende verhungern, wenn bie faft aus- 
ſchließliche Speiſe der Volkemaſſe, der Reis, mißraͤth. 

Ein weiteres Mittel zur Verhütung bes Mangels iſt die Herſtel⸗ 
bmg und Unterhaltung guter Land⸗ und Waſſerſtraßen, die Wervolls 
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tommnung und Ausdehnung ber Schifffahrt. In Anbalufien — erzähle 
Say — bezieht man Getreide aus Amerika um ben dreifachen Preis, 
den es in ber caftilifchen Ebene koſtet. In Marfeille hat man ruffis 
ſches, in Barcelona ameritanifches Getreide wohlfeiler, als im Inneren 
das einheimifche. In der Bretagne war 1817 Getreide in binreichens 
der Menge, waͤhrend Lothringen Hunger litt. 

Zu dem Vorhandenfein guter Straßen gehört ferner die freie Be⸗ 
nugung berfelben, der freie Getreidehandel, buch welchen 3.8. Holland 
fih ſtets vor Mangel geſchuͤtzt bat. Nachdem im Jahre 1817 in 
Frankreich alle Regierungsmaßregeln von Verboten, Sperren und Auf 
täufen erfchöpft waren, erklärte der Minifter des Innern: nur ber freie 
Handel könne abhelfen. In ber That vermögen aud alle Anftrenguns 
nen einer Regierung nur wenig gegen wirklich vorhandenen Mangel. 
Say hat berechnet, daß in den Dungerjabren 1740 und 1817 alle Aufs 
täufe des Staates ben Getreidebedarf von Frankreich etwa auf 8 Tage 
bedten, während der Ausfall ber Ernten gegen 4 betrug, alfo für 120 
Tage zu forgen war! . 

Damit fol jedoch nicht gefagt fein, daß bei drohendem oder wirkli⸗ 
lihem Mangel von Seiten der Regierung gar nichts gefchehen könne 
und folle, um der Theuerung und der Noth Schranken zu fegen. Nur 
darf man nicht zu viel von ihren Maßregeln erwarten; die Sntelligenz 
und der Muth der Bürger und der Gemeinden muß das Beſte dabei 
thun; freie Völker wiſſen fi immer zu helfen; einer feigen, willenlofen 
Sklavenheerde hilft Fein Here und Leine Polizei. 

Genaue Nachrichten über den Stand ber Seldfrüdhte und die Aus⸗ 
fihten für die Ernte follte eine Regierung einzuziehen nie verfäumen; 
die englifche ift hierin fehr forafältig, und bei ihren freien, thätigen Buͤr⸗ 
gern bedarf es nur eines Winkes, um im Stillen Vorkehrungen zu 
treffen, die wirkſamer find, als alle fpäteren Mothbehelfe. 

Die Anlegung von Magazinen In unferer Zeit, bei ben vermebrten 
und ausgedehnten Verkehrsmitteln ift von fo untergeorbneter Bedeutung, 
daß fie kaum mehr rathſam erfcheint (menigfiens als Staatsunterneh⸗ 
mung), wenn man erwägt, baß der Vortheil, in theueren Zeiten einen 
immerhin unzulänglichen Vorrath zu haben, auf andere Weife, naͤmlich 
durch zeitige Beifuhr, billiger erreicht werben Tann, als durch Aufwens 
dung großer Koften, weldhe durch Kornwurm, Mäufefraß und andere 
Berlufte noch gefteigert werden. 

Das Berbot der Getreideausfuhr laͤßt fih nur in befonderen Noths 
fällen als vorübergehende Maßregel, und zwar hauptſaͤchlich damit rechts 
fertigen, daß die Volksmaſſe darauf dringt, und eine Nichtgewaͤhrung 
des Verlangens zu größeren Uebeln führen kann. (&. hierüber den Ar: 
titel „Sperre.“) 

Daß bei eingetretener Theuerung die Regierung Getreide um billige 
Preife an Arme, auch Saatlorn an Landwirthe abläßt, daß fie ihre 
Vorräthe um fefte Preife auf die Märkte bringt, um die Wucherer zum 
Losſchlagen zu zwingen, daß fi Vereine bilden, um ber Moth zu 
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feuern — dies find Mafregeln, welche, von der Menfchlichteit und von 
der Klugheit geboten, als ziwedimdßig anzuerkennen find. Die Haupt: 
” mittel gegen Theuetung, eigentlich gegen Mangel und deſſen 

Stufe, die Hungersnorh, find und bleiben: WVervollfommmung der Bands 
wirthſchaft, gute Land» und Mafferftrafen, freier Verkehr und Handel 
mit den Erzeugniffen des Aderbaues. Kart Machr. 

Thronfolge, fr Succeffion. 

Thronrede und Antwortsabreffe auf diefelbe. — 
In allen repräfentativen oder auch bios confkitutionellen Staaten (f. den 
Unterfchied zwifhen beiden in dem Art. „‚Repräfentativ: im Gegenfage 
zum conflititionellen Spfteme,” Gtantsler- Bd.,13, ©. 681 folg.) ift 
der fehr natürliche Gebrauch eingeführt, daß die Verſammlung der Mes 
präfentanten des Volks mit einem feierlichen Vortrage eröffnet wird, 
weldyen im Monarchieen in der Regel das Staatsoberhaupt, aͤusnahms- 
weife aber auch, jedoch Namens feiner, einer der Minifter, in Republi - 
ten dagegen — den Fall abfoluter Verhinderung ausgenommen — der 
Praͤſident des Staats an bie Vertreter der Nation richtet. Es iſt dies 
die Ehronrede, tie man Diefen Vortrag in monarcifchen, bie 
Eröffnungsbotfhaft, wie man ihn in vepublicanifhen Staaten 
gewöhnlich nennt. ® 

Diefe Rede nun foll Beinestvege — mwofie man fie in monatchi⸗ 
ſchen Staaten mitunter anfieht — eine leere Förmlichkeit, ein Act der 
bloſen Höflichkeit, oder gar die Andeutung fein, im welcher Weiſe man 
von den Repräfentanten Complimente und Schmeicheleien als Antwort 
erwartet. Es foll darin vielmehr in allgemeinen Umtifjen eine Ueber: 
ſicht befjen gegeben werben, was fich feit dem Schluffe der legten Sefs 
fion der Nationalvertretung Wichtiges für das Land ereignet hat, ober 
was in dieſer Beziehung vorausſichtlich zu erwarten fteht. Die Thron- 
rede hat ſich alfo namentlich über alle wichtigen focialen, induſtriellen, 
commerciellen und polttifhen Verhättniffe und Geſtaltungen ber jüngften 
Vergangenheit, der Gegenwart, fo wie der Zukunft, fo weit fich ſoiche 
vorherfehen laffen, im allgemeinen Umriſſen auszufprechen, und eben fo 
die Gegenftände zu bezeichnen, für welche die Regierung glaubt, die 
Thaͤtigkeit der Berfammlung vorzugstveife in Anſpruch nehmen zu follen. 
, Der Standpunct, von welchem aus biefe Gegenftände faͤmmtlich 
aufzufaffen find, kann bei einem nationalen Gouvernement fein andes 
ver, als ein wahrhaft voltsthümlicher fein. Die Regierung fol 
ſich den Vertretern der Nation gegenüber mit Offenheit und Redlichkeit, 
zwar allerding6 mit Vermeidung alles Veleidigenden und Exbitternden 
nad) jeder Seite hin, darum aber nicht minder mit Klarheit und ohne 
Bmweideutigkeit, ausfprehen. Nur über noch ſchwebende politifhe Ver⸗ 
hältniffe mit anderen Mächten mag in gewiſſen Faͤllen (doch auch hierin 
nicht unbedingt) einige Zurüdhaltung geftattet fein, hingegen aber darf 
nicht in Verdrehungen eine Zuflucht gefucht werben. 

Nach diefer Andeutung der Materie der Throntede laͤßt es fi 
ſchwerlich verkennen, daß ‚folder Vortrag in conftitutionellsmonardifcyen 
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Staaten keineswegs als ein von dem Kürften perfönlich und ausfchließe 
lid) ausgehender, bie verantwortlichen Miniſter nicht berührender Act 
betrachtet werben darf, fondern daB für deren Inhalt und Form bie 
BVerantwortlichleit jener Staatsbeamten eben fo, wie für jeben andern 
Megierungsact, unbedingt in Anſpruch genommen werden Tann. Aus 
diefem Grunde muß denn aud) die Abfaffung der Thronrede Gegenſtand 
ber Berathung des ganzen Minifterconfeils fein. Ä 

Der Grundfag der Unverantwortlichleit bes Staatsoberhaupts — 
jener Srundfag, auf welchem wefentlih alle conſtitutionell⸗monarchiſchen 
Verfaffungen beruhen — kann vernunftgemäß nur bei firictefter Aufs 
sechthaltung bes Principe befteben, daß diejenigen, welche ſich zur 
Ausführung und Verwiklichung des fürfllihen Willens Hergeben für 
biefe Handlung fo unbedingt haften muͤſſen, als wenn ſolche ausfchließs 
lih aus ihren Anfihten und ihrem Willen hervorgegangen und aufs 
fhließlih von ihnen vollbracht worden wäre, fo daB ber Sag: „Der 
confticuttonelle Kürft Tann nichts Uebles thun“, wenigftens in dem 
Sinne eine Wahrheit fein fol, daß, wit er doch Uebles begehen, er 
Beine Werkzeuge zur Ausführung finde. 

Von einem höhern als dem gewöhnlichen Geſichtspuncte aus bes 
trachtet, lieat e8 gewiß im wohlverfiandenen Intereſſe dee Fuͤrſten, daß 
ſolche minifterielle Verantwortlichkeit kein leerer Wortſchall fei, ſondern 
daß auch wirklich die Moͤglichkeit gemährt werde, bdiefelbe auf ges 
festliche Weife in Ausübung bringen zu können. Denn der Mangel 
eines Gefepes über Minifterverantwortlichkeit, oder die Bewährung eines 
folhen, das nur auf Täufchung des Volkes abzielte, jede wirkliche Be⸗ 
ſtrafung der Minifter factifch unmöglich machte, müßte das Vertrauen 
zur ganzen Werfaffung des Staates erfhüttern und die Verantwortliche 
keit für die Regierungshandlungen ebenfalls factifch dahin meifen, 
von mo fie das conflitutionelle Syftem forgfam fern halten mill. — 
War 8 ein Bortheil für Karl X., daß er und fein Vorfahrer ein 
zwedeentfprechendes Geſetz über Miniflerverantwortlichkeit nicht hatte zu 
Stande fommen laffen? Da er ein foldhes nicht zu Stande kommen 
ließ, fo lag es eben in der Natur der Sache, daß er auch felbft büßen 
mußte. 

In England, Frankreich, Belgien und Spanien ift es ein unbe 
dingt anerkannter Grunbfag, daß, in Folge bed Principe der Unvers 
antwortlichkeit des Fuͤrſten, die Miniſter für jeden Regierungsact ohne 
irgend eine Ausnahme, demnach insbefondere auch für Korm und In⸗ 
halt der Thronrede, die Verantwortlichleit zu tragen haben. Dies 
feibe wird daher in ben Kammern frei discutirt, unb bie Oppofition 
greift fie gerade fo an wie jede andere minifterielle Maßregel, und nie 
wird ſich unter den angeführten Berfaffungen ein Minifter beigehen lafs 
fen, hinter der Unverantwortlichleit des Staatsoberhauptes in ſolchem 
Falle einen Schirm für fi) ſuchen zu wollen, wie man leider unter den 
Iandftändifhen Verfaſſungen in Deutfchland mitunter verfucht bat. 

Es verdient hier befonders angeführt zu werden, wie namentlich 
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Die Thronteden, wie fie in den monarhifehen Staaten Europa's 
durchgehende, und namentlich auch in England, abgefaßt werden, ber 
ſchraͤnken 77 immer auf blofe Andeutungen der wichtigften Staats: 
verhäftniffe. Dagegen mag nichts Weſentliches zu erinnern fein. Um 
fo weniger aber kann es gebilligt werden, wenn gerade im den Ländern 
mit den am. Meiften bemofcatifchen in Europa, Großbritan⸗ 
nien, Branfreih uf: w., die Minifter mehr und mehr mt fhreben, daß die 
Thronrede in einer Anzahl hohler Phrafen beftehe, die möglichft wenig, 
de he fo viel es fich machen läßt, gar nichts enthalten. So twird die 
Sache zu wenig mehr als einem leeren Schaufpiele. 

Anders ift das ganze Verhältniß ‚von vorn herein in republica⸗ 
nifchen Staaten. Da hier der Vorftand des Staats über feine eiges 
nen Handlungen Erklärungen zu geben unb Rechenſchaft abzulegen hat, 
fo ift hier die Rede, mit welcher der Präfident die Seffion der Natio: 

"nalrepräfentatton eröffnet, nichts Anderes, als ein allgemeiner Rechen: 
ſchaftebericht über alle von einer Periode der Legislativverfamm- 
iung zur andern eingetretenen’ ober in Ausficht ſtehenden wichtigen Vor⸗ 
kommniſſe für den betreffenden Staat. Jener erfie Beamte des Landes 
bat ſich daher ſowohl über die Zuſtaͤnde deſſelben und über die factifchen 
Ereigniffe, als auch über den die Regierung befeelenden Geiſt, ihr Stres 
ben, ihre Xendenzen, zumal in unmittelbarer Beziehung auf bie that: 
faͤchlichen Verhättniffe, mit Offenheit und Klarheit auszufprehen, und 
zwar keineswegs in kurz gebrängtem Abriffe, ſondern in dem Umfange, 
welcher bedingt wird, um ein beftimmtes Wild zu geben. Manche 
Vorträge ameritanifäjer Untonspräfidenten, fo namentlidy des hochehr⸗ 
würdigen Jadfon, find wahre Dufter In dieſer Beziehung, — Mu: 


-  *) Mirabeau ließ 1789 eine ftanzoſiſche Ucberfegung biefer Abhandlung 
veröffentlichen. Sie wurde wieder abgedruct in der 1816 erfchienenen (und im 
fergenden Zahre in's Deutfche überfegken) Cchrift: „Tactique des Assomblees 
lögislatives, suivie d’an Traitö des sophismes politiques. Extraits des Ma- 
Auscrits de M. Jer&mie Bentham, par Et, b 
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ſter nach Art der Auffaffung und Beurthellung ber Verhaͤltniſſe, — 
Muſter eines klaren, maͤnnlichen, einer großen und freien Nation wuͤr⸗ 
digen, deren Rechte mit aller Feſtigkeit behauptenden und boch (oder 
vielmehr eben darum) für andere Voͤlker, gegen welche Anſpruͤche gel⸗ 
tend gemacht werden, nicht beleidigenden, beren gerechtes Nationalgefühl 
nicht verlegenden Sprache, ſo daß bei der größten Entſchiedenheit ber 
gegebenen Erklärungen doc eine friedliche Bellegung der obmwaltenden 
Zwiſte nicht eigentlich erfchiwert, fondern — wie bereits Erfolge zeigten, 
— vielmehr eher befchleunigt wird, — Worzüge, welche diefe Reden auch 
bezüglich der inneren Lanbdesverhältniffe Baum irgend in minderem Maße 
befigen; mas man anerfennen muß, felbft wenn man bie Anfichten ber 
Regierung nicht in allen Puncten theilen follte. 

In natürlicher Verbindung mit den Thronreden fichen bie Ant» 
mortsadreffen,*) welche die Vollsrepräfentanten auf diefelben ertheis 
Ien. Sollen jene Reden fchon nicht blos dazu dienen, einen ber Innern 
Wahrheit entbehrenden theatralifhen Act aufzuführen, fo gilt dies im 
nod höherem Maße von der erften feierlihen Erklärung, welche die 
Nationalvertreter der Regierung gegenüber zu ertheilen haben. In Lies 
ſem feierlihen Momente müffen fie vorzugsweiſe durchdrungen fein von 
der ihnen auferliegenden hohen und heiligen Pfliht, — eingeben? ihres 
geleifteten Eides, eingedenk ihres Angefichts der ganzen Welt gegebenen 
Männerworts, — ſich nach innigfter Ueberzeugung, nach beſtem Wiffen 
und Gewiffen (im wahren Sinne der fo oft fchnöde mißbrauchten und 
gefhändeten Worte) über bie wichtigſten Wünfche, die wichtigften Bes 
dürfniffe und, mo Veranlaſſung dazu vorliegt, auch eben fo unge» 
ſchminkt über die Klagen und Beſchwerden ber Nation mit edler 
Teftigkeit und männlihem Muthe auszufprehen. Nur ſolche Art bes 
Auftretens geziemt den wahren Vollsrepräfentanten, nur folches iſt ihrer 
haben Stellung würdig. Je feltener der Moment eines ſolchen erften 
und perfönlichen Gegenübertretene der gefammten Nationalrepräfentation 
und des Stantsoberhauptes, — je feierlicher und eindruderregender er 
eben darum erfcheint, um fo meniger foll er zu einem leeren Schau 
fpiele, zu einer blofen Phrafendeclamation mißbrauht und dadurch 
herabgemäürdigt werden. Es ſei fern von dem Verfaſſer dieſes Aufſatzes, 


») Dies iſt die gewoͤhnliche Venennung. In Baden und, wenn wir nit 
irren, auch in einigen Eleinern beutfchen Ländern, nennt man das von den Kam⸗ 
mern in Erwiederung der Thronrede zu erlaffende Actenflüd die Dankadreſſe. 
Es ift dies unvertennbar ein ſehr unpaflend gewählter Ausdrud. Die Wieder: 
verfammlung der Stände ift an fih eine Pflicht der Regierung, und zwar 
weitaus in den meiften Fällen (nämlich bei allen ordentlichen Lanbtagen) 
eine ihr fogar po fitiv vorgefchriebene Pflicht, von deren Erfüllung fie fich gar 
nicht losfagen kann, für deren formelle Vollziehung fie alfo einen befondern 
Dant nicht anzufprehen hat. Es laſſen ſich aber überdies fehr vier Fälle 
denken, in denen die Regierung ben Ständen gleich durch die Thronrede Mans 
ches zu eröffnen ſich veranlaßt ſieht, was für dieſe, von ihrem Standpuncte 
aus betrachtet, nichts weniger als erfreulich ſein kann, wofuͤr ſie wenigſtens ei⸗ 
nen beſondern Dank zu erftatten, keine Veranlaſſung finden duͤrften. 


aus Adhronrede und Antwortsabreffe, 


sur Vorbringung —— ‚Klagen oder gar ‚gemeinen Schma⸗- 
aufzufordern, ben fo unwuͤrdig als; irgend etwas Anderes 
a milrden, — — die immer allgemeiner einzeißende Gewohnheit 


" bie 
naltepräfentation. gleihfam als ihre wichtigfte Aufgabe betrachten muͤſſe, 
die nämlicen Worte und. Phrafen zu miederholen 
ſchreiben, deren fid die Verfaſſer der Throntede bedient haben. Es 
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haupte vor Allem Wahrheit in ihren Erflärungen ſchuldig find, fo 
ergibt ſich das Urtheil von felbft, welches die angedeutete Weife des Aufs 
treteng verdient. — Mic vermögen ‚auch nicht einpufehen, wozu diefelbe 
dem Fürften nügen folte! — Es kann in den conftitutionellen Stans 
ten nicht die Abficht der Abgeordneten fein, dem Fuͤrſten perfönlich 
Unangenehmes zu fagen; es barf died ſonach niemals Bwed ihrer 
Adreffen fein, — Zweck berfelben bleibt es dagegen, das Wohl des 
Landes zu befördern und das Stantsoberhaupt zu dieſem Behufe mit 
deffen Lage und Verhältniffen ungeſchminkt befannt zu maden, follte 
es bierbei auch nmöthig werden, dem Streben von Miniftern und fonz 
fligen Rathgebern des Stantsoberhauptes ganz entſchieden entgegenzus 
treten, und mögen ihm diefe Leute etwa auch perfönlich noch fo lieb 
fein, mögen fie ihn noch fo ſehr für ſich eingenommen haben. 

Es ift in neuefter Zeit die Frage aufgeworfen tworden, ob den 
Vertretern des Volkes ein Recht oder nur die Befugniß zuſtehe, nad 
Eröffnung ihrer Sigungen eine Adreffe an den Fürften einzureichen, 
auch wenn biefer die Kammern nicht in Perfon eröffnet, noch auch nur 
eine Thronrede in gewöhnlicher Form, fondern einfach ein die Eröffnung 
verfündendes Reſcript habe verlefen laffen. (S. die Verhandlungen der 
badiſchen Abgeordnerenfammer vom 17. Juni 1842.) Wir begreifen 
die. gegen das besfalfige Recht der Kammern erhobenen Widerſpruͤche 
nit. Nach allen deutfchen Gonflitutionen koͤnnen bie Landtage nur 
durch ben Regenten oder in deſſen fpeciellem Auftrage eröffnet werben. 
Die natürliche Folge davon ift, dag — wenn man einer Kammer nicht 
die Befugnig der Extheilung einer Antwortsadreffe in allen und jeden 
Fällen unbedingt verfagen will, — ihr dieſes Recht zuftehen muß, 
wenn audy die Regierung ihren Eröffnungsvortrag in noch fo fehr ab» 
gekuͤrzter und trodener Form gehalten hat. Diefe von ber einen Seite 
To oder fo beliebte Form kann das Wefen der Berechtigung des 
anberen Theiles nicht aufheben noch ſchmaͤlern. Gage man nicht, ber , 
Fuͤrſt Habe in ſolchem Falle eine Adreffe der Kammer nicht entgegen» 
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nehmen wollen. Nicht won ber Perfon bes Kürften, fondern aus⸗ 
fhlieglih von jener feiner verantwortlichen Miniſter handelt es fidh. 
Diefen kann und barf e8 aber nicht zuſtehen, zu verhindern, daß das 
Staatsoberhaupt die Anfihten der Volksvertreter erfahre, und zwar 
duch dieſe ſelbſt erfahre (nicht etwa bios durch einen Wortrag 
darüber, mie ſolchen ein betheiligteer Minifter ihm zu erftatten für gut 
findet). Sonſt koͤnnten dieſe Beamten den Regenten in die abfolute 
Unmoͤglichk eit verfegen, die Stimme des Volles, — bie ihnen nicht 
guͤnſtige Wahrheit uͤberhaupt, — auch nur zu hoͤren. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich nun aber fuͤr den Regenten insbes 
fondere die Pflicht, die Stimme ber Nation durch bie von biefer ers 
wählten Vertreter unmittelbar (menn auch vielleicht nicht muͤndlich, doch 
jedenfalls ſchriftlich) anhören zu müffen. Ihm bleibt es dann 
überlaffen, darauf Rüdficht zu nehmen, ober geeignet fcheinenden Falles 
bie Kammer aufjulöfen, um fich vermittelt einer neuen Wahl Gewiß⸗ 
heit darüber zu verfchaffen, welches die Anfichten unb ber Wille des 
Volks feien, hie fid) dann nad) Maßgabe der fpecielen Beſtimmungen 
der betreffenden Verfaſſung geltend zu machen haben. 

Die Berathung der Antmortsabrefien auf bie Thronrede findet 
in den meiſten außerbeutfchen Staaten Öffentlich Statt. Geht man 
auf das zurüd, was dieſe Adrefien fein follen, fo wird man ſolche Bes 
handlungsweiſe des Gegenftandes als bie allein richtige erkennen. Mir 
vermögen, nad) den aufgeftellten Principien, keinen flihhaltigen Grund 
aufzufinden, warum man jene Verhandlungen in den deutſchen conſti⸗ 
tutionellen Staaten nur bei verſchloſſenen Thuͤren vornimmt. 

Einer eigenthuͤmlichen Thatſache haben wir hier noch zu erwaͤhnen. 
Die Antwortsadreſſe kommt im engliſchen Parlamente in der Re⸗ 
gel in wenigen Stunden, oft noch ſchneller, zu Stande; die fran⸗ 
zoͤſiſchen Kammern dagegen beduͤrfen zu deren Abfaſſung immer 

mehrere Wochen, oft ſogar Donate. Der Grund dieſes Unterſchiedes 
liegt darin, daß man ſich in England nur im Allgemeinen und in den 
allerwichtigſten Grundzuͤgen über das verſtaͤndigt, was in dem ge⸗ 
dachten Actenſtuͤcke geſagt werben ſoll; daß man die einzelnen, das Ge⸗ 
meinwefen vorzuͤglich berührenden Puncte der Verhandlung in Folge bes 
fonderer, von dieſer Antwortsadrefje getrennter Mottonen vorbehält, 
und enblid die Redaction des Actenftüds als reine Mebenfadye bes 
trachtet, in welcher Beziehung denn auch (ff man nur mit ber Aufr 
faffungsmeife im Ganzen einverfianden) Abänderungen ober Verbeſſe⸗ 
rungen meiſtens nicht weiter vorgeſchlagen werden. 

In Frankreich dagegen behandelt man die Antwortsabreſſe auf bie 
Thronrede als Gelegenheit, Rechenſchaft über alle wichtigen Vorkomm⸗ 
niffe bezüglich des Gemeinweſen⸗ von den Miniſtern zu fordern. Die 
Discuſſion erſtreckt ſich daher uͤber alle wichtigen Anordnungen derſelben, 
uͤber den Gang und Geiſt der geſammten Staatsverwaltung, uͤber die 
Geſtaltung der inneren und der aͤußeren (rein politiſchen) Verhaͤltniſſe. 
Nach Maßgabe der angeregten Fragen und der darauf erhaltenen 
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tlaͤrungen wird- fobann jeder einzelne Parageaph ber gedachten Adreſſe 
—— Wenn deſſenungeachtet diefe Actenſtuce ſeit der Zeit der 
Zulirevofution meiftens nur Ümſchreldungen der Thronreden geworden 
m ‚ fo ift dies dem zufälligen Umftande, beijumeffen, daß bie minifte: 
fe Partei fic eben meiltens die Mojorität In den Rammern zu ver⸗ 
ſchaffen gemuft hatte. . ©. Br Kolb. 
‚Tilgung, f. Amortifation. 
Zitel, Zitulatur. — In der natürlichen Bewegung des Volks 
lebens, in feinem Wachsthume von Unten nad) Oben, ‚gliedern ſich beftimmte 
Sunctionen im Intereffe der Geſammtheit ab, und es bildet fich sine ent⸗ 
fprechende Zitulatue zur Unterfheidung und Bezeichnung ber verfchiede- 
nen amtlichen Verrichtungen. Was hiernah ein Volk aus ſich ſelbſt 
aus erzeugt hat, foll aud von. den Einzelnen im. Volke anerkannt wer⸗ 
en, und es entjtanden daher, neben den wirklichen Amtstiteln, für die 
Bezeichnung der Stellung der Einzelnen zu den Inhabern folder Äemter, 
bie fogenannten Ehrentiteb, als: Majeftät, Hoheit, Durchiaucht u. dergl. 
Darin Iag mohl urfprünglic cine vom Volkswillen den. Individuen aufs 
erlegte Pflicht des Grfehes ober Herfommens, ſich den im allgemeinen 
Iutereffe für notwendig erachteten Ueberordnungen und Unterordnungen 
auch im peefönlicen und. amtlichen Verkehre auf aͤußerlich erkennbate 
Weiſe zu unterwerfen. Die Geſchichte der, Entftehung der einzelnen Ti— 
tel rechtfertigt dieſe Bemerkung. So waren die erfien. Grafen, ob man 
nun biefes Wort von Grau (Alter und Weiſer) herleite, oder von Ges 
refa, d. h. Einnehmer und Richter, eine Art unterrichterlicher Beamten, 
welche Anfangs, wie wir wenigſtens von einigen germanifden Stämmen 
wiffen, vom Volke gewählt wurden. Die Graffhaften felbft waren alfo 
Aemter und wurden früher nad dem Namen der Grafen benannt. Die 
Fuͤrſten (Furiſten), die Srüheften oder Erſten in einer Reihe, waren zus 
mal bei den Franken die Erſten im Kriegeheere, die Deerführer oder Herz 
zoge; und weil bie Fuͤhrer im Krlege bald auch für die Erſten im Frie⸗ 
den galten, fo wurde der Name endlich auf jebes wirkliche oder geweſene 
Staatsoberhaupt ausgedehnt. Allein die Inhaber der Macht fanden in 
dieſer Macht ſelbſt das Mittel, theils ihre Befugniſſe erblic zu machen, 
theils die ihnen erft nur perfönlic zutommende Auszeichnung auf die 
ihnen zundchft Stehenden auszubehnen. Darauf weißt ſchon bas vom 
gothifchen Ausdrude chuni, d. h. Geſchlecht, abzuleitende Wort Chu: 
nig, Runing oder König hin. Dee Titel König, fo wie der Titel 
Kaifer, welcher legtere aus dem zum Würdenamen gewordenen Eigens 
namen Cäfar entftanden war, blieb indeffen auf wirkliche oder geweſene 
Staatsoberhäupter befchränkt; während die Bezeichnung als Fürften nicht 
blos auf Regenten, fondern auf ganze Complexe ihrer Verwandten aus⸗ 
- gebehnt und hiernach ein befonderer Fuͤrſtenſtand gefchaffen wurde, dem 
nody Andere, als Inhaber der Staatsgewalt, angehören Eonnten. In 
ähnlicher Weiſe bildeten ſich aus anderen DBerufsarten und gefellfhafts 
lichen Stellungen, durch erbliche oder herkoͤmmliche Uebertragung der da= 
mit verbundenen Auszeichnung auf die Zundcjfiftehenden, beftimmte 
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Stände und Claſſen aus, womit denn die weitere Entftehung befonderer 
Standestitel, wie der Abdelihen im Gegenfage zu den Bürgerlichen, 
zufammenhängt. Und meil hiernach ber Zitel überhaupt nicht mehr aus⸗ 
fhließiicy auf einen Beruf hinwies, fo rourde es immer gewöhnlicher, daß 
von Seiten ber Inhaber des hoͤchſten Ranges und ber hoͤchſten Würde 
im Staate die Aemter und Titel nicht felten getrennt und nichts weiter 
als der leere Zitel ohne Amt als gnäbige Auszeichnung verliehen wurde. 
Man nannte dies in neuerer Zeit die Ertheilung eines Charakters und 
merkte nicht einmal, daß barin die bitterfte Satyre auf die Charakterloſig⸗ 
keit diefer Zeit liege. Auf ſolche Weife bildete ſich eine eigenthämliche, 
transfcendental romantifche Zitelmelt des Scheine und der Einbildung aus; 
und da einmal die papierne Ehrenmünze der bloß titulären Geheimräthe, 
Hofräthe, und wie fie fonft noch heißen, gefchaffen mar; ba man fich das 
Recept für eine mohlfeile ideale Speife erfunden hatte, fo kam zugleich 
der Appetit mit dem Effen, und es erzeugte fich, als fpecififche erbiiche 
Krankheit der erblihen Monardjie, eine Zitulomanie, die befonders im 
17. und 18. Jahrhunderte ihre Höhe erreichte, aber audy jet noch, zus 
mal in Deutfchland , nicht wenig graffirt. | 

In der Geſchichte und Statiftit des Titelweſens fpiegelt fich deut⸗ 
lich genug der verfchiedene Charakter der Staaten und Gtaateverfafs 
fungen. Wo fid) demokratifh der Staat fort und fort aus dem Volks 
leben erzeugt; wo eine zahlreiche active Staatsbürgerfchaft ein ausgedehn⸗ 
teres Wahlrecht ausübt, fallen Amt und Zitel meiltend zufammen, 
weil bier ſtets nur für wirkiihe und mwahrhafte Beduͤrfniſſe und Inter⸗ 
effen geforgt wird, meil ein politifcy active Volk dem blofen Luxus des 
Scheins, anftatt und auf Koiten des Seins, Feinen allzu großen Spiels 
raum gewähren mag. So war es in Griechenland und in der befferen 
Zeit des römifhen Reichs, wo die erflen Spuren des befonders unter 
den Byzantinern zur Ungebühr ausgebildeten leeren Titelweſens nicht 
eher als mit den erflen Kaifern zum Vorſcheine kamen. Auch inden Des 
mokratieen der Schweiz und in Nordamerika zeigen fi zwar die Ein- 
zelnen eiferfüchtig genug auf die ihnen gebührenden Titel, aber‘ diefe felbft 
beziehen fi) doch nur auf wirkliche Aemter in Staat, Kirche und Deer. 
Anders ift es in den Despotieen Afiens und in ben erblihen Monarchieen, 
wo bie Pyramide auf die Spige geftellt ift, und diefe Spige nur durch 
den Nimbus, ber fie umgibt, den Schein einer breiteren Baſis ers 
bält, dee fi mit feinem Abglanze in den andern Schichten ber Gefells 
ſchaf zu reflectiren fuht. Unter den Monarchieen Europas war e8 Frank⸗ 
reich, wo ſich die Gourtoifie und das damit zufammenhängende Titelwe⸗ 
fen zuerft cusbildete, mo aber mit der Revolution auch die erfle Reac⸗ 
tion der Gleichheit gegen bie Fünftlihen Abmarkungen und Auszeichnuns 
gen in der Gefellfehaft eintrat und wenigſtens fo meit ſich durchſetzte, 
dag nach allen Zitulaturen des Kaiſerreichs, der Neflauration und- bes fos 
genannten Bürgerkönigehums, die Titel ohne Amt in der Öffentlichen Mei⸗ 
nung noch jest fehr gering taxirt find. Größer aber ift noch das Eimdliche 
Gefallen an leeren Namen in den Staaten, die minber — vom Sturm 
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der Nevolution ergriffen und nicht im demfelben Maße gezisungen wur⸗ 
den, ſich des hiftorifchen Ballaſtes ihrer Wergangenheit zu entiedigen. 
Dies gilt 5. B. von England mit feiner genau ausgebildeten Rangordnung 
und feinen zweiundſechzig Abſtufungen von ber Königlichen Familie, dem 
Erzbifchofe von Ganterbury und Lordcanzler an, bis zu den Handwerkern 
und Tagloͤhnern; fo wie von Deutfchland, das beildufig eben fo viele 
Prägftärten für Titel, als für Sandesmüngen befigt. Insbefondere zeigen 
fid) jene ſtaatlichen Unterfchiede noch in den Titeln der Monarchen felbft, 
Defterreic und Preußen haben nicht weniger als drei Titel, einen großen, 
mittleren und Mleineren, deren ſich Ihre Megenten nach Umftänden bei 
meht oder minder feierlichen Gelegenheiten bedienen; Rufland und Spa: 
nlen haben zwel, die verjuͤngten oder newgeborenen Staaten aber, Brank- 
reich Und Belgien, führen nur einen einzigen kutzen und einfachen Titel. 
In den Kiteln der Altern Monacchieen drüct ſich nicht blos die ganze alle 
mällge und fihdweife Zufammenfegung berfelben nach ihrem wirkllchen 
Beſtande und politifden status quo aus, fondern überdies die ganze 
Meihe ber wahren oder vermeintlichen Anfprüche auf die Kerritorinthoheit 
über ſolche Länder, die von anderen anerkannten Dpnaften regiert wer⸗ 
den. Die Titel derfelben Älteren Monardjieen, welche aus dem Cehnwefen 
entfprungen find, bei denen alfo ber Beſitz des Landes geradezu die Herr 
ſchaft über die Leute entfchied, führen ſtets die einzelnen Länder und 
Provinzen auf. Dagegen iſt der große Titel des ruſſiſchen Gars 
eim gemifchter: er mennt ſich nicht blos „durch Gottes hülfreiche 
Gnade Kaiſer und Selbſtbehertſcher aller Neußen”, fondern auch „Fürft 
zu Bulgarien und zu amderen Ländern, Gebieter der ganzen nördlir 
hen Gegend, Herr der tfcherkeffifhen» und Gebirgsfürften und anderer 
Zürften Erb⸗ und Lehnsherr, Erbe zu Norwegen, Herzog zu Schleßs 
wigs Holftein“ u. f. w. Endiich heißen die jegigen Monarchen in Frank⸗ 
reich und Belgien ganz einfach „König der Scanzofen, König der Bel- 
gier”, zum Zeichen einer neuen Zeit, in melcher nicht mehr ber tobte 
Grund und Boden, fondern der lebendige Inhalt des Staats, das Volk 
ſelbſt, in weſentlichen Betracht kommt. Weiteres über Titel und Zitula- 
tur f. in „Adel”, „Geremoniel”, „Courtoiſie““, „Hof.“ 

Zödtlichfeit der Verlegungen (Wunden)*). — Noch 


*) Liegau, Bon ber Tobtlichkeit ber Werlegungen und Handlungen. Berlin, 
1811. Strohmeier, Unterfuchung über Anwendung des Begriffs töbtlicher Ver⸗ 
tegungen. Tübingen, 1832. Nicolai, Handbuch der gerichtüchen Mebiein nad 
dem gegenwärtigen Gtanbpuncte diefer Wiſſenſchaft für Aerzte und Griminaliften. 
Berlin, 1841. ©.213— 225. Dr. Gleitsmann, Zur Lehre von der Beurtheilung 
tödtlicher Werlegungen (S. 113 ff. des 38. Bandes der Denke ’fcen Beitfchrift für 
bie Staatsargeneitunde. Grl., 1839), nebft den Bemerkungen und Grläuterungen 
des Heraufgebers dazu (&. 146 ff.). Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechts, 
13. Ausgabe von Mittermaier. Gießen, 1840. $. 2098. &. 311—317. Moft, 
Gneptlopädie der Staatsargneifunde Band 2. Leipzig, 1840. =. v. Tödtlickeit 
der Berlegungen S. 951984. ©. nod) überhaupt Kappler, Handbuch der 
Literatur bed Griminalrechts und deffen pbitofophifcher und mebicinifcher Gülfswifs 
ſenſchaften. Stuttg., 1838. ©. 1181— 1185. 
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vor Kurzem konnte ſich ein ausgezeichneter Staatsarzt und Kenner der 
gerichtlichen Medicin, Medicinalrath Dr. Sander in Raſtatt (im Ein⸗ 
gang feines Beitrags zum Jahrgang 1841 ber Annalen der Staatsarz⸗ 
neitunde, herausgegeben von Schneiberac.: „Ueber die Toͤdtlichkeit der 
Verlegungen vor Gericht”) dahin ausfprechen: „Obgleich in älterer unb 
neuerer Zeit über die Toͤdtlichkeit ber Verletzungen viel fchon 
gefprochen und gefchrieben wurde, fo liegt diefe wichtige Lehre ber Ges 
richtsheilkunde immer noch im Wibderftreit”". Die neueren, die Bahn bes. 
baierifchen Gefegbuchs befchreitenden*) Gefeggebungen haben ſich von 
der ſchwankenden Doctrin emancipirt und wollen, daß der Richter nur 
darauf ſehe, ob in dem einzelnen Falle die Verletzung den Tod verurſacht 
babe *). Der Art. 120 des ſaͤchſiſchen Strafcoder druͤckt ſich dahin 
aus: „Bei dem Verbrechen der Toͤdtung iſt es ohne Einfluß auf die 
rechtliche Beurtheilung der Toͤdtlichkeit einer Verletzung, ob eine ſolche 
in anderen Faͤllen durch Huͤlfe der Kunſt geheilt worden ſei, oder ihr 
toͤdtlicher Erfolg durch zeitige zweckmaͤßige Huͤlfe habe verhindert werden 
koͤmen, ob dieſelbe allgemein toͤdtlich ſei, oder nur wegen der eigenthuͤm⸗ 
lichen Leibesbeſchaffenheit des Getoͤdteten ben Tod herbeigeführt habe’ ***). 
Eben fo fügt der Artikel 251 bes heſſtſchen Strafgefesbudhs, indem er 
fagt: „Jede Beſchaͤdigung eines Menfchen wird als toͤdtlich betrachtet, 
welche im einzelnen Falle als wirkende Urſache den Tod des Beſchaͤdig⸗ 
ten herbeigefuͤhrt hat“, hinzu: „Es hat demmach auf die rechtliche Be⸗ 
urtheilung der Toͤdtlichk eit einer Beſchaͤdigung Beinen Einfluß, ob ihr 
toͤdtlicher Erfolg in anderen Faͤllen durch Huͤlfe der Kunſt etwa ſchon ab⸗ 
gewendet worden, oder nicht, ob in dem gegenwaͤrtigen Falle durch zeitige 
zweckmaͤßige Huͤlfe derſelbe haͤtte verhindert werden koͤnnen, ob die Bes 
ſchaͤdigung unmittelbar oder nur durch andere, jedoch aus ihr entſtan⸗ 
dene Zwiſchenurſachen den Tod bewirkt habe, ob dieſelbe allgemein toͤdtlich 
ſei, oder nur wegen der eigenthuͤmlichen Leibesbeſchaffenheit des Beſchaͤ⸗ 
digten, oder wegen der zufaͤlligen Umſtaͤnde, unter welchen ſie ihm zu⸗ 
gefuͤgt wurde, den Tod herbeigeführt habe.” Faſt mit denſelben Wors 
ten und im Weſentlichen gleich fpricht fich der wuͤrtembergiſche Strafco⸗ 
der im Art. 235 aus, wo e8 im Eingange beißt: „Um eine Befchädigung 
für tödtlich zu halten, wird erfordert, daß folche als wirkende Urſache 
den Tod eines Menfchen herbeigeführt habe, ober body herbeigeführt has 
ben würde, wenn derfelbe nicht durch ein anderes Ereigniß zeitiger bes 
wirkt worden wäre. Es hat ſonach“ ıc. Die Beantwortung der von bem 


*) Brefeld, Einige Worte über die von ben neueren Griminaliftlen aufges 
fteflten Grunbfäge, daß der Brad der Toͤdtlichkeit einer Werlegung irrelevant fei. 
Münfter, 1825. Feuerbach a. a. D. Note z. (wo auch der öfterreichifchen, preu⸗ 
biſchen franzöfifchen zc. Geſetzgebung gedacht wird.) 

**) Auch die noch nicht zur Geltung erhobenen Gefegesentwürfe haben diefe 
Richtung eingefchlagen, 3. B. der badifhe Entwurf. Sandera. a. O. S. 66. 
”**) Das neue Criminalgeſetzbuch Sachſens und die damit in Berbindung fe 
x penden gehe und Verordnungen mit Erläuterungen sc. Zweite Auflage. Leipzig, 
1 } o 
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Richter dem Legalatzt vorgelegten Frage, ob bie vorgefundene Verlegung 
den Tod herbeigeführt habe, gehört zu den wichtigſten und oft ſchwierig⸗ 
flen gerichtsärzlichen Functionen. Bopp. 
Zödtung*), Kötperverlegung. — „Unbefchränkbar ift 
das Recht bes Dafeins oder das Mecht auf Leib und Leben, weil ſich 
das Leben von der Ausübung des Lebens, der Prbensthätigkeit, nicht 
unterfcheiden läßt, vielmehr mit der Nichtäuferung des Lebens das Le— 
ben felbft uneimbringlich verloren geht, weil ferner Verftümmelung un: 
miberrufliche Vernichtung eines Thells des menfhlichen Dafeins und 
Lebens ift, und weil Gefundheit, Unverfehrtheit, Unantaftbarfeit des 
Reibes eben fo wenig, als das Reben Überhaupt, ein Recht Ift, bei dem 
ſich Ausübung und Weſen trennen laffen” **). > r 
Der Schuß biefes oberften Rechtes iſt die naͤchſte Aufgabe, tel- 
her die Staatsgefellfchaft zu gendigen hat; fie iſt eine doppelte. Bu: 
nächft muß das Beftreben dahin gerichtet fein, zu verhindern, baf 
jenes Recht gefährber wird. Die Polizeit**) muß darüber wachen, daß 
Niemand einen Beruf, welcher fid mit dem leiblichen Moht befchäftigt, 
ausübe, bis er nachgewieſen hat, daß er die Fähigkeiten und Kenntniffe 
befige, bie dazu erfordert werden, und baf ein folder den Pflichten 
genüge, melde er mit ber gefatteten Ausübung dfefes Berufs (als Arzt, 
MWundarzt, Apotheker, Hebammez) u. f. w.) übernimmt. Ferner muß 
die Gefeßgebung ben freien Verkehr mit beftimmten gefährlichen Stoffen, 
as Gift, Schiegpulver u. f. w., fo wie da8 Tragen heimlicher gefähr- 
licher Waffen ++) fo beſchraͤnken, daß bie Gefahr für Leben und Ges 
fundheit abgewendet twird, und für bie Aufrechthaltung diefer Vorfchriften 
«Sorge getragen werden. Reißende Thiere müffen ausgerottet werden, 
und wenn Jemandem geftattet wird, ſolche Thiere zu befigen, fo müffen 


*) BVergt. im Allgemeinen Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechts mit 
‚vielen Anmerkungen und Zufagparagraphen und mit einer vergleiyenden Darftel- 
lung ber Kortbilbung des Strafrechts durch bie neuen Gefeggebungen. Herausgege⸗ 
den von Mittermaier, 13. Auflage. Gießen, 1840. $. 206 ff. Birnbaum, 
Ueber die verfchiedenen Arten ftrafbarer Töbtung und ihr Zufammenfaffen in einen 
Gattungsbegriff ıc. (im 13. Bande des Neuen Archivs des Griminalrechts. Halle, 
1832.) Egger, Ueber Morb und Zobtichlag nad) allgemeinen und befonderen 
Rechtöprincipien. Landshut, 1817. Weber bas befondere Verbrechen der Todtung 
des neugeborenen Kindes durch die Mutter, f. „Kindesmord,” über Tödtung 
durch eigene Band, f. „Selbftmord.” 

**) Pfizer, Gebanten über Recht, Staat und Kirche. Theil 1. Stuttgart, 

1842. ©. 48. 
Fer) Lotz, Weber den Begriff der Polizei und den Umfang der Gtaatepoli+ 
geigewalt. Yitdburghaufen, 1807. ©. 154 ff. Weber, Spttematifches Handbudy 
der Staatswirthſchaft. 1. Bd. 1. Abth. Berlin, 1804. ©. 24 ff. Mohl, So— 
fiem der Präventivjuftig oder Rechtepolizei. Tübingen, 1834. ©. 280 ff. 

+» Schurmayer, Die Kunftfehler der Medicinalperfonen in ftrafredhtlis 
63 gerichtlich = mediciniſcher und mediciniſch-polizeilichet Beziehung. Freiburg, 


‚+D_S. 3 3. Mohl, Das Staatsreht des Konigreichs Würtemberg. 
Theil 2, Tübingen, 1831. &. 357 ff. 
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Vorkehrungen fie unſchaͤdlich mahen. Bei Aufridhtung von Baumerken 
müflen Vorkehrungen getroffen werben, toelche gegen Gefahren fchügen 
u. f. m. Außerdem muß ber Staat jenes oberfte Recht dadurch ſchuͤtzen, 
daB er geſetzgebend willkuͤrliche Verlegung bdeffelben mit Strafe bedroht. 
Der Mord, die Tödtung aus Ueberlegung und Willkür, den fchon bie 
mofaifche Gefeßgebung (das fünfte Gebot*): „Du fouft nicht tödten!“”) 
mit dem Zode hedrohte (ein Meuchel moͤrder konnte fogar am Altar 
ergriffen werden **), wird noch jegt mit der ertremften Strafe, mit dem 
Tode beftaft. Das baierifche Strafgeſetzbuch ***) beftimmt nicht nur 
(Thl. 1 $. 146): „Ein Zodtfchläger, welcher bie von ihm verurfachte 
Entleibung mit Vorbedacht befchloffen, ober mit Ueberlegung ausge⸗ 
führt” habe, folle „als Mörder mit dem Tode beftraft werden,” ſon⸗ 
dern will auch (Art. 147), daß die Zodesftrafe „zu ſchaͤrfen“ ſei, „wenn 
bie Mordthat verübt worden iſt 1) an einer Perfon ber koͤniglichen Fa⸗ 
milie, 2) an Blutsverwandten in aufs ober abfleigender Linie, an leib⸗ 
lihen Gefchwiftern, an dem Ehegatten, Pflegevater, Vormunde oder 
dem eigenen Herrn, in deffen Koft und Lohn der Verbrecher zur Zeit 
der Ermordung geftanden, 3) an einer ſchwangeren Perfon, 4) wenn fie 
aus Eigennutz in der Abficht begangen wurde, um einen unmittelbaren 
oder mittelbaren Vortheil am Vermoͤgen badurch zu erlangen, zu erhafs 
ten, oder zu fihern, 5) wenn fie mittelft Zäufchung bes Ermorbeten 
ober fonft unter Anwendung betrüglicher Hinterlift vollfuͤhrt, oder menn 
6) der Entieibte durch ausgefuchte Martern qualvoll getödtet, und 7) 
wenn duch Gift die Toͤdtung vollbracht worden iſt.“ Die neueren 
deutſchen Strafgeſetzbuͤcher befchränten ſich. auf bie einfache Xobess 
ſtrafe. Saͤchſiſches Criminalgefegbudy Art. 121. („Wer die von ihm 
verurfachte Zödtung in Kolge eines mit Vorbebacht gefaßten Entfchluf: 
fe8 oder mit Weberlegung ausgeführt hat, iſt als Mörder mit bem 
Zode zu beftrafen.’)+) MWürtembergifches Steafgefestuh, Art. 237. 
240. (,‚Wer die von ihm verurfachte Toͤdtung mit Vorbedacht befchlofs 
fen oder ausgeführt hat, fol als Mörder mit dem Tode beftraft wer⸗ 


m —— nn — — 


*) Geiſt aus Luther's Schriften oder Concordanz der Anſichten und Urtheile 
des großen Reformators uͤber wichtige Gegenſtaͤnde des Glaubens, der Wiſſenſchaft 
und des Lebens. Bd. 3. Darmſtadt, 1830. s. v. Mord. S. 699 - 706. 

**) Michaelis, Moſaiſches Recht. Th. 6. $. 273. 274. ©. 11 ff. Die 
Blutrache ftand dem naͤchſten Verwandten bes Getödteten, unter dem Beiftande ber 
Obrigkeit, zu. Fehlte der Bluträcher oder war er ſaͤumig, fo fchritt die Obrigkeit ein. 

##%*) Ueber die preuBifche Gefepgebung, f. überhaupt Temme, Die Lehre 
von der Toͤdtung nach preußiſchem Nchte. Leipzig, 1839. Feuerbach a. a. D. 
Ueber die öfterreichifche und franzöftfche Legislation und noch andere Geſetzgebungen 
Feuerbach a. a. O. 

+) Das neue Criminalgeſetzbuch Sachſens und die damit in Verbindung ſte⸗ 
henden Gefege und Verordnungen mit Grläuterungen ıc. Leipzig , 1840. ©. 91. 
Nach dem folgenden Art. 122 follen, wenn mehrere Perfonen fidy zur Werübung eis 
nes Mordb vereinigen und folchen gemeinfchaftlich ausüben, diefe Alle, ohne Rüds 
fiht darauf, von wem die töbtlichg Verlegung berrührt, mit dem Tode beſtraft 
werden. . 
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dan! — MWer einem Anderen wiffentlid Gift oder andere Sub ſtan⸗ 
zen, die auf. gleiche Art ben Tod bewirken koͤnnen, beigebracht und. hier⸗ 
durch den Tod deffelben veruefacht hat, foll zur Todesſtrafe verurtheilt 
werben, mern feine Abficht auch nicht auf Tödtung, fondern nur auf 
Beſchaͤdigung gerichtet war.) Großhetzoglich heſſiſches Strafgefehbuch 
Urt. 262. („Wer die rechtgwidrige Toͤdtung eines Menſchen mit Bor: 
bedacht. verübt, oder wer bie That zwar im Affect ingt, aber in 
Bolge eines mit Vorbedacht gefaften Entfchluffes *), als Mörder 
mit dem Tode beftraft.”) Am Längften wird. ſich die Todesſtrafe als 
Strafe des Mordes**) aufrecht erhalten. Der fogenannte Todtſchlag, 
die Toͤdtung im Affeet, ***) welche in früherer Zeit gleihfalls mit dem 
Tode beftraft zu werden pflegte +), wird jest mit lebensiwieriger ‚oder 
zeitiget Freiheitsſtrafe geahndet. Nach dem Strafgefegbuche des Könige 
reichs Baiern foll: der, welcher „ohne Weberlegung und Worbebacht im 
aufwallender Hige des Zorns eine Iebensgefährliche Handlung wider den 
Anderen befchließt und ‚ausführt, bei erfolgtem Tode des Beſchaͤdigten, 
zur Strafe des Zuchthauſes auf unbeftimmte Zeit verurtheilt werben.” 
Hat jedoch der Getödtete. ſelbſt durch unerlaubte Beleidigungen oder Bes 
ſchimpfungen ben. Kobtfchläger zum Born gereizt, ober befand fi der 
Todifchlaͤger ohne fein Verſchuiden im Zuftande des nicht alle Zurech- 
nung aufhebenden Rauſches, fo foll die Strafe auf acht- bis zmölfjähr 
riges Zuchthaus gemildert werben. Das fächfiiche Geſetbbuch ahndet 
„eine ohne Vorbedacht in aufivallender Leidenfchaft veruͤbte Toͤdtung“ 
mit acht⸗ bis zwanzigiährigem Zuchthaus erſten Grades, eine Strafe, 
die bis auf vierjähriges Arbeitshaus gemildert werden kann, wenn ber 
Getöbtete durch befonders ſchwere Beleidigungen oder thaͤtliche Mißhand⸗ 
kungen ben Thäter zum Zorn reizte, und diefer dadurch auf der Stelle 
zur That hingeriffen warb+}). Im Weſentlichen ftimmt damit das 
Strafgeſetzbuch von Würtemberg — Art. 243 — überein. Der heſ⸗ 
ſiſche Coder (Art. 253. 254) verfolgt den, ber ohne Vorbedacht, im 
Affeet den Entſchluß zur Tödtung eines Anderen faßt und ausführt, 
mit Zuchthaus von, 8 — 16 Jahren, laͤßt jedoch „unter befonders ers 
ſchwerenden Umftänden” lebenswieriges Zuchthaus zu, auf welches bes 


*) Darum wurbe in der Sigung bes Affifengerichts in Mainz am 22, Juli 
1843, welcher Verfaffer als Zufchauer und Zuhörer beimohnte, Peter Suhrmann 
von Bübesheim wegen Töbtung feiner Mutter zum Tode verurtheilt. 

**) Die neuere im Ganzen milbere Strafgefeggebung von England hat bie 
Zodeöftrafe auch für ben Morbverfuc mit gefährlicher Berwunbung beir 
behalten. Raumer, Engiand im Zahre 1841. Leipzig, 1842. ©. 113. Mühry, 
Handbuch des englifchen Strafrechts und Etrafoerfiheens von Heney 3. Stephen. 
Aus dem Englifchen überfegt, vervollftändigt und erklärt. Gött., 1843. ©. 232. 

*#*) Im Affeete des Zornes töbtete Otto von Wittelsbach den Kaifer Phi— 
\ipp; bafür wurde er von ‚Heinrich von Galatin erfchlagen. Gin anderer beutfcher 
Kaifer, Albrecht, fiel von Mörderhänben getroffen. 

+) Wahrfcpeinlich war biefes fhon nad} der mofaifchen Gefeggebung ber Ball. 
Nigaclisa. aD. $. 273. ©, 16 ff. 

+ a. a. S. 6.91.92. 


| ’ 





Zödtung, Körperverlegung. 435 


fonder8 dann zu erkennen fei, wenn bie That von bem Urheber eines 
Raufhandels oder an Blutsverwandten in aufs oder abfteigender Linie, 
an dem Bruder oder der Schweſter, oder von einem Ehegatten an dem 
anderen, ober an einer Schwangeren, deren Zuftand dem Thaͤter be: 
kannt gewefen, oder an einem im Dienfte befindlichen öffentlichen Be⸗ 
amten verübt worden fei, während es auf der anderen Seite geftattet, 
nur auf Correctionshausftrafe von einem bis acht Jahren, mobel es 
auf den Grad des Affectes, die erſte Veranlaffung und auf die Größe 
und Ungerechtigkeit der Beleidigung oder Mißhandlung ankomme, zu ers 
tennen, wenn ber Getöbtete ohne alle oder genügende Veranlaffung 
durch ſchwere Beleidigung oder thätlihe Mißhandlung des Thaͤters ober 
naher Angehörigen deſſen Affect hervorgerufen habe, und die That uns 
mittelbar gefolgt fei. In weiterer Abflufung wird die Tödtung aus 
Sahriäffigteit, welche wir fchon in der mofaifchen Gefesgebung *) 
beachtet finden (der GSchuldige mußte vor dem Bluträcher **), dem 
das Recht der Toͤdtung zufland, in eine der ſechs Freiftädte fliehen und 
da bis auf den die Blutrache auslöfchenden Tod des Hohenpriefters blei⸗ 
ben, indem, wenn er fonft die Grenze überfchritt, er dem Blutraͤcher 
verfallen war), mit geringerer Sreiheitsftrafe geahndet — Art. 127 des 
fächfifhen Geſetzbuchs (nad) dem Grad der Verfhuldung Gefängnif 
von vier Wochen bis zu zwei uhren, oder Arbeitshaus von einem bis 
zu drei Jahren) — Art. 251 des mwürtembergifhhen Coder (Gefaͤngniß 
von hoͤchſtens ſechs Monaten und Geldficafe bis zu 300 Gulden in 
Fällen ganz leichter Verfhuldung. Haben autorifirte Aerzte, Geburts» 
beifer, Apotheker u. f. w. duch Sahrläffigkeit bei Ausübung ihrer Kunſt 
den Tod verurſacht, fo foll Gefaͤngniß und felbft zeitliche Entziehung 
der öffentlichen Berechtigung eintreten) — Art. 255. 256 bes heffifchen 
Geſetzbuchs (Correctionshaus bis zu zwei Jahren, jeboch bei geringerer 
Fahrlaͤſſigkeit Gefaͤngniß, mit gleicher Cumulation der Strafe gegen 
fahrläffige Aerzte***) u. f. m.) Bon Intereſſe ift die Belehrung der 
Statiftit. ©. 3.3. Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefeggebung bes 
Auslandes Band 12. Heidelberg, 1840 ©. 35, Band 14, 1842 ©. 361. 
Ueberſicht der Strafrechtspflege im Großherzogthum Baden während des 
Jahres 1841, Carlsruhe, 1843, Einleitung S. 9. — Die Frage, ob ber 
ftrafbar handle, der einen Nebenmenfchen darum tödtet, weil diefer es 
wünfcht oder fordert, ift, durch die neueflen Sefeggebungen praktiſch ents 
fchieben und bejaht, noch Gegenftand der wiſſenſchaftlichen Discuffion. 
©. Abegg im Jahrgang 1840 des Archive des Criminalrechts. | 


— 


*) Mich aelis a. a. D. 8.279. ©. 44 ff. 

**) ©. überhaupt über die Blutrache bei ben Hebräern und anderen orientalifchen 
Völkern, bei ben Griechen, Römern, Germanen die Allgemeine Encyklopaͤdie ber 
Künfte und Wiffenfchaftens. v. Blutrache. Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer. 
Göttingen, 1829. S. 288. 625. 646 ff. Weider, Die legten Gründe von Recht, 
Staat und Strafe. Gießen, 1813. &. 300.377. 542. Vergl. im Allgemeinen ben 
Artikel „Sompofitionenfyflem’ S. 565 des 3. Bandes dieſes Staats lexikons. 

) Schürmayer a. a. O. 
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Verhaltnißmaͤßig abgeſtreift iſt die Strafe der Koͤrperverletzung 
(welche nad dem mofaifchen Recht *) nur dann Statt fand, wenn bie 
Verlegung nicht bet einer Schlägerei zugefügt wurde und im der Mies 
dervergeltung — Zalion — befland) mit Vorbedaht, im Affeet und 
aus Hahrläffigkeit. — Geſetzbuch von Sachſen Art. 132 — 143, von 
MWürtemberg Art. 260 — 273, von Heffen Art. 262 — 272, von 
Baiern Art. 178 — 185. 867. — 369. S. noch im Allgemeinen Feuer⸗ 
bach a. a. D. Seite 356 ıc. 3 

Bu allen Zeiten und bei allen Wölfern wurde der ſrevelhafte Raub 
des hoͤchſten Guts, des Lebens, als eine ſchwere Miſſethat angefehen und 
von dem Gefeß verfolgt, aber die Gefchichte aller Zeiten und Völker 
lehrt auch, daß häufig folder Frevel ungeftraft blieb, oder gar feine Bes 
lohnung fand, daß Tyrannei, Despotismus, Blutdurſt das Gefeh vers 
hoͤhnte und mit Füßen trat, daß die Politik ungeſcheut den Doich führte 
und ſich erlaubte, mas das Geſetz verbot, etwa deffen Formen miß- 
brauchend, um die Schandthat zu verfchleiern. Noch unfer Jahthundert 
wurde auf ſolche Art geſchaͤndet. Die Hinrichtung des aufgehobenen 
Herzogs von Enghten und Palm's — die wahrſcheinllche Ermordung 
des engliſchen Gefandten Loto Bathurſt nach feinem rächfelvollen Wers 
ſchwinden bei Perleberg; ‚Denn, um mit Warnhagen**) zu rebn, 
„bie fih am Meiften aufdringende Vermuthung war doch immer, der 
Ungluͤckliche fei verrathen worden umd als ein Opfer franzöfifcher Scher- 
gen gefallen, denen man die Mittel, einzelne Menfchen verfchtwinden zu 
machen, nicht fremb mußte.” Die Opfer des Don Miguel. Die 
Blätter der Gefcjichte des vorigen Jahrhunderts, nad deſſen Mitte 
Bercaria die Morte nieberfchrieb: ‚Angriffe auf die Sicherheit und 
die Freiheit der Bürger müffen unter die ſchwerſten Verbrechen gerechnet 
werden; und in dieſe Glaffe gehören nicht allein der Meuchelmord 
und der Diebftahl gemeiner Leute, fondern auch ber Großen und Obrig⸗ 
Zeiten, deren Einfluß ſich weiter erſtreckt und mit größerer Kraft wirkt, 
und ber in den Unterthanen alle Begriffe von Gerechtigkeit und Pflicht 
austilgt und an ihre Stelle den Begriff von dem Recht des Gtärkeren 
fest, das endlich für den eben fo gefährlich iſt, welcher es ausübt, als für 
den, welcher Darunter leidet ***),” find erfüllt von folhen Schandthaten). 


* 


*) Mihaelis a. a. D. $. 281. Leibesverlegungen, &. 48 ff. 
**) Denkwürbigkeiten und vermifchte Schriften Band 6. Leipzig, 1842. ©. 73. 
*#*) Abhandlung von Verbredhen und Strafen. Aus dem Italienifchen überz 
fegt von Bergk. Theil 1. Leipzig, 1798. ©. 240. 
+) In ber erften Hälfte des vorigen Jahrhunderts lebte ein Markgraf Karl 
Wilhelm Friedrich von Ansbach, der einen Juden, welcher ihn betrogen hatte, 
und den Scharfrichter zugleich in feinen Palaft kommen und Erfteren durch Leg⸗ 
teren enthaupten ließ. Gin anderes Mal forderte er einer Schilbwache bas Gewehr 
ab; biefe gab es aus Reſpect ber, worauf der Zürft den Armen, weil er ſich fo 
feige benommen, daß er fein Gewehr im Stiche gelaffen, an einen Pferdeſchweif 
binden und fo lange fahleifen ließ, biß er ftarb. Gin anderes Mal ſchoß er ſelbſt 
m eäutet Peiner Hunde nieder. Menzel, Geſchichte der Deutſchen. 3. Aufl. 
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Noh an feinem Schluſſe dee Morb der franzoͤſiſchen Gefanbten 
bei Raſtadt. Die Gefchichte der früheren Sahrhunderte zeigt die Er⸗ 
morbung des Märtyrers Sohannes Huß, Wallenftein’s, die Greuel ber 
Biuthochzeit*) u. f. m. 

Intereſſant wäre die Unterfuchung der Frage, wie weit die Moral 
des Inquiſitismus **) von Einwirkung mar. Vergl. insbefondere El⸗ 
lendorf, Die Moral und Politit der Jeſuiten nad) den Schriften ber 
vorzüglichften theologifchen Autoren diefes Ordens. Darmftadt, 1840. 6. 6: 
„Du ſollſt nit tödten. Die jefuitifhe Lehre vom Morde.” 
&.72—89. $.7: „Vom Duell und Meuchelmorde” S.89—94. ‚Das 
fünfte Gebot,“ fagt der Verfaſſer einleitungsmweife, „hat den Gafuiften 
fehr viel zu fchaffen gemacht; es ift zu Mar und ausdrüdiih, und es 
gehört der faft übermenfchliche Scharffinn der ehrwürbigen Väter dazu, 
die Bande, womit es verpflichtet, zu löfen. Aber das Merk ift ihnen: 
vermöge ihrer Kunftgriffe trefflich gelungen, und fie haben ſich deshalb 
ein unfterblihes Verdienſt um ihre Zeit erworben, in welcher der Mord 
in Stalien zu einem Handwerke mit ftehender Zunft erhoben murbe, wo ' 
er in Frankreich, dem vom religisfen Fanatismus zerrätteten Lande, an 
der Zagesordnung war und auch in Deutfchland nicht zu den Seltenheiten 
gehörte. Daraus,” fügt der Verfaffer Hinzu, ‚Bann man ermefien, wie 
wichtig und verdienftlich die Lehre ber Jeſuiten war, die das fünfte Ge: 
bot faft gänzlich aus dem Dekaloge wegdemonftrirten, das Morden er- 
Iaubten und begangene Morde mit meifterhaftem Scharffinne von jeder 
Schuld rein zu wafchen verftanden.” Am Schluffe aber lefen wir: „Das 
vollendetfte Kunſtſtuͤck cafuiftifcher Sophiſtik ift die Lehre vom Meuchel⸗ 
morde, durch welche fie diefen ganz aus der Zheorie ünd Praris vers 
bannen. Etwas Vollendeteres, wir geftehen es, ift uns noch nicht vor- 
getommen. Durch die Bulle Gregor’ XIV. war den Meuchelmoͤrdern 
das Privilegum der Kirhenimmunität genommen. Dies fehmerzte die 
mitleidigen Väter Jeſu, daß fo viele arme Leute, die unglüclicher Welfe 
zu jener Kategorie gehörten, einer fo großen gefeglichen Wohlthat bes 
raubt wurden. Und fiehe, ihr Herz wurde meich, und fie uͤberlegten in 
der Weisheit ihres Geiftes, wie fie den Armen, der das Unglüd hatte, 
mit einem Meuchelmorbe beladen zu fein, helfen und fie der Strenge 
des Gefeges entziehen möchten. Und bald hatte ihr unverwuͤſtlicher 
Scharffinn und ihre unübertrefflihe Spürkraftegabe das Mittel gefuns 
den, und zwar ein ganz einfahes Mittel. Sie befinirten nämlich den 
Meuchelmord fo, daß e8 unmöglich wurde, ihn zu begehen, und machten 
ihn zu einem inhaltsleeren Begriffe. Und mer war ber Erfinder biefes 
Meiſterſtuͤcks? Kein Anderer, ale der große Escobar, den wir felbft 
reden laffen wollen. Er flellt die Frage: ,, „Sf Semand, ber mit 
Dolch oder Gift einen Meuchelmord begeht, von der Immunität aus⸗ 
gefchloffen? Antwort: Allerdings. Aber meuchelmoͤrde riſch tödten 


= 


*) ©. ben Artikel „Bluthoch zeit“ im 2. Bande biefes Staatslexikons. 
**) Vergl. überhaupt den Artikel „Sefuiten” von Jordan. 
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Heißt, wenn man Jemanden ermordet, der ſich deſſen ganz und gar 
» nicht verfieht. Wer daher feinen Feind toͤdtet, heißt nicht Meuchelmoͤt- 
j der, twiewohl er ihn in einem Hinterhalte, ober von hinten niebers 
4 Der einzige benkbare Grund, den. Escobar zu diefer ſauberen 
Erklärung und Diftinetion haben Eonnte, kann nur ber fein, daß ev 
vorausfegt, ein Feind habe immer Urfache, vor mir auf feiner Hut zu 
fein: Aber er fragt weiter: Wie aber, wenn ſich der Feind mit mir 
verföhnt, und ich gebe ihm die feftefte Verbuͤrgung, ihm nicht zu töbten, 
tödte ihm aber denod): bin id) dann aud) ala Meuchelmörder von der 
Immunität ausgefchloffen? Antwort; Nein; denn man kann nicht uns 
bedingt fügen, daß ich ihn duch Meuchelmord getöbtet habe, wenn 
ich nicht nad) der Verföhnung mit ihm in ganz vertraulicher Fteundſchaft 
gelebt, d. h. mit ibm gegeffen, mid) mit ihm unterhalten habe; Kurz, 
wenn unfer gegenfeitiges Benehmen fo gewefen, daß man, ungeachtet 
jener Verbürgung, doch nody alten Haß in mir vermuthen Fonnte- 
Nach ſolchen Erklärungen ift ein Meucdelmörder ein wahrhaftiger Non- 
ens, und man koͤnnte das Wort fuͤglich aus allen Wörterbüchern fireis 
hen. Namentlich koͤnnen fid) bie Meuchelmoͤrder von Profeffion, die 
ſich für Geld Dingen laffen, um das Merkjeug der Nache Anderer zu 
fein, gratuliren, fie find feine Meuchelmoͤrbdet, wenn fie auch unver 
bens und von hinten morden, weil die Gemorbeten ja nicht ihre Feinde 
find, fondern gewöhnlich Leute, die fie gar micht einmal kennen. Wir 
wundern uns fehr, daß die Zunftgenoffen bes loͤblichen Handwerks dem 
ehrwürdigen Escobar zu Nom oder Neapel nicht ſchon Längft eine 
Ehrenfäule gefegt haben, mit ber Auffchrift: Dem großen Erretter der 
Banbditen die dankbare Zunft!" Der Verfaſſer hätte noch jenes Prie- 
ſters Riembauer, den uns Feuerbach im 2. Bande feiner actenmäs 
Figen Darftellung merkwürbiger Verbrechen. Gießen, 1829. ©. 43—122 
unter der Auffchrift: „Tartuffe als Mörder‘ vorführte, gedenken 
Zönnen, der, um den von ihm begangenen Mord zu rechtfertigen, ſich 
auf des Erjefuiten Peter Benebict Stattler Ethica christiana, ein Buch, 
das, wie Feuerbach, bemerkt, cum permissu superiorum gedrudt 
worden fei und noch an vielen Orten als beliebtes Handbuch der Geift- 
lichkeit diene, berief. 

Und das berüchtigte Buch von Mariana mit feiner Lehre vom 
Morde! Mariana von dem Könige und des Königs Erziehung. Mit 
Unterfuchungen über ben chriſtlichen Staat der Neuzeit von Dr. Karl 
Riedel. Darmft., 1843 (viertes Heft von beffen Bibliothek für moderne 
Politik und Staatswiſſenſchaft). Bopp. 

Tortur, f. Folter. 

Toscana, Großherzogthum. — Das ganze Großherzogthum, 
das in feinem Hauptkoͤrper fühmeftlih vom mittelländifchen Meere, 
noͤrdlich und fühsftlih von Lucca, Modena und Kirchenftaat begrenzt ift, 
hat mit feinen von luchefifchen, mobenefifchen und andern Gebietstheiz 
len umfchloffenen Enclaven, fo wie mit den Infeln Elba, Giglio, Gorz 
gona und einigen Eleineren eine Ausdehnung von 398 Quadratmeilen. 
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Der größere Theil, von bem Apennin und feinen Verzweigungen erfüllt, 
ift Berg: und Hügelland. In der Hauptrichtung von Oſten nach We⸗ 
ſten ziehen zahlreiche Thaͤler, unter welchen das weite, reiche und fruchts 
bare Thal des Arno das bedeutendfie iſt. Diefer Hauptfluß des Landes. 
ift von Florenz aus bis zu feiner Mündung unterhalb Pifa fchiffbar 
und durch die pifanifchen Candle zugleich mit Livorno verbunden. Auch 
fonft iſt Zoscana reich an Gewaͤſſern. Unter den Sem ift ber Lago di 
Gaftiglione della Pescaja, mit einem Umfange von etwa 20 Meilen, 
der bedeutendfle. Bon ben Mineralquellen find beſonders diejenigen von 
Piſa und Siena berühmt. Das Klima iſt milde und faft durchaus ges 
fund; außer in den Maremmen, namentlih um Siena, in Bezirken, 
die einft fo blühend und bevölkert waren, bie jegt fumpfig, verödet und 
von aria cattiva erfüllt find, und an beren Austrodnung erft feit weni⸗ 
gen Jahren mit Erfolg gearbeitet wird. Die Hauptproducte find alle 
Arten Getreide, da® jedoch nicht den ganzen Bedarf der Bevölkerung 
det; Wein in großer Menge, zwar meiften® in geringer Qualität, doch 
theilmeife, wie das Gewaͤchs von Monte Pulcdano, in vorzüglichen Sorten; 
Dliven, Maulbeeren, Suͤdfruͤchte in den flacheren und Caftanten in ben 
bergigeren Theilen bes Landes. Beſonders die höheren Gegenden haben 
guten Wieſewachs und ſtarke Viehzucht. Bedeutend ift die Kifcherei, 
namentlid) auch von Korallm, welche meiftens in Livorno verarbeitet 
werden. An Mineralien findet ſich Kupfer, Eifen, diefes in beſonde⸗ 
ver Menge auf Elba, Blei, Quedfilber , wovon in den legten Sahren 
bei Seraresza eine Mine entdeckt wurde, verfchiebene edlere Steinarten, 
Stein: und Seefalz, nit unwichtige Steinkohlenlager. 

In wenig veränderten Grenzen mar das heutige Toscana früher 
Tyrrhenien und Thuscien genannt, das Baterland der kunſtreichen 
Etruster, bie zugleich politifh auf hoher Stufe flanden und fchon im 
früheften Alterthum eine mwohlgeorbnete Gonföderation gegründet hatten. 
Ein Theil des römifchen Reiches, Lam es nad defien Fall vom Ende 
bes 5. Jahrhunderts an unter die wechfelnde Herrſchaft von Oftgothen, 
Griechen und Longobarden, bis Karl der Große Thuscien in eine frän- 
kiſche Provinz verwandelte. Die fränkifhen Statthalter fuchten ſich als 
Markgrafen und Herzoge unabhängig und ihre Würde erbli zu ma⸗ 
chen, fanden aber in den emporfttebenden großen ftädtifhen Gemeinden 
eine Schranke gegen die Ausdehnung ihrer Macht. Auch die Städte 
feibft ftrebten nach Unabhängigkeit, ale Zoscana im Jahre 1160 durch 
Kauf an Kaifer Friedrich I. gelommen war. Zuerft erhob fih Pife, 
bis es durch innere Zerwürfniffe zerfiel;s dann ſtieg Florenz zu hoͤchſter 
Bluͤthe und Macht, und Siena bildete einen blühenden Stetitaat. 
Während der langen Kämpfe der Welfen und Ghibellinen, in den Par⸗ 
teizwiften,, die fich daran anfnüpften, und bie in Florenz, nad) Ueber: 
windung des Adels (Grandi), den Sactionenfampf der Negri und 
Bianchi erzeugten, entmwidelte biefe Stadt feine Zunftverfaffung. Sie 
fiel vom Anfange des 15. Jahrhunderts an unter die Herrfchaft der Me 
diceer, die, mit einigen Unterbrechungen, bis zum Ausfterben biefe® Haus 
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ſes im 18. Jahrhunderte, fortdauerte. Inzwiſchen war Pifa ſchon 1407, 
Siena aber 1567 von den Florentinern unterworfen worben. Zahre 
1530 wurde Alexander von Mediel durch Kaifer Karl V. zum Derzoge von 
Slorenz erklärt, und fein Nachfolger Eosmus (Cofimo 1.) nahm den Fir 
sel Großherzog am, der feit. 1569 in der hectſchenden Familie erblich wurde. 
Der im 15, und 16. Jahrhunderte hoch geftiegene Wohlſtand des Lanz 
des ſank unter, ben. ſchwachen Negenten des 17. und 18. Jahrhunderts, 
mährend ber Einfluß des Clerus und des fpanifchen Hofes {ed Mi; doch 
blieb, das reiche Flotenz immer noch eine Heimath der Kunſt und ber 
Geiftesbilbung. Mac) dem Tode bes letzten Mediceers, des Großher⸗ 
3098 Johann Gafto, fiel Toscana dem Hergoge Franz von Lothringen 
iu. Als diefer den deurfchen Kaiferthron beſtiegen hatte, ward es von 
einem oͤſtetteichiſchen Erzherzoge regiert und nach dem Tode des Kai— 
fers Franz 1.,.1765, eine Secundogenitur des Haufes Defterreih. Bon 
bemfelben Sabre an ftand das Grofherzogtbum unter der wohlthätigen 
Regierung Leopold's 1., bis diefer feinem Bruder Joſeph Il. als Kaifer 
Leopold U. auf dem deutſchen KRaiferthrone folgte. Durch Napoleon 
murde Toscana, in Folge des Lüneviller Friedens (1801), erſt in ein 
Königreich Detrurien, unter bee Regierung des Sohnes des damaligen 
Herzogs von Parma von ber fpanifch bourbonifchen Linie, verwandelt; 
‚aber fhon nach wenigen Jahren. (1808). erft mit Frankreich vereinigt 
und in drei Departements getheilt, dann aher (1809) als Grofherzog- 
thum Toscana der Schweſter Napoleon’s, Eliſa, Uberlaffen, die bis 1814 
im Befige blieb. Endlich fiel nad dem Sturze der franzöfifchen Kai— 
ſerherrſchaft das Großherzogthum, mit dem der Wiener Congreß noch 
den Staat degli Prefidj, das Fuͤrſtenthum Piombino nebft Eiba, fo wie 
die Enclaven vereinigte, die ehemals Laiferliche Reichslehen waren, an 
ben früher regierenden Zweig der habsburgifch = lotharingiſchen Dynaftie 
zurüd. Nach dem Tode der Erzherzogin Marie Louife von Parma foll 
aud das Herzogthum Lucca mit Toscana verbunden werben. Seit der 
Reftauration erfreut fich diefes Land vor den meiften anderen italienifhen 
Staaten einer verhältnigmäßig größeren Zufriedenheit und Ruhe. Allein ob⸗ 
gleich unter den friedlichen Regierungen im verfloffenen Jahrhunderte und 
feit der Reftauration von 1814 der früher fo trobig kuͤhne Charakter der 
Bewohner mehr und mehr einer gewiffen Erſchlaffung und Verweichlichung 
gewichen iſt, lebt body auch in, dieſem Theile der italienifchen Nation, na= 
mentlich bei der Jugend der gebildeteren Claſſen, die Trauer über die geſun⸗ 
kene Größe des gemeinfamen Vaterlandes, die Sehnfucht nach feiner endlis 
hen Wiederethebung. Darum haben die geheimen politifchen Verbindungen 
felbft in Toscana, wie fehr hier im Allgemeinen die wohlwollenden Ab⸗ 
ſichten ber Regierung Anerfennung gefunden haben und noch finden, 
ihre Verzweigungen getrieben. Noch im Jahre 1842 gaben bie Erceffe 
der Pifaner Studenten gegen einige de Servilismus befhuldigte Pro: 
fefforen Anlaß zu einer Unterfuhung, wodurch man eine förmliche Ver: 
ſchwoͤrung zum Umfturze der beftehenden Ordnung und eine neue rege: 
neritte Secte der Giovine Stalin entbedt haben. will. 
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Die Bevoͤlkerung von Toscana betrug 1815 1,169,000 Einwohs 
ner; 1825 1,256,000 und 1837 (nad Serriſtori's neuer Statiſtik) 
1,437,000, und hatte fi) in den legten 36 Jahren um 182 vermehrt. 
Hiernady war bie relative Population 3610 auf die QDuadratmeile; doch 
famen auf die beiden Provinzen Florenz und Pifa im Durdhfchnitte 
5330, auf die drei Übrigen nue 2010. In den Sahren 1830, 1834 
und 1835 war die jährliche Zahl ber Zrauungen „4 der Bevölkerung; 
das Verhaͤltniß ber unehelichen (ausgefegten) Kinder zu den ehelichen 
war 1 : 140. Anders als in den meiften Ländern Europas, übertrifft 
in dem friedlihen Zoscana bie Zahl der männlihen Einwohner die der 
weiblichen um etwas über 1000 Individuen. Ungeachtet der kirchlichen 
Reformen unter Leopold I., der insbefondere die Erwerbungen zur tobten 
Hand beſchraͤnkt hatte, iſt doch in neuerer Zeit die Zahl der Mitglieder 
des geiftlichen Standes wieder auf 18,150, nady anderen Angaben fos 
gar auf 21,700 geftiegen, worunter etwas über 7000 Mönde und 
Nonnen und, in 44 ber Erziehung und Krankenpflege gewidmeten Con⸗ 
fervatorien, über 5000 geiftliche Frauen und Bräder. Das aus ihrem 
Srundeigenthume fließende Einkommen der Geiſtlichkeit wurbe auf jährs 
lich 3,790,000, nad Anderen auf 4,5 Mil. Lire gefhägt. Da ſich 
in neuerer Zeit die Regierung mit ber römifchen Curie über die Bes 
fegung mehrerer Bisthuͤmer nicht vereinigen Eonnte, fo find die Biſchofs⸗ 
fige von Chiufi (dem alten Clufium , der Königefladt des Porſenna), 
von Arezzo und noch drei andere zum Theil fchon feit einer Reihe von 
Jahren unbefegt geblieben. Die Bevoͤlkerung des Randes wohnt in 86 
Städten, 134 Marktfleden und 2517 Gemeinden. Florenz, im 
Sabre 1815 mit nit ganz 80,000 Einwohnern, hatte 1835 über 
97,000; und In Livorno war in den Jahren 1808 bis 1835 die Be 
völferung von 62,300 auf 76,400, morunter etwa 5000 Juden,‘ ges 
fliegen. 

Die landwirthſchaftliche Cultur ſteht auf einer ziemlich hoben 
Stufe, wenn fie glei noch mancher Verbefferungen fähig ifl. Das 
Val di Chiana ift bekannt durch Fruchtbarkeit und forgfältige Bebauung, 
auch intereffant durch die vom Großherzoge Leopold dafelbft angelegten 
Colonieen. Nah Raumer („Stalien’ Bd. I. Leipzig b. Brockhaus, 
1840) beträgt die fleuerpflichtige Oberfläche des Landes 6,180,000 Qua» 
drate, ein jedes zu 10,000 toscanifchen Klaftern und nahebei von der 
Größe eines franzöfifhen Arpent. Davon find 1,106,000 Wein: und 
Dlivenpflanzungen, 997,000 Aderland,, 1,661,000 Wald aller Art, 
361,000 Gaftanienpflanzung, 79,000 natürliche und kuͤnſtliche Wiefen, 
1,870,000 Weideland, 73,000 für fonftige Erzeugniffe beflimmt und 
28,000 mit Gebäuden befegt. Der reine Geſammtertrag von diefem 
Grundeigenthume, jedoch nach geringem Anfchlage, wird auf nahe 444 
Miu. Lire gefchäst. Sin Slorenz wurde im Jahre 1753 die erfte land» 
wirthfchaftliche Akademie der Georgofili gegründet, die feit 1791 ihre 
Verhandlungen, feit 1827 auch ein beſonderes landwirthſchaftliches 
Sournal herausgibt und fi nicht geringe Verdienfte um eine nationel- 
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tere Cultur erworben hat. Die oͤkonomiſche Section des 1841 zu Flo⸗ 
\zeng verfammelten. tolffenfehafttichen Gongeefis hat außer einigen für 
” Koseang bedeutenden ocalfragen, wie über den neuerdings in den Ber 
dirken von Pifa und Pietrafanta betriebenen Reicbau, auch die all 
gemein wichtige Frage über Anwendung bes Prineips ber Aſſociation 
auf den Landbau, bei allzu großer Zerftückelung des Grundeigenthums zur 
Speadje gebracht. Toscana hat vor anderen italieniſchen Staaten eine 
viemlich ſchwunghafte Induſtrie, zumal in Seide, wovon «6 jährlich 
Awa 300,000 Pfund erzeugt, und in Tüchern; auch in Baumtwolle, 
Keinen und Metallen (Eifengiefersien zu Follonica), jedoch in geringerem 
Mafe. Bekannt find bie toscanifhen Strohgeflechte (Florentinerhuͤte), 
in einem jährlichen Productionswerthe von 2 Mill. Fi. EM., das 
toscaniſche Papler in einem Productlonswerthe von etwa 700,000 FI., 
fo wie die Arbeiten in Alabafter, Marmor, Korallen, Lava und Mofait, 
Die Hauptfige des Kunftfleifes find im Norden des Landes, im Pescio- 
und Amothale, um Stio, Prato, Piftoja, in Florenz und Livorno. Der ° 
Feeihafen von Livorno, wo im Jahre 1835 3008 Schiffe und 
Barken eingelaufen waren, und 308 Grofhandlungshäufer, unter 
dieſen 100 jüdifhe, beſtanden, ift dee Hauptfig des auswärtigen Wer- 
kehrs, der an Einfuhr, Ausfuhr und Tranſit jährlich auf mehr als 
48 Mit, 5. EM. gefhägt wird und in den legten Jahrzehenten 
ſeht beträchtilch zugenommen hat. Die Handelsmarine Toscanas be— 
ſteht aus nahe 800 Schiffen, mit einem Tonnengehalte von 41,891 5 
aber nur 65 Schiffe hielten mehr als 100 Tonnen. Wichtig für bie 
Förderung des inneren Verkehrs und zur Verbindung mit dem Kirchen: 
faate find die Straßenbauten von Livorno nad Civitavechia, wodurch 
gewiſſermaßen bie alte via Aurelia und via Aemilia hergeftellt werden. 
Die Anlage einer Eifenbahn von Florenz nad) Livorno ift befchlofien, 
and auf der Section von biefer lebteren Stadt nach Pifa nähert fich 
der Bau der Vollendung. Auch ift bereits von ber Errichtung einer 
Zweigbahn nach Siena die Rede. Der in neuefter. Zeit gemachte Bor- 
flag für die Eintichtung einer Dampfſchifffahrt auf dem Arno fcheint 
die Ueberwindung allzu großer Schwierigkeiten vorauszufegen, als’ daf 
man fo bald deſſen Ausführung verfuchen follte. 

Für das ganze Gebiet der materiellen Production in Toscana bil: 
dete bie Megierung des Großherzogs Leopold I. einen wichtigen Abfchnitt. 
Mehr als 20 Jahre vor der Revolution ſchaffte er die alten Worfchrif- 
ten über Schäge und Bergwerke ab, hob bie Zünfte, fo wie die 
meiſten Steuerfreiheiten und Lehnsmißbräude auf. Er geftattete den 
freien Getreidehandel im Innern, ben freien Anbau des Tabaks und 
die- freie Benugung bes Waldeigenthums, was indeffen zu Mißbraͤuchen 
und zu einer Entholzung ber Berge führte, deren weiterem Fortfchreiten 
man durch neuere Verordnungen zu begegnen fuchte- Ohne befonderen 
Einflug auf die Mezzadria, ober das auch in Toscana beftehende Sp: 
ſtem der Grundeigenthuͤmer und Halbler, bezweckten Leopold's Gefege 
Aber die Benutzung des Bodens hauptſaͤchlich eine Verminderung des 
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unficheren Zeitbefiges und für bie Zeitbefiger einen gebührenden Antheil 
an den Bobenbefferungen. Ex fuchte die Krongüter und Corporations⸗ 
güter möglihft in Eigenthum der WBebauenden zu verwandeln, bem 
Zinsbefige (livello, Emphyteuſis) einen fefteren Charakter zu geben. 
Die Abloͤſung feſter Abgaben wurde geftattet, ohne fie jedoch zwangs⸗ 
mäßig einzuführen. Die Einführung ber franzöfifchen Legisiation bes 
ſchraͤnkte noch mehr die Befugniffe ber Obereigenthuͤmer. Allein nad 
Napoleon’s Kal wurde vom franzöfifchen Rechte, außer dem Handels 
rechte, zwar Einiges beibehalten, wie 3. B. die Beſtimmungen über bie 
Sideicommiffe , in der Haupffache wurde es jedoch abgefchafft, und man 
kam hiernach geößtentheils wieber auf die Geſetze Leopold’s zurüd. In 
der Handelegefeggebung hatte die Zollrolle vom Jahre 1781 bebeu⸗ 
tende Mibbräuche abgeftellt; meiter noch gingen bie Beflimmungen von 
1791, wodurch alle inneren Zolllinien aufgehoben, die Debungsfäge für 
alle Eingangszölle gleich gemadht, bie Zollſtraßen beſtimmt und für bie 
- Verwaltung ausführliche Reglemente erlaffen wurden. Zwar blieb noch, 
im Geifte des damals herrfchenden Mercantilfpftems, die Ausfuhr mans 
her Rohitoffe erſchwert oder verboten; aber wenigftens hatte man Ein- 
fuhr und Ausfuhr von Vieh und Getreide unbefleuert gelafien. Im 
Jahre 1816 wurden bie Zollfäge von allen fremdländifchen Producten 
und Fabricaten um ein Viertheil erhöht; zwar im Jahre 1833 theil⸗ 
weiſe wieder ermäßigt, aber doch nicht in dem Grabe, um nicht auch 
fernerhin einem ausgedehnten Schmuggel, zumal an der ſchwer zu bes 
wachenden Grenze gegen den Kirchenflaat, zu erzeugen. Auf bie Were 
theilung des Nationaleintommens laffen einige Angaben über bie Theis 
lung des Grundeigenthums und bes Ertrags aus Grund und Boden 
einigermaßen fchließen. Wenn wir daraus erfehen, daß von etwa 134,000 
Eigenthuͤmern nur gegen 11,000 ein mittleres reines Eintommen von 
1000 bis 3000 Lire beziehen, während für nahe 88,000 kein höherer 
Ertrag ale bis zu 100 Lire abfält, fo deutet dies auf Mißſtaͤnde, die 
freilich nicht blos in Zoscana zu Haufe find. An Sparcaffen für die 
arbeitenden Claſſen beftanden zu Ende 1839 eilf, die in der Central⸗ 
bank zu Florenz ein Capital von 34 Mill. Lire angelegt hatten. Ihre 
Zahl war fpäter auf 16 geftiegen; faft die Hälfte aller Einlagen kam 
aus ber Hauptftadt, und das wichtige Inflitut fehien alfo noch Leine ſehr 
große Ausdehnung im Volke gefunden zu haben. 

Seit Jahrhunderten beftehen die Univerfitäten von Siena, Pife 
und Florenz, gegründet in ben Jahren 1337, 1338 und 1483. Als 
lein der gleichzeitige Beſtand von drei Hochfchulen thut einer jeden Eins 
trag, und eine Gentralifation in biefer Beziehung dürfte ſich wohl als 
vortheilhaft bewähren. Außerdem gibt e8 mehrere Kunftvereine , einige 
adelihe Collegien, 16 Gymnaſien, 21 lateinifhe Schulen bei den bis 
fhöflihen Seminarien. Der Volksunterriht aber, ob ſich gleich bie 
Sorge Leopold’s I. auch diefem zugewendet hatte, fteht nody immer weit 
zurüd. Schaͤtzte man doch noch im Jahre 1818 in Ddiefer Heimath 
der mohltönendften Mundart der italienifhen Sprache, in dem Waters 
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munalverwaltung untergeotdnet find. An bie Stelle ungenuͤgender Ber 
flimmungen war umter Leopold I. eine neue Stäbteordnung vom 26. 
Mai 1774 getreten; ein Gefeß, das im Jahre 1816 einige Zufäge 
und nähere Beftimmungen erhielt. Hiernach gibt es in jeder Stadt, 
außer dem auf drei Jahre vom Großherzoge aus den Bürgern ernann= 
ten Gonfaloniere, eine Anzahl von jährlich zue Hälfte wechſelnden 
Stadträthen (Prioren) und einen größeren Rath. Die Ernennung ber 
Stadtraͤthe gefchieht durch eine Verbindung von Loos und Wahl aus 
dem wohlhabenderen Bürgern, wobel aber bie Befugniſſe der vorgeſetzten 
Regierungsbehörbe fehr ausgedehnt find. Die jaͤhrüch wechſelnden Raͤthe 
werben in gleicher Weife aus fleuerpflichtigen und in bie Buͤrgerroile 
aufgenommenen Grundbefigern ernannt. Diefer größere Communalrath 
wird indeffen nur bei gewiffen Neuerungen, Werkäufen, Befteuerungen 
u. dgl. zw Rathe gezogen; überhaupt find bie Rechte ber Gemeinden, 
dee Tompetenz ber Regierungsbehörben gegenüber, ſehr beſchraͤnkt und 
nur in Florenz und Pifa haben fidy einige Reſte der früheren Munici- 
palfelbftftändigkeit erhalten. 

Nach Abfhaffung der franzöfifchen Rechtsbuͤcher gilt wieder in 
Zoscana die 1790 in 10 Follobänden erſchienene Sammlung der Ge- 
fege Leopold's I. für Civil» und Strafrecht, für Verwaltung und Fi— 
nanzen · ¶ Durch die franzoͤſiſche Legislation haben die aͤlteren Fideicom⸗ 
miſſe und Subſtitutionen meiſtens ihre Kraft verloren; auch war unter 
dee Herrſchaft derfelben Gefepgebung für Söhne und Töchter gleiches 
Erbrecht eingeführt. Jettt aber erhalten die Töchter nur einen Pflicht: 
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theil und eine ihnen gewöhnlich angerechnete Ausſtattung; Unverheirathete 
follen von den Brüdern im Haufe erhalten werden. Eine befondere Bes 
vühmtheit durch feine große Milde hatte das in nur 119 Paragraphen 
erfchlenene toscanifche Griminalgefeg vom SO. Nov. 1786 erlangt. An 
die Stelle der ganz aufgehobenen Todesſtrafe trat lebenslaͤngliche Schanz⸗ 
arbeit; die hiezu Verurtheilten mußten außer einer befonderen Kleidung 
einen Zettel mit der Auffchrift: „Lebensſtrafe,“ und die Männer eine. 
doppelte Kette tragen. Sehr gelind wurden Majeflätöverbrechen und 
Arußerungen gegen die Regierung behandelt; ohne Rüdficht auf die vers 
legte Majeſtaͤt ſollten folche Vergehen nur als das, was fie an ſich 
find, als Gewaltthat, Injurien u. dgl., befttaft werden. Nach Ausbruch 
der franzöfifchen Revolution, im Sabre 1790, ſah man fich indeſſen 
zur Miederherflellung der Todesſtrafe bei Staatsverbrehen und qualifi⸗ 
cirten Mordthaten veranlaft. Mit geringen Mobificationen hatte in 
Toscana bis in die neuere Zeit, mit Ausnahme der franzöfifchen Zwi⸗ 
fchenherefchaft, die von den Mediceern von der Republit übernommene 
alte Gerichtsordnung gegolten. Erſt im Jahre 1838 erhielt die Rechtsr 
pflege eine völlige Reform, in ber Hauptſache nach dem Muſter bes 
franzöfiihen Verfahrens. Hierdurch wurde bie Zahl der Unterrichter 
bedeutend vermindert und ihr Wirkungskreis befchränkt; body find ihnen 
noch jegt manche Gefchäfte ber freiwilligen Gerichtsbarkeit zugewieſen. 
In Civilſachen entfcheiden die Unterrichter, die Podeſta oder Vicari, in 
den einzelnen Gemeinden oder kleineren Diftricten über Streitgegen⸗ 
ftände bi6 zu einem Werthe von 400 Lire, und zwar inappellabel bis 
zu 70 Lire; in Griminalfällen erkennen fie über Diebftähle bis zu 10 Lire 
und über geringere Injurien bis zu einer Strafe von 10 Zagen Haft 
und 25 Lire. Ueber ihnen fliehen 10 Zribunale, ein jedes mit drei 
—Richtern befegt, theils als Appellationsgerichte, theil® als Gerichte erfter 
Inſtanz. Sie entfcheiden definitiv bis zur Summe von 800 fire in 
Civilſachen und bis zum Erile aus ber refpectiven Provinz in Crimi⸗ 
nalfällen; in weiteren Fällen kann an die aus zwei Abtheilungen für 
Civilfachen und zwei für Criminalfachen gebildete Corte regia Berufung 
eingelegt werden. Diefer böchfte in Florenz conftituirte Gerichtshof ift 
mit 1 Präfidenten, 4 Vicepräfidenten und 16 Raͤthen befegt- Gegen 
die inappellabein Entfcheidungen der Zribunale und die Urtheile der 
Corte regia ift bei Incompetenzen und Nullitäten no ein Recurs an 
den mit mwenigftens 5 Richtern befegten Gaffationshof möglich. Vor bie 
Corte regia gehören alle Verbrechen, wofür härtere Strafen als Eril zn 
erkennen find; bie Verhängung ber Todesſtrafe aber erfordert Ueberein⸗ 
flimmung aller Richter, da bei blofer Stimmenmehrheit Verurtheilung 
zu lebenslänglicher Galeerenftrafe erfolgt. Die fogenannten außerors 
dentlichen Strafen find abgeſchafft. Das Verfahren ift öffentlih. Eis 
genthuͤmlich ift im Criminalproceffe, daß die Zeugen nur auf Verlangen 
des Angeklagten beeidigt, und daß WBetrügereien und Veruntreuungen 
nur, wenn fie 7 Lire überfleigen, von Amtswegen unterfucht werden 
dürfen, Ueber die Verfegung in Anklageftand entfgehet eine Art Ans 
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2 8 —— Ye unter Beopotb I. eingeführte Lbtiche Brauch df- 
fentlicher Rechnung über den Staatshanshate Ift In neuerer Zeit wieder 
Die — Staatseinnahme wird auf etwas über 26 
— uf —— CM. geflkt. Darunter 
Be feuern im ur von nahe 81 Mill. 
Rire; ai eine eiwas — EL il. abwerfende Grundfteuer, die nach 
einem 1834 beenbigten neuen Katafter, etwa im Merhäleniffe von 7 
Zire auf 100 Lite reinen Cinkommens, erhoben wird. Die Satzfleuer 
wieft über 2%, Die Tabakspacht über 14 MM. und das Lotto nahe 
2,700,000 reinen Extrag ab. Im Ducchfchjnitte betragen die Hebungskoſten 
202 der Einnahme. Unter den Ausgaben nimmt das Militär, wie verhält» 
nlßmäfig gering es ift, dennoch eine Summe von nahe 4,300,000 und die 
Eipittifte mehr als 8 Mill. Lire weg, während für Sffenttichen Unterricht und 
Töne Künfte nur 856,000 Lire ausgeworfen find. Die Staatsſchuld ift un⸗ 
bedeutend und wird auf nicht Höher als etwa 8 Mill. Fl. C⸗M. angefchlagen. 
7 ©. 


Zribunat; Volkstribun. — Bekanntlich erhielten im alten 
Rom die Piebejer, als fie im ihrem Hartndcigen Kampfe gegen die ari— 
fofratifhe Unterdrüdung der Patricier und für Nechtsgleihheit und des 
moktatiſche Freiheit durch den Auszug auf den heiligen Berg dem 
Hauptfieg erkaͤmpften, zum Schutze ihrer Rechte die Volkstribunen. 
Diefe Volksbramten und Volksvertreter hatten neben anderen Amtspflichs 
ten und Befugniffen die außerordentliche große Gewalt, gegen alle Bes 
Thläffe und Maßtegeln aller anderen Staatsbehörden, zum Schutze der 
Volksrechte, ihr Veto einzulegen und fie dadurch unwirkfam zu machen. 
So fiegte der Volkswille in der Art überall, daß das Volk und feine 
Rechte und Intereffen bei allen öffentlichen Maßtegeln überall vertreten 
wurden und mwenigftens mittelbar auf dem Volkswillen beruhten. Man 
hat in den Verfaffungen des Mittelalters, insbefondere im den flädtifchen, 
zum Theile dieſes Inftitut nachgeahmt. In unferen heutigen Verfaſ⸗ 
fungen wird baffelbe wohl am Zweckmaͤßigſten durch eine gute allge— 
meine ftaatsbürgerliche Nepräfentation in Verbindung mit allgemeiner 
politifcher Preßfreiheit oder mit allgemeiner Oeffentlichkeit aller Staates 
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verhältniffe und vollkommener Freiheit der öffentlichen Meinung erfegt. 
Denn feine dee wird ewig wahr bleiben. Sie war die, daß alle oͤf⸗ 
fentlihen Maßregeln im freien Staate, fo viel es möglid und mit 
Einheit und Ordnung vereinbarlich ift, auf der Gefammtvernunft ober 
der vernünftigen Gefammtüberzeugung und Einwilligung der ganzen Na⸗ 
tion beruhen müffen, und daß, um fie erfennbar auszufprechen, ge» 


ordnete Erdftige Organe zu bilden find, C. Th. Weider. 
Tridentifhes Goncilium, f. Kichenverfaffung, far 
tholifche. 


Türkei, osmaniſches Reid. — Das Volk ber Osmanen | 
hat Europa länger als ein Jahrhundert hindurch mit Schredien erfüllt, 
denn feiner rohen Naturkraft und feinem religidfen Fanatismus fland 


damals nur politifhe Intrigue und geiftlicher Troſt gegenüber. Die ' 


Ungarn und Polen waren die Völker, an deren feſtem Willen und un« 
verwuͤſtlicher Nationalität ſich ber Strom der türkifchen Invaſion brach. 
Der fpäter erfolgte Verluſt der Selbftftändigkeit biefer Völker, gewiß 
ein bitter Lohn für fo große Anftrengungen zur Rettung Europa’s, 
fteht vielleicht mit jenen aufreibenden Kämpfen nicht außer aller Ders 
bindung. Seit länger als einem halben Jahrhundert wird das Beſtehen 
der türkifchen Herrſchaft in Europa von der Kunſt der Diplomatie ſorg⸗ 
faͤltig gehegt und gepflegt, weil „dieſe die unabſehbaren Folgen bedenkt, 
welche das ploͤtzliche Verſchwinden des osmaniſchen Reichs aus dem alle 
gemeinen Staatenverband nach fich ziehen müßte. Deshalb, fo ent 
fhuldigen die Diplomaten, foll man es ihnen nicht verdenten, daß fie 
eine folhe Kataftrophe möglichft in die Zukunft zu ſchieben trachten. 
Dazu kommt, baf die türkifhen Herrfcher, obwohl fie nicht aus foges 
nannten ebenbürtigen Ehen hervorgehen, doch unter dem Princip der 
Legitimität einen fihern und vollftändigen Schug finden, fo daß jeber 
ihree Macht untermorfene Volksſtamm in ihmen dieſe angeftammten 
Herren zu erbliden und zu verehrten, von ber höhern europäifchen Staates 
tunft angehalten wird. Auf diefe Weife hemmt man. alfo auch ein 
Zertrüummern der türkifchen Herrfhaft von Innen heraus und verfchiebt 
es auf die Zukunft. Daß diefer Augendlid der Zertrtümmerung eintreten 
muß, und daß bamit auch bie Vorſicht der europdifchen Diplomatie ihr 
Ende erreicht haben wird, kann dem aufmerkfamen Beobachter der oriens 
taliſchen Ereigniſſe während der legten Jahrzehnte nicht verborgen ges 
blieben fein. Seit den Zagen von Navarin und Adrianopel hat der 
Padiſchah Feine Schlacht mehr gegen die Fremden, fondern nur gegen 
feine Unterthanen gefochten. Trotz der mannigfahen Reformen, melche 
ben Verjüngungsproceß der alternden Deöpotie bewirken follen, ift uns 
leugbar, daß das tuͤrkiſche Reich mit immer zunehmender Schnelligkeit 
auf dem jähen Abhang des Verfalls hinabeilt. Es erfüllt damit fein 
Schickſal als aſiatiſches Reich, das nothwendig in der Berührung mit 
Europa verfchwinden muß; es ift feiner innern Entwidelung fähig, tie 
feine vierhundertjährige Geſchichte, wie alle afiatifhen Staaten bewiefen 
haben. Lehrreich aber für die europdifchen Voͤlker ift jedenfalls das Beſtehen 
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der türkifchen Herrſchaſt geweſen, und wird vielleicht noch für eine kürzere 
ober längere Zukunft diefem Zwecke in fo fern dienen koͤnnen, als Bein 
nn 

‚eine fo e vor! fo nahe . 
daß fi) daraus ein lebendiger — — den eutopaifchen Stan 
ten 


herreſchaft bis auf die Zeit der neueften Reformen im ganz natürlicher 


und umverhülltee Geftalt zeigte und darum auch bem bi Ber- 


ande erkennbar und begreiflich fein mußte. Deshalb iſt die ansführs 
liche Kenntniß der tuͤtkiſchen Zuftände, von benen hier mur eine gedrängte 
Ueberſicht gegeben werden ann, vielleicht erfptießlicher und förderlicher 
für die Belebung des. Rechtsgefühls und bie Begründung bürgerlicher 
Freiheit im Abendlande, als man auf den erflen BL wohl glauben möchte. 
- Die Osmanen haben im Laufe des viergehnten und funfjehnten Jahr⸗ 
ertd den Raum der Erdoberfläche fid unterworfen, über welche 
‚hunderte dor ihrem Aufkommen fchon das oftrömifdhe oder byzan- 
tinifhe Reid zum — deſſen lehten, ſchwacen Ueber- 
reſt fie vernichteten. Die Nähe ber "tabs: melde gegen Europa von 
Diten heranzog, wurde erft von bem Xugenblide allgemein und tief 
empfunden, ais bie Osmanen am. 2Nften Mai 1453 unter ihrem Sul: 
tan Muhamed I. Konftantinopel erftürmt hatten, biefe Weltſtadt, welche 
von jeher das Hauptziel ber Eroberungsluft war. Denn in der Mitte 
zwifchen Europa und Afien gelegen, ift fie ſowohl das natüclihe Em: 
porium, wo die Probucte des Oſtens und Weſtens ſich begegnen, als 
Die Zwiſchenſtation, two die inneren Maffercommunicationen Europa’s, 
Afiens und Afrika's ihren gemeinfchaftlihen Mittelpunct finden ; waͤh⸗ 
rend bie Wogen bes mittelländifhen und aͤgeiſchen Meeres ſaͤmmtliche 
Producte Aegyptens, Libyens, Stalins und Spaniens feinem Hafen 
guführen, kommen von Norden her, von Donau, Dnjeftr, Drjepr und 
Don getragen, bie Agriculturreichthuͤmer Ungarns, Deutſchlands und 
Kußlands bier zufammen. in unvergleichliher Hafen, in welchem ein 
Dreidecker ohne Gefahr dem Damm berühren kann, bietet innerhälb 
einer tiefen Bai Raum genug, um alle Flotten ber Welt zu beberber: 
gen. Bon den Eroberungen, welde die Osmanen aus dieſem Mittel 
guncte ihrer Herrſchaft fpäter machten, find mehrere ſchon wieder ver⸗ 
loren gegangen, andere ſtehen nur noch dem äußeren Scheine nad in 
einer geriffen Abhängigkeit von der hohen Pforte. Wenn man biefe 
Länder, wie Griechenland, die afrikaniſchen Provinzen, die aber nur in 
einem ganz lofen Wafallenverbande zum Padiſchah ftehen, wie Aegypten, 
Tunis, Tripolis und das Fuͤrſtenthum Moldau, Walachei und Serbien, 
die als Schutz ſtaaten der Türkei zu betrachten find, von der rings um 
die oͤſtliche Hälfte des mitteländifchen Meeres in Europa, Afien und 
Afrita gelegenen Erdmaſſe abtıennt, fo bleibt das eigentlich, türkifche 
Keich übrig, das wieder in jene ungleiche Hälften, die europaͤiſche und 
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aftatifche, zerfällt. Der fichere Beſitz der legteren aber wird, je weiter 
man öftlih zu dem Steomgebiet bes Euphrat und Tigris gelangt, im⸗ 
mer ſchwankender. Die geographifhe Darflellung dieſer Länbermaffe 
Tann bier auf die hauptfäcdhlichften Momente zufammengezogen werben, 
da verfchiedene Ausführungen dieſes Gegenftandes in Bezug auf einzelne 
Theile, fo wie auf allgemeine Ueberfichten ſich ſchon in mehreren Artikeln 
befinden (f. 3.3. die Artitel: „Aegypten, Afrika, Albanien, 
Arabien, Afien, Barbaresten, Beffarabien, Griechen 
land, Moldau und Walachei“), welche zugleich nebſt anderen (mie 
„Adrianopel, Koran’zc.) dazu dienen koͤnnen, die gebrängte Dar⸗ 
flelung diefes Artikels zu rechtfertigen. 

Das türkifche Reich Liegt zwifchen 340 50' und 480 19 N. 8. 
und 330 31’ bis 470 20° 9.8. Seine aͤußerſten Grenzen bilden das 
abriatifche Meer , ber öfterreichifche Kaiferftaat, das ruffifche Reich, 
Derfin, Arabien, das rothe Meer. In biefer Umgrenzung enthält «8 
auf mehr als 30,000 IM. Areal einige 20 Millionen Einwohner, 
und zwar umfaßt es die Länder der Hämushalbinfeln, mit Ausfchluß 
der oben angeführten, den größten Theil der Inſeln im dgeifchen Meere, 
Kleinafien, einen Theil Armeniens, Mefopotamien und Syrien. Die 
Sefammtgröße der Tuͤrkei in Europa iſt etwa 12,210 DI M., wovon 
anf die unmittelbaren Befigungen 9820, auf bie Moldau 570, Walas 
hei 1120, Serbien 700 zu rechnen find. Der nörbliche Theil der Haͤ⸗ 
mushalbinfel ift, mit Ausnahme des Thals ber untern Donau, ein gebirgis 
.ges, dicht zufammengebrängtes Bergland. Kine Gentralgebirgskette zieht 
in lofer Verbindung mit den oͤſtlichen Alpenverzwelgungen am rechten 
Ufer der Morawa bis zum fehwarzen Meere füböftlich hin und ſchneidet 
Bosnien, Bulgarien, Serbien von Albanien, Dacebonten und Rumes 
lien. Baupttheile dieſer Centralkette find: der Tſchardagh, Despotodagh, 
Balkan und Haͤmus, die zahlreichen Gebirgsketten Bosniens, das Bora⸗, 
Merzovos und Agraphagebirge (Pindus). Nördlich vom mittlern Theile 
der Centralkette liegen die Gruppen des Kopanit und ber Plotſchaberge, 
- öftlich dann eine fernere Kette, bie dritte weſtlich in Serbien an ber 
Dome. Zwiſchen allen diefen Gebirgsketten werben Thäler von zuwei⸗ 
len anfehnlicher Größe durch die herabftrömenden Fluͤſſe gebilbet, wie 
3. B. duch die Morawa in Serbien, die Mariga in Rumelin, ben 
Karaſu und Bardar in Macebonien, ben Indſche Karafu und Salam⸗ 
dria in Theffalten. Auf der Weſtſeite find zu erwähnen die Narenta, 
der Drin und bie Vojuzza, welche in das adriatifche Meer münden. 
Gandle gibt es auf der Halbinfel im Gebiete ber Türkei Feine, und ums 
ter den Seen find nur ber Ramſin füblicy von den Donaumündungen, 
die Seen von Skutari, Ochrida und Janina in Albanien, von Kadaka, 
Tenidfche und Betſchik in Macedonien von weniger Bedeutung. Das 
Klima der europäifhen Tuͤrkei ift im Ganzen mild und gefund, jedoch 
der vielen Gebirge und der Meeresnähe wegen in manchen Theilen 
ſchnellem Wechfel unterrworfen ; im Norden der Centralkette kommt ſchon 
“ ernftlicher Winterfrofl vor, im Suͤben dagegen, namentlich in ben Thaͤlern, 
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welche won ber Seeluft nicht erreicht werben, oft drüdende Wärme; die 
Inſeln haben faft ohne Ausnahme ſeht günftige klimatiſche Verbättniffe. € 
‚ber Inſel Candia ift die Jahrestemperatur + 14,5 R., Sommer- 
— tur + 20,5, Wintertemperatur + 109; Gonftantinepel dagegen 
ter dem Einfhuffe der NO.⸗ und Oftwinde), obgleih mit Neapel 
te gleiche Bere, weder Orangen, noch Dlivem Die Küften des 


in andern Theilen der Halbinſel die Viehzucht einer viel größeren Aus- 
dehnung faͤhig wäre. — Die außereuropdifhen Befisungen der 
Türkei umfaffen in Afien etwa 20,634 IM. (wovon 420 auf die 
Inſeln) mit ungefähr 10 Mill; Einwohnern. Von dem erwähnten 
Flaͤchenraume fomme wieder etwa bie Hälfte auf Kleinaſien (Natolien), 
das oſtwaͤrts durch die hohen Ketten Armeniens und des Taurus be: 
grenzt wird. Hier find es viele Gebirgsjüge, die zufammentreffen und 
als mildes Bergland die Öfttiche Hälfte der Halbinfel füllen, aus denen 
Mich der Aedfchifep (Argdos) am ohren Kifil Jemak (Hatpe) vielleicht 

10,000° Höhe erhebt. In der Mitte Kleinaſiens breitet fid) eine 
———— von 28000 Höhe aus, die, in Terraſſen zu —— Küften 
vabftürzt. Gegen W. fenkt ſich diefe Hochebene allmälig hinab zum grie⸗ 
„ Gilden Infelmerre und'bitdet hier die ſchoͤnſten Senkungen und Band- 
* fdhaften, die nur mit den glüctichften Erbftrichen verglichen werden kön-⸗ 
nen; fo bie Ebenen von Bithynien, Troja, Aeolien, Jonien, Dorien; 
die Ebene des Minder (Maͤander), am deren Norbende Smyrna liegt. 
Eine entgegengefegte Befchaffenheit hat dee Mord und Südabfal, wo 
die Taurusketten plöglich abftürzen und die alten Landfchaften, im Nor— 
ben Kappabocien und Pontus, im Süden Eilicien, ausfüllen. Im NO. 
von Kleinaſien erhebt ſich das türkifhe Armenien, ein Hochland, auf 
dem Ruffen, Türken und Perfer als Herren fi) begegnen. Es ift das 
Quellland bes Euphrat und Tigris, an welchen entlang bis zu ihrer Mün- 
dung fi) Länder unter türkifher Herrſchaft ausdehnen, obgleich die 
Anerkennung derfelben häufig genug fehlt und nur in der Worausfegung der 
Tuͤrken befteht. Dies bezieht ſich aber mehr auf das Bergland als die Kiefr 
ebene, welche unter dem Namen Mefopotamien das fruchtbarfte Cul— 
turland ber alten Welt darſtellte. Wie Armenien im NO. von Klein⸗ 
afien auffteigt, fo beginnt im SD. die Gliederung des fprifchen Küften- 
gebirgszugs, eine Werzweigung des Taurus. Soriſtan, wie der heutige 
Name das alte Phönicien, Palaͤſtina und Syrien umfaßt, dehnt ſich 
von N. nad ©. etwa 120 Meilen weit aus mit einer dreifachen Ober: 
flaͤchenform von D. nad) W. als Plateau, Gebirge und Küftenebene. 
‚Das mittlere Syrien befteht aus dem ſchmalen nach SD. ziehenden Li⸗ 
banon, der ſich bis zu 9000° erhebt. Auf feiner Dftfeite liegt das 
ſchmale Hochthal (Cdlefyrien), in dem der Kasmieh nady ©., der obere 
Aſſi (Drontes) nach N. fließt. Deftlich davon liegt ber bis 5000’ hohe 
Antilibanon. Das ſuͤdliche Syrien beginnt am obern Jordan (von Zas 
barieh, Genezareth). Zwiſchen der Jordanfpalte und dem Meere liegt 


a 





Zürkei. 441 


das weſtliche Gebirgsland von Paldftina mit ſteilem Abfalle zum Jor⸗ 
dan. Das nördliche Syrien beginnt am Morbende des Libanon und 
reicht bis Antiochia, Haleb und Palmyra hin und waren nebft Antios 
dia bier die Gentralpuncte ber Bildung und Macht. Die einft wichti⸗ 
gen, jegt durch Kuͤſtenſtroͤmung verfandeten Häfen von Beirut, Sidon, 
Zyeus, Acre fanden fi) hier. Vom Vorſprung des Carmel folgt ein flas 
her, hafenlofer Strand, der vor Joppe immer breiter wird. 

Auf diefen ausgedehnten Länderebenen begründeten die Osmanen 
in verhältnigmäßig kurzer Zeit ihre Herrſchaft. Ihr Derlommen und 
der Anfang ihrer Macht wird verfchieben bargeftellt. Die am Meiften 
verbürgte Darftellung führt fie als Söldner bei den ſeldſchukiſchen Sul⸗ 
tanen von Konieh (Sconium) in Kleinafien auf. Als diefe Sultane ber 
Macht der Mogolen erlagen, errichteten die Emirs ber Türken kleine 
Herrſchaften, deren Zahl eilf betragen haben fol. Unter dieſen ſetzte ſich 
Osman in Bithynien fell; er wurde 1299 zum Sultan gewählt, nahm 
feine Refidenz zu Bruffa und machte von hier aus unaufhoͤrliche Streifzüge 
gegen die Griechen und das byzantinifche Reich. Sein Sohn Orchan (feit 
1326) feste die Eroberungen mit gleichem Erfolge fort. Man bezeichnet ihn 
fhon als den Begründer der Zanitfcharen, die eine der Grundlagen zum 
fhnellen Anwachs der osmanifhen Macht wurden. Als die beiden ans 
beren Hauptmomente bdiefer Erfcheinung hat man zu betrachten das eis 
genthuͤmliche Lehensſyſtem und die Stellung bes Oberhaupts, beffen pers’ 
fönlihe Sicherheit gleihfam die Vermehrung ber Eroberungen gebot. 
Jedes Land, nachdem es erobert war, ward nad Fahnen und Saͤbeln 
in eine Menge Lehen ausgetheilt. — Unter Orchan's Derifhaft wurde 
Niche erobert und der erfte fefte Zuß von den Tuͤrken auf europdifche 
Erde gefegt (1357), indem Gallipoli duch Orchan's Sohn, Suleiman, 
befegt wurde. Auf Orhan folgte fein Sohn Murad I. (1360), ber 
ale Verbefferer, von Anderen aber als Begründer ber Janitſcharen ge⸗ 
nannt wird, Er eroberte Adrianopel, machte fi) Thracien und Maces 
donien untertban. Sein legter Sieg war bei Kofjova in Serbien (1389), 
den er aber mit feinem Leben erfaufte. Sein Sohn Bajazeth verfuchte 
fhon die Eroberung Conftantinopels und zwang die Griechen zur Zah⸗ 
lung von Zribut. Griechenland wurde beffenungeacdhtet verwuͤſtet und 
Gonftantinopel von Neuem (1393) eingefhloffn. Die Gefahr bes 
Abendlandes vor der Zürkenmacht fhien fo groß, daß ſich unter Sieg: 
mund’s, Königs von Ungarn, Fahnen ein flarkes Heer aus verfchiedenen 
Bölkern Europa’s mit zum Kreuzzuge fammelte und gegen Bajazeth 509. 
Bei Nikopolis kam es zum Treffen (1396), das unermeßliches Verder⸗ 
ben uͤber das Heer der Chriſten brachte, indem dieſe eine erſchreckliche 
Niederlage erlitten. Die Macht Bajazeth's wurde aber wenige Jahre 
ſpaͤter durch das Hereinſtroͤmen der Mogolen unter Tamerlan abgelenkt. 
Dieſem ging der ſiegreiche Sultan entgegen und wurde bei Ancyra (1402) 
beſiegt und gefangen genommen. Bajazeth's Soͤhne Soliman, Muſa 
und Muhamed theilten ſich in die Herrſchaft, welche von blutiger Anarchie 
begleitet war, bis Muhamed (1413) als Kaiſer übrig blieb und feine 
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Mefidenz zu Adrianopel nahm. Er flarb 1421. Mach ihm regierte 
Amurad II., fein Sohn, deeifig Jahre mit Einſicht er krlegeriſchem 
Muthe. Schon 1422 wurde Conſtantinopel von ihm belagert, bald 
darauf Theffalonice erobert, der grlechtſche Kaifer ginsbar gemacht (1429), 
der Krieg mit Ungarn begonnen und Belgrad angegriffen. Murad, der 
Megterumgsgefchäfte überbrüffig, überließ (1448) feinem Sohne, Muha- 
med, die Herefchaft und zog ich nach Magneſia zurück; aber fchon im 
s folgenden Jahre erſchien er an der Spige des Heeres, um den herangie⸗ 
henden jungen König Wladislaw von Polen und Ungarn, bei Varna 
anzugreifen und gänzlich: zu beflegen (am 10. Mov. 1444). Amurad 
Tegte die Negierung abermals nieder, aber ein Aufftand der Janitſcharen 
309 ihn wieder aus feiner Einfamkeit hervor (1446). — Den Fort: 
ſchritten der Ungarn unter Hunnyades ſtellte ſich Amurad in der Schlacht 
bei Koffova (1449) entgegen, in welcher er nach deeitägigem Rampfe 
einen entfcheidenden Sieg davon trug. Zwei Jahre darauf ſtarb er, 
Muhamed I. benugte die Schwäche des bpzantinifchen Reichs zur Ex: 
flürmung von Gonftantinopel; am 6, April 1453 war die Belagerung + 
eröffnet, und am 29. Mai befand fic) die Stadt in der Gewalt ber 
Zürken, Muhamed Fehrte zunaͤchſt nach Adrianopel zurück, wohin chriſt- 
Hide Fürften Abgeordnete geſchlat Hatten, um fic feiner Gunſt zw vers 
ſichern. Auf die Eroberung Conftantinopels folgte die — 1 
des Archipelagus, bie vergebliche Belagerung Belgrads (1455), die ee 
oberung Moreas, ber Walachei, Bosniens. Der Tod Scanderbeg’s (1466) | 
befreite bie Türken von einem gefährlichen Feinde. Gewiß ift, daß Muhamed 
die Abſicht hegte, Italien zu erobern und den Schreden feines Namens 
noch weiter über das Abendland zu verbreiten, denn ſchon war Otranto 
von ben Tuͤrken befegt (1480), und kein europaͤiſcher Fuͤrſt hatte bie 
Kraft und den Muth, ſich ihm mit Ausficht auf Erfolg entgegenzuftels 
In, als Muhamed duch einen Aufruhr mehrerer aftatifhen Bafallen 
und ben Eroberungszug bes Turkomannen Ufum Haflan nad) dem Often 
feines Reich berufen wurde. Auf diefem Zuge flach er (1481), 51 
Jahre alt, für ſich ſelbſt noch die Grabſchrift anordnend: „Ich war im 
Begriffe, Khodus und das flole Italien zu erobern.” Man hat in 
Muhameb nur den graufamen Eroberer und treulofen Barbaren erbliden 
wollen; aber bie Grundfäge und Sitten ber chriſtlichen Fuͤrſten feiner Zeit 
möchten wohl nicht geeignet fein, ihm einen erhabenen Begriff von ihrer 
Tugend beizubringen, und er konnte alfo feine Treulofigkeit, wo es auf ſei⸗ 
nen Staatsvortheil ankam, eben fo gut mit ihren Beifpielen rechtfertigen. 
Als Muhamed flarb, war fein Sohn und Nachfolger Bajazeeh II. 
gerade auf einer Wallfahrt nad) Mekka begriffen, die er als Statt⸗ 
halter von Amafla that. Er regierte bis 1512 ,- ohne dem Chriften 
große Gefahren zu bereiten; nur ben Venetianern nahm er In Griechen⸗ 
land mehrere Pläge ab. Er mußte den Thron an feinen Sohn Ser 
Um 1. abtreten, der nad) der Ermordung feiner Brüder mehrere. glüd: 
Ude Kriege führte, indem er (1517) Armenien, Syrlen und Aegypten 
fh) unterwarf. ‚Er erftärte ſich durch Annahme der Fahne Muhamed’s 
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zu deſſen Nachfolger und gewann dadurch die Anerfennung ber muhameba- 
nifchen Welt. Seine Sorgfalt, über alle Dinge Nachrichten ſich zu verfchaf: 
fen, was er die Seele der Regierung nannte, ging fo weit, daß er ſowohl in 
den Rathsverfammlungen feiner Feinde, wie in den Schlafzimmern feiner 
Großen Spione hatte; und es war unter feiner Herrfchaft die gewöhnliche 
Rede, der Sultan werde morgen willen, was bes Nachts zwifhen Mann 
und Frau vorgegangen fei. Als Selim 1519 geflorben war, folgte ihm 
fein Sohn Soliman IE, den man mit Rede als ben Groͤßten unter 
den türkifchen Herefchert bezeichnet hat. Von feinem „Bude der Re⸗ 
gel’ oder einer Art bürgerlicher Geſetzgebung iſt er ber Anorbner ober 
Sefeggeber (Ramuni) beigenannt worden. Seine Regierung begann er 
mit der Eroberung von Belgrad und Rhodus (1522), gemann burd) 
die mörderifche Schladht bei Mohacz (1526) faft ganz Ungarn, bämpfte 
einen Aufftand in Kleinafien und belagerte (1529), obmohl vergeblich, 
Wien. Seine Seerrpebitionen auf dem mittelländifchen Deere Leiteten bie 
beiden Brüder Hairaddin und Horuk, von denen jener als Kapudan Paſcha 


oder türkifcher Großadmiral anzuführen if. Soliman mar auf Anftife - 


ten des franzöfifchen Gefandten de Foreſt entfchloffen, Stalien anzugteis 
fen; aber die vergebliche Belagerung von Gorfu, bie 1537 aufgehoben 
wurde, hielt ihn davon zuräd; er fah ſich genöthigt, feine Kräfte gegen 
Ungarn zu verwenden, deflen Eroberung er bis zum Jahre 1541 faſt 
vollendetd. Im folgenden Jahre kam ein Buͤndniß zwifchen Frankreich 
und der Türkei zu Stande, in Folge deſſen von ben Türken die Küften 
Siciliens und Italiens geplündert wurden und eine gemeinfchaftliche 


Belagerung Nizzas unternommen wurde. Darauf rüftete man fi in ı 


Deutfchland zu einem vergeblichen Kreuzzuge gegen Soliman. Der Kurs 
fürft Joachim von Brandenburg commanbirte die Reichsarmee. Die 
legten Verſuche Soliman’s, feine Herrſchaft zu erweitern, waren nicht fo 


glüdlich, wie die früheren. So fcheiterte fein Plan, Malta zu erobern, 


nach fünfmonatliher Belagerung an der Tapferkeit der Johanniter, und 
das vom Grafen Czriny vertheidigte Sigeth Eoftete ihm große Opfer. 
Auch erlebte er den Fall diefer Feſtung nicht mehr; benn drei Tage zu- 
vor farb er (1566, am 4. Septbr.). Mit ibm fand die Macht des 
osmanifhen Reichs auf dem höchften Gipfel; ſeitdem fing fie an zu 
finten, wenn gleich noch bisweilen Außere Erfolge den Glanz und Ruhm 
früherer Zeiten zu erhalten ſchienen. Dies mag auch der ein Jahrhun⸗ 
dert fpäter lebende Großvezir Muſtafa Kiuperly eingefehen haben, in- 
dem man erzählt, baß er häufig geflagt habe: „ſeit Soliman feien alle 
Sultane ohne Ausnahme entweder Narren ober Tyrannen getvefen ; für 
das Reich gebe e8 keine Hülfe, wenn man nicht von biefem vertwahr- 
loſ'ten Gefchlechte laſſe.“ — Es ift daher wohl kaum nöthig, daß wir 
hier die Namen folcher Herrfcher wie Selim IL, Murad III., Muha⸗ 
meb III. und Andere aufführen. Die Seefchlacht bei Lepanto (1571), 
in welcher die Türken die vollkommenſte Niederlage erlitten hatten, vers 
nichtete zuerft die Furcht der Abendländer vor den Türken. Wäre diefer 
Sieg klug und Eräftig benugt worden, fo hätte vieleicht bie Eroberung 
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Conftantinopels fein Lohn fein koͤnnen. Noch einmal jagten bie Türken 
den Abendländern Schreden ein, als fie, geführt von dem Grofvezir 
Kara Muftafa, fi vor Wien Ingerten (14. Juli 1683). Im biefer 
dringenden Gefahr erhob ſich Deutfchland, und an der Spitze von deut ⸗ 
ſchen und polnifchen Nämpfern wendete der Polenkönig Johann Go: 
biesty die Gefahren der Barbarei des Dftens ab. Die darauf folgen- 
den Schlachten stihiten zu dem Frieden bon Carlowig (1699, 26. Jar 
nuar), in welhem die Pforte zum erften Male bedeutende Befigungen 
abtreten mußte. Seit diefem Momente gerieh das Reich der Osma— 
nen Immer tiefer im Eriegerifche Berührung und biplomatifche Verwicke- 
Tung mit Rußland und Seſterreich, weiche beide Staaten ald Nach- 
barn ber Pforte fo lange an ber Schwächung derſelben arbeiteten, bis 
die Politik gebot, den unſchaͤdllchen Nachbar nicht ganz zu vernichten, 
Der Sultan Achmed IIT., welcher mit dem Anfange des vorigen Jahr: 
hunderts (1702) zur Herrſchaft gelangte, machte bedeutende Anſtren ⸗ 
gungen, die Macht der türfifden Hertſchaft wieder zu Anfehen zu brin- 
gen. Er nahm den Venetianern viele Befigungen ab und ſchloß mit 
Defterreich und Nußland, trop der Siege des Prinzen Eugen, den nicht 
danı ungünftigen Sieben zu Paffarorig (1718). Er wurde durch eine 
ıpörung ber Zanitfcharen geftürzt, Die Ausfchweifung diefer Solda- 
tesa In Verbindung mit den unaufhoͤrlichen Intriguen des Seralls find 
bie dußern Symptome des DVerfalls, keineswegs aber bie eigentlichen Ur⸗ 
fachen ; denn biefe liegen überhaupt in dem gefammten Wifen biefer 
Hertſchaft, wie wir fie fpäter nachweiſen werden. Die ruffiihe Macht 
wurde ben Türken immer gefährlicher. 

Seitdem Peter die ruffifche Politik auf die Eroberung ber Geftade 
des ſchwarzen Meers gelenkt hatte, wurde von den Ruſſen eine Stadt 
nach der andern, eine Provinz nach der andern von dem türkifchen | 
Weiche abgeriffen. So folgten die Verluſte von Aſow, Oczakow, Kin⸗ 
burn. Unter Muftafa II. mußte die Krimm, Moldau und Walachei 
an Rußland abgetreten werben. Gluͤcklicher war die Pforte gegen Des: 
ſterreich im Frieden zu Belgrad (1739), wo fie Serbien mit Belgrad, 
bie ‚öfterreichifche Walachei und einen Theil Bosniens zurüderhielt. Ger 
gen die immer ſichtbarer werdende Schwäche des türkifchen Reichs fuchte 
dee Sultan Selim II. manche ganz gut gemeinte Maßregeln zu trefs 
fen, aber tiefe konnten die Verluſte nach Außen und bie Verwilderung 
im Innern nicht aufhalten, noch dämpfen. Schon der Friede mit Rußs 
land zu Kudſchuk· Kainarbſchi (21. Zuli 1774) hatte diefer Macht freie 
Schifffahrt auf dem ſchwatzen Meere, mehrere Feſtungen und Laͤnde⸗ 
teien am ſchwarzen Meere eingeräumt und überliefert. Die ruſſiſche 
Gefahr rückte den Türken immer näher, als die Kaiferin Katharina eine 
Reife nad) dem neugegründeten Cherfon unternahm, am beffen einem 
Thore die Auffchrift fland:. „Hier geht der Weg nach Conſtantinopel.“ 
Sie wollten der Gefahr lieber begegnen, als fie erwarten; aber der von 
ihnen unternommene Krieg, an dem ſich noch Defterreich im Bündnifle | ı 

‚ mit Rußland betheiligte, führte nur zu neuen Vergtoͤßerungen für die ! 
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Iegtere Macht (Friede zu Jaſſy am 11. Auguft 1791 und 9. Januar 
1792); Rußland gemann ben Dujeſtr ald Grenze, während Defterreich 
im Frieden zu Sziſtowa (4. Aug. 1791), feine meiſten Eroberung 
herausgab. Solche Friedensfchläffe wurden von den Feinden jeber Mes 
form, die Selim beabfichtigte, benugt, um ihm zu flürzen. Ihm folgte 
Muftafa IV., der aber nur kurze Zeit regierte. Im Sabre 1808 wurde 
Mabmud IL auf den flurmbewegten Thron erhoben. Er erneuerte : 
zunaͤchſt auf feines entſchloſſenen Großvezirs, Muftafa Bairaktars, Rath | 
die Meformverfuche Selim’s, indem er ein Corps von regulirten Krup! 
pen herſtellte. Diefer Anfang feiner Reformen mißgluͤckte aber zunaͤchſt;! 
denn durch einen Aufſtand der Janitſcharen, in welchem der Großvezir 
ſein Leben verlor, wurde die Abſchaffung jener Neuerung erzwungen 
(6. Nov. 1808). Wenn dieſe und ähnliche Reformverſuche aber auch ſpaͤter 
gelangen, ſo konnten ſie die fortſchreitende Schwaͤche des Reichs nach 
Außen nicht aufhalten. Kaum hat die Tuͤrkei in einem ſo kurzen Zeit⸗ 
raume fo bedeutende Laͤnderverluſte erlitten; durch ben Frieden von Adria⸗ 
nopel (f. d. Art.) hat fie an Rußland bedeutende Landſtriche eingebuͤßt, 
hat Griechenland als unabhängigen Staat anertennen müffen. Aegyps ; 
ten mit den angrenzenden Ländern erkennt nur eine Art GSouveränetät . 
der Pforte an; die Moldau und MWalachei flehen als Vafallenftaaten in 
einem fehr lodern Verbande mit ihr und gehorchen vielmehr Rußland ; | 
Serbien ift zum großen Theile unabhängig geworden (f. d. Art.); Als } 
gier ein Befisthum der Franzoſen. 

Diefe Verlufte, befonders die Abtretungen von Syrien, Adana und 
anderen Landftrichen mußten den Stolz Mahmud's fo fehr verlegen, daß 
er, auf ihre Wiedereroberung nur bedacht , fich zu weiteren Reformen 
entfhloß. Da er durch die Vernichtung ber Sanitfcharen (1826), bie x” 
nach furchtbarem Kampfe erfolgt war, das legte Eriegerifche Hülfsmittel 
zerflört hatte, fo fing er feine Neuerungen mit Umgeftaltung des Hee⸗ 
es an, fuchte biefem eine europäifche Form zu geben unb ging dann ; 
nad) und nah zu Neuerungen in der Staatsverwaltung über. Diefe | 
Ideen traten nach dem Frieden von Konieh mit dem Vicekoͤnig von 
Aegypten recht Iebhaft hervor. Zu verfchiebenen Malen machte ber 
Sultan Anftalten, die an Aegypten abgetretenen Länder wieder zu er⸗ 
obern. Jedesmal feste eine ſolche Nachricht die 'europäifhe Welt in 
Bewegung, weil ganz kluge Leute herausgebracht hatten, ein Kampf im 
Drient würde einen allgemeinen europdifchen Krieg herbeiführen. Ruß⸗ 
land, das ſich in den legten Jahren der hohen Pforte in jeder Beziehung 
unendlich genähert hatte, fühlte fidy vermöge des Vertrags von Hunklar . 
Sketeffi, ven es mit ber Pforte kurz nad) dem Frieden von Konieh abs 
gefchloffen hatte, verpflichtet, den Tuͤrken bei einer von Außen drohen 
den Gefahr beizuftehen; es hatte demnach allein das Recht, der Pforte 
auf ihr Verlangen Hülfe zu bieten und mit einer Flotte in die Dardas 
nellen zu fahren. Der Ausbruch des Kriegs zwiſchen ber Türkei und 
Aegypten erfolgte nach vielfachen Demonftrationen; es kam am 24, 
Juni 1839 zu einer Schlacht bei Nifib, in welcher bie Türken volls 
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mochte, Diefer war nad) dem Tode Mahmud’s von einer längern 
diplomatiſchen Reife in Europa zueüdgekehrt und hatte einen großen 
Einfluß auf den jungen Sultan gewonnen. Bereits am 3. Novbr. 1839, 
einige Tage vor Beginn des Ramſan-Feſtes, war im Hattifcherif von 
Gülhane verfündigt, der Sultan Abdul Medſchid habe feinem Volke 
eine Gonftitution gegeben. Die Ausführung geſchah auch wirklich durch 
den Ferman vom 21. Novbr. 1839, nahdem das merkwürdige Acten- 
fü in feierliche Nathsverfammlung genehmigt war. Hier murde in 
einfacher Sprache und ohne alle Umfchweife gefagt, daß die Verlegung 
der Geſetze das Reid zur Schwäche und Verarmung geführt, daß fol« 
gende Einrichtungen dagegen zu treffen fein: 1) Garantien zu geben, 
welche den Unterthanen eine volltommene Sicherheit in Bezug auf ihr 
Xeben, ihre Ehre und ihr Vermögen verleihen follten; 2) eine regels 
mäßige Act feftzufegen in der Beſtimmung und Erhebung der Auflagen; 
3) die Aushebung der Soldaten und die Dauer ihres Dienftes gleiche 
falls einer regelmäßigen Anordnung zu unterwerfen. Ueber biefe Puncte 
gab nun ber Hattifcherif fehr einfache und faßliche Kaifonnements, 
ſprach die Abfchaffung der Monopole und des Gebrauchs des Aemtervers 
kauſs aus, erklärte mit Bezug auf den befchränkten Beſitz des Eigen⸗ 
thums, daß fortan die unfhuldigen Erben eines Verbrechers ihrer ges 
feglichen Rechte nicht beraubt, auch das Vermögen des Verbrechers nicht 
confiscirt werben follte, gab ſehr milde Beftimmungen (milder als in 
vielen eutopaͤiſchen Staaten) in Betreff der Dienftzeit ber Soldaten an 
und prebigte zugleich eine bis dahin unerhörte Duldung mit ben Wor« 
ten: „Dieſe kaiferlichen Zugeftändniffe ſollen ſich auf alle Unfere Unter» 
thanen, von weicher Religion oder Secte fie, fein mögen, erſtrecken; fie 
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ſollen diefelben ohne Ausnahme genießen.” Der Ferman vom 21. No⸗ 
vember, burch welchen ber erwähnte Hattifcherif allen Provinzen des 
Reichs bekannt werben follte, war zunaͤchſt an Ali Paſcha, Muͤſchir von 
Konieh gerichtet und fängt mit den Worten an: „Ich habe Meinen 
hohen kaiſerlichen Hattifcherif, welcher jegt als ein Zuwachs der Gerech⸗ 
tigkeit durch Meine allechöchfte Kundmachung bes Wohlwollens publicirt 
und veröffentlicht wird, am Sonntag ben 26. des verfloffenen heiligen 
Monats Schaban, indem Ich auf dem in Meinem kaiſerlichen Serail 
befindlichen Plage Guͤlhane alle Ulemas und Stellvertreter, Vezire umb 
Magnaten, Große und Kleine, alle Secretäre und Diener des erhabenen 
Reiches mit den ermähnten Gefandten einlud, und alle in Iſtambul an⸗ 
wefenden Diener des göttlichen Geſetzes, die Scheiche des Weges (d. h. 
dee Mönchsorden), die Chatibe (welche alle Freitage die Gebete verrichs 
ten) umd bie Imans (melche an den Übrigen Tagen die Gebete in dem 
Mofcheen verrichten), ben griechifchen, armenifchen und katholiſchen Pas 
triacchen, den Oberrabiner und die Vorſteher aller Corporationen durch 
Aufforderung verfammeln ließ, und in Meinem auf bem erwähnten 
Plage angeordneten Divan in eigener Perfon zugegen war, in Gegen« 
wart Aller öffentlich vorlefen laſſen, und Deine Eaiferlihe, wohlwol⸗ 
lende, auf die Religion und bie Megierung , ben Staat und Mein Volt 
gerichtete Abficht einem Jeden veröffentlicht und kundgethan: und bamit 
demgemaͤß gehandelt und verfahren werde, habe ich direct mit Befehl 
und Ermahnung an Meinen lobmswerthen Großvezir und eifrigen Bes 
vollmächtigten den Fluch über bie dagegen Handelnden ausgefprochen.” 
In diefem Fermane kommen mehrere fehr humane Ausfprüche vor, 
wie 3. B.: „Da eines Jeden Proceß nach Recht und Gefeg öffentlich 
verhandelt, und, bevor das Urtheil erfchienen, Keinem etwas gethan wer⸗ 
den darf, fo fol vom Vezir bis zum Hirten, von allen Menſchen ein 
Seder fih hüten, miberrehtlid an eines Andern Leben, Vermögen, 
Ehre und Neputation Hand anzulegen.” 


Diefe Reformen trafen auf mannigfachen Widerfpruch, und wenn 
man bie Machinationen gegen ihre Wirkungen bis auf die neuefte Zeit 
verfolgt, fo hat man Grund anzunehmen, daß fie ſich nicht in der Zeit 
im türkifchen Reiche einleben werden, in welcher es nöthig wäre, um 
dadurch dem Reiche Widerftandskraft nad) Außen zu verfchaffen. Die 
neueften Greigniffe, wie 3. B. bie Zurüdberufung der türkifchen Offi⸗ 
ciere, welche fich in den civilifirtten Staaten des Auslandes Bildung an⸗ 
eignen follten, und die barauf nothmendig erfolgte Abberufung der in 
ber Türkei fi aufhaltenden Officiere berfelben Staaten läßt vieleicht 
auf ein Aufgeben dieſer reformatorifhen Beftrebungen fchließen. Bes 
fonders find es die Ulemas, welche die Reformen wie das Bündnig mit 
ben chriftlicheeuropäifchen Mächten ale Folgen des Unglaubens betrachten 
und dagegen eifern, indem fie den Umflurz des Islams befürchten. Sie 
vegten nad der Veröffentlichung jenes Hattifchsrifs auf und Tuchten 
felbft durch abergläubifche Mittel den Padiſchah von bem eingefchlages 





Auch das Oberfanitätscollegium beftand fhon im Jahre 1838, 
wurde aber im Julius 1839 mieder aufgehoben, und erft im Februar 
1840 durch Redfchid Paſcha neu conftitwirt; eim dieſem untergeordnetes 
gleiches Collegium wurde kurz darauf zu Smyrna errichtet. Es hat eine 
volftändige Sanitätsordnumg entworfen umd ben Quarantänebienft gere⸗ 
gelt. Unter ben feit der Thronbefteigung des jetigen Padiſchah gegruͤn⸗ 
beten Collegien fteht dem vorigen zunaͤchſt das Medicinalcollegium. 
Es eriftet felt dem 1. April 1840 und feine Aufgabe ift, dem Charla- 
tanismus ber Aerzte und Pharmaceuten Einhalt zu thun. Das fünfte 
Collegium ift das Oberjuftizeollegium, welches kurz nad) der Pu- 
blicirung des Hattiſcherifs von Guͤlhane ſchon im December bes Jahres 
1839 zur Redaction der neuen Gefege und des verſprochenen organiz 
{hen Statuts, wie Überhaupt zur Verwirklichung alles deffen, was ver— 
heißen worden war, gebildet wurde. Won ihm ift das Strafgefegbud) 
ausgegangen, und es hat ſich bei verſchledenen Fällen durch Unparteiliche 
keit und Unbeftechlichkeit vortheilhaft ausgezeichnet. Endlich find noch 








*) A18 der Pabifchah eined Tages am Brabe feines Waters fein Gebet vi 
tete, vernahm er plöglich aus dem Innern der Gruft eine Stimme, welche ihm 31 
„Abdul Medſchid, ftehe ab von dem verberblichen Wege der Neuerungen ; ich, 
dein Water Mahmud, hatte auch diefe Bahn betreten; ich flucht jegt meinem 
eitein, gottlofen Beginnen.” Die Sultanin Balide ließ die Sache uͤnterſuchen 
und den frommen Derwifch, der ben Pabifchah auf beflern Meg bringen wollte, 
ohne Weiteres erbroffeln. (Beiträge zu einer Gefchichte ber neueften Reform be& 
ssmanifchen Reicht von Dr. Petermann. S. XXXVII. Bergi. Augsb. Allg. Ztg. 
vom 6. Juni 1840.) 
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zu erwähnen bie Municipalcollegien, durch welche bie Macht der 
Paſchas in den einzelnen Provinzen befchränkt if. Dem Mufchir (ober 
Militärgouverneur), welcher für bie Aufrechthaltung ber Öffentlichen Ruhe. 
zu forgen hat, ift ein Civilgouverneur (Muhaſſil) an die Seite geftelit, 
welcher die Steuern erhebt, einträgt und einfendet, und ein Kadi oder 
Nichte, dem die Gercchtigkeitspflege obliegt. Diefe aber müflen im 
wichtigen Fällen mit dem Municipalvathe ſich verfländigen, welcher aus 
Ber ihnen als Vorfigender noch die Repräfentanten aller in dem Diſtricte 
befindlichen Nationen und Religionen zu Mitgliedern hat. Außer bier 
fen Gollegien entftand noch Ende bes Jahres 1840 eine Direction bes 
Forſtweſens zur Culture und Ausbeutung ber zahlreichen und ſchoͤnen 
Waldungen des Reiche. Auch ein eigenes Zribunal zur Schlichtung 
der Handelsproceffe zwiſchen türkifhen und fremden Unterthanen wurde 
errichtet. Noch wichtiger aber war die Abfhaffung ber Iltiſaͤme oder 
des jährlichen Verkaufs und der Verpachtung der Staatsämter, und 
die Aufhebung des Charädfdy oder ber Kopfſteuer. Diefe, Thon im 
Koran begründet, war urfprünglich das Aequivalent, welches die Rajas 
ftatt des Waffendienfles, wozu fie nicht gelaffen wurben, dem Staate 
darbrachten.. Sie wurde von dem Finanzminifterium alljährlich provins 
zenweiſe verpachtet, und dem Pächter bie Einbringung berfelben überlafs 
fen. Ein jeder Naja mußte je nad) feinem Vermögen jährlih 15, 80 
oder 60 Piafter (1, 2 oder 4 Thaler) zahlen und erhielt bafür einen 
Zettel, den er ſtets bei fidy tragen und auf Verlangen vorzeigen mußte. 
Am 9. Sanuar 1840 wurde die Aufhebung diefer laͤſtigen Steuer bes 
fhloffen. Bor der Hand follte fie zwar noch bleiben, doch wurde ihre 
Einfammlung ausſchließend den Gemeinden überlaffen, die fie unter fich 
vertheilen und einbringen Eonnten, wie fie wollten. Den Sclufftein 
biefer Neformen bildet ein neues Strafgeſetzbuch, das in dreizehn Gapis 
tel, jedes mit mehreren Paragraphen, zerfällt. Diefe Kürze fchon zeich⸗ 
net es vortheilhaft aus. Dazu kommt feine Einfachheit und Beftimmts 
heit, fo wie die Weisheit feiner Anordnungen (&.6.$.2 des 12. Cap.): 
„Es darf jedoch durchaus Keiner ohne Grund, wenn feine Schuld nad 
ber Verhandlung nicht erwiefen iſt, verhaftet ober gezuchtigt, oder vers 
bannt werden.“ 

Diefe fämmtlichen Reformen follten, tie man vermuthete, das 
Fundament zur Wiedergeburt des osmaniſchen Reichs bilden. Bis jegt 
ift die außerordentliche Krifis, die man von jenen Einrichtungen erwar⸗ 
tete, nicht eingetreten, vielmehr haben ſich ziemlich deutliche Zeichen zu 
erkennen gegeben, bie auf die Wirkungsloſigkeit jener Reformverſuche 
binführen. Der Grund, warum ſolche Verfuche nicht die gehoffte Wir⸗ 
tung haben konnten, wird fich vielleicht mit größerer Evidenz aus ber 
folgenden Entwidelung nachweiſen laſſen. Zunaͤchſt liegt ein hindernder 
Umftand in dem Gemifh und der Ungleichartigleit der Bevoͤl⸗ 
kerung nah Abflammung, Sprache, Sitten, Religion, Bilbungsftus 
fen und rechtlihen Verhaͤltniſſen, die durch jene Reformen keineswegs 
ausgeglichen find. Won den 12 Millionen Einwohnern der unmittelbar 
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uropeiſchen Tuͤttei bet nnen ſich ottha 8,800,000 jun Jolam, hie 
zur griechiſc· und —— rn 


‚eigenen Sprachen oder die‘ fogenannte franca reden... 

Se oe uam Türkei HR 006 Döltagemi wo oh größer; 
dern aufet' vielen der genannten MWolksftdmme gibt «6 Sorer, 
Kurden, Araber, Turkomannen, Perfer amd mehrere ar Ku 
——— die mut Eh Sn „seran” — dem Mufti 


als geiſillchem 
* als Rajas —— die oben ermähnte Kopffteuer. Die 
retour ehrifftichen Lander finder ſich auch in den Do- 
naufurſtenit var mit bedeutendem Lebe des Adels, 
da ed eine nie, Boden — der Bauer zum großen 
Zelte im’ ingigkeie lebt. * —— Bevölkerung aber 
kennt nur einen Dienfta —— AR nicht erblic ift 
und von m Winke des G an ie Bewohner 
der Sei erlangten In neueſter Belt eine ſtend fteigende Poli 
uſche Bedeutſamkeit. Aus religiöfen —— genießen die Nachkom⸗ 
mem bes Propheten, fo wie der Vezire Idrahim Chan Oglu und Ah— 
med Kiupeili einige Worrechte. 

Der Culturzuftand und die wiſſenſchaftliche Bildung im tuͤrkiſchen 
Reiche ftehen noch auf einer ſehr niedern Stufe, obwohl an höheren und 
niederen Bildungsanftalten Fein Mangel if, Am Meiften find die Ar- 
menier und Griechen vorgefhritten, die Türken werden immer noch mehr 
öber weniger duch den Koran von wiſſenſchaftlicher Fortbildung zurüd- 
gehalten. Sie fhägen zwar Gelehrſamkeit, die Gelehrten ſtehen bei ihnen 
im hoher Achtung und werben allein zu allen Kirchen und Staatsämtern 
zugelaffen, fo weit dieſe nicht mifitäcifch find, aber fie find dennoch auf dem 
Standpunete, ber ihnen von den Arabern überliefert wurde, ſtehen ge— 
blieben oder vielmehr von biefem zurüdgelommen. Die meiften ihrer 
Bildungsanſtalten flehen mit Moſcheen In Verbindung oder vertreten 
die Stelle derfelben. So gibt es allein in Gonftantinopel und defien 
Vorſtaͤdten 1653 muhamebanifhe Etementarfhulen *), 515 Collegien 
ober höhere Schulen, mehrere Ueberliefcungs s ober Lefefchulen. In der 
neueften Zeit find in Folge der Reformen auch Krieges und Schifffahrtes 
ſchulen, auch eine medicinifhe Lehranftalt errichtet worden. Der Suls 
tan hat auch mehrere junge Türken nad) verfchiedenen europdifchen Haupt- 
ſtaͤdten geſchickt, damit fie ſich dort meiter ausbildeten. Doch ſcheint 





*) Bei iefen und, ben.folgenden ftatiftifchen Angaben find wir dem vorzüg- 
lichen Werke des Dr. Freiherrn von Reden „Allgemein vergleichende Handels⸗ 
und Grwerbös@eographie und Statifti” gefolgt. B 
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diefe Maßregel in letter Zeit, mie ſchon erwähnt wurde, auf Hinder⸗ 
niffe getroffen und aufgegeben worden zu fein. 

Was die Bodencultur betrifft, fo wird Roggen nur in einigen, ben . 
nördlichen, Provinzen, Welzen, Gerfte und Mais aber überall gebaut. Das 
meifte Getreide wird an den Ufern des Marmorameeres und des Archipela⸗ 
gus gewonnen. Im Innern des Landes werden bie Fluren fehr vernachlaͤſ⸗ 
figt, da das Korn der Schwierigkeit und Koftbarkeit des Transports wegen 
Leine Käufer findet. Tuͤrkiſche Bohnen find auch ein ziemlich wichtiges 
Product des Aderbaues ; Reis waͤchſt in Rumelien, wird aber fehr wes 
nig geachtet. Kleinafien verforgt einen großen Theil Europas mit ge= 
trockneten Früchten, namentlich Zeigen und Rofinen, welche in ber Nähe 
von Smyrna gelefen und von bort verfchifft werden. Auf einem gro- 
Ben Theile der Norbküfte Anatoliens find die. Berge mit Nußbäumen . 
bedeckt ; die Inſel Mytilene und die Ufer. des biefer Inſel gegenuͤberlle⸗ 
genden Meerbufens von Adramati hingegen erzeugen eine große Menge 
von Dliven und Del, was zum Theil in's Ausland verfendet wird. Die 
Mohnpflange wird im füdlihen Theile Kleinafiens, in der Entfernung 
von 10—30 Tagemaͤrſchen von Smyrna gebaut, und von ihr Opium 
gewonnen. Das Opium von Afıum:Kara:Hiffar iſt beſonders geachtet. 
Maftir wird auf der Sinfel Chios erzeugt; Gummi, Galläpfel und Krapp 
gewinnt man hauptſaͤchlich in Kleinafien. Die vorzüglichften Gelbbeeren 
kommen aus Kaiffar in Kleinafien und find denen aus Rumelien bors 
zuziehen. Tabak wird überall in der Zürkei angebaut, der beſte aber 
ift der rumelifche. In Rumelien und einigen Theilen Kleinafiens teribt 
man Hanf- und Flahsbau, im Paſchalik Zrapezunt und in der Pros 
vinz Dſchanik dagegen hauptfähhli nur den erfleren. Die Norbküfte 
Anatoliens, bie Ufer des Meerbufens von Nicomedien, Karamanien, Ru- 
mellen und Bulgarien find reich an Holz, befonders an Eichen. — Bon 
allen Pflanzen, aus denen Gewebe bereitet werben, iſt unftreitig für die 
Bewohner Afiens die Baummollenftaude die wichtigfte. Sie wird im 
füdlihen Anatolien gebaut und reicht nordwärts bis Tokat und Kara: 
Hiſſar. Die werthvolifte aller aus der Türkei in’s Ausland gelangenden 
Waaren ift die Seide, von welcher die in der Stadt Bruffa und ihrer 
Umgegend gefammelte ben erſten Plas nad der italienifchen behauptet. 
Die ars Turnowo in Rumelim kommende Seide iſt weit ſchlechter, 
jedoch dem Erzeugniffe von Amafia und Ziherfhamba, in der Provinz 
Dſchanik, vorzuziehen, welche, fo wie die Seide von Diarbelir, nur im 
Lande felbft verbraucht wird. — Viehzucht iſt in der Türkei, befons 
bers unter den nomadiſchen Volksſtaͤmmen, ein fehr wichtiger Zweig ber 
Betriebfamkeit. Die türkifhen Pferde find durch nichts befonders bes 
merkbar; auch ift das Hornvieh meder durch Gattung, noch durdy Zahl 
ausgezeichnet, nur Büffel gibt es in Armenien von ungemöhnficher 
Groͤße. Efel, Maulefel und Kameele werden allgemein als Laftthiere 
gebraucht ; auch dient das Haar von legteren zur Verfertigung von mans 
herlei Geweben. Die Mehrzahl aller Heerden bilden Schafe und Zies 
gen. Bon ihrem Fleifche näheren fich die Mufelmänner, aus ter Milch 
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mar ergen, am ſchwar⸗ 
gen Meere über Tokat, Kata-Hiſſar, Guͤmuͤſch⸗ Hanch nach dem Kurdis 
fan —— Kupfer gewonnen. In der Provinz Dſchanik gibt es 
vier , auf dem Wege von Trapezunt nad) Erzerum find, zwei. 
In der: Gegend. von Guͤmuͤſch-Hanch gibt es Bleiminen, deren Erze 
und auch etwas Gold enthalten. Ein wenig Silber wird auch 
in. den: balkanifchen Bergen gefunden, Won. dort bezieht man ferner 
Eifen, welches aber nicht einmal zum Verbrauche des Ärſenals hinreicht. 
In KarasHiffar iſt ein bedeutendes Alaunwerk, in ben Bergen von 
Kurdiftan wird Borar, Operment ıc. gewonnen. Steinfalz briht man 
bei Kate, und an ben Ufern des Archipelagus wird Meerfalz gekocht. 
, In früheren Zeiten bezog Europa eine Menge koſtbarer Stoffe 
aus ber Türke. Jetzt haben die dortigen Fabriken nicht allein 
Übre auswärtigen Käufer verloren, fondern fie floßen in ihrem eigenen 
Sande auf auswärtige Waaren, die beffer und wohlfeiler als die einheie 
miſchen Erzeugniffe find. Die natürliche Folge davon iſt eine bedeus 
tende Verminderung ber Fabriken. Gewebe werben bereitet aus Flache, 
Hanf, Wolle, Kameel« und Ziegenhaar, Baumwolle und Seide. Leinens 
yeuge fertigen zum Hausgebrauche die Bewohner nur in einigen Thei⸗ 
len ber Tuͤrkel; Hanfverarbeitung dagegen iſt ein fehr wichtiger Zwelg 
dee Vetriebfamkeit. Sehr dauerhaft find. die Taue, welche man in Unia 
und an einigen anderen Orten ber Morblüfte Anatoliens macht; bie 
Kronfabrik zu Conftantinopel, welche 1000 Mann beſchaͤftigt und mo: 
natlih 4200 Pud Hanf verbraucht, liefert die Taue für die ganze 
tuͤrkiſche Flotte. — Die Hanfleinwand, welche vorzugsiwelfe von den 
rauen in einigen Teilen Kleinaſiens bereitet wird, gebraucht man In 
großer Menge zu Hemden in der Türkei und in Sprien. Die Schaf 
wolle in Afien ift fo ſchlecht, daß auch die aus berfelben gefertigten 
Sewebe auf einer fehe niedrigen Stufe der Vollkommenheit bleiben mußs 
ı ten; in Europa kennt man unter allen Wollenzeugen nur die tuͤrkiſchen 
Teppiche. Das bauerhaftefte Tuch webt man in Rumelien und verfendet 
es von bort in alle Theile des Reiche ; doch bereitet man faft überall auch 
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für den Hausgebrauch Wollenzeuge, und außerdem Filze, gemeine Tep⸗ 
pihe ꝛc. Die tuͤrkiſche Baummolle iſt kurzhaarig und liefert daher kein 
feines Sefpinnft, meshalb bie Baummollenzeuge nicht von befter Güte 
find. Zum Hausgebrauche werden bergleichen faft in allen Dörfern ges 
webt. Bemerkenswerth ift eine Art geflreifter Nankings, Manuſſa ges 
nannt , der vorzugsweife im Lande ber Kurden bereitet wird. Die 
baummollenen Tücher, das einzige Zeug, welches bebrudt wird, nehmen 
einen ſehr bedeutenden Plag unter ben Ergeugniffen der türkifchen In⸗ 
duftrie ein. Durch ihre Seidenmwaaren find beſonbers berühmt: Conſtanti⸗ 
nopel, Skutari, Bruffa, Turnowo, Damask, Aleppo, Diarbelir; aber an 
dem erften Orte follen von 3000 früheren Weberftählen jest nur noch 350 
üdrig geblieben fein, im zweiten finden ſich jest Baum noch 300. In Bruſſa 
if ihre Zahl von 2000 auf 500 zufammengefhmolzen; in Turnowo 
gab es fhon 1831 nur 200 ftatt der früheren 2000. Eine jede dieſer 
Städte zeichnete fich durch befondere Arten von Zeugen aus; fo werben 
vorzugsmeife fammetne Uebirzüge zu Kiffen in Skutari gemacht, in 
Gonftantinopel und Bruffa wirkt man namentlidy Heingeblämte Zeuge, 
Damask ift berühmt durch feine Kutniae, Aladſcha, Ghefl. In Aleppo 
und Diarbefir fertigt man biefelben Gewebe, fie werben aber weniger 
als die Damasker geachtet. Gemohrte Zeuge macht man auch in Cons 
flantinopel und Bruffa. Die Goldiwirkeret fleht auf einer ſehr niedri⸗ 
gen Stufe, die ſchwierigen Muſter werben durch Frauenzimmer geftidt. 
In ben türkifchen Gerberrien bereitet und färbt man ganz vorzüglid 
Schaf⸗ und Ziegenfelle. — Tuͤrkiſche Säbel und Dolde waren ſtets 
berühmt, alle übrigen Stahls und Eifenwaaren aber find hoͤchſt rohz 
Kupfergeräthe dagegen werben im großer Menge und gut gearbeitet. 
Soldarbeiter und Juweliere, deren ed befonders in Gonftantinopel viele 
gibt, ftehen ben europäifchen fehr nah. Es finden fidy in der Tuͤrkei 
Glashuͤtten, allein fie liefern nur mittelmaͤßige Waaren; Zöpfergefchire 
wird überall in großer Menge gemacht. 

Die Türkei verkehrt mit Europa vermittelft vier Häfen: Gons 
ftantinopel, Salonich, Smyrna, Trapezunt; außerdem befigt fie noch 
eine Menge Heiner Häfen für die Cabotage» Schifffahrt. Der einzige 
volltommen fihere Hafen am ſchwarzen Meere iſt die als Handels⸗ 
plag jeht ganz unbedeutende Etabt Sinope; Gamfun, mit einer ganz 
offenen Rhede, hat die frühere Bedeutſamkeit derfelben gewonnen, indem 
es der Stapelplag für ale Waaren aus Tokat und ber reichen Provinz 
Dſchanik iſt. Wafra, Unia, Zireboti und Keraffont gewähren gar kei⸗ 
nen Schuß gegen Stürme und Wogen; Hinter dem Cap Wona und in 
Platana find die Schiffe mehr gefichert ; in Zrapezunt ſelbſt aber legen bie 
Fahrzeuge gewöhnlich nur im Sommer an; im Winter gehen fie nach Pla⸗ 
tana. Treffliche Häfen geben die vielen Kinfchnitte, welche das Mars 
morameer und der Archipelagus bilden. Die tärkifche Handelsflotte If 
‚ ziemlich zahlreich; doch erlaubt die ſchlechte Bauart der Schiffe den 
überdies unkundigen Sciffern felten, fi in das offene Meer zu wa- 
gen, und bie Küftenfchifffahrt bat durch die Dampfichiffe einen bebeutens 


454: Türkei, 


den Stoß erhalten. — Hinfichtlich des Ausfuhrhandets koͤnnen die 
Provinzen der Türkei — en Meife eingetheilt werden: Rumelien 
und Bulgarien theiten ihren Ueberfluß « .. Eonflantinopel und Sas 
tonich, welchen letzteren Plage vorzugeweiſe die Ausfuhren von Macedor 
nien und Theffalien ; Albanien Häfen find Skutari und Dus 
wongo; der Moldau: Galacp; der Waladet: Brailaz und Bei- 
rut find bie Stapelpläge Gpriens;_ der fldtihe Tpeit toliens hängt 
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mit der Türkei befindet ſich in den Händen von Eutopdern, Pech 

chen, befonders aus Chios, und von einigen tuͤrkiſchen Unterthanen, nas 

mentlich Atmenlern und Griechen, weldye erflere eine Handelsclaffe, Be— 


Regierung an dem Meiftbietenden er 
würde) einen Rn des Kauffchillinge vorſchießen und für die Zahtung 
des Uebrigen Sicherheit leiften. In Gonftantinopel und Smyrna ift der 
‚Handel auf europdifchern Fuße eingerichtet; alle Geſchaͤfte werden durch 
Mäkter (in Conftantinopel meiſt Juden) betrieben, deren jeder einen be: 
fondern Handelszweig hat. Die mehrften MWechfelgefchäfte macht man 
über Wien, welches mit Conftantinopel eine Landpoftverbindung hat; 
nit den anderen großen Häfen aber (Smyrna, Odeſſa, Galacz, Zrapes 
zunt, Trieſt) wird der Poſtverkehr duch Dampfſchifffahrt unterhalten. 
Der "Binnenhandel in der Türkei iſt gänzlich in den Händen von Gries 
hen und Armeniern. Die Zürken nehmen wenig Theil daran. Um 
die Erzeugniſſe eines Ortes einzulaufen, ziehen die Händler mit den da⸗ 
ſelbſt begehrten Waaren als Taufhmittel dorthin, und an vielen Orten 
wird dies durch vegelmäßige Märkte erleichtert. Die Formen des Ders 
kehts find hiernach noch in der Kindheit, allein auch diefe Bewegung 
deſſelben wird durch das Monopolweſen befchränkt, welches gerade in 
dem reichſten und bevoͤlkertſten Provinzen des Reichs am Meiften aus⸗ 
gebildet iſt. Der Producent kann daſelbſt nicht an wen er will verkau⸗ 
fen, ſondern muß ſeine Producte an die Beamten des Großherrn zu 
einem beſtimmten Preiſe abgeben. Von den Ankaͤufern dieſer Producte 
wird oft J durch die Beamten als Vorſchuß gefordert und muß von 
dem Ankaͤufer bezahlt werden. Es iſt dies jedoch nie ein Kauf fuͤr eine 
ſchon exiſtirende Waare, ſondern nur ein Contract fuͤr eine zukuͤnftige 
Lieferung. — Ale hriftlichen Fremden, die ſich in der Levante aufhai⸗ 
ten, heißen Franken, eben fo mohl als ihre legitimen Nachkommen, in 
fo fern fie nicht mit Rajas erzeugt find. Keiner von ihnen ſteht uns 

ter tuͤrkiſcher Botmäßigkeit, fondern nur unter ber feines eigenen Bater- 
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Lande, das durch feinen In Pera refibirenden Gefandten vertreten wird. 
Ein jeder Franke meldet ſich bei feiner Ankunft bei ber Canzlei feines 
Sefandten und fteht fofort unter deſſen Schus und Gerichtsbarkeit. 
Die Franken bleiben auch alle Generationen hindurch Unterthanen ihres 
Sürften, und merden auch in Pera nach ihrem verfchledbenartigen Va⸗ 
terlande namentlich und bleibend unterfchieden. 

In politifcher Hinficht zerfallen die unmittelbaren Befiguns 
gen des türkifchen Reichs in Europa und Afien in Ejalete, deren 
Beinere Unterabtheilungen Livas oder Sandfchals heißen. Von erſte⸗ 
ven kommen auf bie europdifchen Befigungen, außer den beiden Haupt⸗ 
ftädten Conſtantinopel und Adrianopel, fünf, auf die aflatifchen achtzehn. 
Die fünf europdifchen Ejalets find: Rumili, Bosnien, Siliſtria, Dſche⸗ 
fair und Kirid (Creta). Das Ejalet Rumili (beftehend aus den Landfchaften 
Bulgarien und Arnaut nebft Theilen von Thracien, Macedonim und 
Epirus) ift in 15 Livas oder Sandſchaks eingetheilt: Janina, Salonich, 
Trikala, Scutari, Ochrida, Aulone, Guftendil, Il Baffan, Perferin, 
Ducagin, Uskiup, Delvino, Velitfchterin, Cavala, Kruſchevacz. — Das’ 
Eialet Bosnten (Provinz Bosnien, nebft der Herzegomina und Heinen 
Beftandtheilen vom ehemaligen Kroatien und Dalmatien) zerfällt in bie 
Livas: Vidin, Kiliſſ-Bosna, Zvernik, AdasisZrebir, Trebigne (Herzego: 
wina). — Das Ejalet Siliſtria enthält die Livas: Nicopoli, Tſcher⸗ 
men, Vize, Kirkliſſa. — Das Ejalet Dſcheſair (die am Marmora⸗ 
und aͤgeiſchen Meere gelegenen Kuͤſtenſtrecken von Thracien und Mace⸗ 
donien, die zur Tuͤrkei gehoͤrigen Inſeln des Archipels und verſchiedene 
Landſchaften in Kleinaſien (von welchen aber auf den eigentlichen euro⸗ 
paͤiſchen Antheil nur 593 Quadratmeilen kommen), umſchließt die Livas: 
Dardanellen, Rhodus, Nikoſia (auf der Inſel Cypern), Chios, Samos 
und andere Inſeln des Archipelagus. — Ejalet Kirid (Candia oder 
Creta) nebſt einigen demſelben nahe gelegenen kleinen Eilanden beſteht 
aus den Livas: Kirid (Candia), Retimo und Kanea. — Die wichtigſten 
Staͤdte dieſer Ejalets ſind außer der Hauptſtadt Conſtantinopel, deren 
ſchon früher erwähnt wurde, Salon ich, am gleichnamigen Meerbuſen 
mit etwa 70,000 Einwohnern, wovon die Haͤlfte Nichtmuhamedaner; 
ſie iſt die zweite wichtigſte Handelsſtadt der europaͤiſchen Tuͤrkei und fuͤr 
den Ausfuhrverkehr ſogar die erſte. Skutari und Durazzo ſind die 
wichtigſten Haͤfen des tuͤrkiſchen Albaniens. Skutari mit 20,000 E 
liegt am Abfluſſe der Bogana aus dem See von Skutari; Durazzo am 
Buſen gleiches Namens des adriatiſchen Meeres mit 5000 E. — Die 
wichtigen Handelspläge Bulgariens liegen, außer Varna (16,000 E., 
mit gutem Hafen am ſchwarzen Meere) ſaͤmmtlich an der Donau; «6 
find Widdin mit 25,000 E., Siftewo mit 20,000 E., Ruſtſchuk mit 
30,000 E., Sitiftria mit 20,000 €., Raſſova, Hirfova, Fſattſcha Tultſcha, 
Sulina, Koftendfche, fämmtlid jedoch mit dem uͤberſeeiſchen Auslande in 
ſehr geringem Verkehre ſtehend, indem ſie nach Galacz und Braila die 
Erzeugniſſe des Landes zur Meiterbeföcherung bringen. Der Berkehr 
derfeiben mit Oeſterreich durch die Donaufchifffahrt iſt lebhafter ge: 
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worden. - Die große Wichtigkeit der Donau und der Donaumlnbuns 
‚gen In commercleiler Hinficht ift in neueſtet Beit noch geftiegen durch 
die von der öfteereichifchen Regierung ergiffenen Maßregeln zur Weföre 
Krahe von Derhöur 85 Gag un vn da nd Gofmie 
von und von 
Dadurch wird die Donau zu einer der Hauptftrafen des Taufchhandels 
aber, bie Donau mit dem Rheine, und dadurch das deutſche Meer 
mit dem ſchwaczen zu verbinden, kann dieſe Muͤndungen zu einem ber 
Endpuncte einer machen , deren anderes Ende in Amfter- 
dam, Rotterdam und, fein wird, und meldjer die Pros 
duete von Holland , Frankreich, Deutfchland, der und Südruße 
land ausgetaufcht werden koͤnnen, ohne daß man noͤthig hat, Gibraltar 
zu umfahren. Dann werben bie jegt oͤden und unbewohnten Ufer bet 
Donaumuͤndungen ſich in bedeutende Entrepots des ſuͤdeuropaiſchen Han - 
dels ummandeln.. Bei der Dampfſchifffahrt ſind zwar zunaͤchſi Defters 
teich, Rußland, bie Tuͤrkei betheiligt, diefelbe betührt aber daneben bis 
NE Sr rare eg erraten vieler anderen Länder, namente 


gen Keime und Anfänge Enüpfen. Die bebeutendfien Donauhäfen find 
Galacz und Braila; beide, ehemals ganz untergeorbnete Stapelpläge des 
ſchwar zen Meeres, wetteifern jegt um ben gleichen Rang mit Tagantog 
und Sdeſſa. Die öfterreihifhen Schiffe find jegt ermächtigt, von bier 
direct nach Großbritannien zu verladen. 

Die für den Verkehr mit Europa wichtigſten Handelspläge ber 
aflatifchen Zürkei find: Smyrna mit 140,000 E., worunter 58,000 
Tuͤrken, 48,000 Griechen, 10,000 Armenien, 8500 Ssraeliten und 
15,500 Chriften oder Franken. Die günftigfte Handelsperiode Smyr⸗ 
na's war zur Zeit des Kriegs zwiſchen England und Frankreich unter 
Napoleon; von dem Ausbruce der griechiſchen Revolution begann der 
Verfall deffelben. In Trapez unt mit 30,000 €. hat ſich feit 1828 
der Zranfitohandel von und nad) Perfien niebergelaffen, wodurch die 
Bedeutung der Stadt jährlich zunimmt. Nächftdem find zu nennen: 
Tſchesme im Archipel, ber Inſel Scio gegenüber, mit 16,000 €.; 
Metelin auf der Inſel gleihen Namens mit 10,000 E.; Scio mit 
15,000 €. Auf ber forifhen Küfte ift Beirut mit 10,000 €. der 
bebeutendfte Hafen, durch feine Sicherheit und die Nähe von Damask, 
welches nebft Aleppo den ganzen Binnenverkehr und den Handel nad 
Arabien und Perſien beherefht. Die obigen Häfen biefer Kuͤſte, mie 
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Jaffa, Tripoli, St. Jean d'Acre (Akka), Alexandrette und Saida haben 
nur geringe Bedeutung fuͤr den Handel. 

Die Staatsverfaſſung hat eine aſiatiſch⸗despotiſche Form, und die 
geringen Beſchraͤnkungen, welche z. B. ſchon durch den Hatti⸗Scherif 
vom 3. Novbr. 1839 eingeführt wurden, wie Sicherheit des Lebens, der 
Ehre und des Eigentums der Unterthbanen, Regelmäßigkeit in Veran⸗ 
lagung und Erhebung der Steuern, Beſtimmtheit hinfichtlih ber Aus⸗ 
bebung der Truppen und der Dauer ihres Dienftes find wohl kaum zur 
Anmendung nefommen. Der Sultan oder Pabifchah, welcher die welt⸗ 
liche und geiftliche Macht in ſich vereinigt, iſt unbefchränkter Here über 
das Leben und Gut feiner Unterthanen, er ſetzt die Staatsbeamten nady 
Willkuͤr ein und ab, läßt belohnen und hinrichten und die Güter cons 
fischen. Er erhebt zu Ehrenftellen und Staatswuͤrden, wen er will. 
Der Sultan flammt aus dem Haufe Osman's, in welchem die Throns 
folge in männlicher Linie erblich iſt; er wird bei Erhebung auf den 
Thron mit dem Säbel Osman's umgürtet. Der Hofitaat ift ſehr zahl⸗ 
reich, zähle über 10,000 Perfonen und zerfällt in den innern und dus 
Feen. Der exftere befteht aus dem Harem, an deſſen Spige der Kislars 
Agaffi und der Kapi: Agaffi ſtehen; der letztere enthält alle Hofchargen 
mit der großherrlichen Leibwache; dazu gehören die Kapigi, bei den 
Türken dafjelbe, was an europdifchen Höfen die Kammerberren ; der 
Oberkammerherr heißt Kapigi:Pafha. Symbol bes Reiche iſt der wach⸗ 
fende halbe Mond, was zwar Iänaft eine Unmahrheit geworden: ift. 
Drden zu tragen verbietet zwar der Koranz dennoch fliftete ſchon Ges 
Im II. im Jahre 1797 den Drden des halben Monde für Europder, 
aus 9 Glaffen beftchend, und Mahmud fügte am 19. Aug. 1831 den 
Drben des Ruhmes in 4 Glaffen hinzu. Das Verwaltungsfuftem, wel⸗ 
ches Lange hin= und hergefchwankt hat, wurde neuerdings im Februne 
1842 dahin geordnet, daß alle Beamten wie früher aus der Staatscaſſe 
bezahlt werden. Der Paſcha hat bie Militär» und Civiladminiſtration 
ber Provinz. Ihm zur Seite fleht ber Defterdar oder Oberrechnungs⸗ 
beamte der Provinz. Dede Provinz iſt in Gantone und Diftricte eins . 
getheilt. In jedem Canton befindet fich ein Kaimakam, welcher flatt 
des Mohaffils die Stelle des Finanzbeamten vertritt. Nebſtdem mird 
auch in jedem Diftricte ein Kaſa⸗Mudiri oder Inſpector aus der Mitte 
ber Primaten gewählt, um die Rechnungsbeamten zu überwachen und 
ihnen zugleich die nöthigen Auffchlüffe zu ertheilen. In allen Städten 
erifticen wie früher die Gemeinderäthe. Der Zehnte wird oͤffentlich an 
den Meiftbietenden verfteigert. Der Steigerer ift mit feiner Erhebung 
beauftragt und muß im Voraus die zu zahlende Summe bei dem Kai⸗ 
malam hinterlegen. Diefer ſchickt das Geld an den Defterbar, welcher 
nad) Auszahlung der Provinzialbeamten es in ben Staatsfchag endet. 
Die gefegmäßige Erhebung und VBerfteigerung bed Zehnten wirb von 
allen oben genannten Obrigkeiten bewacht. Die Rajas zahlen ihr Kopfs 
geld nicht mehr an die Patriarchen, fondern ih einem Öffentlichen Buͤ⸗ 
teau, in Gegenwart einer Commiffion ihrer Primaten, an einen türkis 
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—— Das Perſonal und das Gehalt. ber 
— ‚Die wichtigften Einnahmequellen 
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genheit, in welcher fich die Türkei im Zahre 1834 befand, ief.die. erfie 
Emiffion ihres Papiergeldes hervor, Es wurden im Juli, 1840. an 


oder 1,792,000 Thaler in Stüden zu. 100, 200, 250 und 500.Piaftern 
ausgegeben, Schon drei Monate fpäter, gegen Ende Septembers 1840, 
erfolgte eine zweite Emiffion von 48,000 Beutel oder 2,688,000 Tha: 
Teen; folglich exiſtiren ſeltdem 4,780,000 Thaler Papiergeld. — Bis zum 
Sabre 1834 galt im Allgemeinen ein im Jahre 1816 erlaſſenes Zollre- 
glement,; wonach fremde Waaren einer Eingangsabgabe von 3 Procent 
des Werths unterworfen waren. Im Jahre 1838 ſchloß England einen 
biefen Zuftand verändernden Hanbelsvertrag mit. der Pforte ab (Türkis 
ſcher Zolltarif, vereinbart am 27. April 1889 zwiſchen Großbritannien 
umb der Pforte, in Gemäßheit des Tractats vom 14. September 1838, 
gäftig für den Handel derjenigen Staaten, die ſpaͤter mit der Pforte 
eimen Handelstractat abgefchloffen haben. Aus dem Englifchen überfegt 
von G. Meeder. Hamburg, 1840), wonach bie Inländifchen Monopole 
aufhören, dafuͤr aber ein Eingangszol von 5 Procent und ein Auss 
gangszoll von 12 Procent des Merthes verordnet werden follte. Die 
Übrigen feefahrenden Nationen ſchloſſen fi) ben Beflimmungen biefes 
Vertrages an, nur Rußland hielt an den alten 3 Procmt feft, und hat 
kuͤrzlich eine zwölfjährige Verlängerung dieſes Monopols erlangt. Die 
geifttiche Verwaltung leitet unter Auctorität des Padiſchahs ber Mufti. 
Er iſt der Vorſtand der Ulemas (Gelehrten), welche eine Corporation 
aller Religionss und Rechtsverſtaͤndigen bilden, und aus denen alle Kir: 
chen⸗ und Richterſtellen befegt werben. Die Claſſen dieſer Ulemas find 
die Unter-MuftisKabilesker, Mole, Kadi, Naib, Imams, Scheide, Chas 
tibe, Mueffims und Derwiſche. Die Rechtspflege beruht nach den 
Grundfägen des Korans auf den einfachen und apobiktifchen Ausfprüchen 
- der Kadis. — An der Spige ber politifchen Angelegenheiten fteht der 
Großvezir; er iſt oberſtei Befehlshaber im Kriege und Frieden, unter 
ihm ftehen bie ſaͤmmtlichen Dinifter. Diefe find nach den neueren Ber 
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zeichnungen ber Umuri muͤlkie nafiri (Minifler bes Imern), Umuri 
charadſche nafiri (Minifter des Auswärtigen), Defterdar (Sinanzminifter), 
Kapudan⸗Paſcha (Marineminifter und Großadmiral), Tſchauſch Baſchi 
(Polizeiminiſter) und Mufti (Cultus⸗ und Juſtizminiſter); ſie bilden nebſt 
den Agas der Truppen und anderen dazu gezogenen hohen Reichsbeamten, 
vorzuͤglich den Staatsſecretaͤren fuͤr die einzelnen Verwaltungszweige, den 
Staatsrath (Divan), in welchem alle Reichsangelegenheiten verhandelt 
werden. Die regelmaͤßigen Truppen, welche die Tuͤrkei gegenwaͤrtig un⸗ 
terhaͤlt, mögen etwa 50,000 Mann betragen, waͤhrend ihre Kriegsma⸗ 
tine feit der verbängnißvollen Schlacht bei Navarin ſich kaum mieber erholt 
hat und etwa 1800 Kanonen mit 9000 Mann Equipage führen fol. 

Ob die Türkei mit ſolchen Staatskräften, nachdem in ihr durch bie 
neuefien Reformen grundfäglich das alte Negiment aufgehoben ift, das auf 
der Herrfchaft ber Gläubigen über bie Ungldubigen baſirt war, bei einer 
bevorftehenden ernftlichen Collifion einer europaͤiſchen Hauptmacht wird 
Widerſtand leiften koͤnnen, oder ob. fen Dafein noch in ungemifle Zus 
tunft hinaus duch die Kunft ber Diplomatie wird gefriftet werben, 
das müffen wir diefen beiden, ber zukünftigen Diplomatie und der Dis 
plomatifchen Zukunft, überlafien. Jedenfalls wird die Entſcheidung auf 
das Schickſal Deutfchlande nicht ohne Einfluß bleiben. 

Rutenberg- 

Zugendbund*). — Mit diefem Namen bezeichnet man einen in 
Preußen entflandenen Verein patriotifher Männer, der nad) Deutſch⸗ 
lands Unterjohung durch Napoleon in ben Jahren 1806 und 1807 
zu dem Endzmwede (urfprünglich unter bee Benennung: ſittlich⸗wiſſen⸗ 
fchaftlicher Verein) zufammentrat, dich Wort, Schrift und Beifpiel zus 
nächft in dem preußifchen Volke, dann aber auch in dem übrigen Deutſch⸗ 
land Vaterlandeliebe und politifhen Gemeingeiſt möglichft zu erwecken 
und zu verbreiten., Da für die fpätere Erhebung und Befreiung unfers 
gefammten Vaterlandes, für diefe größte Thatfache ber neuen Ges 
fhichte, diefer Bund auc ohne Zweifel das Seinige beigetragen unb 
mehr, als man fpäter anzuerkennen für gut fand, das neuere Innere po⸗ 
litiſche Leben befördert hat, fo iſt ihm ſchon dadurch feine hiſtoriſche 
Bedeutung gewiß. Derfelde kann übrigens nur in Bezug auf bie 
Franzoſen als eine geheime Verbindung bezeichnet werben, ba feine 
Zwede, Statuten und Mitglieder der preußifchen Regierung befannt und 
von ihr gebilligt und begünfligt waren. Die Franzoſen erkannten feine 
Bedeutung, fobald fie von ihm Kunde erhalten hatten, fehr beftimmt 
an. Es ſteht gefchichtlich feft, daB Napoleon biefen aus dem Geifte 
des Volks hervorgegangenen Verein mit bem richtigen Inſtincte bes 
Despotismus (wie auch die beutfchen Univerfitäten!) nicht wenig fürdy« 
tete, und daß der Marfchall Davouft zu emem preußifchen Officer in 
Hamburg fagte: „er haffe nicht Preußen, fondern ben Zugendvers 
ein’); ferner, daß fchon 1809 von dem franzöfifchen Dinifler Maret 

*) Man bittet um Entfchulbigung wegen ber Derfegung biefes Artikels. 

1) Freimüthige Blätter fe Deutfche. Berlin, 1815. 9. IV. &. 118. 
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- ſcheleben wach I). Ganz in ee ber frangds 
(he hrs —— ſeinem 35 über den der Frans 
zofen In Drutfchland 1813, die Deutfcpen feien biß 1812 ir für die 


und erſt der Tugendbund Liebe 
BB vetnan)ı en Ei Sauce Su Def Zugdtund der 


die damals bedeutendften —— — 
Minner genannt wurden, wie zJ. B. der General Scharnhorft, Schilt, der 
ibere dv. Stein, Gihte, Jahn, Arndt, Humboldt, Schleiermaher, Nies 
* Guelſenau — freillch one heit —— ——— 
erden. Am Merkmürd e dadurch 
nach ſeinem Aufhoͤren ober völligen Criöfeen von der anticonflitue 
tionelt —— —— in unb außerhalb Preußens als Gefpenft 
——— En gemißbrauht wurde, um bie ſchoͤn · Einigkeit 
hen Fürften es El durch Miftrauen zu ſtoͤren und naments 
Ti) im Preußen bie auch dort fo — —— conſtitutionette 
Entwidelung zu hemmen. Da die Wirkungen hiervon noch bis zur 
diefem Augenblicke fortbauern, fo ſcheint ar * Beſprechung und 
Erdeterung der Urſachen und Folgen dieſes Vereins, fo wie feines Bus 
Tammenhangs mit der wichtigften Staatsfrage der Gegenwart, dem Rex 
präfentativfpftem, hier nicht ungeeignet. Auch hat die eben erwähnte, 
von bem bekannten Geheimen Rath Schmalz in Berlin ausgegangene 
Denunciation zu einer literariſchen Polemik geführt, an ber einige Notabis 
litaͤten in unferer Gelehrtenwelt, Niebuhr und Schleiermader, 
— nahmen, und welche in mehrfacher Beziehung hoͤchſt merkwuͤr⸗ 
big Äft. 

Wir geben hier zuerft die Innere und aͤußere Geſchichte bes Tu— 
gendbundes felbft, fo kurz als möglich. 

Die innere DVeranlaffung zu Stiftung beffelden war folgende. 
Durch den Tilfiter Frieden, welcher Preußen mehr als bie Hälfte feines 
bisherigen Gebietes Eoftete, war daffelde von feiner früheren glänzenden 
Höhe in bie Reihe der Staaten vom zweiten, wo nicht gar vom britten 
Range herabgefunten. Doc; lebte immer noch ein Eräftiges Volksge⸗ 
fühl fort, und die vielen ausgezeichneten Männer, die dieſer feit langer 
Belt die Intelligenz als feine Hauptflüge anerfennende Staat in ſich zu 
vereinigen gewußt hatte, gaben keineswegs die Hoffnung einer bereinftie 
gen Wiedererhebung auf, welche fie auch durch die geeignetften Mittel 
zu bewirken ſuchten. Ueber dieſe Mittel boten die Urfachen der Zer⸗ 
trümmerung der preußiſchen Macht genuͤgende Andeutungen dar. Die 
Haupturſache war ohne Zweifel, wie auch der Staatsminiſter v. Schön 


1) Niebuhr, Uch. geheime Verbindungen ıc, Berlin, 1815. ©. 4. 
2) Bol. d. Rec. diefes Werkes in d. Göttinger gel. Anzeigen 1819. St. 162. 
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in feinem berühmten „Woher und Wohin?’ ganz richtig bemerkt hat, 
dee noch aus früherer Zeit flammende Mechanismus des ganzen 
Staatswefens, bie biß zum Unerträglichen gediehene Bevormundung 
des Volles duch die Beamtenwelt und die Unterbrüdlng 
alles öffentlihen Lebens, alles politifhen Gemeingeiftes 
und ber wahren Seele des Staats, ber Öffentlihen Meinung ?). 
Die zweite Haupturfahe war die zum mahren Daß gefliegene Ents 
fremdung zwiſchen den verfchiebenen Ständen, und befonders zwiſchen 
dem preußifhen Volke und bem Deere, in deſſen Officierfiand das 
übermüthigfte Junk erth um berrfchte, fo daß das Volk fogar mit eis 
nee gewiſſen Befriedigung die Kunde von der Niederlage bei Jena 
aufnahm 2)! — Mit der Erkenntniß dieſer Dauptübel war die Indi⸗ 
catton der Heilmittel gegeben. 

Schon am 27. Nov. 1807 ſchrieb Scharnhorft an ben nach⸗ 
maligen General v. Klaufewig: „Unglüdlidy, ganz unbefchreiblidh une 
glüctich find wir. Wäre es möglih, nach einer Reihe von Drangfas 
 Ien, nad) Leiden ohne Grenzen aus den Ruinen ſich wieder zu erheben, 
wer würde nicht gern Alles daran fegen, um den Samen einer neum 
Frucht zu pflanzen, und wer würde nid;t gern fterben, wenn ex hoffen 
Zönnte, daß fie mit neuer Kraft und Leben hervorgingel Aber nur auf 
einem Wege ift dies möglih. Man muß der Nation bas Ges 
fühl der Selbſtſtaͤndigkeit einflößen, man muß ihr Gelegens 
heit geben, daß fie mit ſich feibft bekannt wird, daß fie fich ihrer 
ſelbſt annimmt; nur erſt dann wird fie fich felbft achten und von Ans 
beren Achtung zu erzwingen wiffen. Darauf binzuarbeiten, dies 
ift Alles, was wir Eönnen. Das neue Militär, fo klein und uns 


1) Buddeus, db. Staatsarchiv. 1842. Bd. III. ©. 256 ff. Wir wollen nur 
folgende Stelle mittheilen: „Es konnte nicht fehlen, baß diefe Bevormunbung 
unwürdiger Menſchen, im Geifte der Beamtenhierardhie geführt, das Gefühl der 
Selbftftändigkeit des mündigen Theils bes Volks tief und ſchwer verlchte. 
Um fo mehr nahm man im Volke bie Städteordbnung mit hohem Enthufiacmus 
auf, und mit um fo größerer Schnfucht fah man einer Sommunalorbnung und einer 
Molke: und Ständerepräfentation entgegen, indem man hoffte und meinte, in diefen 
die Mündigkeit des gebildeten Theils des Volkes wirklich auch anerkannt zu fehen. 
Das Ungluͤck im Sabre 1807 bis 1813 und die Geſetze diefer Zeit förderten die 
Selbftftändigkeit des Volks noch bedeutend mehr, und brachten fie in im⸗ 
mer klareres Bewußtfein. Die ſchoͤnſte Frucht davon und die herrlichfte Erfcheinung 
des erwähnten Geiſtes Liefer Zeit war die preußifche Landwehr, nicht von Milis 
tärs oder Givilbeamten errichtet, fondern au 8 dem Volke hervorgegangen und durch 
bie Kraft des Volkes berangcreift. Es war die Zeit der Erkenntniß gelommen 
u. ſ. w.“ Vgl. Staatölcrif, Bd. XII. &. 298. 

2) „Es ift ein fürchterlicher Gedanke, daß bie Bürger im Preußiſchen, wie Fr. 
Buchholz (in f. Gemälde von Pr. bis zum 14. Oct. 1806) fagt, aber auch andere 
mannigfaltige 3eugnifle beftätigen, fich im 3. 1806 damit getröftet haben, daß ber 
Uebermuth der Dfficiere unerträglich gewefen fein würbe, wenn fie gefiegt 
hätten. Diefe Geſinnungen wurden nad) der Schlacht bei Iena unverhohlen gegen 
fremde Reifende geäußert.” Rebberg, ti. hiſt. polit. Schriften &. 228. Vgl. eine 
Stelle (oon Merkel) in der Klio, Sena b. Mauke 1840.83. L Hft. 1. &. 79. 
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badeutend es auch ſein mag , "wich. in einem andern 

— ar Al ne — des Era 
re u. daher nut ar Ba 
wie eben 


42,000 Mann beſchraͤnkte Keane Vefahefad are fige:. 
Er des gemeinen Soldaten — et 
9), fo wie bas der Vaͤrger durch Aufhebung der Worrechte 
auf Officierftelten?) fo d- hoben und durch alles biefes 
Die für Die poiifhe Breiheit fo unendlich wichtige Injlitution ber 
NEE BE ED Hr oma 
— murde mt ung. 
und Verwaltung im Innern des Staats und durch wi 
meinen geiftigen Bildung das ——— rast. a 
Volkes erwedt und belebt, Schon das Ediet vom 1807 und 
die darauf folgende agrarifche bgebung * "das Edict vom 
14. Sept. 1811) Leitete durch jebung der und Erbunter- 
thänigkeit, fo wie der feubatiftifchen Worredhte des Adels In Wezug auf 


fie doch * mehr bie That Friedtich Wilhelm's TIL. rühmen, durch 
welche drei Viertel der der ſogenannten Gutspflichtigkeit unterworfenen 
Bevölkerung. wirklich frei wurden ®), 

Durch den Staatsminifter v. Stein wurde fobann bie Städter 
ordnung vom I. 1808 (deren Beifte die neue Stäbteordnung von 
1831 in fehe vielen Puncten unaͤhnlich iſt, welche Dr. Jacoby in 
Königsberg in feinen befannten „Vier Fragen eines Oſtpreußen“ näher 
bezeichnet ®) in's Leben gerufen, um duch Theilnahme ber Bär: 
ger an ber Verwaltung ihrer ftäbtifchen Angelegenheiten ebenfalls das 
Gefühl der politifchen Selbſtſtaͤndigkeit des Volks zu fördern. In dem 
berühmten Senbfchreiben aus Königeberg v. 24. Nov. 1808, welches 
der Freiherr v. Stein bei feinem buch) Napoleon erziwungenen Austritte 


Bopyen hatte ſchon 1799 über bie Abſchaffung entehrender Errafen beim 

nie gefehrieben; fpäter Saetfeneu feine „Sreiheit den Rüden.” &. Hin= 
Mae a Vorlef. 1843. I. ©. 2° 

RN Si vom 6. Aug. — peraius, Preußen in ftaater. Beziehung. 


3) Belder, Begruͤnd. e. Mot. Fan Wehroerfafi. Karleruhe b. Braun. 
S. 7, Franz Baltifc, Polit. greib. ©. 211. 
4) Rumpf, Die gu „Doris. 1830, Vorr. S. 1. 
5) Rumpfa.a.D. ©. 4. 
6) gl. deutſch. Staatsarh. 8b. III. S. 191,211 
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aus dem preußifchen Staatsdienfte erließ!), erklärte derſelbe ausdruͤcklich, 
e6 fei darauf angefommen, bie Dieharmonie, die im Volke Statt fand, 
den Kampf der Stände unter fi zu vernichten, weshalb na⸗ 
mentlich eine Reformation des Adels nöthig fe, und daß „durch bie 
Verbindung deſſelben mit ben übrigen Ständen bie Nation zu einem 
Ganzen verkettet werde,“ weshalb Stein auch ausdruͤcklich auf „eine 
allgemeine Nationalrepräfentation” antrug, möbel er die bis⸗ 
herige Iandftänbifche Form als „hoͤchſt unvolllommen eingerichtet” 
erklaͤrte?). Eben fo entfchied er fich für Abfchaffung der Patrimontal- 
gerichtsbarkeit, für Einführung der allgemeinen Pfliht zur Vertheidk⸗ 
gung bes Vaterlandes u. f. w., und legte fchließlich beſonders dringend 
die Sorge für die Erziehung und ben Unterricht der Jugend an's Ders. 
In dieſer letztern Beziehung war bie Errichtung der neuen Unis 
verfität zu Berlin, deren Plan Wilhelm v. Humboldt entwarf, 
von bem entfcheidendften Einfluffe?), befonders da fie unter ihren erflen 
Lehrern Männer wie Fichte und Schleiermacher hatte, welche in 
glühender Begeifterung den Glauben an Deutfchlande und Preußens 
dereinflige Wiedergeburt Öffentlich auszufprechen den Muth hatten 
(Fichte in feinen Reden an die deutfche Nation, Berlin, 1808 und. 
Schleiermacher in feinen Predigten aus ben Sahren 1807 bie 1813) 
und fo forgfam ben Funken deutfchen Freiheitsgeiftes unter ber Afche 
naͤhrten. Auch F. 2. Jahn's muß hier gedacht werden, da berfelbe 
durch die Wiedererweckung der Turnkunſt großes Verbienft fi) erwarb. 
Diefen Beſtrebungen feiner Führer entfprachen auch wirklich bie 
des Volkes, und als einer ber verfchiebenen Beweiſe, daß die Idee, 
das Volt müfle felbft mit Hand anlegen, wirklich in daſſelbe einge 
derungen mar, ift nun eben der fogenannte Tugendbund anzufehen. 
Da über den wahren Zweck beffelben fo viele irrige Anfichten vers 
breitet find, fo halten wir es für angemefien, hier die Einleitung zu 
der Stiftungsurkunde mitzutheilen, fo wie ſich biefelbe in ben ſchon er- 
waͤhnten „freimuͤthigen Blättern” (Berlin, 1815. 9. IV, ©. 114 ff.) 
ndet. 
j $. 1. Der Zweck des Vereins ift bereitö in den Grunbgefegen ausgeſprochen 
und kann nicht verändert, fondern nur genauer entwidelt werben. 
$. 2. Solche Deutungen und Gntwidelungen haben nur dann verbindliche 
Kraft, wenn fie Ausflüffe der gefeggebenden Macht des Vereins find. 


-m—— 


1) D. Staatsarch. a. a. D. &. 246, 

2) Scheibler, Die Idee d. Univ. u. ſ. w. S. 88. Vgl, Fichte's Leben. I. 
541. Niebuhr's Schrift gegen Schmalz (üb. geh. Verbindung. 1815. &. 31. 

3) „Mein Plan war daher, jeder active Staatsbürger, er beſite hundert 
Hufen ober eine, er betreibe Landwirthſchaft ober Fabrication oder Handel, er 
babe ein bürgerliches Gewerbe, ober er fei durch geiftige Bande an den Staat 
geknüpft, habe ein Recht zur Repräfentation. Mehrere mir hierzu einge 
reichte Pläne find von mir vorgelegt. Won der Ausführung eines folchen Plans 
hängt Wohl und Wehe unfers Staates ab; denn auf dieſem Wege allein 
tann der Nationalgeift pofitiv erwedt und belebt werden.” 
Buddeus, deutfches Staatsarchiv III. &. 248, 


ae Tao Aria or aaa ei, m 
durch Veredelung feiner aufhitft, aber auch wel weil er zur Thaͤ⸗ 
Hk in Wabrbeit umd Tugend führt, — 

$.14. Er ift philanthropiſch, weil er auf Bildung bed gegenwaͤrtigen und 
Znftigen Gefchlechts ausgeht; in fo fern aber die Erziehung der vaterländifchen 
Jugend fein vorgüglichftes Augenmer® ift, ift er päbagogifchz politifch allein aus 
der Beziehung, daS er der gefunkenen Nationaldtonomie durch werkthätige Uns 
terftügungen aufbüft, den Gemeingeift, Liebe für's Waterland, Werfaffung und 
Regenten wedt, ben Mafregeln der Regierung zum allgemeinen Beften nicht nur 
vorarbeitet, fondern auch die Gemeinmeinung dafur gewinnt und leitet. 

15. Wenn gleich der praktifch tugendhafte Menfch Grgenftand der Wirks 
famteit des Vereins iſt, fo ift es auch zunächft der gute Buͤrger und zuvdrderſt 
auch der gute preußifche GStaatäbürger. 

$. 16. Der Verein wirkt darauf hin, ba im Waterlande die Hindermiff: eie 
ner zwedmaͤßigen Bevdikerung gehoben werben. B 

5. 17. Desgieichen prüft er die Natur der allgemeinen Ernährungsmittel, 
bie Gründe ihrer Wohlfeilbeit und Theuerung, ihre Surrogate auf vaterländis 
fen Boden, um ſowohl durch Worfchläge, ald auch durch thätige Hülfeleiftuns 
gen der Entartung bes phufifchen Menſchen voraubeugen. 

$. 18. Er untgrgichtet fih von der Befchaffenheit der Findel⸗, der Waifens 
häufer und Gefängnihle und anderer Öffentlichen, fo wie der Privaterziefunges 
onfalten, um ben fihtbaren Uebeln auch ohne Goncurrenz der Regierung 
bülfe zu verfchaffen und den wohlthätigen Zwec diefer Anftalten zu befördern. 

8.19. Er ſchuͤtt und befdrbert das Soſtem der. Armenverforgung durch 

Wildung und Rachweiſungen von Anftaiten und Werrichtungen. 

. 20. Er befchäftige fich ganz vorzüglich mit Werbefferungen ber Erzie⸗ 
bungsmethobden na fg Bin Gefichspuneten a) Die Einfihten der 
Jugend follen mehr, als bis jegt gefchehen, auf das Allgemeine und Beurteilung 
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Pflichten für das Vaterland unb bie Vorzüge feiner Verfaſſung gerichtet 
** b) Das Gemuͤth der Jugend ſoll von dem erſten Unterrihte Fi — 
Erweckung und Schaͤrfung bes religiöfen und des Kunſtſinnes die Richtung auf 
Kräftige Humanität erhalten. c) Die Gymnaſtik fol in ben vegeimäpt en 
Unterricht dffentlicher Schulen aufgenommen werben. d) Es foll ein eioecmäßis 
ger und vollftändiger Unterricht der ganzen Kriegskunft und Wiffenfchaft als 
wefentiiher Theil erfi der Gymnaſtik, dann der theoretifchen und praktifchen 
Mathematik in den Lectionsplan aller Öffentlichen Schulen aufgenommen, in den 
untern Glaffen mit bem Erercitio angefangen, ſolches auch bis zur höchften Voll⸗ 
Tommenbeit fortgefegt, mit dem Unterrichte von Gtrategie und Fortification aber 
der Gurfus auf hehen Schulen bergeftalt gefchloffen werben, daß Riemand fich 
diefem Unterrichte entziehen Tann, wenn er gleich ſich für andere Wiffenfchaften, 
als Zheologie ꝛc., vorzüglich auszubilden gefucht bat. 

6. 21. Der Zugendverein bildet eine Semeinmeinung in ben niebern Volkes 
elaffen für egenten und Regierung und ſucht diefelbe auf praftifche Uebung ber 
Tugend und bie Zwecke ber Gefellfchaft zu leiten. 

$. 22. Der Verein wiberftrebt ber Ausbreitung jenes gemeinfhäblichen Ein 
fluffes, welchen erfaufte Schriftfleller zur allgemeinen Erſchlaffung Vernichtung 
der beſtehenden Ordnungen bürgerlicher Geſellſchaften, zur Herbeifuͤhrung allge⸗ 
meiner Muthloſigkeit, eines Alles verachtenden Eigennutzes und die Herrſchaft 
des Knechtſinnes bei ben Volkern anwenden. Gr beſchuͤgt das Vaterland gegen 
den Spott und Hohn ſolcher Schriftſteller und vertritt die Denk⸗ und Gewiſ⸗ 
ſensfreiheit gegen bie Frechheit und Ausfälle ſklaviſcher Zeitgenoſſen. 

6. 23. Bei der Abhuͤlfe der Religion und des geiſtlichen Standes hält er 
bi ‚aidtige Mitte zwifchen Kreigeifterei, dummer Froͤmmelei, SYeuchelei und 

ation. 

F. 24. In ber vaterlänbifchen Literatur unterftügt er das Staffifche, erweckt 
Gleichguͤltigkeit gegen das herrfchenbe Mittelmäßige und Verachtung bes Schlechten. 

6.235. Durch den Werein follen bie öffentlichen Spiele veredelt, vers 
2* Mittel zur phyſiſchen und moraliſchen Abhuͤlfe der Nation mehr ges 

et w 

5.23. Die Adercultur, Beforberung des Anbaues wuͤſter Stellen und 
Unterftügung thaͤtiger Landwirthe, Errichtung öffentlicher Etabliffements, ohne 
Defet ber Regierung, wenn aud) mit Zutritt derfelben, machen eine wichtige Sorge 
eind aus. 

$. 27. Dee Zugenbverein iſt eine döffentlihe Geſellſchaft, weiche ſich 
bes Beifall jeder Regierung zu erfreuen fucht. 

6.28. Er ift den geheimen, vom Gtaatsoberhaupte nicht Tanctionirten 
Berbindungen ſowohl mehrerer Staatsbürger unter einander, als auch einzel- 
ner Unterthanen mit fremden Mächten abgeneigt. 


Was die aͤußere Geſchichte und Organiſation deſſelben betrifft, 
fo waren es urfprünglidh zwanzig Männer, welche In Königsberg 
zufammentraten , befondere Statuten entiwarfen und biefe der Regierung 
voriegten. Won dort aus verbreitete fich der Verein in bie übrigen Pro⸗ 
vinzen des preußifchen Staates (als der erfte Siltalverein des Tugendbundes 
wird ber in Braunsberg entflanbene angegeben), fo daß bald darauf 
fi faft in jeder Stabt des Landes ein „Zugendbund” befand. Au 
ber Spitze ftand ein hoher Math von 5 Mitgliedern, bie aus bem 
Stammvereine, d. h. ben zuerft eingetretenen 20 Mitgliedern, gemäblt 
wurden; Einer dieſes hohen Mathes war ber Cenſor, der auf bie Aufs 
rechthaltung ber Gefege zu fehen unb die Streitigkeiten unter ben Mit⸗ 
gliedern zu fchlichten hatte. Der hohe Math wurbe von Zeit zu Zeit 


neu gewählt. Der Verein beſtand übrigens aus 5 Abtheilungen: für 
Staats⸗Lexikon. XV. 30 





mdt hat 'erft nody neuerbings in feiner Selbftbiographie auf das 
Boftimmtefte bezeugt, daß er nicht. Mitglied beffeiben gervefen 2). 

Es war natürlich, daß bei dem über gang Deutſchland gezogenen 
Mege von Spionerie die ranzofen bald von dem Tugendbund Kunde ers 
hielten und nad) dem Auffangen des bekannten Briefs des Minifters v. 
Stein.an ben Fürften Witgenftein, fo wie nad) dem Zuge Schill' s 
«(der offenkundig Mitglieb des Zugendundes war), ber 1809 nach Berlin 
zuruͤckgekehtten König von Preußen nöthigten, den Tugendbund durch eine 
Gabinetsordre fofort aufzulöfen.. Dies gefchah der Form nady; aber uns 
geachtet biefer gefeglihen Auflöfung fuhren nathrlic bie Mitglieder 





1) Deutfches Staatsarchiv 1842. III, ©; 204; 

2) Grinnerungen 1840 S. 329: „Bon. allen andern. landsmannſchaftlichen 
und Ordensverbindungen, wie fie genug auf den Untogrfitäten lebten, habe ich mich 
frei erhalten, fogar mit Gefahr, diefe meine Freiheit gelegentlich verfechten zu müfz 
fen. Späterhin, als in Deutfchland der Eugenbund, der ja edelfte vaterländiiche 
Bwerte gehabt haben foll, als ein geficchtetes Gefpenft vor Napoleon und den Frans 
sofen ftand, ift auch mir, wiewoht auch vielen andern Biedermännern , bie Ehre ans 
gethan worden, daß man mich für ein Mitglied deſſelben gehalten hat. Ich erinnere 
mich noch meines herrlichen Grafen Gefler, wie er einmal des Morgens , gleichfam 
ie mich überrafchen wollend, mit freundlich ſchelmiſchet Miene mich auf's Korn 
faßte, fprechend :- „Und Sie figen hier und find nicht nach Schweidnig? Der Stein 
ift ja heute früh dahin gefahren; der Tugend bund wählt fich einen Obermeifter 

‚ für den verftorbenen Scharnhorſt.“ So war die Meinung und der Glaube der Menz 
chen davon verbreitet. Ich aber habe fo wenig um diefen Tugendbund gewußt und 
‚mich fo wenig um ihn gekümmert, daß ich nicht einmal feine fpäterhin gedrudten 
Seſehe geleſen Habe.’ Daß Scharnhorft Mitglied des Tugendbundes geweſen, iſt 
zwar vielfältig beſtritten worden, aber doch ſehr wahrfcheinlich. 
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fort, bie gemeinfamen Zwecke, Jeder für fi) oder in formiofer Vereini⸗ 
gung, fernerhin zu befördern. — Endlich ward das Feuerzeichen Deutſch⸗ 
lands burch den Brand von Moskau gegeben. Daß im Winter 1812/13 
bie Mitglieder bes Zugenbbimbes wieder näher zufammentraten, ift zwar 
nicht urkundlich ausgemacht, aber hoͤchſt mahrfcheinlich, ſo wie es gewiß ifk, 
daß diefelben während des Befreiungskriegs nach Kräften mitwirften. 
Dagegen bleibt es ganz ungewiß, ob diefelben nach ber Leipziger Schlacht 
noch irgendwo und irgendwie in einer beflimmten Form eines Bundes 
fortbeftanden, und im Gegentheile iſt es ebenfalls hoͤchſt wahrſcheinlich, 
daß von jenem Zeitpuncte an auch factiſch und vollſtaͤndig ſich jener 
Tugendbund aufloͤſſte, da fein Zweck bereits erreicht war, und im Grunde 
das ganze beutfche Volk in einen weit großartigern, wenn auch formlofen 
Qugendverein zufammengetreten war, in welchem jebe Beſonderheit fich 
von felbft verlor. 

Daß übrigens fchon damals in dem preußifchen und beutfchen 
Velke ein fehr Mares Bewußtſein barüber erwacht war, daß der Be⸗ 
freiung vom Fremdenjoche eine entfprechende Regeneration ber inneren 
politiſchen Verhaͤltniſſe folgen muͤſſe, iſt richtig. Nur bedurfte es dazu 
keines Bundes, dba eben alle Tuͤchtigeren von ſelbſt darüber einverſtan⸗ 
den waren. Hierbei verbimt ber Kunftgriff der anticonftitutionelles 
Dartei erwaͤhnt, zugleich widerlegt zu werben, wodurch bie Anficht ver 
breitet werden follte, al8 wenn man in dem Befreiungskriege von Geis 
ten bes deutfchen, namentlich, des preußifchen Volkes an gar nichts weis 
ter gedacht hätte, als an bie Befreiung vom franzöfifchen Joche, unb, 
ganz und gar indifferent gegen bie Fünftig politifch zu geflaltende in⸗ 
nere Verfaſſung, biefelbe nur in blinder Unterwürfigkeit als beliebiges 
Gnadengeſchenk ber Machthaber ohne alles Bewußtſein einer Berechti⸗ 
gung von Seiten bes Volks angenommen haben würde. Dies iſt grund⸗ 
foifh, und da man fort und fort diefe Anficht aufflellt, dieſelbe auch 
zur Unterdrüdung des conftitutionellen Lebens geltend machen wii, fo 
wollen wir biefe Gelegenheit benugen, gegen biefe Behauptung ein 
Paar Zeugniffe anzuführen, beren Auctorität felbft die heftigften Geg⸗ 
ner des Repraͤſentativſyſtems gelten laſſen müflen und merben. Zus 
naͤchſt das Wort des Grafen Münfter, von welchem fein Biograph, 
der Freiherr v. Hormayr!), mit Recht fagt, daß „feine Erklärungen am 
Wiener Congreffe für Wiederherftellung ber politifhen Eins 
heit bes deutſchen Volks unter einem Kaifer, der Reichs gerichte 
und der Landſtaͤnde als unzweideutige Zeugniſſe deſſen gelten, wor⸗ 
auf das deutſche Volk ein Recht hat,“ und von welchem der⸗ 
ſelbe erzähle 2): Die froheſten Hoffnungen für Deutſchlands nationale 
Einheit und wahrhaft innere Freiheit burchglühten iin — „ſonſt 


1) 3. B. auch in der von ber Bundescentralbehoͤrde 1838 herausgegebenen 
(auch manche andere Unrichtigkeiten enthaltende) Darlegung ber Dauptrefultate 
aus ben 2c. Unterf. &. 9. Kt, b. Krebs. 

2) ebensbilder aus dem Wefreiungstriege I, 104. 
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- wäre auch alles Verdienſt des Befrelungéktlege wur eine 
glänz ende Bine” A — Mai, ee 
nn ‚der koͤniglich — Major v. Schmeting in ah 


Bert ſich der 
Jahres 1820 über Preußens gegenwärtige 
—— a 7 
anderer Beziehung fehr intereffante Nach is ba ee 


Ha auch dee Tugendbund unfreitig 
allgemeine Stimmung, fo war es doch mohl fehr = 
** bie fpätere Unpufciedenheit des beutfehen Wolkes 
Ehe wir näher nachweiſen, auf welde Welſe man fpäter 
a 
rberte Me en 
möglichft zu befchränken oder zu verfümmern maſſen wir einen 





1) „Mad mit biefer Macht worden einen bebeutenden 
zuge Brauner im gan isn I en A a u 


das ich gern 
‚hen frohen Hoffnungen wir Alle home de Auf mpengnan, rag 
nicht allein eine Befreiung von dem äußern Drude 5 von ber 
Gewalt des Feindes, fondern auch von fo manchem das innere Gtaatsleben 
Sindernden erwarteten; wie es ung fo nothwendig ſchien, bapbem Wolke, wels 
es fih fo wehrhaft bewiefen, aud eine Werfaffung werden 
mäüffe, die eine lebendige Theilnahme an bem Staatslcehen ge— 
fatte, fo natürlich, daß man während ber Abweſenheit der in's Feld gezogenen 
Brüder dad Haus reinigen und feomücen werbe, bamit fie bei der Nüdkehr in 
Freude und Friebe bie verlaffenen Wohnungen wieber begrüßen mödhtenz wie wir 
Alte hofften, daß, fo wie unfer Herz allen deutſchen Brüdern entgegenfhlug , auch 
eine Korm ſich finden werde, die das fo lange durch Eleinliche Eiferſucht und Selbſt⸗ 
fucht zerriflene Deutfchland zu einem großartigen Bolkstehen vereinigte; ja 
sie Alle gewiß waren, daß das fich entwictelnde Tlichtige und Herrliche fiegen und 
alles Schlechte untergehen müffe. 18 jedoch die meiften biefer Hoffnungen nicht ers 
füllt, oder doch einer viel fernern Zukunft überliefert wurden, als Schlechtigkeit und 
Feanzofenthum nicht beftraft, fondern ber eigenen Sünde, die man nicht abthun 
wollte, zulieb unter dem Scheine hriftlicher Vergebung auch noch ferner geduldet 
wurben, als bie fehnlichft erwartete Berfaffung ausblieb, und das 
Volk, das ſich als würdig bewieſen hatte, noch viel mehr, als je, regiert 
und beobachtet wurde, da fing man an, gegen alle Einrichtungen mißtrauifd zu 
werben, die fich aus dem merkwuͤrdigen Jahre 1813 herfchrieben. Nicht allein 
bie alten in der frühern ae ale verknöcherten Gemüther nannten bie 


Fer Sic aus Paris (e. EM Sr Bi — 1.®. 255 Er 
47 de6 


auf die allgemeinen politifchen Verhaͤltniſſe werfen. Mach der Sqlacht Bu 


von Leipzig und nad der Vertreibung der Franzoſen über den Rhein 


fland Deutfchland in der größten Gefahr, durch die Diplomatie um alle 
Fruͤchte der gewonnenen Siege gebracht zu werben, Indem man Luft hatte, 
fofort Srieden zu mahen Wir verweifen hierüber auf Arndt’s Em 
innerungen (©. 111). Daß Aehnliches fpäter bei dem Gongrefie in 
Ghatillon am 5. Februar 1814 Statt fand, iſt bekannt. Auch der im 
Februar nach den Schlachten von Champeaubert und Montmirail!) bes 
gonnene Rüdzug des Fuͤrſten v. Schwarzenberg hätte die vers 
derblichflen Wirkungen dußern muͤſſen, und mwürbe bie Alllirten unfehl⸗ 
bar an ober über den Rhein zurüdgeworfen haben?). or diefem Als 
len verwahrte glüdlicher Weile der Muth und Scharfblick des Mars 
ſchalls Vorwärts, bem allein es zu verdanken ift, daß am 1. Im 
mar endlich der Rhein überfchritten ?) und daß fpäter Paris erobert 
warb %). Die Eroberung von Paris brachte Frankreich feine cons 
fitutionelle Charte, und damit eine innere politifche Freiheit, 
Rechts ſicherheit und eine Legalifitung ber feit ber Mevolution aufgekom⸗ 
menen politifchen Ideen und Principien, waͤhrend in Deutfchland, 
und namentlih in Preußen, gleich nach biefem erflen Partfer Fries 
den (mie in einem in Berlin erfchienenen Werke näher gezeigt wird) 8) 
man von Seiten der ariflotratifhen Partei fi mit der Wie⸗ 
derkehr der „guten alten Zeit’ bes „ancien regime‘‘ ſchmeichelte!! Die 
gleiche Hoffnung hegte der zweite ebenfalls fo mächtige Erbfeind aller 
liberalen Snftitutionen und politifchen Entwidelung, die Buͤreauk ra⸗ 


1) Bei dieſen ſoll Bluͤcher abfichtlich im Stiche gelaffen worden fein, um 
in fo zu ſchwaͤchen, daß er Eeine Oppofitton mehr gegen den Frieden bilden 
nne!! (8. Müffling ©. 70. 

1 2) Muͤffling a. a. O. und Clauſewitz, Hinterl. Werke Bd. VII. S. 398, 


40 
3) v. Plotho, Der Krieg in Deutſchland und Frankreich. 1817. Bb. III. 
S. 47. Bol. die Memoiren ber Sersogfn v.Abrantes. Leipzig. Bd. XVII. &.67. 
4) Bl. Gtaatsier. Bd. II. S. 680 ff., befonders ©. 632 , und zur Er⸗ 
laͤuterung den merkwürdigen Brief Blächer’8 an den Kaifer Alerander, der in 
einem Fac simile bei dem diesjährigen Feſte der Freiwilligen in Berlin am 3. 
Februar mitgetheilt warb. (Wgl. Krankfurter Journal. Didask. v. 12, Febr. 1844.) 
5) Ueber die agrarifche Feſeggebung In Preußen v.tönigl.pr. Land Oel.:Gom. 
Hering. Berlin, 1837. ©. 105: „Aber ber erfte Parifer Frieden war nicht 
fobald geichloffen, als auch jene Oppofition von Reuem erwachte. Die großen 
olgen des Befreiungskriegs, welche bie kuͤhnſten Erwartungen weit übertroffen 
tten, erwedten bei dem Abel zur Wiedererlangung' fo vieler eingebüßten 
Borrechte gleih Tühne Hoffnungen, und wohl burfte «er ſich dazu ermu⸗ 
tbigt fühlen, ba dieſe Hoffnungen von einer Partei belebt wurben, deren 
Stellung und Einfluß die Wahrfcheinlichkeit ihrer Erfüllung in hohem Grabe 
verbürgte. Miele gingen in ihren fanguinifchen Hoffnungen wohl gar fo weit, 
u glauben, mit der Befiegung Frankreichs auch zugleich alle bie politis 
hen Begriffe und Anfichten befiegt zu haben, welche von bemfelben 
durch die Revolution ausgegangen waren, und in vollem Ernfte fich mit ber Mies 
derkehr der Zeit vor 1789 zu fchmeicheln, deren blofe Grinnerung ſchon beraus 
ſchend auf ſolche hoffnungstrunkene Gemäther wirkte." 
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ſprechen, was ihm die Feinde feit vielen Menſchenaltern abgebrungen ; 
aber im zweiten Parifer Frieden erntete es die erfte Frucht feiner nun 
fanctionieten Theilung und des fubalternen Verhältniffes, in das «8 die 
Breintiche Eigenfucht gebracht; nicht einmal feine Integrität vor dem 
Kriege wurde miederhergeftelltz; wenige abgeftetene Feſtungen mochten 
nicht feine Grenzen firmen, wenige Geldleiftungen den Schimpf des 
Ganzen nimmer ablaufen: das befiegte Frankreich, burh eine 
Verfaſſung geftärkt, ging gleich allen anderen mächtiger, als je vorher, 
aus diefem Streite; das fiegende Deutfchland ohnmaͤchtiger, zers 
tiffener, als es jo zur andern Zeit gewefen!! 

Mit unermüdlicher Beharrlichkeit ergriff nun die auf MWiederhers 
Pllung vaten vaterländifcher Ehre und Freiheit gerichtete Öffentliche Meinung 


1) „Wir werben von ber ürsautratie verſchlungen, aller Gemeinfinn “ 
iſt erflidt,” (D. Staatsarch. III. 186.) 

) Die Stelle ift mitgetheitt im Staatsler. Bb. XI. ©. 271. — Bol. 
PrRıR Briefe an v.Gagern, und Scheibler in Bram’s Minerva über bie 
Schrift v. Buͤlow⸗ ‚Gummeran, Aprilheft. 

A) Zutti Frutti 

4) ©. en ek, und eine treffliche Zufammenftellung aller Haupts 
ftellen in Welder’s Schrift: Die Wervolltommnung d. organ. Entwidel. des 
—X Fir Karlsruhe, 1831. S. 15 ff. Bol. v. Hormapr’s Lebens⸗ 

i3 

5) Bol. Arndt, Die Frage über ben Rhein und bie Nieberlande. 


, 
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der Nation bie im Art. 13 der Bimbesacte enthaltene Zuſicherung einet 
Londfländifchen Verfaſſung. Sie war darüber einig, daß man in Wien 
damals nicht an bie Herftelung ber alten fogmannten Keubalflände 
dachte, da diefe ihre Bedeutung ſchon laͤngſt verloren hatten), und ba, 
wo fie ausnahmsweiſe noch beftanden, im fchneibenden Widerfpruche 
mit den neueren Staatsidbeen unb den allgemeinen Staates 
rehtsgrundfägen flanden, welche, wie Vollgraff nachgemwiefen ?), 
jegt von den Fürſten felber als. Baſis und Mechtsquelle anerkannt wor⸗ 
den waren. Auch mußte man fehr gut, daß jene Feudalſtaͤnde gar nicht 
mit bem neueren Begriff der monardhifhen Souveränetät ſich ver 
trugen, wonach die Staatögewalt in ber Perfon bes Monarchen vereis 
nigt fein fol, ba jene Stände, mie ebenfalls Vollgraff fehr gut 
gezeigt ?), fi gar nicht als Untertbanen, fondern als eine Art von 
Mitregenten anfahen, und ba früher die Agnaten ebenfalls im 
Mitbefige der Staatögewalt *) gewelen waren. Wir können uns hier⸗ 
für auf das vollgültige Zeugniß eines ber Congreßgefandten felbft, der 
zugleich einer unferer erften Publiciſten ift, berufen, auf das des Kreis 
heren von Gagern, ber einige Jahre ſpaͤter hierüber fehr beſtimmt 
fi) ausdrüdte®). 

Eben fo wenig hatte man damals bie Anfiht, als wenn bie in 
ben größeren beutfhen Staatn, wie Preußen und Hannover, noch bes 





1) Dies erkennt felbft Reinhard an in f. Schrift: Bundesacte über ob? 
wann ? und wie? der Landft. ©. 41 ff. Bgl. Hegel, Werte XVI. ©. 246. 

2) Die deutfchen Standesherren u. f. w. S. 181, vgl. Pfeiffer a. a. O. 
J. 314. 8. E. Schmid, Das Gtaatsrecht $. 11. 

3) Polit. Bd. III. 8.19%. Bel. Schloſſer, Geld. d. 18.3. ed. 2.1. 
203. Wach s muth, Eur. Sitt. V. 2, ©. 487. 

4) ZBahariä, Vierz. Buͤch. v. St. ed.2. Bb.IIT. &.108. 

5) Mein Antheil an ber Politit 8b. III. &. 39 ff. „Wer zweifelt vers 
nünftig daran, daß man zu Wren, als wir in ben Jahren 1814 und 1815 dort 
verfammelt waren, aus dem Gefichtöpuncte höherer Politik die par lament a⸗ 
tifhen Fragen erwogz daß man zu Wien den Art. 13 der beutfchen Bun⸗ 
desacte ganz anders vorbereitete, faßte, deutete, als er nun gedeutet wird; 
dag man bamals den Zuftand, den Rang der Nationen, die Folgen ber franzöfls 
fhen Staatsummälzungen, das Aufhören des Reiche und den Erfag dafür, bie 
Hoffnungen und Anfprücde des Volks, ja die deutlichften Verheißungen 
der Gewalthaber vor Augen hatte; — daß Niele die Deutfchen zu ſolchen Er⸗ 
wägungen eben fo reif, ja in Pinficht Taltblütiger Weberlegung den Zranzofen 
weit vorzuziehen erachteten. — Iſt es auch wohl zu glauben, daß man zu Wien 
nicht gevußt habe, was die alten deut ſchen Landftände bedenteten, wenn 
man auh Mofer, Struben, Pütter etwa nicht gelefen und ftudirk hatte? Denn 
in der Gefchichte ſelbſt, namentlich zur Zeit der Reformation, iſt es ſchon ents 
halten, was diefe Landftände bei den fehweren Fragen von Religion, von 
Vormundſchaft, Landesnachfolge, bei den Steuern, bei ben Quantitativen des 
Wehrſtandes in Sachſen, Baiern, Heſſen, Braunfchweig, Brandenburg, ja in 
Böhmen und Ocfterreih für Gerechtſame, für lautes Wort gehabt und aus⸗ 
geübt haben; der geiltiichen Staaten gar nicht zu gedenken. Und man follte 
nicht gewußt haben, dafs die Zwifte, die zwifchen Herrn und Land oder Land⸗ 
Ihalt haufig vorkamen, vor den Reichögerichten verhandelt und dort entfchichen 
wurden? 


7% 
u 


ee 
Es 
i 





I 
3 


San * —— — ——— 
man e r n N \ 
die buchen des Si Hu der Sein mäcan 


gi 


mete überhaupt enblich zu Stande gebracht wurbe. —— 
Daß diefer fo mentg erfrufice Exfolg in Verbindung mit ben auf 
dem fe vorgelommenen [hen und Wölkerzerftüdelungen®) 
abermals einen bedeutenden Antaß zue Unpufeiedenheit: gaben, ift- Kar 
u. 03 dem — me um fo mehr Ehre, daß 
arte In 
BT ne Sir acotag jener Tehhren Re 5 
— Eiep wie ie Bufälan nlantue Garapname fein Deitr 


ſprechen, was ihm bie Feinde feit vielen Menſchenaltern abgedrungen ; 
aber im zweiten Parifer Frieden erntete es die erfte Frucht feiner nun 
fanctionirten Teilung und des fubalternen Verhältniffes, in bas es bie 
Heintihe Eigenfucht gebracht; nicht einmal feine Integrität vor dem 
Kriege wurde wieberhergeftellt; wenige abgetretene Feftungen mochten 
nicht feine Grenzen firmen, wenige Gelbleiftungen den Schimpf des 
Ganzen nimmer. abkaufen: das befiegte Frankreich, durch eine 
Derfaffung geftärkt, ging gleich alten anderen mächtiger, als je vorher, 
aus biefem Streites das fiegende Deutfchland ohmmächtiger, zers 
riſſener, als es je zur andern Zeit geroefen!! 

Mit unernmüdlichee Beharrlichkeit ergriff num die auf MWiederhers 
ſtellung veterländifcher Ehre und Freiheit gerichtete öffentliche Meinung 





1) „Bir werben von der Büreaufratic verſchlungen, aller Gemeinfian 
ift erfiidt," (D. Staatsard. II. 186.) 

2) Die Stelle ift mitgetheilt im Staateler. Bb. XII. ©. 271. — Bol. 
Stein’s Briefe an v.Gagern, und Scheidler in Bran’s Minerva über bie 
Schrift dv. BülowCummerow, Aprilheft. 

3) Zutti Frutti Bd. V. 

4) ©. Klüber’s Acten, und eine treffliche Zufammenftellung aller Haupts 
ftellen in Welder’s Schrift; Die Wervolllommnung d. organ. Entwidel. des 
deutfchen Bundes, Karlsruhe, 1831. ©. 15 ff. Bel. v. Hormayr’s Lebens⸗ 
bier L. ©. 254. 

5) Bat. Arndt, Die Frage über den Rhein und bie Niederlande. 
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der Nation bie im Art. 13 der Bunbesacte enthaltene Zuficherung einet 
Iandfländifchen Verfaſſung. Sie war darüber einig, daß man in Wien 
bamals nicht an die Herflellung ber alten ſogenannten Feudalſtaͤnde 
dachte, ba biefe ihre Bedeutung fchon laͤngſt verloren hatten), und ba, 
wo fie ausnahmeweife noch beflanden, im fchneidenden Widerſpruche 
mit ben neueren Staatsibeen unb den allgemeinen Staates 
zehtsgrundfägen flanden, welche, wie Vollgraff nachgemwiefen ?), 
jegt von ben Fürſten felber als Baſis und Rechtsquelle anerkannt wors 
den waren. Auc wußte man fehr gut, daß jene Feudalſtaͤnde gar nicht 
mit dem neueren Begriff der monardhifhen Souverdnetät ſich ver 
trugen, wonad die Staatögewalt in ber Perfon des Monarchen vereis 
nigt fein fol, da jene Stände, mie ebenfalls Vollgraff ſehr gut 
gezeigt ?), ſich gar nidht als Unterthanen, fonbern als eine Art von 
Mitregenten anfahen, und da früher die Agnaten ebenfalls im 
Mitbefige der Staatsgewalt *) gewefen waren. Wir können uns hier 
für auf das vollgültige Zeugniß eines ber Congreßgefanbten felbft, ber 
zugleich einer unferer erften Publiciſten ift, berufen, auf ba6 bes reis 
heren von Gagern, ber einige Jahre fpÄter hierüber fehr beſtimmt 
ſich ausdrüdte®). 

Eben fo wenig hatte man damals bie Anficht, als wenn die im 
ben größeren deutſchen Staaten, wie Preußen und Hannover, noch bes 


1) Dies erkennt feibft Reinhard an in f. Schrift: Bundesacte über ob ? 
wann * und wie? der Landft. ©. 41 ff. Vgl. Hegei, Werte XVI. ©. 216. 

2) Die beutfchen Standesherren u. ſ. w. &. 181, vgl. Pfeiffer a. a. O. 
I. 314. K. € Schmid, Das Gtaatsredht $. 11. 

3) Polit. Bd. II. S. 193. Bol. Schloffer, Seh. d. 18.3. cd. 2. 1. 
203. Wach s muth, Eur. Sitt. V. 2, ©. 487. 

4) Badhariä, Vierz. Büd. v. St. ed.2. Bd. III. ©. 103. 

5) Mein Antheil an der Politit Bd. III. ©. 39 ff. „Wer zweifelt vers 
nünftig daran, daß man zu Wien, als wir in ben Jahren 1814 und 1815 dort 
verfammelt waren, aus bem Gefichtspuncte höherer Politik die parlamenta- 
tifhen Fragen erwogz daß man zu Wien den Art. 13 der deutfchen Bun⸗ 
desacte ganz anders vorbereitete, faßte, deutete, als er nun gedeutet wird; 
daß man damals den Zuftand, den Rang der Nationen, die Folgen der franzöfls 
fhen Staatsummwälzungen, das Aufhören des Reiche und den Erfag dafür, bie 
Doffnungen und Anfprücde des Volks, ja die deutlichften Verheißungen 
der Gewalthaber vor Augen hatte; — daß Viele die Deutjchen zu folchen Er⸗ 
wägungen cben fo reif, ja in Dinficht Taltblütiger Ueberlegung den Zranzofen 
weit vorzuziehen erachteten. — Iſt es auch wohl zu glauben, daß man zu Wien 
nicht gewußt habe, was die alten deut ſchen Landſtaͤnde bedeuteten, wenn 
man auch Mofer, Struben, Pütter etwa nicht gelefen und nubir katte? Denn 
in der Gefchichte felbft, namentlich zur Zeit der Reformation, iſt es ſchon ents 
halten, was diefe Land ftände bei den ſchweren Tragen von Religion, von 
Vormundſchaft, Landesnachfelge, bei den Steuern, bei den Duantitativen des 
Wehrftandes in Sachſen, Baiern, Diffen, Braunfchweig, Brandenburg, ja in 
Böhmen und Oeſterreich für Gerechtſame, für lautes Wort gehabt und auss 
geübt Haben; der geiftiichen Staaten gar nicht zu gedenken. Und man follte 
sicht gewußt haben, daf die Zwiſte, die zwifchen Herrn und Land oder Lands 
That haufig vorkamen, vor din Reichsgerichten verhandelt und dort entſchieden 
wurden? 
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een zufammen, man deswegen für verpflichtet 
hielt, auf ber betretenen Bahn nicht weiter vorwärts zu gehem, ja wo 
möglich wieder Nüdfchritte zu thum. 

Da.man übrigens in den Befrelungsjahren. die Macht einer im 
Deutſchland Früher unbekannten Gewalt, nämlich bie der öffentlichen 
Meinung, erkannt hatte, und es nicht rathſam erfchien, ſich 
ohne Weiteres mit berfelben in Oppofition zu fegen, fo mußte diefe erſt 
vorbereitet ober. bearbeitet werben, und bazu fand ſich mehr als ein 
deutſcher Schriftfteller bereit! Darunter waren fogar einige Zuriften und 
Pubticiften von ziemlich bedeutendem literarifchen Rufe; mas übrigens 
nicht weiter in Verwunderung fegen kann, da es unbeflreitbare That 
ſache der Geſchichte ift, mie feit länger als einem halben Jahrtauſend 
eben die Doctoren ber fremden Rechte bdeutfche Freiheit und 
deutſches Recht zerftört haben °). Zunaͤchſt iſt Hier der Staatstath 
Dabelomw, damals Profeffor in Göttingen, zu nennen. 

Der Eindrud, den diefe Dabelow’fhe Schrift machte, mar nun 
fteilich ein hoͤchſt ungünftiger, indem biefelbe in und außer Preußen all: 
gemeine Indignation hervoreief. Die Göttinger Studenten verfammels 
tem ſich In Maffe, ließen beim hellen lichten Tage das Dabelow'ſche 
Opus durch „dazu geeignete Perfonen” an ben Schandpfahl heften, dar- 
über: „ita Dabelow“* fyreiben, ein breimaliges Pere at ertönen, welches 


1) £ebensbilder u. ſ. m. 1841. Bd. L ©. 257 ff. 

2) Vgl. Bergius, ‚sen in ftaatsr. Hinfiht. 1843. ©. 213 ff. 

8) ©&. Gtaatsierifon üb. berrenlofe Sachen, Welder’6 Encytt. S. Mo ff. 
Bol. Scheidler’6 beutfcher Juriftenfpiegel passim v. abique, 
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fie, vor Dabelow's Wohnung fich begebend, wiederholten, worauf fie ru⸗ 
big und ımangefochten aus einanber gingen !). Der Gtantsrath Dabes 
low felber ſah ein, daß feines Bleibens in Göttingen (damals!) nicht 
länger fein koͤnnte, verließ dafjelbe und begab ſich fpäter dahin, wo er 
allerdings befier an feinem Plage war, — nad Dorpat. : 
Viel bedeutendern Einfluß hatte bee Geheime Rath Schmalz in 
Berlin. Seine Schrift 2) beftcht nur aus einem einzigen Bogen, deſſen 
größerer Theil noch dazu mit den unbedeutendſten Perfonalien angefüllt iſt, 
und dennoch hatte biefelbe eine außerordentliche Wirkung, indem fie, wie 
ſchon früher angedeutet, den Tugend bund wie einen böfen Geiſt herauf⸗ 
befihwor, um die Gemüther der Kürften mit Argwohn gegen bie 
Völker zu erfüllen und zugleich einen plaufiblen Vorwand an bie 
Hand zu geben, die feit der Proclamatioh von Kaliſch fo oft wiebers 
bolten feierlichen Zuſagen für Einführung eines wahren Rechtszuſtandes 
in Deutfchland durch zeitgemäß mobificirte landſtaͤndiſche, d. h. Repraͤ⸗ 
fentativverfaffungen in Vergeſſenheit bringen zu koͤnnen. 

Nachdem Schmalz allerlei von dem fogenannten alten Zugenbbund ers 
zählt, auch felbft (&. 11) von feiner Aufhebung gefprochen hat, fügt ex 
hinzu: es hätten fi „andere Verbindungen” bald darauf im ber Stille 
gebildet, deren Zwecke er „hoͤchſt fluchwürbig” nennt und denen des Jacobi⸗ 
nerclubbs gleichſtellt (S. 12); umb zwar find es befonders zwei Haupt⸗ 
puncte, nämlich baß jene Verbindungen eine Einheit Deutſchlands 
im Auge hätten und wider den Willen ber Fuͤrſten allgemeine ober 
befonbdere Conflitutlonen durchſetzen wollten (&. 15). — Um 
diefe Anficht zu begründen und unferm Wolke fein durch jene Erhebung 
wohlerworbenes, fo wie felerlichft zugefagtes Recht auf wahre Volksver⸗ 
teetung zu beflreiten oder abfprechen zu innen, hat Schmalz die Frech⸗ 
beit, den ganzen Auffhtwung ber Begeifterung des Volks geradegu 
in Abrede zu flellen und völlig zu ignoriren, wie in Preußen, während 
bie Regierung in Folge ihrer unglüdfeligen Stellung noch ganz für 
bie Sranzofen handeln mußte ®), fchon lange jene Befreiung vorbereitet 
ward (morüber bie Briefe des Feldmarſchalls v. Gneiſenau an ben Gra⸗ 
fen Münfter dem beftimmteften Auffchluß geben *)); mie namentlich 
der General York das erfle und wichtigſte Signal zur Erhebung gab, und 
zwar ohne Wiffen und Willen der Regierung 9). Nah Schmalz vers 
hielt ſich das preußifche Volk in der vollften Paffivität, bis der König 
jenen bekannten Aufruf erließ, und auf diefen Auftuf plöglich bie ganze 
Nation auffland wie ein Mann. „Keine Begeifterung, überall 
ruhiges und deſto Eräftigeres Pflichtgefuͤhl. Alles eilte zu den 


1) S. den deutſchen Beobachter 1815. Nr. 275. 


2) Berichtigung e. Stelle a. d. Bredow⸗Venturiniſchen Chronit. Berlin 
1815 b. Maurer. 


3) (Grolmann'e) Beitrag zur Geſch. des I. 1813. Potsdam 1843, 


4) Lebensbilder II, 239 ff. 
5) a. a. 9. I, 232. 
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macher” Pa in der ſich eine Polemik fand, wie fie Leffing an dem 
Hauptpaftor Goͤte in Hamburg ausübte 6), 


1) Bemerkungen üb. Niebuhr's Schr. u. Letztes Wort üb. polit. Vereine. 
2) In der Darlegung der Hauptrefultäte der Unterfuchungen ze. findet ſich 
©. 10 die Verfiherung, es hätte fidh umter dem Namen „Wetterauer Geſell⸗ 
fbaft“ ein Verein in Naffau 1814, und fpäter ein ‚anderer. unter. bem eines 
deutſchen Bundes’ gebildet, „Es ergeben dies die der vormaligen Mainzer 
Unterfuchngscommiffion darüber zugefommenen Actenftüce.” (Aber wo find 
denn diefe Aetenftücke zu finden, um fie prüfen zu Können?) Daf übrigens 
biefe dem Tugendbund Ähnlichen Verbindungen völlig fchuldtos und bereits da⸗ 
mals jahrelang aufgelößt waren, if nachgewiefen in C. &h. Welder’s.dfz 
—5 ——V Bertheibigung, Stuttgart, Mebler 
1823 ©. 241 ff. 
2 fer geheime Verbindungen. Berlin 1815. Realſchulb. S. 6. 
Inn Schleiermacher an d. Herrn G. R. Schmalz. Berlin 1815, 


Pr Sonst die Niebuhr'ſche ald Schleiermader’fche Streitfchrift ift nicht in 

Br Sammlungen der Schriften biefer Männer aufgenommen. Dics ift zu betla⸗ 
„da Beide fich nicht ihrer Polemik (wie etwa Goethe der feinigen in der 
farbeniehre gegen Remwton!) zu fchämen haben. 
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Daß Schmalz eigentlich nicht aus eigenem Antriebe gehandelt hat, 
fondern dazu angeregt worden ift, wurde damals allgemein geglaubt, und 
Schleiermacher fagt es in feiner Schrift ©. 42 offen heraus. 

Außer ber Niebuhe’fchen und Gchleiermacher’chen Schrift erfchlen 
auch noch eine Zahl anderer, namentlih von Koppe, 2. Wieland; 
und da die in und außer Preußen durch dieſe Denuncdation angefachte 
allgemeine Entrüftung immer heftiger zu werben brohete, fo glaubte bie 
preußifche Regierung, biefer ganzen Gefchichte fofort ein Ende machen zu 
muͤſſen und zu önnen!). Unter dem 6. Jan. 1816 erſchien eine Gas 
binetsordre bes Inhalts: der König felbft habe ben Tugendbund als 
Beförderungsmittel des Patriotismus genehmigt; fpäter habe bie Lage 
des Staats es nothwendig gemacht, ben Verein aufzuheben. Die Cabis 
netsordre ftellt dem Tugendbund felbft ein fehr rühmliches Zeugnig aus 
in ben Worten: „Seitdem haben biefelben Grundfäge und Gefinnuns 
„gen, welche bie erſte Stiftung deffelben veranlaßten, nicht blos eine Ans 
„zahl der vorigen Mitglieder deſſelben, ſondern die Mehrheit unferes 
„Volkes befeelt, woraus unter ber Hülfe bes Höchiten die Rettung bes 
„Vaterlandes und die großen und ſchoͤnen Thaten hervorgegangen find, 
„die fie bewirkt haben.” Jetzt, wo ber Friede mwieberhergeftellt fei, bürfe 
alle Bürger nur ein Geiſt befeelen, und nun warb das Edict vom 
20. Oct. 1798 in Betreff der geheimen WVerbindungen, bie bem Staat 
gefährlich, werden koͤnnten (— daſſelbe Geſetz, das in diefen Tagen ber 
preußifche Suftigminifter M ühler den preußifchen Advocaten oder Zufkige 
commifjaren einfchärft, welche im Juli d. 3. zu der allgemeinen deut⸗ 
ſchen Advocatenverfammlung nach Mainz fidy begeben wollen 2)), in Exins 
nerung gebracht und endlich der Streit über ſolche Geſellſchaften für 
unnüg erklärt und geradezu verboten, ferner etwas daruͤber bruden zu 
laſſen. Dabei verfteht ſich aber wohl von ſelbſt, daß damit den Rech⸗ 
ten der Gefhichte (des „Weltgerichts) Fein Eintrag gethan werben 
follte und auch nicht konnte, was ſchon Tacitus in jener befannten 
Stelle über die „socordiam eorum, qui praesenti potentia credunt 
extingui posse etiam sequentis aevi memoriam! ?)** ausdrüdte. Schmalz 
hatte, wie er felbft erzaͤhlt, feine Schrift an verfchiedene Fuͤrſten ger 
fendet und erhielt auch fofort, wie zu erwarten ſtand, feinen Lohn, 
nämlich zunaͤchſt ben ©, würtembergifhen Orden für das Civilverdienft 
und den k. preußifchen rothen Adlerorden 3. Claſſe. Er befam übrigens 
auch von ber andern Seite noch etwas für feine Denunciation, was er 
ſchwerlich erwartet hatte; denn ſeitdem iſt unfere Sprache zu Bezeich⸗ 
nung folder Subjecte, welche Mißtrauen zwifhen Fürft und Volk durdy 
falfche Angeberei zu fliften fuchen, mit dem Worte Schmalzgefellen *) 


1) D. Staatsardy. III, 204. 

2) Frkf. Ob.P.A. Zeit. v. 13. Febr. 1844, Beil. 

3) Annal. IV, 35. 

4) Bgl. Frommann's Beſchreib. des Wartburgfeſtes S. 46, Fr's. Selbft: 
vertheidig. 1818 ©. 42. 
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dee Ausbildung der koͤrperlichen Kraͤfte im Allgemeinen, 

der Verfall dee Sitten und männlicher Gefinnung in den iehtverflo 

Jahrhunderten rührt zum großen Theil daher, dag man die Griechen 

und Römer gerade in ic nicht nachahmete, mas fo viel dazu beiger 

tragen hatte, jene fo liebenswürbig und Iebensftoh, biefe fo furchtbar 
und gewaltig gu machen. 

Es ift deswegen mehr ald ein Zufall, daß mit bem Wiederaufleben 


EB 


warte und, kaum erwacht, zus That ward, bie fofort die uͤbertaſchend ⸗ 
Pen Erfolge brachte. Allerdinge hatte man fchon zu Anfang bes Jahr⸗ 
hunderts, überhaupt ſeitdem man bie Erziehung wiſſenſchaftlich zu ord⸗ 
wen und zu treiben begann, auch Körperübungen empfohlen und ba 
und dort eingeführt. Aber es blieb dies die Sache weniger einzelnen 
Ergiehungsanftalten, und auch da nur Rebenſache. Jahn's Ver⸗ 
denſt, Jahn's großes Verdienſt und fein unſterblicher Ruhm ift es, die 
Turnkunſt nicht blos wieder gefunden und mie ganzer Liebe und Kraft 
erfaßt, fonbern auch fie fogleich gu einer Staunen erweckenden Voll 
kommenheit ausgebildet zu haben, bie ihr überall Anerkennung und Eins 
gang verfhaffte und ihre hohe Bedentung für bie Jugendbildung und 
das Volksieben überhaupt außer Zweifel fegte. 

Es iſt eine doͤchſt einfeitige und ber wirklichen lebendigen Erfah⸗ 
rung geradezu wiberſprechende Anficht, daß geregelte Ausbildung ber 
leiblichen Kräfte und Faͤhigkeiten dee Jugend nur auf bie leibliche Ges 
ſendheit und Stärke Einfluß Habe, und deswegen nur als Schugmittel 


1) „Genus hominum pablico esitio ropertum“‘ Tac. Ann. IV, 30. 
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gegen bie nachtheiligen Folgen bes Übertriebenen Stubenlebens der fius 
direnden oder gemerbtreibenden Jugend auf ihre leibliches Wohlbefinden, 
in Betracht komme. Es iſt nicht minder einfeitig, wenn Andere, zum 
Thell um die Turnkunſt hochverdlente Männer, fie blos als eine Vor⸗ 
ſchule für den Krieg auffaflen: ale ob nur hier Kraft, Gewandtheit und 
Ausdauer des Leibes und Muth und Entfchlofienheit von Werth wäre! 
Sol die Turnkunſt in ihrer wahren WBebeutung erkannt und ges, 
würdigt, fol von ihe ein wirklicher Vortheil für das gemeine Weſen 
germonnen werden, fo muß man fie als allgemeines Erziehungs» und 
Bilbungsmittel nicht blos der Jugend, fondern durch fie des ganzen 
Volkes auffaffen und behandeln. 
Dies beweiſ't nicht 5108 ein tieferee Blick Im ihr Welen, fondern es 
bewährt dies auch eine — leider fo vielfach mißverflandene — Erfah⸗ 


rung. 

’ Keine Tugend gilt etwas ohne ben Muth, fie immer und allen 
Hinderniffen zum Trotz zu üben; bie Wahrheit iſt werthlos, bie fich 
nicht offen und frei an das Tageslicht wagt, alle Kenntniß und Kunft 
ift tobt, die nicht im Leben fich geltend macht. „Ohne Much ift kein 
Stud fagt ein altes Sprichwort, und es iſt wahr, man mag babei an 
das innere Gluͤck eines reinen Gelbfigefühls denken, ober an das dus 
fere, das im Verhaͤltniß zu Anderen und zur übrigen Schöpfung 
ſcheint. 

Der Muth aber, bieſer Schilbhalter aller Tugend und Wohlfahrt, 
was iſt er Anderes als Vertrauen auf bie richtig erkannte eigene Kraft? 
Ohne eigene und darum zuverläffige Kraft iſt jedes Unternehmen tollkuͤhn, 
ohne Bares Bewußtſein berfelben und ihrer Grenzen vermefien. 

Nun ift die Turnkunſt nichts Anderes, als eine ſtufenweiſe, folge 
rechte Entwidelung dee Anlagen und Kräfte des menfchlichen Körpers 
und eine Uebung der Seele im Beherrſchen derſelben. Sie laͤßt zu kei⸗ 
ner Uebung zu, von welcher ihe Schüler nie weiß, baß er fie aus⸗ 
führen kann, wenn er es ernſtlich will. Sie ift ein fletes Ringen bes 
Willens mit den Schranken des leiblichen Vermögens. Ste trägt In 
fich feibft den Lohn und darum bie Ermunterung zur unabläffigen Forts 
fegung dieſes Kampfes, fie weckt babucch eben fo fehr die Fähigkeiten 
des Gemuͤthes, wie bie des Körpers, weil fie bie Macht des Wollen 
empfinden und dadurch ben Turner ſich felbft achten lehrt. 

Dies iſt das Hoͤchſte umd MWichtigfle. Nebenbei unterflüst fie dies 
Serbftgefühl ihres Schüler auch nah Außen bin und für die Verhaͤlt⸗ 
niffe des bürgerlichen Lebens. Die Entwidelung ber geiftigen Anlas 
gen tft bedingt durch Bufälligkeiten. Wir find noch fehr weit entfernt 
und werben es noch lange bleiben, von dem fchönen Gedankenbild fols 
her Schuleinrichtungen, die ohne Müdfihte auf Reichthum, Wohn⸗ 
ort und andere Zufälligkeiten jedem Kinde bie gleichen Mittel zur geiftigen 
Ausbildung gewähren. Aber eine volllommene gleiche Entwidelung ber 
leiblichen und Gemuͤthsanlagen kann die Turnkunſt allen Kindern bes 
Vaterlandes leicht gewähren, wenn das Vaterland — eben durch allges 


. j iſt die 
Daß fie dies fei, hat die Erfahtung gezeigt, eine Erfahrung , die 
‚als eine vielverfannte bepeichnet wurde, die aber ſich nicht wegder 
monſtriren läßt: "Wer mit unbefangenem Auge das Treiben und Weſen 
der Zurngemeinden in den Jahren 1815 bis 1819 betrachtet hat, der 
wird ihnen das Zeugniß nicht verfagen koͤnnen, daß ſie jenem Wahlfpruche 
treu geblieben find, und daß das jegt lebende Gefchlecht ein anderes und 
ein beſſeres fein würde, wenn nicht ungluͤckliche Verhaͤltniſſe ftörend 
dazwiſchen getreten waͤren. Haͤtte man damals die Turnerei in dem 
Sqhuiunterricht eingereiht, fo wuͤrde fie nicht als etwas außer und ne⸗ 
ben dem Staat und als etwas ihm gegenuͤber Stehendes aufgetreten ſein, 
fe wuͤrde ihm gedient haben, tie fie ihm — fo darf man hoffen — 
‚In naher Bufunft dienen wird. 
= ‚Die Vorwürfe, welche man, abgefehen von angebliher Benugung 
für unmittelbar ſtaatsgefaͤhrliche Beſtrebungen (diefee Worwurf traf 
wie. fie felbft, fondern nur einzelnen Mißbrauch ), gegen das Turnen 
erhoben hatte, find Längft für unbegründet erfannt mworben. 
1° Daß Gottesfucht und Sittlichkeit durch fie gefährdet werden, das 
hat die That teiberlegt und mußte es widerlegen, denn es iſt nach ihrem 
innerfien Weſen unmoͤglich. 

Das ſie bie Jugend trotzig und ihre Sitten derb mache — iſt das 
ein · Vorwurf? Soften wir nicht gern den Trotz dee Jugend in den Kauf 
nehmen gegen erhöhtes Gelbftgefühl? 

Die Sitten umferer heutigen Jugend ſchwanken fo fehr zwiſchen 
Zierbengelei und burfchikofer Bierluͤmmelei, daß eine gründliche durch⸗ 
greifende Umwandlung hoͤchſt wünfhenswerth wäre- Eine gefunde, kraͤf⸗ 
tige Derbheit, blos von ungeheuchelter Befcheidenheit und Lebendigem 
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Schoͤnheitsſinne gemildert, ein eitterlich zuͤchtiges und freudiges Weſen 
der Jugend iſt aͤcht deutſch. Moͤchte es wieder das Eigenthum unſrer 
Kinder werben! 

Gefahr endlich fuͤr den Koͤrper, deſſen Staͤrkung und Geſchmei⸗ 
digung gerade die naͤchſte Aufgabe des Turnens iſt, traͤumen nur allzu 
beſorgte Muͤtter. Bei kunſtgerechtem Fortſchreiten vom Leichteren zum 
Schwereren, und bei gehoͤriger Leitung und Aufſicht der Uebungen iſt mit 
dem Turnen keine leibliche Gefahr verbunden. Man zaͤhle die Unfaͤlle, 
welche auf Turnplaͤtzen Statt gefunden haben, gegen bie außerhalb ber» 
felben vorkommenden, und das Verhältniß wird ſich zu Gunſten bee 
Zumerei film. Wenn fi aber umgekehrt nachrechnen ließe, wie 
viele Turner Gefahren entgangen find, benen jeber Andere unterlegen 
bätte,, fo würbe ſich fogar die Bevoͤlkerungspolizei der Wiederherftellung 
der Zurnanftalten erbarmen müflen. 

Doch folder Hülfe bedarf es nicht. Man hat einfehen gelernt, wie 
nothwendig neben ber vorangefchrittenen Ausbildung bes Geiſtes und 
neben ihrer immer noch fidhtbar werbenden Richtung auf das Irdiſch⸗ 
nüsliche eine Kräftigung des Körpers nicht blos, ſondern auch des Ges 
müthes if. Während unfere Nachbarn in Oft und Weſt durch beftäns 
dige Kriege, jene in den Schluchten bes Kaukaſus, biefe am Fuße bes 
Atlas, die heilige Flamme waffenluſtiger Männlichkeit nähren, droht uns, 
in der Mitte zwifchen Beiden, ber alte kriegeriſche Muth unter dem 
Schursfell, wie unter der Uniform unb bem Chorrod einzuroften. Die 
Zurnerei allein kann ihn bei uns wecken und wach halten. Die Tur⸗ 
nerei allein, zu einem weſentlichen und nothwendigen Beſtandtheil dee 
Vollserziebung erhoben, Tann in Verbindung mit den überall auftaus 
chenden Gefangvereinen unfre Volksfeſte veredeln, den Stand der Ge» 
lehrten und Arbeiter in gegenfeitiger Achtung einander näher bringen 
und, indem fie zugleid, zur Führunng der Waffen gefchickter macht, dem 
lebendigen Volksſtolz und Gemeingeift wecken und nähren, der uns noch 
immer fo fehr gebricht. 

Einleuchtend ift daneben, bag Eunftgerechte Ausbildung ber koͤrper⸗ 
lihen Kräfte der flubirenden, zum Vielfitzen verbammten Jugend ein 
Beduͤrfniß, daß fie Bedingung ihres leiblichen unb als abhängig davon 
ihres geiftigen Gedelhens und Wohlbefindens fei. Aber auch bie für 
Gewerbe und Aderbau beftimmte Jugend verfällt nur allzu früh einer 
einfeitigen Entwidelung einzelner Glieder und Kräfte auf Köften ber 
übrigen, fie wird nur allzu frühe gewöhnt, koͤrperliche Anftrengung ale 
erzwungene Pflicht, folglich mit Widerwillen zu üben und das Glüd im 
Ausruhen, im Faullenzen zu ſuchen. Turnerei am Schluß des täglichen 
Unterrichts, an Sonns und Feſttagen öffentlihes Schaus und Wett⸗ 
tunen, wuͤrde Beidem entgegenwirken, würbe nicht blos die Jugend 
von rohen und unfittlihen Vergnuͤgungen abhalten, fie würde auh — 
zumal in Verbindung mit Gefangsübungen, die Gonntagsfreuben bee 
Alten erhöhen und verebeln. 

In Handelsftädten kann vieleicht nur buch Turnuͤbungen auch ber 
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amd verfeöppelte Fruͤchte bringen. Allgemein, in allen Schulen, 
auf dem Lande, wie in den Städten, muß geturnt merden und von 
allen Schülern ohne Ausnahme *). Auch wer die Schule verlaffen 
bat, muß beftimmt werden, an öffentlichen Turnuͤbungen Theil zu mehr 
men, Zweckmaͤßige öffentliche Turnplaͤtze, eine freifinnige Verordnung über 
deren Benugung, Ermmmterung dazu von Oben het, Preisverleihungen 
«, ſ. w. würden leicht dazu führen. Uebergriffe der Turner in Staats⸗ 
angelegenheiten wird jegt Im Ernſte Niemand mehr fürchten. 
Wirklich fehen wir die Megierungen vieler Staaten Deutſch! 
ernſtlich bedacht, dies wichtige Mittel der Volkserziehung wieder hervor» 
gufuchen und gu benugen; und Water Jahn ſcheint ben Tag noch be 
grüßen zu follen, wo das Senflom, das er ausgefdet hat, feine Zweige 
fepattend und biüthebelaben Aber das ganze Waterland ausbreitet. 

. Ueber den Stand des Turnweſens im Jahre 1842 gibt Auskunft 
Ktuamp Im der deutſchen Vierteljaheſchtift von 1842 Il. Seite 219 
— 273, über die Sache felbft die Werke von Jahn, Butsmuthe, 
Eifelen, Masmann, Elias, Werner, Vögeliu.d. Eine 
eigene Zeiiſchrift iſt der Entwickelung des Turnweſens gewidmet. 

H. 8. Hofmann. 


,_*) Sehe gwedmäßige Vorſchlage dafür fiche in Spieß, Gedanken über 
Sinorbuung des Turnwefens in bas Gange ber Wolkserziefung. Baſel, 1842. 


— 





ueberzugsgeld. — Ultra, Ultraliberale, Ultraroyaliften x. 487 


u. 


ueberzugägelb, f. Abfahrt. 

Ultra, Ultraliberale, Ultraroyaliften, Ultramon» 
tane. — Ultra beißt wörtlich jenfeits. Es bezeichnet alfo in dem 
beiden erfien angeführten zufammengefegten Worten, daß bie beftimmte 
Beftrebung oder Theorie jenfeits ber richtigen Linie ober Grenze eines 
fretfinnigen oder monarchiſchen Beſtrebens angelangt, ober baß fie durch 
Uebertreibung verkehrt fei. Solche Uebestreibungen fchaben der Sache 
ſelbſt, die fie übertreiben, fie machen fie lächerlich oder verhaßt und 
geben ihren Gegnern die gefährlichften Waffen. Es gilt bier das 
Sprichwort: „Bott ſchuͤtze uns vor Uunferen Freunden, mit den Feinden 
wollen wir dann ſchon felbft fertig werden!” Und Ludwig XVIII. hatte 
fehr recht und ſah, mie der fpätere Sturz feiner Dynaſtie zeigt, wohl 
bie Gefahren des Ultraroyalismus ein, als er die Royaliſten warnen ließ: 
„Sie mögen dody um Alles nicht Eönigifcher als der König ſelbſt fein!’ 
Vorzuͤglich [haben die Uebertreibungen darum, weil die Meinung ber 
Nationen doch zulegt die Kraft ber gefellfchaftlichen Einrichtungen bilder, 
fie hätt ober flürzt, und die große Mehrzahl der Menfchen eine gewiſſe 
richtige Mitte der Dinge, wenn au darum noch nicht -jene falfche 
Mitte (f. „Juste-milieu‘‘), liebt und will. Sobald ihr nun die Sache 
felbft vermittelft der Webertreibungen ihrer Anhänger von beren Gegnern 
glaubhaft als allgemein diefe richtige Mitte überfchreitend bargeftellt werben 
Tann, fo wendet fie ſich von der Sache felbft ab, ſchaͤtzt fie als unpraßs 
tifch gering, oder fürchtet fie als unficher und gefaͤhrlich. Einen gerin⸗ 
gen Erſatz für einzelne gemäßigtere Freunde einer Sache, fei es Kreis 
beit oder Königehum, begründen bie Ultra's, zumal in unferem phleg⸗ 
matifcherr Deutfchland, oft dadurch, daß dieſe Gemäßigteren ohne bie 
Ultra's von dem trägen, pebantifchen, feigen ober felbftfüchtigen Spieß⸗ 
bürgertbume und falfchen Juste-milien felbft als Ultra's würden vers 
fohrieen worden fein, nun aber doch noch als fo ziemlich gemäßigt ers 
ſcheinen, weil es Andere fo viel meiter treiben. So haben vielleicht ums 
fere deutfchen Republicaner und Revolutionaͤrs und Neuhegelianer wohl 
biee und da das Unheil, welches ihre Eigenwilligkeiten Einfeitigkeiten 
und Uebertreibungen, überhaupt ihre Zrennung von dem gefunden 
Mittelpuncte und praktiſchen Grundgefehe unferes Nationallebins umb 
unferer gemeinfchaftlichen praktiſchen politifchen Kämpfe für Reform, in 
fo reihem Maße verfchulbeten, um ein Weniges gemildert. Doc war 
sen fie der Dauptfache nach eben fo die beften Bundesgenoſſen der Geg⸗ 
ner ber Freiheit, wie die Königemörber und Eigenthumsfeinde in Frank⸗ 
teich bie des Louis Philipp. 

Ultramontan bezeichnet zwar in ber katholiſchen Kicche, worauf 
es ſich allein bezieht, nicht unmittelbar das Ucbertriebene, fondern nur 
die von jenfeits der Berge oder ber Alpen, die von Rom, von ber päpfls 
lichen Curie ausgehende Richtung und Theorie. Da aber dieſe ben 
freieren, epiflopalen, gallicaniſchen und deutſchen kirchlichen Anfichten ges 
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rade ſo entgegenſtehen, wie eine abſolutiſtiſche oder ultraroyaliſtiſche Rich⸗ 
tung und Lehre dem gemaͤßigteren Royalismus, ſo legen die Anhaͤnger 
des freieren Syſtems dem Worte ultramontan auch den Sinn einer Ue⸗ 
bertreibung bei. 

Was nun aber uͤbertrieben ſei in dem liberalen, monarchiſchen 
und katholiſch kirchlichen Syſteme das freilich iſt der natuͤrliche 
Streit unter den Anhaͤngern verſchiedener Richtungen. Was dem 
Staatslexikon fo erſcheint, das ſprechen feine beſonderen Artikel 
uͤber die betreffenden Gegenſtaͤnde aus. C. Welcer. 

Umtriebe, ſ. demagogiſche Umtriebe. 

Unabhaͤngigkeit der Juſtiz, ſ. Cabinetsjuſtiz des 
Staats, der Regierung, ſ. Staat. | 

Unfähigkeit zur Regierung. — In der Monarchie, als ber 
Staatsform, In welcher die gefammte Staatsgewalt in einem Indivi⸗ 
duum perfonificitt wird und als defjen Attribut erfcheinet, ergibt ſich 
als eine Folgerung aus dem eigenthümlichen Charakter der Souveraͤne⸗ 
tätsrechte, welche alle in Pflichten (in der Herefcherpflicht) und in Bes 
bürfniffen (in dem VBebürfniffe, daß regiert werde) wurzeln, das Er: 
fordernig der Regierungsfaͤhigkeit des herrfchenden Subjects. Die 
Dorausfegungen der Wegierungsfähigkeit find theild pofitive, theils 
negative. Erſtere gehören an fi nur dem pofitiven Rechte an und 
find in den einzelnen Staaten theild durch Herkommen, theils durch 
Berfaffungsgefege verfchiedenartig, je nach der hiftorifchen Entwickelungs⸗ 
meife des Staates beſtimmt. So 3. B. durfte zur Zeit des beutfchen 
Reiches der König nur aus dem Stande der femperfreien Herren ges 
wählt werden ; fo wird noch jest in Deutfchland die Abftammung aus 
dem berifcherberechtigten Haufe durch legitime Zeugung in ebenbürtiger 
Ehe erfordert. In einigen Staaten ift maͤnnliches Geſchlecht eine uner- 
laͤßliche Vorausſetzung der Zhronfolge, während in anderen Staaten die 
Frauen nicht ausgefhloffen find, fond.en nur dem Mannsſtamme über: 
baupt oder in gewiffen Graden nachſtehen müffen. Von bdiefen pofi« 
tiven DVorausfegungen der Regierungsfaͤhigkeit wird hier nicht gehandelt. 
(Vol. die Art. „Mifbeirath” u. „Thronfolge.“ Die negativen Erfor— 
derniffe dir Megierungsfähigkeit beflehen dagegen in der Abwefenbeit 
ſolcher geifligen und Eörperlihen Mängel, welche das damit behaftete 
Subject zu den Befchäften der Regierung untauglich machen würden. 
Diefe Erforberniffe wurzeln alfo in dem Begriffe der Staatsregierung 
felbft und unmittelbar. So einfach) ſich aber fomit die Idee der nega- 
tiven VBorausfegungen der Negierungsfäbigkeit ausfprechen läßt, fo ſchwie⸗ 
ria und flreitig ift ihre cafuiftifhe Entwickelung. Selbft das pofitive 
Recht hat in diefer Lehre meiftens nur fehr wenige und nur unvollſtaͤn⸗ 
dige Beflimmungen aufzumeifen. Man bemerkt ſehr deutlich, daß die 
hier einfchlägigen Kragen als folhe, welche nur in außerordentlichen 
Zuftinden auftauhen, von ber Gefeggebung felbft mit einer gerechten 
Scheu betrachtet werden, und daß die Aufftellung allgemeiner Normen 
vorfihtig aus dem Grunde vermieden worden ift, um nicht der geeigs 
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neten Beruͤckſichtigung ber vielfachen, nicht Immer vorausfichtlichen Mo⸗ 
bificationen, welche der einzelne Kal barbieten kann, im Voraus Eins 
trag zu thun. Aus gleihem Grunde muß man aud bei der Bezug⸗ 
nahme auf bie wenigen zerfireuten Stellen in den pofitinen, beſonders 
älteren, Rechtsquellen mit großer Vorſicht verfahren. &o findet fidh 
3.8. ſchon In der Lex Bajuvriaorum Il, c. 10 eine Beſtimmung, wo⸗ 
nad) der Sohn des Herzogs von ber Thronfolge ausgefchloffen wird, 
für den Fall, daB er fi) fo weit vergefien follte, feinen Water entthros 
nen zu wollen, fo lange biefer noch koͤrperlich und geiftig Eeäftig iſt 
(„dum adhuc pater ejus potest in judicio contendere, in exercita 
ambulare, populum judicare, equum viriliter ascendere, arma sua vi- 
vaciter bajulare [batulare], non est surdus nec coecus, in omnibus 
jussionem Regis potest implere‘‘). — Man würde ſehr irren, wenn 
man in dieſer Stelle finden wollte, daß ein Börperliches, mit dem Alter 
eintretendes Gebrechen, wie Blindheit oder Taubheit, fofort regierungs⸗ 
unfähig mache und den Sohn berechtige, bie Krone an fich zu reißen; 
oder wenn man daraus fchliefen wollte, daß nad der volksmaͤßigen 
Vorftellung in dem carolingifchen Zeitalter ein folche® Gebrechen ohne 
alle Unterfheidung auch eimen Thronfolger vom Megierungsantritte aus⸗ 
geſchloſſen haben würde: vielmehr liegt in der angeführten Stelle nicht 
mehr, als die Charakteriſtik eines Falles, in welchem die Rebellion des 
ungebuldigen Thronerben gegen feinen Vater einer jeden, felbft fchein« 
baren, Entſchuldigung entbehrt; aber ficher liegt es nicht in dem Geifte 
dieſer Stelle, für den Fall, daß einige mildernde Umflände als Ente‘ 
fhuldigung für die Handlungsmweife des Sohnes angeführt werben koͤnn⸗ 
ten, die Legitimitdt derfelben zu fanctioniren. Ueberdies darf man nicht 
überfehen, daß die gedachte Stelle kein Sag bes eigentlichen volksmaͤßi⸗ 
gen Rechtes iſt, fondern nur eine biefem vorgefchobene Gonftitution 
der Frankenkoͤnige, welche hier ale Lehensherren der Derzoge von 
Batern fprehen. Es würde daher im dußerften Falle aus diefer Stelle 
nichts abzuleiten fein, als daß die Frankenkoͤnige in jenen beutfchen 
Staaten, melde fräntifhe Lehen waren, bie Befugnig in Ans 
ſpruch nahmen, darüber zu wachen, baß immer ein der Regierung und 
dem Lehndienfte gewachfener Dann an der Spibe der Regierung des 
Herzogthums jtehe, was aber keineswegs in fich begreift, daß der ges 
brechliche Fürft unter allen Umftänden von der Regierung ganz entfernt 
oder ausgefhloffen werden mußte. Noch befigen mir ein beflimmtes 
Zeugniß, daß nach dem Rechte des 13. Jahrhunderts jeder Sohn, wel⸗ 
cher gegen feinen Water ſich erhob, ohne alle Unterſcheidung für unfähig zur 
Nachfolge erfannt werden mußte, in dem Landfrieden Kaifer Friedrich's IT. 
v. 1235 $. 11 (bei Pertz, Monum. Germ. Legg. T. II. p. 316). 
Derfelben Zeit gehört auch eine Aeußerung des Schwabenfpiegels c. 122 
(Lafberg) an: „Lahmen und mifelfüchtigen (d. h. ausfäsgigen) Mann 
und der in bem Banne und in der Acht ift, follen die Kürften nicht 
zum Könige Fiefen; tiefen fie aber den (d. h. einen folhen), bie andern 
verwerfen ihn wohl mit Rechte" ꝛc. — Bier findet Al unleugbar der 
1 
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Ausdruck einer volksmaͤßigen Anficht über die Qualification zum deut⸗ 
fchen Könige; allein bier ift nicht zu überfehen, da nur von den Ver⸗ 
haͤltniſſen eines Wahlreiches die Rede iſt, welche namentlich hinfichtlich 
der perfönlihen Dualification bed Staatsoberhauptes Feine unbedingte 
Analogie in der Verfaſſung einer Erbmonarchie finden, bei welcher In 
vieler Hinficht ganz andere Rüdfichten zu nehmen find. So fagt 3. B. 
ber Schwabenfpiegel c. 123 (Lafberg) weiter, daB man keinen Herrn 
zum Könige wählen folle, der eine Ihm nicht ebenbürtige Gemahlin habe; 
und auch biefee Grundſatz iſt noch niemals ald analog In der Erbmonar⸗ 
chie anwendbar erkannt worden, wenn gleich in dieſer häufig bie Stan⸗ 
besungleichheit der Mutter den Kindern fchadet und fie von der Thron⸗ 
folge ausfchließt. — In der goldenen Bulle Kalfer Karl’ IV. v. 1356 
Gap. 25 $. 3 mar in Bezug auf die kurfuͤrſtlichen Staaten feftgefeut, 
daß der Thronerbe dann von der Succeffion ausgeſchloſſen fein folle, 
wenn er „forsitan mente captus, fatuus seu alterius famosi ac nota- 
bilis defectus existeret, propter quem non debeat seu possit homini- 
bus principari.‘“ — Hier bemerkt man beſonders bie Vorſicht, mit 
welcher man vermied, einzelne, beſonders Eörperlihe Mängel ſpeciell 
aufzuzählen, um ber vernünftigen und angemefjenen VBeurtheilung bes 
einzelnen Falles nicht vorzugreifen, eine Vorſicht, deren Werth nur ber« 
jenige nicht begreift, welcher das Heil der Regierungen und Völker an« 
ftatt vom lebendigen Geifte von dem tobten Buchſtaben erwartet und 
über das Stilifehweigen ber Gefege jammert, mo nicht alle juciftifche 
Beifteschätigkeit duch bürre Worte abgefchnitten if. Die goldene Bulle 
erwähnt nur noch, daß der ZThronfolger in den meltlihen Kurfüritens 
thümern ein Geijtlicher fein dürfe, fondern weltlichen Standes (laicus) 
fein müffe (8.8. c. VII, $. 2, 3; c. XXV, 8.4). — Was zunädft 
die Anwendbarkeit diefer Grundfäge in den übrigen beutfchen Stanten 
zur Zeit des Reichsverbandes anbelangt, fo mochte diefe mit Grund nicht 
bezweifelt werden, da die goldene Bulle in den fraglichen Stellen offen 
bar keine neuen Rechtsgrundſaͤtze aufflellen, fondern nur der gemeinen 
und in der Natur der Sache begründeten Nechtsanfhauung einen por 
fitiven Ausdrud verleihen wollte Nur darin mochte feit der Reforma⸗ 
tion eine Abweichung in fo fern erkannt werden, als bei ben proteflans 
tifhen Fürftenhäufern der geiftlihe Stand nicht mehr als Ausſchlie⸗ 
ßungsgrund von ber Xhronfolge betrachtet murde. Dies gefhah aber 
nur aus dem Grunde, meil bei den Proteftanten ein geiltliher Stand 
mit dem priefterlihen Charakter, wie ihn die katholiſche Kirche Eennt, 
und wie ihn die vor der Reformation errichteten Reichsgeſetze voraus 
festen, nicht mehr vorhanden ift, fo daß alfo, ſtreng genommen, bie 
erwähnte Umbildung der Rechtsanſicht gar nicht einmal als eine ſolche 
erfcheint, fondern richtiger vielmehr der Ausdrud in der Weiſe zu waͤh⸗ 
len iſt, daß nunmehr bei den proteftantifchen Sürftenhäufern ein gewiſſer 
Kall der Unfähigkeit (der Ausfchluß wegen Eintritts in den geiftlichen 
Stand) wegen veränderter VBerhältniffe nicht mehr vorfommen kann. 
Auch die neueren deutfhen Verfaſſungsurkunden haben es vermieden, 
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peciell koͤrperliche und geiflige Gebrechen des regierenden Kürften ober’ 
des Thronfolgers aufzuzählen. Eine Ausnahme macht nur die Min- 
derjaͤhrigkeit des Thronfolgers, welche als ein möglicher Weiſe häufiger 
eintretendes Ereigniß eine beſondere Vorausſetung erforderte und aus 
gleichem Grunde auch ſchon in der goldenen Bulle Cap. VII, $. 4 befon» 
bere Beruͤckſichtigung gefunden hatte. Es ift fomit die Erörterung ber 
einzelnen Fälle der Unfähigkeit zur Landesregierung und der Würdigung 
der einzelnen Behinderungsgründe in ihrem gegenfeitigen Verhaͤltnifſe, 
fo wie ihrer verfchiedbenartigen Wirkung zunaͤchſt noch großentheils ber 
wiſſenſchaftlichen Forſchung Kberlaffen. Am Wichtigften wird hierbei bie 
Unterfcheidung von Fällen der eigentlihen Unfähigkeit zu regieren 
und von folhen Zällen leiten, in melden die Megierung bem Staates 
oberhaupte durch Gebrechlichkeit nur In eimer nicht unbedeutenden Weife 
erfchwert tft. — I. Dinfichtlic, der eigentlichen Unfähigkeit find dann 
felbft wieder zwei Arten zu unterfheiden: bie ab[olute und die rela⸗ 
tive Unfähigkeit. Erſtere Ift da vorhanden, wo ber Souverän in einen 
ſolchen geiftigen ober koͤrperlichen Zuſtand dee Unfähigkeit zur Vornahme 
ber Regierungegefchäfte verfällt, oder der Thronerbe fi) in einem berars 
tigen Buftande befindet, welcher ale ein bleibender und fomit unheils 
barer Zuſtand erfheint. Die abfolute Unfähigkeit muß gerade fo wie 
ein Todesfall bie legitime Thronfotge eröffnen; der abfolut Unfähige tft 
folglich wie ein Verſtorbener, d. b. in Wezug auf bie Megierung als 
nicht vorhanden zu betrachten. Die relative Unfähigkeit iſt dagegen da 
vorhanden, wo die Gebrechen oder anderen Verhinderungsgruͤnde an ber 
Megierung unverkennbar ober vorausfichtlih nur einige Zeit wirken, wie 
Minderjährtgkeit, Abtwefenheit außer Landes, Kriegsgefangenſchaft u. ſ. w., 
oder wo die Unheilbarkeit von koͤrperlichen und geifligen Gebrechen noch’ 
nicht entſchieden iſt. Da in der Erbmonarchie ihrem Weſen nad) das 
oberfte Princip die Erhaltung der Legitimitdt, db. h. der regelmaͤ⸗ 
figen Thronfolgeordnung und bes jeweiligen, dadurch zum Throne ges 
langten Souveräns bei feiner Regierung, fein muß, fo kann ein foldher 
Tal, fo viele Inconvenienzen auch bie Gebrechlichkeit oder vorausfichte 
lich vorübergehende Behinderung bes Souveraͤns oder Thronfolgers für 
die Führung dev Regierung haben mag, doc, nie die wirkliche Eröffnung 
der Thronfolge begründen, fondern nur ben Eintritt einer fogenannten 
Regentſchaft oder Regierungspvormundfchaft, d. b. ber interi⸗ 
miftif hen Regierung des nah dem relativ Unfähigen zundchft berufenen 
Legitimen Thronerben, welche biefem aber auch nach dem Geifte ber 
Erbmonarchie von Rechtswegen (ipso jure) zufällt, wo nicht bie fpecielle 
Berfaffung pofitiv etwas Anderes feſtſetzt und etwa, mie mitunter 
im alle der Minbderjährigkeit des Thronerben, die Mutter ober, im 
Sale dee Behinderung des Souveraͤns felbft, in gewiſſen Faͤllen bie 
Gemahlin zur Negentfchaft beruft (4. B. V.⸗U. v. Kurheſſen $. 7); 
oder nicht durch den Souveraͤn ſelbſt, in Worausfehung einer zeit⸗ 
roeifen Verhinderung feiner felbft oder des Thronerben, eine befonbdere 
Vorforge für die interimiftifche Regierung getroffen worden iſt, was in 


486 Unfähigkeit zur Regierung: 
ſtatthaft muß, als nicht die ſpe · 
Gerne di we efondns Sefchutt, fe «6 
in auf die zu tuirenden pber-binfichtlich der Art 
fe der der Regentſchaft, in fo fern 5 B. diends 
55 nach manchen Verfof Sue durch ein förm · 
a ea werner iR — 
————— welche eine abfolute Regierungsunfähigkeit begruͤn⸗ 
den, ift auch in der Theorie um fo weniger als es eine rein 
thatfähliche Ftage (qunestio facti) IR, ob ein "eoncreto 
von der Bedeutung fei, daß «8 wirllich ben Gouverän oder Thronfolget 
am ber Ausübung der und der Negentenpflichten behins 
dert. Man kann daher als ber abfoluten Regierungounfaͤhig · 
keit wohl beiſpielsweife nototiſchen Bloͤdſinn, Wahnſinn und Raſerei 
anführen, wie dies auch die goldene- Bulle gethan hat; man kann aber 
nicht unbedingt Blindheit oder andere Birperliche Gebrechen hierher gah ⸗ 


Falle dee Thronfolget von ) 
tend fein, daß ihm dadurch jede Vorſtellung und Kenntniß von den fi 
calen und politiſchen Verhaltniſſen, fo wie jede Teilnahme am benfels 
ben unmöglich gemacht wäre. Mam hat ſich auch wohl, um Blindheit 
und aͤhnliche Eörperliche Gebrechen als abſolute Unfähigkeitsgründe zu 
harakterificen, darauf berufen, daß auch im gemeinen Lehnrechte diefen 
Gebrehen eine folhe Wirkung hinſichtlich der Lehnfolge beigelegt fei. 
Alein hierbei iſt nicht nur uͤberſehen, daß gerade diefe Wirkung der 
koͤrperlichen Mängel, im gemeinen Lehnrechte durchaus ftreitig und fogar 
im Liber Feudorum II, 36. ber gegentheiligen Meinung des Mailänder 
Schoͤffenhofes der Vorzug gegeben worden: ift, fondern es kann auch 
überhaupt heut zu Zage in Deutſchland, wo Feine Krone mehr nach 
Lehnrecht befeffen wird, kein folcher , im Auferften Falle nur als lehen⸗ 
rechtlich anzuerfennender Grundfag als maßgebend im Staatsrechte bes 
teachtet werben. Die Erfahrung hat fogar gelehrt, daß öfters die ſou⸗ 
veraͤnen Familien und die Stände felbft da, mo eine abfolute Regie- 
wungsunfäpigteit hätte behauptet werden Binnen, aus Ruͤckſicht auf die 
vorerwaͤhnie weſentliche Bedeutung bed Legitimitätsprincipes in der Erb⸗ 
monarchie und feine Aufrehthaltung, von einem ſolchen Ausſpruche 
Umgang genommen, und ben Ball nur aus bem Gefichtöpuncte ber 
zelativen Regierungsunfähigkeit oder gar nur ber Erſchwerung der Regie⸗ 
zung durch ein koͤrperliches Leiden behandelt haben, wie 3. B. in dem 
Falie ber Königin Juana (genannt bie Wahnfinnige) in Spanien. Ein 
foldyes Verfahren empfiehlt fih aus Gründen der politifchen Zweckmaͤ⸗ 
Bigkeit. befonders da, wo von bem Regierungsunfähigen nod) legitime 
Defcendenz zu erwarten iſt, welche durch bie Erklärung ber abfoluten 
Regierungsunfähigkeit deffelben. unverbienter Maßen (ſchon als Ungebos 
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rene) ausgefchloffen werben würben, worin — wenn auch die jueiflifche 
Gonfequenz dafür angerufen werben kann — doch jebenfalls eine Härte 
liegen würde, wie fie ber nothwendigen Achtung bes Legitimitätöprinci« 
pes duch das Volt niemals förberlic, fein kann. — Il. Von dem Zus 
ftande der abfoluten und relativen Regierungsunfähigkeit find aber ges 
nau folche Zuftände zu unterfcheiden, durch welche dem Souveraͤn bie 
Ausübung feiner Herrfcherrechte und Regentenpflichten nur erfchwert 
if. Hierher find regelmäßig bie Lörperlichen Mängel, wie Blindheit und 
dergleichen, Altersſchwaͤche und fonftige Eörperliche Leiden, auch wohl 
eine hierdurch bedingte geiflige Schwäche, welche noch nicht in vollen 
Bloͤdſinn Übergegangen iſt, zu rechnen. Unter folhen Umſtaͤnden kann 
es ſich weder um einen befinitiven, noch um einen interimiftifhen Aus⸗ 
ſchluß des Souveräns ober Thronfolgers von ber Regierung, d. h. we⸗ 
der um die Eröffnung der legitimen Thronfolge, noch um bie Anordnung 
einer Negentfchaft handeln, fondern bier iſt hinreichend, baß auf andere 
Art für eine genuͤgende Unterflügung bes Souveräns bei ber Regierung ges 
forgt wird. Dies Bann nad) Umfländen entweder durch bie Anordnung 
von befonderen Soiennitäten zur Verhütung eines möglichen Unterfchleis 
fes bei ben Exlaffen und Ausfertigungen des Souveräns, oder auch in 
bedenklicheren Fällen, duch die Erklärung ber nächften präfumtiven 
Thronerben als Mitregenten gefchehen, welche Anorbnungen aber ſaͤmmt⸗ 
ih von dem Souveraͤne felbft auszugehen haben und fomit als 
ein — wenn glei durch die Umftände vielleicht dringend gebotener — 
freier Act feines eigenen Willens erfcheinen und eben baher im In⸗ 
tereffe des monarchifchen Principe ben Vorzug vor der Anorbnung eis 
ner Megentfchaft ober vollends vor einer abfoluten Unfähigkeitserkiärung 
verdienen. — III. Das Urtheil darüber, ob eine Behinderung des Sou⸗ 
veräns ober Thronfolgerd an der ordnungsmäßigen Kührung der Megie- 
rung Statt finde, und in welhem Grabe dies der Fall fei, fteht im 
Zweifel — in fo fern ber Souverdn nicht feldft feine Behinderung er: 
klaͤrt, wie 3. B. im Falle einer beabfichtigten längeren Abwefenheit — 
den Agnaten als Samtilienangelegenheit des regierenden Haufe zu. 
Diefer Srundfag ift fhon in dem carolingifhen Hausgeſetze (errichtet 
von Ludwig dem Frommen 817 5 bei Perg, Monum, Germ. Legg. T. 1. 
p. 199) ausgefprohen unb feitdem nicht nur durch das Herkommen in 
den beutfchen Kürftenhäufern beftätiat, fondren zulegt auch noch durch ben 
Beſchluß der. deutfchen Bunbesverfammlung vom 2. December 1830, die 
bedenklihen Verhältniffe in ber Regierung bes Herzogthumes Braun⸗ 
ſchweig betreffend, anerkannt worden. Wo Parlamente oder Landflänte 
beftehen, ift jedoch, wenn diefe nicht ſelbſt als der Beſchwerde führende 
Theil erfcheinen,, die Zuflimmung derfelden zu einem Beſchluſſe ber 
Agnaten, welcher eine Unfähigkeit zur Regierung ausfprecken ſollte, ſchon 
der Natur ber conflitutionellen und fländifchen Verfaffung gemäß, noth⸗ 
wendig, ba jede folhe Erklärung der Agnaten mehr oder minder eine 
Abänderung in der Handhabung des Succeffionsgefeges in ſich fchließt, 
welches ſtets zu den grundverfaffungsmäßigen Inſtitutionen bes Staates 
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un Auch iſt die ſtaͤndiſche Zuſtimmung ſchon datum von 

per Bedeutung, damit nicht vurch SIntriguen einer Dofpartei 
eine Braun der mohlbegrlnbsten Rechte di6. Souveräns. oder Throne , 

beroirkt werden koͤnne. Auch erkennen mehrere neuere deutſche 
fungsurfunden ausbrüdlih das Mitwirkungsrecht der Stände bei 


des gefähebet glaubten, und Die fürflihen Agnaten nicht einfärsiten und 
ober wollten. Die ſehung eines. Fuͤrſten 
* ne aber in "Bieten a — den 


deutſchen Bundes zu den einzelnen Souveraͤnen und deren Staaten ers 
gibt fi fo viel, daß der beutfche Bund nicht nur berechtigt und vers 
5 pflichtet iſt, ſolche Maßregeln zu ergreifen, welche zur Erhaltung ber 
Öffentlichen Ruhe in ben Bundesſtaaten bei derartigen Anläffen nothe 
wendig find, fondern daß er auch einen Ausſpruch der fürftlichen Agnas 
ten und deren Anorbnungen gegen einen Souveraͤn wegen abfoluter 
ober relativer Regierungsunfäbigkeit nur dann und in fo weit anzuer⸗ 
kennen braucht, wenn und als er biefelben für materiell gegründet zu 
erkennen vermag. 4 

Unehelihe Baterfhaft und Kindfchaft. — Die Vater ⸗ 
ſchaft ift ein Rechts begriff; ihre thatfächliche Grundlage vermag 
mit Gemißheit nicht ermittelt zu werden, binfichtlich derfelden kann 
vielmehr Tebiglich eine WahrfcheinlichFeit ſich darbieten. In biefer 
Beziehung ftellten daher die Gefege aller gefitteten Staaten ſchon aus 
früheften Zeiten eine Nectsvermuthung dahin auf, baf ein im 
rechtmäßiger Ehe erzeugtes Kind den Ehemann feiner Mutter zum Vater 
habe; für Kinder, welche nicht in der Ehe erzeugt find, gebriht es an 
einer rechtlichen Präfumtion. 

Bon dieſer Anficht ging aud das ältere römifhe Recht aus. 
Blos die in einer legitimen Che concipirten und gebornen Kinder galten 
als rechtmäßig erzeugte, und fo Fam «8 denn, daß, wo legale Korm ber 
römischen Ehe abging, wo nicht das connubium, ſondern ein anderes 
Berhältniß, insbefontere wo contubernium in Mitte lag, der Ents 
fproffene illegitimus war, Als folcher galt auch derjenige, der feine Ab⸗ 
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kunft gar nicht aus einer ehelichen Geſchlechtsverbindung ableiten konnte, 
fei «6, daß diefe Verbindung wegen zu naher Verwandtſchaft gefeglich 
wmerlaubt war — incestuosus, — ober daß man feine Abkunft aus 
ber Geſchlechtsgemeinſchaft mit eines Andern Ehefrau ableitete — ad- 
ulterinus —, ober daB man von einer äffentlihen Weibsperfon ents 
. fproßte — vulgo quaesitus —, ober eine fonflige nichteheliche gefchlechts 
liche Verbindung hierbei zu Grunde lag — spurius. — Wem nun bie 
Rechte der Tegitimen Geburt nicht gur Seite flanden, dieſer hatte gegen 
feinen Erzeuger keinen Rechtsanfprud auf Altmente. Erſt fpäter, als 
naͤmlich in den Kaiferzeiten der Concubinat in Aufnahme kam, machte 
fi die Anficht geltend, ſolcher feigein durch die Zeitverhältnifie hervor» 
gerufenes Surrogat der Ehe, und, weil gefeglich erlaubt, muͤſſe berfelbe 
in feiner rechtlichen Beziehung der Ehe gleich geachtet werben. So kam 
es denn, daß die Kinder aus einer Goncubinatöverbindung — liberi 
naturales —, welden früher Atimentationsanfprüce gegen den natürs 
lichen Vater nicht zulamen, durch die Beſtimmung Juſtinian's in der 
Novelle 89 verlangen konnten, baß felbft nach dem Ableben ihres Er» 
zeugers ihnen eine ben Vermoͤgensverhaͤltniſſen des pater naturalis ent» 
fprechende Altmentation verabreicht werde. Der Grund beffen mag wohl 
darin gelegen fein, weil in biefen ſpaͤteren Kaiferzeiten die Goncubine, 
einige Chrenvorzüge abgerechnet, ber Ehegattin gleich ftand, und, ba bie 
Verbindung nur mit einer Concubine gefeglich geſtattet war, biefe 
auch in häuslicher Gemeinfchaft gleich einer Ehegattin mit dem Wanne 
lebte, bezüglich des Sproͤßlings aus ber Concubinatsverbindung man 
von der Vermuthung, daß er von dem pater naturalis feine Abkunft 
ableite, ausging und ihm Familienrechte, fohin auch vorermähnte Alls 
mentationsanfprüche einraͤumte. 

As im 12. Jahrhunderte das römifhe und kanoniſche Recht in 
Deutfchland durch diejenigen Mechtögelehrten, welche in Stalien ihre 
Mechrebildung erlangt hatten, Geltung erhielt, trat ber Kampf ber bes 
terogenen Elemente hervor. Der deutfhe Sinn, von politifchen und 
bürgerlihen Rechten jeden außerehelihen Sprößling fern baltend, Eonnte 
fi) mit den Humanitätsrhdfichten nicht befreunden, welche man aus ber 
Analogie der Rechte der Concubinenlinder, wie fie im römifchen Geſetzbuche 
vorlagen, ableitste ; manche beutfche Statutarrechte liefern noch ben Nach⸗ 
meis, daß, ungeachtet der immer allgemeiner gewordenen Geltendmachung 
des römifchen Mechts in Deutfchland, man in einigen Gegenden das 
deutfche Princip des Ausfchluffes Unehelichgeborener von Ehrenftellen, 
wie von erbrechtlihen Anfprüchen bezüglich ber bürgerlichen, wie der Les 
benfucceffion fefthielt; in den meiften deutfhen Staaten jeboch gewannen 
die fremden Rechte die Oberhand; die gemeintechtliche Praxis eignete ſich 
die Dumanitätsrüdfichten, welche das roͤmiſche Kaiſerrecht für die aus 
der Goncubinatsverbindung Entfprofienen hegte, — bed Umſtandes uns 
geachtet, daß das Goncubinatsleben längft in Deutfchland verboten war 
— an, und das Erheben einer einzelnen Sielle des Eanonifchen Rechte 
(in cap. 5. X. de eo, qui duzit in matrimonium) zur allgemeinen Norm 


beachte es dahin, daß man in Deutfhland als“ —— 
GSeundſat anſah der — 
feine ‚en Kinder zu alimentiven, gleich viel, ob nn 
ner Eonenbine oder aus fonfliger gefchlechtlichen 
Auf diefen Grundfa bin glaubte man ſich Beſtim · 
des römifchen und Eanonifchen echtes, weiche ſich auf Bewweis 
‚dee Waterfchaft, dann auf Alimente chelichet en, In anar 
‘ Loge Anwehdung fi ‚angeblichen außerehelichen ;, insbefondere 


he der 
Gericjtshäfe nahmen gieiche? ſo bildete fich eine gemeine 
rechtlich Praris, re‘ ſich in Folgendem darftellen *): 

1) In I ——— dem ertwiefen wird, daß er Inners 


by 
daß während der, angegebenen Periode auch eine andere Mannspers 
fon mit der Mutter des Kindes den Beiſchiaf gepflogen habez benn 
de ungen haben gleiche thatfächliche Grundlage, find fomit 
gleich ſart, müffen fofort gegenfeltig In ihren rechtlichen Wirkungen ſich 
re da eine neben der andern im ihrer Integtltaͤt nicht beftchen 
ann, 

2) In Rüdfiht auf das ehelihe Verhättniß ‚geht jenem Kinde bie 
Legitimitaͤt ab, welches vor dem 182ften Tage nach Abflug ber Ehe 
oder nad) dem 800ſten Tage nach Aufisfung bes Ehebandes durch Tod 
des Mannes oder Ehefheibung von ber Ehefrau geboren, und beffen 
rechtmaͤßige Abftammung in ber erſten Beziehung von dem Ehemanne, 
in ber Iegteren von deſſen Relicten beftcitten wird. In gleicher Weife 
iſt ein in der Ehe geborenes Kind illegitim, wenn der Ehemann den 
Nachweis zu ftellen vermag, daß er innerhalb des Zeitraumes des 182ſten 
bis 300ften Tages vor der Geburt des Kindes zeugungsunfähig, oder 
ununterbrochen abweſend war. 

3) Die Rechtsverhaͤltniſſe der Brautkinder find, well fie ihre 
Abkunft aus einer ehelichen geſchlechtlichen Verbindung nicht ableiten 
tönnen, gleich jenen ber übrigen nußerehelichen Kinder zu erachten. 

4) Der erweisliche außereheliche Water iſt zur Alimentation feines 
auferehelichen Kindes verbunden (nicht bloß zu einem Belttage hierzu). 
Demgemäß liegt in feiner Pflicht, neben Beftreitung der Taufkoſten deſ⸗ 
fen Ernährung, Kleidung und Erziehung, zu welcher letztern auch der 
Schulunterricht zw technen, bis zu der Zeit hin, wo das Kind durch 


*) M: f. meine Schrift: „Die echtöverhättniffe aus der außerehelichen 
eiäieätsgemeinfaft, fo wie der unchelichen Kinder, nach gemeinem baieri: 
' fügen, dſterreichiſchen, preußiichen und Franzöfifchen Rechte.” München, 1836. 
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eigenen Erwerb fich felbft fortzubeingen im Stande tft, in welcher Be⸗ 
ziehung der Endpunct der Altmentationspflicht in ber Megel bis zum 
14. Lebensjahre des Kindes angenommen wird. Iſt die Möglichkeit des 
felbfligen Kortlommens in Anlaß Krankheit bes Kindes, ober phufifcher 
oder geifliger Imbecillität zuruͤckgeſtellt, fo währt die Alimentationsvers 
bindlichkeit des außerehelihen Waters fort. Das Quantum ber Alimens 
tation iſt auf die Norhdurft befchräntt, fo daß ein außereheliches Kind 
zu feiner Ernährung und Erziehung mehr nicht verlangen Tann, ale 
wie fie bei ehelichen Kindern der niebern Volksclaſſe Statt zu finden 
pflegt. 

6) Diefer Alimentationspflicht hat ber Water In der Megel durch 
Verabreichung der dem Bedürfniffe entfprehenden Gelbquoten, auf eine 
gewiſſe Zeit hin vorauszahlbar, zu entfprechen, welche Beträge an die⸗ 
jenige Perfon, welcher das Kind mit Genehmigung der vormundfchaftlis 
hen Behörde überlaffen ift, zu berichtigen find. Ausnahmsweiſe kann 
fi) der außereheliche Vater von der Leitung dieſer Geldquoten durch 
Uebernahme des Kindes in felbftige Alimentation befreien, jedod nur 
unter der Vorausfegung, daß der Vormund bes Kindes ımd bie Cura⸗ 
telbehoͤrde hierzu ihre Zuflimmung ertheilt haben. 

6) Iſt der außereheliche Vater unvermögend zur Beſtreitung ber 
Alimentation feines unehelihen Kindes, fo geht die Verbindlichkeit zur 
Ernährung und Erziehung bes letztern auf defin Mutter und, 
wenn auch diefe die Alimentation zu beftreiten außer Stande wäre, 
auf die mütterlihen Großeltern, in deren Ermangelung ober im 
Falle deren Unvermögenheit jedoch auf bie Armencaffe des Drtes, 
wo bie Mutter des Kindes ihr Heimathöcecht hat, über. Die väterlis 
hen Großeltern ftehen außer aller rechtlichen Beziehung zu den unehe⸗ 
chen Kindern ihres Sohnes, find daher fubfidiär zur Alimentation des 
außerehelihen Enkels nicht verpflichtet, und können lediglih, wenn fie 
Erben ihres Sohnes find, zur Erfüllung der ihm obgelegenen Verbind⸗ 
lichkeit angehalten werden. 

T) Eine väterliche Gewalt im Sinne bes römifchen Rechtes und 
nad) den durch legteres gegebenen Mechtöbeziehungen kommt dem Vater 
über fein außerehelich erzeugtes Kind nicht zu, denn folches fteht ledig⸗ 
lich mit feiner Mutter im Kamilienverbande. Will der natürliche Va⸗ 
ter die aus der väterlichen Gewalt entfpringenden Rechte in Betreff feis 
nes außerehelich erzeugten Kindes erwerben, fo kann biefes blos mittelft 
Legitimation durch nachfolgende Ehe gefchehen. 

8) Uneheliche Kinder führen den Familiennamen ber Mutter, 
denn fie gehören in Betreff Familienverbandes nurjenem der Mutter zu; 
felbft wenn vom Vater anerkannt, find fie, der Natur ber Sache nad, 
den Familiennamen des Vaters zu führen nicht berechtigt, da der Name 
ein Gemeineigenthum bee mehrfachen, zum gefammten Familienverbande 
gehörigen Verwandten ift, und hieran fofort Niemand Antheil nehmen 
kann, welcher von biefem Familienverbande ausgefchloffen iſt; dabei auch 
die Zuftimmung des außerehelichen Vaters zum Rechte, beffen Namen 
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guofüßren, nicht ermädhtigen Tann, da der Eonſens eines einzelnen In · 
Susffenten one Suftimmmnung der Geſammtheit wirkungslos bleiben muß, 

9) Unehelihe Rinder, weil in der Gt Ha In Dr Ei fe fe _ 
hend, find ſchon vom Momente der Geburt an der vor mundfhaft- 
Tichen Obforge des Staates unterſtellt. Won dem Geburtsacte iſt der 
Guratelbehörde des Ortes, wo die Mutter des auferehelichen Kindes ihr 
Domteil hat, Kunde zu geben, tmorauf foldhe Behörde das 
welter Betreff Beftellung eines Vormundes für das ie! 
fo wie für IH el A 
der von —— des Kindes — se Sarg Kine — 
Wege ur igehung der Rechtehuͤ 
terpflichten beftimmt twerbe. 

10) Die von der Kindescuratel gegen den ßereefthen Vater ai 
zichetichen Ausfpruch ber Vaterfchäft, fo wie auf Rindesalimentation gerich⸗ 
tete Klage iſt die actio de aguoscendo partu utilis, bi Anerkene 
aumg eines status personalis, fomit Feine Delictllage. Der thatfächlide 
Kiagegeund iſt das Bactum des gefchlechtlichen Umganges des Beklagten 
mit der Mutter des — innerhalb einer Zeit, die nad) dem Gange 
der Natur zu dem Schluf Nat daß aus folchem Beiſchlafe das 
Kind feine qung al 

11) Ein ——— A dem unehelichen Kinde am Nach⸗ 
laſſe bes Waters und ber väterlichen Verwandten nicht zu, feine erb⸗ 
rechtlichen Anfprüche beſchraͤnken ſich auf den Nachlaß der Mutter, hin— 
ſichtlich welches ihm fogar Motherbredht zufommt, und auf den Ruͤck⸗ 
Laß der Verwandten der Mutter. Der Grund liegt in dem Umftande, 
daß das Erbrecht duch Blutsverwandtfchaft in der Megel bedingt iſt, 
eine folche aber zwifchen dem außerehelichen Vater und beffen Verwand⸗ 
ten emerfeits, dann dem unehelichen Kinde amdererfeits vechtlidy nicht 
defteht. 

Dies die allgemeinen Lineamente bezüglich beffen, mas unter Here 
überleiten aus dee Analogie des hinſichtlich ehelicher Kinder Beftehen- 
ben, unter Berüdfichtigung einiger Beftimmungen des kanoniſchen Rech⸗ 
tes mit Hinblid auf einen aligemein verbreiteten Gerichtsgebrauch als 
das gemeinrechtlich pofitio Geltende tn Betreff der Redtsverhältniffe 
unehelicyer Kinder anzunehmen fein dürfte. . 

Wenden wir und num zu den vorzüglicheren patticularen Geſetzge⸗ 
bungen Deutfchlande und der Nachbarftaaten, fo finden wir hier und 
dort ein treues Anſchließen an bie fo eben vorgettagenen, als gemein 
rechtlich geltend zu erachtenden Grundfäge; in anderen Legislationen 
treffen mic dagegen bedeutende Abweichungen hiervon. In legterer Bes 
zlehung tritt in manchen Particularrechten das Streben hervor, die Vers 
"hältniffe der unehelichen Kinder zur möglichft günftigen Lage zu erhes 

benz; aber auch in ber entgegengefegten Richtung bewegen ſich andere 
Regislationen, Indem fie es für fachentfprechend erachten, alles Klagerecht 
ans dem auferehelihen Geſchlechtsgenuſſe zuruͤckdraͤngen zu müffen. 


m. 
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Wieder andere glauben in einem, zwiſchen beiden Ertremen flehmben, 
gemifchten Syſteme dem Rechts und Billigkeitsgefühle Genüge zu leiften. 

Den Gefesgebungen erflbezeichneter Art find die meliten ber deut⸗ 
fen Particularrechte beizuzählen. | 

Das baleriſche Landrecht von 1756, fonft fo detalllirt, befaßt 
fi nur in Kuͤrze mit den hierher einfchlägigen Beſtimmungen. Sich 
anfchließend an die Anfichten ber MRechtsgelehrten in ber Hälfte bes vos 
eigen Jahrhunderts, gab es der Lehre vom Stuprum feine Etellung 
in ber Abtheilung, welche von Delictobligationen handelt; was aber bie 
Allmentationspflicht des außerehelichen Vaters angeht, fo warb ber Ge⸗ 
ſichtspunct des verwandtfchaftlihen Verhaͤltniſſes feftgehalten, babei fich 
in Theil I, Gap. 4. $. 7 und 9 an bie gemeincechtliche Theorie anges 
fhloffen, mit der Ausnahme: a) dag auch der vÄterlidhe Großvater zur 
Alimentationspflicht fubfididr gezogen wird, und zwar, als noch vor bem 
mütterlichen Großvater verbunden; b) daß die geſetzlich mit ber Ges 
burt des Kindes entfprechenbe Zeit der fleifchlihen Beiwohnung uns 
2 Tage weiter, als gemeintehhtli angenommen, nämlich bis auf ben 
ZO2ten Tag binausgerüdt wird; ©) daß die eigenthuͤmliche Beſtimmung 
getroffen ift, daß, fofern dee Nachweis mehrerer Conſtupratoren geliefert 
werde, jedem berfelben nur pro. rata die Verbindlichkeit zue Alimentation 
des unehelichen Kindes obliege. 

Das öfterreichtifche Geſezbuch von 1811 It in einem einigen 
Paragraphen (dem $. 163) umſichtig und in Kürze die ſich geſtellte Auf⸗ 
gabe, einerfeit8 der Foͤrderung des materiellen echtes, andrerſeits ber 
Erleichterung des Beweiſes eines Verhaͤltniſſes, deffen thatſaͤchliche Grund⸗ 
Inge ſtets in das Dunkel gehuͤllt iſt. Es wird nämlich dee Grundſatz 
feftgeftelll: Segen denjenigen ftehe die rechtliche Vermuthung der Waters 
fhyaft, von welchem erwiefen wird, daß er mit der Mutter des Kindes 
zu einer mit der Geburt des legtern entfprechenden Zeit, nämlich zwi⸗ 
fhen dem 180ften und 800ſten Zage vor der Geburt des Kindes, den Bei⸗ 
ſchlaf gepflogen habe. Diefer Beweis kann dur alle Beweismittel, 
welche gerichtsordnungmäßig zuläffig find, geftellt werben; es fol aber- 
auch ſchon der Nachweis genügen, baß ber Stuprator außergericht- 
lich geftanden habe, Innerhalb bezeichneten Zeitraumes mit der Mut⸗ 
ter des Kindes im Gefchlechtsgenuffe geftanden zu fein — allerdings: 
eine Nahhülfe im Beweiſe einer Thatſache, welche außerdem durch Zeus 
gen nicht erprobt werden koͤnnte, und beren Nachweis durch Eideszu⸗ 
ſchiebung immerhin ſehr problematifch für Körderung des materiellen Rech⸗ 
tes bleiben muß. Durch befagten $. 163 iſt hierbei die Einrede des: 
Beklagten, daß außer Ihm noch andere Mannsperfonen mit der Mutter 
bes Kindes den Beifchlaf gepflogem hätten, nicht nur zurüdgedrängt, fons- 
bern es kann auch die Kindescuratel, wenn ber gegen ben angegangenen 
Stuprator eingeleitete Rechteftreit der Mutter unguͤnſtig für fie ausfällt, 
oder der Bellagte zur Erfüllung der Waterpflichten unvermögend wich, 
auch die übrigen Stupratoren rechtlich angehen. Die weiteren Beſtim⸗ 
mungen in Betreff uneheliher Kinder fchließen fidy ganz dem oben vor 





494 AUneheliche Vaterſchaft und Kindſchaft. 


getragenen gemeinrechtlichen Grundſatze an; nur befreit ber 6. 167 ſelbſt 
auch den mütterlihen Großvater von der fubfidiäcen Alimentationarflicht, 
und die 65. 168 und 169 entziehen dem Bater des Kindes die Befugniß 
der Selbiterziehung des Kindes, in fo lange die Mutter es zur eigenen Er⸗ 
ziehung behalten will und kann, unb das Wohl des Kindes hierbei nicht 
Schaden leidet. 
Das preußiſche Landrecht von 1794, die Eigenthuͤmlichkeit details 
lirteſter Caſuiſtik feſthaltend, läßt durchgreifend das Streben erfehen, nicht 
blos den Beweis der Vaterfchaft zw erleichtern, fondern auch die Verhaͤlt⸗ 
niffe dee unehelihen Kinder gegenüber ihrem Erzeuger in die möglichft 
vortheilhafte Lage zu bringen. In 22 5$., nämlih Theil II. Tit. I. 
$6. 1104 — 1126 (66. 1092 — 1114 der neuern Auflage) wird ſich bes 
muͤht, die gefeglichen Vermuthungen In Betreff Schwängerung feftzus 
Helen. Uebrigens iſt es auffallend, daB bei dem überall hervortretenden 
favor partus das Landrecht denjenigen Zeitraum, In welchem die Geburt 
des Kindes als cortefpondirend mit ber Zeit des Beiſchlafes zu fallen 
bat, ſehr bemgt normirte, da erwähnte Periode im Landreihte a. a. D. 
6. 1089 ($. 1077 der neuen Auflage) fi auf den Zeitraum bes 210. 
und 285. Tages vor der Geburt des Kindes befchränkt, fohin nur 76 
Tage befaßt, während die nad, gemeinem Rechte anzunehmende Periode 
auf 119 Zage Hin ſich erſtreckt. Die Einrede der mehreren Concum⸗ 
benten iſt nach Landrecht Theil II. Zitel 2. $. 619 ohne Einfluß; jeder 
Goncumbent ift für die Alimentation des Kindes verhaftet; und iſt er 
diefe zu beftreiten außer Stande, fo kann die Curatel des Kindes jeden 
ſonſtigen Zuhälter mit der Mutter, deifen Beiſchlaf in die vorbezeichnete 
Petiode fällt, zur Erfüllung der einem unchelihen Kinde fchuldigen 
Pflichten anhalten. Nah zurüdgelegtem 4. Fahre des Kindes kann ber 
Vater des Kindes (gemäß $. 622 a. a. D.) die Uebernahme deſſelben in 
felbitige Alimentation verlangen, doch iſt diefes Recht von dem Gonfenfe 
der Guratelbehörde athängig gemacht. Die ſubſidiaͤre Mimentationspflicht 
geht nad) dem Vater auf die Großeltern väterlicher Seite (nad 
6. 628 a. a. D.), weiter fubjidiär erit auf des Kindes Mutter, und in 
fernerer Eventualität auf die mütterlihen Grofelteen über. Nur wenn 
die Mutter genuͤgendes Vermögen oder Einkünfte hat, ift fie vor dem 
vüterlihen Großvater zur SKindesalimentation verhaftet. Obaleich das 
unehelihe Kind nicht zur Familie des Vaters gehört ($. 639), deifen 
Tamen nicht zu führen hat ($. 6407, auc nicht unter deſſen Gewalt 
ſteht ($. 649), fo fommt ihm gemäß 8. 652 a. a. D. doch ein geſetz⸗ 
lich beſchraͤnktes Erbrecht anf den 6. Theil bes väterlichen Machlaffes zu, 
nämlich unter der Vorausſetzung: a) daß ehrliche Kinder nicht vorhanden 
find, und b) Feine Irgtwillige Verordnung des Vaters vorliegt; c) daß 
freiwilliges Anerkenntniß auf S:ite des Vaters, oder rechtskraͤftiges Er⸗ 
kenntniß in Mitte liext, wodurch dem Kinde noch bei Lebzeiten des Mas 
ters ſolches Erbrecht vorbehalten worden; d) daß die Mutter des Kine 
bes um Lie Zeit defjen Erzeugung mit mehreren Munnsperfonen nicht 
im gefchledhtlihen Genuffe geftanden ſei. Diefes geſetzlich beſchraͤnkten 
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Erbrechtes ber unchelihen Kinder ungeachtet hat umgekehrt ber Water in 
feinem Galle am Nachlaſſe des Kindes Inteftatanfprüche 6. 658. 

Als ein Muſter umfichtigfler und umfaflender Behandlung bes 

Gegenstandes ftellt ſich die neuefte deutfche, hierher bezügliche Legislation, 
naͤmlich das Zöniglih würtembergifche Gefeh vom 5. September 
. 1839 über die privatrechtlihen Folgen der KWerbrechen und Strafen 
(Artikel 28) dar. Ganz getreu ſich an die Grundfäge, wie fie durch die 
Gerichtspraxis als gemeinrechtlich geltend fich darbieten, anfchließend, 
finden wir ducchgreifend die Beflimmungen gebachten Geſetzes, welches 
nad Haltung und Umfang und durch ſtrenges Feſthalten bes rechtlichen 
Geſichtspunctes, abſtreifend alle dieſem widerſtrebenden Billigkeitsruͤck 
ſichten, das Gepraͤge umſichtigſter Berathung an ſich traͤgt, ſofort 
zur vorzuͤglichen Beruͤckſichtigung bei Exlaffung neuer, auf vorwuͤrfige 
Rechtsmaterie bezuͤglicher legislativer Normen für andere Staaten ſich 
empfiehlt. 
" Dem Grundtppus bed gemeinen Rechtes und ber ſich ihm anfdhlies 
enden Particularrechte gegenüber ftehen die Beflimmungen des frans 
zöfifhen Rechtes und mehrerer anderer neuern beutfchen wie aus⸗ 
ländifchen Legislationen, melde das besfallfige franzoͤſiſche Princip ſich 
aneigneten, im birecten Gegenfage. 

Der Artikel 340 des Code civil verbietet alle Vaters 
(haftstlage; nur in dem Falle in Mitte liegender Entführung iſt 
eine Ausnahme begründet. In wie fern hiermit den Anforderungen des 
Rechtes und der Geſetzgebungspolitik entſprochen fei, wird unten näherer 
Beleuchtung unterftellt werben. 

Unter ben deutfchen Legislationen ift bie großherzoglich heffis 
ſche die einzige, welche unbefchränkt das fo eben erwähnte Princip der 
Abfchneidung aller Vaterſchaftsklage fi anelgnete.e Das Gefeg vom 
30. Mai 1821 Art. II. fpricht ſolches aus, und es ſcheint durch bie 
21jaͤhrige Erfahrung folches als den individuellen Verhältniffen des Lans 
des entfprechend fich beroährt zu haben, weil der juͤngſt erft hervor⸗ 
getretene Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches für das Großherzog⸗ 
thum Heffen (Darmftadt 1842) im Tit. III. $. 67 vorermähntem Prin⸗ 
cipe treu geblieben ift, und bloß in dem Falle ber Entführung und ber 
Nothzucht eine Klage auf Ausmittelung der Vaterſchaft zulüßt. 

Gleich dem Nachbarftaate Belgien, mo feit der franzöfifchen Ober, 
herrſchaft das desfallfige Princip des Code civil Geltung erhielt, nahm 
auch das bürgerlihe Geſetzbuch des Königreihes Holland von 1836 
im 6. 342 den Grundfag des Verbots der Vaterſchaftsklage auf und 
ſtellte als Ausnahmsfaͤlle lediglich jene ber Nothzucht und Entführung feft. 

Auch in den Frankreich zunaͤchſt liegenden italieniſchen Staaten 
machte ſich mehrgedachtes Princip geltend. Der Codice civile di Sar- 
degna dd, Zurin 20. Juni 1837 laͤßt im Art. 185 eine Vaterſchafts⸗ 
lage nur in zwei Fällen zu, naͤmlich 1) fo fern eine fchriftliche Urkunde 
vorliegt, worin die ald Water des Kindes angegebene Mannsperfon ſich 
zus Vaterſchaft befennt, ober woraus erfichtlich ift, daß er für 


freien Sinnegebrauches verfeßt, 
‚undbarlid bei 'B im gehabt, "oder 4) 
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fo fern die wegen jeder außerehelichen Schwangerſchaft polizeiltch 4 
äuleitende Unterfuhung das Refultat ergab, daf die als Schmwängerer 
angegebene Mannsperfon in entfprechender Zeit: mit der Gefchwängerten 
im’ Gefchlechtögenuffe geftanden , oder auch nur eines verdächtigen Zu 
wandelns zu ber Mutter des. Kindes überführt ift, den Rechtsweg 
gegen den —— auf Behlung eines Beitrages zur Alimentation des 
Kindes zu betreten. 
:-  Unverkenmbar int aus dleſen Mobificationen des Sates 340 das 
"Beach her Regislation, auf die Grundfäge des gemeinen Rechtes wies 
zu entnehmen, und das Schwankende, das nothwendig 
A dieſem Gemiſche bes franpöfifchen und deutſchrechtlichen Principes 
en mußte, gab auch ſchon Weranlaffung zu mehrfeitigen Anttä« 
‚gen auf den Landiagen, Insbefondere auf jenem von 1837, um Abfchafe 
fung eines Gefeges, welches in ber Art, mie es jest vorliegt, in feiner 
— ſich als empfehlenswerth darſtellt. 
So einigermaßen. in der Mitte zwiſchen dem · gemeintechtuichen 
Principe und jenem des ftanzoͤſiſchen Rechtes ſtehen die mehreren 
q.rijqqen dezblauenen und bie Beſtimmungen des engliſchen 


Die englifche Parlamentsacte vom 14. Auguſt 1834 Artikel 71 
järbet der Mutter des unehelichen Kindes allein bie Verbindliche 
keit, ſolches zu alimentiren.. Reichen ihre Wermögenskräfte hierzu nicht : 
din, fo: tft e8- ihr unbenommen, den Difttictdarmenverein um bie ers 
forderliche Untesftügung anzugehen, welche jedoch dadurch bedingt if, 
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daß fie ſich mit dem Kinde In das für ſolchen Armen⸗ 
verein beſtehende Armenhaus (Werkhaus) verfüͤgt. 

Die Armenhausverwaltung iſt hiernaͤchſt ermaͤchtigt, denjenigen, 
welcher von der Mutter des Kindes als deſſen Vater angegeben worden, 
klagbar auf Ruͤckerſtattung bes Betrages ber dem Kinde verabreichten 
Allmentation anzugeben. Die Alimentationspflicht erſtreckt ſich jedoch auf 
Seite des Schwaͤngerers im Falle der Verurtheilung nur bis zum zu⸗ 
ruͤckgelegten fiebenten Lebensjahre des Kindes. 

Als Beweismittel genügt der Eid ber Mutter, nad klarem In⸗ 
halte des Artikels 72, für ſich allein nicht, ihm mäffen weitere Unter 
ſtuͤzungemomente noch zur Seite fiehen. Die Zufchiebung eines Eides 
an ben Stuprator ift unftattbaft. Im Falle erbrachten Beweiſes fallen 
bie Altmentationserfagquoten bee Aemenhausverwaltung — fomit 
nicht ber Mutter des Kindes — zu. 

Das benannte englifhe Geſetz weicht fofort vom franzoͤſiſchen darin 
ab, daß es eine Vaterſchafötklage zuläßt, aber audy vom beutfchs 
zechtlichen Principe darin, daß es ber Mutter bie primäre Alimentas 
tionsverbindlichkeit uͤberbuͤrdet; und wenn gleich bie niebere Volksclaſſe 
ein Abfchredungsmittel gegen Ueberlaftung der Armencaſſen barin finden 
wird, daß, wer Unterflügung für das Kind anfpricht, fi In das Werks 
haus begeben und bort bie Koften der Verpflegung durch Arbeit 
abverdienen muß, fo liegt doch ein Gebrechen der Gefeggebung in 
dem Umftande, daß bie Alimentationspflicht bes Schwaͤngerers nur bis 
sum zurücgelegten fiebenten Lebensjahre des Kindes währt. 

Die mehrfachen ſchweizeriſchen Legislationen fchließen ſich mehr 
dem Maternitätsprindpe an, jedoch find es die Gemeinden, 
benen bie fubfidiäre Altmentationspflicht bezuͤglich bee unehelichen Kinder 
zugewenbet if. Die Grundzüge dieſes gemifchten Syſtems treten bei 
den einzelnen Gantonen, für welche eine abgefchloffene Geſetzgebung vor» 
legt, durchgreifend gleich hervor. Die bei ben particularen Legislationen 
ſelbſt ſich zeigenden Eigenthuͤmlichkeiten leiten blos dahin, daß ein cons 
fequenteres Durchführen des Maternitaͤtsſyſtems ober ein Annähern an 
das Paternitätsprindip fich bemerklich macht. 

Unterflelt man nun bdiefe mehrfachen Befeggebungen pruͤfendem 
Blicke, und fragt es fi vom Standpuncte ber Geſetzgebunge⸗ 
politit, welchem Syſteme bei Erlafjung eines neuem Geſetzes wohl ber 
Vorzug zu geben ſei, ob dem frangöfifchen alle Vaterſchaftsklage abs 
fhneidenden, ober dem gemeinrechtlichen Paternitätsprincipe, fo ma⸗ 
hen mehrfache Erwägımgen gewichtvoll beiderfeits fich geltend. 

Eur das Princip, wie es ſich in der franzoͤſiſchen Geſetzgebung 
barbietet, ſtellt man in bee Megel als vorzüglichfte Momente voran: 
1) für unfittlihe Handlungen koͤnne das Geſetz nicht noch Schutz ges 
währen; 2) bie Erfahrung gebe den fihern Beweis, daß in jenen 
Ländern, in denen alle Vaterſchaftsklage wegfält, das Verhaͤltniß ber 
unehelichen Geburten zu ben ehelichen auffallend günftiger ſich barftelle, 
als da, wo jene Klage zuläffig erklaͤrt if; 3) die Griminaltabellen wieſen 
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— möchte denn in Abwacung der Vortheile und Gebrechen der 
mehrfachen voraufgeführten Gefetzgebungen immerhin. dem. gemein» 
vehtlihen Principe der Vorzug zu geben fein; und unter dem 
deutſchen Pegislatienen gebührt jedenfalls vorzüglicheret Ermähnung des 
koniglich würtembergifchen, oben näher beleuchteten hierher einfchläs 
gigen Geſetze von 1839, da «6, umfaffend und im präcifen Stile ab» 
gefaßt, als ein Werk umfichtiafter landſtaͤndiſcher Erwägungen aller zur 
Sache :einflußreichen Verhättniffe ſich darbietet und ſchon deshalb fi) 
zur 'befondern Beachtung für Fünftige, in vorwärfiger. Mechtsmaterie zu 
ertafjenben Gefege eınpfiehlt, weil «8 fireng bie gemeinsechtlichen Grunds 
füge feſthaͤtt und nur die durch eine willkuͤrliche Praris eingeſchlichenen 
Sebrechen befeitiget, zugleich aber auch) die Controverſen des gemeinen 
Beet im fächentfprechender Weife Iöft. — Set. 

Ungarn, f. Defterreid. 

Univerfalftaat, Univerfalmonardie, Welt herr⸗ 
ſchaft. — Dieſe Worte bezeichnen eine Vereinigung aller Voöͤlker, 
wenigſtens der bekannten, erreichbaren zu einem gemeinſchaftlichen Staat 
„ober unter einem gemeinfchaftlichen Monarchen. In ber Geſchichte ſahen 
tale: wenigſtens Beſtrebungen und Anndherungen an eine ſolche Vereinl⸗ 
gung in alten und neueren afiatifchen Exoberungsreichen, in der roͤmi⸗ 
f@en, im der päpftlichen und in der napoleonifdyen fogenannten Welt 
herrſchaft. Es a völlige Rechtfertigungen biefer Veftrebungen gegeben, 
fo wie denn 3. B. Plutarch in feiner Schrift über das Guͤck Roms, 
nd wanche fondrmer oder fanatifche Zherlogen ober abſtracte Phi⸗ 
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loſophen und ſelbſt Hugo in feinem Naturrecht eine foldhe verfuchten. 
Auch der ſchwaͤrmeriſche Traum vom taufendiährigen Reid; enthält eine 
foihe. So lange «6 freie Völker gibt, wird ber gefunde praßtifche 
Sinn biefe Theorieen ale verkehrt erfennm und mit Seuerbad m 
feiner Schrift: „Weltherrfchaft das Grab ber Menſchheit“ übers 
einflimmen, daß nady ber Natur der menfchlichen Verhältniffe, wie nad 
der übereinftimmenden Geſchichte, Univerfalftaaten verwerflich find und 
Cultur und Freiheit zerſtoͤen. Die Natur der Dinge wiberfegt fich einer 
irgend vollkommenen ſtaatlichen Bereinigung aller Völker und vollends 
ihrer Dauer. Noch mehr vermirft fie die höhere moralifchspolitifche Ges 
feggebung. Reichthum und Mannigfaltigkeit, felbftfländiges Leben, Ins 
dividwalität und freie Entwidelung derfelben bei gemeinfchaftlicyer höherer 
Sefegmäßigkeit und bei einem Streben nach Freier harmonifcher Wechſel⸗ 
wirkung und Uebereinflimmung in einem gemeinfchaftlihen geiftig und 
moralifh Hoͤchſten — dieſes allgemeine Geſetz ber fittlihen Weltorbnung 
für freie Perfonen — gilt auch für die Staaten⸗ und Voͤlkerwelt. Es 
gilt für fie in dem natürlichen Sinne, daß fie ihre Perfönlichkeit, Ins 
dividualitaͤt und Freiheit, das heißt aber bier: ihre politifche Selbſtſtaͤn⸗ 
digkeit, wodurch fie beftehen, nicht aufgeben follen. Die fchönfte aller 
irdiſchen Bildung, in welcher Natur und Freiheit, bas Ganze und 
das Glied ſich zum ſchoͤnſten individuellen Leben vereinigen und durch⸗ 
bringen, iſt das freie Volk, fein individuelles, nationales, freies Les 
ben. Das berrlichite aller Kunſtwerke in ber Belt, bie hoͤchſte, voll 
tommenfte fittlihe That und Erfchelnung im Leben ber Völker, in ber 
Menfchheit ift der freie Staat, bie freie, bewußte Erhebung und 
Entwidelung bes Volks zum freien Staate. Wer alle individuellen Voͤl⸗ 
8er und Staaten, ihr felbftftändiges individuelles Leben und Beſtehen im 
Univerſalſtaat untergehen laffen will, handelt wie ber Barbar, welcher 
alle Statuen zu einer gemmeinfchaftlichen Maſſe verarbeiten mollte. 
©. Welcer. 
Univerfitäten, insbeſondere das deutſche Univerfis 
tätöwefen; Entfiehung und gefhihtlie Entwidelung 
und Bedeutung der Univerfitdten für das gefammte 
Volks- und Staatdleben in den widtigfien Staats⸗ 
fragen der Gegenwart; nebfl Andeutungen über bie 
egenwärtigen Reformfragen unferes Univerfitdtäwes 
Pe. — Da der Menſch nur durch Unterricht und Erziehung wahr 
baft Menſch wird, fo findet fidy überall, wo das civilifirte Leben ober bie 
Cultur im eigentlichen Sinne ſich enttoicelt bat, dem Gefege der Thei⸗ 
ung der Arbeit gemäß, als eine eigenthümliche Seite des Wolle: und 
Staatstebens die Eorge für geiftige Bildung '!), und fo entſtehen nas 
turgemäß überall Schulen ober Lehranftalten verfchiedener Art, um 
technifche, religiöfe, fittlihe Kenntniffe zu erhalten und gu verbreiten. 


1) Schmitthenner, Zwölf Buͤch. v. Staate Bd. J. 6.199, 213 ff., 225 ff. 
J. Schbn, Gefchichte u. Statiſtik d. Givilifatioen &. 175 ff. . 
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beſonders die politifhen und religiöfen, ber Grunbbedingung aller Wiſſen⸗ 
ſchaft, naͤmlich der. Freiheit der Forſchung und der 
ihrer Refultate, nicht hemmend in den Weg treten. Aus dieſem 
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‚aber im dem Umftande zu daß es bei Ihnen Priefters 
Bafte gab°): Demgemäß entftanden dort, Im Gegenfage gegen die Priefters 
ſchulen, wie ſich deren im alten Aegypten, Indien, Perfien u, f. wm. finden, 
in welchen allerlei Kenntniffe gelehrt und gelernt wurden, — eigents 
liche Gelehrtenfhulen für die Wiffenfhaft, melde letztere ſich 
in dem kurzen Zeitraume von noch nicht drei Jahrhunderten (von Solon 
bis Alerander dem Großen) zu einer von keinem ber alten Möller er⸗ 
zeichten Höhe erhob. Bei ben Griechen finden wir zundchft ebenfalls 
niedere Schulen, in denen außer dem Lefen, Schreiben und Rechnen 
die Kunde der Dicht- und Tonkunſt und die Gymnaſtik (von den Grams 
matiften, Kithariften und Pädotriben) gelehrt ward, welche Feiner Prie⸗ 
flergunft untertvorfen waren, übrigens aber unter einer ftrengen Aufficht 
bes Staates ftanden, von welchem bie Lehrer gewählt, obwohl von ben 
tern bezahlt wurden ©). Gobann aber bifbeten ſich bereits zur Zeit 
des Seton, der durch feine Geſetzgebung die Beiftesfreiheit vom 
aglich begünfligte und dauerhaft machte 7), jene berühmten diteften 
Weisheitss oder Philoſophenſchulen, im denen Männer aus eigenem 
. Antriebe als Lehrer auftraten, welche, mit hervorftehenden Anlagen 


— — 

2) Herder, Ideen 3. Philoſ. d. Geld. Buch XIII. 5. V fl. 
w FE aaa Winte (v. dernow) Wb. I, 13, 1335 IIT, 9, 58. 

' N) Zittmann, Gried: Staatsverf. S. TI. Welder, Lehte Grände ıc. 

@. 569, 388 ff. Hüllmann, Gtaatirccht des Alterthums &. 197, 283. 
Sermann, griech. Staatsalt. S. 52 ff. 48, 92, 182. 

8) Dseven, Bose üb. b. Pat, Ati 1. €. #50 fi. 

6) XIhierfh, Gel. Säulen I, 1. ©. 1f 

Fr. Schiegel, Geſch. d. Eit. (Werte 4, S. 25.) 
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des Geiſtes und Herzens eine erprobte Weltklughelt und alles damalige 
Wiſſen in fich vereinigmb, in freier Wahrbeitsforfhung das Mäthfel des - 
Dafeins ber Dinge und ber Beſtimmung bes Menſchen durch ſelbſtſtaͤn⸗ 
biges Denken zu ergründen fi) zum Lebensberufe gemacht hatten, unb 

die Refultate ihrer Forſchungen den Wißbegierigen, bie fich ebenfalls aus 
freiem Antriebe um fie gefammelt, meift in lakoniſchen, oft parabor ers 
ſcheinenden Ausſpruͤchen (Gnomen) mittheilten *). Es genügt, bier an 
bie Namen Thales, Anaragoras, Heraklit und Pythagoras 
u. f. m. zu erinnem, von denen befonders ber Letztgenannte durch die 
organifche Abgefchloffenheit und ben politifch»ethifchen Zweck feiner Schule 
eben fo ſehr, als durch die Achte Wiſſenſchaftlichkeit und Unwerſalltaͤt 
feiner Lehre merkwürdig if?) Noch größern Einfluß hatte, wie allbe⸗ 
kannt, Sokrates, befonders buch feine Schüler. In Athen, bem 
Mittelpuncte helleniſcher Bildung und dem Hauptfige ber erften hohen 
Schulen, lehrte Platon, und es ift bekannt, daß von bem Orte, 
wo er feine Vorträge hielt (einem vom Bürger Alabemus dem Staate 
gefchentten Landgute nebſt Luflhain), der Name Akademie feinen Urs 
fprung belam; fo wie das Wort Lycäum von dem Orte, wo fein 
großer Schüler Ariftoteles „die Geſammtheit ber bamals befanns 
ten Wiſſenſchaften in gleich Iebendigem Zufammenhange des Ganzen und 
in harmoniſcher Entwidelung der einzelnen auf eine Weiſe Iehrte, wie 
wobl auf keiner unferer Univerfitdten gelehrt worden iſt 19.” Gleicher⸗ 
geftalt hatten die anderen Schulen des Epikur, der Stoiker zc. bort 
ihren Sig. Diefe Philoſophen⸗ und (fpäter fogenannten) Sophiftens 
ſchulen erhielten ſich Übrigens nicht nur nach dem Verfalle ber Literatur 
und gang Griechenlands nach feiner Unterwerfung unter die Römer, 
fonbern es biieb auch Achen noch Sahrhunderte lang bie berühmtefte 
hohe Schule für die ganze damalige Welt, auf welcher auch die großen 
Römer der letzten republicanifchen Zeit, ein Cicero und Caͤſar, Cato 
und Brutus, ihre Bildung fanden, und mo es felbft auch ein, und zwar 
8 rohes „Burſchenleben mit Landsmannſchaften und Clubbs“ 
gab !'). 
Auch fand fich bei ben Griechen zuerſt eine eigentliche Gelehr⸗ 
tengefeltfhaft oder Akademie im engern Sinne, nämlich das 
Muſeum zu Alerandria, welches die Ptolemaͤer eingerichtet hatten, ber 


8) Otfr. Müller’s Dorier II, ©. 391. 

9) „Den Pothagoras im Kreife feiner Sünglinge Tann man die ältefte 
Univerfität nennen. Won ihm an gab ed nur Specialfchulen ber Phitofophen 
und Redner bis auf Ariftoteles. Dahlmann, Politit I, &. 277. 

30) Dahlmann, Politik I, 277. 

11) Sctoffer, Archiv f. Geſch. u. Lit. 1830, I, &. 22. — Die Aubi⸗ 
torien waren in tbeaterähnlichen Saͤlen (Theophraſt fol 2000 Zuhbrer gehabt 
haben), die Katheder biegen „Throne“. Zerinkgelage, Schuldenmachen, Borgen 
zu 25 und 50 Proc., ingleichen Prügeleien kamen häufig in ben dortigen Lands⸗ 
mannfchaften vor, bie fi) an einen ber Lehrer fchloffen und für biefen alle 
„Fuͤchſe“ ganz fo „preßten“, wie noch heut zu Tage bie Matrofen in England 
gepreßt werben. 
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ſtimmt zut Foͤrderung ber Wiſſenſchaften, beſonders für Sptachtunde, 
Moythologie und Aſtronomle. Zugleich waren es dieſe Ptolemaͤer zuerſt 
weiche ben Gelehrten als ſoichen dom Staate —— Ges 
halt zahlen ließen )2), Bri den Nömern folgte erſt Kaifer Besp afian 
diefem Beifpiele, indem er griechtſchen und tatelnifchen Dehetoren eine 
febe anfehnliche Vefoldung ans der Stantseaffe ausfegte?), wodurch 
Säulen Feftigkeit gewannen, wenn gleid In anderer ‚biefe 
— den:Geift der Vrörftubien einheimifd machte ia). Auch die nach⸗ 
folgenden Kaifer ertheitten gleiche fo daß "im 3. Jaht ⸗ 
hundert n. Chr. in Stalten, Gallten, und Aftlka jede bedeus 
iende Stadt eine ſolche Geiehttenſchule fuͤr dien Fa 
Philo ſophie 2c. Hatte '°); und namentlich warb felt Antonius Phi 
tofophus bie hohe Schule zu Athen als eine Staatsanftatt bes 
tradptet. und die xe weichläc befotdet 10), 


ſerreiche 
lateiniſchen Theils '%), find die Rechts ſchulen mit 
Anteceſſoren“, unter denen Berytus bie beruͤhmteſte, beſonders zu 
erwähnen 19), "fie welche ein auf ein Quinquennium berechneter Stu⸗ 
dienpfan vom Kaifer Juſtinian feftgefegt ward *0). 

Nachdem feit Theodofius dem Aelteren die heidniſchen Schulen von 
Staatswegen gefchloffen waren, und bie chriftliche Geiftlichkeit, zur ums 
umfchränften Herrſchaft gelangt, im fanatifcher Wuth alle heidnifche 
Bildung gänzlich zu vernichten trachtete, war es allerdings faft ein 
Wunder, daß im Drient ſich noch Schulen und Lehrer erhielten, 
welche im 7. Sahıhundert gewiſſe Fächer und Theile ber alten Wiſſen⸗ 


12) Mol. bas Progranım ber Götting. Jubilarfeier 1837 (Quam curam 
respublica apud Graecos et Romanos literis dactrinisqne colendis et pro- 
movendis impenderit p. 5). Die dort angeftellten Gelehrten follten ſich blos 
wiſſenfchaftlichen Unterfuhungen und ber Benudung ber Schäge ber dortigen 

liothe, nicht dem Untereihte widmen. 

13) 100,000 @efterzien (10,000 fl.) Thierfch a. a. D. ©. 33. 

Fi Dies ift treffind in dem eitirten Göttinger Programm nachgewieſen 


12) Zhierfä a. a. D. ©. 3. 

16) Schloffer a. a. D. ©. 224. 

17) &äloffer &. 217. — Ein Hauptgrund feheint darin gelegen gu 
haben, da bei den Griechen die Religion fein Gegenfland des Schulunters 
tits war, indem für fie dad Öffentliche eben mit feinen Opfern, Feſten und 
Sebrauchen und bie Erziehung durch Ton« und Dichtkunft nebft Mythologie bie 
Stelle jenes Unterrichts vertrat. Thierfch ©. 32. J 

18) Das Wefen derfelben hat bekanntlich v. Savigny ausfuͤhrlich und 
SE Summen, Alm Behtsgic 1 @r Bhf. Bäoffer ©. LI. 

immern, Koͤm tegeſch. I, S. » offer S. 

20) Zimmern S. 258. 
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fchaft den Arabern überlieferten, von denen fie fpäter an bie Ratelner 
Tamen. Es geſchah dies durch DVermittelung ber ſyriſchen Schulen, 
auf welche die Griechen ihre Wiſſenſchaften fortpflanzten, fo wie Dies 
felben auch unter den Ommajaben (660— 730), bie ihren Sig in 
Damascus hatten, die erften arabiſchen Lehranftalten für Mathema⸗ 
tie, Aftronomie, Baukunſt und Arzneiwifienfchaft gründen halfen 21). 
Def aber die Anregung der neueuropäifchen Wiſſenſchaftlichkeit groͤßten⸗ 
theil den Arabern zu verbanten ift, kann nicht beftcitten wer⸗ 
den 2). — Im Deccident waren natärlid mittlerweile bie aus der 
Mömerzeit herrührenden Schulen während der Periode der großen Voͤl⸗ 
kerwanderung und in Kolge der Eroberungskriege der germanifchen Vol⸗ 
kerſchaften nebft ihren Buͤcherſammlungen größtentheils zerſtoͤrt; doch 
entwickelte ſich bei dieſen letzteren allmaͤlig der Keim einer neuen Literatur, 
deren Gefchichte beſonders um deswillen fo merkwürdig If, weil in ihr 
die Begründung jener geifligen und pokitiſchen Ueberlegenbeit 
enthalten ift, durch welhe Europa, der Bleinfte ber fogenannten Welt: 
theile, zugleich dee maͤch tig ſte und der Träger ber gefammten Givili- 
fation dee Menſchheit geworben iſt 29). 

Um den Gang ber angedeuteten Entwidelung, fo wie die Organi⸗ 
fatton zu verftehen, weiche in dem fogenannten Mittelalter bie geiftigen 
Bildungsanftalten erhielten, muß man ſich an bie Hauptmomente jener 
Periode erinnern, die den ganzen Charakter berfelben beftimmten, naͤm⸗ 
lich das germanifche Volksſthum und das aus dem Orient ſtam⸗ 
mende, beim Verfall des römifhen Reihe zur Staatsreligion getworbene 
und nach deffen Zertrümmerung burdy die germanifchen Voͤlkerſchaften 
an dieſe gebradhte Chriftenthbum. Während ber antike Staat auf 
bem fogenannten Redyte der Eroberung oder des Stärlern beruhte, zur 
Unterlage das Sklaventhum hatte, Wiflenfchaft, Künfte und Religion 
dem Staate völlig unterordnete, fo daß 3.3. die Sieger bem Beſieg⸗ 
ten ihre Götter aufdrangen 2%), während ferner das Familienleben in 
Folge der Unterbrüdung des weiblihen Geſchlechts ebenfalls ben Cha- 
rakter der Rohheit zeigte 20), und überhaupt dem ganzen Alterthume 
der Gedanke angeborener ober allgemeiner Vernunft: und Men> 
ſchenrechte im Mefentlihen durchaus fremd war 20), — find von al- 
len diefen edleren Anfichten in dem beutfchen Volksthume die Keime ge> 
geben und durch das Chriftenthum zur Entwidelung gebracht worden. 
Der Grundzug des germanifchen Volkethums ift naͤmlich, wie Wachs⸗ 


21) Schloſſer S. 270 f. 

22) Wacler, Hbb. d. Gere. u. Lit. 1823, Bd. IT, 8 A 88, 107 fi. 

23) Schcidler, Lebensfrage d. eurcp. Givilifation &.2 

24) Hüllmann, Urgefh. des Staats S. 112. "Staatsrcät bes Alters 
tbums ©. 9+, 212, 218, 27. Bollgraff, Polit. 1I, 30, 226. Walter, 
Rom. Rehtsgeih. © . 177, 1 

25) Hegel, Naturrecht 6. 49, Fichte, Staatslehre S. 173 ff. 

26) Fries, Brite. 3. Geſch. d. Philof. I, ©. 43. Welder, Univ. pol. 
Grat ©. 401. 





Enkel, Kiothar IT., im Jahre 615 auf das Anbringen bes Adels und der 
Geiftlichkeit unterzeichnen mußte 22). Die chriftlihe Religion ferner, 
welche ebenfalls von dem Principe ber Achtung der individuellen 
Derföntichkeit ausgeht und überhaupt mit Recht als bie Relis 


27 . Sitti . 1,132, 4 idler, Deutſch. 
— BETEN mn Barca, Dash. 


bh 
». Otaat. Bd. III, ©. 166 (ed. 2). Scheibier, Geld. Vemerk, üb. d. Echre 
dv. Staatsvertrag, in Pdlin’ Igrbag · 1834, Septbr., ©. 258. I. Grimm, 
Deutſche Retöalterthümer ©. 236. 

39) Montag, Geſch. d. deutſch. ftaatsbärg. Freiheit I, ©.48. Bahariä, 
Kampf d. Grunbeig. u. b. Grundpertlidkeit 1832, &. 10. 

80) Barth, Deutſch. Urgefchichte Bd. II, ©. 397, 405. 

31) v. Savigny, Geſch. d. roͤm. Rechts im MA. II, ©. 36 ff. 

32) Dieſe ältefte Magna charta fteht in ber befannten Sammlung von 
Baluz Bd. I, S. 225 au in der Sammlung von Georgiſch ©. 459. 
Dal. Zöpft, Deutfe Gtaats: u. Rehtsgefgihte &. 77, 82. — Ueber bie 
Magna charta ber Gnaländer vom 3. 1215 und ber der Ungarn vom 3. 1222 
ET Bachsmuth, Gurop. Gittengefh. II, 1, &. 252, III, 2, ©. 79, 179. 

te unbiftorifch und Lächerlich bie Behauptung ber anticonftitutionel Gefinnten 
+ + neueren Gonflitutionen feien eine Rachaͤffung waͤlſcher Ideologie, ift 
fonach Bar. 
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gien der Freiheit bezeichnet wirb*®), ſtellt den Menfchen über dem 
Bürger, erkennt angeborene, unveräußerliche Menſchenrechte an, und ihr 
gehört der bem Alterthum fremde Begriff der Kirche ®*), als eine 
free, in fich in Lehre und Verfaſſung abgeſchloſſene, aber body Jedem 
zugängliche und namentlich dem Staate gegenüber felbftftänbige 
eeligiöfe Corporation, bie, Anfangs ganz als dem (damals freilich 
gang verborbenen) Staatsleben entfremdet, nach fiegreich beftandenen Vers 
felgungen aber zur Staatsreligion erhoben, ſich fogar bald völlig über 
den Staat zu flellen und benfelben zu despotifiren mußte. Faſt gleich 
zeitig mit dieſer Hierarchie entfland das urſpruͤnglich aus Frankreich 
#anımende, keineswegs aͤchtgermaniſche Lehnsmwefen?®), durch weiches 
die alte deutfche Freiheit auf viele Jahrhunderte unterbrädt warb?®). Die 
chriſtliche Geiſtlichkeit hatte uͤbrigens doch wenigfiens das Verdienſt, daß 
fie die Ueberbleibſel der alten Literatur bewahrte (vom 7. Jahrhunderte 
an erſcheinen in dieſer Hinſicht die durch chriſtliche Miſſionaͤre geſtifteten 
geiſtlichen Schulen und Bildungsanſtalten in Irland, Schottland 
und England als die wichtigſten?7), nachdem bie in Italien beſtehen⸗ 
den durch die Eroberung des Landes durch die Griechen und bie Longos 
barden (668) verfallen waren ?®)) und überhaupt geiftige Regſamkeit 
zeigte. Das Chriftenchum iſt nämlich, wenn auch nicht ausfchließlich, 
doch mefentlich zugleich, Lehre, ja unleugbar unter allen Volksreligionen 
bie erfie, welche die Religionsmythen mit Religionslehren ver⸗ 
taufchte 3°), und dba fie auf in alten Sprachen verfoßten Urkunden bes 
ruhte, fo machte ſich hierbei das Beduͤrfniß wiſſenſchaftlicher Kenntniffe 
geltend. Daher war es die Kirche, in deren Schooß ſich der Reſt 
der alten Studien flüchtete, und in welcher ſich der Keim der Wils 
ſenſchaft erhielt, der unter günftigeren Umftänden endlich wieder zur 
Entfaltung kommen follte. Diefe begannen einzutreten, als die großen, 
ihr Zeitalter weit überragenden Könige ber Angelfachfen und Franken, Als 
fred und Karl der Große, angeregt duch den northbumbrifchen Alcuin 
aus York 9), ein lebhaftes Intereſſe an ben wiſſenſchaftlichen Studien 
genommen hatten, bei allen Kiöflern und Gtiftslichen neue Schulen 


33) Montesquien, espr. d. lois 24, 3. Anctllon, NVermittl. b. 
Grtreme. II, 20. Bel. Chateaubriand, genie du christianisme (und bie 
Auszdge bieraus in Buß’ u. Klepp’s Geld. d. Staatewiſſenſch. Bd. III.) 

) Bol. Scheidter in Pölig’ Iahrb. 1834, Dechr., ©. 491. 

35) Baharid, Kampf d. Grunbeig. u. ſ. w. ©. 32. Derfelbe in 
Reyfcher’s Beitfchr. f. deutſch. Recht Bb. VII, 1842, Hft. 1, ©. 38 ff. 
Bol. E. M. Arndt’s Erinnerungen, 1841, 6.273. Scheidler in Bran’s 
Minerva 1843, Aug., S. 267. 
© or Staatslexik. Bd. VII, 8. 682 ff. Scheidler, Der Zuriftenfpiegel 
37) Wachler a. a. O. II, ©. 11. 

38) Leo, Geſch. v. Italien II, 21 ff. 

39) Garve, Princip der Sittenlehre (in G's. Ueberfeh. ber Ethik bes 
Ariftoteles I, &. 121). Dal. Fichte, Staatsiehre ©. 183. 

40) Lingard, Gefh. v. England, überf. v. Salis, I, 140. Bgl. 
Lappenberg, Geſch. v. England I, 204. II, 102, 292, 
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Bald trat jedoch ein Wendepunet ein, von melden aus die Entfie> 
hung der Univerfitäten im neuen Stans datlet, In welchem biefelben 
mit Mecht bezeichnet toerden als „das großattigftd, eigenthuͤmlichſte Inſtitut 
ber neuen Melt und der heiftfich:germanifchen Denfchheit, beftimmt pur 


ſchulen nichts wußte, oder die dort gelehrten auf eine gany heute elgen ⸗ 
thlimtiche Weife lehtien, Männer, welche, aus reinem wdrange ge⸗ 
trieben, durch ihre Begeiſterung zahlreiche Schüter um ſich freiwillig zu 
verſammeln verſtanden/ und welche, was beſonders zu beachten, dem 
Laien ſt ande angehörten. Hiermit war der Grund zur Emancipas 
tion des forfchenden Geiftes aus den Feffeln des Auct oritätszwans 
ges, fo tie dee Befchränktheit auf andere fremde Zwecke, und fomit 
zur eigentlichen Wiffenfchaft gelegt, die nur auf dem Boden ber Sreis 
beit, und nur wenn fie um ihrer felbft willen getrieben wird, wahrhaft 
gebeihm Tann. Ohne hier in das Nähere hierüber eingehen zu koͤnnen, 
erwähnen wir nur Burz, wie in Paris bie Philofophie und Theologie 
durch Abaͤlard, in Bologna durh Irner lus die Wiſſenſchaft des 
römifchen Rechts, in Salerno dagegen durch den durdy Reifen im 
Driente unterrichteten getauften Juden Conftantin aus. Carthago die 
Medichn — bie biöher ebenfalls von der Geiſtlichkeit mit Gebeten, Bes 
ſchwoͤrungen, Amuleten und Reliquien ıc. beftritten wurde — einges 
führt ward, und daß fehr bald der große Ruf diefer Männer den für 
wiſſenſchaftiiche Bildung fähigen Theil der edleren Jugend aus ganz Eu: 
topa um fich verfammelte 4%), So entftanden wiederum hohe Schu⸗ 


41) Brehm, Alterthuͤm. Geſch. u. Statift. d. Ar Säulen ©. 261. 
Bachler I, ©. 17 ff. Ernefti, Analekten 1830, ©. 6 fi, 12 

3 —— 8 IL, gi 

3 ruberind. ıcpklop. inleit. 

3) 2eo in d. Jahrb. f. wiff. Kritit 1829, Bb. IT, ©. 572. 

45) Weller, Univerfals u. polit.sjur. es, &. 517. 

46) Meiners, Geſch. d. hoh. Schulen I, 8.7. Wachler, Geld. d. 
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len, hervorgegangen aus reinem Miffenstriebe, ganz fo wie urſpruͤng⸗ 
lich bei den Griechen, daher auch ganz anders wirkend und-hierburdg 
zugleich praßtifch ober Hiftorifch bie heut zu Tage leider nur zu oft vers 
kannte Wichtigkeit des reinen wifienfchaftlichen Intereſſes beftätigend *7). 
Das Eigenthuͤmliche diefer hohen Schulen in aͤußerer Hinficht beftand, 
wie bemerkt, in der Verweltlichung ber Wiſſenſchaft, Indem jene 
erſten Lehrer dem Laienftande angehörten und fomit der Geiftlichkeit ihr 
früberes Monopol enteifien*?). Doc, lag es in der Natur der Sache, 
daß damals zu dieſer Emancipation der Wiſſenſchaft von der Kirche, 
oder vielmehr von dem kirchlichen Beamtenflande nur erft ber Grund gelegt 
werden tonnte, und diefe hohen Schulen (zumal fie in ben Kreis ihrer 
Lehrgegenflände bie Theologie und das kanoniſche Recht zogen, welche 
nach der damaligen Stellung ber Kirche zum Staate der kirchlichen 
Dberauffiht unterworfen fein mußten) fortreähtend eine kirchliche Bezie⸗ 
hung behielten, wenn fie auch zu teiner Zeit als rein kirchliche Anftals 
ten betrachtet worden find #9). Zugleich erhielten dadurch jene hohen 
Schulen Antheil an der Unabhängigkeit vom Staate, der damals 
ganz unter der Kiche fland, und unterfchleden ſich hierdurch mefentlich 
von den heidnifchen Hochſchulen. Noch mehr geſchah dieſes dadurch, daß 
fie, die Anfangs einen völlig freien Verein bildeten, nad, germanis 
fher Sitte in gefchloffene Innungen zufammen und fo ben übrigen 
Vereinen , die zufammen den Staat ausmachten, gegemübertraten 99), 
Die hohen Schulen conftituirten fi und wurden dann anerkannt als 
universitates, b. h. Gemeinden, Senofienfchaften, Eorporationen; 
fie bildeten eine gefchloffene Gelehrteninnung oder Zunft (deren Glie⸗ 
der dann weiter in Nationen ſich eintheilten), wie bee Name Unis 
verfität, bee feiner urfprünglichen Bedeutung 9!) nad) keineswegs bie 


&it., II, 139. eo, Geſch. von Italien, II, 20, 36, 39. Deffelben Geſch. b. 
Mittelalt., II, 716. Wachsmuth, Eur. Sittengefh. UI, 1, G. 109 ff. 

47) Leo, in den Berlin. Jahrbb. 1829, Il, ©. 572 ff. 

48) ,‚Segenüber der Kirche, bie ben Schlüffel zum Born der Weisheit 
aͤngſtlich bewachte und unbebingten Glauben an ihre Satzungen verlangte, geftal: 
teten fi die Univerſitaͤten, deren charatteriftifches Merkmal und Unterfcheis 
dungszeichen von den früheren Klofterfchulen das war, daß auch ber Laienftand 
Antheil an felbftftändiger wiffenfchaftlier Ertenntniß gewann, und fo die Geift- 
lichkeit ihre Monopol verlor.” Schmitthenner, Charakterift. unf. Beit. 
&. 799. Bülau, Staatewirtbfchaftstehre S. 141. 

439) Eichhorn, Kirdhenreht, II, 632. 

50) Pfifter, Geſch. d. Deutfh. III, &. 374. Eichhorn, Geh. b. 
kiter. Th. II, ©. 71. Thierſch, üb. Tübingen S. 81. Savigny, Geld. 
b. rom. Rechts im M.⸗A. 111, 256. Wachsmuth a. a. O. III, ©. 113. 

51) Es ift bekannt, daß erft in ben folgenden Jahrhunderten zu Bologna 
außer der Jurisprudenz die freien Künfte, die Theologie und Mediein, zu Sa⸗ 
lerno außer der Medicin die Philofophie und Jurisprudenz gelehrt wurden, und 
daB Paris, der Sig der Theologie und Philoſophie, erft viertchalb Jahrhunderte 
nach ihrer Stiftung eine ordentliche Profeffion des Rechts erhielt. Dahlmann, 
Politit S. 278. Auch erhielt Damals z. B. Bologna eine universitas jurista- 
rum und bancben eine univ. artistarum. Gelbft ber Name studium generale 
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Geſammthelt der Wiffenfhaften bezeichnen follte, ganz beftimmt 
Doch darf micht vergeffen werben, daß ber große Hohenftaufe 
Kaiſer Friedrich IT. auf die von ihm geftiftete hohe. Schule 


* 
2 
3 

= 


fammenfe h 
Säulen, wie Eichhorn treffend bemerkt °?), ein ganz anderer 
als in den gewöhnlichen Stiftes und Kloſterſchulen und diefer 
bethätigte oder verkörperte ſich bald in dem ‚großen Einfluffe der 


Bess 


verfitäten. auf bie wichtigften Angelegenheiten des Staats und der Kirche, 
indem auf ihnen fi (im Gegenfage, gegen. bie Geburtsariflofratie und 
= — en are en 

d f end 
Ba dee nue den noͤthigen Geift dazu hat, zugänglich, nicht im Ges 


) 
gedehnte Gewalt über die Bunftgenoffen, befonders die richterliche in ber, 
erften Inſtanz über vorfallende Streitigkeiten ſowohl als gemeine Zunfts 
angelegenheiten, Verhandlungen mit anderen Zuͤnſten u. f. m. ertheilen. 
Und da fogar felbft unvolllommen freien Leuten diefes Recht zuftand 3°), 
fo mußte natürlich noch weit mehr, daffelde der Univerfität zuftehen, da 
Diefe, nädyft der Kicche und dem Ritterthume oder Adel, bie geehrtefte als 
ler Gorporationen war. Dies Recht der Autonomie übten die Univerfis 
täten auch von ben aͤlteſten Zeiten an, zumal bie Päpfte, fo wie die 
weltlichen Fuͤrſten, es meiſtens ausbrüdtih anerkannten. Auch in dem 
Aeuferlichen der Univerfitätsverfaffung zeigte fih die unverkennbare 
Aehntichtiit mit den Zünften. Dahin gehört zunaͤchſt bie Wertheilung 
der Wiſſenſchaften in die einzelnen Faͤcher, bie offenbar dem oberften 
Gewerbsgefete ber Vertheilung ber Arbeit, worauf das Zunftweſen beruht, 
entnommen ift, und twobei gleihfam fabritmäßig (mie Kant fagt) ®7) 
die der Gelehrſamkeit geroidmeten Köpfe behandelt wurden. Ferner: daß 


deutet nicht auf bie Gefammtheit der Wiffenfchaften, wie gleich noch nachgetoiefen 
werben wird. Wgl. Savignn a. a. D. 

52) Dahimann, Politit &. 278. 

53) Deutfche Staatss u. Rechtögefchichte $. 266, IT, &. 180. 

54) Bol. Kremfier, Wirkung der Wiſſenſch. u. Künfte 1817, S. 10, 
und bie bafeibft in extenso mitgeeiien Stellen von Schmid u.X. Bachss 
muth, Gurop. Gittengefh. IV, 121, 130, 165, 669, 688. 

56) Weiste’s Rehtsieriton sub v. „Autonomie.“ Vgl. Staatsleriton 

Ye 

56) Eihhorn a. a. D» er Note o (8.157). Mol. Staatslexikon 


sub v. „Affociation” (Bd. 
57) Streit der Bacultäten S. 1. 
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die hoben Schulen, wie bie Bünfte (meiche ſelber früher auch scholae 
biefen) 5°) fich im Lehrlinge, Gefellen, Altgefellen und Deifter theilten, 
fo wie auch die Disputationen und Promotionen der Lieferung bes Diele 
** und der Losſprechung der Geſellen verglichen werden koͤn⸗ 
nen’) ꝛc. 

Die erſten Lehrer, Abaͤlard, Irnerius, Conſtantin sc., waren aufge⸗ 
treten, ohne vom Staate, der Kirche oder ſonſt Jemandem bie Auctori⸗ 
ſation zum Lehren erhalten gu haben 0); fie hatten fie ſich ſelbſt ges 
nommen. Bei ben erſten Nachfolgern jener fand noch daſſelbe Statt. 
Bald nachher fand man aber nöthig, Vorkehrungen zu treffen, daß auch 
wirklich nur die Würdigen fi) zu Lehrern aufmwerfen koͤnnten. Wer 
follte dies entfcheiden, als eben bie bereits anerkannten Meiſter der Wiſ⸗ 
fenfchaft? Wen diefe nach einer Prüfung für würbig erklärten, der bes 
kam dadurch das Mecht, die Erlaubniß (Licenz), auch als Lehrer auftres 
ten zu Binnen. So mtftanden zunaͤchſt die fogenannten gelehrten 
Würden oder Grade (Barcalaureus, Licentiatus, Magifter, Doctor), 
und damit war der Grund zu ben fogenannten Bacultäten gelegt, 
als befondere Glaffen von Lehrern auf hohen Schulen, welche nicht nur 
gewiſſe Faͤcher zu lehren, ſondern auch in biefen vollendete Sänger ober ans 
dere Gelehrten prüfen und ihnen dann jene Würden, und namentlich bie 
Erlaubniß zum Lehren zu äbertragen das ausſchließliche Vorrecht haben 81). 

Was die Hochſchulen weſentlich von den älteren kirchlichen Schulen 
unterſchied, war bas der Sorporation zuſtehende Recht, bie WBefugnif, 
öffentlich zu lehren, mit einer fräher unbefannten Bedeutung deſſelben 
zu ertheiln. Doctores und magistri im Sinne ihrer Verfaflung was 
sen nicht von einem Prälaten, fondern von der Univerfität dazu 
berechtigte Perſonen, und die Folge dieſer Berechtigung, daß fie als folche 
von jeder andern Univerfität anerkannt wurden, biefe Berechtigung 
mithin, wie ber Ordo ober die Ritterwuͤrbe, eine allgemeine Bedeutung 
erhielt. Davon eben hieß die Univerfität, bie eine folche Würde ertheis 
Ien tonnte, ein studium generale 92), Da übrigens diefe Hochſchu⸗ 
Ien, mie bemerkt worben, in gewiffer Beziehung immer als kirchliche 
Anftalten und fomit des kirchlichen Aufſicht unterworfen galten, fo wur⸗ 
den feit dem 13. Jahrhunderte zur Errichtung von Univerfitäten bis zue 

Zeit ber Reformation päpftliche Privilegien für unentbehrlich gehalten *9), 
zumal ohne ihre Huͤlfe die Anerkennung des Promotionsrechtes bei ans 
deren Univerfitdten ober überhaupt die allgemeine Anerkennung biefe® 


68) Muratori, Script. rer. ital, tr. VI. diss. 75. p. 475. 

59) Herder, Metakritit II, 227. Vgl. Nick. Bogt, Grund: u. Aufriß 
des chrifli.sgerman. Kirchen u. Staatsgebaͤudes 1836, &. 171, 209. 

60) Wachler a. a. O. II, ©.141. „Das Recht zu lehren beftimmte 
fi in den Alteften Zeiten lediglich durch bas, was ber Lehrer leiftete, und wurbe 
durch keine äußeren Geſetze beichräntt. Wer fich zu dem Befchäfte tuͤchtig fühlte, 
trat eigenmächtig als Lehrer auf u. f. w.“ 

61) Bol. Eichhorn, Kirchenrecht IT, 632. 

62) Sapvigny III, 381 ff. 

63) Moſer, Deutfches Staatsrecht V, &. 368. 
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gelehtten Adels nicht zum bewirken geaefm würde, Es iſt geſchicht⸗ 

Baar —— die Anſicht weit. fpätern Ur 

auch ein Raiferlices Privilegium erforderlich fei, mithin die 

des Landesherrn (melde wegen der bürgerlichen" Verhälts 
ſſſe ber Corporation allerdings unentbehrlich mar) neben dem päpfttis 
—— nicht ‚genüige®*), Niemandem aber kam es damals 
in. bem m, daß einzelne Lehrer, die auf elner privilegirten Unis 
verfität graduirt waren, noch eine befondere Erlaubnifi zum „‚Refen’ von 
Selten des Staats oder der Staatsgemwalt bedusft hätten, und. 
noch weniger, daß man jemals zu ber Beforguiß Grund haben Eönnte, 
A — 
Es uns dieſer Punct zu einigen über. bie, ges 
Bedeutung der Unfverfitäten und — Berfafe 
fung in politifcher Bogiehung; ein Punct, ber. um fo wichtiger IfE, 
als —— ee an ** Ben. Pal 
gegen jene ’ genannte 
„gotbifche ,“ Verfaſſung (fo viel noch davon epiftict) der 
verwerflichfte und Seroilismus, und darum bis auf die 
legte, Spup zu vertligen 1 —. Es in nämlich Khatfache, -daf in jener 


moLratifche Prindip (im wahren Sinne dieſes Worte) vertraten, was 
um fo wichtiger erfcheint, als gerade damals bemerftermaßen die Kirche 
ein. viel zu großes. Uebergewicht erlangt hatte, fo daß ohne dieſe ſelbſt⸗ 
fländige Entwickelung der Univerfitäten auch nie an sine Emancipa⸗ 
tion des Staats und der Staatögewalt zu benfen geweſen wäre 99), 
Diefe Selbftftändigkeit und ihren mächtigen Einfluß verdankten die Unis 
verfitäten ſelbſt aber doch nur ihrer Corporativverfaffung. Nur 
durch diefe war. es möglich, daf die Univerfitäten in Bezug auf bie oͤf⸗ 
fentlihen Angelegenheiten zu allen wichtigen Reiches, Gtänbe s ober 





64) Eichhorn II,C.638. „Die älteften Beifpiele find erſt aus der Res 
gietung Kaifer Briedrich'sLIl., und fie find vornehmlich erſt feit ber Refor⸗ 
mation allgemein geworben, ba die Proteftanten bie Anerkennung ihrer. Pros 
mtionsfacujtäten nur durch ein ſolches ſichern konnten, für bie Katholifchen aber 
dit pöpfttichen Privilegien num nicht mehr ausreichten, weil fie von ben Protes 
flanten nicht vefpectirt wurben.”” Aus diefem Gefichtöpuncte betrachteten daher 

auch die neuen Publiciften das. Laiferliche Recht, Univerfitätäprivilegien zu ers 


fen. 
vi, Indem wir biefes ſchreiben, berichtet die Zeitung (Deutſch. allg. Zeit. 
v. 13. Maͤtz 1844), daß man wirklich in Preußen jegt diefe Befsrani hegel! 

66) Steffens, Die gegenw. Zeit u. f. m. 1817, &. 256: „Wie die 
Städte fih zu den großen adeligen Befigern, fo verhielten ſich die Univers 
fitäten gue Kirche. ie fellten den eigentlichen bemofratifcen Mo: 
ment der Kirche dar, nachdem wie im Meiche, fo in der Kirche, der ariſtokra⸗ 
tiſche durch die Goncilien feinen mehr zerftörenden als aufbauenben Einfluß ge— 
äußert hatte. Wie der erbliche Befig fih zum Erwerb, fo verhält ſich die 
Tradition zur Viſſenſchaft.“ (Steffens führt dieſes weiter, aus.) 


| 
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Katheverfammlungen und zu allen Provinzials und Nationalſynoden, 
enblich (feit dem Ende des 14. Jahrhunderts) audy zu allen allgemeinen 
Goncitien berufen wurden, und wie fie theild als Geſetzgeber, theils ale 
Schiedsrichter zwiſchen der Höchften geiftlihen und weltlichen Macht jes 
derzeit eine Hauptrolle fpielten °). Die Univerfitäten waren (nady 
Herder’s treffendem Ausbrude‘®)) ein Freiſtaat im Gtaate, ine 
dem auf ihnen bie Wiffenfchaften eine Ehre und Sicherheit fanden, bie 
fie fonft nicht gehabt hatten. Mechtögelehrte wurden Drakel ber Fuͤrſten 
und ihrer Mäthe‘?); die Kacultäten flanden al gefchloffene Zünfte und 
Dhalangen der Literatur im Staate das auch bie fogenannten Keser zo⸗ 
gen ſich ange hinter den Schild literarifcher Privilegien zurüd und fonns 
ten ſchwerer angetaftet werden. Disputationsweife ward Manches bes 
handelt, worüber pofitiv reden zu koͤnnen, noc nicht an ber Zeit war. 
Die Univerfitäten genoffen bie Rechte des Adels, wodurch der rohe 
Kriegsgeift und die ſtolze Unmiffenheit des letztern allmälig geſchwaͤcht 
ward. inzelne Lehrer traten auf bie Seite der Kürften, und zulegt 
wurden bie Univerfitäten ſelbſt Ruͤſtkammern gegen ben Papft. ihre 
Lehrer, 3. B. Pierre d'Aillpv, Johann Gerſon, Nic. v. Glemanges in 
Paris, erhoben ſich nicht nur gegen das ungeheure Sittenverderbniß ber 
Geiftlichkeit,, fondern auch gegen den Mißbrauch ber päpftiichen Gewalt 
und gegen das Schisma ber Kirche. So wie bie ebengmannten frans 
zöfifchen Profefioren an ber Spige der hohen Schule zu Paris flans 
den, fo ftellte ſich diefe an die Spige die gallicanifhen Kirche 79) und 
der ganzen Chriftenheit, und es gelang ihr, die Freiheiten jener, fo wie 
biefer zu retten, das Schisma aufzuheben und die Päpfte felbft allges 
meinen Concilien zu untermerfen’!); eben fo erlangten auch bie Lehrer 
ber hohen Schulen von Orfordb, Prag, Wien u f. w. auf ben 
Kicchenverfammlungen zu Bafel und Gonftanz das bedeutendfte Anfes 
ben 72), Es verdient in dieſer Beziehung befonders hervorgehoben zu 


67) ©. Meiners, Geſch. d. hohen Schulen, woſelbſt im Th. IT, &. 378 
ein eigener Abfchnitt von ber Gefchichte des Rechts ber Zheilnahme hoher Schus 
len an den Berathungen über öffentliche Angelegenheiten redet. Man vermwechfele 
das Recht nicht mit dem in Deutfchland erft fpäter aufgelommenen der Vertre⸗ 
tung der Univerfitäten als Grundbefigerinnen auf Sandtagen, durch weiches Pris 
vilegium jener frühere rein geiftige Einfluß faft ganz verſchwand. 

68) Werke III, Philoſ. u. Sefchichte 1829, XIV, ©. 233. 

e er Meiners I, 24. Savigny, Geſch. bes roͤm R. im M.:A.Wb. V, 

70) Staatslerifon sub v. „Sallicanifhe Kirche.” 

71) Man benfe nur an die hohe Würde bes Rectors, ber 3. B. in Paris 
dem Erzbifchofe vorging und blos päpftlichen Legaten und Garbindlen von koͤnig⸗ 
lihem Gebluͤt nachftand. Bol. Meiners a. a. D. III, 115, 154. Cine ihm 
angethane Injurie wurde ald ein Majeftätsverbrechen angeſehen und cinft Ipgar 
mit dem Tode beftraft, 3. DB. in Pavia. Conring, de reb. acad. p. 164. 
Die untverfirdt Paris führte den Titel einer „Alteften und gelichteften Zochter 

e6 Königs. 

72) Selbft die ſpaniſchen Univerfitäten kaͤmpften ſtets ritterlich org 
Lie Anmaßungen der röm. Curie. &. Morgenblatt 1832, 22, Mai, ©. 
u. Wachsmuth a. a. D. IV, ©. 585. 


ME \ 
si Univerfiäten. 
werde, baß nody don jenem berühmten Gütächten , x 
Sat re ala ten hun de Denke 
Y et, von Heffen, genannt Sangenftein, fon mehrere 
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vorzugsiweife der Sig des neuetwa⸗ Lebens, weiches 
Et 16 sem * z hilefo⸗ 
Re Shauplap einer — 


Freiheit fee Si wi, bene ——— ——— in 


73) Plant, Geſch. d. Papftthums III, 854. - Pfifter, Geld. d. Deuts 
fäjen III, 343. Derfelbe Sangenftein ward einige Iahre barauf (1384) bei 
der 1365 geftifteten Univerfität u Wien Profeffor der Theologie. 
1) Dfifter aa. D. II, 338, 

756) Dablmann, Seſch. d. engl. Revolution 1844, ©. 43 ff. 

76) 1 Huber, Die engl. Univ. 1839, I, &. 433 * (mofelbft fehe tecfe 
fende Bemerkungen über bie fhmadvolle Feigheit von -Univerfitäten gemacht 
werben, bie in ſerviler Rachgiebigkeit gegen bie Staatsgewalt wider ihre eigene 
Uebergeugung handeln) u. Wuttke’s Jahtb. a. a. D. &. 17. 

77) Wachler, Ho. d. Geſch. d. &it. II, ©. 245 ff., 259. Steffens, 


. . 258 ff 
a Bla dee Gef de Menſchheit Buch 20, 6. TI, 6.502 
(d» Ausg. v. Luden). J 
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vom 26. Januar 1347, bie kaiſerliche Stiftsurkunde den 6. April 1348 
batirt ; die zweite Wien, geftiftee 1365, in Bezug auf welche befons 
ders das merkwuͤrdig erfcheint, daß fie damals vorgugsweife duch des 
motratifhen Geiſt ſich auszeichnete. Die dritte ift Heidelberg, 
geftiftet 1346, eingeweiht 1386; dann Coͤln 13885 Erfurt 1392; 
Würzburg 1403; Leipzig 1409 durch Auswanderung von Prag; 
NRoftod 1419; Greifswalde 1456; Kreiburg im Breisgau 1483; 
Trier 1472; Ingolftade 1472; Tübingen den 3. Juli 1477; 
Mainz 1477; Baſel 1460; Löwen 1426. 

Zeigen ſich die Univerfitäten überhaupt ſchon in dem finftern Mit⸗ 
telalter als die alänzendften Lichtpuncte,, fo wie buch ihre Verfaffung 
als Aſyl der Geiftesfreiheit, fo äft dies in noch höherm Grade der Fall in 
der merkwuͤrdigſten Periode des Endes des 15. und Anfangs des 16. 
Jahrhunderts, mit welcher jenes Mittelalter zu Ende ging, und von ber 
auch die ganze neuere Zeit batirt. Wir reden von derReformation, 
diefee größten MWeltbegebenheit feit der Stiftung tes Chriftentbums und 
der größten That, fo wie dem begrünbetften Stolze unfers beutfchen 
Volks, bei welhem allein fie entftehen und ſich entwideln fonnte?P), 
und ganz befonder® unfere Univerfitdten! Denn fo mie ſchon bie 
früher genannten berühmten Maͤnner, weiche ber Geiſtesfreiheit fo kraͤf⸗ 
tig das Wort geredet hatten, und wie namentlih auh Wykliffe und 
Johann Huf Univerfitätslehrer gemefen waren, fo ging jene Bege⸗ 
benheit von dee Univerfitde Wittenberg und von einer alas 
demifhen Dieputation aus. Martin Luther ſchlug feine ver 
haͤngnißvollen 95 Theſes wenige Tage darauf an, nachdem er das Des 
canat der theologifhen Facultaͤt niedergelegt hatte. Es ſteht ebenfalls 
gefchichtlich feft, daß eben diefe Stellung Luther's, als Gliedes einer fo 
ungefehenen und zahlreichen Gelehrteninnung, es Ihm moͤglich machte, bier 
fon Schritt zu thun, und es Äft erſt noch neuerdings fehr treffend bes 
merkt worden, daß eben der Umftand, dag ein atademifcher Lehrer 
den Ablaßkram Lügen ſtrafte, es mar, der fo außerordentlihe Mirkuns 
gen möglich machte, die Hierarchie fprengte und ein neues Zeitalter für 
die gefammte Menfchheit anbahnte. „Den räfonnirenden Moͤnch Lu⸗ 
ther hätten die Kirchenobrigkeiten bei dem erflen Laute des Widerſpruchs 
in finftere Kloſtergewoͤlbe geworfen, in denen fo Mancher verfhmadhtet 
fein mag, der ein Meformator hatte werden wollen; aber den von vies 
len hundert begeifterten Studenten umtingten Profeffor anzutaften, 
durfte Niemand ſich vermefien. Die Stimme des Minds wäre In 
den dden Gängen feines Kloſters verhallt, ein Prediger hätte nur feine 
Gemeinde, vielleicht feine Stabt, hoͤchſtens feinen Canton und einige 
Nachbarorte überzeugt, aber das Wort des Profeffors Luther wurde 
von feinen Zuhörern binnen wenigen Sahren in alle Gaue des beuts 


19) Fichte, Reden an d. deutſche Nation S. 14 ff. Jahn's Volles 
tbum 1817, &. 120 ff. Steffens, Die gegenw. Zeit I, 36%. 3achar iaͤ, 
40 Büd. v. Staat. Bd. V, 1841, ©. 199. 

Staats - Lerifon XV, 33 





‚wohl fagen, daß der Sieg der lutherlſchen Lehre vorzüglich 
——6 der entſchleben wurde #0), 

Dieſe Reformation, welche zugleich auch die ganze neue polktifche 
Entwidelung hervorgerufen hat ) (fo daß namentlich die frangöft-. 
ſche Revolution, von welcher unfere jebige Zeit batirt #2), als eine 
Folge jener anzufehen iſte)) — biefe Reformation, von den Univerfitär 
ten. ausgegangen, wirkte zugleich auf das Entfehledenfte auf dieſelben 
zuruͤck, und namentlich hat II das Eigenthümliche der deutfhen 
Univerficäten erft ſeltdem vollfiändig entroidelt®%), weshalb wir hierüber 
einiges Nähere mittheilen müffen. 

Bereits um die Mitte des 15. Jahrhunderts begannen die deut⸗ 
fen Univerfitäten einen eigenthämlichen Charakter zu entwideln, ber 
fid) zunächft im der größern akademiſchen Freibeit ber Stu— 
benten zeigte, was ohne Frage zunaͤchſt mit dem erwähnten eigerithlume 
lichen altgetmaniſchen Sinne unfers Volks für Freiheit und Recht 
und für Achtung der Individualität oder Perfönlichkeit zufammenhängt, 
wie es denn auch gefchichtlich feſtſteht, daß diefe afademifche Freiheit 
6108 auf den deut ſchen Hochſchulen ſich ausgebildet und erhalten hat, 
ſodann aber auch in bem Geifte und der Achtung für Wiffenfhaft, 
dergleichen ſich bei feinem Wolke in diefem Grade findet. Auf ben die 
teften europdifchen Univerfitäten und namentlich auf den italieniſchen (mo bie 
Studenten ben Rector aus ihrer Mitte mählten und über die Lehrer 
eine Gerichtsbarkeit ausübten®®)), war diefe Freiheit Anfangs eine faft 
ganz unbefchränkte, weil damals bie Gefammtheit dev Studirenden aus 
erwahfenen Männern, und die Mehrzahl derſelben aus ſolchen 
beftand, die bereits in zum Theil fehr hohen oder bedeutenden Kirchen⸗ 
und Staatsämtern fand. Dies änderte fi natürlih nah und nad 
immer mehr, je jünger biejenigen waren, welche fpäter die Hochſchulen 
beſuchten, und beſonders auf den franzöfifchen Univerfitäten. Auch 


F Landes getragen, Iuch Melanchthon tar Untverftätsihrer, und 


&0) Mol. Wuttke’s Jahrb. ber deutſchen Univerf. I, 1842, @. 5 unb 
ebenbefj. „Entwidelung der Öff. Verhältniffe Chlefiens, vornehmlich unter den 
‚Habsburgern” Leipz. 1842, I, 85, 86. 

8) Heeren, Ki. hiſt. Schr. Bd. I. (üb. d. pol. Folgen d. Reform.) 
®. I, ©. 147 fi «üb. d. Entfteh. d. polit. Theoriten in d. neuern Europa). 
Capefigue, Hist. de la reforme 1834, T. 1,9: %1. 

82) Wahsmuth, Gurop. Sittengeſch. V, 2%, ©. 754, 786, 790. 
Wil. Scheidler, Prop. d. Rehtspilof. ©. 113 ff 

83) Badarid, 30 Büd. v. Staat. Bb. V, 1841, ©. 214. („Man hat 
die franzöfiche Revolution ſchon oft mit der Reformation verglichen. 
&ie war in der That eine Grgänzung oder volftändigere Durchführung dee 
Bechtöfgftems, welches der Reformation zum Grunde Lag.”) . 

84) Sehr lichtvoll und bündig hat dieſes Dahlmann nachgemiefen, Polis 
tit 6. 279. l. Ernefti, Analeiten ©. 60 ff. Maverhoff, Die deutſch. 
Vohfägulen 1836, ©. 31, und über den großen Unterfchieb der fatholifhen 
und proteftantifchen Univerfitäten f. Meimers I, 310. IV, 366. und Zach a⸗ 
ria in PdLin’ Jahrbüchern 1837, Novbr. 

85) v. Sadigny a, aD. Wachler a. a O. II, 140. 


——— 
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das beutfche Univerfitätswelen war urfprünglich nad dem Muſter ber 
Pariſer Hocfchule eingerichtes, wo der Grundſatz geiftlicher oder kloͤ⸗ 
fterlicher Disciplin ſehr früh galt, und wo bie meiften Studirenden in 
großen Gebäuden oder Collegien (3.3. in der Sorbonne) zufammen unter 
der Aufficht ihrer Lehrer und meiſtens von Unterflügungen oder Stipen- 
dien (bursae, davon bursatii und das deutfche Wort Burſchen) leb⸗ 
ten®®), welche Gollegien (wie noch heut zu Tage in Oxford und Cams 
bridge) die eigentliche Univerfität ausmachten®”), — Zugleich ward bie 
Macht der MWiffenfchaft dadurch bedeutend verftärkt, daß in Deutfchland . 
viele mächtige Ritter an ihr Geſchmack fanden und bie Gelehrten fchüßs 
ten ®®), ja felbft auch mit den geiftigen Waffen die Hierarchie und das 
Moͤnchsthum befämpften, wie 5. B. Ulrid v. Hutten ®). Seit fo 
der Kreis der Wiſſenſchaft fich erweiterte, das Aeltefte zum Neueſten 
ward, die Hörfäle der Scholaſtiker verlaffener baftanden, war es befon= 
ders wichtig, mas nun die Druderkunft binzutretend vollbrachte. Die 
endlofen Dictate hörten auf, nothwendig zu fein, feit man der Bibel, 
der römifchen Geſetzbuͤcher wohlfeilen Kaufs habhaft werden konnte und 
nun der Zertdictate mindeſtens nicht mehr bedurfte; auch die Sabre 
lange, manchmal bandwurmartige Dauer einer Vorlefung hörte auf?9); 
man lad body nur zwei Jahre an den Inftitutionen, kam auf ein Jahr, 
endlih auf ein Semeſter. 


Ueberaus wichtig war zunddft ber Einfluß der Reformation auf 
das gefammte und namentlih innere wiſſenſchaftliche Lehen ber Unis 


— — — — {un 


86) „Das wahre Grab der akad. Freiheit der Studirenden wurde die 
Stiftung und Vervielfaͤltigung von Gollegiis und Burſen, indem bie in 
denfelben aufgenommenen Studenten die Zreiheit verloren, nach eigener Wahl 
zu wohnen, fih zu kleiden und zu nähren, zu arbeiten und fich gu ergößen, 
Lehrer und Lehrftunden fich auszufuchen, und über ihr Geld zu disponiren.“ 
Meiners, Berfafl. u. Verwalt. d. Univ. I, 134. 

87) „Wer nicht in einem Gollegium lebte, unterftüst ober in ben Bits 
genuß der Stiftung eingekauft, gebörte nicht zur eigentlichen Univerfität, er 
Ichte in communi. In dem politifch zerftüdelten Deutfchland nun war bie 
Unterflügung geringer und fchmwieriger zu erlangen; aber bie bursae der Deuts 
fhen waren bafür meift freie Penfionsanftalten, die ihre Mitglieder gegen Zah⸗ 
lung aufnahmen. Dan wählte fine Vorträge fo frei, al& die perfönliche Aucto⸗ 
rität der Lehrer, die gebundene Art ber Lehre, die Nothwendigkeit, fich im Dies 
putiren kunſtgerecht zu zeigen, es geftattefe. Der Muth zu freiem Vollbringen 
wuchs, als feit der Eroberung von Gonftantincpel jene unverfiegbare Quelle 
der griechifchen Bildung fich für die Deutfchen urfprünglicher aufthat, als 
Andronitos Kontoblatas in Bafel Griechifch lehrte, und Reuchlin auf 
dem in Paris gelegten Grund nun bier und in Tübingen weiter bauen tonnte. 
(S. Meiners, Gefch. d. Univ. IV, ©. 366.) „Er brachte feinen Berwanbten 
Philipp Melanchthon ald Lehrer der gricchifchen und hebräifchen Sprache 
nah Wittenberg.” Dahlmann a. a. O. ©. 279, 

88) Meiners IV, 365. 

m 22 Meiners, Lebensbefchreibung berühmter Männer J, 86, 164, 165. 
' . 

90) In Wien las der Prof. Thomas von Hafelbady 21 Zahre über — 
dad erſte Gapitel des Jeſaias (ſ. Pfifter, Geſche d. Deutfch. III, S. 662), 
„ohne damit zu Ende zu fommen”, wie Aeneas Sylo ĩug Aerihtet 
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verficäten. Dabin gehört, daß die Reformation ben Deutfchen eine all⸗ 
gemeine Büderfprade gab, umd bie geiftige Wärme diefer Muts 
infrage auf bie bisher immer Iateinifch lehrenden Katheder zu bringen 
(was jedoch erft feit Thomafins allgemeiner Statt fand) die Möglichkeit. 
und ben Anlap gab. Indem die Meformation ferner zugleich die rier 
deren Schulen und die Gomnaften oder peeen verbefferte, fo machte fie 
es nicht nur möglich, daß für bie vollfommener vorbereiteten Studicen- 
den der atademifche Unterricht immer mehr bas Gepräge ber jene 
ſchaftlichkeit erhielt, fondern auch, daß viele Lehrgegenflände, die früher 
den Hodyfchuen angehört hatten, paffender ben Gpmnafien oder Lyceen 
überiviefen wurden. Gemäß ihrem Grundprincipe, die heilige Schrift 
als alleinige Quelle des Glaubens anzuerkennen, förderte fie vorzüglich 
das Studium der Grundſprachen und fomit auch das ber claſſiſchen Li- 
teratur, welches Luther bekanntlich auf das Deingendfle empfahl"), 
wogegen man auf den katholiſchen Hochſchulen das Stubium der Phie 
tofogie aus Furcht vor der fogenannten Meologie, oder richtiger: aus 
Burcht vor der Entlarvung des hieratchiſchen Bevormundungs- und Vers 
dummungsfoftems hinderte *2). Bunächft hatte die Neformation bie 
Folge, daß fie die durch dad entſtellte Chriftenthum eingebrungenen 
orientalifhen Vorfellungen vom abfoluten Koͤnigthume ober ber 
umbefchränkten fuͤrſtlichen Macht und die entſprechende vom umbedinaten 
blinden Gehorfam ber Völker bekaͤmpfte und vernichtete 9°), Die Ner 
formation war befanntlidy nicht blos eine Umbildung ber kirchlichen 
Lehre, fondern zugleich der kirchlichen Verfaſſung, und fomit auch 
des damals wichtigften Theils der Staatsverfaffung ®*). Sie hatte, wie 
Badariä richtig fagt®®), „die Tendenz, die Verfaſſung ber chriftlichen 
Arche von dem Einfluffe gänzlich zu befreien, welhen auf fie afiati= 
fe Rechtsbegriffe und Recdtsgrundfäge wegen des geſchichtlichen Bu: 
fammenhanges des Chriftenthums mit dem Judenthume gehabt hatten, 
mit anderen Worten, an die Stelle der hierarchiſchen Verfaſſung der 
romiſch⸗katholiſchen Kirche eine Kirchenverfaffung zu fegen, welche auf dem 
Orundfage der Gewiffens- und der Religionsfreiheit beruhte. 
Sie hatte ferner in Bezug auf die Staatsverfaffungen der germaniſchen 
Staaten, denen die Berfaffung und das Recht ber tömifch » katholiſchen 
Kirche theild unmittelbar, theild mittelbar zum Grunde lag, ganz dieſelbe 
Tenbenz. Sie follte aus den Verfaffungen jener Staaten ten afiaz 


91) Luther an die Rathäherren aller Städte Deutſchlands, Werke Th. X, 
©. 545 (Bald. Ausg.) \ 

93) Meiners, Geſch. ber Univerf. IV, 368. 

9%) Schön a.a.D. S. 116. Welder, Legte Gründe ©. 36. Herder, 
3. 3. 9. u. Gef. 1831, Bd. VII, S, 173. v. Gagern, Rejult. d. Sit⸗ 
tengefch. III, 258. IV, 48. Wgl. Murbard, D. unbeſchraͤnkte Fuͤrſtenſchaft 
©. 62 ff., 147, 178 ff. v. Aretin, Gtaatsr. d. conftit. Mon. I, ©. 26. 
Gervinus, Kt. hiſt. Schr. ©. 263. Schmitthenner, Zwölf Buͤch. v. 
Staat. 1839, I, ©. 61 ff. 

A) Rehberg, Sämmtl. Schr. I, ©. 75. 

%) Bierzig 9. Staat, Bd. V, 1841, &, 200, 


| 
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tiſchen Zuſatz verbannen, den ſie durch das auf die moſaiſche Geſetzge⸗ 
bung ſich gruͤndende Recht der roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche erhalten hat⸗ 
ten, ſie ſollte alſo die germaniſchen Staaten gleichſam wieder germa⸗ 
niſiren, d. i. die Einheit zwiſchen Staat und Kirche aufheben, dem 
Königthume eine andere Grundlage geben, ale die einer ben 
Königen und Fürften der Erbe von Gott ertheilten Vollmacht“ 80). 
Es ift noch neuerdings erft in Erinnerung gebracht worden, wie bis zum 
Uebermaße freimüthig die Neformatoren 3. B. in Beziehung auf bas 
Recht des Widerſtandes ſich dußerten 9). Sodann iſt ferner 
ebenfalls gewiß, daß bie neuere politifhe Speculation aus ben 
durch die Reformation politifch befreiten Niederlanden beeverging 
(in welcher Hinficht ed genügen mag, an Hugo Grotius, den Va⸗ 
tee des Natur⸗ und Voͤlkerrechts, zu erinnern), fo wie m Frankreich 
die Religionsunruhen (befonders die Hugenottenkriege) ähnliche Wirkun⸗ 
gen hatten (3. Bodinus fchrieb damals fein berühmtes Werk über 
den Staat 1576 ??)), umd wie erſt nad der Reformation auch in 
England auf der uralten!00),, aber Sahrhunderte hindurch verfchüttes 
ten Bafis der Volksfreiheiten allmälig und nach fehr vielm Kämpfen 
der wunderbare politifche Bau aufgeführt werden Eonnte, den wir bie 
englifhe VBerfaffung nennen, ber übrigens viel beffer ausgefallen 
fein würde, wenn bie Reformation in jenem Lande vom Volle und ben 


96) Dazu macht Zachariaͤ S. 201 die Anmerk.: „Die ermanifden 
Völker verbanden urfprüngtich mit dem Konigtäume einen ſehr befchr 
Begriff.” Vgl. Tacit. Germ. c. 43. „Der König war ihnen nur ein Schut⸗ 
und Schirmherr. Der Ausdrud: des Königs Bann, bezeichnete noch in fpäteren 
Zeiten die königliche Gewalt überhaupt.” &. bie deutiche Gloffe zum Sachſen⸗ 
foiegel II, 64. (40 Buch. v. Et. V, 200 f.) Bgl. au Bahariäfs Abhl. 
de Jurisprudentia Lutheri, Wittenberg 180%. Defielb. Kampf d. Grunbdeig- 
uf. w. & 12. 3. Grimm, D. Redtöalterthümer S. 229, 243. 

97) Dahlmann, Politil ©. 174. („Luther nahm nicht den gering 
ften Anftoß an der Widerfeglichleit gegen einen Kaifer, der „‚befchriebenen Rei 
ten” nicht folgen will, hielt den Kaifer für richtig entfent, welchem das Reich 
und die Kurfürften einträdhtig den Gehorfam auftündigen. Und der fanfte 
Melanchthon fand den Zyrannenmerb ganz in der Ordnung. Kurs, wer 
bei den geradhin blickenden Gotteögelchrten nachfragt, nicht blos den uralten (von 
heutigen Hoftheologen ift nicht die Rebe), hat weit kühnere Antworten au bes 
fahren, als die ein Mann von politifcher Lebenstenntniß auf fich nehmen möchte.) 
Bol. Allgem. Rechtszeitung, Böttingen, 1831, Nr. 5 (in welcher bie energifchen 
Ausfprühe Luther’s, Melanchthon's, Zwingli’s u. X. über das Recht 
des Widerftandes in extenso mitgetheilt find). Bol. Bretfchneider, Luther 
an unfre Beit, 1817, ©. 6 bis 27. Dem Konige Henry VIII., ber die 7 Sa⸗ 
eramente vertheibigt hatte, ‚antwortete Luther 1522 mit einem Contra Hen- 
ricum regem Martinus Lutherus in Ausbrüden ven folcher Ungebundenbeit 
gegen den König, daß ein heutiger Genfor von ihrem blofen Anblicke den Tod 
nehmen würde.” (Dahlmann, Geſch. d. engl. Revolution 1834, &. 50.) 

98) Heeren, Ri. hit. Schr. Bd. II, ©. 158. ‘ 

09) Schmitthenner, 12 Büdh. v. St. Bd. J, S. 66. Heeren &. 161. 

100) Der ättefte englifche greiheitsbrief ift die Magna charta von Henry I., 
der 1135 ſtarb. Bladftone bat fie 1758 in Drford heraus gegeben. Bol. 
Miltar, Hift. Entwidt. d. engl. Berf., uͤberſ. v. K E. Schmid U, 31 ff. 
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auch fehland) —8 die 

—— — —— seid m in 
d in mittelaftriger — jeit. dem 


em. eraffeften, ———— und 
— Buldlgen 10%) sa, ——— it es ſetner, daß es eben 
vom aörtiiäen Rente —— ae 
Unterthanen und von ber infungen 
—J Machtvolltommenheit durch „eine. Verfaffung — war 
welche die Stugrts, beſonders der —— pedantiſche Jacob l., 
de, ae eine Behre, welche, wie ſelbſt — 6 
Belgrane:Square fo übermäßig gefeierte Koönig der (potie 
Mac) nei), das geiftige Oberhaupt der Legitimiften, ſagt 199), 
„Karl I. auf das Blurgerüft beachte und das ganze Staatsreht Pers 
‚fiens anne 406), fo mie fon früher Hume von RB bemerkt 
‚hatte, daß fie den tuarte den fhönften Thron der Welt koſtete 107), 
was * ſich zweimal bei den Bourbonen der aͤlteren Linie wiedet ⸗ 


er Zuſammenhang zwiſchen ben Univerfitdten, ihrer Corpotatid- 

uote 9 mit der Reformation, ber englifchen und Aa lien Brolation 

ern Repräfentativfpfteme mußte hier etwas ausführlicher,. als. der 
naͤchſte Bwe zu erfordern fcheint, befprochen werben, weil bie praktiſch 
wichtigſten Staͤatsftagen unferer Zeit, fomohl in Berug auf‘ unfer Volke: 
und Staatsleben überhaupt, als auch namentlich die gerade gegenwärtig 
fo viel befprodyenen Neformfragen des für uns Deutſche bei dem 
Mangel an Preffreibeit, volksthuͤmlicher Gefeggebung, Deffentlichfeit und 
Münbdtichkeit der Rechtspflege, fo wie der Gefchworenengerichte doppelt 
und dreifach wichtigen deutfchen Univerfitätswefens 10%) ihre 
peincipiele Beurtheilung nur durch eine richtige Einfiht in das gegen- 
feitige Verhaͤltniß von Wiffenfchaft und Leben, Theorie und Praris, ins 
tellectuellen und materiellen Intereffen erhalten innen. Eben fo aus- 
gemacht ift, daß die damit unmittelbar zufammenhängende Frage über bie 
ſt aats rechtliche Stellung der zwei höchſten und mwichtigften Corpo: 
vationen, der Firche und Univerfirdt, theils zu einander, theils zur 
Staatsgewalt 19), auf eine wahrhaft angemefjene Meife praktiſch 
nur in denjenigen Staaten entfchieden werden könne, in melden das 


101) Dahlmann, Gef. d. engl. Revolut. ©. 55. 

102) Bgl. Scheidler in Bran’s Minerva 1834, Auguft. (Bid auf 
Gngtande Kirchenfrage.) 

103) Herren a. a. D. ©. 172. 

—8 Bol. Barnhagen’6 Denkwirbigt. Bd. V, 1220, ©. 352. 
In f. neuern Schr. db. d. Revolut. Bo. 1, Ss? 

106) 3. ©. Weider, 8. ftänd. Werfaf. 1831, ©. 

107) v. Aretin, Staatar. d. conft. Mon. I, e. Ge 

108) Mol. SKHeibler in Wuttke’s Jahrb. d. dat, Univ. 1842, II, 
©. 84 ff. Derf. üb. d. deutſch. Stubententeben 1842, ©. 12 ff. 

109) Bgl. Weider, Univ. Enchklop. ©. 524 f. 
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Princip ber Geiſtesfreiheit und ber Volksrechte grundgeſctzlich 
anerkannt ift, d. h. in unferen proteſtantiſchen conſtitutionellen Staaten; 
denn alle diefe Einzelnheiten veduciren ſich in letter oder hoͤchſter In⸗ 
ſtanz fammt und fonder® auf bie eine Alternative: entweder follen uns 
fere deutfchen Untverfitäten, wie fie fich feit der von ihnen ausgegange- 
nen Reformation bis zur Befreiung Deutfchlande vor einem Menfchens 
alter gebildet haben, dem Geiſte unferer neueren Zeit, alfo den Prince 
pien des Nepräfentativfpftems und des Fortſchritts gemäß, fich entwi⸗ 
dein, ober fie follen dem ultramontanen und fervilen Principe ber 
Hierarchie und des Abfolutismus, dem Obſcurantismus und Verbum⸗ 
mungsfpfteme als bloſe Dreffuranftalten für den Staats⸗ und Kirchen⸗ 
dienft mwillfährige Werkzeuge in der von ihnen al austriaco 110) ges 
bildeten akademiſchen Jugend liefeen? To be — or not to be; that is 
the question, 

Wir Enüpfen diefe Erörterung der Kürze wegen an Dahlmann’s 
Worte an!!!): „Preußen ift duch die Reformation Alles ges 
worden, was es iſt; Defterreich wäre durch fie zu verfchiebenen Mas 
len beinahe untergegangen. Wie man aber über die Reformas 
tion dent, fo denkt man über bie Univerfitdten, bie den 
Geiſt der Reformation in fih aufgenommen haben” '!2). 

Und was iſt bdiefer Geift der Reformation? Offenbar, da der Pros 
teſtantismus nur eine Wiederherſtellung des Urchriſtenthums bezmedkte, 
nur eine Reinigung von ben Gebrechen, melde das Chriftenthum, ſeit 
«6 die Staatsreligion geworden mar, entflellten — zunaͤchſt der Geiſt 
der allgemeinen höhern oder idealen Welt: und Lebensanſicht, 
welche die Menfchheit Lediglich und allein der chriftlichen Offenbarung 
verdankt 112); mag man fidy biefe Iegtere übrigens denken, wie man 
will, alfo vor Allem bie Anſicht, daß der Menſch als eine perfönliche 
unfterblihe Individualität einer höhern, überfinnlihen Ordnung, einem 


110) Wie Welder kürzlich diefe Lebensfrage treffend formulirte, f. Manns 
heim. Abendzeit. Nr. 40 v. 16. Febr. 184. 

111) Politit ©. 1. 

112) Dazu noch folgende Stelle S. 287: „Defterreich bat fich dem 
Proteftantismus, mithin dem Geifte des proteftantifchen Univerfitätswefeng, 
welches diefe Richtung concentrirt, nie befreunden koͤnnen. Diefer Staat fchreibt 
feinen Univerfitäten einen firengen Studienplan vor, beauffichtigt in Schuls 
art den Fleiß, und der durch Worfchrift geregelte Vortrag pflegt beftändig mit 
Einzelprüfungen abzuwehfeln; man lehrt im Ganzen Kenntniffe, 
niht Wiffenfchaften, Oeſterreich fieht auf feinem Standpuncte Gefahr in 
Allem, was darüber hinausliegt, und bebient ſich feines mächtigen Ginfluffes, 
welchem fein corpus evangelicorum, feine itio in partes länger im Wege fteht, 
um bie Thätigkeit der beutfchen hohen Schulen auf gleidhmäßig vorgeftedte 
Grenzen zurüdzuführen.” Das Speciellere über das öfterreichifche Bevormun⸗ 
dungsſoſtem in Bezug auf die Univerfitäten hat Prof. Joh. Schön (felber 
er und dort erzogen) in einem Auffade in Politz' Jahrbb. d. Gef 
mitgetbeilt. 

113) Eichler, Staatslehre &. 175 ff. Fries, Geſch. d. Philof. 1840, 
Bd. II, S. 119 ff. v. Ammon, Fortbild. d. Ehriſt. I, ©. 99 ff. (ed. 2.) 
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Meihe Gottes angehört, welches er während feines irdiſchen Lebens 
imıdiefer Welt in Zeit und Raum immer mehr und mehr ver: 
wirklichen foll; alfo eine Scheidung des Geiftigen und Sinnlichen, 
welches Beides bie antike Weltanſicht identificirte. Hieraus folgte die 
Trennung von Staat und Kirche, welche ebenfalls früher zufams 
menfielen, die Anerkennung der großen Wahrheit, daß der Staat nicht 
Alles An Allem iſt, daß, mie Schön?t*) fagt, „Religion, Wif+ 
fenfhaft und Kunft den Dreiflang ber Geiſter bilden, der fich durch 
jede Nationalbildung zieht, daß aber die öffentlihe Made nicht im 
Stande ift, die drei wunderartigen Manifeftationen der menfchlichen 
Uekraft zu erzeugen, ba fie vielmehr im Wolke ſelbſt erbrähen müffen;“ 
daß, wie berfelde bemerkt 15), „die Staatsgewalt nicht der Inbegriff 
aller Gewalten ift, daß es Gewalten gibt, die der Staatsgemalt 
ebenbäctig find, bie dieſe micht verfchlingen darf.” Mie Chriftus 
ſchon fagte: „Gebt Gotte, was Gottes, und dem Kaifer, was bes Kaifers " 
iſt,“ fo beftand aud Luther auf das Strengfte auf dem Feſthaiten 
des Unterſchiede zwiſchen Staat umd Kirche '%), Hieraus folgt unmit- 
tulbar das Prineip ber vollfommenften Glaubenss und Gewif- 
fensfreiheit, ſo wie das Recht der inbividuelten Setſtſt 4udig⸗ 
Zeit, da der Proteflantismus wie das Chriſtenthum keinen Clerus 
kennt, fondern blos Meligionstehrer und Iturgifche Beamte 7), und da 
eben der Hauptgebanke des Proteftantismus der It, daß der Vroteſtant 
Alles felber prüft: — Sodann erkennt zwar der Proteftantismus 
den hoben Werth der Wiffenfchaft volkommen an, wie das Chri: 
ſtenthum felber („die Wahrheit wird euch frei machen”), zugleich aber 
and, daß das Wiffen nicht das Hoͤch ſte im geiftigen Leben iſt, ſon⸗ 
dern daß dem praktifchen Gebiet, der thatkraͤftigen Liebe, der Begei— 
Rerung für die allgemeinften und hoͤchſten ntereffen ober praktiſchen 
Sdeeen der Tugend, des Rechts und ber Religion ber Vorzug vor bem 
theoretifäjen oder [peculativen gebührt 7%); eine Wahrheit, welde bes 


114) &taatswiffenfhaft, 1840, ©. 47. 

115) Geſch. u. Gtatiftif der Civiliſ. ©. 212. 

116) „Die zwei &egimente (dad weltliche und das geiſtliche) follen bis 
and Ende der Welt nicht in einander gemengt werden, wie zur Zeit 
des alten Teſtaments im jübifhen Molke geſchahe; fondern von einander gefons 
dert und geſchieden bleiben, foll man anders das rechte Evangelium und den 
teten Glauben erhalten. Denn es ift weit ein ander Ding um das Reich 
Ghrifti, denn um das weltliche Regiment, weldes den Fuͤrſten und Herren 
befohlen it.” Walch’s Ausgabe III, ©. 1741. Köppen, Rehtst. ©. 327, 386. 

117) „Man hats erfunden, daß Papft, Biſchoͤfe, Priefter, Kloftervolt “ 
wird der geiftlihe Stand genannt; Zürften, Derren, Handwerki« und 
Aderdleute ber weltliche Stand. Welches gar ein fein Gomment und Gleifen 
if. Doc foll nicmand barob fehüchtern werben. Und das aus dem Grunde, 
yon alte Ghriften, find wahrhaftig geiftlihen &tandes, und ift unter ihnen 

Unterfchied, denn des Amts halber allein.’ Luther. 

118) „Alfo it das Gefeg Chrifti nicht Cehre, fondern Leben, nicht 

. Wort, fondern bas Weſen, nicht Zeichen, fondern die Büle feibft. — Der Glaube 
iſt nichts Anderes, denn das echte, wahrhafte Leben in Gott.” Luther. 
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kanntlich ſchon die fokratifche Philofophie, fo twie in ber neuern Zeit bie 
Kant’fche, auf das Beftimmtefte eingefhärft hat, bie aber leider von 
dee fogenannten neueſten Philofophie nur zu ſehr vergeffen wird 149), 
In diefem Acht hriftlichen umd proteftantifhen Grundfage Itegt zugleich 
das fo wichtige Moment, daß aud die MWiffenfchaft ihre beflimmten 
Schranken anerkennen muß, in biefen zmar ſich frei bewegen, aber 
diefelben nicht überfpringen , namentlidy nicht ihre Theorieen unmittelbar 
dem Leben aufdringen, Staat und Kirche nicht despotiſiren fol. Aber 
eben fo liegt hierin zugleich die Anforderung, daß die Wiffenfchaft, Ins 
dem fie fich felber als einzelnes Glied einem höhern Ganzen unterorbs 
net, fi von dem praktifchen Leben durchaus nicht entfeemben, Im 
Gegentheil ſich in die innigſte Wechſelwirkung mit demfelben fegen foß, 
was ganz beſonders von der wichtigſten Seite deffelben, dem politis 
ſchen, oitt, und fih aud durch ben fchon erwähnten Zuſammen⸗ 
hang der Reformation mit der politifchen Entwidelung ber Neuzeit be 
währt hat. 

Hiernach können wir nun, mit Bezug auf die ſchon früher ent⸗ 
twicelten Momente, das Wefen der Univerſitaͤt, wie ſich daffelbe 
feit der Reformation entroidelt bat, fo wie Ihre ftaatsrechtliche Stellung 
und bie fonenannten Reformfragen kuͤrzer (mit Verweiſung auf die bes 
zügliche Literatur) erörtern. 

Die Univerfitäten find zunaͤchſt Schulen überhaupt, d. 5. Vers 
eine von Lehrern und Lernenden zur Mittheilung eines planmäßig ober 
methodifch geordneten münblichen Unterrichts, der dem WBebürfniffe ber 
Individualitaͤt oder Perfönlichkeit der Lernenden angemeffen fein muß 120). 
Ste find Gelehrtenfhulen, indem auf ihnen bie Wiſſenſchaften 
theils um ihrer felbft willen, theils wegen ihrer Anwendung auf bie 
twichtigften praktiſchen Intereſſen des Volks⸗ und Staatslebens (alfo 
theils um „Gelehrte,“ theils um fogenannte „Studirte“ zu bilden 134), 
getrieben werden. Sie find Hochſchulen, theild weil die Lernenden 
der gereifteren Jugend, bei der die gelehrten Vorkenntniſſe und eine 
Selbſtſtaͤndigkeit des Urtheild und Charakters vorausgefegt werden, theile 
weil die akademifchen Lehrer zugleich ale „Meiſter“ der Wiffenfchaft ber 
ſelbſtſtaͤndigen Gelehrtenrepublik angehören, theils endlich weil der aka⸗ 
bemifche Unterricht das Höhere des Wiſſens, die Erkenntniß der Prin⸗ 


— —— — 





„Chriſtum erkennen, heißt erkennen ſeine Wohlthaten, nicht aber, wie Mehrere 
lehren, feine Natur eder die Art der Fleiſchwerdung unterſuchen. Rur dieſes 
heißt Chriftum erfennen: wiſſen, was er ung befiehlt, und cs thun.” Melanch⸗ 
thon. Val. Ullmann, Leben Weſſel's S. 282, Herder, Werte zur Rel. 
u. Theol. IX, 428. XVII, 280 ff. XIII, 133. 

119) ©. d. Art. „KRantifhe u. Hegel'ſche Phil.” im Staatsler. Wh. 
vu, 6, 60 ff- Bd. IXx, 8.169. Val. Schreidler, Propaͤd. d. Rechtephiloſ. 
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S. 109. 

120) Thierſch, Gel. Schul. IT, 2, ©. 114. v. Savigny, Weſ. u. 
Werth d. deutſch. Univerſ. in Ranke's hiſt.polit. Zeitſchr. 1832, ©. 571. 
—8 Schleiermacher, Ueb. Univ. S. 54 Mohl, Polizeiwifſ. I, 





J Wiſſenſchaftlichteit, nicht aber 

Alte mit. Kenntniffen, begordt 122), Sie 

find ———— wegen A Charakters der Uninesfide, 
thells fammenhang alle: 

von. ee —— auf ber unten —— 

* theils weil ſie den — a nein nicht blos den. Ber» 





8 Gemeingut ber 
‚gebildeten Menſchheit ift, wie die Religion und die Kunſt; tie «6 denn 
geſchichtlich feftfteht, daß ſchon in den Beiten auf den 


als: 

im Mk van Euren, bie freiefte Concurrenz ber Lehrer und Studenten 

Statt fand ?°), und daß, wie ſchon bemerkt worden, bie von ihnen ers 
theilten Gelehttenwuͤrden einer allgemeinen Geltung ſich erfreuten. Für 
Deutfchland insbefondere zeigt fich, jener Charakter in dem Umftande, 
daß einerſeits hier nie der Gedanke, die Univerfitäten (wie in Frans 
reich 12”) in Specialfhulen zu zerftüceln, hat aufkommen und in’s 
Leben treten Eönnen 1°), und daß anbererfeits feit Jahrhunderten bie 
Anficht herrſcht, daß Niemand für volltommen gebildet, oder, wie man 
zu fagen pflegt, nicht ganz für voll gilt, der nicht auf einer Univerfi- 
tät: die übliche Bildungsperiode (das fogenannte Triennium) durchlebt 


"1239 Debimenn, Yolitit S. 277. sastling un. d. Method. d. 
at. Stud. Binte Deduc. Plan u. ſ. w. S. 8 ff. Schleier⸗ 
madera. 3 eꝰ⸗ 

133) Welder, nie. u. polsjur. Snevtiop. ©. 519 ff. Steffens, 
Dee d. Univ. ©. 84 ff. Scheidler, So, 8, 180 f. 

124) Deeren in b. Gött. a ap 836, ©. I, ©. 5. 3adarid 
in sie Jahrbb. 1837, II, &. 389. heibdler, See. Univ. ©. 375 ff. 

125) Zrorler, Die Sefammthochfchut. d. Schweiz, 1830, ©. 163. 
Bu Auff. db. d. ſchwediſche Univerfit, in Bran’s Minerva 1836, 


126) Belder a. a. D. ©. 520. Steffens, Die gegenwärt. Zeit 
©. 256 ff. Derf. üb. b. proteft. Univ. S. 46. 

127) Bol. Coufin’s Klagen über diefeiben in f. „Bericht” u. f. w. 
Aberf. v seien) 179. Ferner Leon Bor& d’un moyen de remedier a 
Finsuffisance de Venseignement en France, Paris 1832. (ogl. 3. Grimm’s 
Be. in d. Gött. gel. Ang. 1833, &t. 12.) 

128) ueber das —2* einer folchen Umwandlung vgl. —8 
macher üb. Univ. S. 55. Mohl, Polizeiwiſſ. I, 477. Meiners, Geſqh. d. 
Ib. grhulen IV, 330, v. Aretin, Staatsr.-d. conftit. Monarch. 1827, 1, 
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bat; baher bekanntlich nicht nur, ber fogenannte niebere und hohe Abel, 
felbft wenn er Feine Staatsdienſte fucht, die Akademie zu beziehen in 
der Regel nicht verfchmäht, fondern auch häufig ſelbſt Fuͤrſten ihre 
Prinzen auf unfere Hochſchulen ſchicken 12°); worauf ſich ferner bezieht, 
daß in Deutfchland der Ausdeud „ſtudiren“, „ſtudirt haben” x. 
eine eigenthümliche Bedeutung und ein Ehrenpräbicat von felbft enthält, 
gerade wie das englifche „gentleman* 130), und zwar iſt babei bes 
fonders wichtig, daß biefes „Studiren‘ in Deutfchland Jedem, ber 
nur fonft Talent hat, felbft dem Aermften, frei fleht und (duch Sti- 
pendien u. f. w.) ermöglicht told. — Die Univerfitdten find endlich 
allerdings auch Staatsfhulen, in fo fern (namentlich in Deutfchs 
land) der Staat von allen denjenigen, bie fih dem fogenannten Staats 
dienfte (im vmfafjendften Sinne dieſes Worte, alfo auch mit Inbegeiff 
des Kirchen dienſtes, der Schulämter, ber advocatorifchen und medici⸗ 
nifchen Praris) widmen, verlangt, daß fie auf ber. Univerfitdt die ihnen 
nöthige wiffenfhaftliche und üdrige Bildung erlangt haben, unb daß er 
eben deshalb diefe Anftalten, bie eines feiner wichtigften Beduͤrfniſſe bes 
friedigen, aus Staatsmitteln, fo weit dies nöthig ift, erhält und aus: 
ſtattet 1°). Auch ift, wie die Erfahrung lehrt, gewiß, daß die Univerfis 
täten, meiche auf biefe Weife Staatsanftalten find, in vieler Beziehung 
bedeutende Vorzüge vor den blos von Privatperfonen geflifteten 
Hochſchulen haben, dergleichen neuerdings in Belgien, England und 
Nordamerika geftiftet worden ſind 122); doch dürfen fie nicht ald Staates 
anftalten im Sinne ber Centralifation und Bureaukratie angefehen 
werden, d. h. nicht als folche, deren Stiftung, Beſtehen oder Aufhebung 
und innere Einrihtung ganz dem Belieben der Staatsgewalt überlaflen 
fein könnte, was eben fo wenig der Fall fein darf, ale die Gründung 
und innere ÖOrganifation der Kirche eine Sache ber Regierungsgemwalt 
ift oder fein darf 17). Vielmehr bilden die Univerfitäten (wie ſich zugleich 
auch gefhichtlich ergeben hat, und es dem germanifchen Rechtsprincip, 
fo wie der chriftlich = proteflantifchen Freiheit und der in ber Natur ber 
Sache von felbft gegründeten Setbftfländigkeit der Wiffenfchaft allein ent« 
fpricht) theils als Nepräfentationen ber gefammten geiftigen Cultur, theile 
als die hoͤchſten geifligen Tribunale, vor welchen wiffenfchaftliche Probleme 
und Gontroverfen in legter Inſtanz entfchieden werben (durch fogenannte 
Facultaͤtsgutachten), einen freien, in Bezug auf feine inneren Anges 
legenheiten felbftftändigen Verein, der in dem Syſtem ber ben 


129) Sceidler, Idee d. Univ. S. 293. Wal. Lit.=Beit., Berlin 1844, 
Nr. 18, ©. 280, 281. 

130) Villers, Coup d’oeil sur l’Univ. p. 39. Buttmann, Gnt- 
wurf u. ſ. w. ©. 6. J. G. Schulze, Deutfche Blaͤtt. f. Lanbwirtbfchaft u. 
Rationalöton. 1843, 9. I, S.7. 

131) Ueber d. Pflicht des Staates; hierzu vgl. Mohl a. a. O. S. 475. 
Scheidler, Idee d. Univ. S. 357 ff. 

132) Mohl a. a. O. ©. 375, Note 2. Scheibler, Idee d. Univ. 


133) 8. E. Schmid, Lehrb. d. deutfch. Staatsrechts ©. 72. 
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Samen Staat bildenden Gefellfchaften als eine der höchften Cotpora- 
a und als ſolche auch in der Megel poſitiv rechtlich aner ⸗ 


kannt * 

Krim Alten ergibt fih nun als der weſentliche Gtund ⸗ 
charakter des gangen deutfchen Univerſitaͤtsweſens die age 
Br die auf gieiche Wejfe aus dem Weſen der Wiſſenſchaft, 

des deutſchen Volksthums und der chtiſtlichen Neligion, namentlich des 
Proteftantismus folgt und, wie Bichte treffend fagt 1%), „der ER 
lich beiebende Ddem der Univerfität und die himmliſche Luft iſt 
welcher alle Früchte derfelben auf's Froͤhlichſte ſich entwideln und * 
.“Dieſe akademiſche Freiheit, die theils wegen der allerdings mit 
unvermeidlich verbundenen Mißbraͤuche, theils weil fie in Folge der 
tlich gegebenen Verhaͤltniſſe (insbefondere wegen ber bisherigen 
keit umd Mangeihaftigkeit der ganzen politifhen und focialen 
Bufände) nicht ihtem Urbitdb gemäß fi hat entwickein koͤnnen, viels 
mehr sie zu oft im Berrbilde fich gezeigt hat (befonders die ſtuden⸗ 
tiſche Beeiheit) 19%), — diefe akademifche Freiheit haben wir daher dee 
Idee nach wenigſtens in ihren — 17) zu qharakteriſiren, da 
ohne biefelbe von Univerfitäten im deutfhen Sinne keine Mede 


fein kann. 

Diefelde bezieht fih vor Allem auf das Verhaͤltniß dev Lehrer 
und ihren akademifchen Wirkungskreis in mehrfacher Hinſicht. Erſtlich 
iſt fie Lehefreiheit überhaupt, ein Begriff, der, wie der der politiz 
ſchen, Preß⸗ und fonftigen Freiheit, natürlich nicht mit dem einer vöͤlli— 
‚gen Ungebundenheit und Zügellofigkeit verwechfelt werben darf, fondern 
barin befteht, daß die afademifhen Lehrer in dem von ihnen gewählten 
Sache nicht ein beflimmtes wiſſenſchaftliches Syſtem, das ihnen etwa 
vom Staate ober der Kirche vorgefchrieben waͤre, Lehren müffen, fon= 


134) Welder a. a. D. ©. 531 ff. Scheider, Staatsreht u. polit. 
Pruͤf. u. f. w. ©. 22. Bgl. Deffelben Idee d. Univ. S. 358, 39. u. die 
daf. cit. Schriften. 

135) graatäichee ©. 

136) Bgl. Scheibter, eufe Stubentenfpiegel 1844, Vorr. ©. X ff. 
u. ar anze I. Abthlg. J 

137) Ausführticheres findet man in folg. Schr.: Midaelis, Räfonnes 
mtl, 10, 37, 40, 65. IV, 175 ff. Meiners, Gef. d. b. Shut. IV, 176, 257. 
Jean Saul, Feeipeitöbdchlein Abſchn. 3. Fichte, Wefen d. Gel. S. 111. 
Staatt lehre S. 308. v. Jakob, Ueb. alad. Freih. 1819, ©. 10. Schleier⸗ 
macher Ueber Un. &. 108, Steffens, die Idee ber Un. ©. 100; Die geg. 
zeit ©. en; Ueber bie prot. Un, 1820, ©. 47, 74 ff.; Ueber geh. no 
1835, &. 9. Zhierfch, Ueber gel. Sauten 1, 87, 101. 11,9, ©. 119 fi, 
10, "185. II, 236. Welder a. a. D. ©. 521. Köppen, Dffene eben üb. 

1819. Leo, Jahrb. f. w. Krit. 1829, I, 598. Streitſcht. gegen Die⸗ 
Kuss, 49. Iac. Grimma.ca. D. Bülau, Stautsmirthfhchtetehre 

144. Rebberg, Die Erwart. d. Deutfchen ©. 63. Maverhoff, Die 
7 Hochſch. ©. 14. Wurm, Kit. Verf. üb. d. dff. Rechtsverf. 1835, 

dv. Savigny in Ranke's Zeitfchr. 1832, &. 578. Roſenkranz; 
Fü — auf unſern Hochſchulen 1837, ©. 2 Scheibler, Hodegetit 


Univerfitdten. 525 


dern nur dasjenige, das fie nach ihrer eigenen Prüfung als das 
Wahre und Richtige erkennen 13%). Sie befteht ferner darin, da es 
den alabemifchen Lehrern freifteht, wie fie mit ber inneren Dekonomie unb 
äußeren Einrichtung ihrer Vorträge es halten wollen, 3. B. in Bezug 
auf die Zahl der Stunden, ob fie biefes ober jenes Lehr- und Hands 
buch, oder gar eins zu Hülfe nehmen wollen, ob fie frei oder nach 
ihren Heften vortragen, ihren Zuhörern kurze Säge für mündliche Er⸗ 
(dutsrung bictiren, oder nicht (von einem bfofen Vorleſen oder Dictiren 
von Heften, wie früherhin, kann und darf ohnehin heut zu Tage Beine 
Rede mehr fein; einem „dictator perpetuus‘‘ würde man e8 machen, 
wie im 16. Sahrhunderte die reihen Studenten in Italien, bie ihre 
Bedienten zum Nachſchreiben in die Gollegia ſchickten) 3%); ob fie 
den fogenannten alroamatifchen oder Kathebervortrag, wobei der Stu⸗ 
dirende blos zuhört, oder ben erotematifchen, bie fogenannte bialogifche 
Methode, für ihre Wiffenfhaft am Angemeffenften halten, ober auch 
mit beiden abwechfeln wollen; ob fie ſich bei dieſem oder jenem Gegen⸗ 
ftand fo oder fo fange aufhalten wollen u. dgl. m. Das Wefentliche 
der Lehrfreiheit ift immer, wie Dahlmann fagt 140), „das Recht des 
Lehrers, innerhalb der Grenze feines Lehrberufs zu lehren, was ihm 
wahr und gut duͤnkt; denn bie wiffenfhaftlihen Wahrheiten find 
Beine Gegenftände der Geſetzgebung, fo wie für die Studirenden bie 
Freiheit der Auswahl der Vorlefungen nad) eigener ober entlehnter An⸗ 
fihe und nicht minder bie Auswahl der Lehrer. Im gleichen Sinne 
erklaͤrt fich Mohl (Polizeiwiſſenſchaft I, 478): „Der Grundſatz ber 
unbeſchraͤnkten geiſtigen Freiheit (deren Beſchraͤnkung ein grobes Un⸗ 
recht und, weil jedes Verbot mit mehr oder weniger Muͤhe umgangen 
werden kann, eine Laͤcherlichkeit iſt), angewendet auf bie Univerfität, 
fpriht fih aus in der Lehrfreiheit, d. h. in ber jedem Lehrer gu: 
ftehenden Befugnig, jede Wiffenfhaft auf jede ihm zweckmaͤ⸗ 
Big f[heinende Weife vorzutragen. Bon biefem unbefchräntten 
echte findet nur in zwei Puncten eine durch die Natur der Sache 
gegebene Ausnahme Statt. Einmal naͤmlich verfteht ſich, daß der für 
ein beſtimmtes Fach angeftellte Lehrer vor Allem diefes vollftändig. 
und als feinen SHauptgegenfland vorzutragen hat, Andermwärtiges aber 
nur in Nebenflunden zu treiben und zu lehren berechtigt iſt. Zweitens 
aber darf der Univerfitätsiehrer fo wenig als ein anderer Buͤrger bie 
Rechte des Staates oder der Privaten und anerkannten Gefelfchaften - 


138) Katholif he Schriftfteller, befonders ultramontan gefinnte, -thäten 
daher am Beſten, über Wiſſenſchaft und Univerfitäten lieber ganz zu Kweigen 
(3. B. Hr. Prof. Staudenmaier in Kreiburg), wenn fie ſich nicht (wie z. B. 
Joh. Echöon) über die confeffionelle Befchränttbeit zu erheben v en. 
(Ueber die Sklaverei, die das Tridentinum einführte, vgl. Staͤudlin, Univ. 
Def. ar Kirche S. 279 (ed. 3) und Eichhorn, Gef. d. theol. Wiſſ. 
D ⸗ 

139) Scheidler, Hodeget. S. 301. 

140) Politit S. 290. 
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. der Berantsienpanle an Can oder Schriftftellermelt. 
gut wie allen übrigen Schriftftellern a ee den (mit Ad. 
was vorgeht, und mobel fie Fein 


die er ’ ſich ei geleugnet — oder doch er⸗ 
weislich find. ie Nachrichten den Staat, genten, einhei- 
‚mifche ober ſerungen, Herten und Minifter, Obrigkeiten 


erem richtig oder falfch bümken, weil es ihm doch wahr, d. h. fine 

gung gemäß war. Keine Folge iſt unrichtiger, al die: „Mer 

eine Anftalt oder eine Handlung tadelt, der beleidigt den Urheber der: 
felbm“ u. ſ. w. 12), - 





141) Im f. bekannten Werte üb. Injur. u. Schmaͤhſcht. Bol. Scheidler 
in Bran’s Minerva 1844, Febr., ©. 290. 
142) Wir können nicht umbin, hier eine Gtelle aus der in dem für bie 
Preffe und die Univerfitäten fo verhängnifvollen Jahre 1819 erſchienenen Schrift 
von Steffens (Neber bie proteftantifchen Univerfitäten Deutfchlands, Breslau 
bei Mar &. 74 f.) mitzutbeilen, da fie zugleich eine der wichtigften Streits 
puncte ber Gegenwart — bie alademifche Lchrfreibeit der Staatsgewalt 
gegenüber — auf das Lichtvolfte erörtert. Indem ich diefes fchreibe, erfagre 
ich, daß auf einer berühmten proteftantifchen Univerfität in Deutſchland 
i Befehl ergangen ift, daß man nichts lehren darf, was in der Theologie 
der feftftehenden Dogmatik wiberftreite, feine Eregefe vortragen darf, bie nicht 
mit. biefer zufammenjtimme, aller Mufticismus ift verboten und in der Philos 
fophbie alles Korfchen nach aöttlidyen Geheimniffen. Auch die Vorträge über 
die Gefbichte find unter Aufficht geftelt, ohne daß man etwas Rähere 
über die Furcht, die diefe Quarantäne veranlafte, erfährt. Man Lönnte fagen, 
albt es nicht eine Exegeſe, die den Glauben in feiner Grundvefte vernichtet, 
einen Myfiiemus, der an Wahnfinn grenzt, eine Phitofopbie, die, indem fie 
die Religion begründen will, ihre beiligften Gtügen untergräbt? Sit e& nicht 
die heiligfte Pflicht eines Kgenten, diefes Gift von den Univerfitäten zu ents 
fernen, wo «& unvorbereitete Gemüther anfteten kann? Wir antworten: wo ift 
der Gerichtöhof, der hieruͤber richten fol? Wer wagt es, die Grenzen menfch 
licher Forſchung zu beftimmen? Wird es nicht der Siutür überlaffen bleiben, 
den Gläubigen in einen Moftiker, den tüchtigen Korfcher in einen verbrecheriſchen 
Gpegeten, den tiefen Philofophen in einen gefährlichen Grübler, den freimüthigen 
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In den in ber Note enthaltenen Worten bat Steffens ohne 
Zweifel ben eigentlich entfcheidbenden Hauptpunct auf das Nichtigfte ber 
zeichnet: Vertrauen um Vertrauen! Zugleich ift darin auf bie 





Geſchichtsforſcher in einen Unrubflifter zu verwandeln? Wo ſolche Geſetze herr⸗ 
fhen, da gibt es Leine Theologie mehr, Keine Philofophic, Feine Wiſſenſchaft 
der Geſchichte. Debt die Univerfitäten auf, laßt willige Knechte 
prüfen, laßt die Lehrbücher unter eurer Aufficht verfertigen, gebt Geſetze 
für das Denken, beſtimmt feine Schranken feſt und unerſchütterlich, und 
laßt durch ein großes Autodafe alle Bluͤthen des deutſchen Geiſtes ſeit einem 
Sahrhundert auflodern! dann handelt ihr wenigftens folgereht! Ihr 
ftellt euch als folche, bie es wiſſen, wie weit der @eift in feiner Forſchung 
gehen darf, die das unzweifelbare Recht haben, Alles, was jenfeit diefer deutlich 
erkannten Grenze liegt, zu vernichten. So weit, wie euer Erkennen reicht, fo 
weit reicht euer Richteramt; ahnet man, daß ihr euch richtend hineinwagt in 
eine Region, deren Wefen euch unbelannt ift, fo iſt es um euch geſchehen; benn 
alle Sicherheit, alles Vertrauen, welches an einander bindet, beruht darauf, daß 
Seder nur die Macht bat, die ihm die Elare Einſicht gibt. Dürft ihr die ges 
heime Gewalt antaften, die unfichtbar bie Geiſter vereinigt in tiefem Zorfchen, 
warum das Volk nicht die äußere? Welche ift die heiligfte, und wem gebührt 
hierüber ber Ausfpruh?” — Gteffens fest noch hinzu: „Billig 
fordert der Regent Vertrauen vom Volle; es gebührt ihm und von allge 
meinen Begriffen aus foll Keiner richten über fie und dieſes Vertrauen erfchüte 
tern. Was Außerlich Hervortritt, um die beftebende Ordnung zu zerflören, was 
ben Gehorfam verlegt und das Wolf in unruhige Bewegung fest, ift tadelns⸗ 
werth nicht allein, fondern auch der ſtrengſten Strafe würdig. Gin Dertrauen 
fordern wir wieder von dem Regenten, einen feften, unerfchütterlichen Glauben, 
ohne welchen auch er nicht fein kann: ben Glauben, der ein wahrhaft frommer 
und Gott ergebener ift, an die fiegende Kraft der frei forfchenden Wahrheit. 
Die reine, unverfälfchte Wahrheit felber, die fieht der Menſch vielleicht nie, aber 
was aus tiefer Korfchung als meine Wahrheit erfcheint, ift nicht allein mein 
beitigftes Cigenthum, ich bin auch berufen, fie zu vertündigen. Lenke ich ein, 
weit Außere Gefahr droht, dann habe ich das Heiligfte verrathen. Damit nicht 
eine jede Seelenkrankheit, eine jede flüchtige geiftige Verirrung fich eindränge 
und das Recht behaupte, auch thätig zu wirken, find die Schulen und Univers 
fitäten ba, bie Prüfungen mandyerlei Art. Ein Jeder muß beweifen, daß 
feine Ueberzeugung gicht als eine vereinzelte daſteht; als folche ift fie immer eine 
Krankheit, daß fie gefchichtlich begründet, ein gemeinfames Product bes Ganzen 
ber wiffenfchaftlihen Bildung iſt. Diefer Beweis gibt ihm erſt das Recht, die 
eigenthümtiche Richtung lehrend zu verfolgen. Aber mehr barf, foll der 
Staat nicht thun, fo lange die Lehre, felbft Korfchung, nur zur Forſchung 
auffordert, fei es über bie Bedeutung des Glaubens, ober über das Weſen des 
Staats, oder über welcherlei Gegenftand ber geiftigen Korfchung es fein mag. 
Das ift es, was unfer König als das Wiffenfchaftliche bezeichnet hat, was er 
ausdrüclich ehrt, die wahre Grundlage aller atabemifchen Freiheit. 
Hier ift unfre Heimat), die wir, würbe fie jemals angegriffen, mit unfrem Leben 
zu vertheidigen haben; denn wie tem König, haben wir ber Wahrheit ge: 
ſchworen. Zwar wollen wir keineswegs leugnen, vielmehr offenherzig bekennen, 
daß unfere Lehren nicht ohne Einfluß auf bie gefelligen DVerhältnifie des Staats 
bleiben, daß fie in diefen cine immer größere Freiheit aller Glieder bes Staats 
bervorrufen, fo daß ein jeder Stand, eine jede Corporation in ihrer Art und 
dadurch ein jedes Glied derfelben niht durch Geſetze von Außen, fonbern 
durch die inneren Gefese der eigenen Natur ſich geftalten kann; aber dieſe 
Freiheit zerftört nicht die bürgerliche Ordnung, erfchüttert nicht den Gehorſam 
gegen König und Geſetz, befeftigt vielmehr beide.’ 
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einen, in der Cultut beweif’t, der 

alter, defielben ſuldig madhg, mod; unter jene 

— Dies gilt 3: B. auch von der auf. Baculs 
taͤtsbeſchluß beruhenden Ertheilung der ſogenannten gelehrten. Wür« 
den, ber einzigen, deren Quelle die Staatsgewalt bee Natur der Sache 
nad nicht ift'#4) (mas im jener Periode fehr beflimmt anerkannt 
warb) 145), über welche fie ſich alfo auch Fein Urtheil anzumafen hat 14%), 
um. fo weniger, wenn fie felbft diefe Ertheilung als in den Gorporative 
sechten der Univerfität liegend in den Stiftungsbriefen fanctionirte. Wich⸗ 
tiger noch iſt die alte Sitte der Actenverfendung an die Zuriftenfaculs 
täten und die Einholung theologiſcher Bedenken, von denen die erflere 
(wie Mühlenbrud in feiner Schrift über den Stäbel’fhen Rechts: 
fireit näher zeige) die ftete MWechfelwirtung ber Wiſſenſchaft mit ber 
Paris fehr vortheilhaft beförberte, zugleih ein Band unferer Rational» 
einheit war, und, wie ber Geheime Rath Zacharid bemerkte 147), für 
uns Deutfche noch eine Art Erfag für die ung mangelnden Geſchwo⸗ 
tenengerichte waren. Mas von den neuerbings vorgelommenen Bes 
ſchraͤnkungen und Aufhebungen diefes hiſtoriſch wie rationel fo wohl 
begrändeten, bei dem Nichterfag der deutſchen Reichsgerichte und dem 
bekannten greuelhaften Zuftande unferer deutſchen (befonders der Criml⸗ 


— 
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143) Freibeitebüchlein Abſchn. 4 

143) Rebberg, Die Erwart. d. D. u. ſ. w. 

145) „Kaiſer Sigismund fagte auf einem Reichetage: Ich Tann in Einer 
Stunde Hunderte zu Rittern fhlagen, zu Fuͤrſten und Grafen erheben, aber in 
meinem ganzen @eben nicht Einen zum Doctor promoviren.” ©. Kremfitr, 
ud. d. Einfluß d. Will. 1827, ©. 164. 

146) Scheidler, Zee d. Univ, &. 397 ff. 

147) Polig’ Jahröd. 1837, II, ©, 418, 
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mals) Mechtöpflege 1°) doppelt und drelfach wichtigen Mechte zu Halten 
iſt, kann hier natuͤrlich nicht ausgefprochen werden; nur fo viel erlauben 
wir uns hinzuzufügen, baß „bei ber gänzlich aufgehobenen Sicherung ver 
Leichtfinniger Verſetzung in ben Anklageftand und willkuͤrlicher Verhaf⸗ 
tung‘ 149) uns mit jenem echte auch das letzte althergebrachte Palla⸗ 
bium eines Rechtszuſtandes verſchwunden erfcheint: Eben fo wenig Eins 
nen wir uns bier weiter Über das Factum erklären, daß Facultaͤtsgut⸗ 
achten, bie durch den Drud der geſammten Gelehrtenrepublik vorgelegt 
wurden und Teinen Thatbeſtand eines Preßverbrechens enthalten (denn 
fonft würde ja gleich eine richterlihe Unterfuchung eingeleitet worden 
fein!) ,. verboten und confiscirt 180) werben, worin zu liegen fcheint, 
daß man ihre Anfihten wiffenfhaftlidh mit Gründen zu bekaͤm⸗ 
pfen unvermögend war. 

Kür das Univerfitätöwefen noch weit wichtiger, ja das allerwich⸗ 
tigfte Inſtitut üft das Privatbocententhbum, wie (don Michae⸗ 
tis1st), Meiners 12), v. SavignyE?), Mohl 1006), neuerdings 
Maperboff!0), Baharidtd®), ganz befonders aber Thierſch 157) 
gezeigt haben. Leider! iſt auch dies Inſtitut in unferer Zeit auf das 
Bedenktichfte bedroht, ja in feinem inneriten Weſen fchon fo gut wie 
vernichtet, ba die venia docendi, die nach uralter Sitte und Berechtis 
gung einzig von ben Sacultdtspräfungen abhing, jegt nicht nur 
an Bedingungen geknüpft ift, die mit der MWiffenfchaftlichkeit nichts zu 
thun haben, ja ihe Eintrag thun (wie Zaharid a. a. DO. gut nach⸗ 
gewieſen bat), ‚fondern auch als blofe Sache abminiftrativer oder mins 
ſterieller Willkuͤr erfcheint, mie einige neuere Vorfaͤlle beivelfen 199), 
Daß die Staatsgewalt dies Recht nicht hat, da Privatdocenten, tie 





148) Bol. d. Art, „Sury” und Scheidler'e deutſch. Juriſtenſpiegel 
ne ae fo wie die fo eben erfchienene Schrift: „Die deutfche Zuftig” von 
6“ Ce 
139) Juri iegel a. a. De — Ueber das neuefle Beiſpiel einer 
(&r. Fe b. Leipz. beutfch. allg. Zeit. 1844. ſelchen 
150) Daß die Staatsgewalt kein Recht hat, ih rlich erfcheinenbe 
Bücher m confcken, —* Rehberg, Saͤmmtl. PR im —ã 1839, 
Br. I, S. 222, ' 
151) Säfonnement III, 2. 
152) Geſch. d. hoh. Sch. I, 315. 
a. a. D. &. 580 


154) SPolizeiwiff. I, 483. 

155) Die deutfch. Hochſchul. 1836, &. 75. 

156) In Pdlig’ Jahrbb. 1837, Bd. II, ©. 405. 

157) ueber gel. Schul. UI, 317 ff. 

158) In Berlin in Bezug auf Dr. Nauwerk (bie Facultaͤt will 
gegen den Minifter Eichhorn ſich beſchweren; f. Frankf. Journ. v. 19. Märg 
1844), in Freiburg in Bezug auf ben Dr. Hermann v.Rotted (f. Dannp. 
Abendzeit. Rr. 40 u. 41 d. 3); in Carlsruhe wird biefe Sache hoffentlich 
nochmals zur Sprache gebracht werben, da bie babifchen Univerfitäten unter den 
Schus der Berfaffung geſtellt find. Wal Weller a. a. D. ©. 618, 

Staats⸗Lexikon. XV. 34 


530 Univerfitäten, 


Name fagt, ja gar Feine Staatsdiener, ſondern bloſe Gandir 
Lehtamtes find, iſt unwiderleglich von Thieefch 
vi worden. Wie bemerken nur noch, daß es entweder auffal« 
Untenntnig der Sache, oder abfichtlihe Verdrehung des Streits 
wenn von minifterieller Seite behauptet wird, die Regler 
ng fei nicht verpflichtet, jeden Fremden oder Einheimifhen, dem. «6 
Haflıe (11), er wolle. Vorlefungen 
\ wirt, daß eine (fehe ftrenge) Prüfung vonder Faculrät 


wie die Kirche beim Eramen und Drbinicen ihrer Candibaten, denen 
bie Megierung auch nicht das Predigen u. f- w. umterfagen darf. 
Wir Eommen num zu dem zweiten Hatıptbeftandtheil der" akademi · 
Freiheit, dem ber (# ober Hör: und fonftigen Freih eit der 
tubirenden, ber mit beim erflen unmittelbar zufi und 
ebenfals verſchiedene Seiten hat. Zunaͤchſt iſt diefelbe Studirferis 
na das beißt freie, felbftfänbige. Entfheivung des Studenten über 
je ganze Einrichtung feines afademifhen Studiums. Dahin vor 
Altern die freie Wahl der Univerfität, die ſchon geſe in der 
ermähnten Anfiht der Univerſitäten als Gemeingut unferer Nas 
tion begründet ift, und derem hohe Bedeutung ein Kundiger beftteiten 
fann 19); daher and nach dem von W. v. Humboldt und Fürft 
Hardenberg berrührenden Entwurfe der deuiſchen Bundesacte aus ⸗ 
drüctich dieſe Freiheit der Studenten, auf jeder deutſchen Univerfitde 
ihre Studien zu machen, ausdrüdlich als eine geumdgefegfiche Beflims 
mung aufgenommen mar!) Im Widerfpruc hiermit ift jede Art 
von Univerfitätszwang und Bann, fei es, daß der Beſuch der 
eigenen Univerfitäten den Landeskindern, wenn auch nur auf einige 
Beit, ſchlechthin zur Pflicht gemacht, oder Ausländern als ſolchen uns 
terfagt, oder da der Beſuch fremder Hochſchulen den Inländern ver» 
boten wird. Alles diefes ift theils Hinderniß der univerfelen Ausbildung, 
theils zugleich widertechtliche Beſchraͤnkung der perfönlichen Freiheit und 
nur nad) dem Bevormundunges und Verbummungsfpfteme zu rechtfer⸗ 
tigen, alfo verterflid .in jedem wahrhaft gebildeten und Rechtsſtaate; 
was auch laͤngſt allgemein anerkannt ift1), Wollte man ſelbſt zuge» 
flehen, die Staatsgewalt habe das Recht, von denjenigen Stubirenden, 
die im Staatsdienfte Tünftig Anftelung ſuchen, nicht blos den Befig 
wiſſenſchaftlicher Kenntniffe zc., fondern auch zu verlangen, daß fie dies 
felben auf, diefer oder jener (fogenannten Landes) Univerficät ſich er» 
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159) Dahlmann, Politit &. 293. 

m Klüber, Ueberfiht d. Verhandl. des Wiener Gongreffes S. 248, 
, 269. 

‚ 161) Säleiermader, eb. Univ. ©. 14, Meiners, Ueb. Verfafl. u. 
Berwalt. d. Uni. I, 25 fl. Weider a. a. D. ©. 520. Graf Soden, 
Nationaldt. VIII, 179. Heeren, Gött. gel. Anz. 1836, St. 1, S. 6. Zadas 
sid in Pölig’ Jahrbb. 1837, II, ©. ar dichte, Radg. Werte II, 285, 


N2m 


Univerfitätn. 58] 


werben, gewiſſe andere Univerfitäten aber nicht beſucht hätten — fo 
kann fie doch nicht dies auf alle Studenten ausdehnen, und keine 
Staatsgewalt hat das Recht, ihren Unterthanen überhaupt ben Beſuch 
irgend einer Univerfität entweber aufzuzwingen oder zu verbieten. Wer 
fein Staatsamt begehrt, kann fludiren, wo er will und wohin ibn feine 
Eltern oder Vormuͤnder fenden wollen. Diefe allein haben hierbei zu 
entfcheiden 162). Diefe Freiheit befteht ferner in ber allen Studenten 
zuftebenden Wahl, wie viel, melde Vorleſungen und in welcher Ord⸗ 
nung, fo wie bei welchem Lehrer, und wie regelmäßig ober unregelmäßig 
fie diefeiben befuchen, ferner mie fie ihe Privatſtudium einrichten, ihre 
Zeit zwifhen Arbeit und Erholung eintheilen und überhaupt die Gele⸗ 
genheit zus univerfellen Ausbildung, bie ihnen bie Univerfität barbietet, 
benugen wollen, oder nicht. Diefe Freiheit (die fogenannte Lerns, Hoͤr⸗ 
und Studirfreiheit im engeren Sinne) gehört ebenfalls zu dem Grund⸗ 
wefentlichen unferer Univerfität, deren Dauptzwed ja, wie fchon gezeigt 
worden, nicht Anfüllung des Gedaͤchtniſſes mit blofen Kenntniffen, 
fondern Erwedung des Geiftes der Wiffenfchaftlichkeit ift, welche nur 
in der Zemperatur ber Freiheit Statt finden kann 198). Diefelbe hängt, 
wie befonders Schleiermacher 16%) treffend nachgewiefen, auf das 
Genauefte mit unferer deutſchen Nationalanfiht von ber Würde ber Wiſ⸗ 
ſenſchaft zufammen, und es müßte uns unmöglich fein, diejenigen anders 
zu behandeln, welche wir fuͤr beftimmt halten, Wiffende zu werben. 
Suter Rath darf nicht fehlen, und bie Einrichtung der LUniverfitäter? 
gibt Veranlaffung genug, ihn zu ertheilen; aber auch bie mindefte 
Spur von Zwang, jede noch fo leife bewußte Einwirkung einer Aus 
Feen Auctorifaͤt ift verderblich. Bei einer mechanifhen ſchulmaͤßi⸗ 
gen Einrihtung würde es ein Wunder fein, gefest auch bie Lehrer 
wären alle vortrefflih und alles Uebrige ebenfalls, wenn diejenigen, 
die wirklich fähig find, zur Exrkenntniß zu kommen, auf ber Univers 


162) Scheidler, Idee db. Univ. S. 380. (Als 1838 von ben von 
Söttingen vertriebenen Septemvpirn Ewald in Tübingen, Albrecht und Weber 
in Leipzig einen neuen alad. Wirkungskreis gefunden hatten, wurbe allen Hans 
noveranern der Beſuch biefer zwei Univerfitäten verboten!! Aber warum 
wurbe denn nicht, als 1841 die Brüder Grimm in Berlin, 1832 Dahlmann 
in Bonn eine Anftellung erhielten, jenes Verbot auch auf biefe preuß. Hochs 
ſchulen ausgebehnt??) — a question to be asked! (Kalstaff.) 

163) Steffens, Idee d. Univ. S. 100. („Univerfitäten find ſolche Ans 
ftalten, auf welchen es allen Geiſtern vergönnt ift, der eigenen Richtung 
ungebunden zu folgen. Der Auf ergeht an einen jeden Züngling, aber 
nur bie innere Natur beftimmt, ob ihm gefolgt werden fol. — Cine Auffors 
derung zum Fleiß an die Juͤnglinge, die bier erfcheinen unb die Univerfität im 
Geiſte und in der Wahrheit fuchen, wäre fo überflüflig wie nuglos. Denn wer 
nicht, von feinem innern Geifte getrieben, etwas Gigenes und Tuͤchtiges zu leiften 
gefonnen ift, der gehört nicht zu und. Der Zräge iſt ein geborner Knecht, für 
{hn iſt der Äußere Zwang da, und ihm wäre beffer, er wäre ber fremben teitung 
niemals entledigt. Er ift alfo bier, unwuͤrdig in bie Gefellfchaft der Freien zu 
treten, al& wenn er nicht hier wäre. - 

164) ueber univ. ©. 108 ff. Kal. Thierſch gel. 3* “AD , 





il ‚Gr war nicht nicht 
Ve oimakdars nice Bir Barideit, — — — 

Anaufmertamteit auf bie inbioibuelle e trägt bie Shulb. einem 
Sotchen. wäre doc nie ein wiflenfchaftticher Menfc; geworben, Hätte man ihm 
aud) leiblich fleißig durch die Univerfität hindurch gegängelt. Allerdings werden 
ferner felbft bei den Befferen einzelne Umgwemäpigkeiten vorfommen; allein nicht 
nur hindert die in ber Natur der Sache liegende innere Nothwendigkeit oder 
menigitens die Aneifung Erfahrener, felbft die fi) bildende GAwohnheit und 
das Beifpiel Anderer, allzu häufige und allzu grobe Fehler; fondern eine durdh 
Bwang eingeführte Gleichheit wide für fehr Wiele den größten Nachtheil bringen, 
weil jene, felbft bei gut angelegtem Plane, nur das gewöhnliche Beduͤrfniß und 
Talent, nicht aber die zahlreichen Ausnahmen berücfichtigen konnte. Wer aber 
will die Folgen eines denn body auch möglichen chlechten Studienplans er⸗ 
mefen? Der Staat hat nur dad Recht, bei feinen Eünftigen Beamten bes 
fimmte Kenntniffe zu verlangen (fo wie bie Kirche bei ihren Dienern), bie 
Kenntnipftufe der übrigen Bürger darf er nicht ergwingenz jene aber 
Tonnen’ ducch richtige und ſcharfe Prüfungen ſehr leicht zu der Ermerbung biefes 
nötbigen Wiflens angehalten werden, wo es dann völlig gleichgültig ift, 
aufweldhe Weife und in welcher Drbnung fie bajfglbe fi ameig» 
neten. Ramentlich aber ift jeder Studienzwang deshalb fo fehädlich, weil im 
ähm nothwendig die Verhinderung, mindeftens Erfchwerung der freien Wahl des 
du börenden Lehrers liegt. Bei einem ſolchen Bann aber geht der mächtigfte 
Sporn zu Anftvengungen fie den Docenten und der verdiente Vorzug des Tas 
Kent und Eifers verloren.” — — „Ein weit geringerer Grab von Befchräns 
£ung jener Freiheit befteht darin, daß nur dem Schüler eine anfehnliche 
Bad beftimmter Vorlefungen vorgefhrieben wird, bie er irgend 
einmal gehört haben muß, wobei ihm bie Wahl des Lehrers und die Folge und 
Zuſammenſtellung der Worlefungen völlig überlaffen bleibt. Dbgleich dabei der 
größte Theil jener Fteideie umangetaftet bleibt, fo bat fi dennod aus 
diefe Einrichtung in der Erfahrung als fruchtlos, janadtheilig 
erwiefen. Zum Grunde liegt dabei die am fich lobenswerthe Abficht, die 
Studirenden durch den Beſuch mannigfaltiger Vorlefungen zu einer recht freien, 
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Wir wollen hier noch in Bezug aufbas von Mohl und u. Savigny 
fo eng gerügte, aber leider! ſchon bier und ba eingeriffene Unweſen ber 
fogenannten Stubienpläne, Zwangscollegia, Teſtimonia für 
das Eranın u. dgl. m. bie Notiz hinzufuͤgen, daß in der babifchen Volks⸗ 
kammer kuͤrzlich daffelbe als ein im Sinne einer ‚‚beflchendben Gonſpi⸗ 
ration gegen bie akademiſche Lehe» (und Lerns) Freiheit“ planmäßig bes 
rechnetes Verfahren bezeichnet warb 56), Daß bie Staatsgewalt durchaus 
kein Necht bat, den künftigen Candidaten bes Gtaatsbienfles bie Art 
vorzufchreiben, mie fie fich die noͤthigen Kenntniffe auf ber Univerfitdt 
erwerben folln, und daß das Teſtimonienunweſen zugleich eine wahre 
Abſurditaͤt iſt, bat auch Thierfch auf das Evidentefte erwieſen?7). 
Nach allem diefen wird man bei den Wertheidigern jener —— 
regeln nur vorausſetzen koͤnnen: entweder voͤllige Ignoranz in Betreff 
des deutfchen Univerſitaͤtsweſens und feiner Literatur, oder böswillige® 
Verdummungsſyſtem. — Tertium non datur! 

Mit diefer akademiſchen Lehre und Lernfreiheit hänge nun zunaͤchſt 
bee fogenannte Kathedervortrag weſentlich zufammen, weil nur bies 
fer es möglich macht, daß ber Lehrer im Geiſte dee Wiffenfchaftlichkeit 
ben ganzen Zufammenhang oder Organismus feiner Disciplin frei ent⸗ 
wideln kann, unb daß der Stu e ſelbſtſtaͤndig fi den allgemein 
gehaltenen, weil für Viele ober Alle Berechneten Vortrag des Lehrers in 
der Weiſe aneignet und auflöft ober ſich felber wieber vorträgt, wie «6 
ein gefchicter Lehrer gethan haben würde, ber Ihn allein zum Zuhoͤrer 
oder Schüler gehabt haͤtte. So weit die fogenannte dialogiſche Mes 
thode für Univerfitäten paßt, findet fie auch Statt in den ſogenannien 
Conversatoriis, Examinatoriis, Repetitoriis u. f. w. Wenn aber (wie 
neuerdings von Theremin und Diefterweg in Berlin, und kürzlich 
von Bifhof in Bonn gefchehen) im Exnfte der Worfchlag gemacht wich, 
ben Kathebervortrag abzufchaffen und bios bie bialogifhe Methode eins 
zuführen, fo bemweif’t dies ebenfalls entweder eine völlige Ignoranz in 
academicis, ober bie Abficht, die Univerfitäten völlig in Drefiuranftals 
ten für den Staatedimft zu verwandeln. — Tertium non datur! Wie 
find zu gewiß, daß ein fo grundverkehrter Gedanke oder Ungedanke nirgends 
praktiſch ſich geltend machen wird, zumal das Alberne befjelben erſt vor 
acht Jahren in der Widerlegung bes Diefterweg’fhen Pamphlets durch 
Maverhoff, Leo, Thierſch u. A. fonnenklar dargethan worden ; 
fonft würden wir hier ausführlicher biefen Punct befprechen. Beſonders 


vollftändigen Ausbildung zu führenz wo aber diefe Abficht zwangsweiſe und 
im WWiderfprudy mit ber eigenen Neigung durchgeſetzt werben fol, da wird nichts 
bewirkt, als das unedle Spiel, woburd zum Schein Zeugniſſe zufammens 
gebracht werden, um ber formellen Borfchrift zu genügen. &o wenig kann 
geiftige Mrirtheilung gebeihen, wenn ihr irgend ein äußerer Zwang an⸗ 
gelegt wird. 

166) Sitz. 38. v. 12. Febr. 1844. 

167) Ueber gel. Sch. Abthl. I, & 173 Vgl Scheidler, Ideer db. 
Univ. ©. 411 ff. 
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Zum Verftändniffe der ai gen „‚ Bewegungen“ In ber Stu⸗ 
dentenwelt auf unferen proteftantifhen Hochſchulen und ber gegenwaͤrti⸗ 
gen, ebenfalls einer Meform fehr beduͤrftigen Stellung der Univerfitäten 
zur Staatsgerwalt und zum Staate, muß man fi erinnern, daß, wie 
überhaupt in Folge der Religionskriege und des immer mehr um fich 
greifenden Autofratismus das ganze deutfche Wolke umd Staatsleben in 
den letzten Jahthunderten völlig erkrankte, fo auch das Leben auf den 
Hochſchulen fic feiner wahren Idee weder in den Lehrern, noch in den 


" 168) Grundfäge bes akad. Vortrags 1809. - 

169) ueber Univ. ©. 60. (Dazu vgl. Diefterweg’s Schr. üb. Schleſer⸗ 
macher’3 Lehrmethode, Berlin 1835.) . 

170) Deduc, Plan u. f. w. ©. 8. Weſ. d. Gelehrt. S. 172. Nachgel. 
Bakl , &. 200. — Bl. d. übrige Eiterat. hierüber in Scheidier’s Hobeg. 


171) teber Univ, ©. 117 fi. . 

172) ueber gel. Schul. II, 247. 

173) . Usber d. proteft. Univ. &. 46. 

174) Berlin. Jabrbb. f. wiſſ. Krit. 1829, IT, &. 598. Streitſchr. geg. 
Diefterweg ©. 9 ff. 

175) X. bift. Schrift. &. 301. — Auch d. Schr. des Staatsrathes 
d. Jacob,,Ucdb. akad. Freih. u. Disciplin 1819, enthält Treffliches hierüberz 
ingleichen Rofentranz, Der Zmweilampf auf unf. Univ. 1837, 8. al. 
Sheidler, Ihre d. Univ. ©. 318 ff. Deff. Hodegetik ©. 197, 

176) Scheidler, Ueb. d. deutſch. Stubentenleben, Iena 1842. Derf., 
Deutfch. Stuventenfpiegel 1844. 

177) „Deutfhlands Hochſchulen üben noch jest, wie vor Jahr⸗ 
hunderten, ihren. wohlthätigen Einfluß auf die freie Entwidelung geiftiger Kräfte, 
auf die ernften Richtungen unſers Volkelebens aus.” Alex. v. Humboldt. 
Vgl. Barnhagen v. Enfe’3 Denkwürbigt. 1840, V, 216. 
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Studenten entfprechend entwickelte, obwohl einzelne Univerfitäten eine 
rühmliche Ausnahme machten; fo 3 DB. Halle (geft. 1694) und Goͤt⸗ 
tingen (gefl. 1737). Es genügt, an die Namen Chriſt. Thomas, Aug. 
9. Franke, Chr. Wolf, Semler, Fr. A. Wolf, an Gesner, Albe. v. 
Haller, Heyne, Pütter, Schloͤzer u. X. zu erinnegn, fo wie an ben gro⸗ 
Ben Einfluß, den Leipzig in Bezug auf deutſche Nationalliteratur, und 
Jena (gef. 1558) auf Theologie, Philofophie und Aeſthetik hatte 17°). 
So wie die proteftantifche Kirche duch das (früher allerdings zu rechts 
fertigende) fogenannte Zerritorialfvftem zur Magd des Staats hers 
abgewürbigt ward 179), fo die Univerficäten zu blofen Staatsanftals 
ten im ſchlechteſten Sinne diefes Worts; ja nach dem Untergange be6 
deutſchen Reiches drohte ihnen durch Napoleon'ſchen Despotismus völlis 
ger Untergang, weil fie e8 waren, die troß ihres Verfalls doch noch das 
heilige euer der Waterlandsliebe und deutſchen Sinnes für Freiheit unb 
Recht in den Herzen der alademifchen Jugend (theilmeife auch der Leh⸗ 
zer) treu bewahrten, welches, als die Stunde der Erloͤſung fchlug, im 
die herrliche Flamme allgemeinfter Begeifterung aufloderte. Dies mußte 
Dreußen voraus und zu ſchaͤtzen; dariim gründete es In ber Zeit fels 
ner größten Noth die Univerfität zu Berlin 190), und wer weiß nicht, 
wie unendlich viel diefe Hochfchule und Überhaupt preußifhe Profeffos 
ren zur Befreiung unferes Vaterlandes beitrugen (Fichte, Schleiers 
madher, Niebuhr, Arndt, Steffens), und wie beutfche Studens 
ten, als Freiwillige eintretend, vorzüglich dazu beitrugen, bie höhere Be⸗ 
geifterung für die große Sache allgemeiner zu verbreiten 101). Aus bies 
fem heiligen Kriege zuruͤckgekehrt, fahen fie das Erbärmliche und Nichte» 
toürdige des bisherigen Studentenleben® ein, welches bie Söhne des ges 
meinfamen Vaterlandes in feindliche fogenannte Verbindungen trennte, 
ftatt der Herrſchaft des Rechts die des „Schlaͤgers“ und eines von einer 
ariftofratifhen Minderheit bdictirten „Comments“ feftftellte, auf alle 
Nicht⸗Studenten, ald fogenannte „Philifter”, wie auf eine Claſſe von 
Parias herabfah und in der kurzen akademiſchen Periode bas ſchoͤne 
Inſtitut der akademiſchen Sreiheit fo arg mifbrauchte, daß eben aus beit 
„ flotteften Burſchen“ die allerzahmſten Spießbürger und fervilften 
Staatslaquaien hervorgingen. Jena und Halle, wo früher das aller⸗ 
roheſte Studentenleben geherrſcht (f. Zacharii’8 Gedicht: „Der Renom⸗ 
mift”) waren die erften Hochfchulen, bie den neuen beſſern Geiſt er: 
kannten und ihm in ber fogenannten „Burſchenſchaft“ eine entfpres- 


178) Steffens, Die gegenwärt. Ziit ©. 707. Scheibler, Idee b. 
Univ. ©. 28 ff. Schloffer, Geſch. d. 18. Jahrh. IM, 94. 

179) Sceibdler in Poͤlitz' Jahrbb. 1834 Dec., 1835 Mai. 

180) „Den Plan entwarf With. v. Humboldt mit ber tiefen Ein- 
fiht, daß die Grundferm der Univerfitäten beibchalten werben müfle, und daß 
die Lehr: und Hörfreiheit die nothwendige Bedingung folcher Anftalten ſei.“ 
Mayerhoff, Die deutfh. Hochſch. 1836, S. 60. 

181) VBgi. Sneifenau’s Vrief an Graf Münfter v. 1. März 1813. 
(Eebenebilber 1841 3b. UI, ©. 297.) gl. Blaͤtt. f. lit. Unt. 1842, Nr. 168, 
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Leben der Landsmannſchaften oder ſogenannten Corps beguͤn— 
figte, was Stüve!?*) ſchon vor zwölf Jahren, die Rheinifche Zeitung 
"(0 24. März 1843) und ganz kuͤtzlich erft in ber badiſchen Wolke 


182) wirt, Deutſchl. u. die Bevolut. ©. 107 ff. 
et G. Ah. Welder, Öff. act. Vertheiigung u. f. w., Stutt- 


122 Die Erwart. d. 309. 10, S. 71, 
185) Gnglanb im S. 10, I , 293. 

186) Heben 1823, ©. 444 

187. user d. Fr d. hunde, zu „Ultingen S. 60. 


Me Di weg ©. 61. 
190) malt 1, a or A ° 
11) Miefeeie Marburg ‚2618, 6, 112. 
I onhennteäge Saar. Yannaner 1832, ©, 100. Mgl. aud 
je v. er 
en, im Bed. Volk sBochenh —* 


1%) St. One [ Mami hen. d. 16. März 184. 
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trauens von Seiten ber Regierimgen kamen fobann noch bie neueren An⸗ 
griffe jenes flachen trivialen Liberalismus unb refpective Radicalismus, 
weicher in den in ber Natur dee Sache fo begründeten Corporativrech⸗ 
ten ber Univerfität eine verwerfliche Ariftofratie ober Bevorrechtung fieht, 
und fie felbft als mittelaltrige, fich uͤberlebt habende Inſtitute befchreit, 
in welches Geſchrei auch bie fo weit verbreitete, felbft Univerfitätsprofef« 
foren zu fich zählende Secte ber Utilitarier einſtimmt, die es nicht ans 
erkennen wi, daß die Wiffenfchaft Selbſtzweck und das Univerfitätss 
ſtudium daher keineswegs blos auf die unmittelbare Praxis zu beziehen 
if196), Gerade im Gegentheile muß man behaupten, baß die Univerfi- 
täten, wenn fie an ber höheren idealen Richtung fefthalten, als Gegen⸗ 
gewicht gegen bie gemeinmaterialiftifche Lebensanfiht unferer Zeit eine 
neue wichtige Bedeutung erhalten haben 19”). Gleichergeſtalt iſt bie cor⸗ 
porative Selbſtſtaͤndigkeit berfelben wie bei allem dchten Zunftwefen 
gerade für die wahre Entwickelung des politiſchen Lebens von ber größs 
ten Wichtigkeit, wie fchon mehrfach nachgewieſen worden If}; 199), Es 
erfcheint demnach gegenwärtig als das dringendſte Bebürfniß ober als bie 
alternöthigfte Reform, jene Corporativverfaffung , zeitgemäß umgebilber, 
wieberherzuftellen (wozu leider! wenig Hoffnung 199) ), oder body weniftene 
Alles, was noch von biefer akademiſchen Freiheit und Selbſtſtaͤndigkelt 
ſich findet, auf das Sorgſamſte zu erhalten. In den conſtitutionellen 
Staaten Deutſchlands muͤſſen die Volksvertreter ſich dieſer Sache 
annehmen (in welcher Hinſicht ja auch bereits mehrmals und erſt noch 
kuͤrzlich von ber trefflichen badiſchen Volkskammer bankenswerthe Schritte 
geſchehen und noch andere zu erwarten find 3 in den nichtconſtitutio⸗ 
nellen bleibt nichts übrig, als bie Univerfitdten unter den Schug ber 
Ööffentlihen Meinung zw fielen, bie freilich im biefen nicht ihre 
ganze Bedeutung entwideln kann, aber doch immer ſich als eine Macht 
zeigt, bie ſich felbft im ungünftiger Stellung Einfluß zu verfchaffen 
vermag 200), Diefes bat fi) unter Anderem ganz kürzlich in bem von der 
Berliner philofophifhen Facultaͤt in Sachen des Dr. Nauwerk erlaffes 
nen een gezeigt, welches ohne Zweifel bedeutende Folgen haben 
wird =01), 


ſitat Er ‚S- z. B. K. Biedermann’s Schrift „Wiffenfchaft und Univer- 
‚ 197) Bgl. Fries' Prorectoratsrede u. Scheidler's deutſch. Studenten⸗ 
fpiegel 1844, ©. 325. 

198) Scheidler’s Apolog. d. beutfch. Univ. in Bran’s Minerva 1832 
Juliheft. v. Aretin’s Staatsrecht d. conft. Mon. II, 2, &, 124. v. Rot: 
teck's nachgel. Schr. Bd. IV, 1843, ©. 313. Welder, Encykl. ©. 519. 

199) „Denn es ift Staatsprincip, das Unreht nicht wieder gut zu 
machen, an dem halten bie närrifchen, beraldifhen Thiere wie bie Kette.” 
Bettina im Königebuh S. 22. Bol. Rehberg a. a. D. ©. TI. 

200) Bol. d. (Leipz.) deutfch. allg. Zeit. v. B. März d. 3. Nr. 88. 

201) Daffelbe findet fich unter Anderem in d. deutfch. allg. Zeit. v. 31. März 

(Beil). Ueber feine Folgen vgl. d. Mannh. Abendzeit. v. 5., 7. u. 10, April 
und db, deutſch. allg. Zeit. v. 18, u. 22, März u. 10, April. 


538 Univerfitäten, 

* Mur wenige Motte Finnen wie über die eben im gegenwaͤrtigen 
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udentenleben gen, dergleichen ingend 

wendig, iſt klar 202), und es macht unfern Studenten Ehre, daß fie 


Comments, 
Verbindungen, den Zwang zum Düelle u. fe w. abzuſchaffen. 


te 
ter einander einem von ihmen felber geftifteten Ehrengerichte uns 
terwerfen, eingedenk, daß „nur weil amd in wie fern es im 
Staate einen Richter gibt, der Staat dem fogenannten Naturſtande 
Direct entgegengeſeht iſt· 209), und daß hiervon die Anwendung auf die 
wixgomokırelar (dem Kleinſtaat) des Stubentenlebens gilt, deſſen Haupt⸗ 
fehler die der biöher allgemein herrſchenden Apolitie entſprechende falſche 
Stellung zum Volks⸗ und Staatslehen mar 207), Sehr paffend ift, 
baf, teil diefe Neformen nur von den Studenten felbft ausgehen koͤn⸗ 
nen, eine eigene Zeitfchrift für Deutfchlands Hochſchulen gegründet 
iſt zo). Nur ift zu wuͤnſchen, daß diefelbe fireng in ihrem Gebiete fich 


Pr 0 ©. Scheidler's deutſch. Studentenſpiegel Abthl. I, &. 1—32, 
, 2 

203) Barnhagen v. Enfe’s Dentwärbigt. 1842, Bb. VI, ©. 353: 
nDer beutfche Student, ben in feiner Gigenart, wenigftens in feiner jugends 
üchen Kedheit und Gelbftftändigkeit, fortbeftehen zu fehen, wir fo lange wünfden 
wmöffen, als es noch deutſche Phitifter gen wird, deren Gefchlecht fonft Alles 
Aberwuchern würde, ift ein wichtiges Stüd unferer deutfchen Geichichte, er ſteckt 
in Goethe und in VBlücher, in allem Freien und Friſchen, was dem Andrange 
der Autäglichleit widerftanden und Einhalt gethan hat.” 

204) Ihierfch, gel. Schulen U, &.249, Fr. Jakobs’ Reben I, 449. 
g ED Die Selbftftändigteit des deutſchen Univerfitätsgeiftes 1843, 


205) Bol. Staatölerifon sub v. „Affociation” u. Staatstath v. Jacob, 
J neb. aiet. Freiheit ©. 18 ff. 
. 206) BZahariä, 40 Bücher vom Staat. 1840, Bd. IV, ©. 48. 

207) Deutfche Jahrbücher 1842, 8. März, Nr. 56: „Auch bas deutſche 

Gewäct, der Bruder Studio, der fih für das einzige Rechtmäßige, alles 

x Andere für das Unberechtigte hält, es als PhiliftertHum verachtet — ber 

flotte Burſch, der nur der flotte ift, weit der andere Theil Philifter iſt — 

üt eine reflgetirte Gpiegelung der Apolitie in Deutichland u. f. w.“ Mol. 
Gcheidler, Studentenfpiegel &. 24. j 

208) Herausgegeben von Dr. Guftan v. Struve. (Ueber das bereits 

errſchienene Probeblatt dgl. die Mannheimer Abendzeltung vom 27. Febr. d. I.) 


. 
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haͤtt 200), Altes moͤglichſt wiſſenſchaftlich befpricht, und daB bleſelbe nicht 
blos von Studenten geſchrieben wird. Eben ſo zweckmaͤßig iſt an fich 
die Bildung von Leſevereinen; nur ſollten dieſelben ſich nicht auf 
ſogenannte Muſeen, in welchen blos die politiſche und belletriſtiſche 
Journaliſtik den Gegenſtand der Lectuͤre bildet, beſchraͤnken, obwohl 
es ganz angemeſſen iſt, daß die Studenten auch einige der beſſern po⸗ 
litiſchen Blaͤtter fortwaͤhrend leſen. Das Zweckmaͤßigſte ſcheint zu 
ſein, daß jede der angedeuteten erlaubten Verbindungen ſich eine eigene 
Heine Bibliothek anlegt, wie dies ſchon auf den hollaͤndiſchen und 
ſchwediſchen Univerſitaͤten der Fall tft 2107; ferner, daß bie einzelnen 
Lehrer mit ihren Worlefungen über dazu geeignete Faͤcher bie Errichtung 
von fpeciellen Lefevereinen hierfür bermirfen?1!), Ueberhaupt ift fehr zum 
wuͤnſchen, daß die akademiſchen Lehrer und Behörden den neu erwachten 
beſſern Geift dee akademiſchen Jugend gehörig erfennen, fich Die feit 
einem Bierteljahrhundert gemachten Erfahrungen über die Vergeblichkeit 
und Verwerflichkeit bes bürenuariftofratifchen Terrorismus in dieſem 
Gebiete zur Warnung und Lehre dienen laffen, befonders bee Grundbe⸗ 
dingung aller weitern zeitgemäßen Reformen des Studentenlebens, naͤm⸗ 
lich der Abfchaffung bes bisherigen Comments durch Bildung von Eh⸗ 
sengerichten, Beine Hinderniffe in den Weg legen, am Wenigſten aber 
die beftehende Gefeggebung gegen’ bas geheime Verbindungséweſen auf 
die offen und öffentlich hervortretenden Affociationen der Stubenten an» 
wenden 212), deren Stiftung zu den entfchlebenften Bedücfniffen unfes 
rer Zeit gehört und fchon mehrfach von akademiſchen Lehrern felber, wie 
namentlid von Thierfch, Leo, Fichte, Mayerhoff u. A., dringend empfoh⸗ 
len worden ift212), In dieſer Beziehung erinnern wir an folgende 
treffende Worte des fchon früher angeführten Auffages in ber Berl. it. 
Zeitung *!*), die nicht genug beherzigt werden koͤnnen. „Das Gebeihen 
der Univerfitäten beruht, wie bei Beinem anderen Inſtitute, auf einem 
großartigen Vertrauen aller Bethelligten, dergeftalt, daß, wenn von 
irgend einer Seite der Behörde, ber Lehrer oder Zuhörer, bes Publicums 


209) Unpaffend ift 3. B., wenn von Gtubenten die Frage über Abfchafs 
fung der akad. Gerichtsbarkeit bebattirt wird und Petitionen desfalls 
unterzeichnet werden, die auch aus anderen Gründen als fehr verkehrt ericheinen. 
Bol. Scheidler in Bran’s Minerva 1832, Aprilheft. 

310) Stubdentenfpiegel &. 177 u. 190. gl. 222, 

211) Vgl. Scheibler, Deducirter Plan zu einem bobegetifchen Scies 
verein, Sena 1835. und Preusker's Körderungsmittel u. ſ. w. J, 
Deff. Schr. üb. Bibliotheken u. f. w. 1340, 9. 2, &. 59. 

212) Sehr bedauerlich ift, daß namentlich in Berlin vor zwei Monaten 
in biefer Beziehung von Seiten bes Senats einige arge Mißgriffe begangen 
worden find, welche die Mannh. Abendzeitung vom 10. Bebr. Nr. 35 näher 
nachgewieſen hat. Erfreulicher find einige neuere Mittheilungen über die That⸗ 
ſache, dag man jest in Berlin milberen und richtigeren Anfichten folgt. Bgl- 
den fchon eitirten Artikel in der Lit.⸗Zeitung und bie beutfche allgem. Zeitung 
Nr. 78 vom 18. März ©. 622 und Nr. 82 vom 22. März ©. 658. 

2139) oanele Stellen find in extenso mitgetheilt im ———— 


213) Nr. 18 v. 2. März 1844. 
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— Mißteauen fid kund gibt, Ihe Wachtthum leidet und, wenm der⸗ 
gleichen anhaͤlt, ihr Einfluß ernſtüch gefaͤhrdet wird. Namentlich iſt es 
ein nicht geringer Uebelſtand, fo weit das Verhaͤltniß ber Univerſitaͤt zur 
votgeſetzten Behörde reicht, wenn eine Maßtegel derſelben entweder von 
Mißtrauen eingegeben iſt, ober, wenn auch unverfaͤnglich gemeint, 
mit Mißtrauen aufgenommen wird — wodurch überdies ihr- Erfolg im 
Voraus gelähmt iſt.“ 

Wir ſchließen mit den Worten bes Herrn v. Savign y 216): 
„Die Univerfitäten find auf uns als ein edles Erbſtuͤck aus früheren 
Beiten gelommen, und es ift für uns eine Ehrenfache, ihren Beſih wo 
moͤglich vermehrt , wenigſtens unverkuͤrzt, den kommenden Geſchlechtern 
zu uͤberllefern. Ob fie ſteigen, ob fie ſinken werben, das iſt zunaͤchſt in 
unfere, des gegenwärtigen Geſchlechts, Hände gelegt. Das Urtheil der 
Nachkommen wird uns darüber Rechenfchaft abforbern.” 

Dr. 8. 9. Scheid ler. 

Unmittelbarkeit, politifhe;z Reichs und Bundess 
unmittelbarkeit und Mittelbarkeit. — Der Begriff ber 
Mittelbarkeit oder Unmittelbarkeit in politifcher Beziehung bildet ſich 
durch eine doppelte über einander ſtehende politifche Gewalt, durch irgend 
ein zufammengefegtes Staatsverhältniß. So wurden im beutfchen Reiche, 
weil es ein Staatenſtaat war, indem mehrere befonbere Staaten einem 
gemeinfchaftlichen Reichtoberſtaate unterworfen waren, biejenigen moralis 
{hen ober einzelnen Perfonen reichsunmittelbar genannt, bie nicht einem 
der befonberen Unterftaaten, fondern unmittelbar ber Reichsſtaatsgewalt 
und nur ihe untergeordnet waren. So gab es reichsunmittelbare Stans 


ten, Städte, Dörfer, Abteien, Fuͤrſten, Grafen, Herren und Ritter. 
Mittslhas marsn hisionizen hi in belauharsı bon Meih Later 
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: feinen ne anfprechen dürfen. (S. „Bund“ und „Zeutfcher 
Bund.” Ä | 
Unpaffend nennt man übrigens heut zu Tage auch noch die che» 
maligen Untertbanen bee ehemaligen reichsunmittelbaren Stanbess 
herren unb Meichsritter mittelbare Unterthbanen. Da aber ihre ehemali⸗ 
gen Herren jest blofe Unterthanen bes gemeinfdaftlichen Staates 
find, fo iſt dieſes eine fehr uneigentlihe Benennung, eben fo, als wenn 
man einen Gemeinbebürger mittelbar nennen wollte, 


©. Welder. 
Unftandesmäßige Ehe (Mißheirath, ungleiche Ehe, 
disparagium, mesalliance), — $, 1. Einleitung und 


zehtliher Begriff der Mißheirathen. Unfere Voreltern in ben 
älteften Zeiten Deutfchlands befaßen ohne Zweifel eine unbefchräntte 
Autonomie, ober die Befugniß, in privatrechtlichen Verhättniffen nad) 
felbftgewählten oder felbftverfapten Normen fich zu richten. Je mehr 
die Staatsgeſetzgebung thätig wurde, deſto mehr verſchwand ſolches Recht 
der Selbſtgeſetzgebung. Am Meiſten erhielt es ſich bei dem nachher ſo⸗ 
genannten hohen Adel In Deutfchland. Schon bie Ausbilbung dieſes 
Rechts war bei ben Genoſſen dieſes Standes begünftigt; denn ihre Eis 
genfchaft als Kronbeamte legte ihren Privatverhältniffen wenige oder 
feine Feſſeln an, und durch ihre Würde ſtanden fie über ben anderen 
Steigeborenen , zumal feitbem die Erblichkeit der Kronaͤmter hinzugetre⸗ 
ten. Aus diefem Rechte, aus dem Schooße biefer Freiheit gingen bie 
Familiengewohnheiten hervor, derem viele in ihren Spuren, in ihrer bes 
ginnenden Ausbildung bie in die diteften Zeiten fich verliren. Gleich⸗ 
heit des Standes , gemeinfchaftliche Zwede und Bebürfniffe vereinigten 
bald viele Standesgenoffen vorzugsmweife in denjenigen Anordnungen, 
welche ihre eigenthümlichen Haus⸗ und Samilienverhältmiffe betrafen. 
Daher fchon früher eine gewiſſe Steichförmigkeit in den Anordnungen 
und in den Gebräuhen, welche bald nach allgemeiner Anficht biefer Fa⸗ 
milien ein fie alle umfaſſendes Gewohnheitsrecht wurbe. Ein Haupt⸗ 
gegenftand deſſelben, wohl ber wichtigfte, betraf die Erbfolge. Auf 
Aod und Lehen haftete Verpflichtung zum Kriegsdienſte; darum ein 
Sammteigentbum ber Familie am Grund und Boden; hierdurch bie 
Grundfäge von Unverdäußerlichleit des Stammguts, von Erbrecht nad 
Semeinfchaft des Blutes, vom Ausſchluſſe dee Frauen. Es kann nicht 
beffer gefagt werden, als P. A. Dfizer (im Staatsleriton Bd. I. 
©. 725) gethan hat: „In befonderer Ausdehnung genoß und übte im 
„Deutſchland das Recht ber Autonomie ber hohe und reichgunmittelbare 
„Adel, da er, fo fern er nicht im Lehns oder Dienſtverhaͤltniſſe flanb, 
„blos Verpflichtungen gegen den Kaifer und das Reich hatte, ohne einer 
„Landeshoheit und befonderen Landesgefegen unterworfen und dadurch 
„beſchraͤnkt zu fein. As daher diefer Stand in Folge der Einführung 
„des roͤmiſchen Rechts durch die Aufhebung der Grundfäge, die er bite 
„bee in feinem Familienrechte bei der Verfügung über fein Stammgut 
„und bei deſſen Vererbung befolgt hatte, feine politifhe Exiſtenz bedroht 
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en Sahrhunbert ergähte Meginfard, daß bei den Sachſen nut 
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hnheitstecht. 

4. Das Mittelalter. Beh dem Uebergange von Deutſch⸗ 
älterer Geſchichte zu der mittleren fingen die Freien an, ſich In 
und in Bürgerftand zu theilen, und im Laufe des Mittelalters 
niedere Adel zu einer privkfegieten Claffe der Freien. Den» 
blieb dee Grundfag von nothwendiget Ebenbürtigteit der Ehen und 
erhielt ſich im ganzen Mittelalter in ungefhmächter Araft, ſo dak 
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geiftlihen © Fall gewidmet, wenn er 

‚ohne Nachkommenſchaft aus gleicher Ehe (de legali nobilique matrimo- 
mio) fterben follte. Späteftens im au Jahrhunderte ſprechen die 
Gefege der Bongobarben (eines urfprünglich deutſchen Wolksftammes) von 
dem Vorzuge des Sohnes aus ftandesmäfiger Ehe (ex nobili conjuge). 
Sm dreizehnten Jahrhunderte finden mir diefelben Aeuferungen im 
Sachfenfpiegel und im Schwabenfpiegel, welche beide bekanntlich ein 
neues Recht fchufen, nur das beftehende aufzeichneten. Das fächfifche 
kandrecht und das fächfifche Lehnrocht laffen des Vaters Schild dem 
ohne nur bann, wenn er dem Water ebenbärtig iſt; das fächfifche 
Eehnrecht befreiet die Wafallen von ber Pflicht ber Lehenserneuerung bei 
einem bem Water nicht ebenbürtigen Sohne. Der Schtwabenfpiegel bes 
laͤßt dem Kinde des Vaters Recht nur, wenn es ihm ehelich ebenbürtig 
iſt; und erd erklaͤrt nur denjenigen für ſemperfrei, deffen Vater und 
Mutter ſemperfrei geweſen; bie Kinder aber, deren Vater femperfrei und 
die Mutter mittelfrei, auch nur für mittelfrei (Ausdruͤcke, welche den 
ſpaͤter gewöhnlichen von hohem und nieberem Abel gleichſtehen). Im 
vierzehnten Jahrhunderte verfpricht Landgraf Otto von Heſſen, nach 
etwaigem Ableben feiner Gemahlin wolle er Feines Fürften, Herrn noch 
Grafen Tochter nehmen , auf daß durch die zweierlei Kinder das Land 
nicht vertheilt werde, ſondern er wolle aledann „eine fromme. Jungfrau 
aus feiner Ritterſchaft zu dee Ehe nehmen, und wenn er mit ihr Kins 
“ber gewinne, bie wolle er mit Geld und Lehnfchaft und anderen Gütern 
„wohl verforgen, fo baß das Fuͤrſtenthum bei einander bleiben folle.” 
Im fünfzehnten Jahrhunderte bezeugt der berühmte Peter von Andlo, 
«6 fei eine uralte und feit ſehr langer Zeit beobachtete Gewohnheit, daß 
Kinber,: von einem Mitgliede des Herrenſtandes mit einer Adlichen er» 
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zeugt, des väterlichen Standes nicht theilhaftig würden; ein um fo glaubs 
wuͤrdigeres Zeugniß, ba der Verfaſſer felbft keineswegs diefer Sitte fele 
nen Beifall ſchenkt. Darum wagte es Herzog Wilhelm von: Sachſen 
nicht eher, mit Katharina von Brandenftein (1463) ſich trauen zu laſ⸗ 
fen, als bis er die Einwilligung feiner Agnaten nicht nur, fondern auch 
der Landftände erhalten hatte. 
$. 5. Die neueren Beiten. Die Befugniß, Kinder aus uns 
gleicher Ehe von den Rechten ebenbürtiger Nachkommen auszufchließen, 
ftand natürlich den fucceffionsfägigen Agnaten zu. Wenn alfo diefe zu 
einer nicht flandesmäßigen Ehe (vor oder nad) dem Abfchluffe derfelben) zus 
flimmten, fo war in der Regel Niemand da, der ein Widerſprucksrecht hatte. 
An den unruhigen Zeiten des fechzehnten und bes fiebzehnten 
Jahrhunderts kamen Fälle nicht felten vor, wo bald die aus verſchlede⸗ 
nen Gründen ertheilte Einwilligung von Intereſſenten, bald politifche 
und Religionsverhältniffe einer nicht ebenbürtigen Defcendenz mehr 
Rechte, bald mehr, bald minder vollftändig, einräumen ließen, als eigents 
lich ihr gebührten. — Dazu kam, daß es im bdeutfchen Reihe ein kal⸗ 
ferliches Refervatreht war, Etandeserhöhungen zu ertheilen. Freilich 
verftand es fi nach richtiger Xheorie von felbfi, daß hierdurch das wohl: 
erworbene Recht eines Dritten nicht benadytheiligt werden Eonnte. In⸗ 
deſſen kann es den Kenner der deutſchen Geſchichte jener Zeiten nicht 
wundern, daß es dem Faiferlichen Hof angenehm war, je mehr der Wirs 
kungskreis dieſes Reſervatrechts fi) ausbreitete; es fehlt daher keines⸗ 
wegs an DVerfuchen, ven kaiſerlichen Standeserhöhungen gegen bie wohl 
erworbenen Mechte Dritter mancherlei Wirkungen zu verfchaffen ?). 
Hieraus, verbunden mit dem Umftande, daß es an gefälligen Hofs 
publiciſten niemals gefehlt hat *), erklaͤrt es fih, daß wir im fiebs 
zehnten Jahrhundert auf einmal Schriftfteller finden, melde das alt: 
deutfche Gemwohnpeitsrecht leugnen. Kenner ber deutfchen Rechtsgeſchichte 
wiffen es, daß manches urfprünglich deutſche Rechtsinftitut durch die 


4) Zum Belege biene ein Alteres Beifpiel und ein neuered. Im Sabre 1278 
ertbeilte der Kaifer einem Sohne bes Markgrafen Heinrich des Erlauchten von 
Meißen, erzeugt in der Ehe mit Klifabetb von Maltiz, die Rechte des hoben 
Adels (ingenuorum et nobilium), ohne baß er dadurch eine gleiche Landesthei⸗ 
lung mit den cbenbürtigen Söhnen feines Vaters bewirkt hätte. Im Jahre 1 
erhob der Kaifer die nicht ftandesmäfige Gemahlin des Grafen Ernft Wilhelm 
von Bentheim ‚in den Stand der von altgebarnen Reichsgrafen entfproffenen 
Gräfinnen, wofür fie neben ihren Kindern und deren posteris” geehrt und ers 
kannt werden folle. Hierdurch cntftanden, obaleich der Kaifer 1679 diefe Stans 
deserhöhung aufhch und caſſirte, vieljährige Streitigkeiten, und als Folge der⸗ 
felben ein gegenwärtig bei dem hannoͤveriſchen Oberappellationsgericht zu Gelle 
anhängiger Rechteftreit. 

5) „Es trafen freilich mehrere Umftänbe aufammen, warum jest häufiger 
ale vorher; aber gewiß die erleichternden Doctoren find unter diefen meh⸗ 
reren Urfachen auch Feine dir geringften. Faͤnde fich kein begünftigender Gons 
futent ober Advocat, fo wäre von der Liebe bis zur ordentlichen fürftlichen Hei⸗ 
rath ein größerer Schritt, als leicht irgend cin Zürft allein wagt, obne einen 
Gonfulenten zu fragen” — fagt Spittler. 

Staats⸗Lexikon. XV. 35 
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fremden Rechte, dad roͤmiſche und das kanoniſche, die man allein auf 
beutfchen Univerfitäten Ichtte, mehr oder minder gefährdet wurde. So 
auch hier! Faſt ein Jahrtaufend lang war es unbeztweifelter Glaubens: 
artitel auf deuiſchem Boden, dag nur eine fiandesmäfige Ehe feine 
Nifheirath fet. , Faſt rin halbes Jahrtaufend lang feit der Gülti 
des remifchen Hechts in Deutfhland hatte Niemand das uralte 
kommen begweifelt. Sept, d. b. vom des fiebzehnten 
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wollte man alfo eine ſtaatstechtliche Lehre umgeftalten! Wie grundlos 
diefes war, laͤßt ſich leicht nachweiſen. Denn man erklärte das dltere 
Gewohnheitstecht für zweifelhaft, ohne dieſe Erklärung auf irgend eine 
Weiſe zu unterflügen; die für die neue Lehre angeführten civilcechtlichen 
Gründe hätten, wären fie anwendbar geweſen, ſchon feit Jahrhunderten 
ihre rechtliche Wirkung äußern müffen; und im gangen fiebzehnten 
Jahrhunderte, ja bis über das erſte Drittheil des achtzehnten hinaus be= 
diente fi Fein Schriftfieler zur Wertheibigung der neuen Lehre anderer 
Gründe, als folder, welche zugleich die rechtliche Gleichheit der Ehen 
Erlauchter mit Bürgerlichen in derfelben Stärke bewieſen hätten. 
Ganz folgerichtig erklärten daher bie Vertheibiger der neuen Lehre auch 
diefe Ehen nicht mehr für Mißheirathen. Sie lieferten felbft aber 
hierdurch den fhlagendften Verweis der Unrichtigkeit diefer Meinung, fo 
wie der Serelevanz ihrer Gründe. Denn das gefammte deutfche Reich 
ſprach im achtzehnten Jahrhundert aufs Feierlichſie aus (f. unten $. 6), 
daß die Ehe eines Herrn von hohem Adel mit einer Bürgerlihgeborenen 
fets eine Mißheirath geweſen. 

Es ift alfo nicht zu verwundern, daß die neue Lehre nicht im 
Stande war, die richtigen Grundfäge des alten beutfchen Rechts zu ver 
drängen. Der Beweis diefer Behauptung liegt darin, daß jene Lehre in 
manchen Fällen theils feinen Erfolg hatte, theils nur eimen unvollſtaͤn⸗ 
Digen;. daß unverwerfliche Zeugniffe der angefehenften Staatemänner 


6 Rad chronokogijger Drbnung der_Gchriften heißen bie Verfaſſer: 
Direct, Bocerus, Gtepkani, Rumelinus, Schubhard, Myler ab Chrenbac, 
Henmiges, Dechert, Itter, Feltmann, Gocceji. 








Unftanbemäßige Ehe. 547 


und gelehrten Kenner ber beutfchen Befchichte”) das fortbauernbe Aner⸗ 
tenntniß des vielhundertjährigen deutſchen Herkommens bewähren; und 
daß viele fürftliche und gräftiche Geſchlechter ®), durch Gamilienvertrige 
bie Ehen unter dem Stande der Erlauchten für Mißhelrathen erkl 
rend, gegen bie bier und ba verfuchte Abänderung bes alten notorifchen 
Rechtszuſtandes protefticten. 

6.6. Die neueften Zeiten bes deutfhen Reihe. Es 
wurde bereitd bemerkt ($. 5. im Anfang), daß die neu entſtandene, von 
manchen Juriſten vertheidigte Theorie für den kaiſerlichen Hof wegen bes 
Reſervatrechts der Stanbeserhöhungen ein befonderes Intereſſe hatte; 
und hieraus erklärt es fi zur Genuͤge, daß der Neichshofrath in ber 
erften Hälfte des ahtzehnten Jahrhunderts offenbar ſchwankte. Er 
unterfagte 3. B. 1717 dem Erbpringen von Anhalt:Bernburg , die mit 
Wilhelmine Nüßler erzeugten Söhne Prinzen nennen zu laflen, und 
verbot 1722 der Wittwe den Gebrauch des fürftlichen Titels. Eben fo 
unterfagte ee 1726 ber an den Fürften Lebrecht von Anhalt: Hopm ver 
mählten Sophie von Ingersleben ben Gebrauch des Ehrenworts Kürfts 
ih und Durchlaucht; und erfannte 1731 die Ebenbürtigkeit der Ehe des 
Herzogs Chriftian Karl von Hoiftein Plön mit Dorothee Chrifttane von 
Eichelberg erft nach erfolgter Bewilligung fämmtlidher Agnaten, während 
er vor diefer Einwilligung geradezu gegen das Ecbfolgerecht der Nachkom⸗ 
men aus dieſer Ehe geurtheilt hatte. Allein fchon 1716 hatte er unge 
achtet agnatifcher Proteftatton die Ehe des Pfalsorafen am Rhein, os 
hann Karl, mit Maria Efiher von Wigleben für ebenbürtig erkannt; 
und 1727 erhob ber Kaifer des Herzogs Anton Ulrich von Sachſen⸗ 
Meiningen Gemahlin, Philippine Elifabethe Caͤſarꝰ), fammt ihren Kins 
dern in den Reichsfürftenftand, den Lesteren zugleich „alle Lehns⸗ und 
Erbfolasgerechtigkeit und Faͤhigkeit“ beilegend. 

So wurde das Pafferliche Mefernatrecht der Standeserhöhungen üns 
tee der Regierung Karl’s VI. (1711 bis 1740) in Bezug auf ungleiche 
Ehen mißbraucht. Nun erfolgte aber dagegen ein reichsgeſetzliches Eins 
ſchreiten. Den Kennen bes altdeutfchen Staatsrechts ift es wohlbe⸗ 
tannt, daß, wenn ein Kaifer die in der Natur der Sache liegenden 
Schranken eines Laiferlichen Reſervatrechts nicht felten überfchritt, ſehr 
bald bie nothwendigen Beſchraͤnkungen reichsgeſetzlich feftgefest, gewoͤhn⸗ 


7) Zum Beiſpiel von Seckendorf 1655, Rhetius 1683, Glafey 1718, 
v. Ludewig 1717, 3. H. Böhmer 1723, Mascov 1729, B. G. Struv 1738, 

8) Koͤnigseck 1588, Naſſau 1597, Wittgenſtein 1607, Leiningen 1614, 
Württemberg 1617, Sachſen⸗-⸗Gotha 1654, von der Leven 1661, Anhalt⸗Bern⸗ 
burg 1678, Waldeck 1687, Sachen Mierfeburg 1688, Brandenburg und Hohen⸗ 
zollern 1707, Sachſen und Anhalt 1717, GSadfens Meiningen 1721, Sachſen⸗ 
Weimar 1724. Aus dem Umſtande, daß bie Mehrzahl diefer reichsſtaͤndiſchen 
Familien zu den minder mächtigen gehörten, laͤßt ſich entnehmen, daß die meiften 
größeren es gar nicht für nothwenbig hielten, dasjenige ausdruͤcklich feftzufegen, 
was feit vielen Jahrhunderten ohnedies unbezweifelte Gültigkeit gehabt. 

9) Nicht Schurmann. (Emmerich, Archiv für die herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningifchen Lande 1838.) 95* 





deserböhungen den Schein erregen, 016: könnten hierducdy am fich vicht 
ebenbürtige fürftiihe Nachkommen begüufige werden, da ließen die Kurs 
fürften von 1658 an in allen Wahlcapitulationen den Kaifer verfprecen, 
daß er „zu Präjubiz oder Schmälsrung einiges aiten Hauſes oder Ge 
Achlechts deſſelben Dignität, Standes und üblichen Tituls keinen, wer 
der auch feie, mit neuen Prädicaten, höhern Zituin oder Wappenbriefe 


pen, Prädicate beliebiger Art verleihen; nur Sommte ſolche Verleihung 
nicht zum Nachtheil irgend einer Familie gereiken. Wohl konnte dem⸗ 
nal) der Kaifer auch ten aus einer Mißheirach erzeugten Kindern immer 
ach Stand, Würde, Titel und Wappen ihres Vaters beilegen; aber 
zum Nachtheil der wahren Erbfolgeberechtigten konnte dies nicht gereiz 


10) Zum Beige für dieſen Grundfatz dient es, daß bie auf den Mißbrauch 
folgenden Beihränfungen öfters mit rüdwirtender Kraft verfehen wurden, wel⸗ 
es nicht hätte gefchehen können, wenn die Beſchraͤnkung nicht ſchon in der 
rechtlichen Natur der Sadye gelegen. Zum weiteren Belege dient die Ertheilung 
einer gewiſſen Anzahl adlichet Ahnen in den Adelspatenten. Mocte immerhin 
der Kaifer dem Neugeadeltn das Recht ertheilt haben, fih unter bie altem Abliz 
hen zu zählen; mochte er ihm in bem Ädelabiplom vier, acht ober 
ablice Ahnen ertheiit haben; nirgends war dieſe Verleihung von einiger Wir⸗ 
Fung, niemals erlangte er dadurch bie Aufnahme in altadliche Gorporationen, 
Be * Reichegeſete keine ausdruͤciche Beſtimmung für dieſen Fall aufs 

a konnten, \ 
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chen; ein Succeſſionsrecht konnte jenen badurch nicht werden. Diefe 
Verfügung genügte ein halbes Jahrhundert lang. As aber unter 
Karl VI. das Mefervatredht der Standeserhöhung auf die vorhin ers 
wähnte Weife mißbraucht worben, und nad deſſen Tode bie Kurfüuͤrſten 
über eine neue Wahlcapitulation beriethen, ſchlug Kurbraunſchweig, um 
durch deutlichere Faſſung dem Mißbrauch vorzubeugen, den Zufag ver: 
„Ob wir auch gleich eines Fuͤrſten oder Reichegrafen ungleiche Gemahlin 
„ober bie aus einer ſolchen ungleichen Ehe geborenen Kinber in den Fuͤr⸗ 
„ſten⸗ oder Srafenftand erheben follten , fo fol doch ſolche Standeserhe- 
„bung diefen kein Recht zur Gucceffion in bie Reichslehen geben.” 
Hiernach wäre alfo die Erhebung in den höheren Stand an fi bem 
Kaifer erlaubt geblieben. Allen diefer Vorfchlag wurde, zugleich um 
mit ruͤckwirkender Kraft frühere Mißbraͤuche nachträglich zu annullicen, 
auf Verlangen Kurfachfene nah Stimmenmehrheit bahin geändert: 
„Roh den aus unftreitig notorifcher Mißheirath erzeugten Kindern eines 
„Standes des Reichs oder aus ſolchem Haufe entfproffenen Herrn gu 
„Verkleinerung des Haufes die väterlichen Titel, Ehren und Würden 
„‚beilegen, viel weniger diefelben zum Nachtheile der wahren Erbfolger und 
„ohne deren befondere Einwilligung für ebenbürtig und fucceffionsfähig 
„erklären, audy mo dergleichen vorbin bereits geſchehen, folches für nu 
‚und nichtig anfehen und adıten.” So war nun und blieb feit 1742 
das Mefervatrecht der Baiferlichen Standeserhöhungen felbft und gerabegu 
befchränkt, indem der Kaifer verfprechen mußte, nicht blos bie aus einer 
Mißheirath erzeugten Kinder nicht für fucceffionsfähig zu erfiären, — 
was er auch vorher nicht konnte, — fondern auch ihnen nicht einmal, 
was bis dahin Ihm erlaubt geweſen, die väterlichen Titel, Ehren und 
Würden beizulegen, weil dies „zur Verkleinerung des Hauſes“ dienen 
wuͤrde. In Folge der zugleich verabredeten ruͤckwirkenden Kraft biefes 
Geſetzes wurden auf Anrufen der Intereſſenten 1747 und 1748 bieje- 
nigen Standeserhöhungen („als der Laiferlichen Gapitulation zumiber 
erſchlichen“), welche oben aus der Geſchichte ber Häufer Sachſen⸗ 
Meiningen und Anhalt» Bernburg angeführt wurden, durch förmliche 
Reicystagsbefchlüffe (vom Kaifer genehmigte Reichsgutachtn) aufgehos 
ben und annullirt. 

Des hiſtoriſchen Zufammenhange wegen möge ſogleich Folgendes 
bier angeführt werden. Im Bezug zugleich auf den im Jahr 1742 ges 
machten Zufas zur Wahlcapitulation dußerten die Kurfürften in Ihrem! 
Collegialſchreiben (vom 14. Februar 1742): „So will beinebens in 
„Weiterem nöthig fein, wegen eines eigentlichen Regulativi berer bafkr 
„zu baltenten, etwa noch zweifelhaft fcheinenden Mißheirathen bie naͤ⸗ 
„here Abmaße erft möglichft zu Stande zu bringen.” Dieſes Collegial⸗ 
ſchreiben hatte Eeinen Erfolg, Daher wurde feit 1790 fein Inhalt in 
die MWahlcapitulation felbft mit den Worten aufgenommen: ‚Go viel 
„aber die noch erforderliche nähere Beftimmung anbetrifft, mas eigentlich 
„notoriſche Mißheirathen ſeien, wollen wir den zu einem daruͤber zu 
„treffenden Regulativ erforderlichen Reichsſchluß bald moͤglichſt zu befoͤr⸗ 
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gleiche, für flandesmäfige Ehen gehalten 
Darfiellung der abweihenden Theorie. 


Jahr hundert 
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auf, daß alter niederer Adel rechtlich gleiche Ehen mit 
lauchten eingehen könne. WBeranlaffung dazu gaben ohne Zweifel 

zelne le, wonach die Erbfolge der Kinder folder Ehen, meiſtens 
mit Hülfe einer Laiferlihen Standeserhöhung und mehr ober minder 
vollftändiger agnatifcher Zuflimmung, durchgeſetzt worden war. Es 
fheint, daß zuerft die Juriſtenfacultat zu Wittenberg 1721 begutachtet 
bat, eine fürfilihe Gemahlin von altem ablichen Herkommen erlange 
„bie Dignität deren fuͤrſtlichen Gemahls;“ und Ludolf, das alte deut⸗ 
The Herkommen bis auf die damals neueren Zeiten anerkennend , ber 
hauptete 1734 eine Abänderung beffelben in den (damals) neueflen Zei: 
ten bahin, daß eine ſolche Gemahlin zwar nicht des Gemahls Würde 


einer neuen Anfihe war Johann Jacob Mofer. Mod) 1731 hatte 


Hl 


Meinung 1!) ; ſtellte aber die Behauptung eines, entgegenftehenden neue: 
fen Herkommens fuͤr den alten niederen Adel auf, vorzüglich weil die 
Kurfürften in dem Zufage zur Wahlcapitulation von 1742 bie Anfangs 
vorgeſchlagenen Worte „ungleiche Ehe‘ mit dem Ausbrud „unftreitig 
notoriſche Mißheirath“ vertaufht, und in dem gleichzeitigen Collegials 
ſchreiben außer den nototiſchen Mißheirathen von „etwa noch zweifels 
haft ſcheinenden“ gefprocyen hatten. Matürlich, daß das Anfehen eines 
Mannes, wie biefer Mofer, von Wirkung war, und bie Anficht von 
rechtuicher Gleichheit der Ehen Erlauchter mit Frauen von altem niede: 


11) „Die meiften und gefdidteften neuen Staatsredhtsiehrer halten die 
nen des hohen Adels mit Giner vom niederen Adel, melde fogar abliche 
ifen Tann, für ein matrimonium juridice inaequale und die Kins 

bee bavans für unfucceffionsfähig.” Mofer, Gtaatsreht Th. XIX, ©. 332. 


I 
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ren Adel von nun an um fo mehr Vertheidiger fand, zum Theil bedeus 

tenden Namens, wie Georg Ludwig Böhmer 1755, Weftphal, 

Runde (1791), Bauer (1825) und ganz neuerdings Zaharid in 
> Heidelberg (1834) und Mittermaier (1843, früher nicht fo). Sie 
führen für ihre Anfıcht befonders an, daß jede gehörig eingegangene Ehe 
in ber Regel alle bürgerlichen Wirkungen der Ehen erzeuge, und daß 
das demnach zu bemeifende gegentbeilige Herfommen bei den Ehen ber 
Erlauchten mit Frauen von altem Adel keineswegs fi, nachweiſen Laffe, 
zumal da fogar das Eurfürftliche Gollegialfchreiben von zweifelhaft ſchei⸗ 
nenden Mißheirathen gefprochen habe. 

Hat man einmal den pofitiven Rechtsboden verlaffen, fo ift eine 
Grenze nicht vorhanden, fobald man von einem Irrthum aus confequent 
weiter folgert. Kaum vierzig Jahre nah Mofer meinte Schnaubert, 
was vom alten niederen Adel gelte, koͤnne man vielleicht aud vom 
neuen behaupten; und fiehe da, die fonft fo verehrungswerthen Publis 
aften Häberlin (1793), Leift (1803) und Goͤnner (1805), audy 
Mittermaier jest behaupten bald dieſes mit Beſtimmtheit. Man 
mußte dahin kommen, wenn man die in ber Regel Statt findenden 
bürgerlichen Wirkungen ber Ehe als Grundfag aufftelte und den Trug⸗ 
fhlüffen für Standesmäßigkeit des alten niederen Adels Beifall zollte. 

5. 8. Widerlegung der abweihenden Theorie für ben 
neuen niederen Abel. Man muß ſtets vor Augen behalten, baß 
ein früheres, viele Jahrhunderte unbezweifeltes Gewohnheitsrecht, wonach 
die Ehen Erlauchter nur mit Erlaudhten Beine M:Eheirathen waren, ber - 
ftanden hat; baß eine factifche Abänderung beffelben im zweiten Dritts 
theil des achtzehnten Jahrhunderts für den alten niederen Adel, und 
zum Theil eine weitere Abänderung defielben gegen Ende diefes Jahr⸗ 
hunderts auch für den neuen niederen Abel behauptet wird. Außer 
demjenigen, was für diefe doppelte Ausdehnung der Standesmäßigkeit 
bereit angeführt wurde, kann man ferner in Ermägung ziehen, daß in 
Deutfchland alter und neuer niederen Adel (mit bem Bürgerfland) offen: 
bar nur Zweige eines und befjelben Stammes find, und daß die Er⸗ 
lauchten einen eben fo von dem alten und niederen Adel, ald von bem 
neuen und von dem Bürgerflande ganz verfchiedbenen Stand bildeten. 
Gleichwohl liegt in der ehemaligen Verfaffung Deutfchlande ein Grund, 
der die Entflehung des neuen Herkommens für Gleichftellung ber Ehen 
altzabliher Frauen — aber nur dieſer — mit Erlauchten begünftigen 
Eonnte, unter Umftänden hätte bewirken Eönnen. Diefer Grund befteht 
in der Steichftellung mit dem hohen Adel, welche bee alte niedere in 
vielen, nach dem Geift der damaligen Zeit fehr interefjanten Rechten all: 
mälig erhalten hatte. Der Altadlihe war Zurniergenofje des hoben 
Adels; alter Adel berechtigte gleich dem hohen zur Aufnahme in bie 
geiftlichen Nitterorden und in manche andere reich&unmittelbare und mits 
telbare Corporationen; mer adliche Ahnen erproben Eonnte, theilte mit 
Erlauchten die Präbenden der Erz: und Domkapitel, dadurch befähigt, 
geiftlicher Reichsfürft (vieleicht der er ſte Fuͤrſt des Reichs) zu werden 





Elauchtet mit Adlihen anführen, indem dieſe Thatfa 
wenn fie beweifend waͤren, nur für dem alten Abel beiveifen twürben. 
Dahin gehört Folgendes. 1) Diejenigen adlichen Frauen, —— 


| 


von Gewicht. Nachdem Mofer zuerſt die angebliche Arnderung des 
dielhundertjaͤhtigen Rechts zu Gunfien des alten Adels umd nur zu defz 
fen Gunften feft behauptet hatte (1745), war faft fünfiig Jahre lang 
bei feinem Anhänger der neuen Lehre ein Zweifel darüber, daß ein 
Gleiches für den neuen Adel nicht Statt finde. Zum Beleg dienen G. L. 
Böhmer 1755, Strube 1760, Pütter 1768, Puͤttmann 1781, 
Bas 1781, Weſtphal 1783, Gehler 1786, Hagemeifter 1788, 
Runde 1791. As Schnaubert 1786 und Häberlin 1793 zu: 
erſt die Ausdehnung diefer Aenderung auf den neuen Abel, die gegen- 
theilige Meinung immer noch als gemeine Anſicht anerkennend, behaup- 
teten, beriefen fie ſich auf Beine umterftügenden Beifpiele, auf feine eigen= 
thuͤmlichen Gründe, wohl aber darauf, daß bi6 zum Beweiſe des Gegen- 
theils jede Ehe alle rechtliche Wirkungen erzeugen müffe. 3) Familien⸗ 
verträge fprechen ebenfalls für unfere Anfiht. Bor der Wahlcapitulas 
tion von 1742 finden wir fein einziges Familiengeſetz, welches die Ehe 
mit Perfonen von nieberem Adel für rechtlich gleiche erklärt hätte. 
Nachher einige wenige (Fürftenberg 1755 und Dettingen = Walkcrftein 
1765), jedody nur für die Chen mit Altadlicher‘; keines, welches daſſelbe 
in Anfehung des neuen niederen Adels beſtimmt hätte. 4) Daffelbe be: 
währen neuere Beifpiele. Mehrere katholiſche gräfliche Häufer in Schwa⸗ 
ben und Franken feinen ein neueres Herkommen für die Ehen mit 
Altadlihen angenommen zu haben; aud ein fürfkliches Beiſpiel gibt 
das Haus Andalt:Bernburg- Schaumburg in einer im Jahre 1762 ge: 
f&loffenen Ehe mit Maria Joſephe von Haflingen aus altablihem Ge: 
ſchlecht. Ein Beiſpiel ruͤckſichtiich neuen Adels dürfte ſich nicht nach⸗ 
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mweifen laffen. 5) Die Einwmtung, daß im jahre 1742, zunaͤchſt 
veranlaße durch die Ehe eines Herzogs von GSacıfen =» Meiningen mit 
einer Bürgerlichen, die Wahlcapttulation unter notorifhen Mißheirathen 
nur die Ehen mit Bürgerlihen, und bas turfürftliche Collegialfchreiben 
unter den etwa noch zweifelhaft fcheinenden Mißheirathen die Ehen 
mit dem gefammten niederen Adel, ohne den neuen vom alten zu tren⸗ 
nen, verftanden habe, ift offenbar unftichhaftig. Der Beranlaffungen wa⸗ 
ten mannigfaltige; ein Zeitgenoffe, Eftor, behauptet, man habe ben Ans 
fang3 vorgefchlagenen Ausdrud „ungleiche Ehen” mit den Worten „us 
fteeitig notoriſche Mißheirathen” nur aus Höflichkeit für einige alt= 
ablihe Wablbotſchafter vertaufhht; und bag man bei den „etwa noch 
zweifelhaft fcheinenden Mißheirathen“ nur an die Ehen Erlauchter mit 
Derfonen alten Adels gedacht habe, dafür fpricht das beftimmte Zeugnif 
gleichzeitiger Schriftfteller, wie Mofer 1745, ©. £&. Böhmer 1755 
und Anderer, die natürlich din Sinn biefer Worte damals am Richtig⸗ 
ften auffaffen Eonnten und, wie ſchon bemerkt, faft 50 Jahre lang kei⸗ 
nen Widerfprudy erfuhren. 6) Hiermit flimmt denn auch das Beneh⸗ 
men des (wegen des Mefervatrechts ber Standeserhöhungen weſentlich 
dabei intereffirten) Eatferlihen Hofs und bes Meichehoftathe überein. 
An der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts enthielt ſich der 
Laiferliche Hof, diejenigen Hausgefege zu beftätigen,, bie, wie in ben 
Hıufern Anhalt-Berndurg Schaumburg 1752 und Erbach⸗Erbach 1783 
Vermählungen unter dem gräflihen Stande als Mißhelrathen betrach⸗ 
teten, waͤhrend er ſolche beftätigte,, welche (mie die Dettingen Wallerftei« 
nifche Primogeniturverordnung von 1765) wenigftens alten Abel zu 
rechtlich gleichen Ehen erforderten. 

Es dürfte hierdurch der völlige Ungrund der Behauptung , baß bie 
Ehen Erlauchter mit Srauen von neuem niederen Abel nach neuerem 
Gewohnheitsrecht nicht mehr als Mißheirathen zu betrachten feien, felbft 
für diejenigen erwiefen fein, welche ein foldyes neuere Recht für den 
alten niederen Abel anfprecen. 

$. 9. Widerlegung der abweihenden Theorie für ben 
alten niederen Abel. Aber auch die Behauptung, daß die Ehen 
Erlaudhter mit Frauen von alten niederen Abel nicht mehr Mißheira⸗ 
then feien, iſt ungegrünbet. 

Man ftügt diefe Behauptung 

1) auf die Natur der Ehe. Jede gehörig eingegamgene Ehe 
erzeuge in ber Regel alle bürgerlichen Wirkungen der Ehe. Wollte man 
eine befchräntende, auf Gewohnheitsrecht beruhende Ausnahme bei den 
Ehen Erlauchter mit Altadlihen annehmen, fo müffe man eine foldhe 
Ausnahme von ber Regel ſtreng ermeifen. 

Waͤre dieſe an fich richtige Schiußfolge hier, bei biefem Gegens 
ftande, anwendbar, fo könnte man die Unebenbürtigkeit ſolcher Ehen nicht 
wohl vertheidigen. Jene Kolgerung verläßt aber und verleugnet den hi⸗ 
ftorifhen Grund und Boden, auf welchem bie Lehre von Mißheirathen 
ganz beruht. In Deutfchlande früheften Zeiten bildete fi das Ges 
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2) die Mablenpientatien von 1742 an und 
Verbindung ſteht, erbringen. Denn die 
notoriſcher Mißheirath geſprochen; von einem zu näherer Befkimemmung 
über ihten Begriff nothiwendigen, durch Reichefhluß zu treffenden Be- 


gulativ, und von den „dafür zu haltenden, etwa ned, zweifelhaft 
nenden Mißheirathen.“ Diefe ganze Verfügung fei zunaͤchſt 
Ehe eines Fürften mit einer Bürgerlichen veraniaßt worden; 
alfo eine unftreitig notoriſche Mißheirath; mindeftens bie 
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Scheinbar iſt biefee Brund; ein Mehreres aber nit. Mag man 
ben eben erwähnten Ausbrud entweder, wie man felbft angab, nur 
„um bie Sache deutlicher zu machen,‘ ober wie ber gleichzeitige E ft or 
erzähle, aus Höflichkeit gegen einige altabeliche Wahlgefandte vertaufche 
baben, — jedenfalls muß man genau vor Augen haben, was biefe 
Stelle der Wahlcapitulation eigentlich enthält. Sie „bietet” (Tagt Heffs 
ter) „nach der erwiefenen ‚gefchichtlihen Entſtehung einen zwiefachen 
„Sefichtepunct bar; einmal in fo fern fie ein in den reichöftänbifchen 
„Haͤuſern ſchon beftehendes Recht gegen Mißheirathen beurkundet und 
„vorausfegt; zweitens in fo fern fie der kaiſerlichen Majeſtaͤt die Aners 
„kennung biefes Rechts und gewiſſe Befchränkungen auferlegt. Nur in 
„der leuten Beziehung war bie neue Stelle der Wahlcapitulation ein 
„eigentliches Reichsgefeg. — In der erſten Beziehung hingegen war bie 
„Stelle der Wahlcapitulation nur eine Urkunde ber gemeinfchaftlichen 
„Anerkennung eines in ben reichsſtaͤndiſchen Häufern Thon beftehenden 
„Familienrechts“ über bie Wirkungen unflceitig notorifcher Mißheirathen. 
Die Wahlcapitulation enthält alfo eine Verfügung nur über bie Aus⸗ 
übung eines kaiſerlichen Reſervatrechts bei unftreitig notorifchen Miß⸗ 
heitathen. Daß foiche Ehen exiſtiren, bezeugt fie; worin fie beftchen, 
welche Ehen dahin gehören, darüber verfügt fie nichts, darüber will fie 
nichts verfügm; das bisherige Recht über biefen Gegenſtand blieb alfo 
unverändert unb unberührt. Die Mehrheit der Kurfürfien oder ihrer 
Geſandten hatten, wie e8 fcheint, Zweifel darüber, wie weit ber Begriff 
von notorifhen Mißheirachen ober überhaupt von Mißheirathen ſich 
erftredde (und meinten, es ſei ein Regulativ deshalb nothwendig). Ab⸗ 
gefehen davon, daß fie ihren Zweifel ſelbſt nur zweifelhaft ausdrüdten 
und nur für moͤglich erflärten („etwa noch zweifelhaft fcheinenden ”), 
und abgefehen davon, daß fie fämmtlich Ehen, wenn fie auch nicht in 
ihren Begriff von unftreitig notorifhen Mißheirathen fielen, dennoch 
rechtlich für Mißheirathen halten konnten, fo ift jedenfalls gewiß, daß 
fie über jenen Begriff und über ihren etwaigen Zweifel nichts beſtimm— 
ten; daß alfo dasjenige, was damals Rechtens war, Rechtens geblieben 
ift und hierdurch in keinerlei Weiſe geändert wurde, noch geändert wers 
den follte. „Daraus folgt aber nicht” (fagt Puͤtter) „daß bei alln 
„anderen Mißhelrathen, die bier nicht als unftreitig notoriſch angefehen 
„find, das ‚alte hergebrachte Recht aufgehoben fe. Sondern fo fern 
„dieſes auch ſonſt nur aus richtigen Gründen gezeigt werben kann, iſt 
„benen, bie ber Fall etwa trifft, unbenommen, aud) daraus die Suc⸗ 
‚effionsfähigkeit der Kinder aus folchen Mißheirathen zu beftreiten” 1°). 


16) Sehr gut hat Eichhorn (über die Ehe bes Herzogs von Buffer 1835) 
diefe Stelle der Wahlcapitulation erläutert. Gine ganz nguläre Anfiht bat 
Schmalz (1825). Rach feiner Deutung hätte es die Wahlcapitulation bem 
Kaifer nur bei Kindern aus unftreitig notorifher Mißheirath verboten, ihnen 
Succeffionsfähigkeit und Ebenbürtigkeit zu ertheilen. Mithin fei ihm ſolche Er⸗ 
theilung erlaubt geblieben für Kinder aus anderen, zwar wirklichen, aber nicht 
unftreitig notoriſchen Mißheirathen; und ohne folche Gtheilung wären biefe Ehen 


notorifchen Mißheirathen hätten beigezählt werden koͤnnen. Diefer Vor: 
flag wurde verworfen. Wenn e6 nicht nothwendig und folgerichtig 
if, hieraus auf eine ganz beſtimmte Anſicht dev Mehrheit der Kurfuͤr⸗ 
ften, daß ſolche Ehen Mißheirathen feien, zu ſchließen, fo ift es gewiß 
eben fo recht und billig, aus ber drei Jahre früher geaͤußerten Mög: 
lichkeit eines Zweifels ebenfalls Feine gegentheilige beſtimmte Anficht 
zu folgen. 

Afo im Jahre 1742 wurde darüber, weiche Ehen Mißheirathen 
feien, keine nene Lehre eingeführt, nichts verfügt. Es blieb bei demje- 
nigen, was früher, was bis dahin, was damals Rechtens war. Daß 
aber bis dahin die Ehen Erlauchter umter ihrem Stande Mißheirathen 
waren, alfe aud die Ehen mit Frauen alten Adels, ift durch den In— 
halt der 66. 3 bis 6 und befonders 6 ertwiefen worden. 

3) Auerdings hat deshalb I. J. Mofer (deffen aud von Leift 
gerühmter „praftifcy richtiger Bid” das bis dahin beftandene Herfom- 
men nicht verfennen konnte) mit den Anhängern feiner newen Lehre 
behauptet, daß in ben 1730ger Jahren eine Abänderung bes alten 
Gewohnheitsrechtes zu Gunften des alten Adels entftanden fei oder 
begonnen habe 
doch Mißheicathen gewefen und geblieben. Hierbei tft wohl überfehen, daß ſchon 
durch die feit 1 beftandene und oben im $. 6. angeführte Steile der Wahl: 

jon dem Kaifer unterfagt war, zum Nachtheii der wahren Erbfolger⸗ 
fieate, Zitel u. f. w. zu verleihen. 


— 
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Einen Beweis dieſer Abänderung ift man aber ſchuldig geblieben. 

Zur Begründung eines Gewohnheitsrechts oder zur Abänderung eine6 
beftehenden ift bekanntlich durchaus nothwendig: ſtillſchweigende Einwil⸗ 
ligung der Sintereffenten und des Geſetzgebers, ertheilt aus Neberzeugung 
ihrer Nothwendigkeit, ausgeſprochen durch gleichförmiges Verfahren in 
den einzelnen Faͤllen, ohne daß entgegenftehende Faͤlle von wirklicher 
Srheblichkeit vorlommen. Alles biefes fehlt hier. Die reicheftändifchen 
Familien gaben niemals ihre Zuflimmung zu einer- neu einzuführenden 
Edenbürtigkeit dee Ehen mit Adelichen zu erkennen; fie beurfundeten 
vielmehr das Gegentheil duch die Handlungsweiſe der großen Mehrheit 
in Vermeidung ungleicher Ehen, durch Familienverträge, durch agnatis 
(hen Widerſpruch. Abweichungen in einzelnen Samilim durch Haus⸗ 
gefege, oder in einzelnen Fällen mit oder ohne Zuflimmung aller Ins 
tereffenten vermögen eben fo wenig eine neue allgemeine Obfervanz dem 
alten Herkommen ganz entgegen zu begründen. „Factiſche Abweichun⸗ 
„gen von einem fonft gewöhnlich feilgehaltenen Princip können nur bes 
„roeifen, daß Ausnahmen von der Regel Statt finden” (fagt Deffter), 
und hoͤchſtens, daß in einzelnen reicheftänbifchen Familien 17) ein ent⸗ 
gegenftehendes beſonderes Herkommen ſich begründet hatte. Allein wie . 
wenig dies bie Gtelle eines allgemeinen zu erfegen vermag, kann nicht 
beffer als mit Puͤtter's Worten ausgebrüädt werden: „Geſetzt, — in 
„nem fürfilihen Haufe wären wirklich ſolche Faͤlle vorgekommen, wors 
„aus man eine flifchweigende Einwilligung bes ganzen Haufes mit 
„binlänglichen Gründen folgern koͤnnte, um zu behaupten, daß in bie 
„fem Haufe die Ehe eines Zürften mit einer Adelichen nicht mehr für 
„eine Mißheirath gehalten werden dürfte, fo wuͤrde davon doch auf an⸗ 
„dere Däufer, die beim alten Herkommen blieben, ten Schluß gelten, 
‚viel weniger würde es für den ganzen Fuͤrſtenſtand ein neues Recht 
„ausmachen. — Wenn auc) noch fo viele Häufer in jenen Faͤllen wären, 
„und nur ein einziges darauf behartte, ben alten Grundſaͤtzen bes deut⸗ 
‚Shen Fuͤrſtenrechts treu zu bleiben, wuͤrde man dieſem wider feinen 
„Willen das Gegentheil nicht aufdringen koͤnnen; — fo wenig die Zolge 
„rear, daß wenn 99 Häufer das Recht der Erſtgeburt eingeführt hatten, 
„es deswegen auch im hundertſten gelten müßte.” Freilich iſt mitunter 
ein mit Recht befteittener Fall mit kaiſerlicher und reichshofraͤthlicher 
Entfheidung geraffnet. Aber Kaifer und Reichshofrath waren in fol 
hen Fällen nur oberfte Richter und waren vermöge ber beutfchen Reichs⸗ 
verfaffung nirgends berechtigt, ein für reichsſtaͤndiſche Familien verbind⸗ 
liches Herlommen zu ſchaffen. Einen Beweis über Rechtsanfichten 
koͤnnen richterliche Urteile wohl liefern, einen Beweis über Rechts⸗ 
gemohnheit aber nur dann, wenn fie die ungmeifelhafte Eriftenz ber 
17) Ramentlih in mehreren gräftichen Eatholifchen Häufern in Schwaben 
und Franken; aud in dem jest großherzoglihen Haufe Baden, ausdruͤcklich 
anerkannt von dem Markgrafen Karl Friedrich 1796, wie früher 1787 von bem 


babifhen Geheimenrathscollegium. Klüber, Acten des Wiener Gongrefies 
3b. VIII, ©. 173, 174. 


wurde *' 
——— ———— 
Es moͤchte daher feſtſtehen, daß die fuͤt die Abaͤnderung bes altem 





‚Ehenbi ringen Franz Adolf 

era Hr) ‚getroffenen Wermählung erregte Zweifel bewandten Ums 
Mtänden nach lediglich zioifchen jest benannten Prinzen oder beffen Gemahlin 
Jaund des Erfteren Deren Bruber güttich ober rechtlich zu erörtern ift,” u. f. w- 
Mebrigens wutrbe weber Franz Adolf noch einer feiner Söhne regierenber Herr. 
Bei befinitiver Entſcheidung, welche der Reichshofrath zweimal rechtlich umgehen 
onnte, häfte fon vermöge eines von dem Prinzen Kranz Abolf felbft 1756 
anerfannten Hausgefeges, welches den niederen Adel von der Ebenbürtigkeit in 
diefer Familie ausfchloß, gegen die Standesmäßigkeit der erwähnten Ehe erkannt 
werden müffen. — 

19) Wie fehr richtig von Heffter bemerkt wird, welcher überhaupt (1829) 
feit Pütter (1796) bie Lehre von Mipheirathen am Grünblichften bearbeitet 
hat. — Noch einen, ganz fingulären Grund für die in neueren Zeiten angeblich 
eingetretene Ebenbürtigkeit der Ehen zwiſchen Erlauchten und Xltablichen hat 
Häberlin vorgetragen (und Schnaubert nachgefproden). Nämlich ſolche 

hätten ehedem nur darum Mißheirathen fein idnnen, weil der Abel mini— 
flerial und daburch unfrei gewefenz bie Aufhebung der Minifterialität habe das 
neuere Herfommen begründet. Allein abgefehen davon, daß befonders in faates 
rechtlichen Gegenftänden die Wirkung oft ihren Grund überlebt hat (man denke 
. 8. an das Lehneinftitut, an die Austräge), fo Tann die Minifterialität 
jener Grund nicht geweſen fein, theils weil nur ein Theil des Adels in der 

* Minifterialität fand, während die Ehe eines Erlauchten mit einer adlichen Frau 
aus nicht-minifterialem Geſchlecht ebenfalls Mißheirath war; theils weil die 
Ehen mit freien Bürgerlichen, obgleich biefe in feiner Minifterialität ſich be- 
fanden, auch, TMippeirathen waren. Auch if die Aufpebung ber Minifterialität 
nicht gleichzeitig mit ber Zeit der Entftehung des angeblichen neueren Herfomz 
mens. — Gine aͤhnliche Bemerkung drängt fich ruͤckfichtiich der zu Anfang dee 
$. 8. angeführten gleicheitlichen Werhältniffe des alten Adeis mit bem hohen 
auf. Sie beftanden Zahrhunderte lang, ehe man an die Bildung bes vermeint- 
lichen neueren Gewohnheitsrechts dachte. 


——— 
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Gewohnheitsrechtes zu Gunſten bes alten nieberen Adels angeführten 
Gründe, naͤmlich die rechtlichen Wirkungen der Ehe an fih, (Nr. 1.) 
die Wahlcapitulation von 1742 an, (Nr. 2.) und einzelne feitbem vors 
gefommene Fälle, (Nr. 3.) auch das Verſchwinden der ehemaligen Dir 
nifterialität des Adels (Note 19.) den beabfichtigten Beweis keineswegs 
bringen innen. Muß man fchon darum den ferneren Beſtand ber 
älteren Theorie für rechtlich begründet halten, fo tritt noch hinzu, daß 
gerade von der befprochenen Zeit an viele erlauchte Kamilien durch Ders 
träge das alte Recht, welches durch die neue Theorie gefährdet erfcheinen 
mochte, zu befefligen und um fo ficherer aufrecht zu erhalten bemühet 
waren. Es gehören dahin namentlid Anhalt: Bernburg: Schaumburg 
1752 und 1756, Naffau : Saarbrüden 1769, Lötwenftein » Wertheim 
1770, Pfalgs Baiern 1771, Erbach⸗Erbach 1783. Das intereffantefte 
Beifpiel bietet der weftphälifche Grafenverein von 1755. Es hatte 
naͤmlich fchon 1740 der zu Coͤln entworfene allgemeine Grafenverein 
verabredet: „Neuntens haften wir ebenfalls für hoͤchſt nötbig zu fagen, 
„daB wegen flandesmäßiger Verheirathungen und Wermählungen 
„ſaͤmmtliche an diefer Union Antheil nehmende Grafen und Herrn — 
„ine ganz befondere Attention zu machen, mithin foldye secundum pacta 
„eines jeden greäflichen Haufes zu regulicen; — wo aber eine dergleis 
„Gen pacta vorhanden, ſich damit annoch zu profpicirn — hätte.” 
Hier mar alfo nur im Allgemeinen von flandesmäßigen Ehen die Rede; 
man hielt es nicht für nothmendig, ausdruͤcklich feflzufegen, baß zw 
fothen die Ehen mit Frauen des niederen Adels nicht gehören koͤnnten. 
Aber im Jahre 1742 hatten des Reichs Kurfürften von etwa zweifel⸗ 
haft fheinenden Mißheirathen gefprochen, und dadurch einen Johann 
Jacob Mofer bewogen, an ein abgeändertes Gewohnheitsrecht zu 
glauben. Sogar Herzog Anton Ulrich von Sachſen⸗Meiningen hatte 
den Recurs an den Reichstag ergriffen (1743—1747), und eine Spe⸗ 
ciallinie des (damals) graͤflichen Hauſes Lömenftein » Werthheim fritt 
um diefelbe Zeit am Reichshofrath über das Exrbfolgerecht der von einer 
nur adelihen Mutter geborenen Söhne. Jetzt fchloffen im Jahre 1765 
die weftppälifhen Grafen einen Verein, worin fie genauer bes 
zeichneten, was der allgemeine Grafenverein 15 Jahre früher mit dem 
Ausdruck ftandesmäßiger Ehen bezeichnet hatte. Sie erklärten nämlich: 
„wie die Abſicht des ganzen Collegii dahin gerichtet ſei, dag ein jeder 
„Herr, welcher aus diefem ſich zu vermählen denke, ben vorzüglichen: 
„Bedacht auf eine Gräfin feines Standes, entweder aus biefem 
„oder aus anderen Collegüis und deren altgraͤflichen Häufern ſolcher⸗ 
„geftalt zu nehmen, daß zugleich andere cortefpondenzvermandte Mits 
„glieder befugt fein follen, fidy hierunter auf alle dienlidhe Art zu ver 
„wenden, und wo etwa andere widrige Abfichten fih dußem ' 
„folten, ſolchen auf alle mögliche Art in Zeiten zu begegnen.’ Gin 
deutlichereß Zeugniß für Anerkennung des alten Rechts, eine deutlichere 
Proteftation und Abwehr gegen das angeblich neu entftandene Recht war 
gewiß nicht möglich. 
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verfolgten den Gegenftand nicht. In den Streitigkeiten, welche die Ehe 
des Grafen Friedrich Ernſt zu Schaumburg: Lippe: Alverdiffen mit Phi: 
Hippine- Elifabeth von Friefenhaufen veranlaßte, wurden die Söhne der- 
felben 1753 und 1754 poffefforifch gefhüßt, und die vorbehaltene 
petitorifche Klage Fam nicht zur Erledigung. Im dem vorhin angeführten 
Falle der Vermählung des Fürften Franz Adolf von Anhalt- Bernburg: 
Schaumburg mit Marie Jofephe von Haßlingen konnte man ſich (1767 
und 1775) mit Exkenntniffen helfen, welche bie Sache felbft nicht ent= 
f&ieden. Beſonders aber zeichnete ſich die Regierung des Kaiſers Jos 
ſeph's II. (1765— 17%) dadurch aus, daß einige Zamilienverträge ers 
iauchter Häufer, in melden bie Ehen mit Frauen von altem Abel 
erlaubt wurden (5. B. Dettingen Wallerftein 1766), die Laiferliche Be: 
fätigung erhielten, während bei denjenigen, in weichen folhe Ehen für 
Mißheicathen erklärt wurden (3. B. Naffau»Saarbrüden 1769, 2b: 
wenftein« Wertheim 1770, Erbach-Erbach 1784 20)), dieſe Erklärung 
von der Beftätigung gewöhnlich mit dem Zufage ausgenommen wurde: 
„inmaaßen Ihre kaiſerliche Majeftät ſich dieferhalb begebenden Falls 
230) Die Verweigerung ber Beftätigung einer Verordnung des Fürften 
Bietor Amadeus Adolf von Anhalt:Bernburgs Schaumburg 1752 ann eigentlich 
nicht hierher gezählt werben, weil die eine Mißheirach eingehenden Prinzen hier 
ihres eigenen Rechts auf Succeſſion und Apanage verluftig erklärt werden 
foltten. Denn hierdurch waren bie Schranken jeder möglichen Gefepgebung 
erſchritten. Allerdings hatte eine Sachfen-Weimarifhe Verordnung ganz ähn- 
lichen Inhalts 1724 Beftätigung erhalten — mit Unrecht. 
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„bie allerhoͤchſte Cognition alten vorbehalten; wodurch der Reichshofrath 
alfo, ohne es zu wagen, geradezu dem alten Rechte zu widerfprechen, 
demnaͤchſt doch in geeignet fheinenden Fällen auf die Wirkungen etwaiger 
Standeserhöhungen zurüdtommen konnte. — Indeſſen hatte diefe un» 
begründete Beſchraͤnkung der Autonomie deutfcher fürftlicher Familien 
diefelbe Folge, welche (mie bereits oben im $. 7 bemeldet) gewöhnlich 
eintrat, wenn die Regierung eines Kaifers ducch irgend eine Nichtbeach⸗ 
tung der Grenzen Eaiferliher Gemalt ſich ausgezeichnet hatte; — ber 
Mißbrauch murde bei der naͤchſten MWahlcapitulation Gegenfland ber 
Beratfung. So auch hier. Auf dem Wahlconvente von 1790 ſchlu⸗ 
gen mehrere Kurfürften vor, in der neuen Wahlcapitulation dem Kaifer 
die Verpflichtung aufzulegen, ſolche Hausverträge zu beftätigen. Es kam 
zwar niht zum Beſchluß, indem Stimmengleichheit (dadurdy, daß na» 
tuͤrlich auch Kurböhmen über diefe künftige Verpflichtung Leopold's II. 
mitffimmte) erfolgte. Indeſſen wurde dabei ausdruͤcklich einſtimmig 
anerkannt, daß man nicht die Abſicht habe, die Rechtsguͤltigkeit ſolcher 
Hausvertraͤge zu bezweifeln. Auch iſt wenigſtens dem Verfaſſer dieſes 
Aufſatzes nicht bekannt, daß ſeitdem, ſeit 1790, eine ſolche nachgeſuchte 
Beſtaͤtigung verweigert worden waͤre. 

Endlich iſt uͤberhaupt ruͤckſichtlich verweigerter kaiſerlicher Beſtaͤti⸗ 
gung von Familienvertraͤgen jeder Art wohl zu bemerken, daß die Kraft 
und Guͤltigkeit dieſer Vertraͤge auf der altdeutſchen Autonomie beruhete; 
daß alle autonomiſchen Normen (geſchriebenes und ungeſchriebenes Recht), 
ſo bald ſie uͤberhaupt die Grenzen der Autonomie nicht uͤberſchritten, 
kaiſerlicher Beſtaͤtigung zu ihrer Guͤltigkeit gar nicht bedurften; wie all⸗ 
gemein anerkannt, durch die kaiſerliche Wahlcapitulation (Art. I, $. 9. 
und Art. Il, $. 2.) zugeitanden und praktiſch dadurch bewährt war, 
daß fehr viele einft beftätigte Familienverträge unbezweifelt gültig be: 
trachtet murden und Grundlage reichsgerichtlicher Erkenntniſſe waren. 
Eben fo war es anerkannt, daß die gewöhnlichen oder oft vorfommenden 
Beſtimmungen über Mifheirathen, namentlid wenn dazu folhe Ehen 
erklärt merden, welche dieſe Eigenfchaft geſetzlich oder an ſich nicht 
haben würden, die rechtlichen Grenzen der Autonomie keineswegs übers 
ſchritten ?'). 

Wenn man ohne vorgefaßte Meinung das hier Worgetragene er: 
wägt, fo dürfte man wohl von der Unhaltbarkeit der Theorie überzeugt 
fein, nad) welcher ungefähr mit Ablauf des erſten Drittheils im vorigen 
Sahrhundert des deutſchen hohen Adels Gewohnheitsrecht über Ebenbuͤr⸗ 
tigkeit der Ehen zu Gunſten des alten niederen Adels abgeändert wor⸗ 


21) Mofer, Deutfches Staatsreht Th. 23, ©.164. Familienſtaatsrecht 
der beutfchen Reichsſtaͤnde Th. 1, ©. 323. Ih. 2, S. 1048. Pütter, Bei- 
träge Th. 2, Abh. 34. Runde, De confirmatione caesarea juris primo- 
geniturae, Got. 17:0. Jaup, De valore et efficacia pactorum et statu- 
torum familiarum illustriam et nobilium intuitu tertii, Gissae 1792. Man 
vergleiche auch, was hierüber noch im $. 10, gegen das Ende und bafelbft in 
ber Note +1 gefagt wird. 

Staats » Lerifon XV. 36 
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3:8. Steuv (1738 und 1744), ho: 1740), Schmauf (1746), 
Strube (1759), Heltfeld (1763)22), Pürter (1796), Schmalz 
(1805), Eichhorn (1823), Iorban (1831), Kohler (1832), 
Mautenbreder — Böpft (1834, wenn auch nicht gam aus. 


dehllich),, Pernice (1835), Die (1838), Badarid in Gi 
(1841), Weiß (1843), Wolff ( Deutſches Privatrecht 1843) ®), fo 
— me die richtige Theotie wieder ziemlich gemeine Meinung ges 
worden iſt. 

Theils ganz auf dee Anficht über diefe Theorie, theils zugleich 
auf ihr beruht die Beurthellung von drei gegenwärtig anhängigen 
ceffen: 1) des fuͤrſtlichen Haufes Bentheim ⸗ Tecklenbutg gegen das 
tidye Haus —— — — auf die Grafſchaft 
Bentheim; ren Grafen ad zu Sayn-Wittgenſtein g: 
die Herren Fürften zu Sapn » Wittgenftein» Berleburg und zu Em 
Wittgenflein: Hohenftein wegen Ebenbuͤrtigkeit und darauf beruhender 
Berechtigung zum Bezug von Fideicommißzinfens. 3) der bekannte 
Neichsgräftic- Utdenburg» Bentinckſche Nechtsftreit Über den Beſit der 
Heerfdjaften Kniphauſen und Varel. Auch beruht darauf die Beurtheis 
lung der Anfprüce bes Haufes Löwenftein- Wertheim auf eventuelle 
Erbfolge in den Stammländern des Haufes Wittelsbach 2%), Ferner 
bernhet darauf bie Beurtheilung der eventuellen Anfprlche auf das Kö— 
nigreich Hannover, welche der Sohn des im Jahre 1843 verftorbenen 
Herzogs von Suffer aus bdeffen Ehe mit Lady Murray, Tochter des 
Grafen Dunmore, bildet. 

$. 10. Bon der Auflöfung der deutſchen Reichsver— 
faffung an bis auf den heutigen Tag. Die rheinifche Bundes: 
acte von 1806, welche bekanntlich ber formellen Auflöfung der deutfchen 
Reicheverfaffung unmittelbar voranging, erflärte im zweiten Artikel alle 
die nunmehrigen Mitglieder des cheinifchen Bundes und ihrer Staaten 
bieher betreffenden beutfchen Keichögefege für wirkungslos. Hieraus 


22) Auch Heineccius, Kopp, Lünig, Dürr, Ayrer, Eifenhart, 
Sorber, Hofmann, Gräbe, Schott, Hagemeifter, früher auh Mit: 
termaier. Der unterzeichnete Verfaſſer biefes Auffages hat ſchon im Jahr 
1811, als Mitglied der Juriftenfacultät zu Gieffen, diefe Theorie vertheidigt in 
einem Gutachten, welches unter dem Zitel: „Darftellung der Anfprücde bes 
deren Grafen zu Bentheim-Tedienburg in Rheda auf den Befig der Grafz 
nfeaften Bentgeim-Bentheim und Bentheim-Steinfurt gegen den Herrn Grafen 
Hau Bentgeim und Steinfurt” 1814 (117 und 43 Ceiten in Kolio) gebrudt 
worben ift. 

23). Einige wenige Wertheibiger der richtigen Theorie (befonders Eichhorn, 
auch Bacharid in @öttingen) befchränken fie auf den Fürftenftand und nehmen 
davon ben alten reichögräflichen Stand aus. Cine nähere Gehrterung (im Sinne 
des Werfaffers dieſes Auffages Wiberlegung) biefer Veſchraͤnkung würde hier zu 
weit führen, und ift inbirect in biefem Auffage enthalten. 

24) Hiervon Gtaatsleriton Bd. X, ©. 51. 
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haben einige Stantsrechtsiehrer *°) gefolgert, daß bie ganze, theilg auf 
ausbrüdlichen Gefegen, theils auf Gewohnheitsrecht beruhende Lehre 
von Mißheirathen des beutfcken hohen Adels ungültig geworden mb, 
ungeachtet ihrer durch die beutfche Bundesacte erfolgten Wiederherſtellung 
für die Standesherren, bei den ſouveraͤnen Familien auch ferner ohne 
praktifhe Anwendbarkeit bleibe. Zur Beurtheilung diefer Behauptung 
müffen die beiden Glaffen, in welche der bdeutfche hohe Adel durch bie 
Auftöfung der beutfhen Reichsverfaffung ſich theilte, bier abgefondert 
erwogen werden. 

1) Die fouverdnen Samilien. Es iſt wahrlich zu verwun⸗ 
dern, wie hochachtbare Publiciten die Anficht erfaflen Tonnten, als 
babe eine Beftimmung ber rheinifchen Bundesacte die Lehre von den 
Mißheirathen bei den regierenden Kamilien in Deutſchland unanwendbar 
machen koͤnnen. Denn a) befanntlid haben die Fürftenhäufer Oeſter⸗ 
teih, Preußen und Dänemark niemals den Beſtimmungen ber rheini⸗ 
{hen Bundesacte unterlegen; der Zufland in Deutfchland wäre alfo 
fonderbar verfchieden gemefen, und da von 1806 bi8 1808 drei und 
zwanzig deutfhe Staaten (Staatslexikon, Band XV. Seite 135) dem 
theinifchen Bunde nad) und nad) beitraten, fo wuͤrde jene Anficht bie 
“fat pofficliche Folge einer allmäligen Erlöfhung der Lehre von 
Mißheirathen gehabt haben; b) diefe Lehre beruhete bei dem beutfchen 
hohen Adel keineswegs auf Reichsgefegen, ſondern auf einem gemein⸗ 
famen und unzweifelhaft beftehenden Samilienrecht befjelben, das in den 
Mahlcapitulationen nicht gefhaffen, fondern anerkannt und gegen kal⸗ 
ferliche Eingriffe geſchuͤzt wurde 2°). Wenn man diefe Lehre mit der 
Reichsſtandſchaft will ſtehen und fallen laſſen, fo überfieht man, daß 
ihr Urfprung aus den alten Zeiten flammt, wo man noch Feine Reichs: 
ftandfchaft kannte, und daß letztere durch Ebenbürtigkeit nicht bedingt 
war, indem im Reichsfürftenrath viele Mitglieder faßen ohne Ruͤckſicht 
auf Seburtsgleichheit oder Standesmäßigkeit. Die Auflöfung der deut 
fhen Reichsverfaſſung entfernte die kaiſerliche Gewalt; aber das Recht 
der Erwerbung ber Landeshoheit in ihrer jegigen Erweiterung zur 
Souveränetät duch Erbfolge hing ficher fortbauernd von denfelben 
Familienrechten ab. Durch legtere und auf ihren Inhalt hatte jebes 
Mitglied der Familie wohlbegründete Rechte, die ohne Zuflimmung aller 
nicht aufgehoben werden konnten 2). Oder — die Erbfolge nach dem 
Recht der Erfigeburt hatte in allen Kurftaaten auf ausdruͤcklicher Vor⸗ 
ſchrift der Reichsgeſetze beruhet; vielleicht nicht in allen zugleich auf 
Familiengefegen. Hatte im letzteren alle das Primogeniturrecht 1806 


25) Gönner (1808), Badhariä (1810) und Klüber. 

26) Am Beſten nachgewiefen von Heffter. 

27) Kluͤber felbft erftärt (im $. 50. des Öffentlichen Rechts bes beute 
Shen Bundes), die Aufhebung ber deutfchen Reichsgeſetze in der rheinifchen 
Bundesacte habe nach allgemeinen Rechtögrundfägen nicht bezogen werden Tonnen 
auf „Rechte, über welche die rheinifchen Bundesgenoffen zu verfügen nicht bes 
fugt waren.” — 36* 


T feen in den übrigen eucopdifchen (civififfeten) Monat» 
gleichyuftehen. Hätte bie Lehre nicht eriftiet, fie wäre mit der 
Souverämetät oder durch dirfelde eingeführt worden. c) Cine folhe 
Einführung war je icht nothwendig, weil bie ifche Bundesacte 
ſelbſt, wenn auch indirect, doc ausdrüdlic das alte Recht für die 
Mitglieder dieſes Bundes aufrecht erhalten hatte. Die Lehre von Miß ⸗ 
helrathen iſt ein Thell der Lehre von der € und bildet eine ber 
beſtimmungen über. das Etbfolgerecht. Die rheiniſche Bumdesacte 


Ex 


den Fall ded Ausfterbens eines mitverbündeten ſouveraͤnen Haufes oder 
Zweiges zuftanden, Natuͤrlicher Weife konnten Diefe auftecht erhaftenen 
Erbfolgerechte ihre Matur und Beſchaffenheit hierdurch nicht Anderen; 
es ift alfo unzweifelhaft, daß fie nady wie vor durch die althergebradhten. 
Beſtimmungen über Mißheirathen bedingt ober modificirt twaren; mit 
anderen Worten, daß diefe Beftimmungen fortdauernd güftig twaren und 
biieben. A). Bebürfte dies noch einer Betätigung, fo findet ſich ſolche 
in einzelnen ausbrüdlichen Erlduterungen. Die jüngere, apanagirte 
Linie des fürfltichen Haufes Lippe, bie fogemannte erbherrliche Linie 
Lippes Sternbergs Swalenberg, nahm zu Ende bes Jahtes 1807 „Ge: 
„tegenheit, wegen vortommender Mifheicath eines Grafen zur Lippe 
„mit einer mittelbaren Ablichen — in sempiternam memoriam fund zu 
„machen, wie bergleihen Verbindung der Pinealfucceffion in Land und 
„Leute der Grafſchaft Lippe entgegen ift, nachdem die mehr als 600jaͤh⸗ 
tige Reichsſtandſchaft und Unmittelbarkeit des in ſich fürftenmäßigen 
‚„Deüfps Lippe jede Allürung mit mittelbaren oder minifteriellen Sami- 
Nen ein für allemal ausſchüeßt.“ Im Jahre 1818 ließ die großher: _ 
zoglich⸗ heffifche Regierung bei der hohen Bundesverfammlung erklären, 
daß fie die Ebenbürtigkeit der Stanbesherren ſtets anerkannt habe. 
Hier iſt freilich nicht von den fouveränen Häufern bie Rebe; fie verfieht 
fich aber bei diefen um fo mehr von felbft, wenn fie während des 
Rheinbundes für die ftandesherrlichen Häufer anerkannt war. e) Endlich 
bat die deutfhe Bundesacte — wovon fogleih unter Nr. 2 — im 
Sabre 1815 (menigftens nach der richtigen, eigentlich nicht zu bezwei⸗ 
felnden Auslegung) anerkannt, daß ber Ältere Begriff des Rechts der 
Ebenbürtigkeit bis dahin, bis 1815, mindeftens im Allgemeinen (das 
beißt: ohne befondere oder ausfchließliche Anwendung auf die fouveränen 
Häufer) aufcedht erhalten worden fei. 

Es iſt daher rechtlich nicht zu bezweifeln, daß bie Lehre von Miß— 


3) Man vergleiche oben $. 1. und Rote 12. 
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beirathen bei den Mitgliedern des deutfchen Bundes und ihren Familien 
auch während des cheinifhen Bundes fortgebauert hat und ferner in 
unveränderter Gültigkeit fortdauert 29). | 
2) Die flandesherriihen Familien. Bei diefen konnte aller 
dings der Gegenfland fehr zweifelhaft erfcheinen. Gegen fie fprad, 
daß die Lehre von flandesmäßigen Ehen eine zu nahe Berührung ber 
Privatinterefien mit Intereſſen regierender Familien vermeiden foll, bie 
Standesherren aber nicht mehr regierend in ihren Gebieten, nicht mehr 
mitregierend im deutfchen Reiche find; fo wie daß die rheinifche Bun⸗ 
desacte bei der Aufzählung defien, was fie behalten follten (Artikel 27), 
die Ebenbürtigkeit nicht genannt hatte 20). Kür fie ſprach, daß diefe 
Acte, im Artikel 38 ihnen für peinliche Fälle ein fogenanntes Austräs 
galrecht bemwilligend, dieſes bdefinirte als ein Recht, gerichtet zu werden 
par leurs pairs, womit man Ebenbürtige *!) verflanden haben konnte; 
ferner daß man zur Zeit bes cheinifchen Bundes Vorlage der Familien⸗ 
verträge von ihnen zum Zweck der Einſicht und der für nothwendig 
erklärten Beftätigung der Staatsregierung verlangte, ohne daß man Vers 
meigerung biefer Beltätigung für die Beſtimmungen über Mißheirathen 
vernommen bat, und ohne daß diefe Beflimmungen, wenn fie, wie oft 
der Fall, nur auf ungmeifelhaftem Gewohnheitsrechte beruheten, vorge: 
legt werden konnten; endlich daß, wie vorhin unter Nr. 1 d anges 
führt wurde, menigftens im Großherzogthum Heſſen die Ebenbürtigkeit 
der Standesherren flets anerkannt wurde 22). Indeſſen ift es nicht zu 
leugnen, daß die einzelnen Regierungen nicht gleichförmig verführen, 
indem 53. B. Württemberg (mahrfcheinlic, dieſes allein, menigftens aus⸗ 
druͤcklich) 1808 die in feinem Landrechte von (1609) enthaltenen Bes 
flimmungen über Erbfolge zur einzigen Rechtsnorm für die Standes⸗ 
herren erklärte, mit ausdruͤcklicher Aufhebung aller bisherigen Erbver⸗ 
träge, Samiliengefege und Rechtsgewohnheiten. 
Sedenfalld hat, was auch frengrechtlik möge gemefen fein, bie 


29) Bon Zachariaͤ (1810) geleugnetz aber fhon von G. M. Weber 
(1810) nachgewieſen. Klüber ganz allein hat feinen Widerſpruch mit ben 
daran von ihm gefnüpften praftifhen Kolgerungen nicht fallen laffen (er ſteht 
noch ungemindert in der vierten, nach feinem Tode von Morftabt beforgten 
Ausgabe von 1840). 

30) Daß die Ebenbürtigkeit unter ben bier genannten droits non essen- 
tiellement inherens u. f. w. nicht mitbegriffen, beftätigt eine Bergleichung 
diefer Stelle mit der deutfchen Bundesacte im Artikel 13. unter a. und c. 

31) Wie Winkopp wirklich überfepte. Die baierifche Declaration fagte: 
„Richter ihres Standes.” — G. M. Weber behauptet 1810 die Kortdauer 
ihrer alten Ebenbürtigfeit. 

32) ‚Das Recht der Ebenbürtigkeit ift den Stanbesherren ſtets anerkannt 
worden.” Ein mitunter dagegen angeführtes befjifches Gefet vom 28. April 
1809 bezicht fich offenbar nur auf den niederen Adels denn es find fpäterbin 
ftandesberrlihe Familienverträge, welche Ebenbürtigfeit beftimmten, obne Vor⸗ 
behalt betätigt worden. Daß überhaupt in diefem Lande die Stanbesherren von 
Anfang an billig und rücfichtsvoll behandelt wurben, ift ausgeführt von Jaup, 
Ueber die Auftdfung des rheinifhen Bundes (Gieflen 1813) S. 63-79 
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deutſche Bundesacte 1815 auf eine Meife entſchieden, welche den hu⸗ 
manen und edlen Mücfichten auf das unverſchuldete harte Loos der 
Standesherren zu entfpredhen ſcheint. Sie fagt im Art. 14: „Um den im 

1806 und feltdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsftänden und 
“ jehörigen in Gemäßhelt ber gegenwärtigen Verhältniffe in allen 
‚MBundesftaaten einen gleichförmig bleibenden Mechtszuftand zu verfchafe 
„fen, fo bereinigen bie Bundesftaaten ſich dahin, daß diefe fürfklichen 
„und, geäflichen Haͤuſer fortan nichts defto weniger zu: dem hohen Adel 
„in Deutfchland gerechnet werben, und ihnen das Recht der Edenbür: 
„tigkeit In dem bisher damit verbundenen Begriff verbleibt.” 

Aufo follen auch im deutſchen Bunde die desherren — wenn 
fie auch feit 1806 nicht mehe dazu gehört haben — zum deutfden 
hohen Adel „fortan,” von nun an, kuͤnflig, wieder mitgegählt mer« 
den; und da diefer unter ſich ebenbürtig war, fo foll das Recht ber 
Chenbürtigkeit, diefe einzige Grundlage ber Lehre von Mißheirathen, ih— 
nen — nicht gegeben werden jest, nicht tiebergegeben werben jetzt, fonbern 
— verbleiben; und der Begriff deſſelben foll bleiben wie bisher, 
alfo wie er unter ber deutſchen Neichsverfaffung nicht nur, fondern aud) 
ganz damit übereinftimmend von 1806 bis 1815 war. Man verfennt 
offenbar den Sinn, von welchem bie Verfaſſer ber deutfchen Bundesacte 
geleltet waren, man verfennt noch mehr bie Worte bisher und ver: 
bleiben, wenn man?) nicht zugefteht, daß hierdurch ber Zweifel, wel⸗ 
her für die Zeit des Nheinbundes beftehen Fonnte, zu Gunften ber 
Standesherren auch für diefe Periode entfchieden werden follte und ent: 
ſchleden worden ift. Sollte alfo ein Fall eintreten, ber nach demjeni⸗ 
gen, was von 1806 bis 1815 gültig geweſen, beurtheilt werden müßte, 
fo kann auch diefer nur nad) den Grundfägen des alten deutfchen Ge— 
wohnheitsrechts feine Erledigung finden. 

Alfo verbleibt das Recht der Ebenbürtigkeit den ſtandeshertlichen 
Häufern nicht nur in Bezug auf ihre Familien unter einander, fondern 
es bleibt ihnen auch die Ebenbürtigkeit mit den Souveränen und ben 
Mitgliedern der Familien derfelben?*). Denn nach ber Bundesacte ges 
hören fie fortan wieder zum hohen Adel Deutfchlands; aus diefem find 
die jegigen Souveräne im deutfchen Bunde eben fo wie die Standes- 
herren hervorgegangen." Diefer hohe Abel war unter ſich ebenbürtig, und 
die Ebenbürtigkeit foll in dem beutfch = ſtaatsrechtlichen Sinne fort- 
dauern 2°). Die officielle Frangöfifhe Ueberfegung der deutfchen Bun: 


33) Wie nur Klüber thut. Kohler bezieht auch das Wort bisher 
nur auf die Zeit bis zur Auftdfung der deutfchen Reichsverfaffung. 

34) Nur von Kiüber. (umftändlich) wiberfproden, welchen am Beten 
Jordan (Staatereht 5. 237) widerlegt hat. 

35) Daher fagen bie fogenannten ſtandesherrlichen Gbicte, 3. B. von 
Baden (1819): „Das Recht ber Ebenbärtigkeit in dem nämlichen Begriff, 
der vor ihrer Mebiatifirung damit verbunden warz” - vom Großherzog: 
thum Heffen (1820): „Das Mecht der Ebenbürtigkeit nach dem im Staate- 
seht bed vormaligen deutichen Meichs bamit verbundenen Begriffes” und bas 
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desacte bat in biefer Bedeutung richtig übertragen: „Les maisons des 
princes et comtes mediatises n’appartiennent pas moins à la haute 
noblesse d’Allemagne, es conservent les droits d’egalit€ de naissance 

“ avec les maisons souveraines (©benbärtigkeit) comme elles 
en ont joui jusqu? ici.“ | Die Wiener Congrefacte vom 9. Suni 1816 
enthält im Art. 64 unter 3, a. diefelbe Verfügung ganz mit denfelben 
Worten. Das Aachener Eonferenzprotocoll vom 7. Nov. 1818 erklaͤrt: 
„L’acte federatif garantit aux mediatises leurs droits d’egalit€ de 
naissance avec les maisons souveraines.°° Der deutfche Bundesbe⸗ 
ſchluß vom 19. Auguft 1825 3°) erwähnt In Bezug auf die Standes; 
berten ‚ihrer Ebenbürtigkeit mit den fouveränen Haͤuſern.“ Es iſt alfo 
nicht zu bezweifeln, daß, wie Jordan fagt, „die flandesherrlichen Haͤu⸗ 
„fer auch jegt noch und für alle Zukunft — mit ben regierenden Haͤu⸗ 
„fern gerade fo den hohen Adel bilden und ihnen ebenbürtig fein 
„folen, als wenn das deutfche Reich noch fortbeftände und die mit bef: 
„fen Auftöfung verbunden geweſenen Ereigniffe gar nicht vorgefallen 
„waͤren.“ 

Aber die jetzigen ſtandesherrlichen Familien beſaßen unter der beut- 
ſchen Reichsverfaffung die Ebenbürtigkeit auch mit ben fouveränen, aus 
ßerhalb Deutfchlands regierenden Häufern. Iſt auch diefe wiederum für 
fie anerkannt? Dies leugnen Jordan und Weiß?7), Lediglich wegen 
des Art. 64 der Wiener Congreßacte, alfo wohl darum, weil diefer Ars 
titel, welcher auf die vorhin angegebene Weile die Ebenbürtigkeit ber 
Standesherren beftätigt, in dem Eingang und unter Mr. 329) diefes als 


banndverifche wegen Arenberg (1826): „Das Brecht ber Ebenbürtigkeit in 
„bem nämlichen Umfange, ber vor der eingetretenen Mebiatifirung bamit vers 
„bunden war.’ 

36) Beranlaßt, wie es fcheint, Durch einen von Klüber (öffentliches Recht 
$. 303, Note 9) erwähnten, bei den Wiener Minifterialconferenzen im Sabre 
1820 von ftanbesherrliher Seite erfolgten Antrag, in welchem auch biefe 
„Ebenbuͤrtigkeit mit den fouveränen Häufern” ausgeſprochen wurbe. Auch das 
banndverifche Hausgefeh (1836) erklaͤrt ausbrüdlic die Shen bannöverifcher 
Prinzen für ebenbürtig, wenn fie mit Mitaliebern eines nach Artikel 14. der 
Bundesacte den Souveränen ebenbürtigen Hauſes gefchloffen werben. Gin 
Bundesbefhluß vom 13. Febr. 1829 nimmt auf ben von 1825 und auf jene 
Motive ausdrüdlich Bezug. 

37) Auch Klüber, aber nur aus feinen früßer ſchon wiberfprochenen — 
Vorausſetzungen von gänzlichem Erlöfchen ber Ebenbuͤrtigkeit im Jahre 1806. 

38) Der Eingang fagt: „Outre les points regles par les articles précé- 
dens, relativement à l’e&tablissement de la confederation, les &tats con- 
federe&s sont en meme tems convenus d’arreter à l’e&gard des objets sni- 
vans les dispositions contenues dans les articles ci-apr&s qui doivent avoir 
la meme force et valeur que ceux qui précèdent.“ In Nr. 3. deſſelben Ar- 
tilels wird gefagt: „Pour assurer aux anciens &tats de l’Empire gai ont &t& 
mediatises en 1806 et dans les anndes subsequentes, des droits &gaux 
dans tous les pays de la conf&deration et conformes aux rapperts 
actuels, les &tats confédérés &tablissent les principes suivans,‘‘ weldhe 
letztere Stelle eine wörtliche Webertragung des Einganges zum Artikel 14. ber 
deutfchen Bundesacte bildet. 
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‚eine. Uebereinkunft unter den deutfhen Bundesftaaten. (nit 
unter den acht europdifchen Grofmächten) bezeichnet, und teil ex (mört» 
Lich gleich der beutfchen Bundesacte) von einem ben Standesherten in 
allen Bundesftaaten (alfo nicht überall) zu verfchaffenden gleiche 
förmigen Rehtszuftand der. Standesherren fpricht. 

Dennoch dürfte die gegentheilige Meinung fid aus überwiegenden 
Gründen vertheidigen lafjen.. 1) Es follte in diefer Beziehung ber fruͤ— 
here rechtliche Zuſtand fortdauernd gültig erklärt werden, und ber fru— 
here Buftand erfannte die Ebenbürtigeit mit allen fouveränen Häufern 
unzweifelhaft an. Die ganze. Lehre von Mißheirathen des hohen Adels 
» beruht zwar nur auf dem Zweck, eine nachtheilige Annäherung von Pri⸗ 

vatintereffen zu denen der regierenden Familien zu vermeiden; die Stans 
beshercen regieren nicht mehr; ihre Ebenbuͤrtigkeit mit den fouveränen 
Häufern außerhalb Deutfchlands waͤre alfo mach richtiger theoretifcher 
Auffaffung eine Anomalle, Allein die ganze Eriftenz ber. den Standes- 
herren eigenthümlichen Vorrechte ift eine (aus Berhdfihtigung ihres uns 
verſchuldeten Geſchicks entftandene) Anomalie; ihre Ebenbürtigkeit mit 
Deutfhlands fouveränen. Häufern. iſt auch eine -folche; die Wiener 
Gongrefiacte erkennt ihre Standesgenoffenfchaft avec les maisons sonve- 
raines comme elles en ont jowi jusqu? ici; fie hatten fie alle 
gemein genoffen; hätte man. bie neue Anerkennung beftreiten wollen, wie 
leicht wäre es gewefen, den Worten avec les maisons souveraines das 
einzige Woͤrtchen de l’Allemagne beizufügen? 2) Würde es für die erb⸗ 
üchen Mitglieder des deutfchen Bundes, anerfannt gleich und ebenbürtig 
den anderen europdifchen Monarchen, nicht unpaffend fein, bie ftandes- 
herrlichen Familien zu Standesgenoffen zu haben, wenn denfelben nicht 
das Recht der Ebenbuͤrtigkeit mit allen Souveränen zuftände? Dem 
Könige von Baiern follte der Standeshere ebenbürtig fein, und nicht dem 
Könige von Griechenland? 3) Die gegentheilige Anficht dürfte zu un: 
auflöslihen Schwierigkeiten führen bei denjenigen Fürften, melde zur 
glei) in und außerhalb Deutfchlands regieren. Könnte bie Ehe eines Koͤ— 
nigs von Dänemark oder der Niederlande eine Mißheitath fein für dieſe 
Königreiche, und zugleich ebenbürtig für die zum beutfhen Bunde gehö- 
tigen Staaten biefer Monarchen? — Die Unterthanenqualität ber 
Standesherren allein dürfte Fein genügenber Gegengrund fein; denn bie 
ſaͤmmtlichen deutfchen Ruſchsſtaͤnde waren zugleich Unterthanen, unterwor: 
fen ber Reichsſtaatsgewalt. 4) Dennoch waren fie als deutſcher hoher 
Adel in dem völferrechtlichen Befig der Ebenbürtigkeit mit den fouveränen 
Familien; und die Wiener Congrefacte hat die Verabredung ber verbünde: 
tem beutfchen Fürften aufgenommen, daß die flandeöherrlichen Häufer fort: 
dauernd zum beutfchen Adel gehören (les maisons — n’appartiennent pas 
meins A la haute noblesse de ’Allemagne). Hat fie nicht fhon hiermit, 
durch diefe Aufnahme, von felbft und zugleich die rechtlichen Folgen der 
Mitgliedſchaft bes beutfchen hohen Adels aufgenommen 3°)? Wie viel mehr, 

39) Bollgraff will einen hohen Adel in Deutfchland mehr anerkennen; 
und Maurenbrecher will (Klüber'ſchen Anfichten folgend) bie deutſchen 


— 
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da fie it unmittelbarer Folge noch bie bisherige Ebenbürtigkeit mit den fous 
veränen Häufern ausdrädlich anerkannte? Mit Recht fagt daher Heff⸗ 
ter*0): „Dan kann wenigftens keinen Widerſpruch darin finden, einen 
„voͤlkerrechtlich anerfannten Abel einer zwar in unabhängigen Staaten beſte⸗ 
„‚henden, doch durch Abſtammung und frühere und neuere Verhältniffe noch 
„immer verbundenen Gefammtnation anzunehmen.” Und: ‚Es hat an fi 
„nichts ſtaatsrechtlich Widerfprechendes, eine gewiffe Clafje von Unterthanen 
„für Pairs oder Gebluͤtsgenoſſen der founeränen Familie zu erklären, und die 
„‚beutfche Bundesacte fichert den Mediatifieten dieſes Recht ber Genoſſenſchaft 
„ausdrüdlich zu. Ya, man könnte fogar, da die deutfche Bundesacte und 
„die die Mediatifirten betreffende Dispofition duch Art. 64 der Wiener 
„Congreßacte von den europälfhen Mächten als eben fo gültig und 
„kraͤftig anerkannt ift, mie der übrige Inhalt diefer Acte felbft” (man 
vergleiche Note 38), „daraus die Anerkennung einer europaͤiſchen Pair⸗ 
„ſchaft dee Mebdiatifieten folgern.“ 5) Jedoch erklärt Heffter biefes 
für „nicht ganz deutlih;‘ wozu das von ihm bamit in Verbindung 
gebrachte ruſſiſche Manifeft vom 2. April 1820 Anlaß gegeben zu ha⸗ 
ben ſcheint. In Bezug hierauf möge Kolgenbes bemerkt werden. Die 
Autonomie des deutfchen hohen Adels zur Zeit der deutfchen Reichsver⸗ 
faffung ift bekannt. Wermöge derfelben wurden bie wichtigſten Fami⸗ 
lienangelegenheiten durch Familiengeſetze und Samilienverträge beftimmt. 
Da es denjenigen, welche hier überhaupt verfügen konnten, freiflund, 
namentlich Verfügungen über die Erbfolge zu treffen (man denke 3.8. 
an Erftgeburtscehht, an Ausſchluß der Frauen), fo konnten auch die Bes 
dingungen feftgefegt werden, unter welchen die Ehen mit der Wirkung 
zu fchließen feien, daß die Nachkommenſchaft derfelben ein Erbfolgerecht 
babe. Es Eonnte auch die Defcendenz aus folhen Ehen, welche recht: 
lich entweder vielleicht oder gewiß Feine Mißheirathen waren, ausge: 
fchloffen werden, ohne daß hierdurch irgend ein Urtheil über Ebenbuͤrtig⸗ 
keit an ſich ausgefprochen worden wäre (Beiſpiele genug bietet die beuts 
fhe Geſchichte). Viele Verträge fchloffen die Nachkommen Erlaudıter 
mit Frauen von niederem, wenn glei altem Abel von aller Erbfolge 
aus; und die Gültigkeit diefer Verträge warb auch von denjenigen nicht 


Souveräne und ihre Familien nicht mehr bazu zählen. Beide Behauptungen 
find hoͤchſt fonderbar, da die deutſche Bundesacte und die Wiener Congreßacte 
ausdrüdlih anerkennen, daß ein deutfcher hoher Adel ferner eriftirt, und daß 
die Standesherren (welche mit ben beutfchen, jetzt fouperänen Kamilien ihn 
ausfchließlih bildeten) zu ihm gehören follen, nicht ihn bilden, ihn allein 
ausmachen follen. Richtiger Eihhorn, von Drefh. Auch Heffter mit 
den Worten: ‚Und umgekehrt Eonnte gefragt werden, wenn den Mebiatifirten, 
„wie Anfangs vorgefchlagen war, blos das Recht der Ebenbürtigkeit anerkannt 
„worden wäre, ob ihnın außerdem noch Präbicat und Rechte eines hoben Adels 
„zugeftanden fein folten; denn Beides ift nicht identifch. Der hohe Adel befteht 
„nicht blos in einer Ebenbürtigkeit mit etwas noch Höheren, fonbern in einer 
„Präeminenz vor dem niedern Abel, wovon jene Ebenbürtigkeit nur die Folge 
„Mar, worin aber noch andere Vorrechte enthatten find, die ja die Bunbesacte 
„ſelbſt anerkennt.’ 
40) Seite 84 und Seite 57. 
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Kind, erhalten alfo nicht Namen, Stand und Titel bes Gatten unb 
Vaters; Iehtere vielmehr den der Mutter; erftere. erhält nicht — 
mäßige Witthum ; ——⏑—————— viele 
mehr werden alle diefe Puncte durch die Uebereinfunft regulict. Der 
Ausdrud Ehe zur linken Hand beruht: auf ber,. jeboch nicht mı 
fentlichen und nicht nothwendigen Form der Zrauung. Die Benennung 
morganatifche Ehe fheint herzurähren davon, daß die Kinder Nas 
der Muster gehen (Motter gan), dem Stande ber Mutter folgen #7), 
und die Bezeichnung ad legem salicam geben ihr ſchon die alten ons 
gobardiſchen Lehnrehtsfammlungen *), obrohl die gefchriebenen auf 
uns gelommenen Rechtsgebraͤuche ber fatifepen Franken ihrer nicht ers ı 
mähnen. Auch gebrauchen einzelne Verträge den Ausdrud Heirath 
in’s Blut, aber nicht in Stand und Gut. — Das alte Ges 
mohnbeitsredht des deutfchen hohen Adels, nur den Ehen unter Stan- 
desgenoffen alle an ſich rechtlichen Pirkungen einzuräumen, führte ſeht 
Bald auch zu ſolchen DVerabredungen; und es wurde unter ber deutſchen 
Reichsverfaſſung nicht bezweifelt, daß alle Mitglieder erlauchter Familien, 
eben fo oder aus denfelben Gründen, mie die Lehre von. Mißheirathen 
bet ihnen onwendbar war, auch morganatifche Ehen fliegen Eonnten. 
Sb nur mit folhen Frauen, mit welchen bie Ehen ſchon an und für fich, 
auch ohne Vertrag, eine Mißheirath gervefen wäre, oder auch mit fols 
hen, mit welchen bie Che an ſich nicht zu den Mißdelrathen gehört hätte, 
darüber find abweichende Anſichten vorhanden, je nachdem man die ſtren⸗ 
gere ober gelindere Theorie (oben $. 7 bis 9) billigt. So viel ift gewiß, daß 
viele Beifpiele folher Ehen mit Frauen nit nur aus dem Bürgerflande, 
fondern auch mit Frauen von neuem und von altem niederen Adel vorge: 
kommen find, keineswegs aber mit Frauen von hohem Adel, und hieraus bils 
den manche Vertheidiger der ficengeren Theorie einen weiteren Grund für 
diefelbe, indem fie fagen, daß nur folhe Frauen, deren Ehen mit Erlauch⸗ 
ten ohmebies Mißheirarhen geweſen wären, ſich zu einer vertragsmaͤßig uns 
gleichen, zu einer morganatifchen Ehe entfchlöffen. — Die Wirkun: 
gen einer folhen Ehe find, was bie der Gemahlin und den Kindern 
fehlenden Rechte betrifft, ganz und gar biefelben, wie bei den Miß- 
heiraten (während dasjenige, mas an die Stelle biefer Rechte treten 
fol, der Vertrag beſtimmt) 9). Deshalb war auch unter der beutfchen 
Reichsverfaffung der Kaifer rüdfichtlic der Standeserhöhungen bei mors 
ganatifchen Ehen denfelben Beſchraͤnkungen unterworfen, wie bei Mißs 
heirathen 9%). Eben deshalb kann auch nicht bezweifelt werben, daß, 


47) Nah Grimm von der Morgengabe, die aber nicht bloß bei folchen 
Ehen vorkommt; nach Anderen von einem Worte, das befhränten vebt, 

48) II. Feudor, 29. Der Sache nach auch in II. Feudor. 26, $. 1 

49) Die deutfche Gefchichte kennt ein einziges Beifpiel einer monaten 
She, welche eventuell zum Theil eine gleiche werben follte und auch mwurbe, bie 
sroeite Che des Hochverehrten Markgrafen Karl edtzc von Baden 1787. 
Ktüber, Acten des Wiener Gongreſſes Sb. VII, Nr. 

50) Schon nad ber Natur der Sache, und En 1790 auch durch einen 





Unftandeömäßige Ehe. 578 


ba bie deutfche Bundesacte die Lehre von der Ebenbürtigkeit ausdruͤck⸗ 
lich aufrecht erhalten hat, auch die ganze Lehre von dem Ausichluffe 
dee Ebenbürtigkeit durch Vertrag für den gefammten deutfchen ho⸗ 
hen Adel, den fouverdnen und den flandesherrlihen, unverändert forts 
dauert. — Da endlidy bie ganze Lehre von Mißheirathen und Eben» 
bürtigkeit (abgefeben von früherer Leibeigenfchaft) nur für ben ehemals 
regierenden und für den jegt regierenden hohen Adel Sinn und Bebeu⸗ 
tung bat, fo erhellt von ſelbſt, wie nur durch ein völliges Verkennen 
aller richtigen Verhaͤltniſſe einzelne bdeutfche Landesgeſetze dazu kommen 
Tonnten , fogae dem niederen Adel die Eingehung morganatifcher Ehen, 
wenn auch unter Bedingungen, zu erlauben ®!), Jaup. 


Zuſatz zu der oben ($. 6.) angeführten Stelle der Wahlcapitulation, Art. 23, 
$, 4: „oder einer gleich Anfangs eingegangenen morganatifhen Heirath.“ 

51) Am Weiteſten gebt darin das preußifche allgemeine Landrecht Th. II, 
zit. 1. Es beflimmt: $. 835. „Ehen zur linken Hand unterfcheiden fich von 
„anderen Ehen blos darin, daß die Frau durch felbige nicht alle Standes: und 
„Kamilienrechte erlangt, welche bie Geſetze einer wirktihen Ehefrau beilegen.” 
$. 836. „Dergleihen Eben find in der Regel nicht zuläffigs vielmehr erfordern 
‚sie allemal, wenn fie Statt finden follen, bie unmittelbare landesherrliche Er⸗ 
„laubniß.“ $. 837. „Dieſe Erlaubniß Tann nur von Mannsperfonen hoͤhern 
„Standes, in außergerichtlichen Fällen, und aus erbeblihen Gründen nachgefucht 
„werben.” $. 838. „Zu ben erheblichen Gründen gehbrt befonders, wenn ber 
„Mann nicht Wermögen oder Einkünfte genug befigt, um eine rau ober Fa⸗ 
„milie ftandesmäßig zu ernähren und zu verſorgen.“ $. 839. „Berner, wenn 
„er duch eine zweite flanbesmäßige Heirath das ben Kindern erfter Ehe bes 
„fimmte Kamilienvermögen zu ſehr zu belaften oder zu fchmälern beſorgt.“ 
$. 840. „Die Richtigkeit dieſer Gründe muß fofort befcheinigt, ober gehörig 
„unterſucht werden.” $. 841. ‚Die Beurtheilung ihrer Erheblichkeit aber bleibt 
„dem höchften Landesheren allein vorbehalten.” $. 893. „Wird die Ehe zur 
„linken Band durd den Tod getrennt: fo findet wegen der Beerdigung und 
„Trauer Alles Statt, was bei vollgültigen Ehen verordnet iſt.“ F. 89%. ‚Doch 
„darf die Frau zur linken Band nur ihrem Stande gemäß begraben werben; 
„und nach dem Tode des Mannes die Trauer nur fo, wie fie unter Leuten ihres 
„Standes gewöhnlich ift, anlegen.” $. 30. „Mannsperſonen von Adel können 
„mit Weibsperfonen aus dem Bauer: ober geringerem Bürgerftande Teine Ehe 
„zur rechten Hand fchließen.” F. 31. „Zum höheren Bürgerftande werben bier 
„gerechnet: alle öffentliche Beamte (bie geringeren Subalternen, deren Kinder 
„in der Regel dem Ganton unterworfen find, ausgenommen), Gelehrte, Kuͤnſtler, 
„Kaufleute, Unternehmer erheblicher Fabriken, unb diejenigen, welche gleiche 
„Achtung mit diefen in der bürgerlichen Gefellichaft genießen.” $. 32. „Zu uns 
„gleichen Ehen eines Abelichen ($. 30.) Tann das Landesjuſtizcollegium der Pros 
„vinz Dispenfation ertheilen, wenn ber, welcher eine folche Ehe fchließen will, 
‚machweifet, daß drei feiner naͤchſten Verwandten deflelben Ramens und Standes 
„darein willigen. (Diefer Paragraph erhielt 1832 eine ſehr umftändliche aus 
thentifche Erläuterung, ob diefe Verwandten weiblichen Geſchlechts fein konnten, 
auch verheirathete Schweftern und Schwägerinnen:) $. 33. „Kann er dergleis 
„Hen Einwilligung nicht beibringen, oder findet fi von Verwandten, die mit 
„den Gonfentirenden gleich nahe find, ein Widerfpruch, fo Tann die Diepenfation 
„nur von dem Landesherrn unmittelbar ertheilt werden.” Diefe Beftimmungen 
möchten, ungeachtet des Verſuches ihrer Wertheidigung in den Anmerkungen zu 
dem Entwurf des allgemeinen Gefegbuches Th. I, S. 128, den Belegen dafdı 
auupchten fein, daß die preußifchen Gefegbücher einem früheren Jahrhundert 
angehören. 
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Unveräußerlihe Rechte, f. Urredte, 
Unverleglichkeit, Unverantwortlidkeit, ft Berant- 


mortlidkeit, 
Urcantone der Schweiy — — werden darunter die 
Beinen demokratiſchen Scheizer-Gantone Uri, Sſch wyz und Unterwalz 


b nden. Sie jenen Gefammtnamen, weil fie die 
a Ar — welche — 5 Pe —— 


lertmeilen. gehören: zu Urt 22 In Som 16, zu 
— 123, Genkntmein, \ u 


Eben fo unbedeutend ift die Größe ihrer Bevoͤllerung. Nad-amt:- 
Tücher Zählung vom Jahre 1837, weiche laut Veſchluß der Tagſabung 
veranftaltet wurde, hatte Uri damals nur — Einwohner, wozu 
auch 261 —— 537 Schwetzer —— und einige 

Schwyn —5 40,650 —— eine Menge Heir 

mathlofer, 1128 dort anfäffige Schweizer und 196 Ausländer einge, 
rechnet, die folglich nicht zu dem berechtigten Staatöbürgern, oder „Rand: 
leuten“ gehörten. Die Beudlkerung von Umterwalden flirg auf 
22,571 Perfonen, unter denen auch Über taufend Schweizer anderer 
Gantone, Hrimathlofe und einige Ausländer wohnten. 

Im BVerhäftniffe zu einem Flaͤcheninhalt von 50% Beviertmeiten 
mag bie Anzahl von 76,740 Einwohnern ziemlidy gering feinen. Man 
darf aber nicht vergeffen, daß fie im Innern der Alpen liegen, daß fie 
von hohen Gebirgsketten durchzogen find, deren zum Theil mit ewigem 
Eife überlagerte Gipfel 5000— 11,000 Fuß über die Meeresflaͤche em⸗ 
porcagen ; daß aud der Groftheil des Volks, wie vor Altem, nur von 
Viehzucht und Alpenwirthſchaft lebt, alfo für Nährung feiner Heerden 
eines ausgedehntern Raums bedarf, als Gegenden voll groͤßern Gewerb⸗ 
fleißes. Jedes dieſer Laͤndchen bildet eigentlich nur ein Hauptthal, in 
welches ſich Eleinere Nebenthäler ausmünden. Nur Schwyz wird in 
feiner Mitte durch eine Bergkette gefchieden. 

Beſchaffenheit des Landes und der Sitten des Volks kennt man 
aus unzähligen Erd⸗ und Reifebefcrelbungen zur Genuͤge; eben fo bie 
Hauptzüge dev Vegebenheiten befjelben, feit Wilhelm Zell von Uri, 
Stauffaher von Schwyz und Arnold Melchthal von Un: 
terwalden; oder feit den Schlachten von Morgarten und Sempach, 
in melden bie tapfern Aeipler, zwar dem beutfchen Reiche getreu, 
gegen die Herzoge von Defterreich ihre Unabhängigkeit mit eben fo gro- 
Fer Tapferkeit verfochten, als im Jahre 1798, nur nicht mit eben fo 
großem Gluͤck, gegen bie republicanifhen Brigaden Frankreichs. 

Wenn hier noch der politifdhen Ereigniffe der drei Eleinen Alpen: 
völfer erwähnt wird, geſchieht es allein, um ſich den Enttvidelungss 
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gang berfelben während eines halben Jahrtauſends, und ihre gegenwaͤr⸗ 
tige Bildungsflufe zu „verdeutlichen. Dies bleibt doch immerdar ber 
hoͤchſte Zweck aller Gefchichte. Im Kebenslauf eines Volks, wie des 
einzelnen Menſchen, find nicht deffen Scidfalswechfel und Abenteuner 
das Wichtigſte, wiewohl dabei des Leſers Einbildungskraft und Gefühl 
angenehm gereizt und befchäftigt werden mag: fondern was ber Menſch 
und was das Volk endlich durch jene Schidfalswechfel und Abenteuer 
geworden Äf. 

Jene ſtammverwandten Voͤlkerſchaften, fo lange ihre Thaͤler noch 
ſchwach bewohnt waren, bildeten in den aͤlteſten Zeiten ein gemeinſchaft⸗ 


liches Ganzes; hatten mit einander eine und dieſelbe von ihnen ge 


wählte Obrigkeit, und ſogar nur eine gemeinfame Kirche im Muots 
tathale von Schwyz. AB die Menfchenmenge größer geworben, 
trennten fih Uri, Schwyz und Untertwalden friedlich in eigene Gemein» 
wefen; hatten eigene Räthe und Richter und Kicchen, ja, im Jahre 1150 
trennten ſich eben fo in Unterwalden wieder Die beiden Hauptthäler in 
befondre felbfifiändige Staatshaushaltungen ob und nid dem Kernwalb. 

Daß diefe Hirtenvälker, unbelümmert um die Welthänbel damalis. 
ger Zeiten, ſtill und feieblih unter fih, und in frommer Weife ihrer 
Altvorbern lebten, dafür zeugt die Gefchichte; aber auch dafür, daß fie 
ihren gefunden Menfchenverftand noch nicht durch habgierige Ehrfucht 
von Staatsmännern oder Prieflern verfümmern ließen, fondern bie hoͤch⸗ 
ſten Kleinodien jedes Volks, Sittenzucht, Gerechtigkeit und Freiheit, über 
Alles ehrten und fefihielten. Als ber Abt des Kloſters Einfiedeln 
in die Alpen der Schwyzer feine Heerben ſchickte, wieſen fie, ohne Ehr⸗ 
furcht, den Diener Gottes mit feinen Anſpruͤchen zuruͤck. Als der Abt 
(im Sabre 1114) des Kaiſers Hülfe anrief, und dieſer dem Abt das 
Recht zuerkannte, erklärten die Schwyzer: „Iſt des Kaiſers und Reiches 
Schirm unferm Recht Bein Nuge: fo bedürfen mir feiner auch nicht.” 
Als die Herzoge von Defterreich die drei Pleinen Alpenländer duch Lift 
und Gewalt an ihr Haus bringen wollten, blieben fie dem Kaifer unb 
Reiche treu; aber jagten die übermüthigen Beamten fort (im Sabre 
1308). Als Defterreihh Waffengemwalt verfuchte, fchlugen fie ihre bes 
kannten Freiheitsfhlachten bei Morgarten (1315) und Sempad 
(im Sahre 1386). As fi) ihnen, zu einem ewigen Bunde, Luzern, 
Züri, Zug, Slarus und Bern vereint hatten (im Sabre 1353), 
wurden fie deren topfte und glüdliche Mitſtreiter im Kampf gegen 
fremde Gewalt und Hoheit. Als da und hier die Priefterfchaft anfans 
gen wollte, ſich ungebührlihen Einfluß anzumaßen, flanden fie mit an: 
dern Cantonen zufammen, daß die eigene Landesgeiftlichkeit von Leinen 
auslaͤndiſchen Herren abhängig fein dürfe (im fogenannten Pfaffendrief 
vom Jahre 1370). 

Ihr tobverachtender Muth, ihr Waffenglüd verwidelte fie bald in 
Kriegshändel mit benachbarten Fuͤrſten. Nicht das brachte ihnen Uns 
heil; aber das Glüd der Waffen regte zu bald in ihnen Habfudht und . 
Ehrgeiz auf. Landftriche, die fie allein oder vereint mit andern Eides⸗ 





» unentgeltlich . fe 
7° Stellen zu. erhalten; man fdämte ſich der Veflechungen nicht. - Die 
Stimmen ber zur allı —— oder Landogemeinde, 


unterthänigen Vogtelen mit Wucher zuruckgenommen, oft mit Ungerech 

ulgkeiten erdreßt. Die Verwaltung ber Urcantone in den ihnen unter⸗ 

— en word anerkannt fortan bie ſchlechteſte und verderbe 
Unterthanen, 

Ein anderes Uebel gefellte ſich, für die drei kleineren Freiſtaaten, 

zum. erſten. Durch Ehrs oder Geidfucht verlodt, Ließen fie fih mit 


J Vertedg 

brauchten das Blut ihrer ne für/ feemde Kelegsdienfle und fremde 
Intereſſen. Die von fernen Schiachtfeldern und Königsftddten heim⸗ 
Lehrenden Krlegsknechte brachten verdorbene Sitten und vohe Kafter in 
ihre Hütten zurück; Hauptleute und Feldoberſte aber Adelstitel, Or— 
densbänder, Neichthum und Hochmuth. Sie hatten nur fi und ihrer 
Familie, nicht dem Vaterlande genügt, und fpielten nun in diefem die 
Rolle der Herren und Magnaten, fie, bie bisher bemüthige Söldner An- 
derer geweſen waren. Go geftaltete fi) das Leben der Hirtenvoͤlker 
anders. Inmitten ihrer Demokratie erhob fi, durch Ungleichheit des 
Reichthums und ber Erziehung, eine Gattung vormals unbekannten Pa= 
triciats der vermögenberen Befchlechter. Doc; trugen diefe nur den Na: 
men ber Herren. Das Volk wählte aus Ihnen vorzugsmeife die Behoͤr⸗ 
ben. Die „Herren“ vegierten und führten bie öffentlichen Gefchäfte als 
lein. Sie‘ felbft aber wurden wieder, gleich der Menge des unwiffenden 
Dolls, am Baum des alleinfeligmachenden Glaubens; von der Priefters 
ſchaft geleitet. - 

Die Geifttichkeit gedieh ihrerſeits dann erft zu ſtaͤrkerer Macht, als 
fich in den Zagen der Kicchenverbefferung mehrere der größeren Cantone 
der Reform zumandten, und Zwingli's Lehre feibft in die Urcantone 
und beten Unterthanenlande einzubringen drohte. Da erhob fid der 
Glaubenseifer der Kıöfter und Weltgeiftlichen; entflammte die Gemüther 
der Herren und der Landleute gegen bie Evangelifchen; zündete unter den 
Eidsgenoffen die Fackel der Zwietracht und des Bürgerkriegs an. Dazu 
erſchien noch huͤlfreich der Cardinal Borromeo. Er vereinigte bie ka— 
tholiſchen Eidsgenoſſen wider bie proteſtantiſchen zu einem ſtarken Bunde, 
den fie den „golbnen” hießen, und bemirkten, daß fortan ein paͤpſtli— 
cher Nunt ius feinen Sig in der Schweiz habe. Von da an fort= 
waͤhrender politifcher und kirchlicher Zwieſpait in der Eidsgenoſſenſchaft, 


N 
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nicht felten auch von Sefandten ausländifcher Monarchen genaͤhrt und 
unterhalten. Won da an ward, bis auf den heutigen Tag, keinem pro- 
teſtantiſchen Chriſten Nieberlaffung in ben Urcantonen erlaubt. Das 
legte Blut der Buͤrgerkriege floß auf den Zeldern ‚von Vilmergen 
(im Sabre 1712). 

Seitdem herrfchte fcheinbarer Friede und Zufriebenhelt in dem wun⸗ 
dberlich zufammengeneflelten, mehr duch Zufälle in verfchiedenen Zeiten 
und Umftänden, als durch befonnene Ueberlegung , geftifteten Staaten⸗ 
bund der Schweizer. Aber der innere Friebe war nur fcheinbar. Die 
Magnaten und Häuptlinge ber Beinen und demokratiſchen Gantone, bie 
patricifchen Machthaber und Stadtzünfte der ariſtokratiſchen Katholiken 
und Proteftanten eiferfüchtelten und geoßmädhtelten ununterbrochen auf 
Zagfagungen und in diplomatiſchen Noten gegen einander, ober haderten 
mit ihren Unterthanen, denen fie nach und nad, fo viel fie wagen burf: 
ten, von ehemaligen Kreiheiten und Rechtfamen, liſtig oder gewaltthätig, 
entzogen. Saft in allen Cantonen vernahm man daher von inneren. 
Zerwürfniffen, Verfolgungen, Unruhen, Verſchwoͤrungen und Aufftänden. 
Selbſt Uri hatte einen Aufruhr feiner Unterthbanen im Lirinerthal am 
Gotthard mit Waffenübermaht zu dämpfen (im Sabre 17556); aber 
befledte eine gerechte Sache durch blutduͤrſtige Grauſamkeiten, weiche im 
Gemuͤth des Volks nicht fobalb wieder heilten. 

Während man in den größeren und reicheren, befonders reformirten 
Gantonen, um vor den Unterthanen oder „Angehörigen Ruhe au haben, 
fie ohne Waffenübungen, ja ohne Waffen ließ; Handel, Fabriken und 
Gewerbe bei ihnen unterfagte oder befchränkte; vereint mit ber Geiſt⸗ 
lichkeit blinden Gehorſam, blinden Glauben, blinde Ehrfurcht predigte ; 
gegen Gefahren der Aufllärung warnte unb biefe zu verhüten Leine 
Preßfreiheit geftattete; Cenfuren und Buͤcherverbote anorbnete: half man 
fih in den Urcantonen weit leichter. Man ließ die Schulen bes WVolks 
verwahrlof’t liegen; man hatte alfo Feine Genfurbehörden nöthig, denn 
die wenigften Leute konnten leſen, fchreiben und rechnen. Es mar ges 
nug, daß die weltlichen Herren und Oberen bie unwiffende Menge bes 
fouveränen Volks belehrten und Ieiteten, und die Beiftlichen in den Doͤr⸗ 
fern über Glauben, Gewiffen und kirchliche Ehrbarkeit ihrer Heerde 
wachten. 

Obgleich die Gemeinden, nach altem Brauch der Vorfahren, ihre 
Seelenhirten eigenmädhtig ermwählen ober betätigen, fogar abfegen konn⸗ 
ten, was bie Päpfte ihnen im 16. Jahrhunderte neuerdings bekräftigt 
hatten, waren dennoch die Pfarrer, bei einiger Gewandtheit, des größten 
Einfluffes, felbft auf politifche Angelegenheiten, ſicher. Sie traten ins 
mitten der Landesgemeinden auf und lenkten biefelben durch ihre Bes 
redtſamkeit nach eigenen Zwecken, oder im Einverfiänbniffe mit obrigkeit- 
lihen Perfonen. Was der Priefterfchaft ernft gefiel, dem fügten ſich 
auch die Herren, gern oder ungern, weil fie zulegt wider biefelbe wenig 
vermochten. Diefen Einfluß nicht zu verlieren durch die Gewandtheit 
der Jeſuiten, bewirkte der einheimifche Glerus Abweiſung diefes Orbens, 
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«6 ſchon im 17. Jahrhunderte gelüftet; Hatte, ſich in Einfiedeln ans 
Bm Auch um die Mitte des 18. Jahthunderts warb von Loyo⸗ 
Jungern in Schtopg berfelbe Verſuch wiederholt; doch eben fo ver- 
— — einer * — Be ——— 
nen, Namens Aug u ſtin Reding, nicht nur — den ſammt 
Grundſtuͤcken, ſondern auch 80,000 Gulden zur Gründung eines ber 
ſcheidenen Jeſuitencolleglums, und jedem Landmann, der dafür flimmen 
wollte, einen Gulden Trinkgeld anbot, —— ein angeſehener Landvogt 
feinerfeit noch zehn Schillinge für. den Mann beijufügen verhief, Um 
ft. Gaptieiner, Benebictine und Weitgeiftiie twiberfteebten ii 
Volke, und die Landesgemeinde lehnte das Anfinnen „aus —e — 
rfachen“ ab (im Jahre 1758). 

So verhareten bie Kleinen Wölkerfchaften der Uteantone zufrieden 
und tmwohlgemuth, wenn auch bildungslos, — und in ihrer gro⸗ 
Fen Mehrheit arm; bis, nach Ausbruch ber Franzöfifchen Revolution, die 
Schwelz von Frankreichs Uebermacht niedergetreten, zerträmmert und in 
eine helverifhe Republik umgefcaffen ward, Zwar fandten 
Schwyz, Urt und Unterwalden ben Bernern, gegen welche das framzoͤſt⸗ 

5 —* Heer den erſten Angriff richtete, einige Hülfseruppen. Sie kehrten 

‚aber twieder um, als fie bei ihrer Ankunft Bern in feindlicher Gewalt 
erblicten. Man beſchioß, fi, unbefümmert um die übrige Schweiz, 
auf Bertheibigung der eigenen heimathlichen Grenze zu befchränken. 
Und es gefchah mit einem Heldenmuthe, der, wenn auch unbedacht und 
fruchtlos, dennoch ber fchönften Tage des Altertfums würdig war (im 
Jahre 1798). 

Am Meiften hatte damals zur Entflammung des Volksgeiſtes das 
Wort der Priefterfchaft getirkt, welche weniger bie Freiheit des Dar 
terlandes , al6 bie ber Religion in Gefahr fah. Auch mar es immer 
wieder befonders bie Priefterfchäft, welche nachher, bald in Unter: 
walden, bald in Urt, bald in Schwyz, blutige und eitle Aufruhre anzet- 
telte, bei denen fie ſelbſt nichts verlieren konnte, während das Land 
verrüftet wurde. Die gebilbeteren oder teidheren Familien wagten kaum 
gu warnen ober zu wehren. Die drei Alpenländer, vereint mit dem ge 
zingen Gebiete von Zug, bildeten dann ſechs bis fieben Jahre lang, uns 
ter dem Namen Waldftätten, nur einen einyelnen Canton der helve⸗ 
tifchen Republik, bis ihnen Napoleon Bonaparte’s Vermittes 
tungsacte bie ehemalige Selbſtſtaͤndigkeit mit deren alten Eigenthuͤm⸗ 
Zeiten twieberherflellte. Aber mas dieſe demoßratifhen Republicaner nie 
gethan haben würden, ihren Unterthanen flaatsbürgerliche Freiheit 
zu geben, das that berfelbe Dann, weicher Monarch war, eh’ er ſich mit 
der Kaiſerkrone ſchmuͤckte. Die Unterthanenlande verwandelten ſich dar— 
auf in eigene ſchweizeriſche Freiſtaaten; und mit Verluſt der Landvog⸗ 
teilen büßten bie angefehenen Famillen der weiland herrſchenden Alpen⸗ 
thaͤler auf immer einen ſchoͤnen Theil ihrer Geldquellen ein. Gleichzeitig 
waren auch diejenigen verfiegt, welche fonft reichlich für fie aus franzoͤ— 
ſiſchen, holidndiſchen, ſpaniſchen und anderen Kriegedienften floffen. 
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Don diefen Berluften und von ben Verwuͤſtungen, welche abwech⸗ 
felnd Franzoſen, Defterreicher und Ruſſen auf ihren Durchzuͤgen, ober 
in Zreffen und Schlachten hinterlaffen hatten, erholten ſich die Leute 
bes Gebirge nur langfam. Zwei Hauptörter, Stanz in Unterwalden, 
Altorf in Urt lagen in Schutt und Aſche. Der Wohlſtand mandyer 
fonft Hochbegüterten Familie wankte ſchwer erfchüttert, oder war vernich⸗ 
tet. Damit war auc das alte Anfehen und der Einfluß vieler Einzel 
nen ber bisherigen ,, Herren” mehr oder minder gefhmwädt. Andere 
famen aus dem Volke neben ihnen empor, die weder, wie jene, auf 
fremden Schulen, nod im ausländifhen Dienfte eine gewiſſe höhere 
Bildung ſich angeeignet hatten, um die Öffentlichen Angelegenheiten wohl 
zu verwalten. Nur die Geiftlichleit hatte ihre Einkünfte, ihre Rechte, 
ihr Anfehen bewahrt. 

Mach fieben Jahren des Kriedens und der Freiheit traten neue Stürme 
ein. Denn als Napoleon’s Gewaltherrſchaft durch die Waffen Europas 
zertrümmert worden war, erhoben ſich die weiland ariſtokratiſchen Ge: 
fehlechter und Städte ber Schweiz, und mit Schlauheit oder Gewaltthat 
gelang ihnen, bie bisherigen Regierungen zu verbrängen und das teife 
Merk des gewefenen Vermittlers zu vernichten. Auh Uri, Schwyz 
und Unterwalden fhloffen fid dem Beginnen an, in der Hoffnung, 
ihre alten Hoheiten über die freigefprochenen Unterthanenlande und ba= 
mit die erfleddiihen Einnahmen, buch Bevogtung berfelben, twieberher- 
zuftellen. Aber die Mehrheit des Schweizervolls wurde eiferfüchtig auf 
fein erworbenes Recht. Da und hier vernahm man von Unruhen und 
bewaffneten Aufitäinden. Dan fah fich gezwungen, leifer aufzutreten und 
den Beſtand der freigemordenen Landſchaften unangetaftet zu laſſen. 
Sindeffen ward, ohne Genehmigung und Auftrag bes Volle, ein neuer 
Bund der Eidsgenoffenfchaft zu Zürich gefchloffen (im Jahre 1815), 
ähnlich jenem gebrechlichen, ber den Fall ber alten Eidsgenoffenfchaft nur 
zu fehr befördert hatte. Auch die päpftlihe Nuntiatur zu Luzern, 
von den Latholifhen Cantonen kraͤftig unterflügt, mifchte fich in bie 
Verhandlungen über das Bundeswerk und bewirkte fogar, daß durch 
daffelbe fortan, gleichwie der Beſtand der 22 Freiſtaaten der Eidsgenofs 
fenfhaft, aud ber Beſtand von mehr denn einem halben Hundert 
Kloͤſtern garantirt ward. 

Von da an ward die politifche Gefchichte der Schweiz größtentheile 
zu einer Kirchengeſchichte, wozu bie drei Länder Uri, Schwyz 
und Unterwalden, oder vielmehr deren geiftliche und weltliche Leis 
ter, thätig mitarbeiteten. Denn eben fo, wie die Monarchen Europens 
zur Herftellung und Befeſtigung ihrer früheren Verhaͤltniſſe fchritten, 
teachtete audy der roͤmiſche Hof feine Hoheit in deren Staaten zu 
verjüngen. Und fofort begann jener unheimliche Kampf um das Recht 
der römifchen Kirche gegen die Rechte der Staatsgewalten, ber unfern 
Welttheil in vielen Gegenden noch bis zum heutigen Tage bewegt. 
Frankreich, wo die vertriebenen Bourbonen den Königsthren wieder eins 
genommen hatten, und bie Schweiz, wo fämmelihe Bisthämer und 
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Allen Di Geeignetften, bei Wagefthd 
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ale , 
Plus Vil. den Dtden Sefuiten wieder Kurze Zeit darauf Hate 
ten bie Jünger Zopola’s, wie in — fo in der Ska Min 
gefaßt. Im Canton Willis, zu Brieg, Sröum — 
— dann (im Jahre 1818) u Freiburg und Stäffis (im 
26). Dürauf wandten fie ——— Ihren Bild — ku⸗ 
jerm ine Solothurn. Der hi Vater hatte dest re ehe eigenmäch- 
tig, ohne Einwilligung aller Didcefaı 
gel des Bischums Son ftanz gehörenden mg von demſe id 
trennt (Im Jahre 1815) und daraus ein Paar eine, kl ihm ab« 
8* Bisthuͤmer geſchaffen, oder —— Vergebene ſtraͤubten ſich 
Schmweizerregierungen dagegen. Das Wert ward vollbracht. 
= esuns und Unterwalden, obwohl fie wegen ihrer Kleinheit 
ur Nebentoflen ſplelen Eonnten , halfen getveulich dayu; auch war vom 
ihnen aus, durdy Nuntiatur, Kloſter- und Meltgeiftlihfeit angeregt, zus 
erſt das Verlangen nach jener Trennung zue römifchen Curie gelangt, 

Mac) diefen Worbereitungen wurden die Fatholifchen Wölkerfhaften 
der Schweiz, unabläffig ermuntert, ſtark und eifrig im Glauben zu 
werden. Heltdenkendere Geifttihe wurden verfolgt, oder befeitigt; und 
die faſt erlofhenen Gluthen des alten Argwohns und Meligionshaffes 
gegen die Evangeliſchen wieder vom Kanzel und Beichtſtuhl angefacht. 
As in den Jahren 1829 bis 1831 ein großer Theil der Gantone feine 
Stantsverfaffungen vom beigemengten ariftoßratifchen Sauerteige reinigte 
und die ftantsbürgerliche Mechtsgleichheit aus den Tagen des napoleoni: 
fhen Vermittelungswerkes erneute, ober demokratiſch erweiterte: forderte 
der roͤmiſch⸗ katholiſche Clerus für feine Firhlihen Rechte, im den 
neuen Staatsgrundgefegen, flärfere Gemährleiftungen. Als dies nicht 
ohne Beeinträchtigung der dem Staate und der evangelifc) » teformirten 
Glaubensgenoffen gebührenden Rechte gewährt werden konnte, erhob fich 
von allen Seiten Gefchrei über Religionsgefahr. Jeſuiten, Meltprier 
fler, Kiöfter und Nuntiatur im dunkein Hintergrunde, fanatificten die 
katholiſchen Einwohner felbft der paritaͤtiſchen Cantone. 

Die Landleute in den Thaͤlern der Urcantone und ihre Regenten 
verhielten ſich in diefen Wühlereten ſtillz denn ihre Rechte blieben uns 
berühtt und in fremde Angelegenheiten hatten fie fi nicht zu mengen. 
Es war blos Krieg des Prieſterthums um möglichfte Unabhängigkeit von 
moltlicher Hoheit. Allein die alte reiche Abtei Einfiedeln des Gans 
tons Schwyz, bie fon oft gegen die Obrigkeit des eigenen Landes 
im Kampfe geftanden, bewies ſich defto rühriger ; mahnte bie ulttamon- 
tıne Geiſilichkeit auf, ſich zu ruͤſten; gründete eine eigene, durch Rob» 
heit berüchtigte Zeitung, zunächk von Verkündern ber Religion der Liebe 
gef&hrieben, um die Gefeggebungen und Regierungen freifinniger Cantone 
der Verleumdung Preis zu geben, und flreute läfternde Flugſchriften in 
den Dörfern aus. Dan bielt geheime Priefterverfammlungen bald dort, 
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bald bier, große Entwürfe zu berathen; vertheilte wunberthätige Mebails 
len ber heiligen Philomene; ftiftete unter dem gläubigen Landvolke 
mehrerer Cantone „katholiſche Vereine” zum Schuge ber alleinfes 
ligmachenden Religion ; wagte felbft bin und wieder MWiderfeglichkeiten 
und von ber Kanzel Verbächtigungen gegen Landesregierungen. 

Um Ruhe der beängfteten Gemüther herzuftellen, vereinigten fich 
fieben Regierungen ber Eidsgenofjenfhaft, felbft die von zwei ganz Pas 
tbolifchen Cantonen (Solothurn und Luzern), Unterhandlungen mit dem 
Oberhaupte der römifch » apoftolifhen Kirche wegen Sicherheit der in als 
len Ländern anerkannten Rechte des Staats in kirchlichen Dingen, Er⸗ 
richtung eines ſchweizeriſchen Erzbisthums, fo wie der Priefterfeminarien, 
Verminderung ber Feiertage u. dgl. anzuknuͤpfen. Doch ehe noch die des⸗ 
balb in einer Gonferenz zu Baden im Aargau (im Jahre 1834) ents 
worfenen Artikel dem römifchen Hofe amtlidy zulamen, wurden fie fchon 
in der Batholifchen Schweiz als Feinbfeligkeiten verfchrieen, vom Papſt 
Gregor XVI. feierlich verdammt, und damit zugleich durch die „Ras 
tholifhen Vereine” da und bier zum Aufruhre geblafen. Wirklich 
brach Aufftand des Landvolts in ben Dörfern zunäcft der Abtei Muri 
im Canton Aargau, eben fo im Pruntrut, bem .Eatholifhen Theile 
des Cantons Bern, aus (im Jahre 1835). Doch dort, wie hier, warb 
er fchnell, ohne Blutvergießen, durch ausgefandte Truppen gedämpft. " 

Von da an warb zwar einige Jahre lang die öffentliche Ruhe nicht 
mehr geftört, aber mit verboppeltem Eifer bie fromme Meuterei im Ges 
heimen fortgefest. In Zeitungen Deutſchlands verleumdete man une 
müblich die Zuftände der Schweiz, und hoffte oder verfuchte fogar, alis⸗ 
wärtige Mächte in die heiligen Zaͤnkereien zu verwideln. Der päpftliche 
Nuntius, erzümt gegen die Regierung von Luzern, die jener Bas 
dener Conferenz beigeflimmtr hatte, verließ feine Reſidenz und verlegte 
fie in die Nähe der Abtei Einfieden, nah dem Flecken Schwyz (im 
November 1835). Dann befchloß alfofort die fouverdne Landegemeinde 
vom Canton Schwyz Aufnahme des Sefuitenordens in ihrem Länds 
chen (Mai 1836). Aber deſto fchmerzlicher beklagte die ultramontane 
Partei, daß ber Canton Thurgau fein faft ausgeftorbenes Kloſter 
Paradies aufhob, wie aud der Canton St. Ballen, mit Einmwillis 
gung der kloſtermuͤden Conventualen mit feiner Benedictinerabtei Pfaͤf⸗ 
fers gethan. 

As in mehreren Cantonen, laut deren Grumbdgefes, nach einer 
zehnjährigen Erfahrung, die neuen Staatsverfaffungen einer Durchſicht 
und Prüfung unterworfen werden mußten (1840), warb fogleich das 
Geſchrei um Religionsgefahr in den Gantonen Solothurn, Luzern 
und Aargau abermals laut. Chrerbietige und drohende Bittfchriften 
und Ermahnungen von Priefterfchaften und aufgereisten Gemeinden 
forderten von ben Geſetzgebern flärkere Bürgfchaft für die Rechte bes 
. heiligen Stuhls zu Rom und des römifhen Clerus. ALS bie 
Stellvertreter des Volks in unbillige Begehren nicht eintreten Tonnten, 
und das Volt felbft fogar, in großer Mehrheit feiner ftimmfähigen Bär: 


‚ Die neureoidirten Verſoſſungen Befafagen genihmlge hatte, je — die 
af je ae —* — — Ha, Aargan er- 
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tonen, unter welchen Uri und Unterwalden in erfter Linie ftans 
ben, zur AbHaltung einer außerorbentlichen Tagfagung, um Aargau zur 
MWiederherftellung der Kiöfter zu zwingen. Doc weder in diefer, noch 
einer. fpätern Zagfagung konnten fih die Stimmen dafür einigen. 
Aargau, um der Schweiz den innern Frieden zu erhalten, entſchloß ſich 
endlid,, freiwillig die Frauenkloͤſter feines Landes zu eröffnen, obmohl 
diefelben nicht ohne Nachtheil an jenen Unfugen geblieben waren, aber 
nie mehr ‚die, Abtein Muri und Wettingen. Die Eidsgenoffen= 
Schaft erklärte, ſich damit förmlich, zufriedengefiellt. Doch nicht alfo 
Schwy mit den beiden anderen Urcantonen; eben fo wenig Freiburg, 
Zug und noch weniger Luzern, wohin die Sefuiten fleifig Miffionen 
fandten. Sie proteflirten feierlich gegen den Beſchluß der Tagfagung, 
als gegen Bundesbruch. Der Nuntius zog verföhnt und dankbar wieber 
in das glaubenstreu gewordene Luzern ein, und Lopola’s Juͤngern 
lächelte Hoffnung, auch bald dahin folgen und ſich anfiedeln zu Fönnen. 


Die Sefchichte der drei Heinen Atpenländchen, von der eigentlich 
hier Rede fein follte, ift fo ſeht in bie allgemeine der Eid6genoffenfhaft 
gerfloffen, daß man biefe erzählen muß, um jene einigermaßen anzudeus 
ten. Und aud dann iſt es nur wieder Geſchichte vom Sinne und 
Streben der geiftlichen und weltlichen Wolksführer nach politifcher Wer 
deutſamkeit und hierarchiſchen Triumphen; nicht Geſchichte des 
Volks ſelbſt. Dies wohnt friedlich in feinen Dörfern und zerſtreuten 
Hütten, mehr um feine einen Gemeinde und häuslichen Händel, als 
um eidsgenöffifche Händel befümmert; befucht eben fo gem und mohl: 


. 
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gemuth die fommerlichen Schuͤtzenfeſte ber proteflantifchen, wie ber Far 
tholiſchen Schweiz und zeigt ſich des Jahres etwa eins ober zwei Mal 
in der Majeſtaͤt feiner GSelbberrlichkeit, wenn «es, in den Lanbsgemeinden 
verfammelt, Obrigkeiten ermwählt ober beftätigt, und die ihm vorgefchlas 
genen Geſetze und Beſchluͤſſe annimmt oder verwirft, je nachdem es von 
feinen Ortsvorſtehern und Pfarrern dafür oder dawider geſtimmt wors 
den iſt. Zumeilen auch bricht der politifche Eifer dabei in Schlägereien 
und Raufereien aus; und die Öffentlichen Blätter unterlaffen daher nie 
zu rühmen, wenn eine Landsgemeinde in Ruhe verlaufen if. 

Die reindemofratifche Staatsform, mit der vollkommenſten politi« 
ſchen Rechtsgleichheit, ift in ben Urcantonen noch ungefähr biefelbe, 
wie vor Jahrhunderten; die hoͤchſte Gewalt bei der Landsgemeinde, bei 
welcher jeder ehrliche Landmann (Staatsbürger) ſtimm⸗ und wahlfähig 
erfcheinen kann, wenn er in Uri 20, in Schwyz und Obwalden 
18, in Nidwalden 16 Jahre alt geworben iſt. An der Spige der 
vollziehenden Gewalt fleht ein regierender Landammann, mit feinem 
Landesftatthalter und verfchiedenen zahlreich befegten Rathsbehoͤrden für 
allgemeine und befondere Angelegenheiten. Die Rathsherrnflellen felbft 
find gewöhnlich Iebenslänglih; doch in Schwyz gegenwärtig nur für 
eine Dauer von 6 Jahren. Die richterliche Gewalt ift von ber vollgies 
henden ungetrennt; ausgenommen in Schwyz. In Polizeis und Eis 
vilfällen hat jeder dieſer Cantone herkoͤmmliche Uebungen , hoͤchſt mans 
gelhafte einzelne Geſetze, häufig nur Bruchſtuͤcke derſelben. Folglich iſt 
bee Willkür der Richter Vieles anheimgeſtellt; eben fo in Criminalfaͤl⸗ 
len, bei denen man noch Karl's V. peinliche Halsgerichtsordnung zum 
Grunde legt, aber auch, wenn man will, davon abweichen kann. 

Seit etwa einem Jahrzehent erſt naͤhert ſich die Verfaſſung des 
Landes Schwyz in ihren Grundſaͤtzen mehr denjenigen, welche in den 
Jahren 1829—1831 in vielen anderen Cantonen aufgeſtellt wurden, um 
einer neu aufwuchernden Ariflofratie zu entgehen. Es gefchah dies zum 
großen Leidweien der vornehmeren Geſchlechter und Regierenden. Den 
erften Anſtoß gaben dazu die äußeren Bezirke (Mach, Einfiedeln, 
Dfäffiton und Kußnacht). Diefe forderten im Jahre 1831 vom 
weiland oberherrlichen Bezirk jene Rechtsgleichheit voll zuruͤck, welche er 
ihnen im Sahre 1798 gegeben, aber dann, zur Zeit ber fogenannten 
Reſtauration, nad) Vernichtung der napoleonifchen Vermittelungsurs 
tunde im Jahre 1814 wieder entriffen hatte. Der Bezirk Schwyz 
(oder Inner» Schwyz) weigerte fi) deffen und widerſetzte ſich auch eben 
fo fehr jeder wünfchbaren Verbefferung der Bundesverfaſſung. Gleich⸗ 
gefinnt mit ihm waren Uri und Unterwalben, eben fo Neuens 
burg und die Stadt Bafel, welche aus ähnlichen Urfachen mit Städs 
ten und Dörfern der vor Zeiten ihr unterthänigen Landfchaft im Hader 
lag. Als ſich aber darauf die Äußeren Bezirke, eben fo wie Bafelland- 
(haft, felbftftändig erklaͤrten; als die eibsgenöffifhe Zagfagung Gefandte 
berfelben in ihren Schooß aufnahm (1833), verbanden ſich die erwähns 
ten Gantone im Sleden Sarnen (in Obwalden) zu offenem Wider⸗ 
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u. dgl. oft um's Doppelte erhöht werben , beſonders wenn die Seelen⸗ 
hirten ſich beliebt und einflußceich zu machen veritehen. Und fie verſtt⸗ 
en es. , 

’ Die Geringfügigkeit der Stautseinkünfte, zu deren Mehrung Uri 
und Schwyz felbit Einführung von Geldlotterieen nicht verfhmähten, 
die armfelige Befoldung der Beamten und die gewöhnlich mangelhafte 
hoͤchſt felten wiſſenſchaftliche Bildung ber Lesteren, gibt ſchon Andeutung 
genug, daß bei Entbehrung ber nöthigen Geld: und Geiftesmittel bie 
übrigen Zweige der Öffentlichen MWermaltung bei diefen Fleinen Hirten⸗ 
voͤlkern, wie vor Altem, auch jegt noch in übelgeordnetem Zuflande find. 
Es fehlt diefen Meinen Republiken bas Nöthigfte, was ein Staat ber 
barf. Theils Dorfwächter, theils ein halbes oder ein ganzes Dugend 
Landjäger dienen zur Handhabung der Polizei. Einrichtungen von 
Strafanjtalten findet man in feinem der drei Gantone, wiewohl es nie 
an Berbrechern fehlt. Eben fo wenig gibt es eine Brandverficherungss 
anftalt. Gibt es ein Öffentliches Unglüd, fpricht man andere Cantone 
um Unterflügung an. Für das Sanitaͤts weſen ift keine befondere 
Behörde vorbanden; man ſtellt in Nothfällen bei Epidemieen und Vieh: 
feuchen allenfalls eine Commiffion auf, welche Sperren gegen die Ge⸗ 
genden anorbnet, von welchen Gefahr droht. Die Korfiverwaltung 
wird der Natur uͤberlaſſen. Das Militärwefen ift nicht minder 
mangelhaft eingerichtet. Nur für das Gontingent zum Bundesheere, 
zu welhem Ur 836, Schwyz 602, Unterwalden 382 Mann zu ftellen 
hat, wird wegen der eidsgenöffifhen Oberaufficyt größere Sorge getras 
om. Die Mannfchaft ift kernhaft, gewandt und brav; aber die mei» 
jten Officiere find ohne erforderliche Kenntniß und Uebung, wenn fie 
nicht zufällig in ausländifchen Dienften einige Vorbildung erworben ha⸗ 
ben. Diefe Soͤldnerdienſte jedoch, durch welche einzelne Familien fonft ihren 
Moplitand aufrecht halten konnten, find gegenwärtig faſt überall aufges 
hoben. Nur nody in Rom und Neapel finden ſich ſchwache Ueberbleibs 
fl. Dan mußte daher auf andere Erwerbsmittel denken; und dem iſt's 
zu danken, daß man, zur Belebung bed Verkehrs und Waarentranfits, 
endlich auch auf verbefferten Straßenbau Bedacht nahm. Kabriken 
und Manufacturen wird man in diefen Dirtenländern kaum fuchen, wo 
Viehzucht und Alpenwirthſchaft die Hauptnahrungezmeige find. Nur im 
Canton Schwyz findet man einige Seidens und Baummollenfpinnereien, 
Faͤrbereien, Bleichen u. f. w. 

Im Allgemeinen herrſcht in ſaͤmmtlichen Thaͤlern nur hoͤchſt maͤ⸗ 
ßiger Wohlſtand. Landleute, die ein ſchuldenfreies Vermögen von 10 
oder 20—30,000 Fl. befigen, gelten fchon als reiche Leute. Wenige 
Einzelne erfreuen fich eines Eigentbums von 80 oder 100,000 $t. 
Dagegen ift die Anzahl der Armen und Hülfsbebürftigen bedeutend 
groß, und die Menge müßiger Bettler an befuchteren Landftraßen den 
Meifenden nicht felten befchwerlich und auffallend. Doc fehlt es nie 
gende an Armenpflegen, wohlthaͤtigen Stiftungen, milden Steuern und 
Almoſen. Nur läßt ſich mit Recht befürchten, daß, beim Mangel von 
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Heerden. Sonntags ober Wiederholungoſchulen 

oder feine, viele Schullehret ihres Hohen Berufs unfähig 
amntundig, kuͤmmetlich ober gat nicht befoldet, fo daß zum Theil Gei 
liche den Unterricht beforgen und Schulkinder wöchentlich den kleinen 
Lohn zahlen. 

Im Canton Schwyz ift im Ganzen mehr, als in Uri, geleiftet. 
Hier gebietet felbft das Landesgefeg: „Der Staat forgt für bie Bildung 
des Volks!” Doc von Seiten ber Regierung wird das eble Gebot nur 
ſchwach erfüllt. Das Beaufſichtigen ber Schulen ift meiftens den Orts⸗ 
behörden, oder den Pfarrern, oder den Schulmeiſtern felber überlaffen. 
Die Lepteren find auch hier kaͤrglich bezahle; Niemand, wenn er nicht 
Mebenertverb treibt, koͤnnte dabei beflehen. Daher find es wieder ges 
woͤhnlich Geiftliche, die nebenbei das Lehrgefchäft übernehmen im Lefen, 
Schreiben und Auswendiglernen eines Katehiemus. Das Rechnen wird 
im Ganzen nur mangelhaft geübt. Zwar werden in den zwei und 
zwanzig öffentlichen Schulen des Landes die Kinder im Sommer, wie 
Im Winter unterrichtet; "auch fehlt e6 nicht ganz an Sonntags» oder 
Wiederholungsſchulen. Allein man nimmt an, daß fie doch nur etwa 
von zwei Drittheilen dee ſchulfaͤhigen Jugend befucht werden. In meh: 
teren wohlhabenden Gemeinden beftehen Privatfhulen, von gebil ⸗ 
detern Eltern gegründet ; ein Beweis für das Mangelhafte der öffent 
lichen Anftalten. 

Das Schulweſen in Untermwalden, fowohl ob als nid dem 
Walde, ift, wenn aud nicht überall gleich, doc; im Allgemeinen zweck⸗ 
mäßiger beftellt und geordnet, als im jenen beiden Gantonen. Faſt fein 
Pfarrer taͤßt ein Kind zur Communion, wenn es nicht wenigſtens leſen 
San. Daher hat jede Ottſchaft, ſelbſt die Meinfte, ihre Schule, mo 
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meiſtens ein Geiftlichee oder Organiſt u. f. w. im Lefen, Schreiben, 
Rechnen und Katechismusiernen während bes Winters, felten im Soms 
mer, unterrichtet. 

Für Kinder begüterter Eltern find in den Hauptorten aller brei 
Gantone höhere Lehranftaften vorhanden; eben fo in den großen Kiöftern 
des Landes. Seit Anfiedelung ber Jeſuiten im Flecken Schwyz; haben 
fi) auch diefe des öffentlichen Unterrichts, in ihrer Art und Weife, mit 
Eifer angenommen. Wie in Monarchieen mittelalterifchen Geiftes, leiſtet 
der Staat auch In diefen Hirtenrepubliten für bie, welche einft durch 
ihn den Genug von Einkünften, Ehren und Machtwirkungen empfan- 
gen, das Meifte; für das Volk, deſſentwillen der Staat vorhanden iſt, 
kaum das Nothiwenbigite. 

So ift der Großtheil von ben Bewohnern der drei Urcantone ber 
Schweiz noch ungefähr geblieben, was er vor Jahrhunderten gewefen ; 
mehr in Gewohnheiten erwachlen und erhalten, als durch Staat ober 
Kirche veredelt; auf ſich beſchraͤnkt, für fich lebend, ohne befondere Theil: 
nahme am Schickſale der übrigen Welt, kaum ber übrigen Schweizer: 
ftaaten; ſich mit Thaten dee Altvordern brüflend, die vor einem halben 
Jahrtauſend einiges Geraͤuſch machten, und daher nicht ohne Kleinen 
Stolz gegen Nachbaren handelnd umd eiferfüchtelnd ; jeder Neuerung bei 
ſich feind, auch der vortheilhafteften, und in biefer Feindſchaft durch 
weltliche und geifltiche Klugheit forgfältig bewahrt. Wenn fi im Laufe 
der Zeiten deffenungeachtet Aenderungen in Trachten, Sitten und Lebens: 
weifen ganz unmerklich einfchlichen, ſelbſt manche Lafler ber Civilifation 
fi) mit der natürlichen rohen Einfalt paarten, geſchah es durch Einwirs 
tung der von Kriegslohndienften des Auslandes Deimgekehrten, oder durch 
Nachahmung der Beiſpiele, welche von Vornehmeren im Lande gegeben 
wurben ; oder auch wohl durch vermehrten Verkehr mit Schwärmen ber 
Reifenden, welche alljährlich dieſe Gegenden wegen des Handels und 
MWaarentransports durchzogen, oder um die großartige Prachtwelt der 
Alpen zu bewundern. Man muß baher, um Urner, Schwyzer und Uns 
terwaldner in ihrer unverfälfchten Eigenthuͤmlichkeit zu fehen, fie nicht 
nach ben Erfheinungen längs den Landſtraßen nehmen. 

Dort, in den felten befuchten Seitenthaͤlern, oder in den ftillen 
Ortſchaften und zerftreuten Hütten bee Höhen, findet man das Volk, 
wenn auch noch in der Unmiffenheit und Aftergldubigkeit des Alter 
thums, doch in jener patriarchaliſchen Ruhe und Einfalt, die wir in den 
Schilderungen manches vorweltlichen Wolle oder in den Bildern ber 
Dichter lieben gelernt haben. Es lebt dort, gleich frei von Sittenvergifs 
tung durch bettlerifches Elend, tie durch wolluͤſtige Künfte des Weber: 
fluſſes; genügfam, den anerzogenen Uebungen ber Väter treu; herzig, 
fröhlichen Muthes, gaftfreundlich, ohne Zalfch und Arg. Don der Na: 
tur feines unwirthlichen Landes zur Verachtung von Gefahren und koͤr⸗ 
perlihen Anftrengungen eingeübt, fühlt e8 daneben füßen Genuß, wenn 
es feinen Hang zur Zrägheit befriedigen kann. Unerfchroden, ohne To⸗ 
desfurcht, teitt ed in den Kampf gegen jede Uebermacht für fein Hecht 
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terungen. Sehr wichtig aber ift für Deutfchland die Frage geworden, 
ob und in wie weit die weltliche und die Firhliche Regierung durch Ur— 
Laubsverweigerung die Staats und Kiechendiener auch an ber Ueber 
nahme oder Ausübung reichs⸗ oder landſtaͤndiſcher Pflichten, mozu dies 
felhen die Verfaffung und verfafjungsmäßige Wahl beriefen, beliebig ver⸗ 
hindern dürfe. Ueber diefe Frage haben in verfchtebenen deutfchen Läns 
dern Verhandlungen in den fändifhen Verfammlungen und zwiſchen 
F Regierung und den Staͤnden Statt gefunden; die bedeutendſten in 
aden. 

Voranſtellen laſſen ſich hier wohl folgende beide Hauptgrundfäge, 
1) der Rechtsgrundſatz: die Staatsverfaffung ſteht über 
der Staatsverwaltung, das Verfaffungsreht über dem 
Verwaltungsrehte, und 2) ber politifhe Grundfag: bie 
Volksvertretung muß duch das Volt und niht durch 
die Regierung gebildet werden. 

Bu 1. Das rechtliche Wefen ber wahren und zunaͤchſt ber 
fändifhenVerfaffung befteht darin, daß fie das hoͤchſte oder 
fouverän entfheibende Grundgefeg für alle Rechte im 
Staate und fürderen Ausübung bildet, fo, daß diefe Aus: 
übung, die Berwaltung ſich überall der Verfaffung und den Verfaſ⸗ 
ſungsrechten unterorbnen müffen. 

Hieraus nun folge rechtlich nothwendig, daß, menn eine 
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Berfaffung nicht unnatuͤrlich alle Beamten von der Thellnahme an ber 
Standfchaft ausfhließt, das Verfaffungsrecht der Theilnahme an ber Stand» 
fchaft von einem VBerwwaltungebelieben der Regierung aufgehoben oder wirs 
kungslos gemacht werden kann. Es muß mithin für die Dienftgefchäfte 
des in bie Ständeverfammlung berufenen Staatöbiener6 durch eine Aus⸗ 
huͤlfe geforgt werden, wenn nicht durch verfaffungsmäßige Vereinbarung 
der Betheiligten, alfo durch freiwilligen Verzicht des Abgeordneten, fo 
weit derfelbe verfafiungsmäßig möglich ift, oder durch Urlaubsertheilung ber 
Kammer an ihre Mitglied, diefes als Staatsdiener ohne Verfaſſungsver⸗ 
legung fein Amt fort verwaltet. 

“— Mur fo weit gegen die Natur der Sache eine beftimmte 
Berfaffung Anderes pofitiv feftfegt, muß biefes pofitivrechtlich gelten. 

Zu 2. Gleich feft wie dieſer Rechtsgrundſatz fleht wohl ber polls 
tifche Grundſatz, daß nichts verkehrter wäre, als die Bildung oder Bus 
fammenfegung einer fländifhen Kammer, die Entſcheidung, wer Mits 
glied derfelben fein und bleiben fol, von dem Belieben der Res 
gierung abhängen zu laffen. Es wäre diefes wahrhaft abfurd 
und widerfprechend für eine ſtaͤndiſche Kammer, bie ihrer Beftimmung 
nach der Regierung als ein felbfifiändiger, mit ihre pacifcirender 
Verfaſſungskoͤrper gegenüberflehen, ihr gegenüber deſſen eigenes 
Recht und das regierte Volt und feine Berfaffungsrechte repräfentiren, 
fein Zuſtimmungsrecht zu Gefegen, Steuern und Verfafiungsänderungen 
ausüben, ja zugleich die Aushbung der Regierungsverwaltung controli⸗ 
ten und biefelbe in den Diniftern wegen Willlür gerichtlich verantwort⸗ 
lich machen fol, 

Diefen beiden Hauptorundfägen huldigen nun auch die alten und 
neuen europdifchen fländifchen Verfaffungen. Es ift klar, daß von Urs 
Iaubsverweigerumgen nicht bie Rede war, als die altbeutfchen Bürger uns 
mittelbar und zugleich mit ihnen bie Beamten, bie Decane, Gentgrafen, 
Grafen und Herzoge, fi zu Gau⸗ und Provinz und Meichsverfamms 
lungen vereinten. Niemand bachte felbft bei den feubalftändifchen Ver⸗ 
faffungen der fpäteren Zeit daran. Vielmehr beftanden gerade die 
Hauptfeudalftände aus Beamten, aus Minifterialen und Vaſallen. 
Diefe bildeten ihr fländifches Recht auf ben Hofs und Lehens oder 
Mannentagen und in den fpäteren Mitterfchaften aus. Die Fuͤrſten 
durften fie wegen ihrer Civil» und Krieges und Horämter eben fo we⸗ 
nig vom ber verfaffungsmäßigen Landſtandſchaft ausfchließen, als ber 
Kaifer die Reichs⸗ und Faiferlihen Beamten, bie KRurfürften, Herzoge 
und Grafen vom Meichstage durch Urlaubsverweigerung ausfchließen 
durfte. Auch bie neueren und freien neueſten europäifchen Verfaffungen 
huldigen dieſen natürlichen Grundfägen. In Frankreich 3. B. komte 
vor einiger Zeit felbft der Generat Bugeaub nur nah erhaltenem 
Urlaub der Kammer fein Generalsamt und das ihm vom König übers 
tragene Obercommando in Afrika während der Geffion der Kammer 
ausüben. Obgleich, die Charte felbft Fein Wort Über diefen Gegenftanb 
beftimmt, fo ift es doch hier, wie in England, als in ber Natur ber 
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wurde. So entſtand eine ———— Beſtimmungen In unferen 
neueren Verfaffungen und ein Zwieſpalt der Anfichten. N 

Einige Verfaffungen, fo wie die großbergoglich beffifce und 
tur etde beftimmen im mehr oder minder befdhränkter Fa| eine 
Abt: der Ausübung des landſtaͤndiſchen Rechts des 
von dem Diemflurtaub in jeder Periode der landſtaͤndiſchen Bers 
fammtung. Die. baterifche dagegen enthält die weſenillch verſchiedene 
iheils ausgedehntere, theils aber auch befchränktere Beflim- 
mung, daß alle öffentlihen Dingen morunter man Due: auch 
Advocaten und Buͤrgermeiſtet —— toͤniglichen Ermächtigung 
bedürfen, um die Wahl zum Abgeordneten anzunehmen. SE aber 
dieſe einmal ertheilt, fo Ale fie für alle Pandtagsfigungen der. fieben- 
jährigen Dauer, ohne daß es einer neuen VBeurlaubung bedarf (baierifhe 
Verf⸗Urk., Beilage X $. 44 u. 48). Es: hängt hier zunaͤchſt nicht 
dad Berlaffen des Staatsdienftes, fondern die Annahme der 
Eigenfhaft als Standmitglied von Megierungserlaubnif ab. 
Die Beſchraͤnkung ift hier weiter, indem fie ſchon jene Annahme und 
bie Ausübung der fländifchen Pfliht auch nur auf eine Stunde ohne 
Erlaubniß unmöglich macht, wenn auch der regelmäßige Dienſt gar nicht 
ansgefegt wird. Sie ift aber enger, weil, bei einmal erworbener ſtaͤndi⸗ 
fer Eigenfchaft, während der ganzen ſechsjaͤhtigen Periode der Tandftäns 
bifhen Wahlen Leine weitere beliebige Urlaubsverweigerung aus angeblis 
der Rüdfiht auf den Dienft die Ausübung der ſtaͤndiſchen Wirkſam⸗ 
keit hemmt. 

Andere Verfaffungen, wie die babifche, beflimmen eben fo tes 
nig, als bie frangöfifhen und englifhen Verfaſſungsurkunden, ausbrüd- 
lich über diefe wichtige Frage. Cie ſchweigen wohl gewiß deshalb, weil 
fie das natürliche Recht eben fo wenig, wie jene beſchraͤnken wollten. 
Indeß war es bei der Fehlerhaftigkeit anderer deutſcher Verfaſſungen 
und bei der Bemuͤhung, die, wie Manche glaubten, zu große Freiheit in 
den conflitutionellen Staaten zu ermäßigen, erklaͤrlich, daß man flatt 
dieſer natürlichen Auslegung jenes Schweigens in biefe DVerfaffungen 
noch eine viel größere Beſchraͤnkung bes fländifchen Rechts der 
Beamten, eine geengenlofe, bineinzutragen fuchte. So entftand der 
bedeutend getwordene badifche Urlaubsftreit. 

Früher, da man in mehrere neue deutſche Verfaſſungen ein 
Urlaubsredht der Regierung aufnahm und bdaffelbe namentlich auch bei 
mehreren vertragemäßig zu Stande gelommenen Verfaffungen von Seiten 
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ber Volksvertreter leider unbebenklich fand, da hielt deutſche Gutmuͤ⸗ 
thigkeit und politiſche Unkunde einen Gebrauch deſſelben von Seiten der 
Megierung zur Ausſchließung ber ihr unbequemen ſelbſtſtaͤndigen Abge⸗ 
ordneten und zur Verfaͤlſchung einer wahren Volksrepraͤſentation fuͤr 
undenkbar. Man feste voraus, die Regierung werde es nur gebraus 
hen, um in hoͤchſt feltenen dringenden Källen den Staatsdienft gegen 
verberblihe Lüden zu fügen. Die fähfifhe Verfaſſung (Verf.⸗ 
Url. $. 75.) und die Eurbeffifhe (Verf.⸗Urk. $. 71.) fagen bie 
ſes auch ausdrüdtlid und fordern auch, daß diefe Gründe im einzelnen 
Falle einer Urlaubsverweigerung von Seiten der Regierung ben Kam⸗ 
mern mitgetheilt würden. Bei den erſten Ständeverfammlungen nad 
den neuen Verfaffungen dachten auch die Regierungen nicht an Urlaubs⸗ 
verweigerungen, auch ba nicht, mo die Verfaffungen ein Urlaubsrecht 
feftfegen.” In Baden, mo biefes nicht ber Fall ift, verfammelte ſich 
1819 der erſte Landtag, ohne daß die erwählten Beamten um eine Urs 
laubsertheilung bei der Regierung nachzuſuchen brauchten. 

In dem Maße indefien , wie die bekannte Reaction gegen bie 
Freiheit eintrat, fuchten auch viele Regierungen duch Urlaubsverweige⸗ 
rungen die nicht ganz minifterlelen Staatsdiener auszufchließen, und 
diefe® zwar auf eine folche Weile, daß man dabei an eine Rüdficht 
auf die Staatsdienftverwaltung und bie Wichtigkeit ober Unentbehrlichs 
keit der Staatsdiener für fie nicht mehr denken konnte. Auch penflos 
nirte Staatsdiener fliegen ja die Regierungen jest aus, z. DB. im 
Großherzogthum Heffen; und als Öffentliche Diener auch Advo⸗ 
caten und Bürgermeifter, 5. B. in Baiern. Die Belohnungen der 
unbedingt minifterielen Beamten in den Staͤndekammern und die Vers 
folgungen gegen die felbfiftändigen und liberalen machten es vollends 
jedem Verſtaͤndigen Bar, mohin es auf diefe Weife mit der neuen 
Volksrepräfentation abgefehen fei. Und es trat ein, mas unvermeiblich 
war bei dem Mangel einer genügend großen Anzahl mwahlfähiger tüchs 
tiger Abgeordneten aus anderen Claſſen der Staatsbürger unferer Fleinen 
deutſchen Staaten, und bei dem gutmüthigen politifchen Unverfiand ber 
Bürger. Diefe naͤmlich durchſchauten es nicht, daß fortan, mo foldyes 
Regierungsſyſtem ſich entfaltete, faft jeder Staatsbeamte, der nicht ale 
Volksvertreter fih unbedingt vom Regierungsmwillen abhäns 
gig machen wollte, entweder durch eigenen Entſchluß, oder durch 
Urlaubsverweigerung von, bee Ständeverfammliung ausgefchloffen blieb, 
fo dag man der Regel nad) die gewählten Beamten nur als abhängige. 
Drgane des Minifterwillens anfehen mußte. Manche Stänbeverfamms 
lungen und Verfaſſungen wurden alfo jegt zur Komödie und verloren 
Glauben und Vertrauen. 

Auch in Baden, wo, wie erwähnt, die Verfaffung das Urlaubs: 
vecht nicht enthält, verfuchte e8 bie Megierung, auf dem zweiten Land» 
tage 1820 baffelbe einzuführen. Sie berief vier Beamte, die auf 
dem vorigen Landtage liberal gewirkt hatten (drei Mitglieder bes obers 
fien Gerichts und den Profeſſor Duttlinger) nicht zur Staͤndever⸗ 
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und überhaupt 

bis fie voliſtandig einberufen fei. Die Regierung gab 
‚Gefegentwurf wurde zurädgenommen, und die alsbaldige Eins 
der vier Ausgefchlöffenen erfolgte, Seitdem kam in Baden 
lange Zeit nicht wieder zur Sprache. Manche Be: 
machten der Regierung ‚ober ihren zunaͤchſt botgefeßten Behörden 
nur Anzeige im Beziehung auf die Verwaltung ihrer Dienftgefhhäfte 
während ber Zeit des Landtags. Andere gebrauchten dabei die Form 
einer Urlaubebitte; Niemand aber dachte an Urlaubsverwiigerung, 
Erſt bei dem Landtag 1833, als nad) dem Auffhwung der Voiksfrei- 
beit in den Jahten 1830 und 1831, eben fo wie 1820, eine neue 
Reaction in Deutfchland eingetreten war, forderte in befonderen, nicht 
veröffentlichten Referipten an die erwählten Staatsbeamten, mit Auss 
nahme jedoch der Profefforen, die Regierung ausdruͤcklich eine Urlaubs: 
bitte. Der Abgeordnete Aſchbach theilte eines dieſer Reſcripte der 
Kammer mit und dieſe proteftirte feierlich und einftimmig gegen ein 
Urlaubsverweigerungsrecht der Regierung. Die Regierung behauptete 
zwar woͤrtlich — denn eine thatfächliche Urlaubsverweigerung war 
nicht vorgelommen — daß ihe eim folches Recht zuſtehe, fügte jedoch 
die förmliche Erkidrung hinzu (Sigung v. 17. Juni 1838): 


„Die Regierung hat die moralifche Verbindlichkeit, keinem Staats: 
„Diener, dee zum Abgeorbneten gewählt wurde, den Urlaub zu verfagen, 
„wenn. nit ein dringendes Intereſſe des Dienftes, alfo des 
Randes felbft, eine ſolche Verweigerung motivitt. Die Verfaffung 
„Sagt, die Staatsbiener koͤnnen gewählt werden. Dies fol Fein Ieres 
uWort fein, und die Regierung würde fehr unreht handeln, 
wenn fie in einzelnen Faͤllen aus blos perfönlihen Rüdfichten irgend 
„einem Beamten die Annahme der Abgeordnetenftelle verweigern 
„wollte. Sie hat dies bisher nicht gethan und wird es auch in Zu: 
„Aunft nicht thun.” 


Die Kammer aber verwahrte auch hiergegen ihr Recht und ihren 
feit der Entſtehung der DVerfaffung behaupteten Beſitzſtand, daß ihre 
Mitglieder durch einfeitigen Regierungsbeſchluß uͤberali gar nicht von 
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be Thellnahme an ber Ständeverfammlung ausgeſchloſſen werden 
nnten. 

&o, in biefem Zuftand, blieb die Sache wieber bis zum Sabre 
1841, wo der Einfluß des Minifters von Blittersdorf in bie Lan⸗ 
desverwaltung überall überwiegend geworden war. Jetzt wurden bei ber 
neuen Einberufung ber Ständeverfammlung dem neu zum Abgeorbnes 
ten gewählten Oberhofgerichtsrath Peter und dem bereits mitten im 
feiner achtiährigen Wahlperiode befindlichen Hofgerichtsrath Aſchbach 
der Urlaub verweigert. Daß nicht etwa die NRüdfichten bes Dienfles, 
fondern der unabhängige Charakter und bie freifinnige Richtung biefer 
Männer die Gründe des Ausfchluffes waren, biefes bezweifelt nach ben 
ganzen vorliegenden Werhältnifien im Lande Niemand; um fo weniger, 
dba gleichzeitig neben der Zurüdhaltung der beiden liberalen Michter ans 
deren minifteriellgefinnten , deren Dienflleiftungen nad ber Belegung 

ihrer Senate offenbar ſchwieriger erfeßbar waren, bereitwillig ber 
Urlaub ertheilt wurde. 

Die zweite Kammer proteflirte einftimmig gegen biefe Mafregel, 
und der liberale Theil derfelben feste auch noch, nachdem die erfle Kam⸗ 
mer der erhobenen Beſchwerde nicht beitrat, den Kampf für das gute 
Recht fo befonnen und emergifch fort, daß daraus eine Kammerauflös 
fung und bei der Appellation an das Volt durch die neue Wahl eine 
entfchiebene Belflimmung bes lesteren, und hierauf ber Austritt des 
Minifters Blittersdorf erfolgten. Die Regierung ließ nun ſeitdem 
feine Urlaubsverweigerung mehr eintreten, und auf ihre gelegentlich ber 
Einberufung der Ständeverfammlung des Jahres 1842 wenigſtens 
wörtlich erneuerte Forderung einer Urlaubseinholung von Seiten ber 
Staats» und Kirchendiener legte die Kammer feierlihen und einſtim⸗ 
migen Widerſpruch ein. Der diefen Kammerbefchluß vorbereitende Com⸗ 
miffionsberiht (vom Abgeordneten Weider, ſ. Beilage 3. zum 
Protocoll der 31. dffentlihen Sigung) ftelltbie Hauptgruͤnde fo: 
wohl ber Regierung und erften Kammer, als die der zweiten Kammer 
zufammen, und wir entnehmen daraus die Hauptmomente zur Erlaͤu⸗ 
terung diefer Höchft wichtigen Frage. Die hier geltend gemachten Rechtes 
und politifhen Gründe find naͤmlich für die Gefeggebung und für die 
beftehenden Verfaſſungen, welche nichts Entgegengefegtes beftimmen, 
allgemein gültig. Sie ftellen auch da, wo andere pofitive Beflimmuns 
gen exiſtiren, diefelben Doch ale naturmwidrige Ausnahme bar, und 
begründen alfo eine möglihft befhräntende Auslegung für bie: 
felben. 

1. Dee Hauptgrund, aus welhem bie Regierung das Recht 
ableitet, durch Urlaubsverweigerung die zu Abgeordneten ernannten 
Staatsdiener von ber Zhellnahme an den fländifchen Verhandlungen im 
beiden Kammern beliebig auszufchließen, befteht in dem 6. 5 unferer 
Verfaffung, welcher dasjenige feftfegt, mas bie Bundesgefege das mon» 
archifche Princip nennen. Derfelbe lautet woͤrtlich: 

„Der Großherzog vereinigt in Sich alle Rechte der Staatsge⸗ 

Staats⸗Lexikon. XV. 38 
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_7Blimmungen —— 
In dieſen ſaͤmmtlichen Rechten der Staatsgewalt iſt nun, fo ſagt 
ch auch das Aemterrecht und im diefem das beliebige Beurlaubungs ⸗ 


Urlaubsvertelgerungsrecht enthalten. 

Beſchrantungen und Verzichte diefes Rechts find In der Verfaſſung 
nicht ausdrüdlich enthalten, nicht zu vermuthen und nad $. 82 der 
—— —— eher anzunehmen, bis etwa darüber die Regierung in 

Gefegen den Ständen Bewilligungen gemacht, ihre früheren 
te aufgegeben hätte. 

Der 5: 82 fautet wörtlich: 

‚Der zur Beit der Eröffnung bes erften Landtags, wo die Eon- 
'„fitution in Mirkfamkeit teitt, beftchende Buffand in allen Zweigen 
„der Verwaltung und Gefeggebung dauert fort, bis bie er ſt e Ver⸗ 
abſchiedung mit dem Landtage in ben Gegenftänden, bie ſich dazu 

„eignen, getsoffen fein wird. Imsbefondere wird das erfte Budget 
"bie 2 Vereinbarung mit den Ständen proviforifh in Vollzug 


gefet. 

Die zivehte Kammer erkennt num vollftändig das monarchiſche 
Prineip des $. 5 der Verfaffung an, daß nämlich in dem Großher- 
309 fid) die add oder Zuftändigkeit aller Rechte der Staats: 
gemalt, alſo auch das Aemterrecht und mit ihm das Urlaubsrecht ver- 
einigen und repräfentiren. 

Aber fie gründet ihr Necht gerade auf ebendenfelben $. 5. Nach 
ihm fteht ja das monarchiſche Recht und die ganze Verwaltung nicht 
etwa, wie man anzunehmen fdeint, außer, neben oder über der 
Berfaffung, fondern durhaus innerhalb derfelben. Nach ihm bürfen 
ja alle biefe monachifhen Rechte nur „unter den In diefer Verfaf- 
fungsurfunde feflgefegten Beftimmungen ausgeübt werden““. Cie 
find mithin in diefee Ausübung fo weit freiwillig rechtlich beſchtaͤnkt, 
wie es nöthig ift, damit diefe Beflimmungen und Zufagen der Verfaſ⸗ 
fung ihre volle Wirkfamkeit behalten. So 3. B. hat ber 
Großherzog unftreitig das Gefeggebungsreht, das Beſteuerungsrecht 
und das Mititärreht. Allein dieſe Rechte dürfen nur in ber Befchrän- 
tung ausgehbt werben, daß die in der Verfaſſung fefigefegten Rechte 
der fländifhen Zuſtimmung oder Nichtzuftimmung zu Gefegen und 
Steuern und Mititärdienfipflihten, fo mie die flaatsbürgerlihen Rechte 
auf Gleichheit aller öffentlichen Laſten für alle Badener in voller Wirk- 
famfeit bleiben. Greift man denn nun wohl das monarchiſche Princip 
und die $6. 5 und 82 an, wenn man unbewilligte Gefege, unbemil: 
ligte und ungleihe Steuern und Mititärdienftpflihten, welche die Re— 
gierung auch noch nach der in's Leben gerufenen Verfaſſung geben und 
auflegen wollte, als verfaffungswidrig und ungültig befämpft? Gewiß 
nicht! Das voͤllig Gleiche gilt aber natürlich auc bei dem Aemter⸗ 
und Urlaubsrecht. Diefes muß in der Ausübung und der Vers 
waltung ebenfalls fo weit fich beſchraͤnken, daß die Berfaffungsbeftim: 
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mungen, und zwar zunaͤchſt bie 56. 7, 33—39, 42, 43, 64 und 69 
und die dadurch dem Lande und allen Bürgern und Beamten verfafs 
fungsmäßigen und durch freie fürftliche Zuſage zugeficherten Rechte ihre 
vollſtaͤndige Gültigkeit oder Wirkfamkeit erhalten und behalten. 

Dadurch allein erhalten ja die Werfaffung und die Verfaf- 
fungsrehte und die fürfllihe Verleihung und Verbuͤrgung derfeiben 
erft wahren Sinn und Realität. Nur baburdy erhält der erfte Grunb⸗ 
fag eines öffentlichen Rechtszuſtandes, daß nämlich die Verwaltung 
fih dev Verfaffung und dem Verfaſſungs recht anfchließen und 
unteroednen müffe, feine Verwirklichung. 

Auc redet der Artikel 5 durchaus nicht, wie man vorgab, nur 
von buchſtaͤblichen Beſchraͤnkungen. Er läßt bie ewige allgemeine Res 
gel, daß alle Verfaffungsgefege nah Buchftabe und Geiſt ausge 
legt werben, beftehen. 

Nun aber enthalten jene citirten Verfaſſungsbeſtimmungen ganz 
Mar und auch buchſtaͤblich: 


a) für alle Beamten die Zufiherungen bes gleichen verfaf- 
fungsmäßigen Staatsbürgerrechte, ganz eben fo, wie alle andern 
Staatsbürger von den Wahlmännern zu Ständemitgliebern nicht 
blos erwählt, fondern auf 8 Jahre unwiderruflich ernannt zu 
werden; 

b) für bie wahlberechtigten Bürger aber das unbefchränkte Recht, fie 
zu ernennen, und 

c) für das Volk das Rede, von dem Großherzog alle feine er 
nannten 63 Abgeordneten zum Landtage berufen und fi durch 
diefelben vollftändig vertreten zu fehen; 

d) für die Kammer endlih das Recht, nur nad folcher richtigen 
vollftändigen Berufung aller Mitglieder ihrer Corporation Steuer: 
und Gefegbemwilligungen gültig zu befchließen. 

Dabei find in diefen Artikeln genau alle näheren Bebingungen 
dieſer Rechte ausdrüdlidh angegeben. Unter ihnen aber findet fich Pets 
neswegs irgend eine Beſchraͤnkung oder Aufhebung jener Rechte durch 
eine beliebige Urlaubsverweigerung. Der 6. 7 der Verfafſung aber 
fagt im Gegentheit: „die ftaatsbürgerlichen Rechte für alle Badener find 
glei in jeder Hinfiht, wo die Verfaffung nicht namentlich 
und ausdruͤcklich eine Ausnahme begründet.” 

Man kann alfo nimmermehr das fo fehr allen diefen Rechten wis 
berfprechenbe Recht ber Urlaubsverweigerung hier aus dem allgemeinen 
monarchiſchen Princip des $. 5 und aus einem unbefchränkten Urlaubs⸗ 
recht in der Zeit der Verfaſſungsloſigkeit folgern und zur Aufhebung 
jener Verfaffungsrechte in die Verfaffung übertragen. 

Diefes wäre ja wohl nicht um ein Haar rechtlicher ober zuldffiger, 
ale es wäre, wenn man jene obigen Verfaſſungsrechte ruͤckſichtlich ber 
Geſetze, der Steuern, der Militärdienfte hintennach durch das monar⸗ 
hifche Princip, durch eine belisbige Ausuͤbung des vor der Verfaſſung 
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unbeſchtaͤnkten Fürftlichen Gefepgebunge:, Bejteuerungss oder Militärs 
rechts wieder befchränfen und aufheben mollte, 

Diefes Alles aber entſcheidet vollftändig auch gegen das aus dem 
$. 82 abgeleitete Argument. Diefer Paragraph will Eeineswegs, daß, 
auch nachdem bereitö bie landſtaͤndiſche Verfafſung in's Leben getre— 
tem war, die früher unbeſchtaͤnkte oder verfaſſungsloſe Verwaitung 
fortbauere —— * neuen —— Arten die Verfaf— 

verlegen 2 will nicht, die einzelnen ausgefprocher 
———— der Bürger, die ohne andere als bie in 
ber Berfaffung enthaltenen neuen Einrichtungen und 
Gefepe vollziehbar find, nichtig bleiben und fo Lange ſchlafen 
follten, bis die Regierung, über jedes einzelne berfelben neue befondere 
Gefege mit den Ständen vereinbart hätte. Er will Feineswegs fagen, 
daß auch nad Eröffnung der ſtaͤndiſchen Verfaſſung die Regierung je 
nen Verfaffungsrechten völlig widerſprechende Pflichten von den Bür- 
gern. fordere, ihmen widerſprechende, nur der früheren. abfoluten Gewalt 
zuftändige Rechte hätte anſprechen und folhe Regierungsacte hätte vor⸗ 
nehmen dirfen. Diefe Anſicht würde ja zu dem Abſurdum führen, 
daß die gegebene und auch durd die Eröffnung ber kandſtaͤnde in's 
Leben ihrte Verfaſſung noch gar Feine Verfaſſung fel, noch gar 
feine wahren und feſten Rechte dem Volk und den Bürgern ertheile, 
daß dieſe Mechte vielmehr erſt davon abhingen, daß und in wie fern 
bie Megierung bei neuen, mit den Ständen zu berathenden Geſetzen 
diefe Nechte neu zu bemilligen beliebe und auch beide Kammern ein- 
flimmten. Vor der Verfaffung konnte z. B. bie unbefchränkte Negie- 
ung beliebige Bevorzugungen und Ausſchließungen in Beziehung auf 
die Staatsämter machen, auch beliebige Steuerprivilegien ertheilen. Die 
BVerfaffung will Gleichheit der Bürger. Beduͤrfte es nun, nachdem 
die Verfaffung in’6 Leben trat, noch befonderer Gefege, um biefes be— 
Hiebige Privilegientecht auszufchließen? Hatten nicht von felbft alle fa: 
tholiſchen, alle nichtabelichen Buͤrger das Recht, bei gleicher Befähi: 
gung zu allen Staatsämtern zugelaffen zu werden, ober ohne Steuer: 
privilegien nur gleiche Steuern zu zahlen? Die Verfaffung gibt eben fo 
allen Beamten gleiches ſtaatsbuͤrgerliches Recht, Abgeordnete zu wer: 
ben. Bedurfte es nun noch neuer befonderer Gefege, um ihnen biefes 
Recht auch in der That zuzugeftehen? Wahrlich nein! 

IL. Es widerfpricht vielmehr jede foldhe beliebige Befchräntung des 
Berfoffungsrehts duch ein früheres Wermwaltungsbelieben 
der Regierung, fo wie 1) der Natur der Sache und 2) dem ge= 
geſchichtlichen Recht, fo aud) 3) dem Buchftaben und Geifte, 
den Worten und dem Sinne ober der Abficht unferer 
BVerfaffung, ihrer fürftlichen Ertheilung und Zufage. Sie wider: 
fpricht auch 4) unferem zwanzigjährigen rechtlichen Befigftande. Es 
waͤre endlich 5) jedenfalls eine einfeitige gemaltfame Einführung jes 
nes Urlaubsvertveigerungsrechts rechtlich unmöglich: 

1) Die Natur ber Sache fordert, daß die Volksvertretung und 
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in Ihe die Mehrheit für bie gültigen Beſchluͤſſe durch das Volk, bef 
fen Rechte fie gegenüber ber Regierung vertreten, deſſen Steuern fie 
verwilligen follen, gebildet werde, keineswegs aber durch bie Regierung 
oder durch die Miniſter, deren Verwaltung fie controlicen, bie fie nd» 
thigenfaUs anklagen follen. Nun aber würden ja die Minifler, die 
von einem großen Theile der Ermählten nur die ihnen Mohlgefälligen 
zulaflen, die Mißfaͤlligen aber ſtets beliebig ausfchließen und mit Aus⸗ 
ſchließung debrohen und dadurch abhängig machen koͤnnten, die Mehrheit 
und ihre Belchlüffe bilden. So Eönnte ber ganze felbftftändige Beftand 
der Vollsrepräfentation, es koͤnnte bie mwohlthätige Kraft und Wirkſam⸗ 
Leit der fländifhen Verfaffung aufgehoben und in Ihe Gegentheil ver: 
tehrt werden. Die Geſchichte hat diefes bereits fattfam und abfchrediend 
genug bewiefen. Der Blick auf die Erfahrung unferer Beinen Länder, 
ja fogar auf die der größten Reiche beweif’t es, baß oft, wenn bie Mi⸗ 
niſter felbft nur drei, vier der erſten Vertheidiger der Freiheit und ber 
Volksrechte ausſchließen dürften, der Charakter der ſtaͤndiſchen Verſamm⸗ 
lungen weſentlich verändert, ihre Selbſtſtaͤndigkeit oder Vertheidigungs⸗ 
kraft gebrochen waͤre. 

2) Deshalb kannte denn auch das geſchich tliche europaͤiſche 
und deutſche ſtaͤndiſche Recht bisher, es kennen die ſchwedi⸗ 
ſchen, hollaͤndiſchen, belgiſchen, franzoͤſiſchen, engliſchen 
Verfaſſungen eben ſo wenig, wie die der fruͤheren deutſchen Reichs⸗ 
und Landſtaͤnde ein ſolches Urlaubsverweigerungsrecht in Beziehung auf 
die zur Staͤndeſchaft erwaͤhlten oder berechtigten geiſt⸗ und weltlichen 
Beamten. Die aus früherer Zeit fortdauernden, wie die mecklen bur⸗ 
gifche, kennen es ebenfalls nicht. Auch die erfien neueren bdeutfchen 
Derfaffungen, wie bie von Naffau, Lippe, Rudolftabt, Weis 
mar, tennen es nicht. 

Zuerft die neue baierifche Verfaffung und nad ihr einige anbere 
nuere deutfche Verfaffungsurkunden führten diefes Necht ein. Zu mel: 
hen Zwecken und mit welchem Erfolg? Diefes mag jeder Sachkundige 
ſich felbft beantworten. 

8) Die badiſche Verfaffung dagegen enthält nicht biefe neum 
Ausnahmsbeftimmungen, fondern bleibt buchftäblic, ber Natur ber Sache 
und dem gefchichtlichen Rechte getreu. Sie blieb es eben fo, wie auch 
andere fpätere deutſche Verfaffungen, 3. B. bie von Coburg, Bild: 
burghaufen, Braunfhmweig. Ste hätte jene Verfaſſungsrechte 
durch eine Urlaubsverweigerung beſchraͤnken koͤnnen, aber fie that es 
nicht. Sie gibt ausdrüdlich einige Beſchraͤnkung des ftändifchen Rechts 
der Beamten, darunter aber iſt das Urlaubsverweigerungsrecht mit Peiner 
Sylbe enthalten. 

A. Sie verwarf es durch bie fonnenklaren ausdruͤcklichen Be: 
flimmungen unter I. 

B. Sie verwarf es mit voller Abfihtlihkeit. Denn 
neben dem gefehichtlichen Recht und ber neuem franzoͤſiſchen Verfaſſung, 
welche die Urlaubsvermweigerung nicht kannte, Tag dem Gründer der ba: 
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Bifcen Verfafung vorgugäimefe atch die kung yünor publckte Bäierifche 
ig vor Augen. Er wollte aber ber Iegteren Feſtſtellung eines 
fürfttichen Rechts der Genehmigung oder Nichtgenehmigung der Mahlen 
dee Beamten nicht aufnehmen. Sonſt hätte auch er diefe Ausnahms⸗ 
beftinamung ausdrüdtich feſtſeten umd auch fo, wie die baleriſche Verfaf- 
fung, ausbrüdlih Vorforge treffen müffen, mie und auf welche Meife 
dan bei Urlaubsverweigerung an gewählte Beamten die Wolksvertretung 
xganzt werden foll, sta durch gleichzeitige Mahl von Erfagmännern, 
nach der baierifchen Verfaſſung, oder auf welch” andere Art. Selbſi 
die Negierung, als fie 1820 ein Urlaubsverweigerungstecht behauptete, 
mußte, fo wie neuetlich bie erſte Kammer, doch zugeben, daß alsdann 
die —— foefentliche Lucke habe, Aber gewiß derdlent ber 
Gründer der badiſchen Verfaſſung nicht den Vorwurf, daB er die Urs 
laubsverweigerung gewollt und doc zur unvermeidlihen Veran 
taffung verderblihen Streites diefelbe eben fo wenig 
feftgefleltt, als bei deren Eintritt für die Ergänzung der 
Volbsvertretung geforgt habe, 

C, Der Gründer der badiſchen Verfafjung konnte unmöglich blos 
filtfhiweigend ein Urlaubsvermeigerurgsredht einführen oder geſtat - 
ten wollen, weil dafjelbe nicht blos durch jene Ungemwißheit und jene 
Lie, fondern vor Allem durch feine abfolute Grenzenlofigkeit 
zehnmal verderbliher werden mußte, als inirgend einem. 
Staate, melher es pofitiv feftfeßte.. So z. B. fanctioniet allerdings die 
baierifhe Verfaffung bie Fönigliche Genehmigung als eine Verfaf- 
fungsbebingung fite das Landftändifche Recht der Beamten, Aber mit der 
Sanction gibt es jenem Regierungsrechte body auch zugleich bie nöthige 
fefte Grenze, daß der König nur gleich bei der Wahl eines Staatsdie- 
ners das Recht der Genehmigung oder Nichtgenehmigung ber Annahme 
der Wahl auszuſprechen hat, nad) erfolgter Genehmigung aber für 
bie ganze ahtjährige landfländifhe Periode dur fein 
Urlaubsverweigerungsreht mehr den Staatsdiener aus 
dem Ständefaal zurüdhalten darf. Es iſt dieſes nur ein be= 
fonderes Beſtaͤtigungsrecht, und ein blofes Urlaubsrecht kennt auch die 
baterifche Verfaffung nicht. Die badifhen Minifter dagegen mollten bei 
ihrer Ableitung eines Urlaubsrechts aus dem allgemeinen monarchiſchen 
Princhp folgern, daß fie auch nach erfolgtem Eintritte mitten in der land» 
fländifhen Periode bei jeder neuen Sigung ben Urlaub verweigern düͤrf⸗ 
ten. Ja durch Urlaubsertheilungen für eine beflimmte Landftändifche 
Sitzung mit dem beſchraͤnkenden Beifage: „fo lange es der Dienft er= 
laubt“, behielten fie fih das Recht vor, den eingetretenen Volksvertreter 
mitten im Landtage, vielleicht aus einer Commiffion oder ſtaͤndiſchen 
Verhandlung, beliebig abzuberufen und nad Haufe zu ſchicken, fo daß 
über ſolchem, geroiß nicht mehr unabhängigen Volksvertreter jeden Au: 
genblick das Todesſchwert für feine Ehre und feine landſtaͤndiſche Lauf: 
bahn und Wirkfamkeit ſchwebte, die minifterielfe Gunft oder Ungunft 
darüber entfcheiden koͤnnte. 
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&o ferner hat die Eurheffifche Verfaſſung durch befondere Be⸗ 
ſtimmungen ein Urlaubsrecht eingeführt, biefe felben Beſtimmungen aber 
begrenzen e6 genau. Sie befchränken es auf die eigentlichen oder hoͤhe⸗ 
ven Staatsdiener, ferner nur auf die activen Staatsdiener. Sie bes 
ſchraͤnken es weiter auf die Faͤlle, wo dringende Beduͤrfniſſe bes öffent» 
lichen Dienſtes die Urlaubsverweigerung nothwendig machen. Und fie 
verpflichten die Miniſter, darüber jebesmal den Ständen Nachweiſungen 
zur Prüfung vorzulegen, fo daß diefe jede in dringenden Dienſtintereſ⸗ 
fen nicht begründeten Urlaubsverweigerungen nicht als rechtsgültig aner⸗ 
kennen, fondern zum Gegenftand der Anklage machen Binnen. Alle 
diefe Beſchraͤnkungen fallen abermals weg, fobald man, fo 
wie in Baden, Urlaubeverweigerung ohne verfaffungsmägige Beſtimmun⸗ 
gen, willkuͤrlich einzuführen fucht, fie aus dem monarchiſchen Princip 
und aus dem Berwaltungsrechte der allgemeinen Staatsaufficht über oͤf⸗ 
fentlihe Diener ableitet. Nach biefer Ableitung kann man auch Penſio⸗ 
nären, bie ja immer noch Staatsdiener bleiben, Advocaten, Buͤr⸗ 
germeiftern, öffentlichen und niederen Dienern aller Art, ja vielleicht, 
wie in Hannover , Gemeinderaͤthen den Urlaub verweigern. Werden ja 
doch bereits von allen ſolchen sffentlichen Perfonen bei längeren Entfer⸗ 
nungen von ihrem Mohnfige Urlaubsertheilungen der Vorgeſetzten, alfo 
fobald die Regierung will, Regierungsurlaub erfordert. Und find ja mit 
dem Eintritt in bie Ständeverfammlung bereits in einigen Ländern, nicht 
einmal blos in dem jegigen Dannover, beliebige Urlaubsverweigerungen 
in Beziehung auf fie geltend gemacht worden ? Die babifche Megierung 
ift freilich fo mweit nocdy nicht gegangen. Dennody haben bereits mini⸗ 
fterielle Erklärungen und vollends bie thatfächlichen Urlaubsvermweigeruns: 
gen gegen Aſchbach und Peter binlänglich klar gemacht, daß bie Urs 
laub6vermweigerungen in Baden keineswegs blos auf MNüdfichten auf ben 
öffentlichen Dienft ſich beſchraͤnken, fondern , wie in anderen Ländern, 
dazu dienen follten, feeifinnige Deputirte auszufchließen und die übrigen 
Abgeordneten des Beamtenftandes abhängiger zu machen. Und wo ift 
irgend eine verfaffungsmäßige Bürgfchaft, daß, wenn die Megierung aus 
anderen Verfaffungen oder aus einem ganz vagen allgemeinen Princip, 
welche beide jene weite Ausbehnung zulaffen , ein ber babifchen Verfaflung 
fremdes Urlaubsrecht dem Land einfeitig beliebig aufzwingt, baß fie, daf 
fpätere Minifter nicht eben fo weit zu gehen belieben? Wird nun aber 
bei einer folhen völlig grenzgenlofen beliebigen Verfügung 
über weit die größte Mehrzahl der ermählten Abgeord⸗ 
neten ein befonnener Mann in einer unter folhem Einfluß gebildeten 
zweiten Kammer noch eine wahre und lautere und felbftfländige Volks⸗ 
vertretung, und nicht flatt derfelben eine ganz ihrem verfafjungemäßigen 
Zweck entgegengefegte verberbliche Miniftervertretung erbliden? Es wäre 
eine Verfaſſung, eben fo untauglid, den Thron zu flügen, wie das Volk 
zu fhirmen. Darin flimmten alle der Regierung ergebenften Bürger 
und Beamten ein. Und wer möchte das Andenken des unfterblichen 
Gruͤnders ber Verfaffung dadurch zu beleidigen wagen, daß er behaup⸗ 
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tete, er habe eine ſolche verberbliche Taͤuſchung ſtatt einer wahren Ver— 
faffung geben wollen! 

Man entgegne auch nicht, daß wir von Mißbtaͤuchen ſprechen, bie 
nicht vorauszufegen und durch Anklagen zu heben feien. Nicht von Miß- 
brauch reden wir, fondern von aufgehobenem oder dem Belieben des Ei- 
nen Theils Preis gegebenem Berfaffungszuftande. Uebrigens erflärten die 
Minifter, Gebrauch ihres Rechts fei nie Mißbrauch, fie würden darüber 
Beine Rechenſchaft geben. Und vollends dem Lande bei Kammern, bie 
fhon Drgane der Minifter find, den Troſt der Minifteranklage anbieten 
— biefes fähe faft aus wie Hohn. 

D. Der Gründer der Verfaffung Fonnte und durfte fogar 
“ein gefeglich beftimmtes und regulirtes Urlaubsverweige- 
tungsreht nicht wollen, weil baffelbe nach den befonderen 
badifhen Beſtimmungen nody ungleich; verderblicher und unpaffender 
fich darftellte, als in der baieriſchen und mürtembergifhen Verfaffung. 
Dort find auch neben einem Urlaubsrechte die erfie und die zweite Kam— 
mer nod viel felbftftändiger, ats diefelben nad, Einführung des Urlaubs: 
techts in Baden bleiben würden. Dort ermennt 5. B. die Regierung 
— fo wie hier, für jede beſondere Landtagsſihung beinahe die Haͤlfte — 

"ber erften Kammer ganz nach freiem Belieben. Dort find von ber 
zweiten Kammer nicht, fo wie hier, alle grundberelichen Abelichen, Praͤla⸗ 
ten, Univerfitätsabgeorbnete ausgefchloffen, fo daß in Baden neben ben 
Bürgern nur Beamte übrig bleiben, und diefe Letzteren fomit fehr na- 
tuͤrlich ſtets an Zahl und Einfluß im der badifchen Kammer ein viel 
bedeutenderes Element bilden müffen. 

Daß zu allen diefen für Baden nacıtheiligen Unterſchieden des hier 
geforderten Urlaubsverweigerungsrechts, als der ſchlimmſte von allen, der 
hinzukaͤme, daß in jenen anderen Staaten daffelbe in der Berfaffung be» 
gründet, bier gegen die Verfaffung willkuͤriich aufgedrungen wäre — 
wollen wir nicht ausführen. 

E. Nach allem Bisherigen wollte der Gründer ber badiſchen DVer- 
faffung das Urlaubsverweigerungsrecht nicht feſt ſetzen, und nad) einmal 
gegebener Verfaffung konnte weder er, noch bie feine Rechte und Zuſa⸗ 
gn repraͤſentirende Regierung rechtlich es ausüben wollen. Der erfte 

echtsgrundſatz bei jeder rechtlichen Zufage — der Grundfag von Treu' 
und Glauben felbft fordert es, daß Jeder das, mas er verſprach, 
verwilligte, gab — als wahr und gültig gewähre, es nicht felbft durch 
eigene Handlungen und Ausübungen anderer eigener Rechte vereiteln darf. 
So darf 3. B., mer einem Nugnießer oder Nugmierhsmann Nutznie⸗ 
ßungs⸗ oder Wohnungsrechte zufagte, feine Eigenthums» und Dispofis 
tionsrechte über die Sache nimmermehr fo ausüben, daß die zugefagten 
Rechte dadurch verlegt werden. Ganz eben fo nun muß es aud mit 
jenen ben Beamten und Bürgern unbefchränkt zugefagten Verfaſſungs- 
echten der Wahl u. f. w. gehalten werben. Die Regierung hat aller 
dings ein allgemeines Urlaubsrecht, aber fie darf daffelbe nur fo aus⸗ 
üben, daß es mit den von ihr zu gewaͤhrenden Verfaſſungsrechten vers 
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einbarlih iſt. Die Regierung darf fie nicht durch ihre Souveraͤnetaͤts⸗ 
und Amtshoheitsrechte ftören und gänzlic von ihrem Belieben abhängig 
mahen. Was waͤren denn noch jene ganz unbeſchraͤnkt zugefagten Ber: 
fafſungsrechte, Staatsbeamte zu Abgeordneten zu ernennen, bie ber Be⸗ 
amten, ernannt zu tern, oder die Mechte ber vollſtaͤndigen Einbern⸗ 
fung aller Landesrepräfentanten, wenn fie jedesmal von dem freien Be⸗ 
lieben des Zufagenden abhingen? Jene Ernennungsrechte wären blofe 
Berfchlagsrechte geworden. Kin zugefagte® angeblidhes Recht, wel⸗ 
ches der Verſprechende jeden Augenblick vereiteln koͤnnte, waͤre ein rechts 
liches Unding. Nie dachte der Verfaſſer der badifhen Charte an ein 
ſolches Urlaubsverweigerungsrecht. Daß die Zufage freiwillig, das Ver⸗ 
faffungsrecht octropirt war, macht hier nicht ben mindeſten Unterfchied. 
Durch Annahme wird es vertragsmäßig und gerade bei Liberalitäten gilt 
die Rechtsregel, daß fie im Zweifel zum Vortheil des Beſchenkten, dem 
Gebenden zur Ehre, dem Nehmenden zum Vortheil, auszulegen find. 
Und ein Fürftenwort vollends fol man nicht drehen und deuteln. 

4) Hierzu kommt nun der mehr als zwanzigjährige Beſitzſtand. 
Am eriten Landtage, wo man, fo nahe an der Gründung ber Verfaſ⸗ 
fung ftehend, die Abfichten derfelben doch Tennen mußte, dachte Nies 
mand an ein Urlaubsverweigerungsreht oder an eine Urlaubsbitte und 
ihre Forderung. Dan feste alfo das Land und ben Bürger und ben 
Beamten in den vollen rechtlichen Befisftand aller jener Verfaſſungs⸗ 
rechte. Diefen Beſitzſtand verſuchte man zwar 1820 zu flöten, nahm 
aber auf ben Widerfpruc der Stände auf der Stelle die Störung zu- 
ruͤck und erneuerte dann ganz ihren frühern Befigftand, und bie 1841 
blieb der Beſitzſtand ungeflört, die Kammer behauptete ihn ſtets, nas 
mentlid) 1833 und 1841 wie 1820 einflimmig als heiliges Verfaſ⸗ 
ſungsrecht, und blofe Urlaubsgefuche einzelner Beamten als foldyer, 
und höfliche Formen der Anzeige, uͤblich auch da, wo, wie bei dem Aus» 
wanderungsrecht, ein Verweigerungsrecht nicht beſteht, konnten niemals 
dem Rechte der Kammer und des Landes etwas vergeben. 

5) Es war endlich ſelbſt, wenn man fogar das Urlaubsvermweiges 
rungsrecht für die Regierung als nothwendig und als nicht für immer 
durd gültige ftändifhe Wahlen befchränkt anfehen will, body rechtlich 
undenkbar, daß die Ausübung dieſes Rechts anders als auf dem Wege 
der Geſetzgebung in verfafjungsmäßige Wirkſamkeit gefegt und mit jenen 
Verfaſſungsrechten vereint würde. Es war unmöglich: 

A. weil die Regierung die Verfaſſung und jene Verfaffungsrechte, 
vor Allem aber die von ihr zu gewährende abfolut unentbehrliche Voll⸗ 
ftändigkeit der Landesrepräfentation und der Vertretung aller Bezirke 
nicht felbft aufheben darf. Wie Lönnten Bezirken Steuern auferlegt 
werben, die durch Handlungen der Regierung ihrer Vertreter zur Bewil⸗ 
ligung derfelben beraubt wurden Nun vernichtet aber unmöglidy eine 
aus dem Staatsbienfiverwaltungsreht abgeleitete Urlaubsverweige⸗ 
zung das Verfaſſungs recht der auf 8 Jahre unwiderruflich ernanns 
ten Abgeordneten. Alle fo zurüdbehaltenen Beamten bleiben Abgeord⸗ 
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neie, — — und ihre Bezirke bleiben unvers 
treten, die Landesrepraͤſentation alſo unvoilſtaͤndig. Die Regierung koͤnnte 
fo beliebig auch eine ganze Anzahl von Bezirken von der wirklichen Me: 
präfentation auf dem an ausfchliehen. — Regie⸗ 
zung 1820 an, daß Ausuͤbung des Urlaul nur vermittelſt gleich 
mäßiger verfaffungsmäßiger gefeglicher Vereinbarung uͤber die Wervoll> 
fländigung der Repräfentation moͤglich ſei. 

B. Ueber bie Eriftenz, die Bedingungen und Grenzen eines minder 
—— gänzlich ungewiſſen dunkeln und. beſtrittenen Rechts, mie das Ur- 

erweigerungsrecht, fo wie 

Be über ein Recht endlich, gegen welches ein fo langer Befisftand 
und ſtets gleichfoͤrmiger Mibderfpruch ſtreitet, iſt nach $- 64 ber Verfaf- 
fung durchaus eine authentiſche Auslegung und Ergdhzung der Verfaf: 

ſung durch geſetzliche Wereinbarung nöthig, wenn es in's Leben geführt 
werben fol, Alter feſte verfaffungsmäßige Zuftand iſt zerftört, wenn 
bier einfeitige Gewalt und Belteben Eines der Factoren Der Orfehgebung 
feine Anfichten geltend machen wollen. 

„Wer folche Auslegungen einer Verfaffung machen Tann“ — fo 
„fügt ein berühmter Pubiiciſi — „der kann Alles machen." 

Nach allem Bisherigen muß man alfo die verwaltungsrecht- 
Tidye Austbung eines Urlaubsverweigerungsrechts als durch jene obigen 
BVerfaffungsrechte in Beziehung auf die Wahl der Staatsbeamten 
bedingt oder befchränft anfehen. Oder man muß in Baden ben Urlaub 
als durch die fürfttiche Extheilung und Angelobung der Verfaffung und 
duch die verfaffungsmäßig nothmwendige Einberufung aller 
63 Abgeordneten eben fo als vom Füriten zum Voraus bewilligt anſe⸗ 
ben, tie man in Balern bei der vom König beftdtigten Wahl eines Be: 
amten den Urlaub als demſelben zum Voraus für alle Landtage der 
fechsjährigen Periode ertheilt anficht, ober wie er auch bei uns als er: 
theilt erfcheint, fobald der Großherzog einen Beamten unter die acht 
von ihm zu ernennenden Mitglieder für bie erſte Kammer aufnimmt. 

Wenn aber nad) dem Bisherigen jede Begründung des Urlaubs— 
vertweigerungsrecht aus dem monarchifhen Princip und dem $. 5 ber 
Derfaffung in ſich ſelbſt zerfällt, fo bedürfen wohl vollends alle übrigen 
ſchwaͤcheren Unterftügungsgründe feiner weiteren 'Widerlegung. 

Die lange Erfahrung aller deutfchen und europälfchen Verfaffungen, 
die eine Ausfchliefung von der Ständeverfammiung durch Urlaubsver: 
weigerung nicht kannten und Eennen, bie Erfahrung in Baden, wo zwan⸗ 
sig Jahre hindurch die Regierung an eine Ausübung eines folhen Rechts 
nicht dachte, fo wie die Natur der Sache befeitigen auch die Beforgniß, 
als würden ſich ohne das Urlaubsvertweigerungsreht öfter für dem 
Staatsdienft — wahrhaft bedeutende Nachtheile ergeben, 
Nachteile, ungemiffe zukünftige Nachtheile, bie ſich nicht auf andere 
Weiſe befeitigen ließen, oder welche von dem gewiſſen und bleibenden 
großen Nacıtheilen jenes Rechts für Volt und Werfaffung nicht huns 
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dertfach aufgewogen wärben. Die bisherige Praxis brachte Baben, feis 
ner Regierung wie feinen Ständen, Ehre und Ruhm. Die entgegenge 
feste mwürbe es nimmer thun, wohl aber das Vertrauen zu ber Regie 
rung wie zu ben Ständen erfchättern, wie biefes ſelbſt die diteften 
treueften Freunde ber erflern, offen erklärten. 

So ift es ferner ganz verkehrt, von einem Urlaubsvertwelgerungss 
rechte von Privatgefhäftsherren zu fprehen und baraus Schläffe 
abzuleiten für das des Staats. Die badifhe Verfaſſung kennt auch 
jenes Recht der Privaten durchaus ‚nicht. Wer nah den Verfaſ⸗ 
fungsbedingungen gültig gewählt ift, teitt mit der allgemeinen Eins 
berufung bes Großherzogs ale gültiger Abgeordneter in die Kam⸗ 
mer. Wenn er etwa wegen Nichterfüllung privatrechtlicher Vertragsbe⸗ 
willigungen auf Echabenserfag belangt oder ihm ber Vertrag gekündigt 
werden Tann, fo geht dieſes das öffentliche Mecht und die Kammer gar 
nidyts an. Der Privatmann bat auch nimmer, wie bie Regierung beim 
Urlaubsverweigerungsrecht hätte, eine Gewalt zum Ausfhluß. Die 
Staatsregierung aber kann dem Beamten keineswegs ben Staatsdienft 
fündigen, weil dieſer ein Öffentliches Verwaltungsrecht iſt, unterges 
ordnet dem landſtaͤndiſchen Werfaffungsreht. Ale Collifion zwi⸗ 
fhen den landfländifchen Rechten und Pflichten des Beamten und zwie 
fchen feiner Beamtenpflicht ift hierdurch und durch jene unbefchräntten 
Berfafjungsartilel gefeglich zum Vortheil der flänbifchen Rechte geſchlich⸗ 
tet. Der Beamte durfte ihnen folgen, und die Regierung kann ben 
Beamten nicht mit Entlaffung ſtrafen, weil der Beamte nad) feinem 
Berfaffungsreht und daher gegen bie Staatsregierung nicht rechtsver⸗ 
legend handelte, und bdiefe ihm das zugefagte ftändifche Verfaffungsrecht 
heilig halten muß. Es fagte es die Verfaffung, und durch diefelbe ber 
Megent felbit dem Beamten zu. Es iſt alfo ein Recht, welches ihm 
der Regent nicht felbft erfchweren darf, welches zum Vortheil deffelben 
Staats ausgeübt wird, durch deffen und in deſſen verfaffungsmäßiger 
Nepräfentation allein die Regierung befteht und Gewalt bat. Die gegens 
theilige Anſicht bringt überall den Fuͤrſten mit dem Fuͤrſten in Widerſpruch. 

Ob und in wie weit ber Diener etwa aus Befoldung und Diäten 
eine vielleicht noͤthig werdende Dienftverwaltung während der Abweſen⸗ 
heit zu bezahlen hat — dieſes entſcheidet gar nichts in Beziehung auf 
unfere Frage oder auf das Recht, von den Ständen auszufchließen. 

Am Allerwenigften aber wird man bel einiger ruhiger Prüfung bes 
Verfaffungsrechts behaupten, die Rechtsgruͤnde ber zweiten Kammer gegen 
die Urlaubsverweigerung feien durch den Michtbeitritt der erften Kammer 
zu der erhobenen Beſchwerde juriftifch auch nur geſchwaͤcht worden. 
Menn eine ber beiden Kammern Beſchwerde darüber erhebt, daß die Re 
gierung einfeitig ihr Verfaſſungsrecht verlege, das heißt doc, gelinde aus⸗ 
gebrüdt, an demfelben ſolche Aenderungen vornehme, bie nur durch freie 
Zuftimmung beider Kammern gültig werden konnten, fo kann fie ber 
bloſe Nichtbeitritt der andern Kammer zur Beſchwerde, es kann fie bie 
ſes augenblidlihe Fehlſchlagen blos eines der Mittel zur Vertheibigung 
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deß bie Landestrpraͤſentetion vermsittelt der Ausfchliekung gültig erwaͤbl · 
ter Staatöbramten umvelftändig werbe, und baß die Regierung die Wah ⸗ 
len gültig erwählter Abgeordneten aus dem Beamtenftand einfeitig uns 
gültig made. Sie mußte deshalb zu einer verfaffungmäßigen 
Ausübung bes Utlauberechts eine Ergänzung der Berfoffung für noth 
wendig halten, und ſchlug dazu und zur nothwendigen Begrenzung die: 
ſes Rechts der zweiten Kammer eine Adreffe an ben Thron vor. Sie 
hätte alfo — wenn fie auch das Urlaubsverweigerungsrecht an fih für 
nothwendig hielt — body folgerichtig deffen Ausübung, fie hätte eben» 
falls jede Ausfchliefung erwählter verfafjungsmäßig berechtigter Staats: 
beamten und die Zerflörung der verfaffungsmäßigen Vouftändig- 
Beit der Volksrepräfentation durch blofe Berwaltungshandlung 


So alfo hatte fich in der Verhandlung über den Urlaubsftreit das 
merkwürdige Refultat ergeben, daß in beiden Kammern ſich aud 
nicht eine einzige Stimme fand, melde das Berfahren der Re: 
gierung völlig billigen, welche es der Verfaffung entſprechend finden 
Tonnte. 


Nicht ein unabhängiger gruͤndlicher Rechtsgelehrter wird bier un: 
fer Gegner fein. 

Eben fo wird die bisherige Darftellung genügen, um bie unermeß- 
Ude Wichtigkeit des angeblichen beliebigen Urlaubsverweigerungsrechts 
darzuthım. Die Kammer würde ihren eigenen verfaffumgsmäßigen felbft: 
fländigen Beftand als wahre Volksrepräfentation, wie ihre Mitwirkung 
gu Geſetzen, zu authentifcher Auslegung und Ergänzung der Verfaſſung, 
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fie würde ihre Eibe, fie wuͤrde ſich felbft und die Verfafſung aufgeben 
an dem Tage, an welchem fie jenes grenzenlofe beliebige Ausſchließungs⸗ 
recht erwaͤhlter Volksvertreter, an welchem fie jene einfeitigen Ergaͤnzun⸗ 
gen der Verfaffung und die authentiſchen Auslegungen ihrer beſtrittenen 
und mangelhaften Beftimmungen von Seiten der Regierung ſtillſchwei⸗ 
gend hinnehmen und gut heißen würde. Alle materiellen Vors 
theile der Verfaffung wären dadurch gleichzeitig Preis gegeben. Des 
Urtheils der Verftändigen und Redlichen fiher, kann fie alfo ruhig bie 
Verfaſſungsurkunde ober die Unredlichkeit derer überfehen, weiche ihte 
bebarrliche Vertheidigung jener beſchwornen Verfaffungsrechte als unnds 
thigen SPrincipienftreit darflellen, welche zur Abhälfe die erwählten Be 
amten auffordern, ihre Aemter, ihren Lebensberuf und Nahrungsſtand 
und zugleich die Möglichkeit ihres Eintritts im die Kammer aufzugeben, 
welche endlich wohl gar folche beliebige minifterielle Ausfchließungen der 
unabhängigen Beamten und Auswahl ber minifteriellen, die aus fehr bes 
greiflihen Gründen die Kammern nicht bloß ſtets abhängiger machen, 
fondern fie alsdann auch immer mehr mit minifteriellen Beamten anfäl 
fen, al& deshalb wohlthätig ſchildern — weil, wie bie Erfahrung 
zeigt, Beamte als zu unabhängig nit in bie Kammern 
papten!!! 

Die Kammer vom Jahre 1820 erwählte, als zum erſten Male eine 
Urlaubsverweigerung von Seiten der Regierung verfucht wurde, ben eins 
fachen natürlichen Weg, daß fie erklaͤrte, ohne die verfaffungsmäßig voll» 
ftändige Einberufung allee Mitglieder der Volksrepräfentation, aller Vers 
treter aller Bezirke und Bürger, keine allgemeinen Maßregeln und Bewilli⸗ 
gungen gültig berathen und befchließen zu können. Sie that, was nach dem 
erften Rechtsgrundfag über Corporationen und ihre Beſchluͤſſe felbft jeder 
Gemeinderath thun wird, aus welchem ber Vorſtand etwa durch Nichtein« 
berufung einzelne Glieder ausfchließen wollte. Sie forderte zur gültigen 
Schlußfaſſung vor Allem bie vollſtaͤndige Einberufung. Und diefes eins 
fache Acht verfaffungsmäßige Mittel wirkte auf der Stelle, und zwar 
fowohl für die Erhaltung des Friedens, wie für den 
Shug des Rechts. Die zuvor nicht beurlaubten vier Beamten wurden 
augenblidlid einberufen und der Landtag friedlich fortgefegt. 

Die Kammer von 1841 flug einen andern Weg ein. Sie bes 
ſchwerte fich zuerft bei der erfien Kammer, und als fpdter nad dem 
Nichtbeitritt der erflen Kammer jener Antrag, den Vorgang von 1820 
zu befolgen, in der Kammer erhoben wurde, ba erhielt er al& verfpätet 
nue die Zuflimmung der Minorität und diefe, fo wie die Nichtzuftims 
mung einzelner Kammermitglieder zu den Steuergefegen, bie freiwillige 
Zurüdziehung anderer aus der nicht volftändigen, nicht gehörig confli« 
tuiten Kammer — fie fonnten das Gewiſſen diefer Abgeordneten bes 
ruhigen. Das Verfaffungsrecht aber blieb bei dem Verfahren der Mehr⸗ 
beit der Kammer ungefhüst, der Friede unbewahrt. Die frühere oder 
fpätere unvermeibliche Kammerauflöfung erfolgte gerade nur durch den 
eingefhlagenen falfhen Weg der an bie erfle Kammer gebrachten 
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Urlaubsverweigerungen 
von Seiten bei Regierung abermals unvollftändig he werden follte, 
— eg ern — Kanne 


Eine andere Art von Urlaubsſtreit entſtand auf dem badifden 
Landtage vom 1844 daburd), daß die erzbifchöfliche Gurke dem Latholi» 
ſchen Stadtpfarrer Ruenzer von neh ber als allgemein ges 


achteter liberaler Abgeordneter auf mehrern fri Randtagen mirkte, 
den Urlaub verweigerte, während bie Regierung —— daß ſie ihrer⸗ 
ſeits deſſen Eintritt nicht beanſtande. Die Kammer forderte daher die 


Regierung auf, die, wie fle glaubte unzuläffige Urlaubsverwweigerung von 
Seiten der Curie zu befeitigen. Die Gründe file diefe Forderung find 
im MWefentlihen die nachfolgenden. 

Wie bei der Frage Über die Urlaubsverweigerung an bie Staates 
biener zum Cinteitt in die Ständefammer, ift hier am Wichtigſten und 
Entfcheidendften der allgemeine verfaffungsgemäfe Grundfag, daß die 
Landesverfaffung das oberfte und allgemein entfcheidende Staatsgrund- 
gefes iſt, welchem alle Gewalten untergeordnet find, daß ihre Wirf- 
famkeit daher duch Leine bloſe Verwaltungsmaßregel gehemmt wer⸗ 
den darf.» 

Auch die Kirche, welche des Schutzes des Staates bebarf, und 
deren hoͤchſte Behörden unmittelbar vom Staate botirt find, muß ſich 
denfelben Regeln fügen. Auch fie genießt der Wohlthaten der Nerfaf- 
fung, fie muß aud bie Pflichten erfüllen, welche folche ihr auferlegt. 
Die DVerfaffung gibt allen Geiſtlichen das Recht, gewaͤhlt zu werben, 
und allen Bürgern das Recht, Geiftliche zu wählen (Verfaſſungsurkunde 
$. 37, vergl. mit Wahlordnung $. 65). Diefes Verfaffungsreht kann 
nicht durch beliebige Verwaltungsmaßregeln der Kirche (Urlaubsverweiges 
rung) gehemmt und unterbrochen werben. 

Die Befugniß des erzbifhöflihen Ordinariats zur Verweige⸗- 
rung bdiefes Urlaubs, aus kirchen-ſtaatsrechtlichem Gefihtspuncte be= 
teachtet , ift gleichfalls überfchritten. 

Das Verhaͤitniß der katholiſchen Geiſtlichkeit ift nicht nach der Ana⸗ 
logie des Staatsdienerverhältniffes zu beurtheilen, fondern hiervon we: 
ſentlich verſchieden. 

Nach der Lehre der katholiſchen Kirche iſt die Prieſterweihe ein 
Sacrament, d. h. das Amt des katholiſchen Prieſters wird ihm nicht 
von feinen Oberen übertragen, ſondern derjenige, welcher dieſes Sacra= 
ment erhalten, empfängt feine Macht unmittelbar von Gott und übt 
fie kraft eigenen Namens und Rechtes. (Sauter, Jus ccclesiasticum $.45.) 
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Die Ditciplinargetwalt bes Epiſkopats über die Priefler, welche dem 
Bifhof dem Sacramente nad gleichflehen (Sauter ibidem), ift daher 
fireng auf die kirchlichen Canones und Belege befchränkt, und ber ka⸗ 
tholifche Prieſter iſt nicht der Willkuͤr des Biſchofs unterworfen, fons 
dern Lesterer bat nur die Kirchengewalt innerhalb der Grenzen bes Kir: 
chenrechts auszuuͤben. 

Es fraͤgt ſich deshalb hier: was beſtimmen die Kirchengeſetze uͤber 
den Urlaub der Prieſter? Es find hier die Canones et Decreta conci- 
li Tridentini maßgebend, weldye Sessio XXIII de reformatione Cap, I 

serüber beftimmte Vorfchriften enthalten. 

Hierin wird zur Einfchräntung ber befannten frühern Mißbraͤuche 
vorgefchrieben, baf jeder Pfründegenießer ſich am Ort der Pfruͤnde auf⸗ 
zubalten habe; hierin befteht die fogenannte Reſidenz. Auf einige Zeit fich 
zu entfernen, ift nur aus binreichenden Urſachen, melde, wenn fie ger 
gründet find, die Kirchengewalt fchriftlid zu billigen hat, erlaubt. Als 
ſolche Gründe werben folgende vier aufgeführt: Christiana caritas, ur- 
gens necessitas, debita obedientia, et evidens ecclesiae vel rcipu- 
blicae utilitas; doch fol eine Abwefenheit, bie nur zwei oder drei 
Monate dauert, für Leine Abweſenheit gelten, und bie Beurtheilung 
der Hinlänglichkeit ber Gründe dem eigenen Gewiſſen bes Abmwefenden 
überlaffen fein. Hierbei fol der Abweſende für feine Vertretung buch 
einen Vicar forgen. (Eichhorn, Kirchenrecht Bd. II. &. 755.) 

Der Eintritt eines gewählten Abgeorbneten in bie Kammer zur 
Erfüllung des ihm auferlegten Amtes ift eine moraliſch⸗ſtaatsbuͤrgerliche 
Pflicht eines jeden Badeners, und die Pfarrer find hiervon nicht 
ausgenommen, fondern vielmehr im $. 65 der Wahlordnung ausdrüde 
lih als hierzu berechtigt und verpflichtet benannt, und die verfaffunges 
gemäße Vertretung des britten Aemterwahlbegirkes iſt ein nothwen⸗ 
diger Staatszweck, welchen bie Gurie hätte billigen muͤſſen. Denn 
die Entfheidung, wer hierzu ber Faͤhigſte fei, kommt offenbar verfaf- 
fungsgemäß nicht ihre zu, fondern ift die Sache des Mahlbezirkes 
(Berfaffungsurfunde 59. 33, 34). Auch hätte dem Abgeordneten Kuen⸗ 
zer wenigſtens nicht fhon im Voraus ber Eintritt in die Ständevers 
fammlung geradezu unterfagt, fondern bis auf die Dauer von brei Mo⸗ 
naten feinem Gewiſſen überlaffen werben follen. 

Derfelbe bat, wie in frühern Sahren, für die Beſtellung eines 
von der Curie früher ſtets approbirten Vicars Sorge getragen. 

Auch in Baiern, wo doch gewiß bie Rechte der Eatholifchen Kirche 
nicht beeinträchtigt werben, erflärten die in ber Ständefammer anweſen⸗ 
den Eatholifhen Geiſtlichen fi in biefem Sinne, bei Gelegenheit 
der Discuffion über die Urlaubsverweigerung bes (evangelifchen) Decans 
Boͤckh. GVergl. die Verhandlungen ber baterifchen Ständefammer von 
1842/43.) So der Abgeordnete Lambert ©. 85: 

„Als ich bei dem bifhäflihen DOrdinariate zu Würzburg auf Pa⸗ 

„ſtoration meiner Pfarrei den Antrag flellte, wurde mir hierauf ers 
„widert: daß mir der erforderliche Urlaub für bie Dauer ber jetzi⸗ 
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„gen. Stänbeverfammlung gegeben werde; auf meine eingelegte Res 
——— daß ich. feines Urlaubs bedürfe, dieſes Wort dann zu⸗ 
„aüicigenommmen. Wenn von Seite der Behörde auf 

des Urlaubs beflanden worden, fo hätte ſoiches die mas 
Aurliche Folge, daß auch ber Urlaub verweigert werden Fönnte, was, 
‚sedenfalls nie zuläffig ift.’” E 

Der. Abgeordnete Bd (S. 86) bemerkt, baf feine kirchliche 
‚Dberbebörde ein Urlaubsgeſuch nie verlangt, habe, und 

der Ubgeorbnete Hans (S. 88): „Es gilt bei dee katholiſchen 
„Beiftichkeit noch Immer als Regel; wer in, Staatsangelegenheit abz 

3 „wefend iſt, wied als entfchulbigt betrachtet, Ich habe nun die Ehre, 
„um beitten Male in der Kammer zu fein, und «8 war ‚nie, etwas 
„mothwendig, als die Anzeige.’ 

Der Berichterftatter bemerkt ſchliehlich 

Es kann die geiſtliche Oberbehoͤrde in keinem Falle ermächtigt fein, 
„em Urlaubsgeſuch zu verlangen und Urlaub zu erteilen, indem, 
wenn dies der. Fall wäre, auch der mögliche Sa gegeben fei, daß 
„der Urlaub verweigert wuͤrde, wodurch es felbft in die Dände der 
„geiftlihen Dberbehörde geftellt würde, durch Werfagung des Urlaubs 
„an die Belftlichen, den Beſtand der Kammer zu verändern und den 
„Mitgliedern den Eintejet in diefelbe zu entziehen, was nie und nim- 
„mermehr in der DVerfaffung liegt.” 

Der Abgeorbnete Sifcher fagte: 

„Bon ben Orbdinariaten, die ich kenne, wurde der Ausdrud „Urs 
„laub“ nie gebraucht, fondern nur: bie Pfarrverwefung wird ges 
nehmigt.“ 

Nachdem hierauf der Minifter v. Abel noch verfichert hatte, 
daß er die Verfaſſung gegen ſolche Einſpruͤche der Geiſtlichkeit [hügen 
erde, wurde einftimmig befehloffen, ben Abgeordneten Boͤckh einzube: 
zufen, und er wohnte ohne weitern Widerfprud dem ganzen Land» 
tage bei. 

“s Dies gefhah in Baiern. 

Auch in Baden enthält die Verfaffungsurfunde und Wahlordnung 
feine ſolches aͤndernde Beftimmung. 

An Feankreih, England und anderen mehr ausgebildeten Verfaf- 
fungsftaaten denkt ohmebies die obere Geiſtlichkeit nicht daran, ihren 
Untergeordneten den Eintritt in bie Kammer zu erſchweren, ſondern es 
erfreut fie, ihre wichtigen Intereffen bort von einem Standesgenofien 
vertreten zu fehen. 

Der Abgeordnete Kuenzer iſt bereits einberufen, aber nicht erſchie⸗ 
nen, indem ber Oberkirchentath ihm ſolches durch Beſchluß vom 5. 
December 1843 Ausdrüdlic unterfagt hat. 

Eine directe Communication der Kammern mit dem erzbifchöflichen 
Drdinariate findet nad) $. 75 der Verf.Urk. nicht Statt; fie find desfalls 
nur an das Großherzogüche Staatsminifterium verwiefen. Solchem fteht 
edoch, kraft der Kirchenherrlichkeit, die Vorſorge zu, daß Feine Gewalt⸗ 
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handlung bee Kirche in ihrem Innern, und überhaupt nichts gefchehe, 
was dem Gtaate Nachtheil bringt; fo wie e8 zum Schutz ber Rechte 
der durch Mißbrauch der Kirchengewalt Verletzten berufen ift, wenn 
ſolche hierum im Recurswege nachſuchen (jus circa sacra. I. Conſt. 
Edict von 1807, $. 21, $. 36 der Verordnung vom SO. Ian. 1830. 
Reg. Bl. Nr. III.). 

Zwar wird in neuerer Zeit buch einige ſchwaͤrmeriſche und -ultras 
montane Schriftſteller dies uralte Schugredt bes Staates gegen Mißs 
brauch der geiftlichen Gewalt in Schatten geſtellt. Es wird nicht noͤ⸗ 
thig und angemeffen fein, das feit mehr als einem halben Jahrtauſend 
in allen europaͤiſchen Staaten anerfannte jus circa sacra näher zu ver⸗ 
theidigen , welches durch die babdifchen Landesgefege foͤrmlich und aus⸗ 
drädtich anerkannt iſt. Aud wird eine deutſche Megierung voranges 
ben mollen in einer revolutiondren Zerſtoͤrung diefer anerfannten Grund» 
fäge des europaͤiſchen Kirchenftantsrechts, auf welchem in unzertrennlicher 
Verbindung und Wechſelwirkung eben fo fehr die friedliche und huͤlf⸗ 
reiche Verbindung zwifchen Kirche und Staat, als der rechtlihe Schutz 
aller Staatsangehörigen beruht. 

Die Regierung antwortete hierauf, baß fie zwar ſtets jebem Mißs 
brauche der Kirchengewalt kraͤftig entgegentreten werde, auch die Wahl 
eines Guratgeiftlihen nach Umftänden als Grund zur geiftlihen Urlaubes 
ertheilung anerkenne, jedoch es dem Urtheil der geiftlichen Behörde an⸗ 
heim geben müffe, ob und welche Hinderniffe diefem Urlaub etiva aus 
dienftlichen oder feelforglichen Ruͤckſichten entgegenfländen. Die Kammer 
konnte ſich hierbei nicht beruhigen. Der Streit aber ſchwebt noch. Klar 
ft es nun wohl, daß bie canonifchen Geſetze einem beliebigen Ermeſſen 
der Oberbehörbe die Geiftlihen und deren Recht, aus Gründen des oͤf⸗ 
fentlihen Nusens ihre Reſidenz aufzugeben, keineswegs Preis geben, fie 
nicht zu Sklaven machen, ihnen ihre flaat#bürgerlichen Rechte nicht raus 
ben mollten. Welche große Gewalt in Glaubensſachen die Patholifche 
Kirche auch dem Goncilium und Papft beilegen mag , und welcher uns 
bedingten, faft ſklaviſchen Gehorſamspflicht geiftlihe Orden ihre Glieder 
unterwerfen mögen, für die übrige Geiftlihkeit und ihre Pirchlichen 
Verhaͤltniſſe find dieſelben nicht begründet. Es ift jene Rechtsvernichtung 
durch beliebige Verwaltungsmwilltür , die man zum Theil aus weltlich⸗ 
despotifchen Principien ableitet, dem canonifhen Recht wie bem Verfaſ⸗ 
fungsredht überhaupt und auch in Beziehung auf jenes Urlaubsrecht 
durchaus fremd, tie diefes auch die baierifche Regierung uͤbereinſtim⸗ 
mend mit der zweiten baierifhen Kammer anerkannte. Politifch aber 
möchte e8 eben fo wenig rarbfam fein, daß die Megierung es gänzlich in 
die Hand der Curie legt, welche katholiſche Geiſtliche, ob bie von einer 
ftaatsfreundlichen, oder die von einer ftaatsfeindlihen Richtung, fie in die 
Kummer eintreten laffen will. Politiſch IfE es nicht, daß die Megierung 
die liberal gefinnten katholiſchen Laien und Geiftlihen durch Vernichtung der 
ftaatsbürgerlihen Wahlrechte gegen fi fiimme Daß biefe in Baden 
durch diefen Vorgang ſich tief verlegt fühlen, zeigten ſchon viele der Kammer 
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übergebenen Petitionen. Daß bie Regierung ein friedllches Verhaͤltniß 
mie der Batholifchen Kirche zu erhalten fuche, ft billig und klug. Aber 
gefübelich iſt es zu Überfehen, daß bie größte Zahl der geifilichen und 
meltlihen Katholiken nicht aus Firhlih. Megterendem befteht, ſon ⸗ 
bern aus llechlich Regterten. Diefe Leptern aber danken es der Res 
gierung kelneswegs, wenn fie glauben, diefelbe gebe den Schuß ihrer 


- tanonifchen Mechte der Willkuͤr der Kirchenregierumg Preis, oder fie als 


fire ſich im abſolutiſtiſchen und arlſtokratiſchen Iutereffe mit der legter 
vom, Die Derzöge von Flandern und Brabant und noch Kaifer Jo- 
ſeph mußten, ‚der Joyense Entrde gemäß, vor dem Einzug in ihre 
Hauptſt ddte dem gutkatholiſchen Volke ſchwoͤren, daſſelbe gegen geift 
lichen Mißbrauch zu fhüpen. Will man aber vollends in unferer aufs 
geregten Zeit die natuͤtlichen Regungen derſelben, und ſo namentlich die 
liberalen: bei den geiftlichen und weltlichen Katholiken, kuͤnſtlich und durdy 
jene Alliance unterdrüden, fo fehe man zu, daß man ſich micht neue 
Gefahren bereite! Diefe unterdrücken Kräfte tommen auf andere Weife 
keankhaft zu Tage; bier vielleicht als religiöfer Fanatismus und Ultra» 
montanismus, und als Haß gegen die Proteftanten. Mit dieſem Ultras 
montanismus darf feine kluge Regierung bublen. Er findet doch nie anders 
Beftledigung als im der Unterdrückung ber weltlichen Megierung. Der 
Anlaß jut Unzufriedenheit, und zum Hader aber wird uͤm ſo weniger 
fehlen, und um fo gefährlicher werden, je mehr bie Regierung dem 


Geſetz und ihren Rechten vergab, €. Eh. Welder. 
Urrechte ober unveräußerliche Rechte; vorzüglich 
in Beziehung auf ben Staat. — Unverduferlide 


Rechte nennen die Naturrechtslehrer diejenigen dem Menſchen ange— 
borenen Rechte, melde durch Feinen Vertrag oder Verzicht verloren ges 
ben Eönnen. Zu den urfprünglicen oder angeborenen Rechten jedes 
Menfhen, bie man auch Urrechte,.abfolute oder allgemeine 
Menfhenrechte nennt, wird nämlich ziemlich übereinftimmend gezählt: 

1) Das Recht, als rechtsfaͤhiges Wefen, als Perfon und Selbſt- 
zweck oder Rechtsſubject anerfannt zu werden, moraus auch das Recht 
auf Ehre abgeleitet wird; 

2) das Recht auf Leib und Leben, auf die Erhaltung feines Das 
feine und die Unverlegtheit der einzelnen Glieder und Drgane feines 
Körpers ; 

3) das Recht auf ungehinderten Gebrauch der geiftigen und Eörperliz 
hen Kräfte — Recht der natürlichen Freiheit, welche wieder die folgens 
den befondern Rechte in ſich ſchließt: ’ 

Die Denkfreiheit ober die Befugniß, feine Gedanken zu äußern und 

Anderen mitzutheilen; 
die Gewiffensfreiheit und die Glaubensfreiheit, oder die Befugniß, 
feinen moralifhen und veligiöfen Weberzeugungen gemäß zu handeln; 
das Recht der Zueignung von Sachen und das Recht der Verträge 
oder die Befugniß, feinen Willen mit einem fremden Willen auszu⸗ 
tauſchen, zu vereinigen. 


y_ 





- 


Urrechte oder unverdußerliche Rechte, sl 


Diefe dem Menfchen angeborenen Rechte werben als unverdußers 
- liche den erworbenen ober verdußerlichen Rechten entgegengefebt. 

. Was nun die Unverdäußerlichleit ber angeborenen Rechte anbelangt, 
fo begnügt fi) ein Thell dee Naturrechtslehrer, ſolche fchlechthin für 
unveraͤußerlich und unverlierbar zu erklären, andere dagegen fügen bei, 
daß fie zwar nicht veräußert oder ganz aufgegeben, wohl aber befchränkt 
werden koͤnnen. Und biefe Anficht findet wohl auch ihre Bekraͤftigung 
in dem natürlichen Rechtsgefuͤhl, wie es im Laufe der Jahrhunderte, bes 
fonders unter dem Einfluß der chriftlichen Ideen, ſich entwidelt bat, ja 
man wird fogar behaupten dürfen, baß biefer Uebereinflimmung mit 
dem entwickeltern Rechtsgefuͤhl der chriftlichen Voͤlker die Lehre von dem 
unveräußerlichen Rechten ihre heutige Geltung verdankt, und daß vors 
zuͤglich hierdurch der dem heidnifchen Alterthum faft unbelannte Begriff 
des unveräußerlihen Rechts ber mwichtigfte im ganzen Rechtsſyſtem ges 
worden if. Denn.fo richtig die neuere Mechtswiffenfchaft von dem 
unabmeislichen Gefühl der Unverlierbarkeit gewiſſer Rechte ausgegangen 
ift und an die Spige ihrer Rechtsgebaͤude den Begriff des unverdußers 
lichen Rechts geſtellt hat, fo mangelhaft ift häufig feine miffenfchaftliche 
Begründung und Begrenzung. Für die Unverdußerlichkeit ber angebos 
venen Rechte oder des Urrechts wird nämlich, meiften® ber Grund anges 
geben: Verluſt oder Veräußerung des Urrechts wäre gänzliche Rechtlo⸗ 
figkeit ; mer aber rechtlos fei, der ftehe auch nicht unter bem Rechtes 
gefes und fei rechtlidy zu nichts verpflichtet, mithin auch niche zur uns 

“ bedingten Unterwerfung unter einen fremden Willen, worin eben bie 
Veräußerung des Urrechts befiche. Allein bier wird offenbar Rechtlo⸗ 
ſigkeit mit NRechtsunfähigkeit verwechſelt. Ein Geſchoͤpf, das durchaus 
feine Mechte aus dem Grunde hat, weil e8 willenlos und rechtsunfähig, 
weil es Feine Perfon, fondern eine Sache ift, fteht allerdingd nicht 
unter dem Rechtsgeſetz und kann deshalb auch Feine Rechtspflicht Haben. 
Mer aber, felbft mit Werzichtleiftung auf alle feine echte, in bie 
Knechtſchaft eines Andern ſich ergibt, verfpricht bamit nicht, gar Leinen 
MWillen mehr zu haben oder zur vernunftlofen Sache zu werden, was 
freilich eine abfolute und natürliche, mithin auch rechtliche Unmoͤglich⸗ 
keit ift (denn die Nechtsfähigkeit ift eine nothwendige Folge ober viels 
mehr ein integrivender Theil der vernünftigsfittlichen Natur des Mens 
fhen , beren ſich zu entäußern ganz aufer den Grenzen der Möglichkeit 
liegt), fondern er verfpricht blos Alles zu wollen und zu thun, was 
ber Andere will, und fo gut man ſich in einzelnen Beziehungen vers 
bindlih machen kann, zu wollen, was ein Anderer will (mas ja täglich 
bei jedem Vertrage vorfommt), eben fo gut ift e8 an fich auch mögs 
ih, Alles thun und leiden zu wollen, was ein Anderer will. Der 
Mille, Eeinen andern Willen zu haben, als ben Willen feines Herrn, 
iſt auch ein Wille; die Rechtsfähigkeit aber verliert felbft ein Sklave 
nicht, denn auch der Sklave kann ja mit feinem Herrn wenigftens einen 
rechtsgültigen Sreilaffungsvertrag abfchließen, auch der Sklave barf fi 
feines Lebens gegen Dritte wehren u. f. w. 
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Mit dem Beweiſe, daß die Rechtsfaͤhigkeit etwas für dem lebendi⸗ 
gen, vernunftbegabten Menſchen Unverlierbares und Unverdußerliches feh, 
ift alſo für bie mirfliche Unveräuferlichkeit der angeborenen Nechte felbft 
nicht viel gewonnen, Wollte man aber aud) die Unveräußerlichkeit der 
angeborenen Rechte als eine Forderung der fittlihen Vernunft, bie eis 
nes weiten Berveifes nicht bedürfe, gelten laffen, fo kann doch wies 
derum das unverdußerliche Recht Kein umbefchränkbares und under 
ſchraͤnktes fein. 

Beſchraͤnkung eines Rechts unterſcheidet ſich nämlich- von der Ver⸗ 
Auferung. dadurch, daß lettete das Weſen, die Subſtanz, erſtere blos 
die Ausuͤbung des Rechts betrifft. Veraͤußerung iſt hiernach jede uns 
miberrufliche Vetzichtleiſtung auf das Ganze oder einem Thell des 
Rechtes felbft, nicht aber eine blos tempordre, wenn auch gänzlide Ver⸗ 

[ zichtieiſtung auf ben Gebrauch, ober eine — ſei es auch unwiderrufliche 
— Berpflihtung zue Vornahme oder Unterlaffung einzelner unter dem 
Recht begeiffener, Praft des Mechts möglicher conereter Handlungen, 
fo Lange dieſe einzelnen beftimmten Handlungen oder Aeußerungen nicht 
das ganze Recht erfähöpfen, fo lange durch eine ſolche Verpflichtung 
nicht jeder unabhängige Selbſtgebrauch des Nechts unmöglich wird. Die 
Beſchraͤnkung eines Rechts im Gegenfas zu deſſen Veräußerung Tann 
daher auf zweierlei Art gefhehen » entweder durch unwiderrufliche Vers 
zihtleiftung anf den Gebrauch (mas gleichbedeutend iſt mit temporärer 
Verpflichtung zum gänzliden oder theilweifen Nichtgebrauch, und auch 
die Ueberlafjung des Gebrauchs an einen Andern mitbegreift), oder durch 
Verpflichtung zu einer beftimmten Art und Weiſe des Gebrauchs, die 
auch eine unwiderrufliche an Feine Zeitgrenze gebundene fein kann, in 
diefem Falle aber nicht das ganze Recht umfaffen, nicht jeden ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Gebrauch für eigene Zwecke ausfchliegen darf. Um blofe Rechts—⸗ 
befchränkung zu bleiben und nicht in Veräußerung überzugehen, darf 
alfo die Verzichtleiftung auf den Gebrauch eines Rechts, wenn total, 
keine unwiderrufliche, und wenn unwiderruflich, Feine totale und keine 
in Uebertragung oder Ueberlaffung des Gebrauchs an einen Andern bes 

’ ftehende fein, weil unwiderrufliche Uebertragung auch nur eines Theile 

ber Ausübung wahre, wenn gleich nur theilweife Veräußerung iſt. Das 
gegen ift untoiderrufliche Verpflichtung zu getwiffen Arten des Gebrauchs 
ober Nichtgebrauchs noch Feine Veräußerung, weil dabei das ganze 
Recht bei mir bleibt und auf keinen Andern übergeht. 

Wäre nun im Gebrauch der unverdüßerlihen Rechte nicht jeder Menſch 
ſchon vornherein dadurch beſchraͤnkt, daß er von feiner Freiheit nur 
einen folhen Gebrauch machen darf, bei dem die gleiche Freiheit aller 
Webrigen beftehen kann, fo wäre gar fein Rechtszuftand möglich; und 
wäre nicht auch eine noch weiter gehende freiwillige Selb ſtbeſcht aͤ n⸗ 
tung des Urrechts in der Art zuläffig, daß auf die Ausübung gewiſſer 
angeborener Befugniffe mit Rechtswirkung verzichtet oder eine Verbind⸗ 
lichkeit zu pofitiven Leiftungen mit Rechtskraft eingegangen wird, fo 
gäbe es keinen Vertrag und Feine Möglichkeit an die Stelle eines blos 
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negativen Rechtsverhältniffes unter den Menſchen (vermöge deffen keiner 
den andern in feinem Mecht verlegen darf) ein pofitives zu fegen und 
eine Geſellſchaft im Rechtsfinne unter ihnen zu begründen, wie Nature 
und Beſtimmung bes Menfhen es erforben. Wäre hingegen nur 
Veräußerung im ftrengften Sinne nichtig und jebe, auch die ausge⸗ 
dehntefte Beſchraͤnkung durch Vertrag rechtskräftig und verbindend, ginge 
die Befchränkbarkeit des unverdußerlihen Mechts fo weit, als der Bes 
griff der Rechtsbeſchraͤnkung im Gegenfas von Rechtsveraͤußerung reicht, 
fo müßte man aud zu unfittlihen Handlungen ſich rechtsguͤltig ver 
pflichten Finnen, und es müßte rechtlich möglich fein, fo ausgedehnte 
Verpflichtungen (3. B. durch Dienftbbarkeitsverträge) unwiderruflich eins 
zugehen, oder auf bie Ausübung unveräußerlicher Rechte für fo lange 
Zeiten zu verzichten, daß in ihrer Wirkung die blofe Rechtsbeſchraͤnkung 
einer Rechtsverdußerung oder Mechtsvernichtung ziemlich gleich kaͤme. 
Gaͤbe es endlich gar Fein unveräußerliches Recht, fo wäre die Freiheit 
bloß ein glüdlicher Zufall, Beine Rechtsnothwendigkeit, fie könnte durch 
Ergebung in bie Sklaverei, durch Unterwerfung unter abfolute Herrſcher 
ganz vom Angefiht der Erde fchwinden und allgemeine Dienftbarkeit 
von Mechtswegen an ihre Stelle treten, bie ganze Entwidelung ber 
Menſchheit koͤnnte rechtmäßiger Weife geradezu unmöglich ober von ber 
Willkuͤr einiger Wenigen abhängig werden. 

Je wichtiger baher bie Rolle ift, welche die unverdußerlichen Rechte 
im ganzen Mechtögebiete fpielen, um fo wichtiger ift auch die Beſtim⸗ 
mung der Grenzlinie, bis zu welcher ihre Befchränkbarkeit im Gegen⸗ 
fage der Berdäußerlichkeit geht, 'und es ift eine der vornehmften Aufga⸗ 
ben der Rechtsphiloſophie, das unveräußerliche Recht zu deduciren und 
Maß und Grenze ber Beſchraͤnkbarkeit deſſelben anzugeben. 

Geht man zu diefem Endzweck auf den legten Grund aller Rechts⸗ 
fähigkeit und alles Rechts zuruͤck, fo iſt es eine nicht weiter zu bemeis 
fende,, aber auch unzmeifelhafte, weil unmittelbar gewiffe Xhatfache aus 
der Welt ber inneren Erfahrung und des menfchlidhen Bewußtfeins, daß 
der Menfch eine fittliche Beſtimmung hat, zur Sittlichkeit ober zur 
freien Erfüllung bes Sittengefeges beflimmt ifl. Zur freien Erfüls 
lung bes Sittengefeges gehört aber ein nicht blos innerlich, fondern auch 
äußerlich freier Wille, und eine MWillensfphäre ober ein Gebiet, in deſ⸗ 
fen Umkreis er fi, frei von jedem Zwang bewegt. Ein folcher freier 
Wille wird ein gültiger Wille, wenn feine Freiheit Feine blos zufällige, 
thatfächlich jeder fremden Willkür Preis gegebene, wie die des Vogels in 
der Luft, des Wilde im Walde ift, fondern auch Andere fie anerkennen 
oder gelten laſſen müfjen, und mer diefe Anerkennung, fo meit er will, 
fordern und nöthigenfalls erzwingen darf, der iſt rechtsfähig, er iſt eine 
Perſon und Rechtsſubject; die Sphäre aber, worin Anbere feinen Wil⸗ 
len gelten laſſen müffen, oder die Gegenftände, die in biefe Sphäre fals 
(em, und über die fein Wille ſich erſtreckt, fei e8 nun feine eigene Perfon, 
oder ein Theil der Außenwelt, bilden fein Rechtsgebiet. 

Der Anfpruh nun auf ſolche Beltung, auf ſolche Freiheit ober 
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Unabhängigkeit des eigenen Willens und Millensgebiets von fremdem 
Willen kommt allen denjenigen, aber aud nur denjenigen Wefen zu, 

„bie eine’ vernänftigsfittliche Beftimmung haben und erfüllen follen. Denn 
wer fol, der muß auch koͤnnen, teil Sollen und Nichtkönnen ein 
Miderfpruch iſt; wer alfo das Sittengefeg mit Freiheit erfüllen fol, 
der muß, um dies zu koͤnnen, auch im MWirftichkeit frei fein, ein’ Recht 
auf Freiheit haben und die Anerkennung diefer Freiheit erzwingen duͤr⸗ 
fenz aber auch nur wegen feiner fittlichen Beftimmung, zur Realiſirung 
des ihm eingeborenen Pflichtgefeges, werden jedem Menfchen Rechte 
zugeſchtleben/ find die Bedingungen und Gefege feiner Natur und feines 
Lebens aud) von Anderen anzuerfennen, haben diefelben auch aufer ihm 
feibft und für Andere (alfo objective) Gültigkeit, mie fie dem Thiere, 
der Pflanze, dem Geftein nicht zulommt. 

So gewiß jedoch, wenn freie Gittlichkeit des. Menſchen Beſtim— 
mung IE, ſein Wille ein auch aͤußerlich gültiger fein und es in felner 
Macht und Willkür ftehen muß, das Sittengefeg im handelnden Leben 
zu erfüllen, ober unerfuͤlt zu laffen, fo kann doch diefe Wabhlfreiheit 
Peine ganz unbedingte und in allen Fällen umbefchränkte fein. Das 
Sittengefeg ift nämlidy den Nebenmenfchen ober den Mitlebenden ges 
genüber ein Gefeg der Gleichheit, und zwar ſowohl der gleichen 
Liebe und Förderung, als der gleichen Achtung oder Geltung und Anz 
erfennung; das Naturgefeg hingegen, welches bios auf Befriedigung der 
angeborenen Triebe gerichtet iſt, und welches der Menfch mit dem Thiere 
gemein hat, ift ein Geſetz des Stärfern, ber feinen felbſtſuͤchtigen Wil 
len ohne Rüdfiht auf den entgegenftehenden des Schwäcern durchſetzt, 
und die Sittlichkeit befteht eben darin, daß der Menfch bei der ihm 
freigelaffenen Wahl zwifchen der Befolgung des Einen oder des Andern 
für das Erſte ſich entſcheide. Stände nun aber Jedem frei, den Neben⸗ 
menfchen, wie e8 ihm in jebem Fall beliebt, entweder nad) dem ſittlichen 
Geſetz der Gleichheit, oder nad dem Naturgefeg des Stärkern zu bes 
handeln, fo wuͤrde die völlig ſchrankenloſe Freiheit des Einen die des 
Andern aufheben, und Gleichheit würde zwar auch hier Statt finden, in 
fo fern das, was dem Einen erlaubt wäre, auch jevem Andern frei— 
fände, aber biefe gleiche Unbefchränftheit der Geltung jedes Einzelnen 
wäre ein förmficher, immerwährender Krieg Aller gegen Alle und noch 
ſchlimmer als der rohe, Naturzuftand, in dem das Recht des Stärken 
gilt. Denn bei den Eräftigften, gefundeften Naturvoͤlkern, welche die 
Entfcheidung ihrer Streitigkeiten oft vertragsmaͤßig dem Schwert an: 
heimftellen, findet ſich die Vorftellung, daß der Wille des Staͤrkern von 
Rechtswegen herrfche, der offene Kampf um Hertſchaft und Beſitz, wenn 
nur geführt mit gleichen Waffen, ift in ihren Augen etwas ganz Rechts 
mäßiges, und die Ueberwältigung des Schwaͤchern durch den Stärkern 
Hefert nur ben Beweis der Ueberlegenheit des Legtern und bildet fomit 
das Beweisverfahren, wodurch das Herrſcherrecht des Siegers bargethan, 
die Pflicht des Uebertvundenen, fortan zu gehorchen, außer Zweifel ges 
fegt wird. Nach dem Grundfage der gleichen Unbefchränttheit Aller aber 
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würde niemals Friede, weil jebe Waffe ber Hinterlift, jeder Vortheil, 
den Irgendwie und irgendwann ber Eine dem Andern abgewinnen kann, 
erlaubt wäre; kein Menſch befäße alfo unantaftbar das zur freien 
Pflichterfüllung unentbehrlihe Willens» und Mechtögebiet, und bie prak⸗ 
tifche Vernunft erfchiene mit ſich felbft in Widerſpruch, indem fie, flatt 
einer Regel, welche die Erfüllung ihrer fittlihen Beſtimmung allen auf 
der Erde lebenden Vernunftweſen möglidy) macht, wieder nur das Recht 
bes Stärkern und ben dem Sittengefege widerſprechenden Krieg Aller 
gegen Alle fanctionirte. Die Freiheit in Erfüllung oder Nichterfüllung 
des Sittengefeges kann daher nur einen Theil der durch daffelbe vorges 
ſchriebenen Pflichten umfaſſen; und fo gewiß es unerzwingbare Pflichten, 
freie oder reine Gerwiffenspflichten geben muß, wenn freie Erfüllung bes 
Sittengefeges möglich fein fol, eben fo gewiß muß es auch unfreiwil⸗ 
lige Pflihten oder einen erzwingbaren Theil bes Sittengeſetzes geben. 
Nun find aud in der That die vom Sittengefege im Verhaͤltniß zu 
Mitlebenden gebotenen Pflichten wefentlich verfchiedener Art: als ein 
Geſetz der Gleichheit fordert das Sittengefeg theils eine blofe Gleichheit 
der Achtung, die dem Willen des Nebenmenfhen gleiche Geltung wie 
bem eigenen zuerdennt, theild eine weiter gehende Gleichheit der Liebe, 
die für bes Nächten Wohl wie für das eigene beſorgt ift, und der’ er⸗ 
zwingbare Theil des Sittengefeges iſt derjenige, ber auf die Achtung 
Anderer, bie Anerkennung gleiher Geltung ihres Willens fich bezieht, 
während berjenige Theil des Gittengefeges, welcher bie gleiche Liebe, tote 
für ſich felbft, audy für den Nebenmenfcen fordert, unerzwingbar bleibt. 

Die zur freien Erfüllung des Sittengefeges nothwendige Gleichheit 
kann alfo meder eine auch die reinen Liebespflichten umfaflende, noch 
eine auf der gleihen Unbefhränftheit jebes Einzelwillens berus 
hende fein, fondern fie muß in der gleihen wechfelfeitigen Be- 
fhränktheit oder mwecfelfeitigen Gleichheit Aller beftehen. 
Um dies an einem Beiſpiel zu verdeutlihen, fo ift zwar das Gebot: 
Liebe Deinen Nächten wie Dich felbft! auch ein Geſetz ber Gleichheit, 
aber nicht der gleihen Achtung und Anerkennung, fondern ber gleichen 
Liebe, und diefe kann ed mir wohl zur Gewiſſenspflicht machen, an 
dem, was ich in den Bereich und unter die Herrfchaft meines Willens 
gebraht habe, auch einen Andern Theil nehmen zu laffen; aber um 
wider meinen Willen diefe Theilnahme zu erzwingen, um mic, aus meis 
nem Beſitz und Eigenthum verbrängen zu bürfen, müßte fein Wille 
unbedingt, oder mwenigftens mehr gelten als der meinige, und weil. fels 
nem Willen nur mwechfelfeitig gleiche, aber weder eine höhere, noch eine 
unbedingte Geltung zukommt, fo ift auch meine Pflicht in diefem Fall 
feine erzwingbare. Habe ich hingegen ausbrüdlich verfprochen, von mei⸗ 
nem Eigenthum ihm mitzutheilen, und bat ber Andere biefes Verfprechen 
angenommen, fo daß hierüber eine freie Willensmeinung zwiſchen uns 
Statt gefunden hat, fo ift meine Verpflichtung, diefen Vertrag zu erfüls 
len, allerdings erzwingbar, weil, um meinen Willm ohne des Andern 
Zuftimmung dndern und dadurch einfeltig die beflehende Willenseinigung 
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auflöfen zw dürfen, mein Wille (unbedingt, oder weniaflens) mehr gel» 
tem müßte als der ſeinige. Aus gleichem: Grunde iſt es auch ergioing- 
bare Pflicht, ſich jeder ‚Vergewaltigung ‚ober Verlegung der Perfon bes 


deſſelben die Herefchaft feines Willens hemmen oder aufheben zu duͤr⸗ 
fen, müßte mein. Wille (entweber unbedingte Geltung haben, oder mes 
nigflens)« mehr gelten als der feinige 
Hiernach ift es erziwingbare Pflicht, Andere nicht zu verlegen und 
eingegangene Werreäge zu erfüllen; die blofen Liebespflichten aber find 
unerzivingbar, ſo lange fie nicht durch Vertrag ober Gefeh (vergl. den 
Art. „VBertrag‘) zur Rechtspflicht geworden find. Allein auch der an ſich 
erziwingbare Theil des Sittengefeges iſt wiederum nicht — oder 
ohne all Befchränkung erzivingbar, ſondern nur in fo weit, als der Menfch 
dadurd; bie zu Erfüllung feiner menfdlichsfitttichen Beſtimmung unente 
behtliche Freiheit oder MWillensgeltung und Millensfphäre nicht verliert, 
Denn diefe muß ihm jederzeit gefihert, von fremder Willkür ober 
Gnade unabhängig bleiben und barf felhft dur bie fonft erzwing- 
baren Pflichten, durch den Grundſatz ber gleichen wmechfelfeitigen Be— 
ſchraͤnktheit oder mechfelfeitigen Gleichheit Aller nicht geſchmaͤtert wers 
den, weil es ein Widerſpruch wäre, wenn daſſelbe Gefeg, weldes ge⸗ 
wiſſe Pflichten für erzwingbar erklärt, blos um die Mittel zur freien 
Erfüllung ihrer fittlichen Beſtimmung den auf Erden Lebenden zu fihern, 
biefe Erzmingbarfeit fo weit ausdehnte, daß durch fie — das bloſe 
Mittel — der Zweck ſelbſt zerfiört wird. Wenn ich daher dem Hungers 
tobe nur dadurch entgehen kann, daß ich mich an fremdem Eigenthum 
vergreife; wenn ih, um ein vertragemäßig gegebenes Verſprechen zu 
erfüllen, eine Schaͤndlichkeit begehen müßte, fo hört die fonft erzwing⸗ 
bare Verpflichtung, Andere nicht zu berauben und das im Wege bes 
Vrertrags gegebene Wort zu halten, auf, weil in bem legten Fall ich 
meiner fittlihen Beſtimmung geradezu entgegenhandeln, im erften aber 
eine Grundbedingung fittlicher Menfchheitsentwidelung, das lebendige 
Dafein verlieren würde. 


Es muß alfo Rechte geben, melde jedem Menfchen unbedingt, 
nicht blos gleichheitlich oder nach dem Grundfage mechfelfeitiger Gleichheit 
zuflehen, und in deren Behauptung Feine Rechtspflicht ihn beſchraͤnken 
ann, weil fie das zur Erfüllung feiner menſchlichen, ſittlich-vernuͤnftigen 
Beftimmung unentbehrlihe Willens oder Rechtsgebiet umfaffen, und in 
biefes Gebiet muß Alles fallen, was vom Begriff des Menfchen ſich 
nit trennen läßt und einen integrivenden Beftandtheil feines Weſens 
bildet. Denn in der freien und volftändigen Menfhheitsentwidelung 
beſteht des Menſchen fittliche ober vernünftige Beſtimmung, und um 
diefe in ihrem ganzen Umfang erfüllen zu Fönnen, müffen vor Allem 
die von feinem Begriff und Weſen unzertrennlichen Eigenfhaften als 
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unzertrennliche und unveräußerliche ober als folche, zu beren Dingabe er 
nie rechtlich verpflichtet fein kann, anerlannt werben. 

| Geht man demnach von dem Begriff de6 Menfchen als rechtsfähts 
ges Weſen aus, fo ift da8 von feinem Wefen ſchlechterdings unzer⸗ 
trennliche Recht — das Recht, unter dem Rechtsgeſetz zu flehen oder 
nad) dem Geſetz der wechfelfeitig gleichen Geltung Aller, fo meit diefelbe 
mit der gleichen unbedingten Willensgeltung jedes Einzelnen vereinbar 
ift, behandelt zu werden. Auf dieſes Urrecht, welches alle andern Rechte 
in ſich faßt, kann nie verzichtet werben, weil es eine nothwendige Folge 
der vernünftigsfittlichen Natur des Menfchen ifl, deren Gefege er zwar 
übertreten, aber nie Anderen noch aufheben kann. Sollte ein Menfdy 
zur biofen Sache, oder das Eigenthum eines Andern werden, fo müßte 
er aufhören, Menfc zu fein, was ja, fo lang er lebt, eine Unmöglich« 
keit und fchlechthin wider die Natur der Dinge iſt. Dieſes Recht iſt 
aber nicht nur unveraͤußerlich, fondern auch unbeſchraͤnkbar. Ein Menſch, 
der nur theilweis, etwa zue Hälfte unter dem Rechtsgeſetz ftände, wäre 
auch nur ein halber Menſch, er koͤnnte, wie der Wahnfinnige oder das 
unmündige Kind, für Leinen ganzen, vollftändigen Menfchen gelten, und 
da das Rechtsgeſetz ein Geſetz ber Gleichheit ift, fo ift das erfte ‚weder 
veräußerliche noch befchränkhare Menſchenrecht der unverlierbare Anſpruch 
auf die vom Rechtsgeſetz gebotene Gleichheit Aller. 

Das Rechtsgeſetz aber ift ein Gefeg ber Gleichheit nicht blos in 
dem Sinn, baß es daffelbe ift für ale Menfchen, fondern auch in dem 
Sinn, dag es dieſelbe gleichheitlich befchränkte ober wechfelfeitig gleiche 
Willensgeltung Allen zuerkennt, fo weit foldye mit ber gleichen unbeding⸗ 
ten Geltung jedes Einzelnen in der für feine menfchlid-fittlihe Beſtim⸗ 
mung unentbehrliden Willensfphäre ſich verträgt, und die vom Rechts⸗ 
gefeg gebotene Gleichheit umfaßt daher nicht blos im Allgemeinen das, 
was man die Gleichheit vor dem Mechtsgefege nennen Tann, fondern 
auch fpeciell die wechfelfeitig gleiche Geltung Aller, oder die Gleichheit 
im engern Sinn. Auch auf dieſe Gleichheit, als unmittelbaren Ausfluß 
des Mechtögefeges, hat daher jeber Menſch ein unverdußerliches Recht, 
und dieſes unverdußerliche Recht ift ebenfalls unbefchränkhar, weil Gleiche 
heit fi nicht theilen läßt, und eine halbe oder Deittelsgleichheit Leine 
Gleichheit ift, die Gleichheit alfo ſchon ihrem Begriff nah unbefchränts 
bar fein muß. 

Da jedoch das Rechtsgeſetz von ber Regel wechfelfeitig gleicher Gel⸗ 
tung Aller diejenige Sphäre ausnimmt, die jedem Einzelnen zu Errei⸗ 
chung feiner menſchlichen Beflimmung auf Erden unentbehrlid, ift, fo 
find, um dieſe Sphäre zu ermitteln. die vom Weſen des Menſchen 
ungertrennlihen und deshalb zu feinem unveraͤußerlichen Recht gehoͤren⸗ 
den Kigenfchaften aus dem Begriff des Menfchen noch befonders zu 
entwideln, und iſt dann zu unterfuchen, ob und wie weit Beſchraͤnkun⸗ 
gen derfelben möglid find, ohne daß dadurch die Freiheit jedes Einzel⸗ 
nen in dem für feine menſchlich⸗ fittliche Beſtimmung unentbehrlichen 
Gebiete beeinträchtigt wird. 


GB Untehhte oder undet außerliche Rechte. " 


Der Begriff des Menſchen iſt nun aber kein anderer, als der einer 
lebendigen Einheit vom Leiblichkeit und Geift, eines Naturwefens, mit 
vernänftigefietlicher Beſtimmung. Der Menfch iſt 

3) ein Tebendiges, leiblic und geiftig eriftirenbes, 

2) mit Vernunft und freiem Millen begabtes, und 

3) nach Maßgabe feiner leiblichen und geiftigen Kräfte ſowohl ins 
netlich als nach. Außen thätiges Wefen, umd aus der Anerkennung dies 
fer drei don feinem Wefen ungertrennlichen Eigenſchaften folgt fein 
Recht auf Leben, Ehre und Freiheit, 

Das Recht auf Lehen nämlich umfaft fowohl das leibliche als das 
geiftige Dafein des Menfhen und Alles, was zu deffrn Erhaltung und 
Beltand, im Ganzen wie im Einzelnen, gehört, alfo die Unantaftbarkeit 
des Leibes wie die Unverlegbarkeit der Seelenktaͤfte. Das Recht auf 
Ehre aber beruht darauf, daß ein gültiger Mille oder Mectsfähigkeit 
nur einem vernünftigsfreien, unter bem Denk und Sittengefege der Verz 
nunft ftehenden und dieſem Gefege auch gehorhenden Weſen zukommt, 
wogegen das vernunftlofe Thier zwar auch einen Willen, aber feinen 
gültigen Willen, eine Rechte bat, und ber Unmündige, der Wahnfin- 
nige, der Verbrecher wenigftens nicht im Vollgenuß aller Menfchenrechte 
ſich befindet. Die volle Rechtsfaͤhigkeit des Menfchen It daher bedingt 
durch die Gewißheit feiner eigenen Vernünftigkeit und Rechtlichkeit und 
durch ben «Glauben am diefelben; und auf diefen Glauben hat deshalb 
jeder Menſch in fo weit auch ein Recht, daß nichts bemfelben Wider⸗ 
Tprechendes don Anderen gegen ihn geäußert ober gethan werden batf« 
Die Freiheit endlich, d. bh. die Freiheit im engern Sinn, begreift die 
ganze Reihe innerer und dußerer ZThätigkeiten, zu denen ber Menfch 
durch feine geifligen und koͤrperlichen Kräfte befähigt iſt. 

Diefe drei dem Menfchen angeborenen Rechte nun, die man zuſam⸗ 
men aud das Urrecht nennt, find unveraͤußerlich, weil fie die Grumbbes 
dingung menſchlich⸗ſittlichen Dafeins auf Erben bilden. Aber das un= 
veräußerliche Recht oder das Urrecht ift darum nicht auch ein unbe— 
ſchraͤnktes und in allen feinen Aeußerungen unbeſchraͤnkbares, fondern 
wird, wie ſich bereit ergeben hat, nothwendiger Weiſe befchränkt durch 
den Grundfag der mechfelfeitig gleichen Geltung Aller. Das angeborene 
Recht zerfällt daher in ein beſchraͤnkbares und in ein unbeſchraͤnkbares 
Gebiet; und da der Menſch nur wegen feiner vernünftigefittlihen Beſtim⸗ 
mung Rechte hat und Rechtsſubject ift, fo muß auch dieſe feine ver 
nünftigsfittliche Beſtimmung maßgebend fein für Ausdehnung und Ums 
fang, Beſchraͤnkbarkeit und Grenze feiner Rechte, 

” Hält man an dieſem Grundfage feſt, fo kann die Zeftfegung der 
Grenze, bis zu welcher eine Beſchraͤnkung der dem Menſchen angebores 
nen und unverdußerlichen Rechte nach dem Rechtögefege zuläffig ift, Feine 

> befonderen Schwierigkeiten haben; es muß aber audy einleuchten, daß 
von Befchränkbarkeit nur bei dem echte der Freiheit die Rede fein 
kann. Für fid) klar iſt es nämlich, daß, wenn es ſich von Beſchraͤnk— 
barkeit der unveraͤußerlichen Rechte handelt, dabei diejenigen nicht in 
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Frage kommen können, deren Natur an ſich ſchon jede Beſchraͤnkung 
verbietet, und an ſich möglich tft, da Beſchraͤnkung nie das Wefen eines 
Rechts, fondern blos befien Ausübung betrifft, die wirkliche Beſchraͤn⸗ 
ung eines Rechts nur bann, wenn der Gebrauch defjelben von bem 
Rechte felbft ſich fo weit trennen läßt, daß die Ausübung ober Nichts 
ausübung auf den Fortbeftand des Nechts ohne Einfluß, ber Nichtges 
braudy dem Recht ſelbſt unnachtheilig if. Herner gehört zu der Be 
ſchraͤnkbarkeit der Rechte, daß die Beſchraͤnkung der Natur der Dinge 
nad erzwingbar, alfo in bem Bereiche phyſiſchen Zwanges liegend und 
durch eine aͤußere Rechtsordnung realifirbar fei. 

Unbeſchraͤnkbar ift hiernach 

1) das Recht des Daſeins oder bas Recht auf Leib und Leben, 
weil ſich das Leben von der Lebensthätigkeit, der Ausübung des Lebens, 
nicht trennen läßt, vielmehr mit der Nichtäußerung des Lebens das Les 
ben ſelbſt verloren geht; weil ferner Verflümmelung unmiderrufliche 
Vernichtung eines Theile des menſchlichen Dafeins und Lebens ift, und 
weil Gefundheit, Unverfehrtheit und Unantaftbarkeit des Körpers eben fo 
wenig, als das Leben überhaupt ein Recht ift, bei dem ſich Ausübung 
und Weſen unterfcheiden laffen ; 

2) das Recht auf Ehre, weil bei biefem Rechte gleichfalls eine 
vom Weſen deſſelben gefonderte Ausübung nicht möglich if. Ehre im 
Rechtsſinn ift nämlich die gute oder wenigflens nicht ungünftige Mei-⸗ 
nung, die Andere von mir Außen, und da ich mid) hierbei durchaus 
leidend verhalte, fo kann zwar von Geltendmachung meines Rechts auf 
Ehre, wenn ein Anderer fie verlegt bat, aber nicht von Ausübung der 
Ehre felbft und mithin auch nicht von Befchränkungen der Ehre durch 
Verzichtleiftung die Rede fein. Bei biefen beiden Rechten folgt alfo bie 
Unzulaͤſſigkeit einer Beſchraͤnkung fhon aus der Unmöglichkeit einer Bes 
fhränfung, und Gleiches ift der Sal auch 

3) kei der Innern Freiheit geiftiger Thaͤtigkeiten, wie des Wollens 
und bes Denkens. Das Necytögefeg ift ein erzwingbares Geſetz der dus 
Bern Lebensordnung, und ba das innere Leben in Denken, Wollen und 
Empfinden ohne dußere Bethätigung Fein Gegenfland zmwingender Eins 
wirkung von Außen ift, fo find blofe Gedanken, Wünfche, Hoffnungen, 
Gefinnungen, VBorfäge und Gefühle auch Fein Gegenſtand mögliche 
Freiheitsbeſchraͤnkung. 

Bei dem Recht auf aͤußere Freiheit dagegen iſt Beſchraͤnkung an 
ſich moͤglich und daher, fo weit des Menſchen fittlich⸗ vernuͤnftige Beſtim⸗ 
mung nicht entgegenſteht, auch zulaͤſſig, d. h. fie aͤußert volle Mechtes 
wirkung, ſo lange ſie nicht ſo weit geht, daß dadurch des Menſchen 
vernuͤnftige Lebensbeſtimmung unerreichbar wird; und unerreichbar wuͤrde 
dieſe, ſobald der Menſch entweder Boͤſes und Vernunftwidriges zu thun 
gezwungen werden koͤnnte, oder aufhoͤren muͤßte, Selbſtzweck zu ſein und 
als ſolcher ſich aͤußerlich geltend zu machen. Was naͤmlich eine Rechts⸗ 
pflicht ſein ſoll, muß vor allen Dingen eine Pflicht ſein; was daher de 
Sittengefeg im Allgemeinen oder auch nur im beflimmten Fall für poſitiv 


D 


dites 
fen. Wer blos verſchont bleibt mit der Möthigung, durch directe Vers 
iehung bes Sittengefeges feine vernfnftige Natur zu verleugnen, im 


möge deffen in dem Leben eines Menſchen ftatt des eigenens Willens ein 
fremder Wille bleibend überwiegt und vorhertfcht, obgleich es eine blos 
vorübergehende Freiheitsbeſchraͤnkung durch widerrufliche, auf eine mä= 
Fige Zeitfrift abgefchloffene Dienftbarkeitsverträge, fo- wie deren freiwils 
lige Fortfegung und Erneuerung als rechtsguͤltig anerkennt, und ſelbſt 
eine vollſtaͤndige Verzichtleiſtung auf unveräußerlihe Rechte oder eine 
das unbeſchraͤnkbare Recht zerftsrende Selbſtbeſchraͤnkung zu Gunften 
Anderer Jedem freifteht, nur nicht rechtlich bindet. Denn es gehört, 
weil innerhalb der Sphäre feines unveräußerlihen Rechts ber Einzel: 
wille unbedingte Geltung hat, auch bie zum Weſen eines unveräußerlis 
hen Rechts, daß es dem Berechtigten feeiftehen muß, davon Gebrauch 
zu machen, ober nicht. 

Was hiernächft die im Rechte auf Freiheit begriffenen befonderen 
Rechte betrifft, fo ift in Beziehung auf Unverdußerlihkeit und Unbe— 
ſchraͤnkbarkeit das Wichtigſte das ber Gewiffensfreiheit, weil ja das Recht 
des Menfchen, feine Pfliht zu thun, der Grund alter denkbaren Rechte 
iſt. Das Recht der Gewiſſensfreiheit beſchraͤnkt ſich aber nicht auf das 
umverdußerlihe und ſchlechthin unbefhränkbare Recht, dem allgemeinen 
und von Allen anerkannten Sittengefeg gemäß zu handeln, fondern um: 
faßt auch die Befugniß, feinen perfönlichen oder individuellen moralifchen 
Weberzeugungen zu folgen, teil biefe zu verleugnen und ihnen zuwider⸗ 
zuhandeln gleichfalls unmoralifc if. Diefe individuelle oder fubjective 
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Serifiensfreiheit unterliegt jedoch, da bie perfönliche moralifche Webers 
zeugung bes Einzelnen auch eine irrige und zu Mechtsverlegungen fuͤh⸗ 
rende fein kann, politifche Schwärmerei ſchon zu Meuchelmorb, religiöfer 
Fanatismus ſchon zu Menfchenopfern und Verbrechen aller Art verleitet 
hat, der nothwendigen Beſchraͤnkung, daß dadurch kein Recht eines An» 
dern verlegt werden darf. 

Ganz auf die gleiche Weife verhält es ſich auch mit der Glau⸗ 

. benes oder Meligionsfreiheit, welche nur in fo weit unbefchräntbar if, 
als fie mit der Gerwifiensfreiheit zufammenfällt, als es dem Gläubigen 
Gewifiensfache ift, feine veligiöfen Webergeugungen auch dußerlich zu bes 
thätigen, wozu indeffen fhon das Recht des Privatgottesdienftes genügt, 
fo daß Verzicht auf Öffentlichen Gottesdienft nicht als Verletzung eines 
unverdußerlihen Menſchenrechts betrachtet werden kann, und ein ähnlis 
ches Verhaͤltniß findet bei der Denkfreiheit Statt, in fo fern darunter 
das Recht virftanden wird, feine Gedanken auf jede beliebige Weife, alfo 
auch Öffentlich, zu äußern und Anderen mitzutheilen. Auch dem Denker 
und dem Forſcher kann e8 zur Gewiffensfache werben, die von ihm er- 
kannte Wahrheit, feine wifjenfchaftlichen oder politifhen Weberzeugungen 
öffentlid, auszufprechen ; und fchon beshalb wird eine Geſetzgebung, welche 
felbft die entfernte Möglichkeit einer Gewiſſensverlezung vermeiden will, 
der Öffentlichen Mittheilung und befonders dem Gedankenverkehr durch 
die Preſſe keine anderen Schranken fegen, als welche in dem Rechts⸗ 
fhug, den fie Allen ſchuldig ift, begründet find. 

Das Recht der Zueignung und der Vertraͤge endlich ift fo weit 
befchräntbar, als dadurch dem unveräußerlihen Recht auf Leben und 
Ehre kein Eintrag gefchieht, und der auf fie Verzichtende nicht aufhärt, 
Selbſtzweck zu fein. Hiernach iſt e8 3.98. eine noch zuläffige Beſchraͤn⸗ 
fung des Rechts auf die Ermerbung von Eigenthum, wenn ih, mas 
ich erwerbe, einem Herrn, einem Kloſter, einer Geſellſchaft, zu überlafs 
fen mich verbindlich made, falls ich mir dabei fo viel vorbehalte, als 
zu meinem Lebensunterhalte nothwendig iſt; dagegen waͤre gänzliche 
Verzichtleiftung auf alles Eigenthum fo viel als Einrdumung eines 
Rechts über Tod und Leben und aus biefem Grund ungültig, obgleich 
an fi) das Recht auf Eigmthumserwerb nur ein einzelner und deshalb 
verzichtbarer Ausfluß des allgemeinen Rechts auf Freiheit ift. 

Daß übrigens die Grenze zwiſchen dem befchränfbaren und dem 
unbeſchraͤnkbaren Theile des Urrechts nicht mit mathematifcher Schärfe 
gesogen werden kann und immer etwas Schwantendes bebält, foll nicht 
geleugnet werden. Denn wenn ſich aucd unzweifelhaft erkennen läßt, 
daß es Verlegung eines unverdußerlihen Rechts ift, wenn man einem 
Menſchen tödtet oder zum Sklaven macht, fo hat es body oft fein® gro⸗ 
Ben Schwierigkeiten, nach blofem Vernunftrecht in allen Fällen zu ent 
fcheiden, wie weit gewiſſe Freiheitsbeſchraͤnkungen gehen dürfen, ohne daß 
der Menſch aufhört, als Selbſtzweck und Perfon zu eriflicen oder aners 
Tannt zu fein. Auch hier zeigt ſich die Nothwendigkeit pofitiver Feſt⸗ 
fegung oder eines pofitiven Rechts, und daß Vernunftrecht und pofitives 
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das Product dieſes Willens, das, was durch denfelben in feinen vers 
ſchiedenen MWirkungskceifen geſchaffen wird, unter dem Ausdruck Recht 
begreift. Die Willensfphäre, ohne die ein gültiger Witte ſich nicht denz 
ken läßt, und welche urfprünglic Alles umfaßt, was vermöge ber Natur 
des Willensfubjects Dbject feines Willens werden kann, zerfäut nämlich 
im zwei weſentlich verſchledene Gebiete: es gibt ein angeborenes mb eim 
erworbenes Willensgebiet. 

As Sinnenwefen bedarf nämlich der Menſch zu feinen Leben und 
Wirken der Sinnentvelt, und ſchon vermöge der Naturordmung if jedem 
Men chen ein Theil der Stnnenwelt, fein Rötper, als Eräger feines Geiſtes 
und Willens, als Vermittler aller feiner Lebensthätigkeiten und Willensäus 

. Ferungen, als Theil feiner Perföntichteit anerſchaffen. Dadurch entſteht für 
jeden Menfchen eine elgenehümliche, urfprüngliche und Individuelle Sphäre 
rein perfönlicher und angeborene Rechte, die Alles umfaßt, was von Ras 
tue zu ihm gebört, feinen Geiſt und Leib, feine Perfönlicjkeit mit allen 
ihren Kräften, ZThätigkeiten und naturgemaͤßen Aeußerungen, und biefes 
Willensgebiet, das von des Menſchen eigenem individuellen Dafein ums 
zertrennlich iſt oder vielmehr damit zufammenfältt, ift eben deshalb uns 
verdußerlich, jedoch, wie ſchon gezeigt worden, nicht unbefchränkbar, ſon⸗ 
dern fich theilend in ein unbefchränkbares und beſchraͤnkbares Gebiet. 

Ein zweites Willensgebiet dagegen, das Gebiet der dinglichen Rechte 
und des Eigenthums, entfteht oder ſchafft ſich der Menſch durch eine ſolche 
Anwendung feiner geiftigen und leiblichen Kräfte auf die von feinem frem⸗ 
den Willen ſchon vor ihm beherrfchte und eingenommene Außenwelt, wos 
durch diefe (d. h. ein Theil derfelben), mit ber eigenen Perfönlichkeit in 
bteibende Verbindung gefegt, zu einem Träger der letztern gemacht twird. 
Bu beliebiger Einwirkung auf die Sinnenmwelt hat nämlid im Allgemei⸗ 
nen jeder Menſch ein Recht, weil fie das unentbehrliche gemeinſchaftliche 
Willensobject aller coeriftivenden Willensfubjecte bildet. Allein wie jedem 
Menfchen eine eigenthämliche, die verſchiedenen Kräfte und Eigenfchaften 
feiner geiftigen und leiblichen Perſoͤnlichkeit umfaffende Naturfphäre an⸗ 
erſchaffen ift, fo herrſcht in einem andern Theil der koͤrperlichen mate⸗ 

rielleno Welt auch ſchon vermöge der. Naturordnung ein fremder Wille 
vor dem feinigen, nämlich in dem ganzen Gebiet fremder Perſoͤnlichkei— 
ten, und ba das Rechtsgeſetz Jedem gebietet, fo lange er nicht dadurch 
in den von feinem Wefen unzertrennlichen Eigenfhaften mehr, als mit 
Erreihung feiner menfhlihen Beftimmung auf Erden vereinbar ift, be> 
ſchraͤnkt wird, die Sphäre, bie ein Anderer ſchon mit feinem Willen er- 
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füllt und eingenommen hat, unangetaftet zu laffen, fo muß er ſich auch 
jedes Eingriffs in diejenigen Gebiete oder Theile der Außenwelt enthals. 
ten, die entweder ſchon vermöge ber Naturordnung Organe eines frem⸗ 
den Geiftes und Willens find und zu der anerichaffenen Willensfphäre 
anderer Wefen mit gleicher fittlicher Beflimmung und deshalb auch gie 
chem unverdußerlihen Recht gehören, oder zu Trägern eines fremden 
Willens Bereits gemacht und in ein fremdes Willensgebiet gezogen, einem 
fremden Willen bereits angeeignet find. So wie er aber felbft nad) dem 
Geſetz der Gleichheit die ebenbezeichneten Gebiete nicht antaften darf, fo folgt 
es auch aus feinem Recht auf Gleichheit, daß er zur Deffnung feines anges 
borenen Rechtsgebiets für einen Andern, oder zur Hingabe ber durch Anwen 
dung feiner perfönlichen Kräfte auf die Außere Sachenmwelt erworbenen Rechte 
an einen Andern, nicht gezwungen werden darf. Wo daher der Wille eines 
andern Rechtsſubjects auf jenen heil dee Außenwelt ftößt, der entweder 
von Natur fhon Träger meines Willens ift oder den ich zum Traͤger meis 
nes Willens durch Zueignung gemacht habe, ba ift durch diefen meinen 
Willen nad dem Gefeg ber mwechfelfeitigen Gleichheit eine Grenze geftedt, 
zu deren Mefpectirung ich ihn zwingen darf. Allein die Schranke meis 
ned Rechtsgebiets ift gleichwohl für denfelben Feine abfolut unüberfteigs 
liche, fondern nur fo lange ich. felbft fie ihm nicht öffnen will... Iſt e6 mein 
eigener freiee Wille, fie ihm aufzufchließen und zu feinen Gunften mid) 
feloft auf einen engern Umkreis zu beſchraͤnken, fo ift auch nad bem 
Rechtsgeſetz ein folher Wille und Entfhluß nad erfolgter Annahme 
und Willenseinigung fo weit bindend, als durch denfelben mwenigftens bie 
Sphäre des unbefchränktbaren Rechts nicht verloren gebt. Die jebem 
Menfhen angeborene, fo wie die durch Anwendung feiner perfönlichen 
Kräfte auf die vernunftlofe Außenwelt gefchaffene Willensfphäre kann 
alfo durch den eigenen Willen des Berechtigten befchränkt oder verengert 
werden, und durch ſolche freie. Selbftbefchränkung coerifticender Rechts⸗ 
fubjecte entfteht eine dritte Rechtsſphaͤre, eben fo unantaftbar als bie 
zweite: bie Sphäre der vertragemäßigen Rechte, welche zufanımen mit 
dee Sphäre der Eigenthums: oder dinglichen Rechte die Sphäre des ers 
worbenen Rechts bildet, die auch die Sphäre des verdußerlichen 
Rechts genannt wird, meil fie einen integrirenden Theil der eigenen 
Natur des Menfchen bildet, fondern von Ihm wieder getrennt werden 
kann, ohne daß er darum aufhört, im Vollbegriff des Worts ein Menſch 
zu fein. Unter unverdußerlihem Recht dagegen verſteht man ges 
woͤhnlich blos den unbefchränktbaren Theil des Einen, unveraͤußerlichen, 
jedem Menſchen angeborenen Urredhts und unter unverdußerlichen Rech⸗ 
ten die einzelnen Beftandtheile dieſes Urrechts, fo weit fie nicht nur uns 
veraͤußerlich, fondern auch unbefchränkbar find; fie bilden die unverdus 
Berlihen Menfchenrechte im engern und eigentlihen Sinn, die nunmehr 
auch nad ihren Rechtswirkungen und Folgen zu betrachten find. 

Es iſt der unterfheidende Charakter des unverdußerlihen Rechts, 
daß es jedem Menſchen, fo weit der fittlihe Zweck feines Daſeins auf 
Erden es erfordert, ſchlechthin und unbedingt, nicht blos gleichheitlich 
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fuͤllung feiner menſchlichen Beſtimmung ſchmaͤlert oder raubt. Wo das 
her dieſe nicht anders als auf Koſten fremden Rechts gewahrt werden 
Zönnen, da iſt dem Rechtsgeſetz zufolge auch der Eingriff in ein fremdes 
Rechtsgebiet erlaubt, und der in feinem unverdußerlihen Hecht Bes 
drohte hat das Nothrecht oder die Befugnig, wenn ihm fein anderes 
Rettungsmittel zu Gebot ſteht, felbft mit Verlegung fremder Rechte, ja 
fogar fremden Lebens, nicht etwa bloß auf Koften des Angreifers, ſon⸗ 
bern auch jebes Dritten fih zu fehügen. In dieſem Fall entfleht, weil 
auch der Eraft Nothrechts Angegriffene fein Recht zu vertheibigen die volls 
Zommene Befugniß hat, eine Gollifion der Rechte, deren Löfung das 
Rechtsgeſetz nur dem Gewiſſen der Betheiligten überlaffen kann. 

Der Grundſatz, daß das unveraͤußerliche Recht um jeden Preis 
behauptet und vertheidigt werden dürfe, leidet jedoch eine nothwen ⸗ 
dige Beſchraͤnkung durch das Recht der Wahrung der Rechtsgleichheit 
gegen unbefugte und muthwillige Verlegung, oder dur das dem 
Verletzten zuftehende Recht der MWiederausgleihung, der Strafe und 
Vergeltung. Soll nämlih Wahrung der vom Mechtsgefeg gebotenen 
Gleichheit möglich und das Rechtsgeſetz vollziehbar fein, fo muß 
im Fall von Rechtsverletzungen der Verleger dem Verletzten gegenüber 
aud in Bezug auf unveräußerlihe Rechte die Befugniß verlieren, der 
Erhaltung oder Wieberherftellung der rechtlichen Gleichheit thätlichen Wir 
derſtand entgegenzufegen, es muß bem Rechte des Verletzten bie Pflicht 
bes Verleders entfprechen, Erftern an der Ausübung feines Rechts nicht 
mit Gewalt zu hindern. Abfolut unverlierbar oder unverwitkbar find 
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alfo auch die unverdußerlichen Rechte nicht, weil, wenn fie felbft für 
ben Webertreter bes Rechtsgeſetzes nicht verloren gehen koͤnnten, fein 
Wille und fein Recht fchlechthin und überall mehr als bie ber andern 
gelten würden, und eben damit wäre ja das Rechtsgeſetz als ein Geſet 
der gleichen, theil® beſchraͤnkten, theils unbefchränkten Willensgeltung Als 
lee aufgehoben. Es ift mithin das Nothrecht nur ein Recht derjenigen, 
bie felbft das Rechtsgeſetz befolgen, und fteht als ein den Grundfag wech⸗ 
felfeitigee Gleichheit befchräntendes Recht nur demjenigen zu, ber ohne 
Schuld, d. h. ohne vorausgegangene Verlegung des Rechtsgeſetzes von 
feiner Seite, in Nothſtand gerathen iſt. Wer muthwillig die Rechts⸗ 
gleichheit an Anderen verlest, der muß es fich gefallen Lafien, daß ſelbſt 
auf Koften feiner unveräußerlihen Rechte das Rechtsgeſetz an ihm volls 
zogen und die von ihm bedrohte oder verlegte Gleichheit aufrecht erhalten 
oder toieberhergeftellt werde: es darf, mit anderen Worten, nad bem 
Srundfage der Gleichheit auch von feinem Mechte ihm fo viel entzogen 
werden, ald zur Bewahrung oder Wieberherftellung ber vom Rechtsgeſetz 
gebotenen Gleichheit nöthig ift. 

Allein daraus, daß das Recht der Vertheldigung feiner unveraͤußer⸗ 
lichen Rechte für den Verbrecher ganz oder theilweiß verloren geht, folgt 
gleichwohl nicht, daß die Hingabe bes unverdußerlichen Rechts für ihn 
zur pofitiven Mechtepflicht werde, oder doch dazu erhoben werben koͤnne. 
So wie es nämlich allgemeine Rechtspflicht it, Niemandem bie Aus 
übung feinee Rechte zu verwehren,, fo entfpricht allerdings auch dem 
Rechte des Verletzten auf Wiedervergeltung ober Strafe bie natürliche 
Verbindlichkeit auf Seiten bes Verlegers, dem Berlegten bie Ausübung 
dieſes Rechts nicht durch gewaltfamen Widerftand unmöglich zu machen. 
Ein großer Unterfchied ift es aber, ob ich ohne birecten Eingriff in bes 
Andern Rechte einer Strafe blos ausweiche und entfliehe, ober ob ich 
dem ÖStrafvollzuge mid, gemaltfam tmiberfege, und in ber negativen 
Pflicht des Beleidigers, den Beleidiaten an Ausübung feines Vergel⸗ 
tungsrechts nicht duch gewaltfamen Widerfland zu verhindern, iſt kei⸗ 
neswegs die hiervon ganz verfchiedene Rechtspflicht enthalten, ihm zur 
Ausübung feines Rechts durch Selbſtanklage und freiwillige Strafübers 
nahme oder fonft auf irgend eine Welfe bebütflich zu fein. ine folche 
freiwillige Hingabe feines unveräußerlichen Rechts und felbfithätige Mit⸗ 
wirkung zu deſſen Verluſtigung kann für den Verbrecher niemals poſi⸗ 
tive Nechtspflicht werden, weil Leiftungs s ober pofitive Pflichten nur 
duch Willenseinigung im Wege des Vertrags (oder eines bie Stelle 
des Vertrags vertretenden und nach Vertragsgrundfägen zu bemeffenden 
Geſetzes, f. „„‚Vertrag”) möglich), Verträge und Geſetze zum Nachtheil 
der unverdußerlichen Mechte aber ohne Rechtskraft find. Durch Rechtsver⸗ 
legungen wird daher in Bezug auf unveräußerlihe Rechte nichts welter 
verwirkt, als das Recht der Gegenwehr und der Vertheidigung gegen 
den das DVergeltungsrecht ausübenden Verlegten, und bie zwei Rechts⸗ 
fäge, daß unverdußerliche Rechte durch Verbrechen verwirkt werben, und 
daß ihre Hingabe nie Vertragepflicht ober pofitive Rechtepflicht werben, 

Gtaats skeriton, XV. 40 


ben, ſo gibt es unveräufßer! ? mintrechte und unveeäußertihe 
Rechte; ——— — 

umperduferliche Medht umd üereche jedes Menfhen, das 
rm dach dem Nechtsg ——— —— 
überhaupı * 


zu verwirklichen, ſondern es muß fogar, wenn es Realitaͤt gewinnen fol, 
ſchaftlich gemacht und In Gemeinſchaft ausgeuͤbt werden. Das 
Nacht, fo fern es die Veſtimmung hat, die freie friedliche Cooriſtenz der 
Menſchen zu: vermitteln, iſt ohne pofitive Geltung und "BVoltziehung 
nichtss. Gleichwohl Liegt es weber im Begriff und Mefen des Mechts, 
wie ein Naturgeſeh ſich ſelbſt zu realiſiren, noch fpricht bie Erfahrung 
dafür, daß das in feinem Recht bedrohte oder verlegte Individuum für 
ſich allein die Macht befige, fein Recht in allen Fällen auch geltend zu 
machen; es if im Gegentheil unleugbare Thatſache, daß der Angegrife 
fene und Verletzte in ber Regel ſchwaͤcher iſt, als ber Verleger, und daß 
dieſes Mifverhältnig nur ausgeglichen werben kann durch die Vereini— 
gung Vieler zu gegenfeitigem Rechtsſchutz im Rechtsverein, der fo orga= 
nifire iſt, daß auf der Seite des Rechts auch die Macht ficht. Wer 
wicht Genoſſe eines Rechtsvereins oder Staatsbürger ift, der hat zwar 
Mechte aller Art in ber Idee, aber nicht im ber Wirklichkeit; dazu bee 
darf es der Vereinigung mit Anderen, und zu biefer DVereinigung muß 
daher der Menſch gleichfalls ein Recht, und zwar ein wegen der Unver- 
aͤußerlichkeit feiner Menſchentechte gleichfalls unverdußerliches Recht bes 
figen (tie überhaupt da6 Recht der Thellnahme am Staat als Rechts⸗ 
verein ſchon deshalb für ein unveräußerliches erklärt werden barf, weil 
ohne den Staat bie Menfchheit ihre vernünftig-fittliche Beftimmung gar 
nicht erreichen Tann). 
Der Staat als Rechtsverein iſt alfo für jeden feiner Angehörigen 
dee Handhaber des Mechtögefeges, der Schüger feiner Rechte, das uns 
entbehrlichfte Mittel aller Rechtsverwitklichung, und das Erfte, mas 
demnach der Einzelne vom Staate fordern und erwarten kann, ift Anz 
erkennung und Sicherſtellung derjenigen Gleichheit, welche Anfang und 
Ende, Inbegriff und Summe alles Rechts ift, d. h. der Gleichheit vor 
dem Mechtögefet. Dee Staat iſt das verkörperte, lebendig gewordene 
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Rechtsgefes, und wenn das Rechtsgeſetz überhaupt von einer urfprünglis 
hen Gleichheit aller Menfchen ausgeht, fo kann das im Staat Fleiſch 
gewordene Rechtsgeſetz doch nicht von einer urfprünglichen Ungleichheit 
ber Menfchen ausgehen. Das Rechtsgeſet und als Verwirklichung bes 
Rechtégeſetzes — ber Staat müffen denfelben Ausgangspunct und Ans 
fang haben, und wie außer dem Staate jeder Meufc als Menfch dem 
andern gleich ift, fo muß im Staate jeder Staatsbürger als folder bem 
andern gleich fein. — Daraus folgt denn das unverdäußerliche Recht al- 
ler im Staat Vereinigten und Lebenden auf flaatebürgerliche Gleichheit 
oder das Mecht jedes Einzelnen , an der Bildung bes Gefammtwillens 
gleichen Antheil, wie jeder Andere zu nehmen und überhaupt nach kei⸗ 
nem andern Geſetz, als dem für Alle geltenden behandelt zu werben. 
Was aber nun das Recht, zur Bildung des Gefammtwillens mit 
gleicher Willensgeltung wie jeder andere Staatsgenoſſe mitzuwirken, ans 
belangt, fo ift deffelbe gleihbedeutend mit dem echt, keiner andern 
Macht im Staate unterworfen zu fein, al& dem Willen ber Mehrheit. 
Jeder gefellfchaftliche oder gefammtperfänliche Verein muß naͤmlich ein 
Drgan bed Geſammtwillens haben, in dem ſich die Gefellfchaft perfonifis 
cirt, ihr gemeinfamer Wille ſich verkörpert, und deffen Entſcheidung als 
ber Wille Aller, auch derer, welche eine andere Entfcheidung gewünfcht 
hätten, in Voraus anerfannt wird, dem baher jeder Einzelne, ber in 
den Berein aufgenommen werden will, fich unterwirft. Wenn aber das 
Rechtsgeſetz als ein Gefeg der Gleichheit nur in einem auf Gleichheit 
gegründeten Verein verwirklicht werden Tann, und wenn baraus folgt, 
daß im Staat die Stimme des Einen fo viel gelten muß, als bie bes 
Andern, fo muß im Staat auch eine Mehrheit von Stimmen mehr gel: 
ten als eine Minderheit. Denn die natürliche, abfiracte. Gleichheit des 
außergefellfchaftlichen Zuftandes , vermöge welcher nur das, was Alle 
wollen, auch Alle verpflidter, kann im Staate eben fo wenig als in 
irgend einem gefammtperfönlichen Verein fortbauern, ‚der Naturzuftand 
muß aufhören, wenn Viele ein Ganzes bilden follen, die blofe Genofs 
fenfhaft muß zur Gefammtheit und zur Einheit werden, wenn fie be: 
ftehen und ihren Zweck erreichen will. Soll jedoch auf ber andern 
Seite die vom Rechtsgeſetz gebotene Gleichheit im Staate nicht verloren 
geben, fo kann auch der flaatsgefellfchaftlidhe Zuftand fi, vom außerge: 
ſellſchaftlichen nur dadurch unterfheiden, daß durch freie vertragemäßige 
Selbſtbeſchraͤnkung die privatrechtlich ſondeithuͤmliche Gleichheit des Mas 
turzuftandes in die gefellfchaftliche oder ſtaatsbuͤrgerliche, bie abftracte, 
reine Gleichheit in eine concrete, angewandte fich verwandelt, kraft der 
in gemeinfamen Angelegenheiten die größere Stimmenzahl mehr 
gilt, als die geringere. Stimmeneinhelligkeit ift daher das Princip 
des Privatredhts, und Stimmenmehrheit das Princip bes oͤffent⸗ 
lichen Rechts, und diejenige Macht, melde zu beflimmen bat, mas 
zur Verwirklichung des Rechts (und anderer Staatszwecke) geſchehen 
fol, kann im Rechtsſtaat nur die jeweilige Mehrheit fen. Denn nur 
fo lange Stimmenmehrheit entfcheidet, behält jedes Sy euſchaftemitglied 
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mi, die Prige, 4 au alın Sratyceaen zu unterwerfen 
Verlangen des Staats deſſen Bürger zu werden, fo mie ander 

ch dem allgemeinen Geſehe der Gleichheit auch das Recht, vom 

den Mitfebenden als ihres Gleichen behandelt und als twirklicher Mihtkrs 
ee ee ——— 
echte außzumanderni, ober Stantshlirger zu twerden , well (allerdings der 
Staat Mittel genug befigt, durch Ausfhlichung von allem Stantsfhus, 
aller Stantspätfe und allen gemeinfamen Staatsanftalten, durch völlige 
ung und Schuplofigkeit, ihn zu dem Einen oder ben Andern zu 
Sa der wabriguen mukenden: Feriak mat "Ahmenberung mb 
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wenn er nicht werden, ſondern nady dem Ge⸗ 

ber natürlichen Sreihelt Im Staatsgedlete fotileben will, hat darum 

ber Stant doch nicht. Und eben ſo hat auch er felnerfeits Bein Recht 
zu fordern, daß ber Staat ihm zum Bürger 'annehmez denn der Staat, 
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gieichflelten , aber nicht im den oͤffentlich · rechtlichen 5 anihten 
gefellſhaftũchen Rechten mich Antheil nehmen zii laſſen, iſt er nicht 


und mich allen Geſetzen des Staats zu unterwerfen; ich kann entweder 
volles gleiches Buͤrgerrecht, oder Befteiung von jeder Buͤrgerpflicht ver⸗ 


Geſetzen und Anordmungen entziehe, als dem Letztern daran gelegen fein 
muß, nicht außer dem Schuß ber Gefege zu ſtehen und fomit, wenn 
nicht dem Grundfage, doc der Wirkung nad rechtlos zu fein. Die 
Teilnahme am Staatsverein iſt demnach, einzelne Nothfaͤle ausges 
nommen, im Allgemeinen etwas Sreitilliges, und man fann deswegen 
aud gültig darauf verzichten, Mitglied dieſes oder jenes beflimmten 
Staats zu fen, aber nicht darauf, Mitglied irgend eines, und zwar 
Umes vernunftmägigen Rechts⸗ und Gtaatsvereins zu fein, und jede 
Verpflichtung, die es enttoeder ſchlechthin oder unter den gegebenen Ver⸗ 
haͤltniſſen unmögli macht, Vollbuͤrger eines wahren Rechtsvereins zu 
fein, iſt nichtig. Deswegen tft auch ein ausbrüdlid und freiwillig ges 
ieiſteter Verzicht auf das Staatsbürgerrecht bei voller Auswanderungss 
feeiheit zwar nicht an fi, aber in fo weit ungültig und bürfte bie 
Wiederaufnahme in das Staatsbuͤrgerrecht kraft Nothtechts felb im 
Wege der Gewalt erzwungen werden, als die Mittel zur Auswandes 
tung und zur Erlangung des Buͤrgerrechts In einem andern Staate fehlen. 

Well aber auf Verwirküchung feiner Rechte und mithin auf dem 
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Staat als unentbehrliches Mittel ber Rechtsverwirklichung jeder rechts⸗ 
fähige Menſch ein unveraͤußerliches Mecht bat, fo hat er au, fobalb 
er, von diefem Rechte Gebrauch machend, in einen Staatsverband ges 
treten ift, ein eben fo unverdußerliches Recht auf Alles, was zum Wefen 
und Beſtand des Staats gehört, und der Staat felbft, ale Inbegriff 
der fo Berechtigten und ihr Recht Gebrauchenden, muß auf Alles, was 
von feinem Begriff und Wefen unzertrennlich ift, mithin auf einen 
freien flaatlihen Sefammtwillen, fo wie auf flaatlidhe® Dafein unb 
Ehre, baffelbe unverdäußerlihe Recht befigen, weil ohne ſolches unver» 
Außerliche Recht der Staatsgefammtheit Fein Staat beftehen koͤnnte, und 
das unverdäußerliche Recht der Einzelnen, das erſt im Staat und durch 
den Staat Realität erlangt, nur eine täufchende DVertröflung, keine 
Wahrheit wäre. 

Dem Staate felbft, ale Einheit und Gefammtheit aller eine 
Rechtsgemeinfhaft bildenden und ein Geſammtleben führenden Indivi⸗ 
duen, kommt daber nicht nur wie jedem andern Rechtsſubjecte das Recht 
auf Dafein, Ehre und Freiheit zu, fondern er barf diefe Rechte auch im 
Wege des Nothrechts auf Koften fremder Staaten oder Individuen wie 
einzelner Staatsangehörigen geltend machen, und Vertraͤge, durch bie 
der Staat fein Recht auf Dafein, Ehre oder Kreiheit Preis gibt, find 
ohne Rechtsbeftand und Eraftlos. Denn ber Staat bildet ald Geſammt⸗ 
heit felbft eine Perfon, er ift Gefammtperfon, welche das Individuum 
nur in vergrößertem Maßſtabe darftellt und auch alle defjen Rechte hat. 

Daß es auch nur ein aufierordentliches oder Mothrecht fel, vermöge 
deſſen der Staat befugt erachtet wird, für feine Sicherheit oder Erhal⸗ 
tung von einzelnen Staatsangehörigen befondere, in dem Princip ber 
Gleichheit nicht begründete Opfer an Vermoͤgen oder Dienftleiftungen 
zu fordern, darüber ift man in der Theorie, wie in der Praris ziemlich 
einig. Um fo auffallender ift es aber, wenn verfannt wird, daß auch 
das Recht des Staats, über das Leben feiner Bürger zu gleichem Zwecke 
zu verfügen, indem er fie zum Kriegsdienft aufbietet und den Opfertob 
für die Gefammtheit von dem Einzelnen verlangt, nur auf bemfelben 
Sundament beruhen Eönne; und wenn im XI. Bande bed Staatslexi⸗ 
tons ©. 646 auf das Gefährliche einer folchen Annahme von Noth⸗ 
rechten des Staats hingemwiefen wird, fo möchte es doch ungleich gefährs 
licher fein, dem Staat über das Leben feiner Angehörigen ein vollkom⸗ 
menes Recht, als ein blos auf die Außerftien Källe befchränktes Moths 
recht, zuzuerkennen; was aber den möglihen Mißbrauch diefes, fo wie 
jedes andern Rechts bes Staats betrifft, fo iſt es eben Sache ber Ver⸗ 
faffung und Gefeggebung, dafür zu forgen, daß das Hecht nicht jeden 
Augenblid durch angebliche Nothrechte des Staats durchbrochen werde. 
Dagegen laͤßt fich allerdings nicht leugnen, daß durch das Nothrecht bes 
Staats in manchen Fallen dem Nothrecht des Einzelnen Eintrag ge 
ſchieht. Das unverdußerlihe Recht auf Leben, Ehre und Freiheit, das 
jedem Einzelnen urfprünglich zutommt, bleibt nämlich auch im Staate 
unveraͤußerlich, denn Rechtsſchutz, insbefondere Schug der unveraͤußer⸗ 
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ber. bioherigen Ausführung ergibt ſich ohne Zweifel die hohe 
Wichtigkeit des Begriffs der unverdußerlichen ehte nicht im Privat: 
techt bios, fondern auch und vorzugsweis im öffentlichen Recht, wo er 
die Anerkennung ſich noch ertampfen muß, während berfelbe im 
Privatrecht zut pofitiven Anerkennung doch allmälig durchgedrungen: ift. 
Denn daß Bein Menſch ber Sklave eines andern fein koͤnne, darüber 
hat die Stimme der gebildeten Voͤller Europa's in der Geſetzgebung 
wie in ber Theorie entfchieden; eben fo einig ift man darüber, daß das 
Unfittliche und Schaͤndliche nie Rechtspflicht werden koͤnne, und wer 
dies Beides anerkennt, muß folgerecht auch zugeben, daß die zur Er⸗ 
füllung feiner vernünftig: fittlichen Beftimmung nöthige Freiheit feinem 
Menſchen entzogen werben dürfe, daß jeder Menſch mehr Selbſtzweck 
als Mittel für fremde Zwecke fein und bleiben müfle. Noch lange nicht 
gehörig anerkannt ift dagegen, daß der Menfc auch der Staatsgewalt 
gegenüber nicht rechtlos, nicht Höriger des Staats oder des Gtaatss 
oberhaupts fein kann, und daß es auch unveraͤußerliche Rechte der Ges 
ſammtheit gibt, obwohl ein inſtinctmaͤßiges Gefähl von diefer Wahrheit 
in den meiften Voͤlkern lebt, das ſich verbunfeln, zurüddrängen und 
verwirren, aber nie ganz erſticken läßt. Denn wider den Willen ber 
Mehrheit des Volks kann auf die Dauer Feine Regierung ſich behaups 
ten und für jede, aud die unumfchränktefte, gibt es eine Grenze, die 
fie nicht uͤberſchteiten darf, ohne daß das Volk ſich feines unverlierba⸗ 
ten Rechts erinnert, feinen Willen als den in oberſter Inſtanz ents 
ſcheidenden geltend zu madyen. Auch wird in unferen Zagen unleugbar 
die Ueberzeugung immer allgemeiner, daß feine Regierung dem vernünfs 
tigen Willen der Volksmehrheit oder ber öffentlichen Meinung foflema- 
tiſch und beharrlich entgegenhandeln dürfe, und ba im Staat am Ende 
nur zu Recht beftchen inne, was die Meiſten wollen und zum allge⸗ 
weinen Befien bient. Daß der Für der Staat, und Land und Volk 
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fein Eigenthum felen, wagen felbft bie erklaͤrteſten Diener ber Gewalt 
nicht mehr zu behaupten, und daß der Wille bes Monarchen von Rechts» 
wegen Alles, ber des Volks nichts gelte, ift eine Lehre, die, fo eifrig fie 
noch immer von mancher Seite her geprebigt werden mag, fo bäufig 
die Erfüllung der Megentenpflichten noch als eine Gaben» und Gewiſ⸗ 
fensfache bargeftelle wird, body dem Geiſte ber Zeit, wie dem entwickel⸗ 
tern Selbfigefühle und der wachfenden Aufklärung ber Möller wider 
firebt. Dagegen fehen wir die Lehre von ber unveräußerlihen Gelbfl- 
herrlichkeit des Volks in England und in Frankreich fchon in das pofi⸗ 
tive Staatsrecht aufgenommen , unb wenn in Deutfchland biefelbe ſich 
bis jegt blos theoretifcher Erfolge rühmen kann, fo dürften doch ſchon 
diefe dafür bürgen, daß fie auch bier das Bürgerrecht erhalten und eine 
Zeit kommen werde, wo eine abfolute, vom Volkswillen unabhängige 
Staatsgewalt für eben fo vermunftwidrig als Sklaverei und Leibeigens 
{haft erkannt wird. P. Dfizer. 
Ufurpation. — Dieſer in der Politik laͤngſt eingebürgerte 
Ausdeud iſt unverdennbar der Beſitzlehte entlehnt. Ufurpation (usurpa- 
tio, interruptio naturalis) heißt nämlich ba, wenn, ohne vertragsmäßige 
Uebertragung feines Beſitzrechtes an einen Andern, bie Bedingungen des 
Beſitzes in dem bisherigen Befitzer aufhören, «6 fei nun von Selten bes . 
Körpers, ober des Willens, und insbeſondere, wenn ber bisherige Beſitzer 
entfegt wird. Wie bier, kann auch in Bezug auf das Befigcecht einer 
Krone — bie Souveränetät in einer Erbmonarchie — von einer Il⸗ 
Iegitimität des Erwerbers nur in dem Verhaͤltniſſe zu einem frühe- 
ven, rechtmaͤßigen Befiger die Rede fein. Als bier mögliche Fälle 
bezeichnet Zöpfl in feinen „Grundfägen des allgemeinen und des cons 
flitutionell-monardifchen Staatsrechts” (Heidelberg, 1841): 1) daß eine 
Derfon, welche nicht zu der Derrfcherfamilie des Landes gehört, — ein 
Untertban, — mit Verdrängung berfelben,, oder 2) ein Mitglied der 
Herefcherfamilie felbft, mit Verdrängung des beffer berechtigten Erben, 
ſich die Souveränetät anmaßt, ober endlih 3) daß ein fremder Souve⸗ 
ran das Land Eriegerifch occupiet und bie frühere Regentenfamilie vertreibt. 
In allen diefen Fallen ift die Xhronbefleigung eine fogenannte 
Ufurpation, als Befigunterbeehung der bieherigen rechtmäßigen Sou⸗ 
veränetät ; die Thronbeſteigung iſt eine illegitime (Bol. hierzu 
überhaupt den Art. „Legitimitdt” im 9. Bde. ©. 643 ff. bes 
Staatsleritons.) Folge davon iſt, daß ber vertriebene Souveraͤn befugt 
ist, fein Recht auf den Thron fortwährend geltend zu machen, fo lange 
nicht befondere Rechtsgruͤnde eintreten, wodurch ber urfprünglich 
ilegitime Thronbeſitz des Ufurpator® in einen Iegitimen Beſitz umge⸗ 
wandelt wird. Hinſichtlich diefer befonderen Rechtsgruͤnde wird 
es zunddhfi darauf anlommen, ob die Monarchie eine Beimifchung 
von ber Voltsfouveränetät babe oder firenge Erbmonardiie if. In bem 
Falle naͤmlich, wenn das Volk mit dem Ufurpator confpirirte und ihm 
zur Vertreibung des früheren Souveraͤns behülfli war, oder ob es 
fpäterhin ihn anerkannte. Indeſſen veicht diefer Geſichtspunct nicht volle 
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Es liegt in der Natur der Sache, ba die rechtlichen Folgen einer 
Ufurpation hauptfächlich dann zur Spradye kommen, wenn die Ufurpation, 
nad) längerer oder kürzerer Dauer, ſich endigt und die vertriebene Fuͤr⸗ 
ftenfamilie wieber in bie Ausübung ihrer Nechte und Anfprüche eintritt. 
Denn bie Frage der Ufurpation, praftifc genommen, war bis dahin 
in der Schwebe, und würde, ohne foldhe Wiederherftellung der früheren 
Gewalt, allmälig ſtill bei Seite gelegt worden fein. Aber nun fragt 
ſich dann: Was befteht von dem Alten, was von dem Neuen, welche 
Regierungshandlungen des Ufurpators find anzuerkennen, welche nicht, 
oder darf ber twieder eingetretene Fuͤrſtenſtamm fie alle, fo weit er will, 
für ungültig erklären? Und wirklich fehen wir aud, in fo weit nicht in 
Form von Verträgen oder einfeitigen öffentlichen Zuſagen die wiederkeh⸗ 
sende Fürftenfamilie den während ihrer Abweſenheit allmälig gemorbes 
nen Zuftand dee Dinge mit ihrer Genehmigung verfehen hat, iangwie⸗ 
tige und tiefgreifende Streitigkeiten darüber entſtehen. Oberſtes Prins 
dp möchte hier fein, daß alle Regierungshandlungen des dann fo ges 
nannten Zwiſchenherrſchers, imsbefondere bei vorhanden geweſener völ- 
kertechtlicher Anerkennung des Ufurpators, welche theils leichter con⸗ 
flatire werden kann, theils der Natur der Dinge nad wirkſamer fein 
wird, als die faatsrechtliche, mit Ausnahme ber Verfaſſungs- 
veränderungen, als legitime anerkannt werden müffen. Aber auch 
die Verfaffungsveränderungen gehören dazu, wenn das Volk 
durch feine Organe oder auf fonft genägende Weife fich uͤbereinſtimmend 
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dazu verhielt. Diejenigen, welche ber wiederkehrenden Juͤrſtenfamille 
unbedingt das Recht zugeftehen, die alte Werfaffung ohne Weite⸗ 
res wieberherzuftellen, leiten diefes daraus ab, weil fie den Rechtsgrund 
ihres Wiebereintritts in die Regierung enthalte. Aber es kann doch auch 
fehr gut gedacht werden, daß bie alte Verfaſſung in Bezug auf dieje⸗ 
nigen Beflimmungen, welche bie Regierung des entfegt gewefenen Fuͤrſten⸗ 
ſtamms betreffen, unter direct entgegengefegten Verhältnifien wieder aufs 
lebe, während andere, hiermit nicht im nothwenbigen Zufammenhange 
befindliche Beflimmungen ber alten Verfaffung , in fo fern das Volk 
mit ihrer Abänderung zufrieden war, aus dem Meiche bes weiter Wirk⸗ 
famen — regelmäßig aus fehr vernünftigen Gründen — verbrängt 
bleiben. ebenfalls geht das Wiederherſtellungs⸗ ober Reſtaurgtionsrecht 
— das fogenannte voͤlkerrechtliche jus postliminii — nicht weiter, ale 
auf die Verfaffungsverändberungen. Der reflituirte Kürft kann 
daher nicht durch Gefege mit ruukwirkender Kraft bie Geſetze bes 
Zwiſchenherrſchers aufheben, nocd auch überhaupt in gleicher Weiſe 
die während der Zwifchenregierung für SPrivatperfonen durch Rechtsge⸗ 
fhäfte mit der Zwiſchenherrſchaft begründeten SPrivatrechte vernichten, 
gleich) viel, ob fie für diefe durch einen Iuccativen ober onerofen Titel bes 
gründet worden find, wenn nur bei ihrer Erwerbung die zur Zeit ders 
felben, während ber Ufurpation, gefeglichen Formen richtig beobachtet 
wurden, obgleich allerdings Friedensſchluͤſſe mitunter ſchon jenen Unters 
fchied gemacht haben- 

Es leuchtet übrigens ein, daß mit ben vorflehenden Sägen in el 
nem Staate nicht viel getban und geholfen ift, welcher auf abfoluten 
Regierungsformen beruht, oder der, wenn während der Ufurpation eine 
Aenderung zum Beſten ber Volksrechte darin befanden hatte, auf bie 
Behauptung bin, Verfaffungsverdnderungen feien während ber Uſurpa⸗ 
tion nicht ftatuict gemwefen, wieder bald in ben alten ſtaatérechtlichen Zus 
ſtand gebracht worden ifl. Denn wenn der wieder eingetretene Regent 
dann nur die Kormen beobachtet und bie Vorausfesungen und Rechts⸗ 
folgen wahrt, unter welchen er die Gefege eines jeden andern legiti⸗ 
men Pegierungsvorgänger® aus feiner eigenen Familie oder feine ei⸗ 
genen Befege aufheben Tann, fo wird ihm geftattet fein müffen, außer 
den Verfaffungsgefegen auch noc andere Geſetze des Zwiſchenherrſchers 
aufzuheben oder außer Kraft zu fegen. Dei follte davon nie eine Ents 
fhädigung der Privaten getrennt fein, welche ber Reflauration ihre waͤh⸗ 
rend ber Ufurpation legitim begründeten echte (jura quaesita) zum 
Opfer bringen muͤſſen, aus ber Staatscaffe, die fomit bie hieraus er» 
wachfende Belaftung ale einen zufälligen, dem Lande buch bie 
ungünftigen Zeitverhältniffe zugegangenen Schaben zu tragen hat. (Vgl. 
die Artilel: „Domaͤnenkaͤufer (weſtphaͤliſche)“ im Staatslexi⸗ 
ton, Bd. 4, ©.476 ff.; und „Reaction, baf., Bd.13, ©. 423 ff. 

Bon befonderen Fällen werden außer ben eben beregten Domänens 
kaͤufen noch namentlich leicht zue Sprache kommen und kamen wirklich 
in Deutfchland in ben legten Jahrzehnten zur Sprache: bie Verhaͤlt⸗ 
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legenten nach feiner Mückkehr verbindlich?" —— nd Das Mecht 
der Kriegseroberung in Beziehung auf Staatscapitätien” (1823). In 
der erſten Schrift wurde beiviefen : daß kurheſſiſche Unterthanen, 
welche ihre fruͤhere kurheſſiſche Schuld an den König von Meftpha- 
Ten getilge, dadurch von der früheren Zahlungsverbindlichkeit an Kur- 
Yeffen gänzlich entfreiet torden (tm ndmlihen Sinne hatte die 
sberfle Appellationemftanz km Kurfuͤrſtenthume felbft definitiv erkannt); 
während bie zweite Schrift die Behauptung ausführte: daß frühere 
Tucheffifche Schuldner, welche nicht Mitglieder des Kurſtaates gewe— 
fen, vielmehr im Gegenfage ber beffifchen und nachher weftphättfchen 
Unterchanen, Ausländer, fowohl Regenten als Privaten, nicht durch die 
Tilgung ihrer Schuld an Frankreich von ihren früheren Verpflichtumgen 
‚gegen Kuchefjen befreit wären. Gegenſchriften ſuchten dann einen Wis 
derſpruch in ben beiden Schriften Pfeiffer’s nachzuzeigen, und bie 
in der erſten geltend gemachten Grundfäge auch für die in ber zweiten 
genannten Bälle als geltend zu erklären, — eine Anſicht, welche wohl 
auch den Beifall ſaͤmmtlicher nichtkucheffifchen, über die Frage urthei- 
Emden Gerichtshoͤfe gefunden haben moͤchte. Die Literatur über jene 
allgemeinere Gtreitfeage enthält bie oben angeführte zweite Schrift 
Pfeiffer's, S. VIII—XIV der Vorrede. K. Buchner. 


Bacante Güter, ſ. Herrenloſigkeit. 
Bafall, ſ. Lehen. 
Vaterland, f. Patriotismus. 
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Bäterlihde Gewalt. — Die löbliche väterliche Gewalt bes Fa⸗ 
milienvater& über feine Kinder behandelt der Artilel „Ehe. Diefelbe ſollte 
billig mehr als es jegt oft, und namentlich nach dem franzoͤſiſchen Rechte, der 
Fall ift, geſchuͤtzt werden. Die Uebertragung bagegen, bie man von dem Ver⸗ 
hältniffe bes Erzeuger6 und Ernährere zu feinen unmünbdigen, von ihm zu 
ernaͤhrenden und noch zu erziehenden Kinder auf das Verhaͤltniß der muͤn⸗ 
digen, erzogenen und ihrerfeits die Regierung ernährenden Bürger und Nas 
tionen zu den von der Nation erzeugten und ernährten Fuͤrſten fo oftmals 
hat machen wollen und noch immer machen will — biefe iſt eine unglückſe⸗ 
lige. Sie ift es wenigftens, wenn man an wirklich rechtliche und politis 
ſche Folgen denkt, nicht etwa blos an poetifche Bilder, wie die Benen⸗ 
nung bed Republicaners Cicero mit dem Namen Bater bes Vaterlandes. 
Uebrigens behandelt jene patrimoniale, patriarchalifche, despotifche Vaͤter⸗ 
lichkeit der Artikel ‚Familienherrſchaft“ (f.auh „Sittlichkeit“). 
Mit dem größten Mechte und unterflügt von dee Gefchichte, 3. B. auch 
der chinefifhen, fagt Kant: „Der größte denkbare Despotismus ift die 
„Vaͤterlichkeit der Könige.’ C. Weider. 

Vehmgericht, ſ. Fehme. 

Veraͤußerlichkeit, ſ. Domaͤne. 

Verantwortlichkeit der Fürſten und der Mini— 
ſter. — Recht iſt nicht vorhanden, wo die Mittel fehlen, daſſelbe mit 
der noͤthigen Kraft durchzufuͤhren. Alles Recht iſt gegenſeitig, wo ein 
Berechtigter iſt, da iſt ein eben ſo rechtlich Verpflichteter, welcher ge⸗ 
zwungen werden muß, feine Schuldigkeit zu erfüllen, oder es iſt von 
Gnade, Belieben, Willkuͤr und nicht von Recht die Rede. Die Säpe 
find fo alt, als die menfchliche Vernunft und die Geſchichte freier Voͤl⸗ 
ter. ind fie wahr, dann bedarf es eben fo gewiß zum Schutze ber 
Throne, wie ber Voͤlker einer Anſtalt, welche die Rechte des Volkes ge: 
genüber den Regierungen ſchuͤtzt. Wie fehr aber diefe Anſtalt zugleich 
auch im Intereſſe des Thrones fei, barüber gibt bie Gefchichte ein 
lautes Zeugniß. Wo Gefühl für Recht und Freiheit in den Völkern 
herrfchte, mo eine Idee von wahrer Verfaffung, wie namentlih in ben 
germanifchen Staaten von der Älteften bis zur neueften Zeit, war, ba 
hatte das Volk Mittel und fchuf ſich Mittel, fein Recht durchzufegen. 
Zraurig iſt es, wenn bie wilde untergeorbnete Gewalt das einzige 
Rechtsmittel zum Schuge des Volkes if. Darum haben fchon bie als 
lerälteften Verfaſſungsurkunden, die Magna Charta der Engländer, die 
fpanifchen und portugiefifhen,, fo mie ähnliche alte Geſetze in Deutſch⸗ 
land biefe wilde Gewalt zu ordnen gefucht, aber fie haben dennoch biefe 
Gewalt zum Schutze des Mechte im Intereſſe des Thrones wie bes 
Volkes nicht fo geordnet, wie wir e8 heut zu Tage durch ein Träftiges 
Verantmwortlichkeitsgefeg orbnen wollen. Jene Geſetze und bie allermei⸗ 
ſten deutſchen Gefege, oͤſterreichiſche, böhmifche, baterifche, hannöverifche, 
preußifche, geben, wie bie Magna Charta, ein volllommenes Revolutiongs 
und zum Theil ausbrüdliches Abſetzungs⸗ und Strafrecht gegen ben 
Surften. Man ordnete nur einigermaßen dieſes Mevolutionsrecht. In 
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Verantwortlichkeit fehlt, daran ift Fein Zweifel. 

Die blos parlamentarifche Werantwortlichkeit der Öffentlichen ſtaͤn⸗ 
difchen Verhandlungen, und ſelbſt Steuerverweigerungen und Unwuͤrdig⸗ 
keitserklaͤrungen tönnen nicht ausreichen, haben zum Theil einen zu par⸗ 
teiifchen Kriegscharakter und erlangen erft wirklichen Nachdruck und 
richtige Würdigung und Geftaltung, wenn eine firafgerichtliche Verant« 
wortlichkeit im Hintergrunde fteht. Schiedsgerichte werden in fehlimmen 
Faͤllen nie ausreichen und widerfprehen, wenn Auswärtige fie bilden, 
der Selbftftändigkeit und Freiheit des Staatsorganismus. Noch mehr 
thut dieſes die Anrufung auswaͤrtiger Hülfe, Garantie und Vermitte— 
lung, welde Polen ruinirte. 

Somit bleibt zulegt nur die flrafgerichtliche Miniſterverantwortlichkeit 
als der unentbehrlihe Schlußftein der freien Verfaſſung übrig. Selbſt 
der unverantwortliche atheniſche Volksſouveraͤn ftcafte die, welche ihm als 
Volksrebner zu Schlechtem gerathen hatten. Diefe Verantwortlichkeit 
der Rathgeber kann nur despotiſch, nicht aber rechtiich gefinnten Fuͤrſten 
verhaßt fein und fie ſchuͤtzt ihre rechtliche Würde, flatt fie zu gefährs 
den. Sie nur verwirklicht den rechtlichen Sag, die juriſtiſche Fiction, 
„der König ann nicht Unrecht thun,“ d. h. juriftifch und in Bezies 
bung auf die Werantwortlichleit wird e6 fo angefehen und ges 
halten, daß bie Verantwortlichkeit für das Unrecht einer Regierungs- 
handlung nur dem fie unterzeichnenden Minifter beigelegt wird. 
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Zur rechtlichen Durchfuͤhrung dieſer Verantwortlichkeit bedarf es 
der rechten ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen, einer genügenden Beſtimmung 
uͤber das Anklagerecht, uͤber ein gutes Gericht, und ein zweckmaͤßiges oͤf⸗ 
fentliches Proceßverfahren. Einer weiteren Ausführung darüber wird es 
wohl nicht bedürfen, daß nur eine wirklich durchgeführte firafgerichtliche 
Verantwortlichkeit der hoͤchſten Staatsdiener auf eine wahrhaft bewun⸗ 
dernswerthe Weife das Mäthfel Löfe: 

wie einestheil® der Kürft felbft unverantwortlih und möglich ges 

fihert bleiben kann, oder wie rechtliche Souveraͤnetaͤt möglich 
ift, und: 
y wie doch auch zugleich alle Regierungspflichten durch Strafe 
unter Zwang geft-It und jedes Unrecht der Regierungshandlungen ges 
fleaft werden koͤnne, ober meil mit der Souveränetät des Fuͤrſten bie 
rechtliche Freiheit bes Volks vereinbar ifl. 

Nur ift dazu die Beftimmung unentbehrlih, daß Leine Regie⸗ 
rungshandlung als ſolche Guͤltigkeit oder die nöthige rechtsguͤltige 
Zorm bat, wenn fie nicht ein verantwortlicher Miniſter oder hoͤchſter 
Staatebeamter unterzeichnete. 

Nicht minder Bar ift es, daß dem Minifter durch bie Werantworts 
lichkeit Eein Unrecht gefchieht. Denn er iſt nicht blos im Zweifel durch 
feinen Einfluß und Rath oder durch Unterlaffungsfünden fhuld an dem 
Böfen. Er macht es ſich jedenfalls zu eigen durch das LUnterfchreiben. 
Und er kann ja flatt es zu unterzeichnen jederzeit abtreten, was freilich 
bei den deutfchen Diniftern beſonders ſchwer hält. Der Fuͤrſt wird, wenn 
fein Wille gut war, einen andern Minifter finden, der unterfchreibt, und 
wo nicht, belehrt werden und das Boͤſe nicht mehr wollen. 

Ehen fo Mar ift es, daß für einen guten Miniſter und vollends 
für Fürft und Volk eine ſtreng durchfuͤhrbare Minifterverantwortlichkeit 
beilfam iſt. Der Minifter wird dadurch gefhügt gegen Intriguen, blofe 
Launen und erhält die nöthige Kraft für das Gute. Fürft und Volt 
aber werden vor dem Berderben bemwahtt. 

Eine öftere Ausübung der Verantwortlichkeit wird, wenn nur bie 
Gefege und die Möglichkeit volftändig vorhanden find, eben fo wenig 
nöthig fein, als jegt in England. 

Aber freilich bedarf e8 viel befferer Einrichtungen, als bei uns. 
Minifteranklagen, welche abhängig find von ber Zuflimmung der erſten 
und vollends unferer deutfchen erften Kammern, die wohl gar entfchies 
den werden follen, wie in Baden, von bdenfelben oberften Gerichten, des 
ven Mitglieder lediglich bie DMinifter nach Belieben auswählen und vers 
fegen, befördern oder penfioniren, biefe verwirklichen nicht die mahre 
Verantwortlichkeit der Minifter. Selbſt folhe Staatsgerichtshäfe, vote 
die von Würtemberg und Sachſen, laffen Vieles zu wuͤnſchen übrig. 

Deshalb wurde ſchon 1831 und abermals neulich in der badiſchen 
zeiten Sammer, früher von Duttlinger, jest von dem Abgeordnes 
ten Deder, eine Motion auf Verwirklihung der miniflerielen Verant⸗ 
wortlichkeit begründet. 

‚Staatö s2eriton. XV. 41 
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7 Sie trägt auf folgende Hauptpunste an: 

4) daß jeber der beiden Kammern einzeln das Necht der Klage zuſtehe; 

2) daß außer den Minifteen und Mitgliedern der oberflen Staats- 
behoͤrde auch einer höheren Dienftbehörde unterworfene Beamten, 
im Falle fie ohne Anweifung dee Minifter für fich oder kraft Car 
binetöbefehles ſich der Verlegung ber Verfafjung oder verfaffungs: 
mäßiger Rechte ſchuldig gemacht haben, ber Anklage unterliegen; 

3) daß jede That, - wodurch «die Verfaſſung ober anerfannt werfaf- 
fungsmäßige Rechte im Ganzen oder einzeln wirklich verlegt wur⸗ 
den, eben ſowohl als der Verfuch, der Anklage und Strafe unter: 


‚Megenz 

4) daß ein. Schmwurgericht von 36 Geſchworenen, in aͤhnlicher Meife 
wie die Abgeordneten der zweiten Kammer erwaͤhlt, unter den 
Formen des Öffentlichen und mündlichen Anklageproceffes uͤber 
That und Nechtsfrage entſcheide; 

5) daß die Minifterverbrechen neben der Dienftentfegung mit: Frei⸗ 
heits⸗ oder Lebensſtrafe gebüßt werden; 

6) daß bei ihnen weder Abolition der Anklage, noch Begnadigung vor 
der richterlich. erfannten Strafe Statt finden und endlich die erhor 
bene Anklage im Fall der Auflöfung einer Staͤndeverſammlung auf 
die nächfte Ständeverfammlung übergehen ſolle.“ 

Der Redner fchlieft unter vielfachem Beifall, 

Ein tieferes Eingehen in den Gegenftand ift darum hier, unzuldfs 
fig, weil der frühere Artikel ‚Staatsgerihtsh of” denfelben fehr aus: 
fuͤhtlich behandelt. 

Einen reihen Stoff von Gedanken und Erfahrung über diefen 
Gegenftand liefern die fländifhen Verhandlungen faft aller conſtitutio—⸗ 
nelen Staaten. Die Literatur über denfelben findet fih bei Klüber, 
Deffentlihes Recht des deutfhen Bundes $. 342. 

Doch ift dort nachzutragen das vollftändige fharffinnige Werk von 
R. v. Mohl: Die Verantwortlikeit der Minifter in Ein— 
herrſchaften mit Volksvertretung, recht lich, politifch und 
geſchichtlich ent wickelt. Tuͤbingen, 1837. 

€. Welder. 

Verantwortlichkeit der Landflände und der Mit- 

‚glieder der Landftände. — Diefe an ſich fehr intereffante Frage 

it neuerlich in Deutfchland auch in einzelnen Fällen praktiſch geworden. 

In einigen beutfchen Ländern, in Würtemberg, Hannover, Heſ— 

fens Darmftadt und Baden wurden naͤmlich einzelne Abgeordnete 

wegen angeblich injuriivender Yeußerungen in ihren ftändifhen Verhand⸗ 
kungen gerichtlich belangt. 

Eine Verantwortlichkeit der ganzen landftändifhen Cor— 
poration, wenigſtens eine andere, ald bie moralifch = politiihe, an 
welche ſich das verwerfende Urtheil ber Öffentlichen Meinung oder die 
verfaffungsmäßige Auflöfung Enüpfen koͤnnte, findet ſchon darum nicht 
Statt, weil moralifhe Perfonen oder Körperfhaften als ſolche Feine 
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Verbrechen begehen und nicht beftraft werben können. Sie können nur 
innerhalb ihres als gut anerkannten höheren ftatutenmäßigen Zwedis und 
Srundgefeges gültige Beſchluͤſſe faffen und als. Corporation 
gültig handeln. Da, mo biefe offenbar aufgegeben und Verbrechen bes 
gangen wurden, Tann man alfo wenigftens nur die einzelnen angeblich 
verbrecherifchen Mitglieder, je nad ihren befonderen Dandlungen und 
Abfichten,, verantwortlich machen. \ 

Daß einzelne Mitglieder der Landflände wegen wirklicher ver» 
brecheriſcher Thaten, die in keiner Weiſe ducch ihre Berathung 
und Abflimmung nah ihrem Berfoffungseide „des Landes Recht und 
„Wohl nach ihrer rechtlichen Weberzeugung oder nach ihrem beften Wiſ⸗ 
„fen und Gewiſſen zu fördern,’ möglicher Weife verantwortlich gemacht 
werden koͤnnen, wird in Deutfchland von den Gerichten zum Theil 
angenommen werden. Da, wo das Princip ber Volksfouverdnetät ans 
erkannt iſt, wird man dagegen das einzelne Glied der die Volksſouve⸗ 
ränetät ausübenden und repräfentirenden Corporation für alle Hand⸗ 
lungen, fomweit die Handlung als Ausübung diefer volfsfouveränen Ges 
walt erfcheint, eben fo für unverantwortlich erflären, als ben Megenten, 
an befien fouveränen Rechten er in der Ausübung Theil nimmt. Sa, 
völlig republicanifche oder demokratiſche Xheorieen von ber Volksſouve⸗ 
ränetät, folche, welche alles wahre felbftftändige monarchiſche Recht gaͤnz⸗ 
lich aufheben, werden viel eher ben Megenten als Diener des Volks, 
wie die Mitglieder des wahren Souverans nach dieſem Spfteme ver 
antwortlich erklären. 

Doch diefe ganze Frage wird wohl nur in revolutionären Zuſtaͤn⸗ 
den praktiſch werden und dann ihre Entfcheidung mehr in der Gewalt 
als im Rechte fuchen. | 

Praktifcher dagegen ift in Deutfchland, wo nicht, wie in England, 
Sranfreih, Norbamerita und überhaupt in allen freien europdifchen 
Staaten, bie Unverantwortlichkeit der Ständemitglieder wegen ihrer pars 
lamentariſchen Reden unbeftritten anerkannt ift, die Frage: Sind in 
den deutfhen conflitutionellen Monardhieen bie Ges 
rihte befugt, über Klagen zu entſcheiden, weldhe vor 
ihnen wegen gefegwidriger Aeußerungen eines Mitglies 
des ber erſten oder der zweiten Kammer erhoben werden? 
— Belanntlid) haben unfere beiden berühmteflen Bearbeiter des pofitis 
ven Öffentlichen Rechts, Klüber, Oeffentl. R. $. 300, und Zacha⸗ 
riaͤ, übereinflimmend die obige Stage eben fo für Deutfchland, wie für 
England und Frankreich und die übrigen freien Voͤlker verneinendb 
entſchieden. Zachariaͤ that biefes in einer befonderen gründlichen Abs 
handlung , welche unter bem obigen Zitel in bem 17. Bande bes Ars 
chivs für die civiliſtiſche Praxis. Heidelberg, 1834, ©. 
172—214 erfhien. Da diefe Abhandlung an diefem Drte ben Nicht: 
cioiliften weniger zugänglich, bis jegt aber die einzige Schrift iſt, bie 
den Gegenftand ausführlid, behandelt, fo iſt e8 wohl angemeffen, bie Ans 
fihten des berühmten Gelehrten in einem Autzuge, miuthellen. Za⸗ 
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harid behauptet auch in dieſer Abhandlung einen Überfirengen mons 
arhifchen und zugleich abfichtlic einen rein pofitiv juriftifhen 
Standpunct, Er geht davon aus: „daß alle Nechte der Machtvoilkom⸗ 
menheit dem Fürften urſpruͤnglich und ausſchließlich zuſtehen“ und daß 
er In der Ausübung beftimmter Hoheitsrechte, wie die Geſetge- 
bung u, ſ. w., nur in fo weit durch die Kammern befchränft fei, daß 
die Kammern „die Meinung, nicht aber (mit in republicanifchen Mes 
präfentativftanten) den Willen des Volks auszuſprechen befugt ſeien“ 
(S. 196, 203). Eben fo fieht er vom dem blos politiſchen und natur⸗ 
rechtlichen Gründen ab. Dennoch iſt ihm auch ſonach jene gerichtliche 
Unveranttwortlichkeit der Kammermitglieder wegen ihrer Iandftändifchen 
Aeußerungen Eeinen Augenblic zweifelhaft. Sie ift ihm unmittelbar in 
der juriftifchen Natur und Weſenhelt unferer pofitiven conſtitutionellen 
Berfafjungen begründet. Da nämlich das Gefeg der einzige Mafftab 
des Rechts für die Mitglieder des Staats if, fo wäre es ein Wider 
feuö, ‚wenn biejenigen, welche das Volk für die Mitwirkung bei Aus- 
bung der gefeßgebenden Getvalt berufen hat, und welche daher, ein Jeder 
für fein Theil, das ganze Volk bei dieſer Mitwirkung vertreten, oder mit 
ihm als eine Perfon erfcheinen, gleihwohl für das, mas fie in diefer 
Eigenfhaft durch Worberathungen und Discuffionen zur Bildung einer 
Kammermajorität oder duch Abftimmung gethan haben, zur Verants 
mortung gezogen werben koͤnnten. WBielmehr nehmen fie, in fo weit fie 
in biefer Eigenfchaft handeln, an der Unverantwortlichkeit ber 
fouveränen gefeggebenden Gewalt Theil. Sie find alfo nur 
der Disciplinargewalt der Kammer darum und in fo weit unterworfen, 
als diefes nothwendig iſt, um durch geordnete Berathung vernünftige 
Mojoritätsbefchlüffe zu bilden und auszufprehen. Diefe aus dem Re⸗ 
praͤſentativſyſteme ſich ergebenden Folgerungen find mit der Monarchie 
volltommen vereinbar. Ja, es ſtuͤnde eine Monarchie, wenn fie jenen 
Scundfag nicht anerfennte, mit dem Repräfentatiofpfteme, das doch ges 
rade in der conftitutionelen Verfaffung fo weit mit der Monarchie ver= 
bunden werden follte, als es die ietztere zuläßt, nur noch in einer fehr 
entfernten Verwandtfchaft: darum wird diefer Grundfag in Großbtitan⸗ 
nien und in Frankreich zu den vormehmften Gemährleiftungen für die 
Wirkfamkeit diefer Verfaffung gerechnet. In den deutſchen Staaten, 
welche conftitutionelle Monarchieen find, dürfte noch überdies ein befons 
derer Grund für die Nedefreiheit der Rammermitglieder fprehen. In 
diefen Staaten pflegt über bie Sigungen ber Kammer ein Protocol auf: 
genommen und durch den Drud amtlich bekannt gemacht zu werden, 
welches bie Vorträge und Aeußerungen der einzelnen Mitglieder auss 
fuͤhrlich wiederholt. Sei es nun, daß ſchon bie Kammer den Vortrag 
gemißbilligt, oder daß fie ihre Mißbilligung nicht ausgefprochen habe, fo 
wuͤrde body, wenn wegen beffelben Vortrages der Weg Rechten einges 
ſchlagen werden Eönnte, die Klage oder Anklage zugleich die Rammer mes 
gen jener amtlihen Bekanntmachung treffen‘ (S. 198. 204). Ba= 
qhariaͤ fegt noch hinzu: „Angenommen, daß die Volksrepraͤſe anten 
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wegen der Meinungen, bie fie in der Kammer geäußert hätten, vor Ge⸗ 
richt zur Verantwortung gezogen werden koͤnnten, fo wäre zu befücchten, 
. daß fie durch die Gefahr, ſich diefer Verantwortung auszufegen, abges 
halten würden, ihren Pflichten durch Sreimüthigkeit Genuͤge zu leiſten. 
Denn ſchwer iſt es, wenn die Sreiheit der Rede in Frage 
ſteht, die Scheidelinie zwifhen dem Erlaubten und Nicht⸗ 
erlaubten zu ziehen.” Er führt dann ferner aus, wie außerdeuts 
ſche, namentlih auch englifhe und franzöfifhe Verfaſſungsgeſetze noch 
ausdruͤcklich dieſes Palladium der Mebefreiheit und freien Discuffion bee 
Landesverfammlungen fanctionirten, während andere es ſtillſchweigend 
enthalten. Die englifche Beftimmung lautet, „daß die Freiheit, im Par⸗ 
lament zu fprechen, zu debattiren und zu befchließen, weder verhindert, 
noch unterfucht (questioned) werden dürfe an irgend einem andern Orte, 
außer im Parlament” (I Wet M 2, 2). Die franzoͤſiſche: „Ne don- 
neront ouverture à aucane action les discours tenus dans le sein de 
)’une de deux chambres“ (Loi de 17. Mai 1819 Art. 21). Achnlidy 
beftimmen, die portugiefifhe Verfaſſung Art. 25, die beluifche Art. 44, 
die norbamerifanifche u. f. w. In England — dem Vaterlande ber 
eonftitutionellen Monarchie — wie in Frankreich, aber leitete man auch 
fhon vor diefen pofitiven Gefegen aus der Natur der:Verfaffung 
daffelbe Recht ab (Bladftone I, 2), obwohl in England factifcher 
Despotismus biefes, mie andere Berfaffungsrechte zuweilen mißachtete. 
Selbſt Erifaberh that biefes einige Male, doch tilgte fie alsbald die 
Verlegung auf bie kraͤftigen Gegenreden des fonft damals fehr unters 
würfigen Unterhaufes dur die Vorftellungen, „daß ber Abgeorbnete 
niht als Privatmann, fondern als Repräfentant bes ganzen 
Landes oder Volkes fpreche, und daß über feine Aeußerungen und 
Anträge das Unterhaus ganz allein competent fei — the only compe-. 
tent tribunal (Hume history Vol. V. c. 40). ‚Bon den neueren 
deutfchen conflitutionellen Verfaffungen haben mehrere diefen fchon in 
ihrer Natur feltenen Rechtsſatz ebenfalls noch befonder® ausgeſprochen. 
So fagt die baterifche Verfaſſung im Art. 27: „„Kein Mits 
„glied der Ständeverfammlung kann für die Stimme, welche es in fels 
„mer Kammer geführt hat, anders, als in Folge der Gefchäftsorbnung 
- „burdy die Kammer felbft zur Rebe geftellt werben.” Die Gefchäftss 
ordnung beflimmt nun hierüber im $. 57 und felbft für den Fall einer 
Beleidigung bes Regenten. Webereinftimmend beſtimmt aud die Ver⸗ 
faffung von Meiningen Art. 99 und von Hildburghaufen Art. 
21. Andere deutſche Verfaffungen, namentlich folhe, die nad ber 
NReactionszeit 1819 erfchienen, befchränten dieſes natürliche 
Recht der Kımmern und der Abgeordneten, teog dem, daß fie es ale _ 
Regel anerkennen, dennoch durch ausdrüctliche Beflimmungen mehr ober 
minder und beflimmen bald unter diefen, bald unter jenen Bedingungen 
einen Eintritt der Competenz der Gerichte So bie Verfaffung vom 
Großherzogthume Heffen 8.83 bei Verleumbungen gegen Pris 
vatperfonen, bie von Württemberg $. 185, bie von San 
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$. 83 (bei einer Wiederholung der Beleidigung nach dem Orbnungsrufe 
des Präfidenten), die von Hannover 5. 110. Andere Verfaffungen 
endlich, wie bie von Baden, von Naffaw u. f. w. üÜberlaffen auch 
diefen wie andere Nechtsgrumbfäge bes conſtitutionellen Staatsrechts, der 
richtigen Folgerung aus ihrer juriſtiſchen Natur, und aus anderen 
Beſtimmungen, die diefen Punct wenigftens indireet für bie Nidhturr- 
antwortlih£sit mit entſcheiden. Baharid entwidelt nun vier juriftifche 
Regeln zut Auslegung aller verfchtedenen Verfaffungen ruͤckſichtlich dies 
fes Pumctes; und zwar 1) „wenn eine Verfaffungsurfunde diefe Frage 
„mit Stillſchweigen übergeht, fo ift anzunehmen, daß fie bie 
„Berantwortlichkeit ausfhließt. Zufolge diefer Regel innen 
nalfo im Großherzogthume Baden die Kammermitglieder wegen ihrer 
Aeuferungen in der Kammer nicht vor Bericht belangt ober fonft vor 
Gericht verantwortlich gemacht werden. Denn flatt des Buchſtabs 
„richt hier die Natur und die Grundform der VBerfaffung. 
„Sollte man dieſe Nedefreiheit im Wege der Gefepgebung befchränken 
„wollen, fo würde ein folches Gefeg nur unter denfelben Bedingungen, 
nie ein anderes bie Verfaffung abänderndes Gefes zu Stande 
„kommen koͤnnen. Auch das Bundesrecht der Wiener Schlufacte Art. 
„69 tennt und beſtimmt nur eine Vorforge gegen Mißbrauch der Re— 
defeeiheit du tch bie Gefhäftsordnung der Kammern” (©. 
208). 2) „Wenn die Kammermitglieder nad) befonderen Verfafjungs- 
„beflimmungen wegen gewiffer Arten gefegwidriger Aeußerungen gericht⸗ 
„lich verantwortlich fein follen, und 3) wenn diefe Verfaffungen nur be— 
„ſtimmte Rechtsmittel erwähnen (fo wie z. B. bie großherzoglich heſſiſche 
Berfaffung nur wegen Verleumdung blos den Privaten eine Verleums 
„dungstlage gibt), fo iſt diefes nicht auf andere Arten und Mittel (in 
„Heſſen 3. B. nicht auf blofe Injurien ober auf DVerleumdungsklagen 
„von Seiten des Fürften und der Regierung) auszudehnen. Denn eine 
„iede Ausnahme von der Regel iſt möglihft zu beſchraͤnken. Quod 
„contra rationem juris receptum est, non producendum est ad con- 
„sequentias (L. 14 de legib).“ Zachariaͤ führt nun aus, tie in 
Heffen das Hofgeriht zu Darmftadt und das oberfte Gericht in einem 
vorgefommenen alle übereinftimmend diefem Grundfage und eben ba= 
durch dem Hauptgrundfage huldigten, „daß gerichtliche Verantwortlichkeit im 
fo weit nit Statt finde, als fie nicht ausdruͤcklich durd die 
DVerfaffung eingeführt wurde.” (Gleiche Anerkennungen enthalten auch 
alle Verfaffungen , die nur eine irgend befchränkte und bedingte Ver⸗ 
antwortlichleit einführen, z. B. bie fähfifche, die fie nur für den 
Fall der Wiederholung der Verlegung nad gefchehenem Ordnungsrufe 
feftfegt, die würtembergifche, die hannöverifche , die figmaringifche, wal— 
bedifche, kurheſſiſche, die großherzoglich heffifche.) 4) „Wenn und in 
tiefen die Verfaffungsgefege geflatten, die Kammermitglieber wegen 
‚Abrer in ber Kammer gethanen Yeußerungen vor Gericht zur Rechen» 
„ſchaft zu ziehen, ftehen die Betheiligten gleichwohl nicht ſchlechtweg un= 
auter dev Herrſchaft des gemeinen Rechts des Landes, fondern fie find 
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„wegen ber Aeußerungen, für welche ein jeder Andere zur Rechenſchaft 
„gezogen werden koͤnnte, gleichwohl nicht verantwortli, wenn und im 
„wiefern ihnen bie Pflichten, die fie als Mitglieder ihrer Kammer gegen 
„den Fürften und gegen das Volt auf ſich haben, gebieten, eine Meis 
„nung zu dußern, welche von einem Andern nicht geäußert werben 
„burfte. Ja fie haben fogar die rechtlihe Vermuthung für fi, daß fie 
„die Grenzen dee ihnen obliegenden Pflichten nicht überfchritten haben, _ 
„ſo daß die andere Partei diefe Vermuthung buch ben Beweis bes 
„Gegentheils oder durch einen Gegenbeweis zu entkräften bat’ (ähnlich 
alfo wenigſtens wie bei Vorträgen von Staatsanmwälten und Abs 
vocaten, bie in England nie geftraft werden koͤnnen, fondern nur 
der Disciplinargemalt bes Gerichts unterfichen). ‚Man kamn und barf 
„ſolchen Verfaffungsgefegen, melde eine Vorfchrift diefer Art enthalten, 
„nicht den Zweck unterlegen, daß fie die Kammermitglieder an ber Er⸗ 
„Füllung der Pflichten, die ihnen als folchen obliegen, auf irgend eine 
„Weiſe verhindern wollten. — Den Bolksabgeorbneten, wenn fie ſich 
„wegen ber von ihnen gedußerten Meinungen auf ihre Pflicht berufen, 
„ſteht nicht blos die allgemeine Vermuthung der Rechtlichkeit, ſondern 
zu Iderdies das Intereſſe der Verfafſung zur Seite.“ Go weit 
achariaͤ. | 

Somohl bie große politiiche Bedeutung, welche eine volllommene, 
vor gerichtlichen Proceſſen gefchüste Redefreiheit ber Volksvertreter hat, 
wie die Rechtsgründe für biefelben laſſen fi wohl am Beſten durch 
unmittelbar praktifhe Verhandlungen über wirklich vorgekommene Faͤlle 
erläutern. Der erfte Fall einer gerichtlichen Verfolgung betraf den vorma⸗ 
ligen würtembergifhen Abgeordneten Lift. Diefer um fein wuͤrtembergi⸗ 
fhe8 und beutfches Vaterland fo vielfach verdimte Mann wurde in 
Würtemberg wegen einer von ihm verfaßten Petition, welche mit ber 
diefem Manne natürlihen Wärme und Energie gegen das leider noch 
heute beftehende Hauptübel unferes Waterlandes, die Mißbraͤuche ber 
Beamtengewalt, Hülfe fchaffen wollte, und wegen feiner Vertheidigungss 
reben in der Kammer auf eine fo unbegreifliche Weiſe gerichtlich verfolgt 
und endlid mit ſchwerer ſchimpflicher Strafe belegt, daß er auf viele 
Fahre mit feinee Familie Iamdflüchtig. werden mußte. Lift Hat den 
Fall in der Zeitfchrift Themis Heft I. ſelbſt actenmäßig mitgetheilt, 
und wir glauben, daß jeder unbefangene Freund freier Verfaffung und 
des mürtembergifhen Landes wie unferes beutfchen Vaterlandes biefen 
Proceß nur mit Betrübnig und Scham betrachten kann. 

Ein zweiter in Würtemberg vorgekommener Fall ift uns nicht ges 
nauer befannt geworden. Zum Glüd für unfere ſchon vielfach bedruͤckte 
und gehemmte deutfche landſtaͤndiſche Redefreiheit und Wirkſamkeit find 
indeffen biefe beiden mürtembergifhen Faͤlle die einzigen, in welchen 
landftänbdifche Aeußerungen beftraft wurden, denn die heffifhen Be 
richte und neuerlich felbft dee hannoͤveriſche oberfie Gerichtähof, obs 
gleich, in beiden Ländern ausbrüdliche Verfaſſungsbeſtimmungen bie Mes 
defreiheit beſchraͤnken und die angellagten Aeußerungen hier an fich wohl 
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als injurios angefehen werden konnten, fprachen im zwei an fie ges 
brachten Fällen freis 

Der fünfte Proceß, der über eine Aeußerung in ber. badifchen 
zweiten Kammer, ift noch unentſchieden. Er hat zu Iandfkändifchen 
Verhandlungen Veranlaffung gegeben, welche hier unfern Hauptgegens 
fand weiter erläutern mögen. 

Der Abgeordnete Welder machte auf dem gegenwaͤttigen Landtag 
in der 12. Sigung der II, Kammer derfelben folgende mündliche Anzeige 

Ich habe die Ehre, die hohe Kammer durch Ueberreihung einer 
Heinen Druckſchrift: „Ein ftaatsrehtlicher Injurienproceß in actenmaͤ— 
iger Mittheilung von E. Welcker“ von einer in unferm Lande biäher 
beifpiellofen Anklage wegen einer in der landſtaͤndiſchen Pflichterfüllung 
gemachten Aeußerung über rein öffentliche Verhältniffe, in Kenntniß jur 
fegen. Die Klage ift ihrer rechtlichen Begründung nach von der Art, 
daß nad) dem Urtheil aller Nechtsverfländigen des In= und Auslandes, 
bie ſich bisher über biefelbe Öffentlich ausfpradhen, eine Verurtheilung 
auf biefelbe eine rechtliche Unmöglichkeit ift. Diefelbe wuͤrde alfo ieden= 
falls nit mich compromitticen. Es konnte mir mithin auch nicht 
einfallen , zu meinem perfönlichen Schuge eine Intervention von irgend 
einer Seite zu begehen. Allein es ift auf den erſten Blick klar, daß 
es ſich bei ber frivolen Anklage nicht um meine Perfönlichkeit handelt 
Es handelt fidy vielmehr wegen des hier bei ung zum erſt en Mate 
aufgeftellten Principe, daß die Volfsabgeordneten wer 
gen ihrer landfändifhen Verhandlungen und oͤffentli— 
hen Pflihtübung der Strafgewalt der Gerichte, ja der 
Einzel richter in unterfter Inftanz, unterftellt feien, um 
die Rechte der Volksvertreter und biefer hohen Kammer 
der Volksabgeordneten, um die nöthige Selbftftändigs 
keit und Sicherheit im ihrer Landfländifhen Pflihterfüls 
lung, um die $reiheit ihrer Verhandlungen und um ihre 
öffentlihe Würde und Ehre. Darin flimmen alle freien Völker 
überein, welche fämmtlich eine folche gerichtliche Verantwortlichkeit we— 
gen Aeußerungen in den ftändifchen Verhandlungen verwerfen, und welche 
mit Recht davon ausgehen, daß für jede wirkliche Ehrenkraͤnkung eins 
zelner Bürger die Enthüllung dee Unwahcheit der Beſchuldigung oder 
die Mifbilligung in der Öffentlichen Kammer dem Verletzten eine noch 
beffere Genugthuung begründen, als gerichtliher Injurienproceß. — 
Auch mehrere andere juriflifche Abhandlungen, fo namentlich eine in dem 
neueften Hefte der zu Leipzig erfcheinenden Eritifchen Jahrbücher für deut⸗ 
ſche Rechtswiſſenſchaft, führen biefelben Grundfäge aus. Ausführlich 
aber hat insbefondere Zachariä im einer befondern Abhandlung bes civis 
liſtiſchen Archivs es nachgewieſen, daß eine ſolche gerichtlihe Verant⸗ 
wortlichkeit mit der recht lichen Natur ber ſtaͤndiſchen Verfaſſung 
und mit der noͤthigen Wuͤrde und Freiheit der landſtaͤndiſchen Kammern 
im Widerſpruch ſeien und daß auch die Gerichte fie nimmermehr zulaſ⸗ 
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fen dürfen, fo weit nicht etwa irgend befondere pofitive Ausnahmes 
gefese eine gerichtliche Competenz begründen. Dieſes ift theilmeife und 
für beſtimmte Fälle in einigen fpätern, erft in den Reactionszeiten in 
Deutfchland entflandenen, deutſchen Verfaſſungen allerdings geſchehen. 
Diefe felbft aber erkennen das Princip der gerichtlichen Nichtverantworts 
lichkeit (welches die baterifche Verfaffung zum UWeberfluß noch ganz all⸗ 
gemein ausfpricht) in der Kaffung ihrer Ausnahmesbeflimmungen noch 
an. Diefelben Anerkennungen ſprachen auch die großherzogl. heſſiſchen 
Gerichtshoͤfe dadurch aus, daß fie eine Injurienklage eines Staatsdie⸗ 
ners wegen einer ihm in der ſtaͤndiſchen Verhandlung widerfahrenen In⸗ 
jurie deßhalb zuruͤckwieſen, weil nicht für ſolche Faͤlle, ſondern nur 
fuͤr Verleumdungen gegen Privatperſonen die Verfaſſung 
eine befondere ausnahmsweiſe gerichtliche Competenz begruͤnde. 
Alle wahren Staatsmaͤnner haben ſich noch immer, mit Ausnahme des 
Gerichts der oͤffentlichen Meinung, fuͤr die vollſtaͤndige Unverantwort⸗ 
lichkeit der Volksvertreter ausgeſprochen. Ich fuͤhre unter den Vielen 
nur Einen an, naͤmlich den beruͤhmten Greis Royer⸗Collard, ihn, wel⸗ 
chen ſelbſt die Feinde des Repraͤſentativſyſtems als ein ehrwuͤrdiges Mu⸗ 
ſterbild der hoͤchſten ſittlichen Wuͤrde und der gemaͤßigtſten ſtreng recht⸗ 
lichen Haltung verehren. Er erklaͤrt außer dem Ordnungsruf zur Er⸗ 
haltung des geordneten Gangs der Berathung ſchlechthin eine jede und 
auch die von der Kammer ſelbſt ausgehende Strqafgewalt gegen ben 
im Namen feines Volles fprehenden Abgeordneten wegen 
feiner ftändifhen Verhandlungen als abfolut unzuldffig. Er ruft 
in diefem Sinne mit Wärme ber franzöfifhen Kammer die Worte zu: 
„Bedenke man es wohl, die unbegrenzte Freiheit ber Berathung und bie 
Unantaftbarkeit der Worte des Deputirten find die Grundbedingungen 
der repräfentativen Verfaſſung, die Befchränkung berfelben ift ihr Grab. 
(Die Rede ift abgedrudt in dee Hauptmufterfammlung der, Beredtfams 
keit. Aarau, 1838, ©. 186). Won diefem Grundgedanken ging, tie 
Zachariaͤ richtig behauptet, auch unfere badifche Verfaffung aus, als fie 
in ihrer überhaupt fehr Eurzen Nedaction jene gerichtliche Nichtverants 
wortlichkeit der Volksvertreter, die fie in allen ihr als Muſter vorlie: 
genden freien Berfaffungen fand, als fih von felbft verfiehend und ale 
mit Nothwendigkeit in der ftändifchen Verfaffung enthalten, nicht erſt 
noch beſonders pofitiv feflfegen wollte. Selbft die Bundesgefeggebung, 
auch da, wo fie der freien Rede nicht günftig iſt, fegt gerichtliche Nichts 
verantwortlichkeit voraus, und will nur dur bie landſtaͤndiſche Ge⸗ 
fhäftsordnung Ausfchliefung etwaigen Mißbrauds. Auch unfere babdis 
fhe Gefchäftsorbnung bezweifelte nicht einen Augenblid biefes Princip, 
ſondern beftätigte es vielmehr indirect, indem fie nur ben Ordnungsruf 
des Präfidenten bei ungeeigneter Rede feftfegt, und indem fie den Ab 
geordneten ausdrüdlich gefchriebene Reden und Discuffionen verbietet 
($. 39). Wahrlich, hätte das fchnelle oft feurige Wort der mündlichen 
Debatte Grundlage von Strafproceſſen werben follen, fo war biefe Bes . 
flimmung unmöglih. Alsdann müßte es dem Deputirten feeifiehen, 
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Mid dur; Aleſen ale und u. vedigirter fcheiftlicher Reden vor 
Er Era sr feiner Worte zu bewahren; dann ware 
ein Zallfiri bei der eedlihen freimüthigen Erfüllung der 
Deputirtenpflit. Denke man fidy nur einmal, daß im politifchen 
Parteitämpfen läflige und gehäffige Werfolgungen der Deputirten ges 
möhnlic; würden, und ermäge man einen a tie ſeht man un ⸗ 
fere fung in einer ihrer wichtigſten Grundlagen zu untergraben 
im Begriffe ficht! Bedenke man, wie man diefe ünfere, vor der gro: 
fen Reactionsperiobe in Deutſchland gegründete Verfaffung, welche ge⸗ 
= darum mie Dt kn Ci u Bataue M, weil fie, 
re — it, die erfaffutigeredhte von manden 
BVertümmerungen frei Iäft, welde einige andere, in jener fpätern Mes 
actionszeit — deutſche Verfaſſungen enthalten, nunmehr ſelbſt 
diefen letzteren nachſetzen will! Denn mährend dieſe anderen Verfaf⸗ 
füngen doch nur ausnahmsweiſe in eingelnen Fällen ein — 
de begründen, die fähfifche 5. B. nur bei Wirderholung einer 
7x felsft nach erfolgtem Drbnungsruf, bie grofhergogl. beffifche 
—— für Verleumdungen gegen Privatperfonen, alfo nicht bei Ins 
Farin engern Stimme, und eben fo wenig wie mach der Balerifhen 
Verfaffung bei Injurien gegen die Miniftee und die Regierung, fo foll 
nunmehr bei uns ohne Weiteres ein völlig unbegrenztes, 
beliebiges gerichtliches Einfchreitungsrecht in Beziehung uf alle ftändir 
ſchen Discuffionen und Pflichterfüllung Stätt finden. Die großberzige 
fiufhweigende Anerkennung der in der Natur der Sache liegenden Nichte 
verantwortlichkeit in unferer Verfaffung, diefe will man ja jegt in deren 
vollſtaͤndigſtes Gegentheil, in eine angeblich ſich von felbft verftehende, 
ganz allgemein gerichtliche Derantwortlichkeit umdrehen. Erwaͤge die 
hohe Kammer ferner eine weitere, durch ben gegenwärtigen Proceß ins 
temdirte, Herabwürdigung ber badiſchen Volksabgeordneten. Alle Be: 
amten der Regierung, alle Staatsdiener dürfen in Straf: und Injurien⸗ 
ſachen nur von dem collegiaten Hofgerichte zur Verantwortlichkeit gezogen 
werben; auf gleiche Weife auch alle Bürger, wegen angeblichen Mifs 
brauchs ber Preffe. Den Abgeordneten des badiſchen Volks dagegen, 
wenn er im Ständefaal im Namen feines Volkes muͤndlich ſprach, die: 
fen wil man, wegen dieſer fo wichtigen und ſchwierigen, fo ſchwer tich- 
tig zu beurtheilenden landſtaͤndiſchen Pflihterfüllung, dem Gerichte des 
legten Einzeltichters unterftellen. So entzieht man ihm in diefen, doch 
gewiß beſonders wichtigen und ſchwierigen Proceffen auch allen Schug 
des oberften Gerichts, nicht blos bei unbilligen, ungerechten Sentenzen, 
fondern, wie fi näher ergeben wird, felbft bei einem Verfahren und 
Urtheilen von befangenen, ja von incompetenten Richtern und gegen abs 
folgte Nichtigkeiten des Verfahrens und Urtheilens. Die Regierung be⸗ 
hauptet unb befolgt ferner, als ſich von felbft verſtehend und als in ber 
Natur einer im öffentlichen Auftrag ausgeübten Pflicht begründet, den 
Grundfag, daß fein öffentlicher Diener gerichtlich verantwortlich gemacht 
werben koͤnne, ehe der Vollmachtgeber felbft, alfo hier die Regierung, in 
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‚ber anzuffagenden Handlung eine Mandatsuͤberſchreitung erfannte und 
die gerichtliche DVerfolgung erlaubte. Der Volksabgeordnete, wegen fels 
ner im Sige und im Vereine der MWolksrepräfentation ausgeübten oͤf⸗ 
fentlihen Pflicht, ‚fol ohne irgend eine Zuflimmung der Auftraggeber, 
oder der ganzen Kammer, ohne irgend eine Anerfennung einer Dan: 
datsüberfchreitung aus der Kammer vor ben Einzelrichter gezogen und 
von dieſem über die Ausübung feiner übertragenen Öffentlichen Pflicht . 
verurtheilt werben innen. Ä 

Merfe die Hohe Kammer nun einen unbefangenen Blick auf bie 
ganzen möglichen Solgen einer folhen zur Regel werdenden Durchfuͤh⸗ 
rung dieſer an ſich fchon fo bedenklichen Grundſaͤtze. Es liegt fern von 
mir, in die Materie des SInjurienproceffes, womit man mid) behelligt 
bat, einzugehen, ober ein Eingehen ber hohen Kammer in biefelbe und 
in die eigenthümlichen Verhaͤltniſſe des vorigen Landtags, denen biefer 
Proceß feinen Urfprung verdankte, irgend hervorrufen zu wollen. Doch 
auch ohne dieſes zu thun, und ohne irgend eine gehäfftge Beziehung, 
darf ih, der Sache wegen, zwei einfadhe Thatfachen der Erwaͤ⸗ 
gung anheim ftelen. Die erfte ift die folgende: der Anjurienproceß 
entfland unmittelbar aus dem lebhaften Streit ber beiden politifchen 
Parteien des vorigen Landtags, wurde veranlaßt durch eine im Iebhafs 
teften Parteiftreite entflandene gegnerifhe Mißdeutung meiner Worte 
von Seiten eines Abgeordneten der Minifterlalpartei,, gegen welche ich 
ftritt und meine Partei vertheidigte. Von einem der Wahlmänner 
und Commiittenten biefes Abgeordneten wird nun dieſe gegnerifche Deu: 
tung zur Grundlage diefes Proceffes gemacht. Ich unterlaffe jede An- 
deutung eines Zuſammenhangs biefer Erfcheinungen und jede Erwaͤh⸗ 
nung vielleicht irrigee Deutungen, die Andere daran Enüpften. Es ge 
nügt mir, ganz allgemeine zulünftige mögliche Gonfequenzen der falfchen. 
Grundfäge veranfhauliht zu haben. Die zweite Thatfadhe ift 
biefe: Meine jest vor unferen Gerichten verfolgte Aeußerung gehört 
unmittelbar berfelben Sigung und bemfelben Sigungsprotocoll an, in 
welchem ich mich verpflichter hielt, über den Mangel nöthiger Unabs 
hängigkeit unferee Richter und über die Dereinziehung derfelben in den 
politifhen Parteiftreit die empfindlichen Beſchwerden öffentlich auszu⸗ 
fprehen. Zwar in folhen Beſchwerden liegt an fich für den Richter 
und die Gerichte noch keineswegs ein Vorwurf, da ja ſolche Beſchwer⸗ 
den nur zur Herbeiführung derjenigen Lage helfen wollen, welche wärs - 
dige Richter wünfchen müffen, und da, wenn trog folder Schwierig 
keiten ihrer unbefangenen Suflizverwaltung die Nichter thatſaͤchlich uns 
parteiifch urtheilen, fie bann in erhöhtem Grade die Öffentliche Achtung 
verdienen. Aber trog dem "Allen frage ich jeden Menſchenkenner, ob 
nicht nach der menſchlichen Schwäche fehr Leicht viele Nichter durch dies 
felte ftändifhe Pflihterfüllung, über die fie nun ohne Weiteres den 
Volksabgeorbneten vor ihren Richterftuhl ziehen dürfen, fich fehr gereizt 
fühlen Eönnen. Doc, diefes veranfchaulicht mein Proceß noch deutlicher. 
Ich hatte, kurz ehe meine Iandftändifche Aeußerung vor Gericht aerıgem 
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wurde, bei einer Wahlpruͤfung die ftärkften Beſchwerden gegen das Frei⸗ 
burger Stabtämt vortragen müffen, welche fid unmittelbar auf Amtes 
handlungen bezogen, welche notoriſch von dem großh. Stadtamtmann 
von Urka ausgegangen waren. Und nun fordert berfelbe Beamte mich 
iegen meiner landftändifhen Pflichtausuͤbung als Strafrichter vor fein 
Eingelgericht. Er thus diefes, obgleich, nach ber lang und feft beſte— 
henden Einrichtung , nicht er, fondern ein anderer Beamter der Nichter 
dee Berohner desjenigen Stadttheils if, dem id) angehöre, und obs 
gleich ſchon eine befondere Vorliebe gerade für biefen Proceß, bald auch der 
feindfelige Ton, und dagegen die, wie e8 ſchien zu weit gehende Unters 
ftügung des Anklaͤgers, mic zu Beſchwerden und Ablehnungsgeſuchen 
nöthigten. Diefe wurden jedoch vom Hofgericht abgewiefen, weil nach 
den hofgerichtlichen Entfcheibungsgränden nicht ganze Stellen (das 
Stadtamt), fondern nur einzelne Perfonen abgelehnt werden könnten 
(mas id), der übrigens wirklich nur den Amtmann von Uria ablehnte, 
ſeht bezweifle), und weil meine Iandftändifche Beſchwerde, von welder 
fliifehtoelgend zugeftanden ward, daß fie an fid wohl eine Befangens 
heltsurſache abgab, den Amtmann von Uria nicht namentlich nannte, 
obwohl derſelbe der für ihm felbft, für das Hofgericht und die ganze 
Stadt hinlanglich bezeichnete Urheber ber von mir gerügten Handluns 
gen war. < 
“Doch genug auch Hiervon, um bie Unzuläffigkeiten ſolcher Proceffe 
und ihre Gefahren für eine geficherte unabhängige Pflichterfüllung frei⸗ 
müthiger Volksabgeorbneter, für ihre pflihtmäßige Beſchwerdefuͤhrung 
über Mißbraͤuche auch von diefer Seite zu veranſchaulichen! In folder 
Lage der Sache mußte ich es alfo unftreitig für meine heilige Pflicht 
halten, gegen die in meiner Perfon angegriffenen weſentlichen DVerfafs 
fungsrechte der Wolksabgeordneten und ber ganzen Volksvertretung jer 
des rechtliche Schugmittel zu ergreifen, um mid; von dem Vorwurfe 
frei zu halten, daß ich biefelben durch irgend eine Unterlaffung gefähr 
det habe. Nach) unferem Verfaffungsrechte war nach dem bisherigen Brauche 
jedes Gericht incompetent zum vichterlichen Urtheil über meine landſtaͤn⸗ 
difhe Aeußerung. Dem klaren, unbedingt allgemeinen Buchftaben und 
Geiſt unferer Gefege zufolge, wird ferner, wie ebenfalls meine Druck⸗ 
ſchrift nachweiſſt, allen Staatsbienern, ohne irgend einen Unterfchieb der 
penſionitten und nichtpenfionicten, ihr Gerichtsfland in Straf- und Ins 
jurienfahen nicht bei den Einzeltichtern, fondern bei den Hofgerichten 
angetoiefen. Ich mußte alfo auch in dieſer Hinſicht das Stadtamt als 
incompetent ablehnen, da ich in einer Sache, welche nicht allein meine 
Rechte betraf, natürlich mein ordentliches Gericht nicht freiwillig aufges 
ben, da ich diefe Sache nicht freiwillig einem ungefeglihen und mir noch 
dazu befangen erfheinenden Richter übertragen durfte. Auch das Hofs 
gericht erklärte Indeffen, eben fo wie das Stadtamt in erfter Inſtanz, 
fich felbft in zweiter Inſtanz zur Entfcheidung diefes Injurienprocefies 
für competent. So fah idy mid genöthigt, den Schug unferes oberften 
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Berichtes für mein verfafjungemäßigsiandftändifches und Staatsdiener⸗ 
recht zu ſuchen. 

Diefer Schug unſeres oberflen Gerichts wurde mir aber verfagt,; 
und er fcheint, biefes ift wichtig für bie hohe Kammer, felbft auch für 
den Fall, dem bisher ausgeführten, fo hoͤchſt wichtigen Verfaffungsrecht 
der Volksabgeordneten gänzlich verfagt zu werden, menn die Mitglieder 
diefes höchften Gerichtshofes alle mit uns darüber übereinftimmten, daß, 
eben fo wenig in Baden wie in Baiern, die Volksabgeordneten wegen 
Ausübung ihrer Tandfländifhen Pflicht der flrafrechtlichen Controle ber 
Berichte unterworfen werden bürfen, daß alfo durch ſolches Beginnen 
eine wefentliche Grundlage unferes verfafinngsmäßigen Rechtözuftandes 
untergraben, daß dadurch unheilbar nichtiges Verfahren und Urs 
theil begründet, und durch dieſelbe eben fo ungerechte als unheilbar 
nichtige Straffentenzen gefällt und vollzogen wuͤrden. 


Setbft bei ſolcher Weberzeugung allee Mitglieder unſeres höchften- 


Gerichtshofes, fage ich, fcheint doch unfer Rechtszuſtand keineswegs auf 
irgend einen Scug biefes hoͤchſten Gerichts rechnen zu dürfen. Und 
ganz eben fo menig feheint auch jenes landesgefegliche Recht aller 
Staatsdiener jemals auf den Schug des hoͤchſten Berichts rechnen zu 
dürfen, felbft wenn ebenfalls alle Mitglieder diefes höchften Gerichts⸗ 
hofes mit mir in ber Anſicht von ber wirklichen Eriftenz der Schrifts 
fäffigkeit der Stantsdiener überzeugt find, felbft wenn fie überzeugt find, 
daB durch die Incompetenz abfolut und unheilbar nichtige Procefje und 
Urtheile diefe Staatsdiener verlegen, und dieſe mit folhen Verletzungen 
wegen ber Verſagung ber oberfl »richterlihen Hülfe ungeheilt fortbeftes 
hen. Es hat nämlich diefer höchfte Gerichtshof, auf mein Caſſations⸗ 
und Reviſionsgeſuch wegen Nichtigkeit des Verfahrens und bes hofge- 
richtlichen Urtheils, jede Berührung und Prüfung der von mir erhobes 
nen Rechtefragen und Nichtigkeitsgründe felbft forgfältig vermies 
den und aus rein formellen Gründen meine Beſchwerde zurüdges 
wiefen. 

Zwar erkennt der hohe Gerichtshof ausdrüdlih an, daß nach kla⸗ 
ven Landesgefegen, wie nach der Natur der Sache und dem gemeinen 
Recht in Straf» und JInjurienſachen, die außerordentlihen (d. h. bie 
auf die gewöhnlichen Inſtanzen und Friſten nicht befchränkten) Rechts⸗ 
mittel der Nichtigkeitsflagen oder der Nullitaͤts⸗, Caſſations⸗ und Revi⸗ 
fionsbefchwerden begründet find, wenn ausdrüdliches Gefeg (jus in thesi) 
verlegt ift, und weſentliche Beſtandtheile und Vorausſetzungen eines güls 
tigen richterlihen erfahrene und Urtheils mangeln. Solche außerors 
dentlihe Rechtsmittel und die Zufage der oberftrichterlichen Hülfe bei 
ihnen, enthalten insbefondere die in meiner Drudichrift S. 36 anges 
führten Gefege. Nach den oberhofgerichtlihen Entfheidungsgründen 
aber befchräntte fich dieſe Rechtshuͤlfe. Sie erklären für’s Erſte die von 
mir angeklagten Nichtigkeiten darum für Feine unheilbaren, well fie 
hätten durch's Hofgericht aufgehoben werben koͤnnen, obgleich fie von ihm 
doch nit geheilt, fondern erneuert wurden, fie mir alfo dadurch 
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felbft in biefem Sinne als unheilbar erſcheinen, und nach jenen Ge: 
fegen zur nöthigen Heilung und Rectification das außerordentliche 
Rechtsmittel der Nichtigkeitöflage zu begründen feinen, weil durch an⸗ 
dere Rechtshuͤlfe nun Leine Abhilfe möglich war. 

As unheilbar erſchienen fie mir. vollends in bem eigentlihen 
jneiftifhen Sinne, indem hier abfolut weſentliche vechtlihe Grund⸗ 
bedingungen eines gültigen richterfichen Verfahrens und Urtheilens fehl- 
ten (mimlich eine Rechtsfache und ein zuftänbiges Gericht) und 
indem ‚die Erklärung einer untergerichtlichen Competenz ausdrüdlis 
ches jus in thesi verlegt. Dieſe Entfcheidungsgründe fagen ferner: 
das Hofgericht habe, weil es nur das Verfahren und Urtheil des Stadt: 
amts billigte und aufrecht erhielt, nur etwa unbillig geurtheilt, 
nicht ſelbſt eine Nichtigkeit begangen. Mit ſchien es micht blos durch 
die Competenzerflärung des Stadtamt feLbft jus in thesi zu verfegen, 
fondern auch ſich felbft wie dem Stadtamte in biefer Sache, ftatt 
diefelbe von den Gerichten zuruckzuweiſen, Fälfchlic eine richter= 
hr Gewalt und Entfheidung anzumafßen. In einer Sache, 
welche gar feine Rechtsſache ſſt, in welcher alſo jedes rihterliche 
Verfahren und Eniſcheiben, außer der von mir erbetenen Zu— 
ruͤckweiſung aus dem Gericht, unbeilbar nichtig iſt, verfuhr 
und urtheilte das Hofgericht felbft, ſo wie in einer gerichtlichen, und 
erkannte ſelb ſt nichtig eine nicht Statt findende Gompetenz des 
Stadtamts, wie auch des Hofgerichts, und wies felbft die Sahe an 
das Stadtamt zuruͤck. Es gibt nun namentlich auch die Verordnung 
vom 6. Mai 1807 (Negierungsblatt Nr. 16) ausdrüdlich gegen ſolche 
hofgerihtlihe Erkenntniffe, melde wie das, welches ein Ders 
fahren ohne fubjective und objective Competenz fortzufegen gebietet, 
meine unheilbare Mißleitung des Proceffes begründen”, 
eine Nichtigkeitsrevifion bei dem Oberhofgerichte, ja bei dem Plenum 
beffelben. Bei ſolcher unerwarteter Wendung der Sache aber ergab es 
fih in der That, daß zum Schutz nicht blos des klar gefeglichen Ger 
richtsſtandes der Staatsbiener, fondern aud zum Schuß jenes weſent— 

+ chen Iandftändifhen Verfaffungsrehts, daß für diefe, mit einer Geld» 
fumme ganz unvergleihbaren wichtigen Rechte jeder Schug des oberften 
Gerichts, daß felbft der Schuß einer Prüfung dieſer verfaffungsmäßigen 
Gefege und Rechte von Seiten des hoͤchſten Gerichts ausgefchloffen ift. 

Würden fie felbft in abfolut nichtigem Verfahren und Entſcheiden 
des unterften Gerichts und des Mittelgerihts mit Füßen getreten, das 
oberfte Gericht darf fie nicht einmal prüfen und nicht fügen, weil die 
Verlegung im Untergericht beginnt und bie Fortfegung und Erz 
neuerung berfelben vom Mittelgericht nicht unheilbare Nichtigkeit, fonz 
dern nur ein unbilliges Urtheil ifl. Es ergibt ſich, daß hiernach bei 
der wirklichen doppelten Incompetenz des Stadtamtes aud nur ein 
einziges fubjectiv competentes Gericht, das Hofgericht, genügte, um 
das Elar gefegliche Recht der Schriftfäffigkeit den Staatsbienern zu raus 
ben, zwei objectiv incompetente Gerichte dagegen ohne allen 
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obergerichtlihen Schutz den Landftänden ihr mefentliches Verfafſungsrecht 
entziehen koͤnnen. Denn mindeſtens fehr zweifelhaft bleibt es, ob 
felbft dann, wenn nach ettwaigem Vorgange des incompetenten Stadt⸗ 
amts das ebenfalls incompetente Hofgeriht ein wegen Mangels tes 
fentliher Vorausfegungen unheilbar nichtiges Strafurtheil ausfprechen 
würde, das Oberhofgericht hier nicht abermals nur heilbare Nichtige 
keit und wegen angeblichen blofen unbilligen Urtheilens eine Abwe⸗ 
fenheit jeder Nichtigkeit finden, und fo jedes Eingehen in bie Rechts⸗ 
fragen felbft zuruͤckweiſen würde. Noch einmal, ich will bier weder eine 
Beſchwerde gegen unfern hoͤchſten Gerichtshof führen, noch feine Ent: 
fheidungsgründe einer vollftändig rechtlichen Prüfung unterwerfen. Aber 
wefentlich für die Beurtheilung des Rechtszuſtandes der Kammermitglies 
der, fobald man einmal regelmäßig nach den jegt verfuchten Vorgängen 
ihre landſtaͤndiſche Pflichterfülung beliebig vor bie Untergerichte ziehen 
würde, ift offenbar dieſer Mangel alles Rechtsſchutzes des oberften Ges 
richts, felbft bei unheilbaren Nichtigkeiten des Verfahrens und der Urs 
theile. 

Um jeden Vorwurf zu vermeiden, als haͤtte ich meinerſeits irgend 
etwas zur Vertheidigung eines in meiner Perſon angegriffenen heiligen 
Verfaſſungsrechts unterlaſſen, hielt ich es fuͤr Pflicht, da die Kammern 
nicht verſammelt waren, dem Juſtizminiſterium die in meiner Druck⸗ 
ſchrift enthaltene Anzeige von dem Vorgange zu machen. Ich verband 
damit abſichtlich keinerlei Geſuch, weil ich irgend einen Schutz fuͤr meine 
Perſon gar nicht bezwecken wollte. Aber es ſchien mir ſchon wegen der 
von der hohen Kammer zum Schutz ihrer Verfaſſungsrechte zu ergrei⸗ 
fenden Maßregeln von Wichtigkeit, daB der gegen dieſe Verfafjungsrechte 
gerichtete Angriff fich nicht fortfege, ohne officielle Kenntniß derjenigen 
hohen Behörde, melde die verfaffungsmäßigen Grenzen der Juflizver- 
waltung zu uͤberwachen hat, fo wie ohne officielle Kenntnißnahme von 
Seiten des hoͤchſt preislichen Staatsminifteriums, welches nicht blos im 
Allgemeinen die Verfaffung zu fchügen, fondern auch über bie Compe⸗ 
tenzconflicte zu entfcheiden berufen if. Es mar diefes ſchon darum für 
die hohe Kammer von Wichtigkeit, weil der vorgelegte Strafgefegent- 
wurf den Grundfag, welchen das Staatsminifterium bisher, als aus ber 
Natur der Sache fließend, befolgte, daß bei äffentlicher Function der 
Mandatar nicht ohne Anerkennung der Mandatsüberfchreitung von 
Seiten des Vollmachtgebers vor Gericht geftellt werden Eönne, jest noch 
ausdruͤcklich auch pofitiv fanctionirt, die hohe Kammer aber wohl nims 
mermehr geneigt fein koͤnnte, diefer Beſtimmung ihre Zuflimmung zu 
geben, wenn nicht in Gonfequenz mit berfelben auch für die Pflichter⸗ 
füllung des Volksabgeordneten mindeſtens eine entfprechende Sicher: 
heit gewährt wird. In Folge jener in meiner Drudfcrift enthaltenen 
Anzeige an das Sufkigminifterium ging mir durch die Gerichte ein Ers 
laß zu, nad) mwelhem das hohe Staatsminifterium ſich nicht bewogen 

‚finde, in einer blofen Privatſache einzufchreiten. 
Sch kann es der hohen Kammer überlaffen, näher zu prüfen, oh 
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eine Injurienfttaffache und eine Klage auf öffentliche Iniurienfkrafe, 
ob vollends eine gerichtliche Verfolgung etnes Wolksabgeorbneten Lediglich 
wegen Ausübung feiner Öffentlichen Pfliht und einer landftän! 
Aeußerung über rein Sffentliche Verhältniffe nach ihrem Gegenf 

und ihrem Peincip, nad) ihrer Entfiehung und ihren Folgen, eine 
zeine Privatfache fei. 

In Folge diefer Anzeige kündigte fogleich ber Abgeordnete Sarız 

A der eine Motion über die Medefreiheit im Ständefaale an, die er in 
det 17. Sigung begründete. Er ſagt bier unter Anderem; 

Wenn ich bedenke, daß der gegem den Abgeorbneten MWelder 
eingeleitete Procef aus einer Aeußerung fi anfachte, bie er hier al 
Abgeordneter. in Öffentlicher Sigung gethan hat, fo follte id meinen, 
daß dasjenige, was ein Abgeordneter, ein’ Mitglied diefes Hauſes, eines 
der erflen Drgane der ganzen Staatsverfaffung fpriht und handelt, Beine 
Pelvatſache ift, fondern der Sphäre der Deffentlichkelt und dem Kreis 
dee Amtshandlungen angehört. Ich follte wohl glauben, daß wir, bie 
mir bier in biefem Saale die Steuern zw bemilligen, zu der Gefeßges 
bung zuzuſtimmen, und die Gontrofe über die ganze Staatsverwaltung 
zu üben haben, Feine Privatperfonen find, und In der Ausübung diefes 
unferes wichtigften Rechts keine Privathandlung vornehmen. Wir, die 
wie bier ſihen dur den Willen der Verfaſſung und die Wahl des 
Volks, als deſſen Vertreter bei und gegenüber der Staatsregierung, find 
kelne Privatperfonen, ſondern twic find als Mitglieder der Kammer Mits 
glieder des hoͤchſten Drgans der Staatsverfaffung nad; dem Fürften, 
amd Alles, was wir in diefer Hinficht thun, reden und handeln, gehört 
in ben Kreis der Öffentlichen Rechtsvorkommniſſe, und in den Kreis der 
Amtshandlungen, fo gut als was irgend ein anderer öffentlicher Beam 
ter als folder thut und handelt. Wergeblich wird man ſich darauf be= 
rufen, daß dadurch, daß der genannte Caſſier Sattler aus einer Aeu— 
ßerung in der Rede des Abgeorbneten Welder Bezug auf ſich genoms 
men bat, und jener Sattler eine Privatperfon feie, num die ganze 
Sache felbft eine blofe Privatſache geworden fei. Denn zuvoͤrderſt ift 
diefe Aeußerung des Abgeordneten Welder in gar Feiner Beziehung 
auf die Perfon des Bergwerkscaſſiers Sattler gefhehen, fondern wenn 
fie irgend eine Beziehung auf ihn hatte, fo hatte fie diefelbe nur da= 
duch, daß er ein Mitglied der Kammer von 1825 und 1828 war. 
Die Rebe des Abgeordneten Welder bezog fi auf jene Kammern, 
alfo auch wieder auf ein öffentliches Organ, und kann deshalb in kei⸗ 
ner Weiſe dutch den Bezug, welchen der Caſſier Sattler daraus anf 
ſich nahm, eine reine Privatfache werden. So wenig aber irgend eine 
Amtshandlung eines Beamten dadurch, daß fie in Beziehung auf ein 
Privatrecht tritt, daß fie über ein Recht oder eine B.fchwerde eines 
Privatmanns entfcheidet, eine Privatfahe nird, fo wenig kann irgend 
eine Aeußerung des Abgeordneten in einer Öffentlihen Rede dadurch, 
daß fie ſich auf irgend einen Privaten bezieht, eine reine Privatfache 
foerden. 


—— 
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Mir fcheint, daß man bie bei dem Staatsminiſterium um fo 
leichter hätte einfehen innen, als es noch gar nicht fo Lange her tft, 
bag bei dem Staatsminifterium feibft ein ähnlicher Fall ganz andere 
entfchieden wurde. - 

Sie werben ſich vielleicht aus einer bier verbanbelten Petition er 
innern, wie fi) mehrere Bürger in Raſtatt darüber beſchwerten, baf 
fie bei Gelegenheit der Amtshandlungen des bortigen Obereinnehmers 
von demfelben beleidigt wurden, und baß fie deshalb eine Ehrenkraͤn⸗ 
kungsklage anftellten, die auch von bem Gericht angenommen tworben 
ift, worin aber das Staateminifterium nad) Erhebung eines Compes 
tenzconflict® bie Labung über dieſe Klage aufhob, indem es von ber 
Anfiht ausging, daß, da die Sache bei ber Amtshandlung eines oͤf⸗ 
fentlihen Dieners gefchehen fei, Leine blofe Privatllage, ſondern eine 
Klage aus einem öffentlichen Rechtsvorkommniß vorliege, und daß daher 
aus äffentlihen Rechtsgrundſaͤhen die Ladung aufzuheben fei. 

Mir fcheint, daß die Entfcheidung des Staateminifteriums entwes 
der eine nicht geringe Unkenntniß in öffentlichen Dingen, oder, was 
noch Arger ifl, eine Mißachtung unferes ganzen Rechtözuftandes verräch, 
und feine Entfcheidung nicht gebilligt werden Tann. 

Injurien waren nad) unferer Geſetzgebung zur Zeit der Verfaſ⸗ 
fung bloſe Polizeifrevel, die von Amts wegen von den Polizeibehörden 
unterfucht und abgemwandelt werden Eonnten. Hiervon ausgehend, finde 
ih in unferer Gefchäftsorbnung;: daß ber Präfident ber Kammer ohne 
Unterfchied die Polizei in ber Kamtlier handhabt; in den 66. 23—27 
der Geſchaͤftsordnung fteht ſodann, duß jede Perfönlichkeit und jede Abs 
ſchweifung von dem Gegenſtand unterfagt ift, daß aber bei Perfönlichs 
feiten und Abfchweifungen von dem Gegenfland der Verhandlung der 
Dräfident das Recht hat, den Redner zur Ordnung zu rufen, und bie 
Kammer fogar in ſchweren Zällen eine Rüge zu Protocol befchließen 
kann Im Hinblick hierauf fcheint Mar zu fein, daß nad dem bamas 
ligen Stande unferer Gefeggebung , wornach Sinjurienfachen blos Polis 
zeifrevel waren, bie Abficht gewefen iſt, daß ſolche von dem Praͤſiden⸗ 
ten der Kammer, und ber Kammer felbft, abgewandelt werben können. 
Es kann Bein Zweifel fein, dag Perfönlichkeiten offenbar auch Injurien 
in ſich enthalten, und baß befonder6 Abfchweifungen von dem Gegen 
ftand, fo meit es Perfönlichkeiten find, gewiß Injurien gegen Dritte 
vorftellen und enthalten Binnen. Es kann nun, meines Erachtens, 
nicht beftritten werden, baß, wenn irgend ein Abgeordneter in biefem 
Haufe von einem andern Mitgliede beleidigt wird, jener nach den Vor⸗ 
fhriften der Gefchäftsordnung wohl nicht das Recht hat, eine Injurien⸗ 
lage vor Gericht anzuftellen, fondern baß er ſich deswegen an den Praͤ⸗ 
fidenten menden kann, wenn biefer nicht von ſelbſt ſchon einen Ord⸗ 
nungsruf gegen ben Redner ergehen laͤßt, und daß ferner, fo weit bie 
Injurie eine ſchwere ift, ein Verweis zu Protocoll beſchloſſen werben 
kann, womit die Sache erledigt ift. 

So groß kann doch nicht der Umfang ber Rechte eines Dritten 

Staats⸗Lexikon. XV. 42 
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fein, daß ein Abgeordneter bier zur Ordnung fen, ober wegen ſei⸗ 
ner Beleidigung ihm. fogar ein Qermeid zu 5 ‚gegeben werde, 
und daß alsdann dieſem Dritten gleichwohl noch die Befugniß zuſtehen 
follte, vor Gericht eine Klage anzuftellen. Sein Recht kann Fein grö- 
Beres fein, als das Recht eines A und eined Regierungscoms 
miſſaͤrs, fo zwar , daß, wenn die Sache hier abgewwandelt if, eine toel- 
tere Unterfuhung nicht Statt finden kann. Es fpricht auch daflır eir 
ner ber oberften aller Grundſaͤte bes Strafverfahrens: non bis in idem, 
Man kann nicht in einer und berfelben Sache vor zwei Gerichten uns 
terſucht umb beftraft werden. Mag nun auch durch die fpätere Geſet ⸗ 
gebung die Erledigung von Injurien allgemein an bie Gerichte überger 
gangen fen, fo kann doch hierin Peine Abänderung des frühern befon- 
dern Rechtsjuſtandes in dieſem Haufe legen, denn «8 iſt ein. befannter 
Reptögrundfag, daß ein fpäteres allgemeines Geſetz ein fruͤheres fpeci- 
elles Geſetz nicht aufhebt. Wenn man abır auch annehmen mwollte, «8 
feien noch Zweifel hierüber vorhanden, fo muͤſſen diefe fhwinden, wenn 
man. ‚anderwärts herumfcaut, und wenn man nadmelfen kann, daß 
bie Natur der Sache, daß die Vermeidung ber abenteuerlihiten Schwie ⸗ 
—— ernftlichften Verwickelungen es gebieterif fordern, daß 
es fo müffe. 

Betrachten wir zuc Entſcheidung dieſer Frage unfere Amtsthätigkeit, 
fo fällt uns alsbald in die Augen, daß in unfern öffentlichen Sitzungen 
unſere Berathungen hauptfächlich durch das mündliche Wort der Abge- 
ordneten zu unferen wichtigften Beſchluͤſſen über Steuerbewiltigung, über 
Gefeggebung und die Controlirung ber Stautsverwaltung geführt wers 
den. Es ergibt ſich hieraus auch, daß das mündliche Wort des Abge⸗ 
ordneten bie Hauptfahe feiner ganzen Amtsführung iſt, und wenn dem 
fo ift, fo muß man auch zugeben, daß beffen gänzliche Unbefchränktheit und 
Ungebunbenheit, daß die Unabhängigkeit des Redners, feine Ueberzeus 
gung für Recht und Wahrheit frei und offen auszufprechen, daß das 
freie Wort der Grundpfeiler der ganzen Stellung des Abgeorbneten iſt, 
und es daher in der Nothwendigkeit der Sache liegt, daß dieſes Wort 
auch wirklich frei fei- Daraus folgt aber hinwieberum, daß alles dass 
jenige, was der Mebefreiheit förend und hemmend entgegentritt, ver⸗ 
worfen werden muß. Nichts kann aber diefer Freiheit mehr in ben 
Weg treten, als wenn jeber Abgeordnete beforgen muß, wegen feiner 
Worte, fobald fie nur eiwas mißliebig erfcheinen, vor Gericht herum⸗ 
gegogen werden zu koͤnnen, und von jedem Dritten, derſich beleidigt glaubt, 
mittelft einer Injurienklage vor Gericht verfolgt zu werden. Je mehr 
ein Deputicter feine Pflicht, Wahrheit und Recht zu reden, hier erfüllte, 
je mannhafter und entfchiedener er auftritt, je mehr ein Deputirter ale 
der fonderbare Mann ſich zeigte, dem das Recht mehr gilt al fein Vor⸗ 
theil, je kraͤftiger er da6 Recht vertheidigte und dem Unrecht ſich ent⸗ 
gegenftemmte, defto mehr märe er ber Gefahr ausgefegt, mit Injus 
‚zienproceffen verfolgt und am Ende noch dafür eingefperrt zu werden. 
Es ſcheint mic auch beinahe in der Unmöglichkeit zu liegen, eine Unter⸗ 
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fuhung über ſolche Heußerungen in biefem Saale vor Gericht zu vers 
folgen. Bel einer folhen Unterfuhung müßten ja natürlich unfere Pro» 
tocolle ben Aemtern vorgelegt werden, benn da find ja bie Aeußerun⸗ 
sen zu finden, welche eine Injurie enthalten, und die Aemter würden 
ſomit unterfuchen, was der Secretär in unferen Protocollen richtig redi⸗ 
girt, und was ber Redner mit Grund ober Ungrund hieran geändert 
bat. Ein folches Verfahren ift nicht möglih. In einem folchen Fate 
Tönnte es leicht vorkommen, daß unfer Präfidene zum Zeugen aufuerus 
fen würde, und alle Abgeordnete als Zeugen vor Bericht zu erfcheinen 
hätten. Vielleicht koͤnnte ein Abgeorbnieter das nicht gehört haben, was 
alle Andern hörten, oder er koͤnnte etwas Anderes gehört haben, fo daß 
ee am Ende mit einem Meineidsproceß verfolgt werben koͤnnte; — zu 
folchen abenteuerlichen Folgen koͤnnte die Sache führen. 

Man wird freilich fagen, es werde dergleichen nicht vorkommen. 
Wenn man aber bedenkt, mas die Brundlage beffen, warum man dar⸗ 
auf befteht, folhe Injurienklagen gegen Abyeordnete zu erheben, bie 
Beſchraͤnkung bee Mebdefreibeit der Abgeordneten ift, fo wird man bei 
Durchführung diefer Beſchraͤnkung allerdings fürchten koͤnnen, daß alle® 
dieſes recht wohl vorkommen kann*). Zebenfaus wäre bie Nothwendig⸗ 
keit vorhanden, daß bei einer folchen Injurienklage der Beweis haupt⸗ 
ſaͤchlich durch die andern Abgeordneten geführt werden müßte, und wie 
müßten daher am Ende alle 62 als Zeugen vor Gericht erfcheinen. Bel 
ſolchen gerichtlichen Verhandlungen würde ſich dann auch unfere Rechtes 
gleichbeit in dieſem Saale ſehr ſchoͤn herausſtellen. Bekanntlich find 
wir hier Alle ganz gleih. Wir aber, die wir mur einfache Bürger oder 
gar nur Advocaten find, wir müßten natürlich bei allen ſolchen Inju⸗ 
tienflagen vor den Aemtern unfer Recht finden, mogegen der Staatsbes 
amte vor dem Hofgericht ſtuͤnde. Wir find, ich fage e6 nochmals, zwar 
Alte in diefem Saale ganz glei, allein wenn wir wegen Ehrenkraͤn⸗ 
tungen belangt werben, fo tritt die unbedeutende Eigenſchaft des Abges 
ordneten zurüd hinter die bedeutenderen bes Staatsbeamten; der Erſtere 
wird vor den Aemtern, der Andere vor ben Hofgerichten unterfucht, und 
wir find alsdann in biefem Saale um eine Fiction reicher, und vor 
den Gerichten um eine Wahrheit aͤrmer. Sodann iſt es aber auch 
möglih, daß in den Beſchluͤſſen ber Kammer felbft Infurien vorkom⸗ 
men, oder ein Grund zu einer Injurienklage Tiegen koͤnnte, und wie 
würden alsdann ir einem ſolchen Falle unfere Beſchluͤfſe vor den Aem⸗ 


*) Beinahe alles dieſes iſt ſpaͤter in dieſem wunderlichen Proceſſe vorge⸗ 
kommen. Der Kläger, wahrſcheinlich weil er erfannte, daß nach bem offictellen 
Kammerprotocoll eine Injurienklage unmöglich begründet werben ann, ließ 
viele Rammermitglieder als Zeugen vorladen. Der Richter ließ fie abhören, 
troß der Perborrescenz bes Beklagten, weil ja gerade gegen fie die angeblich) 
verlegende Rede gerichtet war. Sie follten alfo gegen das durch ihren eigenen 
Amtseid beträftigte Protocol zeugen. Ja ber Richter förderte fie auf, wenn fie 
fi) der Worte etwa nicht mehr erinnertn „nach dem Zotaleindrud” gu 
zeugen (!!N) Anm. a nach, 
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tern beſtehen? Ich glaube, daß das Geſogte hinreicht, um nachzuwei- 
fen, daß zu Vermeidung der ernſtlichſten Schwierigkeiten und mifliebig · 
ſten Folgen es nothwendig iſt, Injutientlagen vor Geticht nicht zuzu ⸗ 
iaſſen über Neben der Abgeotdneten in diefem Saale, Mir ſcheint des 
halb auch, daß allen denjenigen, welche befjenungeachtet darauf beftes 
ben, baß ſolche Injurienklagen zugelaffen- werben, es keineswegs darum 
zu hun iſt, das Recht der Einzelnen zu fhügen, denn dieſes Recht iſt 
wohl durch unfere Gefchäftsordnung genügend gefhügt, fondern #8 lier 
‚gen ihnen ganz anbere Dinge am Herzen. Es it ihnen darum zu thun, 
daß das freie Mort auch in. feinenmlegten Zufluchtsort, bier in diefem 
Saale, vernichtet werde, nachdem das Gedrudte. durch die Genfur 
ſchon fo arg verfätfht iſt, daß alle jene Abgeorbneten, bie man da 
nicht mit Stellen und Beförderungen fängt, durch Strafen nnd Proceffe 
geſchreckt werben, und daß bie Kammer eines ihrer wichtigften Rechte, 
mobei fi befonders die Jajurien zeigen werden, nämlich der Controle 
der ganzen Staatsverwaltung beraubt, wenigitens erfchwert, mit anderen 
Worten, daf die Kammer um ihe Anfehen und ihre Würde gebracht 
wuͤrde. Wer der Kammer ben Mund verſchließen, und fie zur Dies 
nerin alles Unrechts im Staate machen will, hat allerdings: Fein beſſe ⸗ 
res Mittel hiezu als Injurienklagen zuzulaſſen. Wer dagegen das freie 
Wort bier wenigſtens noch haben will, wer ba will, daß es hier noch 
feine legte Zufluchtsftätte- erhalte, und hier ber Schiem des Nechtes der 
Schild der Unſchuld fei, der kann ſolche Injurienklagen gegen Abgeord- 
nete nirgends zulaffen. Indeſſen hoffe ich zu Gott, daß man ſich bier 
nicht fo gutmüthig bie Redefteiheit vernichten laͤßt, und daß man ſich 
nicht fo geradezu das freie Wort wird berauben und beeinträchtigen laf- 
fen wollen, fo wie bag nun aud die Regierung einfehen wird, daß hier 
feine Privatfahe, fondern eine der wichtigſten Fragen unferes öffentlt- 
hen Rechts vorliegt. Wenn aber bie Regierung biefes nicht thut, fo 
werde ich einen Weg einſchlagen, auf dem ich bethätige, daß, fo wie 
man Recht und Gefeg gegen ung drehen will, Recht und Gefeg gegen 
uns im Argen liegt. Wenn man wegen jeder mißliebigen Aeußerung 
Kammermitglieder vor Gerichten verfolgt, wenn man mic) wegen mei: 
ner Aeußerungen in diefem Saale vor Gericht herumzieht, fo werde ich 
auch gegen jeden Minifter oder einen Regierungscommiffär überhaupt, 
der mir irgend ein mißliebiges Wort fagt, mit einer Injurienklage aufs 
treten, und wenn diefe nicht vor Gericht zugelaffen wird, weil der Mis 
nifter im öffentlichem Dienft war, und er nicht vor Gericht zu belan= 
gen iſt, fondern die öffentliche Dienftbehörde fih darüber auszufpredgen 
hat, ob er vor Gericht belangt werden Bann, wenn alfo das Staatsi- 
nifterium die vielleicht ſchon erfannte Ladung wieder aufhebt, fo frage 
id, ob dies der Schutz iſt, der mic in meinem ſchweren Amte ges 
buͤhrt, ob das Recht ift, daß ich, ber ich in meinem Amte als Abs 
georbneter Keinem eine perfönliche Beleidigung machen wollte, mid) vor 
jedem Richter belangen lafjen muß, während id, wenn ich gegen einen 
Minifter eine Klage zu erheben habe, feinen Richter finden fol? 
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Es ift im hoͤchſten Grabe bebauerlich in dieſer Sache, zu fehen, 
wie alle Staateftellen, wie das Stadtamt und Hofgericht Freiburg, wie 
das Oberhofgericht, das Juſtizminiſterium und das Staatsminifterium 
Partei genommen haben gegen den Abgeordneten Welder und gegen 
unſer Recht. Aus bdiefer Reihe von Entfcheidungen geht eine ber viels 
fachen Kranfheitserfcheinungen unferes krankhaften öffentlichen Zuſtan⸗ 
des beutlich hervor. Es iſt insbefondere bei den Staatsftellen dahin ges 
tommen, daß Alles, was ſich auf die Repräfentativverfaflung und bie 
Rechte der Kammer, Alles, was auf eine freie Entwidelung der Vers 
foffung und der Nechte der Bürger zurüdgeht, in feiner Anwendung 
befchräntt, in feiner Erklärung und Erläuterung verfümmert wird, daß 
alles hierauf Bezügliche nirgends Schus und Recht findet. Es if lei⸗ 
der dahin gekommen, daß ein Staatsbeamter, wenn er conſtitutionelle 
Grundſaͤtze verraͤth, zugleich fuͤrchten muß, verfolgt und gedruͤckt zu 
werden. Man nennt es bei uns ein conſtitutionelles Regierungsſyſtem, 
wenn man die oͤffentlichen Amtshandlungen eines Abgeordneten als reine 
Privatſache anſteht. Das iſt betruͤbend für jeden wahrhaften Freund 
des Fuͤrſten und des Vaterlandes. Das iſt es, was die Reibungen zwi⸗ 
ſchen den verfaſſungsmaͤßigen Gewalten des Staats, was das Miß⸗ 
trauen im Volk erregt, daß feine Angelegenheiten nicht nach Recht und 
Geſetz, fondern nad) dem jeweiligen politiſchen Standbpumete ber betrefs 
fenden Behörde entfchieden werben, und ich erfläre deshalb offen und 
deutlich: fo lange man auf dem bis jest eingefchlagenen Wege von Geis 
ten der Regierung bebarrt, fo lange man in&befondere in ber vorliegens 
den Frage nicht anerkennt, daB man mit Unrecht diefe Sache als Pris 
vatfache behandelt habe, fo lange man nicht deutlich ein Umkehren von 
diefem Wege fieht, fo lange glaube ich, daß alle die ſchoͤnen Worte, die 
man von Frieden, Einigkeit und Verföhnung hört, und die nur dann 
wahr find, wenn fie auf gegenfeitiger Achtung und Anerfennung der ges 
genfeitigen Rechte beruhen, nicht in der Wahrheit gegründet find, und 
in fo lange werde ich fügen: „Schöne Maske! Ich kenne Die! Du 
„kannſt mich nicht verführen; ich mißtraue Die und allen Deinen Worten.” 

Ueber biefe Motion erflattete in der 71. Öffentlichen Sitzung ber 
Abgeordnete Welte Namens der für diefelbe erwählten Commiffion ber 
Kammer den Bericht. Derfelbe fagt unter Anderem: 

Die Grundform unſerer Verfaſſung iſt eine vepräfentative ober 
conftitutionelle im engern Sinne, indem durch das Verfaffungsgefeg bem 
Volke nicht nur ein Recht der blofen Vorſtellung und Befchwerbe, fons 
dern aud das Recht eingeräumt iſt, durch Abgeordnete an der Ausüs 
bung der wichtigften Staatshoheitsrechte, wie ber Gefeggebung und bes 
Steuerrechtes, Theil zu nehmen. 

Die Abgeorbneten werden vom Wolke felbft frei gewählt. Ä 

Sie haben daſſelbe bei ber Ausübung jener Rechte in feiner Ges 
fammtheit und nicht nady einzelnen Claſſen oder nad) individuellen und 
corporativen Intereſſen zu vertreten ($. 69 der Verf.⸗Urk.). Auch. 2 


fie am Feine Inſtructionen ober Mandate des Volkes ober Einzelner im 
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Vorke, fondern lediglich mur an ihre innere Ueberzeugung gebunden ($6. 
48 si 69 ee — Du 
ſiernach olksabgeordneten je Bevollmaͤchtigte 
Mandatarien des Volkes oder ihrer Wähler, ſondern wirkliche Repraͤſen⸗ 
tanten des geſammten Volkes, und mit ihm In Beziehung auf die Aus⸗ 
übung feiner Verfaſſungsrechte als eine und diefelbe Perfon zu bettachten. 
Sie koͤnnen daher ſchon aus dieſem Grunde wegen deffen, was fie 
in ihrer Eigenſchaft als Volksabgeordnete gethan haben, von bem Wolke 
ober von Einzelnen im Volke nicht zur gerichtlichen Verantwortung ges 
werben. 


zogen . 
Was fobann die wirkliche Ausübung ber verfaffungsmäßigen Rechte 
des Volkes durch die Abgeordneten oder ihre ftändifche Wirkſamkeit über- 
haupt beteiffe, fo iſt ſolche nicht auf eine blofe Abftimmung befchränke, 
fondern, wie die Berfaffungsurfunde ſelbſt beftimme, muß ihren Abs 
fimmungen und Befhlußfaffungen eine Erörterung oder Beratung, der 
zur Abflimmung kommenden Fragen vorausgehen. 

Diefe Berathung wird durch bie Verfaſſangsurkunde in Feiner 
Weiſe beſchraͤnkt, vielmehr wird buch fie ben Abgeordneten bei Eldes · 
pflicht auferlegt, die Landesintereffen nach ihrer Innern Ueberzeuguing zu 
beraten und mit derfelden Uebergeugung auch die Beſchwerden des Wols 
6 oder die ihnen befannten Mifbräuche in der Stantsverwaltung zur 
Sprache zu bringen (69. 67 und 69 der Verf.-Urkunde). 

Dirfee Ausorud der innern Weberzeugung der Abgeordneten in freis 
müthiger Rede ift e8 dann auch, welcher der beffern Meinung das Ues 
bergewicht verleiht, und darauf, daß naͤmlich die nad) Gründen beffere 
Memung mehr das Uebergewicht erhalte, und im Sinne der öffentlichen 
Meinung regiert werde, beruht ja gerade das Weſen der Repräfentativ: 
verfaffung. 

Es ift aber der freimüthige Ausdrud der innern Ueberzeugung dar 
durch bedingt, daß die Berathung völlig frei ift, und durch Beine ges 
richtiiche Verantwortlichkeit aufer dem Ständefaale beſchraͤnkt wird. 

Wo die Abgeordneten wegen ihrer Aeußerungen, die der Regierung 
oder einer andern Perfon außerhalb der Kammer mißfallen, vor den 
Landesgerichten zus Verantwortung und Strafe gezogen werben koͤnnen, 
iſt Beine freie Berathung und auch Feine wahre, dem Geifte der öffent: 
lichen Meinung entfprehende Volksvertretung möglich. 

Man muß vielmehr im Falle einer folhen Beſchraͤnkung der Frei⸗ 
heit der Mede des Abgeordneten mit Recht befürchten, daß er feiner 
Pflicht nice immer Genüge leifte; denn iſt einmal die Freiheit feiner 
Meve dadurch, daß er hierwegen von biefer oder jener Perfon bei den 
Gerichten angeBlagt werden kann, in Frage geftellt, fo iſt bie Grenzlinie 
zwiſchen dem Erlaubten und Nichterlaubten ſchwer zu bezeichnen, und 
flets von der individuellen Anficht, ja oft politiſchen Leidenfhaft der Ans 
klaͤger wie der Richter, abhängig, fo daß ber Abgeordnete bei jeder 
Mebe, die er mit. einiger Freimüchigkeit vorträgt, in die Gefahr der 
Anklage und Unterfuhung kommt, wie bie im Cingange des Berichts 
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angeführte Klagſache darthut. Ja bie ganze Kammer ftände in Gefahr, 
wegen einer jeden derartigen Rede ber einzelnen Abgeordneten fchon des⸗ 
balb in Unterfuhung und Strafe gezogen zw werben, weil fie über alle 
Kammerverhandlungen Protocolle druden laͤßt und ſolche der Deffentlich« 
Leit übergibt, mithin als Xheilnehmerin ober Verbreiterin jener Rede 
verantwortlich gemacht werben koͤnnte. 

Daß aber eine ſolche beftändige Gefahr der Anklage und Unterfus 


hung bei dem größeren Theile der Abgeordneten, bie nicht zu den von . 


dem Motionsſteller angeführten fonderbaren Männern gehören, das freie 
Wort oder ben Ausfpruch ihrer inneren Ueberzeugung laͤhmen ober gang 
erfliden würde, liegt in der menfchlihen Natur und wird keines befon- 
deren Beweiſes bedürfen. 

Es ift daher eine Beſchraͤnkung ber Heußerung ber Abgeordneten, bie 
in dee Kammer oder in Webung ihrer Berufspflicht nefchteht, durch berem 
Berantwortlichkeit vor ben Gerichten auch mit dem Weſen ber Verfaffung 
und ber durch fie beſtimmten ſtaͤndiſchen Wirkſamkeit nicht vereinbar. 

Die bisherige Erfahrung kann auch in al? den Staaten, in welchen, 
wie in England und Frankreich , die Freiheit der Hede in ben Kammern 
ſchon lange Zeit in der größten Ausdehnung geübt worden ift, keine Bei⸗ 
fpiele nachweifen, daß von flaat6bürgerlichen Perfonen außerhalb der Kam⸗ 
mer auf Koften jener Redefrelheit ein weiterer oder gerichtlicher Schug für 
ihre Ehre und Privatintereffen begehrt worden fe. Auch in unferem Waters 
Lande ift dies, mit Ausnahme des im Eingange des Berichts berührten Fal⸗ 
les, noch nie vorgekommen, wohl aber finb in neuerer Zeit von mehreren 
Seiten, wie namentlich von ber Stabt Pforzbeim, von den bortigen Land⸗ 
gemeinden, fobann aus ben Amtsbezirken Hüfingen, Möhringen, Bonns 
dorf und andern Bezirken Petitionen mit zahlreichen Unterfchriften einges 
kommen, welche bie Freiheit dee Rede bes Abgeorbneten vor jeder ges 
tichtlihen Verantwortlichkeit gefichert haben wollen. 

Der Schlußantrag ber Commiſſion ging dahin: 

„Die Karamer möge dem großherzoglihen Staatsminifterium in einem 
an daſſelbe zu erlaffenden Schreiben von jener gegen den Abgeorbnes 
tn Welcker erhobenen Anklage, fo wie von der hierauf erlaffenen 
Verfügung bes großherzoglichen Stabtamtes Freiburg Kenntniß geben 
und dabei ausfprehen, daß fie e6 mit der Form und dem Weſen 
unferer Verfaffung fo wenig als mit den einzelnen Beſtimmungen 
derfelben über die landſtaͤnbdiſche Wirkſamkeit vereinbar finde, daß 
Kammermitglieder wegen Aeußerungen, bie fie in der Kammer oder bei 
Uebung ihrer Berufspflicht machen, vor ben Landesgerichten zur Vers 
antmwortung gezogen werben Binnen, daß fie vielmehr bie Freiheit der 
Rede dee Abgeordneten von ber gerichtlichen Verantwortlichkeit außers 
halb der Kammer als ein verfaffungsmäßiges Recht derfelben erachte, 
und daher das großherzogliche Staatsminifterium erfuche, das Stabt⸗ 
amt Freiburg zu veranlaffen, im der vorbezeichneten Anklageſache gegen 
ben Abgeordneten Welcker mit bem weiten Verfahren einzuhalten,‘ 
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; Die, Öffentliche Discuffion uͤber den Commiſſionsantrag ſteht noch 
evor. 

Uebrigens hatten ſchon auf dem Landtage 1833 in der 86ſten 
Sltzung der zweiten Kammer bei einer früheren Gelegenheit, als ſich ein 
Gerichtöpräfident bucch eine Aeußerung des Abgeordneten Mördes für 
befeldigt gehalten hatte, zugleich mit vielen Mitgliedern der linfen 
Seite der Kammer, wie Rotted, Sander, Welder, auch mehrere 
don ber vechten Seite und unter ihnen bie als Mechtsgelehrte und. hoch⸗ 
fichende praftifche Gefchäftömänner ausgezeichneten Abgeordneten Bekk 
und Nettig ſich entfcjieden dahin ausgefprochen, daß nad) ber badi- 
ſchen Verfaffung eine gerichtliche Verantwortlichteit wegen Yeußerungen 
der Abgeordneten durchaus unzuläffig fei. 

Rotted fagte (S. 290). unter Anderem: „Nicht nur bie Abftim- 
„mung bes Abgeordneten ift frei, fondern aud die Motivitung, und er 
„darf Überhaupt: alles das, was er denkt und für wahr hält, frank und 
sei ausfprechen. Jeder Andere außerhalb der Kammer aber kann eben fo 
„in Öffentlichen Blättern feine Meinungen und Anſichten uͤber die Rede 
„des Abgeordneten ausfprechen, ſolchen aber nicht belangen. Ohne Uns 
„verantiwortlichkeit des Abgeordneten ift es ihm nicht möglich, fein Amt zu 
„üben, Die Befprehung muß hier eben fo frei fein, mie z.B. im Staates 
‚„minifterium, und wenn Semand hört, daf dort ein Mitglied über ben 
Stand, dem er angehört, hart: geſprochen, fo frage ich, ob er ein Recht 
„sur Anklage hat? Die Deffentlichkeit ber Verhandlungen ändert nichts 
(an jener Freiheit ber Pflichterfüllung nad) beſchworener eigener Ueberzeus 
„gung). Sie ift nichts, als eine Garantie ber übrigen Verfaffungsrechte.” 

Bett, damals Minifterialrath, jegt Vicecanzler des oberften Ges 
richtshofes, erlärte (S. 301): „In Beziehung auf diefe Frage bin ich 
„ganz mit demjmigen einverftanden, was ber Abgeordnete Rettig (das 
„mals Regierungsdirector) vorgetragen hat. Es ann ein Giviltichter 
über Aeußerungen , die in der Kammer gefallen find, nicht erkennen. 
„Und ich will demjenigen, mas gefagt wurde, nur noch einen einzigen 

. „Grund beifügen. Ueber die Handlungen bes Abgeordneten in feinem 
Amte hat die Verfaffung und Gefhäftsordnung eigene Wege vorgefchries 
„ben, und nebfidem wird die Prefje und öffentliche Meinung denjenigen, 
ber Übertreibt ober verbrecherifche Aeußerungen ſich erlaubt, ſtrafen.“ 

Eine ganz minifteriele Zeitfehrift, der badiſche Merkur von 
1831, Nr. 47, und in ihr dee damalige Minifterialrath und jeige 
Hofgerichtsdirector von Kettenader hatte ſchon früher, zwar nad) dem 
Mufter ber großherzoglich Heffifchen Verfaſſung, für Verleumdungen ges 
gen Privatperfonen ein Klagrecht, jedoch, mit Ausfchluß eines Einzelrich⸗ 
ters, ebenfalls nur vor dem höheren Gerichte gewuͤnſcht, übrigens aber 
die Freiheit nicht blos der Abftimmung, fondern auch der Diecuffion zur 
Bewirkung der Befchlüffe gefordert. 

Bu bemerken ift noch, baß in Folge des zuvor behandelten Inju— 
plenproceffes gegen ben Abgeordneten Welder ans ben verſchiedenen 
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Landestheilen zahlreiche Petitionen einliefen, worin die badiſchen Bürger 
um die volle Medefreiheit ihrer Abgeorbneten baten. C. Welder. 

Derbannung: f. Strafarten. 

Verbotene Ehen, insbefondere Priefter-Cdlibat. — — 
I. Die Eingehung gefeglicher ehelicher Verbindungen und bie Gründung 
achtbarer, vollgältiger Kamiltenverhäftniffe find ein wichtiger Theil der 
natürlichen fittlihen Beftimmung der Menfchen. Sie haben eine wohls 
thätig veredeinde und bildende Kraft: Niemand mehr als die Chriften, 
und vollends die Katholiken, müfjen dieſes anerkennen nad) einer Lehre, 
welche die Ehe als fo rein und hoch, ja als Sacrament barftellt. Die 
ehelihen und Familienverhaͤltniſſe gehören eben fo zum hödften und 
edelften Lebensglüd. Die Ausſchließung von diefen Verhältnifien bes 
begründet in der Regel Einfeitigkeiten, Sittenlofigkeit, geiflige und koͤr⸗ 
perliche Leiden. (S. auch oben „Geſchlechtsverhaͤlt niſſe“.) Ste 
ift an ſich fchwere Verlegung der rechtlichen Perfönlichkeit und Freiheit, 
welche ohne die aͤußerſte Nothwendigkeit und Unentbehrlichkeit fich ſchwer 
wird rechtfertigen laffen. 

Die natürlichen Rüdfichten auf ein hinlänglich gereiftes Alter, auf 
einen Nahrungsfland und auf die Beeinträchtigung gewiſſer Dienftvers 
hältniffe, wie namentlich des militärifchen, duͤrfen alfo die Geſetzge⸗ 
bung nie veranlaffen, eine längere gegwungene Ehelofigkeit zu begründen. 
Dieſe würden größere Uebel und größere Beeintraͤchtigungen herbeifähs 
ten, als man durch fie zu befeltigen denkt. Und es verfteht ſich vollends 
von felbft, daß bei einer gefeglihen Begründung eines nachtheiligen Vers 
hältniffes, welches nicht an ſich durch die Gerechtigkeit und Staatsweis⸗ 
heit als not hwendig begründet werben kann, die Rechtfertigung nicht 
zufäffig iſt, daß der dadurch Betroffene in den Nachtheil eingemilligt 
habe, indem er ohne aͤußeren Zwang das Verhälmiß, z. B. den Offi⸗ 
ciersdienft eingegangen fei, womit der Nachtheil verknüpft iſt. Auf 
ſolche verkehrte Weife hat man fogar verwerflihe und ungerechte Strafen 
zu rechtfertigen gefucht, indem angeblich alle Bürger, wenn fie nicht das 
von liefen, in fie einwiligen. Die ganze Staatseinrihtung und Geſetz⸗ 
gebung und jeder von ihr begründete Nachtheil und Zwang müflen an 
fih gerecht und nothwendig fein, wenn von einer Mechtfertigung berfels 
ben auch durch rechtögültige Freie Einmilligung die Rede fein foll. 

Diefes Legtere gilt auch in Beziehung auf den katholiſchen 
Prieftercdlibat, ein Inſtitut, welches, fo lange es befteht, ein Ges 
genftand des eiftigften Streites unter den Katholiten felbft und der alls 
gemeinften Mißbilligung bei den Nichtkatholiken ift. 

Diefer Streit würde weſentlich dadurch vereinfacht und weſentlich 
für Diele feiner Entfcheidung nahe gebracht worben fein, wenn man 
durch eine Mare Auffaffung der Verhältniffe dreierlei Verwechſelungen 
und Täufchungen vermieden hätte. 

Es iſt naͤmlich fuͤr's Erſte Höchft wefentlih, ben nur auf 'ins 
nerer, fittlicher oder veligiöfer Weberzeugung oder Nöthigung beruhen: 
den, aber äußerlich juriſtiſch und kirchenrechtlich Freiwilligen Co⸗ 
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Rt uf nie a Er). unngtuͤtlichen und — Sr 
ie gaͤnzlich freiwillig —— ſagungen und 
Bei und verleihen und trägt vor Allem doch eine 
em Bin mn, daß er mich hufhung und heudhlerifhe 
Beantwortung, dee Frage aber, welche ſittliche und res 
a Sins für oder gegen ſolche freimillige Entfagungen in allge 
oder in befonderen Verhaͤltniſſen fprehen mögen, kann das 
Staatsleriton der phlloſophiſchen und velikfen Moral und indivie 
busller Ueberzeugung überlafjen, 

Es ift für’6 Bweite in Beziehung auf einen allgemein 7 
genen Cölibat und feine Würdigung die Frage: Wil man ed aus 
mahrhaft religiöfen und moralifden Gründen zur Förde> 
zung wahrer religiöfer und moralifher Gefinnungen und 
Zugenben? Oder vertheidige und will man «8 aus den hierarchi— 
fen ——— aus welchen ee — durchſete, 
aut Förderung unb Sicherung ber pöpftlichen, nicht lichen, ſon⸗ 
dern. auch weltlichen Ober · und Alleinherrſchaft 2 

Vertheidigt man es aus religiöfen und moralifhen Gründen, ald« 
dann ift wieder bie Beantwortung ber beiden Fragen weſentlich, einess 
theils: ift außereheliche, illegitime, wohl gar unnatuͤtliche, durch Taͤu⸗ 
ſchungen verheimlichte, zulegt dennoch ruchtbar werdende Befriedigung 
des Gefchlechtstriebs wuͤnſchenswerther, weniger befledend und in der 
wahren Freiheit, in der höheren Bildung, in der Befchäftigung mit höheren 
Dingen, in Ausübung des Priefteramtes weniger ftörend fuͤt den Geiſt⸗ 
lichen und feine Beichtkinder, weniger gefährlich, als ein geſetzliches, ehe: 
Udes und Familienverhaͤltniß? Anderntheils: Binnen etwa Andere, 
als des wirklichen Lebens Unkundige, als Schwaͤrmer ober Heudpler 
ernftlich behaupten wollen, daß bei dem zwangvollen Ausſchluſſe von den 
gefe glichen ehelichen Verhältniffen auch nur ein irgend bedeuten- 
der Theil oder vollends die Mehrheit der Geiſtlichen ſich frei halte 
von der ungefeglichen, von der Öffentlichen Lüge und Heuchelei einer 
nicht vorhandenen angeblichen Reinheit und von den mit biefer Lüge und 
unnatürlihen Lage verbundenen Gefahren für ſich und ihre Beichtlinder ? 

Muͤßte man die beiden legten Fragen verneinen, fo wuͤrde wohl 
für die Meiften die Verwerflichkeit eines Zwangs zum Gölibate ents 
f&ieden fein. Nur nody von dem Standpuncte der Politik einer hier- 
archiſchen Kirchenherrſchaft aus, wie fie bereits die unermeßlihe Mehrs 

der Katholiken ſelbſt mißbilige, und melde wohl niemals mit ber 

ichten chriftlichen Lehre und Moral vereinbarlich fein wird, nur von eis 

nem Standpuncte aus, ber felbft die Wahrheit und die Reinheit ber 
heiftlichen Lehre und Moral nicht mehr als das Hächfte anerkennt, 
fondern fie dußerlichen Zwecken unterordnet, werben dann nod Gründe 
für den erzwungenen Prieſtercöllbat angeführt werden Finnen. 


Pas‘ 
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Doch betrachten wir das merkwuͤrdige weithiftorifche Juſtitut näher 
nad feiner geſchichtlichen Entſtehung und nad) feiner res 
ligiöfen und moralifhen Würdigung Wir fchliegen uns ba» 
bei abfichtlidy an bie Darftellungen katholiſcher Schriftfteller*), und zwar 
zunaͤchſt am eine von zwei gelehrten geachteten Eatholifchen Gelehrten ver» 
faßte neuere Schrift an. Diefe Schrift erfcheint uns einestheils als bie 
gründlichfte Bearbeitung des Gegenſtandes, und fie hat anderntheils da- 
durch einen officiellen Charakter, daß fie zugleich mit einer Petition von 
beinabe dreihundert Eatholifchen Geiſtlichen und Laien dem Großherzog, 
dem Erzbiſchof und den badiſchen Landftänden überreicht wurde. Es if 
diefes die Denkſchrift für Aufhebung bes den katholiſchen 
Geiſtlichen vorgefhriebenen Cölibats mit drei Acten⸗ 
fü den (Freiburg, 1828), als deren Verfaſſer ohne Widerſpruch bie 
beiden freiburger Profefforen Amann und Zeil (jebt Miniſterialrath) 
Öffentlich bezeichnet wurden, 

1. Sn Beziehung auf ben Urfprung und bie gefeg- 
lien Srundlagen des gezwungenen Priefterchlibats dürfe 
ten die nachfolgenden Momente die wichtigften fein. Zur Zeit Chrifti 
und ber Apoftel und nach ihrer Lehre, nad) der heiligen Schrift und nach 
anderen hiſtoriſchen Zeugniſſen war bie Priefterehe entſchieden weder durch 
die Sitte, noch viel weniger durch irgend ein Bebot unterfagt. Chris 
ſt us ſelbſt erklärt, Matth. 19, 12., daß es zwar nicht unmöglich fei, 
daß aus höherer veligiöfer Begeiſterung Jemand den Geſchlechtstrieb übers 
winde, befeitigt aber jeden Gedanken, als fordere er diefes, ober als 
halte er es raͤthlich für Alle, ober auch nur für Miele, durch bie 
Schiußworte: „mer es faffen kann, bee falle es.“ Der Apoftel Paulus 
fpricht im mehreren Stellen, Korinth. 7, 1. 26. 35.38 und 9, 11 ff. 
zwar aus, daß es vorzüglich um der damaligen Noth und um der Mühe 
der Ausbreitung des Evangeliums willen ruͤhmlich fein inne, den Ge⸗ 
ſchlechtstrieb zu überwinden und frei zu bleiben, wie er ſelbſt lediglich 
um der Ausbreitung des Evangeliums Tein Hinderniß zu begründen, «6 
thue. Er denkt aber nicht an ein Gebot, fordert vielmehr im Gegen« 
theile ausdrudlih ehelihe Verbindung für die, welche der Trieb 
zur Gefchlechtsverbindung beftimme, und auch für die fchon Verwitiwe⸗ 
ten, und fagt, „daß auch die andern Apoftel und des Herren Brüber 
‚und Kephas fich ihres Rechts bedienten, fich von einer chriſtlichen Frau 
„begleiten zu laſſen.“ Er fordert, Timoth. 3, 12. 21 und Titus 
1, 5, ausdruͤcklich: „daß foldhe zu Biſchoͤſen, Prieftern und Diako⸗ 
„nen gewählt werben müßten, die Eines Weibes Mann und unbefchols 
„ten fein, ihrem Daufe gut vorflünden und gehorfame gefittete Kinder 

*) Hicrhin gehdrige Schriften find außer allgemeinen theologifchen und kir⸗ 
henrechtlichen Werken namentlih: Freimuthige Darftellung ber Urs 
fahen bes Mangels an katholifhen Beifllihen, von Zridolin 
Yuber. Motweil, 18185 Ueber das Eblibatgefeg des römifd> 
katholiſchen Clerus von Carovs. Krankfurt, 18325 Bollſtaͤndige 
Sammlung der 6Edlibatgeſetze für die katholiſchen Welt: 
geiftlihen bis auf die neue ſten Zeiten von Garové. Frankfurt, 1803. 
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hätten, denn wer feinem eigenen Haufe nicht gut vorzuftehen weiß, 
‚wie wird ber fuͤt die Gemeinde Gottes forgen?“ a derſelbe Apoftel 
eifert wiederholt, Ephef. 5, 22. 1 Timoth. 2, 9. 4, 2. Hebr. 13, 
4, in heiligem Zorne gegen die dem wahren Chiftenthume wiberftreitens 
den Zwangsgebote aller zufünftigen Enthufiaften und phariſaiſchen Heuch - 
ler, „die mit Scheinheiligkeit Lügen verbreiten, ges 
„brandmarkt am eigenen Gemwiffen, die verbieten zu heirathen 
„und gewiffe Speifen zu genießen.“ F 
Dennody bildeten ſich unter den Chriften fhon frühe, zum Theil 
auf edlen Motiven rubende, aber auch ſchwaͤrmeriſche und übertriebene 
und ierige Vorftellungen von der Unten 19 dee Sinnlichkeit und eis 
nem ganz der Entfagung, einem völlig ausſchueßlich dem Dienfte Gottes 
und der Kirche gewidmeten ehelofem Leben. An ſich iſt Unterorbnung bes 
Sinnlichen unter fittliche Zwecke und Gefege edel; Uebertreibung, 
und metaphyſiſcher Irrthum über das Verhaͤltniß zwiſchen Sinnllchem 
und Ueberſinniichem aber verwechſeln mit der Unterordnung des Sinn⸗ 
lichen deſſen völlige Unterdrüctung amd Ausrottung. Dazu kamen fal⸗ 
ſche dualiſtiſche Philoſopheme, welche die Natur und das Stnntiche felbft 
mit ders Böfen verwechfelten. Und diefe Verwechfelungen wurden ums 
terftügt durch Fortfegungen heidniſcher und jüdifcher Vorſtelumgen und 
Einrichtungen. So wurde von den dapptifchen Prieftern, fobald fie an⸗ 
gefangen hatten, der Aushbung der Zunctionen ihres Standes obzulier 
gen, Enthaltfamteit gefordert, eben fo von den Hierophanten der eleufis 
niſchen Mofterien und den Prieftern ber Geres, die fich beide eben des— 
bald mit Schierlingsfaft wuſchen. Die Priefter der Cybele waren fogar 
cafteirt. Die DVeftalinnen mußten keuſch bleiben und im Allgemeinen 
forberte man koͤrperliche Reinigkeit bei dem Opfern (Tibult. 2, 1). 
Bei den Juden gehört Hierher, daß die Priefter, fo lange fie den Tem⸗ 
peldienſt hatten, von ihren rauen getrennt bleiben mußten. Die Phas 
tifder trennten ſich zeitweife durch Gelübde von ihnen und flellten dann 
durch purpurne Franzen an ihren Kleidern diefen Stand höherer Heilig⸗ 
keit zur Schau. Die Secten der Eſſaͤer und Therapeuten verachteten 
die Ehe. Dazu nun orientalifhe bualiftifhe Speculationen und Schwärs 
mereien, welche die von der rechtgläubigen Kirche verdammten Ketzereien 
der Gnoſtiker, Manichaͤer u. f. w. erzeugten, daß zwiſchen Sinnlichem 
und Gelftigem völlige feindfelige Entgegenfegung fei, und bag nun ent= 
weder, wie die Einen urtheilten, jenes und bie Ehe widernatuͤrlich zu un⸗ 
terdruͤcken fein, weil Beiſchlaf auch die Seele verunteinige, ober daß, 
mie die Anderen meinten, auch die gügellofefte Sinnlichkeit und Aus: 
ſchweifung für Geift und Sittlichkeit gleihgültig fein. Auch die 
Setbftcaftration, wie fie Drigines an fid) vornahm, weifet hinlänglich 
auf ſchwaͤrmeriſche Ideen hin. Noch der Apoftel Johannes ſtrafte 
einen afiatifchen Priefter, der die Gefchichte der Jungfrau Thekla, eis 
ner Schülerin und Begleiterin des Apoftels Paulus, Iegendenartig 
befchrieben und dem Apoftel Paulus ſolche ſchwaͤrmeriſche Anfichten in 
den Mund gelegt hatte, mit Abſetzung. Chen fo verteidigte Sgnas 
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tius, Bifchof von Antiochien und Zeitgenoffe der Apoftel, die Achte 
Lehre und fagte z. B.: „Wenn Jemand den ehelihen Umgang mit eis 
„nee Frau und das Kinderzeugen für Sünde oder aud nur für Be⸗ 
„fledung hält, oderwenn er glaubt, man muͤſſe gewiffe Speifen meiden, 
„in dem mohnt der hoͤlliſche Drache des Abfalles.” Auch die Kanones ber 
Apoftel (5. 16. 17. 25 und 50) fprechen ähnliche Anfidht aus. Eben 
fo erkennt das Concilium von Eliberis in Spanien vom Jahre 305, 
Kan. 27, das ancyraniſche von 314, Kan. 10, die Erlaubtheit der Prie- 
ſterehe an*). 

So blieb denn in den erſten Jahrhunberten ber chriftlichen Kirche bie 
Driefterehe in allgemeinem Gebrauch und in allgemeiner Achtung. Eine 
a pueheuchier Biſchoͤfe und Priefter aus jener Zeit bezeugen 
dieſes**). 

Doch gewann ſpaͤter die früher verworfene Lehre, nämlich die balb 
durch theilweife Sitte, bald durch kirchliche Autoritäten fich ausfprechende 
Mipbilligung einer zweiten Ehe bet Priefter, oder die Heirat, einer Wittwe, 
die Heirathen nach erhaltener Priefterweihe ober der Fortfegung ehelichen 
Umgangs nach der Priefterweihe immer mehr Eingang. Die zulegt erwähnte 
Aufhebung ehelichen Lebens fand früher gewoͤhnlich mit Vorbehalt einer ges 
meinfchaftlihen Wohnung der Eheleute Statt, wobei oft befondere geifts 
liche Keufchheitswächter vorfamen. Die ganze Ehelofigkeit der Priefter und 
ihre Entfagung bedeutete freilich früher deshalb oft weniger, als heute, - 
weil, wie es fchon der Name anzeigte, meiſt nur ditere Männer zu 
Pri fern geweiht wurden. Insbeſondere aber begünfligten die Päpfte 
von Rom die Ehelofigkeit der Geiftlihen. Vor dem vierten Jahr: 
hunderte aber gab es Bein Geſetz für das Coͤlibat. Die erſte gewiffers 
maßen gefegliche Beſtimmung gegen die Prieflerehe enthalten Schreiben bes 
Dapftes Siricius an den Biſchof Himerius 0.385. Dist.82,3. Die aus 
dem Dtiente im 4. und 5. Jahrhunderte in das Abendland immer mehr her 
eindringende Kloftergeiftlichkeit unterflügte feitbern mehr und mehr den Cd» 
libat, befonders auch dadurch, daß Siriciu 8 auch den Möndyen die Weis 
hen ertheilen ließ, und diefe nun als Priefter mit angeblicher befonderer 
Reinheit und Frömmigkeit dem Wolke ſich darzuftellen mußten. Freilich 
fand auch jest in dem Leben felbft, fo wie in kirchlichen Auctoritäten 
und Bellimmungen die urfprüngliche aͤcht chriſtliche Lehre noch vielfache 
Unterflügung und vollends der erziwungene Priefterchlibat noch Iebhaften 
Widerſpruch. So bekämpfte auf der erfien allgemeinen Kirchenver⸗ 
fammlung von Nicda im Jahre 325 noch mit Erfolg ein vorgefchlas 
genes Verbot einer Fortfegung des ehelichen Lebens ber verheiratheten 
Driefter der gleich einem Heiligen verehrte greife Biſchof Paphnu⸗ 
tius, beſſen Wundenmale oftmals der Kaifer Conftantin voll Liebe und 
Verehrung gelüßt hatte. Er rief mit lauter Stimme in der Mitte ber 


*) Die Berweife in ber citirten Denkſchrift ©. 14 ff. 
**) ©. 3. ®. Eusebius, Hist. eccl. 6, 41. 7, 26. 30. 8, 9. und vergl. 
zlant, Geſchichte ber kirchlichen Gefellfchaftsverfaffung I, 


„fte möchten doch Bein fo feitweres Joch ben Geifttich 
were — u Sr On am 3 


— 
malte — ge Geführtofigeeit zu ertragen; — Keuſch⸗ 
nbeit, fagte er, fei ſchon das treue Bufammenieben mit einer rehtmäßi- 
*— Frau, & fei fhon genug, wenn ein Priefler nach ber Weide ſich 


bat *). Das Concilium beſchloß daher nur (Kan, 8): Kletiker 
Ho m fremde, nicht ganz unverdaͤchtige weibliche Perfon im fein Haus 
ehmen.” 


Eniſchledener noch verwarf fogleich nachher bie Provinzialfpnode von 
Gangra in Paphiagonien, Kan. 4, den erzmungenen Cölibat durch F 
Beltimmung: „Wenn einer von einem verheftathrten Priefter bebi 
„man müffe, wenn er den Gottesbienfi hält, an dem Dpfer keinen 
‚mehmen, fo treffe ihm das Anarhema”**). Und vollftändig verdammte 


auch diefe —** fuͤr die orientaliſchen — und namentlich die 
unieten Griechen an. Nur fol vor dem Meßopfer der Prieſter drei 
Tage des Umgangs mit feinem Weibe ſich enthalten. 

Die von ben Päpften geförderte, doch nie irgend vollftändige und 
allgemeine Einführung des Colibats in der roͤmiſch⸗katholiſchen Kiche***) 
fepte endlich im 11. Jahrhunderte Gregor VII. mit dem heftigften 
Widerfpruche der Geiſtlichen *) gewaltfam durch. Er bildete bekanntlich 
gegenüber der weltlichen feudalen Hierarchie eine geiftlihe fendale Hier: 
archie und Oberherrfchaft über Kirche und Staat aus, in mwelder er 
durch alle Mittel und befonders auch durch den Coͤlibat die geiftlichen 
Vaſallen und Aftervafallen des Papftes, die Erzbifhöfe, Biſchoͤfe u. ſ. w. 
möglihft von allem Einfluffe der weltlichen Macht loszureißen und den 
Stand der Geiftlichen, der hierarchifchen Dberherefchaft wegen, möglichft 
von dem Laienftande abzufondern, über denfelben zu erheben und kaſtenmaͤßig 
auszubilden fuchte. Eben fo zerflörte der Coͤlibat in der geifklichen Hierarchie 
auch jede Möglichkeit, baß nach dem Beifpiele des weltlichen Staates die 
Vaſallen durch Exblichkeit ihrer Lehen, ihrer Güter und Würden die 
Bande der Einheit und der Hertſchaft Lodterten und das Vermögen ber Kirche 


*) &. ben Gefchichtfchreiber Gotzates 1, 11 p. 180 ed. Paris ap. Ste- 
phan 1544. Sozomenes 1,23 p. ibid, 
- Bei Manfi T. I. p. 1 
Daher f. die citirte Dentfchrift ©. 24 ff. 
‚ambertus Aschaffenburg. ad ann. 1074. 
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vereingerten. Schon hatten Geiſtüche angefängen, Ihre Kinder als bem 
Stande ber Mutter folgend und erbberechtigt zu erklaͤren *). Bon num 
an waren es alfo weniger jene urfpränglichen Vorflellungen von angeb« 
licher größerer Reinheit und ausfchließlichem Leben im Dienfle Gottes 
als diefe hierarchiſchen Intereffen, und feit der Reformation Insbefonbere 
auch daB zum Schutze der Hierarchie vorgefhobene Princip der Vermei⸗ 
dung jeder Neuerung und des flarren Beharrens beim Als 
ten**), was ben erzwungenen Prieftercötibat fügte. Ja erft die hierar⸗ 
hifchen Motive und Principien begründeten den eigentlichen Zwang, da jene 
an fi) mohlgemeinten edleren, aber ſchwaͤrmeriſchen Motive immer mehr 
nur zu freier Sitte und Meinung und freiem Entfchluffe führen konn⸗ 
tm. Diefe äußerlichen hierarchiſchen Motive und der vollfommen dufßere 
Zwang zur Ehelofigkeit vereinigten ſich aber auch leichter mit der Duls 
dung außerehelicher Unfittlichkeit, die vorzüglich feitbem immer allgemeiner 
wurde. Die energifdyen Proteflationen ber Geiſtlichen gegen die Unchriſt⸗ 
lichkeit des erzwungenen Gölibats, welche fo weit gingen, daß 5. B. bie 
Synode von Paris von 1074 denjenigen für einen Ketzer erklärte, 
welcher den Geiſtlichen den: Ehefland verbieten wollte ***), und daB for 
gar zu Cambray wirklich ein Moͤnch als Keger verbrannt wurde, 
weil er das neue Eheflandsverbot vertheidigte +), überwand Gregor 
mit feinen Moͤnchen durch eine furchtbare Sanatifirung und Aufhetzung 
des Volks gegen bie verheicatheten Geiftlihen, von welchen der Papft 
gelehrt hatte, fie felen Leine wahren Prieſter und koͤnnten alfo keine 
Opfer verrichten ++). Dennoch dauerte es trog aller päpftlichen Bemuͤ⸗ 
hungen noch zweihundert Jahre, bis endlich die Prieflerehe in ber roͤ⸗ 
mifchsfatholifhen Kirche allgemein aufgehoben war +++). Durch päpfts 
liche Verordnungen wurde im 12. Sahrhunderte das kirchliche Discipli⸗ 
narinftitut des gezroungenen Prieftercälibats zu feiner jegigen Geſtalt 
ausgebildet. Calirt Il. erklärte, daß alle vom Clerus der höheren Weis 
ben eingegangenen Ehen null und nichtig feien, während bisher nur Stra⸗ 
fen und factifche Durdführung der Unvereinbarleit des ehelichen und 
priefterftlichen Lebens Statt fanden, die Ehe ſelbſt aber nicht für ungäls 
tig galt. Alerander II. beflimmte, daß die Kleriker der vier untes 
ven Weihen, bei denen man ſeit bem eilften Jahrhunderte vergeblich bie 
Ehelofigkeit einzuführen bemüht gewefen war, wenn fie heicatheten, 
zwar ihre Frauen behalten, aber ihre Beneficien verlieren follten. Ders 
ſelbe Papft beſtimmte, daß verheicathete Lalen nur dann zu geiftlichen . 
Weihen zugulaflen feien, wenn bie Frau in die Trennung und eigene 
Icbenslängliche Ehelofigkeit willige 1). Der ſich verheitathende Priefter 


*) Labbe, Concil. T. IX. p: 819 und Decret. III, 3. 
**) Raynald ad ann. 1548. 58. 68. Sarpi ed. Rambach IV. p. 167. 
***) Mansi, Conc, T. XX. p. 436. 
+) Gregor. Ep. 4, 20. 
++) Avent., Annal. Bojar, V, 13, 
+44) ©. die citirte Dentfhrift ©. 42 ff. 
1) Can. 8. Dist. 27. Decret. III, 3 und 32, 
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wird mit Ercommumication beſtraft und iſt zu allen geifltichen Qereich- 
tungen ımfähig« 1 
Das naturtwidrige Inſtitut aber mußte auch von nun an bis zum , 
16. Jahrhunderte ſtets neu gefeglid” in Erinnerung gebracht und einge» 
ft werden, und die Klagen tiber fait allgemeines Goncubinat der 
lichen, über die nebeneingeführten Schweſtern (sorores subintrodu- 
etas — — en wurde in manchen kLaͤn · 
dern gegen eine € von ge und weltlichen Behoͤrden geduldet, 
und die Verachtung des Glerus wegen Sitteniofigkeit nahm flets zu *). 
Daher fanden bei Entſtehung ber Reformation keine 
ſelbſt bei den Katholiken allgemeineren Beifall, als, naͤchſt dem 
braudye der Landeöfprache bei dem Gottesbienfte umd der Austheitung 
des Abendmahls im beiderlei Geftalt, die Aı des erzwun⸗ 
ven Collbats. Das Volk ileß darüber feine fe bei jeder Ger 
jenheit Laut tverden, und mehrere katholiſche Fuͤrſten empfahlen fie 
dringend dem Papfte. So bie Könige von Polen und Frankreich, beſon⸗ 
ders dringend aber die öfterreichifhen und baterifhen Fürften **), In 
fü Interim 26, 17 erklärte aud Rast V., baß bie verheicatheten 
Priefter fo ange geduldet werden follten, bis das allgemeine Goncilium 
dasjenige über diefen Punct befchloffen hätte, was ber Kirche am Mei- 
ſten fromme. Der Gefandte des Kurfürften von Baieen fagte in feiner 
energifchen Vertheldigung der Aufhebung des Prieftercdlibats auf dem 
tridentinifchen Goncilium ***): „Bei der legten Kirchenviſitation in Balern 
nfand man den Goncubinat fo häufig, daß unter hundert Geiftli- 
nen nicht drei oder vier gefunden wurden, melde nicht entweber 
„Goncubinen batten oder heimlich oder öffentlich verheicathet waren. 
„Die meiften Perfonen, welche die Verhältniffe Deutſchlands kennen, has 
ben die Anficht, daß nad) dem Geiſte der Zeit und gleihfam durch eine 
„geheime Kraft gedrungen, jegt nicht etwa die fchlechten, fondern die ge: 
„mäßigten und wahren Katholiten in Deutfcland allgemein eine keu⸗ 
‚Ihe Ehe dem unkeuſchen Coͤlibat vorziehen. Daher fieht man 
‚negt überall, daß Männer von Talent und Gelehrfamkeit lieber ſich ver- 
ehelichen und die Ausficht auf geiftliche Pfeünden aufgeben, als umgekehrt 
fotche Pfeünden fuchen und die Ehe aufgeben. Daher entftcht ein ſolcher 
n Mangel an gebildeten und gelehrten Männern unter dem Clerus, da» 
ber feine ſchmachvolle Unwiſſenheit; dadurch gewannen die Häretiker 
Kräfte, dadurch verlor die Kirche ihr Anfehen. Einſichtsvolle und er- 
fahrene Männer find deswegen der Meinung, die Geiſtlichkeit koͤnne 
u dieſer Zeit in Deutfchland den Mangel an gebildeten und tauglie 
Gen Individuen nicht anders erfegen, als nur dadurch, daß nad) der 
„Sitte der aͤlteſten Kicche gebildete und gelehrte verheirathete Männer zu 
den heiligen Weinen zugelaffen würden. Da es aber Fein goͤttli— 








*) Die citirte Dentfhrift ©: 46 fi. 
**) Die Beweife in der Dentfchrift ©. 47. 
#**) Raynald, Supplem, Baron. ad ann, N. 52. 
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„ches Gebot ift, daß die Priefler unverheirathet fein muͤſſen, fons 
„nen ba e8 Im Begentheile aus der Geſchichte bekannt ft, daß ehemals 
„auch Verheirathete bie Weihen erhielten und nicht allein Priefter, fon 
‚dern auch Bifchöfe wurden, fo koͤnnen mohl unfere hochwäürbigften Hers 
„ren einen entfprechenden Beſchluß faſſen.“ Aehnliche Anfichten ließ 
damals auch ber fo gut Larhofifche Kaifer Ferdinand I. durch feinen 
Sefandten auf dem Gondlium vertreten *). Doch auch felbft auf er- 
neuerte Paiferlihe Anträge wußten die Carbinallegaten fogar zu verhin: 
dern, daß die kaiſerlichen Vorſchlaͤge officiell dem Concilium vorgelegt 
werden durften. Der Kaifer wendete fi) nun eben fo vergeblih une 
mittelbar an den Papft**). 

Nachdem zuerft auf einer Synode zu Salzburg 1562 eine große 
Menge Geiſtliche beſchloſſen hatten, für Aufhebung bes Cälibats zu 
flimmen, und hierauf auch die Theologen auf dem Goncilium hin: und 
bergeftritten und die Möglichkeit einer Aufhebung des Prieſtercoͤlibats 
wegen des Nutzens ber Kicche durch allgemeines Geſetz oder durch päpft: 
liche Dispenfation zugegeben ***), befhloß doch bie Mehrheit des Con⸗ 
ciliums 24, 9 und 10 die Berwerfung ter proteflantifchen Säge: 
„Der eheliche Stand ift dem ehelofen vorzuziehen,” und: „die Gieriker 
„und Ordensgeiftfichen dürfen ſich verehelidhen und ihre Ehe ift gültig.” 
Dennoch erneuerte der baierifche Hof feine Bemühungen und erklärte, 
„wenn das Goncilium nicht bald einen befriedigenden Beſchluß faffe über 
„Zulaffung der SPriefterehe und Austheilung des Abendmahls in beider 
‚Sei Geſtalt, fo müffe er feinen Unterthanen Beides geftatten.” Der 
Papſt bat um Auffhub und ließ noch einen günftigen Erfolg wenigftens 
für Baiern hoffen, welcher jedoch nicht eintrat+). Auch noch nach bem 
Schluſſe des Gonciliums forderten die Kaiſer Ferdinand I. und 
Marimilian Il. und Herzog Albrecht von Baiern in nachdruͤcklichen 
Schreiben an ben Papft, für Oeſterreich, Baiern, und Deutfchland das 
Abendmahl in beiderlei Geſtalt und Peiefterehe ++). 

Bei der Erfolgloſigkeit auch diefer Bemühungen erhoben ſich feit- 
dem in der Batholifchen Welt nur einzelne, jetoch häufige und oft bedeu⸗ 
tende Stimmen gegen ben Gölibat. Im Jahre 1817 gab ein Gutady: 
ten der Patholifchen Kacultät zu Landshut als Urfachen des Mangels 
an Fatholifchen Geiftlichen den Gölibat an. Diefe und die allgemeine 
geiftige Meformation der Zeit veranlaßte neue Prüfungen des Inſtituts. 
Wiederholt wurde in den mwürtembergifhen und badifhen Kammern auf 
Aufhebung des Coͤlibats angetragen. Namentlid baten nach bem Obis 


*) Raynald ad ann. 1562, N. 55. 57 unb 58, 
**) Raynald N, 59 und 63. 
+**) Raynald ad ann. 1563, N, 45—47. 
7) Raynald ad ann. 1563, N. 42 und 162. und Sarpi ed. Rambach VI. 
&. 30 und Palavicin. 21, 2. 
7+) Thuan. Hist. 36, p. 305 und Raynald ad ann, 166%, N, 28. 30. 
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Reformation felbft 53 die der europdifchen Nevolutionen der neueren 
Beit zeigen , fpäter ber Prieftercölibat feine Kraft. Die durch den: Göli- 
bar und die Sittenlofigkeit bes Clerus geſunkene Achtung des. ganzen 
Standes wirkte ſehr mefentlid mit zur Reformation, diefer toͤdtlichen 
Wunde der Hierarchie. Sie wirkte auch zur Schwächung. der geiftlichen 
und weltlichen Auctorität. Die jegigen neuen hierarchiſchen und jeſuiti⸗ 
ſchen Beftrebungen, die allerdings bereits eine große, meift noch geheime 
Wirkfamkeit und Verbreitung erhalten haben, und melde. bisher allen 
Reformoerfuhen in Beziehung auf den Gölibat entgegenftehen, find ſicher 
nut eine vorübergehende Erfceinung. Sie find einzelner Rüuͤckſchlag 
und Ruͤckſchtitt in dee allgemeinen vorwärtsfttebendben Bewegung. Sie 
werden nimmer Beftand behalten bei allgemeiner Volks» und Preffrei: 
heit. Vielleicht laͤßt fich zu Gunften des Cötibats fagen: das Papft- 
thum füge die allerdings nothwendige und wohlthaͤtige Selbjtftändige 
Feit- der Kicche gegemüber der Stantsgewalt, und der Cölibat, wiederum 
das Papfithum und feine Kraft. Tief bedauerlich ift freilich die Abhaͤn⸗ 
gigkeit mancher proteftantifhen Kirchen und Geiftlichen von ber weltlichen 
Gewalt und ver Allem der ganz unchriſtliche fervile, feige und ſchmeich⸗ 
lichetiſche Sinn und Ton vieler proteftantifchen Hofprediger und Geift- 
lichen, welche vieleicht oft ihrer Familie wegen fo gänzlich Ihre hohe 


*) ©. biefe Patitionen in ber Denkſchrift ©. 193. 
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Stellung und das Vorbild Chriſti, der Apoſtel und Reformatoren ver: 
geffen. Hier ließe ſich aber wohl die eben fo undhriftliche und eigens 
nügige Alliance vieler Päpfte, Biſchoͤfe und Latholifchen Geiftlihen mit 
ber weltlichen Macht zur gemeinfamen Verdummung und Unterbrüdung 
ber Völker entgegenfegen. Und jedenfalls wird ſich bei irgend guter Vers 
faffung und bei einer halbweg würdigen chriſtlichen Gefinnung der Beift: 
lihen unb ber Bürger bie völlig genügende Selbſtſtaͤndigkeit der Kirche 
ohne Papſtthum und Gölibat erhalten laffen. 

Was die Wirkungen des Cölibats in Beziehung auf Religio- 
firde und Sittlichkelt des Volks und ber Geiſtlichkeit 
und die wahre fegensreihe Wirkſamkeit ber letzteren und ihre 
Achtung betrifft, fo exfcheinen die Wirkungen des Coͤlibatsezwangs noch 
viel niederfchlagender. 

Die laͤngſte Zeit hindurch war ber Zwang zum Gölibat erfolglos, 
indem ein großer Theil der Beiltlichen in mehreren Jahrhunderten un- 
geachtet des Verbots fidy dennoch verheirathete, und ein anderer noch 
größerer Theil mit Concubinen lebte. Laͤßt fi) ja doch eine Reihe von 
Paͤpſten nennen, welche offenkundig, und nicht etwa vor ihrem Eintritt 
in den prieflerlihen Stand, Kinder zeugten, fo wie Innocenz VII, 
Pius II, ber biutfchänderifhe und giftmifcherifche Stifter ber Cenſur, 
Aleranber VL, Julius IL, Paul UL, Julius III.. So fant 
die Moralitdt wie die Achtung des Standes und bie Sittlichkelt des 
Volkes. In welche hoͤchſt verderbliche Conflicte mit der Eittenreinhelt 
der Frauen und Jungfrauen, ber eigenen Beichtlinder, kommt der ches 
loſe unenthaltfame Geifttihe! Welcher Damm ift hier ſtark genug, wenn 
das ſchwache Maͤdchen ober Weib felbft feine fleifchlichen Sünden und 
Schwächen bem empfänglihen Wanne beichten muß, und fo Gelcgenheiten 
und Berfuchungen wie fonft nirgends für das Laſter gegeben find! Und 
wie hundertfach tauchen aus dem Dunkel alter, natuͤrlich größtentheilg 
geheimer Sünden die ſcheußlichſten Exfcheinungen wibernatürlicher La⸗ 
fter und ſcheußlicher Mordthaten und Verbrechen aller Art auf! Da 
braucht man Jeden nur auf zeitungsfunbige neuere Griminalfälle in 
Frankreich, Rom und Deutfchland hinzuweiſen, ober auf ben Anblid 
von geiftlihen Schulen und Eeminarien, deren Zoͤglingen deutlich die 
Spuren geheimer fcheußlicher Laſter aufgeprägt find. Die Ruchtbarkeit 
des Schlechten und ſchon allein der Gedanke, der Argmohn, tie ftörend 
müffen fie fein für die fittliche Wirkung der Eeelforge bei dem Wolke! 
wie verlegendb für alle mürbigen Glieder des geiftlihen Standes, für 
die, welche der allgemeine Argwohn mit als verdächtig, ja zum Theil 
als laͤcherlich hinſtellt! 

Von Allem aber ſcheint kaum irgend etwas ſo verderblich, als die 
allgemeine Lüge und Heuchelei einer angeblich ganz beſondern 
himmliſchen Reinheit, Heiligkeit und Keuſchheit, da wo das Volk nur 


*) Die citirte Denkſchrift ©. 59. 
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„wenn diefe Trennung nicht beftünde. Was hoch über ung ober fireng 
„gefondert neben uns fteht, das unterſuchen mir weit fchärfer, deſſen 
„Schwächen beurtheilen wir ſchonungsloſer, das fuchen wir durch Spott 
„ober Ernft zu uns und auch wohl unter uns hinabzuziehen.“ 

IV; Die Frage über die Heilfamkeit der Beibehaltung 
ober der Abfhaffung des Edlibats und über bie Moͤg⸗ 
lichkeit und Ausführbarkeit dieſer Abſchaffung mollen wir 
am Liebften mit den Worten jener katholiſchen geiftlichen und weltlichen 
badiſchen Petenten, welche in jener citirten Denkfſchrift abgedrudt 
wurden, beantworten. Don den drei Petitionen an ben Großherzog, 
den Erzbiſchof und die II. Kammer der Landftände, wählen wir die legs 
tere, ober vielmehr einen Auszug der Hauptitellen aus berfelben. Die 
Petenten fagen hier (S. 139) woͤrtlich das Nachfolgende: 

„Es ift aus der Gefchichte bekannt, daß in den drei erſten Jahre 
hunderten ber Batholifhen Kirche durchaus Fein Verbot der Priefterehe 
Statt fand; daß ſolche Verbote erft im vierten Jahrhunderte von einzels 
nen Provinzialfgnoden und Päpften gegeben und nachher fehr häufig, 
aber meift fruchtlos, in der occidentalifhen Kirche wiederholt wurden, 
während die griechiſche Kirche die Priefterehe, mit einziger Ausnahme 
des Biſchofs, ſtets beibehielt, bis endlich im elften Jahrhunderte Papft 
Gregor VII. durch die kraͤftigſten, ja gemaltfamften Maßregeln, ‚obgleich 
mit großem Widerſtreben von Seiten des Clerus, diefem Verbote allges 
meinere Anerkennung und dauernde Wirkſamkeit verfchaffte. Eine große 
Menge von Provinzialfpnoden, bifhöflihen Verordnungen zeigen jedoch), 
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welche Unorbnungen und Aergernifie bie Uebertretungen biefes Gefetzes 
hervorbradhten , und wie baffelbe, weit entfernt dem geiftlichen Stande 
einen böheren Grad von Wuͤrde und Heiligkeit zu geben, vielmehr auf 
deſſen Moralität und Anfehen auf das Nachtheiligfte einwirkte. Als 
in Folge ber im fechzehnten Jahrhundert eigetretenen Veränderungen bas 
Coͤlibatgeſetz in einem Theile ber chriſtlichen Kirche wieder aufgehoben 
wurde, fo befland das allgemeine, aber freilich unter vorwiegendem roͤ⸗ 
mifchen Einfluß fiehende Concilium zu Trient auf's Neue auf ber Bei: 
behaltung beffelben, ungeachtet die Kaifer Serdinand I. und Maximi⸗ 
lian II., fo wie faft alle beutfche Eatholifche Fuͤrſten auf das Nachdruͤck⸗ 
lchfte deffen Aufhebung für Deutfchland verlangten. Noch waren bie 
Grenzen der meltlihen und geiftlichen Gewalt nicht ſcharf und klar ges 
nug beſtimmt, noch hingen Fürften und Voͤlker zu fehr von einer aus: 
wärtigen Macht ab: der Mille der erhabenen Monardyen, welcher ohne 
Ungerechtigkeit fi) als Befehl Hätte ausfprechen koͤnnen, wurde vereitelt, 
und jener entfcheibende Augenblick ficherte das Kortbeftehen des Coͤliba⸗ 
tes bis auf unfere Tage. 

Obgleih aber die roͤmiſche Curie ſtets auf der Beibehaltung des 
Coͤlibatgeſezes beftand, fo hat fie felbft doch eben fo wenig als fonft 
eine geiftliche Auctoritie der katholiſchen Kirche jemals baffelbe für ein 
unabaͤnderliches Dogma, noch für ein mefentliches Grundgeſetz ber Kir⸗ 
henverfaffung erklaͤrt, fondern nur als eine disciplinariſche Anorbnung 
betrachtet. Es gehört demnach unbefleitten die vorgefchriebene Ehelo⸗ 
figkeit der Priefler auch nad) den firengften Begriffen zu denjenigen kirch⸗ 
lichen Einrichtungen der katholiſchen Kirche, welche, durch einzelne bes 
flimmte Zuftände und Zeitverhäimiffe hervorgerufen, bei eingetretenen 
Veränderungen wieder aufgehoben werden koͤnnen, und in manchen Faͤl⸗ 
len aufgehoben werben müffen. 

Daß ein folder Zeitpunct für das Disciplinargefeb des Coͤlibates 
menigftend in Deutfchland, und namentlich in unferm Vaterlande, eins 
getreten fei, davon find wir, die geborfamft Unterzeichneten, mit vielen 
Zaufenden unfter Glaubensgenoſſen auf das Vollſtaͤndigſte überzeugt. 
Bei aller Achtung, welche wir unferer kirchlichen Auctorität ſchuldig find, 
nehmen wir keinen Anftand, feierlich und öffentlich zu erklären, daß ber 
befohlene Coͤlibat unſrer Prieſter uns ein wmübermwindlicher Stein bes 
Anftoßes ift; daB uns berfelbe in unſrer Zeit und in unftem Waters 
lande aus unabmweisbaren Gründen theil® als unnöthig und zwecklos, 
theils als ſchaͤdlich erfcheint. | 

Das Cölibatgefeg erfcheint als unnöthig und zwecklos, weil in uns 
free Zeit und In unfrem Vaterlande Beine der Gründe und keine der 
Bedingungen mehr beftehen, welche bafjelbe theils veranlaßten, theils 
einigermaßen rechtfertigen konnten. Wenn man nämlid von gewiffen 
Motiven abfieht, welche bie römifche Curie noch fonft beflimmten, To 
waren dieſe Hauptgruͤnde, wie die Gefchichte zeigt, folgende drei: ers 
ſtens, die nad) dem Zeitgeifte früherer Sahrhunderte herrſchende Anficht 
von der höheren Verdienſtlichkelt, Würde und Heiligkeit des eheloſen 
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es, — zub zur Ye gefeggebente Gewalt der Kirche ihren Ein: 
sYeching6 kereirten fonmte, daß durch des 
Berker kei einem Theile des Veltes größeres Anfehen, ımd 
‚ewannen ; zweitens, bie Abficht, duich 
efter dem geifllihen Stand von ber weltüchen 
zu madben und dadurch die Geibfifländigket 
un: Un. keit der Kiche zu ſichern; endlich, die Serge für die Er: 
baltung bed Kirchenzutes. 

Autin tinſichtlich bes erften Grundes bemerken wir⸗ meit entfernt, 
taß der ebelicke Stand unſeter Prieſter der Würde und Wirkſamkeit ih⸗ 
schen Berufes Nacthbeil braͤchte, fo ruͤrde derſelbe nach dem jett 
reſch Anfichten und Urberzeugungen, fo wie nach ben Erfah ⸗ 
[0 vieler Jahrhunderte gerade bie entgegengefegten mehlchätigften 
Felgen baten. 

Eben fo it ferner effenbar, das bei den jekt fo georbneten Be: 
haͤltniſſen zwiſchen Staat und Kirche, fo mie bei den fo geficherten 
genthumsrechten derſelben man gewiß nit mehr länger einer Maßregel 
bedarf, melde in der Zeit des beftigſten Etreites zwiſchen weltlicher und 
geitligper Obrigkeit unter tem Pontificate Gregor's VII. vieleicht zu 
eniſchltdigen fein kennte. Da nun auf diefe Weife die Hauptfächlichften 
und kescktungswirtheflen Grünte biefer firngen Mafregel gänzlich er: 
loſchen find, fo kann dieſelbe jegt in ben Augen gebildeter und nur eis 
nigermaßen unterricteter Katholiken nur als ein ummöthiger Zwang er⸗ 
feinen, welcher eines der weſentlichſten natürlihen Rechte bes Mens 
ſchen verlegt. Diefer unnethice Awang ird nech um fe drädember für 
Mirglicher bes f 
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hen Opfer deſſelben anlagen; fo tie wir nicht minder ben beffern 
Charakter unferer Zeit und unferes jegigen Fatholifchen Clerus in Vers 
gleich mit frühen Sahrhunderten gerne anerfennen. Allein wenn man 
auch von allen Verbrechen und Aergerniffen abfieht, welche aus diefem 
geswungenen Zuſtande hervorgehen, fo kann es body uns unmöglidy ent 
geben, wie durch biefe zwingende Vorfchrift bei fo vielen und gerade oft 
bei den edelften Individuen dieſes Standes bie zur Erfüllung ber Berufs: 
pflichten nöthige Ruhe, Heiterkeit des Geiſtes, kurz das ganze Lebens: 
gluͤck getruͤbt und zerftsrt wird. Kin anderer wichtiger und augenfchein: 
licher Nachtheil dieſes Inſtitutes für bie katholiſche Kirche unfers Das 
terlandes liegt darin, daß durch biefe® Hinderniß abgehalten, eine enge 
von gebildeten und zu diefem Berufe ganz geeigneten jungen Männern 
dem geiftlichen Stande entzogen wird, fo daß auf biefe Weife ein gro= 
fer Theil, vielleicht fogar ber größere Theil derjenigen, bie ſich biefem 
Stande widmen, jest nur durch aͤußere Verhaͤltniſſe, nicht aber burch 
freie Wahl und Innere Neigung zu diefem Entfchluffe gebracht werben *). 

So mie diefe und andere nachtheilige Wirkungen, melde die ges 
zwungene Ehelofigkeit der Priefter auf die Kirche ausübt, klar und durch 
die tägliche Erfahrung beftätigt vorliegen: eben fo können bie geborfamft 
Unterzeichneten als Staatsbürger unmöglich die fchädlichen Folgen ſich 
verbergen, welche für den Staat aus biefem Inſtitute hervorgehen. 
Alles, was das Anfehen und die mohlthätige Wirkſamkeit der Religion 
und Kirche fchmächt, iſt für den Staat mittelbar ftets ein bedeutender 
Nachtheil; allein nebft diefem allgemeinen und mittelbaren, dringen fich 
unferer Betrachtung unabmweisbar noch folgende zwei unmittelbare und 
ganz beſtimmte Nachtheile auf, wodurch der Prieftercälibat die wichtig⸗ 
ſten Interefien des Staates gefährdet. Weiſe Gefeugeber und erleuch⸗ 
tete Regierungen haben von jeher die Ehen und das Familienleben mit 
Sorgfalt begünftige, nicht weniger um die Bevölkerung zu ſichern, ale 
um Ordnung und Sittlichkeit unter den Gtaatsangehörigen zu befoͤr⸗ 
dern. Das Gölibatgefeg wirft aber biefem weifen Principe geradezu 
entgegen, unb entzieht nicht bios überhaupt einer großen Anzahl von 
Staatsbürgern auf immer bie Möglichkeit, Ehen einzugehen, fonbern 
namentlich gerade ſolchen, welche nad, ihren Verhaͤltniſſen im Stande 
wären, geordnete, mit den gehörigen Subfiftenzmitteln verfehene Fami⸗ 
lien zu gründen. Diefe Betrachtung wird noch um fo michtiger erſchel⸗ 
nen, wenn man bedenkt, tie fehr verehelichte Geiſtlichen, durch Ihre 
eigene Bildung und ihre übrigen Verhaͤltniſſe, im Stande find, ihren 
Kindern eine in religiöfer und intellectueller Hinficht ausgezeichnete Er: 
ziehung zu geben, wie das Beiſpiel fo vieler um Staat, Kirche und 
Wiſſenſchaft hochverdienter Männer zeigt, welche aus ben Familien der 
evangelifchen Geiſtlichen hervorgingen; wenn man ferner bedenkt, welche fes 


— — u 





*) Man ſucht voͤllig denſelben zu erkaufen durch freien Unterhalt nicht blos 
auf der Univerſitaͤt, ſondern ſchon in den Schulen, den ſogenannten kleinen Se⸗ 
minarien. Anmerk. der Redaction des Staatslerikons. 
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Standes, welche aud auf die gefeggebende Gewalt ber Kirche ihren Ein- 
flug ausübte, und zugleich allerdings bewirken konnte, baß burdy ba6 
Gölibat die Priefter bei cinem Theile des Volkes größeres Anfehen, und 
dadurch eine größere Wirkfamkeit gewannen ; zweitens, die Abſicht, durch 
die Ehelofigkeit der Priefter den geiſtlichen Stand von der weltlichen 
Staatsgewalt unabhängiger zu machen und dadurch die Selbſtſtaͤndigkeit 
und Unabhängigkeit der Kirche zw fichern; endlich, die Sorge für die Er⸗ 
haltung bes Kirchengutes. 

Altein hinſichtlich des erſten Grundes bemerken wir: weit entfernt, 
daß ber eheliche Stand unferer Priefter der Würde und Wirkſamkeit ih ⸗ 
res hohen Berufes Nachtheil braͤchte, fo würde berfelbe nach ben jet 
herrſchenden Anfihten und Urberzeugungen, fo wie nach ben Erfahr 
rungen fo vieler Sahrhunderte gerade die entgegengefegten wohlthaͤtigſten 
Folgen haben. 

Eben fo ift ferner offenbar, daß bei den jegt fo georbneten Ver⸗ 
häftniffen zwiſchen Staat und Kirche, fo wie bei ben fo geficherten Ei⸗ 
genthumsrechten berfelben man gewiß nicht mehr länger einer Maßtegel 
bebarf, welche in der Zeit des heftigſten Streites zwiſchen weltlicher und 
geiſtlichet Obrigkeit unter dem Pontificate Gregor’s VII. vieleicht zu 
entfchnfdigen fein konnte. Da nun auf diefe Weiſe die hauptfächlichften 
und beachtungswertheſten Gründe diefer firengen Maßregel gänzlich er: 
loſchen find, fo kann diefelbe jegt in den Augen gebildeter und nur eis 
nigermaßen unterrichteter Katholiten nur als ein unndthiger Zwang er⸗ 
feinen, welder eines der weſentlichſten natürlichen Rechte des Mens 
ſchen verlegt. Diefer unnöthiae Zwang wird noch um ſo druͤckender für 
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chen Opfer befielben anlagen; fo tie wir nicht minder den beffern 
Charakter unferer Zeit und unferes jegigen Fatholifchen Clerus in Ver⸗ 
gleich mit fruͤhern Jahrhunderten gerne anerkennen. Allein wenn man 
auch von allen Verbrechen und Aergerniffen abfieht, welche aus dieſem 
gezwungenen Zuftande hervorgehen, fo kann es doch uns unmoͤglich ent: 
gehen, wie durch biefe zwingende Vorfchrift bei fo vielen und gerabe oft 
bei den edelften Individuen dieſes Standes bie zur Erfüllung der Berufs: 
pflichten nöthige Ruhe, Heiterkeit des Geiſtes, kurz das ganze Lebens⸗ 
gluͤck getruͤbt und zerſtoͤrt wird. Ein anderer wichtiger und augenſchein⸗ 
licher Nachtheil diefes Inſtitutes für die katholiſche Kirche unfers Va⸗ 
terlandeß liegt darin, daß durch diefe® Hinderniß abgehalten, eine Menge 
von gebildeten und zu diefem Berufe ganz geeigneten jungen Männern 
dem geiftlichen Stande entzogen wirb, fo daß auf biefe Weiſe ein gro= 
fer Theil, vielleicht fogar ber größere Theil derjenigen, die fich biefem 
Stande wibmen, jegt nur durch aͤußere Verhaͤltniſſe, nicht aber durch 
freie Wahl und innere Neigung zu diefem Entſchluſſe gebracht werden *). 

So mie diefe und andere nachtheilige Wirkungen, welche die ges 
zwungene Ehelofigkeit der Priefter auf die Kirche ausübt, Mar und durch 
die tägliche Erfahrung beftätigt vorliegen: eben fo können die geborfamft 
Unterzeichneten als Staatsbürger unmoͤglich die fchädlichen Folgen fich 
verbergen, welche für ben Staat aus biefem Inſtitute hervorgehen. 
Alles, was das Anfehen und die mohlthätige Wirkſamkeit der Religion 
und Kirche ſchwaͤcht, ift für den Staat mittelbar flets ein bedeutender 
Nachtheil; allein nebft biefem allgemeinen und mittelbaren, dringen ſich 
unferer Betrachtung unabmeisbar noch folgende zwei unmittelbare und 
ganz beftimmte Nachtheile auf, wodurch der Prieftercälibat die wichtig⸗ 
fien Intereffen des Staates gefährdet. Weiſe Gefeggeber und erleuch⸗ 
tete Regierungen haben von jeher die Ehen und dns Familienleben mit 
Sorgfalt begünftigt, nicht weniger um die Bevölkerung zu fichern , als 
um Ordnung und Sittlichkeit unter den Gtaatsangehörigen zu befoͤr⸗ 
dern. Das Cölibatgefeg wirkt aber biefem weiſen Principe gerabezu 
entgegen, und entzieht nicht blos überhaupt einer großen Anzahl von 
Staatsbuͤrgern auf immer bie Möglichkeit, Ehen einzugehen, fondern 
namentlich gerade folhen, welche nad) ihren Verhaͤltniſſen im Stande 
wären, geordnete, mit ben gehörigen Subfiſtenzmitteln verfehene Fami⸗ 
lin zu gründen. Diefe Betrachtung wird noch um fo wichtiger erfcheis 
nen, wenn man bedenkt, wie fehr verehelichte Geiſtlichen, durch ihre 
eigene Bildung und ihre übrigen Verhältniffe, im Stande find, ihren 
Kindern eine in religiöfer und intellectueler Hinficht ausgezeichnete Er⸗ 
ziehung zu geben, wie das Beiſpiel fo vieler um Staat, Kicche und 
Wiſſenſchaft hochverdienter Männer zeigt, welche aus den Familien ber 
evangelifchen Geiftlichen hervorgmmgen ; wenn man ferner bebenkr, welche fes 


*) Man fucht vollig benfelben zu erfaufen durch freien u 
auf ber Univerfität, fondern ſchon in den Sehnen der Pr cht es 
minarien. Anmerk. ber Redaction des Staatslerikons. 
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gensreichen Folgen daraus hervorgehen, wenn dem geiftlichen Vorſteher 
der Gemeinde Gelegenheit gegeben twird, in der Erfüllung ber allgemein 
menſchlichen und fo ſchweren Pflichten des Famillenlebens als lebendiges 
Beifpiel die Vorfhriften der Religion, welche er lehrt, in Ausübung zu 
bringen. Der zweite wichtige Nachtheil des Prieftercdlibats bietet ſich 
ung in Folgendem dar: es ift Bein Zweifel, daß durch Die gezwungene 
und allgemeine Eheloſigkeit der katholiſchen Geiſtlichteit ein maͤchtiges 
Band aufgelöft ift, mas fonft den einzelnen Staatsbürger inniger mit 
dem Landesregenten, mit dem Vaterlande und feinen übrigen Mitbür: 
gern verbindet. Bei dem katholiſchen geiftlichen Stande tritt nun noch 
weiter die Betrachtung ein, daß bderfelbe, je weniger er mit dem Gtaate 
und bem Vaterlande verbunden iſt, In bemfelben Maße um fo mehr 
austwärtigem Einfluffe Hingegeben wird. Wir geben zu, daß dieſes let 
tere Moment in unferer Zeit und in unferen WVerhältniffen vieleicht we⸗ 
niger bedenklich fheinen mag. Allein die hochanſehnliche Kammer bes 
darf wahrhaft unferer Erinnerung nicht, um den Grundfag nicht außer 
Acht zu laffen, daß eine weile Vorficht in ſolchen Fällen nicht blos auf 
die näcfle Gegenwart, fondern aud auf die Erfahrungen der Vergan⸗ 
genheit fo mie auf die Möglichkeit der Zukunft zu bliden anräth. 
Gegen die bisher angebeuteten wichtigen Nachtheile des Priefler: 
coͤlibates ſcheinen un deffen angebliche Wortheile, fo wie die Hinderniffe, 
welche feiner Aufhebung im Wege ftehen follen, theil® ganz grundloe, 
theils höchft unbedeutend, Wir nehmen uns die Freiheit, einige biefer 
angeblichen Vortheile und Hinderniſſe anzuführen und kurz zu beleuch⸗ 
ten, nicht weil fie gewichtvou find, fondern weil fie gewoͤhnlich von ben 


wenigen noch übrigen Wertheidigern des Cölibates vorgebracht werden. 
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folche Geheimniffe anvertrauen Tann? in anderer Einwurf Liegt in 
ber zwar gewöhnlichen, aber bei genauerer Betrachtung als ungegrünbet 
erfcheinenden Vorſtellung: es falle durch verheirathete katholiſche Priefler 
dem Staate eine neue Lat zu. Wenn die Prieflerehe in unferer ka⸗ 
tholifchen Landeskirche wieder erlaubt wuͤrde, fo darf man wohl voraus: 
fegen, daß bie Mitglieder des Earholifchen Clerus, wie alle Staatsbuͤr⸗ 
ger fi) nur mit höherer Erlaubnif und nad) erfolgter Nachweifung ber 
nöthigen Subfiftenzmittel verehelichen dürften. Es iſt alfo nicht abzu- 
fehen, was von dieſer Seite für eine Laft dem Staate zufallen koͤnnte. 
Daffelbe gilt von den zurüdgelafienen Familien verehelichter Geifilichen : 
für diefe würden gewiß von unferer gerechten und milden Regierung ohne 
große Schwierigkeiten ähnliche Anftalten gegründet werben, wie biejeni> 
gen find, durch welche die Wittwen und Waifen ber evangelifchen Geiſt⸗ 
lichen, fo wie der übrigen Staatsdiener unterflügt werben. Die zuneb: 
mende Bevoͤlkerung des Staates, und zwar nicht buch Zuwachs von 
huͤlfloſen und elenden, fondern von ſolchen Familien, deren Subfiftenz 
gefihert und deren Charakter adıtbar iſt, wird doch Niemand eine 
Staatslaft zu nennen wagen. Doch gefeht, es fänden ſich bei Aufte 
bung des Cölibatgefeges einige finanzielle Schwierigkeiten, koͤnnen ſolchc 
Ruͤckſichten wohl der Betrachtung das Gleichgewicht halten, daß durch dieſes 
Inſtitut für einen ganzen zahlreichen Stand die perfönliche Freiheit guf die 
auffallendfte Weiſe befchränkt und Ihm der Genuß eines ber erflen na⸗ 
türlihen Rechte entzogen wird, und zwar eines echtes, welches dem⸗ 
felben Stande in ber evangelifhen Kirche fchon laͤngſt wieder zuruͤckge⸗ 
geben worden ift? 

Wenn die Zweckloſigkeit und Schaͤdlichkeit des Prieſtercoͤlibates, fo 
wie die Nothwendigkeit der Aufhebung diefes Inſtitutes als unabweis⸗ 
bar ſich zeigt, fo entfleht die weitere Frage, auf welchen Wege biefelbe zu ges 
ſchehen babe. Die gehorfamft Unterzeichneten find weit von dem Ges 
danken entfernt, der hohen Einſicht der hochanfehnlichen Kammer vor: 
greifen zu wollen. Wenn bie würdigen Mepräfentanten unfers Volles, 
wie wie zuverfichslich Hoffen, von der Wichtigkeit und Dringlichkeit bes 
Gegenſtandes überzeugt, unferer gehorfamften Bitte geneigte Aufnahme 
ſchenken, fo werden fie gewiß die zweckdienlichſten Wege und Mittel wäh: 
In, weldye am Sicherften zum Ziele führen. Wir erlauben "uns daher 
nur, die in der oben angeführten Denkſchrift weiter ausgeführte Anficht 
bier kurz anzudeuten. Nach dieſer Anficht fcheint es, daß das Geſuch 
um Aufhebung des Coͤlibatgeſetzes zugleich an bie oberſte Staats⸗ und 
Kichenbehörbe zu richten fe. Das Geſuch an bie erſtere diefer zwei 
oberfien Behörden erfcheint als nothwendig, nicht nur cüdfichtlich ber 
bürgerlichen Wirkungen biefes Inftituts, ſondern auch, um durch einen 
Antrag berfelben bei der kirchlichen Behoͤrde das Einfchreiten diefer leg» 
tern zu veranlaffen, fo wie ferner zur Erwirkung der zu jeder kirchli⸗ 
hen Einrichtung erforderlihen Staatsgenehmigung. Das Gefuch an die 
Kirchenbehoͤrde wird erforderlich fein, wegen der kirchlichen Wirkungen 
bes Coͤlibatgeſetzes. Nach wahren unverfälfhten Grundſaͤtzen bes katho⸗ 
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ſolche Geheimniſſe anvertrauen. Fan ? 
der zwar gewöhnlichen, aber bei genauerer, Betrachtung. als ungegruͤndet 
erfcheinenden Vorſtellung: es falle durch verheirathete katholiſche Priefter 
dem Staate eine neue Laſt zu. Wenn die Prieſterehe in unſerer ka⸗ 
tholiſchen Landeskirche wieder erlaubt wuͤrde, ſo darf man wohl voraus⸗ 
ſetzen, daß die Mitglieder des katholiſchen Clerus, wie alle Staatsbuͤr⸗ 
‚ger ſich nur, mit höherer: Etlaubniß und nach erfolgter Nachweifung ‚der 
nöthigen Subfiftenzmittel verehelichen dürften. Es iſt alfo nicht abzu⸗ 
fehen, was von diefer Seite für eine Laft dem Staate zufallen. Lönnte, 
Daffelbe gilt von den zurüdgelaffenen Familien, verehelichter. Geiftlichen : 
für dieſe würden gewiß von unferer gerechten und milden Regierung ohne 
große. Schwierigkeiten ähnliche Anftalten gegründet werben, wie biejenis 
gen find, durch welche die Wittiven und Waiſen der evangelifchen Geift: 
lichen, fo wie der übrigen Staatedienet unterflügt werden. - Die zuneh⸗ 
mende Bevölkerung des Staates, und zwar nicht durch Zuwachs von 
hülflofen und elenden, ſondern von ſolchen Familien, deren Subfiftenz 
gefihert und deren Charakter achtbar ift, wird. doch Niemand ‚eine 
Staatslaſt zu mennen wagen. Doch gefeht, es faͤnden ſich bei. Aufces 
bung: des. Cölibatgefeges einige finanzielle Schwierigkeiten, koͤnnen ſolche 
Nüdfihten wohl ber Betrachtung das Gleichgewicht halten, daß durch dieſes 
Inſtitut für einen ganzen zahlreichen Stand bie perfönlicye Freiheit anf bie 
auffallendfte Weiſe befhränft und ihm der Genuß eines der erflen na⸗ 
türlicen Rechte entzogen wird, und zwar eines echtes, welches bem= 
felben Stande. in der evangelifhen Kirche ſchon längft wieder zuruͤckge- 
‚geben worden ift? 

Wenn die Zweckloſigkeit und Schädlickeit des Prieftercölibates, fo 
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gensreichen Folgen baraus hervorgehen, wenn bem geiſtlichen Vorſteher 
der Gemeinde Gelegenheit gegeben twird, in ber Erfüllung ber allgemein 
menſchlichen und fo ſchweren Pflichten des Famillenlebens als Iel 
Beifpiel die Vorſchriften der Religion, welche er lehrt, in Aushbung zu 
bringen. Der zweite wichtige Nachtheil des Prieftercdtibats bietet ſich 
und in Folgendem dar: es ift Erin Zweifel, daß durch bie gezwungene 
und allgemeine Ehelofigteit der kathollſchen Geiſtlichkeit ein mächtige 
Band aufgelöPt iſt, was fonft den einzelnen Staatsbürger inniger mit 
dem Landesregenten, mit dem Vaterlande und feinen übrigen Deitbür- 
geen verbindet. Bei dem katholiſchen geiftfihen Stande tritt nun noch 
weiter die Betrachtung ein, daß berfelbe, je weniger er mit dem Gtaate 
und dem Vaterlande verbunden ift, in demfelben Maße um fo mehr 
austärtigem Einfluffe hingegeben wird. Wir geben zu, daß dieſes lei⸗ 
tere Moment in unferer Zeit und in unferen Verhaͤltniſſen vieleicht we: 
niger bedenklich fheinen mag. Allein die hochanſehnliche Kammer bes 
darf wahrhaft unferer Erinnerung nicht, um den Grundſatz nicht aufer 
Acht zu laffen, daß eine weife Vorficht in ſolchen Fällen nicht blos auf 
die nächfle Gegenwart, fondern aud auf die Erfahrungen der Vergan- 
genheit fo wie auf die Möglichkeit ber Zukunft zu bliden anräth. 
Gegen die bisher angedeuteten wichtigen Nachtheile des Priefler- 
cötibates ſcheinen ung deſſen angebliche Vortheile, fo wie die Hinderniſſe, 
welche feiner Aufhebung im Wege ftehen follen, theil6 ganz grundloe, 
theils Höchft unbedeutend. Wir nehmen uns die Freiheit, einige biefer 
angeblichen Vortheile und Hinderniffe anzuführen und kurz zu beleuch⸗ 
ten, nicht weil fie gewichtvoll find, fondern weil fie gewöhnlich von den 
wenigen nody übrigen Wertheidigern des Cölibates vorgebtacht werben. 
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folche Geheimmiffe anvertrauen Tann? Ein anderer Einwurf liegt in 
der zwar gewöhnlichen, aber hei genauerer Betrachtung als ungegrünbdet 
erfcheinenden Vorſtellung: es falle durch verheirathete katholiſche Prieſter 
dem Staate eine neue Lajt zu. Wenn bie Priefterehe in unferer ka⸗ 
tholifhen Landeskirche wieder erlaubt wärbe, fo barf man wohl vorauss 
fegen, daß die Mitglieder des katholiſchen Clerus, wie alle Staatsbuͤr⸗ 
ger fi nur mit höherer Erlaubniſt und nach erfolgter Nachweifung ber 
nöthigen Subſfiſtenzmittel verehelichen dürften. Es iſt alſo nicht abzu- 
feben, was von dieſer Seite für eine Laft dem Staate zufallen koͤnnte. 
Daffelbe gilt von ben zurüdgelafienen Familien verehslichter Geiſtlichen: 
für diefe würden gewiß von unferer gerechten und milden Regierung ohne 
große Schwierigkeiten ähnliche Anflalten gegründet werben, wie biejenis 
gen find, durch welche die Wittwen und Waifen der evangelifchen Geiſt⸗ 
lichen, fo wie der übrigen Staatsdiener unterflügt werben. Die zuneh⸗ 
mende Bevoͤlkerung bes Staates, und zwar nicht buch Zuwachs von 
huͤlfloſen und elenden, fonbdern von foldhen Familien, beten Subſiſtenz 
gefihert und deren Charakter achtbar iſt, wird doch Niemand eine 
Staatslaft zu nennen wagen. Doch gefeßt, es fänden fich bei Auftes 
bung bes Gölibatgefeges einige finanzielle Schwierigkeiten, koͤnnen folche 
Rüdfichten wohl der Betrachtung das Gleichgewicht halten, daß durch biefes 
Anftieut für einen ganzen zahlreichen Stand bie perfönliche Freiheit guf bie 
auffallendfte Weiſe befchränkt und ihm ber Genuß eines ber erflen na⸗ 
türlichen Rechte entzogen wird, und zwar eines echtes, welches bem- 
felben Stande in ber evangelifhen Kirche ſchon laͤngſt wieder zuruͤckge⸗ 
geben worden ift? 

Wenn die Zwecklofigkeit und Schädlichkeit des Prieſtercoͤlibates, fo 
wie die Nothwendigkeit der Aufhebung diefes Inflitutes als unabweis⸗ 
bar fich zeigt, fo entſteht bie weitere Frage, auf welchem Wege biefelbe zu ges 
ſchehen babe. Die gehorfamft Unterzgeichneten find weit von bem Ge: 
banken entfernt, ber hohen Einficht ber hochanfehnlichen Kammer vor: 
greifen zu wollen. Wenn bie würdigen Mepräfentanten unfers Volkes, 
wie wir zuderfichilich hoffen, von der Wichtigkeit und Dringlichkeit bes 
Gegenſtandes überzeugt, unferer gehorfamften Bitte geneigte Aufnahme 
ſchenken, fo werden fie gewiß bie zweckdienlichſten Wege und Mittel wäh: 
In, welche am Sicherſten zum Biele führen. Wir erlauben uns daher 
nur, die in der oben angeführten Denkfchrift weiter ausgeführte Anſicht 
bier kurz anzubeuten. Nach dieſer Anficht fcheint «6, daß das Geſuch 
um Aufhebung des Coͤlibatgeſetzes zugleich an die oberſte Staats» und 
Kicchenbehörde zu richten fe. Das Gefuh an die erflere biefer zwei 
oberften Behoͤrden erfcheint als nothwendig, nicht nur ruͤckſichtlich der 
bürgerlihen Wirkungen bdiefes Inſtituts, fondeen auch, um durch einen 
Antrag berfelben bei der kirchlichen Behörde das Einfchreiten dieſer letz⸗ 
tern zu veranlafien, fo wie ferner zur Erwirkung ber zu jeber kirchli⸗ 
hen Einrichtung erforderlichen Staatögenehmigung. Das Geſuch an bie 
Kicchenbehörde wird erforderlich fein, wegen der Firchlichen Wirkungen 
bes Gölibatgefepes. Nach wahren unverfälfchten Brundfägen bes katho⸗ 
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und beachtungewertheſten Gründe dieſer ftrengen Maßregel ganglich er⸗ 
loſchen find, fo kann dieſelbe jegt in ben Augen gebildeter und nur ei- 
nigermtaßen unterrichteter Kuthofieen nur als eim ummöthiger Zwang ers 
feinen, welcher eines der weſentlichſten natürlichen Rechte des Mens 
fen verlegt. Diefer unnöthige Zwang wird noch um fo drüdender für 
die Mitglieder des geiftlihen Standes unferer Kirche, weil ber Einzelne 
bei dieſer übernommenen Verpflichtung, nicht mehr wie in früheren 
Jahrhunderten, durch den Geift der Zeit umterftügt und belohnt wird, 
fondern, nach der jegt herrfchenden Stimmung und Anficht, diefes Opfer 
ganz ohne Dank und völlig umfonft zu dringen genöthigt ift. Unmoͤg⸗ 
lid, können die Nepräfentanten unferes Volkes mit Gleichguͤltigkeit an⸗ 
fehen, wie den Söhnen unferer Eatholifhen Mitblirger, die fich dem 
geiftlihen Stande widmen, bie fo natürlide und unſchaͤtbare Freiheit 
ohne hinreichende Gruͤnde für ihr ganzes Leben genommen wird, je nad 
ihrer inbividnelfen Sage und Neigung fir ſich die Che, oder das ehelofe 
Leben zu wählen. 

Wie das unnöthige und darum zivediofe des gezwungenen Priefter- 
eölibates aus den bisher angebeuteten Gründen erhellt, eben fo gewiß 
und offenbar fheinen den geborfamft Unterzeihneten bie pofitiven Nach⸗ 
theile diefes Inſtituts für Kiche und Staat. Wem ift es unbekannt, 
welche geheime Verbrechen und öffentliche Aergerniffe diefes Iwangeges 
feg veranfaßt hat und veranlaßt? Es liegen hierüber fo viele laute Ka: 
gen und Beweiſe vor, daß mir uns wohl das unangenehme Geſchaͤft 
erfparen Finnen, die Machtheile des Prieflercdtibates von biefer Seite 
genauer auszuführen. Wir Hoffen durch diefe Zurädhaltung zugleich zu 
beweifen, daß wir viel mehr das nachtheilige Inſtitut als die unglüdit: 
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hen Opfer beffelden anklagen; fo wie mir nicht minder ben beffern 
Charakter unferer Zeit und unferes jegigen katholiſchen Clerus in Ver⸗ 
gleich mit frühern Sahrhunderten gerne anerkennen. Allein wenn man 
auch von allen Verbrechen und Aergerniffen abfieht, welche aus biefem 
gestoungenen Zuftande hervorgehen, fo kann es doch uns unmöglich ent⸗ 
gehen, wie durch biefe zwingende Vorfchrift bei fo vielm und gerade oft 
bei den edelften Snbividuen biefes Standes die zur Erfüllung der Berufs: 
pflichten nöthige Ruhe, Heiterkeit des Geiftes, kurz das ganze Lebens⸗ 
gluͤck getrübt und zerflört wird. Ein anderer wichtiger und augenfchein= 
licher Nachtheil dieſes Inſtitutes für die Latholifche Kirche unfers Da: 
terlandes liegt darin, daß durch biefe® Hinderniß abgehalten, eine Menge 
von gebildeten und zu diefem Berufe ganz geeigneten jungen Männern 
dem geiftlichen Stande entzogen wird, fo daß auf biefe Weife ein gro⸗ 
fer Theil, vielleicht fogar der größere Theil derjenigen, die ſich biefem 
Stande widmen, jegt nur durch dußere Verhättniffe, nicht aber durch 
freie Wahl und innere Neigung zu biefem Entfchluffe gebracht werden *). 

So wie dieſe und andere nachtheilige Wirkungen, welche bie ges 
zwungene Ehelofigkeit der Priefter auf die Kirche ausübt, Mar und buch 
die tägliche Erfahrung beftdtigt vorliegen: eben fo koͤnnen die geborfamft 
Unterzeihneten als Staatsbürger unmöglich die fchädlichen Folgen ſich 
verbergen, welche für den Staat aus biefem Inſtitute hervorgehen. 
Alles, was das Anfehen und bie mwohlthätige Wirkſamkeit der Religion 
und Kirche fchwächt, ift für den Staat mittelbar ſtets ein bedeutender 
Nachtheil; allein nebft diefem allgemeinen und mittelbaren, dringen ſich 
unferer Betrachtung unabweisbar nocd folgende zwei unmittelbare und 
ganz beftimmte Nachtheile auf, wodurch der Prieftercölibat die wichtig⸗ 
ften Intereffen des Staates gefährbet. Weife Gefeggeber und erleuch- 
tete Megierungen haben von jeher die Ehen und das Familienleben mit 
Sorgfalt begünftigt, nicht weniger um bie Bevoͤlkerung zu ſichern, als 
um Ordnung und Sittlichkeit unter den Staatsangehörigen zu beförs 
dern. Das Gölibatgefeg wirkt aber biefem weiſen Principe geradezu 
entgegen, und entzieht nicht blos überhaupt einer großen Anzahl von 
Staatsbürgern auf immer bie Möglichkeit, Ehen einzugehen, fonbern 
namentlich gerabe folchen, welche nad) ihren Verhaͤltniſſen im Stande 
wären, geordnete, mit den gehörigen Subfiftenzmitteln verfehene Fami⸗ 
lien zu gründen. Diefe Betrachtung wird noch um fo wichtiger erſchel⸗ 
nen, wenn man bedenkt, tie fehr verehelichte Geiſtlichen, durch Ihre 
eigene Bildung und ihre übrigen Verhaͤltniſſe, im Stande find, ihren 
Kindern eine in religiöfer und Intellectuellee Hinſicht ausgezeichnete Er: 
ziehung zu geben, wie das Beilpiel fo vieler um Staat, Kirche und 
Wiſſenſchaft hochverbdienter Männer zeigt, melde aus den Familien ber 
evangelifchen Geiftlichen hervorgimgen ; wenn man ferner bedenkt, welche fes 
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*) Man ſucht völlig denſelben zu erkaufen durch freien Unterhalt nicht blos 
auf der Univerfität, fondern ſchon in ben Schulen, den fogenannten Beinen Se⸗ 
minarien. Anmerk. der Rebaction des Staatslexikons. 
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Acht zu laſſen, daß eine weiſe Vorſicht in ſolchen Fe 
die naͤchſte ', fondern auch auf die a 
genheit fo wie auf die Moͤglichkeit ber Zukunft zu bliden ancdth. 

, Gegen die biäher angedeuteten wichtigen Nachtheile des Priefler: 
edlibates [cheinen und deffen angebliche Wortheite, fo. wie die Dindreniffe, 
melde feiner Aufhebung im je ftehen follen, theil® ganz grundlos, 
theils hoͤchſt unbedeutend, Wir nehmen uns die Freiheit, einige diefer 
angeblichen Vorthelle und Hinderniffe anzuführen und kurz zu beleuch- 
ten, nicht weil fie gewichtvoll find, fondern weil fie gemöhnlid von den 
wenigen nod übrigen Vertheidigern des Coöͤlibates vorgebracht werden. 
Es fol nämlich, fo fagen die Vertheidiger dieſes Inflitutes, der Cölibat 
dem geiſtlichen Stande durchaus nothwendig fein, wegen der Natur fei- 
ner Amtsverrichtungen; ein verehelichter Priefter ließe ſich, fagt man, 
durch Rüdfichten auf feine Familie und durch Beforgniß für fein Le— 
ben leicht abhalten, Kranke und Sterbende zu befuchen; ferner verdiene 
und erhielte ein folder Priefter weniger Zutrauen hinſichilich des Beicht⸗ 
geheimniſſes. Wie? Gind darum unfere vaterländifchen Krieger feige, 
ober unfere Aerzte gewiſſenlos, weil ihnen die Ehe erlaubt ift? Müffen 
fie aber nicht eben fo und bei Weitem mehr als bie Batholifchen Geift: 
ilchen dem Tode in’s Angeficht fehen? Wenn alfo in biefer Hinficht 
dem geiftfihen Stande allgemeine, unbedingte Ehelofigkeit nothwendig 
waͤre fo müßte eben fo auch ben andern beiden genannten Ständen 
vom Staate unbedingt und allgemein die Ehe verboten werben. Aehn⸗ 
lich verhält es ſich mit dem Beichtgeheimniß. Haben nicht alle Staats: 
diener die Verpflichtung der ſtrengſten Verſchwiegenheit in Gegenfländen 
ihres amtlichen Berufes? Mas berechtigt uns zu ber beleidigenden Ans 
nahme, als hätten katholiſche Priefter weniger Pflichtgefühl und Dienſt ⸗ 
ehre als bie Übrigen Staatsdiener? Und gibt es benn, darf man wohl 
fragen, eine andern Individuen als nur rechtmaͤßige Ehefrauen, denen 
ein Geiſtlicher wenn er einmal im Stande ift, feinen Eid zu brechen, 
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ſolche Geheimmiffe anverteauen Tann? Ein anderer Einwurf liegt in 
ber zwar gewöhnlichen, aber bei genauerer Betrachtung als ungegrünbet 
erfcheinenden Vorſtellung: «6 falle durch verheirathete katholiſche Priefter 
bem Staate eine neue Last zu. Wenn die Prieflerehe in unferer ka⸗ 
tholifchen Landeskirche wieder erlaubt wärbe, fo barf man mohl vorauss 
fegen, daß die Mitglieder des katholiſchen Clerus, wie alle Staatsbuͤr⸗ 
ger ſich nur mit höherer Erlaubnik und nad, erfolgter Nachweiſung ber 
nöthigen Subfiftenzmittel verehelichen dürften. Es iſt alſo nicht abzu⸗ 
fehen, was von biefer Seite für eine Laft dem Staate zufallen koͤnnte. 
Daffelbe gilt von ben zurüdgelaffenen Familien verehelichter Geiſtlichen: 
für diefe würden gewiß von unferer gerechten umd milden Regierung ohne 
geoße Schwierigkeiten ähnliche Anftalten gegründet werben, wie biejenis 
gen find, durch welche die Wittwen und Waiſen ber evangelifchen Geiſt⸗ 
lichen, fo wie der übrigen Staatsdiener unterflügt werben. Die zuneh⸗ 
mende Bevölkerung bes Staates, und zwar nicht duch Zuwachs von 
hülflofen und elenden, fondern von ſolchen Familien, deren Subſiſtenz 
gefichert und deren Charaktere achtbar ift, wird doch Niemand eine 
Staatslaft zu nennen wagen. Doch gefeht, es fänden fich bei Aufte 
bung des Cölibatgefeges einige finanziele Schwierigkeiten, koͤnnen folche 
Ruͤckſichten wohl der Betrachtung das Gleichgewicht halten, daß durch biefes 
Inſtitut für einen ganzen zahlreichen Stand die perfönliche Kreiheit quf die 
auffallendfte MWeife befchränkt und ihm der Genuß eines ber erflen na» 
türlihen Rechte entzogen wird, und zwar eines Mechtes, welches dem⸗ 
felben Stande in ber evangelifhen Kirche ſchon laͤngſt wieder zurüdges 
geben worden ift? 

Wenn die Zweckloſigkeit und Schaͤdlichkeit des Prieſtercoͤlibates, fo 
wie die Nothwendigkeit der Aufhebung biefes Inftitutes als unabweis⸗ 
bar ſich zeigt, fo entfteht die weitere Frage, auf welchem Wege biefelbe zu ges 
fhehen babe. Die gehorfamft Unterzeichneten find meit von bem Ge 
danken entfernt, der hohen Einficht der hochanfehnlichen Kammer vor: 
greifen zu mollm. Wenn die würdigen Repräfentanten unfers Volkes, 
wie wir zuverſichtlich hoffen, von der Wichtigkeit und Dringlichkeit bes 
Gegenftandes überzeugt, unferer geborfamften Witte geneigte Aufnahme 
ſchenken, fo werben fie gewiß die zweckdienlichſten Wege und Mittel wähs 
len, welche am Sicherſten zum Ziele führen. Wir erlauben uns daher 
nur, die in der oben angeführten Denkſchrift weiter ausgeführte Anſicht 
bier Eurz anzubeuten. Nach biefer Anficht fcheint es, daß das Geſuch 
um Aufhebung des Coͤlibatgeſetzes zugleich an die oberfle Staats: und 
Kicchenbehörbe zu richten ſei. Das Geſuch an die erflere biefer zwei 
oberften Behörden erfcheint als nothwendig, nicht nur rüdfichtlich ber 
bürgerlichen Wirkungen biefes Inflituts, fondern auch, um durch einen 
Antrag berfelben bei der kirchlichen Behoͤrde das Einfchreiten dieſer letz⸗ 
tern zu veranlaffen, fo wie ferner zur Erwirkung der zu jeder kirchli⸗ 
hen Einrichtung erforderlihen Staatsgenehmigung. Das Gefuch an bie 
Kirchenbehörde wird erforderlich fein, wegen der Eicchlichen Wirkungen 
bes Gölibatgefeged. Nach wahren unverfälfchten Brundfägen des katho⸗ 
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unmsöglidy eine Anordnung länger beftehen zu Eönnen , weldye außer ihs 
rem übrigen allgemeinen Nachtheilen, noch den weitern befondern Nach-⸗ 
theil bat, daß fie die Gewiffen beunruhigt, Zweifel erregt, das Anfehen 
der Kirche ſchwaͤcht und vieleicht in der Folge noch traurigen kirchli— 
hen Zwieſpalt bewirkt. Diefe Lage der Dinge empfinden die gehorfamfl 
Unterzeichneten nur zu fehr, und gewiß werden von den Mitgliedern 
der hochanſehnlichen Kammer, weldye der katholiſchen Kirche angehören, 
diefe mißlichen Werhättniffe eben fo lebhaft empfunden. Der Segen 
und Xroft, welcher darin liegt, ſich an feine Kirche mit aufrichtiger, 
umgeträbter Achtung und Theilnahme anſchließen zu Binnen, wird den 
gebildeten Kathollken unſers Vaterlandes durch das Fortbeſtehen einer 
ihnen als fo zwecklos und gewaltſam erſcheinenden Einrichtung nicht we⸗ 
nig geſtoͤrt und faſt unmöglich gemacht. Es iſt für bie vielen unter 
unſeren Glaubensgenoffen, welche mit reineren Religlonsbegtiffen Inte⸗ 
reffe für das Wohl ihrer Kirche verbinden, eben fo ſchwer, ihren Wer 
fand und ihr Herz den befferen Einfichten und Ueberzeugungen zu vers 
fliegen, als fih einem kaiten Indifferentiemus zu überlaffen. 


*) Diefes Hat die Denkfchrift früher S. 87 hoͤchſt gelehrt und gruͤndlich 
aus dem canonifchen und Staatöredht nachgemiefen. 
Anmert, ber Kedaction bed Staatslerikons. 
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Es iſt keine Neuerung, bie mie verlangen, fonbern nur bie 
Ruͤckkehr zu dem Alten; es ift eine vereinzelte Stimme, welche 
ſich dier äußert, fondern ein Nachhall fo vieler wuͤrdiger Stimmen 
der Borwelt und Ditwelt von Geiftlihen und Laien, von Regie⸗ 
rungen und Privaten; es ift eine durch allgenieine Theorieen her⸗ 
vorgerufene unbeflinnmte enthufigftifche Aufwallung, melde unfern 
Schritt veranlaßte, fonbern die gemeinfame ruhig ertwogene und fefle 
Ueberzeugung von Männern, welche nad, bem Grabe Ihrer Bildung 
und nach ihren übrigen Verhaͤltniſſen wohl ohne Unbeſcheidenheit ihe 
Urtheit im dieſer wichtigen Sache geben dürfen. Vertrauungsvoll em⸗ 
pfehlen wir daher unfre Bitte ben Repräfentanten unfere Volkes. - Wels 
hen Beſchluß fie auc in ihrer Weisheit faffen mögen: mir haben das 
fihere Bewußtſein, unferee Pflicht, unferer Ehre, unferm Geniffen 
Genuͤge gethan zu Haben. Unmoͤglich aber koͤnnen wir bem Gedanken 
Raum geben, daß bie Bitte um eine Verbeſſerung, welche ſchon im 
fechzehnten Jahrhunderte von beutfchen katholiſchen Fürften feierlich und 
förmlich gefordert worden iſt, von einer beutfchen Iandftänbifchen Ver⸗ 
ſammlung bes neunzehnten Jahrhunderts ganz unbeachtet gelaflen 
werde.“ . Welder. 

VBerbrehen und Bergehben. — Diefes find bie rechtlich 
fteafbaren Handlungen und über biefelben, als Gegenftand ber rechtlichen 
Strafe handelt der Artikel Strafrecht.“ 

Die ftrafbaren Handlungen werben übrigens verfchlebenartig einge- 
theift; fo namentlich gerade in Verbrehen und Vergehen. Dod 
iſt diefe Eintheilung ſchwankend und in den neueften Strafgefeggebun: 
gen gemöhnlid ganz aufgegeben worden. Wenn man in ihnen auch 
noch Unterfchiedbe in Beziehung auf die Zuftändigkeit höherer oder voll 
ſtaͤndiger befegter Gerichte und auf größere oder geringere Felerlichkeit und 
Sorgfalt des Verfahrens macht, fo beftimmt man gewöhnlich diefe Un- 
teefchiede bios nach der Größe des für die einzelnen firafbaren Hand⸗ 
lungen beftimmten Strafmaßes. In dieſem Sinne richten in Frank⸗ 
reich bie Öffentlichen Schwurgerichte über bie Verbrechen (crimes), bie 
öffentlichen collegialen Zuchtpolizeigerichte und Appelihöfe über bie Verge⸗ 
ben (delits) und bie öffentlichen Friedensgerichte über die Ueber⸗ 
f&hreitungen (contraventions), welche letztere hoͤchſtens mit einer 
Strafe von brei Zagen Gefängniß beftraft werden, und zwar ſtets vom 
Sriedensrihter und in Öffentliher Sigung Denn das fran- 
zöftfhe Recht kennt unfere beutfche Werkehrtheiten nicht, daß die Poli 
zei, die Abminiftration, dee Buͤrgermeiſter felbft ſtrafen, ober daß auch 
nur ein wirklicher inzelrichter, vollends ein geheimrichtender, große 
Strafen ausfprechen dürfe. Im Kleinen und Täglichen iſt die Freiheit 
ober Unfreiheit der Bürger. 

Uebrigen® hat allerdings die Unterfcheibung In Verbrechen und Vers 
gehen einen tiefen vernünftigen Grund. Er teitt zundchft hervor in der 
geringeren Strafbarkeit und eben bamit in dem einfacheren gerichtlichen Ver⸗ 
fahren gegen eine ganze Claſſe von Straffälen, und In ber größeren 


Wien, 1805 und das Neue Archiv des Criminaltedhts Bb. 2. 
Heft 3. S. 385 ff. Weller. 
Berfalfung, f. Staatsverfaffung. 
Verfaffungsprincip, fändifhes, oder die Stände: 
abtheilung als Grundlage der Verfaffung. — Je wichtiger 
in dem Gtreite über bie Formen der verfaffungsmäfigen Monarchie die 
Trage ift, ob und im welcher Weiſe das Volksleben ftändifcher Abtheis 
tungen bedürfe, deſto einleuchtender ift bie Nothwendigkeit, ſich vor allen 
Dingen volltommen Mar zu machen, mas man eigentlich unter Stän- 
den verfteht, mas man alfo auf der einen Geite forbert, oder auf der 
andern verweigert. Wir ftoßen hier fogleih im’ Anfange auf eine Menge 
nicht unerheblidyer Schwierigkeiten, welde in ber Mehrbeutigkeit bes 
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Wortes ihren Grund haben und ihre Wirkungen auf die Weiſe äußern, 
daß in jenem Streite beide heile oft von ganz verfchlebenen Bedeutun⸗ 
gen des Wortes ausgehen, ober bag auch wohl, was von ber einem gilt, 
unbedenklich auf die andere Übertragen und damit alle Einheit in ber 
Discuffion aufgehoben wird. Bei dieſem Wirrwarr in ben Erörteruns 
gem iſt es überhaupt bie Frage, ob es der Sprache, welche ja nur ber 
Ausdrud der zur Innern Anfchauung gekommenen Gedantın iſt, ges 
Iingen Tann, einen noch fo unklar gebliebenen Begriff auf feinen eigent⸗ 
lichen Gehalt zurüdzuführen; auf jeben Fall muß jebody der Verſuch 
gemacht werben , theils die verfchiedenen Bedeutungen bes Wortes fefl- 
zuftellen, theils auch dasjenige, was fie alle gemeinfam haben , heraus⸗ 
zufuhen. Im Allgemeinen kann man nun unter Ständen nichts 
weiter verflehen , als gewiſſe Abtheilungen in ben gefellfchaftlichen Ver⸗ 
bäftniffen der Menfchen, welche hauptſaͤchlich auf der Verfchiedenartigkeit 
der Beſchaͤftigung und ber Theilung ber Arbeit beruhen, oder doch bars 
aus hervorgegangen find. Die Hinzufügung biefes befondern Merkmals 
kann nicht fchärfer gefaßt werben, wenn man nicht etwas durchaus Will⸗ 
türliches in den Begriff hineinbringen will; die damit verbundene Unge⸗ 
wißheit iſt jeboch eine nothiwendige Folge der Schwankungen, benen das 
Mort in der bisherigm Sprachweiſe unterworfen geweſen iſt. 

Im engeren Sinne find aber Stände erſtens hiſtoriſch entflan- 
den und mit politifhen Rechten verfehene Abtheilungen der Staates 
gefefchaft, welche ſich zwar urſpruͤnglich uud; auf Verſchiedenartigkeit 
der Beſchaͤftigung flügen, jedoch Darin ihre jegige Charakteriftik nicht 
mehr finden. So hat namentlich die Induſtrie, welche früherhin haupt⸗ 
fächlich den Charakter der ftäbtifchen Bevoͤlkerung bildete, durch ihren 
täglich fleigenden Einfluß fich auch beim Adel, wie bei den Bauern gels 
tenb zu machen angefangen, und umgekehrt bie Thätigkeit bes Bürgers 
ſich Häufig auf die Landwirthfchaft gewandt. Auch ift nicht außer Acht 
zu laffen, daß jene politiſchen Stände, auf welchen namentlich in 
Deutfchland ber Organismus des Volkslebens Jahrhunderte hindurch 
vorzugsweiſe beruhte, zum Theil als folche jegt gar nicht mehr beftehen, 
wie ber vormalige Prälatenftand, daß aber dagegen andere Elemente, 
wie die Bauern, eine neue Bedeutung erhalten haben. Staͤnde im 
ftaatsrechtlichen Sinne der legten drei Jahrhunderte nach ber Reformas 
tion find daher nur noch in ber, Gefchichte zu finden und liegen ſowohl 
der aͤußern Erfcheinung, wie der Bedeutung nach der Gegenwart fern. 

Dieſes duch die Entwidelung des gefellfchaftlichen Lebens herbeis 
geführte Abweichen von ber biftorifhen Baſis hat nun aber auch z wei⸗ 
tens noch einen fehr verfchiedenartigen Gebrauch des Wortes „Stänbe” 
zur Solge gehabt, bei welchem ber Unterfcheibungsgrund wieberum ledig⸗ 
ih von der Beſchaͤftigung und ber Lebensweife entiehnt, auf politifche 
Rechte oder eine befondere Stellung zum Staate aber Feine Ruͤckficht 
genommen ift. Wir erinnern zunaͤchſt an die lange Äblich geweſene und 
eigentlich fon wieder außer Gebrauch gefommene Eintheilung der Ges 
fellfhaft in den Nährftand, den Lehrſtand und den Wehrſtand, 
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deren um. fo beftimmter, hervortrit, je. iveniger noch bie. Ente 
widelung der Staatsgewalt ben Anforderungen des geregelten Mechtd« 
Gutzes entſpricht. So entftehen befonders in den mittleren Bildungs- 
ftufen des. Vötkerlebens Stände mit politifher Bedeutung und politiſchen 
Rechten, eine Erfcheinung, welche man nicht geradezu aus den allgemei- 
men Bedingungen des politifhen Entwidelungsganges für unbedingt 
nothwendig erklären kann, jebod unter beftimmten gegebenen BVerhält- 
aiffen ganz natürlich finden wird. — Ein mefentlic anderes Verhält- 
niß teitt jedoch bei gefelligen Zuftänden ein, in welchen ber gefliegenen 
Cultur wegen die Befhäftigungen theild zu verfchiebenartig geworden 
find, theils auch individuell zu ſeht wechſeln, als daß fie noch für 
Merkmale von Glaffenabtheilungen und Standesunterfhieden gelten 
tönnten. Se meiter bas Befondere ſich ausbildet und je weniger es noch 
Anhaltspuncte an dem Gewohnten behält, deſto mehr ſchwindet das 
Gemeinfchaftlihe und defto weniger kann es noch ald der Träger einer 
politifchen Bedeutung gelten. 

In wiefern num der politifch-ftändifche Begriff bei uns in Deutfch- 
land den bier angedeuteten Grundzügen gemäß ſich ausgebildet hat, iſt 
ſchon früher in anderen Artikeln („Adel”, Bd. LS. 257, „Deutſche 
Gtaatsgefhihte”, Bb. IV. ©. 281, „Deutfhes Landes— 
Gtaatsreht”, Bd. IV. ©. 337) gezeigt worden, und wir befchränten 
uns bier auf eine kurze Zufammenftellung der Hauptpuncte. Nachdem 
die auf dem Grundbeſitze und der Wehrhaftigkeit beruhende geraeine 
Freiheit, das wahrhaftige deutſche Staatsbürgerreht, in den Stürmen 


10 





Berfaffungsprincip. 687 


des Mittelalters zum Vorrechte einzelner in Benoflenfchaften zuſammen⸗ 
getretener Vollsabtheilungen geworben war, welche fich allerdings duch - 
Beichäftigungsweife von einander unterfchleden; gelang es biefen, ihrer 
Gemeinſchaftlichkeit eine Organifation zus geben, in welcher fie mit ihrer 
gefchiebenen Eigenthuͤmlichkeit als die Grundelemente des Staates er⸗ 
ſchienen und als. ſolche die alleinigen Inhaber flaatsbürgerlicher Rechte, 
fo wie zum Schuge hinterläffiger Perfonen berechtigt waren. So hat: 
ten ſich allerdings wirkliche politiſch⸗ſtaͤndiſche Abtheilungen gebildet, als 
lein nur mit ber Erblichleit der Lehen und bem eigen i 

Bildungsproceſſe, welchen das Staatsleben durch die Entwickelung des 
auf das Privatrecht gebaueten Feudalſyſtems erhielt, war es moͤglich, 
daß der Begriff der Standſchaft zugleich identiſch mit dem Begriffe 
der ſtaatsbuͤrgerlichen Vollfreiheit ſo wie mit dem ausſchließlichen Rechte 
auf Vertretung wurde, und daß man unter jener Freiheit allmaͤlig nur 
die Exemtion von Pflichten verſtand, welche nach richtigen Grundſaͤtzen 
allen Staatsgenoſſen obliegen mußten. — In dieſer Weiſe bildeten 
ſich zuerſt die Reichſsſtaͤnde aus, indem bie hoͤchſten kirchlichen Wuͤr⸗ 
dentraͤger, die Inhaber der erblich gewordenen Reichsaͤmter und der da⸗ 
mit verbundenen Beneficien, und endlich die freigeblieben (d. h. keiner 
Territorialgewalt unterworfenen) Staͤdte dem Kaiſer gegenuͤber als die 
alleinigen Traͤger der Volksrechte, als das eigentliche Reich (daher ber 
Ausdruck: Kaiſer und Reich) erſchienen. Mit der Entſtehung ber Ter⸗ 
ritorien, welche ihr Bildungsprincip dekanntlich aus dem Makrokosmus 
des Reichs entlehnten, traten hier analoge Formen hervor, welche ſo⸗ 
fort eine beſtimmte politiſche Bedeutung dadurch erhielten, daß waͤhrend 
der unruhigen Zeiten des Fauſtrechts ſchon freie Vereinigungen verſchie⸗ 
dener Staͤnde zu eigenem Schutze durch ganz Deutſchland ſich gebildet 
hatten, durch deren den Fuͤrſten gewaͤhrte Unterſtuͤtzung allein es moͤg⸗ 
li) wurde, eine territoriale und mittelbare Staatsgewalt in den Fuͤr⸗ 
ftenthümern zu bilden. Auch hier finden wie daher häufig drei Staͤnde, 
Praͤlaten, größere Grundbefiger (Mitterfchaft) und Städte, öfter jedoch 
auch Landgemeinden. Jene größeren Grundbeſitzer beflanden theils aus 
Reften der frühern gemeinfceien Landeigentbümer, welche, oft freiwillig 
oder auch durch den Drang ber Zeiten gezwungen, in ein ſchutzherrliches 
Verhältniß zu dem KXerritorialfürften getreten waren, jedoch babei ihre 
politifhen Freiheiten aufrecht erhielten, theild auch aus Vaſallen und 
Minifterialen des Zürften, welche, oft aus bem Stande ber Unfreihelt 
ſtammend, dag Recht der Standfchaft zu erlangen gewußt hatten. Hier⸗ 
aus ging der Zerritorialabel hervor, welcher fpäterhin, nachdem Hof⸗ 
publiciften die Sache mehr in ein Spftem gebracht hatten, als nieder 
ger Adel dem hoben, nämlich den zur Meichsftandfchaft berechtigten 
Fuͤrſten entgegengefrst wurde. Doch find, um die Entflehung des 
niedern Adels richtig zu begreifen, noch mehre babei einmwirfende Mo⸗ 
mente in’d Auge zu fallen. Zundhfl bie Annahme bleibenber Fa⸗ 
miliennamen und Wappen, welde bei den größeren Grunbbe- 
fisern etwa vom elften Jahrhunderte an uͤblich wurde. Zu ber politi; 





. "ganz Europa wurde —— 
der Mittertotrde, eine Art von Waffenbrüberfchaft, deren reis 
Die Erlangung der Ritterwuͤrde mar unabhängig vom Grundbefige und 
ſelbſt vom Adel im der fpdtern Bedeutung, theils in fo fern, als fie 
nicht durch Geburt ober Grundbeſitz uͤberging, fondern durch ritterfidhe 
Berhäftigung und Vorübung erworben merden mußte, theils aber auch 
in fo fern, als fie oft an Perfonen ertheilt wurde, welche weder zu den 
land ſtaͤndiſchen Srundbefigern, noch zum Adel gehörten. Doch fanden 
ſich daneben verſchiedene Beruͤhrungspuncte, und zwar mit dem ſtaͤndi⸗ 
ſchen Grundbeſitze, weil dieſer durch Lehnbarkeit oder Miniſterialitaͤt zum 
Reiterdlenſte verpflichtet war, und mit dem Adel, weil man bei: der 
Ertheilung der Rittermürde, wenigſtens fpäter, meift die Abflammung 
von mehreren ebenfalls ſchon ritterfähig umd ritterbürtig getvefenen Wor« 
fahren (Ahmenprobe) forderte, eine Eigenſchaft, deren Nachweiſung eben 
duch die Familiennamen und Wappen des Adels erleichtert wurde. Dazu 
gab, der Glanz und die Eriegerifche Wichtigkeit des Ritterthums auch dem 
Abel eine erhöhete Bedeutung, und durch einen im beiberfeitigen Inters 
effe liegenden Synkretismus find daher Adel und Ritterſchaft ziemlich 
allgemein zufammengefaßt und identificirt worden. Da das Ritterthum 
tängft zu den Antiquitäten gehört, fo iſt es nur ein Anachronismus, 
wenn man nod von einer Ritterſchaft fpricht; dennoch hat der Name 
ſich noch befonder6 bei dem Inhabern jener größeren grundhertlichen Bü: 
ter erhalten, deren Beſitzer feäher das Privilegium der Gteuerfeeiheit 
und der Landftandfchaft ſich zu verfhaffen mußten. 

Um nun bie heutige Bedeutung des Begriffes von Stänten und 
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Gtanbeöunterfchleden richtig aufzufaffen, iſt es vor allen Dingen erfors 
derlich, fich der Abänderungen zu erinnern, welche die Geſchichte in ber 
focialen , wie politifchen Stellung jener Abtheilungen unter einander, fo 
wie auch in ihren eigenen Grundelemienten hervorgebracht bat. Hier 
zeigt fi nun, daß ihe Wefen, auf dem ihre Bedeutung beruhete, zum 
Theile im Strome ber Zeit ganz und gar untergegangen ifl. Der geiſt⸗ 
liche Stand oder der Stand der Prälaten, früher durch einen gros 
Ben, von ber weltlichen Gewalt unabhängigen Grundbeſitz zum Genuſſe 
der vollen politiſchen Rechte berufen und durch gelehrte Bildung als 
Stand abgeſchieden, hat jest feinen Grundbefig zum großen Theile vers 
loren, mindeſtens benfelben nicht mehr unabhängig zu vertreten und 
theilt die gelehrte Bildung mit vielen anderen Claſſen der Staatsangehoͤ⸗ 
rigen, welche ihm darin fehr häufig fogar überlegen find. Der Adel 
in feiner heutigen Bedeutung, d. b- als eine Abtheilung von Staatöge- 
nofien, deren Rechte und Vorrechte lediglich von ber Geburt abhängen 
und damit von Generation zu Generation übergehen follen, ift niemals 
ein politifcher Stand geweſen, wenn er auch einzelne perfönlihe und 
fociale Vorrechte gehabt Hat und zum hell noch hat. Die politifchen 
Vorrechte des fogenannten zweiten Standes, den man nur hoͤchſt uneis 
gentlich wohl ben Stand bes Adels genannt hat, waren, wie wir oben 
geſehen haben, von jeher ein Zubehör befiimmter größerer Güter, deren 
Befiger freilich auch noch jegt meift dem Adel angehören und dadurch 
auch diefem fortwährend einen Hauptflügpunct geben, aber keineswegs 
mit dem jegigen Adel jemals ibentifch gewefen find. Beſonders die heu⸗ 
tige Erſcheinung bietet zwei charakteriftifche Abweichungen dar, die eine 
in fo fen, ale allmälig viele mit politiſchen Vorrechten verfehene foges 
nannte Rittergüter in die Hände bürgerlicher Befiger übergegangen find, 
und die anderen in fo fern als durch Briefadel, Verarmung, Abfindung 
jüngerer Söhne, felbft durch Anmaßung die Zahl der grundbefiglofen 
Abeligen ungleich größer geworden ift, al& derjenigen, welche noch zu der 
bevorrechteten Claffe der Rittergutsbefiger gehören. Wenn alfo auch 
wirklich fich erweifen ließe — was jedoch unermweislich ift — daß unfer 
beutiger Adel al& folder jemals eine beſtimmte, durch das pofitive Recht 
(von der Abnormität einer blofen auf Sympathie beruhenden Begüns 
fligung des Adels ift natürlich hier nicht die Rede) unterffügte polis 
tifhe Bedeutung gehabt hätte, fo würde doch auf jeden Fall die Gegen⸗ 
mart zwei mefentlich damit contraftirende Seftaltungen zeigen: auf ber 
einen Seite eine Anzahl größerer bürgerlicher Grunbbefiger, welche mit 
bem begüterten Adel die gleichen politifchen Rechte ausüben; und auf 
der andern einen Adel, der nur zum geringften heile der politifch bes 
vorrechteten Glaffe angehört und nur noch eine traditionelle Bedeutung 
fo wie daneben nicht felten die grundlofeften Anmaßunaen (mohin au 
die habituelle Scheu vor bürgerlicher Befchäftigung gebdrt) für fi hat. 
— Der Bürgerftand endlich, obgleich bei ihm eine Grundverfchieben- 
heit in der Befhäftigung wenigſtens noch vorherrfchend iſt, hat fidy doch 
den übrigen Ständen weſentlich genähert und ift zum Theil in diefelben 
Staats-Rerifon. XV. 44 
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Viele Virgerliche Haben Lanbgütee erworben, treiben: 
‚Randioiethfäjäft oder Känbliche Gewerbe in den Städten, und. 
ders in cegfamen Babeifgegenben iſt der Unterfihieb zroifchen Stadt 
—— Kae ee sen ne — 
belches nennt, wenn erwagt, 
daß burch Die ‚ber Beit auf bie Entwickelung eines allges 
meinen umes noch em neuer Stand, ber Stand 
der La adleute oder Bauern, in den getreten iſt, wel ⸗ 
dem mit dem Auſhoͤten — 
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Geundf 
gen. Wenn man davon ausgeht, daß ſtaͤndiſche Unterfchlede g 2 
in ben focialen Verhäftniffen eines Volkes ihre Begründung haben müfe 
fen, fo iff in der That der Adel der einzige Stand, welcher fich nach 
pofitiven Merkmalen bezeichnen läßt. Er hat in feinem „Von“ und 
feinen fonftigen Zitulaturen aͤußerlich erkennbare Standesvorzüge, und 
zroar folhe, die nur durch die Geburt, aber auch durch diefe vollftändig, 
auf Andere übergehen, wozu außerdem in einigen Ländern noch einzelne 
Befrelungen von allgemeinen Vorſchriften oder Beguͤnſtigungen kommen. 
Achnliche Merkmale, insbefondere das Eigenthuͤmliche derfelben, die Exbs 
lichkeit der Vorzüge, finden ſich bei den übrigen fogenannten Ständen 
nicht, deren Charakter daher dem Adel gegenüber nur ein negativer iſt, 
und welche beshalb in dieſem Gegenfage in der That auch nur als ein 
einziger Stand erfheinen. Diefen in ber bürgerlichen Geſellſchaft noch, 
einigermaßen beftehenden und durch Tradition, Gewohnheit und Annas 
Fung, fo wie auf der andern Seite durch Vorurtheil, Schonung ober 
Kriecherei noch unterftügten Standesunterfchied aber zur Grundlage eis 
ner Staatsverfaffung zu machen und darauf eine Vertheilung 
politifcher Rechte zu bauen, einer folden MWiderfinnigkeit hat noch 
Bein Zeitalter der vaterländifchen Geſchichte ſich ſchuldig gemacht und 
würde die Gegenwart am Wenigſten fähig fein. Selbſt ber leiden⸗ 
ſchaftlichſte Hochtory unter unferen Ebdelleuten wuͤrde den Vorfchlag nicht 
wagen, baß der Gefammtmaffe des Adels in einem Lande ein befonbes 
ser ausfchließticher Ancheil an den politiſchen Wolksrechten übertragen 
werden dürfe. Hieraus folgt, daß, wenn es ſich um bie Feſtſtellung 
der Grundformen des Staatslebens handelt, der Adel dazu ein Elemmt 


u 





Verfaſſungsprincip. 691 


darzubieten gar nicht im Stande iſt, und wie bürfen überzeugt fein, daß 
gerabe die edlern, verftändigern feiner Mitglieder darin vollftändig mit 
uns übereinflimmen werden. 


Diefer Art der Auffaffung fcheint nun allerdings das Leben und 
die Wirklichkeit zu widerſprechen. Wir hören nicht nur von ariſtokrati⸗ 
fchen Regierungsformen, fondern auch fpeciell von Adelsariſtokratie fpres 
hen, mir wiffen, daß da, wo man in Mepräfentativftaaten das Zwei⸗ 
kammerſyſtem hat, die erfle Kammer herkoͤmmlich wohl bie Adelskam⸗ 
mer genanmt wird, der Adel felhft und feine Trabanten in Literatur und 
Politik nehmen für ihn wohl das Amt ber Vermittelung zwiſchen Fuͤrſt 
und Volk in Anſpruch und wollen in ihm die ficherfle, wo nicht bie 
einzige Stüge für Khron und Altar erbliden. Daß ſolche Vorſtellungen 
beſtehen, felbft weit verbreitet find, laͤßt fich nicht feugnen, und wenn 
fie anfcheinend auf eine wirklich politifche Stellung des Adels als eines 
befondern Standes In unferen heutigen Staaten hindeuten, fo müflen 
wir unterfuchen, was Wahres und was Falſches in Ihnen enthalten ift. 
Hier zeigt fih nun, daß, da die mit politifchen Vorrechten verfehenen 
Grundbefiger, beſonders in früheren Zeiten, meiſt aus Adelichen bes 
ftanden haben oder auch noch beftehen, die Worftellung, daß fie ben 
Kern des Adels bildeten, um fo leichter ſich allgemeine Geltung vers 
ſchaffte, als gleichzeitig Vorurtheil, Anmaßung und Speichelledles 
rei den Glauben an eine ſchon von Natur aus hoͤhere und edlere 
Abſtammung des Adels, gewiſſermaßen eine feinere, potenzirte Or⸗ 
ganffation feines ganzen Weſens herrſchend zu machen wußten. Gleich⸗ 
wie nun aber die — zum Theil auf ganz natürlichen Verhaͤltniſſen 
beruhende -— politifhe Bedeutung des groͤßern Grunbbefiges dem 
reichern Theile des Adels faft ausfchließlidh zu Gute am, fo fand der 
ärmere, befislofe Abel darin wiederum einen Stuͤtzpunct für Anfprüche, 
welche außerdem fchmerlich zu halten gewefen waͤren, und bie politifche 
Wichtigkeit, welche er fi aus dem Reichthume Anberer (ndmlid) 
feinee Standesgenofien) zu verfhaffen mußte, mar wenigſtens nicht uns 
erffärlichee und weniger begründet, als der Ruhm und die Ehre, welche 
er für fih aus den verdienfivollen Thaten Anderer (nämlih feiner 
Vorfahren) ableitete. Dazu aber bat auch der grundbefisende Adel mit 
dern befiglofen manche Intereſſen in Anfehung der foclalen Stellung 
gemein, welche außerhalb der eigentlichen ftaatsrechtlichen Sphäre liegen, 
fi) aber nur durch gemeinfames Zufammenflehen und dadurch, dag fie mit 
einer politifchen Geltung in Verbindung gebracht werden, noch jet erhalten 
laffen. Die adelichen Grundbefiger würden zum Theile ſchwerlich damit 
einverftanden fein, wenn man Ihnen zumuthen wollte, alle Vorzüge und 
Vorrechte des Adels als ſolchen aufzugeben und ſich mit den bürgers 
lichen auf gleiche Linie zu ſtellen; auch das, was fie vor die ſen voraus 
haben , ift ihnen lieb und werth, und mie fie felbft dafür Beine andere 
zuverläffige Grundlage haben, als den Mefler ihrer politifchen Geltung, 
fo liegt e8 nahe, daB fie gleichzeitig auch bie Anſpruc ‚Ihrer nichts ha⸗ 
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* Hieraus ergibt fih, daß unfer heutiger Adel im einer durchaus faln, 
ſchen und ſchiefen Stellung ſich befindet. Er ift ein ‚eigener Stand nur. 
im fochaten Sinne, aber feine Anfprüche find» po Litifcher. Art, und 
fie find, um gehalten und getragen zu werden, mit politifchen Grundeles 
menten des Staates in eine unnatuͤrliche Verbindung gebracht, welche 
immer lofer werden wird, je weiter bie-Aufklärung fortfcreitet, Wenn 
wie aber auf ſolcht Weiſe die wahre Bedeutung des jegigen Adels aufs 
gefaßt Haben, fo find mic damit auf den richtigen, Standpunet- gelangt, 
um auch die Stellung der übrigen fogenannten, Stände deurtheilan zu: 
koͤnnen amb- hier ‚ergibt, ſich Folgendes. » Im * 
lichen ‚Drganifationsfpfteme pflege man jebt, nachdem der Stand 
Prälaten feinen fruͤhern Einfluß verloren hat und dagegen bie 
figen kleineren Grumdbefiger größtentheil emaneipixt. find, als bie 


y das ‚fi, 
daß derſelbe freilich geneigt ift, ſich überall dem erſten Stande beizuatd- 

zu bemfelben zu zählen, daß er aber, bei Licht befehen, in ‚alle 
drei Stände zerſplittert iſt, indem man unter dem Adel nicht nur grö⸗ 
fere Grundeigenthümer,, ſondern auch Befiger von: Bauergütern und. 
Bewohner von Städten, ſelbſt Handel- und Gewerbetreibende findet. 
Bor den üblichen politifhen Stänbeeintheilungen zerfällt daher der Ber 
geiff des Adels in nichts. — Wenn man nun auf der andern Geite 
— um auch das Verhältniß diefer drei Stände zu dem Adel aufzufafe 
fen — von dem erften Stande den Adel abftreift, welcher unbeftritten 
Bein flaatsrechtliches Erforderniß zum Eintritte in denfelben ift, fo bleibt 
hier nichts übrig, als bie Vefiger einer durch Verfaffung und Gefege 
beftimmten Zahl von größeren Landgütern, für deren Unterſcheidung 
von den Eleineren lediglich ein von Außen hergefommenes, alfo zus 
fälliges Merkmal gilt. Sind wir aber fo weit gekommen und legen 
wie nun den Maßftab der Befhäftigungsunterfhiede — ber 
ja das natürliche Princip für die ftändifhe Gliederung des Volkes abs 
geben fol — am jene Eintheilung, fo finden wir nur zwei Hauptclafs 
fen, nämlich die ftädtifche, welche ſich hauptſaͤchlich mit Handel, Ges 
werbe, Induſtrie und höherer Bildung beſchaͤftigt, und die ländliche, 
welche vorzugsweife Landwirthſchaft betreibt. Abermals iſt alfo auch 
bier für den Adel kein Raum übrig. In der That iſt es aber auch 
nicht einmal die Abficht der Mehrzahl des Adels, ſich einer von jenen 
nach der Beſchaͤftigungsweiſe gemachten Abtheilungen fo recht eigentlich 
unterzuordnen und alle Mitglieder derfelben als feine ebenbürtigen Ges 
noffen anertennen zu wollen, vielmehr betrachtet er fid ziemlich regelmds 
Big als einen außerhalb derfelben flehenden, zu höheren und unver: 
tügbaren Anfprüchen berufenen Stand, der nicht an einen Drt, an ein 
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Vaterland gebunden iſt, ſondern deſſen Intereſſen, Sympathieen und 
Verbindungen durch die ganze Welt reichen und überall, mo es Adel 
gibt, durch eine Art von Scfammtbürgfchaft aufredyt erhalten werden 
müffen. Der arme Edelmann, wenn er nicht wahrhaft auf der Höhe 
der Zeitbildung ſteht, wird ſich regelmäßig mehr zu dem eben fo armen 
Standesgenofien, als zu dem bürgerlichen Mittergutsbefiger hingezogen 
fühlen, diefer aber umgekehrt den Umgang mit einem gebildeten Buͤr⸗ 
gerlichen feines Gleichen dem Verkehre mit einem anfpruchsvollen abes 
lichen Habenichts vorziehen, und ſelbſt der grundbeſitzende Landedelmann 
wohl nur in den ſeltenern Faͤuen ſich uͤber die Anſicht erheben, daß 
ſeine adelichen Standesgenoſſen auch ohne Vermoͤgen doch aus einem 
vorzuͤglichern Material beſtaͤnden, als die buͤrgerlichen Gutseigenthuͤmer. 
Sollte man nun über die ſo aufgefaßte Stellung des Adels ober 
body) mindeſtens darüber einverftanden fein, daß bderfelbe durchaus Eeinen 
politifhen Stand im Staate bilde, fo wird der Streit über bie 
ſtaͤndiſche Eintheilung des Volkes viel einfacher werben und den größten 
Theil der Bitterkeit, mit welcher er bisher auf beiden Seiten geführt 
worden ft, verlieren. Eben dasjenige Element, welches durch die Vers 
hältniffe auf unnatärlihe Weife hineingefchoben war und welches bei ber 
Unklarheit der Anfichten überall in ein Labyrinth von Inconfequenzen, Wis 
derfprüchen und Unverträglichkeiten fuͤhrte, wird auf ſolche Weife aus dem 
ftaatsrechtlihen Syſteme entfernt, und zwar nicht etwa, wie mandhe 
Gegner mit der bekannten bannalen Redensart wohl einwerfen möchten, 
aus einem Syſteme, welches auf „hohle Theorien” metaphyfiſch aufges 
bauet wäre, ſondern aus demjenigen, welches in ber Wirklichkeit 
als das alleinige in allen deutfchen, ja in allen europdis 
[hen Staaten beftebt. Nirgend bat ber Adel als folcher polis 
tifche Rechte und Vorrechte, fondern nur, in fo fern er Brundei- 
genthum befigt, und allein das Letzte, nicht feine adelihe Geburt 
und Abftammung gibt ihm ben Anfprudy auf eine befondere ſtaatsrecht⸗ 
liche Stellung. — Die natürlihen Grundbeſtandtheile bes Volkslebens 
liegen jest viel Elarer vor dem Blicke, und bie Frage nach dem eigentlis 
hen Wefen und den Grundlagen der jegigen ftändifchen Gliederung iſt 
leichter zu beantworten. Diefe kann, den herkoͤmmlichen Anfichten ges 
mäß, allerdings nur auf eine Unterfheidung der Gtaatsangehörigen nady 
ihrer Befchäftigungsart und Lebensweiſe zurüdgeführt werden, und bier 
ift, wie oben fhon angedeutet wurde, die Eintheilung in Stadt und 
Land, in bürgerliche und bäuerliche oder landwirthſchaftliche Nahrung bie 
allein durchgreifende, wenn gleich audy fie nur das Vorherrſchende 
berüdfichtigen kann. Nach diefer Grundeintheilung würde fidy Die weis 
tere Abfonderung des größern Grundbefiges von dem Fleinern aus 
inneren Gründen ſchwerlich rechtfertigen lafien, nachdem buch die im 
ben meiften deutfchen Staaten erfolgte Abftellung ober Ablöfung der auf 
den Bauergütern ruhenden gutsherrlichen Laften der früher allerdings 
vorhanden gemefene Rechtsunterfchied und bie vor allen Dingen entfcheis 
dende Abhängigkeit der kleineren Güter von den größeren aufgehoben tft; 


Abfonderung von Stabt und Land beruhete früher wefentlich auf dem 
ausfchließlichen Gewerbebetriebe in den Städten, und dieſer auf der Ge- 
fehloffenheit und dee Macht der Zünfte oder Innumgen. Die Beit dies 
fer Gewerbscorporationen aber ift vorüber, und je beflimmter die Mich- 
tung dee Gegenwart ſich der Gewerbefreiheit zuneigt, deſto weniger iſt 
«6 möglich, den Städten allein die Gewerde und den Handel worzubehal« 
tem. Beides verbreitet fich immer mehr auch auf dem Lande, wo daher 
bie Gultar und Benugung des Bodens freilich noch immer die uͤberwie⸗ 
gende Befchäftigumg bildet, aber doch auch in fortteährend zunehmendem 
Maße ſtaͤdtiſche Sitte und Bildung einheimifh wird. Wenn auf biefe 
Weiſe Stadt und Land einander näher gerüdt werden, fo iſt es zugleich 
einleuchtenb, daß durch die Befreiung der Bauergüter von Grumdlaften 
mb dutch deren Emancipation von ber Oberhertlichkeit der größeren Bes 
figungen eine vermehrte Selbſtſtaͤndigkeit, ein freieres, kraͤftigeres Selbft ⸗ 
gefühl des Bauernſtandes herbeigeführt werden muß. Der deutſche 
Bauer wird nad) funfzig Jahren eine gang andere Erfcheinung barbies 
ten, als der Bauer vor funfsig Jahren. Die WBauergäter werden ben 
groͤßeren Landguͤtern äpnlicyer, weil durch die Aufhebung der Brumdlaften 
biefe verloren und jene gerade eben fo viel gewonnen haben. Sitten, 
Gebräuche, Lebensweiſe Trachten, Alles nähert ſich einander mehr zu 
einer allgemeinen Gemeinſchaftlichkeit, und die Unterfchiede find ſchon jegt 
zum Theil ſehr ſchwer zu fixiren. Diefe Exfdeinung, wenn fie ſich weis 
ter entwic⸗in follte, würde dem Syſteme der ſtaͤndiſchen GHiederung 


A 


_ Berfaffungsprincip. 695 


ohne Zweifel ben Untergang bereiten, und fie hat daher viele Verſuche 
und Vorfchläge veranlaßt, um den herkoͤmmlichen Volksabtheilungen eine 
neue Grundlage, eine ſchaͤrfere Ausprägung und eine neue, beflimmtere 
Grenze zu geben. Wir erinnern zunaͤchſt an bie verfchiebenen Pläne 
zur Reſtauration des Adels, zu deren Ausführung man vor einiger Zeit 
befonders in Preußen ben Anfang zu machen ſchien, twir erinnern ferner 
an das bäufig ausgefprocdhene Verlangen nad Wiederherſtellung der 
Zunfteinrichtungen und des Gildezwanges, an die Vorliebe, mit welcher 
man das prunkende Zufanımentreten der verfählebenen Gewerke bei feiers 
lichen Gelegenheiten gefehen und begünftigt hat, fo wie endlich an bie 
Beforglichkeit, mit welcher noch an vielen Orten der Verbreitung einer 
vermeintlich zu großen Bildung unter den Bauern, alfo der Werbeflerung 
der Landfchulen, der Einführung von Aderbaufhulen u. f. w. entge⸗ 
gengewirkt wich. Wir erinnern aber zugleih an die befannten Declas 
mationen einer mpflifch-politifhen Schule gegen Repraͤſentativverfaſſun⸗ 
gen, denen ein fogenanntes landftändifches Syſtem als etwas Verſchie⸗ 
dened, Befleres und biftorifh Begruͤndetes vorgezogen werden foll, ein 
Syſtem freilich, bei welchem (mach ber Anſicht feiner Vertheidiger) bie 
Auffeifhung, Wiederherfielung und Fixirung flänbifcher Unterfchiebe 
weit mehr der eigentlihe Hauptzwed, als das Mittel und bie 
Vorbedingung zur Erreihung einer guten Gtaatsverfaflung fein 
würde. Wir wollen uns nicht duch allgemeine Eindrüde leiten laſſen, 
fondern, da die Erfcheinung allerdings eine aufmerkfame Beachtung und 
eine forgfältige Prüfung erfordert, uns zu diefer felbft mit aller Unbe⸗ 
fangenheit wenden. 

Bor allen Dingen haben wir uns babei die Frage zu beantworten: 
ob überhaupt fländifche Unterfchiede in der Monarchie, wie man gemöhns 
lich behauptet, in ber That nothwendig find, oder nicht ? Beflimmt man 
diefe Frage näher dahin: ob die Monarchie foldye gefchloffene Abtheis 
lungen der Geſellſchaft fordert, deren flantsrechtlihe Stellung gegen eins 
ander eine verfchiebene it und deren politifhe Rechte und Vorrechte 
durch Geburt von einer Generation auf bie andere vererbt werden, 
fo nehmen wir keinen Anftand, ſolche Stände nicht nur für geradehin 
entbehrlich, fondern fogar für ſchaͤdlich und unmöglich zu erklären. Das 
alte Aegypten und Indien zeigen uns das Bild einer ſolchen Staates 
verfaffung, und wir haben gefehen, daß fie in Deutfchland niemals eins 
heimifch gewefen ift. In der That wäre es aber auch nur etwa ber Abel, 
dem auf ſolche Weife eine dauernde Eriftenz gefichert werben könnte, und 
er allein iſt e6 auch, bei Licht beſehen, deſſen Reflauration und Erhal⸗ 
tung man dabei vor Augen hat. Wollen und müffen wir Stände has 
ben, fo leuchtet es ein, daß vor allen Dingen das Eintheilungsprincip 
ein wirklich einiges, und daß alfo die Grunbeigenfchaften aller Stände 
nothwendig auch die naͤmlichen fein müffen. Iſt die Befchäftt- 
gungsmweife der Zheilungsarund, fo kann die Exblichkeit ber Stan⸗ 
desrechte nicht daneben ein charakteriſtiſches Merkmal noch dazu einer 
einzelnen Claſſe ſein; iſt aber das Letzte der Fall, ſo verliert damit die 


Antheitungen — weldye unmittelbar aus dem Le 
Berkehts, aus dem Ginverftändniffe dis all 
dürfniffes hervorgehen: Aber eben, teil fie ein der lebenskraͤf⸗ 
tigen, nie taſtenden Borksihärigkeit. find, wuͤtde «8 ein rein vergebliches 
Bemühen fein, ihre Grenzen umabänderlih feftftellen und‘ ne 
Staatsorganismus bauen zu wollen. Die Mannigfaltigeeit der 
ten Mictungen ſich durchkreugenden —— wechſeit und — 
mit jeder neuen Entwidelungsftufe der allgemeinen Bildung, und 
ie Mittelpuncte, 
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fellfchaft von Ständen reden, melde immer geweſen feien und immer 
fein werben, nur denke man nicht an gefegliche gegenfeitige Abſchließung 
folder Stände in einer Zeit, welche die Gleichheit vor dem Gefege als 
das Grundprincip dee wahren Staatsweisheit immer allgemeiner aner= 
kennt und immer beflimmter gegen fogenannte Standesuorzüge ſich aus⸗ 
ſpricht. Diejenigen Abtheilungen, deren bie Geſellſchaft zu ihrer Leiche 
teen Bewegung und angemeffenen Kraftentwidelung bedarf, wird und 
muß fie fich fetbft fchaffen, weit fie eben nur die wahre Erfcheinung, der 
ummittelbare Ausdrud des Lebens find. Wie naturgemäß daher Stan« 
desunterfchiede in diefem Sinne unter allen Umfländen und in jedem 
Culturverhaͤltniſſe eines Volkes ſich ausbilden und erhalten werden, fo 
augenfcheinlich falfch iſt jedes Beſtreben, duch Maßregeln der Befegges 
bung oder Verwaltung auf die Wiederherftellung veralteter, die Bildung 
newer oder auch nur auf bie neue Organiſation umd die ſchaͤrfere Ab⸗ 
fonderung ber fchon beftehenden Abtheilungen hinwirken zu wollen. Es 
iſt auch nur eine von jenen häufigen — abſichtlichen oder unabfichtlihen 
— Zäufhungen, ju welchen eine oberflähliche Auffafjung der Geſchichte 
. fo leicht verleitet, wenn man daraus, daß einft in Deutfchland corporas 
tonsähnlihe Vereinigungen einzelner Stände durch ihre abgefchloffene 
Indivildualitaͤt und ihr auf Sonderverträgen beruhendes Verhältniß zum 
Dberhaupte den eigentlihen Staatsorganiemus bildeten, nun jegt bie 
Bolgerung ziehen will, daß es möglih, daß es erſprießlich, recht und 
nothwendig fei, im gleicher ober ähnlicher Weife wiederum ten Staat 
auf ftändifche Gorporationen zu gründen. Jene Vereinigungen waren 
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allerdings auch Sache der Nothwendigkeit, aber nicht einer Nothwendig⸗ 
Eeit zum Bellen des Staates, der Monarchie, fondern nur bes eigenen 
Schutzes, und wir finden bie Staatsgewalt am Schwaͤchſten eben in 
denjenigen Zeiten, in welchen bie Gorporationen am Mächtigflen waren. 
Ahr Charakter war kein monardyifcher, fondern ein ariftofratifchsrepublis 
canifcher, und wurde nur durch das Lehnsſyſtem vom völligen Webers 
gange in bie Republik abgehalten. Die neuere Zeit, melche jeden Staates 
bürger in ein unmittelbares Verhaͤltniß zur Staatögewalt treten laͤßt 
und das Beduͤrfniß einer Vermittelung durch Schupvereine nicht mehr 
kennt, würbe meber die Richtung, noch die Kraft haben, welche in fruͤ⸗ 
heren Jahrhunderten erforderlich waren, um ein fo eigenthuͤmliches, in 
feinen wefentlichften Theilen auf das Privatrecht errichtete Gebäude bes 
Öffentlichen Lebens zu erhalten. 

Es gehört aber auch in der That ein unbefangener Bid dazu, um 
einzufeben, wohin der fo oft und mit fo viel Worliebe angepriefene Weg 
zu einer Reftauration der Stände führen würde. Mur ber Adel bildet 
einen gefchloffenen Stand, in welchen der Eintritt nicht Jedem offen 
fteht „ nur er allem ift durch Geburt an beflimmte Samilien ober Bes 
f&hlechler gebunden, nur er hat dußere Vorzuͤge, durch welche er ſich 
von anderen Claſſen der Geſellſchaft unterfcheidet. Andere Stände dem 
Adel gleich oder ähnlich organifiren zu wollen, wäre doch überhaupt nur 
auf die Weiſe möglich, daß man entweder fie ebenfalls mit ausfchließlis 
hen Standesvorrechten verfähe und biefelben erblich machte, ober daß 
man bie Ausfchließlichkeit und Erblichkeit des Adels aufhoͤbe. Der erfle 
Sal fest aber eine offenbare Unmöglichkeit voraus, und ber zweite ift mit 
der Aufhebung des Adels gleichbedeutend. Eben barum aber Tann es 
auch nur der Adel fein, dem eine flänbifche Meflauration Gewinn vers 
fprädye, und eben fo gewiß Tann man annehmen, daß gerade bie eifrigs 
ften Vertheidiger fländifcher Volksgliederungen nur ben Abel im Auge bar 
ben, wenn fie von Ständen fprechen. Indeß au für ben Abel find 
die Hoffnungen auf eine Wiederherftellung feines fruͤhern Einfluffes und 
einer neuen Begründung feiner politifchen Eriftenz durchaus truͤgeriſch. 
Die biftorifche Bedeutung des Adels beruht auf dem Grundbeſitze, und 
in dieſer Hinſicht nahen ihm unausweichliche Gefahren von zwei Seiten. 
Die eine diefer Gefahren befteht in dem Umftande, daß das Grundei⸗ 
genthum immer mehr in bürgerliche Hände übergeht und der Adel im⸗ 
mer befißlofer wird; bie zweite in dem täglich wachſenden Uebergewichte 
ber Intelligenz, der Induſtrie und des baaren Geldes. Unfer Adel mit 
feiner Abneigung gegen buͤrgerliche Beſchaͤftigungen, namentlidh gegen 
Gewerbe und Handel, fo wie mit feinem natürlichen Streben, bem 
Srundeigenthume das Uebergewicht zu erhalten, befindet fich der wach⸗ 
fenden Gewalt des baaren Geldes gegenüber ſchon jest in einer peinlichen 
Stellung, welche immer ſchwieriger werben wird, je mehr der allgemeine 
Friede die Entwidelung ber Induſtrie befördert. Eine ausgezeichnete 
Stellung in der Geſellſchaft, welche nicht auf eigenem Verdienfie beruht, 
iſt ohne einen gewiſſen aͤußern Glanz nicht zu behaupten, allein den 


0 tung, Hab: Sacte, ini 
imninkbustie Giherprit Gin meer hudncneng eat 
unter dem früher 1) mohl anders genommenen Ausdrucke 
———— —— find, und zunädft vo —2 
willfürliche Freiheitsbefejräntungen Ye 


7 2 "unter 

— a ſt bde⸗ 
kanntlich blofer Entwurf geblieben. Die Mehtzahl der deutſchen Ver— 
a bat den Mangel einer allgemeinen deutſchen Erklärung" über 
Punct zu erfegen gefucht, indem fie, theils aus dem ftatutarifchen, 
gängen alle, oder doch einzelne der folgenden Beftimmangen aufnahmen: 
Keiner foll verfolgt oder verhaftet werden, als nur in den gefetzlich bes 
ſtimmten Bätten und in der gefeglich vorgeſchriebenen Form; Keiner foll 
Länger als eine — Urn ee ie get won 
uchen Richter entzogen werden. Das Ungentigende dieſer allgemeinen 
fo fern fie nicht durch ergänzende Vorſchriften unters 

flüge find, iſt anerkannt. Es iſt fehr zw bebattern, ſagt eine be— 


man ſich begieht (gur 

der: eine Verhaftung begründenden Fälle), gewöhnlich fo 

unbeftimmt find, daß in ihrer Anwendung doch nur richterliche Willkür 
entfcheidet, und daß die Abſicht der Verfaffung (wenn fie Beobachtung 
der Formen verlangt) leicht in der Praris vereitelt wird, da man über 
die gefeglihen Formen, meil fie nicht unter Strafe der Nichtigkeit vor- 
gefchrieben find, ſich hinausſetzt. Noch meniger ift überall denjenigen, 
deren willfürliche Procebur dem Gefege zumiberläuft, eine befondere 
Strafe angebroht. Unter diefen Umfländen wird der Ausgang einer 
Klage fehr precaͤr, es wird, was befonders von Robert Mohi *) here 
vorgehoben iſt, der- Widerfland gegen ungeſetzliche Verhaftung , zu wel ⸗ 
chem, dem Grundfage nach, jeder Staatsbürger ohme Ringe ) befugt ift, 


1) Bladftone ftelt (1,129) noch die perfönliche Sicherheit, als den Anz 
forud auf gefeglichen Schug für eben, Gefundpeit und Ehre, voran, und ent: 
tidelt, was wir perfönliche Sicherheit nennen, unter der Rubrik der perſonli⸗ 


chen eit. 
Bom Februar 1815. Klüber, Acten d. S. €. 2, 45 u. 46. 

3) Mittermater, Das deutſche Strafverfahren 4, 357 und 371. Die 
betreffenden &tellen der einzelnen Berfaflungsurkunden find nachgewieſen bei H. 
&. 3aharid, Das Staats: umd Bundesrecht 1, 237; 2, 154, und abgebrudt 
bei Hermsborf, Die deutſch. Gonftitutionen 1, 217 u. 336 ff. 

4) Würtemb. Staatsreht 1, 292. 

5) Mopi (a. a. D. ©. 298) ſcheint zu beforgen, manchem vaterlänbifchen 
Rechtögelehrten dürfte dieſe Lehre bedenklich erfcheinen. Wie leicht hätte ex ges 
rade zur Beruhigung von folhen, anflatt nur von England und Frankreich zu 
reben, auf unzweifelbafte Analogieen des roͤmiſchen Rechts verweilen koͤnnen: 
1. 5. C. de jure fisci (10. 1); 1. 5. C. de met. et epidem. (12. 41). Ueber 


N 





Berhaftung. 701 


in der Anwendung in der Mehrzahl von Faͤllen „faſt tollkuͤhn“ erſchei⸗ 
nen. Es fehlt demnach fehr viel, daß wir Deutfchen einer Garantie 
der perfönfichen Sicherheit uns zur Zeit erfreuten, wie fie die Habeas⸗ 
corpusacte Iängft dargeboten hat. Dies englifche Geſetz ift in der Art 
unübertroffenes Muſter, daB es bier hauptſaͤchlich darauf ankommen 
wird, beffen Urfprung und Wirkung zu beleuchten. 

Bereits in ber erften Ausfertigung ber Magna charta (buch 
König Johann 1215) findet ſich der folgende Say: „Ein freier Mann 
fo nicht in Daft ober Gefaͤngniß verfegt, noch aus feinen Beſitze ober 
Mechte geſetzt, noch auf irgend eine Weiſe bekuͤmmert werben, noch wollen 

“wie ihn verfolgen oder verfolgen laſſen, anders als durch geſetzliches Urtheil 
ſeiner Standesgenoſſen, oder nach dem Geſetze des Landes.“ An dieſe be⸗ 
ruͤhmte Stelle knuͤpfen ſich mehrfache Betrachtungen. Einmal: aus dem 
ganzen Zuſammenhange erhellt, daß eine Freiheitsbeſchraͤnkung, als rich⸗ 
terlich zuerkannte Strafe, bereits ein gelaͤufiger Begriff war — im 
Widerſpruche mit der Vorſtellungsweiſe des roͤmiſchen Alterthums, nach 
welcher das Gefaͤngniß keineswegs als Strafmittel dienen, ſondern nur 
in ſeltenen Faͤllen „fuͤr die Beſtrafung offenbarer und ruchloſer Verbre⸗ 
her haften ſollte“ 8). Sowohl bie große Achtung der perſoͤnlichen 
Freiheit als die Erhebung der Anklagen faſt nur von Buͤrgern ſtanden 
den Verhaftungen im Wege. Beſtrebungen im Sinne der Habeascor⸗ 
pusacte gegen willkuͤrlich verfügte und willkuͤrlich ausgebehnte Freiheits⸗ 
beſchraͤnkung, find daher dem Alterthume fremd. Die lettres de cachet, 
die Möglichkeit, in einem vielleicht ganz anftändigen Verſtecke zu Tode 
gefüttert zu werden, gehören ganz der neueren Civillſation an, ıufıter bes 
ren Einfluß die Willkuͤr in anfcheinend milderen Kormen, und eben des⸗ 
halb unendlich viel gefährlicher auftritt. Es iſt aber merkwürdig, wie 
wenig bis jest die Mechtshiftoriker um die Ermittelung eben dieſes Ue⸗ 
bergangs fi bekuͤmmert haben, deſſen Nachweifung doch nicht allein 
für die Geſchichte des Strafrechts, fondern für bie ganze Sittengefchichte 
von großem Intereſſe fein würde. Es fcheint (denn auch nach einer 
nicht unforgfältigen Nachforſchung ziemt uns nicht, zuverfichtlicher zu zer 
den), daß Sreiheitsftrafen, als ſolche, zuerft ziemlich gleichzeitig in den 
Sefegen der germaniſchen Völker im achten unb neunten Jahrhunderte 
vortommen 7). Wenn nun die Magna charta den Begriff der Frei⸗ 
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bie in Frankreich feftgehaltene Doctrin vgl. übrigens Mittermaier a. a. O. 
373 und v. Aretin, Staatsrecht 2, 19. 

6) Rimmt man in diefer, von Niebuher (Kom. Geſch. 2, 420) bargebos 
tenen Deutung bie bekannte Stelle des Gicero Catilin. II, 12,, fo bleibt kein 
Widerfpruch mit der entfchiedenen, durch alle Borgänge unterflügten Lehre bes 
Ulpian: Carcer ad continendos homines, non ad puniendos haberi debet. 
— 1.8. $. 9. D. de poen. (48. 19). 

7) Liutprandi Leg. 1. VI. c. 26 (@eorgifch 1068; vergt. Muratori An- 
tichitä Ital. I, 271); Capitul. 2 anni 813 c. 12 (Georgifh 779); Capitul. 
Pipin. a. 757 c. 19 (Georgifch 533); Alfred's Geſeze c. 1. F. 2 (Schmid, 
Geſch. d. Angelf. 1, 41). Die zweite und vierte Stelle find dadurch bemer⸗ 
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dee Richter, Annufeh det Vetheiliäten beffen Borfüh: 
rer — ————— 
Ba ein Grund der Detnion vos, ben Bean (fc fl wi 
ande, isimehe fi; aufer Stand, über bie Motive ber Meglerung ya 
—— 
Befehl bes: Könige", vielleicht mit. gang: allgemeiner Erwähnung. eines 


feine angeflammte Freiheit in's Gedaͤchtniß 

mert um die, Beiſpiele rechtloſer Wiukuͤt, denen ihr eigenes Schickſal 

— eigen Han des gemeinen 
‚an bie feltnen, aber entfchiedenen Ausſpruͤche ter Riche 


len Sicherheit gehört. Im Oberhauſe ward der Verſuch gemacht, die 
Clauſel einzufhpalten: „unbefchabet der fouveränen Gewalt des Königs” ; 
Gofe aber fagte: „Magna Charta ift von folhem Schrot und Korn, 
das keinen Sotweraͤn leiden mag,” und ber Verſuch mißlang. Ueber 
bie Annahme der Petition erklärte der gekroͤnte Heuchler ſich in zwei⸗ 
beutiger Rebe; gedrängt, gab er feine einfache Zuftimmung, aber erfl, 
nachdem die Richter!T) in einer Art von Ohrenbeichte ihn darüber ber 
ruhigt hatten, daß man bei vortommenden Fällen ihn nicht im Stich 
laſſen werde. Run erklärte er, wie er gar nicht gemeint geweſen, in 
det Petitition der Rechte irgend etwas Neues einzuräumen; es fei nur 


“ 15) Aus einer Handfcheift des brit. Mufeums bei Hall am, Const. Hist. 
1. 


16) Hallam a. a. D.,283. In demſelben Ginne fagte fpäter ber ältere 
Pitt: „Der Grundfag unfres Mechts fteht feft: des GEngländers Haus ift feine 
Burg. Nicht daf es umbegt wäre mit Wall und Schanze. Es mag eine aͤrm⸗ 
liche Hütte fein, mit Stroͤh gebedt. Jeglicher Sturm des Himmels mag es 
umbraufen, jegliches Clement der Ratur mag Zugang finden, aber der Rd 
nig Zann ba nicht eindringen; der König darf nicht.“ History of Wm. 
Pitt 153 (Lond. 1783). . 

17) Hallam a. a. D, DT. Wallace (in der Kortfegung von Madins 
tofh"s Gefa., in der Cabinet Cyclopaedia) 5, 92. 
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das alte Recht; und darauf bin erneuerten bie Berichte daB alte Spiel 
der Feigheit, des Verraths am Volksrecht !®). 

Es war aber wirklich nur das alte Recht, was die Petition der 
Rechte enthielt, und auch die Habeascorpusacte ſtellte keinen neuen Grundſatz 
auf. Selbſt der Name Habeas Corpus!) war laͤngſt uͤblich für den 
beim Richter nachgefuchten Borführungsbefehl. Die Acte, die nach mehr: 
fachen vergeblihen Verſuchen endlich im 31. Regierungsjahr Karl's II.20) 
Geſetzeskraft erhielt, hat nur durch genauere Beſtimmung und firengere 
Einfhärfung der dem gemeinen Recht laͤngſt bekannten Formen dafür 
geforgt, daß auch in diefem GStüd bie Magna Charta zur Wahrheit 
werde. Sie enthält aber im Wefentlihen Solgendes. Jeder, ber ohne 
gefeglich verurtheilt zu fen, verhaftet worden, kann bei dem Ganzlels 
gericht, dem Gericht der Schagtammer und der Eöniglihen Bank, und 
er kann felbft während der Gerichtsferien an ben Lord Ganzler, oder an 
irgend Einen ber zwölf oberſten Richter fich wenden und Beſchwerde bei 
ihm führen. Sobald ber fchriftliche Verhaftsbefehl (oder eine beglau- 
bigte Verfiherung — affidavit — daß Abfchrift davon tem Verhafteten 
verweigert worden) vorgelsgt iſt, fo muß der Richter einen Vorfuͤhrungs⸗ 
befehl ausfertigen.. Der Zermin der Vorführung wird in der Ausfer: 
tigung beflimmt, er ift je nach ber Entfernung des Ortes gefeglich ab⸗ 
geftuft, darf aber in Eeinem Fall auf länger als 20 Tage ſich erſtrecken 
(die Acte iſt Alter als bie Eiſenbahnen). Verweigert der Auffeher des 
Gefangenen die Abfcheift des Werhaftbefehle, oder Teiftet er bem Vor⸗ 
führungsbefeht nicht Gehorfam , fo verfällt er in Strafe von 100 Pf. Et. 
Verweigert der angerufene Richter die Ausfertigung des Vorfuͤhrungsbe⸗ 
fehls, fo verfällt er in Strafevon 500 Pf. St. Erſcheint der Gefangene, 
fo bat der Richter (fo fern ihm niche ſcheint, daß Bürgfchaft geſetzlich 
nicht angenommen werden dürfe) dinfelben, gegen Bürgfchaft für rechts 
zeitiges Erſcheinen vor dem ordentlichen Richter, auf freien Fuß zu 
fegen. Wer einmal kraft diefer Acte befceit worden, darf nicht wegen 
derfelben Anfchuldigung zum zmeiten Male verhaftet werden. Wer wegen 
Anfhuldigung von Hochverrath oder Felonie verhafiet ift, fol in ber 
erften Woche des näcften Gerichtstermins oder am erften Tag ber 
naͤchſten Sefjion zur Unterfuchung gebracht werden. ft dies verfäumt, 
fo iſt er gegen Bürgfchaft frei zu laſſen, es fei denn, daß bie Könige: 


18) Waltace 5, 12%, 

19) Eigentlich habeas corpus ad ſaciondum, subjiciendum et recipien- 
dam — Blackst. 3, 131. 

20) Hal lam Const. Hist. 3, 8. hat nachgewieſen, daß der Fall des fonft 
unbefannten Yondoner Bürgers Jenkes nicht, wie Einer dem Andern nachſpricht, 
die Beranlaffung gab. Die Acte war feit 1668 viermal in’s Unterhaus gebracht, 
zulegt 1675; der Fall von Jenkes ereignete ſich 16765 erſt 1679 ward die Bil 
wieder aufgenommen und ging in beiden Häufern durch. Daß im Oberhuus 
durch falfche Stimmenzähtung eine Majoritäit heraus gebracht worben, dafür 
weiß ich keinen andern Gewaͤhrmann, ald Burnet. 

Staats⸗Cexitkon. XV. 45 






2. 


Ü t mache, fonderı 
erhaftung ‚und [i a fuchung auf di 
bin bem untergeordneten Perfonal Überlaffe, für mut und 
nichtig. Die Königeboren wurden, wegen Ungebühr, in ſchwere Gelbe 
buße verurtheilt — fo ſchwer, daß fie offenbar dem Urheber des Ber 
fehles galt. Wilkes verlangte nun vergebens einen Polizeibefehl zur 
Hausfuhung gegen Lord Halifar, welcher geftohlene Güter (feine Pas 
piere) im Haufe habe. Darauf ward Lord Halifar förmlich von ihm 
eingeflagt, aber. der Proceh fiel zu Schaden, weil MWilkes, in Folge 
andrer Verwidelungen, flüchtig und contumaciet ward. In der Haupt: 
ſache entſchied das Parlament?°), und zwar dahin, daß allgemein 
lautende Verhaftungsbefehle allerdings verfaffungsmwidrig und null und 

nichtig fein. 

Ein neuerer Schriftfteller 24) hat geruͤgt, daß in ben deutfchen Ver⸗ 
faffungen nicht. Bedacht genommen fei auf die Möglichkeit eines eintrer 
tenden Nothſtandes, bei welchem bie Suspenfion der auf individuelle 








hi 


21) 56 Geo, III, c. 100. Hallam a. a, D. 11. ine ähnliche Erwei⸗ 
terung —F ameritaniſchen Habeascorpusacte datirt von 1818. Kent, Com⸗ 
ment. 2, . 

22) 3 befige eine (felten gewordene) Sammlung: Interesting Letters 
om the government etc. of England, London, 1764, in vier Bänden; welche 
die gemechfelten Streitfchriften und Artikel der Fagesblätter enthält. 

23) 1766 Apr. 25. Par. Reg. 

24) Hermedorf, Soſtem ber deutſch. Gonftit. I, 242. 
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Sicherheit abzielmden Anordnungen erforderlihh würde. Er wird uns 
nicht verargen, wenn wir dieſe Aengfllichkeit aͤcht deutſch finden. Wir 
befigen fo wunderwenig, wenn mir mit ber Habeascorpusacte bie Ge: 
feße vergleichen, riach melden ber Werth oder Unmerth einiger mohls 
Lautenden Paragraphen biefer oder jener VBerfaffungsurkunde zu beur⸗ 
theilen iſt; und nun follen wir (mie es ſcheint, weil die Engländer hin 
und wieder die Acte fuspendiren) darüber nachſinnen, wie wir es anzu⸗ 
greifen haben, um auch bas Wenige, was wir haben, gelegentlich mit 
guter Manier befchränfen zu laſſen. Was follte man wohl: von einer 
Reglerung benfen, die mit dem weiten Spielraum, ber ihr verbleibt, 
audy in unruhigen Zeiten nicht ausreichen koͤmte? Oder wär’ es etwa 
nicht genug, daß mir Unterfuchungscommiffionen gefehen haben, nad 
welchen bie Stände nirgend6 gefragt worden, ob fie fie haben wollten 
oder nicht — follen etwa bdeutfche Stände in aller Form die Suspen⸗ 
fin des Anſpruchs auf den ordentlichen Richter, die Einſetzung von 
Ausnahmsgerichten votirm? 

Es iſt weit nicht bekannt genug, wie ſchwer und zögernb das 
englifche Parlament zu dem Entſchluß kam, das Beiſpiel einer Sus⸗ 
penſion ber Dabenscorpusacte zu geben. In der bewegten, an dunkler 
Gefahr fo reichen Zeit nach der Revolution warb (1690) über gefen: 
widrige Verhaftungen Beſchwerde geführt. „Aber die Gefahr,” fast 
Burnet?5), „mar fo augenfcheintih, die Öffentliche Sicherheit war bei 
diefen Verhaftungen fo nahe betheiligt, daß bas Unterhaus einen Rechts⸗ 
vorgang eintreten ließ, dem Miniſterium einen Rüdhalt zu gewähren, - 
wenn es in gleichem Nothfall das Gleiche thun würde; und doch erhielt 
man die Habeascorpusacte in Kraft: man erflärte das Minifterhım 
außer Verantwortung fire dasjenige, was der Acte zumiber gefcheben 
war.’ Zwei Jahre fpäter wiederholte fich der Fall. Einige Mitglieder 
des Oberhauſes waren, auf dringenden, aber, mie es ſich auswies, 
falfhen Verdacht hin, unter ordnungswidrigen Formen gefungen gehal: 
ten. Das Dberhaus ließ ſich zu einem Vergleich herbei; man indem: 
nifirte die Miniſter wieder, fchrieb ihnen aber allerlei Regeln vor, wie 
weit fie in aͤhnlichen Fällen über das Geſetz hinausgehen duͤrften. Das 
Unterhaus beharrte bei feinem Princip ; es verwarf alle dDiefe Regeln. „Eine 
Beſchraͤnkung der gefeslihen Formen würde den Miniſtern das Recht 
ertheilt haben, unter Beobachtung der neuen Worfchriften, Verhaftungen 
zu verfügen; man hielt ed für unbedenklicher, bie Miniſter zu indem: 
niſiren, ohne ihnen für die Zukunft ein Recht, unter gewifien Befchrän- 
tungen, einzurdumen ; bei der Verhaftung verbächtiger Perfonen muß 
in Fällen wirklicher und augenſcheinlicher Gefahr, die oͤffent⸗ 
lihe Sicherheit vor allen Dingen wahrgenommen werben; jedes be⸗ 
fondere Gefes muß dann zuruͤckſtehen 26).“ Eben fo dachte Jeffer⸗ 


235) Hist. of his own lime 3, 91. 
26) a, a. D. 141. Vergl. Wallace 9, 37. 45% 
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täufehte ſich micht über die furctbare Verantwortung, welche e 
ſich ladet, der. e8 unternimmt, Motbrecht zu üben und bie salus 


malten, welchen die Auftechthaltung der Verfaſſung obliegt. Seine 
Stellung verpflichtet ihn, darauf hin Alles, aud feine Eriftenz, zu 
wagen. Es wird die Sache dieſer controlicenden Behörden fein, ihm 
nah den Umftänden, unter denen er handelte, zu beurtheilen.” Eben fo, 
tie der eifrige Demokrat, dachte einer der größten Stantsmänner von 
Atengland. Lord Chatham fagte, bei der Debatte über die general 
warrants (1764), ec babe als Staats ſecretaͤr zwei ſolche erlaffen; er 
habe gewußt — fein Freund der Kronanmalt (Lord Camden) habe «6 
ihm auseinandergefegt — daß fie geſetzwidrig feien; ex habe es doch 
gethan; er habe in ber Kriegspeit bie allgemeine Sicherheit jeber perſoͤn⸗ 
ũchen Rüdfiht vorangeſtellt — ex habe, wir jeder gute Bürger thun 
müffe, die Gefahr nicht geſcheut, der er felbft etwa fich habe ausfegen 
müffen, um die Gefahr vom gemeinen Mefen abzuwenden; übrigens 
fei er überzeugt, daß augenfälliger Nothftand einen Staatsfecretär im⸗ 
mer vedhtfertigen werde, wenn er zu außerordentlihen Maßregeln greife. 
Hier. aber (im. dem Fall von Wilkes) fei eine muthwillige, durch Feine 
Rothtwendigkeit entfchulbigte Ueberſchreitung der Amtsgewalt. Bei zus 
higer emägung dieſer Ausfprühe wird man es mindeftens zweifelhaft 


Mem. and Coı . 4,189, - 
3 Commentarien 3, 160: 
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finden, ob eine Regierung, bie e8 gut meint, bie neben ihrer Verant⸗ 
wortlichkeit auch ihrer moralifchen Kraft fich bewußt ift, felbft in Zeiten 
dee Gefahr, im öffentlichen Intereſſe der Ausnahmegefege bedürfen 
koͤnne. Wenn ferner Benjamin Conftant??) fragt, ob jemals 
Ausnahmegefege einem Lande wirklichen Nugen gebracht haben, währemb 
fie anerfanntermaßen, häufig ſich fchäblich erwiefen, fo wird man bie 
Fkage ſchwerlich bejahen wollen, ob man nun nady England blidt, ober 
nad) Frankreich (umter der Herrfchaft ber Ausnahmsgeſetze vor und 
nach der Julirevolution). In England kann befanntlidy nur das Pars 
Iament die Habeascorpusacte fuspenbiren ; aber «6 hat fie unter lautem 
Proteſt der Minderzahl mehrfach in Fällen fuspendirt, deren erträumte 
Gefahr nad) kurzer Zeit zum allgemeinen Gefpötte ward. Die Minifter 
müffen fpäter eine Indemnitaͤtsbill nachſuchen, das ift, ein Zeugniß, 
daß fie die ausgedehnte Gewalt nicht, mißbraucht haben. Aber bittre 
Klage ift von der Oppofition ?0) oft geführt, daß diefe Verantwortliche 
keit nur Älluforifch feis und wenn etwas fie zu zügeln vermag, fo iſt 
es mehr die freie Preffe, als die Beſchwerden ber Oppofition, das ift, 
der jeweiligen Minoritaͤt. Man hat verfucht, bie Zälle zu befinicen, in 
welchen eine Suspenfion zu rechtfertigen fei. Lord Holland?!) nemnt 
gefahrdrohende, weitverzweigte Verſchwoͤrung, indem die Veröffentlichung 
der Beugenausfagen die Mitfchuldigen in den Stand fegen koͤnnte, zu 
beurtheilen, wie meit die Regierung unterrichtet fei, und ſich dee Ges 
techtigkeit zu entziehen. Lord Brougham?*) führt den Fall an, da 
inmitten heftiger religioͤſer oder pelitifcher Zerwuͤrfniß, ein Agitator ſich 
bewegt, ben die Regierung vom Mittelpunct feiner Operationen zu ents 
fernen fuchen müßte. Das Volk der Vereinigten Staaten, eiferfüchtiger 
auf fein Geburtsrecht, hat dem Congreß nur verftattet, in Fällen von 
Rebellion oder Invaſion die Habenscorpusacte zu fuspenbiren. Nehmen 
wie nun aud am, diefe Beſchraͤnkungen feten meife und unbedenklich, 
fo bleibt noch die Frage, ob fie denn bem ausgefprochenen Zweck genüs 
gen können. Ein Nothſtand kann augenblicklich eintreten; er ift, ſei⸗ 
ner Natur nah, von kurzer Dauer. Das Parlament, der Gongref, 
die Stände find nicht immer verfammelt. Die Regierung wirb alfo 
body in den Fall kommen, auf eigene Verantwortung bin zu thun — 
mas fie nicht laffen Tann. Verdient fie zu beftehen, fo wird fie den 
Beiftand aller guten Bürger für fidy haben, und der bedeutet mehr, ale 
alle Ausnahmegefege von der Welt. Ueberfchreitet fie ihre Befugniß, 
fo wird fie ſich über eine in's Auge fpringende Verlegung ber Kormen 


29) Hist. de la Session de 1816— 7 (Cours de politique constitutie- 
nelle 258). Die ganze Stelle iſt des Nachlefens wert. In demfelben inne 
bat Aretin ſich ausgeſprochen: Gtaater. 2, 8 ff. 

30) 3. B. die Debatten im Juni 1801. 

31) Proteft im Oberhaus 4. Zuni 1799. Opinions of Lord Holland 18 
(Lond., 1841). 

32) 7. Febr. 1822. Opinions of Lord Brougham 124. 





den. Würger als Ankldger 2 2 
verhaften laffen, böchflens nach einigen deutfhen Gefegen 
Fällen, wenn er fih etwa verhaften laffen wollte, 
Strafgefängniß war auch Höchft felten und in den freieften Zeiten ſchon 
darum unzuldffig, weil die hoͤchſte Strafe in der Entziehung bes Gluͤcks 
der, Theilnahme am vaterländifhen Rechtäverein, im der Verbannung 
und Acht beftand, und bei großartiger glücklicher vaterländifcher Freiheit 
beftehen konnte. Das Sreibeitögefühl widerſtrebte der Haftbarmahung 
der freien Perſoͤnlichkeit. Als bei den neueren freien Voͤlkern auch 
Freiheitsberaubungen entftanden, fuchten fie gegen biefelben doch bie Frei: 
heit der Bürger im ihren Grundgefegen zu ſchuͤzen. So enthalten die 
alten artagonifchen und die basfifhen Gefege, diefe bis in die meuefte 
Zeit, fo wie die Magna Charta der Engländer die Vorſchrift, daß 
fein Bürger vor der Verurtheilung durch's vaterländifche Wolke = oder 
Schwurgericht eingekerkert werden dürfte. Spätere Gefellfhaftsverhättniffe, 
alletmeiſi der Despotismus und in Deutfchland vorzüglich der durch Keher⸗ 
und Herenverfolgung ausgebildete und verbreitete Ingquifitionspros 
cefi, erzeugten nicht, blos häufige Gefängnißftrafen, fondern noch haͤu⸗ 
figere Unterfuhungs = ober Procefverhaftungen. Freie Völker, wie die 
Engländer, befchränkten dieſe letzteren menigftens mehr oder minder. 
Blos in Deutfchland beftehen diefe Verhaftungen in grenzenlofer Aus: 
Ahnung und oft witklich mit baftilenartiger Willkuͤr und Härte und 


ung. 

Bu den betrübendften Wirkungen, welche in unferem deutfchen Was 
terlande die Verfaffungsiofigkeit sind der fürfktiche Abſolutismus, und der 
Beamten» und Polizeldespotiemns hervorbradhte, gehört es unfkreitig, 
daß in unferm deutſchen Volke, welches einf nnd noch bis in das Mit« 
telalter, als das freiheitllebendſte und flolgefle gepriefen wiirde, daß in 
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dem Volke, befien Väter die perfönliche Würde und Freiheit und ihre 
Hausfreiheit fo body und heilig hielten, daß felbft bei Anflagen ber 
ſchwerſten Verbrechen ber Richter nicht Hand an ihre Perſon legen, ihnen durch 
Gefängniß die Sreiheit nicht rauben, noch ihr Haus betreten burfte?®), faft 
ale wahren Begriffe, alle Schägung ber perfönlihen Würde und Frei⸗ 
beit, wie ber Hausfreiheit abhanden gelommen zu fein fcheinen. Sie 
werben in ben neueren Gefegen, noch mehr in den fo häufig vom Ges 
fichtspuncte des Polizeiſtaates beherrſchten Gerichten, und oft feleft von 
den Bürgern, angeblih um ber Sicherheit willen, als unbebeu: 
tende Güter und Mittel Preis gegeben. Der Sicherung gegen bie Ge⸗ 
fahre eines Diebftahls, einer Beinen fonftigen Gefahr, genen die ber 
Mann fid, rüften und wehren und nöthigenfalls mit feinen Mitbürgern 
sufammenftehen foll, opfert man alle wahre bürgerliche Sicherheit aller 
Bürger ter Beamtenwillür auf.. Man opfert fie ihren willfürlichen, 
Leben und Sefundheit zerftörenden Monate und Jahre langen Verhaftungen, 
Hausſuchungen und Beſchlagnahmen bei Tag und bei Nadıt. (©. „Bes 
fhlagnahme”.) Man gibt fie den damit verbundenen Kraͤnkungen und 
Geſundheits⸗ und Erwerbsbefchädigungen der ganzen Familie Preis. So zers 
ſtoͤrt man aus Thorheit alle Sicherheit um der Sicherheit willen. Man zerftört 
die buͤrgerliche Freiheit, gibt nicht blos alle Bürger der Regierungs⸗ 
und Beamtenwilllür Preis, fondern nimmt ihnen audy alle wahre Buͤr⸗ 
gerkraft und freies bürgerliche® Zufammenftehen zur Abwehr des Unrechte, 
der Gefahren, der Frevler. Davon, wie in England ohne Paßwefen, 
ohne Gensb’armen, ohne die Rechte der Ausweiſungen aus Stadt und 
Land, ohne Inquiſitionsproceſſe, ja ohne regelmäßigen äffentlihen Ans 
Eläger, durch blofe Privatanklage aus der Mitte der Bürger, überhaupt 
duch VBürgerfinn, Wehrkraft und bürgerliches Zufammenmirken zugleich 
mit der außerordentlichiten Frelheit und unter fo ſchwierigen verwidelten 
Culturverhaͤltniſſen auch die größtmögliche Sicherheit erhalten werben kann, 
davon haben bei uns Wenige auch nur einen Begriff. Und während 
man bei dem fchlechteflen Vermoͤgensbeſitzthum unbebdingte volle Ents 
ſchaͤdigung fordert, wenn Jemand e6 für das Öffentliche Wohl aufcpfern 
muß, begreift es meiſtens eine niedrigere Denkungsart, ja eine völlige 
Rechtsgeſetzloſigkeit vielee Richter und Bürger nicht, daß dem Bürger, 
der ohne Beweis der Schuld in der Unterfuchung dem öffentlichen Wohl 
feine Freiheit opfert, ebenfalls Entfchäbigung und bei fpäterer Verur⸗ 
theilung wenigſtens Anrehung des Unterfuchungshafts zur Strafe ger 
buͤhrt. Man denkt ſelbſt gegenäber den Kerken von Jordan unb 
Weidig und fo vieler Opfer des Todes, bes Wahnfinns, des Nerven⸗ 
fiebers, des Siechthums durch Kerkerleiden kaum an bie möglichfte 
Minderung dieſer furdhtbaren, oft barbarifchen Leiden. Man denkt nicht 
an forgfältige gefegliche Bedingungen und Formen, und an flrenge 
Strafen gegen Beamtenwillkuͤr. Man denkt nicht an SBelchränkungen 
des Unterſuchungshaftes auf bie aͤußerſten Faͤlle und durch Gautionen; 


33) Immunitas ab introitu jadieis publicl, 
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und tmürdigeren Gefichtspuncte, einigermaßen, hervorzus 

und einige Beſtimmungen aufzunehmen, bie ms davor ſchüten 

daß fie nicht mehe fo roh umd- barbarifch unter die Füße getreten 

', wie es lange Zeit im der deutfchen sichterlichen und. polttifchen 

Praogis leider de Fall war, und oben Band IX. ©. 46 ff. ausführlich, 
geſchildert wurde. 

Bu dieſen erfreulichen Erfcheinungen rechnen wir auch bie in bem 
neuen badifhen Entwurf einer Strafprocefordnung ent— 
haltenen Beftimmungen, obgleich biefelben den Forderungen der wahren 
bürgerlichen und politifhen Freiheit und jener Gerechtigkeit und Huma⸗ 
nität, deren wir Deutihen uns fo gern, aber fo fehr mit Unrecht be= 
ruͤhmen, noch keineswegs vollftändig entfprochen. . 

Die Beftimmungen find nad) der Redaction ber II. Kammer bie 

nachfolgenden: 
” $. 156. Der Unterfuchungsridhter hat den Angeſchuldigten, wel⸗ 
der unmittelbar‘ vor ihn geführt, oder vom Amtsrichter, vom Staats⸗ 
anwalt, ober von ber Polizeibehörde an ihn abgeliefert iſt, fogleich zu 
vernehmen. 

Wäre dies nicht moͤglich, fo kann der Angefchuldigte einftweilen 
in Verwahrung gebracht werden; er darf aber nicht länger als 48 
Stunden im Gefängniß feftgehalten werden, ohne über den Grund ber 
Verhaftung vernommen zu fein, und es iſt im Protocoll zu bemerken, 
warum die Vernehmung nicht früher Statt finden konnte. 

$. 157. Gegen den Angeſchuldigten, welcher auch nach feiner Were 
nehmung des Verbrechens verdächtig bleibt, kann der Unterfuhungss 
richter den Verhaft erkennen: 

1) wegen Gefahr der Flucht, ' 
a) wenn der Angefchulbigte al6 Ausländer, als heimathlos, ober 
wegen herumziehenden Lebenswandels überhaupt der Flucht vers 


daͤchtig ifts ober 
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b) wenn ein angefefjener Inlaͤnder wegen getroffener Anflalten 
zur Flucht oder aus anderen beſondern Gründen ſich der Flucht 
verdächtig gemacht bat und es fich Hier um ein bie amtstich- 
terlihe Zuftändigkeit überfleigendes Verbrechen handelt; — 
ferner 
2) bei Werbrechen, Die wenigftens Kreißgefängnig nad) fich ziehen 
Eönnen, wenn nad) den Umftänden bes Falle zu beforgen ſteht, daß 
der Angefchuldigte feine Freiheit zur Vereitelung ober Erſchwerung 
der Unterfuchung,, durch Verabredung mit feinen Mitfhuldigen, 
oder durch Vernichtung der Spuren des Verbrechens mißbrauchen 
werde. 
$. 158. Der nah $. 157. Ne. 2 erkannte Verhaft ift ſogleich 
wieder aufzuheben, wenn bie Vereitelung oder Erſchwerung der Unterfu> 
hung nicht mehr zu beforgen fleht; er darf bei Verbrechen, welche nur 
Gefänanißftrafe nad) ſich ziehen, in keinem Kalle über zehn, bei ſchwe⸗ 
reren Verbrechen nicht über zwanzig Tage dauern. 

$. 159. Gegen benjenigen, der nad feiner Vernehmung bes 
Verbrehens dringend verdächtig bleibt, kann der Unterfuchungsrichter 
auch ohne die Vorausfegungen des $. 157 den Verhaft erfennen, wenn 
1) den Umftänden nad wahrſcheinlich iſt, daß er im Kalle der Ver⸗ 
urtheilung von einer höhern Strgfe als zweijähriges Arbeitshaus 
werde getroffen werden; ober 
2) wenn bie That überhaupt noch mit Arbeitshausftrafe bedroht und 
zugleich von der Art ift, daß fie öffentliches Aergerniß erregt. 
$. 160. In den Källen des F. 157, Nr. 1 und denjenigen bes 
$. 159, Nr. 1, fo fern die hier zu gewärtigenbe Strafe drei Sabre 
Zuchthaus nicht überfleigt, kann der Angefchuldigte, der verhaftet werden 
fol, oder bereits verhaftet ift, mit ber Daft verfchont, ober aus folder 
wieder entlaffen werden, wenn er verfpricht, fich bi6 zur erfolgter Aburs 
theilung von feinem Wohnort nicht zu entfernen, unb dafür eine m 
einem beilimmten Geldbetrag feftzufegende Sicherheit leiſtet. Dies fin- 
det jedoch nicht Statt, wenn nad) den Umſtaͤnden zu beforgen iſt, daß 
der Angefchuldigte der Sicherheitsleiftung ungeachtet bie Flucht ergreift. 

Mit Vorbehalt dieſer legtern Ausnahme Tann durch Beſchluß des 
Bezirksſtrafgerichts unter befonderen Umftänden, namentlich auch 
mit Rüdfiht auf die Dauer ber Unterſuchung felbft, da, wo eine bis 
here Strafe als von drei Jahren Zuchthaus zu erwarten iſt, die Freis 
laffung von der Haft gegen Sicyerheitsleiftung, oder in geringeren Faͤl⸗ 
Ien des $. 159, Nr. 1 eine folhe Freilaſſung ohne Sicherheitsleiftung 
verfügt werden. 

$. 161. Die Berfiherungsfumme wird vom Bezjirksſtrafgerichte 
für verfallen erklaͤr, wenn der Angefchuldigte ſich ohne Erlaubniß des 
Unterfuchungstichtere von feinem Wohnort entfernt. Stellt er fi je 
body innerhalb vier Wochen freiwillig zum Verhaft, fo nimmt das Bes 
zirksſtrafgericht die Verfallenerklaͤrung wieder zurüd. 

$. 162. Der Angeſchuldigte Fan, der gelsifteten Sicherheit un 





hl Item, ig genommen, welche 
bie dahin: in ſolchem Grabe verdächtig find, daß fie mod) anderen Bes 
flimmungen der Verhaftung unterliegen. 

5. 166. Begibt ſich der Unterfuchungsrichter gleih nah Ber: 
übung eines ſchweren Verbrechens an Drt und Stelle, theil® um den 
Ihatbeftand zu erheben, theils um erfundigungsmeife eine unbeftimmte 
Medrzahl von Perfonen zu vernehmen, fo kann er Jedem, bei dem er 
es angemefjen findet, befehlen, daß er mährend des naͤmlichen, oder 
auch noch während bes folgenden Tages feine Wohnung nicht verlaffe, 
ober. ſich wenigſtens nicht außerhalb des Drts begebe, 

Wer dieferm Befehle zumiberhandelt, wird auf Betreten zum Zwecke 
feiner Vernehmung verhaftet, und nad Umftänden in eine Geldftrafe 
bis zu fnfjig Gulden, oder in eine Gefängnißftrafe Dis zu acht Tagen 
durch den Unterfuchungsrichter verfällt. 

$. 167. Vorfuͤhrungs und Werhaftsbefehle hat der Unterfus 
Ahungsrichter, wo nicht Gefahr auf dem Verzuge haftet, ſchriftlich 
zu erlaffen. 

Sit der Verhaft unmittelbar nach Vernehmung bes Angeſchuldigten 
erfannt, fo wird es bemfelben mündlich eröffnet und, daß dies gefchehen, 
zu Protocoll bemerkt. 

$. 168. Ueber. jede Erkennung des Verhafts erftattet der Unters 
ſuchungerichte dem Bezisksftrafgericht alsbald muͤndlichen Vortrag, und 
diefes befchließt, ob ber Verhaft fortzudauern habe, oder wieder aufzu⸗ 
heben ſei. Ein Beſchluß der legtern Art iſt unverweilt zu vollziehen ; 
bie Betätigung des, Verhafts muß dem Angefchuldigten innerhalb acht 
Bagen, vom dir Verhaftung am gerechnet, eröffnet werden. 
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Die Verfügung, welche die Beſtaͤtigung enthält, bezeichnet das 
Verbrechen, weswegen ber Verhaft befteht; Entfcheidungsgrände find nur 
den Acten beizuſetzen. 

G. 169. Die Vorführung oder Verhaftung fol, wo nicht drin⸗ 
gende Umftände es nöthig machen, nie bei Nachtzeit, und eben fo, wie 
die Gefangenhaltung, mit moͤglichſter Schonung der Perfon und ber 
Ehre des Angefchuldigten vollzogen werben; auch foll ber Feſtgenommene 
oder Gefangene Feine größeren Beſchraͤnkungen erleiden, als ber Zweck 
erfordert, fich feiner Perfon zu verfichern, oder für die Unterfuchung 
nachtheilige Werabredungen zu hindern. 

Auf Verlangen und auf Koſten des Angefchulbigten wirb bie 
Bewachung befjelben in feiner Wohnung angeordnet, wenn ber Zweck 
des Verhafts dadurch ebenfalls mit Sicherheit zu erreichen ift. 

$. 170. Es dürfen dem Gefangenen gewohnte Genüffe, Bequem⸗ 
lichkeiten und Befchäftigungen nicht verfagt werden, in fo fein fie mit 
dem Zwecke des Verhafts vereinbar find, und weder die Ordnung bes 
Haufes ſtoͤren, noch die Sicherheit gefährden. Insbeſondere wird ihm 
auf feine Koften Licht geflattet, wenn dabei Feine Gefahr zu beforgen iſt. 

$. 171. Der Gefangene iſt befugt, Briefe an Anbere abzufenden, 
oder von Anderen zu empfangen; fo lange jedoch für die Unterfuchung 
nachtheilige Verabredungen zu befürchten find, nur unter der Vorauss 
fegung, daß der Richter die Briefe vorher gelefen und ihre Abfendung 
oder Mittheilung unbedenklich gefunden habe. 

An höhere Juſtizſtelen und Suftigauffichtsbehörben darf ber Ges 
fangene in allen Faͤllen Briefe abfenden, ohne daß der Richter davon 
Einfiht zu nehmen berechtigt ift, und er Bann die Mittheilung eines 
Poftfcheine über die erfolgte Abſendung verlangen. 

$. 172. Wenn der Gefangene den Beſuch eines Arztes nad eis 
genee Wahl, ober eines Geiſtlichen feiner Confeffion verlangt, deögleichen 
wenn ihn Verwandte befuchen wollen, oder Perfonen, bie mit ihm in 
Geſchaͤftsverhaͤltniſſen flehen, oder mit denen er ſich zu berathen wuͤnſcht, 
fo iſt de Erlaubniß Hierzu innerhalb der durch die Hausordnung gejos 
genen Schranken nicht zu verweigern. . 

So lange nach ben befonderen Umfländen bes Falls für die Unter 
fuhung nachtheilige Werabredungen zu befürchten find, Binnen Beſuch⸗ 
vorläufig ganz unterfagt und jedenfalls nur in Gegenwart einer Berichtes 
perfon geftattet werben. 

$. 173. Feſſeln find. dem Gefangenen nur bamı anzulegen, wenn 
er, eines fchweren Verbrechens befchuldigt und der Flucht verdächtig, 
nicht ander mit Sicherheit verwahrt werden kann, ober wenn dies we⸗ 
gen befonderer Gefährlichkeit feiner Perfon zur Sicherheit Anderer, ins⸗ 
befondere ber Auffeher ober Befangenmwärter, nothwendig ift. 

$. 174. Der Gefangenwärter iſt fchulbig, bie ihm von dem Bes 
fangenen übergebenen Schreiben, insbefondere auch foldhe, worin fich 
derfelbe über ungerechte Verhaftung ober Behandlung beſchwert, unges 
ſaͤumt dem Unterfuchunges ober Amtsrichter vorzulegen, 
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flimmungen der Verhaftung unterliegen. 

$. 166. Begibt ſich der Unterfuhungsrichter gleih nach Wer: 
übung eines fehweren Verbrechens an Drt und Stelle, theils um ben 
Zhatbeftand zw erheben, theils um erkundigungsmeife eine unbeftimmte 
Mehrzahl von Perfonen zu vernehmen, fo kann er Jedem, bei dem er 
es, angemefjen findet, befehlen, daß er während des naͤmlichen, oder 
auch mod; während des folgenden Tages feine Wohnung nicht verlaffe, 
oder. ſich wenigftens nicht außerhalb des Orts begebe, 

Wer die ſem Befehle zumiberhandelt, wird auf Betreten zum Zwecke 
feiner Vernehmung verhaftet, und nad Umftänden in eine Geldfirafe 
bis zu fünfzig Gulden, oder in eine Gefängnißftrafe bis zu acht Tagen 
durch ben. Unterfuchungsrichter verfält. 

$. 167. Worführungs: und Werhaftöbefehle hat der Unterfu- 
Aungsrichter, wo. nicht Gefahr auf dem Verzuge haftet, ſchriftlich 
zu erlaffen- 

If der Verhaft unmittelbar nach Vernehmung des Angeſchuldigten 
erfannt, fo wird «8 bemfelben mündlich eröffnet und, daß dies gefchehen, 
zu Protocoll bemerkt. 

$ 168. Ueber, jede Erkennung bes Werhafts erftattet ber Unter: 
fuhungsrichter dem Bezirköftrafgericht alsbald mündlichen Vortrag, und 
diefes befchließt, ob der Werhaft fortzubauern habe, oder wieder aufzu= 
beben fei. in Beſchluß der legten Art iſt unverweilt zu vollzlehen; 
bie Beftätigung bes. Verhafts muß dem Angefhuldigten innerhalb acht 
Kagen, von der Verhaftung am gerechnet, eröffnet. werden. 
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Die Berfügung, melde bie Betätigung enthält, bezeichnet das 
Verbrechen, weswegen ber Verhaft befteht; Entfcheidungsgründe find nur 
den Acten beisufeßen. 

$. 169. Die Vorführung oder Verhaftung fol, wo nicht drin⸗ 
gende Umftände es nöthig machen, nie bei Nachtzeit, und eben fo, wie 
die Gefangenhaltung, mit möglichfter Schonung der Perfon und der 
Ehre bes Angefchuldigten vollzogen werben; auch foll der Feſtgenommene 
oder Gefangene keine größeren Beſchraͤnkungen erleiden , als ber Zweck 
erfordert, fich feiner Perfon zu verfihern, oder für die Unterfuchung 
nachtheilige WVerabredungen zu hindern. 

Auf Berlangen und auf Koften des Angefchuldigten wird die 
Bewachung beffelben in feinee Wohnung angeordnet, wenn ber Zweck 
des Verhafts dadurch ebenfaus mit Sicherheit zu erreichen iſt. 

$. 170. Es dürfen dem Gefangenen gewohnte Genüffe, Bequem: 
lichkeiten und Beſchaͤftigungen nicht verfagt werben, in fo fein fie mit 
dem Zwecke des Verhafts vereinbar find, und weder bie Orbnung des 
Haufes flören, noch die Sicherheit gefährden. Insbeſondere wird ihm 
auf feine Koften Licht geflatter, wenn dabei keine Gefahr zu beforgen iſt. 

$. 171. Der Gefangene ift befugt, Briefe an Andere abzufenden, 
ober von Anderen zu empfangen; fo lange jedoch für die Unterfuchung 
nachtheilige Verabredungen zu befürchten find, nur unter der Vorauss 
fegung, daß der Richter die Briefe vorher gelefen und ihre Abfendung 
ober Mittheilung unbedenklich, gefunden habe. 

Un höhere Juſtizſtellen und Juſtizaufſichtsbehoͤrden darf der Ger 
fangene in allen Fällen Briefe abfenden, ohne daß der Richter davon 
Einfiht zu nehmen berechtigt ift, und er kann bie Mittheilung eines 
Poftfcheine Über die erfolgte Abſendung verlangen. 

$. 172. Wenn der Befangene den Beſuch eines Arztes nach eis 
genee Wahl, oder eines Geiftlichen feiner Confeffion verlangt, desgleichen 
wenn ihn Verwandte befuchen wollen, oder Perfonen, die mit ihm in 
Geſchaͤftsverhaͤltniſſen ſtehen, oder mit denen ex ſich zu berathen wünfcht, 
fo if die Erlaubniß Hierzu innerhalb der durch bie Hausordnung gezos 
genen Schranken nicht zu verweigern. | 

So lange nad) den befonderen Umftänden bes Falls für die Unter 
fuhung nachtheilige Verabredungen zu befürchten find, koͤnnen Befuche 
vorläufig ganz unterfagt und jedenfalls nur in Gegenwart einer Gerichts» 
perfon geftattet merben. 

$. 173. Feſſeln find.dem Gefangenen nur danm anzulegen, wenn 
er, eines ſchweren Verbrechens befchuldigt und der Flucht verdächtig, 
nicht anders mit Sicherheit verwahrt werden kann, ober wenn dies we⸗ 
gen befonderer Gefährlichkeit feiner Perfon zur Sicherheit Anberer, ins⸗ 
befondere der Auffeher oder Gefangenmwärter, nothwendig if. 

$. 174. Der Gefangenmärter iſt fehuldig, die ihm von dem (Bes 
fangenen übergebenen Schreiben, insbefondere auch ſolche, worin fidy 
derfelbe über ungerechte Verhaftung oder Behandlung beſchwert, unges 
ſaͤumt dem Unterfuchunges ober Amtsrichter vorzulegen, 





proceßordnung enthaltene Ausfchließung der verwerflichen Losfprehungen 
bloß von ber Inſtanz, wirkt auch in diefer Beziehung mittelbar wohl⸗ 
thätig fihernd. Das neue Gefeg über die Folgen der Verbrechen aber, 
indem es bie altrömifhen und aftbeutfchen und jegigen englifchen und 
franzoͤſiſchen Grundfäge einer genugenden ſtarken Genugthuung für bie 
Verlegten und ihre Angehörigen mit bem ſtrafrichterlichen Urtheile ver⸗ 
bindet, wird Hoffentlich auch bei uns dahin führen, daß, fo wie in Eng⸗ 
land und‘ Frankreich, dadurch die Gefängnißftrafen fi) mindern. Die 
ganze Gefeggebung und Rechtſprechung ift eim organiſches Ganzes. 
Wenn baher, zumal bei Verlegung aus Affect, Uebereilung, Culpa, der 
Richter den unglüdlicen Verlegten und ihren Angehörigen eine fo große 
Entſchaͤdigung und Genugthuung zufpricht, daß dadurch zugleich die nds 
thige Befferung und Aufhebung bes böfen Beiſpiels und Aergerniſſes 
beinahe bewirkt find, fo wird er gern zum nieberften Strafmaße herab- 
gehen tönnen. Den Verlegten ift fo geholfen, flatt daß fie bisher fo 
gut tie nichts erhielten, auch wenn fie Krüppel wurden und ihren Er» 
nährer verloren, und dee Werleger iſt auch bei größerem Wermögensvers 
tufte beſſer daran, als wenn er im Kerker Gefundheit und Lebensver« 
dienſt verliert. Die ganze volle Herfielung des verlegten Rechts (poena 
est noxae vindicta) läßt ſich fiher auf eine viel weniger die Freiheit und 
Sefundheit der Bürger verlegende Weife erreichen, a6 es bisher ber Fall 
war. C. BWelder. 
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Berjährung. — Die rechtliche friedliche Geſchaͤftsordnung freier 
Individuen fordert vor Allem Frieden und Sicherheit. Gie fors 
dert eben deshalb für’s Erſte Feſtigkeit und mithin feſte, d. h. 
nah allgemeinm Duchfchnittsberehnungen für bie verfchiedes 
nen Fälle derfelben Art heilfame Regeln für die gegenfeitigen gefellfchaft- 
lichen Rechtsverbaͤltniſſe. Sie fordert ſodann für’6 Zweite eine 
Sicherheit und Buͤrgſchaft, daB ber beftehende friedliche Zuſtand ber 
Bürger nicht anders als nach ficheren, erwiefenen Rechtsgruͤnden gegen 
ihren Willen verändert werde. Sie fordert eben deshalb fuͤr's Deitte, 
daß ber Bürger in feinem Beſitzſtande felbft gegen Angriffe und Beun⸗ 
ruhigung auf dem formellen Rechtswege von der Mechtsorbnung ba ges 
ſchuͤtzt bleibe, mo es nach allgemeinerer menſchlicher Vorausſicht nicht 
anzunehmen iſt, daß die rechtliche Nothwendigkeit einer ihm nachtheiligen 
Aenderung durch rechtlich vollſtaͤndig erweisbare und genuͤgende Gruͤnde 
und Beweiſe werde dargethan werden koͤnnen. (S. „Beſitz“.) 

Sowohl die gemeinfchaftlichen Geſetze in jedem freien Kreiſe freier 
Geſellſchaftsgenoſſen, wie die rechtlichen Beſtimmungen und Veraͤnde⸗ 
rungen ihrer befonderen Verhaͤltniſſe werden uiertens duch ihren 
rechtlichen Willen gültig beflimmt, und dieſer rechtliche Wille kann 
eben ſowohl fillfhweigend durch Xhatfachen und Gewohnheiten (f. 
„Gewohnheit'), wie ausdruͤcklich erklaͤrt werben. 

Hiernach kann fuͤnftens endlich in dem Stillſchweigen zu gewiſ⸗ 
ſen Aenderungen je nach den Verhaͤltniſſen eine Einwilligung oder ein 
Verzicht entweder witklich gefunden, ober body da von der Rechtsord⸗ 
nung angenommen werden, to entweder die erſt fpäter Widerſprechen⸗ 
den die Schuld cigenen Verſaͤumniſſes trifft, oder wo nach einem län» 
geren Beſtande gewiſſer Verhäftniffe die etwa noch möglihen Gründe 
zu deren Veränderung fo geſchwaͤcht oder unficher find, daß die Vor⸗ 
theile die Keitigkeit und Sicherheit und Ungeftörtheit überwiegen. 

Vorzüglich auf biefe verfchiebenen Gründe (es iſt im einzelnen Falle oft 
ſchwer zu fagen, auf welche von ihnen am Meiften) gründeten die Geſetze 
aller Völker Verjaͤhrungen. Go entfland theils die erwerbende 
Verjaͤhrung, in welher der Befigende zunaͤchſt ohne Rüdfiht auf eis 
nen Verluſt beftimmter Perfonen durch rechtmäßig erworbenen und laͤn⸗ 
gere Zeit fortgefegten Beſitz (titulus, bona fides und Zeitdauer) gewiſſe 
Rechte pofitiv ermwicht, theilß die eriöfhenbe Verjährung, wodurch 
zunaͤchſt fuͤr den angeblich Berechtigten das Klagrecht und alfo mit⸗ 
telbar für den etwa Schuldigen die Ungeſtoͤrtheit in feinem Zuſtande 
entfteht, weil eine längere Zeit hindurch die rechtliche Verfolgung eines 
angeblihen Unrechts unterlafien wurde. Bon ber erlöfchenden iſt 
dann die Verjährung in Straffachen eine Unterabtheilung. 

Es ergibt fih aus dem Bisherigen allerdings, daß in ber Rechts⸗ 
ordnung für fie im Allgemeinen gute Gründe fprechen. Aber biefelben 
werden in Beziehung auf die einzelnen Verhaͤltniſſe und Kälte flets nur 
als relativ und nah Duchfhnittsberehnungen anwendbar 
fein. Sie müffen daher ſtets gerade für jeden einzelnen Fall die Stoͤ⸗ 





man bedenkt, tie unfiher, wie wenig ganz Narren Mrs auch 
unſere Strafverfolgungen und Strafurtheile find, fo daß ihre von 
Manchen, 3. B. von Henke, Haundbuch des Strafrehts IV, 
171, geforderte ganz abfolute Durchführung gegen jene obigen auf der 
Staatsweisheit und auf ber moralifhen Gerechtigkeit und Billigkeit ruz 
henden relativen Gründe ſich nicht werde rechtfertigen laſſen. Die 
Gefahren der Störung der rechtlichen Sicherheit durch lange Criminal- 
procefje wegen angeblicher vor längerer Zeit verübten Vergehungen, 
für welche die Schulbberweife und vollends die Entfhulbigungsbemeife 
fchmierig oder unmoͤglich geworden find, dieſe Gefahren find gewiß ein 
Gericht in der Wagfchale gegen die Heilfamkeit ſolcher Proceſſe. Nicht 
minder iſt es die Verlegung der Gefühle der moralifchen Gerechtigkeit 
und Biligkeit, wenn die Öffentliche oder Privatrache fich erft nad) langer 
Beitfeift will geltend machen wegen einer angeblichen Verſchuldung eines 
Mannes, nachdem bie Gründe für die Strafzwecke feiner Vefferung oder, 
der Aufhebung des öffentlichen Aergerniſſes wenigſtens fehr vermindert oder 
problematifch worden find, und nachdem auch die Strafe nach der langen 
Dual der Unficherheit leicht als doppelte Härte erſcheinen koͤnnte. Natürlich 
aber ift «8, daß die Friſten für die VWetjährung größer fein müjfen bei großen 
moraliſch ſchaͤndlichen, als bei kleineren und bei den ihrer Natur nady’ 
meift weniger fchändlichen Verbrechen, z. B. bei politifcher Vergebung. 
Kleiner müffen fie insbefondere da fein, wo man bei unterlaffenen Pri- 
vatanklagen des Beleidigten eine zweckloſe unnoͤthige Privatrache für ſich 
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geltend machen will, zumal wo es möglich ift, daß nach einer Durch⸗ 
fhnitteberechnung algemein geſetzlich Brände für einen frühern Verzicht 
oder für cine Verſaͤummiß des Anklaͤgers anzunehmen find. 

Auch im übrigen öffentlichen Rechte außer dem Strafrechte if 
Verjährung anwendbar. Sie iſt «8 namentlich au in Beziehung auf 
Privatvermögensrechte bes Staates ober bes Fiscus. Bei den öffent: 
lichen Rechten aber wird fie ſich fehr dadurch befchränten, daß das 
für dag Geſammtwohl Aller beffimmte gemeinfhaftlidhe 
öffentlihe Recht ſtets dem verfaffungsindßigen Ges 
fammtwillen und feiner verändernden Beflimmung uns 
terworfen bleiben.muß. Auch wich eine erwerbende Verjaͤhrung, 
> B. von Privilegien, nur auf eine flillfehtweigende Regierungseins 
willigung und hoͤchſtens auf die Annahme der Unmöglichkeit eines Be⸗ 
weiſes gegen ben Beſitzſtand auf bie fogenannte unvorbenkliche 
Dealähsung begründet werden können. (Krüber, Deffenet Reit 
§. 


Welder. 
Bertag, „ſ. Nachdruck. 

Vermoͤgensſteuer, ſ. Steuer. 

Vernunftrecht, ſ. Naturrecht. 

Vertrag. — —* iſt das eigenthuͤmliche Schickſal des Vertrags, 
daß in den Rechtsſyſtemen fein Begriff bald in die allerengſten Grenzen 
eingefchloffen, bald über das geſammte Rechtsgebiet erſtreckt und an bie 
Spige der ganzen Rechtswiſſenſchaft geftellt wird. Während die Einen 
naͤmlich den Vertrag fo fehr auf die reinprivatrechtliche Sphäre des Mein 
und Dein, des Eigenthums und ſolcher Leiftungen , die einen Geldwerth 
haben, einſchraͤnken, daß Maurenbrecher die Anwendung ber Vertrages 
geumbdfäge auf ben Staat für einen Unfinn, Hegel die Auffaffung der 
Ehe als Vertragsverhaͤltniß für eine Schändlichlelt erklärt, "behaupten 
Andere, alles wirkliche, erzwingbare und dußerlich gültige Hecht fei Er: 
jeugniß des Vertrags oder ber freien Anerkennung und ber Webers 
eintunft. 

Unbeftritten ift im Ganzen nur fo viel, baß ber Vertrag ein Wils 
lensaustaufc oder eine Willenseinigung zwifchen verfchiebenen Perfonen 
ſei. Wenn aber eben deshalb jebes Rechtsverhaͤltniß, das auf Willens⸗ 
einigung beruht, ein Vertragsverhaͤltniß iſt, fo follte wenigſtens Vertrag 
ale Quelle alles pofitiven Rechts, da dieſem immer eine thatfächliche Eis 
nigung und Anerkennung zu Grunde liegt, betrachtet werden, und «6 
follte namentlich die Vertragenatur folcyer Rechtsverhaͤltniſſe, von denen 
fo allgemein, wie in unferen Zagen bei der Ehe, beim Staat und bei 
ber Kirche, anerkannt iſt, daß ihre Eingehung ober die Theilnahme an 
berfelben Sache des gegenfeitigen freien Willens fet, keiner erheblichen 
Anfechtung unterliegen. Auch beruht die entgegengefeßte Anſicht entwes 
ber auf begrifflofer Willkuͤr, oder auf einem die Erforſchung ber legten 
Gründe fheuenden Naturalismus, oft auch Myſticismus, oder auf einer 
befondern phitofophifchen Erkenntnißweiſe, die aber ſchwerlich jemals bie 
herrſchende und allgemeine auch nur bei einem Wolke werden wird, Ins 


nicht umhin kann, das, was ein Anderer mir verſichert, als Wahrheit 
anzunehmen und gelten zu laffen, fo muß id) eben hierzu auch ein 
Recht haben. Ueberhaupt ift der Sag: Niemand habe ein Recht auf 
Wahrheit, — nur mit großer Beſchraͤnkung richtig. Denn ich habe, 
wie auch wohl jebes pofitive Necht anerkennt, allerdings ein Recht auf 
Wahrheit, fobald mir Jemand eine Mittheilung, Eröffnung oder Erklaͤ— 
zung in der Abſicht und mit dem Erfolge macht, mich dadurch zu eis 
nem beſtimmten Entfchluffe ober zu einer MWilfensdußerung zu bewegen ; 
wohl jedes pofitive Recht beſtraft eine ſolche Mittheilung und Erklärung, 
wenn. fie faiſch ift und erheblicher Schaden daraus entfteht, als Betrug, 
und bei jedem Vertragsoffert liegt in der That die Abficht zu Grunde, 
durch eine ausgefprochene Willenserklärung den Andern zu einem Ent- 
ſchluſſe ober Willensacte zu befiimmen. Werbinder ſich dagegen mit eis 
ner wahrheitswidtigen Aeußerung Feine folche Abſicht und Kein folder 
Erfolg, fo ann freilich auch von ‚einer Anfprache an ben Fügenden nicht 
die Rede fein ;. aber das Recht wenigftens erhalte idy durd jede Un— 
wahrheit, dem Anderen zu fagen: Du haft Unmahrheit geredet! — was 
unter anderen Umftänden eine Injurie wäre. Man kann alfo behaup⸗ 
tem, jebe nicht bios fcherzhafte, fondern ernſtliche und ernſthaft genom⸗ 
mene Unwahrheit hat rechtliche Folgen, und es gibt ein Necht auf 
Mapıheit, weil es Pflicht, und zwar Nechtspfliht ift, Niemanden ohne 
Beweis als Lügner zu behandeln. Dagegen hat allerdings Niemand ein 
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angeborene Recht auf Wahrheit in dem Sinne, daß er Andere zwingen 
dürfte oder von ihnen fordern koͤnnte, ihm mitzutheilen, was fie nicht 
mittheilen wollen. Aber daraus folgt nicht Die Unermeisbarkeit der 
Rechtskraft der Verträge, und da das Poſtuliren nur da erlaubt fein 
tann, wo eine Begründung oder Ableitung ale unmöglich erfcheint, fo 
ift wenigſtens der Verſuch einer Begründung jener Rechtskraft un: 
erlaͤßlich. Da ferner die Annahme einer ſchlechthin unerweisbarcn 
Rechtskraft des Vertrags zu Folgerungen führt, welche der gefunden 
Vernunft widerftreben, indem aus der unbedingten Rechtskraft des Der: 
trags als ſolchem folgen würde, daß auch eine Schändlichkeit Gegenſtand 
eines rechtsguͤltigen Vertrags fein koͤnne, daß vertragemäßige Sklaverei 
nichts Widerrechtliches fei u. dgl.: fo muß wohl aud der Vertrag in 
Bezug auf Gültigkeit oder Ungültigkeit unter einem höhern Gefege fies 
ben, durch ein höheres Gefeg bedingt fein, und biefes höhere Geſetz kann 
nur enimweber dat Gittengefeb, oder ein vom Sittengefe& verfchiedenes 
(wenn glei damit verwandtes oder durch das Sittengeſetz bedingtes) 
Rechtögefeg fein. 

Hier geht nun eine auch im Staatslexikon an mehreren Dcten 
vertretene Anficht dahin, das Recht fei überhaupt nichts Anderes als das 
Sittengeſetz, fo meit es allgemeiner objectiver Anerkennung fähig und 
auch wirklich aͤußerlich anerkannt fei, d. h. fo weit baffelbe Gegenftand 
eines Vertrags werden Eönne und auch wirklich geworben fei. Bei bie: . 
fer Anficht verfieht es fih von felbft, daß nichts dem Gittengefege Wi: 
derſprechendes zur Nechtöpflicht werden kann, denn mas Rechtspflicht 
fein fol, muß vor allen Dingen eine moralifhe Pflicht fein, und diefer 
Schlußfolge wird fowohl das natürliche Rechts: und Sittlichkeitsgefuͤhl, 
als die denkende Vernunft beiftimmen müffen, die keine Pflichten aner- 
kennen kann, welche einander geradezu miderfprechen und aufheben. Auf 
der andern Seite kann jedody diefe Theorie auch nur das für ein wire: 
liches und erzwingbares Mecht erklären, mas (unmittelbar ober mittelbar) 
auf einem Vertrage beruht, deſſen Vollziehung von dem Berechtigten 
fhon nach dem Sittengefege verlangt und nöthigenfall® erzwungen wer: 
den darf. Beruht nämlich die Erzwingbarkeit der vertragemäßigen Pflicht 
ober bie Erzwingbarkeit des Rechts Lediglich auf dem Sittengefebe, fo 
kann auch die bindende Kraft oder Erzwingbarkeit bes Vertrags nicht 
weiter geben, als das Sittengefeg ihn für erzwingbar erklärt, und damit 
waͤre die ganze Ausübung bes Rechts unter das Gittengefeg geftelit, fo 
daß, mo unter gegebenen Verhältniffen die Ausübung eines beflimmten 
Rechts wider das Sittengeſetz verftößt, auch von feinem Rechte mehr 
die Mede fein könnte; benn daſſelbe Geſetz kann doch diefilbe Handlung 
nicht erlauben und verbieten*); das Gittengefeg verbietet aber in gar 


*) In ähnlicher Weife wird zwar auch gegen die Unterfcheibung bes Rechts⸗ 
aejeges vom Sittengefese eingewendet, die praftifche Vernunft , als die gemein- 
ihaftlihe Quelle beider, wäre in Wiberfpruch mit fich ſelbſt, wenn fie durch 
das NRechtögefen erlauben künnte, was fie durch das Sittengeſetz verbietet; allein 

Staats -Eerifon, XV. 46 


den Freid 2 geitu fo. weie folt 

dingten Geltung jedes Einzelnen in der für feine vernuͤnfti 
ſtimmung unentbehrlichen Willensſphaͤre ſich verträgt, und biefes aprio: 
rip, in dee praßtifchen Vernunft ummittelbar gegründete Rechtsgeſet 
iſt an und für ſich ein erzwingbares Gefeg und wird nicht erft durch 
eitien daſſelbe anerkennenden Vertrag erzwingbat. Denn da bie gleiche 
heifige, gieichfreie Perfönlichkiit und Menſchenwuͤrde aller Coeriftirenden, 
von ber daſſelbe ausgeht, nicht durch: die Äußere Anerkennung erft ges 
ſchaffen wird, fo muß fie auch vor aller und unabhängig von aller äußern 
Anerkennung ihre Geltung haben, fo daß, wer fie nicht anerkennen will, 
dag auch ohne vorausgegangene Einwilligung gezwungen werden darf. 

Aus dem Necitsgefege als einem Gefege wehfelfeltiger Gleichheit 
der Wiltensgeltung Aller fliegt num einerfeits die Pflicht, Andere nicht 
au verleben, als negative, anderetſeits die Pflicht, eingegangene Verträge 
zu erfüllen, als pofitive Rechtspflicht. Denn da die mechfelfeitigsgleiche 


da ja bie menfchliche Vernunft die, Gefehe des Handelns nicht‘ gibt‘ und macht, 
fondern bios, vernimmt oder erkennt, fo fern fie daher gedacht wirb als 
Schöpfung und Xusfluß eines höbern Willens, welcher, bie fittliche Freiheit 
bes Menfchen will, ift es kein Widerfpruch, daß diefer höhere Wille vermöge bes 
Nechtögefeges zuläßt, was er durch das Gittengefeg verwirftz vielmehr ift freie 
Wahl des Guten ohne die Möglichkeit des Gegentheils, ohne ein Meht, auch 
ſchlecht zu handen, ein Wiberfpruuch," Nimmt man dagegen bie menfchliche Ver: 
nunft:als abfolute Gefesgebung und als identifch mit der göttfichen weitſcha ffen⸗ 
den Vernunft, fo iſt freitich eine von der ethifchen verſchiedene Mechtsgefenge: 
bung etwas Viderſprechtades 
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Geltung verſchiedener Willen darin beſteht, daß Feiner ben andern aus 
dem Gebiete oder von der Stelle, die er einmal eingenommen hat, ver- 
drängen darf, fo folgt hieraus nicht nur, daß ohne vorausgegangene 
Willenseinigung Niemand in dem ihm anerfchaffenen Willensgebiete feir 
ner geiftigen und leiblichen Perſoͤnlichkeit durch Andere beherifcht, geftört 
ober auf irgend eine Weife darin angetaftet werden darf, fondern «6 
kann aud eine Willenseinigung, die einmal frei erfolgt ift, wegen ber 
gleichen Geltung oder Stärke der durch gegenfeitige Einigung gebundes 
nen Willen nicht mehr einfeitig gelöf’t werden. 

Das Rechtegefeß umfaßt fomit natürliche ober negative Rechtes 
pflichten, und vertcagsmäßige oder pofitive; unb alle pofitiven Rechts⸗ 
pflichten oder Leiftungspflichten find allerdings nur aus Vertrag und Ues 
bereintunft zu erklären, weil e8 überhaupt ohne vorausgegangene Wil: 
lenseinigung oder Vertrag nur erzwingbare negative Pflichten , Seine er⸗ 
zwingbare Pflicht zu pofitiven Leiftungen geben ann, wie denn ſchon 
fein natürliches Rechtsgefuͤhl jedem Menfhen fagt, daß er zwar Andere 
nicht befchädigen ober verlegen darf, im Uebrigen aber ihnen rechtlich 
auch nichts ſchuldig iſt, als was er ihnen ausdrüdlich verſprochen hat. 
Urfprung und Quelle alles Rechts ift aber darum nicht das aͤußerliche 
Factum des Vertrags, und erzwingbare Pflichten oder Rechtspflichten kann 
aud ber Vertrag nur deshalb ſchaffen, weil er felbft vermöge des Rechts⸗ 
gefeges etwas Erzwingbares, feine Erfüllung erzwingbare Pflicht iſt. Uns 
ter die Kategorie des Vertrags fällt daher nicht das ganze Rechtsgebiet 
und bie gefammte Jurisprudenz , fondern nur ein Theil berfelben, der 
pofitive, der freilich dann aud wieder den ganzen negativen oder natuͤr⸗ 
lichen Theil durch förmliche, ausdrüdtice Anerkennung in ſich aufnehs 
men kann und felbft aufnehmen muß, wenn deffen äußere Geltung und 
Verwirklichung gefichert fein fol. Denn fo wenig es einem Zmeifel 
unterliegt, daß ich meine Perfon, meine natürliche Freiheit und mein 
Eigenthum gegen jeden Angriff oder Eingeiff aud) ohne vorausgeganges 
nen Vertrag vertheidigen darf; fo reichen doch zu volllommener Sicher: 
ſtellung bie Kräfte des Einzelnen nicht aus, dazu bedarf es ber Vereini⸗ 
gung zu wechſelſeitigem Schug mit Anderen, biefe Vereinigung aber kann 
als eine Verpflichtung zu pofitiven Leiftungen oder gegenfeitiger Unter 
flügung nur auf Vertrag beruhen, und muß, wenn fie ihren Zwed er⸗ 
reichen foll, mit ausbrüdlicher Anerkennung oder pofitiver Feſtſetung der 
jebem Bereinsgenoffen zukommenden Rechte, auch ber natürlichen oder 
angeborenen, verbunden fein. Durch ſolche pofitive Anerkennung und 
Ausfprehung wird das natürliche Recht erſt für Alle gleich erkennbar 
und wirklich vollziehbar, es wird felbft pofitives Recht im weitern Sinne, 
fo tie andererfeits das pofitive Recht im engern ober eigentlichen Sinn 
nur duch Vertrag gefchaffen. 

Auch in diefer beſchraͤnkten Auffaffung bleibt daher der Vertrag 
dasjenige, mas den Menfhen mit dem Menfchen unter dem Mechtöge: 
feß verbindet; ohne den Vertrag würden die Denfchen mit ihren ange⸗ 
borenen Rechten vein negativ ſich gegenüberflehen, es reine Feine dauernde 
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4: 
mal erklärten und durch die Annahme des Andern gebundenen Willen 
einfeitig ändern und die Willenserklärung des Lrpterm eigenmächtig ent ⸗ 
kraͤften zu bürfen, müßte dev Wille deffen, der die Aenderung will, mehr 
gelten, als der Mille jenes Andern, der fie nicht will, da überall, um 
Beſtehendes zu ändern, derjenige, der die Aenderung begehrt, mehr gel- 
ten und vermögen muß, als derjenige, der einer Aenderung entgegen ift. 
Die Willengeinigung ſelbſt aber muß entweder auf freiem Willen, 
oder auf eehtmäßigem Zwang beruhen, indem Gewalt und Zwang, fo 
weit fie nicht im Rechtsgefeg begründet find, wohl ein Zwangsrecht auf 
Scyabloshaltung für den, der fie erlitten, aber fein Recht und nament ⸗ 
lic Fein Zwangsreht auf Erfüllung für denjenigen, der fie angewendet 
hat, erzeugen Eönnen. Nichtig ift daher jeder auf unbefugtem Zwang 
beruhende Vertrag und eben fo derjenige Vertrag, dem ein Serthum, 
fei 08 nun blos des einen, oder beider Vertragfchliegenden, zu Grunde 
Tiegt, weil in biefem alle nur eine vermeintliche, Leine wirkliche Wil- 
lenseinigung vorhanden iſt. 
Db übrigens der Srethum ein weſentlichet, oder ein auf bloſe Mes 
benpuncte beſchraͤnkter war, ift vernunftrechtlich gleichgültig. Habe ic) 
etwas verfprochen oder fonft gethan, was ich blos aus Irrihum gewollt, 
im Wahrheit alfo micht gewollt habe: fo werde ich als freies Mefen 
ben gethanen Schritt zutuͤckthun, das geleiftete Verſprechen witerrufen, 
das Befchehene, fo weit 8 möglich ift, wieder aufheben und in den vo: 
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rigen Stand zurüdfegen; dürfte ich dies nicht, fo fehlte mir bie Frei⸗ 
heit, und der Wille desjenigen, ber mich hieran zu hindern befugt märe, 
würde mehr gelten, als ber meinige. Nur ein Irrthum, der auf ben 
Abſchluß des Vertrags gar Eeinen Einfluß gehabt, auf die Willensbes 
fimmung gar nicht eingemwirkt hat, kann auch der Rechtskraft bes Ders 
trage keinen Eintrag thun. Aber jeder Irrthum, der auf die Willens- 
beftimmung bes einen oder beiber DVertragfchliegenden irgend von Ein⸗ 
fluß war, vernichtet das betreffende Mechtsgefhäft, und davon macht 
auch der Irrthum in den Bemeggründen (falsa causa, error inpellens), 
fo wie der durch Betrug erzeugte, Feine Ausnahme (wenn gleich das 
pofitive Recht aus guten Bründen die sechtlihen Folgen des Irrthums 
theilweife anders beftimmt, auch zwifchen weſentlichem und außermefent- 
lichem, entfhuldbarem und unentfhulbbarem Irrthum unterfcheibet 
u. ſ. w.). 
Aus der Unzulaͤſſigkeit einfeitiger Vertragsaufhebung folgt indeſſen 
nicht, daB auch derjenige Theil an den Vertrag gebunden bleibe, dem 
der Segentheil nicht Wort hält. Daraus, daß ein Vertrag nichts An⸗ 
deres ift, als eine MWillenseinigung des Inhalte: „Weil du fo will, 
weil du mir dies verfpeochen haft, will ich fo und verfprecdhe Dir dagegen 
jenes!’ — folgt vielmehr unmittelbar, bag, wenn der Eine nicht mehr 
will, der Andere audy nicht mehr zu wollen braucht, — daß wenn ber 
Eine das Verfprochene nicht leiftet, der Andere auch nicht zu erfüllen 
nöthig hat; denn mit dem Grund hört auch die Folge, mit der Bedin⸗ 
gung das Bebingte auf. (Wenn ferner allgemein zugegeben wird, daß 
durch mutuus dissensus jeder Vertrag aufgelöft werben könne, fo muß 
dies auch von einem ſtillſchweigenden oder durch bie That erklärten mu- 
tuus dissensus gelten, und was Ift die Weigerung bes einen Gontrahen- 
ten, den Vertrag zw erfüllen, ber fodann die Erklärung des Anden, 
nun auch feinerfeit8 den Vertrag nicht zu erfüllen, nachfolgt, Anderes, 
als ein thatfächlicdher mutuus dissensus?) Es ift mithin erlaubt, jeden 
Vertrag für aufgehoben zu erflären, beffen Erfuͤllung der Gegentheil 
verweigert, und auch eine bloß theilmweife Nichterfüllung iſt Aenderung 
des Vertrags, ift Nichterfüllung der Bedingung, unter welcher ein Ders 
ſprechen gegeben oder eine Gegenleiſtung zugefagt ift, und beredhtigt ſo⸗ 
mit nad firengem Recht zum NRüdtritt oder zur Aufhebung ber gunzen 
Uebereinkunft. 

Endlich iſt aus demſelben Grunde auch das Nichterfuͤllenkoͤnnen ſo 
gut ein Grund zur Aufhebung eines Vertrags, als das Nichterfuͤllen⸗ 
wollen; denn ein Vertrag Ift nichts Anderes, als die beiderſeitige Erklaͤ⸗ 
rung, etwas thun (oder auch laffen) zu wollen, unb das blofe Wollen 
ohne entfprechendes Hanbeln ift, fo wie überhaupt das rein Innerliche 
für ſich allein nie Gegenfland einer Verbindlichkeit, fo auch nie Gegens 
ftand eines Vertrags. | 

Eines der folgenreichflen Nefultate der bisherigen Ausführung iſt 
nun das bereits im Eingang angebeutete: daß, weil es nur angeborene 
negative, Feine angeborene pofitive Rechtspflichten oder Leiftungspflichten 


Nr 

Br en ach Willengeinigung im Verträge, und in 
ter Entwiceling auf einem Dertrag, nämlih, dem Staatsvertrag, beru- 
hend und deshalb nach DVertragägrundfägen zu beurtheilen, iſt folgeweis 
auch jedes —— Diches dem einzelnen Staatsbürger ‚pofttive, in 
Reiner natlxlichen Verbindlichkeit begründete Nechtspflichten auferlegt und 
Dienfte, Leiftungen, Gehorfam, Treue von ihm fordert. "Kein Staats» 
difeg und Insbefohbere fein Staategtundgefe& darf daher, in blofem Jtt⸗ 
thum bes Volks, in Ziufhung ober Rechtsunfenntnig feinen Grund das 
ben, Eeines darf die unveräußerlichen echte Bet Oefümmtheit oder: der 
Einzelnen verleken, nd mit ber-Exflllung deB Staatsvertrag von Gel: 
tem der Megierenden hoͤrt ſtets auch die entfprechende Gehorfamspflicht 
des Volkes auf. 

Wenn übrigens Verträge eben deshalb, weil und fo fern pofitive 
Nechrsverhältniffe durch fie begründet werben, auch, nur denjenigen pofi- 
eid verpflichten Können, dee den Vertrag felbft und in Mahrheit abge 
ſchloſſen bat. fo entſteht doch ein negatives Mechtsverhältmiß oder eine 
Unterlaffungspflicht durch reihtsgdiicig gefhlöffene Verträge auch für je: 
den Dritten, und der Gap, daß Verträge nur Wwifchen ben unmittelba⸗ 
ven Eontrahenten wirken und Verbindlichkeiten irgend einer Art erzeits 
gen Können, iſt im feiner Allgemeinheit falſch. Es gehört zum Wefen 
eines jeden Rechts, des perfönlichen, wie des dinglichen, erzwingbar zu 
fein ‚gegen Jeden, der es miche Anerfennen will, und wenn ſich Andere 
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iebes Eingriffs in mein Eigenthum enthalten müffen, warum follten fie 
nicht eben fo verpflichtet fein, ſich jeder Störung meiner vertragsmaͤßigen 
Rechte zu enthalten? Die Leiflungszufage oder die Willenserklaͤrung des 
Verpflichteten und deren Annahme ift bei vertragsmäßigen Nechten ganz 
daffelbe und muß deswegen auch Dritten gegenüber ganz das Gleiche 
wirken, was bei dinglichen Rechten die Befigergreifung oder Formgebung, 
fo daß auch blofe Forderungsrechte, die ich mir einmal erworben babe, 
von jeden Dritten geachtet werben müffen, daß er mein Recht verlegt, 
wenn er auf irgend eine Weiſe den mir DVerpflichteten in Erfüllung ſei⸗ 
ner Verbindlichleiten hindert oder davon abhält. (VWgl. den Art. „Nach⸗ 
druck.“) 

Was ſchließlich die verſchiedenen Arten der Vertraͤge anbelangt, ſo 
iſt, wenn man von den minder erheblichen Eintheilungen in einſeitige 
und zmeifeitige, widerrufliche und unmiberrufliche, bedingte und unbes 
dingte, Hauptverträge und Mebenverträge u. f. w. abfieht, und die auf 
keinem allgemeinen Theilungsgrund beruhenden Unterfcheibungen bem 
pofitiven Rechte überläßt, die umfaſſendſte und burchgeeifendfte Eintheis 
lung wohl Liejenige, welche der natürlichen Eintheilung bes Rechts In das 
Perfonen«, Sachen: und Korberungss oder Leiftungreche entfpricht. Es gibt 

1) Perfonals oder Gefellfhaftsverträge, denen bie verfchiedenen Ars 
ten von moraliſchen oder Befammtperfonen ihre Entftehung verdanken 
und worüber die Artikel „‚Gefellfchaft und „Brundvertrag” zu vergleis 
chen find; 

2) ſaͤchliche Verträge oder Mealverträge, deren Gegenfland das Eis 
genthum ober die Benugnng einer Sache ift, wie Kauf, Tauſch, Schen⸗ 
fung, Miethe, Darlehn uw. f. w.; 

3) Leiftungsverträge, welche eine perfönliche Leiftung zum Gegen: 
ftande haben, wie der Dienftvertrag und ber Vollmachtsvertrag. Nicht 
felten tritt indeſſen auch der Fall ein, daß biefe drei verfchiedenen Arten 
von Verträgen fid) vermifchen oder vereinigen, mie namentlich der Ges 
feufchaftsvertrag meift in Verbindung mit dem Vollmachtsvertrag er: 
ſcheint. 

Verweiſung, ſ. Strafarten. 

Volksſtimme, ſ. Curiatſtimme. 

Volk, Bolfsthum. — So wenig eine Mumie ein Menſch 
ift und fo wenig eine Gemeinde fchläft, oder ißt, oder trinkt, wenn 
gleich dies alle ihre einzelnen Mitglieder thun, eben fo wenig ift ein 
Volk jede Menfchenmenge, die Abflammung, Sprache, Sitten und ber: 
gleihen gemein bat. Ein Volk wird fie erft dann, wenn fie anderen 
Menfchen gegenüber fih als Einheit und als abgefchloffenes Ganze 
fühlt und erkennt. 

Der Inbegriff defien, morauf dies Gefühl und Bewußtſein ber 
ausfchließlihen Einheit beruht, heißt Volksthum, und ift von bem 
Begriffe eines Volkes eben fo untrennbar, wie von dem einzelnen Men« 
(hen feine Eigenthümtlichkeit. 

Hiernach beantwortet ſich fehr leicht und einfach eine Frage, welche 





Genfur keuch⸗ Dreffe zu 
u betteln wagt, denn mur der gange Mille ift ein wahrer. Deswegen 
Koh qugegeben merbeit, daß Aberat to — (mie Teider it Deutfchland) 
die Preffe gefeffelt, mo — (mie gleichfall® leider faft überall’ in Deutſch⸗ 
land) die Volksvertretung auf juriftifche Fictionen gebaut ift, und wo 
endlich — (mie ebenfalls in’ Deuefehland) — audy die Aeußerung der 
Öffentlichen Meinung in freien Wolksverfammlungen verfchloffen ift — 
der Voikswille fich nicht in feiner wahren Geftalt äußern fan, und 
daß er alſo da erfaufcht und ercathen werden muß. Vernichtet iſt er 
aber damit keineswegs; er febt und wirkt, tole der Menfch im Kerker 
und in Feſſeln, immer fort und bleibt auch erkennbar dem, welcher mit 
der Geſchichte und Eigenthuͤmlichkeit feines Volkes vertraut, gleichfam am 
eigenen Pulfe fühlt, welchen Eindtuck jede dußere Erſcheinung auf das 
Bolkothum und fomit auf das Word machen muß. B 
Dies zu wiffen ift von hoͤchſter Bebeutumg für Jeden, ber im 
Volke leben und für und durch 6 wirken will, es iſt dies Wiffen um 
fo michtiger, je weiter er ſich den Kreis feines Wirkens zieht. Denn er 
muß den Boden kennen, in den er pflanzen, und den Pflug, mit dem 
er adern will: fonft wird feine Mühe unendlich und gleichwohl ihr 
Erfolg eben fo dürftig als vergaͤnglich fein. in geiſtreicher Wolksvers 
tteter hat irgendwo geäußert: bie Wolfsfouveränetät fei nicht bios ein 
—8 fie ſei auch eine Thatſache. Ich möchte ſagen, fie fet blos 
das NÊ 


Denn Alles, was im oͤffentlichen Leben gelingen und bauern fol, 
muß auf dem Willen der Gefammtheit beruhen. Auch ein Chostew⸗ 
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Paſcha bemüht fih um die Gunſt ber Menge, gewiß nicht aus Achtung 
vor ihr, fondern weil fie es iſt, durch deren Kräfte regiert wird. Ja 
bie bitterfte Werhöhnung des Volkswillens, die Beſchraͤnkung der Preß⸗ 
freiheit, ift nichts Anderes, ale das Bekenntniß,. daß die höchfte Gewalt 
die Billigung des Volkes für fih haben müffe, denn nur deswegen 
ſucht man ben Zabel fern zu halten. 

Ob dies zweckmaͤßig, ob dies ein Mittel fei, das Volk zu veredein 
und zu beglüden? — Schwerllch! — Auch ber hinefiihe Schub und 
der ruſſiſche Schnürleib geben dem Körper die Beftalt, welche man ihm 
gegeben fehen wit. Nur gefunder und kraͤftiger machen fie ihn ficher 
nicht! Wohl muß das Volk, wie ber einzelne Menſch, erzogen wer⸗ 
ben; wohl muß das Bolksrhum, wie die Seele des Einzelnen, gebildet 
und gelenkt werben. Aber erfilich muß dies um feiner felbft millen 
geſchehen, denn das Volk tft, wie der einzelne Menſch, fich felbft Zweck, 
Tann nie Mittel für Zwede Anderer werben — das heiſcht das Recht; 
fodann muß bie Erziehung und Ausbildung des Volksthumes, mie 
die des Einzelnen, gelenkt werben, nicht erzwungen — das fordert Die 
Bernunft. Die Vernunft, weil In ber menfchlihen Natur Gut und 
Böfe aufs Sunigfte verfhmolgen If, fo daß man kein Kafter ausrotten 
kann, ohne zugleich eine Tugend zu bedrohen; Jean Paul's Lehre: 
dag man böfe Neigungen der Kinder nur unfchädli machen follte durch 
Stärkung ber ihnen entgegengefebten Tugenden — Ift eben fo wahr 
für bie Erziehung der Völker. So wenig die Mäßigkeitövereine ben 
Branntwein verbannen werden, ehe fie der Armuth ein gleich wohlfeiles 
Erquidungsmittel reichen, eben fo wenig wird es gelingen, von unferen 
öffentlichen Vergnuͤgungen Voͤllerei und Unzucht durch Strafpredigten 
und Polizei zu verbannen; nur Erweckung und Empfaͤnglichkeit für rei- 
nere Genuͤſſe, in freier Beſprechung öffentlicher Angelegenheiten, in 
Sängervereinen und Zumübungen wirb zu bdiefem Ziele führen. Eben 
fo gibt es gegen die Scheinheiligkeit der Froͤmmler, mie gegen hohle 
Freigeifterei kein fichreres Mittel, ale wenn bie Kirche ſich frei und 
wahr mitten in's Leben ſtellt, des Volkes Feſte mitfelert, wie fie feine 
Laſten mitträgt; nur wo fie ihm vorangeht, wird es gern folgen, 
aufhalten läßt es fi nicht von ihr. Wie freudig nahm unfer Volt 
das Chriſtenthum auf! Sein Naturglaube fand darin nur Aufffärung, 
nur Beruhigung, nichts ihm Fremdes! Daß Allvater feinen Sohn vom 
Himmel gefhidt habe, zu verkünden: alle Menſchen feien feine Kinder 
und unter fi) Brüder — das mußte der alte Deutfche ganz in ber 
Ordnung finden, und daß zu feiner Welt voll Elfen und Kobolben noch 
ein Himmel voll Heiligen kam, war eine Bereicherung , die er ſich gern 
gefallen laffen konnte. Er glaubte, aber er glaubte, weil er überzeugt 
war, und darum nie unbedingt. Die geiflesfrifcheften aller deutfchen 
Völker, die Gothen, wurden Arianer, die Inquiſition drang nicht über 
den Rhein vor*), und aus dem Herzen Deutfchlands verbreitete ſich 


+) Ein Er biſchof Siegfried von Mainz war es, der wahre Schlangentöb- 
ter, weicher fie fern bielt. 


ergegangen ,.. w 
ses Volksthumes ſind Wal erechtigkeits⸗ 
* auch die ae Se 
Bi —59 und — werden · Oder iſt es nicht 
hr Me, ‚was, den Deutſchen verführt, fie. bios 
ur hi oe nz fuchen und daräber-ihre Anmenduug aufs 
Vernachläffigen? re nicht. übertriebene- Gerechtigkeit, was 
Bi macht ‚gegen eigene Vorzüge, fchüchtern in Behauptung, eigenen, 
jtes, aus Beforaniß, fremdes zu verlegen? ‚Soll man deswegen Wahrz 
‚und. Gerechtigkeit. ‚verfolgen oder gehäffig, machen? Gewiß nicht! 
fol „aber,, um ‚jener rung, der Wahrheitstiebe entgegenzus 
wirßen,, „thätigen. Gemeinfinn ween, der, die. Denker, und, Forſcher aus 
60 Sphären, herabgieht jms wirkliche Leben; und anlodt .. ihren, 
ern müplich, zu werden; man. fol Sinn für, Sorfhung und, Ad 
vor „ben, Biffenfhaft im Volke, verbreiten, ‚damit ed-ber Sorfcher 
ern und, tplicbigen „lernt Der-libertzriebenen Rechtsachtung gegen 
übe muß ein edles. Seibftgefühl erzagen | werben ,..baß ‚freilich nie» ein 
ganzes, DVolE, Re Völkern gegenüber, befesten. wird, ‚fo lange ber. 
einzelne Mann, es lan Mitbürgern und. ber Gefammtheit gegen 
über u Bufen “ teiebene, Wahrheits>, und Rechtsliebe find 
was in Deutfchland da und dort Mißbraͤuche der Prefifteis 
ibräudhe der Nebdefreiheit veranlaßt hat (felbftifche Beweggtuͤnde 
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hat noch keine noch fo ſcharfe Unterſuchung enthuͤllt!), aber durch Uns 
terdruͤckung der Rede⸗ und Preßfreiheit Hat man das Rechts⸗ und Wahr⸗ 
heitsgefuͤhl Aller beleidigt und den Beiſtand derer verſcherzt, welchen 
Recht und Wahrheit zu ehrwuͤrdig ſind, um ihnen anders als im Her⸗ 
zen zu huldigen, fo lange das Wort nicht frei, alſo nicht mürbig iſt, 
dem Hoͤchſten zu dienen. — 

Ein Wert über deutfches Volksthum befigen wir, unb Fein anderes 
Bolt dürfte ein ähnliches aufzuweifen haben! Den erfien Morgenſtrahl 
dee Wiedergeburt unſers beutfchen Volkslebens hat Vater Jahn das 
mit begrüßt; er hat damit bewiefen, baß feine Begeiſterung nicht blos 
gefühlt, daß fie auch verfianden und begriffen war, er hat damit Hun⸗ 
derte ſich felbft klar gemacht, im Guten geſtaͤrkt und für Volk und 
Vaterland begeiftert. Jeder deutfche Juͤngling follte „Jahn's deutſches 
Volksthum'“ yelefen, Bein deutſcher Mann es vergeffen haben! 

‚9. 8. Hofmann. 

Bölkerrecht, natürliches europaͤiſches. — Volt im 
natürliden Sinne ift die duch Abflammung und gemeinfchaftliches Zus 
fammenteben verbundene Mehrheit von Menſchen. Im juriftifchen Einne 
iſt es die ale feibftftändige, unabhängige moraliſche Perfönlichkeit, als Staat 
anerkannte Mehrheit von Menſchen, wobei denn gemeinfchaftliche Abſtam⸗ 
mung zwar gewoͤhnlich, jedoch nicht nothwendig if. Voͤlkerrecht iſt 
das Recht zwiſchen unabhaͤngigen Voͤlkern. Der Begriff Voͤlkerrecht 
war aber bei den Alten und lange Zeit auch bei den germanifchen Voͤl⸗ 
fern ein hiervon zum Theil verfchledener Begriff. Die Alten hatten 
noch Eein ausgebildete Recht unter Völkern, fondern mehr nur einzelne 
bruchſtuͤckkweiſe, durch veligiöfe Gebräuche, befondre Sitten ober Vers 
träge, namentlich Baftverträge oder durch Bünbniffe zwifchen vertwandten 
Völkern begründete Rechte. Im Ganzen herrſchte das Recht ber 
Stärke*), zumal im Kriege und gegen bie als rechtlos behandelten Ues 
bermundenen. Dagegen verflanden die Römer unter dem Recht ber 
Völker (jus gentium) das allgemeine natürliche oder vernünftige 
Recht, welches fie darin zu erkennen fuchten,, daß fie es gleichermaßen 
ven allen freien gefitteten Nationen (qui legibus — durch Volksge⸗ 
ſetze -- ct moribus reguntur) anerfannt fahen**). Darunter wäre 
freilich auch das natürliche Völkerrecht im heutigen Sinne begriffen ges 
wefen, wenn nur nit in Beziehung auf daſſelhe in der alten Welt 
eine fo ſehr befchränkte Anerlennung Statt gefunden hätte. Unter den 
neueren Völkern begründete theils die germanifche Stammesgenofjenfchaft 
und eine dunkler oder klarer mit ihr verbundene Anerkennung einer 
Bundespflicht gegen gemeinfchaftliche uͤbermaͤchtige Seinde, theils ber 
Gaſtvertrag, theild endlich das Chriftentbum und das anerkannte chrift: 





*) L. 5. D. de captivis. 

*+) 6.1. 2. 9. 11. de jare nat. 6.11. J. de rer. divis. Theoph, I, 2. 
I. 26. L. 9. D. de justitla et jure L. 1. de adquis, rer. dom, Tusc. 
, L 
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gerne waren, ſondern ſelbſt aus dem natürlichen Rechte (höpften. 

ach dem Vorgange des Hugo Grotius nannten Viele noch lange 
das natürliche Recht überhaupt natürliches Voͤlkerrecht. 

Jetzt ift es anerkannt, daß man einerfeits dns Voͤlkerrecht 
von den beiden anderen Haupttheilen des Rechts, dem Privatrecht 
und dem Stantsreht, trennen muß, wie #8 oben (Bd. 1. ©. 30 ff.) 
geſchehen iſt. 

Anbdererfeits aber muß man auch wieder das natüͤrlich e 
von dem pofitiven Völkerrecht fondern. 

Denn aufer der rein-philofophifchen ober moralifchen Lehre, 
mas nach dee individuellen, veligiöfen oder philoſophiſchen Anſicht des 
Lehrenden die Wölker gegen einander beobachten follten, gibt es auch 
ein wirklich juriftifhes natürliches Völkerrecht. Diefes ift 
dasjenige Recht für die Verhältniffe der Wölker unter einander, welches 
mit Logifcher Folgerichtigkeit aus der Natur des rechtlich anerkannten 
Friedens» oder Rechtsvertrags in feiner Anwendung auf jene Verhäft- 
nüffe ſich ableitet. 

Eben fo gibt es aber aud ein pofitives Völkerrecht. Dies 
ſes enthaͤtt diejenigen befonderen Anwendungen oder Mobificationen, 
meldye ein beffimmter Kreis von Völkern oder Staaten durch befondere 
Verträge oder Gewohnheiten in Beziehung auf die einzelnen Berhält- 
niffe den: allgemeinen natlıelich · rechtlichen voͤlkerrechtlichen Grundfägen 
gegeben hat. (©. hierüber oben ©. 11 ff. und den Art. Recht“). So 
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haben z. B. die verſchiedenen deutſchen Staaten durch Eintritt in ein 
voͤlkerrechtliches Bundesverhältniß, und durch befondere po⸗ 


fitive Beflimmungen über ihre gegenfeitigen voͤlkerrechtlichen Verhaͤltniſſe 


ein beſonderes poſitives Voͤlkerrecht, das deutfhe Bundesrecht, 
fuͤr ſich begruͤndet, mit welchem jedoch einzelne ſtaatsrechtliche Beſtim⸗ 
mungen verbunden find. (S. „Bund” und „Teutſcher Bund.“) 

Nicht minder aber haben zuerft die chriſtlich germaniſchen, dann 
alle europäifdyen Völker allmälig durch befondere Anerfennungen, Ges 
wohnheiten und Verträge eine ganze Reihe pofitiver völferrechtlicher Be⸗ 
flimmungen anerkannt. Diefe bilden das pofitive europaͤiſche 
Völkerrecht, welches bei ber in der ganzen civilificten Welt fiegenden 
europdifchen Gultur immer allgemeiner und ausdruͤcklich, namentlich von 
alten nord» und fübameritanifchen Völkern, anerkannt ifl. 

Dem pofitiven europätfchen Voͤlkerrechte, wie dem pofitiven 
deutſchen Bundesrechte, dient das natürliche jurifiifhe Volker⸗ 
recht zur Brundlage, zur Auslegung und Ergänzung Es ift alfo 
eben fo wenig zu rechtfertigen, wenn Manche das nur bruchſtuͤckweiſe 
poſitive Voͤlkerrecht allein das praktifche Voͤlkerrecht nennen, als 
wenn Andere, wie z. B. Hugo, ſowohl die Exiſtenz eines natuͤrlichen, 
als eines poſitiven juriſtiſchen Voͤlkerrechts leugnen wollen. 

Nur das iſt irrig, wenn man jene zuvor erwaͤhnte rein philoſophi⸗ 
ſche Moral als ein juriſtiſches Recht anfieht. Unzweifelhaft aber be: 
gruͤndet ſich für Einzelne wie fuͤr Volker ein wahres objectives oder 
juriftifhes Recht durch die gegenfeitige freie und friebliche Anerken⸗ 
nung der rechtlichen Perföntichkeit (f. oben Bd. I. &. 13 ff. und Art. 
„Recht“), welche bei den Völkern, 3. B. bei den Anerfennungen ber 
neuen nord« und ſuͤdamerikaniſchen Republiken, häufig durch ben Ab⸗ 
ſchluß foͤrmlicher Friedens⸗ oder Kreundfchaftsverträge geſchieht. Und 
ganz entſchieden haben dieſes und die Rechtsguͤltigkeit poſitiv anerkann⸗ 
ter Normen, z. B. über das Geſandtſchaftsrecht, nicht blos theilweiſe 
ſchon die alten Voͤlker, ſondern vollends die neueren geſitteten Voͤlker 
praktiſch anerkannt. Es iſt aber ein großer wiſſenſchaftlicher und prak⸗ 
tiſcher Unterſchied zwiſchen dem objectiven, allgemein ertenns 
und beweisbaren juriſtiſchen Recht und zwiſchen den bloß auf 
individuellen fubjectiven Anfichten der Einzelnen beru— 
benden philofophifhen und moralifchen Lehren. Wenn man 
beshalb das Völkerrecht leugnen will, will es öfter verlegt mirb, fo muß 
man alles Recht und alle Moral leugnen, denn beide twerden leider ſehr 
viel verlegt. Wenn man es aber deshalb leugnet, weil es ſchwerer voll⸗ 
fommen erhalten werde, als das Privat: unb Staatsrecht, indem «6 kel⸗ 
nen gemeinfchaftlichen Richter über bie Völker gebe, fo vermechfelt man 
die Schugmittel des Rechts, und noch dazu ein einzelnes, mit dem 


Rechte ſelbſt. Auch für das Wölferrecht im völßerrechtlichen Bunde wie - 


im europdifchen Wölkervereine gibt es rechtliche Schugmittel, zuerft bie 
Berufung auf das objective erfennbare juriftifhe Recht und das erwie 
fene Unrecht, die Berufung vor der gefitteten Welt, die Berufung ducch 


bat 3 Hrötecht, die Rechte auf vo 
übergehenden rechtlichen Verpflichtungen durch Verträge und andere Ber: 
eheshandfühgen,. Die Abweichungen vom Privatrecht entſtehen daun 
natüclich durch die Eigenthämlichkeiten ber Gegenftände, tworauf ſich diefe 
im Boikertecht dreifachen Rechtsgrundfäge anwenden... So ift die Per- 
fon.des Volks eine metalifde, deren einelne Glieder felbft wieder 
bie Achtung rechtlichet Perfönfickeiten in Anfprud; nehmen. Sie hat 
im ihrer Regierung eine befondere Nepräfentation und bedarf be— 
fonderer Mandatate, Gefandten (f. den Art.). Go ift der Hauptge- 
genftand des völfereechtlichen Eigen hums das Staatsgebiet (f. 
„gertitorium‘), und bei Verlegungen vorzüglich kommen eigene 
Ehrimit vor und begründen das Völkerrecht in Kriegszeiten. (S. 
usrteg.”) 

Doh die einzelnen völkerrechtlihen Materien, wie 5.8. Als 
liance, Krieg, Bund, Gefandtfhaft uf. w. haben bereits die 
einzelnen betreffenden Artikel des Staatsleritong abgehandelt, und 
eben fo hat der Artikel Literatur der Staatswiffenfhaften die 
Literatur über das Völkerrecht fehr volftändig behandelt (oben 
% X, ©. 26 ff.), namentlid) auch die Literätur über die Quellen. 

lefe beftehen für das narürliche Völkerrecht 1) in ber Vernunft oder 
im, ber Nechtöidee und der Logifhen Entwidelung aus der Natur des 
lkerrechtlicheh Friedens + oder Nechtöverträges; 2) ih ber erfahrunge: 
üdfigen Kenntnig der Hauptverhältnifje von Volt und Staat, morauf 
die Rrchtegrumdfäge hier anzuienden fnd, alſo in Geſchichte und Beob: 
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achtung. Bei dem pofltiven Voͤlkertechte beſtehen fie in den Urkun⸗ 
den und geſchichtlichen Nachrich ten über die voͤlkerrechtli⸗ 
chen Verträge, Vereinbarungen, Obſervanzeü. 

Auch das Völkerrecht zeigt, fo wie die höhere Cultur der Menfde 
beit und tie mantentlih auch das Staatsrecht, einen ſtufenweiſen Fort: 
fchritt, und es hat noch ein hohes Ideal und Ziel vollkommener Ent 
twidelung vor fih. Won Eleineren Anfängen und Kreifen der Ausdeh⸗ 
nung nad, von dem gaſtrechtlichen Bunde einzelner Männer und 
Stämme ſchreitet feine Herrſchaft fort zw ganzen voͤlkerrechtlichen Stans 
tenſyſtemen und zu immer größeren Kreifen und es fol zulegt das ganze 
wenſchliche Brudergeſchlecht friedlich vereinbaren und umfaffen. Auch 
feinem Inhalte nady hat es ſich mehr und mehr den höheren Anfordes 
zungen der Humanität und Gerechtigkeit genähert und fol ſich ihnen 
mehr und mehr nähern. Namentlich muß auch feine Durdführung 
bei Streitigkeiten allmätig vollfommener werden. Nur muß man daher 
die unbeilvolle Träumerei des Univerſalſtaates aufgeben (ſ. den 
Art). Und auch die Dictatur und Vevormundung monarchiſcher Eon 
greffe (f. „Congreß“) hat ſich nicht bewaͤhrt und empfohlen. Ihr 
unnatürliches heitiges Alltancefpftenn, ihr Bann gegen jedes Volk, wel⸗ 
ches mit Gewalt das Joch feiner Knechtſchaft abfchättele, beruhte gro⸗ 
Bentheild auf der unnatärlichen Lage, daß noch ganze Nationen, wie 
Polen und Stalien, ihrer Freihelt beraubt, unter Fremde vertheilt find. 
Aber diefes Spftem und dieſer Barın wurden duch; den alten Freiheits⸗ 
geift der europätfchen Wölker, durch die neuen ſuͤdamerikaniſchen, griechl: 
fhen, frangöftfhen, belgiſchen, portugieſiſchen und fpanifhen, ja fogar 
die beutfchen Revolutionen und ihre Khertennungen ſchnell gänzlich ges 
broden. Möchte ftatt ihrer Erneuerung das europäifche völßerrechtliche 
Syſtem in der Freiheit und Selbfiftändigkeit und Einheit der Nationen, 
auch ber jegt unterdruͤkten und zerflädikten, und durch Befeitigung tür- 
kiſcher Barbarei und Herftellung eins freien chriſtlichen Oſtreichs an 
ihrer Stelle eine giädklichere feftere Grundlage erhalten! Alsdann koͤnn⸗ 
ten ohne unnatücliche Obergewalt und Dictatur durch die wachſende 
Macht der Frelhelt und ber freien öffentlichen Meinung und Rechtdach-⸗ 
tung, überhaupt der Cultur und bes Frledensbeduͤrfniſfes, vieleicht auch 
durch die Bildung frei zu mählender Schiedegerichte, durch wachſend⸗ 
Freitelt des Handels und durch Anndherung der Mationen in großen 
Voͤlkerfeſten, unnöthige Kriege vermindert, und ein volfommnerer Zufland 
unter den Völkern herbeigeführt werben. €. Weider. 

BVölferrehtlihe oder Staatöfervitut. — Gobald 
Staaten oder Völker im juriſtiſchen Sinne, d. h. moraliſch perfönliche, 
aͤußerlich fouverine Mehrheiten von Denfchen, die mit einer gemein: 
ſchaftlichen inneren fouveränen Reglerungsgewalt auf einem beftimmten 
Staatsgebiete (f. „Zerritorium”) wohnen, bildet ſich ein Doppel: 
tes Eigenchum, das privatrechtiiche und das öffentlich 
rechtliche Eigenthum. 

Das Privateigenthum bezieht ſich unmittelbar auf koͤr⸗ 


! ie ni 9 x m deöpotifches a 
fungsprincip, ein Herrenrecht der Regierung gegen bie, Unterthanen und - 
ein. blinder, paffiver, urtheils: und grenzen» und widerſtandsloſer Gehor- 
fam angebrutet würden, welche alle freien und germanifden Nationen 
von jeher verwarfen, welche fittliche und chriftliche Menfchen gar nicht 
anerkennen dürfen. 

Die öffentlich rechtliche, völkerrehtliche Eigenthumsge» 
watt bezieht ſich auf das Verhaͤltniß gegen Auswärtige, gegen an- 
dere Völker. Sie bildet das wahre Stantseigenthum im engeren 
Sinne oder das völferrehtlihe Eigenthum, denn Beides bezeich 
net daffelbe. Es beſteht in dem Rechte des unabhängigen Volkes, über 
fein Gebiet ausſchließlich zu regieren, für die auf demfelben befindlichen 
Perfonen und Sachen Gefege und Vollziehungsmaßtegeln zu erlaſſen 
und babei jede Einmifhung der Auswärtigen auszufchließen, Diefes 
völterrechtliche Eigenthum entfcheibet Über die inneren Privat: und Ver⸗ 
faffungsrechte der Bürger gar nichts. Es werden ganze Länder ‚einem 
andern. Volk und, als dem Repräfentanten derfelben, beffen Sürften „su 
vollem Eigentbum und voller Souverdnetät” (nad den 
Ausdeücden der völferrechtlichen Verträge) abgetreten, und der Regent 
hat vielleicht, twie der König von Belgien, niht Einen Ader als Prir 
vatelgenthum im Rande und darf nicht Einen Act der Regierung, Ger 
Tesgebung und Vollziehung über das fo zum vollen Eigenthum erwor⸗ 
bene Zerritorium und die darin befindlichen Perfonen und Sachen allein 
oder willkuͤlich vomehmen. Diefe privatrechtlichen und ſtaats; 
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rechtlichen Beſchraͤnkungen aber gehen bie Auswärtigen nichts an. 
In Beziehung auf fie repräfentirt ber Regent fein ganzes Volk und 
befien Rechte. 

Das Privateigenthum wie das voͤlkerrechtliche Eigenthum flimmen 
aber trotz ber Verſchiedenheit ihres unmittelbaren Gegenſtandes body 
in ihrer juriflifchen Natur darin überein, daß fie einen ganzen Ins 
begriff ausfhließliher Herrſchaftsgewalt in Beziehung auf 
eine Sache enthalten, und zwar das Privateigenthum unmittelbar 
an der Sache, das völkerrechtliche zunaͤchſt und unmittelbar an ber 
Regierung über fie oder die auf ihr befindlichen Perfonen und Sachen. 

Diefe Herrſchaftsgewalt (potestas, dominium, wie das roͤmiſche 
Recht auch das Privateigenthum bezeichnet) hat zwei natuͤrliche Beſtand⸗ 
theile, fuͤr's Erſte das Recht, unmittelbar ſelbſt beliebig zu ver⸗ 
fügen, und für's Zweite das Recht, Andere, im voͤlkerrechtlichen 
Verhaͤltniß Auswärtige von der Verfügung über bie Sache oder bie 
Herrſchaftsgewalt beliebig und gänzlich auszuſchließen. 

Das Wefen einer folchen Eigenthumsgewalt befteht in einem un» 
erfhöpflihen Inbegriff von Verfügungs: und Ausfchließunges 
rechten. Diefer unerfchöpfliche Inbegriff felbft kann zwar nicht abgeges 
ben werden, ohne das Eigenthum felbft aufzugeben, wohl aber kann das 
Eigenthbum dadurch beſchraͤnkt werden, daß einzelne, beffimmte 
Rechte deffelben Anderen völlig Überlaflen, d. h. daß fie als ein an ber 
Sache ſelbſt oder dinglich begründetes Recht eines Andern von dem 
Eigenthum für immer abgetrennt werden. 

Eine ſolche Beſchraͤnkung bes Eigenthums durch die einem Anbern 
an demfelben zuſtehende dingliche Berechtigung nennt man Dienftbar= 
keit der Sache oder Servitut. Sie kann nur entweder die eis 
gene Verfügung bes Eigenthümers beſchraͤnken, fo daß der Eigen: 
thümer in feinem Eigenthum diefe Verfügung unterlaffen muß. Oder 
fie kann das Eigenthumsrecht, Andere auszufhließen, befchränten, 
fo daß ein Fremder felbft in dem Eigenthumsgebiet des Andern ein be= 
flimmtes Eigenthumsreht ausüben darf. Dagegen ann die Servitut 
oder Beſchraͤnkung der Sache niemals darin fiehen, daß die Sache oder 
ide Eigenthümer etwas Pofitives thun müßte (servitus in faciendo con- 
sistere nequit), fonft würde der Eigenthuͤmer, und zwar jeder Eigen» 
thümer für immer nicht blos in feinem Eigenthum, fondern in ſei⸗ 
ner Perfon unfrei, ein Froͤhner und ein Leibeigener werden, was 
das römifche Necht bei feinem firengen Sefthalten jenes obigen Grund⸗ 
fages fo richtig erfannte und was vollends für freie Staaten michtig if. 
Pofitive Verpflichtungen muͤſſen immer nur als befondere Vertrages 
pflichten begründet und behandelt werden, nicht als Servituten. 
Allermindeſtens ftreltet dafür die rechtliche Wermuthung. 

Eine völlerrehtlihe oder Stantsfervitut Hit hiernach ein 
bleibendes Recht oder eine (Servituts:)Berehtigung (active Ser⸗ 
vient) eines Staates, wodurch zu feinem Vortheil die voͤlkerrechtliche 
Eigenthumsfreiheit eines andern Staates in feinem Gebiet befchränkt 

Staats⸗Lexikon. XV. AN 
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Solche Staatsferpituten. beftehen immer in Beſchraͤnkungen von 
Hoheitsrechten. Sie können freilich dabei zugleich auch Privatrechte mit 
befaffen ,. nur iſt ihe eigentlicher und naͤchſter Gegenftand das mit 
biefen Privatrechten verbundene Hobeitsreht. Bloſe Privarberechti: 
gungen, wie.ä. B. Weiderechte, Rechte auf Grundzinfen im fremden 
Staate, begründen Eeine ſtaatsrechtliche Servitut. 

Da in der Natur des Hoheitsrechts die Umabhängigkeit liegt, fo 
gehört zum Weſen der Staatsfervitut, daß der Servitutsberechtigte fein 
Recht unabhängig ausübt, alfo felbft unabhängiger Staat iſt. 

Eben fo aber muß auch ber Werpflichtete an ſich unabhängig. fein 
und unabhängige Hoheitsrechte befigen, denn fFaatsrehtliche Gewalt 
über eine ‚Provinz ift fein Servitut, und an Privatberechtigungen ‚gibt 
es keine Seroitut, fondern nur privat» und innere flaatsrechtliche Bes 


gen. 

Set wenn ein Staat Privatperfonen in fenem Inneren Bes 
feeungen von Hoheltsrechten , 3. B. Steuerfreiprit, oder Ausübung von 
Yoheitörschten geftattet, z. B. Patrimonialgerichtsbarkeit, fo find das 
Tine Staats ſervituten. 

Der Zweck des Staates fordert ben Beſitz aller Hoheiterechte in 
dee Hand der Regierung und. Stände; baher find Staattſervituten 
nachtheitig. Und es IR ein Gluͤck, daß bie. vielen früher beſtehenden 
Gtaatsferoituten aufgehoben find. Sie find Verfaflungsübung, Ber- 
dußesungen der Staatshoheit und bedürfen alfo twie diefe der Einwilli⸗ 
gung des Stände. Sie verwicleln in Streitigkeit und machen abhängig. 
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Staatöfervituten werden natürlicdy nicht vermutdet, müflen daher 
auf befonderen Rechtstiteln beruhen und bemwiefen werden. Sie find 
nicht begünftigt und dürfen baher nur fireng und nicht ausbehnenb 
ausgelegt werben. 

Wahrhaft unmöglich für freie Völker, alfo abfurb und rechtsuns 
gültig würden ſolche Staatsſervituten fein, welche den Staaten und 
Regierungen bie abfolut weſentlichen Unabhaͤngigkeitsrechte, 3. B. das 
Recht, ſich eine beitebige Verfaſſung zu geben, rauben wollten. Doc 
iſt auch dieſes leider außerhalb und innerhalb voͤlkerrechtlicher Bundes: 
verhältniffe vorgefommen ! 

Die befondere Literatur über biefen Gegenſtand und für bie eins 
zelnen Saͤtze, die bier aufgeftellt werben, findet fi in Klüber’s oͤf⸗ 
fentlihem Recht des Bundes $. 569-562. 

C. Welder. 

Boltsfouveranetät, f. Staatsverfaffung- 

VBollsveugreter, Volkswortführer, f. Abgeordnete, 
Landitände, Kepräfentativverfaffung. 

Boltsbewaffnung, ſ. Deermwefen. 

Bollmadht, f. Mandat. 

Vollziehende Gewalt, f. Cabinetsjuſtiz. 


Waffen: und Wehrhoheit. — Die Üriegerifche Vertheidi⸗ 
gung des Staates gegen feindliche auswärtige Gewalt und — wenn 
alle bürgerlihen Einrichtungen und Mittel dieſes Unglül nicht anders 
verhindern oder überwinden Finnen — auch gegen innere Gewalt iſt 
eine Pflicht, alfo auch ein Hoheitsrecht der Reglerung. Diefe Waffen: 
hoheit (das Recht der Armatur, Militärgewalt, jus armorum), nament: 
lich auch das Recht, eine fiehende bemaffnete Macht zu unterhalten, und 
das Recht, Schirm: und MWehranflalten, Seflungen u. f. m. zu errich⸗ 
ten und zu unterhalten, iſt auch ein felbfifländiges Mecht der deutfchen 
Bundesflanten, zumal ba fie nach Art. 11 des völkerrechtlichen Bundes 
zu allen Bündniffen das Recht behalten haben, welche nicht gegen bie 
Sicherheit des Bundes oder anderer Bundesſtaaten gerichtet find, und 
ale früheren Borfchläge des Ausfchluffes befonderer Kriege u. f. w. hin⸗ 
wegblieben*). Die Bundesgefege befchränken bier nur mittelbar In fo 
weit, als jeder Bunbesfürft zum Schuß bed Bundes fein beflimmtes 
Gontingent — und zwar ein dufßerft großes — bereit halten muß. 
Uebrigens bleibt auch in Beziehung auf diefe® Gontingent der Landesre⸗ 
gierung die Kriegsgefeggebung und Kriegẽpolizei. Weber die Literatur 
vergl. Klüber, Deffentl. Rede 6. 545. C. Welder. 


Waffens und Wehrpflicht und Recht, f. Eonferips 
tion und Deerwefen. 


*) &. biefeiben in Klüber’s Quellenſammlung ©. 162. 
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diefes. ber gefunde ; Si mer (f-3; 

de pactis. L. 31. depositi) ſo ridti nern und Cicero mit 
den Worten: fundamentum justitiae fides ausfpricht, und aud der Tem⸗ 
pel der Fides neben dem des Jupiter auf dem Gapitol bezeichnete. 
Wo alſo Jemand über meine Rechte juriſtiſch mit mir. verhandelt, darf 
er mid) nicht durch Unwahrheit verlegen, nicht die Treue des Vertrags 
brechen, nicht juriftifch betrügen und fälfhen. Er darf mir aud nicht 
duch pofitive Unwahtheit da ſchaden, mo ich ihn in Beziehung auf 
meine Rechte frage, felbft wenn er nicht verpflichtet war zu pofitiver Leis 
fung, zu pofitiver Ausfage der Wahrheit. Wollte z. B. Jemand fo 
moralifch fehlecht handeln, mir eine Grube nicht zu entdeden, im bie ich 
bineinguftürzen im Begriffe bin, fo würde das noch feine Rechtöverlegung 
fein. Dazu wird e8 aber, wenn er auf meine Frage in Beziehung auf 
den Schug meiner Rechte nicht etwa blos ſchweigt, ſondern mich durch 
pofitive Lüge taͤuſcht. Dagegen fält eine Unwahrheit über feine angeb- 
lichen Heldenthaten und in feinen blofen Freundſchafts- und moralifhen 
Berhältniffen dee moralifchen Beurtheilung anheim. Eine befonders 
ſchwierige Frage in diefer Beziehung iſt die: Iſt ein Angeblagter juri⸗ 
fifch verpflichtet, feine Schuld einzugeftehen? Der Richter hat offenbar 
das Recht, ihm nach der Wahrheit zu fragen, und dem fcheint eine 
Rechtspflicht, hier die Wahrheit zu fagen, gegenüberzuftehen. Doch has 
ben die Römer, die Engländer und andere freie Völker aus dem Grunde 
dieſe Pflicht nicht als Rechtspfliht anerkannt, weil fie ſagten: Niemand 
iſt rechtlich verpflichtet, fich ſeibſt anzuklagen oder felbft feinem Ankläger 
die B:iweiswittel herbeinufgaffen. Die fpätese deutſche Jurisprudenz 
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wollte zwifchen dem angeblich juriſtiſch nicht rechtswidrigen blofen Leug⸗ 
nen unb bem angeblich auch bier juriftifch firafbaren pofitiven Lügen uns 
terfcheiden. Doc laufen bier bie Grenzen in einander und in jedem uns 
wahren Leugnen iſt eben fo mittelbar eine pofitive Lüge enthalten , wie 
in biefer, wenn fie die Schuld verbergen will, ein Leugnen. Die Gefahr 
der verwerflichen Inquifitionsſtortur unterflügt bie roͤmiſche und englis 
ſche Theorie. C. Welder. 

Waiſen, f. Wohlthärigkeitsanftalten. 

Waldeck, Fürſtenthum und dbeutfher Bundesflaat. 
— Diefes Heine, aber ausgezeichnet ſchoͤne Land Iirge Im Suͤdweſten 
des Eggegebirgd , zwiſchen Weflphalen und Kucheffen, und enthält mit 
der zum waldedifchen Staat gehörigen, weiter nörblich gelegenen Graf⸗ 
haft Pyrmont ein Areal von 21 IMeilen mit 58400 Einwoh⸗ 
nen (ungefähr 57,500 Lutheranern, 600 Reformirtm, 800 Katholiken 
und 500 Juden) in 13 Städten, 105 Dörfern und 46 Behöften. Es 
iſt im Nordweſten von ber Diemel, im Oſten von bee Twiſte und 
im Süden von der Ar, Itter und Eder bewäflert, ziemlich gebirgig, 
aber megen des fleinigen Exrbreiches nur mäßig fruchtbar. Seine natürs 
lichen Erzeugniffe find Getreide, Kartoffeln, Obft, Flachs, Faͤrberroͤthe und 
Holz, Rindvieh, Schafe, Schweine, Gewild, Geflügel, Bienen und 
Fiſche, Golbſand, Eifen, Kupfer, Biel, Marmor, Schiefer, Torf und 
Sauerwaſſer; ber Kunftfleiß ber Bewohner aber erzeugt vorzüglich 
Barngefpinnfte, Zeugs und Wollengewebe. 

Der ganze Staat wurde in die Oberämter Diemel, Eder, €i: 
fenberg und Pyrmont abgetheilt; die Hauptſtadt iſt Korbach, 
die gewöhnliche fürfttiche Refidenz aber Arolfen, und die Sommerre⸗ 
ſidenz der berühmte Curort Pyrmont. Die GStaatsverfaflung gehört 
zu den neueren conſtitutionell⸗monarchiſchen; bie Regierungs⸗ 
und Verwaltungsftellen beftehen in dem geheimen Gabinet, dem Geheim⸗ 
tath, dem Regiminal⸗ und Polizeicollegium, der Juſtizeanzlei, dem Con⸗ 
fiflortum, Criminal» und Lehenhof, in der Forfl: und Rentkammer, dem 
Hof: und Appellationsgericht, der Militaͤrrommiſſion und Armenbirection. 
Die Staatseinkünfte betragen 250,000 Thaler, und die Staatsſchuld 
beläuft ſich auf ungefähr 600,000 Thaler. Das Militär zähle (im 
drei Compagnieen Infanterie und einer Abtheilung Jäger) 800 Mann, 
wovon 519 zur Bundesrefervebivifion nach Luxemburg beftimmt find. 

Geſchichtlich merkwürdig iſt das Land als die alte Heimath ber 
Marfen und Nerbirer, in der Nähe des berühmten Schauplages 
der Siege Hermann’s über die römifchen Legionen, in der Nähe bes 
Tempels der Tanfana und bes Thurms der Velleda, wie fpäter der 
Eresb urg mit der Irmenſaͤule, wo bie fäcfifche Freiheitsliebe ger 
gen die Macht ber Franken fo mandyen Kampf geführt. Nach dem 
Anſchluſſe diefer Lande an die fraͤnkiſche Monarchie bildete fih bier der 
Ittergau, In melhem bie Dynaſten von Itter zu einer ber maͤch⸗ 
tigften Familien beranblühten, während in bem benachbarten Heffen> 
gau eine andere Dynaftnfamilie ſich nach dem Schloffe Walded bes 





er n in eter Bir \ 
itipp (gefl.,.1728), Kar zum Sriedrich (geft. 1793 

Feiedrih Karl Auguft (gefl. 1812) und Georg (gel. 1813), 
der Vater des jegt regierenden Fürften Georg Heinrich*). 

Noch wenige Jahre vor der Auflöfung des deutfchen Reiches hatte 
Walde, was ihm feit feiner Erhebung in die reihsfürftliche 
Würde bis dahin nicht gelungen war, eine Virilſtimme im Reichsfür⸗ 
Rencath erlangt, und gewann dadurch bei jener traurigen Kataſtrophe 
die volle, Souveränetät feiner Lande, während daffelbe wegen des alten 
Lehensnerus mit Heffen in Streitigkeiten gerieth, welche gegenwärtig 
noch obſchweben. Im Jahre 1807 trat Walded dem Rheinbunde 
und im Jahre 1813 dem deutſchen Bunde bei, wo es am Bundestag 
mit Hohenzollern, Lichtenftein, Neuß und Lippe die ſechzehnte Stele 
und. im. Plenum eine Stimme bat. Da bie bisher im alten Style 
beſtandenen waldeckiſchen Land ftände den neueren Zeitumftänden nicht 
mehr entfprahen, und Zürft Georg Heinrich felber feft überzeugt 
war, „daß duch eine gleiche Vertheilung der Staatslaften alle Unter« 
thanen eine Furcht und eine Hoffnung haben; daß durch fie ber En⸗ 
thufiasmus ber Freiheit — ber wahre Patriotismus entſteht, welcher 
nichts Anderes, als die Vorftellung der allgemeinen Gerechtigkeit fei; 
daß aber ‚bisher ‚beinahe die ganze Steuerlaft auf der producitenden Claſſe 





29 Bent, Heide Eaneiaiß, I, ORION. Warnhancn, 
Gonnblage mal anbess @ötting: ⸗ 
für 18kk. ©. 380.864. ‘ 
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gelegen, und daher keine billige Gleichheit in bee Vertheilung ber Staats⸗ 
erfordernifie geherrſcht, indem ein Theil wenig ober gar nichts, ein ans 
derer hingegen oͤfters über feine Kräfte dazu beigetragen, und daß unter 
die Lesteren auch ganz beſonders das fürftliche Haus felbft gehört habe, 
ba ber Gehalt ber meiften Staatsdiener und fonflige außerordentliche 
Ausgaben, welche von dem Geſanmiſtaate hätten geleiftet werden muͤſ⸗ 
fen, aus den fürftlichen Domanialrevenuen beftritten worden” ; fo erließ 
derfelbe ein vom 28. Januar 1814 datirtes Berfaffungss und 
DOrganifationsdecrer, welches eine ben Zeitverhaͤltniſſen entfpre- 
chende nette Ordnung und Verfafiung und Verwaltung zum Zweck hatte. 
Eine wefentliche Beſtimmung dieſes Decretes vereinigte die bisher ohne 
Stände geweſene Grafſchaft Pyrmont mit dem Fuͤrſtenthum Wals 
ded, indem aus derfelben vier Mitglieder zu ben Abgeorbnneten des letz⸗ 
tern beigezogen, die Schulden beider Länder zufammengemworfen werden 
follten. Gerade aber die Aufnahme ber Pyrmonter in die maldedis 
ſche Vertretung war neben der neuen KBefleuerungsart auch bie haupt 
fädhlichfte Urfache, warum fi) die Stände des Fuͤrſtenthums, in ent⸗ 
fhiebenem Wiberflande gegen das (allerdings einfeltige, luͤckenhafte und 
verwortene) Decret, für die alte Verfafſung erklärten. 


Diefe Verfaffungsftreitigkeit, welche Telbft bis in das Hauptquartier 
der verbündeten Monarchen gelangt war, hatte zur naͤchſten. Folge die 
Gonvention vom 3. Juli 1814, weldhe aber an ben Forderungen 
des privklegisten Standes eben fo fcheiterte, wie bas Conftitutionsebit, 
daher der mwohlmeinende Zürft im Jahre 1816 die Stände nach Arols 
fen verfammelte, wo fobann am 19. April unter dem Namen Lan: 
desvertrag eine neue Einrichtung ber bisherigen Landes⸗ und fländis 
{hen Verfaſſung zum Abfchluffe kam. 


Die erſte Abtheilung dieſes Grundvertrages betrifft bie Landes⸗ 
verfaffung, d. h. die Einrichtung der 5 Oberjuftigämter, die zweite 
aber bie Repräfentation der Unterthbanen. Diefelbe wird ges 
bildet durch bie Abgeorbneten bes Ritter⸗, de Bürgers und 
Bauernfiandes. Der erftere fendet alle Beſitzer Iandtagefähiger 
Rittergüter, der zweite bie Oberbürgermeifter und Secretäre ber drei 
Städte Korbady, Wildungen und Dengringhaufen, und bieBürgermeifter 
der übrigen zehn Städte, und ber letztere je zwei Stellvertreter ber fünf 
Oberämter. Die Eigenfchaften eines Repräfentanten find im Allgemei⸗ 
nen, daß er einer der chriftlichen Gonfeffionen angehoͤre, 25 Altersjahre 
zähle, fchreiben und lefen koͤnne, Lanbesuntertban, dee Militärpflicht er⸗ 
tedigt und unbefcholtenen Rufes fei; insbeſondere aber für ben buͤrger⸗ 
ftändifchen Vertreter, daß er einen ſchuldenfreien Beſitz von wenigſtens 
500 Thalern, und für ben bauernfländifhhen, bag er em ſchuldenfreies, 
fhagungspflichtiges Gut von mwenigfiens SO Morgen habe. Staats⸗ 
beamte, ober fonft in fürftlicher Dienfipflicht Stehende dürfen an 
ber Mepräfentation Beinen Antbeil nehmen, es wäre benn, baß bie 
Stände einen folhen in Vorſchlag braͤchten. 





Inſtitut ausgebildet; in Deutfchland fehlte es an einer allgemeinen Ge⸗ 
feggebung ; allein in einzelnen Stäbten®) und Ländern gab man Wech⸗ 
felordnumgen. Im Frankreich hatte die Ordonnance de Commerce von 
1673. das Wechfelrecht umſtaͤndlich regulirt?); allein eine unrichtige 
Auffaffung der "Stellung des Gefeggebers, ein Mißverftchen ber Web 

nWffe bes Handels, weicher Schutz und freie Entwidelung, aber Beine 


ren Wechfel erkannte, im melden eine von dem Zahler des Wechſeis 
verſchledene Perfon den Wechfel ausſtellte und ber Wechſel an einem 
amberen Orte bezahlt werben ſollte, als an bem der Ausſiellung, tor 
gegen Wechſel, in denen ber Ausfteller ſelbſt ſich verpflichtete, eime ges 


3) Fremery, Etudes commerciales p. 102. 
4) Ueber die hiſtor. Ausbilbung des Snpoffements f. meine Radweifungen 
im Arxchlv für Givilpraris AXVI. ©. 1235. 
BR. —c — if darüber Cnsaregis, Discursus legal, (Xuözöge im 
iv 1. &. &. 126, 
6) Eine Wechfelorbnung enthält fon 1603 bas Hamburger Gtabtbuch 
u. 291. zit. VI. . 


ueber den Zehler dieſes Befehes ſ. Einert im Vordericht zu feinem Ent · 
wardau⸗ —SE S. FA A " u 
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wiffe Summe Gelbes zu bezahlen, nur als billets a ordre erklaͤrt 
wurden. In Deutfchland wurden dieſe beſchraͤnkenden Anfichten nicht 
angenommen ; allein bie Wechfelgefege der einzeinen Länder waren auch 
in Deutfchland ungenügend, ba theils bie Juriſten ®) den Wechſelver⸗ 
trag aus einer unpafjenden Sitte, alle Rechtsverhältniffe unter roͤmiſche 
Formen zu flellen, unter eine roͤmiſche Vertragsform zu bringen fuchten, 
theils ihre Obervormundfchaft geltend machten und mannigfaltige Be⸗ 
ſchraͤnkungen vorfchrieben. In der neueren Beit hatte der franzöfifche 
Code de Commerce einen großen Einfluß auch auf das Recht anderer 
Länder erhalten und durch die Klarheit und Einfachheit, welche bie 
franzoͤſiſche Legislation auszeichnet, auch im Wechſelrechte feinen Vor⸗ 
ſchriften Eingang verfchafft ; allein die Zehler biefes Code?) find im 
Wechſelrechte, daß die häufig mit dem Bebürfniffe des Handels und 
den Gebräuchen zu wenig vertrauten Rebactoren bed Code zu fehr an 
die alten in der Ordonnance von 1673 vorkommenden Anfichten fi 
hielten und daher nur die Urkunde, in welcher Jemand fich verpflichtete, 
daß durch einen Anderen an einem von dem Ausflellungsorte entfernten 
Orte eine Summe Geldes bezahlt würde, Wechſel (lettre de change) 
nannten, während jede andere Urkunde, wenn fie auch Wechfelform bat, 
ihe aber bie eben genannten Merkmale fehlen, nur billet & ordre heißt. 
Zu viele Erforderniſſe und Beſchraͤnkungen, die der franzöfifche Code im 
Wechfelcechte ausfpricht, fchaben dem freien Wechſelverkehre 10). Dennoch 
ift der franzöfifche Code derjenige, welcher noch jetzt in vielen Bändern Eu⸗ 
ropas gilt 1!), und zwar außer Frankreich auch in mehreren Gegenden 
Ktaliens, 3.8. in der Lombardei und Wenedig, in Lucca, in Toscana uns 
bedingt und mit wenig Mobificationen in Neapel, in Rom, in Parma unb 
in Sardinien 12), ferner gilt er in Belgien und in ben Rheinprovinzen; in 
Holland !®), in Spanien !?) und Portugal 73) gelten befondere Geſegbuͤ⸗ 
cher, die aber im Wefentlihen dem feanzöfifchen Code nachgebilbet find. 
In England und Nordamerika 19) heſchraͤnkte ſich bie Befeßgebung nur 
auf einige Vorfchriften im Wechſelrechte und überließ das Inſtitut übrigens 
dem Bebrauche der Kaufleute, baher auch in jenen Ländern, in benen 


8) Mein Kuffot im Archiv XXV. ©&. 118. 

9) F'rremery, Etudes 5 101. 

10) Mein Aufſat im Archiv XXV. ©. 118. 

11) Eine werthvolle Zuſammenſtellung aller Handelsgeſetzbuͤcher ber Welt 
in Vergleihung mit dem Code de Comm. ift die Concordance entre les Codes 
de Comm, eötrangers et le Code de Comm. frangais par St. Joseph. Paris, 


184. 

12) Codice di Comercio del Regno di Gardegna. Torino, 1843. 

12 Gingeführt 1837. 

14) Som 30. Mai 1829, 

16 —8 —. fi Grundſ ſchen Pri 

) Ra ungen da . in meinen Grundſ. des deut Prioatrechts 

I. 2b. ©. 132. Das Hauptwerk über norbamerit. Wechſelrecht ift Story, 
Comm. on the law of bills of exchange. Boston, 1843. 


werben \ die Austellung. , 

Ynüpftsit, doß jeder Vorgeiger deg Wecfeis ficher iſt, daß: ihm auf 
Weiſe bie darin ausgedtuͤckte Summe ⸗ 
‚fie nicht: bezahlt, ‚der Wechſel von dem und jedem 


dungen entgegengeſetzt werden koͤnnen/ daß bas auf dem fehnellften Wer- 
lehr und Umſat berechnete Papier aud) leicht am Andere Hbertragen 
und wermmöge dieſer Uebertragung das Geld, audy fo lange der Wechſel 
noch nicht verfallen if, von Anderen erhoben werden Tann, und daf der 
Inhaber nicht blos dem Ausficher des Wechſels, fondern auch Jeden, 
weidyer in ben Wechſelnerus, 5. B. als Giratar, trat, zum Wechſel⸗ 
ſchaidner in der Art hat, baß er beliebig gegen Einen von biefen 
Schuldnern Magen Tann, wenn der Wechſel nicht besaplt wird, gibt 
dem Wechfelinfitute einen hohen Werth eben fo für den Kaufmann, 
welcher aus fernen Gegenden durch Wechfel Gelder erheben und dahin 
Zahlungen madjen ann, insbefondere auch für den Banquier, der durch 
Ausftellung und Umfag von Wechſeln wegen ber dabei üblichen Provi⸗ 
fion Gewinn macht, wie für jeden Andern, welcher durch Wechſel Zah ⸗ 
iungen machen oder an fremden Orten G-Iber erheben kann. Die for⸗ 
meile Kraft des Wechſels bezieht fich theils auf den Wechſelproceß, wel⸗ 
cher wegen feiner Schnelligkeit die enfdhe Rechtsverfolgung fihert, theils 
auf den Perſonalarreſt ⸗ welcher als Fräftig eingreifende Voliſtreckungs⸗ 
weiſe die Ausſicht gewährt, daß der Wechfel fichrer bezahlt wird, oder 


€ fr) Nachmweifungen in meinen Grundfägen bes beutfchen Privatrechta II. 


ae Des Bhfeischt nach den Vedarfuiſſen des Meshfeigefchäfts, 
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der Bläubiger doch ſchnell zu feinem Gelde kommt. Won ben neuen 
Wechfelordnungen, die am Beſten das Beduͤrfniß des Wechſelverkehrs 
und das Erforderniß der Vereinfachung erkannten, ſind beſonders die 
ungariſche9), die Flensburger?o) und bie bremiſche?1) anzu⸗ 
führen. Die Wechſel kommen auf verſchiedene Weiſe vor??), entweber find 
fie traffirte Wechſel (Zratten), durch welche der Ausfleller fi) ver- 
pflichtet, mit Unterwerfung unter Wechfelrecht eine beflimmte Summe 
zur beflimmten Zeit an einem anberen Orte, ale dem ber Ausflel- 
lung, durch eine andere Perfon zahlen zu laffen, oder eigene (trodene) 
Mechfel, durch welche der Ausfieller ſelbſt fid) verpflichtet, eine ge: 
wiffe Gelbfumme in einer beflimmiten Zeit zu bezahlen. Nach frans 
zöfifchem Rechte 22) find nur die erflen eigentlihe Wechſel (lettres 
de change), die zweiten find es nicht und haben, wenn fie auf 
Ordre geftellt find, den Namen: billets a ordre. Die Tratte 
auf eigene Ordre **) ift diejenige, bei welcher ber Ausſteller noch 
Beinen Remittenten im Wechſel bezeichnet, fondern den Wechſel vorläufig 
auf fich ſelbſt zahlbar ausftellt, indem er dann, wenn er einen Remit⸗ 
tenten ſendet, durch Indoſſement diefem den Wechſel in der Folge übers 
träge). Der Wechſel kann auch auf Rechnung eines Dritten 
vortommen?®), in fo fern auf Rechnung eines Dritten, der der Dans 
bant des Ausſtellers (Zraffanten) iſt und nur mit den Anfangsbuchfla- 
ben?) feines Namens auf dem Wechſel erfcheint, ein Wechſel ausge: 
ftelit wird, und zwar fo, daß der Manbatar auf dem Wechſel body dem 
Remittenten und allen Wechfelinhabern gegenüber als ſelbſtſtaͤndig haf⸗ 
tender Traſſant erſcheint. Domicilirt iſt ein Wechfel?%), wenn er 
an einem andern Orte als dem Wohnorte des Traſſaten bezahlt wer⸗ 
den ſoll. — Nach der Zeit, in welcher der Wechſel bezahlt werden ſoll, 
iſt er entweder ein Meß⸗ ober Außermeßwechſel, ein Datowechſel 29) oder 
Gicht 39) (auch oft Zeitfichtwechfel?!), ober Ufowechfel??2)., Don einem 
Wechſel koͤnnen audy ſogleich bei der Ausflellung mehrere Exemplare 
(Buplicate) ausgefiellt werden, wobei dann bie Ausbrüde: Prima, Ges 


2 Sommentar hierzu von Wildner. Wien, 1881. 
21) Son 18435 mit Anmerk. herausgegeben von Albırd. Bremen, 1844. 
22) Meine Grundſ. des beutichen Privatrechts $. 322 
23) Code de Comm. Art. 110 
24) Meine Srunbfäge $. 323, 
25) Die Baluta wird bier ausgebrüdt mit: Berth in mir ſelbſt. 
26) Deine Grundf. des Privatrechta $ 
27) Es heißt: Stellen Sie es auf 54 von A. H. in M. 
2) Meine Grundfäge 5. 330. 
30 3. 8. wenn es heißt: 6 Wochen a dato zahlen Sie. 
30) 3. 2 wenn es Det: nah Sicht, wo bann auf Borzeigen ber 
Vechſe —X werden muß. 
32 W an de —— ande eoiffe durch ben Ortögebra 
enn der Wechſel innerhalb gewiffer ebrau mm: 
ter Zage bezahlt werden muß, % beſi 
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welcher den Wechſel bezahlen fol; 5) die Summe, worauf 
— en eDr en [ ie Bptma; 7) Bet un Beit 
der Ausflellung, jebod; konn das wefentiich bei einigen 
Arten der amgefehen werden. 8) R 
tie im vielen Ländern zur Wirkſamteit 'eines ‚gefordert 
teil nur dadurch der Wechfel von anderen ähnlichen Urkunden * 
Anweifungen‘, unterfehieben werden Bann. - 9) Mad manchen: Wechfels 
arm mid out ee ——— der Wechfel 

allein wenn das ii Pac 


Wedel ausg 
nun große Verſchledenheit des franzoͤſiſchen (umd der biefer nachgebilde⸗ 
ten) Gefetzgebung im Gegenſatze des deutfchen und englifchen Wechfels 
rechts ein?®). Nach dem legteren hängt e8 von dem Ausfteller ab, ob er 
die Art des DValutsempfangs auf dem Wechſel ausdrüden will oder 
nicht, . wogegen das frangöfiihe Recht diefe Angabe als weſentlich, und 
war fo fordere?®), daß gemau erfichtlich fei, wie die Valuta berichtige 
worden iſt, 3. B. baar, oder in Waaren, oder in Rechnung. Man er 
Senne immer mehr, daß diefe Forderung des franzöfifchen Rechts un 
wwrdmäßig ift, leicht umgangen werden kann und einen dem Wechſelvet⸗ 
Hältniß fremden Punct hereinziehe%). Auch über die Wechielfähigkeit **) 
iſt keine Gleichfoͤrmigkeit in den Geſetzen, indem Manche diefe Fähigkeit als 
beſonderes Vorrecht anſahen und daher nur gewiſſen Perſonen, z. B. 
Kaufleuten, gewährten; Andere wegen ber Ruͤckſicht, daß Perſonalexecutio⸗ 
nen leicht zum Nachtheile derer, die ſich leichtfinnig unterwerfen oder wenn 


36) Meine Grundfäge $. 337. 
37) Meine Grunbfäge $. 332. 
38) Mein Kuffag im Archiv &. 802. Auch die ungarifche und bremifche 
B.:D. forbeen bie Angabe der Baluta. 
39) Code de, Comm. Art. 110. Nonguier des lettres de change I. p. 93. 
40) Fremery &tudes p. 193. 
41) Meine Grundfäge $. 334. 
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fie ſich unterwuͤrfen, die übernommene Pflicht verlegen könnten (1. B. 
Soldaten, Staatsbeamten), ſolche Perfonen als wechſelunfaͤhig erklaͤrten; 
während richtiger anerfannt twird, daß man die Befugniß, ſich der Wech⸗ 
felform zu bedienen und dem Wechfelcechte ſich zu unterwerfen, Sedem 
ainting in fol, welcher frei über fein Vermoͤgen verfügen fann*?). 

Der Hauptvortheil der Wechfelgefchäfte hängt von der Erleichterung 
ab, melde jeder Wechfelinhaber finder, den Wechſel an Andere zu übers 
tragen, fo daß zugleich der neue Erwerber des Wechſels gefihert if, 
daß nicht, wie bei der Teffion, er dem Wechſelſchuldner gegenüber nur 
aus dem Rechte des urfprünglichen Wechfelgläubigers handelnd erſcheint, 
fondern aus eigenem Rechte handelt. Dies wicd durch das ſchon feit 
etwa 3 Jahrhunderten allmälig *°) durch den Handelsbrauch eingeführte 
Indofjement bewirkt, durch welches der Wechſelinhaber, indem er auf 
dem Rüden des Wechſels feinen Namen (und nad einigen Gefegen 
noch weitere Uebertragungsformen) fest, dem Indoffatar das Wechfel- 
vecht überträgt und diefer nun in den Mechfelnerus eintritt. Aus biefer 
legten Rüdficht dient häufig das Indoſſement zur Verſtaͤrkung der 
Wechfelkcaft, indem jeder nachfolgende Wechſelinhaber nicht blos an ben 
Wechfelausfteller oder den Remittenten ſich halten, ſondern gegen jeden 
auf dem Wechſel vorfommenden Indoffanten feine Regreßrechte geltend 
machen ann, daher mancher Wechſel, der wegen bed unbefannten ober 
des weniger foliden Ausſtellers Fein Vertrauen erweckt, leicht begeben 
werben ann, teil ein befannter mohlhab-rder Mann als Indoffant 
darauf vorfommt. Der Form des Indoffen.>ts bedient man ſich ent» 
weder, wenn der Wechfelinhaber die Wechſelſun. ae bedarf, fie aber, weil 
der Verfalltag noch nicht eingetreten ift, nicht bei dem Traſſaten erhe⸗ 
ben kann, oder wenn der Wechfel zur Tilgung einer Schuld an Andere 
benügt werben foll (in welchen Fällen das eigentliche volle Indoffement 
eintritt), oder um an einem fernen Orte, z. B. an einem Dandelsplape, 
den Wechſel umzufegen oder um einen Anderen zu beauftragen, für. ihm 
die Wechfelfumme zu erheben. In den beiden Faͤllen bedient man fidy 
der Procura (auch Indoffement per procura). Gewoͤhnlich wird bei dem 
Indofjement außer dem Namen des Indoffanten*®) auch ber des In⸗ 
boffatars, die Art, wie die Valuta berichtigt wurde, der Zufak: an Drdre 
und Zeit und Drt des Indoffements bemerkt. Das feangöfifche Recht 
fordert diefe Angaben auch zu einem regelmäßigen Indoffement *7) und 
vermuthet, wenn ein Merkmal fehlt, nur ein unregelmäßiges (Procura); 


42) Dies erkennt auch die brem. W.:D. 8.7 
43) Ueber Geſchichte j. „meinen Auffag im Achie XXVIT. ©. 126. 
44) Meine Grundfäge $. 
45) Mein XAuffag im ai XXVIL ©, 131. 
46) Man jagt 3. 
An die Orbre dee dm Karl Müller in Frantfurt. Werth baar erbalten. 
Mannheim, » Ealomen, 
den 6. Ian. 1844. men. 
47) Code de Comm. Art. 130. 
Staats = Eeriton. XV. 48 
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allein der Handelsbrauch bat die in Nordamerika und England immer 





übliche **), aber auch in Deutſchland vielbenägte und in den neue 
fien Wechfelgefegen **) als völlig wirkſam anerkannte Form des Jadoſ⸗ 
fements in biancn ausgebildet, bei welchem der Indoſſant nur feinen 
Namen bemerkt und einen Ieecen Raum läßt, welcher von dem Inhaber 
des Wechfeld ausgefüllt werden kann, was aber der Inhaber nicht ein: 
mal nöthig hat, wenn er den Wechſel realiſiren wil. Nur ein Bere 
tennen bes wahren MWechfelbedürfniffes hat in einigen Ländern, 3. B. 
in Frankreich, die Vorfchrift erzeugt, daß diefe Biancoindoffemente nicht 
volle MWirkfamkeit haben follen °°). Die Macht des vernünftigeren 
Handelsbrauchs hat auch in Frankreich den allgemeinen Gebrauch folder 
Indoffemente und eine möglichft fie ſchuͤzende jurisprudence erzeugt. 
Wiu der Inhaber eines traffirten Wechfels davon Gebraudy machen, fo 
muß er den Wechſel dem Traſſaten präfentiren®?), damit ſich diefer 
erklären könne, ob er den Wechſel acceptiren wolle, und zwar ſteht die 
Zeit, in welchet ex präfentirt, ganz in der Willfür des Inhabers, wenn 
nicht das Drtsgefeg eine beſtimmte Friſt für die Mealifirung des Wed: 
ſels vorfchreibt , oder tie Rüdficht, den Verfalltag nicht zu verfäumen, 
gebietet, in einer gewiffen Zeit zu praͤſentiren. Weber den ihm prä 
fentirten Wechfel erklärt ſich dann der Zraffat, und zwar, ob er anneh⸗ 
men molle oder nicht. Nimmt er an, fo fpriht er bie Accepta: 
tion 5°), durch welche er ſich felbftftändig dem Inhaber des Wechſels 
zur Zahlung der darin bezeichneten Summe verpflichtet, durch eine Erz 
klaͤrung auf dem Wechſel felbft aus. Nach dem Grundfage der in der 
Acceptation liegenden felbftftändigen Haftung kann aud eine Gontreordre 
den Traſſaten nicht befreien ®*). Eigenes Jgntereſſe raͤth ihm nicht, vor 


dem Verfalltage *. accepticen, te ober eitweife Acupta- 
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Traſſat nicht belangt werden kann und der Proteſt nicht erhoben werden 
muß: Das Benehmen des Wechſelinhabers richtet ſich darnach, ob dieſe 
Tage zu Gunſten bes Wechſelinhabers oder bes Trafſaten, oder zum 
beiderſeitigen Beſten an dem Zahlungsorte gelten. Mit Recht haben die 
neueſten Wechſelgeſetze dieſe Discretionstage abgeſchafft 9%). Hat der 
Traffat acceptirt, ſo muß er an dem Verfalltage (odet wo Discretions⸗ 
tage beftehen, nad) Ablauf diefer) ben Inhalt bes Wechſels an ben le⸗ 
gteimirten Inhaber begahlen, wenn nicht der Wechfel prolongkt wird, 
was aber nur auf Gefahr des Inhabers gefchehen kann. Erfolgt bie 
Acceptation des Wechſels gar nicht oder micht gehörig, ober bezahlt ein 
Wechfelverpflichteter nicht oder nicht gehörte, fo muß der Inhaber rinen 
MWechfelproreft®?) erheben, d. h. eine öffentliche Urkunde aufnehmen 
Inffen, zum Beweiſe, baß der Mechfelverbundene, ungeachtet der gehörls 
gen Erfüllung der Wechfelverpflihtungen, von’ Selte des Präfentanten 
wechfelrechtliche Verpflichtungen gar nicht ober nicht gehörig uͤbernahm, 
oder die übernommenen gar nicht ober nicht gehörig erfünte. Wird bie 
Acceptation verweigert, fo muß nach manchen Landesgeſetzen 90) ber Wech⸗ 
ſelinhaber an den Zraffanten oder Indofſanten ſich menden unb mit 
Gaution wegen richtiger Zahlung zur Verfallzeit fi) begnügen, während 
nach anderen %) er fogleih, wenn ec ben Protefl erhebt, ben Regreß 
geltend machen kann. Wurde der Wechſel acteptirt, fo hat ber Inha⸗ 
ber, wenn ber Acceptant am Verfalltage nicht bezahlt, bie Wahl, ob er 
fogleich mit der Wechſelklage gegen den Traffaten auftreten oder den 
Regreß gegen feine Vormaͤnner nachfuchen wil®?). Die Wechſelregreß⸗ 
lage gegen den Traſſanten und ale Inboſſanten iſt zwar in einigen 
Landesgefegen®?) an die Reihenfolge gebunden, fo daß der Regreßſucher 
ſich zuerft an feinen unmittelbaren Indoſſaten und dann aufwärts bis 
zum Traſſanten wenden muß, was hoͤchſt unzweckmaͤßig ift, daher auch 
die meiften Wechfelordnungen dem Inhaber die Wahl Laffen *), an 
welchen der Vormaͤnner er fich zuerft wenden till. Die Anftelung bie 
fee Regreßklage, welche dem Inhaber bie vollkommenſte Schabloshaltung 
verfpricht, iſt aber daran gebunden, daß ber Inhaber den Proteſt rechts 
zeitig erhob; verſaͤumte er die Friſt, fo follte er confeguent biefe Rage 
verlieren auf jeden Fall gegen alle Indoffanten; allein bier muß man 
das franzoͤſiſche Wechſelrecht von dem beutfchen unterſchelden. Nach 
dem erften®5) ift die Proviſion °% (Dedung) weſentlich, d. h- bie 


6 7 Die bremifhe W.⸗O. 8. 63 bat 8 Reſpittage beibehalten. Albers 


59) Meine Srundf. $. 344. 

60) 3. 8. nad Code de Comm. Art. 120, 

61) Meine Grundſ. $. 344. 

62) Meine Grundf. $. 335, 

63) 3. B. Leipziger W.O. $. 19. 
; “ Die neue brem. W.⸗O. $. 78 dänbert die bisherige Vorſchrift. ©. At: 
ers. 

65) Code de Comm. Art. 117. 168—170. Fremery p. 115. 

66) Meine Grundf. $. 333. 4 * 


ferbftftämdigen Haftung kann auch 
den Traſſaten nicht —2* ”), Eigenes Intereſſe raͤth ihm nicht, vor 
dem Verfalltage zu acceptiten. Eine bedingte ober theilweife Acceptas 
tion Tann Nur mit Zuftimmung des Wechſelinhabets vorkommen *8). 
Der Verfalttag 9%), der durd den Inhalt des Mechfels beftimmt 
wird und verfchieden nach der Faſſung des Mechfels ift, bezeichnet den 
Grenzpunct, bis zu welchem ber Ausfteller haftet, und die Zeit, in wel⸗ 
er der Inhaber die Zahlung des Mechfels zu fordern berechtigt ift- 
Das Ältere Wechſeltecht hat zuerft gewiß im Intereſſe des Präfentanten, 
der 5. B. in Seeftädten leicht in die Lage kommen Eonnte, daß er nicht 
an einem beftimmten Tage den Mechfel realifiren konnte, Discre- 
tlowstage?T) eingeführt, naͤmlich gewiſſe Tage, vor deren Ablauf ber 





48) Nachweifungen in meinen Auffägen im Ardiv XXVII. ©. 146. 
49) 3. 8. bremifche W.:D. $. 21, Flensburger Werd. $. 22. 

50) Meine Grundf. $. 336: 

51) Nouguier traite I. p 20. 

52) Meine Grundf. $. 33° 

53) Meine Grundf. $. Er 

54) Meine Grundf, $. 341. 

56) Uber das Benehmen des Wechfelinhabers ſ. meine Grundf. $. 341. 
56) Meine Grundf. $. 312. 

57) Meine Grundf. $. 342. ©. 192 








— 





Wechſelrecht. 755 


Traſſat nicht belangt werben kann und der Proteſt nicht erhoben werben 
muß. Das Benehmen bes Wechfelinhabers richtet ſich darnach, ob diefe 
Tage zu Gunſten des Wechfelinhabere ober des Zraffaten, ober zum 
beiderfeitigen Beſten an dem Zahlungsorte gelten. Mit Recht haben bie 
neueften Wechſelgeſetze diefe Discretionstage abgefchafft $%). Hat. ber 
Trafſat acceptiet, fo muß er an dem Verfalltage (odet wo Discretions: 
tage beflehen, nach Ablauf biefer) den Inhalt des Wechſels an ben les 
gitimixten Inhaber bezahlen, wenn nicht der Wechſel prolongirt wich, 
was aber nur auf Gefahr bes Inhabers gefchehen Tann. Erfolgt bie 
Acceptation des Wechſels gar nicht ober nicht gehörig, oder bezahlt ein 
WWechfelverpflichteter nicht oder nicht gehörig, fo muß ber Inhaber einen 
Wechfelproteft?) erheben, d. h. eine öffentliche Urkunde aufnehnien 
Inffen, zum Beweiſe, baß der Wechfelverbundene, ungeachtet der gehoͤri⸗ 
gen Erfüllung der Wechfelverpflihtungen, von Seite des Präfentanten 
wechfelrechtliche Verpflichtungen gar nicht ober nicht gehoͤrig übernahm, 
oder die übernommenen gar nicht oder nicht gehörig erfüllte. Wird Die 
Acceptation verweigert, fo muß nach manchen Landesgeſetzen 90) der Wech⸗ 
felinhaber an den Zraffanten oder Indofſſanten fi) wenden unb mit 
Gaution wegen richtiger Zahlung zur Verfallzeit fidy begnügen, während 
nad) andern ®!) er fogleih, wenn er ben Proteft erhebt, den Regreß 
geltend machen kann. Wurde der Wechfel acceptirt, fo hat der Inha⸗ 
ber, wenn der Acceptant am Werfalltage nicht bezahlt, die Wahl, ob er 
ſogleich mit der Wechſelklage gegen den Traffaten auftreten oder ben 
Megreß gegen feine Vormaͤnner nachſuchen wili2). Die Wechſelregreß⸗ 
Elage gegen den Zrafjanten und alle Indoſſanten ift zwar in einigen 
Landesgefegen?) an die Reihenfolge gebunden, fo daß der Regreßſucher 
fi) zuerft an feinen unmittelbaren Indoſſaten ımb dann aufwärts bis 
zum Xraffanten wenden muß, was hoͤchſt unzweckmaͤßig iſt, daher auch 
die meiften Wechfelordnungen dem Inhaber die Wahl laſſen *), an 
welchen ber Vormaͤnner er fich zuerft wenden will. Die Anftelung die 
fer Regreßkiage, weiche bem Inhaber die vollkommenſte Schabloshaltung 
verfpricht,, Ift aber daran gebunden, daß der Inhaber den Proteft rechts 
zeitig erhob ; verfäumte ex bie Friſt, fo follte er confeguent biefe Klage 
verlieren auf jeden Fall gegen alle Indoffanten; allein bier muß man 
das franzoͤſiſche Wechfelcedht von dem deutfchen unterfchelden. Nach 
bem erften®®) ift die Provifion 6% (Dedung) mefentlih, d. h. bie 


— — — 


© 9) Die bremifhe W.⸗O. $. 62 hat 8 Nefpittage beibehalten. Albers 


59) Meine Grundf. $. 344. 

60) 3. 8. nady Code de Comm. Art. 120, 

61) Meine Srundf. $. 344, 

62) Meine Grundf. $. 345, 

63) 3. B. Leipziger W-D. 8. 19. 
b 6) Die neue brem. W.⸗O. 8. 78 aͤndert bie bisherige Vorfchrift. S. At: 
ers. 40. 

65) Code de Comm. Art. 117. 168—170. Fremery p. 115. 
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m rei ik Indem ‚Gpfl fange 
rd vor), Vermehrung ‚der Sicyerheit der Zahlung. bes 
Wechſels dienen auch noch mehrere Mittel, und zwar 1) das der Noth- 
adreffe??), d. b. eine Perfon, welche von dem Ausfteller des Wech- 
feld ober einem Indoffanten auf dem Wechfel als foldye bezeichnet wird, 
daß fi am fie wie an einen fubftituirten Traffaten der Wechfelinhaber 
wenden muf, um Zahlung zu erhalten, wenn der Traſſat nicht acceptirt 
ober nicht bezahlt. 2) Wechfelbürgfchaft??), in fo fern für eine 
wechfelverbundene Perfon ein Buͤrge hinzutreten ann, welder wechſel⸗ 
rechtlich für die Wechfelzahlung zu haften verfpricht. 3) Intervention 
zur Ehre 7%), in fo fern eine dritte Perfon, bie nicht ohnehin fchon 
wechſelrechtlich haftet, in dem Falle, wenn der Mechfel nicht acceptirt 
oder nicht bezahlt wird, binzutritt und ſich verpflichtet, den Wechfel zu 
zahlen, indem fie dies zuc Ehre / des Traſſanten oder eines der Indoffan- 
ten thut, um dadurch) Nachtheile, die fonft eintreten würden, von demje- 
nigen, zu deffen Ehren acceptict wird, abzuwenden. Dies fest voraus, 
daß der Intervenient, der gleichfam Geſchaͤfte eines Anderen führt, in 
Geſchaͤftsverhaͤltniß mit feinem Honoraten fteht, oder doch feinem Cre⸗ 

67) Code de Comm. rt. 115117. Nouguier I. p. 189. 

68) Nouguier I. p. 400. 

69) Meine Grund. $. 346. Brem. W.⸗O. 5. 93. Albers ©. 53. 

70) Meine Grundf. $. 317. 

71) Code de Comm. Art. 179. 

72) Meine Grundf. $. 348. 

73) Meine Grundf. $. 350, 

74) Meine Grundf. $. 349. 
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dite traut. Der Wechſelinhaber iſt nicht ſchuldig, die Acceptation zur 
Ehre anzunehmen, wohl aber muß er die Zahlung zur Ehre eines An⸗ 
dern annehmen. Hat er angenommen, ſo muß er auch gegen den In⸗ 
tervenienten fein Recht wie gegen ben Trafſſaten verfolgen. Der paf: 
fende Intervenient tritt in die Stelle des Mechfelinhabers und ermirbt 
MWechfelrechte gegen feinen Honoraten und gegen die Vormaͤnner deſſel⸗ 
ben. An das Vorzeigen des Wechſels ift weſentlich die Realiſirung ber 
MWechfelrechte geknuͤpft; daher bee Verluft des MWechfels Nachtheile für 
den Inhaber bat 75); allein auch hier hat das Wechſelrecht weiſe auf 
Mittel gedacht, theils dem Verlierenden möglich zu machen, bie Ausftel: 
lung eines anderen Exemplare ſich zu verfhaffen”®), theils die Accepta- 
tion und die Zahlung des Wechſels dennoch zu befommen, indem er fidh 
bes zweiten Exemplars (3. B. ber Secunda), wenn er ein folches befißt, 
ſich bedient oder Caution fleut?T). Die Kraft des Wechſels wird, wie 
bereit8 bemerkt wurbe, noch verſtaͤrkt bucch das proceſſualiſche Verfahren, 
theils durch die Art der Vollſtreckung. In der erflen Beziehung liegt 
der Vortheil des Wechſelproceſſes darin ?®), daß dabei In einem dem bes 
Erecutivproceffes ähnlichen Verfahren auf das bloſe Vorzeigen des Wech⸗ 
ſels und die eingereichte Klagſchrift der Beklagte angehalten wird, ſich 
über die Aechtheit ber Wechſel und der Unterfcheift zu erklären, und 
wenn er diefe nicht in Abrede flellen Tann, zur Zahlung verurtheilt 
wied, fo daß Leine fonft im ordentlichen Proceffe zuläffigen Einreben vor: 
gefhügt werden können. In dieſer Beziehung wird auch bie Faͤlſchung 
oder Verfärfhung des Wechſels 79), oder bes Indoſſements nicht ben 
Einfluß üben, den biefe Einreden fonft im Wechfelprocefie haben. Da Seber 
aus feinem eigenen Vertrage haftet, und daher der Zraffat, wenn er aud) 
einen falfchen oder verfälfchten Wechfel acceptirte, doch aus feinem Arc: 
cepte dafür haften muß, während er, wenn die Wechſelſumme erft nad 
der Acceptation verfälfcht murbde, der Zraffat nur fo weit haftet, ale er 
fi) verpflichtete. Kommt zu einem falfchen Wechſel ein aͤchtes In⸗ 
doſſement hinzu, fo haftet der Indoſſant demjenigen, welchem er fich 
verpflichtete. — Die Wechfelfttenge in Bezug auf die Vollſtreckung be⸗ 
fteht darin, daß gegen den Wechfelfchuldner auch der Perfonalar: 
reft 80) erkannt werden kann. Wichtig iſt noch im Mechfelcechte bie 
Verjährung®!), die an Lürzere Friften (verfchieden nach dem verfchles 
denen in Frage ftehenden Klagen) als die ordentliche Verjährung gebun« 
den a Der eigene Wechſel 9?) (das franzöfifche billet A ordre)®?) 


15) Meine Grundf. $. 352. 

76) Code de Comm. Art. 152. 

77) Meine Srundf. %. 352. 

78) Zweckmaͤßige Boricriften in der brem. W.⸗O. $. 132 ff. 
79) Meine Grundf. $. 354. 

20) Mein Auffas im — XIV. ©. 25. 

81) Meine Grundf. & 

82) Meine Grundf. $. 87. 

83) Code de Comm, Xrt. 182. 


i —— 
hit * ine der größten, —2* 
üslichfien Erfindungen it unſtreitig die Kunſt, das Meer mit- 
telft gewoiffer Transportwerkzeuge, die wir in Deutfchland im Aügemei- 
nen Ssitre nennen, zu befahren und baffelbe auf dieſe Weife dem 
Menſchen dienſtbar zu machen. Man nimmt gewöhnlid an, daß. die 
hönizier die Erfinder der Schifffahrt gewefen ſind. MWenigftens haben 
ſo weit unfere Gefchichte reicht, zuerft das mittelländifhe Meer be: 
fahren. Freilich bemegt ſich unfere aͤlteſte Geſchichte hauptſaͤchlich nur 
um die Völker, welche an dem mittellaͤndiſchen Meere liegen, und der 
mit feiner Bildung weit über unfere Geſchichte hinaus gehende Oſten 
ift ung erft in neuerer Zeit bekannt geworden, als feine uranfängliche 
Gultur bereits wieder in Exftarrung übergegangen war. Uber e8 tagen 
aus ihm bennoch bereits im jener früheren Periode fo manche Cultur- 
momente in die religiöfen Mythen, in die Inftitutionen und bie ganzen 
Zuffände Vorderafiens, Aegnptens und fo weiter herüber, daß ein vor⸗ 
geſchichtlicher engerer Zufammenhang zwiſchen beiden ſich gegenwärtig 
unverkennbar kund gibt. Leicht ift es daher möglich, daß die urfprüng- 
lich cohe Erfindung durch die Phönizier nur aus Oſtindien am die Ufer 
des mittelländifchen Meeres übergettagen wurde; wahrſcheinlich iſt «6 
jedenfalls, daß fie in dem mercumtaufchten Oſtindien mindeftens gleich 





84) Gegen bie eigenen Wechſel ſ. Einert, Wechſelrecht S. 465. 
85) Brem. ®.:D. $. 30. 
86) Meine Grundf. $. 357. Ar. IV. 
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zeitig geübt wurde, wenn fie auch fpäterhin nicht fo weit, wie in Europa, 
ausgebildet wurde, weil bie indiſche Civilifation ſelbſt in Verfall gerieth- 
Für diefe Anficht fpricht wenigſtens, daß die malapifhen Prom noch 
jegt eine ganz eigene, von dem Grunbfägen der europäifhen Schiffbau⸗ 
Zunde völlig abweichende Gonftruction haben, bie jedoch in verfciebenen 
Beziehungen für die dortigen Deere ungleich zweckmaͤßiger ift, als bie 
unfrige. Fuͤr uns indefien koͤnnen immerhin die Phönizier als Erfinder 
diefer nüglien Kunft gelten, ohne welche das Menſchengeſchlecht noch 
in allen Beziehungen fehr zurüd fein würde. 

Betrachtet man die Formen und die Geflalt der verſchiedenen Welt: 
theile, fo ift jeder derfelben mehr oder weniger von dem anberen ent» 
weder durch Meere ober durch unwirthbare Gegenden getrennt. Wie 
ſchwierig, ja vielfach unmöglich würden daher bie Communicationen 
zwiſchen den verſchiedenen Welttheilen, ja zwiſchen den verſchledenen 
Ländern eines und deſſelben Welitheils ohne diefe nuͤtliche Erfindung 
geblieben, wie gering würde der Verkehr unter den verfhlebenen Völkern 
des Erdballs noch gegenwärtig fein. Jener Verkehr, ber, indem er 
zunaͤchſt den Austaufch der verfchledenartigen materiellen Güter ber ver⸗ 
fhiedenen Länder und Zonen zum Zwecke hat, gleichzeitig überall hin 
Gultur, Gefittung und Städtewefen bringt, zum ficheren Bewelſe, in 
wie naher Verwandtſchaft bie geifligen und materiellen Intereſſen zu 
einander fi) bewegen. Schifffahrt und Welchandel ſtehen daher, wie 
oft jene auc nebenbei ber Eroberungsluft gedient haben mag, in ber 
engften Verbindung. Ohne Schifffahrt Fein Welthandel und — kann 
man umgelehrt fagen — obne Welthandel Leine bedeutende Schifffahrt. 
Die Geſchichte der Schifffahrt faͤlt daher mit die des Welthandels nahe 
zuſammen, und beide wirken nach ber Art polarer Kräfte gegenfeitig 
auf einander. 

Natürlid war die Schifffahrtstunde in ben früheften Zeiten ſehr 
unvolltommen. Zwat benugten die Schiffer frühe ſchon die Sterne als 
Leiter. Aber fie allein konnten nur fehr unzuverläffige Führer fein, und 
die Schifffahrt blieb, mit Ausnahme der auf dem überall vom Lante 
eingeſchloſſenen Mittelmeere, bloſe Küftenfchifffahrt, wenn auch dabei 
einzelne kuͤhne phoͤniziſche Schiffer bis nad Preußen zu dem Lande des 
Bernſteins und bis an bie ultima Thule fommen mochten. In den 
großen atlantifhen Dcean Eonnten fie fi) nicht wagen, und eben fo 
wenig mochte ber Handel einen anderen Verbindungsweg mit dem fer- 
nen Oſtindien als den über Vorderafien für feine Geſchaͤfte auffuchen. 

Auf ſolche Weife wurde das mittelländifche Meer die Haupthans 
delsſtraße für den damaligen Waarenzug, der ſich von Afien und Afrika 
aus nach Stalin und von ba weiter Uber Deutfchland nach dem Mes 
ften und Norden, ja felbft nad dem Dften Europa's verbreitete und 
vertheilte. Der Flor des italieniſchen und deutſchen Staͤdteweſens — 
Hanſa — war die naͤtuͤrliche Folge der Richtung, welche der damalige 
Welthandel nahm. Wegünfliget wurde biefe Richtung auf der einen 
Seite durch den Affociationsgeift der lombardiſchen und deutfchen Städte, 
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ſache, theils weit bie Macht der Regierungen erfiarkte, und die zeit: 
herigen Gerechtſamen und Freiheiten der Städte brach. 

Wie früher Italien und Deutfhland für den Welthandel am Beften 
gelegen waren, fo murden es nunmehr die weiter weſtlich gelegenen 
Länder, von denen die Portugiefen, Spanier, Scanzofen, Engländer und 
Holländer in Dftindien und Amerika große Colonieen anlegten. Deutfh> _ 
land blieb zuruͤck; es fehlte ihm an Einheit und an Flotten. Bon da 
an datirt der Verfall des deutfchen Handels, und das Emporfommen 
des Handels der Portugiffen, Franzofen, Holländer und Engländer. 
Ueber allen Handel anderer Staaten hob fi) jedoch nach und nad) der 
Welthandel, die Schifffahrt und die Macht Englands. 

Man fagt uns jegt häufig, es fei dies zufolge der von Cromwell 
im Jahre 1651 gegebenen Navigationsacte gefhehen, durch welche die 
engliſche Schifffahrt große Begünftigungen und großen Schuß gegen bie 
Schiffe der Ausländer erhielt. Sie mag auch das ihrige dazır beigetra- 
gen haben. Aber viel mächtiger noch haben andere Urfahen darauf 
eingewirkt; fie find: die außerorbentlid günflige Lage Englands, der 
energifhe Charakter, die Thätigkeit und der Erfindungsgeift des Volkes, 
die große Sicherheit der Perfon und des Eigenthums und die politifhe 
Freiheit der Engländer. Auf diefen Grundlagen hat ſich die englifdhe 
Schifffahrt und Rhederei auf die erfte Stufe erhoben; fie wird fich unter 
allen Umftänden darauf erhalten, fo lange feine jener Grundlagen er⸗ 


z 


Belthandel. 761 


fchüttert wird. Noch immer behnen ſich feine Handelöverbindbungen nad) 
allen Seiten aus, und die Beſiegung China’s hat benfelben mittelft ber 
den Chinefen aufgelegten Bedingungen eben erft ein neues unermeßliches 
Feld geöffnet. ' 

Neben der englifhen Schifffahrt und Mhederei hebt ſich in neueſter 
Zeit befonders wieder die Schifffahrt und Rhederei Frankreichs und der 
vereinigten Staaten von Norbamerita, obwohl erſteres nur fehr unbe: 
deutende, letzteres gar keine Solonieen hat. Den letzteren verdankt bie 
Schifffahrt meit die wichtigſte Verbeſſerung, welche fie in ber neuen Zeit 
erfahren hat, die Anwendung der Dampflraft. Der Ameritaner Fulton 
war es, welcher im Sabre 1807 zuerft mit einem Dampfboote den 
Hubfon befuhr und dadurch den Schiffen Flügel verlieh. Seine Er- 
findung wurde von den übrigen feefahrenden Nationen’ bald angenommen 
und nach allen Richtungen hin verbeffert und vervolllommmet. Gegen⸗ 
märtig merden alle Meere von Dampfbooten befahren; mittelft berfelben 
gelangt man aus England in 12—14 Tagen nad) Nordamerika, und 
in 34 Zagen nad) Galcutta ; Reiſen, wozu fonft 5— 6 Wochen und 
beziehendiih 9 Monate gebraucht wurben. 

Lesteres allerdings ift nur dadurch möglich geworben, daß fich ber 
frühere Handelsweg nach Dftindien über Aegypten wiederum zu öffnen 
angefangen bat. Zwar iſt er noch nicht ganz frei; aber es leidet keinen 
Zweifel, daß die noch entgegenfiehenden Hinderniffe in nicht ferner Zu: 
kunft gänzlich befeitiget werden dürften. Daran Inüpfen fid) manche 
wichtige Fragen. 

Es fragt fih, welche Veränderungen baraus hervorgehen werben. 
Wird die Fahre um das WVorgebirge ber guten Hoffnung nad Indien 
ganz aufhören? wird der ganze Waarenzug wieder den alten Weg ein: 
fhlagen? melden Einfluß wird dies auf die Schifffahrt der verfchiedenen 
Nationen dußeın? Was hat Deutfchland dabei zu thun, um alter 
Bortheile wieder theilhaftig zu werben? Diefe und viele andere damit 
verwandte Fragen tauchen dabei auf. Die meiften berfelben werden 
vonftändig wohl erft durch bie Zukunft ſelbſt beantwortet werden koͤnnen. 
Im Allgemeinen fcheint uns nur fo viel gewiß, daß die Abkürzung des 
Zransportes nicht anders als vortheilhaft auf den Welthandel einwirken 
koͤnne. Davon iſt hinmiederum eine günftige Ruͤckwirkung auf bie 
Schifffahrt ganz unzertrennlich. 

Bereits im Eingange diefes Artikels haben wir bemerkt, baß beide 
in Wechfelmirtung polarer Kräfte zu einander fliehen. Verfolgen wir 
biefen Gefichtspuntt, fo zeigt fi uns, baß nicht immer dos pofitive 
Element auf einer und derfelben Seite blieb. Unftreitig war am Ans 
fange die Schifffahrt das pofitive Element, denn fie war bie Bedingung 
eines lebhaften Verkehrs zwifchen den durch Seen von einander getrenn: 
ten Nationen. Als derfelbe einmal angelnüpft war, wurden die Rollen 
vertaufcht; die zunehmende Ausdehnung dieſes Verkehrs hatte Vervoll⸗ 
fommaung und Ausbreitung der Schifffahrt zur unmittelbaren und noth⸗ 
wendigen Folge. 
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tionsacten und Einfuhrverbote  — J * 

Entfernen wir von unſerer Erziehungemethode Alles, was darauf 
abzwet, den eigenen Charakter und die Energie bes Geiſtes Thon in 
der frühen Jugend zu Enechten und zu brechen; entfernen toir überall 
aus der Gefeggebung die fremden Nechte und Gerichte, und kehren wir 
zu dee Deffentlichkeit und Muͤndlichkeit des beutfchen Gerichtsverfahrens 
und zu den Schöppengerichten zurüd; entfeſſeln wir die Preffe, damit 
fie frei fprechen dürfe von dem, was uns gebricht und was wir braus 
hen; legen wir dem Affociationsgeifte keinerlei Hinderniffe und Zwangs⸗ 
jaden mehr an, und gewähren wir dem Volke eine Münbdigkeit, welche 
andere Voͤlker längft haben, bie das unfere fo ſehr verdient und bie es 
fehr bald in ihrem ganzen hohen Werthe achten Iernen wird. Dann 
merben wir bald haben, was uns jet fehlt, jene Energie bes Charakters, 
welche keinen Feind ſcheut und einem Hinderniſſe weicht, Sie wird 
ganz andere Wirkungen auch auf die Schifffahrt hervorbringen, als jene 
Navigationsacten, die nur der Schlaffheit zum Ruhekiſſen dienen. 

Viel nothmwendiger als diefe wären, zu Hebung deutſchen Handels 
und beutfcher Schifffahrt, Hanbdelöverträge mit fremden, befonders ame: 
ritaniſchen Staaten, weiche die deutfhe Schifffahrt dort mit derjenigen 
ber am Meiften begünftigten Nationen gleichfegten und für deutſche Pro= 
ducte vieleicht Zollermäßigungen erzielten. Dann würden gewiß Deutſch⸗ 
lands Schifffahrt und Seehandel einen großen Aufſchwung nehmen. 
Aber das naͤmliche Princip der Unfreiheit, welches dem Volke in Bezug 
auf feine geiftigen Intereffen aͤngſtlich vorenthält, was ihm gebührt, 
wird in feinen weiteren Confequenzen auch dem materiellen Zortfchritte 

‚ beffelben nachtheilig. Spanien, die mittel- und fübamerifanifhen Staa- 
ten, vielleicht felbft Belgien und Portugal, gelten als revolutionäre 
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Länder, mit denen das abfolutiflifche Princip Feine Gemeinſchaft haben 
fol. Die meiften Regierungen diefer Länder find, tro& bes Fait accom- 

- pli, noch gar nicht einmal anerfannt. Daher find mit ihnen, nad 
diplomatifchen Anfichten, weder diplomatifche Verbindungen noch Handels⸗ 
verträge zulaͤſſſg. NKlügere und meniger bedenkliche Nationen kommen 
uns indefien zuvor und beuten fie aus. Sie werden ſich dort feſtſetzen, 
und wir, wie gewöhnlich, zu ſpaͤt kommen. 

So lange diefe Hinderniffe nicht befeitigt werben, fo lange kann 
die deutfhe Schifffahrt einen großen Auffhwung nehme, ja felbft Nas 
vigationsacten würden entweder ihr ober bem beutfchen Seehandel eher 
ſchaͤdlich als nügli werden. , Allerdings aber erklärt fi auch aus die: 
fen Zuftänden das große Mißverhaͤltniß, welches zwifchen ber beutfchen 
Mhederei und der Mheberei der Engländer, Norbamerilaner unb Zran- 
zofen flattfindet. 

Das britiſche Reich befaß im Jahre 1835 

25511 Schiffe mit einer Tragfähigkeit von 2,783,761 Tonnen. 

Unter diefen waren 538 Dampffchiffe mit 60,520 Zonnen Zragfähig- 
keit*). Die Zahl der legteren hatte fi im Jahre 1840 bereits auf 
840, mit einer Tragfähigkeit von etwa 90,000 Tonnen vermehrt. 

Die Zahl dee franzöfifhen Schiffe betrug im Jahre 1839 

13,263, mit einer Tragfähigkeit von 1,342,522 Tonnen. 

Die Zahl der Dampffchiffe war ungleich größer als in Großbri⸗ 
tannien ; aber ihre Zragfähigkeit war nur auf etwa 25,000 Tonnen ans 
zufchlagen. 

Bon der nordamerikanifchen Rhederei vermögen wir zwar bie Zahl 
der Schiffe nicht anzugeben; aber der ganze Zonnengehalt berfelben wird 


für das Jahr 1841 auf 
1,647,009 Zonnen 
angefchlagen. 


Die beutfhe Rhederel beftand im Jahre 1839 aus 
5799 Schiffen mit 613,841 Tonnen Tragfähigkeit. 

Davon gehörten Oeſterreich 3293 Schiffe mit 165,741 Tonnen Ge: 
halt; Preußen 519 Schiffe mit 148,230 Zonnen Tragfähigkeit; ben drei 
Hanfeftädten 435 Schiffe mit 139,068 Zonnen Tragfähigkeit; Mecklen⸗ 
burg 336 Schiffe mit 70,250 Zonnen Zragfähigkeit; Holſtein 571 mit 





—— 


. *) Dan fieht, wie verhättnigmäßig die Tragfähigkeit der Dampffchiffe noch 
immer gegen die der Segelſchiffe hoͤchſt gerin ie. Daraus erklärt fich, warum 
fie auf die Ausbreitung des Welthandeld noch Feinen großen Einfluß ausgehbt 
haben. Es folgt aber auch weiter daraus, daß fie noch lange bin nicht aus⸗ 
reichen werden, ben WBaarentransport auf dem Handelswege über Aegypten zu 
vermitteln, und daß der Waarentransport auf diefem Wege noch lange den Ges 
gelichiffen allein anheimfallen wird. Dann aber wird derfelbe viel länger dauern 
und aud größeren Schwierigkeiten unterworfen fein. Gin Grund mehr, um 
anzunehmen, daß vor ber Band noch ein fehr großer Theil der Waaren feinen 
Weg nad Dftindien und zurädt nad wie vor um das Vorgebirge ber guten 
Hoffnung nehmen wird. 


Kus 5 biefe verfchiebenen Borkehrumgen 
nur in beffimmten einzelnen Bälten überhaupt anwendbar find, und daß 
fie auch dann nur in einem Eleinen Kreife wirken koͤnnen. Go ift für 
das vorliegende Bebürfnig einer Hülfe eim freimilliges Werkhaus nur 
dann von Bedeutung, wenn es namhafte Mittel zum Ankaufe der im 
feinen Werkftätten verfertigten Waaren und eine fichere Gelegenheit zur 
Verwerthung derfelben befigt; eine Worausfegung, melde eben nicht 
häufig eintreten möchte. Die Induftriemagazine dagegen find allerdings 
von  beftändiger MWirkfamkeit; allein theils ebenfalls nur im Kleinen, 
theils nur für gewiffe Gattungen von Waaren. Sie find hauptſaͤchlich 
nur eine Wohlihat für Dürftige aus den höheren Ständen, namenilich 
für. Fcauen, welche ihrer Hände Arbeit nicht wohl unter eigenem Namen 
verkaufen koͤnnen; ferner für Gewerbende, welche ganz unbekannt find 
unb von den Abfagtwegen entfernt wohnen. _ Der unmittelbare Ankauf 
von. Waaren endlich gewährt. zwar eine unmittelbare Hülfe; allein es 
iſt einleuchtend, daß ein Verfahren diefer Art, namentlich, als regelmäßige 
Anſtalt, nur unter ganz befonderen Umftänden fkattfinden ann, und 
daß dafjelbe, fogar der gewichtigen Einwendung blosſteht, einem.an ſich 
nicht haftbaren Gewerbszweige durch kuͤnſtliche Unterftügung ein ſieches 
Leben zu erhalten ‚und ihm dadurch zu einer bleibenden Werlegenheit zu 
machen. Das Gefammtergebniß ift fomit, daß durch Wohlthätigkeitsanftalz 
ten im engern Sinne zur Exhaltung des Werthes und Abſatzes einer At- 
beit nur felten und nur in untergeorbnetem Maße etwas gefchehen kann. 
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2) Vielleicht etwas günftiger flellen ſich die Verhältniffe dann, 
wenn es fid) davon handelt, eine neue Art von lohnender Arbeit 
an die Stelle einer aus irgend einem Grunde werthlos und ungefucht 
gewordenen zu fegen. Allerdings wirb auch hier bie Dauptfache durch 
große ſtaatswirthſchaftliche Maßtegeln gefchehen müflen, wenn es fich 
von einer meitverbreiteten dauernden Urfache der Arbeitsloſigkeit hanbelt. 
Für zahlreiche Mengen von brotiofen Arbeitern Tann nur durch die Ein: 
führung neuer Gewerbe oder Benugungen des Bodens, durch Gründung 
von Golonieen innerhalb oder außerhalb des Landes, endlich durch große 
Öffentliche Bauten geforgt werden. Aber cs gibt auch manche Fülle, 
in welchen Einzelne die Fähigkeit verlieren, ſich auf bie bisher von ihnen 
betriebene Weiſe tünftig zu ernähren, waͤhrend es ihnen an Gelegen⸗ 
heit und an Mitteln fehlt, eine neue lohnende Arbeit zu beginnen. 
Hier helfend einzugreifen, ift eine ſchoͤne Aufgabe für die Wohlthätigkeit, 
und zwar um fo mehr, als die Staatsanftalten felten auf folche Ber: 
einzelte berechnet find, und aud in ber That, ba fie das Allgemeinere 
im Auge zu behalten haben, berechnet fein können. Die anzumendenden 
Mittel find aber hauptfächlich nachſtehende: Nicht felten ift in einem 
Lande die Verfertigung gewiſſer Gebraudyegegenflände, welche eines 
fiheren und befländigen Abfages gewiß find, auch weder einer langen 
Lehrzeit, noch eines großen Betriebecapitales bedürfen, gar nicht bekannt 
oder wenigſtens nicht genügend verbreitet. Hier Tann dann durch die 
Eröffnung von unentgeltlihen Unterrichtsanftalten viel Gutes 
geftiftet werden, theils überhaupt in volkswirthfchaftlicher Beziehung, 
theils, was hier zunaͤchſt zur Sprache kommt, zur Unterflügung ſolcher, 
welche anderwaͤrts ihr Brot nicht zu verdienen vermoͤgen. Natuͤrlich 
laͤßt ſich ein Verzeichniß der paſſenden Arbeiten nicht im Allgemeinen 
geben, da hier Alles auf oͤrtliches Beduͤrfniß und bisherigen Mangel 
ankommt; aber beiſpielshalber mögen genannt fein: Spitzenkloͤppeln, 
feine Korbarbeiten, Strohflechten, hölzerne Uhren, Perlenftriderei, Fer⸗ 
tigung von Kleidungsflüden, Zubereitung von Lebensmitteln für den 
auswärtigen Handel oder für Schiffe u. dgl. Nicht erft der Bemerkung 
aber bedarf es, daß bei dee Wahl bes zu eröffnenden Unterrichtes mit 
genauer Kenntniß der wirthſchaftlichen Verhältniffe verfahren werden muß; 
weshatb denn auch ein Wechſel des Gegenflanbes von Zeit zu Zeit nös 
thig fein wird. Kin zweites, auch im Kleineren und fomit von einzel: 
nen Wohlthaͤtigkeitsanſtalten anwendbares Mittel iſt die Beſchaͤftigung 
bei öffentlichen Bauarbeiten. Nicht leicht wird eine Gemeinde 
fein, in melcher nicht ein unbefriedigtes Beduͤrfniß hinſichtlich eines 
Epazierganges, eines Verbindungsmweges, einer Austrodnung oder Frucht: 
barmachung befteht, oder welche nicht irgend eine Arbeit zu Nugen eines 
Schulz, eines Armenhaufes, einer Anftalt für verwahrlofte Kinder zu 
unternehmen hätte. Zu biefen Befchäftigungen mögen nur folche Ein: 
wohner verwendet werden, welche in ihrem eigentlichen Gewerbe brotos 
geworden find oder auch nur vorübergehend Beinen gehörigen Abfag fins 


den. Daß das. öffentliche Wefen am Ende noch einen dauernden Nutzen 
Staats:keriton. XV. 49 


gabe berückfichtigen. Gemäpntiäflen find: Kranfencaffen, 
aus een dem Betreffenden während der Dauer einer Krankheit (etwa 
beſchrantt auf eine Längfte zugefaffene Dauer) ein Beitrag gegeben wird; 
ferner Leihencaffen, welde die Koften, einer Beerdigung darfchiefen ; 
Beiträge zu Wochenbetten. Die Mittel zu ſolchen Unterftügungen 
tönnen aber auf doppelte weſentlich verfchiedene Weiſe befchaffe werden. 
Entiveder naͤmlich fließen fie aus den Beitcägen wohlthätiger Dritter, 
N es nun, daß fpecielle Stiftungen zu folhen Zwecken gemacht find, 
es, daß ein Theil der allgemeinen Armengelder hierzu verivendet wird. 
gr aber tritt eine Anzahl von Perfonen, melde einen der in Frage 
flehenden Nothfaͤlle für ſich befürchten, zufammen, um durch Laufende 
Heine Beiträge einen entfprechenden Fonds für ben eintretenden Fall zu 
bilden. Die Wirkfamkeit der erfteren Gattung von Vorkehrungen hängt 
natürlich. von dem Umfange ihrer Mittel und von der Einfichtigkeit ihrer" 
Verwendung ab. Im Ganzen Können fie nur als ſeht loͤblich und nuͤtz— 
lich erklärt werden, wenn fie fon den Mangel haben, daß nicht 
mit Sicherheit auf das Eintreten der Hülfe in jedem Falle zu rechnen 
if. Eine Aufmunterung zu Stiftungen diefer Art und eine Beſtim— 
mung, welcher gemäß ein Theil der Öffentlichen Armengelder zu diefem 
Zwecke verwendet werden foll, iſt daher feht wuͤnſchenswerth; nament- 
lich ſcheint es eine fir die Mitdehätigkeit der Frauen fehr paffende Aufz 
gabe, durch Vereine für die Unterflüsung Armerer Wöchnerinnen zu 
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ſotgen. Was aber die Gruͤndung eigener Caſſen zu dem Zwecke einer 
erklecklichen rechtzeitigen Unterftügung betrifft, fo ift eine foldhe ohne 
Zweifel ſowohl ein Beweis von Sittiichkeit und Einſicht ber arbeitenden 
Glaffen, als ein Mittel zur weitern Förderung der erfteren biefer Eigen» 
haften. Auch haben fie ben großen Vorzug, daß fie ben Betheiligten 
ein Recht auf bie nöthige Unterflügung geben. Somit koͤnnen denn 
auch hier moͤglichſt zahlreiche Vereine diefer Art nur mit Villigung ges 
fehen werben. Jedoch wird der Staat nur feine Pflicht erfüllen, wenn 
er zugleidy für Nichtigkeit der Berechnung und Sicherheit der Verwals 
tung forget, fo weit dies ohne ungehörige Eingriffe in die Mechte der 
Bürger gefchehen Tann. Da namentlich die richtige Berechnung ber 
Beiträge nichts weniger als leicht ift: fo ſcheint eine Bekanntmachung 
amtlich berechneter, die verfchledenen möglichen Säle berüdfidytigender 
Tabellen fehr wünfchenewerth ; und wenn auch fein unmittelbarer Zwang 
zu deren Einhaltung gerechtfertigt fein mag, fo kann auch jedenfalls 
verlange werden, daß die Gründe einer Abweichung gegen die zuftändige 
Behörde erklärt werden, und e6 muß alsdann dem Staate, wenn er 
diefe Gründe unrichtig fände, zuſtehen, eine Öffentlihe Abwarnung zu 
erlaſſen. — Nicht alle Fälle einer Noth laſſen ſich aber zum Voraus 
ausfinnen; und manche derfelben find fo eigenthuͤmlich und felten, daß 
die Gründung eigener Abwehranſtalten nicht gerechtfertigt wäre, bie 
Bildung feriwilliger Vereine ganz unmoͤglich if. Hier bleibt dann nichts 
übrig, als durdy eigens errichtete Greditanftaiten (mit Recht auch: 
Bürgerrettungsanftalten genannt) das zur Ueberwindung des 
Uebels erforderliche Capital darzufchießen. Die Gründung einer ſolchen 
Anſtalt ift nicht eben großen Schwierigkeiten unterworfen. Da es ſich 
nicht von Geſchenken mit den fraglihen Summen handelt, fondern im 
Gegentheile fogar, neben ber Rüdzahlung des Gapitald, aud noch 
mäßige Zinfen gefordert werben mögen, aus denen dann namentlid auch 
etwaige einzelne Verluſte gedeckt werben koͤnnen: fo erfordert eine ſolche 
Anſtalt durchaus keine beteutenden Laufenden Opfer, ſondern nur bie 
urfprüngliche Aufbringung eines Capitales. Auch ift keineswegs eine 
fehr bedeutende Summe nöthig, um einen verhältnigmäßig großen Nugen 
zu ſtiften, da es in der Natur der Sache liegt, auch zum eigenen. 
Wohle der Schuldner gereicht, daß regelmäßige und baldige Ruͤckzah⸗ 
lungen verlangt werden, fomit daffelbe Capital in Burger Zeit Mehreren 
heifen kann. Schwieriger iſt eine gute Verwaltung. Unerlaͤßlich iſt 
dabei natuͤrlich eine genaue Kenntniß der zu Unterftügenden und ihrer 
Umftände. Da weder Pfand noch fonftige Sicherheit verlangt und ge: 
geben werden Tann, fo hängt dus Beſtehen der Anftalt lediglich von 
der Sittlichkeit, der Thatkraft der Schuldner und von einer richtigen 
Beurtheilung ber Möglichkeit und Wahrfcheinlickeit eines Wiedergedrihens 
derfelben ab. Zweietlei ift fomit einleuchtend. Cinmal, daß eine Gre 
ditanftalt diefer Art ihre Wirkſamkeit nur In einem Heinen Umkreiſe 
geltend machen kann. Zweitens, daß lediglich die moralifche Ueberzeu⸗ 
gung und die Einſicht ber Verwalter, nicht aber Rare, Sefnänsnor 





2 werben Farin, zu erleichtern. "Eine! zweite Gat- 
iſt auf die Erwerbung einen Mentegerichtet, wobei dann 

zwiſchen ſoichen Renten zw unterſcheiden iſt, welche dem Einlegenden 
feibft gu begabten find, und: foldyen, welche feiner hinterlaffenen Familie, 
Witwe und Waifen, zufallen folten. Die Zweckmaͤßigkeit aller. diefer 
Vorkehrungen Fann im Allgemeinen einem Zweifel unterliegen, indem 
der Ueberſchuß des Verbienftes im kräftigen Alter und bei höherem Lohne, 
als der Augenblick verzehrt, zur Abwendung der Folgen einer fpäteren 
Verdienftiofigkeit benugt wird. Was aber die verhaͤltnißmaͤßige Bedeu⸗ 
tung ber einzelnen diefer Mittel betrifft, fo ift die Ermerbung eines Ca: 
pitaies allerdings das an fi Wünfchenswerthefte, weil es unter allen 
Umfänden, und zwar je nach den Bebürfniffen entweder durch Verwen- 
bung des Grundflodes oder nur der Binfen, Huͤlfe gewährt, von den 
fitlichen Folgen dee erwerbenden Sparfamleit ganz abgefehen. Schade 
mur, daß bie Größe des möglicher Weife zu erfparenden Gapitales bei 
Vielen, vieleicht den Meiften, einer gänzlichen und langebauernden Ar: 
beitstofigkelt, namentlich eines Familienvaters, nicht entfpricht. Die Er: 
werbung einer Rente aber ſteht in jedem Falle einem Capitalbefige nach, 
indem fie nur eine Einnahme, nicht aber einen Grundſtock verſchafft, 
vielmehr in der Verzehrung eines folchen beſteht. Allein wenn einmal 
die Erwerbung ober Erhaltung eines zureichenden Stocks außer Frage 
iſt, fo ift auch fie natuͤrlich von Nugen, und zwar gleihmäfig, wenn 


*) Es möchte vielleicht feinen, als fei bier auch noch der Pfandhäufer 
wefentlih Erwähnung zu thun. Allein es iſt in hohem Grabe zweifelhaft, in 
wie fern diefelben überhaupt gu den Wohltpätigkeitsanftalten zu rede 
Pa Im Uebrigen f. über biefelben ben eigenen Artikel, Bd. XII, ©. 
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ſie dem Erwerbenden ſelbſt und wenn ſie ſeiner hinterlaſſenen Familie 
zu Gute kommt. Von den verſchiedenen moͤglichen Arten einer Rente 
aber, naͤmlich einer gleichbleibenden lebenslaͤnglichen, einer einfachen Ton⸗ 
tine, endlich einer zuſammengeſetzten und kuͤnſtlichen Tontine, erſcheint 
wieder die erſtere als die vorzuͤglichere, indem ſie eine beſtimmte Summe 
gewaͤhrt, welche ſomit einer ſicheren Lebenseinrichtung zur Grundlage 
dienen kann, und weil ſie nicht den unſoliden und ſo leicht zu verderb⸗ 
lichen Selbſttaͤuſchungen fuͤhrenden Geiſt des Gluͤcksſpiels naͤhrt. Nur 
in ganz wenigen Faͤllen ſind Tontinen, wo nicht loͤblich, doch zu recht⸗ 
fertigen; dann aber auch wieder bie einfachen, als bie ſicheren und kla⸗ 
teren, mehr als die zufammengefegten. — Unter diefen Umftänden find 
benn auch die Anftalten, melde zur Erwerbung dieſer verfchlebenen 
Arten von Einkommen oder Befig führen follen, aller Beachtung und 
Unterflügung werth. Vor Allem ift dies bee Hall bei ben Sparcaf: 
fen, als welche bie fchnelle und fichere Anfammlung eines Gapitales be: 
günfligen (ſ. über biefe wohlthätige Anftalt den eigenen Artikel, Band 
XIV, ©, 670— 673). — Auf fie folgen die Lebensverſiche⸗ 
rungsvereine, welche die Aufgabe haben, beim Tode einer beftimms 
ten Perfon den Erben ein gewiffes Capital zu verfchaffen. Allerdings 
find ſolche Vereine nicht blos als Wohlthaͤtigkeitsanſtalten zu betrachten, 
denn fie dienen auch in manchen Fällen, in welchen von Schutz vor 
Armuth nicht die Rebe iſt; allein fie können auch zu diefem Zwecke bes 
nugt werden. Ihre Möglichkeit beruht einerfeits auf der Regelmaͤßigkeit 
der Duchhfchnittezahlen der Sterbefälle, andererfeits auch ber ſchnellen 
Vermehrung der eingefhofienen Capitale oder Beiträge durch bie Ver⸗ 
ſchaffung von Zinfes:Zinfen. ine richtige Berechnung iſt keineswegs 
unmöglich, oder auch nur ſehr ſchwierig; größeren Anftand bat die Zus 
rüdweifung folcher Beitrittsluſtiger, welche unter dem normalmäfigen 
Gefundheitsitande ftehen. Die Einzelheiten der Ausführung innen 
übrigens fehr verfchieden fein, je nachdem die Einlagen in einem Gapitale 
ober in jährlichen Beiträgen beftehen, der Verein auf Gegenfeitigkeit bes 
ruht oder als Geminnunternehmung betrieben wird, berfelbe nur für 
die urfprünglihen Gründer beftimmt ift, oder fortbauern fol u. ſ. w. 
Natürlich find aud die Vortheile, je nad) biefen Verfchiedenheiten, etwas 
größer, etwas kleiner. Allein immer bleibt die Einrichtung eine nuͤtz⸗ 
liche, deren möglichfte Ausdehnung in jeder Beziehung erwuͤnſcht ifl. 
Eine Gewaͤhrleiſtung durch den Staat ober eine fonftige öffentliche Caſſe 
ift übrigens nicht nothwendig, richtige Berechnung vorausgefest. Doch 
wird eine nähere Aufficht des Staates und eine Sorge gegen Betrug an 
ber Geſellſchaft dankbar erkannt werden. — Bon nicht geringerer Bedeu: 
tung find bie Wittwens und Waifencaffen. Diefe fichern der 
binterlaffenen, vielleicht fonft ganz bülflofen Familie eines Mannes, wels 
der nur feinen perfönlihen Erwerb hatte und zu gemügender Capitals 
anlage nicht gelangen Eonnte, wenigſtens ein nothbürftiges Auskommen. 
Eine richtige Berechnung der zur nachhaltigen Gewährleiftung der Ren: 
ten nöthigen Einlagen iſt allerdings ſchwierig, ba nicht blos bie mittleren 





Ne nr «DB 8 den foriatiftls 
Strebungen gelingen wied, überhaupt für alle Wittwen und Wat 
fen Huͤlfscaſſen zu bilden, wie neuefter Zeit vorgefchlagen wird, mäg die 
Zukunft lehren· Die Aufgabe ift eine eben fo fchöne, ats fehtnierige. — 
Was endlich die Leibrenten, Tontinen und zufammengefebte 
Tontinen (Rentenanſtatten) betrifft, fo ift bei allm ein Gapital ein⸗ 
zugablen ‚.. fie weiches der betreffenden Perfon (nicht nothwendig dem 
Einzahlenden ſelbſt) eine größere Rente, als der Iandübliche Zins Iebens- 
lang bezahlt wird, wogegen das Gapital felbft verfällt. Bei der Leib⸗ 
vente: zbied die größere Rente möglich durdy allmätige Aufzehrung des 
Gapitales; bei Tontinen durch den Heimfall der Mententhelle der früher 
ſterbenden Geſellſchaftsgenoſſen; bei den Rentenanftalten noch überdies 
darch die Zinſen aus dem Vermögen früherer ganz ausgeftorbener Jahr 
recvereine. Bei der erflen bleibt die Rente immer gleich; bei den beis 
den ledten fleige fie unter günftigen Umſtaͤnden fehr. bedeutend. Die 
Leibvente dierit alfo zur Berfchaffung eines Lebensuntrrhaltes gegen die 
Berzichtung auf Hinterlaffung einer Erbſchaft; die Tontinen in allen 
thren Fotmen aber zu einem mit den Jahren fteigenden, bei ungewoͤhn⸗ 
lich Höhen Alter ſelbſt Reichthuͤmer verfhaffenden Einkommen. Hier⸗ 
aus geht denn auch die Beantwortung der Frage hervor, für welche 
Faͤtte dieſe Berkehrurigen paſſen? Leibrenten lediglich für Perfonen, 
Weldye. von :timem Heinen Vermoͤgen, das mit feinen gewöhnlichen Zinfen 
fie nicht näßren wuͤrde, in Ihren fpäteren Jahren tollen leben koͤnnen, 
und die ſich niche darum befimmern, ob fie etwas hinterinffen. KXotitts 
nen und Rentenanſtalten aber find ein Sluͤcksſpiel, in welchen auf em 
hohes Leben und ducch diefes auf Immer zunehmenden Wohlſtand ges 
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hofft, im Uebrigen aber auch auf das einbezahlte Gapital für bie Erben 
verzichtet wird. Erſtere verdienen fomit in gewiſſen Faͤlen Billigung ; in 
einzelnen önnen fie fogar nothwendig fein. Und da der Vertrag erſt 
in dem Augenblide gefdloffen zu werden braucht, in welchem Arbeits⸗ 
loſigkeit, und fomit Noth eintritt: fo ift das Beſtehen einzelner folder 
Vorkehrungen zu billigen. Daß fie der Staat gründe, ift übrigens nicht 
nöthig, noch wohl audy nur zu wünfden; die Berechnung ift leicht und 
längft von Sachverſtaͤndigen gemacht. Zontinen und Mentenanflalten 
verdienen den Tadel jedes Glüdsfpieles; fie find fehlerhaft eingerichtet, 
weil fon in früher Jugend in der Regel eingetreten wird, fomit lange, 
ehe nur die Nothwendigkeit einer Verzehtung vom Capital vorliegt; 
endlich unzweckmaͤßig, weil Feine Art von Sicherheit ift, daß der höhere 
Ertrag zu gleicher Zeit mit der Noth eintritt. Wenn daher aud in 
Achtung des Rechts felbfifkändiger Bürger folhe Einrichtungen nicht 
unbedingt zu verbieten find: fo find fie doch auch fierlih nicht vom 
Staate zu begünftigen, noch meniger von ibm felbft zu unternehmen. 
Und wenn, wie fhon nicht felten gefhah, Taͤuſchungen des Publicums 
duch die Vorfpiegelung unmoͤglicher Vorteile verſucht werden, fo ift 
vom Staate zu erwarten, daß er die Einſicht hat, ſolches einzufehen, und 
das Pflitgefühl, es zu verbieten und zu beſtrafen. Im Ganzen if 
das Blühen folder Anftalten kein gutes ſittliches und wirthſchaftliches 
Zeichen einer Zeit. 

U. Anftalten zur Unterftügung Dürftiger. und Unglüdlicher. 

In nur allzu vielen Fällen werden die bisher erörterten und em⸗ 
pfohlenen Anftalten entweder nicht die hinteihenden Mittel befigen, um 
jeder Armutheurſache in ihrem Bereiche abzuhelfen, oder finden fie auf 
vortommende Zuftände Feine Anwendung. Die Nothwendigkeit einer 
Erleichterung wirklich eingedrungenen Elendes tritt daher immer wieder ein. 
Da nun die Geftattung von Bettel außer Frage ift, wegen der vielfas 
hen ſittlichen, wirthſchaftlichen und rechtlichen Folgen, welche diefe uns 
geordnete und blinde Act der Armenunterflüsung unmwandeibar nad) fich 
sieht (f. Art. „Acmenwefen“ Bd. II, &. 17 ff.); fo müjfen geordnete 
und die Gefammtheit der möglichen Fälle umfaffende Anftalten getroffen 
werden, unb in fo fern alfo nicht durch eine genügende und nachhaltige 
Privatroohiehätigkeit geforgt iſt, tritt eine Werbindlichkeit der allgemeinen 
Caſſen, fei es der Gemeinde und Bezirke, fei es des Geſammtſtaa⸗ 
te8, ein. 

Nichts ift einleuchtender , als daß eine unpaffende und verkehrte 
Einrihtung und Anwendung diefer Anitalten nit nur den Zweck uner⸗ 
reicht läßt, die Mittel zu minder Möthigem verwendend, fondern daß fie 
fogar pofitiven Schaden anridten kann, indem fie zu Muͤßiggang und 
Lüge aufmuntert, damit aber das Uebel immer mehr vergrößert und vers 
giſtet. Es find daher im Allgemeinen und bei jeder einzelnen Gattung 
insbefondere wohlüberlegte Regeln aufzuftelen und ftrenge einzuhalten. 
Die wichtigiten diefer allgemeinen Grunbfäge find aber folgende: Worerft 
ſteht zwar feft, daß Jeder, welcher erwiefenermaßen nicht im Stande iſt, 





* hu 
N 1) Anftalten zur Unterftügung von Hausarmen. Wenn, wie 
eben bemerkt, in der’ Regel kein baares Geld gegeben werben fol, und 
wenn, auf der anderen Seite, die Unterftügung mit vielen Kleinen Bei: 
teägen zu viele Mühe und Verwaltungskoſten machen würde; überdies 
dem Unterftügten die Entwerfung und Einhaltung eines Wirthfchaftsfv: 
ftems bei ſolchem Verfahren nicht möglich ift: fo folgt von felbft, daß 
die Huͤlfe für einen mur theilweife zu Unterftügenden in ber unentgeltlis 
hen oder wenigſtens fehr erleihterten Lieferung einiger Hauptlebensbe⸗ 
dürfniffe beſteht. So iſt alfo demfelben Wohnung, oder Kleidung, 
oder Speife, oder Heizung zu verfhaffen, oder unentgeltliche Erziehung 
und Unterbringung der Kinder, ärztliche Hülfe in Krankheiten u. f. w. 
Und zwar ift dem Einen mehr, dem Andern weniger zu gewähren, je 
nach dem Grade feines aus eigenen Mitteln ungededten Bebürfniffes. 
Es fehlt nun auch an Vorkehrungen hierzu in den meiften Ländern kei⸗ 
neswegs. Vieles gefchieht durch freimillige Wereine oder Stiftungen : 
Anderes beforgen bie Gemeinden. Namentlich find hier auch die Sup⸗ 
penanftalten, die Holzmagazine, die Armenärzte und Apothefen (secours 
& domicile) zu ertoähnen. Von hoͤchſter Wichtigkeit für diefen ganzen 
Zweig der’ Öffentlichen Wohlthaͤtigkeit find vollftändige und richtige Ar- 
menliften, in welchen bee Grad der Beduͤrftigkeit und die fittlihe Wür- 
digung ſaͤmmtlicher auf Unterflügung Anſpruch Machender verzeichnet 
iſt. Ihre Entwerfung erfordert natärlihe genaue Orts: und Perfonens 
Tenntniß, unverdroffenen Willen und Einfiht, und ba hier mit einer 
geifttofen Schreiberarbeit oder einer tagelöhnernden Gewiſſenioſigkeit nichts 
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ausgerichtet iſt: fo iſt die Verwendung freiwilliger, und ſomit eifriger, 
Armenfreunde ſehr gerathen- 

2) Die Unterflügung völlig Hülftofer, alfo ohne alle Arbeits: 
fähigkeit und ohne alles Vermögen ſich Befindender, zerfällt in drei 
Hauptrihtungen: in die Unterftägung von Kindern; von Gebrech⸗ 
lichen fei e8 aus Alter, durch Zufaͤlle oder von Matur ; endlich von 
Kranken. — Urber die unbedingte Nothwendigkeit ber Verforgung 
armer Kinder kann natürlich nicht ber minbdefte Zweifel obmalten. 
In fo fern alfo nicht durdy Privarmohltbätigkeit das Erforderliche ges 
ſchieht, muß auf Koſten der Geſellſchaft Elend abgewendet und Bildung 
zu nüglichen Gliedern des Staates gegeben werben. Dagegen iſt aber 
auch Mar, daß zu einer Erziehung auf öffentliche Koften nur, unter ber 
Vorausfegung des Mangels an eigenem Vermögen und des Nichtvorhan⸗ 
denfeins von aufnahmepflichtigen und aufnahmefählgen Verwandten bie 
Rede fein Tann. Eine Unterfuchung über biefe Vorfragen muß daher 
immer (Faͤlle plöglicher Noth und vorläufiger Rettung ausgenommen) 
der Aufnahme in öffentliche Verpflegung vorangehben. Der Gteuer: 
pflichtige ift nicht verbunden, die Kinder Dritter, welche felbft dazu im 
Stande wären, zu erziehen und ihnen einen Lebensweg zu eröffnen. Schon 
aus biefem Grunde ift daher der ganze Grundgedanke der Findelhaäuſer, 
nämlich die unbedingte und ununterfucdte Aufnahme jedes dargebotenen 
Kindes, ein unrechtlicher, ein unfittlicher und ein wirthſchaftlich verberbender, 
von fo vielen anderen nachtheiligen Folgen gar nicht zu reden (f. Weiteres 
in Bb. V, ©. 373—376, Art. „Findelhaus“). Andere freilich bei 
den Waifenverforgungsanftalten, weile nur nad Erforſchung 
aller Verhaͤltniſſe und Verbindlichkeiten bie Laft übernehmen. Diefe find 
eine große Wohlthat, und ihre zweckmaͤßige Einrichtung eine heilige 
Pfiiht. Die vielbeftrittene Hauptfrage, ob die Kinder in Waifenhäufern 
gemeinfchaftlich zu erziehen oder aber einzelnen Pflegeeltern anguvertrauen 
feien, ift einfach zu loͤſen. So viele in durchaus rechtlichen und feins 
fühlenden Samilien untergebracht werben können, follen allerdings biefe 
Erziehung erhalten, ald nicht nur die mwohlfeilere, fondern auch bie für's 
Leben bilbenbere, dem Körper und Gemüthe zuträglichere. Allein da 
die Auffindung fo vorzüglicher Menfchen nur ein glüdlicher Zufall, je: 
denfalls ber Zahl nach nur befchräntt iſt: fo bleiben Waifenhäufer ein 
unerläßlihes Beduͤrfniß für die übrigen, leicht die Mehrzahl bildenden 
Pfieglinge Daß für moͤglichſt gute Lörperliche und geiflige Erziehung 
und für zweckmaͤßige Unterbringung in einer Lebensbahn zu forgen ift, 
verfteht fih von felbfl. Und ift diefe Aufgabe auch eine fchreierige, fo 
iſt fie keineswegs untöslih*). — Für Gebrechliche müflen Verfor: 





*) Als eigene Arten von Kinberverpflegungsanftalten find zu bemerken bie 
jogenannten Wehrlianftalten und die Rettungshäufer für ver: 
wabhrlof’te Kinder. Jene find auf ben Grundfag firenger ländlicher Be⸗ 
Ihäftigung von früher Jugend an und auf gelegentlichen Unterricht neben und 
bei der Arbeit gegründet, unb beabfichtigen namentlich auch, ba dieſe Arbeit be= 
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h ‚ein ‚Einficht, —— 
u rung und grober ‚Kraft an der, Spige.fteht, und wenn Gelegenheit zu 
maſſenhaftet Beſch frigung ber Kinder in der Nähe der Anftalt ift, J. B. auf 
einem großen Sandgute. Ohne biefe beiden Bedingungen aber, beren Verbindirng 
namentlich felten fein möchte, find fie unmbglich oder das ſchlechteſte Denkbare. Ihre 
Anwendung kann fomit mir ganz befcpränft: fein. — Die Rettungshäufer gebös 
ven in fo fern nicht ſtreng logiſch au den Waifenhäufern, meil ‚die Aufnahme 
nicht fowohL durch bie, wirtbfcpaftliche, als. durch. die fittliche Nothiwenbigkeit ber 
dinge ift: allein moralifhe Waifen find immer in Frage. Der Zwed ift, 
inie fchon ber Name eräibt, die fittliche und mwirtbfehaftliche Rettung von Kinz 
been grundverdorbener Eltern, wie es deren nur zu diele in den unterften Schich⸗ 
ten ber Geſellſchaft gibt. Cine Trennung von ben. eigentlichen Waiſenhaͤuſern 
iſt noͤthig zur Wermeidung einer Anftedung der legtern, und weil eine ganz ders 
ſchiedene Zucht in beiden fein muß. Bei ihnen ann «6 ſich allerdings nicht blos 
von einem Rechte zur Uebergabe eines Kindes handeln, fondern auch von der 
Yflicht zur Ueberlaffung. Bei aller Achtung des Elternrechts ift cin Staatsge- 
fetg, ‚welches notoriſch ſchlechten und ihre" Kinder ſchlecht machenden Menfhen, 
wie z · B. Landftreichern, gewerbamäßigen Bettlern, Dieben und Betrügern, Huren 
Ur {10 biefe, Kinder zu ‚befferer „Erziehung abnimmt, völlig begründet und eine 
Wohithat für die Betreffenden, fo wie für die ganze Geleufchaft. Die Grüns 
bung und Erhaltung folher Rettungehäufer mag aber durch Privaten oder vom 
Staate geſchehen im-erfteren Yalle wird der Staat jedenfalls kräftige Begins 
ſtigungen eintreten zu laffen baben. An Beifpielen guter Anftalten diefer Art 
fehle «6 nicht, beſonders verdient Würtemberg in biefer Beziehung ein gror 
Bes Lob , indem im diefen Kleinen’ Lande , außer einer vom Staate unterhaltenen 
Anftalt für Wagantentinder, gegen breifig von Privaten geftiftete und unters 
haltene Anftalten beftehen , welche mehrere Taufende von Kindern chrifttich und 
in Drdnung erziehen. 
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ſich von ſelbſt. Die Gewohnheit der alten Krieger, die innere Zweckmaͤ⸗ 
ßigkeit der Sache und der Anſtand fordern es gleichmaͤßig. — Was endlich 
die Anſtalten für die Verpflegung Kranker betrifft, ſomit die öffentlichen 
Krantenhäufer, fo kann über din Nugen und Über die dringende 
Nothwendigkeit derfelben gar Leine Frage fein. Ein fchrediicheres Schick⸗ 
fat, als hülflos auf dem Schmerzenslager zu fein, entweder verlaffen von 
alfee Welt oder umgeben von einer verhungernden und verzmweifelnden 
Familie, ohne Nahrung, ohne Bett und Heisung, läßt ſich nicht den⸗ 
fm. In der Mitte einer gefittigten und chriſtlichen Geſellſchaft fol Dies 
fe8 gar nicht vorkommen Binnen. Die Einrichtung ift an fi eben 
nicht ſchwierig; auch find die geblegenften Arbeiten darüber vorhanden: 
nur die Mittel Eönnen einen Anſtand machen. Allein dba gerade für 
diefes Beduͤrfniß feit Jahrhunderten fih Stiftungen gehäuft haben, fo 
fehlt es fehr häufig hieran nicht. Das Weitere mag und muß die Ges 
ſellſchaft zuſchießen. In großen Städten und bei reihen Mitteln wird 
fogar eine Mehrzahl von Krankenhaͤuſern, vertheilt In den Quartieren 
oder etwa auch abgetheilt nach den verfchiedenen Krankheiten, Beduͤrf⸗ 
nig fein. Auf dem flachen Lande treten mehrere Orte oder Bezirke pafs 
fend zu einem gemeinfamen Haufe zufammen. Daß eine folhe Anftaft 
noch gelegentlich als Unterrichtemittel für die angehenden Aerzte benutzt 
werden kann, iſt ein bedeutender Mebenvortheil. Von großer Bedeu⸗ 
tung für die Kranken ift eine gute Abwartung. Als ein unüberteoffenes 
Muſter derfelben fteht bei der katholiſchen Bevoͤlkerung der Orden ber 
barmherzigen Schweftern. Sehr wohlthätig ift daher die juͤngſt 
verfuchte Nahahmung der Proteftanten in ber Anftale der Diaconiffin- 
nen, deren Beiland und Gedeihen ſomit alles Heil zu wuͤnſchen ift. 
R. Mohl. 

Wuchergeſetze. — Das geſetzliche Ankaͤmpfen gegen den Bine 
wucher reicht bis in das hohe Alterthum hinauf. Das moſaiſche 
Geſetz verbot den Juden das Zinſennehmen unter ſich uͤberhaupt. 
„Du ſollſt keinen Wucher nehmen von deinem Bruder, keinen Wucher 
von Geld, keinen Wucher von Speiſe, keinen Wucher von irgend Etwas, 
womit man wuchert. Vom Fremden magſt du Wucher nehmen, aber 
nicht von deinem Bruder.” 5 Moſ. 23, 19.20. Dieſes Verbot der mo⸗ 
faifchen Geſetzgebung wurde durch das Eanonifche Recht auch ein Geſetz 
für die Chriftenheit, namentlich auch geltendes Recht für Deutfch> 
land. Das Banonifche Recht bedroht den Zinswucher mit Ercommunis 
cation, mit dem Verluſte der Zeftamentefähigkeit und der Verſagung 
eines chriftlichen Begraͤbniſſes. Die deutfhen Reihsgefene ſanctio⸗ 
nirten das Verbot, bedrohten aber anftatt anderer Öffentlihen Strafen 
das Zinfennehmen mit dem Verluſte des vierten Theile des Ca⸗ 
pitals. Mur die Juden hatten das Privilesium, Wucher zu treiben, 
d.h. Geld gegen Zinfen an Chriften zu verleihen*). 





*) Eichhorn, Deutfie St.s und R.:&. II. $. 250. (4. Ausg.) 


folgende: , 

4) Personae illustres Fönnen ſich 'nur 4, Kaufleute 8, alle Uebri- 
gen 6 Procent bedingen; nur. bei befonberer Gefahr, z. B. bei Darle⸗ 
ben für Geereifen, find 12 Procent geftattet; 

2) bie aufgefhwollenen Zinfen koͤnnen niemals in einem die Ga« 
pitalfumme überfteigenden Betrag (ultra alterum tantum) zurüdgefor: 
dert werden; 

3) die Zinfen zum Capitale zu fchlagen und Zins von den Zinfen 
zu nehmen (Anatocismus) ift unerlaubt. 

-Diefe Beflimmungen des römifden Rechts gingen im 17. Jaht- 

hunderte in die Praris der beutfchen Reichsgerichte und in die deutfdhen 

» Particulargefege mit ber Feftfegung des Zinsfußes auf 5 oder 6 Pros 
cent über und haben ſich zum Theil bis in die neuefte Zeit erhalten. 

Fragt man nach der Zweckmaͤßigkeit diefer Jahrtaufende hindurch bes 
fandenen Zinsgefege, fo leuchtet vor Allem ein, daß ein abfolutes Ver: 
bot des Zinſenbezugs unter allen Umfländen, namentlich aber in unfe 
tee Zeit, verwerflich ift, in weicher bie Anlehen zu-Iuccativen Zwecken — 
von Staatsanlehen abgefehen — die bei Weitem überwiegende Mehr: 
zahl bilden. Selbſt unter Umftänden, wo Nothſchulden die Mehrzahl 
bitben, gereichen abfolite Zinsverbote unbedingt zum Nachtheile der Bor: 
genden felbſt. Denn -fie bewirken zunächft bei allen denjenigen, melde 
Capitalten zu fammeln, aber nicht feld in Erwerbsgeſchaͤften anzulegen 
im Stande find, eine Abneigung gegen das Gapitalifiten, jedenfalls ge= 
gen das Ausleihen von Capitalien; fie vermindern alfo die Möglichkeit, 


ir 
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jedenfalls die Geneigtheit der Capitaliſten, Darlehen zu geben, und 
veranlaſſen auch da, mo Capitalien gebildet find, fie als Schäße 
anzufammeln und für ben Nothfall aufzubewahren. 


indem hierdurch ein Mißverhältniß zwiſchen bem Angebote von 
Gapitalien zue Nachfrage nach denfelben zum Nachtheile dee Borgenden 
durch die Macht des unzweckmaͤßigen Geſetzes herbeigeführt wird, rufen 
die Verbote Lünftlich einen heimlichen Wucher in's Leben, ber bei 
der Gefahr für den Gläubiger, dem ftrafenden Geſetze zu verfallen, dop⸗ 
pelt zum Nachtheile des Bebürftigen ausfällt. Sie fchaden aber nas 
mentlich auch, weil fie den Unternehmern von Erwerbögefchäften die Faͤ⸗ 
higkeit rauben, Unfälle in ihrer Wirthfchaft durch Beiziehung fremder 
Gapitalien zu repariren, ihre Wirthfchaft durch Weiziehung von folchen 
zu verbeffern; fie halten bie Zunahme des Wohlſtandes bei ben vermoͤg⸗ 
licheren Claſſen fowohl, als bei den aͤrmeren zurüd und wirken über: 
haupt direct und indirect ihrem Zwecke entgegen- 


Diefe Unzwedimäßigkeit und Unnatürlichleit des Binfenverbots, na⸗ 
mentlich bei Anlehen zu gewerblichen Zweden, führte auch mit natuͤrli⸗ 
cher Nothwendigkeit zu der fhon erwähnten (erlaubten) Umgehung def: 
felben duch Mentenverfchreibungen, zur Privilegirung ber Juden zum 
Wuchern und endlich zu gänzlicher Aufhebung des abfoluten Zinfen: 
verbots. 

Es fragt ſich nun aber, ob es, wenn die Unzweckmaͤßigkeit abſolu⸗ 
ter Zinſenverbote anerkannt iſt, nicht im volkswirthſchaftlichen Intereſſe 
wuͤnſchenswerth ſei, daß zur Erleichterung der Production und zum 
Zwecke der Herbeifuͤhrung einer angemeſſenen Einkommens verthei⸗ 
lung der Zinsfuß auf ein billiges Maß durch die Geſetzgebung 
herabgedrückt werde? oder ob vielmehr die Bildung des Zinsfußes 
völlig dem freien Verkehre, der freien Webereinkunft der Parteien zu 
überlaffen fei? Gegen eine gefegliche Regulirung bes Zinsfußes laͤßt fich 
überhaupt Folgendes geltend machen: die Höhe ber Iandesüblichen Zin- 
fen beruht nicht auf einer willkuͤrlichen Stipulirung ber Gapitaliften, 
fondern fie ift, ‚wie der Pachtzins von Grundſtuͤcken, ber Miethzins von 
Gebduben ꝛc., ein Product der Gewerbes und Verkehrsverhaͤltniſſe. Der 
Zinsfuß eines Landes richtet ſich im Allgemeinen zunaͤchſt nad der 
Größe der Gewinnſte, die ſich aus dee Mehrzahl ber unter ber 
Beihülfe von Gapitalien bitriebenen Unternehmungen ergeben. Je grös 
Ber der Ueberfchuß ift, weicher ben Unternehmern nach Abrechnung ihres 
nothwendigen Unterhalts, ihrer Auslagen für Mobftoffe, Arbeitslähne ıc- 
in der Regel ſich ergibt, defto größer kann der Antbeil fein, welcher 
ben Gapitaliften von dem Gewinne aus der Unternehmung zufließt, befto 
höher koͤnnen die Legteren mit Recht ihre Forderungen für den Verzicht 
auf die eigene Iucrative Benügung ihrer Gapitalien fleigern. Die Größe 
ber erwähnten Gapitalgerinnfte aber ift ein Refultat der Productions: 
und Berkehröverhältniffe, und fleigt und fällt mit dem Entwickelungs⸗ 
gange deifelben. Mit Recht ſteigt und faͤllt daher auch der Antheil der 





Binsfteigerung ohne Geſetzesuͤbertretung möglich wäre. "Damit aber 
wurde ſich · ein igefeglicher Zinsfag. ergeben, der im günftigften Sale nur 
den feltenexen übermäßigen: Zinsfleigerungen entgegentriten wütde; ber 
Buwed, den gewöhnlichen Zins auf ein für Production und Einkommens⸗ 
vertheilung billiges Maß herabzufegen, Könnte aber hlerdurch nicht er⸗ 
reicht werden, fo fern nice das Geſetz ſelbſt auf die verſchiedenen 
Grade von Gefahr uͤckſicht nehmen wollte, was jedenfalls nur unvoll⸗ 
Iommen ausgeführt werden Eönnte- Würde aber ohne Ruͤckſicht auf die 
ten Binefuß beflimmenden Verhältniffe ein niedrigeser Binsfag ange 
nommen, als dieſen Verhaͤltniſſen amgemeffen wäre, fo wuͤrde die Folge 
eine heimliche Umgehung des Gefepes fein, bie, nur im geringerem 
Grade‘, ‚die Nachtheile des Zinſenverbots für ben Borger nach fich zies 
ben,:d,.h. bie Binfen einfach fleigern, anflatt nieberhalten würde: Es 
Tann daher nicht die Aufgabe der Geſebgebung fein, den Zinsfuß unter 
denjenigen Stand herabzudrüden, ber aus ben Werkehrsverhältniffen 
als der. natürliche ſich ergibt, vielmehe'bleibt nur die Frage übrig, ob 
nicht ein. den ehrlihen Verkehr nicht fiörendes, aber doch über« 
maͤßigen tmucherlichen Binsfleigerungen entgegentretendes Marimum als 
rathlich erſcheint? Fuͤr die Verneinung diefer Frage kann angeführt wer» 
den, daß, beſonders unter den gegenwaͤrtigen volkswirthſchaftlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen, nicht wohl rin Borger an einen einzelnen Capitaliſten auss 
ſchließlich gewleſen iſt, daß bie Concurrenz von ‚öffentlichen Keihcaffen eis 


— 
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nem vermwerflichen MWucher am Beſten entgegenwirkt, und daß dba, wo 
trogdem der Wucher fein Weſen treibt, auch ein gefegliche® Maximum 
und Strafandrohbung wenig Wirkung verfpricht. 

Indeſſen ift doch Folgendes in Erwägung zu ziehen: 

Wenn allerdings das Beduͤrfniß eines gefeglichen Einfchreitens ge⸗ 
gen den Wucher um fo mehr abnimmt, je mehr fich Bildung unter den 
unteren Volksclaſſen verbreitet, und je mehr durch Öffentliche Leihcaffen, 
überhaupt durch Verbefferung des Greditwefens auch dem Bedraͤngten 
die Aufnahme von Anlehen gegen billige Zinfen erleichtert ift, fo dürfte 
fi) doch nicht behaupten laffen, daß diefe Bebingungen bereits in einem 
feihen Maße erfüllt find, daß alle Vorforge des Gefeges für die unte⸗ 
ren Claſſen überflüffig wäre. Gerade die bebürftigften Borger find oft 
nicht in der Lage, die von den Leihcaffen geforderte Sicherheit zu lei⸗ 
ften; oft find fie veranlaßt, die Aufnahme von Schulden nicht Fund 
werden zu laſſen, und ziehen es deshalb vor, ſich an einzelne Gapitall: 
ſten zu wenden ; oft fehlt es ihnen zugleich an hinreihender Bildung, 
um die von den Gapitaliften geftellten überbürdenden 
Bedingungen zu durchſchauen. 

Für ſolche Fälle iſt es nüglih, wenn das Geſetz dem huͤlfloſen 
Bebrängten, wenigſtens fo weit es in feiner Macht flieht, huͤlfreich an 
die Hand gebt. Wenn auch unmöglih allem Wucher hierdurch ges 
fteuert werden ann, von Bebentung ift es immer, wenn nicht blos das 
Sittengefes, fondern in deſſen Geift aud) das Geſetz bes Staats 
die Verwerflichleit einer wucherlichen Zinfenforderung wirkſam ausfpricht, 
wenn der Staat durch feinen Ausſpruch der MWerwerflicheit einer von 
der öffentlihen Meinung für unſittlich erfiärten Handlungsweiſe biefe oͤf⸗ 
fentlihe Meinung fanctionirt, beſtaͤrkt und leitet. 

Diefe Verwerflihleit kann aber das Geſetz in doppelter Weife — 
negativ oder pofitiv ausfpredhen. Das Erfiere, indem es Die Klagen und 
wucherlihen Anlehenscontracten für unzuläffig erklärt, das Letztere, wenn 
es nicht nur dieſes thut, fondern firafend gegen ben Wucherer einfchreis 
tet. Die neuefte würtembergifche Gefeßgebung hat ſich für den letzteren 
Peg entfchieden*). Sie beftimmt ndmlidh im Wefentlihen Folgendes: 

1) Der Zins von Gelb und anderen fungibeln Gegenfländen, auch 
beim fogenannten Viehverftellen, darf 6 Procent nidyt überfleigen ; 

2) die Anbebingung höherer Zinſen iſt rechtlih ungültig und bie 
Ruͤckforderung des mehr Bezahlten ift geftattet. Ueberdies trifft auf bie 
Klage des Weberforderten den Wucherer Geld», nad) Umftänden Arreſt⸗ 
ftrafe ; ° 

3) diefe Vorfchrift eines nicht zu üÜberfchreitenden Zinsmaßes fin- 
det Leine Anwendung auf Anlehen an Perfonn, melden unbe» 
dingte Wechſelfaͤhigkeit zukommt, und auf die Vorfteher von Landge⸗ 
meinden; auf Darlehen an andere Perfonen, wenn ber Ortsvorfteher 


*) Vergl. Polizeiitrafgefeg vom 2. Oct. 1839. Art. 66 ff. Mit Erläute- 
rungen don Knapp. Stuttgart, 1840. 





i 3 em 
‚geftattet bei Darlehen e em 6 
‚eben. fo. bei Kaufleuten unter fih 6 Procent.. — 

Das franzöfifche Geſet von 1807 5 Procent in ber Regel; 
bei Kaufleuten 6. Das badifche Landrecht verbietet das Zinſenneh— 
men über 6 Procent nicht pofitiv, beftimmt aber, daß die höheren Pros 
cente nie Pfand» ober Vorzugsrecht haben follen, daß fie nie gegen eine 
Concursmaſſe gefordert werden dürfen, und daß der Schuldner alle Mo⸗ 
nate auftündigen darf. In Preußen geflattet das Gefeg vom 15. 
Februar 1809 freie Stipulation und fegt nur für einige Faͤlle einen 
beuimmten Zinsfuß feft. 

Ueber bie Literatur vergl.: v. Mohl, Spflem der Priventivjuftiz. 
züb., 1834. ©. 325.. Rau, Volkswirthſchaftspolitik. Heidelb. 1839. 
2. Aufl. ©. 508 ff. Dr. Schuͤz. 

Würtemberg — als conftitutioneller Staat, wür— 
tembergifche Verfaffung und Verfaſſungsgeſchichte, wür: 
tembergifhe Landftände. — Wie überhaupt die deutfchen Volks: 
flämme in den erſten zwölf Jahrhunderten von dem Zeitpuncte an, wo 
ihre Geſchichte aufhörte, Ueberlieferung zu fein, nie dem unumſchtaͤnkten 
Willen eines Einzelnen unterronrfen „ vielmehr ihre Rechte meift durch 
einen freiiligen Vertrag mit den Fuͤtſten georbnet waren und biefe 
ae nad) den verfaffungsmäßigen, fehr engen Grenzen regieren durften, fo 

- hatte insbefondere das Herzogthum MWürtemberg vor allen anderen am 
Zängften feine Rechte vertheidigt und die durch Feudaltyrannei auf eis 
nige Zeit unterbrohenen und zerftörten, bald darauf und früher als ir⸗ 
gend ein anderer deutſcher Reichsſtaat wiederhergeftellt. 
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Die landſtaͤndiſche Verfaſſung Wuͤrtembergs ertheilte den Staͤnden 
bedeutende Befugniſſe. Durch Vermittelung bes Kaiſers Maximilian I., 
des Kurfuͤrſten Ludwig von der Pfalz, des Herzogs von Baiern und des 
Markgrafen von Baden auf dem Wege des Vertrags am 8. Juli 
1514 zu Tübingen gefchloffen, wurde fie im Sabre 1551 von dem 
Herzog Chriftoph beftätige und unterfchrieben und bildete bis auf bie 
neueften Zeiten die magna charta MWürtembergs, die Grundlage des po⸗ 
litiſchen und kirchlichen Staatsgebäudes. Es iſt nicht zu viel gefagt, 
wenn man biefer Berfaffung, in Vergleich zu den damaligen anderer 
deutfchen Länder, den meiften reellen Werth zufchreibt. Die Regierung 
Eonnte ohne Genehmigung der Landfhaft meber Krieg anfans 
gen, 'nody Landestheile verpfänden, weder neue Geſetze erlaffen, noch 
Steuern, die nicht verfaffungsmäßig verabfchiebet waren, erheben, Freiheit 
des Abzugs wurde vor Allem garantirt und Miemand durfte ohne Recht 
und Urtheil beftraft werden. Auch hatten die Staͤnde das Recht einer 
öffentlichen und cenfurfreien Vorftelung, Bitte oder Beſchwerde an 
den Regenten, ja fie burften ihre Befchwerden, menn fie gütlich nicht 
vermittelt wurden, bei Kaifer und Rei zur rechtlichen Entfcheidung 
vorbringen. Doch ber mefentlihfte und in ber Folge mwichtigfte Punct 
war immer der Vertrag und die [hriftlihe Urkunde bdeffel: 
ben, wornach der beiderfeitige Willen, des Regierenden und der Re⸗ 
gierten, zu Rechtsbeſtand abgefaßt und durch Äußere Formen gefhügt 
war. 

Unter ben Lundftänden befand fi Fein Abel, meil der frühere 
landſaͤſſige Adel Wuͤrtembergs bereits zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
vom Lande abfiel und zur Reichsritterfchaft übertrat. Es blieben alfo 
nur zwei Stände, bie Geiftlihen und die Bürger und Bauern, 
welche zufammen eine Kammer bildeten. Den Vorſitz hatten die 14 
Drälaten, der Abgeordneten der Städte und Aemter, welche von der Amts⸗ 
verſammlung aus ihrer Mitte gewählt wurden, waren zuletzt 69. 
Kein herzoglicher Beamter durfte der Wahl beiwohnen 
oder ſelbſt al8 Abgeordneter gewählt werden (alfo Keine 
Staatsdiener). Die Verfammlungen wurden vom Derzoge aus eigenem 
Antriebe oder auf Bitten der zmei Haupeftädte Stuttgart und Tuͤbin⸗ 
gen, ober der landfchaf lihen Ausfhüffe einberufen. Diefe Ausſchuͤſſe 
twaren permanent und dazu da, in der Zwiichenzeit zmeier Landtage 
die ftändifchen Rechte zu bewahren. Sie beftanden aus einem engern 
und einem größern, jener wurde aus 2 Prälaten und 6 Abgeordneten 
gebildet, der fich bei diefen um biefelbe Zahl verdoppelte. Da indeß in 
fpäteren Zeiten, bei der in Europa auf das Hoͤchſte ausgebildeten Will: 
ücherrfchaft, die Regierung den Landtag fo felten als möglich einberief, 
fo bildere der engere Ausfhuß bald eine, wenn auch „plebejifche” Dligs 
archie, welche die Mechte der Stände allein vertrat und fogar die Be⸗ 
gründung und Verwaltung der fogenannten ‚geheimen Truhe“ fi ans 
gemaßt hatte, ber deren Betrag ud Verwendung er in der Megel 
keine Rechnung ablegte- Diefer nachtheilige Arıftoßratismus des Aus⸗ 

Staats :keriton, XV. 50 


verbunden mit. dem orthodor einer 
tenbank und mit Samiliennepotismus, ward im — 
aus entgegen, —— 
WVWiderſpruͤche mit dem Regierungsantritte — 1 1797 in offenen 
Streit aus, wozu theils bie laͤngſt veraltete und in der That fehlerhafte 
welt Aue ‚der feidenfchafeliche, hartnädige Sinn 

des neuen Di "den ; gaben. - ichte ſelbſt hatte 
durch bie A —— — ae ea 
Staatsgebaͤude In Europa einen neuen für Vernunft und Recht ſegens- 
siben Ang Yeusdihe, dan St un Sllme 10 Rn Ska 
md an Srie ganz entziehen konnte. « Ic Krieg, mit. Frankreich 
und durch feindliche Einguartierungen gebrandfhagt und ges 

— 

lang ſchon angeftrebten Kutwuͤrde fo beträchtliche Entſchaͤdigung 

an- Band und Leuten, daß er aus eigener Machtvoilkommenheit, ftatt 
dem alten Lande einzuverleiben, fie unter dem Namen N eus 
Be nn er ren 
genen Lande worin er unumfdheänkt, von. alten 
Schranken der V role. un); ein igenee Wernaltangepfkem 


Verfaffung Altwuͤrtembergs „als eine für die jegige Zeit nicht mehr 
paffende Einrichtung” auf und verfhmolz Alt» und Neumürtemberg zu 
einem politifhen Körper, dem er unumfchränft regierte. Die Staats⸗ 


Colegialverfaffung ward die Büreaukratie eingeführt und das Kirchengut 
mit dee Kammer vereinigt. Der neue König übte allein die gefeggebende 
Gewalt, er erhöhte und vermehrte die Steuern, war nicht frei von Gas 
binetsjuftig und befchränkte die Preffe, bie Freiheit zum Auswandern 
und das Recht ber Bürger, Waffen zu befigen. Namentlich behandelte 
er die-ihm in ber Mheinbundsacte untertworfenen, vormalig reichsunmit⸗ 
telbaren Fürften und Grafen mit geringer Schonung. 

- As nach dem Wechſel des Geſchicks, das Napoleon zu Boden 
warf, und nad) der Befreiung. vom fremden Joche eine gang neue Ord⸗ 
nung des deutſchen Staatenweſens auf dem Wiener Gongreffe verhans 
deit wurde, fo beſchloß der Koͤnig von Mürtemberg dem Drange ber 
Umftände nachzugeben und bem Lande eine Verfaſſung zu gewähren, 
welcher — wie man damals dachte — nach dem Art. 13 der Bundes⸗ 
acte doch nicht auszuweichen wäre. König Friedrich erließ daher am _ 
11. Januar 1815 — alfo nody vor Abſchiuß dee Bundesarte — ein 
Manifeft, worin fein Entſchluß, eine ftändifhe Verfaſſung in feinen 
Staaten einzuführen, zu Öffentlicher Runde gebracht wurde. Am 15. 
Februar defjelben Jahres wurden bie Sigungen der Stände feierlich ers 


in 
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oͤffnet. Der Koͤnig hielt eine gemeſſene Rede und ließ den Staͤnden 
die Grundzuͤge der neuen Verfaſſungsurkunde vorleſen. So⸗ 
bald er aber den Staͤndeſaal verlaſſen hatte, faßte die Verſammlung den 
einſtimmigen Beſchluß, dieſe Verfaſſung als eine octropirte nicht an⸗ 
zunehmen, ſondern eine Unterhandlung auf die Grundlage der alten 
Verfaffung des vormaligen Herzogthums Wuͤrtemberg zu verlangen, und 
noch am ſelbigen Tage ging die Erklaͤrung der Landſtaͤnde an den Koͤnig 
ab. Sie wollten in Berathung ziehen, was bei der Vergleichung mit den 
koͤniglichen Reſcripten in der alten Verfaſſung zu aͤndern fein moͤchte. 

Damit begann der Verfaſſungskampf. Wie viel Anerkennung auch 
der Abſicht gebührt, Verfaſſungsrechte nicht auf dem Wege ber koͤnig⸗ 
lichen Gnade, ſondern durch den freien Vertrag zwiſchen den 
Volksvertretern und der Regierung zu erhalten, ſo war es doch eine 
große Verirrung der politiſchen Intelligenz, ein Mangel an Einſicht in 
den neuen Geiſt ber Zeit und eine Unkenntniß ber durch bie 
feanzöfifche Revolution umgeftalteten Staatsverhältnifie, für den Inhalt 
der vertragsmäßigen Verfaffung das „alte gute Recht“ als 
Grund zu legen. Es gehörte eben der harte Kopf bes Schwaben bazu, 
um ſich gewaltfan der beffern Erkenntniß zu verfchließen und eine Op⸗ 
pofition fortzufegen,, bie, wie lobenswerth In ihrem Urfprunge, boch in 
ihrer Richtung einfeitig , zeitlos und verberblich war. Freilich mochte 
das alte Recht zu feiner Zeit ein gutes geweſen fein, allein, wie es jest 
dba lag, mar es ſchlimm emtftellt und vom Ehrgeize einzelner Dligarchen 
mißbraucht. 

Die öffentliche Meinung, in fo fern fie mehr auf dem Rechtöges 
fühle als auf der Rechtsanſicht beruht, pflichtete, von der Aufregung 
der damaligen Zeit ergriffen, ben Ständen fhon darum bei, weil fie 
überhaupt Oppofition erhoben, und. weil allerdings von vornherein für 
eine von bem Könige, der fo lange unumfchränkt regiert hatte, mehr 
oder weniger unfreimillig gegebene Verfaſſung geringes Zutrauen verlaus 
ten konnte. Die Stände beftanden beharrlich auf Einführung der alten 
Verfaſſung, weldhe das Herzogthum nie aufgegeben, fondern durch Ge⸗ 
walt verloren, und auf meldye zufolge des Reichsdeputationsſchluſſes 
und bes Preßburger Friedens auch die neuen Lande ein Recht hätten. 
Diefem Anfinnen widerſprach der König, die Unterhandlungen zerfchlugen 
fi und die Verſammlung murbe vertagt. Das Land wurde in einen 
lebhaften Parteikampf gezogen und bie Loofung bes „alten guten Rechts“ 
ertönte von allen Seiten mit jener ſpruͤchwoͤrtlichen Sicherheit, die keine 
Unterfuhung an fi läßt. Hr. v. Wangenheim, mohl die hervors 
tagendfte politifche Perfönlichkeit jener Epoche, legte zur Vermittelung 
einen freifinnigen, auf moberne Theorieen gegründeten Entwurf vor. Vers ' 
gebens, man rief nur nad) dem „alten guten Recht,” man wollte ihm 
fein Jota rauben. 

Inmitten diefer Wirren flarb König Friedrich (80. Det. 1816), 
ihm folgte fein Sohn Wilhelm, der jegige König. Die Stände er- 
liegen an denfelben ein Gonbolenzfchreiben, worin fie zugleich die Erwar⸗ 

n * 





* 


ERS des. der et — ſteltung — 


duch, Berorl 8. Nevember 1816 erganifict worden mar 


und 
eine Art von bildete, die Prüfung, des Entmurfes einer 


*— u re das. Befeg über die Pres⸗ 


freiheit vom 30. Sanuar 1817 voraus, das mur furze Zeit in Gel- 
tung war. eine erften drei Artikel lauteten, wie folgt: 

$. 1. Alte bisher erlaffene Gefrge und Verordnungen, melde bie 
Drud: und Lehefreiheit, überhaupt die Ausübung des Polizeirechts über 
Bücher, Zeitſchriften und Zeitungen betreffen, find durch gegenwärtige 
Verordnung aufgehoben. 

8.2. Es if daher erlaubt, Alles ohne Genfur deuden zu 
Laffen und alles Gedrudte zu verbreiten, deffen Inhalt 
nicht buch gegenmwärtiges Geſetz oder Fünftig duch im 
verfaffungsmäßigen Wege errichtete Geſetze für ein Ver— 
brechen oder Vergehen erklärt wird. ” 

$. 3. Das Verbot der Verbreitung von Druckſchrif— 
ten wird duch Rückſichten auf Religion, Kirche und 
Sit tlichkeit, auf die Sicherheit der Staaten, auf die 
Ehre des Regenten, auswärtiger Regierungen und ber 
Hrivaten beffimmt. 

Diefem Gefeg über bie Preßfteiheit, welches auch als erfle Bei⸗ 
Tage umter die vier Beilagen ber neuen Verfaſſung aufgenommen 
wurde, folgte der Werfaffungsentwurf vom 3. März 1817. War gleich 
Diefe Verfaffung für ein Grundgefeg zu ausführlich, da man in An⸗ 
fehung der Drganifation der Behörden, der Gemeinden u. f. w. eine 
Menge von Beflimmungen aufgenommen hatte, welche wohl in beſon⸗ 
bere Drganiſationsdecrete, nicht aber in das Grundgeſetz des Staates 
gehören, fo ann doch dem Entwurf ein humaner Geiſt und Rädficht 
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auf die Fortfchritte des Zeitalter nad der Begründung und Sicherſtel⸗ 
lung der bürgerlichen Freiheit nicht abgefproden werden, ja es iſt ber 
felbe vielleicht der freifinnigfle, der jemals deutfchen Landſtaͤnden in der 
neueren Zeit vorgelegen bat. Er beimilligte außer ben in die Verfaſſung 
von 1819 aufgenommenen Rechten insbefondere jährliche Land» 
tage, jährlihe Budgets, und fobann die eine Kammer, aus dem 
hohen Adel, der Geiſtlichkeit und dem Gelehrtenſtande vereinigt, ohne 
für die Regierung das Recht zu verlangen, bie Mitglieder dieſer Kam⸗ 
mer durch Ernennungen zu vermehren oder den Mitglieberu zu geſtat⸗ 
ten , ihre Stimmen zu übertragen. Es erhellt, daß dadurch bie zweite . 
Kammer unvermifchter das Volkselement würbe enthalten haben. 

Die würtembergifhen Stände felbft waren über die Annahme bie 
fer Verfaffung uneins. Die Dinderzahl war damit einverftanden und 
näherte fih dem Könige und den Mintftern. Allein die Mehrzahl war 
gegen die Verfaffung, und darunter befanden fich theil® achtbare Vers 
theidiger des feften Rechtsbodens, der nicht anerkannten Vertrags⸗ 
grundlage, theils die ſtrengen Anhänger der alten Verfaſſung aus dem 
16, Jahrhunderte, die mit unverantwortlicher Verblendung gegen das 
neue Licht der Zeit auf ihrem Kopfe beſtanden, theils bie Mediatifirten, 
welche in der neuen Verfafſung zu wenig Vorrechte für fich gerettet 
glaubten. In diefem Conflicte verlangte der König von ben Ständen 
bis zum 4. Juni eine beftimmte Erklärung für oder wiber ben 
Verfaffungsentwurf, wobei er kund gab, „daß, wenn bderfelbe nicht von 
der Mehrheit angenommen merden follte, er, wiewohl hoͤchſt ungern, bie 
Hoffnung aufgeben müffe, die Verfaffung auf dem Wege des Vers 
trags zu Stande zu bringen, und daß er alsdann zwar abwarten werde, 
welche Grundfäge von den zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten in 
Bezug auf Verfaffungen würden angenommen wreden, inzwiſchen aber 
: fein treues Volt in den vollen Genuß derjenigen Rechte ſetzen molle, 
die ihm der Verfaffungsentwurf zufichere, in fo fern fie ſich nicht auf 
Repräfentation bezögen. 

Allein auch diefe Willensmeinung war vergebens. Am 2. Juni 
erklärten fih 67 Stimmen gegen und 42 für den Verfaffungsents 
wurf, worauf der König die Verſammlung auflöfte und das Land nad) 
feiner abgegebenen Erklärung regierte. , 

Dies geſchah nun in der That zum Helle des Landes, benn bie 
befferen Verwaltungs⸗ und Gefepgebungsarbeiten fchreiben fi, aus jenem 
Zeitraume her, wo bie Regierung während des noch ſchwebenden Verfaſ⸗ 
fungeftreites die Verfaſſung gewiſſermaßen anticipirte. Alle Reformen, 
von melden hauptſaͤchlich die Organtfation der unteren Staates 
verwaltung in den Departements der Juſtiz und des In⸗ 
nern auszuzeichnen tft, wodurch ein felbfifiändiges Gemeindemwefen 
begruͤndet wurde, bereitete auch den definitiven Abfchluß der Werfaffung 
durdy Mepräfentation vor, ein Zeitpunct, der, als unterbefien die Nach⸗ 
barflaaten, Batern (26. Mai 1818) und Baden (22, Auguſt 1818), 
Verfaſſungen (doch octopirte) erhalten hatten, nicht länger hinauszuſchie⸗ 
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——— 
‚neue Entwurf-mit geringen un 
angenommen und am 25. Geptember 
1819 als das auf dem des Vertrags su Stande gefommene 
Grundgefeg des. Königreichs it gemacht. 

Der Hauptinhalt diefer Berfaffung ift folgender. 

Simmtlihe Beſtandtheile des. Königreichs find und bleiben ein un= ' 
zertrennliches Ganze im Befige einer und derſelben Verfaffung und jes 
der neue Landes zuwachs wird damit vereinigt. Das Königreih ift ein 
Theil des deutfchen Bundes, daher haben alle organifhen Be: 
fhlüffe der Bunbesverfammlung, welche die verfaſſungsmaͤßi⸗ 
gen Verhältniffe Deutſchlands oder die allgemeinen Verhältniffe deutfcher 
Staatsbürger betzeffen, nach dem fie von bem Könige verkuͤndet 
worden find, aud für Würtemberg verbindliche Kraft. 
Jedoch, tritt in Anfehung der Mittel zur Erfüllung der 
hierdurch begründeten WVerbindlidkeiten die verfaf- 
fungsmäßige Mitwirfung der Stände ein. ($$. 1 und 4.) 

Der König ift das Haupt des Staates, vereinigt in ſich alle Rechte 
der Staatsgewalt und übt fie unter den duch die Berfaffung 
feſtgeſetzten Befimmungen aus. Seine Perfon iſt heilig und 
unverleglih. Der Thron ift in der männlichen und nach ihrem Aus: 
flecben in der weiblichen Linie erblich für alle aus einer ebenbürtigen, 
vollgültigen Ehe entfprungene Deſcendenten des Fürftenhaufes. Die 
Boljährigkeit des Königs tritt mit zurüdgelegtem 18. Lebensjahre ein. 
Gelangt er vor dieſer Zeit zur-Thronfolge, fo wird ber naͤchſte Agnat, in 
deffen Ermangelung die Mutter oder Großmutter väterlicherfeitd Reiches 
verwefer. Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt dann abge⸗ 
legt, wenn er in einer den Ständen des Königreichs auszuftellenden 
feierlichen Urkunde die unverbrüchlihe Feſtſtellung der Landesverfaffung 
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bei feinem Eöniglihen Worte zugefihert hat., (66. 4. 7. 8. 9. 10. 
"11. 12.) - 

Alle Würtemberger haben gleihe flaatsbürgerlihe Rechte 
und find eben fo zu gleihen faatsbürgerlihen Pflichten 
und gleiher Theilnahbme an den Staatslaften verbunden. 
Kein Staatsbürger kann wegen feiner Geburt von irgend einem Staats⸗ 
amte ausgefchlofien werben. Der Staat fihert jedem Bürger Frei⸗ 
heit der Derfon, Gewiſſens- und Denkfreiheit, Freiheit 
des Eigenthums und Auswanderungsfreiheit. Die Leibei⸗ 
genfchaft bleibt für immer aufgehoben. Niemand darf feinem 
ordentlihen Richter entzogen und anders als in den durch 
das Geſetz beftimmten Faͤllen und in ben 'gefeglihen For⸗ 
‚men verhaftet und beftraft, noch Länger als einmal 24 
Stunden über die Urfahe feiner Verhaftung in Unge: 
wißheit gelaffen werden. — Die Freiheit der Preffe und ° 
bes Buchhandels findet in ihrem vollen Umfange Statt. 
Allgemeines Recht zur Beſchwerde und Petition. (66. 21. 22. 24. 25. 
26. 28. 36. 38.) ' Ä 

Die Staatsbiener werben durch den König auf Vorſchlag der Cols 
Iegien ernannt und haben im Dienfteide der Verfoffung Treue zu gelos 
ben. Kein Staatsdiener, ber ein Richteramt bekleidet, kann aus 
irgend einer Urſache ohne richterliches Erkenntniß feiner Stelle entfegt, 
entlaffen oder auf eine geringere verfeßt werden. Alle von dem Könige 
ausgehenden Verfügungen, welche die Staatsverwaltung betreffen, müf: 
fen von dem Minifter contrafigntrt fein, welcher dadurch für ihren 
Anhalt verantwortlich wird. Ueberhaupt iſt die Miniſterver⸗ 
antwortlichkeit als Princip aufgenommen. (65.48. 45. 46. 51. 52.) 

Die Gemeinden find die Grundlagen des Staatsvereins, und jeder 
Staatsbürger muß einer als Bürger oder Beiſitzer angehören. Die Auf: 
nahme hängt von ber Gemeinde ab. Saͤmmtliche zu einem Oberamte 
gehörigen Gemeinden bilden die Amtskoͤrperſchaft, dieſe wird verwaltet 
duch die Amtsverfammlung, die Gemeinden aber durch ben Gemeinde: 
rath unter gefegmäßiger Mitwirkung des Buͤrgerausſchuſſes. Keine 
Staatstehörde iſt befugt, über das Eigenthbum der Gemeinden und 
Amtstörperfchaften mit Umgebung oder Hmtanfegung der Vorſteher zu 
verfügen. Dieſe Vorfleher find auf Feſthalten der Verfaſſung und ins» 
befondere auf Wahrung der dadurch begründeten Rechte der Gemeinden 
und Körperfchaften zu verpflichten. (66. 62—69.) ' 

Alle drei im Königreiche beftehenden chriftlichen Eonfeffionen ba: 
ben freie Religionsuäbung und bollen Genuß ihrer Güter und Einkünfte, 
die Anordnungen in Betreff der Innern kirchlichen Angelegenhei⸗ 
ten bleiben ber verfaffungsmäßigen Autonomie einer jeden 
Kicche uͤberlaſſen. Die Kirhendiener find in Anſehung ihrer 
bürgerlihen Handlungen und Verhältniffe der weltlichen 
Obrigkeit unterworfen. Die abgefonderte Verwaltung des evans 
gelifhen Kirchenguts des vormaligen Herzogthums Wuͤrtemberg wird wies 
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fo tied bie Zahl dee gu Ergänzung des Mifitäes jährlich ni 
erde Mannſchaft mit den Ständen verabfehiedet. ($$.85. 88. 99. 97. 

Das Kammergut iſt ein vom Königreiche unzertrennlichts 
Staatsgut, worauf die Verbindlichkeit haftet, neben den perfönlihen 
Beduͤrfnifſen bes Königs, als Etaatsoberhaupts, und ber Mitglieder 
des Königlichen Haufes, auch den mit der Staatsverwaltung 
verbundenen Aufwand, fo weit es möglich ift, zu beſtreiten. 
Der König erhält eine Civillifte. Das Kammergut iſt in feinem we⸗ 
fentlihen Beftande zu erhalten und’ kann ohne Einwilligung ber Stände 
weber durch Verdußerung vermindert, noch mit Schulden oder anderen 
Laften beſchwert werden. So weit der Ertrag des Rammerguts nicht 
zuceiht, wird der Staatshedarf duch Steuern beftitten. Ohne 
Verwilligung der Stände kann weder in Krieges, noch 
in Sriedenszeiten eine directe oder indirecte- Steuer aufs 
gefchrieben oder erhoben werden. Der von den Ständen ans 
erfannte und angenomimene Hauptetat iſt in der Megel auf drei 
Jahre gültig. Die Steuervertwilligung darf nicht an Bedingungen 
geknuͤpft werden, welche die Verwendung diefer Steuern nicht unmits 
teilbar betreffen. Die Staatsfhulbd ift unter Garantie der 
Stände gefteltt. ($$. 102. 103. 104. 107. 109. 112. 118.) 

Die Stände find berufen, die Rechte des Landes in 
dem buch die Verfaffung beftimmten Verhältniffe zum 
Regenten geltend zu machen. Bermöge biefes Berufs haben fie 
bei Ausübung der Gefeggebungsgemalt duch ihre Einwil- 
Hgung mitzuwirken, in Begiehung auf Mängel oder Mißbraͤuche, 
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die fich bei der Staatsverwaltung ergeben, ihre Wünfche, Vorftellungen 
und Befchwerden dem Könige vorzutragen, auch wegen verfaſſungswidri⸗ 
ger Dandlungen Klage.anzuflellen, die nad gemifienhafter Prüs 
fung für nothwendig erfanntm Steuern zu bewilligen und übers 
haupt das unzertrennliche Wohl des Könige und des KWaterlandes mit 
treuer Anhaͤnglichkeit an die Brundfäge der Verfaſſung zu befördern. 
Ein ordentlicher Landtag findet alle drei Jahre Statt. Die Stände 
theilen fih in zwei Kammern. Die erfle befteht aus den Prinzen 
bes koͤniglichen Haufe und den Häuptern ber fürftlichen und gräflichen, 
früher reichsunmittelbaren Familien, und aus den vom Könige erblich 
oder auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern. Die zweite Kammer iſt 
sufammengefebt aus dreizehn Mitgliedern des ritterfchaftlihen Adels, aus 
den ſechs proteftantifchen Generalfuperintendenten, aus dem Landesbifchof, 
einem von dem Domcapitel aus deffen Mitte gewählten Mitgliede und 
dem der Amtszeit nach Alteften Decane katholiſcher Gonfeffion, aus dem 
Ganzler der. Landesuniverfität, aus einem gewählten Abgeorbneten von 
jeder ber fieben guten Städte und einem gemählten Abgeorbneten von 
jedem Oberamtsbezirke. Um in bie zweite Kammer einzutreten, wird 
das zurücgelegte breißigfte Lebensjahr verlangt. Das active Wahl» 
recht ift etwas befchränft, das yaffive dagegen fo gut wie unbes 
ſchraͤnkt. Alle ſechs Jahre muß eine neue Wahl ber Abgeordneten vor⸗ 
genommen werden, doc find die bisherigen wieder wählbar. Jede Kams 
mer bat einen Präfidenten und Vicepräfidenten. Die Sigungen ber 
zweiten Sammer find dffentlih, auch bat fie ihre Vers 
bandlungen burdy ben Drud betannt gu mahen. Bon ber 
erften Kammer muß mwenigftens das Letztere geſchehen. Gefeges- 
entwürfe Lönnen nur von bem Könige an die Stände, 
niht von den Ständen an ben König gebraht werben. 
Den Ständen ift aber unbenommen, im Wege der Petis 
tion auf neue Gefege fowohl, als auf Abänderung oder 
Aufhebung der beftehendben anzutragen. Geſetzentwuͤrfe, 
welche die Verwilligung von Abgaben betreffen, find immer zu⸗ 
erſt an die zweite Kammer zu bringen, und bie erfte Kammer ann deren 
Beſchluͤſſe nur im Ganzen ohne Anderung entweder annehmen ober 
verwerfen. Am Ende eines jeden Landtags wählen beide Kammern ges 
meinfchaftlid, einen Ausfhuß von zwölf Perfonen für diejenigen 
Sefchäfte, deren Beforgung von einem Landtage zum andern zur ununs 
terbrohenen Wirkſamkeit der Mepräfentanten bes Landes nothwendig ift. 
Zum gerihtlihen Schutze ber Verfaffung befleht ein Staatsge: 
rihtshof, zu welchem der König den Präfidenten und ſechs Mitglies 
der, bie ſechs übrigen Mitglieder aber bie Stände ernennen. Diefer 
en fol über Minifter und Ständemitglieder richten. ($$. 124 
—205. 

Ein ſchweres Hemmniß bes conftitutionellen Staatslebens iſt vor⸗ 
züglic) die eigene Zufanımenfegung der Kammern, wornach bie erfte 


Kammer nur Mitglieder des hoben Adels in ſich zählt, benen ber König . 
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zum, gegen bie mit der erfien Kammer verbundene Nciftokratie der pwei · 
ten, nie eine Majorität der liberalen Partei herausgebracht tmrıden, weil 
jene an ber Zahl um mehrere Stimm überringt. Auch daf die Wers 
foffung mur dreijährige Landtage und Budgets geflattet, ik eine Se · 
f&ränkung des comfitutionelen Principt, und die Wifdung des „alten | 
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eine Fortdauer verfafft, die in ber Gefdhkäte länsft aufgehört 
Denn man wird mob! nicht den Ausfhuf, von Thdtig- 
in geheimen Stgungen Niemand weis, Niemand das en 
füher, a 
Alein «8 wäre ungerecht. fo wichtiger Eimtwürfe in das ma- 
” terieile Berfaffungsreht, das Gantkern eined befferm, ferien veißsthäm- 
lchen Staatswefens zu verleugnen meidhes unter fdütemden Formen mit 
aller Fähigkeit, aufgublähem und Früchte zu tragen, in dem politifden 
Boden gelegt wurde. Es bedurfte dazu mur fergfamer, geteiffenstreuer 
Pflege , der Luft und des Lies. Die Perle der nemen Berfaffung 
mar der Art. 28, welcher die Preßfreiheit als verfaffungss 
mäßiges Recht befkdtigt. Am 25. September 1819, dem Tage, 
wo bie Berfaffung abgefchlefien mwurbe, Tief bie febhliche Berfhaft ducch 


Land, umb fie modyte nody nicht die Runde innerhalb der engen 


beter Verfaffung bildet in Wuͤrtemberg einen Theil des truͤben Gemaͤl⸗ 
des, worin fid) damals der gefammte europaͤiſche Continent offenbarte. 
Die Maſchine ftand ſtill in dem Augenblicke, wo fie ihre Thaͤtigkeit bes 
ginnen folte. Der Sprechſaal, den die freie Prefie geöffnet hatte, 
wurde ſchnell gefhloffen, jedes männliche Wort verflummte, die Verfaſ⸗ 
fungen blieben ein leerer Schall, eine ungefannte Größe, von der das 


vi 





Würtemberg. 795 


Volk nichts begriff und nichts lernen Eonnte, da man es nichts 
lehren durfte. Eine Erſchlaffung befiel die Gemüther, ber herbe Con⸗ 
traft gegen die feurige Aufregung zur Zeit der Freiheitskriege und der 
Sabre nachher , und mit jener Sleichgültigkeit, die an aller Rettung 
verzweifelt, fah man flumpffinnig auf die Reaction bin, wartend, bis 
Sott ein Wunder thue. Man erkannte wohl den Gig des Uebels und 
hatte nicht vergefien, daß dem Blute der deutſchen Voͤlker noch bie 
Sühne fehle und die Altäre leer fliehen, wo das Opfer gelobt wurde, 
aber bie Energie des Handelns war gebrochen, man verzehrte feinen 
Schmerz und verſchwendete, felbft gefeflelt und in Schranken, alle Liebe 
zur $reiheit in der Theilnahme für ein Volk, das im Dften Europas 
die barbarifchen Ketten von Jahrhunderten zerbrady. 

Das erfte Mal nad) Gruͤndung ber neuen Verfaffung traten die 
würtembergifhen Kammern zufammen am 15. Januar 1820 und blies 
ben, eine zweimalige Vertagung eingerechnet, bie zum 26. Suni 1821 
verfammelt. Die Minifter fanden nur geringen Widerſpruch, und bie 
einzig lebhafte Debatte entfpann ſich über bie beantragte Ausweifung bes 
Ham Lift, des Nationaldtonomen , ber, ein geborener Würtemberger, 
damals Abgeordneter war und zur Ausbildung ber Verfaffung eine Pe⸗ 
tition für Reform ſaͤmmtlicher Inftitutionen der Juſtiz, der Finanzen 
und der Verwaltung in die Kammer zu bringen beabfichtigte. Dies 
felbe befand ſich lithographirt unter dee Prefle, als fie von der Polizei. 
weggenommen murde und ben geheimen Rath veranlaßte, Deren Lift in 
Anklageftand zu verfegen und auf ben Grund einer Anklage ber Ehrbe: 
leidigung der Regierung und Gtaatsbehörden befien Ausfchließung aus 
der Kammer zu verlangm, ein Anfinnen, welchem die Majorität der 
Kammer entſprach!! Es war biefelbe Kammer, welche ſich für den Büs 
chernachdruck erklärte. | 

Der zweite Landtag dauerte vom 1. December 1823 bis zum 9.0 
Juli 1824, und auf ihm murden zwei und zwanzig Gefegentmürfe 
beratben. Ein Antrag, den Finanzminifter Herm Weckherlin in Ans 
Hageftand zu fegen, fiel mit großer Stimmenmehrheit durch. 

Die dritte Seffion wurbe am 1. December 1826 eröffnet und am 
5. Juli 1827 geſchloſſen. Das Uebermaß von Gefesentwürfen machte 
einen außerordentlihen Landtag vom 15. Januar bi8 8. April 1828 
nöthig, und die vierte außerordentliche Verſammlung fand vom 15. Sa: 
nuar bis 7. April 1830 Statt. Die Charakteriſtik dieſer zehnjährigen 
Deriode hat ein fachlundiger, gefinnungsreiherr Mann alfo gezeichnet: 
„Wenn ein fo lichtfcheuer Geift die fogmannten Verfaffungsmächter bes 
feelte, fo braucht man ſich über die Phnfiognomie des Öffentlichen Les 
bens, melde feit 1820 an die Stelle der pattiotifchen Erhebung ber 
früheren Jahre in Würtemberg trat, nicht zu verwundern. Statt des 
warmen Intereſſes für die vaterländifchen Angelegenheiten ein todter Vers 
waltungsmechanismus, ftatt felbftthätiger Geltendmachung von Volksan⸗ 
ſichten und Vollswünfchen durch freie Wahlen, bie Bezirksbeamten, als 
eine Art Großwaͤhler fi) benehmend ; im Volle das Vertrauen zu ben 


Verbindung mit 
Gegentheile wendete ſich bie Thellnahme fo ausſchließlich den Inneren Ans 
gelsgenheiten zu, daß man mehr an „türtembergifche”, als „deutfche” 
Freiheit dachte und bei manchen Gelegenheiten den Vorwurf eines „los 
calen” Liberalismus auf fih lud. Fuͤr die Preßfreiheit fanden fi tuͤch⸗ 
tige Kämpen ein. Ueberhaupt gewann die Preſſe eine zeither unges 
annte Bedeutung, felbft die Regierung erfchien nothgedrungen auf dem 
Kampfplase und erkannte bie öffentliche Meinung als eine ebembürtige 

acht. 

Der Zeitpunct neuer Wahlen ruͤckte heran und eine ungewohnte 
Thaͤtigkeit durchdrang das ganze Land. Von ber: Preffe trefflich unterſtuͤtzt, 
entfaltete ſich die lang verſchloſſene Bluͤthe der Verfaſſung, überall ſtanden 
Männer auf, die durch lebendiges Wort den conſtitutionellen Geiſt des Vol⸗ 
kes wach riefen und anfeuerten. In den meiſten Staͤdten bildeten ſich 
Wahlausſchüſſe, die mit dem Centralvereine in Stuttgart communicitten, 
und das natürlichfie Recht des Volkes, das Aſſociationstecht, wurde un= 
verfümmert ausgeübt. Indem man von Oben herab Vertrauen bewies 
und fein Hinderniß der freien Entwidelung in den Weg legte, zeigte ſich 
vecht, wie politifch gereift der Sinn bes Volkes war, mie ſicher e6 bie 
Herrſchaft über ſich felbft führte, und mit welcher Beſonnenheit und 
Maͤßigung es feine Rechte übte, ohne daß eine Uebung berfelben vorher» 
gegangen wäre. 

As Folge diefer Schwingungen in der Politik wurde auch die 
Stabilität der Minifterpoften gebrochen, und es wechſelte hauptfächlich das 
Miniſterium des Innern mehrere Male feine Chefs, bis endlich Here 
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Schleyer 1832 das Portefeunille übernahm, der es ohne Unterbrechung noch 
dermulen in den Händen hat. Am 15. Januar 1833 endlid wurde bie 
Ständeverfammlung nicht durch den König in Perfon, fondern durch ei⸗ 
nen töniglihen Commiſſaͤr ohne die üblihen Feierlichkeiten eröffnet. 
- Die Afpecten am politifhen Himmel hatten fich geändert. Polen lag 
biutend auf dem Sterbelager feiner Freiheit, die Julirevolution hatte 
durch den Sriedensfinn bed Buͤrgerkoͤnigs die offenen Gefahren ihrer 
Propaganda verloren, Belgien war, wenn auch burdy ein sonftitutionels 
les Koͤnigthum legitimifirt worden, und in Deutfchland hatte ber Frank⸗ 
furter Bundestag feine Befhlüffe vom 28. Juni gefprochen. Schlag 
auf Schlag folgten nun die Verbote gegen bie jungen Schößlinge ber 
bald befreiten Preſſe; das „‚conftitutionelle Deutſchland“, die „deutſche 
Tribüne,” die „Zeitſchwingen,“ die „deutſche allgemeine Zeitung,‘ bie 
„Neckarzeitung,“ „Rotteck's Annalen,” der „Sreifinnige” waren allein im 
Suͤddeutſchland dem Untergange geweiht und die badifche Preßfreiheit 
farb, ein neugeborene® Kind. Eben fo wurden Vereine zur Beſpre⸗ 
hung Iandftändifcher Angelegenheiten unterfagt. 

Alles dies geſchah theils vor, theils zugleich mit Einberufung ber 
Stände. Man kann fih nun leicht die Stimmung eines großen Theils 
der zweiten Kammer daraus abnehmen, welcher, in dem Augenblide 
der goldnen Zeit gewählt, .nabe am Ziele, die ganze Wahrheit ber 
Verfaſſung herzuftelen, den Sieg von Neuem zweifelhaft und unficher 
erfannte. Doch ſchreckte die Ungewißheit nicht, ein tüchtiger Kampf rieb 
die Kräfte an einander, und wie kurz aud die Eeffion biefes Landtags 
war, in den Jahrbuͤchern der conflitutionellen Leidensgefchichte Deutfchlande - 
wird fie ein denkwuͤrdiges Gapitel bleiben. Die erſte heiße Debatte entfpann 
fi) bei Prüfung der Vollmadıten. Das Miniftertum beftritt ben Her 
ven Rödinger, Tafel, Wagner und Kübel die verfafjungemäßige 
Fähigkeit zu Abgeordneten, weil biefelben vor längerer Zeit als Studen⸗ 
ten wegen demagogifcher Umtriebe in Unterfuhung gekommen und zu 
Seftungsfirafe verurtheilt worden waren. Doc, hatte der König dieſel⸗ 
ben fpäter reflituirt, man hatte fie unter bie oͤffentlichen Rechtsanwaͤlte 
aufgenommen und, ohne baß von Seiten der Regierung Einfprache ges 
ſchah, zu Deputirten gewählt. Sie ſtanden fämmtlid, bei der Oppofiz, 
tion und ragten durch Sintelligenz und Gefinnung hervor. Blieben fie, 
fo war die Oppefitton ohne Zweifel auch numeriſch im Webergewichte, 
wurden fie entfernt, fo gewann die Regierung für ben Angriff und die 
Vertheidigung. Mit 47 Stimmen gegm 37 wurbe die Ausfchließung 
durchgefegt. Ein gleiches Loos traf den frühern Miniſter, Herrn von 
MWangenheim, der von ber Stadt Ehingen zum Abgeordneten ges 
wählt worden war ; natürli, daß hier andere Gründe, als demokrati⸗ 
fhe, in Frage kamen. 

Die eigentlihen Schlachttage folgten. Ihre Namen haben fie von 
ber Preßfreiheit, von dem beutfhen Bunbe, von der Wahl⸗ 
freiheit, ihre Führer waren die Herren Schott, Pfizer und Rd» 
mer. Sept galt es die Entſcheidung, ob das conftitutionelle Leben, rein 
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öffenttiche allgemeine Prüfung. Ein Geheimrothoreſeript vom 
verkündete, der Kammer 
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ten wollten, unter Anderem: „Bon Allem, was ich in Betreff der Bun⸗ 
desbefchlüffe hier geſprochen habe, bereue Ich nichts umb nehme ich nichts 
zurüd. Ich proteflite gegen den Verſuch der Megierung, einen fo wich⸗ 
tigen Gegenftand von unferer Tagesordnung zu freien, und ftelle uͤbri⸗ 
gend das Meitere der Ehre, dem Pflichtgefühle und dem Getviffen der 
Kammer anheim.” Das geheimrätblidhe Nefeript wurde nach der Ger 
ſchaͤftsordnung der ſtaatsrechtlichen Commiſſion zugeiiefen, weiche Herrn 
Uhiand zum DVerichterflatter wählte. Uhland entwarf eine energiſche 
Abteſſe im Sinne der Pfizer'ſchen Motion und brachte fie zur oͤffent⸗ 
lichen Beratung. Ale Auſtrengungen der minifteriellen i Partei, bie 
Adreffe zu befeitigen ober zu mildern, fcheiterten, fie ging mit einer Das 
jorität von 53 Stimmen durch. Indem fie das verfafjungsmäßige 
Mecht jedes Abgeordneten, offen zu fprechen und Anträge zu flellen, 
wenn er bie Verfaflung, von irgend einer Seite angegriffen glaubt, am 
die Spige fest, fubfumirt fie Pfizer’s Antrag unter diefe Regel und 
fährt fort: „Wir finden zu erflären uns verbunden, daß wir weder in dieſem 
geregelten Verfahten irgend eine Störung eintreten zu laffen, noch un⸗ 
ferem künftigen Beſchluß, wie folder ausfallen möge, ein anderes Gepräge 
aufzubrüden gemeint feien, ais dasjenige der leidenſchaftloſen Erwägung, 
die ein über dieſe gegenwärtig hochwichtige Frage unſers Verfafjungs- 
rechts ſich verbreitender Vortrag in vorzüglihem Grade verdient. Nims ' 
mermehr würben wir uns beſtimmt finden Finnen, eine Motion mit 
Unmillen zu verwerfen, die uns, noch unabhängig von unferem Urs 
theite über die Hauptfrage, den Eindruck gewiſſenhafter Forſchung von 
Seiten ihres Verfaffers zuruͤckließ. Vornehmlich aber halten wir uns 
verpflichtet, gegen die vorgreifende Einſchreitung im den gerechten Gang 
unferer Verhandlungen, wie folhe durch ben Erlaß vom 28. Februar 








Wurtemberg. I 799 


geſchehen iſt, eine Einſchreitung, wodurch uns fuͤr die Beſchlußnahme 
ſelbſt die Gemuͤthsſtimmung angeſonnen wird, ſowohl die Freiheit der 
Kammer, als die verfafſungsmaͤßige Unverantwortlichkeit bes einzelnen 
Mitgliedes berfelben hiermit feierlich zu verwahren.” Auf diefe Adreffe 
bin wurde die Ständeverfammiung am 22. März 1833 aufgelöft.. 

Die Regierung bat bdiefen Landtag ben „‚vergeblichen” genannt. 
Allein der Landtag von 1833 mar kein vergebliher, wenn man fen 
moralifches Refultat in Acht nimmt. Zum erflen Male zeigte die Ver⸗ 
fammlung eine conſtitutionelle Serbfiftändigkeit, die auf Recht und nicht 
auf Gnade ruht, und was zu fordern ift, als Gonceffion verfchmähte, 

. fie dauerte entfchloffen und energifch aus, ließ ſich weder buch Drohuns. 

gen einfchüchtern, noch durch patriarchaliſches Wohlwollen beftedhen und 
hat den Verſuch gewagt, zu zeigen, wie weit es in Deutfchland möglich 
fei, der Charte Wahrheit und Recht zu verfchaffen. Eine befondere 
Auszeihnung der Oppofition mar neben Talenten und Intelligenz bie 
fittliche Kraft ihres Charakters. Sie enthielt durchgehends Männer, 
deren Gefinnung fi in jebem Conflicte al6 rein und lauter erprobt 
hatte, bie zu den beften der Nation zählten und fern von dem egoiſti⸗ 
fhen falfhen Spiele des Ehrgeizes Recht und Freiheit aus tieffler Ue⸗ 
berzeugung ihrer Seele liebten und vertheibigten. 

Die letzte Inſtanz, das Volk felbft, fprach durch die Wiederwahl 
der Oppofition fein Urtheil, obgleich die Regierung keine Anſtrengungen 
unterließ , im Befige der einflußreichen Mittel, die fie durch ihre Stel⸗ 
lung jedes Mal vor der Gegenpartei voraus hat, die minifteriellen Candi⸗ 
daten burchzufegen. Der beftigfte Wahlkampf fand In der Hauptftadt 
feibft Statt, wo Uhland und der Präfident des Obertribunals, Here 
Bolley, auf der Lifte fanden. In das Gewiſſen der Wähler drüdte 
hier das befondere Gewicht de Hofes, der die Ermwerbsquelle eine® gro» 
fen Theils der Bürger war und befien Entfernung in Ausſicht ſtand. 
Beide Candidaten befamen bie gleiche Stimmzahl, und es hätte Uhland 
als jüngerer dem minifteriellen Deputirten weichen muͤſſen; body ergab 
fi, daß für diefen ein zweideutiges Stimmrecht ausgehbt worden war, 
und fo trat Bolley zurüd. Die Regierung verweigerte Uhland den 
Urlaub , er legte feine Profeffur in Xübingen nieder. Das Gleiche thas 
ten Pfizer und Mömer, bie zeither im Staatsdienſte geweſen waren. 

Am 20. Mai 1833 trat die neue Ständeverfammlung zufammen. 
Der O:ppofition ſtellte ſich die miniſterielle Partei als eine compacte Maffe, 
und einiger in ihrer Taktik geworden, entgegen und erfüllte durch Eluges Las 
viren an den Klippen ben Wunſch ber Regierung, bie Debatten zumeift auf 
Berathung des Budgets zu befchränfen, und bie Petitionen der Minifter für 
ihre Departements, ungeachtet des Widerſpruchs der zu großen Ausgaben 
für die Minifterien de6 Kriege und Auswärtigen, mit ſchwacher Majorität 
ducchzufegen. Die Wendung in ber Zeitgefchichte und ihr reactionaͤrer 
Charakter reizten nimmer zum Liberalismus und dem politifchen Maͤrty⸗ 
rerthum, und wer bisher ſchwankend zmwifcheninne ſtand, neigte fi) auf 
die Seite, wo bie Gefahr gar nicht, dee Schuß gewiffer und der Gewinn 
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m Statt und beſchaͤftigte ſich zumeiſt mit den Geſetzen der Abloͤſung von 
w Srohnen und der Entſchaͤdigung für die aufgehobenen leibeigenſchaftlichen 


eiftungen. Was für einen conflitutionellen Staat in der That nicht 


w mehr als fchuldige Pflicht war, wurde über die Gebühr ale eine liberale 
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Reform ansgebeutet und zum Theil als eine Demonftration bes „buͤr⸗ 
gerlichen Miniſteriums“ gegen die Ariſtokratie motivirt. Diefe Taktik 
umnebelte fehr die freie Ausfiht und verruͤckte die Gefihtspuncte, Indem 
man ein Miniſterium, das bärgerlid war, von vornherein als liberal 
und eine einfeitige Polemik gegeh den Adel als conftitutionell ausgab. 
Man hat durdy eine fehr kluge Sophiftit die Köpfe vielfach verwirrt 
und durch Scheingründe fo irrige Anfichten verbreitet, daß es lange Zeit 
bedurfte, bis die beſſere Erkenntniß den Sieg gewann. Uebrigens wird 
man ber Wahrheit die Ehre geben und im Vergleich zur Vollflindigkeit der 
dadiſchen Ablöfung nur eine mäßige Lobrede auf die. würtembergifche 
balten. 

Ein außerordentlicher Landtag verfammelte die Stande im Jahre 
1838, dem Schlußſtein ihres parlamentarifchen Lebend. Wie ein Held 
auf dem Schlachtfeld farben fie nicht, fie fiechten hin am Krankenbett 
einer peinlichen Geſetzgebung. Der mürtembergifche Strafcodber hat durch 
den famofen Artikel 378. einen traurigen Ruf erlangt. Daſſelbe Ge: 
feg, welches im Zuflande der Mothwehr erlaubt, den Dieb zu töbdten, 
der in mein Eigenthum einbricht, daſſelbe Geſetz garantirt dem unver: 
nünftigen Thiere, dad meine Saaten verwüftet, fein Leben. Es bedarf 
zur Charafteriftil keines andern Beweiſes; auch hat bie öffentliche Mei⸗ 
nung nad mehrjährigem Beſtand des Eober ein unantaftbares Urtheil 
gefprochen. Der Abfchredungstheorie ift entfchieden darin gehuldigt — 
man lefe nur das Gapitel über die politifchen Verbrechen, und frage 
das klopfende Herz, ob man barnady nicht etwa felbft zu Hochverräthern 
gehöre, mo ber Verſuch des Verſuchs, ja der Gedanke der That ge: 
richtet wird. Der damalige Chef des Suftigminifteriums, Here v. Prie- 
fer, jahrelanges Mitglied der Bundescommiffion für politifche Unter: 
fuhungen, faß in diefen richtigen Discuffionen als Commiſſaͤr auf ber 
Regierungsbant, und führte, wie die Protocolle der Kammer erwiefen, 
die eindringlichfte WVertheidigung des Entmurfes. Außer. dem Plan bes 
Staatsleritong liegt eine Prüfung des Coder; doch im ſtaatsrechtlichen 
Zufammenhange muß angeführt werden, daß berfelbe die Denuncias 
tionspflicht befiehlt, die Edrperlihe Zuͤchtigung nicht aufhebt, 
und ein unbefhränktes Recht des gefeslihen Widerftandes 
und der politifhen Vereine vermeigert. 

Die O:ppofition wagte ihre legten Kräfte an die Verwerfung eines 
folchen Gefeges, und blieb — in der Minderheit. Schon ihr erfter Verfuch, 
in die Abdreffe auf die Thronrede die Aufnahme des Wunſches und ber 
Erwartung eines Öffentlihen und mündlihen Gerichtsver— 
fahrens zu bewirken, fcheiterte, eben fo hatte die Proteflation, es fei 
jegt nicht der geeignete Zeitpunct zu Abfaffung eines Strafgeſetzbuchs, 
worin die Sieger Geſetze für die Befisgten madyen, kein Refultat. Zwar 

Staats = Lerikon. XV. 51 
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jolksvertreter gewaͤhlt werden. Wer find fie gemor: 
publiciſtiſches oder parlamentariſches Talent, kein 
beſchraͤnktet localet Bedeutung darunter. Zu bald 
aatsdiener! Das Volk dachte damals viel zu 
tund feine Beſtimmung nach, als daß der rechte 
taates ſich im klaren Tewußtſein vorfinden konnte. 
Potenzen des Staats koͤrpers, zwiſchen der Volks— 
t mangelte jede hoͤhere Freiheit, die ſich allein durch 
ſion entwickeln kann. Der feinſte formelle Mecha— 
ich er durch einen ſtreng geregeiten Polizei: und 
ſchaffen ift, kann den breiten foliden Bau des Staa- 
Volkslebens niemals erfegen. Daher ift felbft ein 
ter Beamtenjtaat feinem ganzen Begriffe nach 
fprung, Geftaftung und Fortgang einfeitig, entrüdt 
der Sphäre des Volksbewußtfeins und loͤft daſſelbe 
3 Formel von Befehl und Ausführung auf. Dann 
fagen: „es iſt ja freie NWolksvertretung da.’ Nein, 
en ſoll, ift fie nicht vorhanden, weil der Verwal— 
nit austwärtiger Huͤlfe fiegte und der Glaube an die 
epraͤfentativſoſtems verloren iſt. 
ner trat im Februar 1839 zuſammen, und intereſſe⸗ 
worden, blieben ihre Verhandlungen. Ein neues 
und die Verabſchiedung des Budgets mochten die 
dieſer Seſſion ſein. Weniger Theilnahme hatte das 
einer Repraͤſentation geſchenkt ; das Öffentliche Lehen 
je Verfumpfung uͤberzegangen, ein leidiger Optimis— 
der nach Außen gem vom Renommie der alten 
309 und nad Innen reagirte. Beſonders find da— 
demonftrationen für Hannover und die Preßfreiheit 
ft gefchoffene Kugeln, die etwas knallen, aber Nie: 
bei wird immer zu unterfcheiden fein, 06 die Kammer 
andlung von Herkommen und Inſtinct oder aus 
vendiger Folge ihrer Handlungen jene Motionen ſtellte. 
keinen Urtheilsfähigen geben, welcher einen Antrag 
er im Anhalt ganz gleich, dech nach feinen Moti— 
it von einander trennen muß, je nachdem er von 
tem Willen, oder von Eitelteit und vorübergehender 
igen iſt. Wenn eine Kammer, aufrichtig dem Fort: 
treues Organ des Volkswillens deſſen Rechte und 
ıt, fo genügt fie ihrem Gewiſſen und Princip, um 
vas in das Bereich ihres Witkens gehört, ſeloſt wo 
3 Ziel erreichen; wenn aber eine Kammer bei teas 
em Einfluß, ihrer Einwirkung untergeben find, ge: 
Reinung, gegen den G.ijt der Zeit, gigen den Wils 
ten ohne die erforderliche Intelligenz und Gefinnung 
das Verdienſt nur eine Jlluſion fein, bei Dingen 
51 
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gab es auch auf ben winiſteriellen Baͤnken in dieſer Frage vorurtheils 
freie und ſelbſtſtaͤndige Männer, welchen es weder an juriſtiſchen Talen 
ten, noch an Eifer für die Herftellung eins humanen und freifinnigeı 
Sttafaeſebes fehlte, ailein als nach actmonatlicher Debatte die erik 
Kammer den hartnidigien Widerfpruch gegen die angenommenen Zu: 
fige und Modificntionen des Entwurfs, ganz insbefondre aber gem 
den Artitel 378 kundgab und fo gewiſſermaßen von ber Erhaltung ihres 
feudaliſtiſchen Jagdrechts die Annahme des ganzen Gefeges at: 
hängig machte, da ſchlug vielen Deputirten das finanzielle Gewiſſen, 
d. b. jenes Gewiſſen, welches ſich bedenkt, Diäten in die Taſche m 
fleden, ohne dafür Geſete gemacht zu haben. Die zweite Kammer gab 
alfo nach, zog ben größten Theil der früheren Befhläffe zurüd und 
fügte fh dem Willen der Negierung und Standesherren. 

Mit dem außerordentlichen Landtage endete die fechsjährige Mahl: 
periode, und es wurden neue Wahlen nöthig. Das Unglüd in Hannover 
mar unterdeß geſchehen und der deuiſche Bund hatte durch feine Incom: 
petenz den Verfaſſungsbruch fanctionist, Glauben und Vertrauen lagen 
gerjtört, Erſchlaffung und Indolenz befiel die Gemüther, und jene Ze 
beit, die immer der vergeblichen Arbeit nachfolgt, alles Intereſſe cab: 
ſtumpft und ſelbſt die Hoffnung verliert, griff mit erflaunticher Ans 
ſteckungskraft nach alten Seiten um fi. Man ließ die Sachen gehen 
und legte die Hände in den Schooß, martend, bis der Himmel feine 
Wunder thue. Dazu war die Preffe gefeffelter als je, jedem Strebniß 
fehlte der Beiftand der Oeffentlichkeit, ein zeither ungekannter Indiffee 
rentismus verſchmaͤhte alle Politikz die Regierung, ſchonend in den 
Zormen, für die materielle Wohlfahrt beforgt, that nichts, den Schlum⸗ 
mer zu unterbredhen. Entmutbigt vom getvaltigen Einfluß des trofttofen 
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Fahne mußten bie Volksvertreter gewählt werden. Mer find fie gewor⸗ 
den? Kein einziges publiciflifche® oder varlamentarifches Talent, fein 
Name von mehr als befchränkter localer Bedeutung darunter. Zu bald 
zwei Deittheilen Staatsdiener! Das Volk dachte damals viel zu 
wenig über fich ſelbſt und feine Beſtimmung nach, als daß ber rechte 
Schwerpunct des Staates ſich im Maren Bemuftfein vorfinden Eonnte. 
Zmwifchen den beiden Potenzen des Staatskoͤrpers, zwiſchen ber Volks⸗ 
und Regierungsgemalt mangelte jede höhere Freiheit, die. ſich allein durch 
ungebundene Discuffion entwideln kann. Der feinfte formelle Mecha⸗ 
niemus, wie kuͤnſtlich er durch einen flreng geregelten Polizei: und 
Beamtenftaat gefhaffen ift, kann den breiten follden Bau des Stan- 
tes in die Tiefen des Volkslebens niemals erfegen. Daher ift felbft ein 
freier und aufgeklärter Beamtenftaat feinem ganzen Begriffe nad, 
von vornherein in Urfprung, Geftaltung und Fortgang einfeitig, entrüdt 
das Öffentliche Leben der Sphäre des Volksbewußtſeins und loͤſſt daſſelbe 
zu einer Intereffelofen Sormel von Befehl und Ausführung auf. Dann 
würden die Gegner fagen: „es ift ja freie Volfsvertretung da.’ Mein, 
im Leben, wie fie fen foll, tft fie nicht vorhanden, teil ber Verwal⸗ 
tungsabfolutismus mit auswärtiger Hülfe fiegte und der Glaube an die 
Wahrheit bes Repraͤſentativſyſtems verloren ift. 

Die neue Kammer trat im Februar 1839 zufammen, und intereffe- 
108, wie fie gewaͤhlt worden, blieben ihre Verhandlungen. in neues 
Polizeiftrafgefegbuch und die Verabſchledung des Budgets mochten bie 
wichtigften Arbeiten biefer Seffion fein. Weniger Theilnahme hatte das 
Land noch niemals feiner Nepräfentation gefchenkt; das öffentliche Leben 
war in eine eigentliche Verſumpfung uͤbergegangen, ein leidiger Optimis⸗ 
mus griff um ſich, ber nach Außen gern vom Renommee der alten 
Freifinnigkeit Nusen zog und nach Sinnen reagirte. Beſonders find ba: 
bin die wohlfeilen Demonftrationen für Hannover und die Preßfreiheit 
zu zählen, in bie Luft gefchoffene Kugeln, die etwas Enallen, aber Nie⸗ 
manden treffen. Dabei wird immer zu unterfcheiden fein, 0b die Kammer 
nur in einer Anwandlung von Herlommen und Inſtinct oder aus 
Grundfag und nothwendiger Folge ihrer Handlungen jene Motionen ftelfte. 
Denn es wird doch keinen Urtheilsfählgen geben, welcher einen Antrag 
auf Prepfreiheit, fei er im Anhalt ganz glei, doch nach feinen Motis 
ven und Zwecken weit von einander trennen muß, je nachdem er von 
Gefinnung und ernſtem Willen, ober von Eitelkeit und vorübergehenber 
Stimmung ausgegangen if. Wenn eine Kammer, aufrihtig dem Forts 
ſchritt zugekehrt, als treues Organ bes Volkswillens beffen Rechte und 
Wuͤnſche wahrnimmt, ſo genuͤgt ſie ihrem Gewiſſen und Princip, um 
Alles zu verfolgen, was in das Bereich ihres Wirkens gehoͤrt, ſelbſt wo 
ihre Kraͤfte nicht das Ziel erreichen; wenn aber eine Kammer bei rea⸗ 
len Dingen, die ihrem Einfluß, ihrer Einwirkung untergeben ſind, ge⸗ 
gen die oͤffentliche Meinung, gegen den Geiſt der Zeit, gegen den Wil⸗ 
len ihrer Gommittenten ohne bie erforderliche Sntelligenz und Gefinnung 
entfcheidet, fo kann das Verdienſt nur eine Jllufion fen, bei Dingen 
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Aue Grumdla 

mit welchem fie den x 
Dagegen erhielt die zweite Kammer die Mote, „fie habe in einer langen 
und forgfältigen' Unterfuhung der Bedürfniffe der Finanzen eine Ride 
tang angenommen, verfchieden von dem Geiſte früherer Randtage, die 
Adminiftration habe aber eine Unterfuhung zu ſcheuen, übrigens fei 
der König es der Würde feiner Krone fhuldig, fireng auf feinem vers 
faffungsmäßigen Rechte zu_beharten, und die wuͤrtembergiſche Verfafſung, 
duich ihn und die beiden. Kammern ſtreng gehandhabt, gäbe ihm auch 
für die Zukunft das beſte Mittel, die in ganz Deutſchland vers 
breitete „Faction“ unfhädlih zu madhen.” Zum Verſtaͤndniß 
iſt machzuholen, daß die erfle Kammer ihre myſtiſche Thaͤtigkeit durch 
ben Abfchen vor jeder Neuerung, bie immer als revolutionde galt, bes 
merkbar machte und daher den Gefegentwurf wegen Aufhebung geroiffer 
Behnten verwarf, weil nach dem Gommiffionsbericht die Ablöfung 
der Seudallaften weder nothwendig noch gerecht, aud 
nicht Wunfh des Volkes ſei!! . 

Im folgenden Jahre verfammelte ſich der vertagte Landtag und 
beſchloß feine Sigungen , deren Charakter fi) mehr und mehr verflachte 
und zu jener troſiloſen Refignation hinüberleitete, die wenige Jahre darauf 
die Gemüther ergriff. Zwar fahte Pfizer’s Motion, den Bundesbefchluß 
über die Scyiedögerichte betreffend, einige Flamme aus den verglimmens 
den Kohlen, doch wurde dee Antrag auf Drud der Motion verworfen. 
Die zweite Seſſion dee fechsjährigen Wahlperiode fand im Jahre 1836 
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Statt und befchäftigte ſich zumeift mit den Befegen der Ablöfung von 
Frohnen und der Entſchaͤdigung für die aufgehobenen leibeigenfchaftlichen 
Leitungen. Was für einen conftitutionellen Staat in der That nicht 
mehr als ſchuldige Pflicht war, wurde über die Gebühr als eine liberale 
Reform ausgebeutet und zum Theil als eine Demonftration des „bür: 
gerlihen Minifteriums ’ gegen die Ariftofratie motivirt. Diefe Taktik 
umnebelte fehr die freie Ausficht und verrüdte die Gefihtspuncte, indem 
man ein Minifterium, das bürgerlich war, von vornherein als Tiberal 
und eine einfeitige Polemik gegeh den Adel als conftitutionell ausgab. 
Man hat durdy eine fehr kluge Sophiftit die Köpfe vielfach verwirrt 
und duch Scheingründe fo irrige Anfichten verbreitet, daß es lange Zeit 
bedurfte, bis die beſſere Erkenntniß den Sieg gewann. Uebrigens wird 
man der Wahrheit die Ehre geben und im Vergleich zur Vollſtaͤndigkeit der 
badifchen Ablöfung nur eine mäßige Lobrede auf die mürtembergifche 
halten. 

Ein außerordentlicher Landtag verfammelte die Stande im Sahre 
1838, dem Schlußſtein ihres parlamentarifchen Lebens. Wie ein Helb 
auf dem Schlachtfeld ftarben fie nicht, fie fiehten hin am Krankenbett 
einer peinlichen Geſetzgebung. Der wuͤrtembergiſche Strafcoder hat duch 
den famofen Artikel 378. einen traurigen Ruf erlangt. Daffelbe Ge- 
feg, welches im Zuſtande der Nothwehr erlaubt, den Dieb zu töbten, 
der in mein Eigenthum einbricht, daſſelbe Geſetz garantirt dem unver: 
nünftigen Thiere, das meine Saaten verwüftet, fein Leben. Es bedarf 
zur Charakteriſtik keines andern Beweiſes; auch hat die Öffentliche Mei⸗ 
nung nach mehrjährigem Beftand des Gobder ein unantaftbares Urtheil 
gefprohen. Der Abfchredungstheorie ift entfchieden darin gehuldige — 
man leſe nur das Gapitel über die politifhen Verbrechen, und frage 
das klopfende Herz, ob man darnach nicht etwa felbft zu Hochverräthern 
gehöre, wo ber Verſuch des Verſuchs, ja der Gedanke der That ge: 
richtet wird. Der damalige Chef des Juftizminifteriums, Here v. Prie: 
fer, jahrelanges Mitglied der Bundescommiffion für politifche Unter: 
fuhungen, faß in diefen wichtigen Discuffionen als Commiſſaͤr auf ber 
Regierungsbank, und führte, wie die Protocolle der Kammer erwiefen, 
die eindringlichfle Vertheidigung des Entwurfes. Außer dem Plan des 
Staatsleritons liegt eine Prüfung des Coder; doch im flantsrechtlichen 
Zufammenhange muß angeführt werden, daß berfelbe die Denuncias 
tionspflicht befiehlt, die Eörperlihe Zuͤchtigung nicht aufhebt, 
und ein unbefhranktes Recht des gefeglihen Widerftandes 
und der politifhen Vereine verweigert. 

Die Oppofition wagte ihre legten Kräfte an bie Verwerfung eines 
ſolchen Gefeges, und blieb — in der Minderheit. Schon ihr erfter Werfuch, 
in die Adreffe auf die Zhronrede die Aufnahme ded Wunfches und der 
Erwartung eines Öffentlihen und mündlihen Gerichtsver- 
fahrens zu bewirken, fheiterte, eben fo hatte die Proteftation, es fei 
jegt nicht der geeignete Zeitpunct zu Abfafjung eines Strafgeſetzbuchs, 
worin die Sieger Geſetze für die Beſiegten madıen, kein Refultat. Zwar 
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bie Hoffnung verliert, geiff wit e Ans 
nad) allen Selten um fi. Man tief bie | gehen 
ige im ben Schoof, wattend, Dis der Himmel feine 
ſazu war die Preffe gefeffelter als je, jedem Gtreßnig 
fehlte ber Beiſtand der Deffentlichkeit, ein zeither ungefannter Indiffe— 
renrismus verfhmähte alle Politikz die Regierung, ſchonend in ben 
Formen, für die materielle Wohlfahrt beforgt, that nichts, den Schlum⸗ 
mer zu unterbrechen. Entmutbigt vom gewaltigen Einfluß des troſtloſen 
Augenblids, Feiner Morgenröthe gewaͤttig, in bitterem Unmuth, mit 
felbfleigener Hand das Schwert zerbrechend, und den Rüden gewandt 
einem Schlachtfelde, wo weder Ehre noch Sieg zu holen, gab zur Pro: 
teflation gegen den ganzen beutfchen Rechtszuſtand die unter dem Namen 
der „Dppofition‘’ beliebte Minorität der ziweiten Kammer ihren Com⸗ 
mittenten eine Erklärung dahin ab, daß fie in Betracht aller Vergeb⸗ 
uichkeit, die verfaffungemäßigen Rechte der Wuͤrtemberger in ihrer Wahrs 
heit herzuftellen,, von der parlamentarifchen Bühne cbtrete und auf jede 
Wiederwahl verzichte. Der geringe Eindrud, melden diefe Erklaͤrung 
hervorbrachte, offenbarte erſt die durch Ertoͤdtung alles öffentlichen Lebens 
im Volke verbreitete Theilnahmloſigkeit. Alein auf dem Scauplage 
biieb die Regierung zurüd. Die Frift für die neuen Wahlen war kurz 
getvefen, die Eröffnung des Landtags ftand noch bevor und bie legte 
Bewegung im Volke war durch jenen Vorfall fo ploͤtzich in Stillftand 
gerathen, daß es am Zeit und nod mehr an Gelegenheit und Abſicht 
gebrach, ber mit allmaͤchtigem Siegerfehritt auftretenden Regierung eine 
andere Proteftation, als den ſcheuen Gedanken entgegenzufegen. Die 
öffentliche Meinung war verflummt. Unter alfo gedrüdten Verhättniffen, 
ohne jedes Gegengewicht, bei dem Mangel einer beflimmten Looſung und 
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Sahne mußten die Volksvertreter gewaͤhlt werden Wer find fie gewor⸗ 
den? Kein einziges publiciflifches oder varlamentarifches Talent, Fein 
Name von mehr als befchränkter localer Bedeutung darunter. Zu bald 
zwei Drittbeilen Staatsdiener! Das Volk dachte damals viel zu 
wenig über fich ſelbſt und feine Beftimmung nad, als daß der rechte 
Schwerpunct des Staates fih im Flaren Ziemußtfein vorfinden konnte. 
Zwiſchen den beiden Potenzen des Staatskoͤrpers, zroifchen ber Wolfe: 
und Regierungsgemwalt mangelte jede höhere freiheit, die fih allein durch 
ungebundene Discuffion entwideln kann. Der feinfte formelle Mecha⸗ 
nismus, wie ®ünftlich ec durch einen ſtreng geregelten Polizei: und 
Beamtenſtaat geſchaffen ift, kann den breiten foliden Bau des Staa⸗ 
tes in die Tiefen des Volkslebens niemals erfegen. Daher ift felbft ein 
freier und aufgeklärter Beamtenftaat feinem ganzen Begriffe nad) 
"von vornherein in Urſprung, Geftaltung und Fortgang einfeitig, entrüct 
das Äffentliche Leben der Sphäre des Volksbewußtſeins und loͤſ't daſſelbe 
zu einer intereffelofen Formel von Befehl und Ausführung auf. Dann 
würden die Gegner fagen: „es iſt ja freie WVolfsvertretung ba.’ Nein, 
im Leben, wie fie fein foll, ift fie nicht vorhanden, weil ber Verwal: 
tungsabfolutismus mit auswärtiger Hilfe fiegte und ber Glaube an bie 
Wahrheit des Repraͤſentativſyſtems verloren iſt. 

Die neue Kammer trat im Februar 1739 zufammen, und intereffe- 
(08, wie fie gewählt worden, blieben ihre Verhandlungen. Ein neues 
Dotizeiftenfgefesbuh und die Verabſchiedung des Budgets mochten die 
wichtigfien Arbeiten biefer Seffion fein. Weniger Theilnahme hatte das 
Land noch niemals feiner Nepräfentation geſchenkt; das oͤffentliche Reben 
war in eine eigentliche Verfumpfung uͤbergegangen, ein leidiger Optimis⸗ 
mus griff um fih, ber nach Außen gern vom Renommee der alten 
Freiſinnigkeit Nusen zog und nach Innen reagirte. Beſonders find da- 
bin die wohlfeilen Demonftrationen für Hannover und die Preßfreiheit 
zu zählen, in die Luft gefchoffene Kugeln, die etwas Enallen, aber Nie⸗ 
manden treffen. Dabei wird immer zu unterfcheiden fein, ob die Kammer 
nur in einer Anmandlung von Herkommen und Inſtinct oder aus 
Grundfag und nothmendiger Folge ihrer Handlungen jene Motionen ſtellte. 
Denn es wird doch keinen Urtheiläfihigen geben, welcher einen Antrag 
auf Preffreiheit, fei er im Inhalt ganz gleich, dech nach feinen Meotis 
ven und Zwecken weit von einander trennen muß, je nachdem er von 
Sefinnung und ernſtem Willen, oder von Eitelteit und vorübergehender 
Etimmung ausgerangen iſt. Wenn eine Klammer, aufrichtig dem Fort: 
fchritt zugefehrt, als trenes Organ des Volkswillens deffen Rechte und 
Münfhe wahrnimmt, fo genügt fie ihrem Gewiffen und Princip, um 
Alles zu verfolzen, was in das Bereich ihres Wirkens gehört, ſelbſt mo 
ihre Kräfte nicht dag Ziel erreihen; wenn aber eine Kammer bei rea- 
Im Dingen, die ihrem Einfluß, ihrer Einwirkung untergeben find, ge: 
gen die Kffentliche Meinung, gegen den G.ıjt der Zeit, gegen den Wil 
len ihrer Sommittenten ohne die erforderliche Sintelligenz und Gefinnung 
entfhheitet, fo kann das Verdienſt nur eine Suufion fein, bei Dingen 
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‚gangen, fie If zu einer Chronik ber Kagesbrgebenheiten hinabge: 
funen. 6 wurde nicht nur bie Genfür veefähäeft, fonderm für 
einzelne Encholifce Blätter, 5. B. den fränkifhen Courier, den Sion, die 
Goͤrtes ſche Wohenfchrift u. f. w., welche mit baierifher Cenfur erfchienen, 
eine befondere Recenfur eingeführt, d. h.: fie mußten, bevor die Poſt 
fie an die Abonnenten ausgab, dem Genfurcollegium zur Anficht vorge 
iegt werden Ueber inländifche Angelegenheiten herrfchte eine tiefe Stille, 
und die dürftigen, mehrmals durdy bie Genfur gekürzten Berichte des 
„ſhwaͤbiſchen Mercurs“ über die Kammerfigungen waren das einzige 
Xebenszeichen einer Volfsvertretung, welche die wichtigſten, in das buͤr⸗ 
gerliche Leben tief eingreifenden Gefege berieth. Dem Volksbewußtſein, 
diefer „Morgenröthe der Freiheit” war cine buͤreauktatiſche Gefhäftigkeit 
im Gang eines ziemlich gekuͤnſtelten Uhrwerks untergefhoben und jene 
behagliche Selbftgenügfamkeit erzeugt worden, die mit eingebilbeten Vor⸗ 
zügen abgöttifche Verehrung treibt. Die VBürenufratie, oder richtiger 
das Schreibermefen, das alte leidige Uebel Würtembergs, gewann neue 
Macht. Wenn überhaupt in Deutſchland das todte Wort und die Fe— 
dee mehr, als für die ftaatsbürgerliche Volljährigkeit gut ift, regieren, 
fo Haben jie doch in Wuͤrtemberg eine fpitematifhe Vollendung erhalten. 
Manche der höheren Staatsbeamten haben ihre Laufbahn duch die 
„Schreibftube” gemacht, und wenn man am Ende aud bie akademiſche 
Bildung nicht für das Geheimnis alles Wiffens erklären wird, fo muß 
dann eine reihe Erfahrung, eine Umſicht in der Welt, eine Anfhauung 
der freien großen Zuftände außerhalb des Leinen Geburtslandes dem 
Manne, der Gefege fehreiben und ein politiſch fortgeſchtittenes Volk re: 
gleten till, die nothwendige Freiheit des Geiſtes gewähren. Wie häufig 
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sft flatt deffen der enge Horizont Eleimfläbtifhen und kleinſtaatlichen 
Weſens, Engherzigkeit und Einfeitigkeit, die von bem ftifchen, vielgeflal- 
teten Leben abſchließt und jede beffere freiere Regung unter der Gewohn⸗ 
heit des Tagewerks, unter dem Drud des Handwerkes vernichtet. Auch 
haben fie den Ausbruch bes kirchlichen Zwiſtes befchleunigt, welcher die 
confeffionelle Eintracht des füblihen Deutfchlands unterbrady und wegen 
feines Zufammenhangs mit den Differenzen in anderen Ländern, insbes 
fondere aber wegen der Art und Weife feiner Verhandlung und Entfchels 
dung vor den Kammern, ein fo ausgebreitetes Intereſſe erlangt hat, 
daß er ein wichtiger Beitrag zur Gefchichte des Staates und dußern 
Kirchenrechts geworben iſt. 

Die ganze kirchliche Noth der Gegenwart iſt die Folge der Hemmuns 
gen, womit man da und dort bie freie politifche Entwidelung eines deut⸗ 
fhen Nationallebens unterbrah. Der unverfälfchte offene Kampf der 
Meinungen ift für die Wahrheit und das Recht die ficherfte Läuterung, 
und bei einem natürlihen Laufe der Dinge wäre ein folcher Ultramon⸗ 
tanismus nicht entflanden. Er ift in feiner gegenwärtigen Gombination 
ein Unding, dem nur die Noth die Eriftenz gegeben, Gombination der 
abfoluten Priefterberefchaft mit den unter dem Kreuzeszeichen, ale dem 
gegenwärtig ficherfien Aſyle, verbundenen Sactionen, und bat fein Gegens 
ftüd in dem franzöfifchen Parteimefen mit dem Unterfchlede, daß dieſe 
das polttifche Feldzeichen offen am Hute tragen. Go heterogen ein 
. $eder in feinen legten Abfichten ift, in dem einen Zweck ſtehen Alle 
zufammen: Umfturz der gegenwärtigen Drdnung der Dinge. 
Derfelbe bildet für fie die Grundbedingung ihrer Zukunft. 

Die Regierungen Binnen keinen treueren Bundesgenoſſen haben 
als den dchten Liberalismus der Befinnung und der Vernunft. Dan 
wiſſe fi ihn nur zu verbinden, man treibe ihn nicht wider Willen in 
das feindliche Layer hinüber. In feinen gerechten Wünfchen erhört, 
wird er den Regierungen große Dienfte leiſten, er wird der eifrigfte Ver⸗ 
theidiger der Monarchie, der einflußreichfte Gegner der Revolution und 
Zehrer fo heller, als gemäßigter Grundſaͤtze bleiben. 

Bereits in frühern Kammerfeffionen war das Verlangen einer durch⸗ 
greifenden Reform des Proceßverfahrens, zumal in Steaffachen, laut ge: 
worden und man hatte mehrmald um eine Gerichtsverfaffung, baſirt 
auf Deffentiichleit und Muͤndlichkeit, petitionirt. Denn aud 
in Würtemberg berrfcht, wie in allen deutfchen Ländern bieffeits bes 
Rheins der geheime fhriftlihe Inquiſitionsproceß, das 
Vermaͤchtniß eines fremden Rechtes und durch hierardhifhe und abfolut 
monardifche Gewalt zu einer Zeit eingeführt, wo bie alten germanifchen 
Freiheiten theils untergingen, theils fich in das Ausland retteten. Sol 
man nun noch fügen, was jegt ein jeder Bauer weiß, daß die freie, 
volksthuͤmliche, unabhängige Juſtiz, öffentliches und mündliches Berichtes 
verfahren und das Richtercollegium der Gefchworenen alte, ucdeutſche 
Snftitutionen find, die lange Jahrhunderte rein und unverfehrt beflanden 
und als das heiligfte Palladium des Rechts angefehen wurden? Die 
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Gtemdhertſchaft als Geſchenk. Ueberhaupt Fann «6 
mod Bwelfel über eine Frage geben, ‚die ſchem an und. für 
* nk den einfachen; natürlichen Verftand erkennbar, fürdas 

Imutre Rechtsgefühl unverfängtic, noch dayıt wiffenfehafttich, Wifistifd, und 

dhilofophifch fo "vielfach beſproch en, erläutert und bewieſen worden; ifß, 

daß fehlen Siege im Leben nur eim einziges Hindernig — der Wille 
entgegenftehen Fann. Blicken mir num auf Deutfcland, wo find die 

Männer von Kopf und Herz, die nicht nach dem verlorenen Guten be: 

gehren, wo ift die Volkskammer, welche nicht mit impofanter Mehrheit 

nach Oeffentlichkeit und Muͤndlichkeit der Straftechtspflege begehrt? In 

Würtemberg ift fie die zweite Kammer vom Landtag 

1841. Ungeachtet ber wiederholten ſtaͤndiſchen Reclamationen um Einbrin> 

gung eines Gefegentwurfs des accufatorifchen Etrafprocefjes mir unbe: 

dingter Deffentlichkeit und Mündlichkeit zögerte die Regierung bis zu ber 
diesmaligen Seſſion, wo eine im Punct des Nachgebens weniger ſchwie⸗ 
tige, vom Geiſt der Zeit weniger angeftedte, mit Reihthum von Jntels 
figenz und Erfahrung weniger ausgeftattete, jedenfalls lenkſamere Kammer 
\ befammenfaß. Gedachter Strafproeeßentwurf ift wohl das verunglücktefte 
Product ber ganzen conftitutionellen Geſetzgebung in Würtemberg, wiſ⸗ 
fenſchaftlich feiht und dürftig ift fein Charakter — die Charakterlofig- 
keit. Augenſcheinlich hatte der Verfafler nicht den Much, der äffentlis 
chen Meinung jede Gonceffion zu verweigern und noch weniger ihre Sahne 
gu ergreifen. So ſtellte er alfo die ganze Arbeit auf Krüden und goß 
aus verfhiebenen Recepten eine Mifhung zufammen, die wider ſauer 
noch füß, weder warm nod kalt war. Doch bemerkte man bald, daß 
der römifche Kanonift vorgemogen habe. An der Spitze des- Gefeges 
ſtand das Printip, es bleibe der geheime fchriftliche Inquifitionsproceg 
als die Regel auch fernerhin beftchen, mit ihm die Inftitute der Losſpre⸗ 
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chung von der Inſtanz, des Sinbicienbeweifes und des Recurſes. Dage⸗ 
gen foll für hoͤhere Straffälle, wo Zuchthaus erkannt wird, ein Schluß: 
verfahren eingeführt werden, wobei der Angefchuldigte erfcheint, „ehr⸗ 
bares’ Publicum zugelaffen wird, der Advocat eine Vertheidigung „abs 
leſen“ barf, ein Staatsanwalt eme Art Anklageact vorbringt und das 
Recursrecht des Staates ausübt. Dody wird immer aus den Acten 
erkannt und unterfuchender und ankennender Richter bleiben geſchieden! 
Dies war bie ganze Eonceffion an die Oeffentlichkeit und Münblichkeit, 
deren Würde zu einer wahren Komödie hinabgezogen wurde. Dazu 
vermehrte man die Macht bes Staates auf gefährliche Weife durch das 
dem accufatorifhen Proceß entlehnte Inſtitut der Staatsprocuratur und 
deſſen Mecursrecht, ohne daß man dem Angefchuldigten die ſchuͤtzenden 
Sarantieen dagegen gewährte. Die Wiſſenſchaft und das praftifche Le: 
ben hatten folhen Entwurf ob feiner Halbheit und Inconſequenz ent: 
ſchieden verurtheilt, doch brachte ihn die Regierung vor die Kammern. 

Das iſt recht eigentlich der Fluch unterdrädten politifchen Lebens 
im Volle, daß, wie e8 für feine naͤchſten unverdußerfichen Rechte abge: 
ſtumpft, gleichgültig und forglos ift, doch jebe Verfügung, bie ohne 
Theilnahme darüber gefchieht, von Naturtrieb und Inſtinct der Gefühle, 
die beide unzerftöclich find, mit Argwohn und Widerwillen aufgenommen 
wird. Wenn aud das Volk in Erwartung eines feine Intereſſen fo 
nahe berührenden Gefeges unb ungeachtet aller conftitutionellen Vorbil⸗ 
dung der früheren Fahre ziemlich, theilnahmlos blieb und ſich das Ver⸗ 
langen nach einer totalen Reform der Gerichtsverfaffung nicht allzu 
dringend Eund gab, fo wird doch Fein Unparteilfcher behaupten mögen, 
das Schweigen rühre von der Zufriedenheit mit ber dermaligen Juſtiz 
her. Nicht ein Finger würde fih im Volke rühren, wollte man ben 
ganzen Snquifitionsproceß, wie er noch befteht, ihm wegnehmen, was auch 
in der Kammer ein Abgeordneter, der zugleich Oberamtsrichter war, be: 
fiätigte, al8 er von dem Enthufiasmus dee Rheinlaͤnder für ihre Inſti⸗ 
tutionen ſprach. Das Gleiche habe er in Württemberg niemals bemerkt. In 
diefer Abfpannung und Schlaffhrit wurde die Nachricht von der Abſtim⸗ 
nung der Kammer, welche mit 58 gegen 23 Stimmen fi für bie 
Beibehaltung der Inquifitionsproceßmarimen entfchieden hatte, mit jener 
verdrießlihen Gleichgültigkeit aufgenommen, die unftreitig der ſchlimmſte 
Zuftand im politiſchen Leben bes Volkes if. Das Gefhmworenenge: 
richt wurde megen Mangels an „juriflifher Bildung, Erfahrung und 
Unabhängigkeit, fo tvie wegen des Koflenpunctes” verworfen. Der Regie: 
rungscommiſſaͤr nannte daffelbe fogar ein Tribunal über die Regierung, 
eine Verſammlung tillenlofer, unverſtaͤndiger, partelifher Männer, bie 
in England und Frankreich jeder Gebildete gering ſchaͤtze, ja man bes 
hauptete fogar, das Inquifitionsverfahren flamme von der Macht ber 
Zuftände, die ſteigende Cultur, die verwidelte Givilifation hätten es aufs 
gebracht. 

Es würde den Raum biefes Artikels überfchreiten, die merkwuͤrdigen 
Aeußerungen aufzuführen, welche von Maͤnnern in Amt und Würden in 
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ben vorhanden find, mit Leibenfchaft an ihnen hängen, wenigſtens zu einem 
Werfuche aufforbern follen. Freifich haben aber auch die Juriſten ihre 
jutiſtiſche Bildung unter dem Einfluffe des geheimen Inguifitionsrerfab: 
tens gemacht, fie haben Eeine andre Procekform kennen gelernt, weber auf 
der Univerfität noch in ihrer Praxis, fie find auf einem eimfeitigen 
Standpunct und mollen, indem fie einerfeits das Beffere weber kennen 
noch erfennen, auf der andern Eeite ihre ausfhließliche Auctorität 
und die größere Bequemlichkeit im geheimen fchriftlihen Verfahren nicht 
aufgeben. Daher das Entfegen dieſer Claſſe von Juriſten, fobald es 
fidy von einem andern Princip handelt, als demjenigen, welches fie er: 
ferne und dem fie ihr Leben lang gehuldigt haben. Aus biefem Mangel 
an Erfahrung und Wiffenfhaft find bei mandyen Deputicten die Un- 
tichtigkeiten, Entftellungen und Verunglimpfungen hergefommen. Wohl 
hätte man, wo fo hochmichtige Snftitute berathen werben, nicht bermaßen 
umvorbereitet zur Berathung gehen follen. Darf man mit Kenntniß 
der deutſchen Verhaͤltniſſe fagen: die öffentliche Stimme habe fi nicht 
gegen Büreaußratie, richterliche Abhängigkeit, Actengelehrfamteit, verfchloffene 
Zhüren ausgefprochen — «8 habe ſich dagegen fein Verlangen nach aus 
dem Volk hervorgegangenen Richtern, nad) öffentlicher, mündlihem Ber: 
fahren kund gegeben? Nein, man vertirre die Thatſachen nicht alfo, 
wie es mit den Mechtsfragen bereits geſchehen. R 

Wenn auch die intänbifhe Preſſe ſchwieg, fo begleitete doch die 
ausrodrtige, insbefondere die preußifche, welche damals die relativ gelin⸗ 
defte Genfur hatte, die Rammerverhandlungen mit einem fortlaufenden 
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Commentare, und wohl felten hat die öffentliche Meinung einftimmiger 
ein verdammendes Urtheil ausgefprochen. Auch erwachte im Volke felbft 
mit jeder Nachricht von den ſtaͤndiſchen Debatten die beffere Erkenntniß, 
und an die Stelle der frühern Gteichgültigkeit trat, menn auch nur 
langſam, einige Theilnahme. Selbſt die Kammer Eonnte ſich diefen 
Außeren Eindrüden nicht entziehen, und wenn fie fidy freilich durch An⸗ 
nahme bes falfhen Principe die Hände gebunden hatte, fuchte fie jest 
durch viele Ausnahmen zu Gunften der Deffentlichleit das Uebel zu hei: 
len; fo vermarf fie unter Anderem die Staatsprocuratur, das Recurs⸗ 
recht des Staates und die Entbindung von der Inſtanz. Allein die 
Deputirten hatten nicht den Muth, das Gute ganz zu wollen, mas 
fie thaten, blieb ohne das leitende Princip, die Seele des Gefeges, nur 
Stuͤckwerk. So lange die Deffentlichkeit nicht als Fundament dem ganzen 
Bau der Gerichtöverfaffung untergelegt wird, fo lang fie nur als eine 
ängftlihe, von den Zeitverhältnifien abgenöthigte Ausnahme gilt, fo 
lang muß der Freund des Fortfchrittes von der Art halben, duͤrftigen 
Maßregeln mehr Schaden al Nugen erwarten. So wenig bie zmeite 
Kammer dem Öffentlichen Geifte entfprach, eben fo wenig Eonnte fie «6 
dem flarren Gonfervatismus , der in ber erften Kammer vepräfentirt ift, 
recht machen, denn derfelbe fand in den von der Meglerung erwaͤhn⸗ 
en Ausnahmen das Marimum aller an die Deffentlicheit zu machenden 
Goncefitonen. Ohne Bereinigung zu Stande zu bringen, wurden die 
Stände zu Ende bes Juni 1842 vertagt und die gefammte Angelegen- 
heit des Strafprocefies ging auf verfaffungsmäßigem Wege an den Ges 
heimenrath, welcher als vermittelnde Behörde zwiſchen Ständen und König 
fein Gutachten für die Beſchluͤſſe ber erften Kammer, alfo für die moͤg⸗ 
lichſte Einſchraͤnkung der Deffentlichkeit ausfprah. Unterdeffen waren im 
Lande einige nicht unerhebliche Demonftrationen erfolgt, für deren mic: 
tigfte unftreitig die Abvocatenverfammlung, zu Ende Septembers, anzufes 
ben it. Auf diefer Verfammlung, welche den Zweck hatte, durch ge: 
meinfchaftliche Beſtrebungen der gebrädten Lage dieſes chrenmerthen 
Standes aufiubelfen und ihm bie hauptfächlich in conflitutionellen Staa- 
ten gebührende Geltung zurüdzugeben, auf diefer Zufammentunft wurde der 
einftimmige Beſchluß gefaßt, bei Gelegenheit der ftändifchen Verhandlungen 
eine Öffentliche Erklärung für Deffentlichkeit und Mündlicykeit abzugeben. 
Diefe Erklärung, mit wenig Ausnahmen von fämmtlidhen Anwälten 
unterzeichnet, Bam zuerft in den einheimifhen Blättern zum Drud unb 
machte fodann durch ganz Deutfchland die Runde. Kurz darauf erfolgte 
anonym, nad der Fafjung für halbamilich anzufehen, eine Ermwiderung, 
womit man die Reinheit der Erklärung durch die Snfinuation des Ei- 
gennutzes zu verbächtigen fuchte. Diefer eben fo plumpe, als hämifche 
Angriff rief die allgemeinfte Entrüflung hervor, die Advocaten, fo weit bie 
Genfur erlaubte, proteflirten energifh, und in der Hauptſtadt traten -bie 
angefehenften Bürger zufammen, um äffentlid und mit Namensunter: 
ſchrift ihre volle Beiflimmung zu erklären. Ploͤtzlich erwachte das lang 
gefhlummerte Sintereffe an dem oͤffentltchen Staatsieben und von allen 
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Würtemberg, Nahtrag Uber deffen newueften politi 
fhen Standpunct*). — Wenn von dem Gulturzuftande Deutſch- 
lands und feiner einzelnen Staaten die Rede if, fo iſt man gewöhnt, 
Würtemberg unter den erflen zu nennen. Cinheimifhe und ausländi- 
ſche Schriftfieler rühmen die würtembergifhe Regierung als liberal und 
human, ihre Tendenz als eine ben Foriſchtiit und das geiftige Wachs: 
thum des Volkes begünftigende, fie rühmen, daß in den ſtaatlichen Ver: 
haͤltniſſen des Landes die Möglichkeit einer gluͤcklichen Eriflenz des Bür: 
gers enthalten, und daß diefer in feiner Entwidelung durch die beflehen- 
ben Verhältniffe keineswegs gehindert fei. Das würtembergifche Volk 
fei daher auch geiflig vorangefchritten und koͤnne in vielen Beziehungen 
anderen Staaten als Mufter aufgeflelit werden. 

Es muß für ein Land, das in Deutfdland voranftehen fol, nuͤtz⸗ 
lich fein, firemge zu prüfen, ob feine Zuftände bie Probe einer unpar⸗ 
teliſchen Kritit beftehen koͤnnen, ob neben den loͤblichen nicht etwa auch 
Schattenſeiten ſich finden. Ich werde alfo unterfuchen, ob und in wie weit 
im Algemeinen jene obgenannten Bebingungen tes Voͤlkergluͤks vors 

+) Bei der großen Bedeutung, welche Würtemberg durch feinen tächtigen 
deutſchen Boltsftamm und burd feine vielfach ausgezeichnete Berfaflung und 
Wegierung hat, hielt es bie Redaction für angemefien, den voranftchenden Arti— 
tel durch ben gegenwärtigen au ergänzen, weicher ebenfalls einen Würtemberger 
zum Verfaffer hat. Einem kuͤchtigen Volke und einer tuͤchtigen Regierung muß 
aud) tadelndes freies Urtheil micht ſchaͤdlich, fondern nur nüglih werden, dena 
etwas Unrichtiges ik leicht widerlegt, der richtige Zabel muß heilfam wirken. 
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handen find; ob das an ſich wackere Voll, um auf den Ruhm eines 
geiftig vorangefchrittenen mit Recht Anfprudy machen zu Eönnen, wenig» 
ſtens in feiner Gefammtheit die Idee der Kreiheit erfaßt hat, ob ihm 
die Rechte und Freiheiten zum Bewußtſein gelommen find, ohne welche 
nirgends ein freies felbftthätige® und achtbares Buͤrgerleben moͤglich ift, 
ob e8 für diefe Mechte glüht, ob das würtembergifche Volk ein geiftig 
rühriges Volk ift, ob es das deal Eennt, das als das Ziel aller Voͤl⸗ 
terbewegungen in unferer Zeit angeftrebt wird, das Ideal naͤmlich, ein 
ſelbſtſtaͤndiges und muͤndiges Volk zu fein, ober es wenigſtens zu wer- 
den. Ich werde ferner unterſuchen, ob die wuͤrtembergiſche Regierung 
bei ihren Verdienſten auch durch ihr politiſches Syſtem wirklich die Ent⸗ 
wickelung des Volkes beguͤnſtigt, ob dieſes politiſche Syſtem eine eble 
humane Tendenz hat, ob das feinen Maßregeln au Grund liegende Prin⸗ 
m geiftige und politiſche Ausbildung bes Volkes fördert und uns 
terſtuͤtzt. 

Da das wuͤrtembergiſche Volk eine Verfaſſung hat, in welcher ihm 
Rechte zugeſagt find, die zu jenem Ziele führen, und da das Volk im 
Bollgenuffe diefer Rechte fi nicht befindet, fo handelt es ſich zunaͤchſt 
um bie Frage: fühle das Volk bie Abwefenheit jener Rechte und Frei⸗ 
heiten, unb ſtrebt es mit aller Kraft barnady, daß es fie erlange, iſt in 
dem würtembergifchen Volke die erfie Bedingung des Fortfchrittes vor⸗ 
handen, ift in ihm das conftitutionelle Princip lebendig, wird es in Wür- 
temberg gehegt und gepflegt? 

1. Seitdem nad) Rapoleon’s Falle die deutfchen Stämme angefan- 
gen haben, ſich den Schlummer aus ben Augen zu reiben, und ihrer 
Kraft und Würde ſich einigermaßen bewußt gu werben, ſeitdem auch bie 
Regierungen angefangen haben, bie Völker nicht mehr allein als paffives 
Moment im Staatsleben zu betrachten, fondern ihnen in Berfaffungen 
einen Einfluß auf die Staatsverwaltung einrdumten, und ihnen Rechte 
und Freiheiten zufagten, die der Zeitgeift verlangte, felt jener Zeit ift in 
allen conftitutionellen Staaten mehr oder minder das Streben fichtbar 
geworden, durch felbfigemählte Repräfentanten jene verfprochenen, aber 
leider noch nicht gewährten Rechte zu erlämpfen, und überhaupt dieje⸗ 
nigen Freiheiten auszumirken,, ohne weiche der Bürger zur werthlofen 
Steuerzahlungsmafchine berabfinkt, und ohne melde kein Volk als felbft: 
ftändiges, felbftchätiges daftehen kann. Die Staͤndekammer ift daher 
der richtigfte Maßſtab für die Beurtheilung eines Volkes, denn fie ift 
der Abdrud der Volksſtimmung, in ihr iſt zu erfehen, wie das Volk ges 
finnt ift, und wie es feine Rechte zu erfämpfen und zu mahren fucht. 
Sehen mir, welche Stunde in MWürtemberg geſchlagen? 

Natürlich werden bei Beurtheilung eines conftitutionellen Staates 
nicht die Verhältniffe eines abfoluten maßgebend fein, ſondern eine ber» 
artige Kritid wird fi) an die Kortfchritte lehnen, die das conflitutionelle 
Princip in feiner Entwidelung unter den gegebenen Bebingungen hätte 
machen koͤnnen, ober unter den gleichen Verhaͤltniſſen in anderen Staaten 
gemacht hat. 


; feinem Besistsgerichte 
ein Zeugniß von feiner Anfäffigkeit in Wuͤrtemberg beibrachte? Mas 
fagen fie dazu, daß ein rechtlicher, unbefcholtener, angefehener, allgemein 
als achtbat anerkannter Bürger wegen Amtsehrebeleidigung mit 14 Ta—⸗ 
gen Bezirfsgefängniß belegt wurde, weil er einem das Recht mit Füßen 
tretenden tprannifhen und übermüthigen Drtsvorflande, der einen Frem⸗ 
den auf die empörendfte, widertechtlichſte Weife und ohne allen gefebli: 
den Grund arreticen und als Verbrecher behandeln ließ, freimüthige 
Vorftellungen machte? Was fagen fie dazu, daß jener mißhandelte recht: 
liche Bürger, nachdem er alle Inftanzen durchlaufen, nunmehr vom Ju: 
fligminifter den Beſcheid erhielt, er müffe feine Strafe erfichen? Was 
Tagen fie endlich bazu, daß eben jener Bürger, als er im Gefängniffe 
aus Kummer von einer ſchweren Mervenkrankheit befallen wurde und 
deshalb das Gericht inftändig bat, nur auf eine Stunde lang fein Hans 
befuchen zu dürfen, um feiner Gattin den Plag anzuzeigen, mo es feine 
fein ganzes Vermögen betreffenden Papiere verwahrt habe, daß er von 
dem Gerichte diefe Erlaubnig nicht erhielt? — Wenn ich mir diefe und 
gar manche ähnliche Veifpiele betrachte und alle Gerichte mit Procefien 
zum Schuge der würtembergifhen Amtsehte überladen febe, und nad 
dem Principe und der Wirkung folhen Rechtszuſtandes forfche, fo glaube 
ich deutlich zu fehen, daß um jeden Preis das Volt und der Bürger 
an einen blinden Gehorfam gewöhnt, er von jeder freimüthigen Verthei⸗ 
digung feines Rechtes abgehalten, daß das Bewußtſein männlicher Würde 

, und Freiheit rege machendes Beifpiel verhindert, ihm einen unbändigen 
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Reſpect gegen Beamte und Staatsdiener auf Koflen feiner Gelbfifiän- 
digkeit eingeflößt und der Beamte mit einer das Volk einfchüchternden 
Gewalt und Auctorität bekleidet werben fol oder muß, fo daB das Volk 
duch diefe ganz nah Willkuͤr dirigiert und von jeber felbftitändigen Re: 
gung zurädgehalten werden kann. Diefes erfcheint noch Elarer, wenn 
man erfährt, daß das höhere Gericht die Klage eıned Beamten wegen 
Amtsehrebeleidigung ſelbſt dann nicht unbeachtet lafien darf, wenn biefer 
fein Unrecht einfieht und feine Klage zurüdnimmt, wie es in der zuletzt 
angeführten Unterfuhung gefhah. Wer diefes Eennt, wird ſich nicht 
mehr barliber wundern, daß man gegen das allgemeine Verlangen nach 
Derffentlichkeit und Mündlichleit des Gerichtsrerfahrens mit Leibeskraft 
fi flemmte und auf feine Weife den Strom, ber gegen geheime Sin: 
auifitionsverfahren und Beamtengewalt ſich fhürzte, durch ein werthlofes 
öffentliches Schlußverfahren, das noch bazu erft gegen Einlaßkarten zu: 
gänglich ift, abzuleiten fuchte. Freilich wäre auch durch die Oeffentlich⸗ 
keit und Muͤndlichkeit des Gerichtsverfahrens bie grenzenlofe Beamten: 
macht geftürzt worden. 

IV. In unferem modernen Staatsleben ift ein teiteres Element 
das Inſtitut der Staatsdiener und Beamten, deren Verhaͤltniſſe, bei ih: 
rem Einfluffe auf das Volk, von nicht geringer Wichtigkeit bei Beur⸗ 
theilung eines Staates find. — Wenn bas Recht nicht zum Popanz 
werden und das Volk nicht unter dem Drude der Organe der Regie⸗ 
rung verfümmern foll, fo iſt es nöthig, daß ber Staatsdiener, um frei 
und unabhängig, um nady feiner pflichtmaͤßigen Ueberzeugung und feinem 
Gewiſſen die Gefege handbaben zu koͤnnen, unerreihbar fei für bie Maß⸗ 
segeln, die das Mißfallen der Regierung und bie Willlür gegen ben 
rechtlich) Dandelnden verhängen Fann. Die würtembergifhe Verfaſſung 
erkennt diefe aud) an, da nad ihr Eein Staatsdiener ohne gerichtliches 
Urtheil feines Dienftes entlaffen, ober verfegt werden kann. Allein troß 
dem find die würtembergifchen Staatsdiener fo wenig gefichert, wenn fie 
fih je freifinnig geriren wollten, als in irgend einem andern ber neuen 
Polizeiftaaten, denn bie forgfältigfte, bis in’s Einzelne gehende Ue⸗ 
berwachung und Bevormundung, in Verbindung mit der Abhängigkeit 
aller Beförderung von der Gunſt, leiſten eben fo viel als gänzliche 
Rechtsloſigkeit ober Verſetzbarkeit. — Es ift ein feines Princip, das 
man in diefer Beziehung befolgt, von ber unterften bis zur hoͤchſten 
Stufe ift fo fehr ein durchgreifendes Syſtem der außeramtlihen Mit: 
theilungen, der genaueften Ueberwachung des Einzelnen duch den Ein: 
zelnen eingeführt, der einzelne Staatsdiener iſt fo fehr von der Wach⸗ 
ſamkeit feiner vorgefegten Behörde in Beziehung auf fein Benehmen 
überzeugt, daß ſchon feine dringendften Intereſſen es erheiſchen, nicht 
ander als ber Regierung mohlgefällig fich zu dußern, auch wenn er im 
Grunde ded Herzens anders daͤchte. Als ein Beifpiel von der Beauf: 
fihtigung der Staatsdiener möge die Thatſache dienen, daß ein Beamter, 
der zugleich Schriftfieller ift, einen nachdruͤcklichen Verweis erhielt, weil 
er mit einer mißfälligen Buchhandlung in Stuttgart in Verbin: 

Staats⸗Lexikon. XV. 52 
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die Decanate und Oberämter itbert terden, alles und jedes Unge: 
fegliche, Unpaffende und Unſchickliche, das ihnen, wenn auch auf außer- 
ordentlihem MWege, zu Ohren Fomme, fogleid an die höhere Be— 
hoͤtde eimzuberichten und überhaupt eine möglichft genaue Auffiht 
über die Geiftlihen zu führen. — Beſonders ift aud das politifche 
Verhalten der Geiſtlichen überwacht. In ben Berichten der oberen Bes 
hoͤrden iſt für fie und die Schullehrer eine eigene Rubrik enthalten, 
worin ihre „pofitifches Verhalten” bemerkt if. Und wenn ein Pfarrer 
ober Lehrer es wagt, für Kiberafitit zu wirken, fo wird er, laut Beifpier 
ten, fo lange nicht bebienftet, oder auf aͤrmlichen Dienften belaffen, bis 
ex ſich gebeffert, oder den König eigenhändig um Verzeihung gebeten hat. 
So ift auch der in Würtemberg fehr einflußreihe Stand der Geiſtlichen 
ganz unter Vormundfchaft der Negierung und feine Mitglieder müffen 
fi deshalb vor einem der Negierung mißfälfigen Benehmen wohl hüs 
tem, da ja eine einfuche, alte Rechtfertigung ausfchließende Denunciatiom 
hinteicht, alle Ausficht auf Beförderung zu vereiteln. 

V. Die Zuftände einer Hochſchule zeugen ebenfalls von dem Geifte 
der Reglerungen. Natürlich werde ich nicht die wiffenfchaftlichen Leis 
fungen der Univerfität Tübingen, nicht den Ruhm und die Vetdienſte 
ihrer Gelehrten betrachten, fondern nur die Art und Meife, wie fie 
vom Staate beauffichtige wird, und dem jungen Manne Gelegenheit 
gibt, feinen Charakter, feine Sitten zu entwickeln. Ale Verhältniffe, 
alle Verordnungen deuten auf die Tendenz hin, den Begriff dee Univer 
firät aufzuheben und aus ihr eine Staatsdieneranflalt zu machen, auf 
welcher unter der Muthe der Zucht koͤniglich mürtembergifche Staates 


2 








Wuͤrtemberg, neuefter Standpunkt. 819 


dienee herangezogen werden. Deshalb hat man ben Rechtszuſtand 
der Studenten aufgehoben und ihre ganze Eriftenz in bie Hände ber 
Behörden gelegt, in Verbindung mit der Polizei entfcheiden die akademi⸗ 
{hen Beamten nad ihrer moralifchen Ueberzeugung Über das Schickſal 
der jungen Leute, über ihre Vergehen und ihren Charakter. Der Student 
ift daher völlig rechts⸗ und wehrlos, der jeweiligen Perfönlichkeit ber dirigi⸗ 
senden Beamten anheim geftellt. Faſt unglaublich find bie Strafen, die jedes 
Semeſter verhänat werben; faft unglaublid die Bleinlichfte Beaufſich⸗ 
tigung der Einzelnen , die fo ftörend in die Entfaltung ber Individuali⸗ 
tät eingreift, daß dadurch der Charakter ſchon mandyes Juͤnglings ver⸗ 
dorben wurde. Ih will nicht davon fprechen , daB bie gefelligen Ver⸗ 
eine, die nur deshalb noch in ber Commentroheit verfunten find, weil 
ihnen eine freie Ausbildung und ein Fortfchreiten mit der Zeit nicht ges 
ftattet wird, cegelmäßig jedes Jahr freng verfolgt und mit consilium 
abeundi und Relegation beftraft werben, um ſich dann fogleidh von 
Neuem wieder zu conftituiren; ich will nicht davon fprechen, daß durch 
die Heinlichflen Polizeiverordnungen den Studenten ein Hut auf bie 
Stange aufgeftedt ift, um ihnen ſchon frühe den Geift der Unterwürfig- 
keit und Entäußerung der Seibftftändigkeit einzuflögen und fie an blin- 
ben Gehorfam zu gewoͤhnen; ich will nicht von dem Uebermuthe der Po⸗ 
lizei Tprechen, nicht davon, daß Zübingen einer beingerten Stadt gleicht, 
weil Tag und Nacht Gensdarmen darin patrouilliren, die das Recht ha⸗ 
ben, jeden Stubenten fogleic, aufzugreifen; ich will nur davon fpredhen, 
wie die Form des Rechts gebraucht, deſſen Geift aber getöbtet wird; 
von den rechtöverlegenden Urtheilen gegen Stubenten will ich Tprechen, 
davon, daß 3. B. Studenten ſchon oft ohne Weiteres arretirt wurden 
und mehrere Tage verhaftet blieben, ohne ihnen den Grund ihrer Ver⸗ 
haftung zu eröffnen, ungeachtet, laut Verfaffung, jeder Einwohner Wür: 
tembergs dieſes Recht anzufprehen hat; daß man ferner Studenten 
mit dem consilium abeundi beftrafte, ohne fie über ihr Vergehen verhört 
zu haben, daß für foldye, deren Benehmen den akademiſchen Gefegen 
angemefien, aber den Behörden mißfällig war, eigene fpecielle, auf ihren 
Charakter berechnete Verordnungen gemacht wurden, gegen melche fie am 
Ende ſich verfehlen mußten; daß z. B. Studenten wegen „entfernter 
Theilnahme an einem durch die Polizei verhinderten Duell”, d. b. ale 
Zuſchauer, mit consilium abeundi beftraft wurden ; baß andere, die wegen 
Verdachts, ein Vergehen begangen zu haben, durch das Criminalgericht 
von der Inſtanz entbunden, von der akademiſchen Behörde wegen Nichte 
eingeftehens ihrer Schub mit 1!4jährigem consilium abeundi beftraft 
wurden. Alſo auch hier wieder das Princip, Leine Selbſtſtaͤndigkeit zu 
dulden und buch die geeigneten Maßregeln einen Geift unter ben 
Studirenden zu erzeugen, der fie fpäter fähig madt, in das Beamten⸗ 
rei aufgenommen zu werden. Die Folgen diefes Syſtems blieben 
nicht aus, denn die Studenten in Tübingen verfümmern unter dem 
Drude der Verhältniffe, jene Urbanität und Humanität des Geiſtes, die 
ber freie Umgang mit den Muſen gibt, ift dem handwerksmaͤßigſten 
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hen Dberfehmaben hat einen niel freieren Won), vor. Allem ber 

us, dann jener Angfltich beobachtete Unterfchieb zwifhen Bürgern 
und fogenannten Honoratiogen, jener Kaftengeift, jene vermoberten Phill- 
fterbegriffe, jenes fociale Prohibitivfoftem im Wege, durch welches in 
ganz Deutfhland bis jegt die Entwickelung eines Öffentlichen buͤtgerli— 
hen Lebens aufgehalten und die jeden Einzelnen anerfennende und je: 
den Einzelnen ſtatrk machende Anerkennung feines Werthes verfügt 
wurde, bie von der Humanität verlangt twird. 

IR nun in allem Bisherigen Freiheit und Fortſchritt fihtbar? Die 
materiellen Intereffen freilich, und mas darauf Bezug hat, werden forgfam 
gepflegt, Aderbau und Viehzucht unterflügt, Brüden und Landſtraßen 
erbaut, Induſtrie begünftigt, das Einkommen des Staats vermehrt, die 
Materie wird berüdfichtigt, aber was höhere SIntereffen angeht, das 
Reich des Geiftes, bleibt vernachläffigt. Die Sorge für die Erhebung 
des Volks, für die Hinführung zur Selbſtſtaͤndigkeit und Münbigeeit 
paßt nicht in diefes Spftem. 

Es bleibt mie zum Schluffe nur noch einen Blick auf eine Erſchei⸗ 
nung zu werfen übrig, die vor einigen Jahren allgemeines Auffehen er= 
regte, und welche, weil fie, oberflächlich betrachtet, faft die Wahrheit des 
von mic Gefagten entkraͤften koͤnnte, unvermeidlid) von mir geprüft wer: 
den muß. Ich meine die pompöfen Feierlichkeiten, die zu Ehren ber 
2bjährigen Regierung des Königs in Stuttgart veranftaltet wurden und 
unter bem Namen bes Jubiläums bekannt find. 

Diefes Feſt könnte allerdings von der glüdlichen Lage des Landes 
Zeugniß geben. Bei dem großen Unterfchiebe der gegenwärtigen Regie: 
tung von der furchebaren vorhergehenden Periode und den unleugbaren 
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Verdienſten und vorzüglichen Eigenfchaften des gegenwärtigen Regenten 
ift ja audy hier die Unterthanenliche doppelt natuͤrlich. Aber ih muß 
bei alledem zur Stüge der zuvor ausgefprochenen Wahrheit Jeden fra- 
gen, ber bie Hebel Eennt, bie bei den Vorbereitungen zu jenem Feſte 
thärig in Wirkſamkeit gefegt waren, ob das Voll aus eigenem Antriche 
nad Stuttgart zog, um bort zu jubilitren? — Aus den höheren Beam: 
tenfreifen Stuttgarts ging die Idee zu dieſem Feſte hervor, eine Idee, 
bei deren Realificung man fi der Regierung befonders empfehlen 
konnte, und bie deshalb auch fogleich von allen Beamten bewillkommnet 
wurde. Jeder Oberbeamte bildete fofort in feinem Bezirke ein Feſtco⸗ 
mite, inſtruirte tie untergebenen Ortsvorftände, ließ Abgeordnete wählen, 
und fo ift bei der großen Beamtengewalt, bei der befchränkten Serbftftändig: 
Eeit und Mündigkeit des Volks leicht erklaͤrlich, daß kein Bezirk, kein 
einzelnes Dorf zurüdbleiben konnte und wollte, um nicht bie Aufmerk⸗ 
ſamkeit des ganzen Landes, den Haß ber Vorgefegten auf ſich zu ziehen. 
Als die Vorbereitungen getroffen waren, ſchmuͤckte man die Abgeordneten 
mit bem Feſtputze aus, verfah fie mit Anfignien und Emblemen und 
fandte fie nach Stuttgart. Ich verfichere bei meiner Ehre, es find mir 
Gegenden, es find mir Männer bekannt, die dem allgemeinen Jubel fich 
anfchloffen, um nicht anzufloßen, die zu der Jubilaͤumsſtiftung Beitraͤge 
gaben, meil die Namen der Geber öffentlich bekannt gemacht wurben. 
Jedenfalls nimmt der Mangel wahrer Preßfreiheit und Mündigkeit und 
Serbftftändigkeit des Volks auch den glänzendften Außeren Feſten, die 
man ja zu allen Zeiten zu Stande bringen Fann, den hin: 
ften Werth. Geſetzt aber auch, das Feſt war eine freiwillige Bewegung, 
ein bem Volksgefuͤhle entfprungenes Zeichen, was foll ich von bet bir: 
gerlichen Bildung eines Volkes halten, das in jenen Augenbliden, in 
jenen günftigen Momenten nicht einmal baran erinnert wurde, was ihm 
fehlte, nicht einmal den Muth hatte, vor feinen Fuͤrſten zu treten und 
ihn gerade aus wahrer Liebe für ihn und das Land und um nicht auf 
frühere Verfprechen und feine beften Verfaffungsrechte und feine höchften 
Güter zu verzichten, e8 auszufprechen, was dem Volke fehlt, um ehren- 
voll unter den freien Völkern dazuflehen. Aa, das weift auf die Quelle 
des Sefturfprunges zuruͤck, daß nit eine Stimme für das Volk, feine 
hoͤchſte Ehre und feine Freiheit ſich erhob, daß nicht eine Stimme Pref: 
freiheit begehrte, fondern Alles nur in die Lobespofaune flieg. Alfer: 
dings fehlen mit dem neuen Regierungsantritte eine neue Aera beginnen 
zu wollen, die Blicke aller Vaterlands⸗ und Freiheitsfreunde richteten fich 
ermartungsvoll auf die neue Regierung, die To Vieles verfprach, auf den 
Fürften,, in deſſen Gemüthe die Morgenröthe der Freiheit aufzugehen 
und für MWürtembergs und ganz Deutfchlande Sicherheit und Ehre bie 
Eräftigfte Bürgfchaft gegeben ſchien. Allen — was auch Alles hierzu 
wirkte — die Bundesmaßregeln, der Mangel an wahrer Bildung und 
Eräftiger Sreiheitsvertheibigung im Volle — «6 fcheint, daß bie Idee der 
Freiheit wieder abhanden gefommen fei, denn das Beamtenunweſen, bie 
Vielfchreiberei und gar manche Webelftände der vorigen Regierung lebten 





heit ſich enthufiasmirt, fteht bereit auf einer höheren Culturſtufe, wäh 
rend ein minderjähriges Volk einem Concretum, der Perfon des Fürften, 
fogar danıı noch, wenn diefer nur halbwegs erträglich iſt, viel eher fich 
nähert. Ich glaube aber zuverſichtlich, daß die Zeit erfcheinen mird, 
mo das mwürtembergifche Volk aufwacht, und ihm bie Abweſenheit feiner 
Rechte und Freiheiten zum Bewußtfein kommt. Möge es nicht zu ſpaͤt 
geſchehen! Wuͤrtemberg ift Feine Inſel der Seligen. Es wird mit in 
die großen Bewegungen der Zeit hineingezogen werden. Ein Theil des Vol⸗ 
3:8. hat durch feine Petitionen um Deffentlichkeit und Mündlichkeit gezeigt, 
daß es ſich eben fo gut für liberale Intereffen und Inſtitutionen, ale 
für Jubilaͤumsfeierlichkeiten bewegen laffe, fobald ihm nur eine Antegung 
dazu wird. Möge daher nicht wieder ein falfcher Stolz oder Kleinmuth 
das Zuſtandekommen einer Oppofition in der Kammer verhindern, möge 
diefe ſich bilden und das Volk aufrütteln und es der Mündigkeit zus 
führen; man hat gefehen, fie thut dem Volke North, und moͤge diefe 
Abhandlung zum Heile eines feinem Kerne nad) tüchtigen deutfchen Voi⸗ 
tes, zum Heile Deutſchlands dazu beitragen, ein wahrhaftes Licht über 
die Verhältniffe Würtembergs zu verbreiten, und eine mohlwollende Res 
gierung auf die Gefahren eines fo kleinen Syſtems in fo großer Zeit 
(3 


aufmerkſam zu machen! 
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Zehnt (decima, dime, tithes) iR eine Abgabe von dem rohen Er: 
trage des urbaren Bodens; in weiterer Ausdehnung aud von dem Er⸗ 
trage des Bergbaues, der Forſtwirthſchaft, der Viehzucht; im weiteften 
Sinne von Allem Erwerbe und Einkommen aus Arbeit, Gewerbe und 
Handel. Die Benennung Zehnt, zehnter Theil, begeichnete früher 
nicht ſowohl das beſtimmie Maß, fondern die hoͤchſte Grenze ber Abgabe, 
das Marimum, über welches nicht hinausgegangen werden durfte. Das 
Forſchen nad dem Urfprunge des Zehnten leitet zu den urälteflen, ber 
Gottheit unmittelbar dargebradhten Opfergaben ; diefe gingen an die Prie⸗ 
fer über, welche den Gottesbienft beforgten und in den Anfängen ber 
Staatenbildung entweder ſelbſt auch Häuptlinge waren oder noch höher 
als diefe ſtanden. Mit der Sonderung ber Kirche von dem Gtaate 
ſchieden ſich auch die Zehnten in geiftliche (decimae ecclesiasticae) und 
meltlihe (d. seculares); die Scheidung geſchah nicht ohne Streit und 
Berwäürfniffe zwiſchen Geiſtlichen und Laten. Der weltliche Zehnt war 
eine an das Staatsoberhaupt, den König, entrichtete Landesſteuer (d. do- 
minicae, indominicatae, regales, salicae). Im Laufe der Zeiten kamen 
Behnten von beiderlei Art in den Befig von Kriegen, Herren, Gemein 
den und anderen Gorporationen. Wie die urfprünglich freiwillige Gabe 
fpäter als Steuer aufgelegt worden war, fo verwandelte ſich diefe in eine 
Grundlaſt und vermifchte fi) mit den aus dem Golonat abgeleiteten 
dinglichen und perſoͤnlichen Zeiflungen, mit den Bülten, Berten, Grund: 
zinfen, Frohnen u. f. wm. — In neuerer Zeit ift die Steuernarur wie⸗ 
der anꝰs Licht geftellt worden. So natürlich und angemefjen in den 
einfachen und kunſtloſen volkswirthſchaftlichen Zuftänden längft vergans 
gener Zeiten eine folche Abgabe von den Fruͤchten des Geldes und ber 
‚Herden war, fo drüdend mußte fie mit der fleigenden Bevölkerung, dem 
größeren Aufwande von Capital und Arbeit zum Anbaue des Bodens 
erfcpeinen. Höher bemeffen und firenger eingetrieben, nicht mehr eine 
zige Steuer, fondern Zugabe zu vielen andern Laften, wurde ber Zehnt 
nad und nad) unerträglich. Daher überall in Europa die Geſetze über 
Umwandlung bdeffelben in eine fefle Geldabgabe, über Abloͤſung auf Ko— 
ſten der Pflihtigen mit oder ohne Beihuͤlfe der Geſammtheit; daher in 
den Stürmen der Revolution die Abfchaffung des Zehnten mit allen 
übrigen Feuballaften ohne Entfhädigung ber Bezieher. Zum Belege 
des Gefagten geben wir einige gefchichtliche Andeutungen. 

In China und Indien war der Zehnt von jeher die Haupteln- . 
nahmsquelle der Staatshaͤupter; er foll aber bort mäßig geſchaͤzt werben 
und in manden Provinzen kaum „, bes Ertrags ausmachen. Die chl⸗ 
nefifhen Kaiſer und die alten Hindufuͤrſten fanden in diefer Einnahme 
quelle einen Sporn, den Landbau zu verbeffern, Straßen und Candle 
anzulegen und minberten dadurch bie fdyäblichen Wirkungen ber Abgabe. 
Die Jegypter, die Perfer, die — die Karthager gaben Bien an 
den Staat und an die Priefler. Die Perfer opferten „A; der Kriegs: 





Säerften. Einen Beleg dafür gibt Großbritannien, deſſen Befeggr» 
bung von Seiten der Kirche vielfach behindert wird, obgleich bie Wer: 
hältniffe ber Landwirthſchaft die freie Berwirthfchaftung des Bodens noth- 
wendig machen. Im Jahre 1618 ſchrieb Lotdcanzlet Selbon rine 
treffliche Geſchichte der Zehnten, ward aber zum Widerrufe gezwungen 
und durfte auf eine von dem Clerus ausgegangene fogenannte Widerler 
gung nicht antworten. In dem kirchlich emancipirten Schottland da- 
gegen wurde ſchon unter Karl I. der Zehnt in eine Getreiderente umge: 
wandelt. Nur der Handelsgeift konnte in England einige Gonceffionen 
erringen, 3 B. eine Parlamentsacte, welche den Zehnten vom Krapp 
aufhob, weil die Abgabe den Anbau diefes Handelsgemächfes verhinderte. 
Das neuefte Befeg if eine Parlamentsacte von 1836 über die Umwand⸗ 
hung des Zehnten in eine Geldabgabe (an act for the commutation of 
tithes in England and Wales), welche den Zweck hat, die früher durch 
feeie Uebereinkunft oder durch Verjährung theiltweife bewirkte Ummands 
lung allgemein zu machen. Unter Ummandlung wird dort nicht nur 
die Firirung einer Rente, ſondern auch die Abtretung von Land ſtatt 
des Zehnten verftanden, welche [bon Young in feiner politifdhen Arith: 
metit empfohlen hatte; Biſchof Law von Bath und Weis ſprach ſich 
im Jahre 1833 ebenfals für die Ummanblung in Land aus, weil 
der Zehnt body nicht mehr zu halten fei. Die weientlihen Beſtimmun⸗ 
gem des englifchen Geſetzes find folgende: 

Die Umwandlung bleibt in den erflen zwei Jahren der freien Ent: 
ſchließung der Zehntpflichtigen des Kirchſpiels überlaffen; die gezwungene 
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Umwaͤndlung beginnt mit bem 1. October 1838, wenn. bis dahin eine 
freiwillige nicht zu Stande gekommen ift. . 
Streitigkeiten kommen vor ein Schiedsgericht. Eine zum Vollzug 
des Gefeges niebergefegte Commiffion von drei Mitgliedern hat das Bes 
fätigungsrecht, muß aber bei kirchlichen Zehnten die Zuflimmung des 
Patronus ecclesiae und des Diöcefanbifchofs einholen. — Bel der ges 
zwungenen Ummanblung (nad) dem 1. October 1838) laͤßt bie durch 
Untercommiſſaͤre unterftügte Gommiffion den fiebenjährigen Durchſchnitts⸗ 
vertrag (von Weihnachten 1835 ruͤckwaͤrts gerechnet) erheben, oder, wo 
Berechnungen fehlen, abfhägen. Sie kann auf begründete Vorftelluns 
gen die Durchſchnittsſumme um 208 erhöhen oder mindern, und ents 
ſcheidet Streitigkeiten über bie Seftfegung der Sefammtfunme. Betraͤgt 
bie Differenz über 20 Pfund Sterling, fo ſteht der Rechtsweg offen. — 
Das Gefes erſtreckt ſich nicht auf die in London üblichen oder anderwärts 
ftatt des Zehnten feftgefegten Renten, noch auf Zehnten von Fiſchen 
ober Mineralien, noch auf bie der Kirche an Oſtern oder fonft für Ans 
fhaffung ber Paramente (surplice-fees, Chorhembdengeld) zu leiftende 
Spenden, nody auf die Perfonalzehnten, von welchen nur die zugleich 
als Grundlaften erfcheinenden Mühlenzehnten in das Geſetz aufgenoms 
men find. — Eine unterm -11. Juli 1836 in bas Unterhaus gebrachte 
Bill zur Abfchaffung der Perfonalzehnten (eine Art Gewerbfteuer, die 
auch noch in Portugal unter dem Namen decima befteht) ohne Ent: 
ſchaͤdigung ift ohne Erfolg geblieben. Im Gegenfage mit dem fehr his 
ſtoriſchen und fehr kirchlichen englifhen Verfahren wurde in Frankreich 
der Zehnt, nachdem er buch das Decret vom 4. Auguft 1789 ben ers 
ften Stoß erhalten hatte, durdy nachfolgende Gelege ohne Entſchaͤdigung 
abgefhafft. Den vorübergehend der franzöfifchen Herrſchaft unterworfes 
nen Ländern, ben Rheinprovinzen und den Niederlanden, kam diefe Maße 
regel ebenfalls zu gut, und vergebens bemühte fidy die beigifche Geifls 
lichkeit auf dem Wiener Congreffe um bie Wiedereinführung des Zehnten, 
In der Schweiz wurde der Zehnt durch die Regierung der helvetiſchen Res 
publik aufgehoben; unter ber Mediationsregierung (1803) zwar wieder eins 
geführt, aber für ablösbar erklaͤrt. Nur der Canton Waadt blieb frei, indem 
dort die Staatsbomänen zur Befriedigung der Berechtigten verkauft murben 
und bie Pflihtigen nur einen Heinen Betrag (ben fünffachen Jahreser⸗ 
trag) zuzulegen hatten. Auch in dem franzöfifchen Jura, der früher 
zum Bischume Baſel gehört Harte und erſt 1815 wieder an bie 
Schweiz (meift an Bern) kam, blieb der Zehnt abgefchafft, wogegen bie 
franzöfifhe Grundfteuer beibehalten wurde. Die Abfchaffung bes Zehn» 
ten in Frankreich hatte auf die meiften deutfhen Staaten die Wirkung, 
daß der Zehnt entweder in eine felte Rente umgewandelt oder für abloͤs⸗ 
bar erflärt wurde. — Fixirt wurde ‚ber Zehnt 3. B. in Baiern, wo das 
Geſchaͤft am Schluſſe des Jahres 1841 fo meit vorgerüdt war, daß 
von 8455 zehntbaren Gemeindemartungen 7684 vollſtaͤndig, 218 theil⸗ 
weife und nur 253 noch gar nicht firirt waren. In Naſſau nimmt 
die Zehntablöfung durch freiwillige Vereinbarung der Betheiligten guten 
Fortgang und die Grebditcafje leiht den Pflichtigen die erforderlichen Ca⸗ 
Staats⸗Lexikon. XV. 53 
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von Meltlichen befeffen werde. Im morgenländifchen Reihe drangen 
fie nicht durch. Zuitinian erließ ein ausdruͤckliches Gefeg gegen die Ver: 
füche der Biſchoͤfe, melde den Widerfpenftigen mit Ercommunication 
brohten (c. 39. $. 1. C. de episc. et clericis I, 3). Beffer gelang 
es ihnen im Abendlande. Die Kirchenverſammlung von Tours (567) 
ermahnt noch bie weltlichen Gutsbefiger, den Bifhöfen Zehnten zu 
geben, wie die Juden den Leviten gaben; fie gibt vor, Alles auf Exlö- 
fung von Gefangenen zu verwenden, und verfpricht den Folgfamen Ver: 
gebung ihrer Sünden. Die Verfammlung der burgundifhen Biſchöfe 
zu Mafcon (585) ging ſchon meiter; fie verlangte ben Zehnten 
und bedrohte die Widerfpenftigen mit dem Kirchenbann. Eben fo die 
Kicchenverfommlung zu Sevilla (590); fie foderte von Arm und 
Reich nicht nur die Früchte und Blutzehnten, fondern auch den Zehn: 
ten von allem Gewinne im Handel. Auch die fottifhen und icifchen 
Bekehrer in Deutfchland und der Schweiz predigten, neben der Lehre des 
Heilands, das Zehntrecht des Clerus. Doch finden fich noch um diefelbe Zeit 
Spuren, daß Gläubige die Abgabe nur als freitillige Leiſtung fortwährend 
betrachteten, wie 5. B. auf dem Goncilium zu Nantes (660) Perfonen 
erwähnt werben, welche den Geiftlichen zur Vertheilung an bie Armen 
Almofen (oblationes) übergaden. Die merovingifchen Könige waren 
übrigens weit entfernt, das allgemeine Zehntrecht ber Geifttichkeit anzuer⸗ 
kennen. Diefe mußten vielmehr von ihren Gütern ben Laienzehnt (pascua- 
riam) entrichten; erſt Chlotar II. befreite fie von dem Schwein ezehnt. 
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Hatte Zuftinian den Streit mit bem byzantinifchen Clerus durch 
eine MWillensäußerung zu Gunſten bes Fiscus entfchieden, fo mußte 
Kart der Große den Streit mit der abendländifchen Geiſtlichkeit badurd) 
zu vermitteln, daß er überhaupt die Intereſſen der Kicche mit denen 
des Staates aufs Engfte verfloht. Er bildete durch eine Meihe von 
Verordnungen den Zehnten zu einer allgemeinen Lanbesfteuer 
aus, welche von den Biſchoͤfen eingezogen, verwaltet und zu kirch⸗ 
lichen Zwecken verwendet werben follte. Die Altefte fraͤnkiſche Zehnt⸗ 
verordnung iſt vom Jahre 779, und fie bildet den Anfangspunct für die 
geſchichtlich nachweisbare Entwickeiumg des Zehntweſens in den Theilen 
des fraͤnkiſchen Reiches. Die meiſten Volksſtaͤmme, ſolcher Laſten un⸗ 
gewohnt, leiſteten hartnaͤckigen Widerſtand, der zum Theil laͤnger als ein 
Menſchenalter andauerte. „Das Joch der Zehnten konnten weder wir, 
noch unſere Bruͤder, die Oſtfranken, ertragen“ — ſchrieb Alkuin an 
feinen Bruder Arno, Erzbiſchof zu Salzburg. Beſonders widerſetzlich bewie⸗ 
fen fi) die Sachfen, weshalb auch derſelbe Alkuin bie dortigen Bifchöfe 
ermahnte, bei dem Einzuge des Zehnten nicht zu fireng zu verfahren; 
der Perfonalzehnt, eine Art Gemerbefteuer, Eonnte, wie es ſcheint, nicht 
ducchgefest werden. Die Verordnungen mußten öfter wiederholt und 
eingefhärft werden, und es gefchah bie 3. B. 794 mit dem bebentli- 
hen Zufage: der Teufel werde denen, die den Zehnten verweigern, die 
Achren aushöhlen. — 

Die kirchlich en Zwecke, wofür der Zehnt verwendet werden follte, 
waren, wie wir fehen werden, zugleih Staatsgwede Der Ertrag 
dec Abgabe wurde nämlich in vier Theile getheilt. Won bem erften 
Theile wurde der Unterhalt der Vifchöfe und ihre Hofhaltungen be: 
fleitten ; die Biſchoͤfe waren aber zugleih Diplomaten und dienten 
als Sefandte. Aus dem zweiten Theile wurden die Geiftlihen 
befoldet, welche dafür auch, ba fie lefen und fehreiben Eonnten, als 
Sanzleibenmte und Schullehrer verwendet wurden. Der britte 
Theil diente zur Unterftügung ber Armen; ber vierte zur Erbauung 
von Kirchen, welche, ale fefte Gebäude, zugleihh Archive und Schatz⸗ 
kammern maren. Hier haben wir demnad überall Firchliche und 
Staatszwede beifammen, und die Spuren ber urfpränglichen Verwen⸗ 
dung haben fich bis auf den heutigen Zag in den Zehntlaften erhal: 
ten, d. h. in den Ausgaben, welche der Bezieher zu beftreiten hat für 
Ban und Unternalt von Kirchen und Schulhaͤuſern, für Competenzen 
an Geiftlihe und Lehrer u. f. w. — Im Sinne der fraͤnkiſchen Ver⸗ 
ordnungen war der Zehnt eine Abgabe von allen Fruͤchten in Feld und 
Garten, vom Vich, vom Gewinnſte aus Handel und Gewerbe, von 
Renten und Gülten, von Strafgeldern,, felbft von den Einfünften der 
kaiſerlichen Kammer. Es war fireng verboten, den Zehnten ganz oder 
theilweife um bes Gewinnes willen zu verkaufen ; er burfte feiner Bes 
ſtimmung nicht entzogen, es burfte nicht mehr erhoben werden, als zu 
den angegebenen Zweden nöthig war. Daher wurde er auch ntweder 
nicht in jedem Jahre erhoben, oder man begnuͤgte ſich mit dem Zwan⸗ 
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ufpebung' verlangen, tollen tole bie Maßregeln zuerft: ber 
tradpten,, bie zuldffig erachtet wurden, um ben als Grundiaſt geltendem 
2 erträglicher und feine Befeiligung möglich zu machen, Cs 
1) Die dem Pflicptigen eingerdumte Befugniß, den Zehnten nach 
dem Schägungswerthe entweder in Geld oder in Naturalien zu entrich 
ten. Hierdurch merden nur die Nachtheile der bisherigen Erhebungs- 
meife gemindert. Der Bezieher hat keinen Körnerverluft beim Einheim⸗ 
fen und weniger Unterfchleife zu beforgen ; ber Pflichtige kann ernten, 
mann und wie er mil. Dagegen bleibt das Verhaͤltniß ber Laft zu dem 
teinen Ertrage, dee um fo geringer wird, je größer der Aufwand an Ars 
beit umd Capital ift; es bleibt alfo das nämliche Hindernig landwirth⸗ 
ſchaftlicher Verbefferungen. Natur und Größe ber Laft werden nicht 
geänbert. 
2) Die Umwandlung des Zehnten in eine unveränderliche Rente. 
Die Größe derfelben wird beftimmt nach dem Durchſchnittsertrage einer 
gewiſſen Anzahl Jahre; an dem Bruttoertrage wird für den Koͤrnerver⸗ 
fuft beim Ginheimfen und für die Exhebungs = und Verwaltungskoſten, 
fo weit fie in Zukunft nicht mehr zu beſtrelten find , ein verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
ger Abzug gemacht. Die Rente wird entweder In Getreide oder in Geld 
feftgefegt, und zwar für einen beftimmten Zeitraum, nad) deffen Ablauf 
eine neue Uebereinkunfe nach Maßgabe der veränderten Verhaͤltniſſe abs 
gefchloffen wird. — Eine ſolche, nach billigen Grundfägen ausgemittelte 
Umwandlung oder Firirung bes Zehnten, befreit den Pflihtigen nicht 
nur von den Nachtheilen der früheren Echebungsiveife, fondern mindert 
auch die Laft um das, mas bisher verloren ging ober durch bie Koften 
des Bezugs verfchlungen murde; fie nimmt nicht mehr im Verhättniffe 
des durch Koſtenaufwand erzielten Mehrertrags zu, hält daher aud) den 
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Zweckes ber Zehntabgabe. Die aufgeſtandenen Bauern wollten im Rhein⸗ 
gau nur „5, in Schwaben nur den Getreide⸗, nicht ben Blutzehnten ges 
ben; in ihren 12 Artikeln fagen fie (im Sabre 1625): „Auch ob man 
tenßen mußt: von Landesnoth wegen, damit man keine Landfleuer 
auf den gemeinen armen Mann legen dürfte; fo fol man’s vom Leber 
ſchuß des Zehnten ausrichten.” Sie unterfchieden zwifchen der eigentli- 
hen, urfprünglichen Verwendung, wovon fidy noch Spuren in den Zehnt⸗ 
laften (Kirchen⸗ Pfarr: und Schulhausbau, Befolbungen an Geiftliche 
und Lehrer) erhalten haben, und dem Ueberſchuß, den fie nicht ale 
Privatgefaͤll, ſondern zur Dedung ber Kriegskoften, damals der größten 
Staatsausgabe, verwendet wiffen wollten. So viel erhellt jebenfall aus 
ber Geſchichte, daß alle Ummandlungen und Eigenthumsänderungen 
der Zehnten lediglich von ben Beziehern unter einander, ohne Zuſtim⸗ 
mung ber Pflichtigen Statt gefunden haben, und daß Letztere ben Zehn- 
ten lediglich als eine Steuer tragen, indem zwiſchen ihnen und ben 
Zehntherren niemals ein Vertrag gefchlofien wurde. Der Streit zwifchen 
Kirche und Staat wurde mit wechfelndem Güde erledigt. In bem eis 
nen Lande fiel der Löwentheil der Kirche zu, wie in England, wo ber 
Laienzehnt gegen die Church Tithes nur unbedeutend iſt; anbermärts 
fand eine förmliche Theilung Statt, mie in Schweben und Norwegen ; 
in anderen, namentlich proteflantifchen deutſchen Staaten, mußte fich bie 
Kirche mit einem befcheidenen Antheile begnügen. 

“ Hatte die Einführung bes Zehnten als allgemeine Gtaatsabgabe 
unter Karl dem Großen heftigen Widerfiand gefunden, und war bie 
Derwanblung deffelben in eine Grundlaſt von dem Wolle ſtets als ein 
Unrecht erkannt worden, fo wurde biefes dennoch Jahrhunderte lang ers 
tragen, theil® weil die aderbauende Bevölkerung nicht in ber Lage war, 
ſich Recht zu verfchaffen, theils weil die Abgabe nicht fo druͤckend war, 
als fie es fpäter wurde, wo der Betrieb der Landwirthſchaft immer grö- 
feren Aufwand von Capital und Arbeit erforderte, und wo zu bem 
Zehnten noch weitere Steuern gefordert wurden. Die Nachtheile des 
Zehnten für die Landwirthſchaft faßt ein neuerer Schriftſteller in 
folgmden Sägen kurz zuſammen *): 

„Der Zehnt und die den Charakter biefee Abgabe theilenden Las 
ften gefährden die landwirthſchaftliche Entwidelung nicht blos durch Vers 
minderung bes auf fie zurüdfließenden Capitals, fondern fegen derſelben 
auch anderweitige unüberfleigliche Schranken entgegen. Die Zehntpflich⸗ 
tigkeit eines Grundſtuͤcks kann nur fo lange als ertraͤgliche Laft erfdheis 
nen, als die Landwirthſchaft auf niedrigſter Entwidelungsftufe ſteht, 
keine geoße Ungleichheit der Productionskoften von VBobenerzeugniffen 
Statt findet, die fruchtbarften Grundſtuͤcke erſt alein angebaut und fo 
aufwandlos angebaut werben, baß ber Rohertrag größtentheils aus ber 
Selbſtthaͤtigkeit der Bodenkraͤfte bei dem Landbau ober des animaliſchen 


*) Kiedel, Rationaldtonomie. Berlin, 1839, II, ©. 7L. 
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nicht geratene Glaffen. der ‚Staa: srigen. , Eine ducchgreifendere 
Maßregel diefer ‚Art ift daher auf ——— der friedlichen Gefepgebung 
nirgends zu, Stande gekommen. Dagegen ifl in manden die 
Abſchaffung des. Zehnten badurd möglich geworben, daß ein Theil des. 
Abldfangscapitals den Pflichtigen aufgelegt, ein kleinerer Theil von dem 
Staate übernommen. murds, welcher ben Pflichtigen für ihren Thell durch 
Errichtung von Leiheaſſen und günflige Ingungen der. Heimzahlung 
noch are rungen. angebeihen: ließ. x 

ie wollen für die, verfhiedenen Arten der Umwandlung und Ab ⸗ 
ſchaffung des Zehnten einige Beiſpiele anführen, 

Ueberall, wo bie Kirche Zehnten befist, hält die Abldfung am 
Scwerften. Einen Beleg dafür gibt Großbritannien, deſſen Gefegge- 
bung von Seiten der Kirche vielfach behindert wird, obgleich die Ver: 
hältniffe der Landwirthfchaft die freie Bewirthſchaftung des Bodens north: 
wendig machen. Im Jahre 1618 fchrieb Lordcanzler Seldon eine 
treffliche Geſchichte der Zehnten, ward aber zum Widerrufe gezwungen 
und durfte auf eine von dem Clerus ausgegangene fogenannte Widerle- 
gung nicht antworten. In dem kirchlich emancipirten Schottland da— 
gegen wurbe ſchon unter Karl I. der Zehnt in eine Getreiderente umge: 
wandelt. Nur der Handelsgeift konnte in England einige Conceffionen 
erringen, z. B. eine Parlamentsacte, welche den Zehnten vom Krapp 
aufhob, weil die Abgabe den Anbau biefes Handelsgewaͤchſes verhinderte. 
Das neuefte Gefeg ift eine Parlamentsacte von 1836 über die Umwand⸗ 
lung des Zehnten in eine Geldabgabe (an act for the commutation of 
tithes in England and Wales), welche den Zweck hat, die früher durch 
freie Uebereintunft oder durch Verjährung theilweife bewirkte Ummands 
lung allgemein zu madhen. Unter Umwandlung wird dort nicht nur 
die Fixirung einer Rente, fondern auch die Abtretung von Land flatt 
des Zehnten verftanden, welche ſchon Young in feiner politifhen Arich: 
metik empfohlen hatte; Biſchof Law von Bath und Wells ſprach ſich 
im Jahre 1833 ebenfalls für die Ummandlung in Land aus, weil 
der Zehnt doch nicht mehr zu halten fel. Die wefentlihen Beflimmun: 
gen des englifchen Gefeges find folgende: 

Die Umwandlung bleibt in den erflen zwei Jahren ber freien Ent: 
ſchließung der Zehntpflichtigen des Kirchſpiels überlaffen; die gezwungene 
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Umwaͤndlung beginnt mit dem 1. October 1838, wenn. bis dahin eine 
freiwillige nicht zu Stande gekommen ift. 
Streitigkeiten kommen vor ein Schiedsgericht. Eine zum Vollzug 
des Geſetzes niedergefegte Commiffion von drei Mitgliedern bat bas Bes 
flätigungsrecht, muß aber bei kirchlichen Zehnten bie Zuflimmung des 
Patronus ecclesiae und des Diöcefanbifchofs einholen. — Bel ber ges 
ziwungenen Ummandlung (nad) dem 1. October 1838) laͤßt die durch 
Untereommiffäre unterftügte Gommiffion den fiebenjährigen Durchſchnitts⸗ 
vertrag (von Weihnachten 1835 rückwärts gerechnet) erheben, oder, wo 
Berechnungen fehlen , abfhäsgen. Sie kann auf begründete Vorftellun. 
gen die Durchſchnittsſumme um 208 erhöhen oder mindern, unb ent: 
fheidet Streitigkeiten über die Keflfegung der Geſammtſumme. SBeträgt 
die Differenz über 20 Pfund Sterling, fo fteht der Rechtsweg offen. — 
Das Gefeg erſtreckt ſich nicht auf die in London üblichen ober anderwärts 
ftatt des Zehnten fefigefegten Renten, noch auf Zehnten von Fiſchen 
oder Mineralien, noch auf die der Kirche an Oſtern ober fonft für Ans 
fhaffung der Paramente (surplice-fees, Chorhembengelb) zu leiftende 
Spenden, noch auf die Perfonalzehnten, von welchen nur bie zugleich 
ale Srundlaften erfcheinenden Mühlenzehnten in das Geſetz aufgenom⸗ 
men find. — Eine unterm 11. Juli 1836 in das Unterhaus gebrachte 
Bill zur Abfhaffung der Perfonalzehnten (eine Art Gewerbfteuer, die 
auch noch in Portugal unter dem Namen decima befteht) ohne Ent: 
ſchaͤdigung ift ohne Erfolg geblieben. Im Gegenfage mit dem fehr bis 
ftorifchen und fehr kirchlichen englifchen Verfahren wurde in Frankreich 
der Zehnt, nachdem er durch das Decret vom 4. Auguft 1789 ben ers 
ſten Stoß erhalten hatte, durch nachfolgende Geſetze ohne Entſchaͤdigung 
abgeſchafft. Den vorübergehend der franzoͤſiſchen Herrſchaft unterworfe⸗ 
nen Laͤndern, den Rheinprovinzen und den Niederlanden, kam dieſe Maß⸗ 
regel ebenfalls zu gut, und vergebens bemuͤhte ſich die bel giſche Geiſt⸗ 
lichkeit auf dem Wiener Congreſſe um die Wiedereinfuͤhrung des Zehnten. 
In der Schweiz wurde ber Zehnt durch die Regierung der helvetiſchen Re⸗ 
publit aufgehoben ; ; unter ber Mediationsregierung (1808) zwar wieder eins 
geführt, aber für ablösbar erklärt. Nur der Canton Waadt blieb frei, indem 
dort die Staatsbomänen zur Befriedigung der Berechtigten verkauft wurden 
und bie Pflichtigen nur einen Beinen Betrag (den fünffachen Jahreser⸗ 
trag) zuzulegen hatten. Auch in dem franzöfifchen Jura, ber früher 
zum Bischume Baſel gehört hatte und erſt 1815 wieder an die 
Schweiz (meift an Bern) kam, blieb der Zehnt abgefchafft, wogegen bie 
franzoͤſiſche Grundſteuer beibehalten wurde. Die Abſchaffung des Zehn⸗ 
ten in Frankreich hatte auf die meiſten deutſchen Staaten die Wirkung, 
daß der Zehnt entweder in eine feſte Rente umgewandelt oder für abloͤs⸗ 
bar erklärt wurde. — Fixirt wurde der Zehnt z. B. in Baiern, wo das 
Geſchaͤft am Schluffe des Jahres 1841 fo weit vorgerüdt war, daß 
von 8455 zehntbaren Gemeindemartungen 7684 vollftändig, 218 theil- 
weile und nur 253 noch gar nicht firirt waren. In Naffau nimmt 
die Zehntablöfung durch freiwillige Vereinbarung der Betheiligten guten 
Fortgang und bie Creditcaſſe leiht den Pflichtigen die ghrderlichen Ca⸗ 
Staats⸗Lexikon. XV. 


Zeitgeift. — Beitkunde, Zeitrechnung. ⸗ 
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Januar 1844 fo weit vorgeruͤckt, daß von 5868 Zehnten 8399 abgeröftt 
waren. Bon 1516 Domänenzehnten waren nur noch 64 abzulöfen; das 
gegen von 1751 Pfarrzehnten noch 658. — Die Beiträge des Staates 
werben auf 11,841,954 Fl. angeſchlagen, wovon die Amortifationgcaffe bis 
1. Januar 1844 — 2,681,104 Fi. bezahlt hatt» K. Mathy 

Beitgeift, f Deffenstihteit, 

Beitkunde, Zeitrehnung (Ehronologie.) — Die Gefdichte 
bat mit dem Inhalte auch die Form der Entwidel des Völker 
lebens nachzumeifen und alfo mit die Aufgabe, für die 
die fie erzählt, zugleich bie betreffenden Zeitpuncte, Zeitabſchnitte und 
Perioden zu beftimmen. So entfteht die hiftorifche Chronologie, die 
fich auf die, mathematifche, oder auf die aſtronomiſche Ermittelung 
der Umlaufszeit von Dimmelskörpern gründet. Man iſt in den Schue 
lem zlemlich davon abgefommen, den Schülern mit taufenderlei Daten 
das Gedaͤchtniß vollzupfropfen; auf der andern Seite aber noch nicht 
allwaͤrts bahin gelangt, der Zeitlehte wieder eine höhere Bedeutung zu 
geben, indem man fie in mahrhaft lebendige Verbindung mit dem 
ſchriftiichen oder mündlichen Vortrage der Geſchichte bringe. Wie das 
Einzelleben in Kindheit, Jünglingsalter, Mannesalter und Greifenalter 
feine Stufenjahre und Perioden hat, fo hat auch das Voͤlkerleben, als 
Entwidelung aus einem beflimmten Kern und Keim heraus, feine zeit⸗ 
lichen Abftufungen und dadurch feinen Rhythmus der Bewegung. 
Zwar iſt jede Tendenzgeſchichte verwerflich, die von fubjectivem Stand⸗ 
puncte aus der Schilderung von Thatſachen und Ereigniſſen erſt gewiſſe 
Abſichten unterſchiebt, um fie dann in breiter Reflexion wieder herauszu- 
ziehen ; allein gleichwohl hat alle Darftellung der Vergangenheit ſiets 
die praßtifche Zendenz, uns endlich zue Erkenntnig der Gegenwart zu 
führen und dadurch in den Stand zu fegen, über die Gegenwart hinaus 
in die Zukunft hinein zu fchaffen. Alle Gefchichte muß darum auf eis 
nen Punct leiten, wo fie Politif werden kann, indem fie den höheren 
ethifchen Zweck aller hifforifhen Studien und Forſchungen erfüllt und 
uns die Einfiht in die Gefege der Bewegung des Wölkergeiftes gibt, 
damit wir und zu bewußten Vollſtrecern diefee Gefege zu machen ver- 
mögen. Dazu fann die gehörige Anwendung der Chronologie helfen, 
wenn fie den Sinn für den gefegmäßig rhythmiſchen Verlauf zu weden 
ſucht, wenn fie uns zumal die großen Perioden der Weltgefchichte, fo wie 
der einzelnen Nationen nach ihrer verhältnigmäßigen Dauer deut⸗ 
lich macht. Faſſen wir 5. B. für die neuere Weltgeſchichte in's Auge, 
daß es nach den Stürmen der Völkerwanderung eine Hauptaufgabe des 
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Mittelalters war, ſich bie geiftige Erbſchaft ber alten Welt anzueignen, 
daß fi) dann die europäifchen Nationen durch wichtige neue Erfindun⸗ 
gen und Eutbediungen neue Guiturzuflände ſchufen; daß damit bie Re 
formation eingeleitet wurbe, und daß bie edgentlichen Reformationskaͤmpfe, 
mit größeren ober kleineren Friedenspaufen, etwa anderthalb Jahrhundert 
fortdauerten: fo wird man fchon hiernach ſchließen dürfen, daß auch die 
vor einem halben Jahrhunderte begonnene Periode ber politiſch⸗ ſocialen 
Reform und Revolution, bie ſich auf einen eben fo großen oder größeren 
Voͤlkerkreis erſtreckt, noch lange nicht abgelaufen if. Darum wird man 
ſich folder chronologiſchen Bergleichung mit der bannalen Verſicherung, 
baf dee Abgeund ber Revolution für immer gefchloffen fei, nicht fo 
beicht abfinden lafien, um auf dem GStandpuncte eines klaͤglichen Sta⸗ 
tusquo träge und hoffnungslos flehen zu bleiben. ©. 

Zeitfhriften, Zeitungen. — Beitfhriften find ſolche 
Schriften, welche in regelmäßiger Aufeinanderfolge erfcheinen und fortge⸗ 
feste Nachrichten über neue Erſcheinungen geben. Beitungen nennt 
man folche Zeitfchriften, weiche In einzelnen Blättern oder Bogen aus⸗ 
gegeben werden, Tageblaͤtter, Wochenblätter u. ſ. w. Der frühere und 
gewöhnlichere Inhalt der Zeitungen vorzüglich mar bee politiſch⸗ſtati⸗ 
flifche, oder Mittheilungen über bie Staats» und Megirungsverhäitniffe 
im Verbindung mit allgemein interefianten Neuigkeiten aller Art. Doch 
find nicht blos immer mehr Zeitfchriften, fondern in neuerer Zeit 
vorzüglih auch Zeitungen für die verfchledenften Verhaͤltniſſe und 
Zweige des Lebens und Wiſſens entflanden, Literatur», Militärs, Kir⸗ 
- hen, Schuls, medicinifche und andere Zeitungen. 

Gewiſſe regelmäßige Mittheilungen wichtiger Tagesbegebenheiten 
kannten natürlich fchon die Voͤlker des Alterthums, und am Meiften 
ausgebildete befaßen die Mömer feit dem Gonfulate des Gäfar in ihren 
acta diurna (woher das Wort diario), eine Art Intelligenzblatt und 
Zeitung, worüber Zell in feinen Kerienfhriften intereffante Mit⸗ 
theilungen gemacht hat. Doch vertraten im ganzen Altertbum und vor 
Erfindung dee Buchdruderei und der Poften muͤndliche Mittheilungen 
und Verſammlungen unfere fpäteren Beitungsmittheilungen. Die Zei⸗ 
tungen traten fogar erſt feit der franzöfifchen Revolution in weit größer 
rer Ausdehnung an die Stelle münblihen Austaufches über bie politis 
fhen und Zeitverhältniffe. Jedenfalls verdanken die eigentlichen heutis 
gen Zeitungen ihre Entfiehung und Bedeutung ben beiden großen Ers 
findımgen der Buchdruckerkunſt und der Poſt. Die erften Zeitungen 
waren nody mehr fliegende Blätter ober Gelegenheltsblaͤtter, bie zuerft in 
Sorm des Briefſtyls zum Vorſchein kamen; fo namentlich in Augsburg 
und Wien 1524, in Ravensburg 1528, in Dillingen 1569, in Naum⸗ 
burg 1571. Seit Anfang des 17. Jahrhunderts hatte man in Deutſch⸗ 
land fortgefegte Neuigkeitsblätter, feit 1615 namentlih das Frank⸗ 
furter Journal, feit 1618 den Fuldaer Poſtreuter. Freilich 
nennt man gemöhnlich die Wenetianer ale Erfinder ber Zeitungen, 
welche gegen Anfang des 16. Sahrhunberts, von 1511 an, In Ihrem 
Kriege mit den Türken regelmäßige Berichte austheilen. lem. Doch 
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fein taurde 
ei 1.den Staat geltend zu machen, welcher zuließ , daß eine dfr 
Fnuiche Abgabe, — 650 durch —— ihte ‚Herren 
wechſeite und mißbräuchlich In P umgewandelt wurde. 
Die, Schwierigkeiten einer Abſchaffung des Zehnten auf Staatskoſten 
beruhen in ber Vetzichtleiſtung auf bie große Einnahme aus Staats- 
zehnten, in dem Aufbringen, der Entfhädlgungsfummmen und in dem Mix 
ae efen Gar Se Slntingaöcgen. Cine Andgcfanee 
nicht getrof fen. ber Staatsar 1, Eine dere 
Maßregel diefer ‚Art ift baher auf dem Mege der friedlichen Gefeggebung 
nirgends zu Stande gekommen. Dagegen ift in manchen Ländern bie 
—— des, Zehnten dadurch möglich geworden, daß ein Theil des 
Ablöfon, ſtals den. Pflichtigen legt, ein. kleinerer Theil von dem 
Staate übernommen, twurde, welcher den Pfüchtigen für ihren Theil durch 
Errichtung, von Leiheaffen und günftige Bedingungen der Heimyahlung 
noch er Erleichterungen. angebeihen. ließ. 

ie wollen für die, verfchledenen Arten der Umwandlung und Abs 
ſchaffung bes Zehnten einige Beiſpiele anführen. 

Ueberall, wo bie. Kirche Zehnten befigt, haͤlt bie Ablöfung am 
Schwerſten. Einen Beleg dafür gibt Großbritannien, beffen Gefegge- 
bung von Seiten ber Kirche vielfach behindert wird, obgleich die Ver: 
hättniffe der Landwirthſchaft bie freie Bewirthſchaftung des Bodens noth- 
wendig machen. Im Jahre 1618 fchrieb Lordcanzler Seldon cine 
treffliche Gefchichte der Zehnten, ward aber zum Widerrufe gezwungen 
und durfte auf eine von dem Clerus ausgegangene fogenannte Widerle- 
gung nicht antworten. In dem kirchlich emancipirten Schottland da= 
gegen wurbe ſchon unter Karl I. der Zehnt in eine Getreiderente umge: 
wandelt. Nur der Handelsgeift konnte in England einige Gonceffionen 
erringen, 3. B. eine Parlamentsacte, welche den Zehnten vom Krapp 
aufhob, weil die Abgabe den Anbau dieſes Handelsgewaͤchſes verhinderte. 
Das neuefte Gefeg ift eine Parlamentsacte von 1836 Über die Umwand⸗ 
lung des Zehnten in eine Geldabgabe (an act for the commutation of 
tithes in England and Wales), welche den Zweck hat, die früher durch 
freie Uebereinkunft oder durch Verjährung theilweiſe bewirkte Ummands 
lung allgemein zu machen. Unter Ummandlung wird dort nicht nur 
die Fixirung einer Rente, fondern auch die Abtretung von Land flatt 
des Zehnten verflanden, melde fhon Young in feiner politifhen Arich- 
metik empfohlen hatte; Biſchof Lam von Bath und Wells ſprach ſich 
im Jahre 1833 ebenfalls für die Umwandlung in Land aus, weil 
der Zehnt doch nicht mehe zu halten fe. Die wefentlihen Beftimmun: 
gen des englifchen Gefeges find folgende: 

Die Ummandlung bleibt in den erſten zwei Jahren der freien Ent: 
ſchließung der Zehntpflichtigen des Kirchſpiels überlaffen; die gezwungene 
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Ummänblung beginnt mit bem 1. October 1838, wenn. bi6 bahin eine 
freiwillige nicht zu Stande gekommen ift. | N 
Streitigkeiten kommen vor ein Schiebsgeriht. Kine zum Vollzug 
des Geſetzes niedergefegte Commiffion von drei Mitgliedern hat das Be⸗ 
ftätigungsrecht, muß aber bei kirchlichen Zehnten die Zuflimmung des 
Patronus ecclesiae und des Didcefanbifchofs einholen. — Bei der ges 
zwungenen Umwandlung (nach dem 1. October 1838) laͤßt bie durch 
Untereommiffdre unterftügte Commiffion den fiebenjährigen Durchſchnitts⸗ 
vertrag (von Weihnachten 1835 ruͤckwaͤrts gerechnet) erheben, oder, wo 
Berechnungen fehlen, abfchägen. Sie kann auf begrümbdete Vorftelluns 
gen die Durchſchnittsſumme um 208 erhöhen oder mindern, unb ent: 
fheidet Streitigkeiten über die Feſtſezung der Sefammtfumme. KBeträgt 
bie Differenz über 20 Pfund Sterling, fo fleht der Rechtsweg offen. — 
Das Geſetz erſtreckt ſich nicht auf bie in London üblichen ober anderwärts 
ftatt des Zehnten feftgefegten Renten, noch auf Zehnten von Fifchen 
oder Mineralien, noch auf die ber Kirche an Oſtern ober fonft für Ans 
fhaffung der Paramente (surplice-fees, Chorhembengelb) zu leiftende 
Spenden, noch auf die Perfonalzehnten, von welchen nur bie zugleich 
als Grundlaſten erfcheinenden Mühlenzehnten in das Geſetz aufgenons 
men find. — Eine unterm -11. Juli 1836 in das Unterhaus gebrachte 
Bil zur Abfhaffung der Perfonalzehnten (eine Art Gewerbfteuer, die 
auch noch in Portugal unter dem Namen decima befteht) ohne Ent: 
ſchaͤdigung iſt ohrie Erfolg geblieben. Im Gegenfage mit dem ſehr bis 
ftorifchen und fehr kirchlichen englifhen Verfahren wurde in Frankreich 
ber Zehnt, nachdem er durch das Decret vom 4. Auguft 1789 ben ers 
ſten Stoß erhalten hatte, durch nachfolgende Geſetze ohne Entfchäbigung 
abgeſchafft. Den vorübergehend der frangöfifhen Herrſchaft unteriworfes 
nen Ländern, ben Rheinprovinzen und den Niederlanden, kam biefe Maß⸗ 
regel ebenfalls zu gut, und vergebens bemühte fi) bie bel giſche Geiſt⸗ 
lichkeit auf dem Wiener Congreffe um die Wiedereinführung des Zehnten. 
In der Schweiz wurde der Zehnt durch die Regierung der helvetifchen Mes 
publif aufgehoben ; unter der Mediationsregiering (1803) zwar wieder eins 
geführt, aber für ablösbar erflärt. Nur der Canton Waadt blieb frei, indem 
dort die Staatsbomänen zur Befriedigung der Berechtigten verkauft wurden 
und die Pflichtigen nur einen kleinen Betrag (den fünffachen Jahreser⸗ 
trag) zuzulegen hatten. Auch in dem franzoͤſiſchen Jura, dee früher 
zum Bisthume Bafel gehört Hatte und erſt 1815 wieder an bie 
Schweiz (meift an Bern) am, blieb ber Zehnt abgefchafft, wogegen bie 
franzöfifhe Grundfteuer beibehalten wurde. Die Abfchaffung bes Zehn» 
ten in Frankreich hatte auf bie meiften deutfchen Staaten die Wirkung, 
baß der Zehnt entweder in eine feſte Rente umgewandelt ober für abloͤs⸗ 
bar erflärt wurde. — Fixirt wurde ‚ber Zehnt z. B. In Baiern, wo das 
Gefhäft am Scluffe des Jahres 1841 fo weit vorgerüdt war, daß 
von 8455 zehntbaren Gemeindemartungen 7684 vollftändig, 218 theil⸗ 
weife und nur 253 noch gar nicht firirt waren. In Naſſau nimmt 
die Zehntablöfung durch freiwillige Vereinbarung der WBetheiligten guten 


Fortgang und bie Crebitcafje leiht den Pflichtigen die erforderlichen Ca⸗ 
Staats skeriton. XV. 53 
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italien. Im Baden bewitkte die auf, brm Landtage von 1881he ⸗ 
gründete Motion des Abgeordneten v. Norte ein Geſet worin die 
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waren. Von 1516 ern yore fen; bar · 
gegen von 1751 Pfarrzehnten nod) 658. — Die Beiträge des Staates 
werden auf 11,841,964 $1. angefchlagen, wovon die Amortifationscafje bie 

1. Sanuar 1844 — 2,681,104 Fi. bezahlt hatte. K. Mathv- 

Beitgeift, fe Oeffentlich keit. 

Kr unde, —— — Die Geſchichte 
bat mit dem Inhalte aud die Form der Entwidelung des Völker 
iebens nachzumeifen und —* mit die Aufgabe, fuͤr die 
die fie erzaͤhlt Juglelch bie betreffenden Zeitpunete, Beitabfehnitte und 

Perioden zu beflimmen. So entfteht die biforifhe Chronologie, die 
Hr auf die mathematifche, oder auf die aſtronomiſche Ermittelung 
der Umlaufszeit von Himmelstörpern gruͤndet. Man iſt in den Schus 
ten ziemlich davon abgefommen, ben Schülern mit taufenderlei Daten 
das Gedächtniß vollzupfropfen; auf der andern Seite aber noch nicht 
allwärts dahin gelangt, der Zeitlehre wieder eine höhere Bedeutung zit 
geben, indem man fie in mahrhaft Lebendige Verbindung mit dem 
feriftlichen oder mündlichen Vortrage der Gefhichte bringt. Wie das 
Einzelleben in Kindheit, Jünglingsalter, Mannesalter und Greifenalter 
feine Stufenjahre und Perioden hat, fo hat aud das Voͤlkerleben, als 
Entwidelung aus einem beflimmten Kern und Keim heraus, feine zeit 
lichen Abftufungen und dadurch feinen Rhythmus der Bewegung. 
Zwar ift jede Tendenzgeſchichte verwerflich, bie von fubjectivem Stands 
puncte aus der Schilderung von Thatſachen und Ereigniffen erſt gewiſſe 
Abfichten unterfchiebt, um fie dann in breiter Reflerion wieder herauszu- 
ziehen ; allein gleichwohl hat alle Darftellung der Vergangenheit ſtets 
die praßtifche Zendenz, uns endlich zur Erkenntniß der Gegenwart zu 
führen und dadurch in den Stand zu fegen, über die Gegenwart hinaus 
in die Zukunft hinein zu ſchaffen. Alle Geſchichte muß darum auf eis 
nen Punct leiten, wo fie Politit werden kann, indem fie den höheren 
ethifchen Zweck aller hiſtotiſchen Studien und Forfhungen erfüllt und 
uns die Einfiht in die Gefege der Bewegung des Wölkergeiftes gibt, 
damit wir uns zu bewußten Volftredern diefee Gefege zu machen ver- 
mögen. Dazu kann die gehörige Anwendung der Chronologie helfen, 
wenn fie den Sinn für den gefegmäßig chpthmifchen Verlauf zu weden 
ſucht, wenn fie uns zumal die großen Perioden der Weltgeſchichte, fo wie 
der einzelnen Nationen nach ihrer vechältnigmäßigen Dauer deut⸗ 
lich macht. Faſſen wir z. B. für bie neuere Weltgeſchichte in's Auge, 
daß es nach den Stürmen der Voͤlkerwanderung eine Hauptaufgabe des 
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Mittelalters war, ſich die geiftige Erbſchaft ber alten Welt anzueignen, 
daß ſich bann die europdifchen Nationen durch wichtige neue Erfindun⸗ 
gen und Entdeckungen neue Guiturzuflände ſchufen; daß damit die Re 
formation eingeleitet wurbe, und baß die eigentlichen Reformationstämpfe, 
mit größeren ober Eleineren Friedenspaufen, etwa anderthalb Jahrhundert 
fortbauerten: fo wird man fchon hiernach ſchließen dürfen, daß auch die 
vor einem halben Jahrhunderte begonnene Periode ber politifch- focialen 
Reform und Revolution, bie fi) auf einen eben fo großen oder größeren 
Boͤlkerkreis erſtreckt, noch Lange nicht abgelaufen if. Darum wird man 
ſich folder chromologifhhen Bergleichung mit der bannalen Verſicherung, 
daß dee Abgeund der Revolution für immer gefchloffen fei, nicht fo 
leicht abfinden laffen, um auf dem Gtandpuncte eines Eläglichen Sta⸗ 
tusquo träge und hoffnungslos fliehen zu bleiben. ©. 

Zeitfhriften, Zeitungen. — Zeitſchriften find ſolche 
Schriften, welche in regelmäßiger Aufeinanderfolge erfcheinen und fortges 
fegte Nachrichten über neue Erſcheinungen geben. Zeitungen nennt 
man folche Zeitfchriften, weiche in einzelnen Blättern oder Bogen aus⸗ 
gegeben werben, Tageblaͤtter, Wochenblätter u. f. w. Der frübere und 
gemöhnlichere Inhalt der Zeitungen vorzäglich mar ber politiſch⸗ſtati⸗ 
flifche, oder Mittheilungen über die Staats» und Megierungsverhältniffe 
im Verbindung mit allgemein intereffanten Neuigkeiten aller Art. Doch 
find nicht blos immer mehr Zeitfchriften, fondern in neuerer Zeit 
vorzüglich auch Zeitungen für die verfchledenften Verhaͤltniſſe und 
Zeige des Lebens und Wiſſens entflanden, Literatur⸗, Militärs, Kir⸗ 
- den, Schul⸗, mebiciniſche und andere Zeitungen. 

Gewiſſe regelmäßige Mittheilungen wichtiger Tagesbegebenheiten 
kannten natuͤrlich ſchon die Voͤlker des Alterthums, und am Meiſten 
ausgebildete beſaßen die Roͤmer ſelt dem Conſulate des Caͤſar in ihren 
acta diurna (woher dad Wort diario), eine Art Intelligenzblatt und 
Zeitung, worüber Zell in feinen Kerienfchriften intereffante Mits 
theilungen gemacht hat. Doch vertraten im ganzen Alterthum und vor 
Erfindung dee WBuchdruderei und dee Poften mündlide Mittheilungen 
und Verſammlungen unfere fpdteren Beitungsmittheilungen. Die Zei⸗ 
tungen traten fogar ext feit der franzöfifchen Revolution in weit größe: 
rer Ausdehnung an die Stelle mündlichen Austaufches über bie politi⸗ 
ſchen und Zeitverhaͤltniſſe. Jedenfalls verbanten die eigentlichen heutis 
gen Zeitungen ihre Enfflehung und Bedeutung den beiden großen Er» 
findımgen der Buchdruckerkunſt und dee Poſt. Die erften Zeitungen 
waren noch mehr fliegende Blätter ober Gelegemheltsblätter, bie zuerſt in 
Sorm bes Briefſtyls zum Vorſchein kamen; fo namentlich in Augsburg 
und Wien 1524, in Ravensburg 1528, in Dillingen 1669, in Raums 
burg 1571. Seit Anfang des 17. Jahrhunderts hatte man in Deutfchs 
land fortgefegte Neuigkeitsblätter, feit 1615 namentlih das Frank⸗ 
furter Journal, feit 1618 den Fuldaer Pofreuter. Frellich 
nennt man gemöhnlid die Wenetianer ale Erfinder der Zeitungen, 
welche gegen Anfang des 16. Jahrhunderts, von 1511 an, in ihrem 
Kriege mit den Türken regelmäßige Werichte austhelten. lem. Doch 
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fehlte biefen Notizie seritte mach ber, Drudl und, bie Poftı 
nimmt man an, daß bie Münze gaaeta, welche für ein‘ 
Mortzen ‚gezahlt wurde, den Namen gazeta ,gazette fir die 
veranfaft Habe:  Faft gleichzeitig · mit den Deutfchen "hatten 
ſen Zeitungen, won 1628 namentlich die Nouvelles 
1631 die. Gazette de France wurde. Doch große politi 
tung gewannen erſt die engliſchen Beltungen nad) der en; 
lution von 1688 und die von Frankreich, feit der fr 
lutlon 1789. 4 Won da an wurden in allen freien europdi 
fo wie in alten engliſchen Eolonieen und In allen nords und‘ 
fhen Staaten feit ihrer politiſchen Vefreiung die Zeitungen 
teicher, umfangsreicher und wolchtigeeh)- Sie dienten feit dieſen großartigen 
Sreiheitöfämpfen der Entwickeiung der Freiheit, wie der DVertpeibigung 
der Regierung und uͤberhaupt den verfchiedenen politiſchen 
Wo daher am Meiſten poltifde und praktifche Bildung und freie 
politifche Beſtrebung ift, da find>aud) die meiften politiſchen Beitungen. 
So hat jept England zwiſchen 300 bis 400° politifche Zeitungen, 
und bios von den in London etſchelnenden werden jährlich ‚gegen 
25,000,000 Abdruͤcke verkauft. Wir fagten praftifche Bibung, 
denn wenn man englifcyes Leben, englifche Bildung und englifches 
Sigats- und Voͤlkerleben mit dem deutſchen vergleicht, fo mag man 
über mande Eigenfhaften und Vorzüge ftreiten — Eines aber-ift un⸗ 
beftreitbar, das nämlich, daß die ‚Engländer in Alle in pra ktiſch, das 
praktiſcheſte Volk der Erde, bie Deutfchen leider entfestic, uns 
praftifc find. Die Zeitungen dienen uͤdrigens natürlich bei Unterdrü= 
dung der Freiheit, ähnlich dem napoleonifhen Moniteur, aud den 
despotifchen Regierungen. So dienten insbefondere auch die Zeitfchrife 
ten und Zeitungen zur Zeit des Nheinbundes der [hmadjvoliften Fremd» 
herefchaft, wie dem von ihr geförderten Despotismus. Nicht minder 
ſuchte man auch feit dem Carlsbader Congreffe duch Genfur 
der Zeitungen und Zeitfchriften, durch Gonceffionsverweigerungen und 
Verwilligungen, durch Redactionsunterdruͤckungen und Erfaufungen für 
ben Despotismus des göttlichen Rechts zu wirken. Und in ber That, 
die öffentliche Wahrheit und deren Mittheilung wurden auf folhe Weife 
dermalen verfälfcht und unterdrüdt, daß man wenigftens für viele deut 
ſche Länder hätte wuͤnſchen dürfen, daß lieber alle Zeitungsmittheilungen 
vernichtet, ald daß nur die verfälfchten verbreitet würden. Denn es ift 
eine tägliche Wahtheitsverfaͤlſchung allerdings hoͤchſt einflußreih und ver« 
derblich, zumal wenn fie verbunden ift nicht blos mit der Unterdrüdung 
aller freien Mittheilung, fondern auch mit den zum Beduͤrfniſſe der Buͤr⸗ 
ger gewordenen täglichen Neuigkeiten. In diefer anziehenden Geſellſchaft 
und als fortdauernde Verfaͤlſchung der ganzen Zeitgefchichte wirken das Zei— 
tungsmonopol der Regierungen und die Genfur um fo verberblicher, da, wie 
«8 die Erfahrung zeigt, diefes Syſtem auch unabſichtlich die Männlichkeit 
und Geradheit unterbrüdt und alle öffentlihe Nichtswuͤrdigkeit beſchuͤtzt. 
*) ©. über die Gefhichte ber Zeitungen: 3. v. Schwarzkopf, Ueber 
Beitungen; ein Beitrag zur Staatswiffenfhaft. Ftankfurt, 1795. 
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Daß man bei biefem Spfteme, fo wie in Deutfchlanb, die Zeitungen möglichft 
zu vermindern und, wie in China, auf bie Hofzeitungen zu beſchraͤnken fucht, 
namentlich auch durch Mißbrauch der Pofteinrichtung, ift natürlih. Der 
ſehr vorzügliche erſte Artikel der deutſchen Wierteljabrsfchrift vom 
Jahre 1840 weift es vortrefflih nad), wie die despotiſche Cenfur und 
Wahrheitsunterdruͤckung nicht etwa bloß die Freiheit der deutfchen Na⸗ 
tion, die eblere und höhere Bildung des deutfchen Volks gelähmt hat, 
fondern wie fie auch den unbegreiflichen Mangel an praktifcher Bildung 
und Tuͤchtigkeit der Deutfchen, ihren Mangel an Nationalfinn, an Ein» 
beit und Kraft, ihre jammervole Spießbürgerlichkeit, ihre Dinneigung zu 
Frankreich umd ihre franzöfifchen Richtungen verfchuldet. Taͤglich hören, 
Iefen, bewundern deutfche Zeitungslefer die franzöfifchen Kämpfe Bon 
deutſchen VBerhältniffen dürfen die deutfchen Zeitungen nicht wahrheitsge⸗ 
mäß, nicht volftändig, offen und interefjant handeln. Mit franzöfiichen 
Zeitungsartileln füllen fie ihre Spalten. Mor bem Untergange des deut⸗ 
(hen Reiche find durch aͤhnliche Urfachen die Deutfchen der Gewalt ber 
Fremden anheimgefallen. Ia fie haben fich feibft ihnen überliefert, nur 
fie und ihre Einrichtungen und Sitten bewundert unb ihr eigenes Das 
terland verachtet und vergefin. Ja fogar vegierungsfeinblidhe, unmon⸗ 
archifche, radicale Geſinnungen und Richtungen von Humbderttaufenden deut⸗ 
ſcher Juͤnglinge und Männer hat die Unterbrüdimg ber conftitutionellen 
Freiheiten und Grundfäge und ihrer freien Entwidelung und Mits 
theilung verſchuldet. Die unvermeidlihen traurigen Wirkungen unferes 
unglüdlichen beutfchen Zeitungsſyſtems werben zu fpät deſſen Urheber 
und Vertheidiger belehren und der ganzen Welt offenbar werden. 

Dennod) fordert e8 die Wahrheit, der deutfchen Nation das gute 
Zeugniß zu geben, daß, wenn fie auch unfcei, unpolitifch, fpießbürgerlich 
und unfräftig durch jenes Syſtem wurde, fie dennoch ſich wenigſtens 
großentheile von ſolcher Miederträchtigkeit frei hielt, daB irgend viele Zei⸗ 
tungen für das fervile Syſtem, ober viele Lefer für bie fervilen Zeitun⸗ 
gen zu finden mären. Vielmehr gingen die wenigen fervilen Zeitungen, 
fo wie das Berliner politifhe Wochenblatt felbft trog ber ho⸗ 
ben Unterftügungen durch den gänzlihen Mangel der Lefer zu Grunde. 
Und fo mie man fchon auf dem Carlsbader Congreſſe klagte, daß in ber 
großen Zahl deutfcher Zeitungen Beine Vertheidiger des Regierungsſyſtems 
fi finden wollten, fo ift es noch. Nur einzelne offcielle und halboffi⸗ 
cielle und fchmeichlerifhe Stimmen verbinden ſich mit ber Wahrheitsuns 
terbrüdung und Verfälfhung, um, wenn aud) nicht Liebe für die Knecht⸗ 
ſchaft, doch jene vorher gefchilderten verderblichen Wirkungen, um eine 
unheilvolle Deutfchmichelei zu bewirken. 

Eine befonders unglüdliche, aber unvermeibliche Folge ber beleidi⸗ 
genden Bevormundung und der tro& aller Künfteleien ſtets wills 
Türlichen Genfurverflümmelungen ift «6, daß bebeutendere Diänner die 
Theilnahme an ber politifchen Prefje verfehmähen, und daß bie wenigen 
tüchtigeren Männer, die dem hochverbienftlichen politifchen Maͤrtyrerthume 
der Zeitungsfchriftftellerei fich opfern, ihre beften Mittheilungen ſich müfs 
fen unterbrüden oder verfälfchen laſſen. 


888 Zoll. 


Usher bie unermeßliche Bee: der Zeitungen und Zeltſchriften 
und der Zeitungsfreiheit, zumal im tumferen Beiten, Handeln übrigens ge: 
nügend bie Artikel „Genfur,” „Deffentlihkett” und Preß— 
Freiheit” und die dortigen Ausführungen imsbefonbdere für bie Pott: 
tifche Preßfreiheit. Dort wurde namentlich auch gezelgt daß das 
ganze repräfentative freie Staatsſyſtem nur allein durch politifde * 
feeiheit ar a x fan, —* die ee 

der ger an ffentlichen gelegenheiten 
EN Van Ueberzeugungen duch Wahlen, Petitionen en Bi 
Meinung geltend machen und zugleich feine beſonderen beſor · 
gen. Diefe einzige Urt der freien —— unſere heutigen gto · 
Pen Staaten I unmöglich ohne die volle Deffentlichkeit und ohne bie 
volle Freiheit des Affentlichen Wortes über das Deffentfice, ohne freie 
Bektungen. ME ihren aber nimmt, zumal bei unſern heutigen fehnellen 
— uhr Sri — 
N J ange 
Se 
en, dem ber je rom 
tbeilung und eines freien Stanssiebens — oder verfälfcht wieb 

Eine Marion vellmbe, die durch fche Preffe nicht blos 

politiſch fo ſchlecht gebildet, ſondern fo — und jammervoll 


tion Gott Lob die Todeskraͤfte noch überwiegen, deshalb ſchiaͤgt auch 
der Verſuch, die Freiheit der conflitutionellen Entwickelung zu hem⸗ 
men, täglich mehr in fein Gegentheil um: er ruft leider Immer mehr 
das rabicale Spftem hervor. 

So ift es, weil zwar unfere cenfirten Hofjeitungen, unfere Hofcen: 
foren und unfere Dandarine und Hofgelehrten täglich mehr dem Mu: 
ſtet von Pekin fich nähern, die deutſche Nation aber Gott Lob ihrem 
inneren Kerne nach noch allzu weit von ber Erbaͤrmlichkeit des chineſi⸗ 
ſchen Volkes entfernt ift. 

Diefes allein follte wohl genügen, um unfere Cabinetspolitik zu 
beftimmen, bie Gefahren des bisher befolgten politifhen Spftems endlich 
ernfihaft in's Auge zu faffen. Es follte genügen, felbft wenn nicht die 
ganze bisherige europäifche Gefchichte und belehrte, daß im dem Maße, als 
feit der Entftehung der politifhen Tagespreſſe im 17. Jahrhunderte der= 
felben bie Freiheit geftattet wurde, die Freiheit und Kraft der Nationen 
wuchs, während umgekehrt bei der Unterdrüdung berfelben nicht bios die 
Nationen ohnmaͤchtig, fondern auch ihre Fürftenhäufer inneren und du: 
ßeten Gefahren überliefert wurden. €. Welder. 

Zoll bedeutet urfprünglich eine Stätte, wo von den Borbeifahrens 
den oder Gehenden eine Abgabe erhoben wird; banm die Abgabe felbft. 
Bolftätten wurden angelegt an Land» und Waſſerſtraßen, an den Tho— 
ren der Städte, in den Geehäfen, an den Grenzen des Landes und im 
Innern. Die Abgabe wurde gelegt auf Perfonen, Leibzoll, Juden 
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zoll — auf Handelsguͤter, auf Erzeugniſſe ber Landwirthſchaft und ber 
Gewerbe ; fie wurde gefordert für den Schutz ber Meifenden und Waa⸗ 
ren, für die Benugung ber Land» und Waſſerſtraßen, als Steuer vom 

Handel und Gewerbe, insbefondere von Fremden. — Die Sache war 
ſchon im Altesthbume bekannt. In Athen und Rom waren bie Zölle, — 
bald der 50., bald ber 20., bald der 8. hell der Waare oder ihres 
Werthes, — an Einnehmer verpachtet, die, was wir aus bem neuen 
Teſtamente wiffen , nicht im beften Rufe flanden. Das Wort Zoll, 
niederdeutſch Toll, englifch toll (maß gegenwärtig ein Weggeld bezeich⸗ 
net), wird gewoͤhnlich von z£iog, Zollflätte, woher reiwveiov (in bem 
Latein des Mittelalterd telonium, tolenium u. dgl.), Zollabgabe, abges 
leitet. In der Schweiz braucht man heute noch bas Zeitwort tellen in 
ber Bedeutung von fleuern und das Hauptwort die Zellen (Mehrzahl) 
ift die Benennung für Gemeindeumlagen, nammtlid für Armenfteuern. 

Das Wort Mauth (muta, mutaticum), defien Urfprung Rau in 
dem geothifhen Mota, Motaftad fucht, welches bei Ulfilas im ber 
Bedeutung von Abgabe vorkommt, ift dem Zolle nahe verwandt. Spaͤ⸗ 
ter gilt es für die Einrichtungen zue Erhebung und Sicherung ber Zoll: 
abgabe (franzöfifcy Douane). In Frankreich hieß diefeibe Traite, Abs 
zugsſteuer, weil dort, wie im England, die erften Zölle bei der Aus» 
fuhr gewiſſer Waaren erhoben wurden. So bezeichnet das ſchweizeriſche 
Zrattengelb eine Abgabe von ausgeführten Pferden und anberem 
Vieh; traite foraine iſt die Benennung für die Abzugsfleuer von dem 
Vermögen , welches Auswanderer mitnehmen. In England heißen Die 
Bollabgaben customs, mas Adam Smith als customary payments, d. b. 
berkönsmliche Abgaben, erklaͤrt. 

Das Recht, Zölle anzulegen und die Abgabenfäge zu beftimmen, 
bildete ſich im Mittelalter zu einem Hoheitsrechte, Regal, aus und fland 
in Deutfchland dem Kaifer zu, welcher daffelbe einzelnen Reichsſtaͤnden 
verleihen konnte. In vielen Wahlcapitulattonen feit bem Anfange des 
16. Jahrhunderts mußten übrigens die Kaifer verfprechen, keine Verlel⸗ 
hungen neuer, oder Erhöhungen beſtehender Zölle ohne Zuftimmung bee 
Kurfürften zu gewähren. Noch bis auf die neuere Zeit fpricht man von 
den Zöllen als einem Hoheitsrechte des Landesheren entfließend, im Bes 
genfage dee Steuern, oder ben kraft des flaatöbürgerlichen Pflicht zu lei⸗ 
flenden Beiträgen der Einzelnen zu ben öffentlichen Laſten. — Außer 
dem befonderen Schuge, welcher den Kaufleuten in den Zeiten bes Kauft: 
rechts geleiftet und auch fpäter noch als Geleitsabgabe bezahle wurde, 
wo er nicht mehr nöthig war, und außer der Ratur eines Beitrags zu 
ben Koften der Land» und Waſſerſtraßen, laͤßt ſich für biefe alten Zölle 
Bein anderer als ein fiscalifcher Grund auffinden. Man wollte bie ver 
achteten und zugleich um ihren Gewinn beneideten Kaufleute, als man 
fie nicht mehr der Plünberung Preis gab, wenigfiens beſteuern, und 
zwar die fremben höher, als bie einheimifchen. Dies wollte jeber Brund- 
herr, jede Stadt, jebes Reicheglied, durch deren Gebiet ſich irgend ein 
Verkehr bewegte; bamit ber Handel unter dieſen bei zahliofen Zollſtaͤtten 
fi wisbecholenden Pladereien nicht ganz erllege, wurbe bie Vermeh⸗ 
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Die Umgeftaltungen, welche das vereinzelt eneflandenexindidjaotifch ver» 

wierte Zollwefen nach und nach erhalten hat, find im Weſentlichen folgende: 

Es wurden von den Böllen diejenigen net 
von inländifden Erzeugniffen vor dem. Verbrauche erh 


U 
“ EN el murben aufgehoben und —— an bie Lan · 
desgrenzen verlegt. Die Grengoͤile trafen nur ftemde Waaren bei der 


Ein- und Ourchfuht, einheimifche bei he: Ausfuhr (Eingangs= u. De 
fumo-, Durchgangs⸗ oder Zranfit:, und Ausgangspoll), 

Die. Grenzen wurden mit einer militaͤriſch organifieten) Zoulcu⸗ 
— beſetzt, um bie Erhebung der Zoͤlle zu ſichern und dem ‚Gewerbe 

Schleichhandels (Schmuggel) en 

Diefe Einrichtungen , welche die meiſten europaſchen Staaten ge= 
genwaͤrtig haben, gemähren. im Vergleiche mit dem früheren Buftanbe 
den Vortheil, daf der innere Verkehr. fih frei bewrgen- kann, die Wore 
bebingung feiner naturgemäßen Entrietelung, und: bamıit ded Wolkeiwohls 
ftandes; ferner Laffen fich Diefelben dazu benugen, um neben ber Einnahme, 
bezüglich auf. ben auswärtigen Verkehr, noch andere Btwide zu erreichen. 

Das Mercantile ober Handelsfpftem benupre die Zolleins 
tichtungen als Mittel zu feinem Zwecke, zu der Berftellung einer guͤ n⸗ 
ſtigen Hanbelsbilanz. Bon dem Sage ausgehend, daß der Reiche 
thum: eines Landes in dem baaren Gelde, ober in der Menge von edein 
Metallen beftehe, welche das Land hervorbringt oder einführt, richteten 
die Jünger Colbett's ihr Beſtreben dahin, moͤglichſt viel Gerd und Sil⸗ 
ber “einzuführen und moͤglichſt wenig auszuführen. Zu diefem Behufe 
ſchien e8 wünfhenswerth, nicht nur für den eigenen Bedarf, fondern 
für den Abfag im Auslande Waaren in Menge zu fertigen und fi 
dafür nicht wieder mit Waaren, fondern mit baatem Gelbe bezahlen zu 
laffen. Demnach wurde die Einfuhr fremder Waaren entweder ver— 
boten oder durd) hohe Zölle befchränkt; die Ausfuhr inländifcher Artiz 
kel wurde durch Nüdzötte (Erfag der für die eingeführten Rohſtoffe be— 
zahlten Abgaben, draw-backs) und Ausfuhrprämien begünftigt. Zeigte 
fid) am Jahresfchluffe aus den Zollliften, daß die angenommenen Werthe 
der ausgeführten Artikel größer waren, als jene ber eingeführten, daß alfo 
vom Auslande ein anfehnliher Saldo in baar zu bezahlen war, fo 
nannte man dieſes Ergebniß eine günftige Handelsbilanz und freute ſich 
der vermeintlichen Zunahme des Reihthums der Nation. Den Inbe— 
geiff der Anordnungen, melde hiernad im Zollweſen getroffen wurden, 
nennt man das Prohibitivfpftem. 

Ihm gegenüber verlangen die Anhänger dev Han dels freiheit, daß 
Zölle nur als Einnahmen für die Staatscaffe aufgelegt werden follen ; 
zu biefem Zwecke müffen fie nieder fein, weil hohe Bölle entweder um⸗ 
gangen terden, oder bie Einfuhr der damit belegten Artikel befchränten, 
alfo wenig eintragen. Niedere Zölle aber hindern den freien Verkehr 
nicht. Diefe Lehre wirft dem Prohibitivſoſteme vor, daß es den Verkehr 
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der in Bildung und Kraft voranftehenden Staaten Europas, einen Vers 
Behr, welcher jedem von ihnen fehr vortheilhaft werben koͤnnte, faft auf 
nicht heruntergebracht habe. Sie bezeichnet als Grundirrthuͤmer jenes 
Syſtems: 1) Die Meinung , daB der Reichthum einer Nation in baa⸗ 
rem Gelde beftehe, während derfelbe in den Kraͤften und Fähigkeiten ber 
Bürger und in der Menge werthvoller Güter aller Art beruhe; bie bes 
weife 3. B. England, das feinen ungeheuern Umfag mit einem verhält 
nigmäßig geringen Geldvorrathe beforge. 2) Die Meinung, daß die 
übrigen Länder fortfahren würden, von einem Staate zu Baufen, ber ih⸗ 
ren Erzeugniffen feine Grenzen verfchließe. Die Erfahrung lehre, daß 
überall Gegenmaßregeln ergriffen und bie Vortheile des freien Austau⸗ 
ſches Allen entzogen werden. — Im freien Verkehre, fagen die Anhäns 
ger der Hanbelsfreiheit, echalte jedes Volk feinen Bedarf an auslaͤndi⸗ 
(hen und einheimifchen Probucten zu ben billigften Preifen; es finbe 
eine naturgemäße Entwickelung der jedem Lanbe eigenthümlihen Huͤlfs⸗ 
quellen Statt, welche einem foliden Zuftand begruͤnde, während bie kuͤnſt⸗ 
liche großgezogene Induſtrie jeden Augenblid mit Schwankungen zu 
tämpfen habe, welche der Exiſtenz von Laufenden Verderben drohen. 

Zwiſchen dem Prohibitivfpfteme und der Lehre der Hanbelsfreiheit 
ſteht das Schutzſyſt em, welches im deutfchen Zollvereine (f. biefen) 
angenommen, aber nady der Meinung Vieler noch nicht genügend ausges 
bildet iſt. Daffelbe will den wichtigeren, im Lande fi entwidelnden 
Zweigen der Induſtrie ben inneren Markt durch Zollfäge ſichern, welche 
die mwohlfeileren Preife ausländifcher Sabricate fo weit erhöhen, daß fie 
die einheimiſchen nicht von dem Markte verdrängen. Hierdurch foll ber 
Nation die Möglichkeit gegeben werden, eine ftarke, ausgebehnte Induſirie 
zu fchaffen, melche zugleich eine mefentlihe Bedingung des Wohlftandes 
und ber Macht der europdifhen Staaten iſt. 

Daß der freie Handel an und für fi ben Befchränkungen defs 
felben vorzuziehen ft, wird kaum mehr beftritten werben. Die Handels⸗ 
freiheit wird daher auch in der Wiffenfchaft als das Ziel feflgehalten, 
welchem ſich bie Zuftände ber Völker in ihrem gegenfeitigen Verkehre nd> 
bern follen, ein Ziel, das zu erreichen wünfchenswerth iſt. Die Hans 
delsfreiheit fchließt Zölle eben fo wenig aus, als die Gewerbefreiheit eine 
Gewerbfteuer ausfchließt; allein fie laͤßt bie Zölle nur als Einnahme 
quelle für den Staat, nicht ale Mittel zur Beſchraͤnkung bes auswaͤrti⸗ 
gen Verkehrs zu. Um den möglichft hohen Ertrag zu gewähren, dürfen 
die Zölle die Einfuhr nicht befchränten, fie müflen alfo nieder fein. — 
Die Handelsfreiheit ift das Alpha und das Omega bes Verkehrs zwis 
fhen den Völkern. Sie befteht, in den Anfängen der Entwidelung, 
bevor die Foflfpieligen Schranken und Sperren erfunden und eingeridhs 
tet find; fie kehrt wieder, oder fol wiederkehren, wenn die Hülfsquellen 
der Nationen fo meit ausgebildet und fo feft begründet find, daß bie 
Schus: und Abwehreinrichtungen überflüffig erfcheinen. Miedere Zölle 
find aber auch bleibend da vorgefchrieben, mo Schutz und Schranken 
zwecklos und nur fehädlih wären. Dies iſt der Fall in kleinen Staa 
ten, wie 3. B. in den meiſten beutfchen, bevor fie in dem Zollverbande 
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n:& Janen zu Grunde serdter baken, wenn fie mis Zei un) Mlauzh ei 
Marionaimdufiie Fätten planen weder, zw deren Gebeiben 
tingunsen fehlten. Es Ehupiviem Emm fen nick 
mulmkand, nicht as das legte Wert, meides bie 
Sraatsminmern zu Tagen bat, kettachiet werden. 
gengsmaßtegel, wenn cuch für linzere Dauer. 

nut im einem Ei anceweant werden, meiden ein 
Marktgebier beſiht, in welchem Lie Landwiribſcheaft auf einer ıi 
niebern Erufe Behr, mc ih zugleich das Streben mach weiterer 
bung der Gemwerbstkärigkeit Fund gibt und die Bedingungen ba; 
handen find. Zei;t fid dann 5 eine übermictige 
euren; bem Aufklühen berfelben im Wege fer, umd daß bie iibrigen 
Staaten vielleicht ſchen länzit den freien Verkehr mit übrenm Geben 
mehr cter weniger befchränt haben; dann ift auc Die Zeit gefommen, 
ein Ehuzfcitem wirklich einzuführen. Wer übrigens von Ecupiäiks 
allein das Heil der Induitrie erwartet, der taͤnfcht fich. Wir baben 
zum Theile ſchon angedeutet, was fonft nech nörhig if, um Handel und 
Gewerbe und damit den Woriſtand und die Macht eines Staates mög 
lichſt auszubilden. Es gehören nämlich bau: ein eigenes, großes Martı 
gebiet; feeier Verkehr im Inneren auf guten unb hinreidwuden Land 
und Waſſerſtraßen, namentlich auf den Stroͤmen, bis in's Meer; Theil 
nahme an dem Seehandel zum unmirtelbaren Tauſchverkebre mir den 
überferifhen Ländern. Es gehören ferner dazu: Einheit im der Geſet⸗ 
gebumg über Handel und Gewerbe, Beſteuerung, PoR v. del. Ber 
Auem aber gehört dazu ein Eräftig entwickeltes Natiomalgefähl, a: 
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von benfelben Exrzeugnifien erhoben werben, wenn fie aus anderen Läns 
dern kommen. Solche Ausnahmefäge nennt man BDifferenzials 
zoͤlle. Umgekehrt koͤnnen die Zölle auf Waaren eines andern Staates, 
welcher unfern Verkehr mit feinem Gebiete durch Zollmaßregeln beſon⸗ 
ders beiäftigt, erhöht werden. Was außerdem durch Schifffahrtsabga⸗ 
ben und Geſetze zur Erleichterung ober Erfchwerung des Verkehrs zu ges 
[heben pflegt, |. in dem Art „Schifffahrtsgefege.” 

Die Mauthipfteme ber Staaten, in denen folche feit längerer Zeit 
beſtehen, tragen noch mehr oder weniger Spuren bes von Riemandem 
mehr gebilligten aber ſchwer zu befeltigenden Probibitivs ober Verbotſyſtems 
an fi. — In England waren bie Zölle, welche Ebuarb I. als koͤnig⸗ 
liches Recht ausſprach, blos Ausgangszölle von Schafwolle, Schaffellen 
und Leber (magna costuma); dann Eingangezoll von Wein (tonnage), 
wozu noch befondere Zölle von fremden Kaufleuten kamen (parva cos- 
tuma). Edward III. legte Abgaben auf alle Abrigen Waaren bei ber 
Ein» und Ausfuhr, durchſchnittlich 6 Pence vom Pfunde (GSubfidien von 
tonnage und poundage); die Säge fliegen und fielen abwechſelnd, neue 
kamen hinzu, dann Ausfuhrprämien und Rädzölle und Prohi⸗ 
bitionen. Die einzelnen nach und nach erfchlenenen Geſetze, aus 
denen ber Tarif fich bildete, wurden tn ihrer Maſſe ein Chaos, aus 
welchem kaum bie Beamten, gefchmeige die Kaufleute fich zurecht finden 
fonnten. Pitt unternahm im Jahre 1787 bie Vereinfachung des Ta⸗ 
rifs, womit zeither fortgefahren wurde. Ein Geſetz von 1825 3. B. 
reducirte 450 Zollgefege und Verordnungen auf 11; das gegenwärtige 
Miniſterium (Peel) hat ebenfalls bebeutenbe Wereinfachungen ausgeführt, 
die Zahl der Beamten vermindert, ihre Gehalte firtrt. Den vielen Be 
firebungen für größese Handelsfreiheit, — wir erinnern nur an Hus⸗ 
kiſſon und an bie beruͤhmt gewordene Erklärung bes Handelſtandes von 
London vom Jahre 1820, fo wie an die Kämpfe gegen die KRornzölle, 
find nicht fruchtlos geblieben. Manche Werbote wurden aufgehoben, 
übermäßige Bollfäge gemindert, allerbiug® im eigenen, britifchen Intereſſe 
und nicht in dem ber übrigen Schifffahrt und Handel treibenden Matio- 
nen. Die Staatseinnahme aus Zöllen, weiche unter Ellſabeth 60,000 Pfd. 
St. betrug, beläuft ſich gegenwärtig auf nahe an 20 Mill. Pd. St. 

In Frankreich, wo Colbert die Binnenzoͤle aufgehoben und bie 
Grenzmauthen nad den Brunbfägen des Mercantilfoflems eingerichtet 
hatte, wurden bie Zölle bis 1790 von den Generalpaͤchtern erhoben. In 
dem genannten Jahre wurde bie Administration des Domanes zu biefem 
Behufe errichtet; der erfle Tarif erfchien am 15. März 1791; der letzte 
im Auguft 1836, welcher zeither wieder verfchiedene Abänderungen erlitten 
hat, doc) immer noch eine Reihe von Einfuhrverboten und enorme Zollſaͤtze 
enthält. Rußland und Defterreich haben ebenfalls firenge Mauthſy⸗ 
ſteme, doch fehreitet lehteres, langfam und fletig, einem vernünftigeren 
Schustzſyſteme mit freierer Bewegung des auswärtigen Handels entgegen. 

Die weſentlichſten Beftandtheile der Zolleinrichtumgen find folgende: 

1) Der Zarif, d. h. die Zufammenflellung der Gegenſtaͤnde der 

und Ausfuhe — (für die Durchgangtzoͤle werben. einfachere 
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—* Abzug geſtattet. 
2 Das —— (Bottorbnung) enthält die Einrichtungen "ind 
Borferifen, sur ſicheren Erhebung biefer Abgaben Für nöthig 


erachtet de —— dürfen zolldare Waaten nur auf benannten 
——— — und nur bei Tage geführt werden, Au 
ben ‚Stellen, dieſe Strafen die Grenze uͤberſchreiten, befinden ſich 
Zollſtaͤtte n —— wo ber Woarenführeribet feiner 
Ankunft sein Verzeichniß der Waaren Bertaration) den Angeſtellten zu 
übergeben hat, welche daſſelbe mit dem Inhalte der Ladung vergleichen 

(sevidiren), den Bollbeteag nach dem ‘Tarife berechnen; erheben und: bes 
fheinigen. Da nicht jeder, Empfänger der Behandlung feiner Waaten 
an dem Grenzzollamte. beiwohnen oder dem Fuhrmanne biefes Geſchäft 
und die Zollentrihtung uͤberlaſſen, oder endlich einen befonderem Wevolle 
mächtigten aufftellen ann; da ferner nicht alle eingehende, Guter die 
Beftimmung haben, im Lande zu bleiben und verbraucht zu werden, 
fondern zum Wiederverkaufe in das Ausland (Zwifchenhandeh) dienen; 
da endlich auch die Entrichtung großer Summen an ber Grenze oft läz 
flig fallen würde: fo find auch im Inneren des Landes, wenigflens an 
größeren Orten, wo ein Iebhafter Verkeht Statt findet, Zolfftätten und 
Magazine (Lagerhäufer, Hallen, Niederlagen, Packhoͤfe) eingerichtet, two 
die Waaren unverzollt niedergelegt werden koͤnnen. Solche, nad einem 
Lagerhaufe im Inneren bdeclarirte Güter werben an ber Grenze nur 
einer allgemeinen Revifion unterworfen, verfhnürt (plombitt, verbleit), 
mit einem Beg leitſche ine verfehen und erft an dem Beftimmungs: 
orte, wenn fie aus dem Lagerhaufe zu Eingang bezogen werden, verzolit. 
Daffelbe findet mit den zu Waffer antommenden Gütern in den Frei: 
haͤfen Statt. Zu weiterer Erleichterung des Handels und der Indu— 
ſtrie dienen die Zollcredite, Zollvorfhüffe. Den Fabricanten, Kauf: 
leuten, Spediteuren wird zur Entrihtung ihrer Zollbeträge gegen hin« 
laͤngliche Sicherheitsleiſtung eine Friſt von drei, ſechs oder zwölf Mona⸗ 
ten geftattet. Aehnlich find die Meßcontirungen, Rechnungen der 
Zollbehoͤrde mit Kaufleuten, denen für bie Meßzeit die Zollbeträge für 
bezogene Güter zur Laft gefegt, für die wieder in's Ausland zurüdges 
fendeten abgefchrieben werden. Der Reft wird nad) Ablauf der bes 
flimmten Zeit erhoben. — Endlich beftehen auch für den Grenzver= 
Behr manche Erleichterungen, 3. B. die freie Einfuhr Meiner Quantis 
täten von Vieh, welches auf inländifche Weiden geht und wieder zuräd- 
getrieben wird, Getreide, das im Lande gemahlen, Zeuge, die im Lande 
gebleiht und gefärbt, dann twieber zuruͤckgebracht werden u. f. m. Zur 
Sicherung gegen Unterſchleife find Controlemaßtegeln vorgeſchrieben. 
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3) Der Zoll ſchutz, gehandhabt durch eine militaͤriſch orgamifite 
Mannſchaft (Douaniers, Bollgardiften, Grenzaufſeher, Grenzwaͤchter), 
nach beſtinmten Vorſchriften, iſt um fo ſorgfaͤltiger und ſtrenger zu 
regeln, je mehr Verbote und verbotaͤhnliche Zoͤlle beſtehen. Der 
Schleichhandel wird ſich immer und uͤberall organiſiren, wo die Praͤmie 
fuͤr heimliche Einfuhr geringer iſt als der Zoll und durch den Preis der 
Waare vergütet wird. Er wuͤrde um fo leichteres Spiel haben, wenn 
die Waare, einmal über die Grenze hereingebracdht, allen weiteren Nach⸗ 
forfchungen ber Zollwächter entzogen wäre. Auf der andern Seite würde 
eine über das ganze Land gezogene Aufficht dem Verkehre zu laͤſtig, der 
Staatscaſſe zu Loftfpielig werden. Man hat daher von ber Grenze ein⸗ 
wärts einen Strich Land als Grenz = oder Controfebezirk angenommen, 
innerhalb deſſen der Waarenverkehr befonderen Vorſchriften unterliegt, 
kraft deren ſowohl die Kaufleute von ihren Vorräthen, als die Fuhrleute 
von Ihren Zransporten nachzumweifen haben, daß fie entweder den Zoll 
bezahlt haben, oder daß fie Feine zolipflichtigen Güter führen. Die Bes 
weisurkunden, Bollquittungen, Begleitfcheing, Legitimationsfcheine u. dgl. 
werden übrigens nur von beflimmten Gattungen von Waaren, bei benen 
heimliche Einfuhr am Eheften zu vermuthen ift, verlangt. Körperliche 
Vifitation glaubt man nicht entbehren zu koͤnnen; doch foll biefelbe nur 
bei wirklichen Verdachte und unter gewiffen, gegen rohe Behandlung 
fihernden Sormen vorgenommen werden. Die innere Grenze bes im der 
Regel 2 bis A Stunden breiten Gentralbezicts muß (durch Pfähle mit 
Auffchriften) deutlich bezeichnet werden. Im Inneren tritt dann eine 
freiere Bewegung des Verkehrs ein. Doch verſchwindet nicht alle Aufs 
fiht. Es bleibt noch die Binnencontrole, wornach bie Kührer groͤ⸗ 
ferer Transporte hoch. belegter Waaren gehalten find, auf Anfrage des 
Auffichtsperfonals ihre Papiere vorzuzeigen, auch erforderlichen Falles eine 
nähere Befichtigung der Ladung zu geftatten. 

Das Zollfirafgefeg beflimmt die auf Umgehung ber Abgaben 
ſelbſt, wie der gefeglichen Worfchriften angedrohten Strafen und das Ver⸗ 
fahren zur Erledigung der desfallfigen Anzeigen. 

Ueber Wafferzoli vergleihe man den Art. „Rheinoctroiz“ 
vergleihe auch „Schifffahrtsgeſetze.“ 

Zollverein. — Der Art. 19 der deutſchen Bundesacte lautet: 
„Die Bundesglieder behalten ſich vor, bei der erſten Zuſammenkunft der 
Bundesverſammlung in Frankfurt wegen des Handels und Ver⸗ 
kehrs zwiſchen den verſchiedenen Bundesſtaaten, ſo wie 
wegen der Schifffahrt nach Anleitung der auf dem Congreſſe zu 
Wien angenommenen Grundſaͤtze in Berathung zu treten.” — Die 
Wiener Schlußacte vom 19. Mai 1820 ſagt in ihrem letzten Artikel 
(65): „Die in den befonderen Beftimmungen der Bundesacte Art. -16, 
18, 19 zur Berathung der Bundesverfammiung geftellten Gegenflände 
bleiben derfelben, um durch gemeinfchaftliche Uebereinkunft zu moͤglichſt 
gleihförmigen Verfügungen darüber zw gelangen, zur ferneren Bearbei⸗ 
tung vorbehalten.‘ Hiernach wäre von der Bundesverfammiung eine 
Uebereinfunft über ein gemeinfames Zolls und Handelsſyſtem für alle 
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Stände um Freihelt des Handels im Inneren der Bi 
„den wahrhaften Ausdruck eines bis auf die unterften Molkscla| ſich 


Wunfches” bezeichnet. Der Grund, warum die 
sung dieſes Wunfcyes für erachtet wurde, mag aus folgenden 
Stellen des gedachten Memoire entnommen werben: „Manche liebel der 
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dädytig zu machen fuchen wird, fo werden allgemein wohlthnende Wer 
fimmungen uͤber Handelsfreiheit auf der anbeen Seite nicht allein den 
übeln Eindruck entkräften, ſondern auch der Mafje des Volkes einen 
materiellen Erſatz für den Verluſt mancher chimärifchen , aber lieb ger 
worbenen Idee liefern. — Die unter den befonderen Berhältniffen der 
legten Zeit ſich allerwärts entwidelte untuhige Gefchäftlichkeit, welche in 
ber genommenen gefährlichen Richtung aufzuhalten, gegenwärtig das erfte 
Beſtreben aller Regierungen ift, würde dadurch einen geregelten Spiel⸗ 
raum erhalten und von ben verberblihen Planen abgehalten, zu denen 
die unvermeidlichen Umtriebe der Parteimänner fie verwenden wollen.’ 
— Obgleich), wie man fieht, nicht die Sorge für Deutſchlands Wohl, 
für die Erſtarkung feiner probuetiven Kräfte und damit auch des Matios 
nalfinnes und der Achtung nach Außen, zunächft den Anlaß zu der ger 
dachten Staatsfchrift gab, fo wurde doch die Nothwendigkeit eines gro— 
Sen deutfchen Douanenfpftems gegen die Zollfofteme der fremden Länder 
und Aufhebung der inneren Zoliſchranken richtig gewürdigt. Diefe An: 
träge auf Erfüllung des Art. 19 fanden übrigens Beinen Anklang. Man 
hatte mit den Maßtegeln zur Ausdehnung der Bundesgewalt und zur 
Beſchraͤnkung der Lehrfreiheit, der Preßfeeiheit, ber Verfaffungen, fo wie 
mit Errihtung einer Gentralinquifition hinreichend zu thun, und hielt 
eine Beſchwichtigung der äffentlihen Meinung duch den Vollzug des 
Art. 19 für überflüffig*). Nachdem übrigens Preußen im Jahre 1818 
die Zölle im Inneren befeitigt und eine Dowanenlinie um die Grenzen 
gezogen hatte, konnten ſich Die Regierungen der kleineren deutfchen Staaten 

96, hierüber: Wichtige Urkunden über den Rehtszuftanb 
der deutfhen Nation, mit Noten aus den Papieren von Klüber, her— 
ausgegeben und erläutert von G. Weldter. Mannheim, bei Br. Baflermann, 1844. 
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über das Unhaltbare ihrer iſolirten Stellung nicht länger täufchen und muß. 
ten die Nothwendigkeit einfehen, ſich enttweder unter einander zu einem ges 
meinſamen Ganzen in Bezug auf Zoͤlle und Verkehr zu verbinden, ober fi 
an einen größeren Staat anzufchließen. Zu dieſem Zwecke murben ſchon auf 
dem Wiener Congreſſe von mehreren Staaten weitere in Darmftabt zu 
pflegende Verhandlungen verabredet, welche mehrere Bollvereine zur Folge 
hatten. An Preußen fhloffen ſich die anhaltiſchen Fuͤrſtenthuͤmer 
(Bernburg, Deffau und Köthen) und ein Theil von Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen; am 8. Mär; 1828 teat das Großherzogthum Hefſen 
bei. Mit Württemberg vereinigten ſich 1324 die beiden Hohenzol⸗ 
lern (Hechingen und Sigmaringen). Ein Vertrag vom 18. Januar 
1828 begründete den Verein zwifhen Wärtemberg und WBaiern. 
Sodann ſchloſſen Hannover, Braunfhweis und Dibenburg 
einen Zolls und Steuerverein. Aus einer in Kaffel am 24. Septem⸗ 
ber 1828 abgeſchloſſenen Uebereintunft ging ber mittelbeutfche Handels⸗ 
verein hervor, an welchem Hannorer, Sachſen, Kurhefien, Braunſchweig, 
Naſſau, Didenburg, die fächfifchen Herzogthuͤmer und bie veußifchen Fürs 
flenthümer, Schwarzburg-Mubolftabt umd die freien Städte Bremen und 
Srankfurt Theil nahmen, Der Zweck dieſes Vereins, deffen Gebiet kein 
geſchloſſenes Ganze bildete, konnte nicht ein gemeinfames Zollſyſtem fein; 
auch beftand Leine gemeinfchaftliche Zollverwaltung. Er beabfichtigte Er⸗ 
feichterung des Verkehrs ſowohl binfichtlich der Zoͤlle, ale durch Verbeſſe⸗ 
rung der Straßen , dann aber auch Gegenwirkung gegen bas preußifche 
Syſtem und Herbeiführung eines allgemeinen beutfchen Zoll⸗ und Hans 
delsvereins durch Verwirklihung des Art. 19 der Bundesacte. Da ie 
doch die Ausfichten hierzu durch die bei ber Bundesverſammlung gepflos 
genen Verhandlungen wenig Nahrung erhielten, auch ber zur Vervoll⸗ 
fländigung des Vereins erforderliche Beitritt der Übrigen noch in keinem 
Verbande befindlichen beutfchen Staaten nicht zu erzielen war, fo fanden 
ſich mehrere Glieder befjelben geneigt , ſich mit Preußen zu verſtaͤndigen. 
Diefelbe Geneigtheit zeigte fi) von Seiten Baierns und Wuͤrtembergs, 
und eine Reihe von Verträgen führten von 1838 bis 1836 ben Deuts 
fen Zollverein in das Lehm. Wie mian 1819 in dem Vollzuge 
des 19. Artikels der Bunbesacte ein Gegenmittel gegen die Wirkung der 
Carlsbader Befchlüffe fuchte, fo mögen die erfolgreichen Bemühungen für 
den Zollverein in den Ereigniffen ber Jahre 1830 bis 1833 und in ben 
Bundesbefhlüffen von 1832 einen Sporn gefunden haben. Im Sahre 
1835 beftand der Zollverein aus folgenden Gtaaten : 
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- Ueber bie unermeßliche t 

und ar ——— aummal im unſeren Zeiten, —— übrigens ges 

die Artikel „Genfur,* „Deffentlidkett“ und ‚Meet: 
Peek und die dortigen Ausführungen insbefondere für die po ti— 
tifche Preßfreihest, Dort wurde vamentlich auch gegeigt ‚ daf bas 
ganze vepräfsnitative freie —— nur allein —* politiſche Preß ⸗ 
freiheit or! a ee — kann, she or a 

‚ Jeder Bürger an ffentlichen Angelegenheiten 

—2* uUeberzeugungen duch Wahlen, Petitionen und die Öffentliche 


ohn 
Te bes Öffentlichen Wortes Über das Deffentliche, 
De Sit Mir Beige —* bel unſern heutig⸗ ——— 
Verkehromitteln, bie ganze Nation an ihrem Parlamente Theil. — 


der Verſuch, die Freiheit der conſtitutio neli e n Entwickelung zu hem⸗ 
men, täglich mehr in fein Gegentheil um: er ruft leider Immer mehr 
das radicale Syſtem hervor. 

So ift «8, meil zwar unfere cenfirten Hofjeitungen, unfere Hofcen= 
foren und unfere Mandarine und Hofgelehrten täglich) mehr dem Mus 
fter von Pekin fi nähern, bie deutfche Nation aber Gott Lob ihrem 
inneren Kerne nad) noch allzu weit von ber Erbaͤrmlichkeit des chineſi ⸗ 
ſchen Volkes entfernt iſt. 

Dieſes allein ſollte wohl genuͤgen, um unſere Cabinetspolitik zu 
beſtimmen, bie Gefahren bes bisher befolgten politiſchen Syſtems endlich 
ernſthaft in's Auge zu faffen. Es follte genügen, felbft wenn nicht die 
ganze bisherige europdifche Geſchichte uns belehrte, daß in dem Maße, als 
feit der Entftehung der politifhen Tagespreſſe im 17. Jahrhunderte der— 
felben die Freiheit geftattet wurde, die Freiheit und Kraft der Nationen 
wuchs, während umgekehrt bei der Unterdrüdung derſelben nicht bios die 
Nationen ohnmaͤchtig, fondern auch ihre Fürftenhäufer inneren und du= 
ßeten Gefahren überliefert wurden. €. Belder. 

Zoll bedeutet urfprünglich eine Staͤtte, wo von den Worbeifahrens 
den oder Gehenden eine Abgabe erhoben wird; dam die Abgabe felbft. 
Bollftätten wurden angelegt an Land» und Waſſerſtraßen, an den Tho— 
ten ber Städte, in ben Seehaͤfen, an den Grenzen des Landes und im 
Innern. Die Abgabe wurde gelegt auf Perfonen, Leibzoll, Juden: 
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zoll — auf Hanbelögüter,, auf Erzeugniſſe ber Landwirthſchaft und ber 
Gewerbe ; fie wurde gefordert für den Schutz der Meifenden und Waa⸗ 
ren, für die Benugung ber Lands und Waſſerſtraßen, als Steuer vom 
Handel und Gewerbe, insbefondere von Fremden. — Die Sache war 
ſchon im Altesthume bekannt. In Athen und Rom waren die Zölle, — 
bald der 50., bald der 20., bald ber 8. Theil der Waare oder ihres 
MWerthes, — an Einnehmer verpuchtet, die, mas wir aus bem neuen 
Teſtamente wiſſen, nicht im befien Rufe fanden. Das Wort Zoll, 
niederdeutſch Zoll, englifch toll (mas gegenwärtig ein Weggeld bezeich⸗ 
net), wird gewoͤhnlich von zEAog, Zoliflätte, woher zeAmveiov (in dem 
Latein des Mittelalterd telonium, tolenium u. dgl), Zolabgabe, abges 
leitet. In der Schweiz braucht man heute nody das Zeitwort tellen in 
ber Bedeutung von fleuern und das Dauptwort die Tellen (Mehrzahl) 
ift die Wenennung für Gemeindeumlagen, namentlich für Armenfteuern. 

Das Wort Mauth (muta, mutaticum), deſſen Urfprung Rau in 
dem gothiſchen Mota, Motaſt ad fucht, welches bei Ulfilas in ber 
Bedeutung von Abgabe vorkommt, iſt dem Zolle nahe verwandt. Gpäs 
ter gilt es für die Einrichtungen zur Erhebung und Sicherung ber Zoll⸗ 
abgabe (franzöfifh Douane). In Frankreich hieß diefelbe Traite, Ab⸗ 
zugsſteuer, weil dort, wie in England, bie erfien Zölle bei der Aus» 
fuhr gewiſſer Woaren erhoben wurden. So bezeichnet das ſchweizeriſche 
Trattengeld eine Abgabe von ausgeführten Pferden und anderem 
Vieh; traite foraine ift die Benennung für die Abzugsfteuer von dem 
Vermögen , welches Auswanderer mitnehmen. In England heißen bie 
Zollabgaben customs, was Adam Smith als customary payments, b. h. 
herkoͤmmliche Abgaben, erklärt. 

Das Recht, Zölle anzulegen und die Abgabenfäge zu beflimmen, 
bildete fi im Mittelalter zu einem Hoheitörechte, Regal, aus und fland 
in Deutfchland dem Kaifer zu, welcher daſſelbe einzelnen Reichsſtaͤnden 
verleihen konnte. In vielen Wablcapitulattonen feit dem Anfange des 
16. Jahrhunderts mußten übrigens bie Kaifer verfprechen, Leine Verlei⸗ 
bungen neuer, ober Echöhungen beftehender Zölle ohne Zuftimmung ber 
Kurfürften zu gewähren. Noch bie auf die neuere Zeit fpricht man von 
ben Zöllen als einem Hoheitsrechte des Landesheren entfließend, im Be 
genfage der Steuern, oder ben Eraft ber ſtaatsbuͤrgerlichen Pflicht zu Iels 
ftenden Beiträgen ber Einzelnen zu den Öffentlichen Laſten. — Außer 
dem befonderen Schutze, welcher den Kaufleuten in den Zeiten des Kauft: 
rechts geleiftet und auch ſpaͤter noch als Geleitsabgabe bezahle murbe, 
wo er nicht mehr nöthig war, ımd außer bee Natur eines Beitrags zu 
den Koften der Lands und Waſſerſtraßen, laͤßt fich für diefe alten Zölle 
fein anderer als ein fiscalifcher Grund auffinden. Man wollte die vers 
achteten und zugleich um ihren Gewinn beneibeten Kaufleute, als man 
fie nicht mehr der Plünderung Preis gab, wenigfiens beſteuern, und 
zwar bie fremden höher, als die einheimifchen. Dies wollte jeder Grund» 
herr, jede Stadt, jebes Reicheglied, durch deren Gebiet fich irgend ein 
Verkehr bewegte ; bamit ber Handel unter dieſen bei zahlloſen Zollſtaͤtten 
fi wisbecholenden Pladereien nicht ganz erliege, wurbe die Vermeh⸗ 


wung und Grhöung ber Bäle von ber kalſſerlichen Verlethung mit fur 
Zuſtimmung abhängig gemacht. 


Die Umgeſtaltungen, welche das vereingelt — — 
late Zollwefen nach und nach erhalten hat, find im Wefentlichen folgende: 

Es. wurden von den Zöllen diejenigen Abgaben welche 
—— Erzeugniffen vor dem Verbrauche erhoben werden 

“u 

Die Binnenzölle- wurden aufgehoben und die Bollftätten an die Lan- 
desgrenzen verlegt. Die Grenzzölle trafen nur fremde Waaten bei der 
Ein- und Ourchfuhr, einheimiſche bei der Ausfuhr (Eingangs- ober 5 
ſumo⸗ Durhgangs- oder Tranſit⸗ und FEIN 

„Die Grenzen wurden mit einer militaͤriſch rganifieten: Bolfänge 
woche beſetzt, um die Erhebung der Zoͤlle zu ſichern und dem Gewerbe 
des — (Schmuggel) — 

Diefe Einrichtungen, welche die meiſten europdiſchen Staaten ges 
gentuärtig haben, gewähren im Vergleiche mit dem früheren Zuſtande 
a daß der innere Verkehr, ſich frei bewegen Bann, die Vor- 

ung feiner naturgemäßen Entwidelung, und: bamit des Wolfsivohl+ 
— — laſſen ſich dieſelben dazu benugen, um neben der Einnahme, 
verdalich auf. den auswärtigen Verkehr, noch andere Zwicke zu erreichen. 

‚Das Mercantils oder Handelsfyſt em benugte ‚die Zollein⸗ 
— als Mittel zu feinem Zwecte, zu der Herſtellung einer glin- 
figen Handelsbilanz. Don dem Sage ausgehend, da der Reich 
tbum eines Landes in dem baaren Gelbe, oder in der Menge von edein 
Metallen beftehe, welche das Land hervorbringt oder einführt, richteten 
die „Zünger Colberi's ihr Beſtreben dahin, möglichft viel Geld und Sit: 
ber "einzuführen und möglichft wenig auszuführen. Zu diefem Behufe 
ſchien es wünfhenswerth, niht nur für den eigenen Bedarf, fondern 
für den Abfag im Auslande Warren in Menge zu fertigen und ſich 
dafür nicht wieder mit Waaren, fondern mit baarem Gelde bezahlen zu 
laſſen. Demnady wurde die Einfuhr fremder Waaren entweder ver— 
boten oder durch hohe Zölle befchränkt; die Ausfuhr inländifcher Artiz 
el wurde durch Ruͤckzoͤlle (Erfag der für die eingeführten Rohſtoffe be— 
zahlten Abgaben, draw-backs) und Ausfuhrprämien beguͤnſtigt. Zeigte 
ſich am Jahresſchluſſe aus den Zollliften, daß die angenommenen Werthe 
der ausgeführten Artikel größer waren, als jene der eingeführten, daß alfo 
vom Auslande ein anfehnliher Saldo in baar zu bezahlen war, fo 
nannte man dieſes Ergebniß eine günftige Handelsbilanz und freute ſich 
der vermeintlichen Zunahme bes Reihthums der Nation. Den Inbe— 
geiff der Anordnungen, welche hiernad im Zollwefen getroffen wurden, 
nennt man das Prohibitivfpftem. 

Ihm gegenüber verlangen die Anhänger der Handelsfteiheit, daß 
Zölle nur ald Einnahmen für die Staatscaffe aufgelegt werden follen ; 
zu Diefem Zwecke müffen fie nieder fein, weil hohe Zölle entweder um⸗ 
gangen werben, oder die Einfuhr der damit belegten Artikel befchränten, 
alfo wenig eintragen. Niedere Zoͤlle aber hindern den freien Verkehr 
nicht. Diefe Lehre wirft dem Prohibitivfpfleme vor, daß es den Verkehr 
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der in Bildung und Kraft voranftehenden Staaten Europas, einen Vers 
Lehr, weicher jedem von ihnen fehr vortheilhaft werden könnte, faft auf 
nichts heruntergebracht habe. Sie bezeichnet als Grunditrthuͤmer jenes 
Syſtems: 1) Die Meinung , daß der Reichthum einer Nation in baa⸗ 
rem Gelde beftche, während derfelbe in den Kräften und Fähigkeiten ber 
Bürger und in der Menge mwerthvollee Güter aller Art beruhe; dies bes 
weife 3. B. England, das feinen ungeheuern Umfag mit einem verhält 
nigmäfig geringen Geldvorcathe beſorge. 2) Die Meinung, baß bie 
übrigen Länber fortfahren würden, von einem Staate zu Baufen, der ih⸗ 
ten Erzeugniffen feine Grenzen verfchließe. Die Erfahrung lehre, daß 
überall Gegenmaßregeln ergriffen und bie Vortheile bes freien Austau⸗ 
ſches Allen entzogen werden. — Im freien Verkehre, fagen die Anhäns 
ger dee Hanbelsfreiheit, echalte jedes Volk feinen Bedarf an auslaͤndi⸗ 
fhen und einheimifhen Producten zu den billigflen Preifen; es finde 
eine naturgemäße Entwidelung ber jedem Lande eigenthämlihen Huͤlfs⸗ 
quellen Statt, welche einen foliden Zuftand begruͤnde, während bie kuͤnſt⸗ 
liche großgezogene Induſtrie jeden Augenblid mit Schwankungen zu 
tämpfen habe, weldye der Eriftenz von Tauſenden Verderben brohen. 

Zwiſchen dem Prohibitivfnfteme und der Lehre ber Handelsfreiheit 
ſteht das Schugfpftem, welches im deutfchen Zollvereine (f. diefen) 
angenommen, aber nach ber Meinung Vieler noch nicht genügend ausges 
bildet ift. Daffelbe will ben wichtigeren, im Lande ſich entwidelnden 
Zweigen ber Induſtrie den Inneren Markt durch Zollfäge ſichern, weldye 
die wohlfeileren Preife auslaͤndiſcher Zabricate fo meit erhöhen, daß fie 
die einheimifchen nicht von dem Markte verbrängen. Hierdurch fol ber 
Nation die Möglichkeit gegeben werben, eine ſtarke, ausgebehnte Induſtrie 
zu fchaffen, welche zugleich eine mefentlihe Bedingung des Wohlſtandes 
und der Macht der europdifchen Staaten iſt. 

Daß ber freie Handel an und für fich den Befchränkungen defs 
felben vorzuziehen ift, wird kaum mehr beftritten werden. Die Handels: 
freiheit wird daher auch in der Wiſſenſchaft ale das Ziel feflgehalten, 
welchem fidy die Zuftände der Völker in ihrem gegenfeitigen Verkehre nd- 
bern follen,, ein Ziel, das zu erreichen wünfchenswerth iſt. Die Hans 
delsfreiheit fchließt Zölle eben fo wenig aus, als die Gewerbefreiheit eine 
Gewerbfteuer ausſchließt; allein fie laͤßt die Zölle nur als Einnahme: 
quelle für den Staat, nicht ale Mittel zur Beſchraͤnkung des auswaͤrti⸗ 
gen Verkehr zu. Um ben möglihit hohen Ertrag zu gewähren, dürfen 
die Zölle die Einfuhr nicht beſchraͤnken, fie müffen alfo nieder fein. — 
Die Dandelsfreiheit ift das Alpha und das Omega des Verkehrs zwi: 
fhen den Völkern. Sie befteht, in den Anfängen der Entwidelung, 
bevor die Eoftfpieligen Schranken und Sperren erfunden und eingerich⸗ 
tet find; fie kehrt wieder, oder ſoll wiederkehren, wenn die Hülfsquellen 
der Nationen fo weit ausgebildet und fo feft begrünbet find, daß bie 
Schutz⸗ und Abmwehrelnrichtungen überflüffig erfcheinen. Niedere Zölle 
find aber auch bleibend da vorgefchrieben, mo Schutz und Schranken 
zwecklos und nur fchädlid wären. Dies ift der Fall in Beinen Staa⸗ 
ten, wie 3. B. in ben meiſten beutfchen, bevor fie in dem Zollverbande 
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und Wafferfiraßen, namentlich auf den Strömen, bis in's Meer; Theile 
nahme an dem Seehandel zum unmittelbaren Tauſchverkehre mit dem 
überfeeifchen Ländern. Es gehören fermer dazu: Einheit im der Geſetz⸗ 
gebung über Handel und Gewerbe, Beſteuerung, Poft u. dgl. Bor 
Alter aber gehört dazu ein kraͤftig entwideltes Nationalgefähl, ges 
weckt und geftähle durch freie Staatseinrihtungen; ein Nationalfinn, 
welcher das Einheimifche dem Fremden vorsieht und jeden Einzelnen 
anfpornt, für das Wohl der Nation durch Thatkraft und Unterneh: 
mungsgeiſt mitzuwirken. Hier liegt das Geheimnig ber Größe und 
Macht der Nationen. Ohne Freiheit, Nationalfinn, ohne bie eigene 
Kraft und Tuͤchtigkeit der Bürger bringt es ein Volt nicht weit auch 
in Beziehung auf Handel und Induftrie, man mag Schugzölle anlegen, 
wie man mil, Hiermit ſtimmt Dr. Lift in feinem weitverbreiteten 
Buche zu Gunften höherer Schutzzoͤle überein; ein Werk, das zwar 
nicht, wie fein Titel befagt, „das nationale Syſtem der politifhen Des 
tonomie genannt werden Tann, aber doch aus den Verhältnifien, wie fie 
find, entnommene Wahrheiten ausſpricht und zweckmaͤßige Maßregein 
eindringlich empfiehlt, welche feit der Gründung bes Zollvereins möglich 
und nüplich geworden find. Hätte Herr Dr. Lift vermieden, ſich für 
den Erfinder der Wahrheiten, die er ausfpricht, auszugeben und alle früs 
beten und jegt lebenden Schriftfteller biefes Faches als unmifiende, bes 
fcheaͤnkte Köpfe darzuftelen, fo würde fein Buch an Werth gewonnen 
haben. Das Schutzſyſtem dient auch als Mittel zu dem Zwede, mit 
anderen Gtaaten günftige Handels und Zollvertraͤge abzufchließen —, 
indem man ſich gegenfeitig für den Handel mit getwifien Landespro- 
ducten und Fabricaten niehrigere Zollfäge gewährt, als diejenigen, weldye 
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son benfelben Erzeugniſſen erhoben werden, wenn fie aus anderen Läns 
ben kommen. Solche Ausnahmsfäge nennt man Differenzials 
zoͤlle. Umgekehrt können bie Zölle auf Waaren eines andern Staates, 
welcher unfern Verkehr mit feinem Gebiete buch Zollmaßregeln befons 
ders beiäftigt, erhöht werden. Was außerdem durch Schifffahrtsabga⸗ 
ben und Gefeke zur Erleichterung ober Erfchwerung bes Verkehrs zu ges 
{Gehen pflegt, ſ. in dem Art. „Schifffahrtsgeſetze.“ 

Die Mauthſyſteme der Staaten, in denen foldye feit längerer Zeit 
beſtehen, tragen noch mehr ober weniger Spuren des von Niemandem 
mehr gebilligten aber ſchwer zu befeltigenden Prohibitiv⸗ ober Verbotſyſtems 
an fi. — In England waren bie Zölle, welche Eduard I. als koͤnig⸗ 
liches Recht ausſprach, blos Ausgangszölle von Schafwolle, Schaffellen 
und Leder (magna costuma); dann Eingangezoll von Wein (tonnage), 
wozu noch befondere Zölle von fremden Kaufleuten kamen (parva cos- 
tama). Eduard DI. legte Abgaben auf alle Äbrigen Waaren bei der 
Eins und Ausfuhr, durchſchnittilch 6 Pence vom Pfunde (Subfidien von 
tonnage und poundage); die Säge fliegen und fielen abmechfelnd, neue 
Samen hinzu, dann Ausfuhrprämten und Rüuͤckzoͤlle und Prohl⸗ 
bitionen. Die einzelnen nach und nach erfchlenenen Geſetze, aus 
denen der Tarif fich bildete, wurden in ihrer Mafle ein Chaos, aus 
weichem kaum die Beamten, gefchmeige die Kaufleute fich zurecht finden 
konnten. Pitt unternahm im Sahre 1787 bie Vereinfachung des Ta⸗ 
rifs, womit zeither fortgefahren wurde. Eis Geſetz von 1825 3. B. 
reducirte 450 Zollgefege und Verordnungen auf 11; das gegenwärtige 
Minifterium (Perl) hat ebenfalls bedeutende Wereinfachungen ausgeführt, 
die Zahl der Beamten vermindert, ihre Gehalte firirt. Den vielen Be 
ftrebungen für größere Handelsfreiheit, — wir erinnem nur an Hus⸗ 
iffon und an bie berühmt gewordene Erklärung des Handelflandes von 
London vom Jahre 1820, fo wie an bie Kämpfe gegen die Kormgoͤlle, 
find nicht fruchtlos geblieben. Manche Verbote wurden aufgehoben, 
übermäßige Bollfäge gemindert, allerbing® im eigenen, britiſchen Intereſſe 
und nicht in dem der Übrigen Schifffahrt und Handel treibenden Natio⸗ 
nen. Die Staatseinnahme aus Zöllen, welche unter Ellſabeth 60,000 Pfd. 
St. betrug, beläuft ſich gegmwärtig auf nahe an 20 Mill. Pr. St. 

In Frankreich, wo Colbert die Binnenzoͤlle aufgehoben und bie 
Grenzmauthen nad den Grundfägen des Mercantitfoflems eingerichtet 
hatte, wurden die Zölle bis 1790 von den Generalpaͤchtern erhoben. In 
dem genannten Sabre wurde die Administration des Donanes zu diefem 
Behufe errichtet; der erfie Tarif erfhien am 15. Maͤrz 17915 ber legte 
im Auguft 1836, welcher zeither wieder verfchiedene Abänderungen erlitten 
hat, doch immer noch eine Reihe von Einfuhrverboten und enorme Zollſaͤtze 
enthält. Rußland und Oeſterreich haben ebenfalls firenge Mauthſy⸗ 
fleme , doch fchreitet lehteres, langfam und fletig, einem vernünftigeren 
Schutzſyſteme mit freierer Bewegung des ausmärtigen Handels entgegen. 

Die weſentlichſten Beftendtheile der Zolleinrichtumgen find folgende: 

1) Der Zarif, d. h. die Zufammenflellung der Gegenſtaͤnde ber 
Einfuhe und Ausfuhe — (für die Durchgangtzoͤle werben. einfachere 


‘856 Acta Adolph von Naffau 


Actuar. I. 250. 232. 236. 


Adams (John), Bräfident der norvanteritanifhen Frei» 
ftaaten. I. 253, 


Adams (John Auincy), Präfident der norbamerifa- 

winvnifhen Sreiftanten. 1255. } 

Adams (Samuel), Gouverneur von Maffahufers. L 
257. 

Übel; altdeutfche Standes- und Verbefferungs- 

verhaͤlltnifſe; Geburts-, Verbienft- und Brief- 

Adelhiſtoriſche Adelsverhältniffe bei den 
Bölkern, insbefondere fladifher Und germa— 

Ds Inifher, polniſcher, deutfher und englifher - 

Adel Adelstheorien von Herrn von Bonald 
und von Haller, von Montesquieh und Hüll- 
mann, von Eichhorn, Grimm und, von: Sa— 
vigny. Des deutfhen Adels Entſtehung und 
Gefhihte; hoher und. niederer Adel, Syna— 
ften, $reiherren, Barone, Ritter, Grundherren. 
Heutige flaatörehtlihe und politifhe Stel- 
lung und Aufgabe deö Adels, in der Nation, 
im Lebensgefhäft, in der Verfaffung und am 
Hofe. 1.257. 677. VI. 169. 1X. 217. XIT. 271.718. XI. 
15. 66. 74. 113. 448. XV. 551. 675. 785. 

Adel in Deſtreich. XII. 160 fi. 

Adels- und Ahnen-, Filiations- und Ritterprobe, 
Ahnen: und Adelsmatrifel. I. 354. 

Abiaphora — indifferente, gleihgültige Hand: 
lungen. I. 356. 

Abler. I. 358. 

Adlerorben. 1.358. 

Adminiftration. Vorw. 13. II. 516. 

Apminiftration. Gerichtöftand der geführten. IT. 562. 

Adminiſtrativbehörde. Deren Competenz. II. 563. 

Adminiftrativjuftiz. VII. 720. 

Adolph von Naffau, deutfcher Kaiſer. IV. 323. 


Adoption — Albrecht 8p7, 


Adoption, Arrogation, Annahme an Kindes Statt, 


Wahlkindſchaft. 1.359. V. 387. 
Adreffen zur Beantwortung ber Thronreve. XV. 412. 
Adrianopel, Friede von. 1.361. VI. 131. XV. 446, 
Advocat. 1.363. II. 112. II. 324. IV. 197. VI. 138. 467. XU. 
742. XIII. 191. 215. 220. 221. 
Aedilen, dbilitifches Edict, ddilitifhe Klagen. 1. 
377. 


Aegypten. 1.378.390. IV. 572. 693. 711. VI. 486. IX. 218. 
418. 552. 622. X. 304. 416. 443. XI.3. XV. 446. 


Aerarium (Xerar). I. 387. 
Aergerniß. 1. 388. 


Aeſchylos. IX. 557. 682. 

Aethiopier, die, als Urvoll. X. 442. 

Afrita. 1. 389.378. IX. 553. XI. 718. 

Agatbofles. X. 713. 

Agenden, Kirchenagenden, Agendenftreit. 1. 401. 
XIII. 80 


Agent. J. 423. 

Agio (Aufgeld, Aufwechſel). 1. 423. 

Agiotage mit Gefellfchaftsactien. VII. 81. 

Agnaten (Schwertmagen). VI. 483. 

Agnaten, fürftlihe. Deren Autonomie und Conſens. VII. 3. 
Agrarifhe Gefege (Adergefehe). 1. 424. 
Agrippa, Menenius. I. 10. 

Agueffeau. II. 649. 

Ahnen. I. 354. 

Ahnenprobe. I. 354. 

Ahnentafeln. I. 359. 

Ahriman. XII. 359. 

Alademie. I. 431. 

Albanien (Epirus, Arnaut, Stiperi). I. 448. 
Albigenfer, die. X. 374. 

Albrecht, Prof. in Göttingen. VIL 452. XIU. 473. 


858 Albrecht — Altdeutſche 


Albrecht der Erfle, deutſchet Kalfer. IV. 828. IX. 608. 

Albrecht ver Zweite, deutſchet Kaiſer. IV. 325. 

Alembert: II 642. 643. V. 78. VI. 16. X. 16, 

Alexander der Große. 1.138. V. 263. 491. IV. 418. 

Werander J. Paulowitfh, Kaifer von Rußland. 
1.444. 361. 11. 382. 624. 646, III 668, IX, 454. XIL 117. 
575. 

Alexander IL, Bapft, 11. 341. 363. IV. 590. 

Alerander IV., Papſt. I. 592. 

Alerander VL, Papſt. IM. 331. X. 489, 701. 746. XI 266, 
XV. 675, 

Alexander VIE, Papſt. XI. 268. "XII. 370. 

Alfieri. IX. 583. 

Alfred der Große, König don England, 1.450. 433, 
445. II. 762. 

Algier, 1.390. 11. 202. II. 541. V. 765. 

Alimente. Alimentation. I. 451. XV. 490. 

Alkoran f. Koran. 

Alleinherrſcher (Selbftherrjcher). I. 146. 

Allemannen. I. 453. 11.96. IV. 273. V. 710. VI. 51. 

Allianz. 1.455. V.349. VI. 81. 326, 

Allianz, heilige. I. 462. Vorw. 16. I. 449. 462. IIT. 315. 
668. VI. 130. XIV. 92. 

Alldopathie. VII. 146. 

Almanach, Hof- und Staatsalmanach. I. 467. 

Almend. VI 411. VIE 292. 

Almendingen, vom. III. 461. IV. 124. 

Almofen. II. 6. 

Alodification. 1.492. 

Alodium und Feudum (oder Lehen), Alodial- (oder 
Frei- oder Erb-) Gut und Feudalgut; Alodial- 
und Feubalerbfhaft, Alobdial: und Feudalver— 
faeffung und Spyftem. 1. 468. 

Altdeutſche Standed= und Verfaſſungsverhaͤltniſſe. I. 257. 


Altdeutſche — Anglicaniſche 850 


Altdeutfhe Völker. I. 498. 

Alte Abgaben, fogenannte, deren Aufhebung durch Geſetz in Beben, 
I. 101. 

Alterego. I. 500. 

Altenburg, fächflihes Gerzogtfum. I. 500. XIV. 205. ©. noch 
Sachſen, Erneſtiniſches. 

Altenburg, Stadt. I. 501. 

Alterniren. I. 5093. 

Altertbum, Alterthümer, Staats» und Rechtsalter— 
thümer und Geſchichte und die Wiffenfhaft 
derfelben. I. 503. 


Ambitus. I. 544. 

Amerika. Gandle vaf. IV. 722. 

Amerika. Defien Entvedung. X. 490. 

Amiens, Friede von. 1. 180. II. 125. VI. 124. 

Amneftie. 1.513. II. 320. 

Amortifation. 1. 516. IV. 115. XV. 3. 

Amortifationstaffe I. 548. 

Amphiktyonen. I. 185. V. 49. 

Am Stoß. Schlacht daſ. I. 3. 

Amtsactuar (Amtsfchreiber). I. 251. 

Amtscorporation in Würtemberg. XIII. 291. 

Amtöerfhleihung (ambitus), namentlih auch Wahlbe⸗ 
ſtechung. 1. 544. 

Amtsfäffigkeit. IX. 209. 

Analogie. Il. 60. 

Anarchie. I. 546. 


Anathema (Bannfluh). I. 206. 
Ancillon. VIL 614. X. 32. 


Anerbe, Abfindung, Auslobung. I. 550. 

Anerkennung rechtlicher Verhältniffe oder Anſpruͤche. I. 550. 

Anfall der Exrbichaft, der Regierung. I. 623. 

Anglicanifhe (englifhe) Kirche, Epiſkopalkirche. 
I. 555. IL 380. V. 107. 


860 Anhalt — Appellation 

Anhalt, Serzogthuͤmer. I. 565. X, 618. XV. 558. 

Anklage, Anklaͤger, Anklage und Inquifitions: 
proceß, fiscalifher und Adhäfions« ober ge— 
mifhter Procef. 1.573. 11. 270. IX 33. XIV: 689. 

Annahme an Kindesftatt. 1.359. 

Annalen, Jahrbücher, 1.584, 

Annalen, 1.588. 

Annuitäten, Lebensverfiherung, Leibrenten. 1.598. 

18. 260. XV. 774. 

Anotbnungen, gemeinnügige. VI. 468, 

Anftalt, landwirthſchaftliche. I. 223. 

Anftandsbrief (Moratorium). IIT. 635, 

Anftedende Krankheiten. I. 603. Abſperrung bei denfelben. 
I. 161. 

Anthropologie, juriftifche und politifhe Anthro— 
pologie. I. 615. 

Antimachlavelli. X. 602. 

Antinomie, d. h. Widerfprud der Gefege. 1. 620. 

Antonin, römifcher Raifer. 1. 157. X. 368. 

Antonius, P., päpftlicher Nuntius. I. 119. 

Anträge (Motionen). Befugniß der Volförepräfentanten dazu. II. 
778. VI. 628. 

Antritt der Erbfohaft, der Regierung. 1. 623. 

Antwortöverweigerung im Strafverfahren. I. 126. 

Anwalt, f. Advocat. 

Anwartſchaft. 1. 626. 

Anzeigen, Anzeigungen oder Indicien. I. 630. 130. 
XV. 283. 

Anzeigen Beweis. 1. 130.630. IX. 58. 

Apanage. 1.632. 550. II. 255. 497. 768. VII. 500. 

Apoſtoliſcher Vicar. XI. 706. 

Apotheken. I. 635. VII. 155. 

Appellation, Berufung, Befhwerbe, Rehtsmittel, 


Appellationsinftanz. I. 637. XIII. 18. 213. 220. 
70. 522. 


Appenzell — Armin ser 


Appenzell, Eanton ſchweizeriſcher Eidgenoſſenſchaft. IR 1. 
Arabien. Araber. 1.641. VI. 294. IX. 563. X. 615. 
Aratus. I. 197. | 

Arbeit. 1. 644. 

Arbeiter, Arbeitölohn.. I. 651. 

Arbeiter, freiwillige. Werkhäufer für fie. I. 656. XV. 766. 
Arbeit erfparende Mafchinen. I. 658. 
Arbeitshäufer. 1.656. II. 14. 

Arcadius, roͤmiſcher Kaifer. IL 53. 

Architeltonit. IL. 289, 

Architektur, ſ. Bauweſen, Baukunſt ıc. 

Archive. I. 664. 

Arhivpraris. I. 670. 

Archivrecht. 1.671. 

Archivwiſſenſchaft. 1.670. 

Areopag. II. 317. 

Aretin. 1.155. M. 765. VI. 269. X. 24. 
Argentinifhe Republik (Buenos-Ayres). III. 69. 
Arglift (Dolus), f. Culpa. 

Ariofto. VII. 586. IX. 569. 


Ariftofratie, Ariſtokratismus. Vorw. 14. I. 144. IN. 373. 
IV. 63. 258. 409. V. 368. XII. 163. XUL 448. XV. 69. 

Ariftopbanes. IX. 982. 

Ariftoteles. 1.695. Vorw. 5. I. 11. 21. 33. 146. 188. 266. 
332. II. 650. 575. 594. III. 78. 492. 572. V. 526. VI. 436, 
IX. 4. 181. 265. 540. 582. 674. X. 5. 33. 44. 685. 697. XII. 
331. III. 543. 700. XIV. 424. XV. 23. 68. 501. 

Arithmetik, politifche. XII. 588. 

Armenſchule Fellenberg's in Hofwyl. VIII. 69. 

Armenweſen, Armenpolizei, Armenanſtalten, Ar— 
menverſorgung, Armentaxen, Armencolonien, 
Armenhaͤuſer, Almoſen, Bettel. II. 6. VII. 667. 
IX. 491. Xu. 659. XV. 775. . | 

Armin (Herrmann). I. 496. V. 486. VO. 700. 


Arnaut — Aufklaͤrung 


raut. L448. J 
I. 28. 624, 645. 1X. 684. 665. XIV. 161. XV. 466. 
old von Bredela. Il. 66. VI. 571. X. 874 626. 
"730g von Balern. IT. 188. 
2 eftproceß, I 696. 
. VE 892. 


XII. 878. 
L mer my viſſenſchaft. 26. VIE 158, 
sueikunde, gerihtiuge. XIV. 7im. 
n. Lt 167375. 101.283 IX 644 16. X. 677. X 
” 718. XIV. 520. 
. 1 567. j 
j, Affeeuration, Aſſuranz. I. 722, U. 12. 
aX, 514, 
Affientovertrag. I. 728. 
Affifen, Affifenhof, Affifengericht. 1. 724. IX. 42. 
105. 


Affoeiation. Verein, Gefellfhaft, Volksverſa mm— 
lung (Reden and Volk und collective Petitio- 
nen), Affociationsredt. IT. 21. 1. 38. I. 355. IV. 
320. 370. 656. V. 200. 501. XII. 617. 751. 


Affociationsgeift. VIL. 81. 
Afiprier, die. X. 455. 


Aſyl, kirchenrechtlich und ſtaatsrechtlich. IL. 53. 58. 
64. 326. IV. 71. VI. 609. IX. 396. 

Athem» (Lungen) Probe bei Anſchuldigung des Kindermords. IX. 
247. 

Athen. IT. 24. IL 317. IV. 226. 243. 574. 595. VI. 632. 
vn. 42. 117. IX. 268. XII 297. xl 176. 


Aetolifger Bund. 1.185. II. 77. 
Auburn. Beflerungshaus daſ. II. 505. 
Auersperg, Graf. Dichter. IX. 584. 
Aufklaͤrung. I 57. 


x ’ ’ 


- Auflaffung — Azoren 868 


Auflaffung, gerichtlihe. II. 348. 

Aufruhr (Auffland). VII. 212. 221. XII. 753. 

Auffehende Gewalt, Auffidt. I. 60. 

Aufwands-(Lurub) Geſetze. X. 304. 

Augsburger Religionsfriede. IV. 831. V. 453. VI. 100. 
XIII. 580. ’ 

Augsburgiſche Confefflon. XIU. 574. 

Auguftus, sömifcher Raifer. 1.387. TU. 607. IV. 157. 266. 896. 664. 

Ausbürger. II. 148. 

Ausfuhr des Getraides. IX. 483. 535. 639, 

Ausfubrhandel. VIL 327. X. 178. 

Auslegung ber Geſetze, der Gefhäfte Authenti- 
[he u. doctrinale, logifhe, grammatikaliſche, 
ausdehnende, befhhränfende, beclarative Aus: 
legung, Analogie, Auslegungswiſſenſchaft. I. 
60. VL 734. 

Auslieferung. 1.63. VI. 314. VII. 229. xIM. 101. 

Auslobung. I. 550. | 

Ausmärler. VI 415. 417. 422. 

Audträge, Aubträgalinftanz. XIV. 252. 

Auftralien, Polynefien, Südindien. N. 67. IN. 541. 

Ausfpielungen zu mohlihätigen Sweden. VII. 80. 

Austauſch. Verkehr durch folden. XL 11. 

Auswanderung, Emigration, Wegzug, Auswande- 
rungsreht, Außmwanderungsverbot. U. 72. 1. 
69. 11.14. 111. 549. III. 589. 660. 768. 770, 781. 1V. 540. 
v1. 210. 715. VO. 254. XIV. 61. 

Auswanderungsgeld. L 60. 

Autbentiten (Novellen). IV. 48. 

Auto da Ze. IL 80. 1.53. 

Autonomie. 1.724. VII. 3. 4. 496. 504. 

Avarie (Savarie). VIL 342. 

Apocatorien. II. 90. 

Azoren, Infelgruppe. L 396. 


864 Babylonier —-Ballotiten 


B. 

Babhlonier, die. X. 464. 

Bacon, Franz, von Verulam. (IL. O1. 1,392: 336,11, 828. V,7% 
IX. 181, X.15: 727. XI. 737. 

Baden, Friede zu. VI.114. XII. 129. 

Baden, Großherzogthum. I. 95.71. 262. 8347 866. IL, 52 197; 
374.596. 111: 8. 28, ‚IV. 148.,527.. V. 668. ‚VI. 135. 491. 
VI. 671. VII. 685. IX. 33,89. 244, 257.343. 379, 384, 
385. 389. 395. 406, 452. X. 425. 579. XI. 640. 674. xXIT. 
38. XII. 206. 239. 368. 541. XIV. nz ar 220. 229. 245. 
340, 496, 712. D 


Baben als conftirutioneller Staat, badiſche Berfaffung und Ver— 
faffungsgefhichte, dadiſche Landftände. 1.105. 50. 
u. 338. 386. 500. 628. IV. 19. 376, 469. VI. 427. 435. 471. 
657. VII. 18. 671. XII. 629. XIV. 182, XV; 589, 590. 648, 


Baden. Großherz. Acciſe. I. 184. 


Badiſche Gefehgebung wegen Ablöfung der Gülten, Grundzinfen, foges 
nannten alten Abgaben, Herrenfrohnven ꝛc. 1. 101. 

Baiern (Kurfürftentfum, nachher) Königreich. II. 129. 1.356. 
668. 11. 58. 105. 374. 111.99. 388. 500. 529. 530. 619. 637. 
638. 665. 682. IV. 148. 155. 162. 354. 376. 469. 527. 768. 
V. 251. 351.562. VI. 115. 141. 170. 206. 471.491. VII. 18 
667. VIII. 522. 651. 684. 687. IX. 50. 122.124. 220. 243. 
263. 266. 268.352. 379. 385. 389. 395. 414. 425. 426. 451. 
616. 624. X. 51. 342. 360. 421. 425. 521. XI. 7.124. 639, 
689. XIII. 287. 357. 387. 540. 621. XIV. 470.514. XV. 150, 
219. 339. 493. 590. 591. 

Baiern. Archive biefes Stants. 1. 664. 

Baiern. Inſtitut der Landräthe. XII. 287. 288. 

Baiern, Rheinbaiern. 11.160. V. 314. VI. 140, VII. 292. 

Baiern’fhe Hypotheken- und Wechſelbank. 11.172. 

Bailly (Iohann Silvan), Praͤſtdent der franzoͤſiſchen Nationalverſamm ⸗ 
lung. 11.182. V. 468. 

Ballotiren. J. 166. 





Bambergifche — Bauer 865 


Bambergifhe Haltgeriäätäorbnung. ‚I. 202. III. 269. 
Banken. 1.187. 11.172. IV. %. V. 208. 774. XI. 57. 
Bankerot (Goncurs, Sant, Salliment). TU. 626. 
Banknoten. 11%. IV. 74.76. V. 216. XI. 57. 
Bankſyſtem, englifähes. V. 208. 

Bann, bannen, Bannredt. 11.191. 1.199. XII. 69. 469. 
Bannflud. 1. 206. 

Bar, Barreau, Sig der Apvoraten. I: 369. II. AT. 
Barante, Baron. IV. 437. 

Barbaresten. 11. 199. 

Barbaromr (Karl Johann), Girondiſt. IL. 210.385. 


Barnave (Anton Peter Joſeph), Mitglien ver franzoͤſiſchen Railonal, 
verfammlung. II. 212. XII. 538. 


Barone (Adel). I. 257. 


Barras (Paul Franz Johann, Vicomte von), Mitglied des fra 
fifchen Directoriums. II. 218. 


Barrere von Bieufac, Mitglied des franzöflfchen Rationaleondente. 
II. 219. 386. 


Barri (Marla Iohanna, Gräfin von), Maitreffe Eubig'® d des Fuͤnf⸗ 
zehnten. II. 222. 

Barricaden. II. 227. 

Barritre- Tractat. VI. 264. VII. 652. 

Partbolomäusnagt. (Barifer Bluthochzeih. II. 649, 1.815. VMI. 
266. X. 374. 

Baſedow. IV. 446, 

Bafel, Bistum. II. 418. IT. 684. 

Bafel, Kanton ſchweizeriſcher Eidesgenoſſenſchafi. IT. 228. M. 634. 

Baſel-Landſchaft, Eanton ſchweizeriſcher Eidgenoffenfthaft. IT. 240. 

Bafeler Eoncilium. I. 596. 11. 271.373. IV. 324. VI. 219. 291. 

Bafeler ®rieve. U. 241. IV. 148. 153. 333. 466. vi. 122. 
XIII. 62. ' ern. 

Baftille I. 248. ale. 

Bataver, beutfcher Volksſtamm. 1. 493. 

Bauer, Bauernftand, Geſchichte u. heutiger Rechte⸗ 


866 Bauerngut — Bekenntniß 
zuſtand der deutſchen Bauern. 11.245. X. 348. 
XIL 174, XI. 5; 34. 94. 415; XV; 690. 
Bauerngut undıbäuerliche Laſten. II. 257. 
BauernErieg, deutſcher. 11. 269. U. 462. 


Bauernftand. Deſſen Bevormundung burd bie Regierungsbehörden. 


Baumpflanzung. 11. 286. 

Baunftarf, Prof, X. 40, 

Bauwefen, Baukunſt, Bauorbnung, Baugnabe, 
Bauplan, Baupfliht, Baupolizei, Baurecht. 

; II. 289. VI. 672. IX. 538 x. 571. x. X. 440. 450. 462, 477. 

Bayle (Pater). I. 296. X1. 776. 1 

Beamte, f. Staatsbienft, Staatshiener.ic. 

Beaumardais. .I. 300. 


Beccaria (Mardefe Chfare Bonefano be.) 11-303, 1.584. 
1. 278. V1.76. 329. VI. 416.566. IX. 60. 241. X. 
17, 35. 

Bedingte Mandate ver Reichsgerichte. X. 352. 358. 

Benuinen in Aeghpten. 1.386, in Arabien. I. 642. 

Bedingung, Zeitbeflimmung und Zwedbeftimmung 
(conditio, dies, modus) die fogenannten Neben: 
beftimmungen der Rechtsgeſchäfte. II. 308. 

Beerdigung. 1.333. 


Beeten, Beten, Beeden, Beden, Sahrbeden, Urbeden, 
Nothbeden (Steuern). 1.311. 1.99. 135. VII. 214. 
XIU. 9. 

Beethoven. IX. 570. 577. 

Beglaubigungsfdpreiben (Erebitiv) eines Geſandten. VI. 599. 

Begnadigung, Abolition, Begnadigungsredt. II. 
320. II. 180. 

Begräbniß. 11.333. 

Behr (WilgelmIofeph). IL. 338. X. 13.21. XII. 540, XTV. 136.137. 

Bekenntnif (Eonfefiion). II. 646 

Belenntniß, Geftändnif. IL. 339. 1.126. 


— 


Belagerung — Berliner 867 


Belagerung. IL 342. XI. 298. 

Belagerungdftand. II. 346. 

Belle Alliance, Schlacht v. II. 656. 

Belgien, |. Niederlande. 

Belgier. I. 49. 

Belehnung (Inveftitw). 11.347. I. 468. 625. IX. 656. 

Belehrung, Bolföbelehrung. IL 354. 

Beltfar, römifcher Feldherr. V. 485. 

Bell, Andreas. Deſſen Unterrichtefuftem. IX. 618. XH. 327. 

Bendemann, Maler. IX. 591. 

Benedict der Achte, Papſt. 1.114. 

Benedict der Zwoͤlfte, Papfl. II. 368. | 

Benedict der Vierzehnte, Papſt. 1.599. IV. 690. IX.891. 

Benedictiner, Moͤnchsorden ver. IX. 425. 433. 434, 

Beneficium ald Kirchenpfründe, Beneficien (Pr&- 
benden, Kirchenpfruͤnden), päpftliche Erfpectan- 
zen, Snadenbriefe, Refervationen der Berlei- 
bung, Prävention, Refignation zu Gunften 
Dritter. I. 361. | 

Benefiz der Gompetenz. III. 563. 

Bengalen. 1.376. X. 683. 

Benjamin, Conſtant ve Rebeque. II. 757. II. 562. m. 172. 
769. 

Bentham (Ieremias). II. 879. I. 618. VI. 330. 338. 618, 640. 
737. VII. 16. IX. 721. X. 16. XIII. 600. 601. XV. 414. 

Berg,v. X. 43. XIIL 347. 367. 

Berg, Bergpartei, Gironbe. II. 382. V. 786. 

Bergbau, Bergwerk, Bergmefen, Bergreht, Berg: 
regal, Bergpolizei, Bergwiſſenſchaft, Bers⸗ 
zehnt. 11.388. V. 476. X. 534.638. XL63. 

Bericht, Berichterflatter. 1.402. 

Berlin. Alabemie baf. 1.437. 


Berliner politiſches Wochenblatt. L 7.888. V..408. VII. 
767. X. 605, XU.280. XIV.149. XV. 897. 


868 Bern — Beſtechung 
Bern, Senn ſchweizeriſcher Eidgehoffenfchaft: IR 408, ıIIL 415. IX. 
243.2 


—— Goh. Baptif), 1.424, 625. 
627. 642. 687. IV. 208. XI. 585. XIV. 413. 

Berndurg, Anhalt. Herzogthum. I. 668. 572, 

Bernhard, ber heilige. 1.116. II, 368. M 

Bernſtorff 1) Johann Hartwiguraf;, Andreas Meier; 
3) EHriftian, Grafen don.’ Dänifge und Preußifde Dinifter. 
II. 428. 464. 111.337. 694. IV. 192, v1. 141. 1X. 466.'661. 

Berthet. KIT. 540.7 0 ? 

Berftett v. Babifcher Minifter. II 6944 | u 

Berthier. Marfihall. X1..278.279, 

Berufung (Appelation). 1.637, 

Befagungsreht "1.446, ) 

Beſcheld, WDEidenint 71 

Befhelve,) gemeine, der Gerichte. vı.8. 

Beſchlagnahme der Briefe 'und der Papiere und 
Brieferbrehung oder Verlegung des Briefge- 
heimniffes von Privatperfonen und als Mittel 
der Gerichte, der geheimen Polizei und der 
Diplomatie. II. 447. 

Befhneidung. II. 472. 

Beſchraͤnkte Monardie. X. 662. 

Beſchwerde. II. 481. 1. 637. 

Befig, Befisftand, jüngfter Befig, Beſitzſtoͤrung, 
Spolium, Befigproceß, ordentliher und ſum— 
marifher; Verjährung vorzüglid in politi— 
fher und flaatd- und voͤlkerrechtlicher Bezie— 
bung. Il. 482. IV. 400. 

Befoldung, Befoldungsfteuer. 1.491. III. 247. VII 297. 

Beffarabien. Landſchaft. II. 503. 

Befferungsanftalten. II. 504. 

Beftätigung, Confirmation, Ratification, Ratiha- 
bition oder Genehmigung. U. 514. 

Beftehung. 11.516, 


Befemerung — Biadfione ae⸗ 


Seſtenerung, ſ. Steuern. 

Beſthaupt. I. 99. 101. 137. 295. 

Beſtuchef, ruſſ. Kanzler. J. 151. 

Betrug. V. 872. 

Bettel. II. 6.17. 221. . 

Bettelorden ber Auguſtiner, Garmeliter, Gapusiner, Dominicaner, 
Gremiten und raneidcaner. IX. 424. 

Bevölkerung. II. 519. VI. 777. 


Bevölkerung ald Aufgabe ber votitifgen arith⸗ 
metik. 11.562. 


Hevollmaͤchtigung oder Mandat. IL. 557. 


Vewegungspartei und Widerſtands- pder Stille 
flandspartei. IL 558, nt 


Beweis in Civilſachen. XII. 249. 

Beweis in Straffadhen. VII. 751. IK.189. . 

Behme, preußiſcher Minifter. XII. 77. 

Bine und bibliſche Geſqhichi⸗ aus ſtaatsrechilichem Geftäpunt, VE, 
43. 


Bigamie. VI 659. 

Bignon (Lupwig Eduard), franzofiſcher Diplomat und Gärifte 
ſteller. U. 565. 

Bilanz. I. 567. VII. 329. 

Bildhauerkunft (Sculptur). IX. 538 ıc. 572. 

Bildung, Gultur, Bildungsftufen, Bildungsan« 
ftalten, Bildungsmittel. IL. 567. V. 438. 

Billaud«Barennes. MAB86. X. 18. 

Billigkeit (Billigkeitögericht). IL. 587. 

Birkenfeld, oldenburgiſches Fuͤrſterchum. XI. 762. 766, 

Birmanen. 1.713. 11.378. 1X. 549. XI). 100. j . 

Biſchof, als proteftantifh.evangelifher Landes. 
biſchof. IL. 596. 

Bladflone (William). Gnglifger Rerhtölchrer, Schriſtſteller umy, 
Mitglied des Unterfaufes. 11.929. 606, IL 185.276. V. 86. 
96. 157. 159, VIL 16. 297. 466. IX. 41.125. X. 687. 

Einatssteriton, XV. Ta 





8 She TB 
Blasphemie (Gotiesfäferung, —— Hr 


Blätter, beutjche II. 623, 
Blattern. II. 607. 
Blotkade. XI. 298. 
Blücher Gebhardt Leherest, Bürk kon Wagtdas) und 

ver große deutſche Sreipeitsfrieg. u. 610, IX, 
691. XIV. 161. XV. 469. 


Blumenbad. IX. 552. 
ein 
Bluthoch zeit oder Bar sna 
geh x. sion : 
Be 
Birtfhande (an). "VI.659. IK, A0B —* 
Blutzehnten, NE © ge I. 102. . 
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Boccaceio, VIN —* 
Bodmerei. II. 658. 
Boirth VW Angtau' x. 18. 


Böhmen, Königreih. II. 654. IV. 350. 358. VIU. 661. IX. 605. 
615. 616. XII. 128. 135 ıc. 

Boͤrſe. II. 668. 

Bojoaren. Deutſcher Volksſtamm. 1.669. 1.494. 1.130. IV.273. 

Bolivar (Simon). General. IL. 671. III. 549. IV. 395. 

Bolivia, ſuͤdamerilaniſcher Freiſtaat. II. 675. 

Bolland, Bolanviflen. Heraudgeber ver acta sanctorum. I, 230. 

Bonald (Ludwig Gabriel Ambrofins, Vicomte von), fran« 
zoͤſiſcher Publiciſt. 1.677. 1.2.3.257. III. 460. 466. V. 
408. v1.631. X. 605. x1.725. XII. 437. XIV. 434. 

Bonifacius (Winfriev). X. 373. 


Bonifaz ber Siebente, Papft. VII. 571. 


Bonifaz der Achte, Papſt. 1.118. II. 366. 372. VI. 230. IX. 
394. 


Bonifaz der Neunte, Papſt. I. 118. 591.695. 1.369. 
Borgia, Caͤſar. X. 713. X. 267. 
Bormio, Grafſchaft. VIL 102. X. 56, 


u \ 





Boͤrne — Briefe 


Börne. IX. 586. XIV. 162. 

Börfenfpiel. IV. 78, 

Bofton in Norbamerifa. Akademle daſ. 1.439. 

Boffuer. MW. 186. 462. X.16. 

Bourbon, Bourbone II. 681. 1. 654. 11.638. ML. 472. 
494. 668. IV.365. V. 761. VI.491. XV. 518, 

Bourbon, Infel. 1.396. M. 641. 

Bourienne (Ludwig Anton v.), franzoͤſiſcher Stastemann u. Schriſt⸗ 
fteller. IL 690. 

Bopen, v., preußifcer Minifter. XIU. 77. XV. 462. 

Braganza, Haus. VL 491. 


Bramanen ober Braminen (Bramareligion). IL 691. 
IX. 416. 


Brandenburg, Marggrafen, dann Kurfürften son. IX. 609. XI. 
4. 27. 


Brandenburg, Marl. XIII. 8. 

Brandenburgifche Haldgerihts-Orbaung. II. 269. 

Branpmarkung, Strafe der. XV. 214. 

Brand⸗Raketen (Gongrevifce). IL 7277 

Brandfhagung. IX. 516. 

Branbverfiherung. 11.704. 1.722. 11.13, 

Branntweinfteuer In Preußen. XII. 88, 

Brafilien. 11. 710. I. 635. VI. 491. . 

Braunfhweig, Serzogthum. 1.718. I. 637. IV. 376. 
v1.491. IX.347. X. 342. 360. 518. XUL628. XV.220, 

Braunfhweig, Stadt. 1.732. X. 365, 

Braunfhmweigifhe Landſtaͤnde. 11.734. 

Breisgau, dad, Landſchaft. II. 3. IL 100. 102, 104. 

Bremen, freie Stadt. IIL.18. VII. 692. 

Breven, paͤpſtliche. IV. 131. 

Brevier, Breviarkım. II. 22. 

Briefadel. 1.257. 

Briefe, deren Veſchlagnahm⸗. IL. 447. 


912 Briefgeheimnip — und 
Briefgeheimmiß, deſſen Verlegung durch Erbrechung ver Briefe. U. 
47. 


Briffot, Girondifl. IL 221. 385. 

Brodpreife, Deren polizeiliche Regulirung. IX. 489. 

Broglie (Bieter, Herzog von), Franzöfifcher Staatsmann. , IT. 28. 
IV. 487. \ 

Brougham, englifcger Minifter und Schriftſteller. Ul. 30. 235. 
1V.164, V1.147. IX.125.: XII. 638, 

Bruͤhl, ‚Graf, ſaͤchſſcher Miniſter. II. 450. 

Bruchterer, die, beutfche Volföftämme, I. 495. 

Brueys, franjoͤſiſcher Admiral. I. 179, 

Bruneleschi, Architekt. IX. 571. 

Buchanan, James, Advocat, nun Geſandter. I. 364. 

Buch anan, Georg, ſchottiſcher Geſqhichtaſchreiber und Publiciſt. LIE 

764. 

Buchdruckerkunſt. 1.33. Vorw. 8. WV. 286. X.488. 

Bücher, deren Cenſur, ſ. Cenſur der Oruckſchriften. 

Buͤchernachdruck. XI. 113. 

Buchhandel. IN. 45.137.590. XI. 187. 

Budget. II. 49. V. 565. 769. 

Buenos Ayres, ſuͤdamerikaniſcher Freiſtaat. I. 68. XIV. 467. 

Biülau. X. 26.33. 40. 44. 49. 50. 

Bulla coenae (Nachtmahlsbulle), ſ. Sontheim. 

Bulle, goldne. 11. 27.394. II. 394. IV. 324. VI. 388. IX. 598. 
XIII. 641. 

Bullen, paͤpſtliche. IV. 131. 

Bund, Acäifcher (Aetoliſcher). 1.185. 

Bund, geheimer, f. Gefellfchaften, geheime. 

Bund, Bundesverfaffung, Staaten» oder Völker: 
vereine, oder Foͤderativſyſteme, insbefondere 
Staatenbündniß, Staatenbund, Bundes: (oder 
Staaten) Staat. Grenzen der Gewalt, Politik 
und Verfaffung der Bundesvereine im Allge- 
meinen. 11.76. 1.40. 11.523. VI. 81. 87. 326. 


Bund — Buonaparte vs 


Bund, heiliget. Vorw. 16. L 449. 462. III. 316. 668. VI. 180. 
vul. 525. 

Bund, rheiniſcher. IV. 167.339. 470. XV. 13% 

Bund, beutfcher, und deutſches Bundesrecht, ſ.Teutſcher Bund und 
teutſches Bundesrecht. 


Bund Gottes mit Abrafam und unter Mofe mit dem 
altpebräifchen Bolt. ım.116. 


Bund, fhmalfaldifer. XII. 576 f. 

Bund, thefialifäger. 1.187. 

Bundesacte, deutſche. XV. 854. 

Bunbesacte, deutſche, Art. 3.4. XV. 356. 

Bundesacte, beutfche, Art. 6. VI. 468. 

Bundesacte, deutſche, rt. 7. IV. 141. VI.468. VIE 700. 
Bundesacte, deutſche, Art. 10. XTI. 350. 

Bundedacte, deutſche, Art. 11. XI. 307. XIM. 350. 


BundeBacte, deutſche, Art. 12. I. 240. 639. IV. I8R; Io. 758. 
xu. 48. 

Bundesacte, deutſche, Art. 13. III. 695. 704. 711. VL288. zu. 
452.457. XIIL 444. XV. 471. 


Bundesacte, deutſche, Art. 14. VI. 190. VL 10. zu. 88i, XI. 
657—659. XIV. 280. XV. 141. 146. 


Bundesacte, deutſche, Art. 16. IV. 543, V. 30. 31. 38. xw. 519, 


Bundesacte, deutſche, Art. 18. L 64. I. 340. 686. IV. 382. XI, 
120. XII. 456. 


Bundesacte, deutſche, Art. 19. XV. 845. 

Bundesarchiv zu Frantfurt. I. 667. 

Bundescontingent. IL 13. 

Bundesfhiebdgericdht, VII. 772. XIV. 277, 

Bundesſtaat. II. 78. 81.96. 107. VI. 400. VII. 698. XV. 361. 
Bundes-Unmittelbarkeit und Mittelbarkelt. XV. 540. 
Bundesverfaffung, griechiſche. I. 185. 

Buͤndaiß (Allan). I. 465. 


Buonaparte, Napoleon, und fein Hans, m. 128. 1. 
162. 154. 179. 180. 206. 208. 360. 447; IL: 620. II. 218. 


‘876 ‚Gätbonaria — Gelten 
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Garpinalssollegium. IX. 73. 
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Garnaval, — — Ka) 1 ee 
Karnot, —— Kriegeminifer. "1.855, 638. nn. 34. a. 
1X. 620. XII. Bent —x 





Garolina —— Bambergenſis, 
Brandenburgicaz un iht Verhaͤltniß zu frühe— 

ten, wie zu den neueſten Strafgeſe zgebunge n). 
Freiherr Johann von Schwarzenberg. ll. 269. 
1. 232. 238. 250: 388, 674; 63% 11. 526,.875. 624, 664. 
Iv. 121. 215. v. 453. 598, — ANA, x, 419. XL4. 





688, XV. 216, 
Garpjon. IV.330. 1.4200 We 
7 —* iu er re — 
EAfar (Julius) 1.293. 887. 493. IT. 124° 1V0230. 895.) VL: 500, 
Gaspifhes Meer. IM. 288. z 


Caſſationshof. 11.285. XIL. 49. XII. 221. 

Caſſel (Heffen»Caffel, Churfürſtenthum Heffen). IN. 286. 
1.347. 11. 471. 358. II. 68. 627. 636. IV. 377. 477. V. 251. 
VI. 491. VII. 18. 670. VIIt. 549. 685. 690. 1X. 336. 337. 
338. 347. 379. 384. 396. 409. 624. X. 342. 366. 360. 617. 
XI. 753. XI. 227. XII. 627. XIV. 32. 

Caftellio (Sebafllan). IT. 203. 

Eaftlereagh, Robert Stewart, Viscount (Marquis von 
Londonderry), engliider Minifter. III. 308. 229. VIIL 393. 

Gafus (Zufaf), f. Culpa. 

Gatharina die Zweite (Große) von Rußland. I. 3. 148, 361. 
444. 11.382. 579. VIII. 652. 653. 654. XIV. 88. 


Catharina von Mebicis. I. 650. 

Eato, ber Genfor. II. 322. 

Gautelen, Gautelarjurispruben;. II. 316. 
Eaution, juratorifce, im Strafverfahren. X. 412. 
Gelten, vie X. 622. 636. 


Genfur — Gherusker 7 
Cenſur als Sittengericht in alter und neuer Seit, 
DI. 317. VII. 336. 


Genfur der Drudfchriften. IIL 329. 44. 430. 590. VI. 
547. VII. 658. IX. 87. X. 489. XII. 190. 752. 6. no, 
Preßfreiheit; freie Breffe ac. 

Genfuredict Joſeph's des Zweiten. VIII 658. 


Genfuß, insbeſondere Wahlcenſus. II. 366. 317. 1. 686. 
vn. 71. 


Gentralifation. IT. 398. 


Gentralnnterfuhungscommiffion in Mainz. TIL 703. XU. 
627. 


Gentralunterfuhungscommiffion in Srankfurt. XIL 629. 

Gentrum der Deputirtenfammer, insbefondere ber 
franzöfifchen. II. 389. Ä 

Gentumviralgeriäht. II. 590. 

Geremoniell; Etikette. MI. 392. IV. 420. 

Gervantes. IX. 567. 

Geffion (Abtretung). I. 170. 

Chalcedon, Eoncifium daſelbſt. IX. 423. 

Chalif (Katif), Chalifat. III. 398. X. 615. 

Charte, Berfaffungsurkunde, Zreiheits : Briefe, 


insbefondere franzöfifhe Charte. IT. 402. Vorw. 
16. 111. 765. IV. 436. 546. V. 751. 773. XIII. 437. 


Shatam (William Pitt), englifcher Minifler. TIL. 483. VI. 18, 
33. X. 15. 


Chateaubriand (Franz Auguſt, Wicomte von). II. 438. 
-740. X. 20. 24. 


Chatillon, Gongreß zu: HI. 668. \ 

Ghatten, deutfcher Volksſtamm. I. 494. 

Ehaumont, Gongreß zu. III. 669. 

Chauzen, deutſcher Volkoſtamm. I. 495. 

Chemnitz, B. P. v. (Hippolytus a Lapide). X. 684 
Cherusker, deutſcher Volksſtamm. J. 494. 496. VII. 700. EX. 741. 


voo Eomßelen — — 


Gompeteng m. see. TE 
Gompetenz, Retiöiwopfihat ber. IL. 568. ’ 
Gompetenzeonflich, 11, 568, N 


Gompofitionenfoftem (älteres Strafrecht der Böl- 
Ber, vorzüglich altdeutſches), Naturftand, 
Selbſthülfe and Fehderecht, Freiſtaͤtte und 
Loͤſegeld (oder Buße, Werte, Eompofitio,, Emen- 
vario, Wergeld) und Frebum (ober. Brüder), Ge- 
fammtbürgfhaft und Talion. IT. 565. 270. XI. 


Gonceffion, volizeili und politifd. IM. 585. 
Goncilien. ım. 591. xır. 551 f. 
Gonellium, nieänifces. III. 607. 


Goneitium zu Mafel. 1.596. IL. a. * w. 136. 187.324, 
v1. 219, 231. 


Goncifium zu Chafeebon. IX. 423. 
Goneilium zu Eonftantinopel. II. 610. 


Eoncilium zu Conftanz. 11.271. 370. 372. IV. 196. 324. VI. 
219. 231. IX. 394. XII. 552. 


Goncilium zu Ephefus. II. 611. 

Goncilium zu Pija. IV. 136. 

Eoncilium zu Trient. I. 121. 597. 11. 373. IV. 590. VIIL 
165. 

Eoncordate. II. 612. 

Eoncubinat. II. 623. IV. 578. VI. 633. 659. XV. 489. 

Eoncurs (Bankerot, Gant, Falliment). IIL'626. 

Eonpe, bourbonifche Linie. II. 687. 


Eondorcet (Marquis v.), Mitglied der franzoͤſiſchen geſe zgeben⸗ 
den Verſammlung und Schriftſteller. III. 642. IL. 212. 385. X. 
18. 36. 


Confeffion Gekenntniß). TIL 646 
Eonfeffion, Augsburgifäe. XII. 574. 
Eonfirmation. IL. 514, 


Zu \ 


Gonfiscation — Gontrabietor 881 


Gonfiscation des Vermoͤgens, Gonfiscation einzeln 
beffimmter Sachen; Geldftrafen. II. 653. II. 114. 

Gonfraternität (Erbverbräderung). V. 247. 

Gonfrontation (Gegenftellüung). II. 661. 

Congreß, Gongreffe, Songreßacte, in&befondere von 
Bien. 111.666. Borw. 18. I. 174. II. 646. III. 99. 1.287. 
v1. 81.527. 593. IX. 453. XI. 70. XV. 470. 

Gongrevifche Raketen oder Brand⸗RKaketen. II. 727. 

Gonnesität. IIL 562. 

Conrad der Erfte, deutſcher Kaifer, IV. 306. 

Gonradder Zweite, deutſcher Raifer. IV. 307. IX. 602. 

Conrad der Vierte, beutfcher Raijer. IV. 312. 323. V. 26, 

Conrad von Marburg. II. 85. 

Gonting. X. 724. 766. 

Gonfalvi, Garbinal, päpfllicher Minifter. IL 374. 

Eonfeription. U. 732. 

Eonfend, Einwilligung. IL 756. 

Gonfiforialverfaffung ber evangelifchen Kirche. IX. 331. 

GSonftant (Benjamin de Rebecque), franzöffger Vublleiſt. 
AL. 767. 1.562. IL172.765. V. 680. X. 20.-XII. 540.: 
XIV. 767. 

Conſtantin der Große, roͤmiſcher Kaifer. I. 53. M. 394. 624. 
1X. 376. 391. 

Gonftanz. Concilium daſelbſt. IL 271. 370. 372. IV. 136, 324, 
VI. 219. 231. 1X. 394. XI. 552. 

Sonftitution, Gonftitutionen, conſtitutionelles Prin⸗ 
cip und Syſtem, anticonflitutionell. . IM. 761. 
Vorw. 16. 1V. 261: VI. 436. VII. 71. 


Eonftitution im engern Sinn. Deren Reit und Politik, I. 92. 
Gonfuln. VI. 594. X. 31. 

Eonfumtionsfteuern. 1.73. IX. 464. 
Sontinentalfyftem, Gontinentalfperre. IV. 3. II. 138, 
GSontingent, Bunbescontingent, Matritel. IV. 13. 
Gontradietor Im Concurs. IL 639. 
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Grebitanflälten — Dapınann &ös 


Sreditanflaltenund Erebitvereine. IV.94. XV. 771. 
Credit, öffentliher. IV.101.112. XV. 4, 
Creditiv (Beglaubigungsfchreiben) ver Geſandten. VI. 599. 
m Sreditfpftem. Iv. 112. V. 208. 
Creditſyſtem, englifches. V. 208. 

3 Grebitvotum. IV. 120. 

B Gripar. M626. 

Griminalgefepgebungen (neuere). XV. 216, 

Griminaljuftiz. VIII. 720. X. 62. 

Griminalproceß, I. 36.127.673. I. 625.661. IV. 48. 218. 
214. V.692. v1.75. VIH.749. IX. 81. X: 66. M. 274. 
700. 805. 

Griminalproce$. Defien Deffentlicglelt. XTI..252. . 

Criminalrecht, ſ. Strafrecht. 

Cromwell, Protector von England. II. 460: XI. 213, 

Sulpa, Schuld, Berfhuldung, Dolus, böfe Ab⸗ 
fit, Arglift, Verlegung, Bergehen, Injuria, 
Caſus oder Zufall. W. 121. NL.281. v.379. 

Gult, Sultminifterium. IV. 125. I. 584. 


, Gultur Gildung). 11. 667. V.298. X. 428. XIL 183, XI. 126, 
XIV. 106. XV. 450. | 


Gultur. Berbienfte der Klöfter um fle. 1X. 481. 
Eulturpolitit. Literatur derfelben. X. 44. 
Gurialien (Gourtoifle). 1V.79. 


Surie, roͤmiſche, Gardindle, Bullen, Breven. IV. 
131. 


Curie, Curialen, Decurionen, Turialien, Euriai⸗ 
ſtyl, Curiat⸗- und Virilſtimme. IV. 141. 
Curland, Herzogthum. XI. 110. 


O. 


Dahlmann. N. 488. I. 462. VII. 462. 648. VIILT796. X. 24. 
XII. 883. XV. 753. XV. 617 ꝛe. 


‘ia BE 


Eu Adna — Demchatchet 
Ball ann BERERUNER 


derrog von Brankfürt). Tv. 148, vn 
Dalmatien. IV. 16.0. 1860ä 
Dampfboote, Pe ————— 
Dänemark IV. 178. 1.176.997) 11.420: "ur 77. 368. 542. 
683. IV. 729, V. 307. VI. 102.109.141.891 18. 879,778, 
IX: 414. 466,621. X. 86. 387. Xılt.685, Snap otften, 
Säleswig-Golfein und Norwegen all tnamnd. 
Danneder. IX. 585, eh 
Dante VIH 5856, 1K6654. on lnın. um an tmnnn 
Danton. II. 221. 386.675. 17.230. Y:737. FOR: 7 PB 


NUTZER ER TEN TE 





733. XV, 358. RN TA 
Daunon, Frangöftehes Puch: 1 766 Wr Lan * 
Dauphin. IV. 206. RR IP 177 um PR 


David, franzoͤſſchet Maler, ‚IX. 58%. EL ER T PR 

Davouft (Ludwig Nicolaus), Herzog vom Auerfläht, Bärf 
son &dmuhl, Marſchall. IV. 206. 

Decret ober Beſcheid. IV. 218. 

Debduction, Staatöfhrift. IV. 214. 

Defenfion oder Vertheidigung. IV.214. IX. 87. 

Defenfivallianz. I. 455. 

Defenfivfrieg. VII 587. IX. 498. 

Defraudation. W.218. 

Deihband. IV. 219. 

Dei gratia; von Gottes Gnaden. IV. 223. 

Delegation, delegirte Gerichtsbarkeit. IV. 225. 

Demagog, Demagogie, bemagogifhe Umtriebe. IV. 
225. 


Demokratie, Boltsherrfchaft. IV. 241. 11.374. V. 368. 
XV. 68. 

Demokratifches Princip; demokratiſches Element 
und Intereffe; demokratiſche Gefinnung. IV. 252, 
xut. 448. 711. 


A 





Demofitenes — Deutfches 386 


Demofhenes. 1.190. 336. XIM. 544. 
Denuneiationen. 1.630. 
Denunciationsp'roceß. I. 575. 
Departement. IV. 263. 


Departiementalrath, -Provinzialftänbe, Landrath, De 
partementalrath. 


Departemente. Eintheilung Sranfreichs in foldde. IV. 264. V. 782. 
Deportation. IV. 260. 

Deputirte (Abgeoronete), [. Abgeorpnete. 
Deputirtentammer, franzöfifche. TIL. 389. 422. 
Deputirtentammer. Deren Gentrum. III. 389. 


Despotie, Despotismuß, I. 148.648. II. 24. V. 368. VI. 174. 
x. 662. X1.718. XIV. 31. XV.27. 


Deſſau⸗Anhalt. I. 867. 571. 

Deſtutt ve Tracy. X. 38. 295, 

Dentfche Canaͤle. IV. 731. 

Deutfche Iurisprudenz, ihr Syſtem, ihre Mängel und bie Gefah⸗ 
sen ihrer einfeitigen Michtungen. VIU. 705. 

Deutfher Adel. I. 267. 

Deutſcher Bund, f. Teutſcher Bund. 

Deutſcher Ritter⸗Orden. XI. 8. XITL 19. 


Deutfhes Recht (und zwar deutſches Privatrecht). 
IV. 266. 

Deutfhe Staatögefhichte, Deutfhland, Deutfche, 
Germanen, beutfheStandesverhältntffe, beit: 
ſche Kaifet und beutfhe Grundgeſetze. IV. 281. 
13756. . 

Deutfches allgemeines Befepbug, VI. 747. 


Deutfhes Landes-Staatöreht; beutfhe Land⸗ 
flände; die Feudalftände und die Wahlſtaͤnde, 
ihre Gefhichte und ihr Recht. IV. 337. x. 71.. 

Deutſches Reich, deutſche Reichsſtaͤnde. IV. 386. 


Deutfhes Uninerfitätsmefen. XV. 499. 
Staates Lerilon. XV. 57 


Deutſches — Domaine 


oltathum. I. 497. — 

Deutſche Bolksfeſte. V. 480. J 

Oevolutiv Effect. 1.638, Pe * 

Dichtkunſt. IX.688. a A 

Dictator, Dietatur. IV. 392, . EEE TR U 

Diverot v.78. X, 16, * 

Diebeöhehler, Diebeswirihe. VI. 320. 

Die bitſch, v., ruſſiſcher Felmarfchalt. 1.362. v1. 497." 

Diebftahl. XIL. 424. 

Dienftbarkeit (Servitut), IV. 401, 523. XV. 19T. * 

Olenſteid. X.406. — 

Dienſt hert. Verhältniß zwiſchen dieſem und ben Sefnde. V. 405. 
VI. 759, 

Digeften (Bandeften). IM, 501. IV. 48. 

Dingliches Recht (Realrecht); perfönlihes Recht, 
Real-Dienſtbarkeiten und Realgerechtigkeiten 
(oder Gerechtſame); dinglich-perſoͤnliches und 
perſoͤnlich-dingliches Recht. IV. 396. 

Diochetian, roͤmiſcher Kaiſer. II. 394. X. 368. 

Diplomatie, Diplomat, Diplomatifhes Corps, Di- 
plomatif. IV. 412. 1.39. v.586. VI. 566. 588. X. 31. 
728. 

Diplomatif, 1.29. XIV. 513. 

Directe Steueru. VII. 295. 1.73. 

Diffenters (Andersdenfende in England) 556. IV. 545. 

Ditmarfchen, Land. VIIL 96. 

Dividendevon Actien. I. 248. 

Doctrin, Doctrinäre. IV.433. 

Dohm (Chr. Conrad With. v.) IV. 445. V. 30. X. 36. 

Dolus (Arglif), ſ. Cul pa. 

Domaine, Staatsgut, Kammergut, Krongut, Fis— 
cusgut, Staatsvermoͤgen, oͤffentliches Gut, 
Staats-Privateigenthum. IV. 460. 11.108. TU. 498. 





781. V. 569. 602. VIII, 258. IX. 168.746. X. 393. XI. 140. 
Xu. 317. XII. 86. 87. XIV, 32. XV. 792. 
Domainenkäufer (weſtphäͤliſche). IV. 476. VIIL 777. XV. 637. 
Domitian, römifcher Kaifer. I. 157. 
Dorfgemeinde. IV. 521. 


Dramatiſche Poefie und Theater; ihr Verhaͤltniß zum Staate. 
XV. 388. 


Dragonaden, die. VOL 279. 
Dreipigjähriger Krieg. IV. 331. 
Dreifelderwirchichaft. IX. 634. 


Droits r&unis, vereinigte Gebühren. IV. 627. I. 182. 
V. 768. 


Droz. X. 88. 

Druckſchriften. Deren Cenſur, |. Cenſur der Druckſchriften. 
Druſus. 1.494. 

Duane, J., Advocat, dann Finanzminiſter. I. 864. 
Dubarry, Graͤfin, ſ. Bar ri. 

Dublin. Akademie daſ. I. 488. 

Duell (Gweitampf). IM. 324. 670. VII. 311. 


Duldung, Toleranz, Unduldung, Intoleranz IV. 
632. VII. 531. 657. X. 492. 


Dumourlez, General, IL 384. 1V. 207. V. 735. 

Dupin (Anpr. Maria Joh. Jac.), IV. 549. I. 828. IV. 131. 
Dupin, Eharl. X. 47. 

Dürer, Albrecht. IX. 579. 

Durlach, Baden-Durlady. I. 102. 

Düffeldorfer Malerſchule. IX. 090. 

Duttlinger. II. 118.123. IX. 126. XII. 541. 

Dynaften. I. 257. 


Ebenbärtigkeit, ſ. Unkannreuspi one XV. 541. 
Geftein, Baron. X. 24, 
> Enter, Abilitifäed. 1. 377. 

@biet, prätorifches, IL. 589. 

Evietvon Nantes. VI. 101, VIIL 272. 277. 280. 

Egmont, Graf. X. 375. 

Ehe, Ehebrud, Ehefheidung: IV; 566, II, 55. IU. 479, 
583. 623, IV. 267. V. 887. 495, VI..659. VII 481. IX. 355. 
408. 422, 479. X. 59. 341. 473. 629. 764. 

Eheliche Oütergemeinfdaft. VII. 295. 

Ehen, gemifäte. VI. 475. 

Ehe, morganatiſche (zur linken Sand) XV, 571, 

Ehe, verbotene. XV, 666. 

Ehe, unftandesmäßige. XV. 541. VII. 481. 

Ehen, deren Erſchwerung. II. 547. 

Ehre, Ehrenſtrafen. VII. 310. 353. XI. 756. XIV. 600. XV. 
213. 

Ehrenlegion. IV. 608. II. 130. 

Eichhorn, Germanift sc. I. 60. 257. 11.314. IV. 132. 138. 291. 
862. 369. IX. 362. X. 767. 

Eid (Meineiv, Dienfteid, Hulvigungseid). X. 405. 11. 380. IV. 24. V. 
374. X. 341. 528. 


Eidögenoffenfhaft (chweizeriſche). IV. 611. I, 459. III. 77. 
89. 329. 344. 358. 360. 415. 684. IV. 71. 729. V. 307. 
308. VI. 265. 266. 457. 458. 497. VIL.29.93. VIII. 521. 
IX. 414. X. 311. 518. 665. X1.273. 641. XII. 569. 576. 
XIV. 605. 700. XV. 496. 497. 574. 


Eideshelfer. 11.570. IX. 41. X.419. XI. 196. 665. 


Eigenthum, Eigenthumsrechte, Vermoͤgensrechte. 
IV. 628. Il. 781. IV. 278. 401. XI. 741. XII. 757. 


En" 





Eigentyum — Emphnteufis 889. 


Eigenthum, fihriftftellerifches. XI. 113. 


Gigenthumsabtretung, unfreimillige (Erpropriation). IV. 7148. 
V. 67. VI. 583. VII. 26. 


Einfuhr des Getreides. IX. 486. 
Einfuhrhandel. VII. 327. XU. 178. 
Einheit. IV. 636. 


Eintommen, Eintommenfteuer. IV.644. 1.83. II. 247. 
VII. 297. 


Ginquartirung, Cinguartirungslaft. I. 94. IX. 531. XII. 
388, 


Einwilligung (Conſens). III. 756. 


Eifenbahnen und Gandle, Dampfboote und Dampf: 
wagentrandport. IV. 650. VII. 28. 422. XII. 171. 
XV. 298, 


Elbe, Eibfchifffahrtsacte V. 8. 

Eldon, Lord, engliſcher Minifter. III. 235. 

Element (Grundſtoff, Urſtoff). V. 3. 

Eliſabeth, Kaiſerin von Rußland. I. 151. 

Eliſabeth, Königin von England. V. 11. J. 586. 

Elter liche Gewalt. V. 897. X. 473. 

Emancipation ber Juden. V. 22. IV. 449. „VII. 686. 
XII. 69. 


Emancipation der Katholilen in Großbritannien 
und Irland. V. 62. 1.563. V. 28. XIV. 808. 


Embargo. V.65. I. 696. XIV. 479. 

Emigration (Auswanderung). U. 72. 

Emigrationsgebühr. I. 59. 

Eminens jus, potestas und dominium eminens, 
adußerſtes Recht, DObereigenthumsreht und 


Nothrecht des Staates; jusextremaeneoossita- 
tis, Staatöraifon. V. 66. 


Empirie, f. Erfahrung. | 
Emphyteufis. V. 69. 3 





WBTWALD, ꝓtoj. IM WUYLINGEN. VAL. #02. 2.2 
Emwiger Friebe. V.333. VI. 79. 88. 

EwigerLanpfriede., 1,207. IV. 826, iadaf 
Ercomneumication (Kirhenbant). I. 100 U. 101 


Erecution, Grecutionsotbnung’ ss se Bei 4 
338. vn. 777. 


Erpectangen, yäpftliche. 11. 361. — 
Gsproprlation. I. 748, V.67. v1.589. VL e.| 


Errotulation der Acten. L. 21, 


1 Aue 
Erterritorialität. V. 360, VI. OB, ., Bonn 
208 1,20 N Alpe 


F. 254 J 


Sabritwefen, f. Gewerbes und Fabritieſenn 


Faction. v.362. a ea 7 
Falk, Etatsrath. AL. 28.1100 nu ld m nnd, 
Ballbeil-(Guilfotine)., IL 118. kind Hs 55 


Balliment (Eoncurs, Bankerott u. ſ. w.). IIL 626. 
Bätjgung, Betrug, Iren RL LE zi 


25* — —— 


Fanilienrath — Feſch Ss 
und v. Haller, des Herrn Koligsaff m und des 
Berliner Wochenblattes. v.408. 

Samilienrath. (conseil de famille). V. 429. IV. 270. 

Familienrecht, deutſches. IV. 270. 278: 

Kanatismus, Fanatiker. V. 484. 

Farel, Wilh., Meformator. IX. 339. 

Faſtnacht. III. 266. 

Satalismus. IX. 472. 481. 

Fauſtpfand. VIII. 197. 

Fauſtrecht, Fehde, Friede (Königsfriede, Burg— 
friede, Hausfriede, Gottesfriede, Landfriede, 
Religionsfriede), Friedensbruch (Landfrie⸗ 


densbruch x.). V. 439. Vorwort 6. 1.548. II. 187. IV. 
296 ıc. V.415. XL 122. 


Bajette. (Marquispela). V. 454. I. 183. 662. 638. IV. 
164. V. 734.735. VI. 47. XIIL 540. 


Febronius, Juſtinus, ſ. Sontheim. 

Fehderecht. IL 565. 1V. 371. V. 439. 

Fehme, Fehmgericht. V. 474. I. 203. 

Feldherr. V. 488. 

Fellahs in Aeghpten. J. 386. 

Fellenberg, Emanuel v. II. 14. 404. VIIL 61. XII. 326. 
Fenelon, franzöftfher Erzbifchof und Schriftfteller. III. 462. X. 16. 


Ferdinand der Erfte, deutſcher Kaiſer. I. 657. ‘IV. 368. 640. 
XII. 129. 


Ferdinand der Zweite, deutſcher Kaiſer. I. 658. 664. IV. 327. 
331. 368. IX. 609. X. 690. 


Ferdinand der Dritte, beutfcher Kaiſer. I. 658. 664. X. 259. 


Ferdinand der Siebente, König von Spanien. I. 672. I. 214. 
548. IV. 51. 423. VIII. 387. XIV. 641. 


Fernando de Po, Iufel. L 396. 
Feſch, Cardinal. II. 145. 444. IV. 156. 


86 Beanklin — Fraum 


Franklin (Benjamin) and feine Politik (and der norda 
* amerifanifhe Rechts» und Breiheitsfampf). Vl 18. 

1.253. 266. 337. 368. 11.765. V.457. XI. 91. 375, 378, 
380. XIV. 124. 

Sranfreic.. v.709. 1.364. 375.396. 435.628. 544. 1.204, 
243, 382, 424. 450, 509. 565. 612. 649. 677. 690. III. 28. 
123. 161. 179. 216. 220. 246. 285. 310. 324. 329, 344. 359, 
379. 383. 402. 439. 498. 530. 541. 619. 632. 640, 660.666, 
667. 673. 689. 741.757. 1V.3.71.148, 194, 206, 248, 264. 
265.436. 527, 545. 549. 591. 602. 608. 678. 713. V. 29, 
44. 307. 427. 429, 455. 575. 586. 639, 688. 704. VI. 100, 
104.107. 110. 121. 140.219. 263. 264. 301. 329. 357, 491. 
633. 682. VII. 43. 108. 304. 318. 468; VII. 260.379. 394. 
515, 519,652. 695. IX. 9. 29106, 242. 257. 266.340. 380. 
414,425, 466.567, 583. 620. 645. 657. 690, ‚X. 16, 70, 286. 
327, 365. 422. 498. 523.576, 504.665. ‚XI. 6.119.154.229, 
507. 630.722. 748. XI. 77.228, 230. 236. 369. 401. 434. 
611. 636. XI. 158. 162. 211. 281.375. 410.434. 497.514, 
538. 584. 596. 630. 634. 642. 677. 727.752. XIV. 3. 50 ıc. 
466 — 468. 686. 687. 694. 804. XV. 165. 221. 332. 336. 
341. 495. 512. 645. 748. 761. 

Franz der Erfte, König von Frankreich. I. 175. 462. II. 650. 
IM. 196. 1v.326. 545. v. 721. v1.101.232. VI. 44. 
VII. 261. XII. 523. 524. 

Franz der Erfte, Kaiſer von Oeſterreich. 11. 659. XIL 132 ıc. 

Franz ber Zweite, Kaifer von Deutſchland. I. 333. VII. 671. 
XII. 132 ıc. 

Franz der Zweite, König von Frankreich. V. 13. 

Franz der Vierte, Herzog von Modena. X. 643. 

Branzöfifher Adel. 1.331. 

Branzdfifhe Revolution. Deren Weſen. Vorw. 11.15. IH. 
673. IV. 325. X111.727 ıc. 

Frauen. Deren rechtliche und politifhe Stellung in der Geſellſchaft, 
Rechtswohlthaten und Geſchlechtsbeiſtaͤnde. VI. 629. 

rauen. Deren Zulaffung zu den Tanbftändifchen Verfammlungen. VI. 


657. 


Braumlob — Frickthal m 


Srauenlob, Heinrich. V. 496. 
Srauenvyereine VI. 629. 


Breiburg, Bauten ſchweizeriſcher Ebgenoſſenſchaft. v1.00. II. 415. 
VIII. 6 


Sreiburg, em im Badiſchen. 1.481. M. 98. ILS. IV. 320. 
Freie Städte, veutſche. VI. 68. IM.18. VI. 8. 2.77. 
Freigeiſt. VI. 58. 

Freigeld (Abfahrt, Nachfleuer u. f. w.). 1 68. 

Sreigerichte, f. Fehme, Fehmgerichte. 

Freiheit. Abfolute oder metaphyſiſche, moreliſche 
und juriſtiſche Freiheit. Innere und aͤußere 
Freiheit. Rein menfhlide, buͤrgerliche und 
politifdhe Freiheit. VI.60. 1. 781. VIL 66. 

Freiheit bes Getreidehandels. IX. 497. 

Breihelten der gallikaniſchen Kirche. VL 219. XV. 619. 

Freiheitsbaum. VI 74. | 

Sreiheitsfrieg, ber große deutſche. I. 610. 

Freiheitskrieg, norbamerikanifcher. "VI. 42. 

Freiheitéſtrafe. XV. 206. a 

&reiherrn. I. 257. j “ 

Breimaurer. VI 667. 

Freiſchoͤffe, . Fehme. 

Zreiſptechuns von der Sache u und von der Saften;. 


Grein P Republil. 

Freiſtaͤtte (Afpı). II. 53. 566. 

Freiſtuhl, ſ. Fehme ac. | 
Sreimwillige Arbeiter. Werkhäufer für fie. I. 666. 
Breizügigleitöverträge. I. 69. 64. 
Srempenbill, englifche (alien-bill.), VI. 318. 
Fremdenrecht (Gaſtrecht). VI. 291. 

Frickthal, als Veſtandthell des Kantons Aargau. L 45. : 








os Beides — Beet 


Erienberg, Burg. X. 356: Sollen 


Friede, Friedensſtand, Friedensfgtug, deiebeu⸗ 
inſtrament, ewiger Friede. VE Ti w 
IX. 491. 496. 


Yrieden, Briedensfhläffe, befenten, hie ige 
fen der neueren Zeit. vI.87. IX,305., 


Friede, weſthaliſcher. L 208. 1.667.674, Bin n 
104. 268. VIIL 700. XII. 642. 


Sriedensfärf, ver. IV.52. XIV. 641. 

Sriedensgeriht, Bermittelungds ober Berglei⸗ 
Aungsbehörbe, Schiedmannbiuſtitut. vL18 

- XIL.37.44. XU.213. . 

Frledenabrucqh. V. 40. 

Sriedrich ber Erſte, niſqer gerfen‘ IR" 14. 286. 31 
11. 271. IV. 329. IX. 602. X. 79. un 

Frledrich der Erſte, König von Preupen: —— 

Friedrich der Zweite, witer Ballen | L118. I. aan. 
418. XV.508. . : 


Friedrich ber Sweite. (Große); — —E n. 





Frieſen — Gaftrecht © 
are en, beutfcher Volksftamm. I. 292. 308. 09. 495. IV. 273. 
.VIL?7. XIL 58. XII. 139. 


Frohnen. VI. 176. 1.94. 217. mM. 612 VI. 426. VII. 282. IX. 
534. XI. 122. XIU. 69. 469. 


Fromme Stiftungen. XV. 178. 

Fuͤrſt. VI. 194. 

Furſtenbund. VI. 206. IV. 390. VI. 171. VIIL 652. 
Fürſtentag. VI. 200. 

Fuͤrſten. Deren Verantwworilichkeit. XV. 639. 

Huf, Johann. I. 49, 


Gagern (Breiherr v.) Water und Sohn. VI. 200. M. 
697. X. 81. XII. 258. 541..XV. 471. 

Gajus. Deffen Infltutionen. IV. 48, . 

Galeerenfirafe. VI.349. XV. 211. 

Sallicanifhe Kirche. Freiheiten derſelben und ihr 
Verhältniß zum Äbrigen katholiſchen Kirchenrechte 


und zu den großen kirchlichen Aufgaben unſerer 
Set. Vl.219. 


Galizien, Koͤnigreich. XIL 131. 135 3c. 

Gewerbfäaft. V. 252. | Be 
Ganilh, ©. X. 38. XIN. 438, | u 

Sans, cbuard. IX.148. 

Sant (Eoncurs). III. 626. 


Garantie, Gewährleiftung, in vöfferrechtlicher Sinfiht. M. 
297. 

Garantien, ſtaatsrechtliche, Gewährleiftungen, ins. 
befondere aud Garantien des deutſchen Bun- 
bes und der deutſchen Staaten und ihrer Ber: 
: faffungen. VI 268. 260.266. VI:248. \ 

Gartoenbauverelne. L222. 


Gaſtrecht (Fremdenrecht). VI. 291.607. - 


900 Gauner — Gemeinde 


Gauner VL. 00 + 
Gebiet, Staatsgebiet, Bundesgebiet, neutralen 
Gebiet, Zerritorium.- VI. 824, 


Gebirg als natürliche Grenze. XL 166. | 

Geburt. Verbrechen der Verheimlichung —— IX. 239. 

Geburtsadel. 1.257.677. IV. 429, 

Gefährberib. \X.410. 

Gefälfftener. VII 297. 

Gefangenhalten, widerrechtliches. X. 606. 

Gefaͤngnißweſen. vI.328. IL. 504. 

Gegenforberung, f. Compenfation (Im Clvilrechte). Ul. 565. 

Gegenftellung (Eonfrontatioh). IM, 661. 

Gegenzelchnung (Eontraflgnatur). W. 417: 

Geheime Abftimmung. 1166. 

Geheimerath, würtembergifcher. 868 

GeHeimes Cabinet. IM. 157. 

Geiſt der Geſetze. VI. 726. 

Geift des neueften Kriegsſyſtems. VI. 857. 

Geiftlige ala Staͤndemitglieder; Met der Verweigerung des 
Urlaubs für fi. XV. 588. 

Geld. VI. 861. IV.646. VII. 333. X. 533. XI. 10. 

Geldariftofratie. II. 388. X. 384. 

Geldbedarf, Geldmangel, Gelbüberfluf. VI.370. 

Geldbefoldung. I. 494. 

Geldſtrafen. 11.653. XV. 215. 

Geldumlauf. VI. 377. 

Geldzeichen, Repraͤſentativgeld, Ereditgeld. VI. 

1. 


©eleite, Geleitsrecht. VI. 387. 

Gemeinde oder Gemeinheit, Gemeinbewefen, Ge— 
meindebürger, gemeindebuͤrgerliche Rechte, Ge— 
meindegeſetz, Gemeindeordnung, Gemeinde— 


A 





Gemeindefrohnen — Genf 984: 
haushalt. vI.390. IV. 521. V. 559.613. VI 452. VI. 
540. 542. XIV. 685. XV. 116. 


Gemeindefrohnen, f. Frohnen. 

Gemeinden. Deren Einwirkung auf die Schulen und Pflicht gegen dieſe. 
XIV..372. 

Semeindeverfaffung. VI. 428. IV. 521. XV. 116, 

Bemeine Beſcheide der Gerichte. VIL 3. 

Gemeines Recht, allgemeines und Ausnahmsredt 
(jus commune und singulare), gemeinfhaftlidhes 
und befonderes Recht (jus commune oder ge- 
nerale, speciale oder particulare); gemeines 
Recht, insbefondere auch gemeined conftitutio- 
nelles Staatsrecht der deutfchen und der ger- 
maniſchen Staaten. VI. 436. 

Gemeingeift oder Gemeinfinn. VI. 448. 

Gemeinheit. IV. 27. 

Gemeinheitötheilungen (Auseinanderfegungen, Se- 
parationen, Abfonderungen). VI. 459. 

Gemeinnügige Anordnungen, befonders die des 


deutfhen Bundes, Petitionen und Anträge 
für fie und jura singulorum. VI. 468. 


Gemeinfhuldner (Grivar). II. 626. 
Gemeinwoßl, ſ. Sefammtwopl. 
Gemiſchte Ehen. VL 475. 
Genealogie. VI. 482. 

General. VI. 494. 


General-⸗Conſumtions-Acciſe. Deren Einführung in Sachen. 
I. 181. 


Generalftab. VI. 495. 


Genf, Canton fhweizerifher Eidgenoffenfhaft. VI. 
497. VI. 18. 
Genf. Beiferungshaus vaf. IL 507. | 

Staats: Lexikon. XV. | 68 
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genehmtgung. U. 514. 

Gensbarmerie, VI. 514. 322, 

Genua. VI. 518. 1. 178. IT. 683. VII. 396. 561. 

Gent, Friedrich, fpäter Ritter v. (Seine und Bur 
und der Britten Grundanfidten von Frei 
und Souveränetät, Verfaffung, Prepfrei 
und Revolution. VL 528. 11.623. II. 348. 695, 
726. VII: 62.237. X. 19.32, XI, 379. XII 227. 229; 
443. XIV. 482. 

Georg der Erfte, Königvon England. V. 211; 

Georg der Zweite, König von England. 'V. 86, 212, 


Georg der Dritte, König von England. II. 231.'436, V. 
105. 134. 213. 


Georg der Bierte, König von England, II. 231. 
Georgien. Sklaven daſ. II. 579. 


Gerechtigkeit ind Recht um Unterfchiede des Red 
von der Moral. VI 571. 


Gerichte, Gerihtöbarkeit, Gerihtsorbnung, C 
rihtöftand. VI. 577. I. 767._V. 362. VII. 720. 





F 
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Germaniſcher — Gefellichaften un4 


Bermanifcher Adel. 1. 257. 

Gervinus, Prof. in Göttingen. VII. 452. X. 727. 728. 731. XIV- 
339. 

Sefammtmwohl, Gemeinwohl over Öffentlihes Wohl, 
Siüdfeligkeitöprincip, als Endzwed und 
Srundfag des Staates und der Politik. VI. 
579. 

Gefandter, Geſandtſchaftsrecht. VI. 6584. IV.419. V.360. 

Geſandtſchaftsrecht. Kiteratur defielben. X. SO. 

Gefhäfte. Deren Auslegung. II. 60. 

Geſchaͤfte. Deren Form ıc. V. 600. 

Gefhäftsordnung, landſtaͤndiſche. VI. 618. 

Geſchichte der Deutfchen. Deren Anfang, Ipee und Verhaͤltniß au 
den Übrigen Völkern und ber Weltgeſchichte. IV. 281. 

Geſchichte des Rechts. 1.27. 

Geſchichte der ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur. X. 3. 

Geſchichte, bibliſche, aus ſtaatsrechtlichem Geſichtspunlte. VII. 648. 

Geſchichte, politiſche. J. 27. | 

Gefhlehtöverhältniffe; Srauen, ihre rechtliche 
und politifhe Stellung in der Gefellfchaft, 
Rechtswohlthaten und Gefhlehtsbeiftände der 
Brauen, Zrauenvereine und Vergehen in Be: 
jiehung auf die Gefhlehtsverhältniffe. ' vn. 
629. 


Geſchwornengericht (Jury, Schwurgericht) ald Rechtsanſtalt und 
als politiſches Inſtitut. I. 169. 397. 461. II. 179. IV. 3. 
V. 598. V1.78. v1. 753. IX. 28. 


Geſellſchaft, Gefellfhaftscontract. VI. 666. II. 21. 
VII. 698. 


Geſellſchaft, Sefellfhaftsreht, natürlihes und 
pofitives, gefellfhaftliher Sefammtwille; na- 
türlihes und pofitives Organ deffelben. v1.708. 

Sefellfchaften, geheime (Priefterorden, Freimau⸗ 
rer, Stluminaten, Carbonaria, Tugendbund, 
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Hetäria, Propaganda, Volks freunde; arse⸗ 
Italien, Europa ꝛc.). VI667. 

Gefellfhaftsinfeln. IL 77. 

Gefeb, Princip und Geift der Gejege; Arten der 
Gefege, insbefondere auch der Grundgefege 

oder Verfaffungen; Gefeggebung und gefeg- 
gebende Gewalt, Berfaffungsgefeg, Regie- 
zungsgefeg und Verordnung; proviſoriſche 
Gefege; Geſetzbuchz; Publication der Gefege; 
Gefeggebungswiffenfhaft. VI.726. 

Geſe tz. Glelchheit vor demſelben. Vll. 66. 

Gefege, Antinomie ver. J. 620, 

Bejepe, hypothetiſch und abfolut gebietenbe. m. 522. 

Gejege, pofitive. Deren Vhlloſophie. 1.27 deren Hermeneutit, Kritit 
und Exegeſe. 1.29, II, 60; deren Colliſton. III. 522. 

Gejeggebende Gemwalt. I. 35. II. 109. 153. 762. IIL. 303. 432. 
767.777. TV. 59. 369. X. 393. XI. 532. 

Gejepgebende Gewalt. Verhältniß des hiftorifchen Rechts zu der— 
ſelben. VIII. 3. 

Geſetzgebung, allgemeine deutſche. IL. 112. 

Gefeggebung Lykurg's. X. 316. 

Geſetzgebungskunſt. Deren Theorie. I. 27. 

Geſetzlichkeit. VI. 754. 

Geſindeordnung. VI. 759. 

Geſtändniß (Bekenntniß). 11.339. 1.126. V. 592. 

Gefundheitspolizei. VI. 762. VII. 657. XIL. 656. 

Getreivemärfte. Deren Errichtung und Befud. IX. 488. 

Getreidemagazine. Deren Anlegung. IX. 488. 

Getreideverkehr. IX. 483. 

Gemwährleiftung, Garantie, in völferrechtlicher Hinſicht. VI. 257. 

Gewährleiftung, Garantie, ſtaatsrechtliche. VI. 268. 

Gewalt, abfolute. I. 143. II. 768. 

Gewalt, elterlihe. V. 397. XV. 639, 


⁊* 


Gewalt — Gleichgewicht 90% 


Gewalt, gefeßgebenve. I. 35. II. 109. 153. 762. IU. 303. 432. 
7167. 777. IV. 59. 


Gewalt, oberauffehende. XI. 714. _ 
Gewalt, richterliche. Deren Unabhängigkeit. III. 169. 778. 
Gemwalten. Deren Gleichgewicht. VII. 61. 


Gewerbe: und Fabrikweſen. VI. 775. V. 189. X. 452. 
456. 463. 465. 470. 474. 534. 538. XII. 167. 673. 758. XIIE 
120. XIV. 103 ji. 224.566. VO O3, 


Bewerbefreiheit. VI. 781. 807. X. 499. 

Bewerbefääulen. VI. 827. XIV. 384. XV. 337 f. 
Bewerbsconceffion. 1.193. I. 587. 

Gewerbfteuer. 1.90. VII. 297. IX. 224. XV. 168. 

Gewere IL 347. X. 638. XIII. 475. 

Gewicht, f. Maß und Gewicht. 

Gewiffensehen. IV. 588. ‘ 
Gewiffendfreiheit, f. Duldung EEE 77 
Gewiffensvertretung. X. 409. | u 


Sewohnheitsreht, Autonomie, Autonomie ber 
Bürger und ihrer Vereine und Autonomie 
und Conſens fürftliher Agnaten; Gerichtsge— 
braud und Obfervanz. VIL.3. VL 728.. 


Gezwungene Eigenthumdabtretung. VIL 16. W. 748, 


V. 67. VI. 583. , . - 
Gibbon. IM. 461. 498. IV. 300. 579. IX 419, ar. xu. 613, 
Gießen, Univerfität. VII. 707. 


Bironde, Gironbiften. IL 382. - ” 
Glarus, Ganton Tümeigerifger Cingenoffenfgat, 


VIL 29. e 
Glauben, f. Religion; meligienichren, Glauben ac. 
XIII. 670. 
Glauben, Freiheit des. J. 66. IV. 482. VII. 247, XIV. 798, XV. 
| 621. 


Gleichgewicht in voͤlkerrechtlicher Beziehung, viL di. | 


688 Wu — Geei 

Gleichgewicht der Gewalten. M61. 

Gleichheit; Gleichheit der Rechte ind GSleichhei 
der Güter; Gleichheit vor dem Gefeg und vor 
dem Richter. Freiheit und Gleihheit; natär- 


liche, bürgerlide und politifde Gleichheit 
VIL 66. 


Gluc. IX. 877. 
Glücksſpiele oder Hazarbfpiele VIL 73. IX. 478. XV. 
448. 


Sneifenau, Graf v. II. 624. 635. 637. 642. VL497. XV. 462. 

Goldne Bulle. IL27.394. IIL 394. IV. 324. VL 888. IX. 598. 
XI. 641. 

Odnner, deutſcher Public. 1. 241. 242. HL. 164. 

Goͤrres. 1. 159. U. 676. 623. IIL 460. VIE.681. X. 25. XL 
229. XIII. 439. XIV. 596. 


Goethe. IL. 645. IV. 146. 164. 300. V. 277. 518. VIL 644. IL 
539. 583. 584. XI. 782. 784. X. 76. XII, 327. XIV. 158. XY. 
396. . 


&othen. vIt.82. 1.263..1..497. iv. 278. 
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Gregor — Großbritannien DW 


Gregor der Siebente Gildebrand). 1.54. 115. 505. UL 26. 
Iv. 131. 310.’ VI. 230. VIII. 400. X. 629. XV. 670. 


Gregor ver Neunte, Papft. II. 363. IX. 429. 

Gregor der Eilfte, Papft. 1.596. 

Gregor der Dreizehnte, Bapfl. 1.123. I. 372. 652. 

Gregor der Vierzehnte, Papft. II. 57.98. XL 267. 

Gregor der Sünfzehnte, Papſt. VII. 443. X. 594. XI. 759. 

Gregor der Sechszehnte, Papſt. VII. 572. IX. 373. 

Grenze, politifhe und natärliche. VIL 106. XI. 154. 

Grey, Graf, engl. Minifter. II. 47. U. 33. 235. V. 104. 148. 
165. 676. XI. 792. 


Griehenland. (Andeutungen über die foctalen Ber» 
Hältniffe im alten Hellas) VII. 114. I 509. II. 24. 
iu. 77. 317. 5883. IV. 226. 573. V. 275.. VI. 93. 486. 632. 
VI. 5.42. IX. 554. 657. X. 304. 415. XIV. 490.. XV. 500. 


Griechenland (Geſchichte Neugriehenlands). VIL 128. 
Ir. 472. 720. 


Griechenland in ftatiftifcher Sinfigt VII 159. III. 344. 
583. V.305. VI. 491. 

Griechiſche Bundesverfaſſung. IL 185. II. 77. 9, 

Griechiſche Kirche. VI. 180. 

Griechiſche Kunft. IX. 554. 

Griechiſche Volksfeſte. V. 491. 

Grimm, Jacob. I. 257. 606. III. 176. IV. 291. 

Grimm, Gebrüber. -VII. 462, 

Großmann. V. 270. 


Grolman. 1.355. II. 282. V. 695. VI. 662. VII. 12. K. 126. 
126. 

Groot (Brotius), Hugo. Vorw. 10. I. 11. 618. IL.587. IV. no. 
VI. 88. VII 237. X. 9.30. 629. XI. 82. XUL 141. XV. 817. 
132. 


Großbritannien, |. England. 


ne 


908 Grundbücer — Gitergemeinfhaft 

Grunbsüder. VII. 206, 

Grundeigenthum im Gegenfage zum beweglichen. VL 
206. IX. 632. 

Grundgefällfteuer. VII. 232. 

Grundgefeg. Deſſen Recht und Politit. I. 32, 

Orundgefege. VI.726. XIV. 678. 

Grundgeſehe, deutſche, ſ. Deutſche Staatögeihihte. IV. 281. 

Grundherrn (als Adeliche). I. 257, 

Grundlaften, deren Abloͤſung, ſ. Abldſung von ıc. 

Grundfteuer, Gefällftener, Häuferfteuer. vır 212. 
VII 297. IX. 221. XII. 87. 

Grunbvertrag, Staatöverträg, politifhe Ver— 
tragstheorie; ihre Gegner; die Gefahren ih- 
rer Mißkennung, vorzüglich in unferer Zeit. 
VIE. 235. XIV. 678. 

Grüne Vorgebirg. Inſeln deſſ. I. 396. 

Grundzinfen und Guͤlten. Badiſches Geſetz wegen deren Abloͤ— 
fung. 1. 101. 

Guadet, Girondiſt. 11. 385. 

Guatemala, j. Mittelamerika. 


Guizot (Brancoiß). VII. 304. 1. 156. IV. 437. 439. VII. 283. 
x. 23. X1. 379. XII. 540. 


Guſtav II, König von Schweden. II. 337. X. 343. XII. 43. XIV. 
407. 
Guftav IV., König von Schweden. X. 377. XIV. 408. 


Guftav Adolph, König von Schweden. UI. 449. IV. 541. XIL 114. 
115. XIV. 400. 


Gutachten ber preußiſchen Immediatjuſtizcommiſſion. IX. 123. 160, 
Gutenberg, Johann. II. 42. 

Güter. Deren Gleichheit. VII. 66. 

Güter. Deren Theilbarkeit und Untheilbarkeit. 1. 427. 
Gütergemeinfhaft, allgemeine, unter allen Menſchen, in den Ger 


meinden, unter Ehegatten. VII. 289. 





Süterpfleger — Hamburg 00 
Güterpfleger. TI. 639. 
Gutsherrliche Abgaben. 1.96. I. 252. 


Gymnaſien ber Griechen. V. 275. 
Symnaftif. V.270.490. XV. 476. 


9. 


Sabeadcorpusarte. XV. 700. 
Häberlin, deutſcher Publiciſt. I. 241. IX. 663. X. 28. 48, 7674. 


Habsburg, Rudolph von. I. 316. 339. 490. AV. 319. 350. X. 632. 
XI. 79. 269. XII. 128. 


Habshburge, Geſchlecht der. II. 98. XI. 126. 
Hadrian, roͤmiſcher Kaifer. X. 368. 472. 

Habdrian der Vierte, Papfl. II. 363. 

Hadrian ner Sechſte, Papſt. XL. 267. XM. 566. | 


Hageftolz, Hageflolzenrecht. VI. 810. 
Sabhnemann, f. Homdopathie. 

Haiti (St. Domingo), Infel. VI. 314. IX. 622, 
Hallam, englifcher Hiftorifer. V. 86. 

Haller, Albrecht v. II. 404. XII. 398. 


Haller, v., der Neflaurator. I. 2. 9. 7. 33. 158. 257. 333. 388. 
486. 490. II. 576. III. 164. 165. 186. 187. 460. 463. 498. 
IV. 425. V. 408. VI. 631. VII. 8. 237. 259. VII. 767. X. 
21. 25. 605. XII. 403. 404. XII. 442. XIV. 434. XV. 71. 


Halley. II. 953. 
Halsgerichtsordnung, bambergifche. I. 203. TI. 269. 
Halsgerihtsorunung, branbenburgiiche. II. 269. 


Haldgerihtsorpnung Kaifer Karl's des Fuͤnften (Barolina). I. 232. 
238. 250. 388. 674. 632. III. 269. 526. 575. 624. 661.- IV. 
121. 215. V. 453. 593. 


Hamburg. VOL 777.69. 











910 Handel — Hausthiere 


Handel. VII. 323. Borw. 12. II. 265. IV, 85, , V..192. | 
761. VI. 519. VI. 655. IX. 482. ‚X. 297.,362. 452. : 
463. 464. 470. 474. 499. 634. 540. X1.323. XII. 169. | 
XII. 123. XIV. 105. 225. 559. XV. 453. 758. 840, 


Handels» und Landesaccife. Deren Einführung in Sad 
L. 181. 


Hanbelsbilance, VI. 329, IL. 567. 
Handelögerichte. YIL 337. 

Hanbelögefellfchaft. VII. 846. 

Handelspolitik. VI. 354. 

Handelsprämien. vIL 371. 

HSandelsverkehr der Neutralen in Kriegszeiten, XI. 804, 
Handelsvertraͤge. VIL.372. 11.14. X. 536. 542, 
Hannibal, puniſcher Feldherr. X. 419. 


Hannover, hannöverifhe Stände, hanndverif 
Berfaffungsfrage. VvIL 375. 1.374. 11. 338, 3 
627.683. IV. 338. 376. VI. 468. 491. VI. 670. io. 6 
IX. 244. 347. X. 342. 360. X11. 156, XIII. 293,..624, } 








Havarei — Seite 01 
Havarei (Avarie). VII. 542. 
Saydn. IX. 877. 
Hazardſpiele (Gluͤcksſpiele). VII. 73. IX. 478. XV. 448, 
Hebel, Dichter. I. 356. 358. I. 8. VL. 17. 


Hebräder und heilige Schriften des alten Zefla- 
ments. Die Bibel und die biblifhe Gefhichte, 
aus dem flaatsrehtlihen Geſichtspunkte be- 
trachtet. VI. 3448. DI. 116. 


Heerbann. IL. 191. 
Heer, preußifches. XII. 93. 
Heeren, Geſchichtsſchreiber. I. 33. X. 83. 


Heermwefen. vu. 574. Vorw. 12. 11.123. Il. 37. 733. IV. 16. 
V. 105. 205. 504. 789. VII. 650. X. 563. XII. 91. XIV. 
117. 229. 


Hegel’fhe Philofophie und Schule, insbefondere 
Hegel's Naturrecht und Staatslehre. VI. 607. 
237. 271. IX. 206. 208. X. 14. XI. 306. 494. XIV. 149. 
972. 


Heidelberg, Stabt und Univerfität. II. 99. 101. 


Heilausſchuß (Wohlfahrtsausſchuß) der franzoͤſiſchen Revolution. 
I. 386. 


Heilige Allianz. Vorw. 16. I. 449, 462. III. 315. 668. VI 
130. XIV. 92, 


Heilige Schriften des alten Teftaments. VIL 943. 


Heilige Schriften. des neuen Teſtaments oder des 
Urchriſtenthums. VI. 646. 


Heilkunde als Hauptwiſſenſchaft. J. 26. 

BSeilmethode, alldopathiſche und homoopathiſche. VI. 146. 
Heimathloſen im Canton Aargau. I. 44. 
Heimathsrecht Gubdigenat). VII.666. IM. 149. B01.. 
Heimfallsreht (Bremblingsrecht). VI. 300. Ä 
Weine, Seine. IX, 586. nn 8 1— 


92 Heinrich — Herrenloſe 

Geinrich der Löwe: J. 208. 11.133. VII 376, 

Seinrich der Erſte (Vogler), deutſcher Kalfer, I 478. IV. 306. 
Heinrich der Zweite, deutſcher Kaiſer. W. 806. 

Heinrich der Dritte, deutſcher Kalſer. V. 806. 310. 


Heinrich der, Dritte, König von Frankreich. I. 462. I. 650, 
683. 11.359. 'V. 18. 722, VII. 268. 

Heinrich ver Vierte, deutſcher Kaifer. I. 116. IV. 307. 310. 
312. X. 629. 


Heinrich der Vierte, König von Frankreiche I. P14 651. 688. 

IL. 359, 496. IV. 545. 625. V. 728. VI. 88. 101. VII. 44. 
‚ VII. 271, XII. 6, 

Heinrich der. Fünfte, deutſcher Kaifer. IV. 312. 

Heinrich der Sech ſte, beutfcher Kaifer, IV. 312, 

Heinrich der Siebente, deutſcher Kaiſer. IV. 322. 324 

Geinrich der Achte, König.von England. I; 462, 555. II. 483, 
v. 160. IX. 160°, 

Seinroth. V.270. 

Selena, &t., Injel. 1.395. I. 540. 

Hellas, f. Griechenlant. 

Heloten in Sparta. X. 320. 

Helvetiuß. II. 461. X. 16. 

Sengftenberg. VII. 532. 

Heraldik. 1.29. XV. 747. 

Herbart. IX. 204. X. 14. 

Herder. II. 479. IV. 146. IX. 172, 562. 563. 583. XII. 327. 
XI. 395. 396. XIV. 338. 

Hermeneutik der pofitiven Geſetze. I. 28. II. 60. 

Hermonduren, deutſcher Volkoſtamm. I. 496. 

Herrenfrohnen, f. Frohnen. 

Herrenfrohnen. Deren Abfchaffung durch Gefege in Baden. I. 102. 
II. 112. 114. 123. 


Herrenlofe Sachen. Staatöhoheitsreht im Gegen: 


Hermann — Hiſtoriſches ais 


ſatz vom Staatseigenthum oder von Patrimo⸗ 
nialſtaat und patrimonialen Regalien. Die 
alte und die neue Theorie der Patrimonialis 
tät des Regierungsrehts mit ihren verberb- 
lihen Folgen. vu. 673. 

Herrmann (Herman, Arminius). VII. 700. L 496. V. 486. 


Herzberg, Grafv., preußifcher Minifter. IV. 448, XIL 60. 


Heffen, Churfuͤrſtenthum, f. Caſſel. 


Heffen (Großherzogthum Heffen, Heffen»-Darmfladt). 
VII. 704. 1. 63. 107. III. 289. 338. 368. 627. 632. 637. 682. 
Iv. 377. 469. 826. V. 251. 563. VI. 210. 215. 491. VII. 18. 
667. VIII. 539. 685. 691. IX. 125. 220. 244. 257. 347. 379. 
389. 396. 624. X. 356. 359. 579. 582. 781. XI. 124. 733. 
XI. 38. 448. 630. 637. XIII. 228. 347. 629. 636. XV. 150. 
220. 495. 590. 591. 645. 646. 


Heffen- Homburg (andgraffhaft). VII. 789. m. 682. 
VL 491. X. 781. 

Heffen-Rotenburg. XIV. 32. 

Hetärin. VI. 667. VII. 129. 

Heren (Herenproceffe). YI.740. II. 280. IV. 330, 

Hierardhie Deren Obfeurantigmus. X. 718. 

Hieroglyphen ber Aegyptier. X. 449. 


Hieronymus QBuonaparte, König von Weſtphalen. I. 143, 472. 
473. V. 748, 


Hieronymus von Prag. IL 86. X. 374. 

Hildebrand (Papft Gregor ver Siebente). I. 54. 115. 
Hindoftan, f. Oſtindien. 

Hippolytus a Lapide. X. 684. 

Hiftorifhes Recht. Verhaͤltniß zum natürlichen 


Rechte, zur gefeggebenden Gewalt und zum 
Reformſyſteme. VII. 8. IV. 396. 


Hiſtoriſches Recht der Hauptvoͤlker Europas in binſiht auf freie 
Verfafſſungen. XI. 498. 


114 Hobbes — Hontheim 

Hobhes, Thomas. 1.618, VII. 257. 1X. 360, XI. 433.) XIV, 
436, 

Hoch ſchule, jUniverfität sc 

Hochverrath Quriftifc): VII 201: 111.669. xn. 698. XI, 
629. XV, 282, 

Hodhverrath Wolitifd). VIIL 221. 

Hodegetik over Methodik des Studiums. VL 23, 

Hof; Hofftaatz Hofämterz Hofnarr; Hofgericht; 
Hoffammer ꝛc. VII. 26, 

Sof- Adel. 1. 257, 350. 

Sof-Almanad. I. 467. 

Hof-Gtats. IM.52. 

Hofer, Andreas. 1. 69. 

Hofwyls Bildungsanftalten und deren Stifter 
Emanuel von Fellenberg. VIIL 61. XIL 326. 
Hohenzollern. VII. 246. I. 627. IV. 377.527. V.250. VI. 

491. X. 342. X1. 753. XII. 628, 

Hoher Adel. 1.257. 

Holland. 11.132. 143. 329. 330. IV. 713. 766. V. 29. 307. VI. 
111. 264. 491. XI. 75. 610. XI. 785. XIV. 286. ©. noch 
Niederlande. 

Holland, Lord, englifer Minijter. II. 235. V. 662. 

Holftein, Schleswig - Holftein. Die flatiftifchen 
und geſchichtlichen Verhältniffe bis 1802. vr. 
85. 111. 338. 358. IV. 194. 346. 

Homer. 1.187. 196. 1. 571. V.432. IX. 555. 556. 

Homdopathie, Hahnemann, ſtaatspolizeiliche Grund— 
fäge über Selbſtdispenſation, medieiniſche 
Praxis, Syſtemverbote. VII. 141. 

Honorius der Dritte, Papſt. Il. 366. XIV. 497. 

Hontheim Goh. Nicolaus v.), genannt Juſtinus Febro— 
nius. Bulla Coenae Nadtmahläbulle). VIII. 162. 
VI. 220. 





Hörigleit — Zumediatjuſtizcommiſſion B: | 


ſörigkeit. IX. 679. 

Sorn, Graf. X. 375. 

Howard. II. 382. 507. VI. 329. 

Hubertsburger Friede. VI. 116. 168. XII. 130. 

Hugenoten; Kirchenverfaffung der franzefifgen 
Proteftanten. VII. 260. 1.515. II. 650. VI. 507 

Sugo. 1.18.36. 111.164. 167.168. 483. IV. 164. V.425. VI. 12. 
XIV. 433. 

Huldbigung, Krönung, Kronämter. VII. 183. 

ſuldigungseid. VI 211. X. 406. 

Hülfswiffenfhaften für die Staatswiſſenſchaften. 
VIII. 194. 


Huͤllmann. 1.257. II.325. 
Humboldt, Alexander v. U. 672. 
Humboldt, Wilhelm v. IX. 177. XI. 77. XV. 469.466. 472. 


Hume, engliſcher Hiftorifer und Philoſoph. V.86. VL 369. IX. 185. 
X.15. XII. 300. 


Huskiffon, englifcher Handelsminifter. I. 234. 

Huß, Johann. 1.121. 1.86. VI. 389. X. 374. 
Huffiten, IV. 324. 

Sutten, Uli v. IU. 270. 271. IV. 830. IX. 49. 575. 
Syder Ali. 11.378. XU. 79. 

Dppothef. VIL 196. II. 613. IV. 90.401. 
Sypothekenbank, baieriſche. IL. 172. 


> 


Ibrahim Paſcha. I. 648. VII. 138. 

Sdeen, politifche, und Ideologie; ibdeelle und mas 
terielle Intereffen. VII. 283. 

Illirien, Königreih. XIL 135 ꝛc. 

Illuminaten, die. III. 460. VI. 667. 


Smmebiatjuftizeommiffion, preußifche. Deren riaqim. ERS 
160 x. XII. 75. 


96 Ef 

Ince ſt (Blutſchande). VI. 659. IX. 408. 5 

Imdieten (Anzeigen). 1.630. 130, XV. 283, 

Indieienbeweis. 1130, 630. IX. 58, 

Indien, f. Oftinbien. 

Invigenat (Seimathsrecht, Staatsbuͤrgerrecht). TI. 149. 301: "VI 
665. XIV. 470, 

Indirecte und directe Steuern. VIIL.295. 1.73. X,310, 

Induftrie. Vorw. 12. V. 189. 

Infamie, Ehre, Ehrenſtrafen. Ueber Ehre ala 
Princip des Rechtsſtaats und Monarchie und 
über den Zmweifampf, als Schußmittel der 
Ehre. VIIL310. X. 418. 

Injuria, ſ. Culpa. 

Injurie, Majeſtaͤtsbeleidigung und durch beide be— 
gründete Proceßvergehen, Ehrbeleidigung ge— 
gen Völker. VI. 350. Im. 560. V. 383. xm 366. 633. 
756. XV. 643. 

Innocentius der Erfte, Papft. IX. 422. 

Innocentiud ver Dritte, Papft. I. 118. 120. I. 89, IV. 312, 
VI. 230. VIII. 400. IX. 48. 603. XI. 756. XIV. 497.631. 


Innocentius der Vierte, Papft. I. 365. IX. 372. 

Innocentius der Sechfte, Papſt. VII. 741. 

Innocentius der Achte, Payft. 11.373. IU. 280. XV. 675. 

Innocentiud der Zehnte, Papſt. XI. 268. 

Innung, Innungen (Zunft, Zünfte). II. 194. 

Inquifitiondgeridte. IL 81. II. 336, IV. 539. XII. 702. 
XIII. 558. 


Inquifitionsproceß. 1.573.128. II. 526. IV.43. VII. 468. 
1X. 47. X11.85. XV. 805. 


Inrotulation der Acten. 1. 231. 
Inftanz. Losfprehung von derſelben. VI. 75. 
Inftanzenzug. VL 746. 

Inftitut, landwirthſchaftliches. I. 228. 


g 





Iuſttute — Zalen MR 


Inftitute, Kanwirtbfgaftligge i in Hofwyl. VIII. 73. 
Inftitutionen bes Gafus. IV. 48. 

Inftitutionen Juſtinian's. IV. 48. 

Interdict. 1.199. 1.191. 

Intereffen, ideelle und materielle. VII. 283. 

Internuntius. XI. 706. 

Interpretation der Gefege, der Gefhäfte - IL. 60. 
Intervention (wölferrehtlic). VII. 377. 1.719. VL259, 
Inteſtaterbrecht. V. 224.229. XV. 492, 

Intoleranz. IV. 932. 

Snvalidenbäufer. XV. 778. 

Inveftitur. 1. 468.625. II. 347. 

Inzichten (Anzeigen, Indicien). 1. 130. 630. XV. 283. 


Irland. 1.563. I. 47. 1.308. IV. 232. V. 52. VL. 519. XI. 
777 x. XI. 318. 
$felin. X. 17. 37. 


Sfenbärg, Surf v. Meblatifirung bei.“ I. 208. | J J KLEE 


Iſidor, ber Heilige. II. 23. u 0 J F 
Sfinop Bienen 2... 
Jol⸗ ve France (Mauritius). J. 396. 641. F . * 
Iſtrien. X. 56. lan 


Stalien. VIII. 553. II. 132. 713, v. 626. VE. bis. IK. 414. 
435. 564. X. 7. 56.69. 72. 577. 641. 701. XI. 233. 633. xu. 
607. XII. 584. XIV. 214. 700. XV. 428. 748. 749. 0 


Stalien. Allgemeine Statiftik, VII. 394. ‚m. 360. iv. 
712. V. 307. 


Italien, junges. VI. 667. 

Italiener. Deren Geiſt. VII. 574. 

Italiener. Deren Religiofität. VIII. 567. 

Italiener. Deren heutige Sitten. VIII. 602. 

Shfteln, v. 11. 116.122. 1X, 126. XII. 541. XIV. 172. 


Jackſon, General und Praͤſident der Rorbampritanifäen Breiftanien, 
I. 254, 


Staniöskeriten. VW ehe. BD mn 


Dacob — Voſeph 


05 1 König von England. 11.92. VIL 287, XI. 779. 

Jacob I. König von England. I. 69. II. 180. X, 779. 

Jacobi, 8.9. II. 567. 

SJacobiner. 1.9. 333. II. 383. IM. 460. V. 463. 

Jagdweſen, VI. 424 

Jagemann, dv. IX. 90. X. 424. 

Jahn. 1.623, VI XV. h 

Iahrmärkte X.8 

Jatob, v. X. 38,48, 50. 

Januarius, der heilige. II. 25. 

Iapan (Nipon). XI. 309. 

Jarte. 1.3. Ul. 321. X. 25. 

Jauner (Gaune) VI. 317. 

Jaup (Seinrich Kart). VII. 538. X. 48. XI. 541. 

Sean Paul. IX. 540. 583. X. 379. XII. 327. XIV.336. XV.528. 

Iefferfon, Praͤſident der Nordamerikaniſchen Freiſtaaten. I. 253. 
254. 256. 111. 83. 

Ienner, D., engliicher Arzt. II. 607. 

Sefuiten, Sefuitismus. VII. 437. 11. 142. 296. IV. 131. 
331. VI. 54. IX. 425. 426. X.423. 594. XI. 319. XII. 350. 
551. XIV. 608. XV. 427.580. 

Jever, Herrſchaft. XI. 769. 771. 

Johann der Dreizehnte, Papſt. I. 114. 

Johann der Zweiundzwanzigfte, Vapſt. 1.590. 591. 592. 
594. 11. 366. 372. IV. 323, 

Sonifche Infeln. vıi. 638. 

Jordan (Epiveiter). VII. 546. 704. X.24. XII 541. XIV. 134. 
137. XV. 277. 

Iofeph I., deutſcher Kaifer. II. 658. 

Joſeph Me, deutſcher Kaifer. VII.648. 1.3.53. I. 28. 
579. 658. 111. 337.395. IV. 144. 146. 327. 332. 364, 542. 
589. V.30. VI. 206. 252.264. VI. 281. VII. 512. IX. 
425. 684. 720. X. 16.286. 497. XI. 87. XII. 131 ꝛc. 





Joſeph — Jury 98 
Joſe ph Buonaparte, König von Spanien. II. 142. IV. 52. V. 748, 
XI. 233. XIV. 642. 
Joſephine, Kaiferin von Frankreich. III. I44. 
Juan, Don, d’ Auftria. II. 208. 


Zubildum. Deffen Stiftung durch Papft Bonifaz den Achten. 1.118, 
120. . 


Juden, Boll. IX. 553, 

Juden. Ghe bei venfelben. w. 572. 581. 599, 

Juden. Deren Emanciyation. IV. 449. V. 22. 

Juden. Deren Gefchlechtöregifter. VI. 486. 

Judeneid. X. 407. 

Sudenfhug und Judenabgabe. VIII. 677. v.27. VI. 661. 

Sulis Orbonnanzen und Revolution. UI. 161. V.469. 754. 
IX. 15. 

Julius, Herzog v. Braunfchweig. II. 719. 735. 

Yulius der Zweite, Papft. IL. 374. XI. 267. XIU. 552. XV. 675, 

Zulius der Dritte, Papfl. XV. 675. 

Süngfter Befig. II. 482. 

Jura singulorum (Rechte der Einzelnen). VII. 698, 

Suratorifhe Caution (Sicherheitsleiftung) im Strafverfahren. X 
412, 

Zurisprudenz (Rechts- und Staats wiſſenſchaft) 
und Juriſten, ihre Aufgaben, die Mängel un- 
ferer deutfhen Jurisprudenz, ihr Syftem und 
die Gefahren ihrer einfeitigen Richtungen. VIU. 
705. 1.370. 11. 164. 355. 

Juriſtiſche Anthropologie. 1. 615. 

Juriſtiſche und politifhe Cultur und Wiſſenſchafts⸗ ober Literair⸗ 
geſchichte. J. 29. 

Jury, Schwur- oder Geſchwornengericht als Rechts— 
anſtalt und als politiſches Inſtitut. Die gro— 
Ben Gebrechen unſerer deutſchen Strafrechts— 

pflege und das Schwurgericht, als das einzige 
—*3* ihnen gruͤndlich abzuhelfen IX. 28. 1. 


920 Züftemilien — Kant 


0° 169, 397. 451. 11.1179, IV. 330, V. 598, 01.78 VIN-753 
XIV. 687, 

SIüftemilien; das falfche frangöfifhe u. das: wahre 
Syftem der rihtigen Mitte und. die Folgen je— 
nes franzöfifhen Syſtems für Sranfreih und. 
Deutfhland. IX. 3. Vorw. 19. 80. III. 433. XUL.605. 
606. 

Iufti,v. X. 48. 

Juſtin. 1.187, 

Juftintan. 1.664. II. '25. 55. II. 394. IV. 47. IX. 392. 

Iuftintanifhes Net. IV. 47. 

Sufiz; Juſtizgewalt oder Hoheit; Juſti zſachez Ju— 
fizverwaltung; Juſtizſtellen; Juſtiziniſte— 
rium; Staats- und Pribat-æ insbeſondere Pa— 
trimonialjuſtiz; Adminiſtrativjuſtiz; Juſtiz— 
wiffenfhaft‘‘ VAL'720. Vorw. 13. "Il. 303. XIV. 687. 

Suftigverweigerung; die Bedingungen ihres Ein- 
tritted und die des Landes und des Bundes: 
fhußes gegen diefelbe. Vul. 756. 

Juvenal. 1.259, 


KR. 


Kalfer, deutjhe, ſ. deutſche Staatsgeſchichte ac. IV. 281. 

Kaiſer, deutſche. Deren Wahl. IX. 98. 

Kaiſerrecht, das. IV. 275. 

Raife vahum., Seien . Kampf mit dem — x 628 . 

Kalif, Kalifat (Chalif, Chalifat). 1.3... ... 

Kaliſch, Proclamation von. 1.208.511, 621.646. ‘IV, ar. 339. 
3. 

Raffitrate®» I. 198. 

Kameralwiſſenſchaft. IX. 161. 

Kammergeridtöordnung v. 3.1559. 1.233. 

Kant und die Kantifhe Philofophie. IN. 169. 1. 12. 
33. 52. 174. 332. 619. V.515. VI. 86.89. VII. 62, 614, 
IX. 665. X. 12. X1209. XII. 492. 
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Kanilelſaͤſſigket — Sul 02 


Kanzleifäffigkeit (Schriftfäffigteit). IX. 209. 

Karl der Erfte, König von Englam. III. 540. V.141. VII. 288. 

Karl ver Zweite, König von England. 1. 514. V. 27. X. 377. 
XIIT. 433, | 

Karl der Zweite, König von Spanien. VI. 113. 

"Karl der Dritte, König von Spanien. II. 684. 

Karl der Bierte, König von Spanien. II. 672. IV. 52. 

Karl der DViente, deutſcher Raifer. IV. 324. IX. 608. 612. 

Karl der Fünfte, beutfcher Kaifer. I, 175. 208. 462. IL 209. 
III. 269. 394. IV. 314. 326.830. V. 376. 485. VI. 101. vii. 
44. IX. 497. 614. X. 494. XI, 494. XI. 128. XII. 663. 
XIV. 639. 

Karl der Sechſte, deutſcher Kaiſer. I. 145. 658. IV. 384. W.. 
263. X11.129. 130. _ 

Karl ver Achte, König, von Frankreich. VII. 48. 

Karl der Neunte, König von Frankreich. II. 651. 683. V. 15.16. 

Karl der Zehnte, König von Frankreich. I. 204. 685. II. 161. 
V. 753. X.377. XII. 438. 

Karl der Zwoͤlfte, König von Schweden. L. 155. X. 376. 495. 
XII. 119. XIV. 86. 403. 

Karl der Große. 1.158.339, 432. 664. II. 131. III. 124. 483. 
983. 624. IV. 298. 301. 386. 418. 579. 597. V. 478. 711. 
VIII. 30. IX. 366. 424. 428. 574.603. XI. 79. 578. XIII. 
506. 509. XV. 505. 

Karl ver Die. IV. 306. 

Karl, Herzog von Braunfääweig. TI. 724. XI. 227. XUT. 444. 

Karl, Großherzog von Baden. II. 104. IX. 452. 453. 

Karl, Erzherzog. W. 149. XII. 198. 

Karl Friedrich, Marggraf, dann Kurfürft und Großherzog won 
Baben. 11. 96.103. 11.337. VI.955. VII. 384. IX. 462. 
685. X. 16.36. 499. XII. 645. 

Karl Johann (Bernabotte), König von Schweden umd Norwegen, 
ſ. Bernapdotte. 

Karl Theodor, Kurfürft yon r Balz « Baier, II. 145. VI. 170. 
. VII._651, .X. 356. 


Karlowiger Kirche 


Karlowltzer Friede. M. 129. 

Karlsbad, Congreß vom. MM. 114. I. 341.692, IX. 662, XIL 
224. XII. 443. XV, 367. 

Karthager, bie. X. 466. 

Rafimir der Große, König von Polen. I 276, 


Raften, Kaſtenelnthellung. IX. 212, X. 440. 446, 460. XII, 
709. 

Katafter. IX. 218. 

Katechismus, Taiferlicher (Napoleon’s), IM, 187, 

Katholiciömus. IX. 226, II. 674. 

Katholiken in England, 1. 557.563, V. 52. 

Katholiken in Großbritannien und Irland. Deren Cmancis 
pation. 1,563. V. 28. 52. 

Katholifche Kirchenverfaſſung. II. 613. IV, 43. IX. 310, 

Katten, deutſcher Volfsftamm. I. 494. 

Katzbach, Schlacht an der, II. 626. 

Kauf. IX. 238. 

Kaufmann. Verfahren und Strafe bei Banferet. IL 630. 640. 

Kaulbach. IX. 500, 

Kauzen, beutjcher Volksſtamm. I. 495. 

Kephalonia, joniſche Inſel. VII. 638. 

Kinder. Deren Verwendung in Fabriken. VI. 802. XIV. 836. 

Kinderaudfegung. Verbrechen derſelben. IX. 239. 267. 

Kindermord. Verheimlihung der Schwangerfhaft 
und der Geburt. Abtreibung der Leibesfrucht. 
Kinderausfeßung. IX. 239. VII. 118. 

Kindespechprobe bei Anſchuldigung ded Kindermords. IX. 248. 

Kindſchaft, umeheliche. XV. 488, 

Kirche (anglikaniſche, Epiſkopalkirche). J. 11. 380. V. 107. 

Kirche, evangeliſch-proteſtantiſche, Rhein-Baierns. V. 314. 

Kirche, Kirchenrecht, allgemeines oder natürliches. 
Inneres Kirchenrecht, Rechte der Staatsge— 
walt gegenüber der Kirche. Garantien der 
kirchlichen Rechte gegenüͤber der Staatsge— 
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Kirche — Alfter 928 


walt. IX.269. 1.39. 11.574. M. 458. 502. 613. IV. 538. 
VI. 706. 

Kirche, Kirhenverfaffung, evangelifhe IX. 328. 
IV. 43, 


Kirche, gallitanifche. Deren Freiheiten und Verhaͤltniß zu bem 
übrigen katholiſchen Kirchenrechte und zu den großen kirchlichen 
Aufgaben unferer Zeit. VI. 219, 

Kirche, griechiſche. VII. 180. 

Kirche. Lehrfreiheit darin. IX. 697. 

Kirchenagenden. 1.401... 

Kirhenbann. 1.199. 406. 17,191. IN. 660. IX.404. X.125. 

Kirhenbücher. XIL 432. 

Kirchenbuße, f. Kirchenzudt. 

Kirchendiebſtahl, |. Kirchenraub. 

Kirchenpfruͤnde Geneficium). II. 361. 

Kirchenraub Eirchendiebſtahl). IX. 896. XIIL 420. 

Kirchenſtaat EGtatiſtik deſſelben). IX. 366. II. 680. VIII. 397. 
IX. 396. XIV. 700. | 


Kichenverbefferung (Meformation). Vorw. 8, 1.905. II. 1%. 
xIN. 550. 598. 


Kirchhenverfaffung, katholiſche. IX. 310. IN. 613. IV. 43, 

Kirchenvermögen, Kirhengüter. IX. 375. 

Kirhenzuht Girchenbuße). IX.399. X. 418, 

Klagen, äbilitifche. 1. 377. 

Kleintinderfchulen. IX. 409. VI. 629, 

Klinger. IX. 178. 

Klopftod. 1.151. I. 498. 642. IX. 583. 

Klöfter. Kloftergelübbe. Angeblihe Verdienfte der 
Klöfter um die Eultivirung des Bodens und 
die Erhaltung der claffifhen Literatur des 
Alterthums. Das Moͤnchsweſen überhaupt und 


feine verſchiedenen Beziehungen. IX. 416. I. 160. 
X. 620. XII. 150. XIV. 366. 


Klöfter im Canton Aargau. 1.45. XV. 582. 


Rübee — Wie 
Gohr Ludwig). IX. 461.1. 332. 887, Ind, W. 356, 
VıL. 130. 692,5 VIII. 704. X. 25.28.29. X1,714, XI. Ba. 

Koch, Kanzler. T. 200684. — 

Köln, Kurfuͤrſten vom IX. 609. i 

Königöfriede. V. 489. 

Koͤnigsgeſetz, daͤniſches. 11.433. IV. 189, 

Kopenhagen. Akademie daſ. I. 499, 

Kopffteuer, Perfonalfteuer, Glaffenfteuer, IX. 462. 
226, VII. 297, 

Kopten in Aegypten. 1,386, 

Koran. Grundfäße der muhamebanifchen Lehre. 
IX. 467. 1IL 399. IX. 563. 564. X. 418, 615. XIV. 430, 

Körner, Dichter. IX. 584, 

Korfu, Injel. VI. 638. 

Korngefege, Handel, Magazine. 1x:482. 1.219, 226. 

Körperlihe Zuͤchtigung als Strafart. XV. 205. 

Koͤrperverletzung. XV. 422. 

Kosciusfo. V.486. X. 376. XII. 563 ıc. 

Kobebue, v. X. 377. 

Krahnrecht. XV. 156. 

Krakau, Freiſtaat. 11. 381. 682. V. 306, 

Kranach, Lucas. IX. 579. 

Kranfenfaffen. XV. 770. 

Krankheiten. Deren Abhaltung und Heilung. VI. 765. X. 403, 

Krankheiten, anftedende. 1.603. VI. 774. Abſperrung kei denſ. 
1. 161. 

Kreugzüge. IV. 272.311. X. 620. 

Krieg, Privat: und Öffentliher Krieg, Bürger: 
kriegz Kriegsrecht, natürliches und pofitives; 
Kriegsmanier, Kriegsraifon; Kriegsgefangene; 
Kriegskunſt. IX. 491. V. 333. 483. 502. X. 474. 503. 
718. 

Krieg, dreißigjähriger. IV. 331. VI. 102. XIV. 400. 

Krieg, fiebenjähriger. VI. 166. 








Kriegsbeute — Sid R 
Kriegsbeute. MW. 744. 
Kriegberklaäärung. X. 860. 
Kriegsſchaden, Kriegslaſten, Verthenang und 


Ausgleichung derſelben. IX. 609. VI. 180. 184. M. 
311. 


Kriegsſyſtem, neueſtes. Deſſen Geiſt. VL 357. 
Kronämter. VIII. 188. 

Krondotation. II. 496. 

Krongut (Domaine, Staatögut), f. Domaine. 
Krönung. VIU. 183. 

Krübener, Frau v. 1.449. VII. 525. 531. 
Krug. 1. 198. X. 24. XIV. 433. 

KRubpoden. II. 607. 

Kunſt. Verdienſt ver Klöfter um ſie. IX. 431. 


Kunft, im Zufammenhange mit Staat und Holiti. 
X. 538. 


Kunftverein. IX. 596. 

Kunftverloofungen. VI. 80. 

Kunz von Kauffungen, ber Prinzenräuber. X. 510. 

Kuppelei (Verführung). VI. 659. 

Kurfürften. Goldne Bulle Kaiſerwahl. Wahl: 
capitulation. IX. 598. IV. 321. 323. 387. XII. 641. 644. 

Kurheſſen, f. Caſſel. 


e. 


Lacedaͤmon, ſ. Sparta. 

Lacedaͤmonier, ſ. Lakedaͤmonier. 

Lafayette (Marquis ve). V. 454. TI. 188. 562. 638, 
Lafitte. I. 527. XIU. 540. 

Laharpe, Erzieher Kaifer Alexander's I. von Bukland 1. 444, 
Laibach, Congreß zu. IN. 714, VIII. 890. XL 236. 


Lakedaͤmonier — Lang 


yämonier. X. 320. 
Wenn: . 111.337. 462.463. 756. IV, 234. VL240. X. 20. 
1.497. 
terihe Schulen. IX. 617. XII. 327. 
bacht. 119. 
bessif@of, brotehantifhemengelifcier. N. 696: 
Zandfrieden, und ewiger. 1.207. IV. 326. V. 9. V. 98. X 
2 860. XII. 641. 
Landrath, ſ. Provinzialſtaͤnde, Bennett, Depariemens 
talrath. 
Zandrecht, allgemeineh preußiſches. XII 84. x. 469. ©. noch 
Breußen. 
Landfaffen, fogenannte inf Canton Aargan. L4. 
sSandſaſſiat. IX.628. vI.308. VU.487. 
Landsbomwn, Lord, engliſcher Minifter. II. 235. 


Landftände, beutfche, f. Deutfches Landes-Staatsrecht. IV. 
337. 


Ranpftände. Derantwortlichfeit derſelben und ihrer Mitglieder. XV. 
642. 

Landſtändiſche Ardive. 1.666. 670. 

Landſtaͤndiſche Geſchaͤftsordnung. VI. 613. 

Kandftraßen, ſ. Strafen, Landſtraßen ꝛc. XV.298, 

Landtagsabſchied. IX. 625. 1.142. 

Land und Leute, Abtretung von. I. 172. 

Landwehr, Landmwehrfyftem. IX. 589. II. 734. VII. 589, 
XIII. 69. 

Landwirthfhaft. IX. 627.427. Vorw. 12. 1.210 219. 225. 
x. 58. 382. XIL. 670. XV. 826. 

Landwirthſchaftliches Imftitut. 1.223. 

Landwirthſchaftliche Inſtitute in Hofwyl. VII. 73. 

Landwirthſchaftliche Vereine. J. 221. 

Lang, Ritter von. 1X. 427. 





BE Wu 


Langobarden — Leibrenten | 


Langobarden, f. Longobarven. 

Zanjuinais, Graf. II. 385. 387. II. 172. V. 467. 
Laften, biäuerliche (gutsherrliche). I. 96. IL 252, 257. 
Zaufanne. Beſſerungshaus daſ. I. 507. | 
Lavater. V.30. 514. 


Lebensdauer. Einfluß ver Armuth oder Wohlhabenheit auf fl. X. 
429. 


Lebensgefchäft. Heutige ſtaatsrechtliche und politifche Stellung und 
Aufgabe des Adels in vemfelben. I. 257. 


Lebensmittel. IX. 640. 484. 

Lebensöverfiherung. 1.598. V. 13. XV. 773. 
Leberprobe bei Anfchulpigung des Kindermords. IX, 248. 
Lefebvre, Marſchall. IV. 143, 

Legat (Vermaͤchtniß). V. 229. 

Legatus a 2atere. XI. 706. 


Legitimität. IX.643. Vorw. 16. IL 689. II. 668. IX. 13. X. 
665. 


Lehen, Lehengut, Lehens⸗Syſtem und Verfaffung. I. 468. 

Lehnmwefen. IX. 652. 185. XV. 506. 

Lehrfreiheit in Schule und Kirche. IX. 657. X. 492. 
XV. 524, — 

Leibeigenſchaft. IX. 671. Vorw. 15. I. 99. II. 481. VIH. 
662. XI. 88. XIII. 28. 36. 43. XIV. 98. 101. 366. 

Xeibeigenfchaft. Deren frühe Aufbebung in Baben. II. 104. IX. 
684. X. 498. | 

Leibeigenfhaftsabgaben. I. 64. 99. 136. VII. 384. 663. 


Leibeigenfhaftslaften. Aufhebung ver als folche anerkannten Ab⸗ 
gaben durch Geſetz in Baben. I. 101. 


Leibesfrucht. Verbrechen ver Abtreibung verfelben. IX. 239. 264. 
Leibesübung, f. Erziehung, phyſiſche. 

Leibnig. 1.384. VI. 165. IX. 183. X. 15, XI. 274. 776. : 
Leibrenten. 1.598. II. 260. XV. 774. 


028 "Reibgelt — Liechtenſtein 
Leib zoll, juͤdiſcher. V. 27. VIIL683, 
Reihenkaffen. XV. 770, 

Leichen ſchau. U. 336. 

Leihhauſer. IV. 96. - 

Leihtaſſen. IT. 14. IV. 94. 96. 

Lerh - und HHpothefenbanfen. U. 172. IV. 99 
Eeihcontraet (Commodat). IX. 688. 
Leipzig, Schlacht bei. IX. 690. I. 627. 
Zelewel, Joadim. IX. 702. 

Leo, Prof. X. 25, 

Leo der”Dritte, Papſt. IX. 608. 


2eo der Zehnte, Papſt. 1.120. 121. I. 374. 1.331. X. 125. 
722. X1.267. XIII. 552. 558. 


Leo der Zwoͤlfte, Papft. VII. 521. 528. 

Leonidas. 1.12. 189. 5 

Leopold I, deutſcher Kaiſer. 1. 313. 658. 1. 396. IV. 369, 
IX. 616. 

Leopold IL, als veutfcher Kaifer. I. 659. II. 333. VII. 671. XI. 
131. 

Leopold IL, ald Großherzog von Toscana. VIIL 566. X, 5. XV. 430. 

Leopold, Großherzog von Baden. II, 121. 

Lerminier. X. 23. 

Lefefreiheit. IX. 708. 

Lefegefellfhaften. IX. 709. 

Leffing. V. 80. IX. 581.583. XV. 394. 

Refjing, Maler. IX. 590. 592. 

Leuchtenberg, Herzog Eugen von. 1.171. Ir. 144. IV. 162. 

Liberal, Liberalismus. IX. 713. Vorw. 17. 1.2. III. 360. 

Liberia. IN. 730. 1.392.399. III. 542, 

Xiebenftein, v. IL. 114.116. IX. 126. XIII. 541. 

Liechtenſtein. IX. 733. IV. 469. VI. 491. 





Liefland. — rer RM. 


Liefland. XU. 110. 

Ligny, Schlacht von. IL 636. 

Limoges, Synode zu: I. 114. 

Lingard, englifcher Siftorifer. V. 86... 

Linth-Canal. VII. 35. 

Lippe-Detmold. 1X. 738. 415. VI.. 1. .X1.. 758. XV. 220, 


Lippes&@haumburg oder Schaumburg-Lippe I, | 
747. VI. 491. X. 356. 


Liquidationstermin im Concard, IL. 639. | 
Liſſabon. Akademie daf. 1.439, : nn f 
Litteratur der Staatöwiffenfhaften X.3:. —* 
Liverpool, Lord, englifcher Minifter. III: 229: 232. 728. 


Elvingſtom, Eduard⸗ Advoeat, dann n Geſandter. I 364. . 
Livius. VI. 436. ” | | 
\ 2lorente. III. 462. a . 


Rode, mal — tig." au. 768. v —* vn. Br iX. 188: 


"Rojola, —9— von, Stifter des fon vin. 440: ' 

Lombardiſchẽ venetianiſches aönigreiß. 2 X. ‚56. vo, u 
402.567. X11. 130.134. 135.138. J 

Londoner ‚Qeittag s von 6. EN: 182, 1; 363, *1 314 
Songobarden ‚X,68. ‚E29 406, W278, - pn 
Lope de Vega, fyanifcher drawatiſcher: Dichter. X 560: N 2 
Tostauf um Grundlaſten sc, k Abloͤfung von Re 
Losſprechung, auch von ber Inſtanz VI.75. ER 
Löſegeld. M.566. ze Ä ’ 
Lothar I., deutſcher Kaiſer. 166138 °. Ni. 5 
Antterieen. VI. 77.375. X.789. -. ' 
2ot. 1.95. X. 39. 48, Ä 
tpuifianna. X. 69. II. 6579. 
Louvois, franzdftfcher Minifter. VIII. 279. 


zömwengefellfhaft. 580 :-::. . en Bu 


Loͤwenherz — Ludwig 

Löwenherz, Richard, König von England. X. 610. 

Löwenftein-Wertheim. (Succrffionsanfpräde in ben 
Stammländern bes Haufes Wittelsbach.) X. 51. 

Luͤbeck, freie Stadt. X. 77. 

Zübed, Fuͤrſtenthum. XI. 762. 764, 

Aucas van Leyden, Dialer. IX.579. 

Lucca, Staat im Mittelitalien. X. 72. VI. 491. VII 401: 
402. 

Lueian Buonaparte. Ul. 193. 142, 

Zuben. 1.157. II. 623. X. 14. 21. 

Lüder. 1.29. X. 38, 44. 48,49, XIV, 438. 

Kudiwig Buonaparte, König von Holland. I. 143. XI. 507. 

Ludwig von Baiern, beutfcher Kaifer. J. 115. U. 2.139. II. 
483. IV. 313. 323. 356. 418. XI. 268. 

Ludwig der Deutſche. W. 306. 7 

Zeudwig der Fromme, Kaiſer. I. 487. IV. 806. VIII. 695. 

Ludwig der Zwölfte, König von Frankreich. J. 462. Il. 244. 
v1. 263. VII. 43. 

Ludwig der Dreizehmte, König von Frankreich. II. 683. IV. 545. 
v.723. XII. 10. 

Ludwig der Vierzehnte, König von Frankreich. 1. 154. 350. 
440. II. 161. 162. 244. 451. 650. 683. 111. 394. IV. 3. 332. 
V. 485. 723. VII. 45. VII. 31. 277. IX. 568. 574. X. 494. 
495. 622. XII. 403. XIV. 28. 

Ludwig der Bünfzehnte, König von Frankreich. II. 684. V. 
725. VIII. 51. 282. 508. 

Ludwig der Sechs zehnte, König von Frankreich. II. 383. 384. 
685. III. 216. 395. 441. V. 725. 730. X. 377. 

Ludwig der Achtzehnte, König von Frankreich. II. 634. 685. 
lIT. 402. 419. 445. 619. 689. IV. 530. 751. IX. 645. XI. 
437. 438. 

Ludwig Philipp, König der Franzoſen. II. 427, IV. 440. 531. 
v. 155. 755. 

Ludwig der Ungar, König von Polen. 1.276, 


‘ 
D 


Ludwig — Mainz 98: 


Ludwig das Kind. IV. 306. 

Lüge, im Strafverfahren. 1. 126. 

Luͤneville, Friede von. 1.180. II. 125. IV.333. VI. 124. Xu. 
642. _ 

Zungenprobe bei Anſchuldigung des Kindermorbs. IX. 247. 


Luther, Dr. Martin. X. 101. 388. 409. 555. II. 142. 282. 
449. 466. 564. 600. III. 37. 191. 193. 196. 486. 489. 624. 
IV. 296. 326. V.76. VI. 389. 575. IX. 663. X. 375. 491. 
XIII. 410. 553. XV. 613. 


Luremburg (Lüselburg), Großherzogthum. X. 286. 1. 
178. III. 683. 


Lurus, Lurudgefege, Surusftener. X. 298. 


Luzern, Ganton fümeizerifger Eidgenofſenſchaft. X 
911. II. 419. VIL 18. 


2yfortas. I. 197. = 
Lkykurg und feine Gefeggebung. X. 316. L 54. 11. 575. 
677. IX.268. XI. 695. 


Lyndhurſt, Lord, englifher Minifter. V. 164. 


M. 


Maas und Gewicht. X. 326. | 
Macchiavelli. VIII. 416. 416. 568. 583. 609. X. 7. 613. 699. 
XV. 351. 352, 


Mackhiavellismus. V.372. VI.156. VO. 44. VII. 513. IX. 21. 
X. 692. 


Mac-Eullod. VI.373. X. 37. XI. 217. XIV. 848, 
Mapifon, Präflvent der Nordamerikaniſchen Sreiftaaten. I. 258. 
Madrid. Akademie daſ. I. 439. 

Magna Eharta von England. 1.5693. V.85. XV. 701. 
Mahratten, die. II. 378. | 

Mähren, Marfgrufichaft. XII. 135 ıc. 

Mainz. Gentralunterfuhungscommiffion daf. II. 708. XI. 627. 
Mainz, Kurfürften von. IX. 609. 616, 


Makler. Veren Beſtrafung bei Wallıment. Al. 055. 
Malchus, v. 11.55. X. 26. 44.46. 49. 

Malerei. IX. 938. 572. X. 451. 477. 

Malta, Infel. HL 541. VUN 409. ‚ZIL 4.6. 
Malteferritter. XII. :- > \ 
Malthus. 1.550. X.37.25. tn. 
Mamelufen. 1.379.680. IU.735. Ze 
Manvdı Gevollnichugung). ausgr. J | 
Mandat, Mandatsproceß. x. 


I 


Manifeft. X. 360. 

Manko⸗Kapak. I 54. 

Mannheim. Akabemie vaf. 1.388: 

Manunlacten.. 1. 228. 7. Kane rt 

Kanumiffionstare -1.99 101: 187. — 
WMartat. 11.385. II. 796. v.737. X. 877. ee 

Marbon. dd te Tue 


Marheinete vi. 638. 

Marliana, Jeſuit. M. 462. XV. 428. | 

Maria Ierefia von Oefterreich. II. 145: 638. V. 206.v 
62. ‚KU. 130; ꝛc. 


\ 
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Markt — Mebicin 988 


Markt und Meffe. X.362. XII. 124. 
Marktſchreier. L 56. 

Marmont, Marſchall, Herzog von Ragufa. I. 69. IV.171. : 
Marokko, Bez und, Kalferifum. II. 209. 

Marſchall Vorwärts, f. Blücer. 

Martens, v. X.27.29.30. 32. 

Martignac, franzöf. Mintfter. IV. 438, 

Martin ver Fünfte, Papfl. I. 596. II. 370. IX. 394, 
Märtyrer (religiäfe und politifche). X. 365. 
Maſchinen. X. 379. 1. 653. IV. 250. VI. 787. 
Maffillon. II. 462. 

Materielle und ideelle Interefien. VII. 283. 
Matrofenpreffe in England. X. 612. 

Mattiacher, deutſcher Volksſtamm. I. 496. 
Maupertuid, v. II. 462. 

Maurenbrecher, Prof. X. 25. 

Mauritius (Isle de France), Inſel. L 396. 
Mauvillon. X. 15. 

Mar Emanuel, Kurfürft von Baiern. II. 144. 


Marimilian der Erfte, dentſcher Kaiſer. III. 280. IV. 60. 326. 
VI. 263. IX. 613. X. 124. 693. 695. XII. 128. 


Marimilian der Zweite, deutſcher Kaiſer. IL 657. XI. 129. 

Marimilian der Erfte, Kurfürft von Balern. IL 143. IV. 391. 

Maximilian Joſeph, Kurſuͤrſt von Baiern. II. 145. 

Marimilian Joſeph, König von Balern. II. 146. III. 619. IX. 
425. 

Mazarin, Cardinal, franzöflicher Minifter. I. 436. IL. 683. 688, 
XIV. 3. 

Medlenburg, Großherzogthümer X. 384. II. 338. 
635. VL 491. XIN. 347. 

Meder, die. X. 456. 

Medicin als Hauptwiſſenſchaft. 1.26. VI. 168: 

Medicin, gerichtliche. XIV. 712. vn 

Staats sLertlon. XV. i 2.20 


—. — — I 


‚984 Medicinalpolizei Miethe | 
Medicinalpolizei. X.401. 1.36. xiIV. 712. ? 
Meer, caspifches. Ul. 283. N 
Mehmed Ali, Vicekönig von Aeghpien. 1.380, 643, 702. 
Meter, Melerrecht ac, ſ. Abmelerung. 


Meineid; vorher Eid, Dienfteid,, Hulbigungseid. x 
405. 11.380. IV. 24. VII. 119, 


Meinung, Öffentliche. IM. 767.. XI. 252. SIV.737, XV, 472. 

Meifterfänger. V. 496. 

Melanchthon, Phllipp. IL 142, 282. 11.191. 208, 624. x. 

Mendelssohn, Mofes. V. 30. 41. 

Mendelsfohn-Bartholbh. IX. 586, 

Menfhen. Deren Racen. XII. 389. 

Mennoniten. X. 526. XII. 55.112. “ 

Menſchenraub. Widerrechtliches Gefangenhalten. 
x. 506. VII. 278, 


Menfhheit. Weberblik der GEntwidelungsgefgichte 
derfelben. X. 426. 


Mercantilfyftiem. X.533. 300. XIL.614. XV. 840. 
Merkur, theinifcher. II. 622. XIII. 439. XV. 368. 

Merlin von Douai. II. 217. 

Mefie, f. Markt und Meffe 

Mefjenier, bie. X.320. 

Metalle, edle, als Münze. XI. 13. 

Metapolitil. x. 544. 

Methodik (Hobdegetif) des Studiums. VII. 23. 
Methopiften. XI. 731. 


Metternich, Fuͤrſt. Oeſterreichiſcher Staatskanzler, II. 694. 695. 
715. IV. 340. XI. 226.228. 233. 628. 


Meufel. X. 44. 

Meriko (Mejico, Medico), X. 545. XIV. 466; 
Michael Angelo Buonarotti. IX. 571. 
Miete, ſ. Pacht und Miethe. 





- Miguel — Mobilien- 985 


Miguel, Don, Prätendent von Portugal. I. 172. I. 649. II. 
414. IV.423. VIM.-387. Xx. 877. 645. XI. 706. 

Milde Stiftungen. XV. 178. 

Militaircolonieen, ruſſiſche. I. 228. 

Militairverwaltung. X. 563. 

Milofh Obrenowitſch. XIV. 904 ır. 


Milton. II. 462. 

Minperjährigkeit. X. 333. XII. 630. 

Minderungsklage (actio quanti minoris). I. 378. 

Minifter- Congrep zu Wien. II. 698. 

Minifter« Berantwortlichkeit. I. 110. 114. 117. 123. IM. 
521. 768. 777.783. IV.17. V. 113. XV. 639. 

Minorat. X. 330. 

Minorennität. X. 333. 

Minos. TI. 575. 

Mirabeau, Graf v. 11.214. M. 765. IV.230. V.729. VI. 49. 
x. 18. XII. 538. 

Miranda, General. III. 546. 547. 548, 

Mishandlung der Thiere, Thierqudlerei. X. 6571. 

Mißheirath, unftandesmäßige Ehe. XV. 41. VI. 491. 

Miffionen, Miffiondre. X. 589. 

Mitbelehnung. U. 352. 

Mitte, richtige (Iüftemilien). IX.S. | 

Mittelalter, das weltgefhihtlihe und das beut- 
fhe, und das Verhaͤltniß derfelben zu unfe- 
ven heutigen gefhihtliden Zufländen und 
Aufgaben. X. 604. Borw. 6. 1. 548. 11.762. 

Mittelamerika (Eentralamerita, Guatemala). X. 601.“ 

Mittelbarkfeit. x. 698, 

Mittelbarkeit, Neiche- und Bunbesmittelbarkeit. XV. 540. 

PMittermaier. 1.60.1931. IL 259. 355. 457. 470. I. 180. 282. 
627. 629. VI. 881. 428. VII. 91.92. IX. 126. 149, 246. X. 
360. 425. XII. 386, 641. XIV. 814. XV. 224. 

Mobilien. x. 637. 

60* 
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MP Mobilienftener. — Morb 


Mobilienfteuer. VII. 297. 

Modena, Herzogthum. X, 641. VL491., 

Mohamen (Muhameb). 1.54. II.398. IX. 467. 663.564. XIV. 
430, 


Mohamedaner. Che bei denſelben. VI. 582. 

Mohl, v. II. 181. 351. 354 — 356. 364, 500. VII. 730. X. 25. 
41.43. 44, XD. 338, 349. XIV.768, 770. XV. 529. 

Moldau und Walachei. Fuͤrſtenthümer. X. 646. 1.362. V. 
305. 

Moliere. IX. 568. XV. 393. 

Momiers, bie. XI. 732. 

Monardie; monardifhes Syſtem, monarhifches 
Princip, Monarhismus. X. 658. Vorw. 21. IV. 255. 
v.369, VII. 643. X. 341. XV. 68. 

Möndwefen, das. IX. 416, 

Mongolen. X. 677. VI.783. XII. 494. 

Monogamie. IV.573 x. 

Monopole. IX. 375. XV.448. 

Montesquieu. I. 33. 149. 156. 257. 344. 345. 349. 617. 618. 
11. 305. 306. 322. 575. 583. III. 78. 165. 169. 176. 325. 462. 
645. 761. IV. 242.247. V. 86. 91. 92. 167. 223.531. VI. 
369. 438. 499. 735. VII. 62. VII. 58.322. 768.786. IX. 
125. X. 16.482. 636. 637. 697. XI. 351. XIV. 168. 430. 
436. 440. 443. XV. 69. 70. 73. 

Monzambano und Hippolytus a Lapibe; ihre Kri- 
tiken und Reformvorfohläge in Beziehung auf 
dievaterländifhenVerfaffungszuftände. X.684. 

Moral im Verhältniß zum Recht und zur Politik. 
Machiavelli, Machiavelliftifhe Politif und 
Antimachiavelli. X. 692. VL 571. XI. 179. 

Moral, Hriftliche, in ihrem Verhältniß zur politiſchen Cultur oder 
zum Recht und zum Staat. III. 457. 

Moral. Unterſchied verfelben vom Recht. I. 26. 27. XIII. 484. 

Moratorium (Anftandabrief, Gifernbrief, Stundung). II. 635. 

Mord. 11.55. XV. 423. 


u‘ 


Moream — Minzverbrechen 937 


Moreau, General. V. 744. 747. 

Morganatiſche Ehe (Ehe zur linken Sand). XV. 571. 

Morgenland (Orient). XI. 50. 

Moritz, Kurfürft von Sachſen. XIV. 180. 

Morone, Earbinal. I. 122. 

Morus, Thomas. X. 727. 

Mofe, als allgemeiner Gefeßgeber durd bie zmei 
älteften Gefegtafeln, oder die gehn Gebote. X. 
755. 11.477. II. 116. 571. 574. 582. Ä 


Möfer (Juſtus), der dht deutfhe Mann und die 
ächten deutfhen Srundlagen des Rechts, der 
Freiheit und der Politik. XT.67. 1.199.332. 1. 
358. II. 282. V. 411. VI.17. VI. 692. IX. 125.136. X. 
17. 38. 637. 783. XIV. 153. 155. 158. 159. 160. 164. i 

Mofer. Bater (Sohann Jacob) und Sohn (Earl 
Friedrich von). X.766. I. 27.517. II, 343, 348, 708, 
Iv. 344. 345. V. 411. VII. 692, X. 17. 29. 376. 


Mosheim. IN. 211. 

Motionen (Anträge). Befugniß der Bolkörepräfentanten dazu. IE. 
778. | 

Mozart. IX. 577. 

Muhl bann. II. 193. 196. 

Müller, Adam. I.3. II. 5976. IN. 460. X. 14. 20. ‚25. XII. 442, 
XIV. 149, 435. 

Müller, Joh. v. 1.157. II. 462. 466. IV. 331. 356, 389. 457. V. 
85. VI. 5. X. 496.701. XII. 348. 

Münden. Akademie vaf. I. 438. IL 154. 

Muͤndigkeit. X. 836. 

Muͤndlichkeit. Mündliche Berfandlung. I. 231. XIII. 235. 

Münfter, Graf v., Gannöverfcher Minifter. U. 724. 797. 739.743, 
II. 694. VU. 387. 407, 425. 441. XV, 467. 

Münzer, Thomas. II. 276. | 

Münztunde (Numismatik). XI. 694. 

Münzverbrechen. xX1.3. 


938 Münzwefen = Nationalinftitut 
Münzwefen. X. 10. IV.74.69& 1% + 


Murat, Joachim, König. von Neapel, 1. 71. Ul. 667. ‚x. 877, 2 
233. XI. 133, 


Murhard, Friedrich. 1.687..%,24,48, h w 

Murhard, Karl, X. 40, ‘ 

Murillo, ſpaniſcher Maler. IX. 573. , 

. Müfiggängen Bmangsarbeitähäufer für fie 1.659, 0 |, = 
Mufit.. IX. 568. 
Myſticiomus. I. 54. VII, 530. XT. 718, 
N. 

Nahbrud. XI. 113. 

Nacheile. (Sequela judieialis, territorialis, prae- 
fectoria). XI. 121. 

Nachlapvertrag. II. 638. 

Nachſteuer. 1. 58. 

Nacht, Recht der erften. XIII. 495. 

Nachtmahlsbulle (Bulla coenae), ſ. Honthe im. 

Näfels, Schlacht bei. VIL 30. 

Näherreht, Loofung, Abtrieb, Retract. XI. 127. 
XIII. 655. 

Namen, Eigen- oder Perfonennamen. XI. 130. 

Nantes, Edict von. VI. 101. VII. 272. 277. 280. 

Napoleon, Kaifer der Franzoſen. I. 123. 1. 152. 154. 179. 180, 
206. 208. 360. 447. II. 620. 

Naffau, Herzogthum. XL. 135. I. 347. IU. 340. IV. 376. 470, 
VI. 210. 491. X. 293. XIII. 350. 

Nation. Heutige ſtaatsrechtliche und politiſche Stelung und Aufgabe 
des Adels in berfelben. I. 257. 

Nationaleonvent, franzöfifcer. II. 787. 

Nationalhaf. IV. 71. 

Nationalinftitut, franz. I. 436. 441. 


— 
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Nationaloͤkonomie — Neubritannien.:.. 989 


Nationalökonomie, Vorw. 12. 136. 11.236. V. 538. XIV. 
359, 


Nationaloͤkonomiſche Literatur. X. 33. 
Nationalſchuld, englifhe. V. 208. 


Nationalverfammlung, franzöflfcge. Vorw. 15. I. 673. V. 
464. 729. 


Naturalabgaben. I. 98. 
Naturalbeſoldung. II. 494. 
Natuͤrliche Alimente. I. 451. 


Natuͤrliche Grenze, insbeſondere über eine ſolche 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich. XI. 164. 
VI. 106. 


Naturrecht, Vernunftrecht, ar enhitofopbie und 
pojitives Recht. X1. 162. 1.27. 


Naturſtand. II. 569. 

Naumburg. Meffe daſ. X. 365. 

Navarin, Schlacht von. I. 361. VI. 141. 
Navigationdacte (britiſche). XI. 213. XIV. 284. 


Neapel und Sicilien. XL. 226. I. 686. V. 525. VI. 264. 
491. VII. 389. 397. 518. 961. 567. 591. X. 342. XIV. 700, 


Nebenius, badifcher Staatsrath. I. 919. X. 40. 330, XIV. 861. 
Neckarſchifffahrt. XV. 156. 
Necker, franzoͤſiſcher Finanzminifter. VI. 542. 


Negercolonie in Sierra⸗Leone. 1.392; in Liberia. L 392. ‚ VII. 
730. III. 942. 


Negerhandel. II. 481. 672, 

Negerftlaverei in den nyrdamerikaniſchen Srelflanten. III. 82. 
Negerftaaten in Afrika. I. 398. 

Nelfon, Admiral. 1.178, IL 644. 

Nemeſis, Zeitfehrift. IL. 628. 

Nepotismus. XI. 268. I. 629. 

Nero, sömifcher Kaifer. I. 198. X. 368. 

Neubritannten, Infel. U. 71. 


2 





940 Neubruchzehnte — Norbamerikanifche 

Neubruchzenmte Deifen Abſchaffung durch Geſeh in Baden. J. 102. 
11123. 

Neucaleponien, Infel, U. 71. 

Neuenburg ober Neufchatel, preußifges Fuüͤrſtenthhum 


und dabei Canton ſchweizeriſcher a la 
XL 273. IV. 625, 

Neugeorgien, Infel. IL 72, 

Neugriehenland. S. Griechenland. Geſchichte Neugriedene 
lands. 

Neu⸗Gulnéea, Inſel. U. 71. 

Neuholland eu-Suͤd⸗Wales. U. 68. 

Neuorleans, Stadt. X 72. 

MNeufeelanp, Inf. 71. ı 

Neutralität. XI. 284. VI. 260. 265, 826; 

Neutralität,bewaffnete. XIV. 90, 

Ney, Marſchall. I. 69. IV. 550. X. 377. 

Nibelungen. IN. 572. 573. 

Nichtigkeitsklage (Nullität). XI. 692. 

Nicolausder Erfte, Papft. IV. 589. 

Nicolausder Dritte, Papſt. XL. 265. 

Nicolaus, ruſſiſcher Kaifer. I. 362. IX. 705. XI. 117. 

Niebuhr. I. 260. 263.425. 11.30. 623. IV.48. VI.139. VFI. 
794. XV. 95. 466. 474. 475. 

Niederer Abel. 1.257. 

Niederlande (fämmtlie). XI. 491. 1.397. I. 711. I. 77.329. 
344. 380. 415. 537. 683. IV. 680. V. 29. 307.563. V. 131. 
v1. 313. 491.692. VII. 5%. VIII. 520. 667. IX. 466. X. 288, 
342. 365. 665. XI. 7. XIII. 141. 283. XII. 583. XIV. 702, 
XV. 495. 

Nipon (Japan). X1.309. 1.713. VI. 294. 486. IX. 548. 

Niſchni-Nowogorod. Meffe daſelbſt. X. 365. 

Nomaden. IX. 544. 

Nordamerikanifhe Revolution. XI.324. 1.33. 

Nordameritanifhe Verfaffung. Ihre Grundideen. 





Nordoarolina — Oberherrſchaft 941 


x1. 881. Ihre Hauptbefiimmungen. XI. 465. m. 
81. 86. 344. XIII. 285 


Nordcaro lina. Sklaven vaſelbſt. 2. 579. 
Normannen. XL 975. 


Norwegen (GStaatöver faffung). XI 584. 1.176. 264. 
11. 66. 77. 329. 344. 358. 629. V. 308. VI. 381. IX.29. X, 
342. XII. 585. XIV. 773. S. noch Dänemarf. 


Noftig, Graf, Bluͤcher's Adjutant. II. 635. 643. 

Notariat. XI. 629. II. 324. 

Notherbredt. V. 229. 408. 

Nothſtand, Nothrecht oder Nothmaßregel. XL 643. 


Nothwehr und Selbithülfe gegen Privat: und df- 
fentlihe Perfonen und Berlegungen. XI. 649, 
II. 282. 565. V. 68. 


Nothzucht, Halbnothzudt, Quaſinothzucht. XI. 685. 
VI. 659. 


Notorietät, Offenkundigkeit. XI. 691. 

Novalzehnte. Deſſen Abjchaffung durch Geſetz in Baden. L 102. 
Novellen (Authentiten). IV. 48. 

Nullitdt, Nichtigkeitsklage. XI. 692. 

Numa. 1.54. MM. 571. XV. 29, 

Numismatik, Münzkunde. XI. 694. 


Nuntius, Legatus natus sodis apostolicae, Le- 
gatus a latere, Internuntius, apoftolifcher 
Bicar. VI. 706, 


OD. 


Dberauffehende Gewalt. XI. 714. 
Ober⸗Canada. IT. 219. 
Dbereigenthbum. XI. 717. 
Oberherrfhaft, Oberhoheit. XI. 718. 
Dberhöfe. 1.238. IV. 268. 622. 


942 Obligationen — Ohrenbeichte 


Dbligationen« (Berkehrss,oder Artionens) Reit. 1.84: II. 502, 
Obſcurantismus der Hierardhie und Despotie, der 
Orthodoxie, des Myfticismus und, Pietismusz; 
Aufklaͤrung und Nationalismus, XL. 718, 

Dbfervanz. VII 3, g 

DObftbhume Deren Anpflanzung. IR 286, 

DObftbauvereine. 1. 122%. 

Deeupation, privat- und vötterregttige u Pages: 
rechtliche. XI. 740, 

Oqhlotratie oͤbelherrſchaft). XIL 488; 

DEonnell, Agitator. TV. 283. VI.765. XI: 788 16. XL 538, 

Detroit. X1'747. IV. 629, 

Dctroyirte und einfeitig don ber Volksrepräſen— 
tation entworfene und vertragsmaͤßig unter- 
handelte Verfaffungen. X1.751. 

Dffenbarung. Deren Pſychologie und Philoſophic. XIIL 306. 670. 

Dffenkundigkeit (Notorietät). XI. 691, 

Dffenfiv- Allianz. 1.455. 

Dffenfivs Krieg. IX. 495. 

Deffentlichkeit; Deffentlihkeit der Gefeggebung, 
der Regierung, ber Ständeverhandlung und 
der Verwaltung; Deffentlihkeit des Civil: u 
Griminalproceffes. Deffentlihe Meinung u. 
Zeitgeift und deren ſtaatsrechtliche Theorie, 
Staatöcontrole, Syſtem ber öffentlihen und 
der Geheimregierung. XI. 252. I. 231. 366. 397. 
573. 11. 164. II. 327. 767. 780. IV. 430. VI. 269, 276, 
280. VIII. 753. IX. 89. 153. XIM. 174. 227. XIV. 687 

Deffentlihe Abflimmungen. I. 166. 

Deffentlicder Credit. IV. 101. 112. XV. 4. 

Deffentliges Recht. 1.31. 366. 

Deffnungsredt. II. 446. 

Ohm geld (Umgelb ır.). I. 185. 

Ohrenbeichte. XL. 755. 





Oken — Oſtfriesland 948 
Dten. L. ð66. | Ä U 
Oekonomie, politiſche. XIL 595. 
Dekono mie als Hauptwiſſenſchaft. I. 26. 
Olden Barnevelt. X. 376. 


Oldenburg, Groß horzogthum. XL 760. .. 682. IV. 526. 
VL 491. XV. 220, 
Dligarchie. XU. 772. ML. 873. 
Opitz, Dichter. IX. 675, 


DOppofition, ſyſtematiſche. XV. 321. 

Optimismus. XT. 776. 

Drangelogen, Drangemänner. X1.777: 11.48. V. 55. 

Ordalien, f. Gottesurtheile. 

Drden, Ritterorden.. Zeit ihrer Entſtehnng. Die 
geiſtlichen Ritterorden: Johanniter⸗(Rhodi—⸗ 
ſer-⸗, Maltefer:).. Orden; Tempelherrnorden; 
deutſcher Orden. Die weltlichen Ritterorden. 
Ueberſicht ſaͤmmtlicher europäiſcher und’ von 
europadiſchen Regentenhduſern herrührender 
(auch einiger außereuropaiſcher) Orden. Das 
Ordensweſen überhaupt in ſeinen verſchiede— 
nen Beziehungen. XILS. 

Orden ber Ehrenlegion. II. 130. IV. 608. 

Drganifation der Gerichte. XIL 34. 

Drganifation ber Polizeibehörben. XII. 679. 

Drient. XI. 51. 

Orleans, Serzog v., Regent von Frankreich. II. 685. XII. 630. 

Orleans, Bourbonlſche Eintr, II. 687. 

Ormuzd. xũ. 369. 

Orthodoxie. Deren Doſcurantlomus. xl. 718. 

Drtöbürgerredt. II. 150. 297. 

Osmaniſches Reich, f. Türkei ar. 

D fifriesiand, ehemaliges Sirfenthum XI, 56. 


944 Dftindien — Pallavieini 

DOftindien. XI. 69. 1.713. 1.375. 691. IN. 540. VL 486. IX. 
214, 549. X, 489, 683. 

DOftindifhe Compagnie 11.30. V. 280. 

DOftfeeprovinzen. XI. 110. 

Deftreih, Katfertfum, mit Inbegriffvoningarn, Eie- 
benbütgen u. f.w. Entflehung und Anwachs der 
Monarchie bis zum Wiener Congreffe. At. 125. 
1.126, 11. 374. 654. 10. 77.629. 630.664: 668,679, 689, 
721. 741. IV. 155. 160. 166. 340. 350. 358.469. 736, Y. 
306, 487. 744. VI. 102. 158. 263. 264. 368. 491, 556, vIt. 
46. VII. 522. 592. 648, 684.686: IX.266, 354 878.395, 
425.466. X. 56. 421. 516. 521. 642. 690, XI. 6. 63.121. 
230, 235.604. 639. 671. 689. XII. 368, XI. 60, 350. 352. 
377.441. 584. XIV. 494. 501. XV. 150.219. 338. 444. 445, 
493. 575.784. 8 . 

Deftreihifhe Gerichtsverfaffung. XIL235. u) 

Dtto der Erfte, deutſchet Kaifer. IV. 308. 306. 

Otto der Zweite, beutfcher Kalſer. IV. 306. 

Dtto der Dritte, deutſcher Kaifer. IV. 306. 

Dtto der Vierte, veutfcher Kaifer. IV. 312. IX. 603. 

Dtto v. Witteldbad. II. 133. 

Dtto, König von Griechenland. VII. 150. 

Dverbed, Maler. IX. 592. 

-Dwen. V.637. X. 41. XI. 617. XII. 413. 


P. 


Pacht und Miethe. XI. 809. V. 216. X. 58. 

Pädagogik. XII. 319. 

Baine, Thomas. 1.618. II. 221. M. 765. V. 94. X.15. XI. 349, 
379. 

Bairsfammer, franzöflfche. IM. 421. 431. 

Palladio, Arditet. IX. 571. 

Ballavicini, Garbinal. 1. 122, 


a 





Yalm — Par m 93 


Dalm, Buchhändler. Deſſen Hinrichtung. X. 877. XV. 426. 
Panama. Gongreß ver amerikanifchen Republiken daſelbſt. II. 724. 
Pandekten (Digeften). IL 501. IV.48, 


Papiere. Deren Beſchlagnahme. II. 447. 
Papiergelv. IV. 74.108.118. XIV.839. XV.7. 


Paͤpſte, die. VIII. 567. 

Papſtthum. XII. 552. 

Papſtthum. Deſſen Kampf mit dem Kaiſerthum. X. 628. 
PBaragium. I. 638, 

Paraguay. XII. 350. 337. IL. 675. 

Paria's. Oſtindiſche Kaſte. I. 693. IX. 316. 

Paris. Afabemie daſ. I. 435. 

Paris. Octroi daſelbſt. XI. 748. 

Paris. Gongreffe daſ. II. 568. 

Paris, Friede von, erſter und zweiter. III. 668. VI. 129. 130. 
Paris. Dortige Univerfität. XV. 512. 

Parlament, englifches. I. 143. 228. V.108. XIU. 537. XV. 92. 
ParlamentarifhefNedefunft. XII. 538. . 
Parlamente, franzöfifhe. V. 717. XII. 28. 
PBarlamentsdacte. I. 228. 

Parlamentsftatut in England. 1. 143, 
Parlamentswahlen. V. 141. 


Parma, italtenifches Herzogtfum. VL 491. VUI. 401.402. XIV.700. 
Parfireligion. Der Eultus der Guebers. Zoroafter 
und der Zend⸗Aveſta. XH. 355. 


Paskiewitſch, ruff. Feldmarſchall. I. 962. 

Pas quill. XIL 366. 

Paffaromwig, Friede von. VI. 117. X.129. XV. 444. 
Paffau, Vertrag von. I. 515. VI. 100. XI. 580. 
Daßwefen. XI. 370. 

Patentfleuer. XV.168. S. noch Bewerbfteuer. 
Pater Joſeph. II. 189. 


248 viloſophie — Doefie 
— ART RS 


126. 

ter He Kantifce. IX. A —J 

Bhiloſophie der Offenbarung, ————— 
ſophie der Offenbarung. 

Vhiloſophie der poſitiven Geſehe. L 27. 

Bhönikier,die. X.464. r 

VPhofiokratiſches Syftem. IX, 165. 629. XII. 615. 

Biegen. V. 742. - _ 

Piemont, f. SardinifgeMonarhie 

Bietismus. VII: 530. XL718. ı . 

BPillnig, Congreß und Convention zu. IE" 667. VE 674. 
XI. 61, — 

Pifa, Concilium daſelbſt. IV. 136, 

Pitt, englifcher Minifter, ſ. Ch a t am und: Eor ae 

Piusder Zweite, Papft. X, 45. XV. 675. 

2 is der Sechſte, Papft. VII. 170. 511. 527.660. IX. 368. 

Pius der Giebente, Papfl. IV. 159. 163. VII. 514. 515. 527. 
601. IX. 368. 

Blaton. Borm. 5. 1.11. 21.332. U. 323. 324. 550. 575. 577. IL 
491. 492. 572. IV. 246. V. 493. 526. VI. 633. IX. 181. 540. 
557. 582. 674. X. 5.33. XII.305. XII.690. XIV. 427. XV. 
501. 

Platonifhe Republik. XII. 690. 

Bleffen, v., Mecklenb. Minifter. II. 694. 697. 

Plinius der Aeltere. VI. 5.646. 

Pliniuseder Juͤngere. X. 44. 

Plutarch. 1.53. I. 575. 

Pöbelherrfhaft, Ochlofratie. XI. 483. 

Boden (Blattern). II. 607. 

Boefie, dramatifche, und Theater; ihr Verhältniß zum Gtaate. 
XV. 388. 









volen — Polyanbie 08 


Polen. Gefhichte bis zur erſten Theilung; flatifli- 
fhe Angaben; Staats: und Rehtöverfaffung 
von Polen; die legten Theilungen; Erhebung 
vom Jahr 1830 und Folgen. XII. 487. II. 360. 
381. 660. 680. VI. 117. 118. 265. 686. VII. 47. VM. 879. 
651. IX. 702. X. 377. 497. XII. 114. XII. 23. 67. 60. 61. 62. 


PBolignac. I. 353. IV. 438, 
Politik. I. 26.27. IX. 538. X. 692. 
Politik des Privatrechts. I. 30; des Staatsrechts. I. 31. 
Bolitit, macchiavelliſtiſche. X. 692. 
Politik und Staat. Kunft im Zufammenhange damit. IX. 538, 
Politik. Verhaͤltniß ver Moral zu derſelben. X. 692. 
Bolitifhe Annalen von Poſſelt x. I. 587. 
Politiſche Anthropologie. I. 615. 
Politifhe Arithmetik. XI. 588. 
Politiſche Gultur- und Wiſſenſchafta⸗ ober Literalrgeſchichte. I. 29. 
Politiſche Geſchichte. I. 27. 
Politiſche Grenze. VIL 106. XI. 154. 
Politiſche Ideen. VII. 288. 
Politiſche Märtyrer. X. 365. 
Politiſche Defonomie. XIL 596. 


Politifhe Zheorien und Parteien, deren Streit 
und deffen Urfahen und Wirkungen. LS. 


Politifhe Umtriebe und Unterfuhungen. Gentrals 


‚unterfuhungs » Gommiffion in Deutfhland. 
XIL 627. 


Politiſche Unmittelbarkeit. XV. 540. 

Polit. X. 13. 24. 39. 44. 48. 50. XI. 431. 459. 604. 606. 
Polizei. XI. 642. Borw. 13. I. 26.37. XII 221. 
Polizeiwiſſenſchaft. Deren Literatur. X. 42. 
Polniſcher Abel. I. 257. 


Bolyanprie (Bielmäunsei). IV. 571.584. 
Stgata⸗dertton. XV. 6 





Portugal. XIL. 685. 1.396. II. 471. 711. IM. 329. 
361. 414. 537. IV. 423. VI. 377. 491. IX. 29. 
342. 

Bofen, Großherzogihum. II. 681. 

Poſitives Recht. XI. 162. 

Poſſelt, deutſcher Public. 1.587. IN. 343. X, 48, 

Boffefforifher Proceß. I. 482. 

Poſt, Doftreform. XI. 721. 

PBouffin. IX. 673. 

Praͤbenden (Beneftcien, Kirchenpfränvden). II. 361. 

Prag, Eongreß zu. II. 668. 

Prag. Dortige Univerfität. XV. 512. 

Prag, Friede von, im 3. 1635. VI. 108. 

Pragmatifhe Sanction Karl’s des Sechſten. VI. 269, 

Prämienertheilung bei Stantsanlehen. VII. 79. 

Pranger, Strafe. XV. 214. 

Prätoren, zömifche. II. 589. 

Prävarication, Verbrechen ver. XIL 741. UL 528 

Präventivjuftiz. XI. 748. I. 219. 

Praxis, mebicinifche. VIII. 141. 


Praris; Staatöpraris; Praxis und Theor 


WEL ww n2n 


Preßfreihelt — Privatfleſtenrecht usa 


gefegliche Preßfreiheit. X. 331. 11. 114.123. 124 
—126. 441. 621. 622. III. 44. 829. 430. 696. 767. 780. IV. 
192. V. 427. VI. 23. 213. 276. 280. 542. 547. 551. VI. 
247.721. VII. 352. 658. IX. 662. 712. XI. 135. XII. 189 ff. 
752. XII. 43. 101. XV. 371 ff. 788. 814. 

Preßfreiheit, daͤniſche. II. 441. 

Preßvergehen. VII. 350. 

Preußen. Hiflorifhe Weberfiht feiner flaatsredht- 
lihen Berhältniffe. XII. 3. IL 242. 374. 610. 622. 
m. 77. 348. 628. 630. 637. 638. 665. 680. 689. IV. 148. 
159. 340. 359. 477. 643. V. 249. 307. 742. 748. VI. 112. 
115. 116. 122. 126. 129, 130. 150. 468. 685. VII 46. IX. 
344. 452. 455. XII. 68. 130. 227. XII. 297. 441. 445. 644. 
XIV. 38. 

Preußen (Statiftil), Grenze, Größe und Bevoͤlke⸗ 
tung. XI. 108. 1. 178. 541. 544. III. 388. 629, IV. 
626.736. VI. 142. 491. VII. 522. 687. IX. 123. 249. 269, 
878. 396. 396. 414. X. 420. 517. 619. 677. XI. 6. 9. 273. | 
639. XII. 237. 346. 368. XIII. 348. 362. 453. XIV. 61. 494. 
626. XV. 219. 338. 469. 493. 519. 635. 

Breußen. Acciſe. L 184. 

Preußen. Archive. I. 664. 

Prieflerorden. VI 667. 

Prieſterthum In Aegypten. X. 447. 

Primogenitur. 1.693. VU. 483. X. 381. 

Princip; Prineip des Wiffens und bes Seins, ber 
Wiſſenſchaft und der Gefege und Staaten. 
x. 138. 


Princip, monarchiſches. X. 663. 668. 
Prinzeffinnenfleuer. XII. 135. 

Priſe; Prifengericht. XI 138. 
Privateredit. IV. 84. 

Privatdocenten auf den Univerfitäten. XV. 529. 


Privatfuͤrſtenrecht zur Zeit des deutſchen Reichs. VIL 518, - 
- 61* 


\ 


Private, beſonders Patrimontalfuftiz. VIII. 20. 
Prlvatt echt. 1.30, 11.381. I. 500, 


Privatrecht, deutſches (deutſches Reit). IV. 266. 
Privilegien; Privifegienhoheit. XI. 163. IM. 689 770, 
v1. 69. 


Privilegien des Fiscus. V. 688, 

Privilegirter Gerihtöftend. II. 561. 562. 

Proceß; Gerichtöverfaffung; rn nid Bivtiproch 
XI. 172.1. 36. IV. 22. VI.13% 

—— von Katıfc. I. 208, . 621. 646. IV. 287. 339, 
34. 

Vromeffen. VI 79. 

Propaganda. VI. 667. X. 694, 

Profeription. XIU. 245. 

Proteflanten, frangöfifege. Deren Kischenverfaflung. S. Duger 
noten. 

Proteſtantismus, f. Reformation, Proteftantismus. 

BVroteftantismus. Kampf des Jeſuitismus gegen ihn. VII. 629. 


Protocolle des Bundes, der Stände, allgemeine. 
Xu. 247. 


Provinzialftände, Landrath, Departementalrath. 
XIII. 262. 78. 97. 


Proviſoriſche Gefege. VI. 726. 

Pinäotogie und Philofophie der Offenbarung. 
Xu. 301 

—*—— Wettindigung der Gefege. VI. 726, 

Publiciften. XII. 321. 

Bublicität, fe Oeffentlichkeit. 


Pufendorf. 1. 332. IT. 107. IV. 470. VII. 237. 257. 692. IX. 
361. X. 10. 685. 


Puritaner. III. 462. 


Pütter (Joh. Stephan) und Häaberlin (Joh. Friedrid). 
XII. 323. 692. X. 767. 


Puͤtter — NRaumer 958 
Pätter. IL 313. II. 708, IV. 448, V. 411. VIL237. IX. 481. 


x. 684. 781. 
Pythagoras. XV. 501. 


©. 


Duadfalber. 1.56. X. 404. 

Duaben, bie. I 497. | 
Duarantaine L 607. 

Duart, rotenburger (niederheſſiſche). XIV. 32. 


Quartier oder Einguartierungslaft und Quartier- 
freiheit. XI. 388. 1.94. Ix. 581. 


Duellen der Staatöwiffenfhaften. XUI. 389. 
Duinctilian. U. 840. II 278. 


N. 

Nabelais. IX. 667. 
Racen ber Menſchen. XII. 389.. 
Racine. IX. 967. 
Radical, Radicalidmus. XTI. 408. 
Raphael. VIU.588. IX. 573. 
Raphael Menges. IX. 588. ' 
Raftatt, Congreß zu. II. 667.725. Vi. 128. 
Naftatt, Sriede zu. VL 114. XIL 129. 
Ratification. IT. 514. 
Ratihabition. II. 514. 
Rationalismusd. VII. 529. XI. 732. 
Hau, Prof., Nationaldlonom. X. 39. 45. 295. 
Raub; Straßenraub; Raubmord; Kirchenraub. 

XII. 420. 
Raumer, Sr. v. XIV. 433, 


u nr — ⸗— — 
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vr... all. ZUle 


Recht; Begriff des Rehts und Unterf 

Rechts und der Moral. XII. 484. I. 2 
Recht. Berhältnig ber Moral zu demſelben. X. 692. 
Recht. Verhaͤltniß des Chriſtenthums zu ihm. II. 457. 
Recht der Einzelnen (Jura singulorum). VIIL 698 
Recht der erften Nacht. XI. 495. L. 137. 
Necht, bürgerliche (Civilrecht). 1.30. II. 331. M. St 
Net, veutfches (veutfches Privatrecht). IV. 266. 
Recht, vingliches, ſ. Dinglihes Recht. 

Necht, gemeines, insbeſondere gemeines conftitutionelles € 
beutfchen und germanifchen Staaten. VI. 436. 
Recht, biftorifches. Verhaͤltniß zum natürlichen Recht, 

benven Gewalt und zum Reformſyſteme. VIL3. IV 
Recht, hiftorifhes, der Hauptvoͤlker Er 
Hinfiht auf freie Verfaffungen. XU 
Necht, Öffentliches. I. 31. 366. 
Recht, perfönliches, f. Dinglihes Recht, perfän! 
u. ſ. w. 
Recht, poſitives. XI. 162. 





Rechte — Regierung ar 


Rechte, unveräußerliche (Urrechte). XV. 610. 
Nehtsalterthämer. I. 903. 
Rechtsgeſchichte. 1. 27. 
Rechtsgutachten. I. 237. 

Rechtsmittel. I. 637. 
Rechtsphiloſophie. XI. 162. 
Rechtspolizei. VIU. 731. XIL. 748, 
Rechtsſtaat. XV. 33.73. 


Rechtswiſſenſchaft (Juriapruden). L 370. II. 164. 355. VIP. 
705. X. 480. 

Rechtswiſſenſchaft, deutſche; ihr Syſtem, ihre Mängel und die 

Gefahren ihrer einfeitigen Rtichtungen. VII. 705. 

Rechtswohlt hat der Competenz. III. 563. 

Rechtswohlthaten der Frauen. VI. 629. 

Redekunſt, parlamentariſche. XII. 688. 

Reding, Geſchlecht in Schwyz. J. 336. 

Reformation; Proteſtantismus. I. 550. Vorw. 8. L 


505. III. 190. IV. 324. V. 75. 314. VI. 100. IX. 669. X. 
375. 491. 609. XIV. 179; XV. 514. 516. 


Reformation Kaifer Friedrich's des Dritten. II. 270, IV. 326; 
330, " 


Reformen (politifche). XTIL 694. is 

Neformfragen bes deutſchen Univerſttaͤtsweſens. XV.499, 

Reformfpftem. Verhaͤltniß des hiſtoriſchen Rechts zu demſelben. 
VIII. 8. | | 

Regensburg. Meidiötagd-Directorinlarchiv daſ. I. 666. 

Negenten. Deren Verantwortlichkelt. XV. 639. 

Regentſchaft. XII. 620. 

Regie (laregie),. XII. 631. 

Negierung. Deren Anfall. I. 623. 

Regierung. Deren Antsitt. J. 623. 

Regierung. Dexen voͤlkerrechtliche Anerkennung. J. 669. 


v6 Regierung — Religion 

Regierung. Unfähigkeit dazu. XV. 482. 

Regulus; römifher Conſul. X. 417. 

Rehabilitation. XII. 634. 

NRebberg. 1.450. 

Reichenbach, Gongref von. VILL 653, 

Reihsasfgieh. 1.142. IX. 625. 

Meich dabſchied, jünger. 1.142. 233. VI. 137. 

Reichtacht. 1.199, 

Relchdadel, deuiſcher (hoher Abel). 1. 818. . 

Reichsarchiv, deutſches. I. 666, 

Reigsdeputationshauptfluf vom 25. Gebr. 1808. XII 642. 
XIV. 519, 

Neichserztanzlerifhes Archiv. J. 667. 

V Reihögefege, deutſche, namentlih Reihsbeputa- 
tionshauptfchluß von 1808. XI. 637. 

Reihögerichte. XII. 647. 1.239. IV. 147. 326. X. 350. 
Reichsgeſchichte, deutſche. I. 505. „X. 686. 
Reihsfammergerihtlihes Archiv. J. 667. 
Reihöfammergerihtsorbnung. X. 351. 
Reihöritter. XII. 652. 
Reichstag. XII. 660. IV. 149. 327. 


Reihe » Unmittelbarfeit und Mittelbarkeit. xv. 
540. 


MReichthum. Arijtofratie deſſ. I. 682. 

Neil. v. 271. 

Reinhard. II. 462. 

Reinhold. IX. 174. 207. 

Reinigungseid, purgatio canonica. XII. 665. X. 410. 

Reifegelder der Abgeorbneten. I. 111. 

Religion, Religionslehren; Glaube; Keligions- 
cultus; pofitive Religion; Wernunftreligion; 


M 


Religion — Retract 557 


natürliche Religion; Offenbarung; Religions: 

‚fecten;z Religionsgeſchichte; Nothwendigkeit 
der Religion für den Staat; Staats- (herr⸗ 
fhende) Religion; Religionsangelegenheiten, 
insbefondere beim deutfchen Bundedtage; bie 
gegenfeitigen Verhältniffe ber im Staate be: 
ſtehenden Religiondgefellfhaften. XII. 670. X. 
604. XIV. 343. 573. 


Neligion, chrifllihe. Deren Verhaͤltniß zur politifchen Cultur unb 
zum Necht und zum Staat. III. 457. 


NReligionsfriede von 1555. IV. 331. V. 453. VI. 100. 

Neligiondfrienendbrud. I. 207. 

NReligiondläfterung (Blasphemie, GBottesläfterung). VIEL 90. 

Neligions« und Gittenpolizei. 135. XIV. 672. 

Religiöſe Märtyrer. X. 866. 

Religioͤſer Sinn. Deſſen Foͤrderung. VI. 809. 

Religioſitaät ver Italiener. VII. 567. 

Rembrandt. IX. 579. Ä 

Nenegaten. XI. 676. 

Renouard. X. 25. 

Rentenanftalten. XV. 774, 

Repräfentatives, conflitutionelles und landſtaͤndi⸗ 
ſches Syftem. xIT. 681. IN. 768. IV. 327. 374. 435, . 
VII. 643. X. 608. XIU. 68. XV. 77.472, 

Nepreffalien. IX. 499. XIV. 458, 

Republik (Kreiftant). X. 675. 

Republik, platonifche. XUL 690. 

Refervefolbaten. VI. 974. 


Reſtauration der Bourbons. Vorw. 16. I. 54. II. 575. 634. II. 
139. 819. 668. IV. 436. 


Reftauration, Haller fähe. 1. 7. 
Retorfion. IX. 499. 500. XIV. 458. 
Retract (Abtrieb, Loofung, Näherrecht). XL. 127. XII. 655. 


258 Rettungshäufer — Richter 


Rettungshäufer, beſonders fr jugendliche Verbrecher, IL 513. 
Reuß, Füͤrſtent hü mern — VI. 4914 . 
Revolution. XII. 722. 

Wevofution, franzöffie. Deren Weſen. Vorw. 11.15. IM. 673. 

’ 1.325. X.498._ xi11. 727. 


Resolution, frauzdſiſche Geſchicht. V. 728, oss · oron VEN. 
512. i. 538. 727, 


Revolution, norbamerifanifde. „XI. 324: 

Rhätier. 1.494. J 

Rhein. XII.740. 

Rheinbatern. 11.160, V. 314, 

Rheiniſcher Bund: IV. 157. 3383.470. XV. 134. 

NRhelniſcher Merkur. IL 62%: XI. 439.7. XV. 868. 

Rheinland Geſonders das. deutſche Tinte Rheinufer) 
XIM. 745. 111286. IX. 344, 

Rheinoctroi, Abgaben von der Rheinfhifffahrt 
und GCongreßbeftimmungen über die Flußſchiff— 
fahrt überhaupt. XII. 763. 

Nheinpfalz, f. Pfalz am Rhein. 

Rheinfhifffahrt; Rheinhandel, XIN. 781. XV. 154. 

Rhetorik (Redekunſt). XII. 533. 

Ricardo. 1,517. X.37. XI. 58. XIV. 849, 851. 

NRihelieu und Mazarin. Einführung des Syftems 
der abfoluten Königögewalt in Frankreid. 
Unterwerfung bed Adels unter bie unbe— 
ſchraͤnkte Fuͤrſtenmacht. Vernihtung ber Pro: 
vinzialrechte. Begründung der Centralifation 
aller Mittel und Kräfte im gefammten Staate 
und deren Abhängigkeit von einem einzigen 
fhrantenlos gebietenden Willen. XIV.3. 1.435. 
436. 11. 683. IV. 545. V. 591. VI. 263. 586. VII. 275. 


Richter. Deren Alter. X. 344. 
Richter. Gleichheit vor ihm. VII. 66. 





Bkichtercollegien — Rügen ar 


Riqchtercollegien. Abſtimmung darin. J. 169. 
Richterliche Gewalt. L35. II 163.778, 
Ried, Vertrag von. IL. 105. 149. II. 682, 
Ritter (Abel). L 257. 

Nitterorden. XU.3. 

Ritterprobe. L 354. 

Robertſon, englifcher Siftoriker. III. 462. X. 15. 


MRobespierre. IL. 211. 220. 384. 386. 387. 675. II. 217.795. 
IV. 230. V. 737.740. X0. 485. XIII. 639. 


Rom, Römer. 1.198. 503, II. 24. II 175. 317.367. 683. 688, 
623. IV. 47. 392. 576. 595. V.276. VL 93. 487.695, VIL 
6.85. 213. 582. IX. 562.657. X. 5. 304. 324. 416. 471. 
508. 612. XII. 182. XIV. 490. 690. XV. 29, 187. 802. 


Rom, König von. IL 148, 

Romagnoſi. VII. 683. X. 23, 

Roͤmiſche Eurie. IV. 131. 

Roͤmiſches Net. II. 500. IV. 47. 121. 276. 328, 

Rotenburg (Heffen-), Rotenburger Quart, niebers 
heffifhe Quart. XIV. 32. 


Rotteck, Karl v. XIV.121. 1.587. I. 112. 118. 114. 121. 
623. TX.126. x. 13. 24.39. 51. XI. 439. 541. 614. 619, 
XV. 886, 


Rouffean. 1.38, IM. 217. 337. 389, 441. 461.764. V. 456. 574. 
VI. 498. VII. 267. X.16.18. XI. 736.740. XI. 325. 392. 


Roher-GCollard. IV.486. V,734. VIL 287.305. X.23. XII. 
541. XIV. 48, 


Aubens IX. 679, 
Rüdert, dr. IL 645. IX, 584, 
Rudhart. XI 540, 


Rudolph v. Sabeburg, deutſcher Kaiſer. L 316.339. 490. IV. 319. 
350. X. 632. XI. 79. 269. 


Rudolph der Zweite, deutſcher Kaifer. II. 667. 
Rügen, Infel, |. Pommern und Juſel Mägen, 


Ruhe ber Staaten. XIV.46. 

Runtelrübenzuder. XIV. 49. 

Ruprecht von ber Pfalz, deutſcher Kaifer, IV. 824. 

- Rufh, Richard, in Norbamerifa. I. 364. 

Ruffel,” Lord John, engllſcher Miniſter. V. 98.109. 145, 166. 169. 
VII. 278. 1X.125. XI. 802 ». XI 538. 544. XIV. 774. 
772. 

Ruſſiſche Miitaiseolonien. 1, 228, 

Rußland, Geihihte, Kand und Bolt, -politifhe Ber 
hältniffe. XIV.72, 1.361.385. 697. II. 91. 503, 585, 586, 
U. 52. 283. 542. 678.689. IV. 54. 544,728. V. 306. 576. 
748. VI. 117. 118, 126. 127.130, 131, 491, 686, _ VIE. 47. 
196, VIII. 521. 652. IX, 355.466. 679. 621. .X. 653. Xt. 
120, XII. 96. 110. 228. 230. 232. 523, XIV. 365. 366, 


Sachenrecht. 1.30. MI. 502. 

Sachſen, der Völferftamm. XIV. 173. 1.292. 304. IV. 
273.295. VII.7. IX. 217. 

Sachſen, Kurfürflenthun. Einführung der Acciſe darin. 1. 183. 

Sachſen, Königreich. XIv. 177. 1.178. 11.161.628. 636 
681. IV.526, V.251. VI. 103. 166. 468.491. VII. 18. 667. 
VII. 692. 1X. 347. 351. 384. 385. 466. 624. X. 342. 425. 
525. 578. 579. 581. X1.9.63. XII. 623. XV. 220, 

Sachſen, Erneſtiniſches. XIV. 197. III. 340. 627. 628. 
683. IV. 376.377. v.251. VI. 491. IX. 380. 384. 385. 
396.414. X. 342. 353. 422. XII. 351. 629. XV. 220, 

Sadhfen » Lauenburg, Herzogthum. XIV. 209, 

Sahfen-Lauenburgifhe Verfaſſungsſache. XIV. 232. 

Sachſenſpiegel. I. 324. 480. 11. 272.313. 111.582. IV. 278. 
295. 315. 316. 363. 367. VI. 692. IX. 682. 689. X. 629. 

Salmafiue. 1.147. 

Sammtbelehnung. 11.353. 

Sanction der Gefege. XIV. 212. 
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Sanction — Schifffahrt - 961 

Sanction, pragmatifche, Karl's des Gechften. VI. 263. VII. 649. 

Sand, Karl Ludwig. X. 377. 

Sandwich⸗Inſeln. IL72, 

Sanitätspolizei, f. Geſundheitspolizei. 

San Marino, italienifche Republik. VII. 423. 

Santa Maura, jonifche Infel. VIIL 638, 

Sardinien, Haus. VI. 491. 

Sardinifhe Monardhie. XIV. 214. I. 178. II. 670. 680. 
v1.527. VIII. 896. 518. 667. 594. 696. 612. XIV. 365. 700. 
XV. 495. 

Sartorius, Prof. in Goͤttingen. II. 270, 

Savignuy, v. 1.257. 1. 176.273. IV. 291.362. VII. 12. XU. 
772. XIV. 686. XV. 529, 540. 

&avonarola. VI. 668. 571. X. 697. 

Say, oh. Baptiſt. 1. 647. M. 236. 237. 239. XIV. 856. 237. X. 
37. 38. 296. 

Schadow, Maler. IX. 590. 

Schaͤndung (Schwädung, Stuprum). VI 669, 

Scharnhorſt, v. II. 618. 624.642, XV. 461. 466. 

Schatull: (Chatoulle:) Gut, Gabinetsgut (Bonum 
Scatullao). XIV.250. IN.496, 

Sähasgräber. L 56. 

Schaumburgskippe, f. Lippe-Schaumburg. 

Schele, v., Hannover'ſcher Minifter. VII. 421 x. 

Schelling. VII. 237.614, IX. 204. X.13. XIII. 312. 498. 

Schelling’fäe Naturphilofophie. VII. 237. 

Schiedsmannsinſtitut. VI 133. 

Schiedsgerichte, Austräge, Bermittelung; Bundes: 
ſchutz; Bundedausträgalinftan; und Bundes: 
fhiedögericht. XIV. 252. VI. 134. IX, 499, zIL 37. 
XIV. 116, 

Schießpulver. Deren Erfindung. X. 490. 

Schiffe, neutrale, auf offener See. Deren Unterſuchung. XL 902, 

Schifffahrt. XV. 758, 


der ¶ Schifrlhelsgefege — Cehifffigteit 
Shifffaprtögefege. XIV. 288. 
Sqitter. IV.146.291. V.515. TX. 583. "XL 327. wo 


Scählegel,-Brievrig dv. II. 623. 624, 1IT. 460, ix. ‚583. X, 14. 0. 
25. XIII. 442. XIV. 149, 


Siäleiermader. 1.33. vr. 614. 1x. 208. * XV. 72.468. 
466. 474. 531.534 685. 
Sälefien. VI. 168. 
Sqhloowig / verzogthumm ſ. Holfein, eeu einrseigrinne 
Shrettwein. X. 17.86, 
Sqlieffen, v., 1. 347.855. IV. 448, 
. wi 3.8. 1.348.349, vu, X.356. 729.730, 788, 


Silözer Aus. Yuswigs).. XIV. 308. 1.12.187.882, 0, 
358, „III. 343. 349. 349. 764. W. 448. N. 411.. VI. 47. vu. 
237. 692. IX. 663. X. 17. 39. 44. 46. 47.48, 356. 544, 662. 


Sälußaete, Wiener. II. 693.704, IV. 383, VL 286. 468. 471. 
474, VII. 445. VII. 121.700. 759. 760. X. 669. XI. 306. 
xil. 451. XII. 658. XV. 148. 354. 377, 


Schmalkaldiſche Artikel. XII. 578. 
Schmalkaldiſcher Bund. XI. 576 ıc. 
Schmalz, preuß. Geheimerath. XV. 473 ıc. 
Sämitthenner. X. 4. 25.39.50, XII. 459, 
Schnellpteſſe. III. 48. 

Schoͤffengerichte. XI. 194 2. 

Schoͤffer, Peter. III. 42. 

Sqhoͤll, Friedr. X. 83. 

Schön, J. X. 89. 44.50. XII. 706. 

Schon, v., preuß. Staatsminiſter. XV. 460. 
Schottland. IT. 344. IX. 340. XII. 497. 
Säriften, Heilige, des alten Teftaments. VII. 543. 
Schriften, heilige, des neuen Teftaments. VII. 646. 
Schriftlichkeit, ſchriftliche Verhandlung. I. 231. 
Söähriftfäffigkeit, Privileg der. I. 562. 1X. 209. 





Schriſtſtelleriſches — Saaverei des 


Schriftſtelleriſches Eigentum. ‚XI. 113.1 

Schuld, ſ. Eulpa. 

Schule. Lehrfreiheit varin. IX. 657. 

Schulen, Lancaſterſche. IX. 617. 

Schulen, Mittelfehulen. XIV. 318. 1.39. I. 674. IX. 687. 
xu. 183. XII. 55. 129. 455. XIV. 226. 

Schulen, polytehnifche. XIV. 356. 11. 674. XV. 338 ic. 

Schullehrer⸗Seminarien. XIV. 374. 

Schulwefen; Volksſchulen. XIv. 363. I. 573. V. 792. 
VIU. 658. IX. 871. X. 490. XV. 586, 

Säugijuden. VII 677, 


Schwabenfpiegel. 1. 324. 480. I. 272. IV. 275. 295. VIL 692, 
X. 629, 

Shwähung (Schändung, Stuprum). VI. 659. 

Schwangerſchaft. Verbrechen ver Werbeimlichung derſelben. I. 
239,  - 

Schwarzburg, Sürftenthämer. XIV. 387. VI. 491. 1. 868. 
580. 


Schwarzenberg, Freiherr Joh.v. Schöpfer ver Bambergenſie. IE 
273. IV. 296. 


Schwarzenberg, Feldmarſchall Surf v. 11625. IX.691. XV. 469, 
Schweden, Königreid. XIV. 396. 1343. IL426. 1U.77. 
329. 344. 368. 542.687. IV. 298. 544. 728. V. 307. 576. 
VI. 102. 106. 118. 127. 263. 381.491. VI. 46. VI. 379. 


IX. 858. 466. 621. X. 342. xU.114. xM.41.585. IV 
86. 87. 


Schweiz, f. Eidgenoffenfgaft, [Hweizerifhe; Urcantoms . 
der Schweiz. 

Schwurgericht (Geſchwornengericht, Jury) als Rechtsanſtalt und als 
politiſches Inſtitut. 1. 169. 397. 451. TU. 179. IV. 380. v. 
698. VI. 78. VII. 753. IX. 28. 

Schwyz, Canton ſchweizeriſcher Cidgenoſſenſchaft. XV. 574. 


Sclaverei. Sclavenhandel. XIV.420. II. 31. 481. 672. 
VIL 117. 1X. 480, 671. 731. X.320. 448. 455. 472, 496. 





Seemacht, englifche. V. 205. 

Seerecht. Literatur vefielben. X. 30. 

Seidezucht in Öberitalien. X. 60. 

Selbſtdispenſiren, ſ. Homdopathie. 

Selbſtherrſcher. J. 146. 

Selbſthülfe (im Aligemeinm). XIV. 468. XI. 677. 6 

SelbftHülfe (völterregtiih). XIV. 457. 

Selbfimord, Selbfiverflümmelung, Berge 
gen ſich felbfl. XIV. 488. II. 660. XII. 133. 

Seligenſtadt, Spnobe zu. I. 114. 

Semler. XI. 731. 

Senat, Frankfurter. VI. 10. 

Senat, ruffifger. XIV. 113. | 

Send⸗ ober Gynobalgeriht. DI. 923. IX. 41. 

Seneca. 1. 11.332. M.1S8. X. 693. 

Seniorat. X. 331 

Sennefelder, Aloys, Erfinder des Steindrucks. XV. 16 

Separatiften. I. 55. 

Gerbien (Servien). Geſchichte, Land, Volt, Gitte. } 
IV. 73. V. 305. VI. 490. 

Servet, Michael. III. 204. 
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Shaftesbury. II 461. nn 
Sherivan. V. 664. 666. 675. V.33. X.16. 
Sicherheitsleiſt ung (Kaution), juratorifche im Strafverfahren X.412. 
Sieilien, |. Neapel. und Sieilien. 
Sidney, Hauptſtadt von Neu⸗Suͤd⸗Wales (Neuholland). II. 69. 
Siebenbürgen. IX. 866. XI. 129 x. 
Siegelkunde (Sphragiſtit). XIV. 513. 
Siegelmaͤßigkeit. W. 514. 
Sierra Leone, Negercolonie. I. 392. 
Giey2s. TI. 213.454. III. 218. 765. IV. 264. V. 108, x. 18. 
Gigambern. L 494. 
Sigismund, deutſcher Kaifer. IV. 324. v. 26. 
Simonde de Sismondi. X. 23. 37. 38. 
Simonie, Vergehen. XIV. 516. 
St. Simoniften. IV. 684. VI 637. XIL 617. 
Simultaneum. XfV. 516. 


Sina. (China), Red. XIV. 620. 1.718. I. 564.876. DIL 
39. IV.711. VI.294. 381.486. VIE.27. IX. 268. 546. 
x. 438. 681. XIII. 755. 


Sittengerihte. IL 317. 


Sittlichkeit, Sitten, Religions: und Unterridhts- 
polizei; die Berirrungen in Beziehung auf 
diefelbe und ihr richtiges Spſtem; der chriſt⸗ 
liche Staat und die Hegel'ſche Philoſophie. 
W. 672. 1.35, 


Sixtus der Vierte, Papſt. I. 20. IX. 868. 

Sixtus ver Fuͤnfte, Papſt. J. 124. VUL 568. XI. 267. XII. 370, 

Skanderbeg (Kaſtriota). I. 443. 

Slaven, die. X. 636. XII. 140. III. 107. 

Slaviſcher Adel. I. 297. 

Smith, Adam. J. 647. III. 287. 242. V. 288. VI.373. IX. 166. 
x.37.295. XL 215. XI. 615. XIV. 289. 844 x. 


Sobiesti, Johann, König von Polen. W. 516. 
Staats⸗ Lerilon. xV. 62 


L; Seden — Sportelweſen 


Soden, Grafv. 1.647, X. 39, as. 6o. c.. 
Sotrates. XV.501; 1 100 
Soldat, ‚aderbautreibenber. l.228. 


Solon, ſoloniſche Gefeggebung,: IL: 24.589. 11.248.675. W370) 
IPB: KV: Mund 


Solothurn, Ganton ſchweizeriſcher Eidgenoffenfhaft 
XIV. 605. III. 415. 


Sonnenfelt. v.546. vI. 237, x.17,36, 48, msi 
Sonntagöfeier. XIV.Gld, , u ua 
Sonntagef@ulen. . xIV, 384. u. OR. Br 
Sophofles. IX. 582. : n R 
Sortiments-Bu handel, Mnd6, nn un. x 
Coult, Marfgal, Serzog von Dalmatien. · MNa. L. 
Spaltung (Shisma) Schismatiker, XIV. 629... 
Spanien. XIV.631,,1. 396,, I, 684— 687. II.69, Pie 

360. 414. 417. 447. 718. Iv.51. 729, V. 742.749, 

107. 128. 131. 264. 377. 491. VI. 387. 519. IX. 29. —* 


566. 650. X. 70. 342. 361. 362. 547. X1.229.494 ı. 720. 
XII. 436. 714. XIII. 464. 527. 584. XIV. 695. 


Spanijher Abel. 1.331. 

Sparcaffen. XIV. 671. 11.13. VI.76. VI. 629. X. 61. 

Sparta. 1.188.189. 11.317. IV. 573. V. 217. V1.632. VI. 
42.117. X. 320. XII. 334. 

Speicher, Schlacht bei. I. 3. 

Spener. M. 731. 

Sperre. XIV. 674. 

Sphragifit. 1.29. 

Spielinftitute. VIL 76. 

Spinoza. IX. 204.360. X. 8. 

Spittler. 1.149. IV. 385. VII. 237. 692. IX.663. XIV. 815. 

Spolium. U. 482. 

Sponheimer Surrogat= und Succefflonäftreit, II. 105. 122. 

Sportelweſen. XIV. 677. 


sallınaid 





Gorache — Staatsbuͤrgerrecht 967 


Sprache. Deren Erfchaffen. X. 438. 

Sprache als natürliche Grenge. XI. 157. 
Spruchcollegium. I. 237. | 

Staat, ſchwaͤcherer. Defin Bevormunbung. X. 347. 
Staat. Nachtheile des Kloſterweſens für denſelben. IX. 446. 
Staat. Deſſen Recht auf Aufhebung ver Käfer. IX. 449, 
Staat. Verhaͤltniß des Chriſtenthums zu demſelben. III. 457 
Staat. Verhaͤltniß deſſelben zu den Mennoniten. X. 530. 
Stant. Verbältnig der Gemeinde zu beinfelben. v1. 396. 


Staat. Berhältniß des Theaters und der bramatifchen Poeſie zu ihm. 


Staat. Verhaͤltniß der Kirche zu vemfelben. IX. 269. XV. 46. 606. 

Staat und Politik. Kunft im Juſammenhange vamit. IX. 538. 

Staaten. NRuhe verſelben. XIV. 46. . 

Staatenbund. M.78.97— 105. V. 343. VI. 326. VIII. 698. 

Staatenbuͤndniß (Alliance). TIL 106. Zu 

Staatsabgaben (Steuern). I. 72. 

Stantsalmanadı. L. 467. 

Staatsalterthämer. I. 508. 

Staatsamter.“ Anwartſchaft auf fi. I. 629. 

Staatsanlehen. Prämieneriheilung dabei. VI. 79. 

Staatsanftalten, Staatsorganiſation. XIV. 678. 

Staatsanwalt. XIV. 680. 

Staatsé archiv. J. 664. 

Staatsarzneikunde, Medicinalorganiſation, ge— 
richtliche Medicin und Medicinalpolizei (Me- 
dicina publica, Medicina politico-forensis, 
Mödecine lögale, Police mödicale et Hy- 

- giene publique). XIV. 712. IX.246. 

Staatsbudget. IT. 49. | 

Staatsbärgerrecdht (Gelmathöreht, Indigenat). W. 149, 901. 


v1. 40%. vo. 665- 
62 * 


StaqnIgeTaTs. ALL. YA. 

Staatöforfimefen. V. 602. 

Staatöfrohnen, ſ. Frohnen. 

Staatsgebiet, ſ. Territorium. 

Staatsgerichtshof. XV. 768. II. 768. VEN 

Staats- (und Welt-) Geſchichte als pol 
ſenſchaft. xXıv. 791. 


Staatsgefhichte, deuiſche, ſ. Deutſche Staat: 
IV. 281. 


Staatsgrundgeſetz (Charte, Verfaſſungsurkunde). 
Staatsgrundgeſetz, franzoͤſiſches. U. 418. 
Staatsgut (Domaine), ſ. Domaine. 


Staatskirche und die wahre Glaubensf 
793. 


Staatöfunde, Statiftit. XIV. 828. 
Staatskunſt. Vorw. 14. 


Staatslexikon. Deſſen Tendenz. Vorw. 23; deſſe 
Oekonomie 26. 


Staatsnothrecht. V. 67. 
Staatsorganismus. Vorw. 13. 


Staatsrecht — Städte 969 


Staats recht, gemeines conftitutionelleß ber veutfchen und ver germa- | 
nifchen Staaten. VL 436. 


Staatsrechtlich⸗politiſche Literatur. X. 4. 

Staatsreligion, f. Religion, Religionslehre x. XII. 670. 

Staatsſchrift (Debuetion). IV. 214. 

Staatsfhuln (Nationalſchuld), englifche. V. 208. 

Staatöfhulden. XV.4. 1 516.549. XI. 220. XII. 85. 
XIV. 117. 

Staatsfervitut. XV. 739. 

Staatstheorie, vermittelndes Grundprincip und 
Hauptfeiten derfelben. 1.9. 

Staatsummwälzung. XII. 722. 

Staatsummälzung, franzöflfche. Deren Weſen. Borw. 11. 15. 
m. 673. 


Staatöverfaffung Der Staat. Entftehung, 
Srundbeftandtheile, Begriff. Idee u. Zweck 
des Staates. Eintheilung der Staaten, Ges 
fammtwille; Souverdnetät des Staats, der 
Berfaffung, der Conflitution und der Regie; 
rung. Die befte Berfaffung. XV. 21. II. 761. 

Staatöverwaltung. XV. 88. 

Staatöverwaltung. Deren Recht und Politil. I. 32. 

Staatswirthſchaft. Vorw. 12. 1196. II. 236. V. 6398. 

Staatswiſſenſchaft, Achte. Vorw. 8. Begriffs» und Verhaͤltniß⸗ 

beſtimmung aller Theile derſelben. I. 26. 


Staatöwiffenfchaften. Allgemeine encyklopaͤdiſche 
Weberfidht derfelben und ihrer Theile. 1.1. Ä 


Stantswiffenfhaften. Deren Hälfswiffenfchaften. VII. 194. 

Staatswiffenfhaften. Deten Literatur. IX. 8. 

Staatöwiffenfhaften. Deren Quellen. XII. 389. 

Städte, ſtaͤdtiſche Verfaſſung; ihre Entflehung 
und Wirkung und ihre jegige Aufgabe in 
Deutſchland. XV. 104. 


Stände, hanndverifhe. VU. 375. 
Standesariftofratie. I. 680. 


Standesherren. XV. 134. M. 562. IV. 141. 
XV. 565. 


Standesverhältnifie, deutfhe, |. Deutſche Ste 
u. f. w. 


Ständeverbandlungen. Deren Oeffentlichkeit. ? 
Ständeverfammlungen. Abftimmen in denſelben. 
Standredt. XV.149. 


Stapelrecht und aͤhnliche Vorrechte. X 
667. 

Statiſtik. 1. 26.29. 

Statiftil. Deren Literatur. X. 44. 

Status Eontroverfid. IV. 22. 

Steffens. II. 624. VII. 536. X. 14.25. XV. 526, 

Stehendes Heer. VII. 574. 

Stein, Breiherr v. II. 618. IV. 159. 487. VL 8, ı 
226. XIII. 66. 91. 95. XV. 462. 466, 


Steindrud. XV. 156. IX. 595. 


. 


Etmin — Chip on 


Steuern, Steuerweſen. XV. 166. I. 72. IL 401. 708 II. 
267. TV. 218. 644. 677. V. 242. 662. 768. VII. 212. VM. 
295. IX. 168. 218. 462. 523. X. 309. 536. 543. XII. 209. 
XII. 85. XIV. 569. XV. 449. | 

Steuerverwilligungsreät. IL 108. 153. 306. 762. IL 767. 
IV. 62. 368. VL. 30. 541. VII. 247. VII. 233. 258. X. 399, 
XIII. 30. 632. 

Stiftungen, milde und fromme, Stiftungsvermögen. XV.178.- 

Still ſtandspartei. IL 568. 

Stimmengleidheit, Stimmenmehrheit. XV. 181. - 


Stimmrecht. 1.169. 

Stockholm. Mabemie daſ. 1.439. 

Stockjobberei. VIL 79. 

Stoiker. 1.11. X. 4. 

Stourdza, zuffifcher Staatsrath. IM. 691. 

Strabo. X. 44. 

Strafanftalten. D. 504. XV. 211. 

Strafarten. XV. 184. 

Strafgefängniffe. VL 837. 

Strafgefepgebungen (neuere). XV. 216. 

Strafproceß, |. Strafverfahren. 

Strafrecht; Sträfrechtstheorie; Strafpolitik; die 
allgemeine praftifhe Wichtigkeit folgerihtig 
duchgeführter Srundfäge im Rechte und ber 
Einfluß der Strafrehtötheorie auf die neuen 


Strafgefeggebungen und ihre prat tiſche An⸗ 
wendung. XV. 226. I. 36. IL 303. 381. IIL 269. 281. 


501. 560. 666. IV. #8. V. 440. 603. x.340. 


673. IIL 526. 561. IV. 43. 213. 214. V. 692. v1. 76. vi. 
749. IX. 31. X. 66. XV. 274. 700. 806. 


Straßen, Landfiraßen, Straßenbau. XV. 298. IV. 651. , 
x. 864, XV. 410, 


Studium. Hodegetik orer Methodik derfelben. VII. 23. 
Stundung (Moratorium). IT. 635. 

Stuprum (Schändung, Schwächung). VI. 659. 
Gubfipientractate. L 456. 

Succeffion over Thronfolge. XV. 302. VI. 492. 
Güpdearolina. Sklaven daſ. IL 579. 

Suͤbdin dien (Auftralien, Bolynefin). U. 67. 


Sueven m Marlomannen. XV. 316. L 472. 49 
295. 301. 


Gulla IV. 394. 

SundzolL V. 768. 
Guperrationalismus. VII. 529. 
Suspeuſiveffeet der Rechtemittel. I. 640. 


Synodal⸗ und Bresbyteriaiverfaffung der evangeliſchen 
IX. 338. 


Synode zu Limoges. Geeligenflabt. I. 114. 
©yrien. 1. 701. 

Syſtem, monarchiſches. X. 668. 664. 
Syſtem, phyſtoktatiſches. IX. 165. 
Syſtematiſche Dppofition. XV. 321. 


Zabaksmonopol — Seflomente 978 
=. 


Tabatsmonopol in Frankreich. L 184. 

Tacitus. I. 286. 306. 810. II. 332. V. 494. 626. VI. 436. 646. 
IX. 674. X. 44. 418. 695. XV. 29. ’ 

Taggelder der Abgeorbneten. I 111. 

Taktik und Strategie. XV. 326. 

Talion. II. 669. 


Talleyranv. I. 616. III. 313. 668. IV. 1658. 568. VL 591. IX 
645. X. 426. XII. 696. 


Zallien. I. 387. 

Zalmup. V. 40. 

Tarquinius, rvömifcher König. TIL 175. 

Taffo. VII 686. IX. 566. 

Taubftummenanflalt. XV. 766. 

Zehnologie. XV.336. VI. 776. 

Telegraph. XV. 341. 

Tempelritter, Tempelherrnorden. XILS. 

Tenchtern, die, deutſcher Volkoſtamm. I. 494. V. 494, 
Territorialreceß von Frankfurt oder Generalreceß 


der zu Frankfurt verſammelt geweſenen Ter⸗ 
ritorialcommiſſion. V. 860. II. 688. 


Territorium (Staatögebiet); Serritorialprincip 
und Territorialhoheit. XV. 344. 

Terrorismus. X. 861. 

Tertullian. II. 594. 

Teſchen, Friede von. 1.146. VL 46.170, VII. 682. 

Tefament, altes. Deſſen Heilige Schriften. VI. 648. 

Teſtament, neue. Defien heilige Schriften. VII. 646. 

Teſtamentariſches Erbrecht. V. 224. 220. 

Teſtamente. VL4. 


nı]je zum Staare. AY.585. vu. 110. 
Theilbarfeit ver Güter. I. 427. I. 2693. 
Theilung ver Arbeit. I. 650. 
Theiner. VIIL 529. 532. 534. 
Theonorich, König ver Oftgothen. IV. 303, 418. 
Theodofius L, sömifcher Kaifer. IL 58. 
Theodoſius IL, römiſcher Kaiſer. IT. 54. 
Theokratie. XV.21f. 
Theologie ale Hauptwiſſenſchaft. I. 26. 
Theorie und Praris. V. 253. XIL 766. 
Theffalien, theſſaliſcher Bun. L 187. 
Sheuerung. XV. 408. IX. 490. XI 658. 
Thterquäterel (Mifhanslung ber Thlere). X. 571. - 
Täters, frünzöf. Stantimann. IV. 2. 0A. ZH. 640. 
Thierſch. XV. 529. 533. 
Thomafius. L 11. VI. 161. Vi. 257. 744. 760. —* 

663. X. 4. 686. 692. V. 2981. 
Thomfon, engl. Dichter. IX, 584. 
Thorwaldſen. IX. 586. 
Thronfolge (Enkeffion). XV. 302. 
Thronfol ger. Deſſen Erziehung. VI. 276. X. 342. XL. 7C 


Tie@. IX. 583. | Ä 
Tilfit, Friede von. VI. 126. 

Timur I 376. II. 124. 

Tippo⸗Saib. IL 378. XI. 79. 

Titel, Zitulatur. XV. 418. I. 559. 
Tittimann. IL 27. 

Titus, roͤmiſcher Kaiſer. 1.157. 

Torqueville X. 22. 

Tod, bürgerlicher, als Strafart. XV. 214. 
Todesfall. L 99. 137. 

Topesftrafe. II. 305. IN. 644. V. 482. XV. 200. 
Tödtlichkeit der Verlegungen. XV. 420. 


Tödtung; Körperverlegung. XV. 422. II. 281. III. 508. 
571.575. VI. 118. XI. 756. XNI. 501. 


Toleranz (Dulbung). IV. 632. VI. 542. VII. 631. 

Tonga-Infeln. IL. 72. 

Tonkunſt (Mufit). IX. 568. 

Tortur (Bolter). V. 592. 1.209. 583. 0.305. 341. II. 278. VI. 
78. IX. 99. X. 472. 


Zodcana, Großherzogthum. XV. 428. VI. 491. VI. 397. 561. 
697. IX. 621. X. 698. x1. 5. xI. 130. XIV. 700. 


Trajan, römifiger Kalfer. X. 368. XIV. 426. 

Trennung (ber Ehegatten) on Tiſch und Belt. IV. 597. 

Treue, Sffentlie. V. 372. XIV. 608. 

Tribunen. IL 320. IV. 229. 

Trient. Kirjenverfammlung def. I. 121. 657. I. 873. VII. 168. 
Trier, Kurfärften von. IX. 609. 

Tripolis. 1.209. _ 

Troppau, Congreß zu. ım. 718. u. 389, 

Teorler. X.14. XI. 207. j 
Tübingen. rende d dien Gelfäne de. 1i8. ne 
- Tübingen, Univerfiiät, XV.818. * 





hung, phoflice. 
Turniere. V. 495. 
Tyrol. 1.176. IV.350. VIL 112.670. XII. 128. 136 fi. 


Tzfhirner. XI. 428. 463. 


u. 


Ueberſicht, allgemeine encyklopddifhe der Sta 
wiffenfhaften und ihrer Theile. 1.1. 

Uebervölkerung. IL 550. 

Ubler. L 49. 

Uhland. II. 645. IX. 584. 

Ulri von Hutten, f. Hutten. 

Ulrich, Herzog von Würtemberg. II, 274. 

Ultra, Ultraliberale, Ultraroyaliften, Ultras 
fane. XV. 481. 

Umtriebe, demagogiſche. IV. 235, 

Umtriebe, yolitiffe. XI. 627. 

Unabhängigkeit ver vichterlichen Gewalt. II. 168. 

Unbedingte Mandate ver Reichsgerichte. X. 352. 358. 

Unbefäränfte Monardie. X. 662. 





Ungkih — Urban - ' or 

Ungarn. IN. 77. VI. 661. IX. 366. 414. X. 128, MWM. 129. 
135 ff. 199 ff. 

Ungehorfam (Gontumg), f. Gontums; x. 

Ungehorſamsſtrafe im Strafverfahren. I 126. 

Univerfalftaat, Univerfalmonar hie, ;eitperefgaft. 
XV. 498. 

Univerfitas. IV. 27. - 

Univerfiiät. 1.26 . wen 

Univerfitäten, insbefondere das dertfche Univer- 
fitätswefen; Entſtehung und. gefhidhtlidhe 
Entwidelung und Bedeutung der Univerfitdr« 
ten für das gefammte Volks- und Staats⸗— 
leben in den wichtigſten Staatsfragen 'bet 
Gegenwart; nebft Andeutungen über die gegens 
wärtigen Reformfvagen unferes Univerfitädts- 
wefens. XV. 499. II. 702. VI. 707. VL 23. IX. 657. 
660. XII. 186. XIV. 319. XV. 375. 818. 


Univerfitäten, italtenifihe. VII. 410. X. 68. 77. XIV. 226. 


Unmittelbarkeit, politifhe; Reihs- und Bundes: 
unmittelbarkeit und Mittelbarkeit. W. 540. 

Unftandesmdßige Ehe (Mißheirath, ungleide Ce, 

disparagium, mösalliance). XV. „541. Vi, 481. 

Untercanada. IT. 219. 

Unterricht. Deſſen Sreiheit. XIV. 885. 

Unterritspoligei. 1.35. XIL 662. 

Unterfuhungen, politifde. XI. 627. 

Unterfugungsgefängniffe. VL 334. 

Unterwalden, Ganton ſchweizeriſcher Cidgenofſenſchaft. XV. 674. 

Untheilbarkeit der Güter. 1427. IL 268. . 

Unzuchtsverbrechen. VI. 669. | 

Urban IL, Papſt. 1.118. 0 Ä or 

Urban VL, Papft. I. 119. 





Urban VIlk, Aarſt· 123: 59 KERET. c. 
Urcantone der Schweiz. AV.574. min nn 

Uri, Ganton ſchweijeriſcher Eihgemoffenfhaft. XV87Eıı ı Ion 
— — zur — des Urlaubs für 
Arndt — ehe ——— 


ener und XV. Wen * 
Urphede. X.412. V—— 
urrechte oder unveraͤußerliche — —2 
Am Beziehung auf ben, — Ne 
Mfipeter, die· 1. 4M; Tr ı —11 
ufat pation. XV. 685. 
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Baltelin (Battlin), Landfhaft. VII. 102. X. 56. 

Van-Diemens-Land. L. 70. 

Ban Eyf. IX. 578. 

Vaͤterliche Gewalt. XV. 639. 

Vaterlandsliebe (Patriotismus). XI. 386. 

Vaterſchaft, unehelihe. XV. 488. 

Battel, ve. X. 29. 

Vauban. II. 346. 

Behme, Behmgeriht, |. Fehme ac. 

Venedig, Republit. IV. 168. 326. 518. VII. 395. 561. 641. 
X. 66. 

Verantwortlichkeit der Zürften und der Minifter. 
XV. 639, 

Verantwortlichkeit ver Minifter. I. 114. 117. 123. II. 521. 
768. 777. 783. IV.17. V.113. VI. 273. XV. 639. 


Verantwortlihkeit ber Landflände und ber Mit— 
glieder der Landftände. XV.642. 1.768. VI. 619. 





u‘ 
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Verbindlichkeit, Gerichtoſtand ver perſoͤnlichen. W. 662. 
Verbindungen, frei. Vorw. 8. 
Berbotene Ehen, insbefondere Driefler-@bfibat. xv 


Berbreden und Vergehen. XV. 688. 

Verbrechen. Gerichtoſtand des begangenen. IF. 661. 

Verbrecher. Deren Auslieferung. IL 64. VI. 914. 

Verbrecher, jugendliche. Peren Behanklung. VI. 860, 

Verpienftabel. 1. 267. 

Verdun, Vertrag von. IV.306. - 

Verein. 1.38. H. 21. 3586. 

Vereine, landwirthſchaftliche. IL. 222. - 

Verfaſſung. Bölkerrechtliche Anerkennung derſ. I. 668. 

Berfaffung. Deren Barantie. VI 260. 266, 268, 286. 

Berfaffung Heutige ſtaatsrechtliche und politiſche Gtellung wih 
Aufgabe des Adels in verfelben. 1257. 

Verfaſſung, nordamerikaniſche. XL 381. 465, . W 

Verfaſſung, octrohirte. XI. 761. J 

Verfaſſung, pactirte. XI 751. 

Verfaſſungen. Vorw. 18. II. 761. 

Verfaſſungsfrage, hanndveriſche. VII 876. 

Verfaffungs- (Grund⸗) Geſeje. VI. 726. 

Berfaffungsprincip, ſtaͤndiſches, oder bie Otändee 
abtpeilung ald Grundlage der Leifaſſuig 


— III. 402. 
Berfaffungsurkunde, franzöflfge. II. 418. XI. 762.' 
Verführung (Kuppelei). VI. 669. 

Bergleih, Boergleichtbehönde. VI 133. XIV. 262. 
Vergniaud, Girondiſt. U. 221.386. Ä 


Berhaftung, Habdendcorpusacte, yerföntige: oder 
individuelle Sieherheit. XV. 700: 


— — —— — —— — — — 2* 


Verkündigung (Publication) der Geſetze. VI. 726. 
Berlagsbuhhandel. MI. 46. 

Berlegung (Wunde). Deren Toͤdtlichkeit. XV. 420. 
Vermaͤchtniß (Regat). V. 229, | 
Vermögensconfiscation. IM. 114. IU. 663. XV. 216 
Dermögensftener. I. 83. VII. 297. 
DBermögensftrafen. XV.215. 

Bermont. II. 379. 

Bernunftreht. Vorw. 10.14. XL 162, 

Verona, Gongreß zu. III. 315.446. 718. IV. 54. VII.: 
Verſatz⸗(Pfand⸗) Anftalten. XU. 466. 
Verſchwörung (conjuratio). VIH. 218. 

Berfiherung (Aſſecuration). 1.722. 11.12. 704. 
Bertheidigung (Defenflon). IV. 214. IX. 87. 
Bertrag. XV. 719. IV. 278. VIE 4. XV. 616. 
Vertrag. Gerichtsſtand vefielben. IM. 562. 

Dertrag von Paffau. I. 515. 

Vertrag, Tübinger. 163. II. 270. IV. 356. 371. 
Vertrag von Verdun. IV. 306. 


Verwaltung. Gollegial» und bureaukratiſches Syſtem 
In. 516. 
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 Berwaltungsbehörbe. Deren Eompetenz. III. 563. 
Bicar, apoftolifher. XI. 706. 
Viehkauf. IX. 239. 
Bielweiberei. IV. 570 f. 
Binde, v., preuß. Oberpräftdent. II. 30. VI. 139. XV. 96. 96. 
Bindelicien. I. 494. 
Birginien. - II 379. 
Bogt, Niklas. X 48. 
Bölker. Deren Bevormunbung. X. 347. 
Völker Chrbeleivigung gegen fi. VII. 356. 
Voͤlkerrecht. 1.39. V.333. XI. 190. 
Völkerrecht, natürliches, europdifches. XV. 731. 
Völkerrehtlihe oder Staatdfervitut. XV. 736. 
Voͤlkerrechtlich-diplomatiſche Literatur. X. 26. 
Voͤlkerwanderung. I. 173. X. 614. 
Bolt, Volksthum. XV. 727. 


Volksabgeorbnete im conftitutionelfen Staat. I. 102. II. 768. 
VI. 453. 


Bolfsbelehrung. II. 354. 

Bolkserziehung, ſ. Erziehung. 

Boltsfefte V. 489. 

Volksherrſchaft (Demokratie). II. 374. IV. 241. ° 
BVolksrepräfentation. Vorw. 16. 
Volksſchulen, ſ. Shulmefen, Volksſchulen. 
Volksſouveranetaät. VL 200. 

Volksthum, deutſches. J. 497. 
Voltstribunen. III. 320. IV. 329. 
Volksverſammlung. I. 21. XIL 761. 
Volkswirthſchaftslehre. IX. 165. 


Volkewirthſchaftépflege. IX. 166. 
Staats⸗Lexikon. XV. 68 





ee Ze 


Vollgraff, Profefor. 13.838," V. 408. VI. 631. VIER, X.26. 


XII. 280. 7 = 
Bolljäprigkeit. X.333, 
Bollfirefung, f. Greeution. mA IIaTE — — 


Volfziehende Gewalt, 1.35. ; 

Boltalte. 1.9. 11.225.805, 612. IIL 337. 460. 461. 645. 764. 
v.30. v1.329. IX. 568. X. 16. 496. 619,731. XI:724, 

Bormunbjhaft. IV.270. V. 420. X. 387. XI. 759 

Borwärts, Marſchall, ſ. Bluͤcher. 

2otum. 1.165. 


W. 


ERTL Juigte] i 

Baatland, als Theil des Gantons Bern 11. 409. 415. 417. 

Baffen- und Wehrhoheit. XV.739. 

Wahabiten (Mahabi). I. 642. IX. 482, 

Wahl ver Abgeorbneten (Volksabgeordneten) im conjtitutionellen Staat, 
1.103. 111. 626. VI. 453. 

Wahl der Deputirten in Frankreich. II. 425. 431. 

Wahl ver veutjchen Kaifer. IX. 598. 

Wahl des Grmeindevorftantes. VI. 431. 453. 

Wahlariftofratie 1. 677. 

Wahlbeſtechung. 1.544. V1.72. 
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Witt, de, Johann und Eornelius. X. 376, 
Wittelsbach, Haus. VI. 491. X. 51. 

MWitteldbach, Otto von. II. 138. 

Wittwencaffen. 1.13. XV. 773. 


Wochenblatt, Berliner politiſches. 1.7.3833. V.408, VIU. 


767. X. 605. XII. 280. XIV. 149, XV. 837. 
Wochenmaͤrkte. X. 362. 
Wohl, öffentliches, f. Geſammtwohl. 
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